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Vor    n    o    r    t* 


iflem  Freimd,  Hr.  Schiebe,  hat  gewünscht,  ilass  ich 
seine  Bearbeitung  des  Werkes  von  Pardessus  m  die 
literarische  Welt  einführen  möchte.  Er,  der  als  Director 
der  Handelsschule  üi  Leipzig  durch  sein  erfolgreiches 
Wii'ken  eben  so  wie  durch  die  von  ihm  herausgegebe- 
nen Werke  *)  hinreichend  dem  Publicum  bekannt  ist, 
bedurfte  wohl  nicht  erst  einer  empfehlenden  Einführung. 
Indem  ich  dennoch  seinen  Wunsch  erfülle,  benutze  ich 
die  Gelegenheit,  über  den  Werth  des  Werkes  von  Par- 
dessus und  das  Verhaltniss  desselben  zu  andern  han- 
delsrechtlichen Werken  des  Auslandes  mich  auszuspre- 
chen und  Wünsche  beizufügen.  Pardessus  zeichnet 
sich  durch  eine  seltene  Kenntniss  der  ^uelloh  des  Han- 
delsrechts (seine  CoUecLion  des  lois  fnanthncs  ist  ein 
ehrendes  Zeugniss  derselben),  durch  ein  tiefes  Eindrin- 
gen in  die  technischen  \  erhJiltnisse  des  Handelsverkehrs, 
durch  einen  feinen  civilistischen  Takt,   den  er  iu  seinem 


*)  Ilir  Yerzeicliuiss  ist  am  Schlus^jc  dieses  Werkes  ance<;ebcii. 
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Werke  über  die  Servituten  bewährt,  und  durch  eine 
klare,  lichtvolle  Darstellung  aus,  und  sein  Werk  verdient 
daher  die  genaue  Beachtung  eines  Jeden,  der  sich  für 
Handelsrecht  interessirt.  Die  Schattenseiten  seines  Wer- 
kes sind  nur,  dass  der  Verfasser  in  der  Entwickelung 
seiner  Ansicht  oft  zu  kurz  ist  und  nicht  hinreichende 
Gründe  angiebt,  und  dass  er  bei  der  Auslegung  der  Stel- 
len des  Code  de  commerce  zu  sehr  an  dem  Buchstaben 
dieses  Gesetzbuches  festhält  und  nicht  genug  aus  jenei^ 
Quelle  schöpft,  welche  bei  dem  Studium  des  Handels- 
rechts unentbehrlich  ist,  nämlich  aus  der  Quelle  des  kauf- 
mäimischen  Gewohnheitsrechts.  Es  ist  nicht  schwierig, 
nachzuweisen,  dass  schon  im  12ten  Jahrhundert  bei  den 
Handelsgerichten  der  damals  aufblühenden  Städte  in  Han- 
delssachen ein  Gebrauch  sich  ausbildete,  welcher  unim- 
terbrochen  von  den  Kaufleuten  beobachtet  wurde.  Durch 
die  eben  in  Italien  bekannt  gemachten  Monum^enta  Ai- 
storiae  Patriae  vuid  die  darin  abgedruckten  Statuten 
italienischer  Städte  wird  der  Zusammenhang  von  Genua 
und  Barcelona  in  Bezug  auf  die  Appellation  gegen  Aus- 
sprüche des  Handelsgerichts  auf  das  Neue  dargethan ;  durch 
die  Einrichtung  dieser  Handelsgerichte  wurde  der  kauf- 
männische Gebrauch  lebendig  erhalten  und  fortgebildet. 
Diesen  Gebrauch  zu  kennen,  ist  Pflicht  des  Gesetzgebers 
und  des  Richters  in  Handelssachen.  In  Savary's  p«r- 
fait  negociant  iLomm^n  brauchbare  Materialien  vor;  von 
den  neueren  Schriftstellern  über  Handelsrecht  hat  vorzüg- 
lich Fremery  in  seinen  geistvollen  efwc^CÄ  df^  cfroiY  com- 
merctal  ou  du  droit  fonde  par  la  coutum^e  universelle 
des  commergans.  Paris  ^  1833  die  Wichtigkeit  dieses 
Gewohnheitsrechtes  erkannt;  von  den  neuesten  Gesetz- 
büchern ist  es  besonders  der  portugiesische  Handelsco- 
dex,  dessen  Redactoren  wenigstens  iu  sehr  vielen  Leh- 
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ren  aus  diesem  Rechte  schöpften.  Dagegen  ist  es  leicht, 
nachzuweisen,  dass  die  Redactoren  des  französischen 
Code  de  commerce  diese  Quelle  vernachlässigten  und  der 
Gebrauch  unter  den  Kaufleuten  würde  so  häufig  nicht 
im  Widerspruche  mit  den  Yorschriften  des  Code  kom- 
men, die  Bestimmungen  desselben  würden  nicht  so  oft 
dem  Bedürfiiisse  widersprechen,  als  dies  der  Fall  ist, 
wenn  man  bei  der  Abfassung  des  Code  mehr  das  kauf- 
männische Gewohnheitsrecht  zu  Rathe  gezogen  hätte.  Die 
Lehre  von  dem  endossement  des  Wechsels  en  bianc,  die 
Fordeiimg,  dass  valeur  regue  speciell  im  W^echsel  aus- 
gedrückt werden  muss,  die  Vorschriften  über  den  Beweis 
durch  die  horderaux  der  Mäkler,  über  das  cönnoissement 
im  Seerechte  können  leicht  als  Beispiele  für  die  W^ahrheit 
unserer  Behauptung  angeführt  werden.  Nicht  selteji  hört 
man  auch  in  Frankreich  Klagen  der  Kaufleute,  dass  die 
Gerichte  zu  wenig  um  das  kaufmänoische  Gewohnheits- 
recht sich  kümmern,  und  das  Handelsgericht  in  Marseille 
gehört  zu  den  vorzüglichsten,  deren  Aussprüche  Ansehen 
haben,  besonders  wolil  deswegen,  weil  dort  so  viel  und 
passend  auf  kaufmännische  Gewohnheiten  Rücksicht  ge- 
nommen ist.  In  dem  von  Girod  und  Clariond  her- 
ausgegebenen Journcd  de  jurisprudencc  comnierciaie  et 
nian'liine,  vvorin  die  Aussprüche  von  Marseille  gesam- 
melt sind,  findet  sich  ein  Schatz  kostbai*er  haudelsrecht- 
licher  EiitAvickehnmen.  —  Noch  immer  ist  für  die  ße- 
arbeitiing  des  Handelsrechts  viel  zu  thun.  Manche  gute 
Arbeiten  verdanken  wir  zwar  audi  dem  Auslände.  Aus- 
ser Pardessus  ist  vorzüglich  das>Aerk  von  A  incens: 
JegUInlion  co minore laf e  ^  11 1  voL  Paris  1821.  höolist 
schätzbar,  weil  der  Verrassor,  der  si^lbst  niit  dem  lian- 
dels^^rke!u'  und  dem  Detail  desselben  vertraut  ist,  treff- 
liche  kritische  Bemerkungen    über    tlen  toile  lielort  uud 
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auf   seine  Fehler    aufmerksam    macht.      In    Horson's 
Qtiestions  sur  le  Code  de  commerce,  Paris ^  1829   finden 
sich   einige  gute,    mit    praktischem  Geiste   geschriehene 
Erörterungen    über    einzelne   wichtige   Fragen  des  Han- 
delsrechts.    Das   Studium   des  oben  angeführten  Werkes 
von    Fremery    muss    wegen    seiner   historischen   Ent-» 
Wickelungen   und   der  Rücksicht   auf  das    Gewohnheits- 
recht  sehr  empfohlen    werden.     In  Persil's   neuesten 
Werken:  des  comimssionnaires  et  des  achatSy  Paris  1836, 
und  Persil  des   societes  commerciales^  Paris  1833,  fin- 
det man  einige  gute  Auslegungen  des  Code,    obwohl  die 
unpassende  Anordnung  des  Ganzen  und   der  Mangel   an 
Principien    den   \^erth    dieser    Werke    vermindert.      In 
Mollot's  Werke:    des   bourses   de  commei^ce^    agens  de 
change^  Paris   1834 ,   bewährt   sich   der  mit   dem  Detail 
der  Börsen-,  Staatspapier-  und  Mäklergeschäfte  vertraute 
Geschäftsmann.     Das    neueste    französische   Werk    über 
Handelsrecht  von  Bravard  Veyrieres  Manuel  de  droit 
com,mercial  contenant  un  traite  elementaire  sur  chaqxie 
titre    du   Code   de   commerce^     Paris ^  1838    (wovon   nur 
das  erste  Heft  erschienen  ist),  wird  dem  Bedürfnisse  eines 
Lehrbuchs,  eine  klare  Einleitung  in  jede  Lehre  zu  geben 
und  das  Selbststudium  zu  erleichtern,  entsprechen.     Von 
den  neuen  italienischen  Werken  verdient  das  W  erk  eines 
berühmten  Juristen  in  Rom:    Principj   del    diritto   com" 
merciale   secondo  lo  spirito  delle  leggi  pontißcie^  Roma 
1827  bis  1836,  10  Bändchen,  eine  Beachtung;  da  in  Rom 
der  französische    Code  de  commerce   (mit   einigen  weni- 
gen Abänderungen)  gilt,   so   ist   das  Werk  zugleich  eine 
Entwickelung   des   französischen  Handelsrechts,   allein  es 
unterscheidet   sich   von   den  Werken   der  Franzosen  da- 
durch,  dass  der  Verfasser   das   römische   Recht   zur   Er- 
gänzung  des  Handelsrechts  benutzt   und   iu    die  Contro- 
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versen  eingeht.  Ein  in  portugiesischer  Sprache  geschrie- 
benes Werk  von  Jose  da  Silva  (der  auf  die  legis- 
lativen Arbeiten  Porhigals  später  selbst  vielen  Einfluss 
gewann),  Principios  de  dtreito  inercantil  e  leis  de  inarinha, 
Lishoa  1828  (in  4  Bünden),  ist  mit  Unrecht  von  den 
Schriftstellern  über  Handelsrecht  unberücksichtigt  gelas- 
sen worden.  Vorzüglich  sollte  der  Blick  eines  Jeden, 
der  Handelsrecht  stu dh't,  auf  die  handelsrechtlichen  Ar- 
beiten der  Engländer  und  Nordamerikaner  gerichtet  sein. 
Ausgezeichnet  dm'ch  einen  fernen  praktischen  Sinn,  ge- 
bildet und  geübt  in  der  Schule  des  Lebens  und  eines 
höchst  ausgedehnten  kaufmännischen  Verkehrs,  gewohnt^ 
die  Fälle  genau  zu  zergliedern  luid  überall-  das  Bedürf- 
niss  luid  das  Gewohnheitsrecht  zu  Rathe  zu  ziehen,  sind 
die  englischen  luid  amerikanischen  Juristen  vorzügüch 
im  Handelsrechte  wichtig.  Ausser  den  be^i.annten  M  er- 
ken  über  See-  und  Wechselrecht  ist  Jetzt  ehi  neues  (das 
einzige  in  dieser  Art  in  England  gearbeitete)  Lehrbuch 
des  Handelsrechts  von  Smith:  Com jyendiuiti  of  vier can- 
tilc  laWy  London  1834,  erschienen.  Für  das  nordaiiiori- 
kanische  Recht  ist  in  den  Werken  von  Kent  (^Conunen" 
tar  on  amcrican  law)  in  Story 's  Werken  über  Coii- 
ß,ict  of  lawsy  on  hailmentj  on  eqiuty  Treflliches  inr 
Handelsrecht  zu  finden.  Vorzüglich  aber  sind  z^^  ei  neue 
in  Nordamerika  erschieuene  Werke  und  zwar  eine  Bear- 
beitung von:  Bdyley  suniniary  on  thc  law  oj'  ejcchan^Vj 
cdited  hy  Pht/fpi)  and  Sewally  Boston  1836  und  Cltilty 
ivcalise  on  öills  of  cxchangey  ediied  by  Oglnie  Bechee^ 
Springßeld  1836,  zu  empfehlen.  Die  amerikanischen  Her- 
ausgeber englischer  Werke  sind  nändich  gewohnt,  das 
amerikanische  Reclit  in  Noh^n  oder  im  Anhange  mitzu- 
theilen,  und  so  findet  mau  ehen  in  den  zwei  geiianiitcii 
Bearbeitimgen    nicht   bloss    das   amerikaniscln^    A\ediscl- 


recht,  sondern  fast  das  ganze  Handelsrecht  Amerika's. 
Neben  allen  genannten  Werken  wird  dem  Werke  von 
Pardessus,  dessen  Uebersetzung  Hr.  Schiebe  über?- 
nahm,  ein  ehrenvoller  Platz  gesichert  bleiben.  Der  Her- 
ausgeber hat  das  Verdienst,  dass  er  durch  seine  Bearbei- 
tung zur  Verbreitung  des  Werkes  in  Deutschland  bei- 
trägt. Wenn  auch  die  französische  Sprache  in  Deutsch- 
land noch  so  allgemein  verbreitet  ist,  so  weiss  doch  Je- 
der, wie  schwierig  das  Verstehen  technischer  Worte  in 
einer  fremden  Sprache  ist.  Der  Herausgeber,  der  fran- 
zösischen wie  der  deutschen  Sprache  gleich  mächtig, 
war  in  der  Lage,  eine  treue  Uebersetzung  zu  liefern, 
lieber  manche  Weglassungen  aus  dem  Originalwerke  von 
Pardessus  in  der  vorliegenden  Bearbeitung  wird  Herr 
Schiebe  selbst  sich  erklären.  Durch  die  Sitte,  manche 
Entwickehmgen  im  kleineren  Drucke  zu  geben,  ist  viel 
Raum  gewonnen  luid  durch  die  Vermuideruug  des  Prei- 
ses die  Anschaffimg  erleichtert  worden.  Der  Herausge- 
ber hat  noch  ein  selbstständiges  Verdienst  dadurch  er- 
worben, dass  er  dem  Werke  Noten  zur  Verdeutlichung 
und  Beispiele  beifiigte.  Möge  das  Werk  einer  recht  all- 
gemeinen, guten  Aufnahme  sich  erfreuen! 

Heidelberg,  den  16.  Mai  1838. 


mittermaier. 


Vorwort  des  Heraiisifebers. 


ilie  vorliegende  Arl)elt  ist  nicht  Sache  des  Aiigenhlicks. 
Hang  zum  Stiuluim  des  Handelsrechts  legte  schon  in  i'rü- 
heren  Verhältnissen  den  Grund  dazu,  und  diess  luu  so 
mehr,  da  ich  damals  häufig  in  dem  Fall  ^var,  das  Amt 
eines  Schiedsrichters  in  Handelssachen  oder  eines  Sj  n- 
diks  in  Fallimenten  zu  ühernehmen,  oder  aucli  grossen 
Geschäften  in  sclnvierigen  Augenhlicken  vorzustehen,  wo 
die  Kenntniss  des.  Handelsrechts  von  um  so  grösserem 
Nutzen  ist,  je  verwickelter  die  Fälle  sind,  die  dal)ei  vor- 
kommen können. 

Vielleicht  hätte  ich  es  niclit  gewagt,  mein  Manu- 
script,  das  ich  nach  der  vierten  Auflage  des  Werkes  des 
Hrn.  P  a  r  d  e  s  s  u  s  ")  lungearheitet,  dem  Drucke  zu  üher- 
gehen,  wäre  ich  nicht  dazu  von  höchst  achtbaren  Ge- 
lehrten der  Rechtswissenschaft,  die  inn  mein  31anuscript 
wussten,  und  namentlich  von  meinem  verehrten  Freinide, 
dem  Herrn  Geheimenrathe  luid  Professor  Dr.  Mitter- 
maier,  aufgemuntert  worden,  der  ausserdem  noch  die 
besondere  Güte  für  mich  hatte,  meine  Bearbeitung  mit 
euiem  Vorworte  zu  beehren. 

Der  Name,  den  sich  Herr  Pardessus  durch  seine 
Werke  in  Frankreich  erworben,  wo  sein  Handelsrecht 
bei  Handelsgerichten  gleichsam  als  Autorität  gilt,  die 
Anerkennung,  welche  sie  auch  bei  Rechtsgelehrten 
in  Deutschland  gefunden,  lässt  mich  hoilen,  dass  diese 
Arbeit  dem  deutschen  Juristen,  sowie  dem  Kaufmann, 
der  sich  über  das  Alltägliche  erheben  und  sich  instrnlren 
will,  nicht  unwillkonmien  sein  wu*d;  auch  trilft  diese 
Bearbeitung  gerade  zu  einer  Zeit  ein,  in  welcher  in 
man(Jien  Staaten  Deutschlands  an  eine  Handelsgesetzge- 
bung, woran  es  Noth  thut,  gedacht  wird. 

Gern  Iiätte  ich  dem  Werke  mehr  Noten  angefügt, 
so  wie  auch  auf  Manches  aufmerksam  g(Mnacht,  das  in 
neuern  Handelsgesetzgebungen,    namentlich  in  der  spani- 


*)  Bis  August  1830  war  (Icr.sfllie  Uatli  am  C'assationsliolV*,  und  IVnlrssor 
des  Handelsrechts  an  der  Ileclilsscliule  in  Paris;  seit  seinem  \l>«;an;:r  >on 
dieser  Schule  i.st  er  Advorat  am  köni«:!.  (lericlitshofe  von  Paris  und  Mit^lii-*! 
lies  Instituts  {acadcmic  das  inscriptions). 
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sehen,  von  der  französischen  abweicht;  allein  ich  war 
genöthigt,  mich  auf  eine  gewisse  Bogenzahl  zu  beschran- 
ken, die  ich  nicht  überschreiten  durfte,  ohne  dass  sich 
dadurch  das  Werk  sehr  vertheuert  hätte.  Um  meinen 
Zweck  aber  so  gut  als  möglich  zu  erreichen,  habe  ich 
Vieles,  was  eigentlich  nur  als  Erläuterung  zu  einem  Satze 
diente  oder  mehr  Neben-  als  Hauptsache  war,  mit  klei- 
nerer Schrift  geben  lassen^  so  dass  ich  dadurch  an  Raum 
gewann  und  im  Stande  war,  ohne  etwas  Wesentliches 
wegzulassen,  circa  2000  Seiten  des  Originals  auf  die 
vorliegende  Bogenzahl  zusammen  zu  drängen,  und  auch 
diess  würde  ich  nicht  vermocht  haben,  hätte  ich  nicht  die 
Jurisdiction  und  das  Prozessverfahren,  die  den  fünften 
Band  des  Originals  ausmachen,  als  Anhang  ebenfalls  mit 
kleinerer  Schrift  drucken  lassen. 

Da  das  Seerecht,  das  den  dritten  Band  des  Origi- 
nals ausmacht,  meistens  nur  für  Seestä'dter  Interesse  hat, 
so  glaubte  ich  dasselbe  im  vorliegenden  Werke  weglas- 
sen zu  müssen,  um  es  besonders  herauszugeben. 

Wenn  ich,  wie  es  auch  Herr  Pardessus  gethan, 
die  Beschlüsse  des  Cassationshofes  im  Werke  angeführt 
habe,  so  geschah  es  nur,  um  der  vom  Autor  angeführ- 
ten Meinung  mehr  Gewicht  zu  geben. 

YielleicJit  hätte  ich  mich  in  manchen  Stellen  meiner 
Bearbeitung  kürzer  fassen  können,  als  ich  es  gethan; 
doch  wird  man  diess  immer  dann  erst  gewahr,  wenn 
der  Druck  vorliegt,  wo  es  zu  spät  ist,  eine  Umände- 
rung zu  treffen,  besonders  bei  Entfernung  des  Druckorts, 
wie  dies  bei  diesem  \1  erke  der  Fall  war.  Sollten  sich 
uiiireaChtet   alles  Fleisses    nnd  aller  Aufmerksamkeit,    die 
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ich  auf  die  Bearbeitung  verwendet,  dennoch  Irrthümer, 
Fehler  oder  Undeutlichkeiten  in  der  Redaction  einge- 
schlichen haben,  so  bitte  ich  um  Nachsicht;  ja  ich  würde 
es  dankbar  erkennen,  wenn  man  mir  sie  durch  Pri- 
vatmittheihuig  angeben  wollte. 

Wer  übrigens  das  Original  genau  keimt,  wird  mir 
die  Gerechtigkeit  nicht  versagen,  zu  gestehen,  dass  diese 
deutsche  Bearbeitung  in  jeder  Beziehung  keine  leichte 
Aufgabe  war. 

Leipzig,  10.  Juli  1838. 

jScli  leibe. 


Inhalt. 


Seito 

Einleitung         . .        .  i 

Criste    Abtliciliihg'. 

Vom   Handel    und  von   den   Handelsleuten        ....  3 

Erstes    Hanpistüch     Von  Handelsgeschäften 3 

Erstes  Capitel.     Geschäfte,  die  schon  an  und  für  sich  als  Handels- 
geschäfte erklärt  werden 4 

Erster  Abschnitt.     Von  Ein  -  und  Verkäufen       ....  4 

§.  1.     Einkäufe,  welche  als  Handelsgeschäfte  angesehen  werden       .  5 
Erster  Artikel.     Sachen,  deren  Kauf  als  Handelsgeschäft  be- 
trachtet werden  kann           ........  5 

Zweiter   Artikel.      Aus   welchem   Rechtsgrunde   müssen  die 

Einkäufe  statt   haben  ?        .         . 8 

Dritter  Artikel.    In  welcher  Absicht  muss  der  Kauf  gemacht 

werden  V       .......',..         .  9 

§.  2.     Verkäufe,  welche  Handelsgeschäfte  sind           .       ,  .         .         .  14 

Zweiter  Abschnitt.     Von  \Vechselgeschäften       .        .         .         .  16 

Dritter  Abschnitt.     Von  Bankgeschäften 22 

Vierter  Abschnitt.     Von    der   Miethe   (von  Sachen),    die   Han- 
delsgeschäft ist  .         .        .        .         .        .         .        .         .        .         .  25 

Fünfter  Abschnitt.     Von   dem  Dienstvertrag,   der  als  Handels- 
geschäft erklärt  oder  angesehen  werden  kann         ....  25 

§.  1,     Vom  Lehrvertrag 26 

§.  2.     Von  Unternehmungen  in  Manufacturen  und  Arbeiten       .         .  27 
§.  3.     Von    den    wechselseitigen  Verbindlichkeiten   der  Arbeiter  und 

Chefs  in  Manufacturen,  Fabriken  und  Werkstätten        ...  29 
§.  4.     Von  den  wechselseitigen  Verpllichtungen  der  Handelsleute  und 

ihres  Handliings- Personals      ........  30 

§.  5.     Von  Transport -Unternehmungen       ......  31 

§.  6.    Von  Vollnwichten,  Anstellungen  und  Comniissionen          .         .  31 

§.  7.     Von  Mäklergeschäften 32 

§.  8.    Von  den  Agenturen  und  Geschäftsbureaux       ....  33 

§.  9.     Von  Etablissements  zu  öflentlichen  ^'erstei;J;('rll^gen         .         .  34 
§.  10.  Von  den  Ftablissements  ütl'entlicher  Schauspifle     ...  35 
Sechster  Abschnitt.     Von  einigen  andern  kautmännischen  Ver- 
handlungen ............  35 

Siebenter  Abschnitt.  Von  Geschäften,  den  Seehandel  betreifend  .  35 
Zweites  Capitel.     Gechäfte,    welche   dur<h    die  Uuaiität  der  dabei 

verpilichteten  Personen  als  Handelsgesrliätle  an;;esehrn  «erden        .  37 
Erster  Abschnitt.     Von    den   von  Handelsleuten   eingegangenen 

Verbindlichkeiten 38 

Zweiter  Abschnitt.     Von  den  von  Uechnungsbeamten  eingegan- 
genen Verbindlichkeiten  ....                      ....  40 

Zweites  Hau pistücJi.   Personen,  welche  H^vndelsgescIiaHe  freibeii  k*Minrn  .  41 
Erstes  Capitel,     Fälle,  in  welchen  Minderjährij^e  und  \orIuirathetc 

Frauen  Handelsgeschäfte  tnibeii  kiinnen   ......  42 

Erster  Abschnitt.     >  on  .Minderjährigen,  welche  Handelsgeschäfte 

treiben  können 42 


XIV 

Seite 

Zweiter  Abschnitt.    Von   verheiratheten  Frauen,   welche  Han- 
delsgeschäfte treiben  können       ........        46 

Zweites  Capitel.     Von   den  contractfähigen  Personen,   denen  aber 

der  Handel  untersagt  ist ßl 

Erster  Abschnitt.   Personen,   denen    aus  gesellschaftlichen  Con- 

venienzen  der  Handel  untersagt  ist 52 

Zweiter  Abschnitt.     Verbote,  die  sich  auf  das  Handelsinteresse 

gründen        ......         ^ 52 

D  ritter  A  bs  chni  1 1.     Vl'^irkungen  ,    welche   die   Uebertretung   der 

Verbote,  Handel  zu  treiben,  hervorbringt 53 

Drittes  HauptsiücL    Personen,  welche  Handelsleute  sind      ...        54 

liiertes  Hauptstiich.     Besondere  Verpflichtungen,   welche   den  Handels- 
leuten auferlegt  sind        ..........        59 

Erstes  Capitel.     Von  den  allgemeinen  Verpflichtungen,  welche  allen 

Handelsleuten  auferlegt  sind        . jfeo 

E  rs  t  er  Abschni  tt .  Von  der  Verpflichtung,  ein  Patent  zu  nehmen  .  iBO 
Zweiter  Abschnitt.  Von  der  Verpflichtung,  Bucher  zu  führen  .  61 
Dritter  Abschnitt.      Von    den  Verbindlichkeiten,    die    Corre- 

spondenz  betreffend 65 

Vierter  Abschnitt.    Von  der  Verpflichtung,  jährlich  ein  Inven- 

tarium  zu  machen    '    .         .     \   .         .         .         .         .         .         .         .        65 

Fünfter  Abschnitt.    Von  den  Eheberedungen  der  Handelsleute  .        66 
Sechster   Abschnitt.     Von    der    Gütertrennung,    die    zwischen 

Ehegatt^^n,  wovon  der  eine  Handelsmann  ist,  ausgesprochen  wurde  .        68 
Zweites  Capitel.     Von    den    Verpflichtungen,    die   gewissen    kauf- 
männischen Gewerben  auferlegt  sind      .         .         .         .         .         .         .         70 

Erster  Abschnitt.     Specielle  Vorschriften   im  Interesse  der  öf- 
fentlichen Schatzkammer    .........         70 

Zweiter   Abschnitt.      Specielle   Vorschriften   im   Interesse    von 

Particular-Personen 71 

Dritter  Abschnitt.  Specielle  Vorschriften  im  öflfentlichen  Interesse  .        72 

Fünftes  HauptstücJc.     Von   den  Anstalten,   die  zum  besondern  Vortheil 

des  Handels  geschaflfen  sind  ....         ....         .75 

Erstes  Capitel.     Verhältnisse  des  Handels  zum  Staate     ...  76 
Erster  Abschnitt.     Vom    obersten    Handelsrath   und   den   Gene- 

ralcollegien    für  Handel  und  Manufacturen         .....  76 

Zweiter  Abschnitt.     Von  den  Handelskaujmern  ....  78 

Dritter  Abschnitt.  Vor  den  Berathungskammern  der  Manufacturen  .  79 
Vierter  Abschnitt.     Von  der  Polizei,  die  Manufacturen,  Fabriken 

und  Werkstätten  betreffend 79 

Zweites  Capitel.  Specielle  Institutionen,  wodurch  die  Rechte  der  Er- 
finder industrieller  Entdeckungen,  oder  der  Verfasser  von  Werken,  wel- 
che die  f^iterattir  oder  die  schönen  Künste  betreflTen,  gesichert  werden    .  82 
Erster  Abschnitt.     Von    den  Mitteln,    wodurch   die  Rechte  der- 
jenigen gesichert  werden,  welche  Erfindungen  im  Industriewesen  ge- 
macht, oder  eine  gewisse  Verfahrungsweise  darin  entdeckt  haben     .  82 
Zweiter  Abschnitt.  Von  den  Mitfein,  wodurch  die  Rechte  von  Auto- 
ren im  Fache  der  Literatur  und  der  scl»önen  Künste  gesichert  werden 
Drittes  Capitel.     Institutionen,  die  zur  Erleichterung  des  Handels- 
verkehrs unter  Privaten  gestiftet  wurden  ......  86 

Erster  Abschnitt.     Von  den  Maassen  und  Gewichten  .         .         .87 

Zweiter  Abschnitt.     Von  Märkten  und  Messen  ....  90 

Dritter  Abschnitt.     Von  Niederlagen  und  Freihäfen  ...  90 

Vier  ter  Abschnitt.     Von  den  Börsen  .         .        .         ...         •  92 

Fünfter  Abschnitt.     Von  den  Wechselagenten  und  Mäklern       .  94 
§.  1.     Vorschriften,  welche  die  Wechselagenten  und  Mäkler  gemein- 
schaftlich betreffen 95 

§.  2.     Von  den  Wechselagenten  insbesondere» 101 

§;  3.     Von  den  Mäklern  insbesondere 104 

Erster  Artik  el.     Von  den  Waarenmäklern     .....  104 

Zweiter  Artikel.     Von  den  Assecuranz  -  Mäklern          ...  106 

Dritter  Artikel.     Von  den  Schiffsmaklern     ....         .  107 

Vierter  Artikel.  Von  den  Mäklern  für  Land- und  Wassertransporte.  108 

Fünfter  Artikel.    Von  den  Weinstichern  im  Entrepot  von  Paris    .  109 


84 


XV 


zureite    Abttieiliing. 

Allgemeine  Grundsätze  über  die  kaufmännischen  Verträge. 

Erstes  Hauptstück,  Von  der  Entstehung  der  kaufmännischen  Obligationen  . 
Erstes  Capitel.     Erlordernisse  zur  Bildung  Tertragsmässiger  Obliga- 
tionen  

Erster  Abschnitt.     Von  der  Einwilligung       .... 

§.  1.     Durch  wen  kann  die  Einwilligung  gegeben  werden? 
§.2.     Wie  muss  die  Einwilligung  dazwischen  treten? 
§.  3.     Von  den  Eigenschaften,  welche  die  Einwilligung  haben  muss 
Erster  Artikel.     Die  Einwilligung   darf  nicht  die  Folge  eines 
IrrthumS  sein        .         ,         .         .         .         .         .  ^      .         . 

Zweiter  Artikel.     Die   Einwilligung   darf  nicht   durch  Zwang 
erpresst  werden    ......... 

^         Dritter  Artikel.     Die   Einwilligung    darf  nicht   durch   Betrug 
erschlichen  werden        ........     ^ 

Zweiter  Abschnitt.     Von  Sachen,   die   den  Gegenstand   kaufman 
nischer  Verträge  ausmachen  können         ..... 

§.  I,     Von  der  Nothwendigkeit  einer  gewissen  Sache        .         . 
§.  2.  Von  der  Nothwendigkeit,  dass  die  Verbindlichkeit  erlaubt  sei 
Dritter  Abschnitt.     Von  der  Nothwendigkeit  eines  Grundes  dei 
Verträge      .',.....         .... 

Zweites  Capitel.     Wirkungen  der  Obligationen  .... 

Erster  Abschnitt.     Wirkung  der  Obligationen  zwischen  den  Con 

trahenten 

§.  1.     Wer  ist  berechtigt,  die'ErfüIIung  der  Obligation  zu  verlangen? 
§.  2.     Wer  ist  zur  Erfiilhing   einer  (Obligation  gehalten? 
§.3.     Wann  kann  die  ErfüllungeinerVerbiridlichkeit  verlangt  werden? 
§.  4.     Wo  kann  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  verlangt  werden  ? 
§.  5.     Was  kanrt  der  Gläubiger  fordern?    ..... 

§.  6.     Von  den  Rechten  des  Gläubigers  bei  Nichterfüllung  oder  bei  Ver 
7ug  in  der  PJrfiillung  einer  eingegangenen  Verbinrllichkeit 
Zweiter  Abschnitt.     Wirkungen  der  Verbindlichkeiten  in  Bezug 
r:-      auf  dritte  Personen      ......... 

Dritter  Abschnitt.     Von  der  Auslegung  der  Verträge 
Drittes  Capitel.  Von  den  Verbindlichkeiten,  die  ohne  Vertrag  entstehen 
Zweites  Uauptstück,      Von  der  Erlöschung  der  kaufmännischen  Obliga 
tionen  ............ 

Erstes  Capitel.     Von  der  Zahlung 

Erster  Abschnitt.     Durch    wen    und    wem    soll  die  Zahlung  ge 
leistet  werden  ?.......... 

Wann    und    wo  kann  die  Zahlung  geleistet 


Zweiter  Abschnitt. 

werden? 
Dritter  Abschnitt. 
Vierter  Abschnitt. 
Fünfter  Abschnitt. 


Wie  muss  die  Zahlung  geleistet  werden? 
Protestation  gegen  die  Z.ihlung  . 
Vom  wirklichen  (reellen)  Anerbieten  und  der 

Consignation  (Deposition) 

Sechster  Abschnitt.     V^on  den  Wirkungen,  welche  die  Zahlung 
hervorbringt         .......... 

Zweites  Capi  toi.     Von  der  Novation        •     /    . 

Erster  A  I)  s  c  h  n  i  1 1 .     Novation   in    Folge  üebereinkunft   zwischen 
Schuldner  und  Gläubiger     ........ 

Zwei  ter  A  b  seh  n  i  1 1  .     Novation,   die  durch    Veränderung    in    de 

Schuld    und  bloss  in  der  Person  d«vs  Schuldners  »t.iit  hat 
Dritter  Abschnitt.     Novation  durch  Neränderung  in  den  Perso 
nen  und  in  der  Schuld        ........ 

Drittes  Capitel.     Erl. issung  der  Schuld  ..... 

Viertes  Capitel.     Von  der  Cooipensation  .... 

Fünftes  Capitel.      Confusion.     (Vereinigung    des  Berechtigten    und 

Verptlichteten  in  einer  Person)  .         .         . 

Sechstes  Capitel.     N'on  der  Unmöglichkeit,  eine  eingi'gangene  Ver 

bindlichkoit  zu  erfüllen 

S  i  cl)  e  n  t  e  s  ('  n  p  i  t  e  I .     Auflösung  der  Vertrage  .... 
Ach  tes  C  api  tel.    >on  der  >  crjährung 


Seite 
HO 

111 
113 
113 
115 
117 

118 

120 

121 

123 
123 
126 

136 
Ul 

143 
143 
145 
147 
153 
156 

157 

162 
]ß4 

las 

170 
170 

171 

174 
175 
I.S2 

183 

I«7 
193 

194 

198 

199 

201 

212 

21.1 
21 S 
220 


XVI 


Drittes  Hati/ptstück,     Vom  Beweis  eingegangener  Verbindlichkeiten  und 

ihrer  Befreiung  in  Handelssachen 

Erstes  Capitel.     Von  öffentlichen  Urkunden     .        .        .         . 
Zweites  Capitel.     Von  den  unter  Privatschrift  ausgestellten  Urkunden 
Drittes  Capitel.  Von  den  Schlusszetteln  der  Mäkler 
Viertes  Capitel.     Von  den  Facturen 
Fünftes  Capitel.  Von  der  Correspondenz  • 

Sechstes  Capitel.  Von  den  Büchern 
Siebentes  Capitel,  Vom  Zeugenbeweis 
Achtes    Capitel.   Von  den  Präsumtionen 


Seite 

226 
227 
229 
233 
234 
235 
239 
243 
245 


I>ritte    Abtliciliing^. 

Von  den  kaufmännis'clien  Verträgen,  mit  Ausnahme  derjenigen,  wel- 
clie  im  Seeliandel  vorkommen        .        .        .        , 


Erstes  Hmiptstück,     Von  den  Verkäufen  im  Handel 

Erstes  Capitel.     Allgemeine  Grundsätze  über  die  Bildung  der  kauf- 
männischen Verkäufe 

Erster  Abschnitt.    Von  der  Bildung  und  dem  Beweise  kaufmän- 
nischer Verkäufe         ......... 

Zweiter    Abschnitt.      Von    Sachen,   die  gekauft  oder  verkauft 

werden  können 

Dritter  Abschnitt.     Vom  Preise  der  verkauften  Sachen 
Zweites  Capitel.     Vorschriften  in  Betracht  unbedingter  Verkäufe 
Erster  Abschnitt.  Wann  das  Eigenthum  auf  den  Käufer  übergeht 
Zweiter  Abschnitt.     Wann   die  Gefahr    der  gekauften  Sache  au 
den  Käufer  übergeht  .        .         .        .         . 

Dritter  Abschnitt.    Von  den  Verbindlichkeiten  des  Verkäufers 
§.  1.     Verbindlichkeiten  des  Verkäufers  in  Bezug  auf  die  Auslieferung 
§.  2.     Von  der  Qualität  und  Quantität  der  verkauften  Sachen 
\,  3.  Verbindlichkeit  des  Verkäufers,  für  die'KvictionGewährzu  leisten 
Vierter  Abschnitt.     Von  den  Verbindlichkeiten  des  Käufers 
§.  1.     Von  der  Verbindlichkeit  des  Käufers,   die  gekaufte  Sache  zu 
beziehen  ........... 

§.  2.     Von  der  Zahlungsverbindlichkeit      ,         .         ... 

Drittes  Capitel.    Von  den  Verkäufen  mit  aufschiebenderBedlngung 
Erster  Abschnitt.     Welche  Verkäufe  werden  als  bedingungsweise 

Verkäufe  angesehen? 

§.1.  Von  den  Verkäufen  unter  Bedingung  des  Messens,  Wiegens  etc. 
§.  2.  Von  den  Verkäufen  unter  der  Bedingung  des  Kostens     . 

§.  3.  Verkauf  auf  Probe 

§.  4.  Von  den  Verkäufen  gegen  Angeld         ...         .        .        » 

Zweiter  Abschnitt.    Wirkung  des  Verkaufs  unter  aufschiebender 
Bedingung   ........... 

Viertes  Capitel.  Von  den  aleatorischen  Verkäufen 
'     Erster  Abschnitt.     Von  Unternehmungen  in  Lieferungen    . 
Zweiter  Abschnitt.  Vom  Verkauf  zukünftiger  bestimmter  Producte 
Dritter  Abschnitt.  Von  Verkäufen  in  Bausch  u.  Bogen,  auf  Zufall  hin 
Vierter  Abschnitt.     Von  Hoffnungsverkäufen 
Fünfter  Abschnitt.  Von  Verkäufen  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn 
Fünftes  Capitel.     Verkauf  der  Rechte,  die  aus  Entdeckungen  oder 

Gewtes-Producten  entspringen • 

Sechstes  Capitel.     Von  Verkäufen    von  Forderungen  und  Rechten 
gleicher  Gattung 

Zweites  HaupistUck,    Vom  Wechsel contract  und  den  Wechselbriefen 

Erstes  Capitel.     Vom  Wechselcontract 

Erster  Abschnitt.    Von  der  Natur  des  Wechselcontracts 
Zweiter  Abschnitt.     Von  der  Bildung  des  Wechselcontracts 
Dritter  Abschnitt.     Wirkung  des  Wechselcontracts 
Vierter  Abschnitt.     Wirkung  der  Auslieferung  des  Wechsels 
Zweites   Capitel.    Vom  Wechselbrief        .        .        •        .        . 


250 
250 

252 

252 

254 
258 
261 
261 

262 
265 
265 
268 
275 
275 

276 
277 
278 

279 
279 
280 
280 

281 

282 
284 
285 
287 
289 
289 
291 

292 

297 

302 
3Ö3 
304 
305 
306 
309 
310 


XYII 


ErsterAbschnitt,  Von  der  Geldversendung  von  einem  Orte  zum  andern 
Zweiter  Abschnitt.     Datum  des  Wechselbriefes   , 

Angabe  der  zu  zahlenden  Summe 
Angabe  des  Namens  des  Bezogenen    . 
Angabe  der  Zahlungszeit     . 
Angabe  des  Zahlungsortes 


Dritter  Abschni  tt. 
Vierter  Abschnitt. 
Fünfter  Ab  schnitt. 
Sechster  Abschnit-t. 


S  i  e  b  ent  er  Ab  schnitt.    Name  des  Wechselnehmers 

Achter  Abschnitt.     Von  der  Ordre  im  Wechsel  , 

Neunter  Abschnitt.    Angabe  des  gelieferten  Werthes 

Zehnter  Abschnitt.    Von  verschiedenen  facuitativen  Angaben 

Eilftcr  Abschnitt.      Von    den    verschiedenen  Exemplaren  eines 
Wechsels 

Drittes  Capitel.    Von  der  Begebung  der  Wechselbriefe  . 

Erster  Abschnitt.     Vom  regelmässigen  Indossament  , 
§.  I.  Form  des  regelmässigen  Indossaments        .... 
§.  2.     Von  der  AVirkung  des  unregelmä:!;sigen  Indossaments 
§.  3.     Von  der  Zeit,    innerhalb   welcher  ein  Wechselbrief  mit  regel 
massigem  Indossament  versehen  >verden  kann 

Zweiter  Abschnitt.    Vom  unregelmässigen  Indossament 
Viertes  Capitel.    Von  der  Annahme 

Erster  Abschnitt.     Von  den  Verbindlichkeiten  des  Ausstellers  in 
Bezug  auf  die  Acceptation  ....... 

ZweiterAbschnitt.  Von  der  Verbindlichkeit,  die  Annahme  zu  fordern 

Dritter  Abschnitt.     Von   den    "N  erbindlichkeiten   des  Bezogenen 
in  Bezug  auf  die  Acceptation     ....... 

Vierter  Abschnitt.     Wie  muss  die  Acceptation  gegeben  werden  ? 
Fünfter  Abschnitt.     Von  der  Wirkung  der  Acceptation 
§.  1.     Wirkung  der  Acceptation  zwischen  dem  Acceptanten  und  dem 

Inhaber 

§.  2.     Wirkung  der  Acceptation  zwischen  dem  Acceptanten  und  dem 
Aussteller 

Sechster  Abschnitt.     Folgen  der  Annahme-Venveigerung  . 
Siebenter  Abschnitt.     Von  der  Acceptation  durch  Intervention 

§.  1.   LXiirch  wen  und  für  wen  kann  die  Intervention  gemacht  werden  ■? 

§»  2.  Wie  muss  die  Acceptation  durch  Intervention  gegeben  werden? 

§.  3.  Wirkung  der  Acceptation  durch  Intervention     . 

Fünftes  Capitel.     Von  der  Deckung 

Erster  Abschnitt.  Von  der  Deckung  im  Interesse  des  Bezogenen 
Zweiter  Abschnitt.  Von  der  Deckung  im  Interesse  des  Inhabers 

Sechstes  Capitel.     Vom    Aval  oder  der  Wechselbürgschaft    . 

Siebentes  Capitel.  Von  Krlöschung  der  Verbindlichkeiten  im  Wechsel 
Ers  ter  Ahsch  nitt.  Von  der  Zahlung  der  Wechsel  u.  ihren  Wirkungen 
ZweiterAbschnitt.     Zahlung  durch   Intervention 
Dritter  Abschnitt.     \on  verloreneu  oder  verlegten  Wechseln 

Achtes  Capitel.  Klagen,  welche  die  Nichtzahlung  des  Wechsels  her 
vorbrinst       .... 
Erster  Abschnitt.  Hauptklagcn,  die  aus  der  Nichtzahlung  eines 

Weclisels  entstehen 

§.  I.     \un   der  Klage   (h'A  Inhabers  gegen    den  Bezogenen  und  von 
den  Ausllüchten  des  Letztoren         ...... 

E  r  s  t  e  r  Ar  t  i  k  o  I .     Von    den  Rechten   des  Inhabers   gegen  den 

Bezogenen,  wenn  der  Wechsel  acceptirt  wurde 
Zweiter  Artikel.     Von  den  Reehten  des  Inhal»ers  gegen  den 
Bezogenen,  ^^enn  der  WeeliM-l  nicht   acceptirt  wurde 
§.  2.     >  on    der  Kluge    des  Inhabers    gegen    den  Aussteller^    die  In 
düssenlcn  und  die  andern  (jaranleu        .... 


6elU 
311 

3ia 

313 
314 
315 
316 
316 
317 
318 
320 

321 

322 

323 
323 
325 

328 
330 

332 

333 
333 

336 
339 
347 

347 

349 
350 
352 

352 
353 
354 

356 
357 
358 
361 

363 
363 
366 
369 

371 
372 
373 
374 
37.1 
376 


XVIII 


Erster  Artikel.    Vom  Protest 

Zweiter  Artikel.     Folgen   und  Wirkungen  des  Protests 
Zweiter  Abschnitt.     Regressklagen,   die   aus  der  >iichtzahlung 

des  Wechsels  entstehen 

Neuntes  Capitel.     Von  der  Fälschung  im  Wechselbrief    . 

Erster  Ab  schnitt.  Von  der  Fälschung  in  der  Ausstellung  desW^echsels 
Zweiter  Abschnitt.     Von  der  Fälschung  in  der  Acceptation  des 
Wechsels 


Seite 
376 

383 


Dritter  Abschnitt.     Von   der  Fälschung   in  der  Circulation  des 
Wechsels 

Zehntes  Capitel.     Vom    unvollkommenen    Wechsel ,    gemeiniglich 
„Anweisung"  genannt  ........ 

Erster  A!)  schnitt.     Von    den   durch  Unterschiebung   unvollkom 
njenen  Wecliseln  ......... 

Zweiter  Abschnitt.    Von  der  Un Vollkommenheit,  die  durch  Aus 
las.suiig  der  Erfordernisse  zur  (jiilri'^keit  eines  Wechsels  entsteht 

Dritter  Abschnitt.     Wirkung  der  unvollkommenen  Wechsel 

■  Drittes  HaupisiücJi.    Vom  Darlehen  ....... 

Erstes  Capitel.    Allgemeine  Grundsätze  über  das  Darlehen  und  die 
Vorschüsse  unter  Handelsleuten 

Zweites  Capitel.     Von    den   verschiedenen    Mitteln ,    wodurch   die 
Darlehen  und  Vorschüsse  im  Handel  bewirkt  werden 
Erster  Abschnitt.     Vom   olTenen  Credit       .... 
Zweiter  Abschnitt.     Vom  Conto-Corrent     .... 
"  Dritter  Abschnitt.     Von  den  Zahlungs-Promessen  oder  Billets 
§.  1.  Von  den  Billets  oder  eignen  Wechseln  an  Ordre 
§.2.  Vom  Billet  an  den  Inhaber  zahlbar ♦ 

Drittes  Capitel.     Vom  Unterpfand   als  Sicherheit   eines   Darlehens 
oder  Vorschusses    .......... 

liiertes  HanpistiJcK.     Vom  Depositum 

Erstes  Capitel.     Vom  freiwilligen,  regulären  Depositum 
Erster  Abschnitt.     Pliichten  des  Depositars 
Zweiter  Abschnitt.  Verbindlichkeiten  des  Deponenten 
Zweites  Capitel.     Vom  irregulären  Depositum 
Drittes  Capitel.     Vom  nothgedrungenen  Depositum 

Fünftes  Haupt  st  u  eh.     Vom  Miethcontract  der  Dienste  und  Arbeiten 

Erstes  Capitel.     Vom  Lehrvertrag 

Zweites  Capitel.     Von  Unternehmungen  in  Arbeiten 
D  r  i  1 1  e  s  C  a  p  i  t  e  I .     Vom  Dienstvertrag  der  Arbeiter 
Viertes  Capitel.     Von  Dienst-  und  Industrie -Miethe 
FünftesCapitel.  Von  der  Miethe  zum  Personen-  und  Waarentransport 
E  r  s  t  e  r  A  b  s  c  h  n  i  1 1 .     Von  den  Particular-Unternehmern  von  Trans 

porten  .,.....•*•• 

Z  w  e  i  t  e  r  A  b  s  c  h  u  i  1 1 .    Von  öfTentlichen  Transport-Unternehmern 

Sechstes  Hauptst'ucJc.    Von  Vollmachten;   Anstellungen,  Geschäftsführun 
gen  und  Commissionen •        * 

Erstes  Capitel.    Von  Vollmachten 

ErsterAb  schnitt.     Regeln  über  Entstehen    der  Vollmacht 
Z  w  e  i  t  e  r  A !)  s  c  h  n  i  1 1 .     Wechselseitige  Verbindlichkeiten  des  Man- 
datars und  Mandanten        .        .        .        •  .        .        .        • 


392 
394 
395 

397 

398 

399 

400 

402 
403 

406 

407 

408 
408 
409 

411 
412 
414 

417 
418 
419 
425 
425 
427 

428 
429 
431 
433 
435 
438 

439 
446 

448 

448 
449 

449 


XIX 


Seit« 
Dritter  Abßchnitt.     Verbindlichkeiten  und  Rechte  des  Mandan- 
ten oder  des  Mandatars  gegen  Dritte 454 

Zweites  Capitcl.     Von  Anstellungen 455 

Drittes  Capitei.     Von  der  Gescliäftsführung 457 

Viertes  Capitei.    Von  Commissionen       ......  459 

Erster  Abschnitt.     Von  der  Commission,  zu  verkaufen       .        .  461 

Zweiter  Abschnitt.     Von  der  Commission,   zum  Einkaufen        .  464 

Dritter  Abschnitt.     Von  den  Commissionairen  für  Transporte  ,  466 

Vierter  Abschnitt.     Von  der  Comniission  im  Wechselgesch<Ift  .  468 

§.  1.     Von  der  Cpmnjission,  zu  trassiren 468 

§.  2.     Von  der  Commission,  Wechsel  einzukaufen     ....  47J 
§.  3.     Von  der  Commiüsionj    die    Acceptation,    die    Begebung   oder 

das  Einziehen  von  Wechseln  zu  besorgen       .....  472 

Siehenics  Hauptstüch»    Vom  Bürgschafts-Vertrag 473 

Erstes  Capitei.    Von  der  Bildung  des  Bürgschafts-Vertrags  .  474 

Zweites  Capitei.     Von  den  Wirkungen  des  Bürgschafts-Vertrags  .  476 

Achtes  Haujitstücli.    Vom  Assecuranz-Vertrage 478 

Erstes  Capitei.  Allgemeine  Grundsätze  über  die  Assecuranzen  .  480 
Zweites  Capitei.     Wem  steht  das  Hecht  zu,  eine  Sache  assecuri 

ren  zu  lassen? 487 

Drittes  Capitcl.     Von  der  Form  des  Assecuranz -Vertrags  und  den 

Angaben,  die  er  enthalten  niuss    ........  480 

Viertes  Capitei.     Von  den  Klagen  und  Einreden,  die  aus  dem  As 

securanz -Vertrage  entstehen  , 493 

Fünftes  Capitei.    Von  den  gegenseitigen  Versicherungen  50.J 


Vierte    AbtUeiluiij:?* 

(Im  Originale  das   Scercclit    enthaltend,    ist    in   der  deutschen  Bear 
beilung  weggefallen.) 


Fünfte    Abtlieilnn^. 

VondenlFandels-Societäten 

Erstes  Jlauplsiiicl'.     All^^enicine  Grundsätze  über  ITandels-.Societäten 
Erstes  Capitcl.     Wosenfliihe  INIerkinale  der  Handels  Sorietät 

Erster  Abschnitt.     Llntersiliird    zwischen  der  Sotiotät  »md  der 
Ciiilor  Gemeinschaft,  oder  d«>m  Mit   l'.igcnthum 

Zweiter  Abschnitt.     Von    <ler   AuJnahme  der  Assocics  und  den 
Nutzabtrelungon  in  einer  Ifandels-.Sociolät 

Dritter  Abschnitt,     ünterschit'd  zwischen  der  Societät  und  den 
J'ersonen,  aus  wdilirn   sie  bcsioht 

Vierter  Abschnitt.      Von  d«'n  Bernthschlagungen 
Zweites  Capitei.     Von  der    F.inln;;r  der  Associ<'S     .         .         .         . 

Erster  Abschnitt.    Von  der  Nothucndigkcit  einer  SocietÄt.s  Einlage. 

Zwe  i  tcr  Abschn  it  t.  Worin  kann  die  Kininge  der  Associc's  bestehen?  . 

D  r  i  t  t  e  r  A  I)  s  c  h  n  i  t  t .     ^^  ic  muss  d»'r  Antheil  der  rcspcetivcn  Ein- 
lagen festgestellt  werden  f 

V  i  er  t  e  r   Abschnitt.     Von    der  jedem  Associd  auferlegten  Vcr 
pnichtnng,  die  versprochene  Einlage  zu  gewähren 


505 

505 
50«  i 

506 

508 

512 
517 
5:i0 

5J  t 

5'ia 

5-M 


ScfN 
Fünfter  Abschnitt.     Von    den   Wirkungen   der  Erfüllung   der 

versprochenen  Einlagen .  525 

Sechster  Abschnitt.  Von  derEintheilung  des  CapitaUinActien  .  529 
Siebenter  Abschnitt.  Von  der  Ersetzung  od.  Ergänzung  der  Einlage  ,  531 
Drittes  Capitel.  Von  der  Bestimmung 'der  (gewinn-  u.  Verlust- Antheile  532 
Viertes   Capitel.     Von  der  Verbindlichkeit  der  Associe's,  ihre  Strei- 
tigkeiten durch  Schiedsrichter  entscheiden  zu  lassen    ....  536 

Zweites  liauptstiick.  Von  den  verschiedenen  Arten  von  Handels-Societäten.      537 
Erstes  Capitel.     Von  der  Societät  unter  vereinten  Namen     .         ,       538^ 
Erster  Abschnitt.      Von    der    Form    und    Verötfentlichung    der 

Verträge  einer  namentlich  vereinten  Societät    .....       538 

Zweiter  Abschnitt.    Von  der  Geschäftsführung  der  namentlich 

vereinten  Societät   .,.......*       543 

§,  1.     Von  der  Bevollmächtigung  des  Geschäftsführers      .         .         .       543 
§.  2.     Von  der  Mitwirkung  aller  Associes    bei  der  Verwaltung        .       548 
Dritter  Abschnitt.     Wirkung  der  von  einer  namentlich  verein- 
ten Societät  eingegangenen  Verbindlichkeiten    .         «'        .         .         .      550 
Zweites  Capitel.     Von  der  Comniandite  «         .         .        ,         .       554 

Erster  Abschnitt.  Grundsätze,  die  den  Commanditen  eigen  sind  .       555 
Zweiter  Abschnitt.     Von   den  Wirkungen    der  von  einer  Com- 

mandite  eingegangenen  Verbindlichkeiten 562 

Drittes  Capitel.     Von  den  anonymen  Gesellschaften       .         .         .       568 
Erster  Abschnitt.  Von  der  Bildmig  der  anonymen  Gesellschaft    .       568 
Z  w  ei  ter  Abschn  itt.  Vonder  Verwaltung  der  anonymen  Societäten    .       570 
Dritter  Abschnitt.     Von  den  Verhäl tnissen,  welche  die  anony- 
men Socictäten  zwischen  den  Associes  begründen      ....       571 

Vierter  Abschnitt.     Wirkung  der  anonymen  Societäten  in   Be- 
treff Dritter  '.         .        .         .         .         .         .         .         .         .         .       572 

Viertes   Capitel.    Von  den  Associationen  zu  Participations-Geschäf- 
ten  oder   den    handelsgesellschaftlichen  Vereinigungen    auf   gemein- 
schaftlichen Gewinn  und  Verlust         .......       575 

Erster  Abschnitt.     Von  den  Unterscheidungsmerkmalen  der  han- 
delsgesellschaftlichen Vereinigung  ,....,.       575 

Zweiter  Abschnitt.    Von  den  gegenseitigen  Verhältnissen  unter 

den  Theiinehmern   ..........      677 

Dritter  Abschnitt.  Wie  die  Theilnehmer  wegen  des  Gegen- 
standes ihrer  Association  für  die  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
haften .      578 

IkriUes  Hauptstück.     Von  der  Auflösung  der  Societäten          .        .        .      580 
Erstes  Capitel.    Auflösung  einer  Societät  von  Rechtswegen     ♦        .      681 
Erster  Abschnitt.     Von   der  Auflösung   der  Societät    durch  Ab- 
lauf der  Zeit,  auf  welche  sie  geschlossen  worden  ....      581 
Zweiter  Abschnitt.     Von  der  Aullösung  einer  Societät  durch  Be- 
endigung des  Geschäfts   .         . 682 

Dritter   Abschnitt.     Von    der  Auflösung   einer   Societät   durch 

Erlöschen  des  Gegenstandes    ........       583 

Vierter  Abschnitt.     Von  der  Auflösung  einer  Societät  in  Folge 

des  natürlichen  oder  bürgerlichen  Todes  eines  Associe's  .  •  585 
Zweites  Capitel.  Von  der  conventioneilen  Auflösung  .  .  .  587 
Drittes  Capitel.    Von  der  Auflösung,  die  durch  einige  Associe's  ver- 

^    langt  wird 587 

Erster  Abschnitt.     Von  der  Auflösung  durch    den  blossen  Willen 

eines  der  Associe's  .....%..         .       588 

Zweiter  Abschnitt.    Von  der  Auflösung,  die  sich  auf  angeführte 

Ursachen  gründet    .        .        .        • 690 

Viertes  Hauptstück,     Folgen  und  Wirkungen  der  Auflösung  einer  So- 
cietät     .      ^ .        .        .       594 

Erstes  Capitel.    Folgen  und  Wirkungen  der  Auflösung  einer  Socie- 
tät zwischen  den  Associe's 594 

Erster  Abschnitt.    Von  der  Liquidation  und  den  Liquidatoren  .      595 


,  XXI 

Zweiter  Abschnitt.    Von  den  Forderungen  und  Schulden  der  As- 

socie's  gegen  die  Societät 599 

Dritter  Abschnitt.     Von  der  Theilung  der  Societät       .         .         .  C03 
Zweites  Capitel.     Wirkungen  und  Folgen  der  Aullüsung  einer  Socie- 
tät in  Betreff  Dritter 608 


iSeclii^te    Abtlicilnng^. 

Vo  m  Falliment  und  dem   Bankerott         .        .        .  613 

Erstes  HauptstücJi.      Vom  Falliment 6U 

Erstes   Capitel.     Von  der  Falliments  -  Erklärung      .         .         .         .614 
Erster  Abschnitt.  Welche  Behörde  das  Falliment  erklären  kann  .  615 
Zweiter  Abschnitt.     Kennzeichen  des  Falliments        .         .         ,  016 
§.  I.     Von  der  Fallimentserklärung  von  Seiten  des  Schuldners         .  616 
\.  2.     Von    der  Fallimentserklärung,    die    durch   die  Gläubiger  ver- 
langt uird 617 

^.  3.     Von   der  Erklärung  des  Falliments,  wenn  dasselbe  offenkun- 
dig ist  ....  618 

Dritter  Abschnitt.     Von  der  Bestimmung  des  Zeitpunkts  der  Er- 
öffnung des  Falliments    .........  619 

Vierter  Abschnitt.     Von    der  Falliments -Erklärung   nach   dem 

Ableben  des  Falliten 621 

Fünfter  Abschnitt.     Wie  das  Urtheil  notorisch  wird     .  "      .         .  621 
Sechster  Abschnitt.     Wie  das  Urtheil  abgeändert  M;erden  kann  .  622 
Zweites  Capitel.     Von  den  unmittelbaren  Folgen  des  Falliments     .  624 
Erster  Abschnitt.      Von    der    Entziehung   der    Vermögens  -  Ver- 
waltung   625 

§.1.     Wie  die  Entziehung  der  Vermögens- Verwaltung  statt  hat     .  625 
g.  2.     Auf    was    sich    die    Entziehung    der  Vermögens  -  Verwaltung 

erstreckt       ...........  626 

§.  3.     Von  den  Wirkungen  der  entzogenen  Vermögens-Verwaltung  .  627 
Zweiter  Abschnitt.     \o\\  der  Exigibilität  der  ForderungeR  .         .  629 
§    1.     Von  den  AVirkimgen  der  Exigibilität  in  Bezug  auf  die  Masse  .  629 
§.  2.     Wirkung    der    Kxigibilität    in    Betreff  der   solidarischen    Mit- 
schuldner, oder  der  nicht  fallit  gewordenen  Bürgen  .         .         .  632 
Dritter  Abschnitt.     Von    den    legalen  Vermuthungen ,    wodurch 
die  in  den  zehn  Tagen    vor   der  Eröffnung   des  Falliments  einge- 
gangenen Acte  oder  erworbenen  Rechte  annullirt  werden       ,         .  633 
§.  1.     Von    der  Tsichtigkeit    der    in    den    zehn  Tagen  vor  Ausbruch 

des  Falliments  erworbenen  Vorzugsreclite  oder  Hypotheken        ,  633 
Erster  Artikel.      Von    den    in    den    zehn  Tagen  erworbenen 

Privilegien   aufMobilien 634 

Zweiter   Artikel.     Von   den  Privilegien    auf  Immo!)iIien,   die 

in  den  zehn  Tagen  vor  dem  Falliment  erworben  Avurden        .  635 
Dritter  Artikel.     \  on  den  Hypotheken,  die  in  den  zehn  Ta- 
gen vor  Ausbruch  des  Falliments  erworben  >vurden         .         .  635 
§.  2.     Von  den  unentgeldlichen  >  eräusserungen          ....  637 

§•  3.     Von  den  anticipirten  Zahlungen 638 

Drittes  Capitel.     Von  den  ersten  Maassregeln,  die  zu  Erhaltung  der 

^  Hechte  der  (iläubiger  zu  ergreifen  sind 639 

Erster  Abs  c  h  n  i  t  t .     Von  der  Ernennung  des  Commissars     .         .  639 
Zweiter    A  !>  s  c  h  n  i  1 1 .       Von   der   llrnennung   der   provisorischen 

Agenten  640 

Dritter  Abschnitt.     Von  der  \  erwahrupr;  der  IV^rson  des  Falliten  640 
Vierter    Abschnitt.     Aon   der  Anlc^^ung  der  Siej^el      .                   .64  1 

Viertes  Capitel.     "N  on  den  Amtsverrichlun;icn  der  Agenten  642 
Erster  Abschnitt.     ^  on   der  pr«)vl.seri>chen  l.oslassiinj;  <!«'*   1  ..! 

liten .  {AI 

Z  w  ei  t  er  A  b  sc  h  n  i  t  t  .     Von  der  Bilanz C43 

§.  1.     Form  und   Inhalf    der  Bil  luz      .......  643 

^.  2.     Durch  wen  die  Bilanz  ab^ef.i«:.^t  AU'rden   %o\\   ....  04-1 

Dritter  .Abschnitt.     \  on  den  conservatorischcn  Arten,   «lor  Fin 

Ziehung  von  Wechseln  etc.  und  dem  Verkauf  der  Wnarcn    .        .  (»^4 


xxn 

Seite 
Vierter  Abschnitt.    Von  der  Aufhorung  der  Amts  Verrichtungen 

der  Agenten 647 

Fünftes  Capitel.    Von  den  provisorischen  Syndiken  und  ihrer  Ver- 
waltung          649 

Erster  Abschnitt.    Von   der  Ernennung  der  provisorischen  Syn- 
diken   649 

Zweiter  Abschnitt.     Rechte  und  Pflichten  der  Syndiken    .         .  650 

§.    1.     Von  der  Entsiegehing  und  dem  Inventarium  ....  650 

^.  2.     Von  der  Administration  des  Falliments 650 

Sechstes  Capitel.    Von  der  Verification  der  Forderungen     .         .  653 
Erster  Abschnitt.     Formen  der  Verification  der  Forderungen        .  653 
Zweiter  Abschnitt.     Vorschriften,  welche  gewisse  Arten  von  For- 
derungen besonders  betreifen            ..,....*  656 
§.  1.     Von  den  privilegirten  Schuld -Forderungen      ....  656 
Erster  Artikel.     Von  den  General -Privilegien         .         ,         .  657 
J)  Von  den  Gerichtskosten  .         .         .         .         .         ,         .         .  657 

2)  Von  den  Leichenkosten 657 

3)  Von  den  Kosten  der  letzten  Krankheit           ....  658 

4)  Vom  Lohne  der   Dienstleute .  658 

5)  Von  den  Privilegien  der  T.ieferanten 658 

6)  Von  den  Vertheidigungskosten   des  Angeklagten    .         .         .  659 
Zweiter  Artikel.     Von  besonderen  Privilegien          .         .         .  659 

1)  Vom  Privilegium  des  Verpächters 660 

2)  Von  den  Kosten  zur  Erhaltung  der  Sache      ....  661 

3)  Vom  Privilegium  für  Kosten  des  Anbaues  und  des  Tagelohns    .  661 

4)  Von  den  Privilegien,  die  aus  dem  Pfände  hervorgehen  .         .  662 

5)  Von  den  Pj-ivilegien  des  nicht  bezahlten  Verkäufers      .         .  665 

6)  Von  den  Privilegien  für  Frachtkosten     .....  666 

7)  Von  den  Privilegien  auf  Bürgschaften     .         ,         ...  666 

8)  Von  dem  Vorzug,  welcher  den  Gläubigern  einer  Societät  auf 

das  Activum  derselben  zusteht '     .  668 

Dritter  Ar tikel.     Von    den   besondern  Rechten    des  öffentli- 
chen Schatzes 668 

§.  2,  Von  den  Schulden,  zu  welchen  Mehrere  solidarisch  verbunden  sind  609 
Erster  Artik  el.    Von  den  Rechten  des  Gläubigers  gegen  seine 

solidarischen  Schuldner 669 

Zweiter   Artikel.     Von    den   Rechten    der    Mitschuldner    des 

Falliten  gegen  dessen  Masse   ...*...  670 

1)  Von  dem  Fall,  wo  der  Mitschuldner  sich  allein   bei  der  Ve- 

rification präsentirt        .         •         .         .         .         •         .         .  6)0 

2)  Von  den  Fällen  ,  in   welchen  der  Mitschuldner  und  Mitgläu- 

biger sich  gemeinschaftlich  bei  der  Verification  einfinden  .  671 

§,  3.     Von  den  Rechten,  die  aus  der  Bürgschaft  Entspringen  .         .  672 

§.  4.     Von  den  Conto -Corrent- Gläubigern 674 

Erster  Artikel.     Von  dem  Fa'l,   wo   der  eine  der  in  Conto- 

Corrent  stehenden  Handelsfreunde  fallit  geworden  ist    .         .  674 
Zweiter  Artikel.     Von    dem  Fall,    wo    die   beiden  Handels- 
freunde,   die    mit    einander    in  Conto- Corrent   gestanden,  im 

Fallimentszustande  sind    ,         .        ,         ,        .         ...  677 

§.  5.     Von   den    Rechten    des    einen  Ehegatten    im   Falliment   des 

andern       ...........  678 

Erster  Artikel.     Von  den  Rechten  der  Frau  eines  fallit  ge- 
wordenen Handelsmannes.        .......  678 

Zweiter  Artikel.     Von    den   Rechten   des   Mannes,    dessen 

Frau  als  Handelsfrau  fallirt  hat 681 

Siebentes    Capitel.    Von   den  Klagen   auf  Rescissiön    von  Acten, 

die  zur  Verkürzung  der  Gläubiger  gemacht  Avurden  .         .         .         .  682 

Achtes  Capitel.     Vom  Concordat            .         .            .         .        .-       .  684 
Erster  Abschnitt.     "Von  der  Versammlung  der  Gläubiger    .         .  684 
Zweiter  Abschnitt.     AVie   das  Concordat  berathschlagt   und  ab- 
geschlossen werden  muss         .        ^ 685 

Dri  1 1  er  Abschnitt.     Von    den    Oppositionen    gegen   das    Con- 
cordat   688 


ScUe 
Vierter  Abachnitt.    Von  der  gerichtlichen  Bestätigung  des  Con- 

cordats .         .         .       690 

Fünfter  Abschnitt.     Von  den  Folgen  der  gerichtlichen  Bestäti- 
gung des  Concordats        .........       COi 

Neuntes  Capitel.     Von   den   Definitiv-Syndiken   und   der  Vereini- 
gung der  Gläubiger G97 

Erster  Abschnitt.     Von    der  Bildung   der  Vereinigung   und   der 

Ernennung  der  Definitiv -Svndiken €97 

Zweiter  Abschnitt.     Von    der   Verwaltung    der   Definitiv -Syn- 
diken        . C98 

Dritter   Abschnitt.      Von   der   Distribution    der    eingf^g.ingenen 

Gelder 7f)3 

§.  1.     VertheiJung  des  Erlöses  aus  dem  Mobiliar      .       -.         .         .       703 
§.  2.     "Wie  die  Streitigkeiten  über  die  Distributicui  beurtheilt  werden  .       705 

§.  3.     AVie  die  Zahlungen  geleistet  werden 705 

§.  4.     Vom  Verkauf  der  luimobilien   und   der  Rangordnung  des  Er- 
löses derselben      ..........       700 

VierterAbschnitt.    Ende  der  Vereinigung  und  d«sscu  Wirkungen  .       709 

Zehntes  Capitel.     Von  der  "Nindicafion 710 

Erster  Ai)schnitt.     Von  der  Vindication,   die  sich  auf  einen  Ei- 

genthumstitel  gründet      .         .         , 711 

§.  I.    Von  der  Vindication,    die    aus    dem  Darlehen   zum  Gebrauch 
hervorgeht        ...........       711 

§.  2.    Von  der  Vindication,  die  aus  einem  Verkauf  hervorgeht,  den 

der  Fallit  vor  drm  Falliment  gemacht  hat  ....       713 

§.  3.     Von    der    Vindication,    die   sich    auf   den    Depositen- Vertrag 

gründet  ...........       713 

§.  4.     Von  der  Vindication,  die  sich  auf  den  Pfand  -  Vertrag  gründet   .       715 
§.  5.     Von  der  Vindication  von  Seiten  eines  Coniii?itt(Mitt'n       .         .       710 
Erster  Artikel.     Von    der   Vindication    der   AVaarcn,    di«    in 

Connnission  eingekauft  wurden  ......       717 

Zweiter  Artikel.     A  on  der  \'indication  der  Waarcn,  die  zum 

Verkauf  in  Conimissinn  eingesandt  wurden      .         .         .'         .717 
Dritter  Artikel.     \on  der  A  indication  von  Wechseln,    die  in 

Conuuission  eingesandt  wurden         ......       720 

Z  w  e  1 1  e  r  Ab  s  c  h  n  i  1 1 .     Von    der  A  indication    des   Verkäufers   von 

Sachen,  die  er  verkauft  und  geliefert  hat       .         .         .         .         .721 

§.   1.     Von  der  Vindication  verkaufter  und  nicht  bezahlter  Waaren  .       722 
^.  2.     Von  dor  Vindii'ation  cedirter  Handels -Elfecten,    deren   Preis 

nicht  bezahlt  wurde      .........       728 

Zweites  HcDipisliich,      Vom  Bankerott 730 

Erstes  Capitel.     Vorschriften,  die  den  beiden  Arten  von  Bankerott 

genieinscliafflich  sind 730 

Zweites  Capitel.     Vom  einfachen  Bankerott 732 

Drittes  Capitel.     Vom  betrüglichen  Bankerott  ....  734 

Dnili's    llauptsliicli.      Von  der  Rohabilitlrung  oder  <ler  Wiedereinsetzung 

des  Falliten  in  die  vorigen  Rechte  {rt^habilitation)        ....       736 

Viertes  UaupisiiicJi,     Von  der  Zahlungssuspension  ....       738 

1'^ü nflcs  IIa  II pislii  ck. 
Erstes  Capitel.     Von  der  Zahlungsunvermögenheit  und  ihren  IMerk  - 

malen 730 

Zweites  Capitel.     ^■on  den   Folgen  der  Zahlungsunvermögenheit    .       740 

Sf'c/isi(\'>  Ildiiplsliick.      \o\\  dir  (iüferabtretung 742 

Erstes  ('apitel.     \'on  <ler   fr»>i\vil|j«j('n  (iMi«'r.il)t.-<iiitv;        .  .          .       742 

Zweites  Capitel.     \  on  dor  gerichtlichen  Guterabtretung  i43 


XXIV  '      , 

SeH« 

(A  n  h  a  n  ^.) 

iSech^te    Abtheil  11  n§:. 

Von   der  Jurisdiction  und  der  Procedur       .        .        .        «        .      747 

Erstes  HauptstücL     Von   der   Errichtung   und    Organisation    der  Han- 
delsgerichte   748 

Erstes  Capitel.     Von  der  Errichtung,   Anlegung   und   dem  Umfang 

der  Handelsgerichte    .    ~     .         .         . 749 

Zweites  Capitel.     Von  der  Wahl  der  Handelsrichter       .         .         .  749 

Drittes  Capitel.    Von  der  Innern  Disciplin   des  Handelsgerichts    .  750 

Zweites  Hauptstiick.     Von  der  Competenz  der  Handelsgerichte     .        .  751 

Erstes  Capitel.  Von  der  Gerichtszuständigkeit  .  .  .  .  752 
Zweites  Capitel.     Von   dem    Gerichtszustand,    dem   Bezirke   nach 

(competevce  territoriale)        .........  759 

Drittes  Capitel.     Von   der  Competenz  in  Betracht  der   Verurthei- 

lungen 767 

Drittes  HauptstücJc.     Von    der  Proeedur   oder  dem  rechtlichen  Verfah- 
ren vor  den  Handelsgerichten     ........  769 

Erstes   Capitel.     Wie  die   Klage  angebracht  wird     ....  769 

Zweites  Capitel.     Wie  die  Klage  instruirt  und  abgeurtheilt  wird   .  773 

Drittes  Capitel.  Wie  ein  Urtheil  vollstreckt  werden  muss  .  .  784 
Viertes    Capitel.     Von    den    Rechtsmitteln,   um    die   Ürtheile   der 

Handelsgerichte  reformiren  zu  lassen 785 

Viertes  Haiqytstüch.      Vom  Schiedsgericht 789 

Erstes  Capitel.     Vom  freiwilligen  Schiedsgericht      ....  789 

Erster  Abschnitt.     Von  der  Bildung  des  Schiedsgerichts    .         ,  789 

Zweiter  Abschnitt.     Wie  vor  den  Schiedsrichtern  instruirt  wird  793 

Dritter  Abschnitt.     Vorn  Obmann 796 

Vierter  Abschnitt.     Von  der  Vollstreckung  und  den  Wirkungen 

des  Schiedsspruchs  ..........  797 

Fünfter  Abschnitt.    Von   den  Mitteln  und  Wegen  zur  Reformir 

rung  eines  Schiedsspruchs        ........  798 

Zweites  Capitel.     Vom  Zwangsschiedsgericht   in   Handelssocietäts- 

Sachen      ............  801 

Pünfics   HauptsliicJc.     Von  verschiedenen  Jurisdictionen,  die  ausnahms- 
weise im  Interesse  des  Handels  gegründet  sind    .....       807 
Erstes  Capitel.     Von  den  Gewerbverständigen           ....       807 
Erster  Abschnitt.    Von  der  Jurisdiction  gewerbverständiger  Fa- 
brikanten   808 

§.  1.     Von  der  Organisation  des  Raths  der  Gewerbverständigen       .       808 
§.  2.     Hon  den  Amtsverrichtungen  der  Gewerbverständigen  als  Ver- 
mittler           ...      809 

§.   3.     Von     den     Amtsverrichtungen     der    Gewerbverständigen  als 

Richter 810 

§.-  4.     Von  der  Procedur  vor  dem  Rath  der  Gewerbverständigen      .       810 
Zweiter  Abschn  i  tt .     Von    der    Jurisdielion    der    Fischerei -Ver- 
ständigen .         .         .         .         .         .         .         .         .         .         .       812 

Zweites    Capitel.      Von     der    Jurisdiction   des    Friedensrichters  in 

Betreff  der  Erfindungspatente       .        .         .         .         .         .       , .         •       812 

Drittes  Capitel.     Von  der  Jurisdiction    der   zuchtpolizeilichen   Ge- 
richte wegen  nachgemachter  Sachen    ,....•♦       813 

Sechstes    Haujjistiicli.      Von  den  Consuln 813 

Erstes  Capitel.     Von   den  Consuln  im  Allgemeinen  und  ihrem  po- 
litischen Charakter 81^ 

Erster  Abschnitt.     Von  der  Niederlassung  der  Consuln      .         .       814 
Zweiter   xibschnitt.     Von    der  Ernennung    und  Installation   der 

Consuln 815 

Dritter  Abschnitt.     Vom    politischen  Charakter   und   den  Privi- 
legien der  Consuln 8lß 


XXV 

Zweites  Capitel.     Von  der  Jurisdiction  de'r  Consiiln       .        .        .817 
Erster  Absclinitt.     Von    der  Jurisdiction    des  Consids   in  seinen 

Verhältnissen  zum  fremden  Staute,  wo  er  residirt           .         .         .       gjy 
Zweiter  Abschnitt.     Von    der  Jurisdiction   der  Consuln    in    Be- 
zug auf  die  Franzosen 818 

Dritter  Abschnitt.    Von    der  Procedur    vor   den    französischen 

Consnin 819 

Drittes  Capitel.     Von    den   verschiedenen   Amtsverrichlungen ,    die 

den  Consuln  verliehen  sind .       820 

Viertes  Capitel.     Von  der  Macht,  die  den  Consuln  über  die  Indi- 
viduen ihrer  Nation  zur  Bestrafunp^  von  Delicten  gcfjeben  ist  •         .       822 
Erster  Abschnitt.     Von    der   Macht,    die    den    Consuln    in    den 

Ländern  der  Christenheit  zusteht 822 

Zw  e  i  t  e  r  A  1)  sc  h  n  i  1 1.     Von    der   Macht,     die     einem    Consul     in 

Staaten  ausserhalb  der  Christenheit  zusteht  ....       823 

§.  1.     Vom  Urthel   gegen  UL-bertrctungen  und  Dclicte       .         ,         .       823 

§.  2.     Von  der  Criniinal -Untersuchung 823 

§.  3.     Von  der  höhern  Polizei,  welche  die  Consuln  ausüben     .         ,      824 

Siebentes   HnnjUslücJc.      Von  tlen  Wirkungen  ,   welche   freiude    Gesetze, 

Acte  und  Urthel  vor  (\iin  französischen  (ierichten  haben      .         .         .       824 
Erstes  Capitel.     Fälle,  in  welchen  die  französischen  (.'»»richte  nach 

fremden  Gesetzen,  Acten  oder  Urthcln  zu  entscheiden  haben  .         .       824 
Erster  Abschnitt.     Von   den  Streitigkeiten    zwischen  zwei  Aus- 
ländern     ............       825 

Zweiter    Abschnitt.      Von    den    Rechtsstreitigkeiten    zwischen 

einem  Franzosen  und  einem  Ausländer  ......       827 

Dritter  Abschnitt.     Von  den  llechtsstreitigkeiten  zwischen  Fran- 
zosen, die  im  Auslande  contraliirt  haben         .         .         .         .         .       829 

Zweites    Capitel.      (irnndsätze,    nach    welchen    die    französischen 
Gerichte  über  Acte,  die  im  Auslande  gemacht   wurden,    entscheiden     ■ 
können         ............       829 

Erster  Abschnitt.     Von  der  Anwendung  der  fremden  Gesetze  in 

Bezug  auf  die  Fähigkeit  der  Contrahenten  ....       830 

Z  w  ei  te  r  A  bs  ch  n  i  1 1 .     Von  der  Anwendung    der  fremden  Gesetze 
in   Bezug   auf  die  Form    und    den   executorischen  Charakter   der 
Acte  ............      831 

D  r  i  1 1  er  Ab  s  chn  i  1 1.      Anwendung   der   fremden  Gesetze   auf  die 

Bestiiuniungen  der  Acte  ........       834 

§.  1.     Von    der   Auslegung   der    Acte,    die    im   Auslande    abgefasst 

wurden  ...........       ^^34 

§.  2.     Von    der   Vollziehung   der  Acte,    die   im    Auslande   gemacht 

Avurden  ...........       J^35 

Achics  llauptstucli.     Vom  Personal -Arrest 839 

Erstes  Cauitel.     Fälle,  in  welchen  der  Personal  -  Arrest  statt  hat  .       839 
Erster  Abschnitt.      Fälle,  in  welchen  der  Personal  -  Arrest  gegen 

TSichlhandel.sieute  statt  h.it ^39 

Zweiter    Abschnitt.     Fälle,    in     welchen     der    Personal  -  .\rrest 

gegen  Handelsleute  statt  hat .S4I 

Zweites  Capitel.     Fälle,    in    welchen    der   Personal -Arrest    nicht 

statt  hat i^3 

Erster  Abschnitt.      Fälle ,     in    w eichen     der    Personal  -  Arrest 

nicht  zidässig  ist ...       843 

Zweiter  Absehn  itt.     Von  einigen  Ausn.ihmen  in  den  Fällen,  in 

welchen  der  l'ersonal  -  Arrest  ausgesprochen   «erden  inu>«s  .  .         8-44 

§.  1..   Von  den  Ausnahmen,  die  aus  dem  Geschlecht,  dem  Alter  etc. 

her>orgt'hen  ........••       844 

§.  2.     A'on  {\k'\\  Aiisnihnicn,    die  sich  auf  die  Vorhällnissc  zwischen 

Gläu!)i;.;er  und  Schuldiwr  gründrn        ......       Sü 

Drit  t  er  Absch  n  i  1 1.     \o\\\    ungesetzlich    ausge.sprochenei»  Perso- 
nal-Arrest         •         •       ^'* 

Drittes  ('apitci.^  Vi»n  der  Vollstreckung  d.vs  Piisoual  Arri>U-Ä  .  ^^7 
Viertes  Capitel.  >Vie  die  Verh.tllung  »les  SthuUlner.x  aulhörl  .  ^*0 
fünftes  Capitel.     Vom  Personal  Arrest  gogcu  Ausländer  ^^^ 


XXVI 


Erklärung^  einig^er  AMulrzung^eii. 

H.  G.  B.  Handels-Gesetzbuch;    C.  G.  B.  Civil-Gesetzbuch-  P    G    B    Pein 
}vnn%^M  f  ^^"  n  'a  %^^'  Civil'Gerichtsordnung;  L.  d.  W.  Lehre  der'We'chs'elbrief; 
(von  Schiebe);  Ord.  Ordonnanz;    Cass.    Cassation;    abvv.  Urth.  abweisendes  Ur- 
tüei  ;   Pard.  Pardessus ;   Rogron  (Code  civil  expliqu^) ;    Ges.    Gesetz  j    R    d    i 
Reglement  de  juges.  7       .    u.  j. 

In  Bezug  auf  die  Wörter  „Cassation^^  und  „  a  bweis  en  d  es  ür- 
\- -^V-  ^',  ^•?''^"I  ^'"'^  Pardessus  häufig  stützt,  dient  Folgendes  zu  deren  Ver- 
ständlichkeit:  der  Cassationshof,  als  der  höchste  Gerichtshof  in  Frank- 
reich,  hat  nur  über  die  Fälle  zu  entscheiden,  die  ihm  wegen  Verletzunjr  des 
Gesetzes  m  irgend  einem  Prozesse  vorgelegt  werden.  Das  Ansuchen  des  Klä- 
gers, der  sich  an  den  Cassationshof  wendet,  wird  zuerst  von  der  R  e  q  u  et  e  n 
Kammer  {chambre  des  rcquHes)  untersucht;  findet  die  Mehrheit  ihrer  Mit- 
glieder dass  bei  dem  in  letzter  Instanz  gefällten  Urtheil  das  Gesetz  richtig 
angevvandt,  folglich  nicht  verletzt  wurde,  so  weiset  die  Kammer  das  Anbringen 
um  Vernichtung  des  Spruchs  ab,  was  ein  a  b  wb  i  s  e  n  d  e  s  U  r  t  h  e i  1  (arrC't° de 
rejet)  genannt  wird;  glaubt  sie  hingegen,  das  Gesetz  könne  verletzt  worden 
rnr^HjtVrM  'i'  ^''  Anbringen  des  Klägers  zu.  Der  Rechtsstreit  wird  dann 
vor  die  Civil -Kammer  (chambre  civile)  gewiesen.  Hier  wird  nun  entschie- 
den, ob  das  Gesetz  wirklich  verletzt  wurde  oder  nicht.  Glaubt  die  Mehrheit 
dasErstere  so  wird  das  Urtheil  cassirt,  und  an  einen  aXn  Ger  chtshof 
verwiesen,  damit  dieser  die  Streitsache,  wie  sie  vor  dem  cassirten  ürtheile  be 
standen,  entscheide.  Dei*  cassirende  Beschluss  des  Cassationshofs  wird  dann  mit 
dem  legalen  Ausdruck  „Cassation"  (eassation)  bezeichnet.     Glaubt  aber  be- 

SSr'n^'TT'^   dass    im  Urtheil    das    Gesetz  nicht  verletzt  wurde,  so  ver- 
wirft   sie    das  Anbringen    des  Klagers,    was    abermals    ein    ab  we  is  e  n  d  es  Ur 
tlieil  («rne^  de  rejet)  genannt   wird.     So  verhält   es    sich  in  allen  privatrechtli- 
chen  Streitsachen;    m   Criminalsachen   aber    weiset    die  C  rimi  n  al -Kam  m  Pr 
(chambre  cnmmelle)  directe  ab,  oder  sie  cassirt  directe.  xvammer 


K  f  n  I  e  I  tf  la  II  s:. 


1,  I  "er  Handel,  so  wie  vr  Ton  Seiten  der  Jurisprudenz  in 
Wetraclit  sjezo^en  werden  kann,  begreift  alle  diejeniiren  >ersel»iedeu- 
artiiren  Verliandliniijen  in  sitli,  bei  denen  der  Zweek  zum  (jlrunde 
lieirt,  den  Austnuseh  der  Natur-  und  Kunstproducte  zu  bewirken 
oder  SU  erleichtern,  um  daraus  einiijen  Gewinn  xu  ziehen.  Das 
Handelsrecht  besteht  aus  allen  >'orsehrirten ,  die  auf  die  Gil- 
(igkeit  und  die  AVirkunir  dieser  Verhandlunijeu  Ihzui:  liuben,  so  wie 
aueli  aus  der  Art  und  Weise,  die  daraus  entstehenden  Kcchtsslrei* 
tigkeiten    zu    entseheiden. 

Diese  Vorschriften  können   uns  drei   verschiedenen  Quellen   ge- 
schöpft werden ! 

1)  Aus  dem  Ilandelsgeset/.budie  und  den  Gesetzen  und  Verord- 
nungen,  die    mit   ihm   analog   sind. 

2)  Aus  dem  gemeinen  Uechte,  das  in  den  übrigen  Geselzbüchern 
«erstreut  enthalten  ist  und  tlasjenige  betrllft,  A^as  auf  den 
Handel  anwendbar,  aber  nicht  durch  speciclle  Gesetze  be- 
stimmt  ist  ')« 

3)  Aus  den  l^sanzen  oder  Handelsgebräuchen,  die  in  den,  nicht 
im  Gesetze  oder  in  \  erordnungeu  vorhergesehenen  Füllen  au- 
fgewendet  »  erden  *). 


1)  c.  «.  n.  HOT,  i.i(M).  t:ni.  isin.  ooot,  ooao. 

3)  Dies  hostimiiit  auch  ciu  C.'utaclilon  don  Sfaafsrnths  vom  13.  Docbr.  ISIl. 
Ka  SR)»t  iiünilicli:  Der  Staatsralh  etc.  Ist  <lor  Meinung;,  ^}m>9  iWe  Hnndt'lsporlihfo 
in  (Ion  l»ri  ihnen  \orkomnioniion  Strrltsaohen  ,  nach  ihrer  rcborRe-u^unn ,  n;Kh 
tlon  Ansdrüokon  und  ibni  (Joi.sto  dos  Ilandolsgesoty.hnrhr."«,  und  \xo  dl.'.<os  sth^^oljjt, 
naih  dem  gcnieincu  llochte   und  den  llaude4s-Ut»nnieD  «u  entjvheldcn  hahon. 


2.      Das  Handelsrecht  lässt  sich  im  Zusammenhange,  wie  den 
einzelnen  Umständen   nach,   in   folgende   Abtheilungen   bringen: 
L     In    die    kaufmännischen    Verhandlungen ,    ohne    Rücksicht    auf 
deren  Form  und   die  Wirkung   der  Verbindlichkeiten,   wodurch 
sie   erwiesen  werden,   so   wie  in   die  verschiedenen   Anordnun- 
gen,   die    zum   Behuf   des    Handels    im   Allgemeinen    getroffen 
werden. 
II.    In   die   Darstellung   der   allgemeinen   Grundsätze  über    die  Bil- 
dung,   die    Wirkung,   die   Tilgung   und  den   Beweis   kaufmänni- 
scher Obligationen. 

III.  In    die   Verträge ,   mit  Ausnahme  derjenigen ,   welche  im   See- 
handel  vorkommen. 

IV.  In  Alles,   was   auf  den    Seehandel   Bezug    hat. 
V.    In   die   Handels  -  Societäten. 

VI.    In    das    Falliment   und   den   Bankerott. 

VII.    In    die    verschiedenen    Handelsgerichtsbarkeiten    imd    das    ge- 
richtliche  Verfahren,   das  dabei   beobachtet  wird» 


Kr^te  AI>tlLeiliiiig. 

Vom  Handel  und  von  den  Handelsleuten. 


3.  J-*iese  Abtheilimg,  in  welcher  die  Handelsgeschäfte  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Conventionen ,  deren  Gegenstand  sie  atisinaclien ,  in 
Betracht  gezogen  werden  sollen,  lässt  sicli  in  fünf  Ilauptstüclve  ein- 
theilen,    nämlich : 

I,    In   den    Begriff  der   Handelsgeschäfte. 

II.    In    die  Regeln  über  die  erforderliche  Fähigkeit,  diese  Geschäfte 
zu  treiben. 

III.  In  die  Auslegung,   Mie   dem  Handelsgeschäfte  Retreibenden   die 
Eigenschaft    als    Handelsmann   beigelegt   wird. 

IV.  In     die    speciellen     Verbindlichkeiten ,      die     allen    denjenigen, 
welche   diese   Eigenschaft  haben,    auferlegt   sind. 

'V.    In     die    Anstalten,     die    im     Interesse    dcj    Handels     erriclitet 
werden. 


Er^tei^  Haiipt^tiiek. 

Von      Handelsgeschäften. 


4.  Es  ist  nothwendig  und  wichtig ,  diejenigen  Operationen, 
welche  man  mit  dem  IVanien  Handelsgeschäfte  (^acfcs  de  cotti^ 
merce)  bezeichnet,  genau  zu  bestiinmen,  und  durch  Merkmale,  die 
jede  Verwirrung  der  Regriffe  entfernen,  kennbar  zu  machen,  weil 
die  Verliaudlungen ,  die  auf  diese  Geschäfte  Rezug  haben ,  einzig 
imd  allein  Gegenstand  der  Ilandelsgesetzgebung  sind.  Die  Han- 
delsgeschäfte   lassen    sich    in    zwei   Classen   eintluilcn: 

I,    In    diejenigen    Geschäfte,    die    schon   an    und  fiir   Mich    als    Han- 
delsgeschäfte   erklärt    werden    können,     ohne    Riuksitht     auf 
die  gesellschaftliche   Stellung    oder    das  Gewerbe  der  Personen, 
die  solche    Gtscliäfte   treiben. 
n.    In     diejenigen     Geschäfte,    welche    nur    durch    Vermuthungen, 
die     sich    aus    der    Eigenschaft   eines    oder    aller    rontralienten 
folgern    lassen ,     als     Handelsgeschäfte    angesehen     w  erden 
können. 
Reide    ('lassen   sollen   in    nachfolgenden    zwei    CcpltelH    näher 
bezeichnet   werden. 

1  "- 


Erstes  Capitel. 

Geschäfte,    die  scliou  an  und  für   sicli  selbst   als  Handels- 
geschäfte erklärt  werden, 

5.  Es  gibt  viele  Verhandlungen,  die  dem  Civilrecht  ange- 
hören, die  aber  dadurch,  dass  sie  den  Handel  zum  Zweck  haben, 
kaufmännische  Verhandlungen  werden.  Zu  solchen  gehören:  der 
"Kauf,  die  Societät,  das  Darlehen,  das  Depositum,  die  Bürgschaft. 
Die  Verträge,  zu  welchen  diese  Verhandlungen  im  Handel  Anlass 
geben,  sind  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  unterworfen, 
jedoch  mit  denjenigen  Modificationen ,  welche  die  Handelsgesetze 
herbeiführen   können. 

Andere,  dem  Civilrecht  unbekannte  Verhandlungen,  wie  z,  B. 
das  Wechselwesen,  die  Seeverträge  etc.,  sind  ausschliesslich  durch 
die  Handelsgesetze  bestimmt,  und  die  allgemeinen  Grundsätze  kön- 
nen nur  da  subsidiarisch  angewendet  werden,  wo  specielle  Ge- 
setze   schweigen. 

Dieser  wichtige  Unterschied  soll  seine  Anwendung  nnd  Ent- 
Wickelung  in  der.  II. ,  III.  und  IV.  Abtheilung  finden,  wo  die 
Handelsgeschäfte  in  Beziehung  auf  die  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten ,  die  sie  erzeugen ,  in  Betracht  gezogen  werden.  Einst- 
weilen aber  sollen  die  nöthigen  Definitionen  nnd  Elementarbe- 
griffe vorangehen ,  um  die  Unterscheidungs  -  Merkmale  dieser  Ge- 
schäfte keijnbar  zu   machen. 

Je  nachdem  die  Handelsgeschäfte  relativ  sind,  lassen  sie  sich 
folgendermaassen   abtheilen :  ' 

1)  In   die    Ein-    und    Verkäufe. 

2)  In   die   Wechsel-   nnd   Bankgeschäfte. 

3 )  In    die   Mieth vertrage. 

4)  In  einige  Verhandlungen,  die  keiner  dieser   Classen  angehören, 

5)  In   den   Seehandel. 


Erster    Abschnitt. 

Von    Ein-    und    Verkänfen. 

6.  Unter  Ein-  nnd  Verkauf  (achat  et  ve?ite),  gewöhn- 
licher Verkauf  ^) ,  versteht  man  diejenige  Verhandlung  zwi- 
schen zwei  Contraheriten ,  wodurch  der  Eine  dem  Andern  eine 
Sache  liefert,  oder  sie  zu  liefern  sich  verbindlich  macht,  der 
Andere  hingegen  sie   bezahlt    oder  die   Verbindlichkeit   eingeht,    sie 


1)  In  Frankreich  nämlich;  in  Deutschland  aber  ;,Kauf^ 


zu  bezahlen  *•  ^).  Diese  Zahlung  kann  in  Geld,  durch  Tauscli  ^), 
in  Lebensmitteln,  Waaren,  oder  in  andern  Sachen,  die  nach  einem 
gewissen  Werthe  abgeschützt  werden  können,  geleistet  oder  be- 
dungen  werden. 

Obgleich  es  vielleicht  überflüssig  scheinen  mochte,  einen  Un- 
terschied zwischen  Kauf  und  Verkauf  zu  machen,  weil  diese  Be- 
griffe in  wechselseitiger  Beziehung  zu  einander  stehen  und  es 
nicht  leicht  begreiflich  ist,  wie  ein  Verkauf  ohne  Einkauf  Statt 
haben  kann :  so  kann  doch  jeder  dieser  Punkte  abgesondert  in  Be- 
tracht gezogen  werden,  und  zwar  in  denjenigen  Fällen,  in  wel- 
chea  ilinen  eine  Eigenschaft  beigelegt  wird,  die  sie  aus  dem  ge- 
meinen Reclite  herarushebt,  um  sie  den  besonderen  Vorschriften 
der    Handelsgesetzgebung   zu    unterwerfen, 

Einkäufe,    welche    als  Handelsgeschäfte    angesehen    ^Verden. 

7.  Jeder  Kauf  von  Lebensmitteln  nnd  Waaren,  der  in  der 
Absicht  gemacht  wird,  sie  entweder  in  natura  oder  nach  vorher- 
gegangener Bearbeitung  oder  Verarbeitung,  wodurcli  sie  in  andere 
Formen  umgeschaff*en  werden,  wieder  zu  verkaufen,  oder  dieselben 
sogar  auch  nur  mietliweise  an  Andere  zu  überlassen,  wird  als 
Handelsgeschäft    angesehen  **). 

Es  ist  einerlei,  ob  das ,  was  im  Ganzen  gekauft  wurde,  im 
Einzelnen  verkauft  oder  vermiethet  wird.  Dieser  Umstand,  der 
Im  gemeinen  Leben  nur  dient,  um  den  Unterscliifd  zwisclien 
Gross-  und  Kleinliändler  zu  bestimmen,  liat  keinen  Eiufluss  auf 
das    Gescliäft   selbst    und    die   daraus    entstehenden   Wirkungen. 

Es  sollen  nun  liiernach  die  Fälle  bezeiclinet  werden,  in  wel- 
chen die  Erwerbung  gewisser  Sachen  als  Handelsgeschäft  betrach- 
tet werden  kann,  mittels  welclier  Urkunde  und  zu  welchem  Zweck 
sie  gemaclit  werden  musste,  um  dem  Ankauf  den  Charakter  eines 
Handelsgeschäfts    beizulegen. 

ErsterArtikel. 

Sachen  ,  deren  Kauf  als  Handelsgeschäft  betrachtet  werthMi   kann. 

8.  Der  Unterscliied  zwischen   beweglichen   und   nubeweglicben 


1)  C.  G.  B.   15S2. 

2;  Drei  Sachen  machen  das  Wesen  des  Kaufvertrajjs  uns:  die  peknnf^e  Sache, 
ihr  Preis  und  die  Kin\\illi;;un|;  der  Parteien.  Dieser  Vertrag;  kann  durch  aiillieii- 
tischeii  Act,  oder  durch  INivatschiift  ,  seihst  nu'indlich  {geschlossen  werdtii  ;  in 
letzterem  Falle  könnte  aber  der  Kauf  nur  bewiesen  werden,  wenn  tler  Werih  <lor 
Sache  unter  150  Francs  wäre,  es  sei  denn,  dass  ein  schriltlicher  üeueis  -  Anl'ang 
oder  sonst  ein   Ausnahmsfall   vorhanden  wfire.   (C.  ii.   \\.    l.UT  und   l.'ii*^. ) 

'i)  C.  Ki,  B.  1702.  Jl.  (j.  ü.  310.  —     i)  li.  Ci.  ü.  032. 
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Gütern  ist  bekannt J-  ^)  Die  beweglichen,  die  in  der  Absicht  gekauft 
werden,  um  sie  wieder  zu  verkaufen  oder  zu  vermiethen,  machen 
einzig  und  allein  die  kaufmännischen  Verhandlungen  aus. 

Man  kann  also  diese  Bezeicliuiing  nicht  auf  Immobilien  ausdehnen, 
die  man  einkauft,  um  sie  wieder  theihveise  zu  verkaufen,  selbst  w^enn 
mit  Gewinn  verkauft  ^viirde.  ^)  Also  wäre  der  Kauf  einer  Mann- 
factur,  der  in  der  Absicht  geschah,  um  sie  wieder  zu  verkaufen,  oder 
deren  Verkauf  auch  wirklich  Slalt  hätte,  nicht  als  Handelsgeschäft  zu 
betrachten,  wie  gross  auch  die  Menge  der  dazu  gehörigen  Utensilien 
sei,  weil  ein  accessorischer  Theil,  so  bedeutend  er  auch  sein  mag,  die 
Natur  des  Gegenstandes,  mit  dem  er  verbunden  ist,  nicht  ändert.  Eine 
andere  Bewandtniss  hätte  es  aber,  w  enn  man  ein  Haus  gekauft  hatte, 
«m  es  niederzureissen ,  oder  einen  Hochwald,  um  ihn  zu  schlagen.*) 

Bei  beweglichen  Gütern  unterscheidet  man  auch  noch  die  Le- 
bensmittel von  den  W  a  a  r  e  n ,  welche  beide  die  einzigen  Gegen- 
stände sind,  deren  Einkauf  in  der  Absicht  des  Wiederverkaufs  einen 
kaufmännischen  Charakter  hat.  ^) 

Unter  Verzehr  ungsgegenständen  {denrces)  versteht  man 
alle  eingesammelte  od^r  fabrizirte,  nach  Zahl,  Maass  oder  Gewicht  ver- 
käufliche Gegenstände,  die  zum  Unterhalt  oder  zur  Nahrung  der  Men- 
schen und  Thiere  bestimmt  und  von  der  Art  sind,  dass  sie  im  näm- 
lichen oder  auch  im  veränderten  Zustande  verzehrt  werden  können.  *') 

Waaren  (marchandlses)  nennt  man  im  Allgemeinen  alle  die- 
jenigen beweglichen  Güter ,  die  zu  weniger  dringenden  Bedürfnissen, 
als  Nahrung  und  Unterhalt,  gekauft  und  verkauft  werden  und  die  nach 
ihrem  ersten  Gebrauche  fortbestehen  oder  wenigstens  nur  langsam  sich 
verbrauchen« 

Unter  dem  Ausdruck  Waaren  werden  auch  die  Sclaven  in  den 
Colonien  begrilfen.  Zwar  ist  den  Franzosen  der  Sclavenhandei  in  so 
fern  untersagt'),  als  sie  keine  Sclaven  mehr  in  Afrika  einkaufen 
dürfen;  was  aber  schon  an  Sclaven  in  der  Sclaverei  war  und  noch 
darin  ist,  kann  in  Folge  der  Gesetze,  die  vor  Abschaffung  des  Scia- 
veuhandels  gegeben  waren,  fortwährend  eingekauft  und  verkauft  wer- 
den. Dies  darf  sich  aber  nicht  auf  freigeborne  Menschen  erstrecken, 
die  in  Sclaverei,  wo  sie  noch  existirt,  gerathen  sind.  Diese  köniWen 
nicht  gesetzlich  gekauft  werden,  obgleich  ihre  Freiheit  Gegenstand 
des  Assecuranz-Vertrags  sein  kann. 


1)  C.  G.  B.  516.  ,.    u        • 

2)  Die  Eintheilung  der  Güter,  in  bewegliche  und  unbewegliche,  ist 
nioht  die  genaueste,  und  es  gibt  viele  Fälle,  in  welchen  es  zu  wissen  nothig  ist, 
was  darunter  verstanden  wird.  Auf  eine  bestimmte  Weise  lassen  sich  die  Guter 
in  körperliche  und  unkörperliche  eintheilen  •,  erstere  fallen  in  die 
Sinne,  wie  z.  B.  ein  Haus  etc.;  letztere  sind  nur  moralisch  vorhanden,  fallen 
daher  nicht  in  die  Sinne,  wie  z.  B.  eine  Forderung,  eine  Servitut. 

At  d.  H. 

3)  Abw,  Urth.  28  Brumaire  XIII.  -^  4)  Abw.  Urth.  vom  25.  Febr.  1812  uftd 
9.  Aug.  1825.  —  5)  H.  G.  B.  632.  —  6)  Wie  z.  B.  Wein  ,  Getreide ,  Och 
Heu  etc.  --    7)  Ordonnanz  vom  8.  Jan.  1817  und  Gesetz  vom  15.  April  1818. 


9.  Die  Benennung  Waare  wird  sogar  blr)s  intellectnellen 
Sachen  beigelegt,  wie  z.  B.  die  Kundschaft  eines  Waarengeschäfts  ^) ; 
das  Hecht  eines  Autors ,  literarische  oder  wissenschaftliche  Pro- 
diicte  zu  publlciren;  ferner  das  Recht,  sich  einer  gewissen  Ver- 
fahriingsart  in  Kunst-  und  Industriesaclien  zu  bedienen,  die  nach 
den  Gesetzen  über  die  Materie  dem  Erfinder  ausschliesslich  vor- 
belialten    ist. 

In  einiger  Beziehung  wird  auch  das  Metallgeld  Qmme^ 
raire,  especes)  als  AVaare  betrachtet,  ebenso  das  Papiergeld 
(papio'-inonnaie),  das  die  Staatsbehörde  manchmal  zu  einem  ge- 
zwungenen Ciirs  in  Umlauf  setzt,  um  als  Werthzeichen  zu  die- 
nen, wovon  das  Metallgeld  der  Maassstab  und  das  Aequivalent  jst. 
Allein  die  di^se  Gegenstände  betreffenden  Verhandlungen,  die  im 
IL  Absclinitte  angegeben  werden  sollen,  sind  eigentlich  niclit 
als  Ein  -  und  Verkaufe  zu  betrachten  ;  daher  man  aiicli  nicht  sagen 
kann,  dass  das  Darlehen  einer  gewissen  Summe  Geldes,  d-as  seinem 
AVesen  nach  als  eine  Art  Verkauf  der  dargeliehenen  Summe  ange- 
sehen werden   kann ,  ein   Handelsgeschäft  sei  ^). 

10.  Die  kaufmännischen  Documente,  die  man  Facturen  T/V/c- 
turcs)  nennt,  und  die  einer  Person  das  Recht  geben,  die  Auslie- 
ferung der  darin  bezcicJineten  Quantität  Verzehrungsgegenstände  oder 
Waaren  zu  verlangen,  .sind  in  ihrer  Hand  als  die  Waare  selbst  an- 
zusehen ,  dalier  sie  beim  Abschluss  des  Geschäfts  die  Eigenschaft 
haben,   als  liätte  Einer  sein  Recht  auf  diese  Waare  gekauft^). 

W^as  die  Geldforderungen  (crcanves  (Pargcnf^  betrifft, 
so  kann  man  diese  im  Allgemeinen  nicht  als  Waare  betrachten,  selbst 
wenn  sie  aus  einer  Ilandelsursache  entstanden  wären,  oder  das  Scliuld- 
document,  oder  die  Verliandlung,  wodurch  sie  transmittirt  wurden, 
müsste  wenigstens  der  Form  nach  zu  denjenigen  geliören,  die  man 
Wechsel-  oder  Bankgeschäfte  nennt  etc.  und  schon  durch  sicli  selbst 
kaufjiiännisch  sind,  was  im  folgenden  Abscliuitt  angegeben  wer- 
den   soll  *). 

Es  kann  demnacli  zweifelhaft  scheinen,  ob  man  in  die  Classe 
der  W^aaren  die  I  n  s  er  i  p  tio  nen  auf  das  Staatsschulden- 
b  u  ch  ,  Renten  (^i)fscnp(tons  an  grand  h'rro  ilc  hi  dctic  puhliiptc) 
bringen  soll,  was  nicht  mit  dem  l'apiergeld  >erniengt  werden  darf. 
Die  Verhandhingen  dieser  Inscriptiunen  sind ,  wie  später  noch  er- 
wälint  werden  soll,  gewissen  Formen  unterworfen,  die  den  kaufmän- 
nischen   Verträgen    entielmt   sind. 

Da   aber  diese  Formen    nur  zur  Unterstützung   und  Vermehrung 


1)  Cas».   8.  Fnictidor  III.  Abw.  Urth.    7.  Decbr.  1S-2r,.  —    2)  Abw.  Urtb.  U. 
Decbr,  ISIO.  —    3)  Cass.  3.  Aug.  18(.)ü.  —    4)  H.  G.  B.  (WW. 
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des  öffentlklien  Credits  eingeführt  wurden,  indem  man  dadurch  eine 
grössere  Anzalil  Theilnehmer  am  Staatsvermögen  heranziehen  wollte: 
so  kann  man  sagen,  dass  die  Formen  die  ursprüngliche  Natur  solcher 
Forderungen  nicht  verändern  ;  dass  sie  von  Seiten  der  Darleiher  oder 
Gläubiger  nur  eine  Gapitalanlage  oder  ein  Recht  sind ,  welches  aus 
einer  Forderung  entspringt,  und  selbst,  wenn  ilim  eine  Waarenforde- 
rung  zum  Grunde  läge,  keinen  kaufmännischen  Rechtstitel  gäbe.  Dar- 
aus könnte  man  den  Schluss  ziehen,  dass  derjenige,  welcher  auf  diese 
Weise  Gläubiger  der  Regierung  geworden  und  seine  Rechte  einem 
Andern  cediren  will,  kein  Handelsgeschäft  macht,  da  das,  was  er  ver- 
kauft, keine  Waare  ist,  und  dass  er  selbst  dann  keines  machen  wurde, 
wenn  der  Einkauf  in  der  Absicht  gemacht  worden,  wieder  mit  Ge- 
wirin zu  verkaufen.  Dessenungeachtet  bringt  es  der  Gebfauch  mit 
sich,  den  Kauf  solcher  Inscriptionen  als  Handelsgeschäft  anzusehen, 
wenn  er  in  der  Absicht  gemacht  worden  zu  sein  scheint,  um  durch 
den  Verkauf  zu  speculiren  ^),  , 

Zweiter     Artikel, 

Aus  welchem  Rechtsgrunde  müssen   die  Einkäufe  Statt  haben? 

11.  Damit  der  Wiederverkauf,  oder  die  Vermiethung  von  Ver- 
zehrungsgegenständen oder  Waaren,  dem  Rechtsgrunde,  aus  welchem 
sie  erworben  wurden,  die  Eigenscliaft  eines  Handelsgeschäftes  beilege, 
so  müssen  diese  Sachen  gekauft  worden  sein^),  d.  h.  sie  müssen 
zu  einem  gewissen  Preise  oder  zu  einem  Aequivalent,  das  nach  Gel- 
deswertli  abgeschätzt  werden  kann,  übergegangen  sein. 

Nicht  Handelsg-escLaft  ist  demnach  die  Sclieiikung"  von  Gegenstän- 
den ,  die  nachher  vom  Donatar  verkauft  wurden.  Ferner  ein  Thei- 
hmgs-  oder  Liquidationsgeschäft  zwischen  Erben  und  Vermächtnissneh- 
mern  in  Betreff  von  Waaren,  deren  Erwerbung"  anf  sie  erblich  iiber- 
gegang-en  ist,  selbst  wenn  die  Waaren  ein  Waarenlager  begründeten. 

Eben  so  würde  der  Verkauf  von  Prodncten  von  eigenem  Grund 
mid  Boden,  weder  dem  Anbau  derselben,  noch  den  deshalb  eingegan- 
genen Verbindlichkeiten  die  Eigenschaft  eines  Handelsgescliä'ffs  beilegen. 
Es  ißt  gleichviel,  ob  dieser  Ertrag  in  Getreide,  Heu  etc.  bestehe,  ob 
die  Producte  einer  Vorbereitung  bedürfen,  die  ihre  Natur  verändern, 
wie  z.  B.  Wein,  Cider  etc.,  oder  ob  sie  aus  dem  Sclioosse  der  Erde 
zu  Tage  gefordert  werden,  wie  z.  B,  die  Producte  einer  Steiugrube, 
eines  Torflagers. 

Diese  Grundsätze  sind  auf  den  Pachter  anwendbar,  obgleich  man, 
wollte  man  über  das  Wort  klügeln,  sagen  könnte,  er  habe  vom 
Pachtgeber  das  Recht  erkauft,  Früchte  auf  dessen  Gute  einzuernten 
und  sie  wieder  zu  verkaufen,  und  habe  sie  sogar  durch  die  dabei  ge- 
habte» Auslagen  erworben,     Sie  lassen  sich  auch   auf  denjenigen  aus» 


l)  Abw.  ürth.  tS.  Febr,  t806,  und  S9.  Juni  1808.  —    2)  H.  G.  B,  633, 
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debneii  ,  dem  ein  Eigenlliiimer  seine  kiinfti«T^e  Ernle  verkauft  hafte. 
Beide  sind  wenig^er  Käufer  von  beweg-lichen  Saclien  ,  als  vielmehr  in 
das  Reclit  eingesetzt,  das  ein  Eig;entlinmer  liat,  seinen  Grund  und  Bo- 
den zu   bebauen  und   den  Ertrag-  davon   einzuernten  und   zu  verkaufen. 

Der  Analogie  nach  gehört  auch  in  die  namliciie  Classe  derjenige, 
welcher  seine  Geistesproducte  oder  eine  Arbeit,  die  nicht  ausschliess- 
lich ange-svendet  wird ,  g-ekaufte  Materien  in  andere  Formen  umzu- 
schalfen,  verkauft  oder  absetzt. 

Dritter     Artikel. 

In  welcher  Absicht  muss  der  Kauf  gemacht  werden? 

12.  Der  Kauf  miiss  des  Wiederverkaufs  wegen  gemacht 
werden.  Wie  gross  auch  die  Quantität  der  eingekauften  Gegenstände 
sein  mag,  so  wird  der  Kauf  dennocli  nicht  zum  Handelsgeschäft,  wenn 
er  nicht  in  der  Absicht  geschehen  ist,  wieder  zu  verkaufen  ^'  "), 

Obg-Ieich  der  Staat  für  seine  Bedürfnisse  aller  Art  mehr  kauft 
als  ein  Kaufmann^  dessen  Absatz  noch  so  bedeutend  ist^  so  sind  docli 
die  Einkaufe  des  Staates  kein  Handelsg-eschaft. 

Es  ist  gleicliviel ,  ob  der  Betrag  eines  Einkaufs  in  eigenen 
Wechseln  oder  Scliuldscheinen,  worin  der  Werth  in  Waaren  empfan- 
gen ausgedrückt  ist,  abgemacht  wird,  da  auch  auf  diese  \>  eise  für  die 
blosse  Consumtion  eingekauft  werden  kann  ^).  —  Man  hat  also  die 
Merkmale  in  Betracht  zu  ziehen,  nach  welchen  sich  die  Bestimmung 
zum  Verkauf  erkennen  lässt,  in  welchem  Falle  die  ursprüngliche  Ab- 
siclit  das  Resultat  überwiegt. 

Wer  z.  B.  auf  einem  Lag-er  eine  Partie  Waaren  zum  Verkauf 
ausstellte,    oder    sich  auf  irgend  eine  Weise  dazu  geneigt  ankündigte, 


1)  H.  G.  B.  632. 

2)  Ueber  die  Frage:  ob  der  Kauf  eines  Handlnngsfonds  oder  Geschäfts,  wie 
Z.  B.  einer  Apotheke  etc.,  der  in  der  Absicht  geschah,  das  Geschäft  des  ^  erkäu- 
fers  fortzusetzen,  von  Seiten  des  Käufers,  der  zuvor  nicht  Handelsmann  war,  ein 
Handelsgeschäft  ist?  sind  die  königl.  Gerichtshöfe  in  ihren  Meinungen  getheilt. 
Der  Pariser  hat  diese  Frage  mehrmals  verneint  und  zwar  aus  folgenden  (iriiu- 
den :  der  Käufer  habe  das  Gescluift  nicht  des  Wiederverkaufs  wegen  gekauft; 
es  mache  ein  von  den  darin  belindlichen  Waaren  oder  Sachen  jjetrenntes  Fii^cn- 
thum  ans,  daher  der  Kauf  des  Ilandiungs-  oder  (Jeschäftsfonds  kein  Han- 
delsgeschäft begründe.  Daraul"  hin  ist  aber  zu  benierken:  dass  zu  Allem  ein  An- 
fang sein  niuss  ,  was  auch  das  (ieschäft  sein  njag ,  das  Kiner  kaiift ,  um  daraus 
den  besten  Ertrag  zuziehen;  dass  der  Käufer  sich  Leute  darauf  halten  nuis<», 
^ie  bei  jedem  andern  Ftablissoment ;  dass  ein  Mandlunjis  -  oder  (ieschäftsfonds 
nicht  nur  ans  Waaren  etc.  besf»'hf  ,  sondern  auch  ans  einer  Kundsciialt,  diese 
den  wesentlichsten  'fheil  beim  kauf  ausmacht  und  die  (irösse  des  Kaufpreises 
sich  nach  ihr  richtet;  dass  diese  Kundschaft  von  deni  tJeschäft  unzertrennlich 
ist,  auch  mit  ilim  wieder  verkauft  werden  kann;  dass  durch  \  ermelirung  der 
Kundschaft  das  Geschäft  eben  so  gut  emporkonuuf,  als  es  sich  durch  deren  Ab- 
nahme verringert  ;  dass  mit  der  gänzlichen  Aufräumun<:;  der  Waaren  etc.  auch 
die  Ivundschaft  aufhören  würde  etc.  Vt»n  diesem  Ciesichtspnnkle  niag  auch 
das  Pariser  Handelsgericht  aus^^ej^angen  sein,  indem  es  im  Widerspruch  7.11m 
königl.  (Gerichtshof,  sich  in  solchen  Fällen  für  competent  erklärt,  uml  den 
Kaufeines  Handlungs-  oder  GcschäftsfonUs  als  UanUelsueschäft  bctraclitet  hat. 

A.  d.  II. 
8)  Ca«8.  25.  Mai  182T. 
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"würde  ang-esehen,  als  Labe  er  sclion  diircli  den  Einkauf  dieser  AVaare 
ein  Handelsgeschuft  gemaclit. 

Es  kann  auch  geschehen,  dass  Gegenstände  weiter  verkauft  Trer- 
den  und  der  Verkauf  dennocli  nicht  Handelsgeschäft  ist,  oder  es 
müsste  daraus  liervorgehen,  dass  der  Käufer  beim  Einkauf  die  Ab- 
sicht  gehabt  hätte,   sie   zu   verkaufen. 

Wenn  z.  B.  Jemand,  aus  Liebbaberei,  Gemälde,  Rnpfersticbe,  Bü- 
eber  und  äbnh'che  Saclien  einkaufte,  um  sjch  auf  dem  Wege  des  Tau- 
scbes  ein  Sortiment  zu  maclien,  oder  wenn  ihm  bei  einer  Versleige- 
rnng  ein  Loos  zufiele,  das  er  in  der  Absiclit  gekauft,  um  blos  liini- 
g-es  davon  zu  besitzen,  wenn  auch  Anderes  damit  verbunden  ist,  das 
er  schon  besitzt  und  was  ihm  davon  nicht  ansteht,  dann  wieder  ver- 
kauft. In  allen  diesen  Fallen  würde  ein  solcber  Liehhaber  kein  Han- 
delsgeschäft machen,  da  sich  nicht  vermuthen  lässt,  dass  er  eing-ekauft 
habe,  um  wieder  zu  verkaufen,  wenn  nicht  andere  Umstände  hinzutre- 
•  ten ,  die  das  Gegentfieil  beweisen  und  darthun,  dass  er  vorhatte,  eine 
S]>eculation   zu   maclien. 

iN'icht  Handelsgeschäft  wäre  ferner;  Wenn  ein  Nichthandelsinann 
Verzehrungsg-egenstände  einkaufen  w^ürde ,  die  seinen  gewöhnlicheu 
Verbrauch  weit  nbersteig-en,  ohne  dabei  eine  Speculatiou  zu  beabsich- 
tigen und  einen  Tbeil  dieser  Producte,  aus  Furcht,  sie  mochten  ver- 
derben, oder  auf  sonst  eine  W^eise  zu  Grunde  gehen,  oder  aus  Geld- 
bedürfuiss,  selbst  mit  Gewinn,  den  er  früher  nicht  beabsichtigte ,  wie- 
der verkaufen  würde. 

Der  gleiche  Fall  würde  eintreten,  wenn  ein  Landv^irth  zum  An- 
bau eines  ihm  durch  Erbschaft  zugefallenen  Grundstücks  ,  Vieh  ge- 
kauft hat,  aber  bald  darauf,  weil  es  ihm  nicht  mehr  ansteht ,  oder 
weil  er  es  durch  Verkauf  oder  Tausch  gut  anbringe«  kann,  wieder 
weggibt.  Da  ursprünglich  factisch  kein  Handel  zum  Gruude  lag-,  so 
kann  auch  spater  daraus  kein  Handelsgeschäft  g-emacht  werde«,  i\ur 
der  Wunsch  oder  die  Hoffnung',  durch  den  W  iedcKverkanf  einer  ge- 
kauften Sache  zu  g-ewinnen,  ist  das,  wa»  man  gewöhnlich  mit  dein 
IN  amen  S  p  e  c  u  l  a  t  i  o  n  belegt. 

Es  könnte  sogar  geschehen,  dass  der  Einkauf  einer  Sache^ 
der  in  der  Absicht  gemacht  wurde,  sie  wieder  zu  verkaufen,  nicht 
als  Handelsgeschäft  betrachtet  werden  kann,  wenn  das  öffentliche 
Interesse   die    Veranlassung   dazu    gegeben. 

Das  kann  z.  B.  der  Fall  sein,  wenn  der  Staat  oder  eine  Stadt, 
lim  einem  Mangel  an  Lebensmitteln  oder  einer  Hungersnoth  vorztibeu- 
g-en,  Getreide  aufkaufen  lässt  in.  der  Absicht,  es  abzusetzen,  mid  es 
sogar  theurer  verkauft,   als  es  angekauft  wurde. 

13.  Damit  der  Verkauf  einer  gekauften  Sache  dem  ihm  vor- 
angegangenen Einkaufe  die  Eigenschaften  eines  Handelsgeschäfts  bel- 
öge, so  muss  er  die  Hauptsache  dabei  ausmachen.  Diese  Eigen- 
schaften hat  er  aber  nicht,  wenn  ,er  blos  accessorisch  von  Sachen 
Statt   hat,^  die  nicht  gekauft   wurden. 

So  würde  z.  B.  ein  Landwirth ,  der  nebst  seinen  Weinen  oder 
anderen    geistigen    Getränken,    die    er    aus   seineu   eiugeerateteu   Pro- 
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aucten  fabrizirfe,  aiicli  die  dazu  aiig^ekauffen  Fässer  verkauff,  niclit  an- 
'  gesellen,  als  liätte  er  einen  Verkauf  »-einacht,  dein  man  des  KHiifs  der 
Fässer  %veg'en  die  Eigenschaft  eines  Handelsg-escliafls  beilegen  konnte. 
Als  ricliti^e  Folg-e  dieses  Grundsatzes  Hesse  sich  dies  aber  nicht  auf 
denjenigen  an^veuden,  der  aus  Weinen  und  anderen  Producten,  die  er 
g-ekauft ,  g-eistig-e  Getränke  fabrizirt;  denn  liier  wäre  der  Rauf  der 
Fässer  zu   diesen  Getränken  ein  l(andeisgxiscLäft. 

14.  Die  nämlichen  Ausnahmen  sind  auch  in  denjenigen  Fäl- 
len anwendbar,  in  welchen  der  Wiederverkauf  eine  Folge  gewisser, 
in  den  Ackerbau  einschlagender  Geschäfte,  die  den  kaufmännischen 
Speculationen   fremd    sind,    ist  und   als    Mittel   dazu   dient. 

Ein  Landmann  kauft  oft  mageres  Vieh,  um  es  g-emästet  nachher 
wieder  zu  verkaufen.  Ein  solciier  Kauf  kann  nicht  als  Handelsg^e- 
schäft  angesehen  werden,  obgleich  sich  beim  Wiederverkauf  heraus- 
stellt, dass  er  ihn  beim  Rauf  schon  beabsichtigt  habe.  Hier  g^eht  mau 
von  dem  Grundsatze  aus,  dass  die  Viehmästung'  zum  Ackerbau  gehöre, 
folglich  kein  Handelsgeschäft  sein  kaim ,  dass  dieser  sich  nicht  auf 
blosse  Bearbeitung"  des  liodi'ns,  auf  Einernten  des  Ertrags  beschränke, 
sondern  dass  auch  Viehzucht,  (Juterhalt  von  Pferden,  Heerden,  Geliü- 
gel  etc.  einen  grossen  Theil  dabei  ausmachen.  Der  Ackerbau  muss 
aber  das  av irkliche  Gewerbe  desjenigen  sein,  der  vorgibt,  dadurch  kein 
Handelsgeschäft  zu  marhwi.  \A  ürde  es  sich  aber  aus  Umständen,  die 
leichter  zu  erwägen  als  zu  bestimmen  sind ,  ergeben ,  dass  derjenige, 
welcher  Vieh  g-ekauft  kat,  um  es  nach  der  Mästung^  wieder  zu  ver- 
kaufen, speculirt  habe,  so  hätte  er  ein  wirkliches  Handelsgeschäft  dar- 
aus gemacht. 

Ijei  Anwendung'  der  nämlichen  Grundsätze  liesse  sich  beurtheilen, 
ob  ein  Pächter,  der  ausser  den  Producten,  die  er  einerntet,  Getreide 
imd  andere  Früchte  kauft,  um  sie  wieder  mit  dem,  Avas  er  g"eerntet, 
zu  verkaufen  *),  oder  ob  ein  Piliiller ,  der  ausser  seinem  gewöhnlichen 
Geschäft  auch  noch  Getreide  kauft ,  um  es  als  Mehl  •svieder  zu  ver- 
kaufen,  in   dieser  besonderen  Deziehung    ein  Handelsgeschäft  macht  ^). 

15.  Der  nämliche  Unterschied  dient  auch,  um  über  einige 
andere    Fragen    zu    entscheiden. 

Ein  zVutor,  der  z.  B.  für  seine  Rechnung  drucken  lässt,  und  dos 
Papier  und  andere  zum  Druck  nÖtliige  Materkdien  kauft  und  datni 
seine  ^Verke  selbst  absetzt,  macht  dadurch  kein  Hände IsgescliÜft,  ebtu 
so  wenig  dessen  Wiltwe ,  Rinder  oder  andere  Erben.  Diese  Aus- 
nahme würde  sicli  aber  nicht  auf  den  Htichhandler  erstrecken,  der  das 
AVerk,  zu  dessen  Herausgabe  ihm  der  Autor  das  iiecJit  verlielien  oder 
verkauft  hat,  drucken  lässt ;  auch  käme  sie  keinem  Gläubiger  zu,  der 
dieses  Recht  an  Zahluiigs  Statt  genommen  hat.  Noch  weniger  könnte 
diese  Ausnahme  von  einem  Journalisten  angesprochen  werden,  Jer  nur 
von  Gegebenheiten  oder  von  Gegenständen,  die  gewissermaassen  («e- 
ineingut  sind,  liechenschaft  gib(,  da  «r  nicht  demjenigen  gleichgestellt 
werden  kann,  der  ein  wirklich  literarisches,  obgif'irh  periodisches, 
Werk  verfasst  ;  denn  es  ist  ausser  Zweifi'l  ,  dass  dieser  Letzlere  aU 
Autor  angesehen  würde,  der  sein  eigenes  AVerk  publicirt. 


1)  Cass.  8  Floreal  VI.  —    2)  Abw.  Urth.  20.  Jan.  18ia 
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Der  Maler,  cler  seine  verfertigteu  Gemälde  verkauft,  "vrozn  er 
Leinw  and ,  Farben  und  Rahmen  gekauft  hat ,  macht  dieses  Einkaufs 
weg'en  kein  Handelsgeschäft,  obgleich  unter  gleichen  Umständen  der- 
jenige, Avelcher  Malereien  in  Gebäuden  übernimmt,  ein  Handelsgeschäft 
dabei  macht.  Ans  gleichen  Gründen  würde  ein  Unterschied  gemacht 
zwisclieu  einem  Bildhauer,  der  Statuen  verfertigt,  und  demjenigen,  der 
aus  Marmor  Tischplatten  oder  Simswerk  oder  andere  architektonische 
Arbeilen  verfertigt. 

Ein  Vorsteher  einer  Privat-Lehranstalt ,  der  für  das  Bednrfniss 
seiner  Zöglinge  Waaren  oder  Lebensmit(el  einkauft,  würde  dadurch 
kein  Handelsgeschäft  machen,  weil  die  Erziehung-  und  der  Unterricht 
die  Hauptgegenslände  seines  Unternehmens ,  Unterhalt  und  Kleidung; 
der  Zöglinge  aber  nur  accessorisch  sind   '). 

Wer  aber  Personen  auf  den  Monat  oder  aufs  Jahr  in  Rost  und 
Wohnung  nimmt,  ferner  Gastgeber,  Speise-  und  Schenkwirthe,  machen, 
in  Folge  der,  zur  Ausübung;  ihres  Gewerbes,  e^igekauften  nöthig^en 
Lebensmittel  und  Verzehrungsgegenstände  ^  ein  Handelsgeschäft   *). 

16.  Ans  diesen  Grundsätzen  lässt  sich  folgern,  dass  eine  Person, 
die  von  der  Regierung-  angestellt  ist ,  um  den  Tabak ,  den  diese  fabrizirt, 
zu  verkaufen,  kein  Handelsgeschäft  treibt,  obgleich  sie  der  Regierung 
den  Tabak  abkauft  und  ihn  theurer  verkauft;  denn  da  dieser  Persou 
der  Verkaufspreis  vorgeschrieben  ist ,  sie  also  nicht  freie  Hand  hat, 
ihn  zu  überschreiten ,  so  ist  der  Unterschied  mehr  ein  Nachlass  am 
Preis,  als  ein  Gewinn;  auch  ist  eine  Person  beim  Verkauf  mehr  ein 
Beauftragter,  als  ein  Handelsmann,  Diese  Ausnahme  ist  aber  nicht 
auf  diejenigen  Individuen  anwendbar,  die  von  der  Regierung;  das  aus- 
schliessliche Recht  erhalten  ,  eine  gewisse  bezeichnete  Art  Industrie 
auszuüben,  die  das  öffentliche  Wohl  zur  freien  Verfügung  individuel- 
ler Interessen  nicht  zulassen  kann.  Dies  ist  der  Fall  mit  den  Posf- 
Laltern;  die  Einkäufe,  die  sie  an  Futter,  Pferden  und  andern  Gegen- 
ständen zum  Betrieb  ihres  Geschäfts  macheu,  werden  als  Handelsge- 
schäft angesehen. 

17.  Ob  die  Gegenstände,  welche  gekauft  wurden,  im  näm- 
lichen Zustande  wieder  verkauft  werden,  oder  ob  sie  vor  dem 
Verkaufe  durch  Verarbeitung  eine  Umänderung  erlitten  haben,  daran 
ist  wenig  gelegen  ^).  Diejenigen,  welche  Stoffe  bearbeiten,  um  sie 
in  andere  Formen  umzuwandeln,  heissen  „Manufacturisten",  „Fa- 
brikanten", „Handwerker".  Diese  hesondern  Bezeichnungen  hin- 
dern aber  nichts  dass  die  Einkäufe,  die  der  Eine  oder  Andere  in 
ürstoffen  macht,  unter  dem  Gattungsnamen  „Handelsgescliäfte"  be- 
griffen werden. 

Wer  also  Eisen  etc.  kauft,  um  daraus  Arbeiten  oder  Werkzeuge 
verschiedener  Art  zu  verfertigen  und  sie  Avieder  zu  verkaufen  *) ;  wer 
in  gleicher  Absicht  Stoffe'  zu  Verfertigung  von  Kleidungsstücken, 
Wolle    oder  Baumwolle  etc.  zu  Gespiunst    oder  zu  Zeugen,  Getreide 


1)  C  ass.  23.  Nov.  1827.  —    2)  Cass.  33.  April  1813.  —    3)  H.  G.  B.  632.  — 
4)  Abw.  Urtli.  5.  März.  1812. 
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oder  Melil  zum  Brodbacken  kauft,  und  die  verfertig^ten  Arbeiten  Frie- 
der verkauft,  macht  daraus  ein  Handersg-eschaft,  So  -Nvird  niclit  nur 
der  Einkauf  von  Weinen  und  Liqueuren ,  sie  mög-en  nun  im  Grossen 
vom  Weinbändler,  oder  im  Kleinen  vom  Scbenk^virlli  *)  verkauft  Aver- 
den,  zum  Handelsg-escbiift ;  sondern  er  ts  ird  es  auch  von  Seiten  Des- 
jeuig-eu ,  der  sie  destillirt,  um  daraus  Sprit  oder  andere  Liqupure  zu 
machen.  Der  Einkauf  von  Holz  und  Koblen,  der  der  Destillation  ^ve- 
geu  gemaclit  ^yird,  ist  sogar  ein  Handelsgeschäft. 

18.  Die  bereits  angeführten  Grundsätze  dienen  auch  zur  Er- 
klärung des  Falles,  in  welchem  die  Vermiethung  einer  gekauften 
Sache,  diesem  Kauf  das  Merkmal  eines  Handelsgeschäfts  beilegt; 
der  blosse  Umstand ,  dass  die  Sache  verraiethet  worden ,  ist  nicht 
hinreichend,  sondern  der  Kauf  muss  in  der  AbsicJit  Statt  ge- 
habt  haben,   das   Gekaufte   wieder  zu   vermiethen  ^),  - 

Wenn  Einer  z.  B.  blos  g-elegentlich  ein  Pferd  vermietliet,  das  er 
in  der  Hauptabsicht  gekauft  hat,  um  sich  desselben  für  seine  Person 
zu  bedienen,  so  wird  der  Kauf  nicht  zum  Handelsgeschäft.  Geschah 
aber  der  Kauf  in  der  Absiclit  ,  das  Pferd  zw  vermiethen ,  die  Vermie- 
thung-  mag"  Statt  gehabt  haben  oder  nicht ,  so  ^Yird  er  zum  Handels- 
g-eschäft. 

Per  Grundsatz,  der  Nr.  IG.  auf  die  Posthalter  angewendet  wor- 
den und  sich  auf  alle  übrigen  Unternehmer,  sogar  ausschliesslich, 
ausdehnen  würde,  ist  aber  nicht  auf  die  Regierung  oder  auf  de- 
ren Ver^vaItungen  auAvendbnr;  daher  sind  die  Einkaufe  von  "NA'agen 
und  andern  Transporlgegenstiinden ,  die  von  Postadministraliouen  ge- 
macht ^Verden,  kein  Handelsgeschäft,  obgleich  sie  deren  Gebrauch  eben 
so  vermiethen,  wie  die  Unternehmer  von  Diligeucen,  bei  welchen  der- 
gleichen  Einkaufe  Handelsgeschäfte  sind. 

Um  Gegenstand  eines  Handelsgeschäfts  zu  werden,  muss  auch 
die   gekaufte   nnd    in   Miethe   gegebene  Sache   bewegliches  Gut   sein. 

So  Aviirde  z.  B.  der  Kauf  eines  garnirten  Hotels,  eines  Wirths-, 
Kaffee-  oder  Schauspielhauses ,  Avovon  der  Käufer  den  Gebrauch  ganz 
oder  theiUyeise  vermiethen  "svill,  kein  Handelsgeschäft  sein  ^)  ;  allein 
Handelsgeschäft  ^väre  der  Ankauf  von  IMobilien,  der  in  der  Absicht 
geschehen,  ein  Kafl'eehaus,  das  man  errichtet,  oder  Zinuner,  die  man 
vermiethen  Avill,  damit  zu  mübliren.  Diese  IMobilien  sind  kein  acces- 
sorischer  Theil ,  der  mit  dem  Hause  in  Verbindung  stellt,  weil  sie 
nicht  dem  uumlichen  Eigenthiimer  gehören. 

Daraus  ersielit  man,  dass  ein  Kauf  nicht  als  Handelsgeschäft 
angesehen  werden  kann,  wenn  die  gekaufte  Saclie  nur  als  acces- 
sorischer   Theil   eines    unbeweglichen    Gutes   vcrmiethet   ist. 

Z.  B.  Avenn  der  Eigenthiimer  eines  in  Pacht  gegebenen  Gutes 
Vieh  kauft,    um    es  seinem  Pachter    iu  Viehpacht    (öaii  u  chcjitcl)  zu 


1)  Cass.    23.  April   1813.  —     2)  H.   G.  B.  f»32.  —    3)  Abw.  Vilh.    25.    April 
1822. 
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g-eben  ^),  so  darf  dieser  Kauf  iiiclit  als  Handelsgeschäft  ang-eseLen  wer- 
den, auch  •wenn  er  von  seinem  Pachter  einen  Pachlpreis  zieht. 
Anders  verhielte  es  sich  aber,  wenn,  wie  No.  14.  gesagt  worden, 
Jemand,  der  nicht  Kigenthümer  des  in  Pacht  gegebenen  Gutes  ist, 
Vieh  gekauft  und  es  dein  Pacliter  eines  Andern  in  Viehpacht  gege- 
ben härte  ^).  ' 

19.  Nun  bleiben  noch  über  die  Bezeichnung,  die  man  dem 
Einkauf  von  Werkzeugen  geben  soll,  welche  zur  Ausübung  eines 
Gewerbes  angewendet  werden,  einige  Schwierigkeiten  z«  lösen  übrig. 

Wenn  die  gekaufte  Sache  den  Haupttheil  des  vermietheten 
Gegenstandes  ausraaclit,  so  ist  der  Kauf  ein  Handelsgeschäft;  wenn 
'  »her  eine  gekaufte  Sache  nur  gebraucht  wird,  um  eine  industrielle 
Arbeit,  die  augenscheinlich  den  Haupttheil  des  vermietheten  Ge- 
genstandes ausmacht,  zu  fertigen,  so  ist  der  Kauf  kein  Handels- 
geschäft. 

Z.  B.  Ein  Unternehmer  von  Eilwa'gen  (s.  IV.  16.)  macht  ein 
Handelsgeschäft,  ^venn  er  Pferde  und  Fuhrwerke  kauft,  um  sie  zum 
Trausporf  zu  vermiethen,  obgleich  er  zu  dieser  Vermiethung-  blos  seine 
Besorgung-  fügt,  die  keine  von  ihm  erkaufte  Sache  ist,  denn  die  Ver- 
inietluing  der  Fuhrwerke  und  Pferde  ist  im  Grimde  genommen  die 
.  Hauptisache.  Der  Arbeiter  hingegen,  welcher  Werkzeuge  zur  Betrei- 
bung seines  Handwerks  kauft,  macht  kein  Handelsgeschäft,  obgleich 
man  sag^en  kann ,  dass  in  seinem  Arbeitslohne  folgerungs weise  der 
Miethlohn  dieser  nämlichen  Werkzeuge  begriffen  ist ,  weil  seine  Indu- 
strie, die  er  vermiethet,  einen  weit  hohem  Werth  hat,  als  der  Ge- 
brauch der  Werkzeuge. 

Noch  wenig-er  können  die  Einkäufe  von  Putzsacheu  und  Theafer- 
kleidungen,  die  sich  Schauspieler  ihrer  Rollen  wegen  anschaffen,  als 
Handelsgeschäft  angesehen  werden.  Dies  wäre  aber  der  Fall ,  wenn 
diese  Schauspieler  sich  für  eine  Theater-Unternehmun»  associirten,  Ein- 
käufe in  Decoratiouen  und  andern  zu  ihrem  Etablissement  nÖlhigen 
Gegenständen  machen  würden,  weil  ein  solches  Unternelimen  ein  wirk- 
liches Handelsgeschäft  begründet. 

§.2. 

V  e  r  k  ä  u  f  e ,    w  e  1  c  h  e  H  a  n  d  e  1  s  g  e  s  c  h  ä  f  t  e    sind. 

20.  Geht  man  vom  Kauf,  oder  derjenigen  Verhandlung, 
wodurch  das  Eigenthum  einer  Sache  erworben  wird,  zum  Ver- 
kauf über,  so  ist  dieses  diejenige  Verhandlung,   wodurch   man   das 

.Eigenthum    einer    Sache  überträgt,   oder  es  zu   Übertragensich   ver- 
bindlich   macht. 

Um  zu  unterscheiden,  ob  diese  Geschäfte  kaufmännischer  Na- 
tur sind  oder  nicht,  ist  die  in  No.  6.  gegebene  Vorschrift  zu  mer- 
ken,   woraus   sich    ergibt,    dass   derjenige,   welcher    Verzehrungsge- 


1)  C.  G.  B.  17U.  —    2)  C.  G.  B.  1801. 
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genstande  oder  Waaren  kauft  in  der  Absicht,  sie  wieder  zu  rer- 
kaufen ,  schon  dadurch  allein  ein  Handelsgeschäft  macht  und  dies 
selbst  dann ,  wenn  von  Seiten  des  Verkäufers ,  der  blos  die  Pro- 
ducte  seines  Bodens  absetzt,  das  nämliche  Geschäft  nicht  kauf- 
männischer Natur    ist. 

Wenn  aber  derjenige,  welcJier  auf  solche  Weise  Saclien  ge- 
kauft hat,  in  der  Absiclit,  sie  wieder  zu  verkaufen,  sie  wirk- 
lich verkauft,  so  erfüllt  er  den  Zweck,  der  daher  schon  die 
kaufmännische  Eigenschaft  an  sich  trug.  Der  Wiederverkauf  ist 
also    von   seiner    Seite  abermals  ein  Handelsgeschäft. 

Also  ist  nicht  nur  der  Einkauf  eines  Fasses  Wein  (s.  No.  17), 
der  in  der  Absiclit,  es  wieder  zu  verkaufen,  gemacht  wurde,  ein 
Handelsg-eschäft ,  sondern  ancli  noch  dieser  Verkauf.  Kben  so  wür- 
de es  sich  mit  dem  Verkauf  von  Sachen  verhalten  ,  die  mittels  eines 
g-ewissen  Verfahrens,  oder  einer  gewissen  Industrie,  durcJi  hinzu- 
gefügte Materien,  die  in  der  Ab.siclit  gekauft  wurden,  um  sie  nach 
ihrer  Verarbeitung  wieder  zu  verkaufen,      producirt  \vorden  sind. 

21.  Es  gibt  noch  eine  andere  Classe  von  Verkäufen,  die 
ihrer  Natur  nach  /u  den  Ilandelsg?  Schäften  gehört ,  ohne  dass  man 
zu  nntersuchen  nöthig  hat,  ob  die  verkauften  Sachen  in  dieser  Ab- 
sicht gekauft  wurden.  Sobald  nämlich  eine  Person,  wenn  sie  auch 
nicht  den  Handel  als  Geschäft  treibt,  sich  gegen  Jemand  verbind- 
lich macht,  ihm  Verzehrungsgegenstände,  Waaren  oder  andere  Sa- 
chen dieser  Art  zu  liefern,  die  sie  nicht  auf  eine  specielle  und 
einschränkende  Weise  als  einen  Theil  des  Ertrags  ihres  Feldbaues 
angegeben  hat,  so  ist  eine  Art  Vermuthung  vorhanden,  dass  diese 
Person  diese  Sachen  nicht  einsammelt,  sond'Tn  sie  einkaufen  oder 
verfertigen  lassen  wird,  und  dass  ihr  Linternehmen  ihr  als  Mittel 
dient,  sich  durch  den  Wiederverkauf,  durch  die  Vorbereitung,  die 
sie  vornehmen  lässt,  oder  durch  den  Transport  der  Waare,  den  sie 
übernimmt,  einen  industriellen  Gewinn  zu  verschaffen.  Eine  sol- 
che Unternehmung  nennt  man  Liefer nngs-Unternelimung, 
Lieferungen  (enircprise  de  fourmlures)  ^). 

Zu  solclien  Unternehmungen  Werden  auch  die  literarischen  ge- 
rechnet ,  die  unter  dem  Namwi  Subscriptionen  (soiiscripffons) 
bekannt  sind  ,  sobald  sie  durch  Andere  als  durch  den  Autor  des 
auf   diese    Weise    bekannt    gemacliten  Werkes    selbst    besorgt    werden. 

Es  ist  sogar  nicht  nöthig,  dass  den  L  ntcrnchmungcn  in  Lie- 
ferungen der  Zweck  zum  Grunde  liege,  denjenigen  Personen,  gegt  n 
welche  man  sich  verbindlich  gemacht  hat,  das  Eigeuthum  der  Sa- 
chen zu  iibertragen ;  die  Unternelmiungen  können  auch  nur  eine 
blosse   Vermiethung  zum    Zwecke    haben. 

Hierzu    gehören    die  Magazine    oder  Elablissements,      in  welchen 
I)  IL  G.  B.  632. 
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Personen,  "Welclie  Decorationen  zu  Festlichkeiten  oder  andern  Belu- 
stigungen miethen  wallen  ,  die  nöUiigen  Mobiiieu  oder  Ornamente ,  die 
sie  wünschen ,  finden. 

Diese  Unternehmungen  in  Lieferungen ,  sie  mögen  in  das  El- 
genthum  übergehen ,  oder  blos  für  den  Gebrauch  bestimmt  sein, 
verlieren  wegen  der  Personen  j  die  slcli  damit  befassen ,  ihren 
kaufmännischen  Charakter  nicht ,  wenn  sie  den  öffentlichen  Dienst 
betreffen ,  oder  in  Folge  von  Concessionen  der  Behörde  ausge- 
führt  werden. 

Hierzu  gehören,  ausser  dem  Beispiel  No.  16.,  die  Unternehmun- 
gen von  Leiclienbestattungen,  Wässeruugs-  und  Beleuchlungs- Unter- 
nehmungen einer  Stadt  etc.  ^) 

Diejenigen   Verhandlungen   aTber ,   welche   von   Factoren ,   Com- 
inis   und   ähnlichen   angestellten   Personen ,    die  im  Auftrag    und  für 
Rechnung   ihrer    Principale    kaufen ,     geschlossen    werden ,     gehören 
nicht   zu    den   Lieferungs- Verträgen,    da   diese  Personen  nicht  kau- 
fen, um  an  ihre  Principale  wieder  zu  verkaufen,    sondern  da  es  diese 
sind,     die    durch     Verraittelung     ihrer    Angestellten     kaufen.        Die 
Grundsätze    hierüber     sollen    im    VI.    Hauptstück    der     III.    Abthei- 
lung   entwickelt    werden.      Dies   kann    auch    zur   Entscheidung    der 
häufig   vorkommenden  Rechtsstreitigkeiten   dienen,    die   über   die  Ei- 
genschaft der  Verbindlichkeiten   derjenigen    entstehen,   welche  für  die 
Regierung    Einkäufe   machen.      Sind    die   Käufer  von    der   Regierung 
oder     durch     eine    von    ihr    eingesetzte   Verwaltung    beauftragt,     so 
sind   ihre    Einkäufe    keine   Handelsgeschäfte,    da   sie    nicht  als    Lie- 
feranten kaufen,    sondern    die  Regierung  es  i^t,    die   durch   sie  kau- 
fen lässt ,    und   diese    wird  nur    angesehen ,     als    kaufe    sie  für    ihre 
Bedürfnisse  (s.   No.    12)..")      Eine   andere  Bewandtniss  hat  es  aber, 
wenn   sich    die    Käufer    gegen   die   Regierung  zu    einem   übereinge- 
kommenen  Preise   verbindlich   gemacht   haben;    denn    hier   sind    sie, 
statt    Agenten  ,    wirkliche   Unternehmer   oder    Lieferanten ,    weil    sie 
das,    was     sie   eingekauft    haben-,    der    Regierung    wieder    verkaufen. 
Der  Umstand,     dass    sie   dazu    beauftragt    gewesen,    oder    den  Vor- 
schriften,  welche    die   Verwaltungsbehörde    ihren    Angestellten    auf- 
legt ,    unterworfen   wären,    Würde  ihre    Qualität  nicht   ändern.  ^) 


Zweiter    Abschnitt. 

Von      Wechselg-eschäften. 

22.      Wenn    Münzen    gt^gen    Münzen    oder    gegen    Papiergeld 
umgesetzt  werden,   oder    umgekehrt  Papiergeld    gegen    Müözen,    so 


.  1)  Abw.  ürth.  0.  Jan.  1810.  —     2)  Cass.  13  Pluviose  VIII.  Cass.  8  Messidor 
XI.  —    3)  Abw.  ürth.  13.  Messidor  Xü.  1  8.  Juli  1839. 
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nennt  man  diesen  Umsatz  oder  Tausch,  Ilandwechsel  (chiDtgc 
local  oder  manuel).  Er  kann  nur  in  so  fern  Gegenstand  des  Han- 
dels sein,  als  die  Gesetze  sich  nicht  dagegen  opponiren.  Dieje- 
nigen, die  sich  mit  diesem  Gescliäft  abgeben,  werden  Geldweclis- 
1er   (chanyeurs)    genannt. 

!23.  Die  Bedürfnisse  des  Handels  haben  aber  eine  weit  wich- 
tigere Wechselart  eingefülirt.  Oft  ereignet  sicli ,  dass  ein  Sclnild- 
ner  auf  den  Ort,  wo  er  zu  zahlen  hat,  Forderungen  zu  kaufen 
suclit,  um  die  Transportkosten  und  die  Gefahr  bei  Baarsendungen 
zu  vermeiden.  Auf  diese  Weise  sind  die  W  e  cjh  selge  s  c  Iiäf  t  e 
(^Operations    de  chcntijc)    entstanden. 

Diese  Verliandlung  kann  auf  zweierlei  Weise  ausgefülirt  werden  : 

1)  Direct,  wenn  nämlich  der  Schuldner  sicli  verbindlich 
wacht,  eine  gewisse  Summe  an  einem  andern  Orte,  als  in  sei- 
nem Wohnorte,  auszuzahlen,  und  diese  Zahlung  durcli  ein  auf 
sich  selbst  ausgestelltes  Engagement,  Billet  genannt,  bewirkt;  dies 
nennt  man  Personal-  oder  persönlichen  Wechsel  (^chuhijc 
persofinel)  *). 

2)  Durch  Vermittelung  einer  dritten,  an  einem  andern  Orte 
wohnhaften  Person,  welclie  vom  Scliuldner  beauftragt  wird,  dem 
Gläubiger  die  angegebene  Summe  zu  bezalilen ;  die  Sclirift  hier- 
über wird   Wechselbrief  (Ictire    de   change)    genannt.  *) 

24.  Der  Wechselbrief  ist  so  abgefasst,  dass  er  niclit  nur 
an  die  Person  lautet,  zu  deren  Gunsten  er  ausgestellt  ist,  son- 
dern dass  er  ilir  auch  dis  Befugniss  ertheilt,  ihr  Keciit  darauf 
zu  cediren ,  welche  Cession  auf  der  Rückseite  des  Wechsels  ge- 
schieht, indem  man  demjenigen,  auf  den  der  Wechsel  gestellt  ist, 
den  Auftrag  ertlieilt,  ilin  an  besagte  Person  zu  zalilen.  Eine 
solche   Cession   wird   Indossament   (endossemeid^  genannt."^) 

25.  Wer  einen  Wecliselbrief  ausstellt,  heisst  Ausstel- 
ler (Jlreut')\  derjenige,  zu  dessen  Gunsten  er  ausgestellt  wird, 
wird  Nehm  er  genannt  {prencur).  Die  Person,  welche  >oiu 
Aussteller  beauftragt  ist,  die  angegebene  Summe  bei  Verfallzcit 
zu  bezahlen,  ist  der  Bezogene  (if're);  macht  sicIi  dieser 
durch  Acceptation  zur  Zahlung  verbindlich,  so  wird  er  Accep- 
tant^)  ((fcrcptrur),  ^)  Der  Werth ,  der  sich  zur  Zahlimg  in 
seinen   Händen    behndtt,    heisst    Deckung')  (j)rorfsfOft)»      D<tjc- 


I)  Kin  Ausdruck,  dessen  ninn  sirli  im  uirkliclicii  (leschät't  nicht  Neiiit-nt.  — 
2)  Darunter  versteht  man  in  Krankreieh  die  ei<j;entliche  Tratte  ,  dtren  Krlor 
dernrsse  im  II.  Ü.  U.  Art.  110  anjie^ehen  sind.  S.  auch  Schiehe,  Lehre  «ler 
Wechselhriefe,  2le  Aullaj^e,  ;j  —  ti.  Cap.  —  3)  S.  Nähere»  in  Schiehe.  I.ehre 
der  Wechselhriefe.  lU.  Cap.  und  II.  Ci.  B.  13Ö.  —  4)  In  Betrett  der  im  Wech 
«elhriefe  Aorkomruenden  Personen.  S.  Sciiiebe,  L.  d.  W.  Ö.  Cap.  —  ö)  Schifhe. 
I..   d.  W.  9.   Cap. 
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nige,  welcher  auf  dem  Rücken  des  Wechsels  durch  schriftliclien 
Auftrag  an  den  Bezogenen  einem  Andern  das  Recht  ertlieilt ,  den 
Betrag   davon    zu    erheben,   heisst   Indosscnt   (endosseur)»  ^) 

Hat  eine  Verhandlung  mittels  eines  eigenen  Weclisels  Statt, 
so  ist  er  eigener  Wechsel  an  Ordre")  {billet  ä  ordre). 
Derjenige,  welclier  ihn  unterschreibt,  wird  Unterzeichner'^) 
(souscripieur)  genannt.  Derjenige,  zu  -dessen  Gunsten  er  lautet, 
ist  Beneficiar*)  (bencficiaire).  Die  übrigen  Benennungen  der 
darin  vorkommenden  Personen  sind  dieselben  wie  im  Wechselbriefe, 
Später  soll  noch  angegeben  werden ,  wie  ein  eigner  Wechsel  auf 
keinen  Namen  eines  Gläubigers ,  sondern  blos  an  den  Inhaber  zahl- 
bar lauten  kann.  Diese  Art  Effecten  können  manchmal  aucli  als 
IMittel  zu  einem  Wechselgeschäft  dienen,  wenn  sie  einen  vom  Un- 
terzeichner empfangenen  Werth  ausmachen ,  der  in  einem  andern 
Orte   zahlbar   ist» 

26.  Wenn  zu  einer  und  derselben  Zeit  zwei  Plätze  einander 
gegenseitig  ein  gleiclies  Qirantum  in  Summe  schuldig  wären  und 
Schuldner  und  Gläubiger  beider  Plätze  irgendwo  zusamm entreifen 
körinten ,  so  Hessen  sich  mittelst  Cessionen ,  Schulden  und  For- 
derungen ohne  weitere  Kosten,  als  diejenigen  der  .  Ausfertigung 
der  Documente ,  der  Reise  etc.  abmachen.  Es  ereignet  sidi  aber 
meistens,  dass  ein  Platz  an  den  andern  mehr  zu  fordern  oder  zu 
zahlen  hat,  als  dieser  andere  schuldet  oder  zu  beziehen  hat,  oder 
dass  die  Ct)mmunicationen  mit  einer  Stadt  schwieriger  sind,  als 
mit    einer    andern. 

Die  Contrahenten  ziehen  auch  den  Gewinn  oder  Verlust  in 
Betracht,  der^für  den  Einen,  der  an  einem  andern  Orte  bezah- 
len lassen  will,  und  für  den  Andern,  der  daselbst  will  empfan- 
gen lassen,  entstehen  kann;  und  da  Geldsendungen  mit  Gefahr 
verbunden  sind,  so  wie  auch  manche  Forderung  Gefahr  läuft, 
nicht  bezahlt  zu  werden ,  so  geschieht  es ,  dass  der  eine  'l'heil 
dem  andern  einen  gewissen  A^itzen  beim  Tausch  zweier  Saclien 
von  ungleichem'  Werthe  herauszahlen  muss.  Dieser  Nutzen ,  der 
nichts  mit  dem  Zins  des  Geldes  gemein  liat,  Jieisst  Wechsel- 
preis, Curs;'')er  wird  auf  eine  Weise  beurkundet,  die  noch 
angegeben  werden  soll,  und  kann  als  Maassstab  dienen,  wenn  die 
Contrahenten   nichts    festgesetzt    haben. 


1)  Derjenige,    M-elchem  dieses  Recht  ertheilt  Avird,  heilst  Indossat  (enJosse). 

—  2)    Schiebe,     L.    d.     AV.     19.     Cap.    —      3)    Schuldner.    —      4)    Gläul)iü^r. 

—  5)  Unter  Ciirs  versteht  man  eigentlich  den  Preis,  der  angibt,  wieviel  eine 
Summe  Geldes  Ton  einem  Platze  in  dem  Gelde  des  andern  Platzes  kostet.  Das 
Verzeichniss,  welches  den  Stand  der  Ciirse  angibt,  heisst  Curszettel,  Curs- 
h]-dtt  (bul/efm  des  c/ianffes,  cmirs  ihs  cJiu„gcs).  Kr  hat  zur  Verzeichnung  der 
Curse  zwei  Hauptcolumnen,    worin  meistens  nur  der  veränderliche  Werth  ange- 
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Der  Ciirs  ist  Pari  zwischen  zwei  Plätzen,  wenn  z.  B. 
100  auf  dem  einen  Platze  für  100,  die  man  auf  einem  andern 
Platze*)  zu  empfangen  hat,  gegeben  werden.  ')  Es  ist  zum  Vor- 
theil  eines  Platzes,  wenn  die  Wechsel  dahin  gewinnen,  und  z:» 
dessen  iVaclitheil,  wenn  fiir  Wechsel  dahin  weniger  gezahlt  wird, 
als    ihr  Betrag   atismacht. 

Die  Wechseloperationen  compliziren  sich ,  wenn  man  sich 
nicht  directes  Papier  verschaffen  kann ,  und  sich  eines  dritten 
Platzes  dazu  bedienen  muss.  Man  ist  dann  genöthigt,  die  Ciirse 
verschiedener  Plätze  mit  einander  zu  combinifen ,  welche  Combi- 
nation    Arbitrage   (arhitrage)    genannt  wird.  ^) 

27.  Das  bis  jetzt  iiber  das  \\  echselgeschaft  Gesagte  Iiat 
sicii  nur  auf  einen  und  denselben  Staat  bezogen;  niclit  so  ver- 
hält  es   sicli   aber,    wenn    fremde   iMimzen   vorkommen. 

AlJe  IMimzen  haben  bekanntlicli  einen  zweifachen  W  erth,  einen 
reellen  oder  innern  und  einen  willki'ilirlicJien  oder  IVominalwerth. 
Der  innere  Wertli  wird  durch  das  Gewicht  und  den  Feingehalt  der 
Materie  bestimmt,  aus  Avelcher  das  Geldstück  besteht.  Den  MÜlkühr- 
liclien  Wertli  bestimmt  in  jedem  Lande  das  Gesetz.  Gelit  aber  ein 
Stück  Geldes  ansserlialb  des  Landes,  in  welchem  es  gesetzliche  Münze 
ist,  so  verliert  es  seinen  Aominalwerth,  und  da  es  nur  den  innern 
Werth  belihlt,  so  wird  es  afs  blosses  Metall  angesehen.  Zwei 
Geldstücke  zum  nämliclien  Feingelialt  und  Gewicht,  obgleith  in 
zwei  verschiedenen  Staaten  geprägt,  wären  also  ihrem  innern  Wer- 
the  nach    gleich.*)      Wären    sie    von    gleicliem    Gehalt,    aber    von 


gel)en  ist,  (l«^r  (c^^ite  al)er  als  hekaimt  vorausp^esetzt  wird.  Die  eine  dl 'ser  Co- 
liminen  oder  Spalten  ist  mit  dem  Buchstalien  U  (flriefe),  oder  P  (Papier,  pa- 
picr)  üdVr  L  {le/trcs,  ital.  IcHcre)  oder  ü  {o/'fert)  üNerschrieben ;  diese  Colunine 
nennt  man  die  Brie  fco  limine  im  rjej^ensafz  der  andern,  welche  die  (i  e  I  d - 
colunine  genannt  «ird  und  die  mit  (i  (Cield)  A  {Ar^eni)  I)  {demande,  ital. 
dcnari)  übersciiriehen  ist.  h>slere  '/.c'v^i  also  die  Curse  der  Papiere  an  ,  die  aus- 
gel)oten  sind,  (jeher  haben,  letztere  diejenigen,  zu  welchen  man  verkaufen 
kann  oder  verkauft  hat,  Nehm  er  ha!)e!j.  In  Turszefteln  kommen  vor  den  Co- 
luninen  die  üuciisf.iben  K.  S,  oder  c.  j.  (kur/e  Sicht,  courts  jimm)  und  M  (Monati 
7/;o/v).  vor.  S.  Näheres  in  Schie!>e,  roirtorMissensc'iaft  —  1)  l>es  Inlandes  näm- 
lich.—  2)   Pari  ist   überhaupt  die  völlige  (Gleichheit  desWerthes  zweier  Münzen. 

—  3)  Unter  Arl)i  trage,  A  r  h  i  t  r  a  g  e  - 1»  ec  h  ii  u  n  g  ,  Arhitriren  vcr«.fo!it 
man  diejenige  Art  Wech.Helrechnung^,  uodnrch  man  mit  Hülle  der  Curse  jm-niit- 
telt  und  enfseheidet,  welchen  Weg  man  einschlagen  muss,  um  entweder  zu  fr«?« 
siren  oder  zu  remitliren',  oder  wie  mau  auf  die  Curse  soeculiren  kann.  M-in 
wählt  zum  Arhitriren  zwei  und  mehr  Plätze  und  vergleielit  di«- Rcsultiite  der 
Berecliuung.  Mit  man  (H'lder  zu  empfan:.:en  ,  so  wird  deijetiige  >^  eg  ringe- 
.««chlag.'u,  welelii'r  die  grüsste  Ijnna!inie  giht  ;  hat  man  hingegen  (ielder  auszu- 
zahlen, so  wählt  mm  (l«'U  Weg,  der  am  mei«iten  die  Ausgahe  vermindert.  U  ill 
man  auf  die  Curse  speculiren,  so  berechnet  man,  wie  sie  »ich  zwischen  zwei  Wech- 
j^elplätzen   üher    einen    dritten    wtellen.     (Seliiebe ,     Lrhrb.  d.   kaufm.  Arithmetik). 

—  4)  Dies  w  jire  dann  das  M  ü  n  x  -  oder  (J  e  I  d  p  «  r  i ,  auch  Gold-  o<ler  S  i  1  h  e  r  - 
Pari  gen  innt    {pari    inirinscrue,.    Dieses  Pari  wäre  «her  ganz  rwecklo«  aur  (irund 
lag«»  des    Weehstlfurses  zu   neliiuen  ,  da   der   Curs   ausser  den«   innern   \Nerthe  <\x'r 
heiileu   >  .iluten   vim    ^  ers<hie«lenen   l  ujstandeu    noch    ahhängt  ,    be.stMndi;;er    \  er 
änderung  unterworfen  ist  ,  un»!   sich  hnui»ts«chlicU  nach  dem  Maagel  oder  LVIkt 

2^ 
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ungleichem  Gewicht,  so  wäre  ein  Unterschied  im  Werthe  zum 
Verhältniss  ihres  Gewiclits.  Wäre  ihr  Gewicht  gleich ,  der  Ge- 
halt aber  niclit,  so  wäre  der  Unterschied  im  Verhältniss  zum  Ge- 
halt, d.  h.  im  Verhältniss  der  Quantität  an  feinem  Golde  oder 
Silber,  die  sie  bei  einem  ähnlichen  Gewicht  enthalten.  Wäre 
aber  Gewiclit  und  Gehalt  zweier  Münzen  ungleich,  so  wäre  de- 
ren Differenz  in  einem  zusammengesetzten  Verhältnisse  zu  Gewicht 
und  Gehalt.  Um  also  genau  das  Verhältniss  zweier  Münzen  zu 
einander  zu  bestimmen,  muss  ein  gemeinschaftlicher  Maassstab  in 
Gewicht  und  Gehalt  angenommen  werden,  wodurcli  angegeben 
wird,  wieviel  Theile  der  einen  Münze  der  andern  genau  gleich 
kommen. 

Diese  Gleichheit  kann  aber  durch  Umstände  eine  Verände- 
rung erleiden.  Der  innere  Werth  eines  Metalls,  das  man  gegen 
ein  anderes  verwechseln  will,  bestimmt  nicht  immer  dessen  Preis, 
sondern  bald  üeberfluss,  bald  Mangel,  bald  Bedürfniss ,  welches 
mehrere  Personen  im  nämlichen  Augenblick  haben  können.  Da- 
durch entsteht  dann  ein  gewisser  Local  -  Wechsel ,  wovon  in  No.  23 
die    Rede  war. 

Selbst  dann  auch,  wenn  die  Rede  von  Negoziationen  von 
einem  Platze  zum  andern  ist,  obgleich  im  Grunde  genommen  der 
Curs  seiner  Natur  und  seinen  Wirkungen  nach  der  nämlicjie  ist, 
niuss  doch  ,  um  seinen  Stand  zwischen  zwei  Plätzen  zweier  Staa- 
ten beurtheilen  zu  können,  wegen  der  Differenz  der  Münzen  eine 
Operation  vorausgehen,  die  darin  besteht,  dass  man  jede  in  einen 
genieinscliaftlichen  Werth  reduzirt  ohne  Rücksicht  auf  denjenigen, 
welcJien    ihr    die  Regierung,    die    sie    ausgemünzt  hat,    beilegt. 

Daraus  gelit  hervor,  dass  der  Curs  zwischen  zwei  Plätzen 
eines  und  desselben  Landes  sich  lediglich  auf  die  Kosten  und  die 
Gefahr  beim  Geldtransport,  so  wie  aucli  auf  das  Geldbedürfniss 
des  einen  Platzes  vor  dem  andern,  gründet.  Zwischen  zwei  Plä- 
tzen aber,  die  zwei  verschiedenen  Staaten  angehören,  gründet  er 
sitli  ausserdem  noch  auf  die  Vergleichung  des  Innern  Werthes,  ab- 
gesehen von  ihrem  Nominalwerthe,  dem  sich  die  Unterthanen  eines 
imd   de^elben   Landes   unterwerfen   müssen. 

In  der  einen  wie  der  andern  Hypothese  können  noch  neben- 
bei Umstände  hinzutreten-,  welche  diese  Basis  ändern;  es  können 
im  Handel  einer   Stadt  Ereignisse    eintreten,    die    mehr   oder  min- 


fluss  an  Wechseln  und  haarem  Gelde  richtet,  in  welchem  Fall  dann  der  Curs 
entweder  steigt  oder  lallt.  Das  Geldpari  ist  übrigens  wohl  vom  Wechsel-  oder 
Curs  pari  (pair  du  dicm^e^  poir  politiquc)  ZU  unterscheiden.  Dieses  >yird  durch 
die  Vergleichung  der  Curse  der  Münzen  des  einen  l^andes  mit  denjenigen  eines 
andern  im  Verhältniss  zu  einem  dritten  aufgefunden.  (Schiebe,  Lehrbuch  der 
kaufm.  Arithmetik.) 
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der  auf  die  Pünktlichkeit  in  den  Zahlungen  einwirken.  Die  finan- 
zielle Lage  eines  Staates  kann  Varanlassiing  geben,  dass  man  mehr 
oder  minder  günstigen  Münzveränderungen  entgegensieht.  Wenn 
es  in  einer  Stadt  gebräuchlich  ist,  in  Wechselzahlung  eine  ge- 
wisse Quantität  Kupfer-  oder  Scheidemünze  zu  geben,  die  über 
ihren  Innern  Werth  gehalten  wird,  wenn  Wechsel,  vor  der  Zah- 
lung, einer  Stempelgebühr  oder  sonstigen  Formalitäten  unterworfeQ 
sind,  wodurch  die  Zahlung  vertheuert  oder  erschwert  wird :  so  hat 
dies  Alles  nothwendigerweise  Einfluss  auf  den  Wechselpreis  und 
ist  im    Curs   zweier  Plätze   begriffen. 

Zu  diesen  Betrachtungen,  die  sich  auf  Localverhältnisse  be- 
ziehen, gesellen  sich  auch  noch  andere,  die  dem  Wesen  des  Wech- 
sels fremd  sind,  wie  z.  B.  die  Meinung,  die  man  von  der  Zah- 
lungsfähigkeit des  Bezogenen  hat,  so  wie  von  der  Redlichkeit  des 
Ausstellers,  welcher  vorgibt,  dessen  Gläubiger  zu  sein,  oder  bei 
ihm  Credit  zu  haben,  um  in  dem  einen  oder  andern  Fall  zum 
Trassiren  befugt  zu  sein.  Dann  Iiat  auch  die  Zeit  vom  Tage 
des  Verkaufs  bis  zum  Verfalltage  Einfluss  auf  den  Curs,  und  der 
Käufer  erhält  sowohl  in  diesem  Betracht,  als  aucli  in  Betracht  des 
Zinsfusses  auf  dem  Zahlungsplatze  eine  Verminderung,  die  man 
D  i  s  c  o  n  t    {cscompie)   nennt  ^). 

28.  Die  Verhandlungen,  wovon  hier  die  Rede  ist,  die  zu- 
erst nur  erfunden  wurden,  um  das  Bisico  und  die  Spesen  bei 
Geldsendungen  zu  vermeiden,  wurden  bald  ein  Mittel,  durch  den 
Credit  die  Seltenlieit  oder  Unzulänglichkeit  der  Capitalien  zu  er- 
gänzen. Man  beschränkte  sich  nicht  auf  den  Austausch  einer  erst 
empfangenen  Summe  oder  eines  Wertlies  gegen  eine  andere  an 
einem  andern  Orte  existirende  Summe  oder  deren  Wertli.  Das 
Zutrauen,  das  der  Handel  gebietet  und  das  grosse  Interesse,  wel- 
ches die  Kaulleute  haben,  ihre  Verbindlichkeiten  getreulich  äu  er- 
füllen, Hessen  das  Versprechen,  eine  gewisse  Summe  zu  einer 
gewissen  Zeit  an  einem  andern  Orte  zu  zahlen,  als  eine  wirkli- 
clie  Forderung  auf  diesen  Ort  ansehen;  durch  dieses  Mittel  sind 
die  llülfscjücllen  des  Handels  ungemein  vermeint  worden.  Dirje- 
rige  ,  welciier  mit  wenig  baarem  Gelde  sicli  bereit  liält,  seine 
für    die  Zukunft    eingegangenen  Verbindlichkeiten   zu  erfüllen ,    Kanu 


1)  Discont  im  nll^^oinoinen  Sinn  ist  riii  Al>/ii;i  liir  l);ian'  Zahlung  fun-js  ge- 
wissen Wertlis  ,  der  noch  nicht  vorlallen  ist;  im  NN  n;ir«nliinulcl  «in!  er  niioh 
Rabatt  t^'^nannt.  Im  Wechscli^cschärt  ist  „Dis^oril*'  ein  \l»/u;:  nach  einem  ;:e- 
wisscn  Zinsfuss  lierechnet ,  den  «ler  \  rrkaufer  eines  Wechsels  ericitlet  ,  wenn  er 
den  U('fr;»<;  des  in  einer  pewissen  /eil  verfallenen  Wot-hsels  gleich  h.»l»en  will  \ 
diese  Zinson  ,  die  der  Käufer  (  l)  i  s  c  o  u  t  n  e  h  nie  r ,  l)  I  s  c  on  t  i  r  e  r  ,  Diseun- 
tnnt)  .sopleich  abzieht,  nennt  man  auch  \  bz  u  j:i  z  i  n  s  r  n.  S.  Weiteres  liirr- 
liber ,  sowie  über  Disconto-Kassen  nnd  Discuntu  Bnnkeo  das  l  ni\crsul  Lesiloa 
der   Uandclswisscuschaftcn  v^  Schiebe. 
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Promessen  ausstellen ,  die  seine  Verniögensiimslände  übersclireiten 
und  so  die  Mittel  vervielfältigen,  seine  Einkäufe  zu  saldiren.  Da 
Operationen  dieser  Art  immer  auf  ein  Interesse  oder  auf  zu  liof- 
fenden  Gewinn  sich  gründen,  so  werden  sie  aus  diesem  Grunde 
als    Handelsgeschäfte  betrachtet,  *) 

Dritter    A  b  s  c  Ii  u  i  1 1. 

V   o  11    B  a  n  k  g-  e  s  c  h  ä    f  t  e   u . 

29.  Alle  Verhandlungen  im  Wechselwesen ,  wovon  der  vo- 
rige Absclinitt  einen  kurzen  Begriff  gegeben  hat,  erfordern  viel- 
fältige Untersuchungen  und  setzen  eine  angewöhnte  Bekanntschaft 
mit  den  günstigen  oder  ungünstigen  Fällen  voraus ,  welche  die 
Umstände  herbeiführen.  Die  Sorge ,  sie  vorauszuseht^n ,  ist  zu 
einem  Industriezweig  geworden,  der  darin  besteht ,  die  Hülfsmittel 
und  Bedürfnisse  der  verschiedenen  Plätze  zu  ergründen  ,  die  Glücks- 
fälle, die  daraus  hervorgehen  können,  zu  berechnen,  was  um  so 
complizirter  wird,  wenn  bei  der  üngleichlieit  des  Innern  Werthes 
der  Münzen  zum  äussern  noch  Ueberfluss  und  Mangel  dem  grös- 
sern oder  geringern  Bedürfniss  iiinzutreten ;  dann  ist  es  schwie- 
riger, die  Vortheile  oder  die  Gefahr  der  Speculationen  im  ,Wech- 
selgeschäft  vorauszusehen.  Diejenigen,  welche  sich  solchen  Ge- 
schäften widmen,  nennt  man  Bankiers  (^baiKpilers),  Ihr  Ge- 
werbe besteht  in  der  Befugniss,  über  Gelder  zu  verfügen,  die 
auf  andern  Plätzen  zahlbar  sind  und  die  sie  auf  einem  Platz  ein- 
kaufen  oder  verkaufen. 

Die  Bankgeschäfte  werden  auf  verschiedene  Weise  betrieben : 
1)  durch  Speculation,  wenn  nämlich  in  Ilolfnung  eines  Ge- 
winnes auf  einem  Platze  Forderungen  eingekauft  oder  verkauft  'er- 
den ,  die  an  einem  andern  Orte  zahlbar  sind;  2)  in  Commis- 
sion,  indem  nämlich  der  Bankier  Gelder  oder  liandelspapiere  als 
Deckung  ^on  Wechseln  empfängt  oder  zu  empfangen  hat,  die  ein 
Anderer  auf  ihii  gezogen,  oder  dass  Gelder  zu  seiner  Verfügung 
gestellt  werden  ^) ,  oder  dass  er  einem  Handclsfreumle  Credit  er- 
öffnet und  dessen  Wechsel  bezahlt,  ohne  dass  dieser  noch  den 
Werth  dafür  angeschafft  hat,  und  dem  man,  um  sich  kaufmännisch 
auszudrücken,   einen  Credit  eröffnet.-^) 


1)  H,  G.  B.  632.  —    2)  Abvv,  Urth.  24.  März  1825. 

3)  Das  Gewerbe  des  Bankiers  besteht  hauptsächlicli  in  G  el  d  -  ,  W  e  c  li  s  e  I - 
und  St  aats  j)  a  pier- Gesell  äften.  Die  Geldgeschäfte  zerfallen  1)  in 
Uxntausch  von  Geld  -  und  Münzsorten  ,  unter  welche  Rubrik  n^an  auoh  den  Bar- 
ren Wechsel  bringen  kann  (also  Sorten  -  und  Barrenwechsel);  2)  im  Empfangen, 
Einziehen  und  Auszahlen  von  Geldern,  es  sei  mm  für  eigne  oder  fremde  llech- 
mmg;  3)  in  Annahme  und  Ausleihung  \on  Geldern  gegen  Verzinsung.  Grosse 
Bankiers^  ül)ei nehmen  auch  oft  (Geldgeschäfte  für  den  Staat,  der  sich  ihrer  auch 
'isu  Aniehen  bedient.      Die  AVcchselgeschäfte    bestehen   im  Trassiren   und  Remit' 
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Man  nennt  Tratten')  (Jralies)  die  Werlistlbritfe,  die  ein 
Bankier  auf  seinen  liankier  zielit  und  M'el<he  dieser  zu  zahlen  be- 
aiiflrast  ist.  Kim  essen  (^rcniiscs)  nennt  nian  da^jegen  die 
Wechsel,  die  er  seinem  Correspondentcn  einsendet,  damit  dieser 
das  Einziehen  davon  besorge,  was  man  einkassiren  (encaisser) 
nennt. ') 

30.  Es  gibt  aber  noch  eine  Art  Uankoperationen ,  die  durch 
ihr  Verhältniss  zum  öffentlichen  Credit  und  dem  höhern  lnteres';e 
des  Handels  mit  dem  In  -  und  Auslande  eines  Staates  weit  wich- 
tiger sind.  In  der  Absicht,  dem  Uebelstande  abzuhelfen,  der 
durch  den  nngewissen  Werth  der  verscliiedenen  Münzen,  die  in 
einem  Lande  im  Ueberfluss  sein  können,  entsteht,  oder  um  die 
Zaiilungen  zu  erleiclitern ,  indem  man  die  Transportkosten  des  ge- 
nuinzten  Geldes  vermindert,  oder  auch,  um  die  Civculationsniittel 
zu  vermehren,  nimmt  ein  IJankier  Gelder  an,  für  die  er  auf  sei- 
nen Büchern  eine  Inscription  erölFnet,  die  der  Deponent  auf  ein- 
fachem und  ökonomischem  Wege  einem  Andern  cediren  kann,  oder 
er  stellt  dafür  Blllets  an  den  Inhaber  aus,  wodurch  er  sich  ver- 
bindlich macht,  auf  dessen  erstes  Begehren  das  Depositum  zu  er- 
statten. Die  Banken  erster  Art  nennt  man  Girobanken  (ban" 
qucs  ä  inrctnens),  diejenigen  letzterer  Art  werden  Zettelban- 
ken  (banques   u  billets)  genannt. 

31.  Geniesst  eine  Bank  \ollkomnienes  Vertrauen,  so  beei- 
len  sich  die  Inhaber  der  Schuldscheine  nicht,  deren  Zahlung  zii 
verlangen,  weil  jeder,  sobald  er  gewiss  ist,  seine  Forderung  je- 
den Angenblick  und  ohne  Verzug  zu  Geld  machen  in  können,  die 
vom  Bankier  eingegangenen  Verbindliclikeiten  für  haare  iMünze 
nimmt.  Dieser  letztere,  der  dem  Inliaber  seiner  ausgestellten  Ver- 
pflichtungen f«ir  die  überlassenen  Gelder  keine  Schadloshaltung 
gibt,  weil  diese  nach  Belieben  zurückgenommen  werden  könuen, 
und  der  aus  Erfahrung  weiss ,  dass  nicht  alle  luhaber  sich  am 
nämlichen   Tage    und    im    nämlichen    Augenblicke    prasentiren   wer- 


tiren,  theils  fnr  ei;zne,  theils  fiir  fremde  Upchniinr,  und  im  Ifandol  mit  Wrch- 
seln  ,  8o  wie  «uoli  im  Oiscontiren.  Da»  St«fiisn;i|»ier;;<*scliHt't  |)»'stelit  im  Kin- 
imd  Verkauf  von  St.iHtspa|.ieriMi.  (  S.  L'nivrrsal-l.r\ikoi»  dor  Il.indilswi.'*MiiMbMf- 
teii  von  Schiel)P.) 

1)  Tratte  lieisst  die,  mit  »»i^pnlKnuliüor  l'nJfr.«;rlirift  >«TS(.'h«Mu%  Urkunde, 
Modurcli  eine  Person  f  Ansstellt-r  d^'s  >\  «mIiscIs  ,  lircm)  v'wwr  nndrrn  nn  einrni 
andern  Orfe  \vt)linliaff»n  Person  (Uezo^^tMier  ,  /»>*•')  <K'n  Vuftr.u;  erllieill  ,  nn  die 
Ordre  einer  «larin  ln-nannfcn  Pefson  (Nelinier,  prencur)  eine  jiewi^se  Summe  («el- 
des  ,  deren  W«'rtli  der  Aussteller  als  em|>fftn;ien  ,  o«l  r  in  l\e<?»nnnp,  «»der  nuf 
eine  andere  Weisn  erlialten  Mmrkennt  ,  /u  einer  bestimmten  Zeit  ntis/nv»'''-" 
(Schiebe,   L.  d.    W.) 

2)  Dies  ist  eifje  Hinios^e  im  entern  Sinne.  Im  all;:enninen  Sinne  nennt  nnn 
,,Rin«essr'' :  j«'de  Lleliermneliunj^  \o\\  ^Wrhseln  oder  nnderti  ('nr<  lial>enden  Pfi- 
l>ieren  und  an  liaareui  (ielde,  <lie  einem  Dritten  prmnrht  wir«!.  I>ie  Pnpi.-r.'  mo« 
Ken  nun  zum  Einaiolien  odijr  lur  Be;;ebuni;  (Verkaul")  ein;;e>;indf  \M'rd.n.  v^ihio- 
be  desgl.) 
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den,  setzt  einfe  Quantität  Bankbillets  im  Umlauf,  deren  Summe 
weit  mehr  beträgt,  als  die  Summe  Geldes,  die  zu  den  Kückzah- 
lungen  nöthig  wäre. 

Durch  das  Zutrauen,  das  eine  Bank  geniesst,  wird  ihr  die 
Rückzahlung  ilirer  eingegangenen  Verbindlichkeiten  nicht  abverlangt, 
es  deckt  imd  balancirt  die  ausgelielienen  und  nicht  verfallenen 
Summen.  Da  sie  aber  nur  gegen  einen  gewissen  Nutzen  ,  Z  i  n  s  - 
oder  Diseont  genannt,  darleiht,  während  sie  den  Inhabern  ihrer 
Bankbillets,  die  deren  Rückzahlung  nicht  abverlangen,  keine  Ver- 
gütung gibt,  so  entsteht  dadurch  für  sie  ein  willkührlicher  Ge- 
winn,    der  denjenigen    der  Bank   ausmacht. 

Seltener  ereignet  sich,  dass  die  Chefs  oder  Directoren  einer 
Giro  -  Bank  das  Recht  haben ,  einen  Tlieil  des  Depositums  derje- 
nigen Deponenten,  denen  zuerst  ein  Conto  eröffnet  wurde,  in  Cir- 
culation  zu  setzen.  Die  Art  und  Weise ,  wie  diese  Art  Banken 
gebildet  sind,  und  ihr  Zweck  widersetzen  sich  fast  immer  einem 
solchen  Verfahren ,  doch  wäre  es  nicht  der  Natur  der  Sache  zu- 
wider^  dass   die  Statuten   dies   gestatteten. 

In  beiden  Fällen  ist  das  vom  Depositum  weggenommene  Geld 
oder  der  Theil  Bankzettel,  der  das  Unterpfand  überschreitet ,  ent- 
weder durch  Forderungen  oder  Waaren ,  die  als  Sicherheit  gege- 
ben worden,  oder  durch  Obligationen,  die  von  den  Entlehnern Auf 
Termin   gestellt   sind,   vorgestellt. 

Selten  werden  Girobanken  anders,  als  durch  die  Regierung 
gegründet.  Die  Zettelbanken  sind  am  häufigsten  Gegenstand  indi- 
vidueller Speculationen ;  aber  in  gut  administrirten  Ländern  werden 
dergleichen  Unternehmungen  nur  mit  Erlaubniss  der  Regii?rung 
gemacht  ^).  Daher  legt  man  auch  derartigen  Banken  den  Namen 
öffentliche  Banken  (hanques  puhllqties)  bei,  wenn  sie  gleich 
oft   nicht   dem   Staate  angehören. 

Es  ist  unnöthig,  in  die  Gründe  einzugehen,  die  den  Gesetz- 
geber bewogen  haben,  die  Banken  als  Handelsgeschäft  zu  betrach- 
ten ^) ,  da  sie  klar  vor  Augen  liegen.  Ob  nun  der  Zweck  der 
Operationen  dieser  Banken  dahin  gelit,  auf  Hypotheken  zu  leihen, 
oder  durch  Wiederverkaufsvertrag  (pacte  de  remere)  ^)  Käufer  da- 
von zu  werden,  so  ändert  dies  ihren  Zweck  nicht,  und  das  Eigen- 
thümliche   ihrer  Operationen  ist  nicht  minder   kaufmännisch. 


.1)  Dies  ist  auch  der  Fall  mit  der  Bank  von  Frankreich  {hancjue  de  France)^  die 
durch  Gesetz  vom  14.  April  I8l>3  (24  Germinal  IX)  das  ausschliessliche  Recht 
erhielt,  Bankzettel  in  Circulation  zu  setzen,  deren  Verfälschung  mit  der  näm- 
lichen Strafe  belegt  ist,  wie  diejenige  der  Landesmünze.*)  Das  Gesetz  vom 
22.  April  1806  hat  dieses  Etablissement  bestätigt  und  seine  Statuten  sind  de- 
finitiv durch  eine  Regierung«  -  Acte  vom  Ki  Jan.  l80S  festgesetzt  worden. 

3)  H,  G,  B.  03-2.  —    3)  Abw.  ürth.  21.  März  180^. 
*)  P.  G.  B.  139, 
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In  gewissen  Beziehungen  könnte  man  auch,  die  von  Particu- 
laren,  mit  Genehmigung  der  Regierung  ^),  errichteten  Pfandhäu- 
ser (maisons  de  pret  sur  ncmitssetnent)  den  öft'cntliclien  Banken 
gleichstellen,  und  als  Handels -Etablissement  betrachten,  was  am 
Wesen   der  Operation   niclits   ändern    würde. 


Vierter    Abschnitt. 

Von  der  Mietlie    (von  Sachen),    die  Handelsgeschäft  ist. 

32.  Bereits  ist  gesagt  worden,  wie  und  warum  der  Kauf 
von  Sachen,  der  des  Wiederverkaufs  oder  der  Vermiethun^  we- 
gen gemacht  wurde,  »um  Handelsgeschäft  wird.  Man  kann  auch 
des  Gewinns  wegen  Mobiliargegenstände  in  Miethe  nehmen,  um 
deren  Gebrauch  einem  Andern  in  Aftermiethe  zu  geben.  In  die- 
sem Betracht  sind  die  Gründe  die  nämlichen,  damit  die  Ueber- 
einkunft,  nach  welcher  man  diese  Sachen  in  31iethe  nimmt,  und 
diejenige,  wodurch  man  sie  in  Aftermiethe  gibt,  in  die  Classe 
der  Handelsgeschäfte  gehöre.  Dergleichen  Verträge  kommen  so- 
wohl im  Seehandel,  bei  der  Rhederei ,  als  im  Landliandel  vor, 
nnd  man  muss  i'iberhaupt  sagen,  dass  Alles,  was  in  der  Absicht 
gekiM»ft  worden,  \\n\  es  wieder  zu  vermiethen,  eben  so  gut  in  Mie- 
the genommen  werden  kann ,  um  es  wieder  in  Aftermiethe  zu 
geben. 

Sehr  häufig  geschieht  es,  dass  die  Aftervermlethung  von  Ge- 
genständen mit  der  Dienst-  nnd  Arbeitsvermiethung  folgerungsweise 
entsteht.  Z.  B.  wenn  ein  Fuhrmann,  der  weder  eigene  Pferde 
noch   Wagen   hat.    Frachtfahrt   mit   gemiethetem   Geschirr    treibt. 

Alles,  was  bereits  im  ersten  und  zweiten  Abschnitt  in  Betreff 
des  Kaufs  nnd  Verkaufs  gesagt  worden,  würde  auch  auf  die  Mie- 
the und  Aftermiethe  ohne  weitere  Beschränkungen,  als  diejenigen, 
die  aus  dem  Unterschied  zwischen  dem  Kauf-  und  xMietiivertrug 
entstehen  können,    anwendbar   sein. 


F  ü  .11  f  t  c  r    Abschnitt. 

Von  dem  Diens  t  verl  ra  g  ,   der  als   11  a  nde  IsgChC  Uh  f  t  erklart 
oder  angesehen   werden   kann. 

33.  Der  Analogie  nach  und  den  Grundsätzen  gemäss  j  die 
in  i\o.  11,  aufgestellt  wurden,  könnte  man  Bedenken  tragen,  die- 
jenigen Conventionen,    Modurch    eine   Person    ihre    Dienste   einer    tn- 


I)  Ge«.  vom  G.  Feb.  1804  (lö  Pluviose  XII). 
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dern  widmet,  als  kaiifmännisclie  Verliandlimgen  anzusehen;  auch 
liegt  es  nitlit  in  der  Natur  der  Dinge,  dass  sie  in  diese  Classe 
versetzt  werden.  Da  der  Handel  aus  Austausch  und  Conventionen 
besteht,  denen  ein  Privatinteresse  zum  Grunde  liegt,  so  war  man 
der  Meinung,  dass  jede  Dienstleistung  im  Handel  als  Miethe  zu 
betrachten  sei ,  die  nach  dem  Willen  des  Gesetzgebers  mit  den 
Handelsgeschäften  verglichen  werden  könnte.  Der  Unterschied,  der 
daraus    hervorgeht,  soll    im    III.    Hauptstück    angegeben    werden. 

Dieser  Dienstvertrag  wird  häußg  mehr  oder  minder  mit  dem 
Bevollmächtigungs-Contract  oder  Mandat  (niandat)  vermengt.  Da 
aber  diese  Vermengung  nur  zufJillig  ist,  so  besteht  die  ursprüng- 
liche Eigenthümliclikeit  des  einen ,  wie  des  andern  Vertrags  fort. 
Gellt  man  auf  den  Grund  -der  Sache,  so  lassen  sich  in  vieler- 
lei Umständen  die  vorkommenden  Scliwierlgkeiten  lösen,  oder  die 
Wirkungen    und    Folgen    der    Verbindliclikeiten    bestiimnen. 

Die  Verhandlungen ,  die-  sich  auf  den  Dienstvertrag  bezie- 
hen,   lassen    sicli    folgendermaassen    eintheilen : 

1  )   in   den   Lehrvertrag ; 

2)  in  die  Unternelimungen   von  Mannfacturen    und  A;*beiten  ; 

3)  in    die    wecliselseitigen    Verpflichtungen     der   Arbeiter    u..d    der 
Chefs  von  Mannfacturen,   Fabriken    und  Werkstätten; 

4)  in    die  Conventiunen   zwischen  Handelsleuten   und   ihrem  Hand- 
lungspersoniile ; 

5)  in   Transport- Unternehmungen  ; 

6)  in  Dienstuiiethe  durch  Vollmacht,  Bestellung  oder  Commission; 

7)  in  die  Courtage- Geschäfte; 

8  )    in  die  Agenturen  und  Geschäftsbureaux ; 
9)   in  die   Etablissements   für  öifentliche  Versteigerungen ; 
10)   in  die  ölFentlichen  Schauspielhäuser, 

§.  1. 

Vom      L  e   h   r  V  e   r  t  r  a   g'. 

34.  Unter  Lehr  vertrag  (convcjiiwn  d\i.pprcyii(ssage)  ver- 
steht man  den  Vertrag  zwischen  zwei  Personen  ,  wodurch  die  eine 
sicli  gegen  die  andere,  und  wenn  diese  noch  minderjährig  ist,  gegen 
deren  Vormund,  verbindlich  macht,  die'se  andere  Person  in  den 
Grundsätzen  irgend  einer  Kunst  oder  eines  Gewerbes  zu  unterrichten. 

Bis  jetzt  existirt  noch  kein  allgemeines  Gesetz,  das  denjenigen, 
der  ein  industrielles  Gewerbe  oder  den  Handel  treiben  will,  einer  ge- 
wissen Lehrzeit  unterwirft.  Nur  einzelne  Verordnungen,  die  s^ch 
a»if  gewisse  Gewerbe  beziehen,  liaben  die  Verbindlichkeit  einer  Lehr- 
zeit auferlegt.      Sie  sollen    im    IV,  Ilauptstück  angegeben    werden. 
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In  andern  Fallen  gibt  aber  oft  die  Natur  der  Sache  Anlass  zum  Lehr- 
vertrag ')• 

Da  diese  Conventionen  in  unmittelbarer  Beziehung  mit  dem 
Handel  sind,  wenn  sie  die  Ausübung  kaiifmännisclier  Gewerbe  be-» 
zwecken,  so  werden  sie  in  Betreff  desjenigen,  der  sich  verbindlich 
macht,  einen  Lehrling  zu  imterrichten ,  als  Handelsgescliäft  an- 
gesehen. 

§.2. 

Von  U n  f  e r n  e h m n n *»•  e n  in  M  a n ii f a c  t u r e n  und  Arbeiten, 

35.  Es  gibt  im  Handel  zwei  Arten  von  Verliaudlungen ,  die 
man  mit  dem  jVamen  Unternehmungen  im  Manufacturwesen  - 
(jL'.tiireprlses  de  mxinnfaciures)  belegen  kann,  Zu\ orderst  kann 
man  diese  Benennung  derjenigen  üebereinkunft  geben,  wodurch  die 
eine  Partei  sich  verbindlich  macht,  eine  Arbeit  auszuführen,  die  ihr 
die  andere  in  Bestellung  gegeben  und  den  StoflT  dazu  gegen  eine  ge- 
wisse Gebühr  geliefert  liat  und  die,  Falls  nichts  darüber  bestimmt 
worden,  diircli  Werk  verstand  ige  taxirt  wird.  Die  Beslinuniing,  dass 
der  Stoff  von  denjenigen  geliefert  werde,  gegen  welche  der  Unterneh- 
mer die  Verbindlichkeit  eingeganiren  hat,  ist  in  diesem  Falle  ein  we- 
sentliolier  Punkt,  sonst  wäre  der  V  ertrag  ein  Verkauf  von  verarbeite- 
ten Producten,  wie  in  No.  17.  gesagt  worden.  Wenn  aber  der  Un- 
ternehmer nur  das  Accessorische  liefert,  oder  es  zu  einem  Preise  lie- 
fert, der  weit  unter  seiner  Arbeit  ist,  so  ändert  dies  niclits  im  Wesen 
der  Üebereinkunft. 

Als  Folge  dessen,  was  IVo.  15.  gesagt  worden,  ist  es  liier  am 
Platze,  den  Unterschied  zwischen  mechanischen  und  freien 
K  ü  n  s  t e  n  anzugeben.  Mechanische  Künste  (^(irts  mccaiu.' 
ijues)  sind  solche,  >vobei  die  Hände  mehr,  als  der  Geist  thätig  sind. 
Mau  nennt  sie  Handwerke  (nictiers)  und  diejenigen,  welche  sie 
treiben,  werden  II  a  n  d  werk  er  (r/r//AYr//.v)  genannt.  Freie  Kün- 
ste hingegen  sind  diejenigen,  wobei  einzig  und  allein,  oder  haupt- 
sächlich, der  Geist  thätig  ist.  Diejenigen,  welche  sich  damit  abge- 
ben, werden  Künstler  (^ariislcs)  genannt.  Dieses  Wenige  mag  hin- 
reichend sein,  um  anzudeuten,  wie  eine  Verbindlichkeit,  die  Jemand 
wegen  ^'erfertigung  gewisser  industrieller  Werke  eiugegr.ngen ,  als 
Handelsgeschäft  betrachtet  werden  kann  oder  nicht. 

Hier  muss  auch  das,  was  ]\o.  14.  und  15.  gesagt  worden,  im 
Auge  behalten  werden, 

Z.    W.   ein   Möller,    der  Gelreide     euipfiiiigf ,     um    es     In   IMrIil    zu 
verwandeln,    würde    kein    Han(h'lsg'»*schaft    machen.       Er    niacht     aber 

1)  Gesetz  Aom  12.   yXpril    1SU3    (2*2.  (■i'iinin.il   II).     S.    niK  h  die    üntHitkclun- 
dieser  lloj^oln  in  der  II.  Ahlhl. 
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eines,  wenn  er  Getreide  kauft  und  das  daraus  erhaltene  Melil  verkauft ; 
oder  wenn  er  das  Getreide,  das  man  bei  iliin  inalilen  liess,  IXainens 
des  Kigentliilmers  als  Melil  verkaufte,  und  dafür  eine  Verkaufs -Coni-f 
niission  oder  eine  Courtage  dafür  anrechuete  ' ).  Bei  eineni  Unteruelinier 
einer  Spinnerei,  der  Wolle  oder  lianniwolie  empfang-en ,  um  sie  in 
Gespinnst  zu  verwandeln,  würde  dies  aber  als  Handelsgeschäft  be- 
trachtet. 

Die  Bezeichnung  Un  t  er  neli  m  11  n  g"  im  Man  iif  acturwe- 
sen  >vird  zweitens  auch  demjenigen  Geschäft  beigelegt,  das  von  einer 
Person  oder  von  mehreren  gemeinschaftlich  in  einem  Orte  als  Manu- 
factur,  Fabrik  oder  Werkstätte  gegründet  wird ,  und  worin  Individuen 
als  Arbeiter  angestellt  sind,  die  gewisse  Stoffe,  manchmal  durch  An- 
wendung eines  gewissen  Verfahrens,  in  neue  Substanzen  oder  Formen 
umändern ,  oder  dergleichen  bereiten  oder  vervollkommnen.  Oder 
man  bezeichnet  auch  durch  ün  tern  eh  m  u  n  g  im  M  an  u  f  a  et  ur- 
wesen  dasjenige' Geschäft,  welches  Einer  betreibt,  indem  er  Arbei- 
ten, die  bei  ihm  in  Bestellung  gegeben  werden,  in  der  nämlichen  Ab- 
sicht durch  Arbeiter,  die  in  ihrer  Wohnung  arbeiten,  ausführen  lässt. 

Der  Zweck,  den  solche  Unternehmer  beabsichtigen,  ist,  wie  be- 
reits No.  20.  gesagt  worden,  Gewinn  auf  den  Ai4)eitslohn  und  auf  den 
Einkauf  der  rohen  Stoffe.  Ein  solcher  ist  also  Speculant,  der  gewis- 
sermaassen  das,  was  er  gemiethet,  in  Aftermiethe  gegeben  hat,  obgleich 
man  nach  dem  strengen  Hecht  und  seinen  Subtilitäten  noch  sagen 
könnte,  dass  die  Arbeit,  die  Industrie  eines  Menschen,  das  Eigenthum 
eines  andern  nicht  werden  und  folglich  nicht  Gegenstand  des  Handels 
sein  kann ;  daher  muss  man  in  vielen  Fällen  die  Thatsachen  mit 
grosser  Aufmerksamkeit  in  Betracht  ziehen. 

Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  derjenige,  welcher,  was  noch 
später  erwäiint  werden  soll,  ein  Erfindungspatent  £iir  irgend  eine  Ent- 
deckui»g-  od^r  ein  Verfahren  erhalten  und  die  darauf  Bezug-  habenden 
Gegenstände  in  seinem  Domicil  fabrizirt,  eine  wirkliche  Manufaclur- 
ünternelnnnng"  machen  würde.  Anders  verhielte  es  sich  aber  mit 
demjenigen,  welcher  sich  blos  mit  Versuchen  beschäftigen  würde _,  um 
dadurch  zu  irgend  einer  Entdeckung-  zu  gelangen,  für  die  er  noch 
kein  Patent  erhalten,  und  dieser  Versuche  wegen  die  nöthigen  Stoffe 
kaufen  und  Arbeiter  anstellen  würde,  die  unter  seiner  Leitung-  und 
Aufsicht  die  Maschinen,  Werkzeuge  etc.,  die  er  erfindet  und  zu  ver- 
vollkommnen sucht,  bevor  er  sie  absetzt,  verfertigten;  ein  Solcher 
wäre  nicht  als  Unternehmer  anzusehen. 

36.  Die  Unternehmungen  in  öffentlichen  Arbei- 
ten {entreprises  de  travaux)  unterscheiden  sich  von  denjenigen  im 
Manufacturwesen  darin,  dass  sie  sich  auf  unbewegliche  Sachen  be- 
ziehen, wie  z.  B.  auf  Brücken-,  Strassen-  und  Bergbau,  auf  Ca- 
näle,   Wasserleitungen,   Austrocknen   der   Sümpfe   etc. 


1)  Abw.  Urth.  26.  Not.  1832. 
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Nach  dem,  -iras  No.  8.  und  11.  gesagt  worden,  könnten  sich 
Tielleicht  über  die  Frage,  ob  diese  Art  Unternehmungen  als  Hiin- 
delsgescliäft  betrachtet,  werden   können^   Zweifel   erlieben. 

Die  Verlräg-e,  die  über  solche  Unternehinung-pn  g-eschlosseu  -wor- 
den, sind  von  Seilen  der  Regierung'  oder  Gemeinde  kein  Handei«>«;e- 
schäft  i  ebenso  ancli  nicht  diejenigen,  die  ein  KigenlLiinier  mit  einem 
Unternehmer  abschliesst,  um  Waldnng-en  anzupflanzen,  Land  urbar  zu 
wachen,  Moraste  auszutrocknen,  lirzgruben  auszubeuten,  wozu  er  die 
Grlaubniss  von  der  Regierung*  erhalten  ' ),  Selbst  dann  ^värö  es  nicht 
Handelsgeschäft,  wenn  die  Regierung-,  die  Gemeinde,  der  Eigenlhiimer 
oder  Mielher  das  Unternehmen  mit  Hilfe  von  Arbeitsleuten,  die  sie 
direct  dem  Stücke  nach  oder  nach  dem  Tagelohn  bezahlen  ,  ausführ- 
ten, ebenso  auch  nicht  die  Vermiethuug-  von  Arbeitern,  noch  die  Ein- 
kaufe von  IMaterialien  und  Werkzeugen  etc.  Würden  sie  sich  aber 
nicht  direct  damit  befassen,  sondern  mit  einem  Unternehmer  einen 
Vertrag  schliessen,  der  sich  zu  einem  gewissen  Preis  oder  gar  zu 
einem  gewissen  Antbeil  am  Ge\sinn  und  am  Resultat  der  Unterneh- 
mung-  verbindlich  macht,  die  Arbeit  und  die  Lieferungen  zu  Errei- 
chung des  Zweckes  zu  übernehmen:  so  würde  von  seiner  Seile  der 
Vertrag'  als  eine   wahre  Speculatiou  ang-eselien. 

Das  Geschäft  eines  solchen  UHternelimers  unterscheidet  sich  Ave- 
sentlich  von  einer  blos  auf  Ackerbau  gerichteten  Industrie,  wie  dies 
beim  Laudmann  der  Fall  ist,  der  sich  g'egen  einen  Eigenthümt^r  ver- 
bindlich macheu  würde,  in  Person  oder  durch  Tagelöhner  dessen  Bo- 
den jährlich  zu  bebauen.  Seine  Verbindlichkeit  besieht  im  l!liiilvauf 
einer  Menge  Thiere  und  Transportgernthe  und  vielleicht  zu  Verujiu- 
derung  von  Einkaufskosten .  in  der  Verfertig-uug  einer  bedeulendeu 
(^uanti(at  Materien  i:nd  Maferialien,  kurz,  indem  er  Unternehniungeii 
in  Lieferung-en  aller  Art  mit  einander  verbindet.  Diese  Verbindlich- 
keit ist  aber  nicht  in  dem  Sinne  zu  nehujen .  dnss  er  durch  Vollzie- 
liung"  seines  eingegangenen  Geschäfts  Lieferant  ge^en  Andere  wird, 
sondern  dass  er  in  Verbindung  mit  allen  denjenigen  ,  die  ihm  beiste- 
hen, Verträge  schliesst,  wodurch  sie  das  Ganze  oder  einen  l'heil  der 
Arbeiten,  die  er  zu  maclien  versj)roclien  ,  zu  seiner  Entlastung  über- 
nehmen und  ihm  das,  was  er  zu  seinem  Zwecke  bedarf,  liefern  -\ 
Daraus  ergibt  sich,  dass  Untei^nehniungen  zur  I^L'inigunii  von  Shassen, 
Gassen  etc.  einer  Stadt,  von  Canaleu  etc.  und  d(  r<*n  L'nterhaltung*  um 
80  mehr  als  Handelsgescliäfte   angesehen  werdeu  können. 


§.  3. 


Von  den    w  ecli  s  ei  se  it  ig^  e  u    Verbindlichkeiten    der    Arbeiter 
und    Chefs    in   M  a  n  u  fac  t  u  re  n  ,    Fabriken   und    ^^' e  r  k  s  I  ä  t  l  e  u  . 

37.  Wenn  ein  Arbtiler  bei  einem  Fabrikantin  odi'r  bei 
dem  Chef  einer  Werkslatte  in  Arbeit  steht,  so  >ermiethet  er  dem- 
selben blos  seine  Arbeit  oder  (leschieklichkeit,  und  ob^leirli  er 
dadurch     zur    Speeuliilion    des   Manufactiiristeii    beiträgt,    so     ist    er 


1)  Ges'.    V.    IC.    Sept.    1807,    8.    März  und   21.  .April  l8lU.  —     2}  Ahn.   l    i!i 
2.').   Aiig.  182.1. 
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deshalb  nicht  selbst  Ünternehiner  (s.  No.  33.  und  3 5.),  sfin  Ge- 
schäft kann  daher  weder  ünternelnmm«:  noch  Ilandelsffescliaft  ce* 
nannt  werden.  Er  bearbeitet  blos  die  Stoffe  Anderer,  indem  er 
dazu  seine  Kräfte  anwendet,  und  hat  nivht  einmal  ein  unabhängi- 
ges   Etablissement,   wo    er   auf  diese    Weise   seine   Industrie  ausübt. 

Dennocli  haben^  Gesetze  ')  und  Verordnungen,  aus  besondern 
Gründen,  den  Ilandelsgmchten  das  Kecht  eingeräijut,  in  Sachen 
zwischen  Manufacturisten  etc.  und  ihren  Arbeitern ,  die  den  Han- 
del  betreffen,   zu   sprechen.  ^ 


Von  de«   ■NV  e  c  Ii  s  e  I  s  e  i  t  i  g"  e  n  V  e  r  p  f  1  i  c  li  1 11  n  g*  e  n    der  Handels- 
leute  und   ihres   H  a  11  d  I  n  n  g-  s  -  P  e  r  s  o  n  a  1  s . 

38.  Handelsleute,  deren  Geschäftskreis  nur  einigermaassen 
ausgedelint  ist,  sind  genöthigt,  ein  Personal  zur  Verrichtung  ihrer 
Geschäfte  anzustellen.  Die  jNamen  ,  die  man  diesen  AugestclUen 
beilegt,    verändern    sich    nach    Ortsgebrauch. 

Der  Name  Factor  (^focieur)')  wird  gemeiniglich  demjenigen 
beigelegt,  der  in  einer  Maiiufactur ,  Fabrik  oder  in  einem  Han- 
delshause  vom  Clief  angestellt  ist,  um  ihn  zu  ersetzen.  Mit  dem 
Worte  Commis  {cornmis)  bezeichnet  man  eigentlich  diejenigen, 
die  nur  einen  gewissen  Theil  der  Arbeit  iibernehmen  und/ in  einem 
Hause,  das  der  Principal  gewülmlich  allein  dirigirt,  ein  beschränk- 
teres Zutrauen  geniessen.  Unter  dem  AVorte  II  a  n  d  1  ;i  n  g  s  b  e  - 
diente  {serviieurs)  sind  eigentlich  diejenigen  Diener  zu  Mrste- 
hen ,  die  für  einen  gewissen  Gehalt  Dienste  in  einem  GescJiäft 
verrichten,    die    aber   mehr   körperlich    als   intellectuell    sind. 

Ob  nun  die  Commis  oder  andere  Diener  Tisch  und  Woh- 
nung beim  Principal  haben,  ob  sie  in  oder  ausser  dem  Hause  be- 
schäftigt werden,  ist  gleicliviel.  Um  nicht  mit  Commissionären 
oder  l^^;^k]ern  vermengt  zu  werden,  ist  genug,  dass  sie  ausschliess- 
lich   in    Gehalt   bei    demjenigen    stehen,   der   sie    anstellt. 

Die  Verbindliclikeiten  zwischen  Principalen  und  ihren  Ange- 
stellten gehören  zum  Dienstverlrag,  und  da  der  Gegenstand,  auf 
welchen  sie  sicli  beziehen,  der  Handel  ist'),  so  haben  die  Han- 
delsgerichte in  den  daraus  entstehenden  Streitigkeiten  zu  erkennen  **), 
ohne  dass  man,  wie  bereits  No.  33.  und  35.  bemerkt  wurde,  sa- 
gen könnte,  dass  diese  Verbindlichkeiten  ihrem  Wesen  nacli  eigent- 
lich  Handelsacte   ^>ären. 


1)  vom  12.  April  1S03.  und  18.  Mä/  iSsW.  —  2)  Disponent.  —  (1  H.  G.  B.  635. 
—  4)  Cass.  11.  VenJemiaire  X.  Abv*.    L'rtli.  3.  Jan.  1828    und  15.  April  1829. 
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§.5. 

Von     Transport-  Unternehmungen. 

39.  Unter  Transport-Untern ehmnng  (ettfreprise  de 
iransport),  die  als  Handelsgeschäft  angesehen  werden  kann '),  ist 
nicht  diejenige  zu  verstellen,  wodurch  Personen' oder  gewisse  Ge- 
genstände von  einem  Orte  zu  einem  andern  transportirt  werden,  son- 
dern eine  solche,  die  aus  Speculation  und  in  Ilandelsabsichten  ge- 
macht  wird.  *    , 

So  Aviirde  z.  B.  der  Landmaim,  welcher  Getreide  zu  Markte  jre- 
bracht  und  von  daher  Waart'U  für  Reclinung-  Anderer  mittels  eine« 
gewissen  Lohnes  zuriickbrächie ,  kein  HHndelsjiescliiifl  machen,  fio 
niinilichpn  Falle  belaiKle  sich  derjVnigp,  ^reicher  Pferde  und  Fuhrwerk 
g-ewöhiilich  zu  ei^Hiieui  Gebrauch  hält,  sie  aber  g-elegeiitlich  veriuie- 
ihele   luid   einigte    Transporte   Übernahme. 

Die  Handelsgerichte  allein  können  nach  Erwägung  der  Um- 
stände entscheiden ,  ob  der  Transport  wirklich  eine  Unterneliniung 
und  folglich   ein   Handelsgeschäft  war. 

Wenn  nach  den  Gruudsälzeii ,  die  bereits  J\o.  2 1 .  erklärt  \vor- 
den,  die  Kejj^ierung  Trausporlanslalleii  zu  Wasser  oder  Lande  errich- 
tet hätte,  wovon  sie  linteruehmer  ist,  so  köuiilcn  die  dabei  an<ji'stell- 
len  Personen,  unJer  welchem  Namen  es  auch  wäre,  nicht  aiiji<"S»'heu 
werden,  als  Iriobeii  sie  Handelsgeschäfte,  In  IN'o.  IG.  und  18.  sind 
Beispiele,  die  Posladminisfvahon  und  die  Poslhaher  betreifend,  ange- 
führt worden,  die  diesen   liiWerschied  merklich  machen. 


§• 


..   G. 

V  o  n    V  o  1 1  m  a  c  h  t  e  n  ,    A  n  s  I  e  I  i  u  n  g  e  n    und   C  o  m  m  i  s  s  i  o  n  e  n  . 

40.  Da  die  kaufmännischen  Verhandlungen  sich  in  weite 
Ferne  erstrecken  und  ni<ht  immer  von  denjenigen ,  wehhe  da- 
bei interessirt  sind,  ausgeführt  werden  k<">nnen,  so  geschieht  es 
oft,  dass  ein  Kaufmann  ausser  den  Personen,  denen  er  in  seinem 
Geschäft  die  Leitung  gewisser  Zweige  anvertraut,  aiich  noch  Be- 
vollmächtigte   anstellen    muss. 

\>enn  nun  ein  solcher,  der  einen  Andern.  >ertritt,  die  Person, 
für  die  er  handelt,  zu  erkennen  gibt,  und  nicht  in  seinem  eigenen 
Namen  handelt,  so  sind  die  Vorschriften  des  gemeinen  IJerlits,  die 
YoUmncht    betreffend,    hinreichend  *). 

Am  fiiiuligsten  tritt  aber  der  Kall  ein,  dass  der  \  «»llmacht- 
liaber  die  Person  nicht  angibt,  fiir  welche  er  handelt,  sogar  nicht, 
dass  er  fiir  einen  Andern  liaudilt.  Kr  handelt  also  in  sciixiu 
eigenen    jNamen ,    und     macht    sich    dadurch    gegen    denjenigen,     mit 

1)  IL  «.  B.  ti33.  —     2)  11.  G.  D.  03. 
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welchem  er  contrahM,  persönlich  verbindlich;  er  treibt  daher  daa 
Comniissionsgescliäft  ')  (cotmntss'ioii)  ^). 

In  beiden  Fällen  werden  die  Dienstleistungen  niemals  ange- 
sehen, als  wären  sie  im  entgeldlich  gegeben,  und  wer,  um  einer 
strengen  Verantwortliclikeit  zu  entgehen,  vorgeben  würde,  er  habe 
nur  aus  Dienstfertigkeit  geliandelt,  würde  schwerlicli  zugelassen, 
sich  auf  eine  solche  Ausnahme  zu  berufen.  Dies  maclit  dann  eine 
Art  kaufmännischer   Miethe    aus. 

Man  kann  ein  Gewerbe  daraus  machen,  in  Vollmacht  oder  in 
Commission  für  alle  Arten  von  Geschäften  und  Personen  zu  handeln, 
oder  auch  nur  für  gewisse  Arten.  Man  kann  sogar  neben  seinem 
eigenen  Hauptgeschäft  auch  einzelne  Geschäfte  in  Vollmacht  oder  in 
Commission  übernehmen,  deren  Wesen  von  dem  eigenen  ganz  ver- 
schieden   ist. 

Was  den  Vollmachthaber  oder  den  Commissionär  vom  Ange- 
stellten untersclieidet,  der  auch  in  manchen  Fällen  beauftragt  wer- 
den kann,  diejenigen,  in  deren  Dienst  er  steht,  zu  vertreten,  das  ist 
dessen  ünabliängigkeit,  die  ihn  niclit  in  den  Zustand  einer  Dienst- 
niiethe  versetzt  und  ihm  nicht  gegen  einen  einzelnen  Kaufmann,  wäh- 
rend einer  bestimmten  Zeit,  fortdauernde  und  gewissermaassen  aus- 
scliliessliche  Verbindliclikeiten  auferlegt  und  ilim  besonders  freie 
Hand  lässt,  zu  gleiclier  Zeit  das  Zutrauen  verschiedener  Personen  an- 
zunelunen. 


§.  7. 


Von     ]\I  ii  k  1  e  r  £»•  e  s  c  h  ä  f  t  6  n , 


t> 


41.  Das  Mäklergeschäft  (courtagit)  ist  eine  Art  kauf- 
männischer Verhandlung  ^),  die  für  Rechnung  Anderer  gepflogen  wird, 
jedoch  liat  es  das  Ei^enthümliche  an  sich,  dass  derjenige,  welcher 
dies  Geschäft  treibt  und  Mäkler  (couHlet')  genannt  wird,  als 
Mittelsperson  zweier  und  mehrer  Personen  auftritt,  die  ein  entge- 
gengesetztes Interesse  haben. 

Der  Mäkler  übernimmt  die  Besorgung  der  Aufträge,  die  man 
ihm  wegen  eines  Ein-  oder  Verkaufs,  einer  Assecuranz  etc.  ertheilt"*). 
Er  theilt  diese  Aufträge  demjenigen  mit,  der  verkaufen,  kaufen,  asse- 
curiren  etc.  will,  oder  einem  andern  Mäkler,  der  iNamens  einer  solchen 
Person  handelt.  Ist  der  Kauf  durch  diese  Vermittel ung  geschlossen, 
so  wird  das  Geschäft  von  den  dabei  interessirten  Parteien  vollzogen. 


1)  H.  G.  B.  91.  —  2)  S.  in  Betreff  des  Unterschieds  zwischen  der  Vollmacht 
und  der  Commission  IV.  Hauptstück  111.  Abthl.  —  3)  H.  G.  ß.  632.  —  4)  Der 
Lohn,  den  er  für  seine  Bemühung  erhält,  wird  Mäklerlohn,  {ceurtugi:)  ge- 
nannt. 
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Das  Mäkler^schäft  darf  nicht  mit  dem  Commissionsgeschäft 
verwechselt  werden,  weil  der  Comraissionär  sicli  zur  Vollziehung  des- 
sen, was  er  seinen  Coramittenten  versprochen,  verbindlich  macht,  der 
Mäkler  aber  keine  persönliche  Verbindlichkeit  eingeht,  das  abge- 
schlossene Geschäft,  wobei  er  nur  als  Mittelsperson  gehandelt,  zu 
Tollziehen  oder  vollziehen  zu  lassen.  Dann  ist  auch  der  Comraissio- 
när im  Allgemeinen  nur  beauftragt,  die  Aufträge  seines  Committenten 
zu  vollziehen,  und  sollten  Umstände  eintreten,  welche  in  einer  und 
derselben  Person  das  Zutrauen  zweier  Committenten  vereinigen,  die 
ein  entgegengesetztes  Interesse  haben ,  so  geben  mehr  die  Regeln  des 
Zartgefiilils,  die  demjenigen  auferlegt  sind,  der  sich  in  diesef  Lage 
befindet,  den  angeführten  Unterschied  dar. 

Der  Mlikler  ist  auch  nicht  mit  dfcm  blossen  BevollmächtiiTten 
oder  dem  Angestellten  zu  vermengen.  Wenn  sie  aucJi  mit  einander 
gemein  haben,  dass  sie  sich  nicht  in  ilirem  eigenen  A'amen  verpflicli- 
ten,  so  ist  doch  immer  der  wesentliclie  Unterschied  der,  dass  der 
Mandatar,  oder  der  Angestellte,  nicht  blos  Mittelsperson  ist,  um  die 
Vorschläge  des  Einen  dem  Andern  zu  machen  und  zu  verliandeln, 
sondern  er  scliliesst  und  beendigt  das  ilim  übertragene  Geschäft  nach 
Maassgabe  der  Bevollmächtigung,  die  er  dazu  erhalten  hat. 

Um  die  kaufmännische  Natur  der  Mäklergescliäfte  zu  bestimmen, 
ist  wenig  daran  gelegen,  ob  die  Befugniss,  sie  zu  treiben,  auf  ge- 
wisse von  der  Regierung  dazu  bestellte  Personen  in  den  Orten,  wo 
es  das  flandelsinteresse  erfordert,  beschränkt  sei,  oder  dass,  in  Er- 
mangelung von  Verordnungen  darüber,  diese  Art  Industrie  Jedem  frei 
gegeben  sei.  Im  erstem  Falle  müssen  die  speciellen  Regeln,  die 
noch  in  der  Folge  angegeben  werden  sollen,  wenn  von  beeidigten 
Wechselagenjen  uivd  Mäklern  die  Rede  ist,  in  ilirer  ganzen  Ausdeh- 
nung befolgt  werden ,  im  zweiten  Falle  aber  können  diese  Regeln 
nur   durch   Analogie   angerufen   werden  '), 

§•  8- 

Von    Ag-enturen    und  Geschäftsbüreaiix. 

42.  Die  mannigfaltigen  Streitsachen,  die  bei  öffentlichen 
Administrationen  anzubringen  sind,  die  Besorgung  und  Verwaltung 
von  Mobiliar-Vermögen,  die  Einziehung  von  Capitallen,  die  Recla- 
mationen  von  Forderungen  an  den  Staat,  deren  Liquidation  und 
Erhebung  von  Zinsen  etc.  liaben  I^Ianrhen  veranlasst,  sich  der  Be- 
sorgung derartiger  Geschäfte  zu  unterziehen  und  daraus  eine  Art 
Speculation    zu     machen.      Wer   dergleichen    Gesdiäfte    treibt,    wird 

1)  S.  Weiteres  in  No.  121   u.  f. 
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Geschäftsagent  (jigeni  cf affaires)  genannt  und  seine   Vernüt- 
telnng  wird   als  kaiifmännische  Industrie  angesehen. 

Daher  wird  auch  jeder  Agentur  (ctgencey  hureati)  die  Eigen- 
schaft eines  kaufmännischen  Unternehmens  beigelegt  '),  in  was  auch 
die  Geschäfte  bestellen  mögen,  welche  diese  Agenten  treiben.  Eine 
solche  Agentur  ist  eine  Art  Etablissement,  das  sich  dem  ciifentli- 
chen  Zutrauen  durch  Circr.lare,  Anzeigen  in  öffentlichen  Blättern  etc. 
ankündigt,^).  : 

43.  Zu  solchen  Agenturen  gehören  auch  diejenigen  Etablis- 
sements,  worin  man  Acten,  Documente  und  andere  Papiere  über- 
setzt oder  Aufsätze  und  Briefe  etc.  in  fremden  Sprachen  redigirt ; 
jedoch  werden  diese  nur  in  so  fern  als  Agenturen  und  folglich  als 
kaufmännische  Speculation  angesehen,  als  ein  Geschäftsagent  ver- 
schiedene Personen  rereint  anstellt,  also  ein  offenes  Bureau  hält, 
um  darin   die    ihm   anvertrauten    Uebersetzungen   zu   machen. 

44.  Ferner  können  als  wirkliche  Agenturen  angesehen  wer- 
den ^) :  Die  Unternehmungen  derjenigen,  welche  T  on  ti  n  e  n  (ion" 
iines),  Sparkassen  (^caisscs  d^epargiies)  und  ähnliche  Anstalten, 
die  von  Particularen  gegründet  werden,  dirigiren.  Dergleichen  Eta- 
blissements sind  jedoch  nicht  als  Ilandels-Societäten  anzusehen  und 
können  nicht  nach  den  Grundsätzen  derselben  bestimmt  werden ,  wie 
noch   in   der   IV.  Abtheilung   angegeben   werden   soll. 

Iliezu  mögen  auch  diejenigen  Directoren  gehören,  die  an  der 
Spitze  der  Verwaltung  einer  gegenseitigen  Versichercmgs-Anstalt  ste- 
llen, da  sie  wegen  des  Gehalts,  den  sie  beziehen,  sich*  als  Geschälts- 
agenten  aufstellen.  (8.  KL  Abtheilung.  VIII.  Hauptstück.)  'V^^ürde 
aber  die  Kegiernng  oder  eine  obere  Behörde  an  die  Spitze  solcher 
Privat -Etablissen^ents  Directoren  oder  Administratoren  stellen,  so 
könnte  deren  Geschäftsfülirung  nicht  als  Handelssache  angesehen 
werden. 

-  §.  9. 

V  o  n   E  <  a  b  H  s  s  e  m  e  n  t  s  zu  ö  ff  e  n  1 1  i  c  h  e  ii  V  e  r  ü  t  e  i  g-  e  r  ii  n  g  e  n  . 

45.  Schon  der  Name  dieser  Etablissements  (^etaMlssement 
fle  venies  u  feitcan)  gibt  deutlich  deren'  Zweck  und  deren  Unter- 
schied vom  Mäklergeschäft  zu  erkennen.  Diejenigen,  welche  sich 
mit  derartigen  Geschäften  abgeben ,  sind  zugleich  Vermiether  von 
Localen  und  Depositare.  Die  Verbindlichkeiten,  die  sie  gegen  die 
Personen   eingehen,   welche   ihre   Dienste    ansprechen,    werden    nach 


1)  IL    G.   B.    032,   —    2)  Abw.    Urtli.  18.  Nov    1813.  —    3)  Abw.  Urth.  15. 
Decbr.  1824. 
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den   combinirten  Grundsätzen    des  jMiethoontracts    und    des  Deposi- 
tums   beiirtheilt. 

Da  die  Ankündigung  eines  solchen  Etablissements  das  Zutrauen 
anruft,  so  scheint  es  dem  öffentlichen  Glauben  eine  l^ürgschaft  mehr 
darzubieten,   wenn    man   es   zu   den   Handelsgescliäften   rechnet  ^). 

§.10. 

Von    dfen    Elabliss  euients    öffentlicher   Schauspiele. 

46.  Dergleichen  Etablissements,  sowie  die  Unternehmun- 
gen für  öffentliche  Lustbarkeiten,  als  Tanzböden  etc. ,  geliören  ins 
Gebiet  der  Handelsgeschäfte  ''^),  nicht  aber  die  Verbindlichkeiten, 
welche  die  Schauspieler,  Musiker  und  andere  dabei  Gehalt  bezie- 
hende  Personen    gegen   den   Unternehmer   eingehen  *). 

S  e  c  h  s  t  e  r    A  b  3  c  li  11 1 1 1 . 

Von  einigen    andern    kau  f  in  annischen    Verhaudlung-en. 

4G^\  Bei  der  Unvollkommenlieit  der  HaudelsgesetzgebUng  ist 
kein  Mittel  an  die  Iland  gegeben,  um  einige  Verliandlungen,  die 
doch  nach  Gebrauch  und  Jurisprudenz  kaufmännisclier  iNatur  sind, 
in  eine  der  vorhergegangenen  Kategorien  zu  bringen.  Diese  Ver- 
handlungen sind :  Die  Bürgschaft  und  die  Assecuranzen  gegen  die 
verschiedenen  Unfälle  zu  Lande,  die  weder  zum  Kauf-  noch  zum 
Miethcontract  geliören.  Zieht  man  das  Eigenthümliche  der  Bürg- 
schaft, sowie  den  Gewinn,  der  bei  einer  versproclienen  Assecji- 
ranz  beabsiclitigt  wird,  in  Betracht,  so  kann  man  beide  mit  Grund 
zu  den  kaufniännisclien  Operationen  rechnen,  wie  noch  in  der  III. 
Abtheilung  V^II.  und  VIII.  Hauptstück  dargetiian  werden  soll.  Da  übri- 
gens keine  ge^etzliclie  Verfügungen  in  Betreff  solcher  Verliandlungen 
vorhanden  sind,  so  Iui?)en  die  Hnndelsgericlite  bei  vorkommenden 
Streitigkeiten   den   Ilandelsgebriiuchen    gemäss  zu   entscheideii, 

S  i  o  1)  o  II  t  c  r    A  I)  s  c  h  n  i  1 1  • 

Von   GcscIj  af  r  c  n  .   den   Seeliaudel  betreffend. 

47.  Die  im  Seeliaudel  vorkommenden  Verhaiidhinijen  können 
in    einfacher    und    leicht    fasslicher    Ordnung   dargestellt    werden. 

1)  H.  G.  B.  (\i\2.  —    2)  n.  (;.  n.  032. 

.3)  K()l>;Hch  niicli  diT  lünlväHr»'  in  MoMIicn,  Decorationcn  und  anderer  zu  ihrer 
Untcrhfiltmi;;  nc)llii;;on  (»rj^ensfände. 

4)  Dennoch  \vur<le  in  Hotrelf  der  Seh  iiispieler  dns  («pjjrntheil  in  «\rei  Urth*l- 
!en  erkannt,  weil  sie  \ve;;en  KrliÜtimi^'  ihres  Confracts  mit  dem  Direetor  nngea«- 
ben   wurden,  als  concurrirton  >ie  beim  IJeliieb  einer  Jiandcisunlernclimunjt. 

3^ 
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Da  die  Schiffe,  mittels  welcher  Schiffahrt  getrieben  wird, 
Jemandem  angehören  müssen,  so  nimmt  Alles,  was  sie  an  und  für 
sich  selbst  betrifft,  und  auch  auf  die  Mittel  Bezug  hat,  ihr  Ei- 
genthum   zu  erwerben,    den   ersten    Rang   ein. 

Die  Führung  eines  Schiffes  ist  einem  Chef,  „Scliiffer"  oder 
„Capitain^^  genannt,  anvertraut.  Dieser  Qualität  wegen  stellen  ihm 
Rechte   zu,   aber    es   sind    ihm   auch    Pflicliten   auferlegt. 

Der  Schiffer  und  diejenigen,  welclie  unter  seinen  Befehlen 
stehen,  contrahiren  Verbindlichkeiten,  in  welchen  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  den  Dienst  -  Vertrag  wichtige  Modificationen  und 
Ausdehnungen    erleiden. 

Der  PJigenthümer  eines  Schiffes  ^j  (Rheder) "  gebraucht  es 
nicht  immer  für  sich,  er  kann  auch  Andern  das  Recht  einräumen, 
Waaren  einzuladen^  oder  sich  zum  Transport  verbindlich  machen, 
Dadurcli  entstand  die  Nothwendigkeit,  sowohl  über  die  Wirkung  dieser 
Verbindlichkeiten,  und  die  Anwendung  der  allgemeinen  Grundsätze 
die  Verantwortliclikeit  'der  Transport-Unternehmer  betreffend,  als 
auch  über  die  Verhältnisse,  in  welchen  die  verschiedenen  Mitbe- 
frachter in  gewissen  Umständen  zu  einander  stehen,  Regeln  auf- 
zustellen, , 

Die  Unfälle,  denen  die  Schiffahrt  ausgesetzt  ist,  können  Ver- 
luste verursachen  oder  Opfer  kosten^  die  unter  dem  Namen  >,Ha- 
\erei"  bekannt  sind;  sie  können  auch  Schiffbrüche  herbeiführen, 
welche  dann  zum   „Bergen^V  Veranlassung  geben. 

Da  der  Seehandel  seiner  Natur  nach  Gefahren  aller  Art  aus- 
gesetzt ist,  so  können  Speculanten  den  Schiffs-Eigenthümern  oder 
den  Ladungen  zu  Hilfe  kommen  und  sich  zum  Ersatz  der  Ver- 
luste verbindlich  machen ;  dies  ist  Gegenstand  des  „  Assecuranz- 
Vertrags, " 

Die  Seeunternehmungen  erheischen  oft  unvermuthet  Gelder, 
die  man  sich  nicht  leicht  durch  gewöhnliches  Anleihen  verschaffen 
kann ,  und  wofür  man  auch  keine  andere  Sicherheit  geben  kann, 
als  die  Gegenstände  selbst,  auf  welche  die  Vorschüsse  gemacht 
werden ;  daher,  fühlte  man  das  Bedürfniss  und  erkannte  den  Nutzen, 
sich  mit  dem  Darleiher  für  sein  Capital  in  den  Zufällen,  welclien 
die  Schiffahrt  ausgesetzt  ist,  gewissermassen  zu  associiren  und  zwar 
so,  dass  das  Risico,  das  er  läuft,  durch  die  Floffnung,  einen  höhern 
Zins  zu  erhalten,  als  derjenige,  den  die  Capitalien  im  Landhandel 
^eben,   compensirt  würde;    dies  veranlasste   den   „Bodmerei- Vertrag." 

Die  Seegeschäfte  beschränken  sich  nicht  bloss  auf  Reisen  und 
den  Waaren-  und  Persotien-Transport,  sie  geben  auch  Veranlassung  zur 
„Fischerei".  Diese  ist  speciellen  Vorschriften  unterworfen,  die  theils 
im  Interesse  des  Staats,  theils  in  dem  des  Handels  und  dcjY  Eta- 
blissements,^   wo   sie   getrieben   wird,   geboten   sind'. 
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Dies  sind  In  gedrängter  Kürze  die  Geschäfte,  die  im  See- 
Iiandel  vorkommen.  Die  Gründe,  warum  der  Gesetz/ieber  die  in 
diesen  verschiedenen  Fällen  Statt  liabenden  Verliandliingen  als 
Handelsgeschäfte  bezeichnet^),  sind  leicht  einzusehen;  eben  so 
auch  diejenigen,  Trarnm  Schiffbruch  und  Strandung,  so  wie  der 
Bergelohn  durch  ein  specielles  Gesetz  -),  als  vor  das  Forum  der 
Handelsgerichte  gehörend,   angesehen  werden. 


Zweites  Capitel. 

Geschäfte,    welche    durch    die    Qualität    der    dabei     ver- 
pflichteten Personen  als  Handelsgeschäfte  angesehen 

werden. 

48.  Die  Verhandlungen,  welche  nicht  unter  denjenigen  be- 
gtiffen  werden  können ,  wovon  im  vorigen  Capitel  die  llede  war, 
sind  nicht  durch  sich  selbst  Handelsgeschäfte;  denn  da  diese  Be- 
zeiclinung  nur  ausnahmsweise  vom  gemeinen  Recht  gegeben  ist, 
so  darf  sie  nicht  auf  andere  Fälle  als  solche,  welche  ausdrücklich 
bestimmt  wurden,  ausgedehnt  werden.  Wenn  jedoch  Verbindlich- 
keiten, die,  Ihrer  Natur  gemäss,  nach  diesen  Vorschriften  für  niclit 
kaufmännisch  erklärt  werden,  von  Handelsleuten  ausgehen,  so  ist 
eine  gesetzliche  Vermutliung  vorhanden^),  sie  als  eine  Handlung 
anzusehen,  die  ihr  Gewerbe  mit  sicli  bringt,  so  lange  nicht  er- 
wiesen  wird,    dass   sie  «ich   auf  fremdartige    Dinge   beziehen. 

Aus  Gründen,  deren  iVutzen  leicht  einzusehen  ist,  sind  öf- 
fentliche Einnehmer,  Zahlmeister,  Cassirer  und  andere  öffentliche 
Ilechnungsbeamte  den  Handelsleuten  gleichgestellt  *).  Da  aber  diese 
Gleichstelluug  nur  relativ  und  limitirt  ist,  so  soll  sie  in  folgen- 
den   zwei   Abschnitten   getrennt    angegeben   werden. 

Der  erste  handelt  von  den  von  Handelsleuten  ausgestellten 
Verbindlichkeiten,  die  selbst  dann  als  kaufmännisch  angesehen  wer- 
den, wenn  die  Verhandlung  ilirer  Natur  nach  es  nicIit  ist.  Im 
zweiten  Abschnitte  sollen  die  Fälle  angegeben  werden,  in  welchen 
die  von  öffentliclien  Kinnehmern  und  andern  öllVntlichen  Hccfi- 
nungsbeamten  eingegangenen  Verbindlichkeiten  als  Handelsgeschäfte 
betrachtet  werden. 


1)  H.  (;.   IJ.  (i3X  — '  2)  Vom     l:j.   April   ITDO.  Art.  7  und  S.  —     H)   II     <•     M 
031.  Ü32.  —     4;  H.  ii.  B.  (VU. 
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Erster    Abscliuitt. 

Vou  den    vcn  Handelslenten    eingegaog-enen  Verbindlich- 
keit eu, 

49.  Da  in  No.  77  u.  f.  noch  argv^eben  werden  soll,  wem 
die  Eigenschaft  als  Handelsmann  (^conimercani)  beigelegt  wird, 
so  ist  hier  bloss  von  den  Verbindlichkeiten  die  Kede ,  die  er  in 
Folge  seiner  Eigenschaft  eingegangen,  und  die  als'  Handelsgescliäft 
angesehen  werden  müssen.  Als  allgemeine  Regel  is.t  angeiioramen, 
dass  eine  Ton  einem  Ilandelsmanne  eingegangene  Verbindlichkeit, 
die  sich  nicht  aus  Geschäften  ableitet,  welclie  man  ihrer  ■Vatur 
nach  Handelsgeschäfte  nennen  kann  (s.  jVo.  5  u.  f.),  schon  hin- 
reichend ist,  sie  als  kaufmännisch  anzusehen.  Diese  Vermuthung 
hört  nur  in  gewissen  Fällen   auf,  die  noch   angegeben  werden  sollen. 

50.  Es  ist  wenig  an  der  Form  gelegen,  in  welcher  das  En- 
gagement eingegangen  worden,   es  kann  sowohl  mündlich  als  schrift- 

_lich  eingegangen  worden  sein.  Bei  letzterer  Art  Obligation  macht 
man  keinen  Unterschied,  ob  der  Act  nur  den  Handelsmann  ver- 
bindlich macht,  gegen  den  man  ihn  beibringt,  wie  z.  B.  eigene 
Wechsel  oder  andere  Promessen,  wodurch  sich  eine  einzelne  Par- 
tei gegen  eine  andere  verbindlich  macht,  ohne  dass  diese  letztere 
die  Obligation  contrahirt  hätte;  oder  ob  der  Act,  der  dem  Han- 
delsmann, der  ihn  ausgestellt,  Verbindlichkeiten  gegen  Andere  auf- 
legt, zugleich  auch  diesen  Andern  gegenseitige  Verbindlichkeiten 
auflegt,  die  mit  dem  Namen  Conventionen  etc.  bezeichnet  werden, 
üebri^ens  nimmt  nach  No.  20.  das  Engagement  keine  kaufmänni- 
sche Eigenschaft  gegen  den  dabei  betheiligten  jXichthandelsmanh 
an,  wenn  die  Verhandlung  nicht  ausserdem  die  im  vorigen  Capitel 
angeführten  Merkmale  an  sich, trägt.  Hört  auch  der  Handelsmann, 
der  sich  in  dieser  Eigenschaft  verbindlich  gemacht  hat,  auf,  Han- 
delsmann zu  sein,  so  ändert  dies  nichts  an  der  Eigenschaft  des  Actes  '). 

51.  Diese  eben  angeführte  Vermuthung  ist  ^ber  nicht  auf 
die  Verbindlichkeiten  anwendbar,  die  ein  Handelsmann  wegen  Zah- 
lung von  Producten  und  Waartfl,  die  er  zu  seinem  eigenen  Ver- 
brauch, d.  h.  als  Bedürfnisse  für  sich  und  seine  Familie  ange- 
schafft, eingegangen  hat").  Die  Bestimmung,  die  einem  solchen 
Kauf  gegeben  wird,  thut  zur  Genüge  dar,  dass  das  Engagement 
kein  kaufmännisches  ist  ^). 

In  dieser  Ausnahme  darf  aber  das  nicht  begriffen  werden, 
was  in   einer  Handlung  zum   Gebrauch   derselben  bestimmt  wurde. 

Bereits  sind  ia  No.  15.  einige  Anvvendiiiigs- Beispiele  angeführt 
worden.  Eben  so  würde  auch  der  Rauf  von  fiaudiiingsbücliern, 
Schreibmaterialien    etc.  ^    die    dem    Handeismanne    zum    Betrieb    seines 


J)  Abw.  Ürth.  25  Prairial  X.  —    2)  H.  G.  B,  638.  —    3)  Cass.  21  Nivose  V, 


39 

Gescbäfts  imumerLuiglich  nötliig-  sind ,  als  HancIelso^escluVft  an^eselien. 
So  aucli  die  Verbindliclikeilcn ,  die  ein  i\Ianufac(mis<  oder  Fabrikant  ^ve- 
gen  eines  Kuiifs  von  Maschinen  znni  Betrieb  seiner  IManiifactur  oder 
Fabrik  g'eg'en  den  Handelsmann,  der  sie  ihm  verkanft,  oder  g'egeii  den 
Fabrikanten,  der  sie  conslrnirte,  eingeht.  Um  so  mehr  gehören  iu 
diese  Classe  die  Verpfliclitnngen,  die  ein  Fnhrniann  gegen  einen  Wirlh 
Tveg'en  Be^virthung-  seiner  Dienstiente,  oder  Fütterung'  seiner  Pferde, 
die  ihm  zum  Transport  dienen,   contraliiren  ^viirde. 

52.  In  allen  Fällen,  in  welchen  der  Grund  oder  der  Ge- 
genstand der  Verhandlung  zu  erkennen  gibt,  dass  sie  dem  Han- 
del fremd  ist^  hört  auch  jede  Verrauthung,  sie  als  Handelsgeschäft 
anzusehen,   auf  '). 

So  ^vürden  z.  B.  die  von  Handelsleuten  unterzeichneten  Familien- 
Vergleiche,  Erbschafts-Theihmgen  ,  Verkäufe  und  Vermiethungen  voa 
Inunobilien  •')^  keine  Handelsgeschäfte  sein;  eben  so  Avenig;  Avürde 
das  Darlehen,  das  Depositum,  das  Dlandat ,  den  Charakter  eines  Han- 
d**Isg'eschäfts  annehmen,  oder  sie  miissten  auf  Handel  Bezug-  haben  ^). 
Ein  Gleiches  Hesse  sich  von  denjenigen  VerbindlicJikeiten  sagen,  die 
ein  Handelsmann  für  Kosten,  Auslagen,  Honorar  eines  A-nvalt8  oder 
anderer  Mandatare  bei  Process-Verhandlungen  eingegangen,  und  dies 
selbst  dann^  Avenn  diese  Streitigkeiten,  Avährend  er  Handel  trieb.  Statt 
g^ehabt  hätten  '*), 

Man  kann  überhaupt  als  Regel  feststellen,  dass,  wenn  eine 
von  einem  . Handeismanne  eingegangene  Verbindliclikeit  für  kauf- 
männisch gehalten  wird,  dies  nur  insofern  geschieht,  als  IJewei- 
se,  die  von  der  Art  sind,  dass  sie  dem  Gläubiger  giltigerweise 
entgegengesetzt  werden  können,  nicht  begründen,  dass  die  Verbind- 
lichkeit   eine   bloss  civile  Ursache    hatte  ^), 

Diese  Beschränkung  kann  dennoch  in  gewissen  Fällen,  was 
nämlich  den  C  on  to -Corren  t  {comptc- courcnii)  betrifft,  modi- 
ficirt  werden,  imd  zwar,  wenn  in  der  laufenden  Rechnung  zwischen 
zwei  Handelsleuten  Posten  debitirt  werden ,  denen  eine  Ursache 
zum  Grunde  liegt,  die  dem  Handel  des  Einen  und  des  Andern, 
sowie  dem  Handel  überhaupt  fremdartig  ist:  dann  tritt  eine  Art  ISo- 
vation  ein,  deren  Grundsätze  noch  in  der  zweiten  Abtheilimg  er- 
klärt werden  sollen.  Unbeschadet  der  factischen  Umstände,  deren 
Würdigung  dem  Richter  angehört,  um  daraus  eine  entgegengesetzte 
Convention  zu  folgern,  nehmen  diese  Forderungen  die  kaufmänni- 
sche Eigenschaft  des  Conto-Corrents  an,  in  ^^elchem  fcie  begrif- 
fep    sind  "). 

53.  Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  «in  Engage- 
ment, eine  Transaction  ausdrücklich  oder  wenigstens  stillsclnvei- 
geiid   Statt    Ilaben    muss  ^).       Ein    Delict    oder    Quasi  -  Delict  ,    das 


1)  H.  G.  IJ.  632.  —  2)  Cass.  14.  Oct.  1791.  —  3)  Cas^.  4  IVairial  \I.  — 
4)  Ca.vs.  8.  Jan.  IS13.  —  5)  AImv.  Lrth.  1)  Vcndrmliiiro  MM.  mi«l  ('.i>>.  1-- 
Juli  18()9.  —    0)  Abw.  UrtU.   10.    Dcc.  18*37.  —    7)  H.  (i.  B.  iVM.  O-ö- 
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ein    Handelsmann,    selbst   in  Betreff   eines   Andern    beg;angen  hätte, 
würde  die  darauf  erfolgte  Veriirtheilung  niclit  kaufraänniscli  machen. 

Wenn  z.  B.  ein  Haiidelsmaun  einen  Andern  g-ericlitlicL  belang-te, 
lim  Waaren ,  die  ihm  dieser  Aviderrechtlich  bezogen,  zurückzuer- 
halten, oder  wenn  er  geg-en  ihn  eine  Klag-e  anf  Restitution  von  Waa- 
ren anstellen  würde,  die  dieser  Handelsmann  betrügerischer  Weise  von 
einem  Dieb  oder  einem  untreuen  Depositar  empfangen,  so  -würde  eine 
solche  Klage  auch  dann  nicht  vor  das  Forum  des  Handelsgerichts  ge-  . 
hören,  wenn  man  sich  bloss  mit  der  Rückgabe  der  yVaare  oder  des 
Ersatzes  im   Preise,  ohne  Schadloshaltnng'  zu  fordern,  beg-niigen  trollte. 

Dieser  aufgestellte  Grundsatz  erleidet  auch  keine  Ausnahme,  Avenn 
Waaren  von  Jemandem  unrechtmässiger  Weise  bezogen  und  von  die- 
ser Person  an  denjenig-en ,  der  sie  zurückfordert ,  verkauft  oder  g-e- 
liefert  würden.  Da  hier  die  ursprüngliche  Verbindlichkeit,  zu  liefern, 
die  allein  Gegenstand  des  Handels  ist,  vollzogen  worden,  so  könnte 
man  nicht  sagen,  dass  derjenige,  der  die  Waare  unerlaubter  Wei- 
se bezogen,  in  Verzug-  wäre,  und  wollte  man  die  Rückgabe  g-ebie- 
ten ,  so  hiesse  dies  dje  Vollziehung"  des  geschlossenen  Handels  gebie- 
ten, welchem  zu  Folge  die  Waaren  in  den  Händen  des  Käufers  sein 
sollten   *). 

Wepn  aber  ein  Commissionär  das  Zutrauen  seines  Committenten 
missbrauchen  und  vorg-eben  würde,  Eigenthümer  der  ihm  anvertrauten 
Waare  zu  sein,  so  "würde  die  darüber  entstehende  Streitigkeit  Han- 
delssache sein,  weil  das  einzige  Engagement,  das  die  Parteien  einge- 
gangen, das  Commissionsgeschäft  betrifft,  das  seiner  JVatur  nach  kauf- 
männisch und  dessen  Vollziehung'  und  Folgen  gerade  den  Geg-enstaud 
des  Rechtsstreites  ausmachen  würden. 

Zweiter    Abschnitt. 

Von    den   von    Rechnungsbeamten   ei  ng'egang' enen   Ver- 
bindlichkeiten, 

54,  Alle  Einnehmer,  Zahlmeister  oder  andere  öflFentliche 
Kechnnng^sbeamte  sind,  was  die  kaufmännische  Eigenschaft  ihrer 
ausgestellten  eignen  Wechsel  betrifft,  den  Handelsleuten  gleichge- 
stellt ^),  Man  sah  nämlich  diese  Gleichstellung  als  ein  Mittel  an, 
die  Erfüllung  ihrer  Engagements  schneller  und  pünctlicher  zu  si- 
chern, als  wenn  man  sie  in  der  Classe  der  gewöhnlichen  Conven- 
tionen  gelassen  hätte,  und  wollte  auch  dadurch  den  Credit  dieser 
Agenten   vermehren. 

Da  s^  aber  diese  Gleichstellung  eine  Ausnahme  von  der  allge- 
meinen Regel  ist,  die  nicht  gestattet,  Rechnungsbeamte  als  Han- 
delsleute und  deren  Operationen  als  Handelsgeschäfte  anzusehen, 
so   kann   sie   sich   auch   nicht   i':ber  ihre  Gränzen   ausdehnen. 

Die  Rechmingsbeamten  sind  der  Handels-Competenz  unterwor- 
fen, ohne  darum  Handelsleute  zu  sein.      Sie  sind   es   aber  nur  für 


1)  Abw,  Urth.  H.  Vendemiaire  III.  ~    3)  H.  G.  B.  634. 
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ihre  schriftlichen  Verbindlichkeiten,  in  denen  keine,  ihrem  Rech- 
nungswesen und  dem  H.mdel,  fremde  Ursache  angegeben  wür- 
de'); mündliche  Engagements  würden  keine  Veranlassimg  zu  die- 
ser Competenz  geben;  um  so  mehr  dürfte  man  ihnen  nicht  die 
vorgescliriebeuen  Verbindlichkeiten  auferlegen,  oder  auf  sie  die 
verscliiedenen  Vermuthungen  anwenden,  die  sich  auf  diejenigen  be- 
ziehen, welche  nach  den  Vorschriften,  di^  noch  ertheilt  werden, 
als    Handelsleute    angesehen    werden    sollen. 

Da  diese  Rechnungsbeamten  mit  den  Handelsleuten  unter  den 
angegebenen  Verhaltnissen  völlig  gleichgestellt  sind,  so  bedarf  es 
in  diesem  Betracht  keiner  besondern  Erörterung.  Nur  ist  noch  zu 
merken,  dass  alle  diejenigen  als  öflentliche  Rechnungsbeamte  an- 
zuseilen sind,  die  von  einer  vom  Staate  gegründeten  Finanz- Ver- 
waltung zur  Einnahme  von  Staatsgeldern  bestellt  sind,  und  diese 
Gelder  in  die  öffentlichen  Gassen,  es  sei  nun  baar  oder  in  Cre- 
ditpapieren,  die  von  ihnen  ausgestellt  oder  indossirt  sind,  ein- 
liefern. 


Ki^^eite^  Haupt^tnck. 

Personen,    welche    Handelsgeschäfte    treiben 

können. 

55.      Alle    Personen ,    die    nach    den   Grundsätzen    des   Civil- 
'  rechts^)    zu    contraliiren    fähig    sind,    sind    dies   um    so    mehr,     um 
gewisse    Handelsgeschäfte    zu   treiben^). 

Weder  die  Eigenschaft  als  Ausländer,  noch  der  bürgerliche  Tod  *) 
^viirdeIl  also  ein  Hinderniss  sein ,  dass  eine  Person  iinler  ge^vissc^ 
Einschränknng'en ,  die  aus  ihrem  Stande  hervor«;elien.  Handelsgeschäf- 
te treiben  könnte.  Es  wäre  sogar  nicht  den  Grnndsälzeu  enfj^egen, 
wenn  ein  öffenülches  Etablissement  mit  Genehmigung-  der  Regierung 
kaufmännische  Operationen  maclien  Aviirde,  und  folglich  Engagements, 
deren  Wirkung-  die  Handelsgesetze  bL>stimi:ien  ,  giltigerweise  ausstel- 
len könnte.  < 

Die  Handelsgesetzgebung  weicht  jedoch  in  Betreff  der  Fähig- 
keit, zu  contrahiren,  vor.  den  Vorsdiriften  des  gemeinen  Rechts  in 
zwei  Puncten  wesentlich  ab.  1)  Können  Minderjährige  und 
verlieiratliete  Frauenspersonen,  die  nach  diesem  Recht  für 


1)  Al)w.  Urtb.  15.    .lull  1817.  —    2)  C.  G.   B.   11*23. 

4)  Ks  gilt  als  allgcmrinor  druiulsatz,  da.s.H  Jodcrniann  zu  contr.ihiron  fn'i';; 
ist.  Di«;  Unfähigkeit,  es  z«i  tlinn,  ist  folglich  eine  .Vu5niihme.  deren  I'nllo  <la< 
(icset/  bestiinntt ,  iiml  welche  die  Minderjährigen,  die  Interdirirten  .  dio  ver- 
heiratheten  Frauen  in  tlcn  vom  Gesetz  ht-slimmten  Fällen  betritl;.        -\.  d.   H. 

3)  11.  G.  U.   13.  25. 
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unfähig  erklärt  sind ,  Verbindlidikeiten  einzugehen ,  unter  gewis- 
sen besondern  Bedingungen  die  Befugniss  erhalten ,  Handelsenga- 
geraents  auszustellen.  2)  Ist  diese  Befugniss  gewissen  Beamten 
lind  öffentlichen  Agenten,  welche  sonst  befäliigt  sind,  bür- 
gerliche   Engagements   einzugehen,    gänzlich    untersagt. 

Beide    Puncte   sollen   hiernach   auseinander  gesetzt  werden. 


Erstem  Capltel. 

Fälle,     in  "welchen  I\I  i  n  d  er)  ähr  i  ge    und    verhei  ra  t  h  ete 
Frauen    IJ  a  n  d  eisges  eh  a  f  te    treiben    können. 

56.  Die  Grundsätze  des  Ciyilrechts  über  die  Unfähigkeit 
der  Minderjährigen  und  verheiratlieten  Frauen  sind  bekannt  ^'  ^), 
Es  soll  daher  in  nachfolgenden  zwei  Abschnitten  nur  angegeben 
werden,  1)  unter  welclien  Bedingungen  ein  Minderjäliriger  die 
Fähigkeit  erlangt,  Handelsgescliäfte  zu  treiben,  so  wie  deren  Wir- 
kungen ;  2)  unter  welchen  Umständen  eine  verheirathete  Frau 
das  nämliclie  Reclit  erlangt,  und  welches  die  Folgen  dieser  Ge- 
schäfte   gegen    sie    und   ihren    Ehemann    sein    können. 


Erster    Abscliuitt. 

Vo  n  Mind  erjähri  {j^en,    w  el  c  he  H  a  u  d  el  sg- e  scliäft  e 

tr  e  iben    k  önn  en. 

57.  Damit  ein  Minderjähriger  befähigt  wird,  Handelsmann  zu 
sein,  oder  nur  einzelne  Handelsgeschäfte  5?u  treiben,  die  ihn  eben 
so  verpflichten  ,  als  wäre  er  volljährig^),  sind  folgende  Bedingungen 
erforderlich*):  1.  Muss  er  in  den  gesetzlichen  Formen  emanci- 
pirt  sein  oder  er  müsste  es  durch  Heirath  stillschweigend  gewor- 
den  sein  ^). 

2)  Muss  er  das  achtzehnte  Lebensjahr  völlig  zurückgelegt 
haben  '') ,  sogar  wenn  er  vor  diesem  Alter  emancipirt  worden, 
weil,  wie  noch  ersehen  werden  soll,  die  Qualität  als  Handels- 
mann eine  weit  ausgedehntere  Befugniss ,  als  die  Eraancipation  gibt, 
Verbindlichkeiten   rücksichtlich   seiner    Güter   und    sogar   seiner  Per- 


1)  C.  G.  B.  1124.—  2)  Da  sie  in  Nichts  einwilligen  können,  so  sind  sie  auch 
zu  contrcfhiren  unfähig. 

3)  Die  Volljährigkeit  ist  auf  das  vollständig  erreichte  ein  und  zwanzigste  Jnhr 
festgesetzt.  In  diesem  Alter  wird  man  zu  allen  Civilacten  des  Lei)ens  fähig,  je- 
doch mit  der  im  Titel  von  der  Ehe  erhaltenen  Einschränkung.  (C.  G.  B.  488.) 

4)  CG.  B.  487.    H.  G.  B.  2.  3.  —     5)  C.  G.  B.  476.   477.   478. 
ü)  H.  G.  B.  2. 
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son  einzugehen.  Er  mnss  Ton  seinem  Vater  oder^  dafern  dieser 
gestorben,  der  bfirgerliclien  Reclite  beraubt*),  oder  abwesend  ^ä- 
re,   von   seiner    Mutter  ermächtigt    sein^). 

Itn  lelztern  Falle  sclteint  es  nicht  nöthig-  zu  sein,  dass  die  Ab- 
vveseuheit  des  Voteis  erklärt  werde  ,  da  die  i\ot]l^^ endiiikeil,  in  vvel- 
che  dadurch  die  Mutter  versetzt  -w'^orden ,  die  gericlitiiciie  Autorisation 
einzuLoleu^    jedem  Missbrauch  vorbeugt  ^), 

3)  Ist  der  Minderjährige  elternlos,  oder  sind  die  Eltern  in 
die  ünmöglikeit  versetzt,  ihren  Willen  auszudrücken,  es  sei  nun 
in  Folge  von  Interdiction,  Verlust  der  Familienrechte,  Abwesen- 
heit, so  ist  ein  vom  Civilgericht  bestätigtes  Gutachten  des  Faini- 
lienraths   nötliig  ^). 

Die  Autorisation  des  Vaters  oder  der  Mutler  kann  vor  d*»m  Frie- 
densrichter oder  vor  Notar  ertheilt  werden;  es  könnte  auch  in  der 
Handels^gerichts  -  Cauzlei  g-eschelien.  Sie  kann  aber  nicht  durch  Pri- 
vafschril'l  geg"eben  werden ,  weil  dadurch  die  Aecbtljeit  i\er  Unter- 
sclnift,  oder  der  Schrift  neibsf,  vveder  in  den  Augen  des  Publicuins, 
noch  der  Beamten,  bei  'svolciieu  der  Act  hinterlegt  und  durch  An- 
schlag' bekannt  gemacht  werden   iiwiss  ,    verbürgt   wiire. 

4)  Die  Autorisation  mnss  beim  Flandelsgericht  des  Orts ,  wo 
der  IMinderjährige  sein  Domicil  aufschlagen  will,  ein rcgistrirt  wer- 
den ^).  Ist  aber  an  diesem  Orte  kein  Ffandelsgerii  ht,  so  wird 
die  Autorisation  beim  Civilgericht  einregistrirt.  Diese  Formalitä- 
ten müssen  auch  erfüllt  werden,  Falls  der  Minderjährige  hur 
einige  einzelne   Handelsgescliäfte   machen   wollte*'). 

58.  Diese  vier  Bedingungen  können,  durch  nichts  ersetzt 
werden,  nicht  einmal  durch  das  Stillschweigen,  welches  Vater 
oder  Mutter  oder  der  Familienrath  über  die  Handelsgeschäfte ,  die 
der  Minderjälirige  mit  ihrem  Wissen  oder  Oinzuthun  treiben  wür- 
de ,  beobachteten.  Wenn  jedoch  die  Autorisation ,  die  allein  dun  h 
Anschlagzettel  bekannt  zu  machen  ist ,  fälschlicher  W  eise  einer 
Statt  gehabten  Emancipation  erwähnen  würde,  so  liätte  sich  der 
Minderjährige  giltiger  Weise  verbindlich  gemacht ') ,  weil  er  einen 
Betrng   oder  wenigstens   ein    Quasi  -  Delict   begangen    hätte. 

Diese  Ermächtigung  zur  Emancipation  kann  aber  nicht  ein- 
zeln widerrufen  werden,  und  da  deren  Wohltiiat  jedem  iMindcr- 
jährigcn ,  der  sie  missbraucht,  entzogen  werden  kann"^),  und  diese 
lU'gel  auch  für  denjenigen  gilt,  der  zu  Ilandilsgeschäflen  autori- 
sirt  worden  ist,  so  ist  es  ausser  Zweifel,  dass  die  Zurücknaiime 
der  Fähigkeit,  zu  contrahiren,  notliwendiger  W  tise  der  ICntzie- 
hung    der    Emancipation    folgen-  mnss.       Der    Widerruf   muss   übri- 


I)  V.  G.  B.  42—  2)  C.  G.  B.  141.—  3)  G.  O.  803.^  4)  II.  G.  B.  2  1». 
G.  B.  42.  —  r,)  U.  (i.  IJ.  2.  (-40.  —  «)  H.  G.  B.  3.  —  7)  <;.  G.  B.  1310. 
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gens  in  den  nämlichen  Formen,  "wie  die  Ermächtigung,  gesche- 
hen, es  müssen  dabei  die  Vorsiclitsmaassregeln  beobachtet  werden, 
die   das   deshalb   ergangene   ürtheil   verordnet. 

59.  Der  nach  den  angegebenen  Bedingungen  emancipirte 
Minderjälirige  wird  in  Ansehung  aller  Geschäfte,  welche  seine 
Handlung  betreffen,  sowie  in  Ansehung  der  einzelnen  Geschäfte, 
die  er  in  Folge  specieller  Ermächtigung  trerbt,  als  volljährig  be- 
trachtet ^).  Er  kann  oline  neue  oder  specielle  Ermächtigung  Ver- 
gleiclie  eingehen,  gericlitliche  Handlungen  vornehmen,  zur  Si- 
cherheit seiner  Engagements  oder  eines  besondern  Actes,  den 
er  eingegangen ,  seine  unbewegliclien  Güter  verpfänden  und  zur 
Hypothek  einsetzen^).  Seine  Rechte  sind  folglicli  ausgedehnter, 
als  die  eines  emancipirten  Minderjährigen  (Nicht -Handelsmannes), 
der  sich  nicht  über  seine  Einkünfte  hinaus  verbindlich  machen 
kann  ■^)  und  dessen  Engagements,  selbst  wenn  sie  ihrer  Natur  nach 
kaufmännisch  wären,  in  Betracht  seiner  Person,  immer  in  Civil- 
acte  ausarten  *).  Auf  jeden  Fall  haftet  nur  er  für  diese  Enga- 
gements, sie  können  nicht  auf  seinen  Vater  oder  seine  Mutter, 
odef   auf  Andere,    die   ihn   ermäclitigt   haben,   zurückfallen. 

60.  Die  Begünstigung,  /  Handel  zu  treiben,  erstreckt  sich 
aber  nicht  so  weit,  dass  der  auf  die  angegebene  Weise  autorisirte 
Minderjährige,  selbst  für  seine  Handelsbedürfnisse  oder  zur  Einlö- 
sung seiner  kaufmännischen  Engagements,  seine  Immobilien  ver- 
äussern ^)  oder  an  Zalilungs^tatt  geben  kann ,  ohne  die  im  Civil- 
gesetzbuche   vorgeschriebenen   Formalitäten    zu   beobachten. 

Seine  Gläubiger  wären  nicht  minder,  wie  gegen  einen  Voll- 
jährigen berechtigt,  auf  ein  Schulddojcument  hin,  oder  auf  ein 
in  einer  Handelssache  gegen  ihn  erlassenes  Urtheil  zu  verfahren 
und  ohne  vorläufige  Ausklagung  seines  Mobiliar  -  Vermögens  auf  die 
Auspfändung  seiner  Güter  zu  dringen^),  weil  er  in  Betracht  zu 
ihnen  wegen  der  Handelsgeschäfte ,  die  er  unter  diesen  Umstän- 
den  contrahirt,    als   volljährig   angesehen  wird  ^). 

61.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass,  wer  mit  einem 
Individuum  unterhandelt ,  sorgfältig  untersuchen  muss ,  ob  es  voll- 
jährig ist"^).  Hat  es  seine  Volljährigkeit  nicht  erlangt,  so  muss 
man  sich  den  Beweis  der  Ermächtigung  durch  die  Einregistrirung 
und  den  Anschlag  vorlegen  lassen  ^).  In  Ermangelung  dieser  For- 
malitäten sind  die  von  einem  Minderjährigen  eingegangenen  kaiifriiän- 
nischen  Engagements  bloss  gewöhnliche  Conventionen ,  die  nach 
den    im    Civilrecht    aufgestellten  Regeln   und    dem    Unterschied,  je 


1)  C.  G.  B.  487.  1308.  H.  G.  B.  2.  3.—  2)  H.  G.  B.  C—  3)  C.  G.  B.  4S4^.— 
4)  H.  G.  B.  114.—  5)  H.  G.  B.  6.—  6)  C.  G.  ß.  2306.—  7)  C.  G.  B.  487.— 
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nachdem  er  emancipirt  ist  oder  Dicht,  in  seinem  Interesse  immer 
aufgelöset  werden  können  *).  Unter  keinem  Vorwande  können  die- 
se Engagements  zu  einem  handelsgerichtlichen  Verfaliren  Anlass 
geben  ^).  Die  spätere  Autorisation  würde  sie  niclit  giltig  erklären; 
sie  raüssten  vielmelir  in  Folge  dieser  Ermächtigung  ausdrücklich 
genelimigt  werden,  oder  sie  müssten  von  diesem  Zeitpuncte  an 
durch  den  Minderjährigen ,  der  zu  contrahiren  fähig  ge^rorden, 
vollzogen  worden  sein,  so  dass  ein  Gesuch  um  Aufliebung  nicht 
zulässig  würde  •^).  IJebrigens  könnten  die  contractfähigen  Personen, 
die  sicli  mit  dem  Minderjälirigen ,  oder  gegen  ihn,  verbindlich 
gemacht  haben,  dessen  Unfähigkeit,  die  nur  auf  ihn  imd  in  sei«» 
nem   Interesse   Bezug    hat,    nicht    opponiren  *)• 

Die  blosse  Erklärimg  des  IMinderjährigen,  dass  er  das  er- 
forderliche Alter  oder  die  erforderliche  Ermächtigung  habe ,  wä- 
re nicht  hinreichend,  um  seine  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
für  giltig  zu  halten,  oder  seine  Auffiihrung  müsste  irgend  eia 
Vergehen    oder   Verbrechen    andeuten  '). 

Z.  B.  Aveiin  er  eine  fnlscJie  Erinachtigiuig'  einreglslriren  und  durch 
Anschlag;  bekannt  innclj(Mi  iiessc ;  oder  ^venn  er  einen  fdlsriiea  Ge- 
burtsscliein  vorbringen  würde ,    um   sieb  als  volljährig'  anzuheben. 

Diese  Grundsätze  müssen  aber  riclitig  verstanden  werden, 
ihre  Anwendung  darf  der  Unredlichkeit  nicht  zum  V6r>\and  die- 
nen. Wenn  ein  Minderjähriger  mit  Jemandem  Geschäfte  gemacht 
hätte,  wovon  ihm  ein  Theil  vortheilhaft ,  ein  anderer  Tlieil  un- 
vortheilhaft  schien ,  so  würde  ihm  nicht  gestattet ,  von  den  einen 
Nutzen  zu  ziehen,  und  die  andern  abzulehnen;  denn  die  Eigen- 
schaft, in  welcher  er  contrahirt  Iiat,  wäre  im  Interesse  desjeni- 
gen,   mit   dem    er    das   Gescliäft   gesclilossen ,     untheilbar. 

Uebrigens  würden  die  hier  oben  erklärten  Grundsätze  die 
Anwendung  derjenigen  nicht  verhindern  ,  wodurcli  ein  Minderjäh- 
riger gezwungen  wäre,  in  einer  Handels -Societät ,  die  sein  \  ater 
geschlossen,  interessirt  zu  bleiben,  wenn  im  Vertrag  darüber  fest- 
gesetzt wäre,  dass  die  Societät  durcli  die  Erben  fortgesetzt  wer- 
den sollte^).  Ein  solcher  xAIinderjäliriger  würde  aber  nirht  als 
Handelsmann  betrachtet,  und  würde  er  zur  Zahlung  einiger  Schul- 
den angehalten,  so  könnte  dies  nur  auf  dem  Ci\iI->Vege  ge- 
schehen. Die  deshalb  nötliigen  Kegeln  sollen  bei  den  Soeietäten 
angegeben    werden, 

(32.  Damit  die  von  geliörig  antorisirten  ^Minderjährigen  ein- 
gegangenen Jl.-.ndlnngen  die  nämliche  (iilligkeit  liaben ,  >^ie  die- 
jenigen   der    Personen,     welche    befähigt    sind,    >on     ihren    Uiilitiu 


1)  C.  G.  IJ.  130.-,.  114.  "     2)  Chss.  2    Dec.   KS.20.  —      3)  (  .   i..   n.   li».   — 
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Gebrauch  zu  machen;  so  müssen,  sie  Operationen  des  ihnen  er- 
laubten Handels  betreffen ,  wären  diese  Handlimgen  ihrem  Han- 
del fremd,  z.  B.  wenn  ein  Miuderjiiiiriger  sich  so^ar  für  eine 
Handelsschuld  verbürgte,  so  wäre  sein  Engagement  nicht  vor  Nul- 
lität wegen  ermangelnder  Fähigkeit .  geschützt, .  Man  könnte  in  die- 
sem Falle  sich  niclit  auf  die  Präsumtion,  wovon  in  No.  51  u,  f. 
die  Rede  war,;  und  die  aus  der  Qualität  des  Schuldners  hervor- 
ginge ,    berufen. 

Nicht  nur  muss  der  Minderjährige  Handelsmann  sein ,  sein« 
eingegangene  Verbindlidikeit  miiss  sicli  auch  aiis  seinem  Handel, 
den  er  zu  treiben  befugt  ist,  factiscli  lieransstellen ').  Wenn 
also'  die  Ursache  des,  Engagements  nicht  ausgedrückt  ist ,  so  lässt 
sich  nicht  von  Rechtswegen  vermutlien,  dass  es  kaufmännisch  sei, 
noch  weniger  aber  lässt  sich  voraussetzen,  dass  es^  sicli  auf  den 
HandeF  des  verpflichteten  Minderjährigen  bezieht,  wenn  die  Art 
von  Handelsgescliäften ,  deren  Betrieb  ilim  erlaubt  war ,  in  der 
iJim  ertheilten  Ermächtigung  bestimmt  wurde.  Eine  einzige  Ausnah- 
me von  dieser  Regel  wäre  der  Fall,  wo  das  Engagement  eine  we- 
sentlich kaufmännische  Form  hätte,  wie  z,  B,  beim  eigenen  Wech- 
sel an  Ordre,  bei  der  Tratte,  der  Anweisung  an  Ordre,  beim 
Conto  -  current  etc.  *) 

Zweiter    Abs  c  li  n  i  1 1 . 

Von    verlieiratheten    Frauen,     welche   Handelsgeschäfte 

trei  ben    könn  en, 

63.  Eine  verheirathete  ,  Frau  kann  nicht  olme  Ei.iiiiihti- 
tigung  oder  Mitwirkung  ihres  Mannes,  und  in  dessen  Ermange- 
lung,, ohne  gerichtliche  Autorisation  contrahiren,  widrigenfalls  ihre 
eingegangenen  VerbindlicJikeiten  null  und  nichtig  wären.  Diese 
Nullität  könnte  sonst  von  ihr,  ihrem  Manne,  oder  von  deren 
Erben    angerufen   werden^). 

Diejenigen,  welclie  mit  einer  solclien ,  von  ilirjem  Manne 
oder  vom  Gericht  nicht  aulorisirten  Frau  verhandelt  hätten,  wä- 
ren niclit  berechtigt,  zu  behaupten  und  zu  beweisen,  dass  die 
Verhandhmg,  deren  Nullität  verlangt  wird,  der  Frau  oder  ihrem 
Manne  genutzt  hiitte.  Diese  Nullität  gründet  sich  auf  Beweg- 
gründe, die  von  denjenigen,  welche  die  Minderjährigen  zur  Re- 
stitution gegen  ihre  Engagements  zulassen,  verschieden  sind.  Die 
Handelsgesetzgebung    hat  diese    Grundsätze ,     die    so    sehr   mit    der 


1)  C.  G.  B.  487.  »308.  —     2)   Ahw.    ürth.    15.    Nov.    1813.  —     3)  C.  G.  B. 
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öffentlichen  Ordnung  vereinbart  sind,  nnangetaitet  gelassen,  dass 
sogar    die   Eheleute    nicht    davon    abgehen    können  ^). 

Wenn  nach  erfolgter  Ermächtigung  eine  Frau  kaufmännische 
Engagements  eingeht,  so  haftet  sie  persönlicli  für  die  daraus  lier- 
vorgehenden  Folgen,  jedocli  mit  denjenigen  Einschränkungen,  die 
das.  Gesetz  zu  Gunsten  ihres  Geschleclits  bestimmt  Iiat"'  ^).  Ob 
eine  Frau  von  ihrem  Manne  auf  eine  giltige  und  hinlängliche 
Weise  ermächtigt  worden,  muss  sich  durch  Anwendung  des  ge- 
meinen Reclits  ergeben.  Ist  sie  Ilandelsfran ,  so  ist  jedoch  keine 
besondere  Ermächtigung  für  jede  ilirer  Handlungen  ihres  Gescliäfts 
erforderlich^) ,  da  vorausgesetzt  ist ,  dass  sie  für  alle  eine  Ge- 
neral-Ermäclitigung    erlialten    hat. 

Ohne  Einwilligung  ihres  Mannes  darf  eine  Frau  nicht  Ilan- 
delsfran werden').  Es  wird  sogar  zwischen  •  einer  Frau,  die  in 
Gütergemeinschaft,  und  derjenigen,  die  in  Gütertrennung  lebt,  kein 
Unterschied  gemacht,  und  sollte  der  JMann  seine  .  Einwilligung 
verweigern,    so    könnte    sich   letztere    an  die    Gericlite   wenden. 

Als  Folge  dessen  ,  was  im  vorigen  Abschnitte  gesagt  wor- 
den,  muss  eine  Frau,  die  minderjährig  ist,  ausser  der  Einwil- 
ligung ihres  Mannes  aclitzehn  Jahre  alt  und  von  Vater  oder  Mut- 
ter, oder  durcli  Familienrath  auf  die  bereits  iVo.  58.  angegebene 
Weise  autorisirt  sein'),  weil  sonst  der  Mann  eigenmäclitig  sei- 
ner Frau  das  Keclit  geben  könnte,  vor  ilirer  Volljährigkeit  ilire 
Immobilien  zu  verpfänden,  um  sich  die  Mittel  zu  einer  betri'ige- 
rischen    Beraubung   zu    verschaffen. 

Diese  Einwilligung  braucht  nicht  ausdrücklich  und  schriftlich 
zu  sein  ;  denn  da  der  31ann  nach  dem  Gesetze  Herr  seiner  Frau  ist, 
so  wird  es  schon  als  Erinächtigung  angesehen,  wenn  er  ihr  ge- 
stattet, Handel  zu  treiben,  jedoch  muss  sich  dabei  die  Absicht 
aus   den   Umständen   herausstellen   ), 

Z.  n.  AVeiui  ein  Mar.n  siMner  Fra»  Voihnncht  erfhcilt  L  iHe.  die 
GiKerg'CineiiiscIiurt  zu  ver-svahpn,  so  liessr  sid»  uii !»(  diMaiis  S(  hllesseii, 
dass  er  üir  das  llrrlit  eii>:;eriinint  hübe,  IJaudcl  zu  hcibcii,  ^^  ie  a»s- 
gedcbnl   auch   die   VolImacKl  sein   mag. 

Ist  der  iMann  noch  minderjährig,  so  ist  durchaus  die  gericht- 
liche  Ermächtigung   nöthig. 

64,  Da  der  ^lann  imnur  Herr  über  seine  Frau  ist,  so  kann 
er  die  Einwilligung  widtrruren.  Er  kann,  nachdem  er  gedul- 
det  hat,     dass    sie  Handel    treibe,    sich    wieder   dagegen    erklären;    er 


1)  C.  (;.   IJ.    laSH.  —     2)  H    G.  B.   113.  —     3)    Nach    diesen    Kinsclirankun  • 

pon  ;:ilf  drren  Untprsdirilt  auf  Wi'chscin ,  riick.*ti(-litiicli  ihrer,  nur  als  Mosser 
Schuldschein,   der  den  \  orschritten  dos  (."JNilgeset/.buches   ClvS'2(»)  unterworfen  ist. 
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hätte  dann  sogar  das  Reclit  dazu ,  wenn  die  Frau  bei  ilirer  Ver- 
helratliiing  mit  ihm  Handelsfrau  gewesen  wäre.  Zwar  ist  eine  durch 
Elievertrag  gegebene  General  -  Ermächtigung  giltig  und  sogar  unwi- 
derruflich ^) ;  allein  sie  hat  ihre  Gränzen  und  ist  sie  ausgedehn- 
ter, so  ist  sie  auf  die  Verwaltung  bescliränkt;  Handel  treiben, 
hiesse   also   deren    Gränzen    überschreiten. 

Diese  Vorsclirift  Hesse  sicli  allenfalls  nur  zu  Gunsten  der 
gericlitlicli  geschiedenen  Frau  modificiren ,  deren  Mann,  ohne  trif- 
tige Gründe,  eine  ilir  gegebene  Einwilligung  widerrufen  würde; 
in  diesem  besondern  Falle  könnte  sie  sich  an  die  Gerichte  wenden. 
Der  Grund  dieser  Ausnalime  möchte  darin  zu  suchen  sein  ,  dass 
die  Notliweijdigkeit,  auf  Gütertrennung  anzutragen,  in  welche  die  Frau 
durch  Verseil ulden  ilires  Mannes  versetzt  worden,  dessen  Willens- 
veränderung   in   den   Augen   der    Richter  verdächtigen   muss. 

In  Betreff  der  Wirkungen,  die  der  Widerruf  auf  einen  Drit- 
ten haben  kann ,  haben  die  Gerichte  den  obwaltenden  Umständen 
und  der  Billigkeit  gemäss,  sowie  nach  Treue  imd  Glauben  der  Par- 
teien   zu   entsclieiden. 

Kein  Gesetz  bestimmt  übrigens,,  wie  der  Mann  sich  zu  be- 
nehmen hat,  um  seine  Willensänderung  bekannt  zu  maclien.  In 
solchen  Fällen  wäre  es  allenfalls  rathsara ,  sie  durcli  Anschlagzettel 
und  Insertion   in    die    öffentliclien  Blätter  kund   zu   thun. 

65.  Der  Umstand  allein,  dass  eine  Frau  mit  Zustimmung 
ihres  Mannes  Handel  treibt,  legt  ihr  darum  noch  nicht  die  Eigen- 
schaft einer  Ilandelsfrau  bei ;  denn  dieser  darf  nicht  selbst  Han- 
delsmann sein,  imd  ist  er  es,  so  muss  das  Geschäft  der  Frau 
von  dem  seinigen  abgesondert  sein");  daraus  folgt,  dass,  wenn 
sich  eine  Handel  treibende  Frauensperson  unter  dem  Rechtsver- 
hältnisse der  Gütergemeinschaft  verheirathete,  dabei  aber  nicht  zur 
Bedingung  machte,  dass  ihr  Handelsgescliäft  unter  ihrem  Namen 
fortgefülirt  werde,  sie  aufliören  würde,  Handelsfrau  zu  sein,  weil 
sie  anzusehen  wäre,  als  habe  sie  ihren  Handel  in  Gütergemein- 
schaft  iibergeben ,    der  dann   Handel   des    Mannes  wird^). 

Der  Handel  der  Frau  kann  gleicher  Art,  wie  derjenige  ih- 
res Mannes  sein,  nur  muss  er  davon  getrennt  sein,  Nichts  hin- 
dert die  Frau,  welche  nicht  in  Gütergemeinschaft  lebt,  sich  bei 
einer  Unternelmiung  zu  interessiren ,  an  welcher  der  IVlann  seiner 
Seits  auch  Antheil  hätte;  ihre  Rechte  wären  dabei  wie  diejeni- 
gen   zweier    Fremder. 

Entstehen  Zweifel  über  denPunct,  ob  der  Mann  oder  die  Frau 
Handel    treibt,    so    sind    die    dabei    obwaltenden    Umstände    in    Er- 


1)  C.    G.    B.    223.    1395.  —     2)  CG.  B.  220.     H.  G.  B.  5.      Cass.   6.   Mai 
1816  und  1.  Mai  1820.  —    3)  Abw.  Urth.  1.  April  1823.        . 
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wägrnig  zu  ziehen,  um  darüber  entscheiden  zu  können,  Ist  der 
Mann  schon  Handelsmann,  so  'wäre  die  Frau,  wenn  sie  Han- 
delsgeschäfte treibt,  nur  anzusehen,  als  contrahirte  sie  bloss  ia 
der  Eigenscliaft  einer  von  ihm  angestellten  Person^)  (s.  No,  555, 
u.  f.);  sie  würde  sicli  nur  dann  selbst  verbindlich  machen,  wenn 
sie  sich  dafür  ausdrücklich  erklärte  und  dazu  ermächtigt  worden 
"Wäre;  dann  wird  sie  Bürge  ihres  Mannes*),  oder  sie  macht  nach 
der  Art,  wie  ihr  Engagement  abgefasst  ist,  ein  abgesondertes  Han- 
delsgeschäft. Die  Gründe  und  die  Wichtigkeit  dieses  Unterschieds 
sollen    beim    Falliment   angegeben    werden. 

66.  Alles  dasjenige,  was  in  j\o.  62  in  Betreff  des  Umfangs 
der  Reclite  des  minderjährigen  Handelsmannes  gesagt  worden,  scheint 
auf  die  Frau,  die  von  ihrem  Manne  zum  Handel  ermächtigt  wor- 
den, anwendbar  zu  sein.  Man  kann  .wohl  noch  liinzufügen,  dass 
den  Rechten  der  Frau  noch"  engere  Grenzen  gezogen  sind ,  so 
daSs  sich  daraus  folgern  Hesse,  dass  eine  Handelsfrau  nicht  ohne 
Spc^cielle  Ermäclitignng  eine  Societät  contrahiren  könnte,  da  der 
Mann^  der  für  gut  iand,  ihr  den  Betrieb  des  Handels  zu  gestatten,  le- 
gitime Gründe  haben  kann,  ihr  die  Association  zu  verbieten.  Wenn 
niclit  eine  schriftliche  Ermächtigung  von  seiner  Seite  unumgänglich 
nothig  dazu  ist,  so  muss  wenigstens  aus  den  Umständen ,  die  der 
Uiciiter  zu  erwägen  hat,  seine  Einwilligung  vermuthet  werden  können. 

Die  verheirathete  Handelsfrau  geniesst  ausgedehntere  Rechte, 
als  der  Minderjährige  (s.  IVo.  59.)  Nicht  nur  kann  sie  ihre  un- 
bewegliclien  Güter  zur  Hypothek  einsetzen  ') ,  sondern  sie  kann 
sie  sogar,  ohne  dazu  einer  neuen  Ermächtigung  zu  bedürfen,  ver- 
äussern*), was  den  \m  Civilrecht  festgesetzten  Grundsätzen  ent- 
gegen, ist  ^),  da  nacli  denselljen  der  Frau  die  Veräusserung  ihrer 
Güter/  auf  eine  General  -  Ermächtigung  hin  und  ohne  Beobachtung 
der  Formalitäten,  nicht  gestattet  ist.  AVenn  sie  aber  der  Eliever- 
trag  dem  Brautschatz  -  Verliältniss  uhterAvorfen  hat,  so  bleiben  ihre 
eingebrachten    Güter    unveräusserlicli.  ') 

Die  Verbindlichkeiten,  die  eine  Frau  gegen  die  Gläubiger  ihrer 
Handlung  eingeht,  sind  von  ihr  direct  eingegangen;  selbst  wenn 
sie  in  Gütergemeinscliaft  leben  würde,  könnte  sie  sich  nicht  da- 
von durch  Verzicljtleistinig  befreien.  Das  gerichtliche  Verfahren 
gegen  sie  ist  ganz  dasselbe,  wi<'  gegen  einen  Handelsmann,  und 
sie  kann  keine  Begünstigungen  für  sich  anfiiliren,  die  das  (Je- 
setz  ihrem  Geschlecht  zuerkennt,  wie  z.  B.  die  Befreiung  \oni 
Personalarrest. 


1)  Cass.  (i.  Mai  iSlO  und  I.  Mai  18*20.  Aliw.  Urth.  25.  Jan.  1821  und  2.  Apr. 
1S22.  —  2)  Al.w.  l  rth.  S.  'J'herrnidor  X.  —  3)  H.  G.  B.  7.  —  4)  Abu-. 
Urth.  8.  Sept.  18U.  —     5)  C.  G.  B.  217.  22J.  —    Ü)  C.  G.  B.  l5oA. 
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Was  die  Frau  betrifft,  die  nicht  Handelsfraii  ist,  so  würde 
die  ihr  vom  Manne  zu  diesem  oder  jenem  Handelsgeschäft  gege- 
bene Ermächtigung  sie  nicht  berechtigen ,  ihre  Immobilien  zu 
verkaufen  oder  vertragsraässig  zur  Hypothek  einzusetzen ,  wenn 
dies  nicht  darin  ausgedriickt  wäre.  Diese  Ermächtigung  würde 
einzig  und  allein  bewirken ,  dass  diejenigen ,  welche  mit  der 
Frau  contrahirten ,  eine  directe  und  persönliche  Klage  gegen  sie 
anbringen  könnten ,  von  der  sie  sich  nicht  befreien  kann ;  sie 
kann  aber  auf  die  Vorrechte  Anspruch  machen,  die  ihrem  Ge- 
schlechte  eingeräumt   sind.  ^) 

67.  Lebt  die  Frau  in  Gütergemeinscliaft  mit  ihrem  Manne, 
so  ist  er  für  deren  kaufmännische  Engagements  verpflichtet,  der 
Ehevertrag  mag  die  Wirkungen  dieser  Gütergemeinschaft  auf  die 
Errungenschaft  beschränkt  oder  bestimmt  liaben,  oder  dass  sie  nach 
allgemeinen  Grundsätzen  regulirt  wird.-)  Der  Mann  wird  dann  als 
Associe  der  Frau  oder  wenigstens  als  solidarisclier  Bürge  angesehen. 
Da  der  Handel  nur  aus  beweglichen  Sachen  besteht  ( s.  N.  s. ) 
und  das  Mobiliar- Vermögen ,  das  eine  Frau  während  der  Ehe  durch 
ihre  Industrie  erwirbt,  der  Gütergemeinschaft,  worüber  der  Mann 
Herr  ist,  anheim  fallt,  so  muss  auch  die  Giitergemeinschaft  die 
Folgen  der  von  der  Frau  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Rechte  einge- 
gangenen kaufmännischen  Engagements,  den  in  No.  63  u.  f.  ge- 
gebenen   Vorschriften  gemäss,  treffen.^) 

68.  Ist  keine  Gütergemeinschaft  vorhanden,  so  erwirbt  der 
Mann  kein  Eigenthumsrecht  an  dem  Mobiliar  -  Vermögen ,  das  der 
Frau  wäJirend  ihrer  Ehe  zufällt^);  er  ist  nur  berechtigt,  es  in 
Empfang  zu  nelunen,  um  es  wieder  zurückzugeben,  wenn  die 
Ehe  aufgeBset  wird,  und  die  Einkünfte  von  den  Gütern  der  Frau 
werden  angesehen,  als  seien  sie  dem  Manne  zugebracht  worden, 
um  zu  den  Ausgaben  der  Ehe  beizutragen.  Man  kann  also  wohl 
nicht  den  Ertrag  einer  Handlung  als  solche  Güter- Einkünfte  an- 
sehen. Aber  schon  dadurch  allein,  dass  der  Mann  das  ganze 
Mobiliar- Vermögen  der  Frau  in  Empfang  nimmt,  deren  Handlung 
einen  TJieil  davon  ausmacht,  ist  er  gegen  die  Gläubiger  verpflich- 
tet, mit  dem  Vorbehalt  jedoch,  dass  bei  Aufliebung  des  Geschäfts 
oder  bei  Auflösung  der  Ehe ,  die  gegenseitigen  Rechte  auseinan-. 
der  gesetzt    werden. 

Lebt  die  Frau  in  Gütertrennung,  oder  steht  dem  Manne 
der  Niessbrauch  an  ihrem  Vermögen  zu,  so  ist  der  Mann  iür  die 
von  ihr  contrahirten  Engagements  nicht  verbindlich,  weil  der  Ge- 
winn,   den    sie   aus   ihrem   Geschäfte   zieht,     ihr    allein   zugehört.') 


1)  H.  G.  B.  113.  —  2)  C.  G.  B.  220.  H.  G.  B.  5.—  n)  C.  G.  B.  1401.  U2l. 
143(5.  —    4)  C.  G.  B.  1530.  1531.   —    5)  C.  G.  B.  22a.  I53(k  1576. 
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C9.  Selbst  im  Fall,  wo  der  Mann  allen  Gewinn  der  Hand- 
lung bezieht  und  alle  Engagements  der  Frau  auf  sich  nimmt,  sind 
seine  Rechte  durch  die  Verhaltnisse  und  das  Interesse  Dritter  li- 
mitirt.  Oline  ausdriickliclie  oder  stillschweigende  Vollmacht  der 
Frau  könnte  er  sie  nicht  Verbindliclikeiten ,  die  sogar  aus  einer 
Handelssache  <^ntstanden  sind ,  giltigerweise  eingehen  machen.  Je- 
der Einkauf  von  Waaren  glciclier  Art,  wie  diejenigen,  die  seine 
Frau  führt,  würde  letztere  nur  dann  verbindlich  machen,  wenn 
erwiesen  würde,  dass  sie  diese  AVaaren  in  ilir  Lager  aufgenom- 
men hat,  oder  wenn  sonst  ein  Umstand  vermuthen  Hesse,  dass  der 
Einkauf  mit  ihrer  Zustimmung  geschelien ;  die  persönlichen  Gläubi- 
ger des  Mannes  könnten  nicht  die  der  Frau  angehörigen  Waaren 
zum   Nachtheil  ihrer   Gläubiger    mit   Ijeschlag   belegen   lassen, 

70.  Wie  auch  die  Umstände  beschaffen  sein  mögen ,  so 
kann  eine  Frau  niclit  oline  den  Beistand  oder  die  Ermäclitiffunsr 
des  Mannes  vor  Gericht  ersclieincn  '),  was  ihr  aber  das  Recht 
nicht  benimmt,  aussergericiitliche,  präparatorische  oder  conser\a- 
torische  Acte,  wie  z.  B.  Proteste,  Messarreste  etc.,  sogar  Verla- 
dungen vor  Gericht,  maclien  zu  lassen;  es  ist  genug,  dass  zur 
Führung  eines  Rechtsstreites  ihr  Mann  sie  ermäclitige  oder  ihr 
]>cistehe,  oder  dass  sie  von  Geritlitswegen  ermächtigt  ist  ^  falls  er 
sich  dazu  weigert. 

71.  Wer  mit  einer  verheiratheten  Frau,  ohne  Beistand  ih- 
res Mannes,  oder  ohne  gericlitliclie  Ermächtigung  contraliirt,  muss 
sich  vergewissern,  ob  sie  in  ihrer  Person  die  Eigenschaften  ver- 
einigt, nach  welchen  sie  als  Llandelsfrau  angesehen  werden  kann, 
widrigenfalls  die  von  ilir  eingegangenen  Verbindliclikeiten  null  und 
nichtig  wären,  ohne  dass  der  Beweis  zugelassen  würde  (s,  IVo.  63, ), 
dass  sie  daraus  einen  |)ersönllchen  Vortheil  gezogen  habe.  Hätte 
aber  der  Mann  die  von  seiner  Frau  gemacliten  Geschäfte  benutzt, 
indem  er  sie  vollzogen  oder  deren  Vollziehung  verlangte,  so  könnte 
er  sich  auf  ihre  l\ullit<it  nicIit  berufen.  Uebrigens  sind  die  Vor- 
schriften, die  wegen  der  von  Minderjälnigen  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeiten ertheilt  worden,  unter  den  angegebenen  31odiiicatio- 
nen   auf  die   Frau   anwendbar. 


Kwc^ilC:*  (apitel. 

Von  den    confractfahi«»'en  Personen,     denen  aber  der 
Handel   untersagt  ist. 

72.      Diese    Personen    sind    solche,    deren    Stellung  in   der  Ge- 
sellschaft,    schon    der    ron\enienz  wegen,    den   Betrieb    des    Jlandels 

l)  C.  (J.  B.  -215. 
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untersagt;    dann    solche,    denen    der    Handel,    im  Ilandelsinteresse 
selbst,  verboten  ist. 

Diese  sollen  in  nachfolgenden  Abschnitten  angegeben  werden, 
so  wie  die  Wirkungen,  welche  die  Uebertretung  der  Interdictionen 
imd  Verbote  hervorbringt. 


Erster    Abschnitt. 

Personen,     denen   aus    g^esellscliaft lieben    Convenienzen 
der   Handel  iintersag't  ist. 

73.  Hierzu  gehören  hauptsächlich ;  die  Magistratsper- 
sonen, die  Advocaten,  die  Geistlichen  katholischer 
Religion. 

Die  Gesetze,  welche  den  Magistratspersonen,  worunter  aber 
nicht  die  Handelsrichter  zu  begreifen  sind,  die  aus  dem  Handels- 
stande  genommen  werden,  jede  Art  Handel  untersagen *) ,  scheinen 
um  so  weniger  ausser  Anwendung  gekommen  zu  sein,  da  sie  auch 
auf  die  Advocaten  ausgedehnt  wurden,  deren  Stand  so  eng  mit 
der  Magistratur  verbunden  ist^). 

Das  Verbot,  nach  welchem  den  Geistlichen  katholischer  Re- 
ligion der  Handel  untersagt  ist,  gründet  sich  auf  die  Vorschriften 
der  Disciplin  imd  der  Gesetze  der  Kirche.  Diese  haben  jedoch 
(s.  No.  76.)  keinen  Einfluss  weder  auf  die  Giltigkeit  der  Handels- 
geschäfte ,  welche  diese  Personen  machen  könnten ,  noch  auf  d^e 
Competenz  der  Gerichte,    die  darüber  zu  sprechen  haben. 

Der  Handel  könnte  ebenfalls  noch  einigen  Personen  in  Be- 
tracht der  hohen  Stellen  oder  Würden,  die  sie  bekleiden,  gesetz- 
lich untersägt  werden;  oder  auch  die  Gesetze  könnten  in  den 
Fällen ,  in  welchen  das  Verbot  nicht  unumschränkt  wäre ,  die  Wir- 
kungen der  Engagements,  welche  aus  nicht  untersagten  Verhand- 
lungen hervorgehen,   modifiziren. 

Zweiter    Ab  seh  n  i  1 1. 

Verbote,    die    sich  auf   das  Handelsinteresse  gründen. 

"74.  Da  die  Handelsoperationen,  wie  bereits  in  No.  41.  gesagt 
worden,  zwischen  den  betheiligten  Partheien  meistens  nur  durch 
gesetzlich  anerkannte  Mittelspersonen,  deren  Pflichten  vorgeschrie- 
ben sind,    geschlossen  werden,    so  mussten    auch  diese  Agenten  in 


1)  Edict  vom  März  1765.  —    2)  Acte  vom  14.  Dec.  1810.  —    Ordonnanz  vom 
20.  Nov.  1822. 
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allen  Verhandlungen,  die  durch  ihre  Vermittelung  geschehen,  von 
jedem  Interesse  daran  ausgeschlossen  werden.  Der  Handel  ist  da- 
her den  von  der  llegierung  hestallten  Wechselagenten  und 
Mäklern  untersagt ').  Sie  dürfen  für  die  Rechnung  ihrer  Com- 
mittenten  nichts  empfangen,  noch  bezahlen,  es  sei  denn  als  mo- 
mentane Depositare  unter  den  in  No.  129  angegebenen  Umstän- 
den. Es  ist  ihnen  sogar  verboten ,  bei  einem  Kaufmann  eine  An- 
stellung   als   Buclihalter   etc.    nebenbei    anzunehmen. 

Ferner  ist  üinen  verboten ,  sich  bei  irgend  einer  Verhandlung 
zu  verbürgen,  selbst  wenn  sie  nicht  zu  der  Art  Handelsgescliäfte 
gehörte,  bei  welchen  sie  als  Vermittler  dienen ,  im  Uebertretungs- 
fall  würden  sie  ihres  Amtes  entsetzt,  und  noch  ausserdem  mit  einer 
Geldstrafe  belegt,  die,  unabhängig  von  der  Schadloshaltung  an  die 
Parteien,    sich  bis   auf  3000  Francs   belaufen   kann~). 

Durch  diese  Strafverfügungen  soll  dem  Betrug  und  der  Un- 
treue vorgebeugt  werden,  welche  die  Mäkler  zum  Naclitheil  der- 
jenigen begehen  k(3nnen,  die  ihnen  ilir  Interesse  anvertrauen.  Dies 
dient  aucli  als  Mittel,  jedem  3Ionopol  von  ihrer  Seite  zuvorzu- 
kommen ;  denn  da  diese  Agenten  durch  das  Zutrauen ,  das  sie  ge- 
niessen,  genaue  Kenntniss  von  den  Geschäften  h^ben,  so  könn- 
ten  sie   in   ihrem    Interesse  leicht   operiren. 

75.  Auch  den  Consuln  in  fremden  Ländern  sowie  den  im  See- 
wesen angestellten  Beamten  und  Adjninistratoren  ist  verboten,  we- 
der einen  directen ,  nocli  indirecten  Handel  zu  treiben,  dessen 
Aufsiclit  ihnen  anvertraut  ist^).  iNacli  dem  peinliclien  Gesetzbuch^) 
sind  auch  den  Verwaltungs-  und  Mllitair- Beamten  gewisse  Arten 
von  Handelsgescliäften  verboten. 


Dritter    Abschnitt. 

W irknngen,      welclie     die     Uebertretung-     der    Verbote, 
Handel  zu    treiben,    hervorbringt. 

76.  Von  welclier  Art  auch  die  Verbote  sein  mögen ,  die  ge- 
gen die  No.  73  u.  f.  bezeichneten  Personen  ergangen  sind,  so 
können  sie  nicht  indirect  übertreten  werden  ,  wenn  sich  diese  Per- 
sonen in  einer  Sorietät  interessirten,  zu  deren  Geschäflsfuhrung  alle 
Mitglieder  berechtigt  wären  ,  und  eine  unbestimmte  \  cranlNvorllirli- 
keit  auf  sich  hätten,  oder  wenn  sie  sogar  stillsehMeigind  ilirc 
Frauen,  mit  denen  sie  in  GiUergcmcinschafi  leben ,  zum  Betrieb 
des    Handels    ermächtigt  hätten. 


^  I)  H.  G.  \y  85.  —  2)  n.  (,-.  H.  sn.  st.  RS.  —  :\)  Onlominnz  \om  I.  Mar« 
1781;  (lcs;;r|,  vom  II.  Ori.  I7.SI  und  Ilegierungsactc  vaui  23.  Mai  1S03  (3  Trai- 
ruil  XI).     4)  Art.    175.   170.  — 
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Das  Gewerbe  ^  der  Betrieb  des  Handels  ist  es  aber ,  was 
diesen  Personen  untersagt  ist ,  und  nicht  einige  einzelne  Geschäfte, 
die,  wenn  sie  auch  gesetzlich  kaufmännische  Merkmale  an  sich 
haben,  von  den  Gericliten  nur  als  Gelegenheitsgeschäfte  angese- 
hen würden,  denen  die  Absicht  nicht  zum  Grunde  lag,  das  Ver- 
bot zu   übertreten.  ** 

So  Kannte  z.  B.  diesen  Personen  nicht  untersagt  ^Verden,  ihr  Ei- 
genthnm  zu  assecnriren;  ein  Wecliselsensal  würde  das  Verbot  nicht 
übertreten ,  wenn  er  auf  seineu  Schuldner  trassJrte ,  oder,  seiner  Par- 
ticular- Verhahnisse  wegen,  einen  AVecbsel  auf  einen  andern  Ort 
kaufte,    oder  in  der  uauiliclien  Absicht  indossirr.-, 

Uebrigens  steht  es  den  rechtmässigen  Vorgesetzten  zu,  im 
Uebertretungsfall  der  Verbote,  die  sich  auf  öffentliche  Wohlan- 
ständigkeit gründen,  die  Thatsachen  und  Umstände  zu  würdigen. 
Was  diejenigen  Interdictionen  betrifft,  die  im  Interesse  des  Han- 
dels ergangen  sind  tmd  deren  üebertretung  gewisse  Strafen  nach 
sich  zieht,  diese  gehören  vor  die  Gerichte.  Nur  ist  wohl  zu 
merken,  dass  die  kaufmännischen  Engagements,  die  diesen  Ver- 
boten zuwider  geschlossen  worden,  darurti  nicht  null  Und  nichtig 
sind,  vielmehr  die  sie  betreffenden  Personen ,  wenn  nicht  specielle 
gesetzliche  Ausnahmen  Statt  haben ,  von  der  Handelsgerichtsbar- 
k«it  nicht  befreit  sind,  die  von  ihnen  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten, sowohl  für  als  Mider  sie,  zu  den  nämliclien  Verurthei- 
lungen  Anlass  geben,  als  wenn  sie  wirklich  Handel  treiben  dür- 
fen^), vorbehältlicli  jedoch  "  der  allenfalls  noch  auf  die  üebertre- 
tung gelegten  Strafen. 


Personen,     welche    Handelsleute     sind. 

77-  In  der  Regel  sincl  nur  diejenigen  als  Handelsleute 
(comniercaiis)  zu  betrachten,  welche  Handelsgescliäfte  treiben  und 
daraus  ihr  gewöhnliches  Gewerbe  machen^).  Bereits  ist  aber  in 
No.  33,  35  und  37.  die  Bemerkung  gemacht  worden,  dass  ge- 
wisse Geschäfte,  die  an  sich  selbst  keine  Merkmale  haben ,  woran 
ein  Handel  oder  eine  Speculation  zu  erkennen  wäre,  dennoch  den 
Handelsgeschäften  gleichgestellt   werden.      Die  Folgerungen ,    die  aus 


1)  Abw.  Urth.  l5.    März   I8lü.     16.    Dcbr.    1828.  —    2)   H.   G.   B.    1.    Cass. 
15.  Mai  1813. 
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diesen   Bemerkimg^en  g^ezogen  werden  können,    sollen  hier  entwickelt 
werden. 

Die  kaufmännisclie  Eigenschaft  einer  Verhandlung  (eines  Acts, 
Geschäfts),  oder  die  persönliche  Qualität  als  Handelsmann  dürfen 
nicht  mit  der  Verleihung  vermengt  werden,  die  der  Wille  des 
Gesetzgebers  der  Ilandelsgerlchtsbirkeit  zugestehen  kann,  über 
einen  Rechtsstreit  zu  entsclieiden ,  der  ans  gewissen  Arten  von 
Engagements  entsteht.  Der  Umstand,  dass  man  Handelsmann  ist, 
muss  wohl  von  demjenigen  imterschieden  werden ,  nach  welchem 
man  der  Erfüllung  einiger  Verbindlichkeiten  wegen  vor  das  Han- 
delsgericht gezogen  werden   kann. 

Arbeiter,  die  den  Ursloif,  den  sie  anwenden,  nicht  liefern, 
vermletlien  nur  ilire  Industrie;  Coniinis  und  Factoren  gehören  lu'clit  zu 
den  Handelsleuten ,  obiileicli  ihre  g-eAVÖ'hnliche  und  sogar  ansschiiess- 
liche  Bescliaftii'inig'  darin  besteht:  dass  sie  ilire  Dienste  verniieiben  und 
diese  Art  Engagements,  Avie  bereits  g-esag-t  worden ,  in  I3«'trelf  der 
richterlichen   Comiietenz    den  Handelsgeschäften  gleich  gestellt  Avird. 

Wer  sich  also  auf  .diese  Weise  verbindlich  macht  ,  kann  nnJ 
muss,  falls  er  die  Verbindliclikeiten ,  die  er  gegen  diejenigen,  die 
ihn  angestellt,  nicht  eingegangen,  der  Handelsgerichtsbarkeit  unter- 
worfen werden. 

Der  Kaufmann  ist  in  Betreff  seiner  Person  allen  Bedingungen 
unterworfen  ,  die  ihm  die  Gesetze  kraft  dieser  Eigenschaft  aufer- 
legen. Die  Unterwerfung  unter  die  Handelsgerichtsbarkeit  ist  hei 
Kechtsstreitigkeiten ,  die  aus  gewissen  bestimmten  Verliandlungeu 
entstehen  können,    limitirt    und    speciell. 

Ein  Handelsmann  also  ,  der  niemals  einen  Process  gehabt  liätte, 
folglich  auch  nie  im  Falle  g•e^vesen  Aviire,  vor  dem  Handelsgerichte 
zu  erscheinen,  wäre  deslinlb  nicht  minder  allen  den  Vorschriften  un- 
lerworfon,  welche  die  Handelsleute  betretfen.  Derjenige  hingegen, 
welcher  blos  [iir  gewisse  Engagements  der  Handelsgericblsharkeil  un- 
terworfen ist,  hiitle  nur  diesen  einzigen  Punct  mit  dem  Handel  g-e- 
mein,  so  dass  er,  wenn  er  nie  einen  Rechtsstreit  vor  dem  Handels- 
gericht  gehabt  hatte,    den  Handelsgesetzen  ganz  fremd  bleiben   würde. 

78.  Die  Eigenscliaft  als  Handelsmann  begründet  sich  nur 
dadurch  ,  dass  der  Betrieb  des  Handels  g  e  w  ö  h  n  I  i  c  h  e  s  Ge- 
werbe Qßrofcssion  hahtim'lle)  sein  muss,  worunter  nämlich  die 
ziemlich  häufige  und  eben  so  auf  einander  folgende  Ausübung  dei 
Handels  zu  verstehen  ist,  wodurch  man  sich  gewissermiassen  eine 
gesellschaftliche  Existenz   bildet. 

Ein  einzelnes  Geschäft,  oder  einige,  einzelne  GesrliaTle  sind 
nicht  hinreichend,  um  Handelsmann  zu  sein,  obg-leich  sie  Veranlas- 
sung- geben  können,  augenblicklich  der  Handelsgerirhtsbarkpit  unterwor- 
i<in  zu  werden;  \>  iirde  aber  eine  Person  aus  i\v\\  (ieschalfen  ein*» 
Gewohnheit  machen  ,   so  würde  ihr  dies  die   Eig;emichnft    als  HnndeU- 
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mann    selbst    dann    beilegen ,    wenn    sie    ein    Amt  bekleidete  oder  ein 
Gewerbe  triebe,    das  sie  davon  ausznsclillessen  scliciiit.  ^) 

Wenn  gleichwohl  eine  Person  durch  Circiilare,  durch  Aus- 
hängescliild,  durch  Anschlagzettel  oder  auf  sonst  eine  Weise  ihr 
Etablissement  angekündigt  hat;  wenn  sie  einen  Laden  oder  an- 
dere Localitäten  zum  Absatz  ihrer  Waaren  eröffnet  hat;  wenn  sie 
in  den  besondern  Fällen ,  die  durch  polizeiliche  Verordnungen  oder 
durch  solche  einer  Verwaltungsbehörde  bestimmt  sind,  die  erfor- 
derliche Ermächtigung  zum  Betrieb  des  Handels  erhalten ,  oder  die 
darauf  Bezug  habenden  Abgaben  entrichtet  liat:  so  muss  diese  Per- 
son schon  dadurch  allein,  wie  iVo.  12  gesagt  worden,  als  Han- 
delsmann angesehen  werden.  Ein  Etablissement  kann  niemals 
eine  vorübergehende-  und  Gelegenheits-Saclie  sein,  es  maclit  ein 
gewöhnliches  Gewerbe  aus,  da  es  seinen  Gründer  darstellt,  als 
sei    er  aus  Gewohnheit   zu   handeln   bereit. 

Der  Manufactnrist  hat  seine  Anslalten  g-etrolfen ,  nm  zu  fabrici- 
ren^  obgleich  er  ans  Mang-el.  an  Bestellungen  oder  an  Absatz  nicbt 
fabricirt.  Wer  ein  offenes  Waarenlager  hält,  ist  bereit,  .^n  verkau- 
fen, wenn  er  auch  nicht  verkauft  ;  beiden  kann  es  an  Gelegenheit 
fehlen ,  sie  warten  nur  darauf  und  sind  immer  bereit,  sie '  zu  be- 
uutzen.  ,  , 

Liegen  keine  solche  äussere  Beweise  ^m  Tage,  die  für  sich 
selbst  sprechen,  so  geben  die  Engagements,  wovon  No.  5  u.  f. 
die  Rede  war,  obgleich  sie  Handelsgeschäfte  sind,  die  Eigen- 
schaft als  Handelsmann  nur  demjenigen,  der  sich  ihnen  so 
häufig  widmet,  dass  in  Betreff  seines  Willens,  ein  gewöhnli- 
ches Gewerbe  daraus  zu  machen,  keine  Zweifel  mehr  ob- 
walten« 

Der  Unterschied  zwischen  diesen  beiden  Stellungen  gründet 
sich  auf  die  Regel  des  gemeinen  Rechts,  dass  nämlich  die  Rechts- 
titel, die  aus  einem  Geschäft  hervorgehen,  durch  eine  einzige 
Handlung  dieses  Geschäfts  erworben  worden,  und  dass  diejenigen, 
welche  aus  gewöhnlicher  Ausübung  hervorgehen ,  nur  durch  die 
Wiederholung    dieser  Geschäfte   erworben  werden. 

Ein  Etablissement  zieht  gewissermaassen  einen  Vertrag  mit 
dem  Publicum  nach  sich ,  es  erklärt  ausdrücklich ,  dass  man  Han- 
delsmann sei  und  sich  als  ein  solcher  ankündigt,  es  enthebt  aller 
Vermuthungen.  Das  blosse  Engagement  ist  dagegen  nur  ein  Ver- 
trag mit  der  Person,  mit  welcher  es  eingegangen  wird,  es  er- 
zeugt nur  in  so  fern  Wirkung  auf  das  Publicum,  als  es  öfters 
wiederholt   wird,   um    zur   Gewohnheit  zu  werden,  , 

79.     Der  Beweis  ist  im    letztern   Fall  schwerer    zu    führen, 


1)  Abw.  ürth.  38.  Mai  1828. 
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als  im  erstem,  da  die  äussern  Formalitäten  weder  g^esetzlich  noch 
durch  irgend  eine  Verordnung  bestimmt  sind,  wie  z.  B.  der  Ein- 
trag in  besondere  Register ,  die  Aufnahme  in  eine  Corporation 
von  Handwerken ,  mittels  welcher  man  als  Handelsmann  angese- 
hen wird.  Wem  daran  liegt,  seinem  Gegner  diese  Eigenschaft 
beilegen  zu  lassen,  der  muss  sich  auf  die  nämliche  Weise  beneh-> 
men,  wie  es  in  Civilsachen  üblich  ist,  nm  iiber  eine  gewisse 
Eigenschaft    den   Beweis   zu   führen.    . 

Z.  B.  dass  man  be^v^ese ,  dass  eine  g"e"Nvisse  Person  ihr  recbt- 
iniissiges  Domicil  in  Paris  habe,  ob«»leicli  sie  schon  Ijiiii^er  anclcrs^vo 
■Nvolmt ;  oder  dass  sie  eine  !irbschaf(sac(e  gemacht  Labe.  Die  Offen- 
kundigkeit ,  die  allgemeine  Meinung-  würden  hier  von  grossem  Ein- 
fluss  sein,      da  sie  aus  alltaglichen   Begrilfen  gebildet  werden. 

Die  Bezeichnung  „Handelsmann"  Hesse  sich  auch  noch  mit 
Erfolg  aus  den  Handlimgen  desjenigen,  der  sie  läugnet,  lierleiten; 
ferner  aus  seinem  Beitritt  zu  Versammlungen  von  Handelsleuten ; 
aus  Conventionen  oder  Processacten,  wenn  sich  daraus  ergäbe,  dass 
unter  diesem  Titel  verfaliren  worden  ^);  es  sei  denn,  dass  sie  an- 
gefochten werden  könnten,  als  wären  sie  in  der  Absicht  gemacht 
worden ,  den  Verfügungen  der  bürgerlichen  Gesetze  auszuweichen, 
nach    welchen    verboten   ist,    den   Personal-Arrest   zu   stipuliren. 

\immt  man  übrigens  seine  Zuducht  zum  Zeugenbeweis,  so 
müssen  die  kaufmännischen  Tliatsaclien,  welche  zu  dessen  Begrün- 
dung dienen  sollen,  in  der  Zeit  vorgefallen  sein ,  in  welcher  der- 
jenige, der  diese  Facta  anführt,  ein  Interesse  liat,  seinem  Geg- 
ner die  PJigenschaft  als  Handelsmann  beizulegen,  nnd  zwar  müssen 
sie  öfters  Statt  gehabt  haben,  um  eine  Gewohnheit  auszumachen. 
Besass  Jemand  diese  Eigenschaft  früher  nnd  liörte  dann  auf,  Han- 
delsmann zu  sein,  oder  wurde  er  es  erst  durcli  ein  einzelnes  Ge- 
schäft, das  man  als  Handelsgeschäft  bezeichnen  kann;  so  können 
diese   Umstünde    nicht    gegen    ihn    angewendet    werden. 

Endlich  muss  auch  die  Gewohnheit,  Handelsgeschäfte  zu  trei- 
ben, als  Mittel  gedient  liaben,  sicli  Gewinn  zu  verschaffen,  und 
nicht  persönliche  Geschäfte  betreffen,  sonst  würde  daraus  kein 
Gewerbe. 

AVer  dci»  WechseThaudel  treibt,  ^\le  No.  28.  und  29.  gesajj^t  wor- 
den, treibt  H.iM{lfl.sgesrhiif(e ;  wer  aber  seine  persönlichen  (iesch.ifte 
durch  ^V('chsel  abin.icheii  würde  und  sicli  ihrer  b«'<licMUr,  um  Aulehen 
zu  machen,  liÜnkiinfle  zu  beziehen,  Gegenstiinde.  dii*  er  für  seineu  ner-' 
söidiclien  (iebrnnrh  eingekauft,  damit  zu  bezahlen,  sollte  nicht  als  Hini- 
delsniann  angesehen  ^^(M•(I«M^.  D»'rghMcIn'n  (iesrh.ilte  würden  unr  dnnn 
z«  einer  starken  A  ernuUhung  gegen  ihn  Anlass  geben.  N>enn  sie  des 
Handels  wegen  gemacht,  oder  an  Zahlungsslatt  von  Sachen,    die  zum 


t)  Abw.  Urlh.  7.  Mnrz  1821. 


58 

Wieclflrverkanf  bps(iiinnt  Tvüreii  '),  geg-eben  "Nvorden,  In  Fällen  die- 
ser All  können  die  Kiditer  nur  nach  den  Uinslauden,  deren  Erwägung 
ihnen  zusieht,  entscheiden  *). 

In  Folge  der  angeführten  Grundsätze  muss  stets  angenora- 
nren  Morden,  dass,  selbst  wenn  die  Eigenschaft  als  Handelsmann 
durch  gewölinlichen  Betrieb  von  Handelsgescliäften  erworben  wird, 
diese  Eiigcnschaft  nicht  einem  Beamten  beigelegt  werden  kann,  dem 
in  Folge  des  Amtes,  das  er  bekleidet,  die  gewöJinliche  Ausübung 
von   Gescliäften    zur   Pflicht   geworden   ist. 

Oeffenliiche  Hechnnug-sbeamte  können  z.  B.  ilire  Zahlnng-en  oder 
den  Umsatz  der  Gelder  nicht  anders,  als  durch  Rimessen,  durch  Bank- 
g^eschäfte  etc.,  be^verkslelligen ;  sie  können  mit  Bankiers  in  Conlocor- 
rent  sieben,  Wechsel  begeben  etc.  Obgleich  sie  in  Folge  solcher 
Operationen  der  Mandelsgerichtsbarkeit  unlersvorfen  siud ,  so  Ivönneii 
sie  doch  nicht,  ^vie  bereits  ]\o,  54.  g:esagt  worden,  als  Handelsleute 
angesehen  werden  *).  .      - 

80.  Um  die  Personen ,  die  den  Handel  zu  ihrem  gewöhn- 
lichen Gewerbe  machen,  zu  bezeichnen,  bedienen  sich  die  meisten 
französischen  Gesetze  der  AVörter  conimercans  ^) ,  yiegocicüis  ^) 
oder  marchands  ^'),  die  bald  miteinander,  bald  getrennt  angewen- 
det werden  "),  als  wäre  ihre  Bedeutung  verschieden  ^).  Oft  wer- 
den auch  diese  Gattungsnamen  durch  specielle  Gewerbe  bezeich- 
net,   wie    z.  B.    Bankier,    Fabrikant,   31anufacturist    etc. 

Wenn ,  dem  Gebrauche  nach ,  diese  verschiedenen  Bezeich- 
nungen von  mehr  oder  minder  beschränkter  Bedeutung  sind  und 
sich  nach  der  Grösse  und  der  Art  des  GeschäfCs,  das  Einer  treibt, 
richten,  wie  z.  B.  Grosshändler,  Kleinhändler,  Handelsmann,  Kauf- 
mann, Krämer;  so  sind  sie  doch  alle  in  der  Rechtssprache  "dem 
Geschlechtsnamen  Handelsmann  (commercani) ,  der  auch  hier 
allein   beibehalten   ist,   gleich. 

81.  Wohl  ist  aber  ein  Unterschied  zwischen  Handels- 
mann und  Handwerker  {(irttscüi)  zu  machen^).  Hier  würde 
man  grosse  Missgrifl'e  begehen,  wollte  man  auf  Letzteren  alle  Ver- 
pflichtungen anwenden,  die  das  Gesetz  den  Handelsleuten  auferlegt. 
Oft  ist  der  Trennungspunkt  zwischen  Handelsmann  und  Handwer- 
ker, zwischen  Handel  und  Handwerk  unmerklich,  dennoch  kann 
ihn  die  Gewohnheit  begreiflich  machen ,  worüber  aber  das  Patent, 
das  jeder, dieser  Personen  zu  nehmen  gesetzlich  geboten  ist,  nicht 
entscheidet,  da  es  eine  Auflage  ist,  wozu  jedes  Gewerbe  beitra- 
gen  muss. 

t).Abw.  ürth.  18.  Febr.  1806  und  29.  Juni  1826.  —  2)  Äbw.  Urth.  1.  April 
1829.  —  3)  H.  G.  B.  634.  —  4)  Handelsleute.  —  ^  5)  Kaudeute.  —  6)  Krä- 
mer, Händler  mit  dem  Beisatze  des  Handels,  den  sie  treiben,  z.  B.  Spezorei- 
händler  {marchnnd  epicier),  Tucbhändler  (marchand  de  drops)  etc.  A.  d.  H. 

7)  C.  G.  B.  220.  1326.  1329.  1330.  2272.  —  8)  C.  G.  B.  1308.  1445.  G.  O. 
872.  —    9)  C.  G.  B.  1308.-1326.      - 
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Zur  Be/picliniin«-  Hps  Llnterscliieds  z-vvisclipn  TTRn(]plsm?»nn  und 
ITantlAverker  sind  die  besonderii  Uins!aiide  von  prosspin  Ge%viclit. 
Wer  Sloife  kauft,  sie  durcli  Arbeiter,  die  er  anstellt,  (ybricirt  oder 
fabricireu  liisst^  und  seine  Fabrikale  an  Debiteuten  verkauft,  oder  zu 
deren  Verkauf  ofTenei»  Laden  hält:  ein  Solcher  ist  nicht  Handwerker, 
sondern  flandelsniatin.  'Eben  so  verhiilt  es  sicli  (s.  j\o.  35.)  mit 
demjenigen ,  der  zwar  keine  SfofFe  kauft ,  um  sie  verarbeitet  ^vieder 
zu  verkaufen  ,  sondern  der  nur  deren  zur  Fabrication  annimmt,  Arbei- 
ter dazu  anstellt,  denen  er  Lohn  gibt,  und  aus  deren  Arbeit  eine  Art 
Speculalion  maclit.  Audi  dieser  ist  nicht  Handwerker,  sondern  Han- 
delsmann. 

Wer  aber  durch  sich  selbst  oder  mit  Flilfe  von  Gesellen  oder 
Lehrlingen  Arbeilen  verfertig»;! ,  die  sogleich  an  die  Consunienten ,  die 
sie  in  Bestellung-  g-eg-eben,  übergehen ,  bei  welchen  Arbeiten  die  Zeit 
und  die  Verarbeitung  theurer  ist,  als  der  StofF,  den  er  liefert:  ein 
Solcher  ist  Handw^erker  und  die  j\o.  77.  entwickelten  Grundsatze, 
nach  welchen  er  nicht  in  die  Kategorie  der  Handelsleute  gebracht 
werden  darf,  sind  auf  ihn  anwendbar,  obgleich  sie  ihn  Aveg^en  der  lin- 
gagements,  die  er  in  Betreff  seines  Handwerks  eingeg-angen,  der  Han- 
delsgericJitsbarkeit  unter^verfen. 

Die  Gericlite  und  der  Gebrauch  können  allein  die  Schwierig-kei- 
ten,  welche  in  zweifelhaften  Filien  wegen  des  Unterschieds  zwischen 
Handelsmann  und  Handwerker  entstehen,  aus  dem   >^'e^e  räumen*). 


Besondere     Verpflichtungen,     welche     den    Handels 
^  leuten   auferlegt    sind. 


.82.  Diejenigen,  welche  nach  den  im  vorigen  Haiiptstück  ge- 
gebenen Vorscliriften  die  Qualität  als  Handelsleute  besitzen,  sind 
gewissen  Verpfllclitungen  tinterworfen,  zu  denen  die  Personen,  Wel- 
che   einzelne    Handelsgeschäfte   machen,    nicht    gehalten    sind. 

Einige  dieser  Verpflichtungen  sind  generell,  in  sofern  sie  alle 
Arten  von  Handelsleuten  betreffen,  andere  sind  speciell,  wenn  sie 
nur  gewissen  Gewerben  auferlegt  werden.  Heide  Arten  von  N'er- 
pflichtungen  sollen  in  den  zwei  nachfolgenden  Capiteln  angegeben 
werden. 


1)  Abw.  Urth.  10.  März  lb24. 
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Erstes  €apite!. 

Von     den    allgemeinen    Ve  r  pfl  icli  timge  n  ,    welche    allen 
Handelsleuten    auferlegt    sind. 

83.  Diese  Verpfliclitnngen  betreffen  die  Patentstener ,  die 
Buclifnhrung,  die  Correspondenz ,  die  jährlichen  Inventarien ,  die 
Eheberedimgen,  die  Gütertrennungen.  Sie  sollen  in  nachfolgenden 
sechs    Absclinitlen    abgeliandelt    werden. 

Von  der  Verpflichtung  in  Betreff  der  Zalilung  von  Douanen- 
Octroy  und  andern  Gebühren,  die  auf  Waaren  erlioben  werden 
können,  soll  hier  nicht  die  Rede  sein,  weil  diese  Verpflichtung 
mehr  reell,  als  persönlicli  ist,  und  nur  demjenigen  auferlegt  wird, 
der  Eigenthiinier  von  Saclien  ist,  die,  selbst  wenn  sie  keinen  Ge- 
genstand   des    Handels    ausmachen,   doch    steuerbar    sind. 


E  r  s  t  e  r    A  b  s  c  h  n  i  1 1  • 

Von  der  Verpflichtung-,    ein  Patent   zu  nehmen. 

84.  Jeder  Handeltreibende  muss  dem  Gesetze  gemäss  ein 
Patent  nehmen  ^)  und  die  darauf  gelegte  Steuer  bezahlen,  wenn 
nicht  ein  Gesetz  oder  eine  Verordnung  das  Gewerbe,  das  er  treibt, 
ausdrücklich    davon    enthebt. 

Treibt  Jemand  mehrere  Gewerbe  zugleich,  wovon  jedes  einer 
unterschiedlichen  Patentsteuer  unterworfen  ist,  so  wird  die  höchste 
bezahlt.  Gleicher  Vorschrift  sind  Mann  und  Frau,  die  in  Güter- 
gemeinschaft leben,  unterworfen,  wenn  Jedes  ein  Gewerbe  treibt, 
das  eine  verschiedenartige  Steuer  bezahlt.  Leben  sie  aber  in  Gü- 
tertrennung lind  führt  Jedes  ein  anderes  Geschäft,  so  miiss  auch 
Jedes    von    ihnen   ein    Patent   nehmen. 

Wenn  zwei  und  mehr  Personen  in  Societät  ein  Gewerbe,  das 
einer  Patentsteuer  unterworfen  ist,  treiben,  und  in  verschiedenen 
Städten  wohnen,  so  muss  jede  von  ihnen  die  auf  dem  Gewerbe 
haltende  Patentsteuer  bezalilen.  Bewohnen  sie  aber  eine  und  die- 
selbe Stadt,  so  bezahlt  der  Hauptassocie  die  ganze  Patentsteuer, 
und  die  übrigen  nur  die  Hälfte.  Com manditäre  oder  Actionäre, 
die  an  der  Geschäftsführung  keinen  activen  Antlieil  haben,  sind 
aber  in  Folge  der  Grundsätze,  die  noch  in  der  V.  Abtheilung 
angegeben  werden  sollen ,  keinem  Patent  unterworfen ;  nnd  haben 
Associes  ein  Patent  genommen,  so  sind  die  von  ihnen  angestellten 
Factoren   ader  Disponenten  dessen    enthoben« 

1)  Ges.  vom  23.  Oct.  1798  (1  Brumaire  VII). 


61 

Die  Patente  werden  im  Orte,  wo  der  Sitz  des  Etablissements 
ist,  wenn  auch  der  Chef  anderswo  wolint,  genommen.  Hat  er  deren 
mehrere,   so    löset  er  sein  Patent   da,   wo   die  Iiöchste  Steuer   ist. 

Die  Ermangelung  eines  Patents  verliindert  nicht  die  Befiigniss, 
Handel  zn  treiben,  annullirt  niclit  die  gesclilossenen  Geschäfte  und 
verändert  deren  Natur  nicht.  Die  Strafen  sind  blos  pecuniär  '). 
Aber  dem  Gesetze  gemäss  kann  Niemand  in  Sachen,  die  sein  Ge- 
werbe betreffen,  einklagen,  interveniren,  einen  aussergerichtlichen 
Act  vollzielien,  ohne  dass  im  Anfang  des  Acts  seines  Patents  er- 
wähnt würde. 

Bei  Erwähmuig^  dieses  Patents  ^\[rd  die  Classe,  das  Datum,  die 
Nummer  und  die  Gemeinde ,  avo  es  ertlieih  Avorden  ,  aug;egeben  und 
dies,  bei  Strafe  von  500  Francs,  sowohl  für  diejenigeu,  die  dem  Pa- 
tent unterworfen  sind,  als  auch  j^i^egen  die  öffentlichen  Beamten,  die 
ohne  diese   Erwälmnn«^'   den  Act  gemaclit  oder  angenommen    haben    -). 

Die  ßeiljringnng-  des  Patents  kann  sogar  die  ermangelnde  Angabe 
nicht  ersetzen,  noch  von  der  Strafe  befreien  ^),  und  der  Beweis,  dass 
man  bei  der  Verhandlung-,  die  zur  gerichfliclicn  Klage  Anlass  gibt, 
patenlirt  :Nvar,  befreit  nicht  davon,  vom  Patent  ErAAÜbnung-  zn  tbriri, 
wenn  man  zur  Zeit,  wo  diese  Klage  geführt  wird,  demselben  noch 
unterworfen  ist  *). 

Zweiter    Abschnitt. 

Von  der  Verpflichtung,  Bücher    zu    führen. 

85.  Die  Handelsbüchtir  können  als  Beweismittel  der  Con- 
ventionen  zwisclien  Handelsleuten,  oder  den  Aon  ihnen  eingegan- 
genen Verbindlichkeiten  dienen  ^);  sie  können  bei  Liquidationen, 
Abrechnungen  und  Theilungen  zwischen  Associes ,  oder  zwisclien 
Erben  eines  Handelsmannes,  Aufscliluss  geben ;  geräth  er  in  Con- 
curs,  so  können  die  Gläubiger  durch  die  Uiicher  seinen  Aufwand 
und   seine   Lage   einsehen. 

Um  diesen  Zweck  erfüllen  zu  können,  miissen  die  Bücher  re- 
gelmässig geführt  werden.  Diese  Regelmassigkeit  besteht  in  der 
Verzeichnung  jedes  Gescliäfts,  wie  es  nach  der  Tagefolge  vorfällt, 
ohne  dass  darin  ein  weisses  Blatt  oder  eine  Lücke  gelassen  wird; 
auch  darf  nichts  am  Rande,  selbst  nicht  unter  dem  Vorgeben  einer 
Berichtigung,  nacligetragen  werden.  Diese  muss,  falls  sie  nothwcn- 
dig  ist,  hinten  nach  und  unter  dem  Datum,  unter  welchem  man 
den  Irrthum  entdeckt,  nacligetragen  werden.  Sie  müssen  Mährend 
zehn   Jahren  >om  letzten  Datum  an  gerechnet  aufbewalirt  werden  '). 

1)  Ahw.  IJrfli.  3  NivosR  IX.  —  2)  Cas.s.  23.  Juli  iSin'.  —  3)  Abw.  l'rtli. 
8  Tlicrinidor  MW.  —  4)  C'ass.  21  'IMurmidor  IX.  Dir  gep«»nu!»rti;:e  l.'«»set/.;ie- 
buij;;  über  diese  IMaterie  ist  in  den  lifst-tzeii  vom  1  Brumaire  \\l  .  2,">.  März 
1HI7,  16.  Murz  1818.  —  5)  C.  ü.  D.  1330.  H.  ü.  B.  13.  —  ti  11.  i..  B.  10 
uud  11. 
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Hier  sollen  nun  die  Bücher  von  der  kaufmännischen  Seite, 
nämlich  von  Seiten  ihrer  Führung,  ihrer  Regelmässigkeit  und  den 
Formen  des  kaufmännischen  Rechnungswesens  in  der  Kürze  in  Be- 
tracht gezogen  werden;  später  aber  noch  von  Seiten  des  Rechts 
in  Betraclit  der  Art  und  Ausdelmung  ilirer  Beweiskraft,  wenn  von 
der  BcAveiskraft   der,   Obligationen    die    Rede   Ist. 

Das  kaufmännische  Reclinungswesen  stützt  sich  auf  den  Funda- 
mental-Grundsatz,  dass  jede  Convention  eine  interessirte  und  gleich- 
sam ein  Tausch  ist;  dass  niclits  erworben  wird,  ohne  dass  dafür  ein 
Aequivalent  gegeben  wird.  Da  also  Alles,  was  einem  Handelsmann 
zugehört,  ihm  durch  irgend  eine  Ursache  zugekommen  ist,  so  ist  die 
erworbene  Sache  Schuldner  für  das,  was  sie  gekostet  hat  oder  für 
das  Aequivalent,  das  sie  ^vorstellt,  im  Gegensatz  zur  Ursache,  die 
sie  verscliafft  hat.  Der  umgtkelirte  Fall  tritt  ein,  wenn  der  Han- 
delsmann  irgend   einen    Gegenstand   weggibt  *). 

Daraus  folgt,  dass  Alles,  was  beim  Handelsmann  eingelit,  ihn  zum 
Scliuldner  gegen  die  Person  luacht,  vvelclie  die  Saclie  liefert,  selbst 
■wenn  sie  ihm  schuldig  gewesen  wäre;  denn  in  diesem  Fall  wird  er 
als  Schuldner  verbindlicli,  denjenigen  dafür  quitt  zu  halten,  von  dem 
er  sie  erhalten ,  oder  ihm  dafür  auf  die  übereingekommene  Weise 
Rechnung  zu  halten.  Im  umgektlirien  Falle  wird  der  Handelsmann 
für  Alles,  was  bei  ihm  ausgeht,  Gläubiger  desjenigen,  an  den  die 
Sache  übergeht,  selbst  wenn  er  bloss  siine  Verbindlichkeit,  sie  zu 
liefern,  erfüllt;  denn  indem  man  weggibt,  erwirbt  man  eine  Be- 
freiung. 

Im  erstem  Fall  wird  das  Geschäft  mit  Soll,  Debet  (doH)y 
im  andern  mit  Haben,  Credit  (iivoh-)  bezeichnet.  Soll,  De- 
bet, Debitor,  Haben,  Credit,  Creditor  sind  die  Wörter, 
auf  welchen  das  kaufmännische  Rechnungswesen  beruht.  Um  die 
verschiedenen  Gegenstände,  aus  welchen  sein  Vermögen  besteht  und 
seine   genaue  Lage   zu   kennen,   errichtet   er  dafür   Contos  *). 


1)  Dies  deutet  sclion  auf  die  Grundsätze  der  doppelten  Ruchhaltung  hin. 

A.  d.  H. 

2)  Hier  gibt  nun  Pardessus  einige  Contos  und  deren  Zvseck  an.  Da  aber 
die  Anjitabe  unvollständig  irnd  nicht  buchhalterisch  gmug  ist,  so  sollen  hiernach 
die  Contos  der  doppelten  Buchhaltung  nach  der  „Lehre  der  Buchhallung  von 
Schiebe"   kurz  angetührt  werden. 

Die  Contos  der  dopj)elten  Buchhaltung  lassen  sich  am  besten  wie  folgt  ein- 
theilen:  1.  in  Contos  des  Principals  (P  r  i  n  c  I  p  a  I  -  C  o  n  t  o),  II.  in  Con- 
tos   fürmateiielle   Sachen    oder   Gegenstände   von    Werth    (ffir 
r  e  e  I  I  e  W  e  r  t  h  s  a  c  h  e  n  ) ,  II I.   in  P  e  r  s  o  n  e  n  -  C  o  n  t  o  s  . 
I.  Contos  des  Principal  s.     Es  sind  diejenigen,  wodurch  er  sich  über  die 
Vei-iiiehrnng    oder   Verminderung    seines    im  Geschält    habenden    Capitals    in 
Folge  des  auf  seine  Geschäfte  gemachten  Gewinnes   oder  Verlustes  Rechen- 
schaft ablegte     üiese  Contos  sind: 
J  )  Capi  tal- Conto;  es  hegreift  die  persönliche  Rechnung  des  Kaufmanns, 
der  sein  Gesciiü.ts-Vern.ogen  und  dessen  Vermehiung  oder  Verminderung 
im  Allgemeinen  darstellt; 
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86.    Was  die   Bücher  betrifft,  so  sind   sie  entweder  solche,  die 
gesetzlich  geboten    sind,   wie   das  Journal,  das  Copir-   und   In- 


2)  Verlust-  und  G  e  w  i  ii  n -Co  n  t  o  ,  ein  TTilf.s-Conto  des  Capital-Contos, 
bestimmt,  um  den  Verlust  und  Gewinn  aufzunehmen  ; 

3)  B  1 1  an  z- Con  t  o  ,  ein  zweites  Hilfs-Conto,  das  in  gleicher  Ei};enschaft 
auch  zum  Abschluss  der  übrigen  Contos  dient,  mit  Auf«nahme  jedoch  der- 
jeni«^pn  Contos,  die  rein  durch  Verlust-  und  Gewinn  -  Contos  abj^eschlos- 
sen  werden. 

Das  Verlust-  und  Gewinn-Conto   hat  wieder  seiner  Seits  Hills -Con- 
tos, als :      ' 

1)  Provisions-   oder   Commissions- Conto,    dieses   wird    errichtet, 
wenn  man  die  Provisionen  kennen  will  ,    die    nsan    als    Cooiniissionär   ge- 
Avinnt  oder  als  Committent  au  bezahlen  hat; 
''       2)  Speditions- Conto,    für    die  Auslagen    und  Einnahmen    und  berech- 
nete Provision  etc.  auf  Speditions-Güter; 

3)  TT  andlungs-Unkos^en -Conto,  für  alle  Unkosten,  welche  die 
Handlung  betretten,  als:  Gehalt  des  Personals,  Miethziirs,  Briefporto  etc. ; 

4 )  H  ä  u  s  h  a  I  t  u  n  g  s  -  Unkosten-  Conto,  für  die  Kosten  des  Haus- 
wesens ; 

5)  Interessen-Conto,  für  Zinsen  ausgeliehener  oder  entlehnter  Capi- 
talien,  und  in  Conto-Current : 

(y)  Agio-Conto,  für  Gewinn  und  Verlust  auf  Geldsorten ; 

7)  Assecuranz-  Conto,  für  Assecirraiizen  im  Seewesen j 

8)  S  ucce  SS  i  o  n  s -C  o  n  t  o,  bei  einem  Sterb.efall; 

9)  Briefporto-Conto  etc. 

II.  Contos  für  materielle  Werth  schaffen.     Hiezu  gehören: 

1)  das  Cassa-Conto,  oder  dasjenige,  welches  Rechnung  über  die  Geld- 
geschäfte führt  und  zugleich  Controle  des  Cassa  Buchs  ist;" 

2)  die  W  a  a  r  e  n  -  C  o  n  t  OS  ,  als: 

a)  Contos  über  Waaren  für  eigene  Rechnung; 

a)  >N'  a  a  r  e  n  in  u  n  s  e  r  n  H  ä  n  d  e  n  ; 

b)  AV  a  a  r  e  n  in  C  o  m  m  i  s  s  i  o  n  bei  einem  F  r  e  u  n  «1  e  •, 
b)Cantos      über      Waaren      in      Commission      von      einem 

F»r  (MI  n  d  e  ; 
c)  Contos  über  Waaren  in  Participation. 

3)  Contos   über  Credit  papiere. 

a)  Wechsel-Contos; 

a)  G  e  n  e  r  a  1  -  W  e  c  h  s  e  1    Conto,    für   alle    Geschäfte    in  Wechseln, 

deren  Resultate  beim  Bücherschluss  Gewinn  oder  Verlust  geben; 
6)  Conto    der    fremden    Wechsel,    für'  diejenigen  Wechsel    blos 
errichtet,    c'ie  auf  andere  Orte  trassirt  od^r    remittirt  worden,   oder 
die  ncgocirt  werden  ; 
r)  T  r  a  1 1  en -'o  d  e  r   A  cce  p  t  a  t  i  o  ns  -  Con  t  o  ,    für    die    Acceptatio- 

nen  von  Wechseln  auf  uns  i 
d)  Rimessen-  oder   P  I  a  t  z  w  e  c  h  s  e  1  -  C  o  n  t  o  ,    für  die  Rimessen, 
die  man  uns  auf  den  Platz  macht. 
Dann  hat  man  auoli  nnvM  in  Fr;inkreich  ein   Conto    für   auf   sich  selbst  an.< 
gestellte  Wechsel,  die   manchmal  mit  den   Acceptaiionon  auf  einem  Conto  {inmpt« 
de  Icttrcs  et  bilhts  (i  payr)  erscheinen   etc. 

b)  A  c  t  ien  -  (' o  n  t  o,  für  die  Acticn  von  Acliengesellschaften,  wenn  mm 
daran  Antheil  nimmt; 

c)  Bodmerei-    und    G  r  os  s  -  A  v  a  n  t  u  r  -  C  on  t  o  ,    für    derartige    Ge- 
scliäfte  im  Seehandel. 

4 )  Contos  ü  b  e  r   i  m  m  o  l>  i  I  i  a  r  -  und  M  o  b  i  I  i  a  r  g  •'  g  e  n  s  t  ä  n  d  e. 

III.  Pe  rs  ot»  en  -  C  o  n  t  OS  . 

I)  und  2)  ('  on  t  OS  seine  ^i  hrc)  und  Contos  meine  (unsere)  Rech- 
nung; 
.3)  C'  o  n  1 1)  s  für  S  o  c  i  e  t  ü  t  s    (i  e  s  c  h  a  f  t  e  j 

4)  Conto  pro  diverse,  für  die  kleinen  Debitorco  und  Creditorcn,  de- 
Den  mm  kein  eigene^i  Conto  errichten  will. 

A.  d.   II. ♦ 
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ventarienbiich  *),  oder  solche,    die   er  bloss  ihres  Nutzens  we- 
gen hält,   die  aber  durum  nicht  unentbelirlich  sind  ^). 

Das  Journal  nuiss  am  Ende  jedes  Jahres  entweder  von  einem 
Richter  des  Ilandelsgericlits,  oder  diircli  den  Maire  der  Gemeinde, 
oder  dessen  Adjunct  parapliirt  und  visirt  werden  ^) ,  was  gleich  der 
letzten  Angabe  lüntenan  folgt;  der  Handelsmann  muss  Tag  für  Tag 
seine  Forderungen  und  Scliulden,  seine  Handels-Operationen,  seine 
Negociationen ,  die  Acceptationen  und  Indossirungen  von  Handels- 
ElFecten  und  überhaupt  Alles,  Mas  er  aus  irgend  einem  Grunde  em- 
pfängt und  zahlt,  sowie  auch  die  monatlich  auf  sein  Hauswesen  ver- 
wendeten Summen  in  dieses  Bucli  einsclireiben.  Ob  nun  eine  For- 
derung oder  Schuld,  eine  Einnahme  oder  Ausgabe  dem  Geschäft 
des  Handelsmannes  fremd  ist  oder  nicht,  darin  wird  kein  Unter- 
schied gemacht, 

87.  Die  nicht  unentbehrlichen  Hilfsbücher  ändern  sich  nach 
Umständen;  die  bekanntesten  sind:  das  Hauptbuch,  das  Cassa- 
buch,  das  Wechselcopirbuch,  das  Handlungs-Unkostenbuch,  das  Ver- 
fallbucli,  das  Lagerbuch  *).  Diese  Bücher  sind  im  Allgemeinen  nur 
Supplemente  zum  Journal,  mit  dessen  Angaben  sie  übereinstimmen 
müssen  ^). 

88.  Die  Handlungsbücher  werden  nach  einfacher  oder  nach 
doppelter  Art  gefülirt  '). 


1)  H.  G.  B.  8  und  9.   .  .  . 

2)  Gewöhnlich  theilt  man  die  Bücher  in  zwei  Hauptclassen  ein,  nämlic'i :  I.  in 
Hauptbücher  und  II.  in  Hilfs-  oder  Neben  hü  eher.  Zu  den  Haupt:; 
büchern  rechnet  man  1)  die  P  ri  ma-N  o  t  e  oder  Mem  o  ria  1 ,  2)  das  Journal, 
3)  das  Hauptbuch,  4)  die  G  e  h  ei  m  b  üc  h  er,  wo  deren  gehalten  werden.  Die 
übrigen  Bücher  werden  zu  den  Hilfsbüchern  gerechnet.  Doch  begreifen  Manche 
auch  unter  den  Hauptbüchern  das  Cassa-,  Waaren-,  Inventarien-  und 
Briefcopirbuch..  Schiebe  hat  in  seiner  „Lehre  der  Buchhaltung"  die  Bu- 
cher in  absolut  nothwendige  und  in  solche,  die  es  minder  sind,  eingetheilt.  Zu 
den  ersrern  rechnet  er  alle  diejenigen,  die  theils  gesetzlich  bestimmt  sind,  theils 
eine  richtige  Ansicht  von  dorn  Zustande  des  Geschäfts  und  dess^en  Gange  geben; 
dies  mögen  folgende  sein:  1)  Mem  o  ria  I  (  Prima- N  o  t  e) ,  2)  Journal, 
3)  Hauptbuch,  4)  Cassabuch,  5)  Briefcopirbuch,  6)  Inventa- 
rien buch.  Alle  übrigen  Bücher  mögen  H  i  1  f s  b  ü  c  h  e  r  genannt  werden. 
Diese  können  sein,  je  nachdem  sie  das  Bedürfniss  eines  Gescliäfts  erfordert : 
1)  Conto- Correntbuch,  2)  Tratten-  und  Rime  s  s  e  n  bu  ch  ,  3)  Ver- 
fallbuch, 4y  W  e c h  s  e  1  -  C  o  pir b  u c  h  ,  5)  W  e  c  h  s  e  1  -  3  c  o  n  t  r  o  ,  0)  C  o  m  - 
missionsbuch,  7)  Speditionsbuch,  8)  Einkaufbucli,  9)  Ver- 
kaufbuch, 10)  F  acturenb  uch,  11)  C  a  1  c  u  I  a  t  i  on  sb  u  ch  ,  12)  W  a  a - 
renbuch,  Waa  r  e  n- S  co  n  t  r  o,  Lagerbuch,  13)  Com  m  is  s  lon  s  -  Waa- 
renbuch,  14)  Handlungs-Unkostenbuch,  15)  Br  i  ef  p  o  r  t  o  b  u  c  h  , 
lö)  Bilanzbuch.  Dann  gibt  es  noch  17)  Messbücher,  18)  Bankbu- 
ch er  etc.  '  A.  d.  H. 

3)  H.  G.  B.  8.  10.  11.  u  n  •        • 

4)  Pardessus  führt  auch  noch  ein  Gewinn-  und  Verlustbuch  an;  allein  ein 
solches  existirt  nicht,  sondern  ein  Gewinn-  und  V  er  I  us  t- C  onto  ,  das  im 
Hauptbuch  der  dopi)elten  Buchhaltung  errichtet  wird.  Bei  der  einfachen  ergibt 
sich  der  Gewinn  oder  Verlust  durch  das  Inventarium ;    s.    Schiebe,   Lehre    der 

Buchhaltung  §.  57  u.  f.  r        -        c^  -  ^^1 

5)  ]n  Betretif  der  Eintheilung"  der  Bücher  s.  die  Note  auf  voriger  Seite.  i^H 

6)  Statt  der  von  Pardessus  hierüber  gegebenen  Erklärung  folgt  Nachstehendes:  ■ 
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Dritter    Abschnitt. 

Von     den    Ve  rbi  ndliclik  e  iten     die    Corre  sp  ondenz 

betreffend. 

89.  Kein  Handel,  der  nur  einigermaassen  ausgedehnt  ist, 
kann  ohne  Correspondenz  geführt  werden.  Da  dem  Kaufmann  daran 
gelegen  sein  muss,  sich  nicht  nur  dessen,  was  er  geschrieben,  zu 
erinnern,  sondern  auch  das  zu  beweisen,  was  man  ihm  gemeldet 
hat,  so  muss  er  alle  Briefe,  die  er  versendet,  in  ein  speziell  dazu 
bestimmtes  Buch  eintragen.  Dieses  Buch  muss  paginirt  werden, 
ist  aber  weder  dem  Visa,  nocli  der  jährlichen  Parapliirung  unter- 
worfen ^).  Damit  Alles,  was  der  Kaufmann  durch  Correspondenz 
verrichtet,  in  einer  gewissen  Reilienfolge  vollständig  sei,  ist  er  ver- 
bunden ,  die  einlaufenden  Geschäftsbriefe  zusammen  zu  binden  und 
aufzubewahren^).  Kaufleute,  die  auf  Ordnung  lialten ,  bewahren 
auch  ilrre  Facturen  auf,  worunter  manche  einen  Tlieil  der  Cor- 
respondenz ausmachen,  ferner  die  Wechsel  und  Anweisungen,  die 
sie  einlösen;  eine  Vorsichtsmaassregel,  die  im  Geiste  des  Gesetzes 
liegt;  denn  es  ist  nicht  genug,  die  Bücher  ordentlicli  zu  führen, 
sondern  die  Original-Papiere  müssen  auch  deren  Genauigkeit  nach- 
weisen, da  sie  eben  so  wie  die  Correspondenz  den  Scripturen  als 
Grundlage   dienen. 

Vierter    Abschnitt. 

Von    der  Verpflichtung,    jährlich  ein  Inventarium  zu 

m  a  c  h  e  u . 

90.  Jeder   Handelsmann   ist    gehalten,    alljährlich    iiber  sein 


Die  einfache  Buchhaltung  gründet  sich  nicht  auf  feste  Regeln,  die  zusammenge- 
nommen ein  System  bilden;  jeder  Geschältsvorfall  wird  nach  ihr  auf  eine  ganz, 
einfache  AVeise  notirt.  Sie  hat  viele  Mängel  und  Gebrechen,  da  ihr  die  Con- 
trole  fehlt.  Die  doppolte  Buchhaltung  errichtet  nicht  bloss,  wie  die  einfache, 
Contos  für  die  Rechnungsverhältnisse  mit  den  Handelsfreunden,  mit  welchen  man 
in  laufender  Rechnung  steht,  sondern  auch  noch  für  Sachen  und  für  den  Prin- 
cipal selbst.  Doppelt  wird  ihre  \  erzeichnungsart  genannt,  1)  weil  nicht  nur 
das  Vermögen,  welches  in  einem  Geschäft  zum  Grunde  liegt,  auf  einem  Conto 
im  Hauptbuch  als  ein  Ganzes  erscheint,  sondern  auch  dessen  Bestandlheile  auf 
der  entgegengesetzten  Seite  anderer  Contos  einzeln  dargestellt  sind;  2)  weil  ie- 
der  Journal-IVsten  wenigstens  einen  Debitor  und  einen  Creditor  hat,  und  "im 
Iluuptbuche  auf  der  entgegengesetzten  Seite  zweier  Contos  vorkommt,  und  zwar 
auf  der  einen  als  Debitor  und  auf  der  andern  als  Creditor,  5o  dass  also  Debet 
und  Credit  sämmtlicher  Contos  beständig  im  Gleichgewicht  bleiben.  Nach  den 
Grundsätzen  dieser  Buchhaltung  wird  Debitor:  jedes  Conto  einer  Person, 
welche  von  der  Handlung  etwas  empfängt,  oder  für  welche  die  Handlung  etwas 
liefert,  ferner  jeder  Besitzstand,  jede  ^  ermehrung  oder  Zunahme  diriii ,  jedes 
Conto  eines  Gegeustandes,  den  die  Handlung  empfan;^t  oder  einnimmt  ,  oder 
woran  nian  gewinnt.  Hingegen  wird  C'reditor:  jedes  Conto  einer  Person, 
welche  der  Handhing  etwas  gibt  oder  geben  lässt,  jede  Vermin«lerung  im  Besitz- 
stände; jede  Abnahme,  jedes  Conto  eines  (iegenstandes,  den  die  Handlung  weg- 
gibt, abliefert  oder  woran  man  verliert.  S.  Näheres  in  „Lehre  der  BuchhaU 
tung*<  von  Schiebe. 

1)  H.  G.  ü.  8  und  10.  —    2)  H.  G.  B.  8. 
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Mobiliar^  und  Immobiliarvermögen,  seine  Forderungen  und  Sclnilden 
ein  Inventariura  aufzunehmen  *).  Ist  diese  Aufnahme  geschehen,  so 
muss  sie  unmittelbar  darauf  in  ein  eigens  dazu  bestimmtes  Buch, 
Inventarienbuch  (livre des  invetitaires)  genannt,  das  zuvor  pagi- 
nirt  und  paraphirf  wird  (cote  et  paraphe)  ^),  eingetragen  werden. 
Diese  Formalität,  sowie  die  Vorsicht,  dieses  Bucli  dem  jäfirliclien 
Visa  zu  unterwerfen  ^),  können  einmal  dienlich  sein,  um  sich  über  die 
Aufführung  des  fallit  gewordenen  Kaufmanns  Aufschluss  zu  verscliiif- 
fen;  man  erkennt  auch  den  Betrug  desjenigen,  der  durch  ein  falsches 
Inventarium  seine  Geschäftslage  auf  eine  Weise  darstellen  wollte,  um 
seine  Gläubiger  zu  hintergehen. 

Daher  wird  auch  der  fallit  gewordene  Kaufmann,  welcher  der 
Verpflichtung,  jährlich  ein  Inventarium  aufzunehmen,  nicht  nachger 
kommen  ist,  als  einfacher  Bankerottirer  verfolgt  '^),  selbst  wenn  die 
klarsten   Beweise  seiner  Redlichkeit  vorliegen. 

Fünfter    Abschnitt. 

Von    den  Eheberedung'en    der  Handelsleute. 

öl.  Jeder  unter  Ehegatten,  wovon  der  eine  Handel  treibt, 
geschlossene  Ehecontract  muss  innerhalb  eines  Monats,  vom  Tage  der 
Ausstellung  an  gerechnet,  im  Auszuge  auf  die  Gerichtsstuben  des  Ci- 
vil- und  Handelsgerichts,  wO  das  eheliche  Domicil  ist,  niedergelegt 
werden,  um  da  in  eine  dazu  bestimmte  Tabelle  eingetragen  und  wäh- 
rend eines  Jahres  angeschlagen  zu  werden  ^).  Ist  am  Orte  des  ehe- 
lichen Domicils  kein  Handelsgericht,  so  muss  der  Anschlag  im  Ge- 
meindehause geschehen.  Ein  gleicher  Auszug  muss  in  den  INotariats- 
und  Anwalt-Kammern  beim  Civilgericht  des  nämlichen  Ortes  in  eine 
Tabelle  eingeschrieben  werden,  nachdem  er  vorläufig  in  ein  speciel- 
les  Register  eingetragen  worden.  Ist  am  Orte  des  ehelichen  Domi- 
cils kein  Civilgericht,  so  muss  diese  Formalität  auf  dem  davon  ab- 
hängenden  Bezirksgericht   erfüllt  werden. 

Ein  solcher  Auszug  enlbält  Vor-  und  Zunamen,  Gewerbe  und 
Wobnniig"  der  ELegalleu,  die  Angabe,  ob  sie  in  Giitergenieinscluift 
oder  in  Giitertreiuuujg'  leben,  oder  ob  die  Gemeinschaft  bloss  aus- 
geschlossen ist ,  eine  Ciaiisel ,  die ,  wie  No.  68.  zu  ersehen ,  beson- 
dere Wirkungen  hat;  oder  endlich,  ob  sie  dem  Braulschalz- Vei- 
häitniss  unterworfen  sind;  es  ist  aber  nicht  nöthig,  dass  der  Auszug 
den  Betrag  des  beiderseits  Eingebrachten  angebe. 

Die  Niederlegnng  auf  der  Gerichtsstube  muss  übrigens  durch  ei- 
nen Act  conslatirt  werden,  der  den  Einregistrirungsgebühren  ^j,  sowie 


1)  H.  G.  B.  9.  —  2;  d.  h.  mit  dem  Handzuge  versehen.  —  3)  H.  G  B.  10. 
—  4)  H.  G.  B.  587.  —  5)  H.  G.  B.  67,  und  G.  O.  872.  —  6)  Cass.  16.  Febr. 
1824. 
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andern  Gebühren,  die  auf  ansserg^ericlidiche  Acfen  erhoben  werden, 
niiterworfeu  ist.  Was  die  Ueber<^abe  an  die  INolariats  -  und  Anwalt- 
Kammer  betrifft ,  so  ist  eine  blosse  Bescheinig^un»  von  Seiten  des  Se- 
crelärs  darüber   nölhig'. 

92.  Diese  Formalität,  die  der  handeltreibende  Ehemann 
erfüllen  muss,  damit  man  wisse,  unter  welchem  Verhältniss  die 
Ehe  geschlossen  worden,  und  wie  weit  sicli  die  Rechte  der  Frau 
erstrecken,  ist  niclit  minder  zu  beobacliten,  wenn  die  Frau  Han- 
delsfrau ist;  denn  Mancliem,  der  eine  Frauensperson  Handel  trei- 
ben sali,  kann  daran  gelegen  sein,  ihre  Standesveränderung  und 
die  Bedingungen  derselben  zu  kennen  und  zu  wissen,  ob  er  durcli 
die  geschlossene  Ehe,  in  Folge  der  Clausel,  wodurch  eine  Güter- 
gemeinschaft begründet  oder  ausgeschlossen  ist,  zwei  gegen  ihn 
verbundene  Personen  vor  sich  hat ;  oder  ob  ihm,  im  Fall  einer 
Gütertrennung,  nur  derselbe  Schuldner  übrig  bleibt;  oder  endlich, 
ob  er  für  die  Zukunft  das  Gut  der  Frau  mit  Unveräusserlichkeit 
des   Eingebrachten    belegen    soll. 

Hat  die  "Frau  zum  Betrieh  ihres  Handels  einen  andern  Ort, 
als  denjenigen  ihres  Mannes  gewählt,  so  muss  dies  ebenfalls  bei 
den  Gerichten  und  Kammern  dieses  Ortes  durch  Anschlag  bekannt 
gemacht   werden. 

9J.  Der  Notar,  der  den  Heirathscontract  aufgenommen  liat .  ist 
mit  der  Vollziehung-  der  zu  beobachtenden  Fornialitalen  beauftragt, 
selbst  wenn  sein  Wohnort  nicht  derjenige  wäre,  wo  die  Einreicliung" 
geschehen  soll  ');  er  kann  die  Rückerstattung  der  Vorschüsse,  die 
ilin  diese  Formalitat  kostet,  auf  die  nämliche  Art  verlangen,  wie  die 
Bezahhing  der  übrigen  Kosten.  Im  Unterlassung-sfall  dieser  Formali- 
tät wird  er  mit  einer  Strafe  von  10  Francs  belegt  ').  W^irde  ihm 
aber  erwiesen,  dass  er  die  jNiederlegung  aus  böslichem  Einverständnisse 
mit  den  Parteien  uolerlassen ,  so  wird  er  seiner  Stelle  entsetzt  und 
muss  ausserdem  noch  Schadloshnlinng  an  die  Personen  bezahlen,  deren 
Interesse   dadurch   verletzt   Vvurde. 

Damit  diese  Strafen  auferlegt  werden  können,  muss  der  handel- 
treibende Galle  die  Qualitiit  als  llnndelsmaim  im  Act  angenommen 
liaben,  oder  es  nuiss  erwiesen  werden ,  dnss  sie  der  Notar  gekannt, 
sowie  dei»  Ort,  wo  die  Niederlegung  geschehen  sollte.  Man  >vürde 
jedoch  auf  den  in  No.  81.  angegebenen  LI.  Jersciiied  zwischen  denjeni- 
gen, die  ohne  Schwierigkeit  als  Handelsmann  bezeichnet  werdfu  kön- 
nen uiul  den  Hand\%erkern  und  andern  Personen,  welche  der  Ilandels- 
Jnrisdiclion  nur  in  gewissen  Fallen  unterwürfen  sind ,  Rücksicht 
nehm*>n. 

Die  Slrafen,  in  die  der  (Volar  verfallt,  der  die  zu  erfüllenden 
Formalitäten  vernachlässigt,  würden  nicht  verhindern,  dass  in  g-ewissen 
Füllen  der  Fhemann,  dessen  Eheconlract  nicht  durch  AnscbLig  b  - 
kannt  gemacht  wurde,  gericlillirh  d"s  Rechts  beraubt  würd«',  gegen 
einen  Dritten  diejenigen   Clausein    geltend    zu   machen,    die    den     Vor- 

1)  H.  G.  B.  68.  —    2)  Gesetz  Tom  10.  Juni  1S24.  Abw.  Urth.  27.  April  l828. 
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ßclirifleh  cler  legalen  Giitergeineinscliaft  Abbruch  tbuD  würden.  Ein 
Dritter,  der  keinen  Anscblagzettel  gesehen,  könnte  glauben,  dass  die 
Eheleute  sich  ohne  Ehevertrag  verheirathet  hatten,  was  sie  von  Rechts- 
wegen der  legalen   Gütergemeinschaft  unterwirft  *). 

Die  Umstände  allein  können  entscheiden,  bis  wie  weit  man ,  bei 
Vernachlässigung  der  Formalitäten  von  Seiten  des  ]\o(ars  ,  in  Betracht 
der  Frau,  deren  Einverstandniss  erwiesen  Avurde,  gehen  kann. 

94.  Wenn  ein  Ehegatte^  der  nicht  Handelsmann  war,  erst 
während  der  Ehe  dieses  Gewerbe  ergreift,  so  ist  «r  gehalten,  bin- 
nen Monatsfrist,  Yom  Tage  der  Eröffnung  seines  Handels  an,  den 
Auszug,  wovon  No.  91.  die  Rede  war,  z\i  übergeben  ^).  In  die- 
sem Fall  kann  die  Uebergabe  nicht  dem  Notar  auferlegt  werden. 
Sie  wird  aber  nnr  in  sofern,  verlangt,  als  die  Ehe  unter  dem 
Reclitsverhältniss  der  Gütergemeinschaft,  oder  unter  demjenigen 
der  Gütertrennung,  oder  unter  demjenigen  der  Gemeinschaft  con- 
trahirt  worden,  die  auf  eine  Weise  modificirt  würde,  dass  ein 
Dritter,  dadurch  irre  geleitet,  sein  Zutrauen  geschenkt  hätte,  was 
niclit  geschehen  wäre,  hätte  er  diese  ModifKalionen  gekannt;  denn 
nur  in  diesem  Falle  liegt  es  einem  Dritten  ob,  die  Eheberedung, 
die    dem    gemeinen  Rechte  Eintrag   thut,   zu   kennen. 

Die  Uebertretung  dieser  Verpflichtung  zieht  nur  eine  even- 
tuelle Strafe  nach  sich.  Wenn^  der  eine  der  G'atten,  der  sie  er- 
füllen sollte,  in  Concurs  geräth,  so  wird  er  als  betrügerisclier 
Bankerottirer  behandelt,  da  zu  vermuthen  ist,  dass  derjenige,  wel- 
cher dem  Publicum,  indem  er  sich  dem  Betrieb  des  Handels 
widmete,  seine  Gütertrennung  verheimlichte,  den  ausgebrochenen 
Bankerott  vorbereitet  hat  und  sich  dadurch  die  Mittel  verschaf- 
'fen  wollte,  einen  grössern  Nutzen  daraus  zu  ziehen  ^).  Die  Han- 
delsfrau ist  weder  von  diesen  Verpflichtungen  der  Uebergabe, 
noch  von  den  Strafen,  die  ihre  Vernachlässigung  nach  sich  zieht, 
befreit,  weil  diese  Uebergabe  ein  wirklicher  Act  ihres  Handels 
ist,  den  sie  oline  Ermächtigung  treiben  kann.  In  diesen  beiden 
Fällen  könnten  die  auf  diese  Weise  gelieimgehaltenen  Clausein 
keinem    Dritten    entgegengesetzt   werden. 


Sechster    Abschnitt. 

V  0  n  d  e  r  G  ö  t  e  r  t  r  e  n n  u  n  g ,  d  i  e  z  w i  s  c  h  e  n  E  li  ega  1 1  e  n  ,  wovon 
der  eine  Handelsmann  ist,    ausgesprochen  wurde. 

95.  Die  Ehegatten,  welche  durch  Ehecontract  der  Güter- 
gemeinschaft unterworfen  sind,  können  durch  gerichtliche  Tren- 
nung,   die   sogar   ausgesprochen   werden  kann,   wenn   die  Ehe   unter 

1)  C.  G.  B.  1393.  1400.  —    2)  H,  G.  B.  60.  —    3)  H.  G.  B.  69. 
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dem  Brautschatz- Verliältniss  geschlossen  worden,  aufhören,  in  Ge- 
meinscliaft  zu   leben  ^). 

Diese  Trennung  hat  Statt:  1)  direct,  zufolge  eines  Ur- 
theils ,  das  die  Frau  allein  zu  veranlassen  das  Recht  hat,  wenn 
ihr  Brautschatz  oder  ihre  übrigen  Rechte  durch  schlimme  Ge- 
schäftslage des  Mannes  gefährdet  sind,  .2)  indirect,  in  Folge 
der   Trennung   von    Tisch   und  Bett  -), 

Jede  Klage  auf  Gütertrennung,  selbst  wenn  sie  von  der 
Frau  gegen  ihren  Mann,  der  Handelsmann  ist,  oder  von  der  Frau, 
als  Ilandelsfrau  erhoben  wird,  muss  beim  Civilgericht  angebracht 
werden^).  Das  Urtlieil,  das  diese  Trennung  ausspricht,  muss 
auf  dem  Handelsgericht  des  Ortes ,  wo  eines  ist,  wälirend  der 
Audienz  durch  Ablesung  veröfFentliclit  werden ;  ein  Auszug  die- 
ses ürtheils,  worin  sein  Datum,  die  Bezeichnung  des  Gerichts, 
das  öS  ausgesprochen ,  Vor-  und  Zunamen ,  Gewerbe  und  Wohn- 
ort angegeben  sind,  muss  durch  Anschlagzettel  auf  einer  dazu 
bestimmten  Tafel  während  eines  Jahres  in  den  No.  91.  angege- 
benen Gerichtssälen  bei  Strafe  der  Nullität  bekannt  gemacht 
werden  *). 

Um  diese  Formalitäten  zu  erfüllen,  ist  es  gleichviel,  ob  der 
Mann  oder  die  Frau  Handel  treibt;  ist  sie  aber  Haudelsfrau  und 
ist  ihr  Wohnort  von  demjenigen  ihres  Mannes  getrennt,  so  muss 
auch  die  Bekanntmachung  durch  Anschlagzettel  im  Orte  des  Man- 
nes gemacht  werden  '),  sonst  würde  der  Zweck  verfehlt,  die  Gü- 
tertrennung denjenigen  bekannt  zu  machen,  mit  welchen  der  Mann 
als    Handelsmann    Geschäfte   maclit. 

Diese  nämlichen  Formalitäten  sind  auch  in  Betreff  der  Ur- 
tlieile,  welche  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  ausspreclien,  vor- 
geschrieben'') ,  weil  diese  notliwendiger  Weise  die  Gütertrennung 
oder  die  anticipirte  Auflösung  der  Gütergemeinschaft  nach  sich 
zieht');  der  Grund,  sie  bekannt  zu  machen,  ist  der  nämliche. 
Die  Frau,  welche  sich  nicht  nacJi  dieser  Verfügung  richtet,  ver- 
liert das  Recht,  gegen  einen  Dritten  die  ihr  zugesprochene  Tren- 
nung einzuwenden^);  jedoch  könnten  in  diesem  Falle  die  in  iNo.  1)4., 
wegen  Mangels  an  Bekanntmacliung  des  Khevertrags  zwischen  KIic- 
gatten,  die  in  Gütertrennung  leben,  angegebenen  Strafen  nicht  ia 
Anwendimg   gebracht  werden. 

Die  Ehegatten  können  ihre  Gütergemeinsc^iaft  wieder  lierslel- 
len.  Obgleich  es  im  Interesse  Dritter  nicht  unumgänglich  nöthig 
scheint,  dass  man  diese  Convention  so  veröll'entliche ,  'wie  lilo 
Trennung,   so   sind   doch    die    Verfügungen    des    Ci^ilredits    in     Be- 


1)  C.  G.  ü.  14U,  144.J.  -  i)  C.  G.  B.  Ml  —  3)  H.  G.  B.  05.  — 
4)  C.  G.  B.  1445  G.  <>.  872.  —  5  ('.  (l.  W.  I(»S  utul  21 1.  —  Ö)  11.  G.  U. 
üO.  —    7)  C.  G.  B.  311.  —     ^^  ('.  G.  B.  1444  und  1445. 
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treff  dieser  Piiblicität  so  gebieteriscli,  dass  man  sich  darnach  rich- 
ten miiss  ^) ;  diese  Materie  gehört  aber  mehr  in  dieses  Recht, 
als   ins    Flandelsrecht. 


Zweites  Ca^piftel. 

Von  den  Verpflichtung-en,  die  g-ewissen  kanfmän  ni  sehen 
Gewerben  auferlegt  sind, 

96.  Gewisse  industrielle  Geschäfte,  oder  die  Ausübung  ge- 
wisser Gewerbe,  sind  besondern  Vorschriften  unterworfen  und  zwar 
die  einen,  weil  die  allgemeinen  Gesetze  nicht  hinreichen  um  der 
Unredlichkeit  vorzubeugen,  welche  diejenigen,  die  solche  Geschäfte 
oder  Gewerbe  treiben,  theils  am  Staate  begehen ,  indem  sie  ilin 
um  die  Abgaben  betrügen ,  theils  an  Privat-Perfeonen ,  indem  sie 
deren  Zutrauen  missbrauchen;  die  andern,  weil  eine  unbeschränkte 
Freiheit  in  ihrer  Ausübung  der  gesellschaftlichen  Ordnung,  der 
Sicherheit  des  Staates  und  der  Gesundheit  der  Bürger  höchst 
schädlich   sein   kann. 

Da  diese  Punkte  nur  in  entfernter  Berührung  mit  der  Ju- 
risprudenz stehen,  so  sollen  davon  nur  einige  BegriiFe  gegeben 
werden,  i.m  den  Geist,  in  welchem  diese  Verpflichtungen  aufer- 
legt werden,  kennbar  zu  machen,  und  sie  denjenigen  anzugeben, 
die  sich  mit  dem  Studium  aller  Verpflichtungen,  die  den  Han- 
delsleuten  auferlegt   sind,    abgeben  _  wollen. 


Erster    Abschnitt. 

Specielle  Vorschriffen   im  Interesse  der    öffentlichen 

Schatzkammer. 

97.  Diese  Vorschriften  bezielien  sich  theils  auf  Manufacturen, 
Niederlagen,  Mühlen  etc.,  die  an  der  Gränze  des  Landes  ange- 
legt sind  oder  angelegt  werden  können,  und  sind  zu  Verhütung 
und  Bestrafung  der  Zolldefraudation  gegeben ;  theils  betreffen  sie 
auch  manche  Gewerbtreibende  selbst,  um  dem  Falschmünzen  vor- 
zubeugen ;  hiezu  gehören  Manufacturisten,  Gold-  und  Silberschmiede, 
Kupferstecher,  Uhrmacher,  Schwertfeger  und  andere,  die  sich  der 
Druck-,  Streck,-  und  Schmiedewerke  etc.  bedienen;  diese  Vor- 
schriften erstrecken  sich  sogar  auf  das  Verbot,  Medaillen,  Marken 
von  Gold,  Silber  xmd  andern  Metallen  ausserhalb  der  Münzstät- 
ten zu  prägen,  wenn  nicht  dafür  eine  specielle  Ermächtigung  er- 
theilt   wurde. 

1)  C.  G.  B.  1451. 
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Keine  Niederlage,  kein  Mag^azin  Ton  Waaren,  deren  Ausfuhr  ver- 
boten ist,  odf^r  deren  Ausgangsgebiihren  ein  geAvisses  Verlialtuiss  uber- 
Bchreiteu,  darf  iinierlialb  der  Landgranze,  in  einer  Entfernung-  von  zAvei 
Stunden  errichtet  werden,  oder  es  miisste  in  einem  Orte  sein,  der  we- 
nigstens 2000  Einwohner  hat,  wozu  aber  diejenigen  nicht  gerechnet 
werden ,  die  in  dessen  iXähe  zerstreut  wohnen  und  der  Ortsbehorde 
angehören  ^). 

Manufactureu  und  Fabriken  können  nur  dann  in  der  nämlichen 
Entfernung  von  der  Gränze  errichtet  werden ,  wenn  sie  nach  Gutach- 
ten des  Pra'fects  und  des  Douane-Directors  keinen  Anlass  zur  Defrau- 
dation darbieten.  Würde  sich  aber  nach  erhaltener  Autorisalion  durch 
einen  Urtheilss|)ruch  ergeben,  dass  die  Inhaber  soIcJier  Etablissements 
sich  Defraudation  oder  Contrebande  zu  Scliulden  kommen  liessen :  so 
kann  der  Prafect  verordnen  ^),  dass  sie  von  der  Stelle,  wo  sie  er- 
richtet sind,  weggeschafft  werden,  wozu  aber  v\'euig'stens  ein  Jahr  Frist 
gestattet  werden  muss;  doch  bleibt  .der  Regres»  au  deq  Finanzminister 
und   selbst  von   da   an  den  Staatsrath  offen. 

Mühlen,  die  an  der  aussersten  Gra'nze  errichtet  sind,  können 
durch  Beschluss  des  Prafecta  sogleich  aufgehoben  ^Verden  ^),  und  dies, 
"Nvenn  sich  nur  durch  blosse  Verbalprocesse  der  Ortsbehörde  oder  der 
Douane  ergibt,  dass  sie  zur  Coutrebande  von  Getreide  und  Mehl 
dienen. 

Solche  Gew^erbtreibende ,  wie  diejenigen,  welche  angeführt  wnr- 
den,  die  von  Maschinen,  Stempeln  etc.  Gebrauch  machen  wollen,  müs- 
sen zuvor  die'  Erlaubniss  dazu  einholen  und  die  Zeichnung  und  Di- 
mensiouen  davon  anjreben  und  ein  AUest  des  Maires  ihres  Ortes  bei- 
bringen,  wodurch  bezeugt  wird,  dass  sie  dieser  Maschinen  bedürfen. 


Zweiter    Abschnitt. 

Specielle  Vorschriften  im  Interesse  von  Partie ular- 

Persouen. 

98.  Diese  Vorschriften  betreffen:  1)  die  Stempel  auf  Ge- 
schmeide und  andere  Gold  -  und  Silberarbeiten ,  wodurch  deren 
Qualität  verbürgt  vvird,  2)  Die  Verpflichtung,  die  den  Unterneh- 
mern von  öffentlichen  Fuhrwerken,  den  Gilterschaffnern  imd  den- 
jenigen auferlegt  ist,  welche  mit  Genehmigung  der  Kegieruug 
Pfandhäuser  errichten  (s.  IVo,  30.),  die  nöthigen  Bücher  über  das, 
was  ihnen  anvertraut  wird,  zu  führen^).  3)  Das  Verbot,  ohne 
Ordonnanz  des  Königs  und  nach  vorhergegangener  Prüfung  der 
Statuten,  grosse  Etablissements  zu  gründen,  wozu  eine  bedeutende 
Anzahl  von  Associes  Capitalien  einlegen  würden ,  und  die  bei 
Mangel  an  Aufsicht  nur  als  Falle  dienen  könnten ,  die  man  der 
Leichtgläubigkeit  der  Uürger   stellt,   so   duss   Unordnungen  und   \er- 


1)  Gesetze  vom  22.  Aug.  1791,  Decret  v.  1  Vondcminirc  IV  (2.3.  Sept.  1705), 
30.  April  IHIM).  —  2)  Ges.  u)m  VZ.  M.irz  IS(»3  ^31  Ventose  \l)  und  3<>.  Nprü 
iSüt).  —  3)  Üecret  v.  1.  Nov.  l.s.»5  (10  ürumairc  MV),  —  l)  C.  G.  ü.  lTS.i. 
H.  G.  B.  90  und  102.  P.  G.  U.  411. 
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laste  entstellen  könnten,  ja,  unter  manchen  Umständen,  der  all- 
gemeine Credit  imd  die  offen tliclie  Ruhe  gefährdet  werden  könn- 
ten. Zu  solchen  Etablissements  gehören  auch  die  Tontinen  oder 
Sparcassen, 

Dritter    Abschnitt. 

Specielle    Vorschriften    im    öffentlichen    Interesse* 

99.  Obgleich  die  Freiheit  der  Industrie  durch  die  Gesetze 
feierlichst  anerkannt  ist  und  jedes  Privilegium  zur  ausschliessli- 
chen Ausübung  eines  bestimmten  Geschäftszweiges  mit  der  poli- 
tischen Organisation  Frankreichs  unverträglich  ist,  so  sind  doch 
im  öffentlichen  Interesse  gewisse  Beschränkungen  manchmal  nöthig 
und  werden  legitim,  wenn  ihr  Nutzen  anerkannt  ist  und  sie  durch 
ein    Gesetz  verordnet  sind. 

Diese  Beschräukungen  betreffen  z.  B.  das  Privilegium  der  Post- 
meister, auf  den  Strassen  Pferde  unterzulegen  ^);  das  Privilegium  zur 
Ausübung-  des  Makleramtes  (s.  No.  121.) j  das  Recht,  sich  als  Apo- 
iLeker  etabliren  zu  dürfen  2);  gewisse  Localverordnungen,  nach  Avel- 
cheu  Bäcker  und  Fleischer  einer  Lehrzeit  und  besonderen  Bedingun- 
gen unterworfen  sind,  sowie  auch  diejenigen  Verordnungen  ^)y  nach  w^el- 
chen  Wirtlie,  welche  Reisende  beherbergen,  gebalten  sind,  ein  Buch 
darüber  zu  führen ,  worin  diese  eingetragen  werden ,  auch  sonstige 
Formalitäten  zu  erfüllen  haben. 

Manchmal  behält  sich  auch  der  Staat  den  ausschliesslichen 
Betrieb  eines  Industriezweiges  vor,  wenn  es  das  öffentliche  Wohl 
oder    die   Bedürfnisse  des    Staates  erheischen. 

So  ist  z.  B,  der  Verkauf  des  Schiesspulvers  nur  denjenigen  ge- 
staltet *),  die  speciell  dazu  bestellt  sind ;  so  hat  nur  die  Post- Verwal- 
tung das  ausschliessliche  Recbt ,  Briefe ,  Journale  und  periodische 
Schriften,  die  weniger  als  ein  Kilogramme  wiegen,  zu  befördern  *), 
wovon  jedoch  Process-Acten  und  Papiere,  die  sich  auf  den  persönli- 
chen Dienst  der  Unternehmer  von  Eilwagen  beziehen,  ausgenommen 
sind.  Dann  ist  auch-  der  Einkauf,  die  Fabrikation  und  der  Verkauf 
des  Tabaks  einzig  und  allein  der  Verwaltung  der  indirecten  Steuern 
zuerkannt  ®). 

Dem  Staate  muss  auch  manchmal  daran  gelegen  sein,  die 
Befugnisse  zur    Gründung    von  Handels-Etablissements    in    fremden 


1)  Gesetze  v.  9.  Decbr.  1799  (19  Frimaire  VIT)  und  20.  Mai  1799  (l  Prairial 
VII).  —  2)  Gesetz  v.  11.  April  1803  (21  Germinal  XI).  —  3)  P.  G.  B.  475.— 
4)  Ges.  V.  30.  Aug.  1797  (13.  Fructidor  V),  Decret  v.  12.  Febr.  1805  (23  Plu- 
viose  XllI).  Ges.  v.  16.  März  1819.  —  5)  Gesetze  v.  29.  Aug.  1790.  21.  Sept. 
1792 ,  22.  Decbr.  1797  (2  Nivose  VI),  17.  Oct.  1798  (26  Vendemiaire  VII).  — 
0)  Gesetze  v.  24.  Decbr.  1814,  28.  April  I8I6,  28.  April  1819,  17.  Juni  1824, 
19.  April  1839. 
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Ländern,    wo   die   Verscliiedenlielt  in   Religion,    Sitten    und   Clvilisa- 
tion   grosse  Vorsicht  gebietet,    aui  bescliränken,    oder  zu   bestimmen. 

So  darf  z.  B.  kein  Franzose ,  oline  vorläufige  Erinijclitignn«^  des 
Königs,  ein  Handelsliaus  in  der  LevaMle  erriclileu').  DerZ^veck  einer 
solchen  Massregel  ist,  um  Frankreich  dort  in  Achtung-  zu  eriialten. 
Die  Chefs  von  etablirten  Hausern  haften  sogar  für  die  Au/fiihrung  ih- 
rer Untergebenen,  ^vofiir  sie  Bürgschaft  stellen  müssen.  IIand\verker, 
die  in  der  Levante  ihre  Industrie  ausüben  -wollen,  müssen  von  der 
Handelskammer  in  Marseille  ein  Zeugniss  ihres  Wohlverhaltens  ha- 
ben,    sonst  ^vird  ibnen   kein   Pass  dahin  ausgestellt. 

Der  franz.  Gesandte  in  C'onstantinopel ,  so^^  ie  die  franz.  Gon- 
snln  in  der  Levante  sind  autorisirt  ^  jeden  Franzosen,  der  sich  dahin 
begibt,  ohne  den  gesetzlichen  Vorschriften  nachg-ekommen  zu  sein, 
fortzuschicken;  geschieht  dieses,  so  kann  er  nirgends  mehr  in  der  Le- 
vante zugelassen  ^verden.  Wer  als  PVauzose  gegen  diese  Verfügun- 
gen handelt  und  sich  dennoch  da  etablirt ,  verliert  seine  Qualität  als 
Franzose,  2) 

100.  Die  Vollziehung  der  Gesetze,  wodurch  dem  Missbranch 
der  Presse  gesteuert  werden  soll,  ist  durch  die  Verordnungen 
über    die   Gewerbe   des    Buchdruckers    und    Bucliliändlers    gesichert. 

Niemand  kann  Buchdrucker  sein  ,  der  nicht  dazu  einen  Bestallungs- 
brief vom  König  erhalten  und  den  Eid  abgelegt  hat.  ^)  Dieser  Brief 
kann  Jedem  ,  der  durch  ürtheilsspruch  überfübrl  wird,  die  Pressg-eselze 
übertreten  zii  haben  ,  entzogen  werden.  Jede  Buchdruckerei,  die  un- 
erlaubter Weise  errichtet  ^vurde ,  oder  der  die  Erlaubniss  entzogen 
worden  ist  ,  wird  als  Winkelbuchdruckerei  verboten ,  und  der  Inha- 
ber zu  6iner  Geldbnsse  von  10,000  Francs  und  sechs  Monate  Ge- 
fangniss  verurtbeilt. 

Jeder  Buchdrucker  mnss  sich  ein  Buch  halten ,  das  vom  Maire 
der  Stadt,  wo  er  Avohnt,  paginirt  und  paraphirt  ^vird,  und  worin 
er  noch  Datum  und  Nummer,  den  buchstäblichen  Titel  der  Werke,  die 
er  drucken  Avill ,  die  Anzahl  der  Bogen  und  Exemplare  und  das 
Format  der  Ausgabe  einschreibt.  Dieses  Buch  muss  er  bei  erster 
Aufforderung"  dem  Inspeclor  des  Buchhandels  und  den  Polizei -Com- 
niissaricn  vorlegen,  die  es  visiren ,  wenn  sie  es  für  ihunlicb  halten. 
Kein  Druck  darf  ohne  vorläufige  Anzeige,  worin  dies  erAvalint  ist, 
begonnen  werden ,  auch  darf  kein  Exemplar  verkauft  oder  vertheilt 
werden,  bevor  nicht  z>vei  Exemplare  davon  in  Paris  im  Ministerium 
des  Innern  und  in  den  Departementen  in  der  I*riifec(ur  niedergelegt 
sind.  AVer  gegen  diese  Verfügungen  bandelt,  wird  mit  Geldhusse 
von  1000  Francs  belegt. 

Ein  AVerk  kann  mit  Beschlag  belegt  AVerden :  1)  wenn  nicht  der 
Btrchdrucker  den  Empfangschciu  der  Hinterlegung  seiner  Erkliirung,  es 
drucken  zu  wollen,  oder  der  Exemplare  beibringen  kann;  2)  Avenn 
nicht  jedes  Exemplar  den  Avahren  Namen  und  AVobuort  des  Buchdru- 
ckers angibt;      3)  \venn    das    Werk  wegen  seines   Inhalts  den  Gerith- 


1)  Kdicl  und  Ordonnanz  von»  3.  INIärz  1781,  Gesetz  vom  20.  .Inli  I7!)l,  De- 
cret  vom  2.i.  Juni  1»03  (4  INlcssidor  M  ),  Ordonnanz  vum  20.  FcJ)r.  1M5.  — 
2)  C.  Ci.  D.  17.  —    3)  Ges.  vom  21.  und  Ordonnanz  vom  24.  Oct.   1814. 
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ten  ang-eg-ebeu  ist.  Hat  der  Biiclidriicker  seinen  wahren  Namen  ver- 
lielilt  oder  ihn  ousgelasseii  ,  so  wird  er  ausser  der  Besclilagnahine 
des  Werkes,  im  erstem  FaU  mit  einer  Geldbnsse  von  6000  Francs 
im  andern  nur  mit  3000  Francs  Geldstrafe  belei>t  und  kann  ausser- 
dem ,  nach  den  im  peinliclien  Geselzbucli  Art.  405  angetührten  Fal- 
len, -mit  Einsperrung-  bestraft  werden*).  Der  BnchliÜndier  aber,  bei 
dem  Exemplare  des  Werkes  vorgefunden  würden ,  verfallt  in  eine 
Geldbusse  von  2000  Francs,  die  auf  J  000  Francs  herabgesetzt  wer- 
den kajui ,    Avenn  er  den  Buchdrucker  angibt. 

Der  Buchhandel  ist  ebenfalls  gewissen  Bedingungen  unterworfen. 
Niemand  darf  ihn  treiben,  nocli  Bücher  zum  Lesen  verleihen,  ohne^ 
dazu  einen  Bestallungsbrief  vom  König  zu  haben,  und  kein  anderer 
Ort ,  als  der  darin  angeg^ebene ,  darf  dazu  geAvälilf  ^Verden.  Die 
Uebert reter  dieser  Verfüg;ungen  werden  mit  einer  Geldbusse  von  500 
Francs  belegt^*  '). 

Vorsichlsmaassregeln  gleicher  Art  sind  in  Betreff  der  Journale 
nnd  Anschlagzettel  getroffen  worden.  Jeder  EigenJhümer  oder  Her- 
onsgeber  eines  Journals  oder  einer  periodisclien  Schrift ,  die  ganz  oder 
Eum  Tlieil  politische  Materien  entliält  und  zu  bestimmten  Tagen,  oder 
lieferungsweise  und  unregelmassig- ,  aber  nu'lir.  als  eiinnal  monatlich 
erscheint,  muss  seine  Declaration  machen,  worin  er  den  Namen  eines 
veran(A'\  ortlichen  Eigenthtimers  oder  Herauf^gebers,  dessen  W^ohnun^ 
'  und  die  autorisirte  Buchdruckerei,  wo  die  Zeitschrift  gedruckt  wer- 
den soll,  angibt.  Er  muss  ausserdem  noch  eine  specielle  Bürgschaft 
leisten,  die  für  die  Zahlung-  der  Verurtheilungen  liaftet,  die  gegen 
ihn  zu  Gunsten  des  Staates  oder  von  Privat  -  Personen  ergehen  kön- 
nen, falls  er  die  Gesetze  und  Verordnung-en  übertreten^  oder  sich 
Verbreclien  oder  Vergehen  g-egen  das  Publicum  oder  gegen  Individuen 
zu  .Schulden  kommen  liess. 

101.  Die  specicllen  Vorschriften  im  Interesse  der  öffent- 
lichen Ordnung  beziehen  sich  auch  anf  die  Schauspielhäuser; 
diese    können  ohne   königliche  JErmächtigung  nicht   erriclitet  werden. 

Nach  den  deshalb  ergangenen  Verordnungen  ♦)  kann  kein  Slück 
ohne  Erlaubniss  des  Ministers  des  Innern  auf  irgend  einem  Theater 
aufiiefülut  werden.  Wandernde  Schauspieler-Truppen  müssen  ebenfalls 
ermächtigt  sein  ;  diesen  werden  bei  «!er  Autorisatiou  die  Bezirke  vor- 
g-eschrieben,    in  welchen  sie  Theaterstücke  aufführen  dürfen. 

]  02.  Dann  sind  aucli  die  Manufacturen ,  welche  einen  un- 
gesunden Geruch  oder  mephitische  Ausdünstungen  verbreiten  und 
durch  ihre  Nähe  an  der  Stadt  der  Gesundl^it  der  Einwohner 
schaden    können,  Verschiedenen  Maassregeln    unterworfen. 

Nach  den,  in  Betreff  der  IManufacturen  zu  verschiedeiien  Zeiten 
erlassenen  Gesetzen  und  Verordnungen'^),  werden  sie  in  drei  C'lassen 
eingetheilt.      Die  erste  Classe  besteht  aus  denjenigen  Manufacturen ,  die 

1)  P.  G.  B.  40o.  —  2)  Decret  v.  5.  Febr.  1810,  Ges.  v.  21.  Oct.  I8l4,  Ver- 
ordnung v,  28.  Febr.  1823.—  3)  Cass.  4.  Oct.  u  24.  Oct.  1822.  Vom  15.  Mai, 
12  Sept.  1823,  22.  Jan.,  26.  Juni  1824.  -  4)  -Decret  v.  8.  Juni  I80ti,  Ordon- 
nanz v.  8.  Dcbr.  1824.  —  5)  Decret  v.  l5.  Oct.  1810,  Instruct.  des  Ministers 
^v.  S2.  Nov.  iSiO,   Ordonnanz  v.  14.  Jan.  I8l5  u.  9.  Febr.  1825. 
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jp<leiif;«lls  von  den  Wolmslelleii  enlfernt  sei»  müssen^  und  deren  Pro- 
diicle  einen   ineplutischen   und    ungesundem  Gerncli   verbreilen. 

Die  zweite  Classe  bestellt  ^us  deiijenig-en  Etablissements ,  die 
nach  den  Mitteln  ,  ^velrlie,  von  den  Fabrikanten  an^jie'wendet  Averden, 
entweder  von  den  Wolmstellen  entfernt  oder  nicht  entfernt  sein  dür- 
f''n ,  je  nachdem  die  Jiehörde ,  nach  gemachter  Untersncliung-,  erach- 
tet,   dass  sie   den   Nachbarn  mehr  oder   minder  lästig  sind. 

Zur  dritten  Classe  gehören  diejenig-cu  Mannfactnrfn,  die  iing-e- 
hindert  bei  Wülinslellen  bestehen  können,  die  aber  dennoch  unter 
j)ülizeilicher   Aufsicht   stehen   müssen. 

Die  niimlichen  Grundsätze  gelten  auch  in  Betreff  des  Verkaufs  von 
inedicinellen  Substanzen,  Giften  etc.  und  riicksichtlich  des  Verbots  ge- 
lieinier  Arzneimittel*).  Der  Öffentlichen  Sicherheit  Avegen  ist  der  Ilaa- 
del mit  Feuergewehren  speciellen  Vorschriften  unterAVorfen  und  der 
Verkauf  aller  Arten  von  Angriffs-  oder  verborgener  oder  heimlicher 
Walfen  verboten;  über  die  Fabrikation  der  XA'affen,  die  für  den 
Handel  bestinnnt   sind,    wurden    viele   Vorschriften   gegeben*). 

In  die  nämliche  Classe  können  auch  die  Verordnungen  über  die 
Ausübung  des  Schlosserge^verbes  und  anderer  dieser  Art  gebracht 
werden^);  dann  diejenigen,  welche  die  Inspection  wegen  des  Ab- 
satzes von  Lebensmitteln  (  Brod  nnd  Fleisclierlaxe )  betrelfeu*);  end- 
lich auch  noch  diejenigen,  welche  sicli  aiif  das  Schlachthaus,  die  Bä- 
ckerei,    die  Wein-]\iederlageu  beziehen  etc. 


Fünftel^  Haupi^tiflck. 

Von   den   Anstalten,   die    zum  beso  ii  dem  V  ort  heil  des 
Handels    geschaffen    sind. 


103.  Der  Zweck  dieser  Anstalten,  worin  hier  nirlit  die 
Handelsgerichte  he^riffen  sind,  weil  diese  noch  besonders  ab^e- 
Jiandelt  werden  sollen,  besteht  in  Folgendem:  1)  Die  Regierung 
in  den  Stand  zu  setzen,  die  Bedürfnisse  des  Handels  im  Allge- 
meinen zu  kennen  und  ihn  zum  Nutzen  des  Stautes  zu  leiten; 
2)  die  Kntwirkelnng  der  Industrie  dadurch  zu  beiordern,  dass 
schriftstellerische  Werke,  Kründuugen  oder  Kntdeckungen  >or  dem 
Nachmachen  gesichert  sind;  3)  di"  kaufmännischen  Vtrhaudlun- 
gen  durch  öffentliche  Anstalten  ,  die  Jedermann  zugiinglicli  sind, 
zu  erleichtern.  IFierzu  könnte  man  z^ar  aurli  die  Brief-  und 
Pferdposten  rechneu;  da  sie  aber  nicht  ans^<hli(  >s'ich  zum  Nu- 
tzen und  zum  Dienste  de»  Handels  irriditet  sind,  so  soll  ilirer 
hier   nur  nebenbei    gedacht    werden. 


1)  (ioÄ.  T.  21.  (Jcrminal  Xl.  —  2)  Decrrl  v.  23.  Dcbr.  180.%  (3  Nivoae  XIV), 
12.  MiuK  18(H),  14.  Dcbr.  IMIU.  —  .3)  Gesetz  v.  22.  Juli  17t) I.  —  4)  G'csct« 
V.  22.  Juli  17Ü1. 
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Diese   drei    erwälinten     Gegenstände    sollen    in    nachfolgenden 
Capiteln  abgehandelt   werden. 


Erstes  Capitel. 

Verhältnisse    des    Handels    zum  Staate. 

104.  Eine  Regierung,  die  über  ihr  wahres  Interesse  aufge- 
klärt ist,  wird  dem  Handel,  indem  sie  weislich  die  Handels- 
freiheit aufrecht  liält,  eben  so  klug  imd  unparteiisch  den  Schutz, 
dessen  er  bedarf,  angedeihen  lassen,  und  in  der  Wahl  der  zu 
seiner  Aufmunterung  geeigneten  Mittel  sorgfältig  und  scharfsin- 
nig   zu    Werke    gehen. 

Hier  sollen  nun  über  die  Anstalten ,  die  im  gegenwärtigen 
Zustande  der  ministeriellen  und  administrativen  Organisation  Frank- 
reichs zu  Erreichung  dieses  Zweckes  bestimmt  sind,  die  nöthigen 
Uegriffe   gegeben    werden,    und    zwar: 

1)  Von  den  Verhältnissen,  in  welchen  der  Handel  zu  den  ver- 
schiedenen Ministerien,  dem  obersten  Uathscollegium  des 
Handels  und  der  Mauufacturen,  so  wie  den  General  -  llaths- 
Collegien    beider   stellt; 

2)  von    den    Handelskammern; 

3)  von   den    Berathungskammern    der    Mauufacturen; 

4)  von  der  Polizei,  die  Manufacturen ,  Fabriken  und  Werkstät- 
ten betreffend.' 


Erster  Abschnitt. 

Vom    obersten     Handelsrath    und    den     Generalcollegieu 
für  Handel    und  Manufacturen, 

105.  Zufolge  königlicher  Ordonnanz*)  ist  ein  oberstes  Raths- 
collegium  für  Handel  imd  zugleich  ein  Handelsbüreau  gegründet 
worden,  in  welchen  der  Präsident  des  Ministerraths  den  Vorsitz 
und  die  Leitung  fülirt.  Jeder  Minister  hat  in  Folge  dessen,  was 
ihm  in  seinen  Amtsverrichtungen  zusteht,  eine  besondere  Einwir- 
kung   auf   den    Handel. 

Der  Minister  des  Innern  kommt  unter  allen  Ministern  am  mei- 
sten mit  dem  Handel  in  Berülirung-,  Er  hat  die  Leitung  und  Aufsicht 
über    ihn    und    geht    seinen   Bewegungen  in  den  verschiedenen    Häfeu 


1)  V.  6.  Jan.  u.  20.  März  1834. 


und  Haiidelsplälzen  nacli.  Seinem  Amte  steht  Alles  zu ,  \ras  auf  die 
General  -  Kadiscolleg^ien  für  Handel  und  Mannfacturen  ,  Handels-  und 
Beratliung^skammern ,  auf  Künste  und  Sanilats  -  Anstalten  Bezug;  hat. 
Dnrcli  ihn  \verden  die  Ordonnanzen  vorbereitet  und  vorg^e.sclilag-en, 
^yelche  die  Errichtung-  von  3Iessen  ,  Märkten ,  Börsen  und  Werkver- 
ständig^en ,  die  Ernennnng*  von  Mäklern,  die  Ermächtigung'  zu  ano- 
nymen Socielaten ,  Tontineii  und  andern  Etablissements  dieser  Art  be- 
"S\irken,  Vereint  mit  dem  Finanzminisler  ,  tragt  er  znm  Ent'svnrf  der 
Gesetze  und  Verordnung-en  über  Transit ,  JNiederlagen ,  Freiung^en,  Be- 
vision  und  Modification  des  Zolltarifs ,  über  Prämien  zur  Importation, 
Exportation,  Fischerei  etc.  nach  Maassstab  der  Bedürfnisse  des  Staa- 
tes, des  Handels  und  der  Indnstrie  bei;  er  theilt  diese  Prämien  aus. 
Er  correspondirt  mit  den  französischen  Consnln  in  fremden  Ländern, 
um  Erkundigung-en  über  die  commercielle  Lage  des  Auslandes  einzu- 
ziehen; er  trägt  zur  Sammlung-  der  bestehenden  Handels- Verträg-e 
bei;  intervenirt  bei  der  Erörterung-  derjenigen,  die  abgeschlossen  wer- 
den sollen;  er  lässt  die  General -Tabellen  über  Ein-  und  Ausfuhr 
ansfertig-en  und  pnbliciren,  um  daraus  die  Handelsbilanz  ziehen  zu 
können.  Er  schläg-t  die  Ordonnanzen  vor,  oder  fasst,  -  Avenn  es  de- 
ren schon  gibt,  die  Beschlüsse  in  Betreff  der  IManufactnren ,  Fa- 
briken, Hüttenwerke  etc.,  die  ohne  seine  Erlanbniss  oder  Ermäch- 
tigung nicht  bestehen  dürfen,  ab.  Er  ist  beanftrag-t,  alle  neuen  Ent- 
deckungen und  Verfahrungsarten,  Vervollkommnnng-en  und  Verbrei- 
tung* derjenigen,  deren  IXülzlichkeit  bekannt  ist,  durch  pecnniäre  Be- 
lohnungen oder  Verbesserung*  der  bestehenden  Verordnungen  aufzu- 
muntern ;  er  fertigt  die  Erfindungspatente  aus ;  seine  Amtsverrichlun- 
gen  erstrecken  sich  auch  auf  die  Garantien,  Avclche  die  Gesetze  dem 
intellcctuellen  lüig-enthum  gewähren;  auf  die  Ausstellung'  der  Induslrie- 
Producte  Frankreichs;  auf  das  Conservatorium  der  Künste  und  Ge- 
werbe, deren  Schulen,  so  wie  auf  alle  anderen  Öffentlichen  Anstalten, 
die  zu   Gunsten  des  Handels   und   der   Industrie  gestiftet  wurden. 

Das  Finanzministerium  steht  nicht  minder  mit  dem  Handel  in 
wichtiger  Berührung,  was  näjnlich  die  Gesetze  imd  Verordnungen 
über  die  Douanen  und  die  darauf  Bezug  habenden  Instructionen,  die 
Abänderungen  in  den  Tarifen,  die  Bedingungen,  Ermässigung  oder 
Erlassung'  der   Abgaben  in  gewissen  Fällen   betrifft. 

Der  Seeminister  hat  unter  sich:  die  Verwaltung*  der  Häfen,  ihre 
Polizei;  die  Direction  alles  dessen,  Avas  die  Be^vegung ,  Untersu- 
chungen, Pässe  etc.,  die  Schiffe,  die  Vertheilung  der  Hiilfsgelder  an 
Schiffbrüchige  und  andere  Seeaccidenzien  betrifft.  Er  unterhält  die 
Verbindungen  mit  den  Colonien,  und  ^vas  das  Interesse  des  Handels 
in  freniden  Ländern  betrifft,  so  sieht  er  mit  den  C'onsuln  in  \  er- 
bind ung.  ' ) 

Der  IMinlsfer  dei*  aus'svärtigen  Ajigelegcnhelten  hat  i]vi\  diploma- 
tischen Conventionen  nachzukommen,  die  über  den  Handelsverkehr  mit 
dem  Auslande  geschlossen  Averden.  Ausserdem  schützt  und  unter- 
stützt er  in  Fällen  von  Hechtsversagiing ,  Verletzung  von  Tractatm 
oder  von  vÖlkri  rechtlichen  Vorschriften  diejenigen  Franzosen  ,  die 
Handels- luablissements  im  Auslande  gegründet,  oder  es  besuchen 
und  auf  ihre  Heimathsrcchte  nicht    verzichtet  haben.      Gerade   in  dies^T 


1)  Ordounanz  v.  3.  März  1781. 
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Absiclif  werden  r.asser  den  Gesandten  auch  Consuln  «nd  Consular- 
Agenlen  unterhalten. 

Um  noch  unmittelbarer  die  Bedürfnisse  des  Handels  zn  kennen, 
ist  beim  Ministerinm  des  Innern  ein  Genc.-al  -  Ilandelsratb  gestiftet  wor- 
den ').  Dieser  hat  an  den  Minister  seine  Moiining-  über  Alles,  ^vps 
ihm  über  Gcs*'{zgebnng'  oder  Verwaltnn»',  Aufsätze  und  Entwürfe  den 
Handel  betrellnnd ,  vorg-clegt  wird,  zu  erlheilen ,  so  wie  ihm  auch 
die  vorkommenden  Missbianclie  zu  bezeiclinen  und  Verbessernngeu  im 
Interesse  des  Handels  ^vorzusclilagen.  Betreffen  aber  die  Projecte  ,  die 
er  vorlegt,  das  Interesse  der  Mannfacinren,  so  Avird  vojn  Minister  eine 
gemischte  Commission  ernannt,  deren  JMilglieder  zur  Hälfte  ans  den- 
jenigen genommen  werd^^n,  die  den  General -Handelsrath  bilden  und 
zur  ajidern   Hälfte  dem   General -Älannfactnr-Rnth  angehören. 

Um  die  VerAvaltnng*  in  den  Stand  zu  setzen  ,  das  Interesse  der 
Mannfactnr- Industrie  des  Ackerbaues  und  des  Handels  mit  dem  In- 
und  Auslände  zu  erwJig^en  und  im  Gleicbge^^icht  zn  erhalten,  ist  ein 
General  -  Verwaltung^  -  Rath  organisirt  ^vorden  ^  )  ^  dessen  Zweck  da- 
hin geht,  durch  nützliche  Neuerungen  das  Verfahren  und  die  B»'- 
Iriebs -Mittel  der  jManufcicluren  zn  verbessern,  und  <\er  Regierung-  die 
Missbräncbe  zu  bezeichnen,  die  der  iXatiunal -Industrie  JNachlheil  brin- 
gen könnten. 


Z  w  e  i  t  e  r  A 1)  s  c  li  11  i  1 1. 

Von      d   e  n     H  a  n  d   e  1   s  k   a  m   m   e  r  n . 

106.  Da  die  llegierinig  sich  mit  jedem  Kaufmann  in  be- 
sondere Verbindung  setzen  kann,  ^venn  das  allgemeine  Wohl  des 
Handels  zu  beriieksichtigen  ist,  die  Ansichten  der  Einzelnen  auch 
engherzig  sein  können  und  den  grössern  Ansichten  einer  Admi- 
nistration weichen  müssen,  so  sind  durch  Regierungsacte^)  die 
Handelskammern,  die  durch  Gesetz  vom  16.  October  1791  ab- 
geschaift  wurden  ,  in  verschiedenen  Städten  wiederhergestellt  worden. 

Den  ihnen  beigelegten  Functionen  gemäss ,  haben  sie  ihre 
Ansichten  über  die  Beförderungsmittel  des  Handels  mitzutlieilen ; 
der  Regierung  die  Ursachen  anzugeben,  die  ihn  lienimen  kön- 
nen j  so  wie  die  Ilülfsmittel ,  die  man  sich  durch  ihn  verschaffen 
kann ,  vorzuschlagen ;  über  die  Ausführung  ölfentlicher,  zum  Nu- 
tzen des  Handels  begonnener  Arbeiten  zu  wachen,  wie  z.  B.  über 
die  Säuberung  der  Häfen,-  über  Flussschiffahrt  und  Vollstreckung 
der  Gesetze  und  Beschlüsse  gegen  die  Contitbande.  Zu  dem 
Endzweck   correspondiren    sie   direct    mit   dem  Minister    des   Innern. 

Wenn  die  Einwohnerzahl  einer  Stadt  50,000  Seelen  und  mehr 
hat,  so  besieht  die  Handelskammer  ans  fünfzehn,  und  wenn  die  Po- 
pulation   weniger    beträgt,     aus    nenn  Mitgliedern    des  Handelsstandes, 


1)  Ordonnanz   v.    23.  Aug.    1819.  —    2)  Decret   v.  26.  Juni  1810,  Ordonnanz 
v.  23.  Aug.  1819.  —    3)  vom  24.  Dcbr.  I8ö2. 
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die  >venij»'8len«  zelin  Jahre  sclion  efablirt  sind.  Präsident  davon  ist  in 
der  Haupistadt  des  Depadements  der  Prafect ,  in  den  anclerr»  Siiidlen 
aber  der  Maire.  Ausserdem  Iiabeu  sie  einen  waJilbaren  Priisideiilen, 
der  in   Ab\vesen]ieit  diesf^r   Heamten   6en  Vorsitz   führt. 

Kin  Dritlheil  der  Mil;;lieder  Avird  jährlich  erneuert;  jedoch  kön- 
nen die  austretenden  RlKgüeder  wieder  «ewaldt  werden.  Die  Mehr- 
heit der  SJiinmen  entscheidet  bei  den  Wahlen;  die  Berath.schla{»uuj 
hierüber  inuss  aber   von   dem   Äliuisler  des  Innern   g-enehmigt   -sverdpn. 

Die  nölhigen  Gelder  zu  den  Ausgaben  dieser  Kammern  -werden 
ausser  den  speciellen  Einkünften,  die  ihnen  jährlich  durch  Finanz-Ge- 
setz znfl i essen ,  durch  die  Zusatz  -  Centimen  herbeigeschallt.  Diese 
werden  auf  die  Patente  der  Handelsleute  des  Bezirks,  ^vo  diese 
Kammern  liegen,  erhoben  ').  Diese  Ausg-aben  werden  jährlich  durch 
königliche  Ordonnanz  bestimmt    nnd  Rechnung^  darüber  abg^elegt. 

Dritter   Abschnitt.   • 

Von    den  B  era  t  hu  ngska  mm  e  rn    der  ]\Ia  n  u  f  a  c  t  n  r  e  n. 

107.  Diese  sind  von  der  Regierung?  in  der  Absiclit  orga- 
nisirt  worden,  um  allen  Gewerben,  die  sich  mit  Handel  abge- 
ben,   die   Mittel    darzubieten,    sich    verständlich    zu    machen^). 

Diii  Functionen  dieser  Kaniniern  sind  daher  folgende  ;  Die 
Regierung  mit  den  Bedürfnissen  der  Manufacturen  bekannt  zu  ma- 
chen ;  die  Missbräuche  anzuzeigen ,  die  der  Entwickelung  der 
Manufactur  -  Industrie   entgegenstreben   und   sie   Iiemmen. 

Ihre  Vorschläg-e  werden  an  den  Präfecten  oder  Unterpräfecten 
adressirt,  <\er  sie  dann,  mit  seinem  Gutachten  begleitet,  dem  Minisler 
des  Irmern  zuschickt.  In  den  Orten,  wo  keine  solche  Beriifhuiigs- 
kammer   existirt  ,    versehen   die   Handplskammern   deren   Functionen. 

Eine  Berathung-skammer  besteht  aus  sechs  Älitg-Iicdern,  denen  der 
IVIaire  präsldirt.  Bei  der  Pariser  fiilirt  der  Priifect  den  Vorsitz  ,  und 
in  Abwesenheit   desselben  ein   von   ihm   bezeichnetes   Mitglied. 

Diese  Milg-Iieder  Averden  nach  der  IMelirheit  der  Stimmen  von 
den  ausgezeichnetsten  Mnnnfacturisten  und  Fabrikanten  des  Bezirks 
gewählt  und  jährlich  ein  Dritlheil  davon  erneuert.  Die  austretenden 
Mitg-iieder   können  wieder  gewählt   "werden. 

Die  Städte  müssen  zur  Haltung-  dieser  Kammern  ein  gehöriges 
Local  hergeben.  Die  Ausgaben,  die  sie  verursachen,  fallen  der  Stadt 
zur  Last. 

Vierter    A  I)  s  c  h  n  i  1 1. 

Von    der     Polizei.      «I  i  e   !M  a  nu  f  a  et  u  r  e  n  ,     Fabriken    und 
\V  e  r  k  s  I  ä  I  I  e  n     b  e  t  r  c  i(  e  ii  d. 

108,  Ausser  den  speciellen  .Alaassregeln ,  welche  die  Re- 
gierung   wegen   des    Industriewesens    ergreift  ( S.    No.    <J0.),    übt  hie 

1)  Gm.  t.  23.  Juli  1820.  —    2)  Occret  T.  19.  Juli  18l)3  (10  Th<>rniidor  XI). 
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auch  über   die  Mannfacturen ,  Fabriken    und    Werkstätten  eine  po- 
lizeiliche Aiifsiclit    aiis.^) 

Die  Maniifactiirwaaren ,  welclie  exportirt  werden,  sind  Verord- 
nungen unterworfen 5  wodisrch  bezweckt  wird,  deren  gute  Quali- 
tität,  Dimensionen  und  Beschaffenheit  der  Fabrikation  zu  ver- 
bürgen. 

Zu  solchen  Verordnungen  gehören  diejeulg-en  über  die  Lyoner 
Seidenstoffe  2) ,  über  die  13^^m^volleng•espinnsfe  ^),  über  die  Fabrika- 
tion der  Seife*),  «nd  diejenige  über  die  Tücher,  die  für  die  Levante 
bestiniiiit  sind.  ^)  Die  Ueberlrelung"  dieser  Verordnungen  wird  mit 
200  bis  3000  Francs  Gelclbiisse  und  ujit  Confiscalion  der  Waare  be- 
straft^), welclie  Strafe,  nach  Umständen^  zusammen  oder  getrennt  auf- 
erlegt werden  kann. 

Es  war  aiicli  der  Gerechtigkeit  angemessen,  Maassregeln  zu 
ergreifen  ,  damit  Directoren ,  Coramis  oder  Fabrikarbeiter ,  denen 
Fabrikalions-  oder  Erfindungs- Geheimnisse  anvertraut  sind,  die- 
ses  Zutrauen   nicht   auf    eine    sträfliche   Weise   missbrauchen. 

Ein  solcher  Verrath  wird  mit  Einsperrung  von  drei  Monaten  bis 
zwei  Jahren  und  einer  Geldstrafe  von  IG  bis  200  Francs  bestraft; 
wird  aber  das  Geheimniss  an  Franzosen ,  die  im  Auslande  wohnen 
oder  an  Fremde  verratiien ,  so  steht  Einsperrung-  und  eine  Geldstrafe 
Ton  500  bis  20,000  Francs  darauf.  Die  Verführung  solcher  Auge- 
gestellten  fürs  Ausland  wird  mit  sechs  Älonaten  bis  zwei  Jahren  Ein- 
sperrung und  einer  Geldbusse  von   50  bis   300   Francs  bestraft.  ^) 

Die  Nothwendigktit,  durch  polizeiliche  Maassregeln  die  Er- 
füllung der  von  Arbeitern  in  Werkstätten  gegen  ihre  Chefs  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  zu  sichern  und  eine  beständige 
Aufsicht  über  sie  zu  fiihren,  hat  auch  zu  gewissen  Vorschriften 
Anlass   gegeben.  ^^ 

Jeder  Arbeiter,  der  als  Geselle  angestellt  ist,  muss  mit  einem 
Biiclilein  versehen  sein,  das  ihm  in  Paris  vom  Polizei  -  Präfecten  und 
in  andern  Städten  vom  Maire  auf  Vorzeigung  seiner  Lossprechung 
von  der  Lehrzeit  und  anf  einen  Schein  der  Person  hin,  bei  der  er 
gearbeitet  hat,  ausgeliefert  Avird.  Rein  Lehrjjinge  darf  von  einem 
Meister  zum  andern  übergelien ,  ohne  von  dem  erstem  ein  Abgangs- 
zeugniss  zu  haben.  Rein  Arbeiter  kann  in  einer  Werkstiitle  aufge- 
nommen Averden  ,  ohne  durch  sein  BücJilein  vom  frühern  Dienste  los- 
gesprochen zu  sein,  in  welchem  die  Zeitdauer,  die  er  in  der  Werk- 
slätte  ,  welche  er  verhnssen  ,  seine  Abreclinuitg  mit  dem  Meister,  bei 
dem  er  in  Arbeit  gestanden,  und  von  diesem  beglaubigt  etc.,  ange- 
führt ist.     Der  Manufacturist ,    Chef   eiuer    Fabrik   oder    einer  Werk- 


1)  Ges.  V.  12.  April  1803.  —  2)  Verordn.  v.  10.  März  1805  (20  Flore'al 
XIII),  —  3)  Desgl.  V.  14.  Dcbr.  1810.  —  4)  Desgl.  v.  1.  Apr.  ISU.  — 
5)  Desgl.  V.  21.  Sept.  1807.  —  0)  P.  G.  B.  413.  —  7)  P.  G.,B.  4l7  und 
413.  —    8)  Ges.  v.  13.  Apr.  1803,  Decret  v.  T.  Dcbr.   1803  (9  Frimaire  XII). 
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Stätte,  Jer  einen  Arbeiter  anfmintnt,  welcher  laut  seines  Biirlileins 
niclit  losgesprochen,  oiler  worin  in  Ermang-eliing"  dieser  Lossprechuno' 
die  Localpolizei  dies  nicht  ersetzt  hat ,  würde  sich  einer  Indemnitats- 
Strafe  aussetzen. 

Ans  dein  njimlichen  Grnnde  werden  auch  die  Arbeiter  mit  Stra- 
fen beleg-t  ,  die  sich  coallsiren ,  um  eine  ErliÖbuiig-  im  Taue-  oder 
Arbeitslohn  zu  haben,  und  durch  Drobungen ,  oder  Tbatlichkeiten  die 
Arbeiten  in  gewissen  Werkstätten ,  oder  bei  Unternehmern  von  Ar- 
beiten untersagen  zu  wollen;  einige  von  Arbeitern  verübte  Vergehen 
werden  sogleich  einer  speciellen  Gerichtsbarkeit  unterworfen  (s.  No. 
1425).  J\icht  minder  würden  die  Meister  oder  Unternebmer  be- 
straft, die  Goalitionen  gleicher  Art  zum  Nachtbeil  der  Ar  eiter  bilden 
würden  *). 

Auch  der  Rath  der  Werkverständigen -)  übt  in  Städten,  wo 
die  Manufaclur -Industrie  bedeutend  ist,  die  Aiifsicbt  über  die  Fabri- 
ken und  Werkstätten  aus.  Werden  Klag-en  erlioben ,  so  ist  er  be- 
auftragt, durch  Verbalprocesse  und  Besuche,  die  er  bei  Fabrikanten, 
Werkmeistern,  Arbeitern  und  Gesellen  in  Beg-leitung*  eines  Friedens- 
richters, Polizei  -  Commissärs  oder  Maire  -  Adjuncts  mac-ht,  die  Leber- 
Iretung-en  der  Gesetze  und  Verordnungen  in  Bezug*  auf  Fabriken  ,  die 
Unterschleife,  welche  die  Arbeiter  treiben,  und  die  Unrechtlichkei- 
ten  der  Färber  zu  constaliren.  Er  ist  auch  beauftragt,  darüber  zu 
wachen ,  dass  das  Eigentbum  von  Fabrikationszeichen  von  Andern 
nicht  nachgeahmt  werde  ^).  Jeder  P»ath  der  Werkverständigen  führt, 
nach  den  Ang-aben  der  Fabrikherren,  ein  genaues  Register  über 
die  bestehenden  W^ebstühle  und  die  Anzahl  Arbeiter ,  die  in  den 
Fabriken  des  Bezirks  angestellt  sind.  Zu  dem  EndzAveck  sind  die 
W^erkverständigen  ermäclitigt,  zweimal  jährlich  Inspeclion  zu  hal- 
ten. Die  eingezog-enen  Erkundigungen  müssen  der  Handelskammer 
mitgetheilt  werden.  Die  IMunicipalpolizei  inuss  sie  von  ihrer  Seile 
in  ihren  Inspectionen  unterst atzen. 

Was  die  Gerichtsbarkeit  der  Werkverständigen  betrifft,  dar- 
über soll  Doch  in  der  VII.  Abtheilung  das  INöthige  gesagt 
werden. 

Einige  Seestädte  (wie  z.  B.  Marseille,  seit  145  2)  besitzen  ähn- 
liche Anstalten  unter  dem  JXamen  F  i  seh  e  r  e  i  -  V  e  r  s  tä  n  d  i  g:-e 
{jivud'homvies  pccheurs).  Sie  sind  beauftragt,  die  Fisclier  in  der  Aus- 
übung ihres  Ge^verbes  zu  beaufsichtigen,  und  sie  mit  Allem^  \vas  darauf 
Bezug  hat,  bekannt  zu  machen,  Streitigkelten  unter  ihnen  zu  schlicht«  u, 
die  Marine- Verwaltung  von  Allem,  was  der  guten  Ordnung:,  der 
öffentlichen  Sicherheit  und  dem  Interesse  der  Fischerei  ztiwiderliüift ,  in 
Kenntniss  zu  setzen.  Sie  sind  ermächtigt,  sich  jt-den  Sonntag  nach 
der  Kirche  unter  dem  Vorsitz  des  Hafenmeisters  zu  versammeln,  um 
das  Wohl  der  Fischerei  zu  besprechen,  Fehlern  und  Vergehen  vor- 
zubeugen, sich  gegenseitig  diejenigen  Fischer  anzugeben,  die  einer 
besondern  Aufsicht  bedürfen.  Sie  sind  berechtigt  ,  diejenigen  Fischer 
zu  sich  zu  berufen,  die  sie  um  Rath  fragen  wollen,  und  denjenigen, 
die  es  bedü'rfen,  I^ath  zu  ertheilcn,  oder  einen  Verweis  zn  geben, 
wenn  ihr  Betragen  es  verdiente. 


t)  P.  (i.  n.  4U  und  415.  —    2)  Gesetz  v.  18.  März  ISOÖ.  —    3)  ()rdonn«nK 
V.  8.  Aug.  1816. 
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Zweites   Capitel. 

Specielle    Jiistitutionen,    wodurch   die  Recbte  der  Erfinder 

iudustrieller    Entdeckungen,     oder     der     Verfasser    vou 

Werken,    welche  die    Literatur    oder    die    schönen 

K-iinste  betreffen,     gesichert  werden. 

109.     Die    Gesetzgebung    hierüber    lässt    sich    in     folgende 
zwei    Abschnitte  abtheilen: 

1 )  in   die    Gesetze ,    welche    die    Erfindungen    und    die    Verfall« 
rungsweise   der  Industrie   betreften; 

2)  in  diejenigen,     die   sich   auf  die  Ausarbeitung   im    Fache  der 
Literatur  und   der  schönen   Künste   beziehen. 


Erster    Abschnitt, 

Von    den    Mitteln,    Avodurch    die    Rechte   derjenigen    ge- 
sichert werden,    welche  Erfindungen  i m  I  n du  st  r  i  e  w  esen 
gemacht,    oder  eine  gewisse    Verfahrungsw  eise 
darin   entdeckt    haben. 

110.  Jede  Entdeckung  oder  neue  Erfindung,  von  welcher 
Art  sie  auch  sei ,  jedes  Mittel,  irgend  einer  Fabrikation  eine  neu 
«ngebracht^  Vervollkommnung  hinzuzufügen ,  jede  Importation  einer 
fremden  Entdeckung  oder  Erfindung,  gibt  seinem  Autor  ein  Recht 
auf  ein  Erf  i  n  dun  gspa  ten  t  ^)  (^brevet  d^invention^.  Die  Art 
und  Weise  der  Concession  hierzu  wird  von  der  Regierung  be- 
stimmt ^). 

Wer  ein  solches  Patent  erhalten  will,  ist  gehalten '),  1)  sich 
schriftlich  an  das  Secretariat  der  Präfectnr  seines  Departements  zu 
wenden  und  in  seiner  Eingabe  zu  erklären ,  ob  der  Gegenstand  eine 
Erfindung,  eine  Vervollkommnung,  oder  eine  Importation  ist;  er  mnss 
2)  eine  versiegelte  und  genaue  Beschreibung  der  Erfindung  und  der 
anzuwendenden  Mittel  angeben ,  so  wie  die  daraut  Bezug  habenden 
Pläne,  Zeichnungen,  Modelle  etc.  beilegen.  Dieses  Paket  darf  nur 
dann  eröffnet  werden ,    wenn  der  Erfinder  sein   Patent  erhalt. 

Darauf  hin  fertigt  der  Minister  des  Innern  ein  Zeugniss  über  das 
Begehreu  aus,  deip  zufolgfe  die  provisorische  Nutzniessung  gestattet 
ist,  die  bei  der  durch  das  Patent  bestimmten  definitiven  Zeitdauer 
mitgezählt  wird  *). 

Melden  sich  zwei ,  um  ein  Patent  für  den  nämlichen  Gegenstand 
zu  erhalten,  so  hat  derjenige  den  Vorrang,  der  zuerst  die  nöthigen 
Formalhäten  im  Secretariat  der  Prafectur  erfüllt  hat  *). 


1)  Ges.  V.  7.  Jan.  1791.—  2.)  Decr.  v.  27.  Sept.  1800  (5  Vende'miaire  IX).— 
3)  Gesetz  v.  7.  Jan.  und  25.  Mai  1791.  —  4)  Decret  v.  23.  Jan.  1807.  — 
5)  Gesetz  v.  7.  Jan.  1791  u.  Decret  v.  25.  Jan.  1807. 
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Die  Daner  des  Patents  kann  nach  dem  Willen  des  Bi'ftsfellers 
auf  5,  10  oder  15  JaLre  erfbeilt  werden.  Wurde  es  aber  fiir  eine 
Eifiiidiiiig-  des  Auslandes  ertbeilt,  so  kaini  es  nicht  auf  längere  Zeit 
sein.  Das  Recht ,  eine  Goncession  über  die  Zeitdauer  hinaus  zu  ver- 
läng-em  ,    steht  nur  dem  König"  zu  ' }. 

Wer  ein  Erfindun^spatent  erhalten,  hat  das  ausschliessliche 
Recht,  es  zu  benutzen  und  die  Pfuscher,  nach  INo.  1434,  ge- 
richtlich zu  belangen.  Er  kann  es  cediren,  doch  rauss  dies 
durch    öifentliche   Urkunde   geschehen"). 

Vom  Tage  des  Ablaufs  der  Zeitdauer  eines  Erfindungs- 
Patents,  oder  deren  Verlängerung  gehört  die  Entdeckung  dem  Pu- 
blicum an,  und  die  Beschreibung  des  Verfahrens  wird  durch  den 
Druck  bekannt  gemacht,  oder  eine  königliche  Ordonnanz  müsste 
gebieten ,    es  geheim   zu    halten. 

Wer  aber  ein  Erfindungspatent  erhalten  hat,  kann  entweder 
durch  öffentliche  Behörde  oder  durch  Privatpersonen  vor  dem  Civilge- 
richt  als  seines  Rechts  darauf  für  verlustig  erklärt  werden:  J)  Wenn 
erwiesen  wird,  dass  er  die  wirklich  angewandten  Mittel  verheim- 
liclit  hat,  oder  dass  er  deren  anwendet,  die  er  seitdem  entdeckt 
und  seiner  gemachten  Erklärung  nicht  beigefügt  hat.  2)  Wenn 
er  innerhalb  der  zwei  Jahre,  in  welchen  er  dieses  Patent  erhal- 
ten, von  Seiner  Entdeckung  keinen  Gebrauch  macht,  oder  wäh- 
rend dieser  Zeit  die  Ursachen  seiner  Unthätigkeit  vom  Könige 
nicht  genehmigen  liess.  3)  Wenn  nach  Urtheilsspruch  der  Ge- 
richte die  Erfindung  den  Gesetzen  der  31oralität  und  der  öflent- 
lichen  Ruhe  zuwiderläuft.  4)  Wenn  er  für  die  nämliche  Erfin- 
dung ein  Patent  oder  ein  Privilegium  erhalten  hat.  5)  Wenn  er 
die  zur  Erhaltung  des  Patents  auferlegte  Taxe  nicht  bezahlt  Iiat. 
6)  Wenn  die  Gerichte  erklären  (s.  No.  172.),  dass  seine  an- 
gebliche Entdeckung  vor  Erhallung  des  Patents,  in  Werken,  in 
welchem  Lande  und  in  welcher  Sprache  sie  erschienen  sind"'), 
angegeben  und  beschrieben  ist,  selbst  wenn  dies  durch  sein  Ilin- 
zuthun  geschehen,  oder  er  etwas  daran  verändert  oder  liinzugefiigt 
hätte. 

Eine  ungefähr  ähnliche  Garantie  geniesst  die  Erfindung  oder 
Vervollkommnung  in  Fabrikation  der  Stolle,  die  zur  Zeichnenkiinst 
gehören. 

Jeder  Fabrikant  ,  der  «ein  Elgenthnujsrerht  dnrauf  bohalfeii  will, 
nuiss  ein  versirgehcs  MuJüer  davon  im  Sorrel.ui;>t  t\rs  Hatiis  der  üo- 
"Werbvc'rs(antJii;en,  dor  ilim  ehenf.ill.s  sein  Siegel  jui'dnirkt,  ühcr^ohtMi 
und  muss  dabei  crkliircn,  oh  er  di(>K(*s  ausschh'csslirhe  Recht  auf  im- 
mer,   oder  nur  auf  eine  gewisse  Zeit  genicsseii  will.     War  der  Zeil- 


1)  Abw.  Urth.  5.  Mnr«  1S22.  —    2)   (^teacta  v.  25.  Mai    ITftl.)  —    8)  Caas. 
9.  Jao.  1828. 

6» 
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vorbehält    nur   temporär,    so  kaim  nach  Ablauf   der  Frist   Jedermann 
vom  Muster  Gebrauch  macheu  *). 

Es  gibt  auch  gesetzliche  Vorschriften  über  die  Fabrikzei- 
chen, wodurch  ein  Fabrikant  seine  Producte  zur  Unterscheidung 
von  anderen  und  zu  Erhaltung  seines  Eigeuthurasrechts  kennbar 
macht  ~'^), 

Wer  gesönneu  ist,  sich  des  Eigeuthums  seines  Fabrikzeichens 
zu  versichern,  muss  es  auf  eine  Weise  thuu,  dass  man  es  genau 
von  den  Zeichen  Anderer  unterscheiden  kann ,  und  etn  Modell  davon 
uiederlegeo ,  oder  es  auf  Tische ,  die  im  Handelsgericht  und  im  Secre- 
tariat  der  Werkverständigen  zur  Aufnahme  dazu  bestimmt  sind,  auf- 
prägen. Die  Erfüllung  dieser  Formalitäten  sichert  das  Recht  zu,  den- 
jenigen gerichtlich  zu  belangen,  der  sich  eines  ähnlichen  Zeichens  be- 
^  dienen  würde ,  selbst  wenn  es  vor  der  Niederlegung  zum  Nachtheil 
des  frühern  Besitzers  des  Reclamanten  Statt  gehabt  hat  '^),  Wird  die 
Aehnlicbkeit  bestritten,  so  ertheilen  die  Gewerbverständigen  ihr  Gut- 
achten und  die  Gerichte  entscheiden  darnach.  Aehnliche  Vorschrifteu 
sind  wegen  der  Qnincaillerie- Waaren  ertheilt^). 

So  ist  auch  geboten,  die  Seife  so  zu  markiren ,  dass  auch  die 
Qualitäten  zu  unterscheiden  sind  ^).  Auch  wegen  der  Tuchmanufac- 
turen  ist  eine  Verordnung  in  Betreff  der  Zeichen  erschienen'). 

Manchmal  erhalt  auch  ein  Fabrikant  vom  König  die  Befugniss, 
seinen  Fabrikaten  einen  königlichen  Stempel  aufzudrücken,  um  da- 
durch die  Aechtheit  des  Ursprimgs  zu  verbürgen^). 

Die  Zeichen  beschränken  sich  aber  nicht  allein  auf  die  Fa- 
brikanten ,  sondern  sie  dienen  auch ,  um  Uebertretungen  der  Pro- 
hibitivgesetze  in   Betreff  gewisser   Importationen   vorzubeugen. 

Zweiter    AI>  schnitt. 

Von  den  Mitteln,    wodurch    die   Rechte    von    Autoren    im 

Fache    derLiteratur   und    der  schönen  Künste 

gesichert    wer  den. 

lll«  Schriftsteller  jeder  Art,  Musik- Componisten  ,  Maler, 
Zeichner,  Bildhauer,  überhaupt  Alle,  die  ein  literarisches  oder 
die  schönen  Künste  betreffendes  Werk  zuerst  concipirt  haben,  ge- 
niessen  in  Frankreich  lebenslänglich  das  ausschliessliche  Recht, 
ihre  Werke  gedruckt,  lithographirt,  gestochen,  gezeichnet,  ab- 
geformt etc.,  in  Copien  zu  verkaufen  oder  verkaufen  oder  ver- 
breiten   zu  lassen  •').      Die  nämlichen    Rechte  geniesst    auf  Lebens- 


1)  Gesetz  v.  18.  März  1806.  —  2)  Gesetz  v.  12.  April  1803.  —  3)  Abw. 
Urth.  28.  Mai  1822.  —  4)  Cass.  29.  Thermidor  XII.  Abw.  Urth.  28.  Mai  1822. 
—  5)  Decret  v.  5.  Sepf.  18 JG.  --  6)  Decret  v.  18.  Sept.  1811  und  22.  Dcbr. 
1812.  —  7)  Verordn.  v,  22.  Dcbr.  1812.—  8)  Decret  vr  28.  März  1802  (7  Ger- 
miBiil  X)  12.  Sept.  1807  und  9.  Dcbr.  1810.  —  9;  P..  G.  B.  427,  Deciet  v. 
19.  Juli  1793.   Acte  v.  5.  Febr.  ISIO. 
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zeit    der   hinterbliebene    Ehegatte,    wenn    der   Autor  mit    Tode   ab- 
geht   und  der  Ehevertrag    es    gestattet'). 

Ans  dieser  lelztern  Verfüg-nug-  ergibt  sich,  dass  der  Überlebende 
Gatte  dieses  Recht  nicht  erhah,  wenn  er  sich  nur  in  Giitergemeiii- 
scbaft  verheirafhet  hat;  denn  das  Recht  eines  Autors  konnte  uicbt  als 
ein  blosser  Mobih'ar -Geg-enstand  angesehen  werden,  der  in  Giiterge-, 
ineinschaft  fallen  könnte,  wenn  das  Werk  vor  der  \  erheirathung-  er- 
schienen ist ,  ebenso  könnte  es  nicht  als  eine  g-eineinschaflliche  Acqni- 
sition  aug:ese]ieu  werden ,  wenn  es  wahrend  der  Ehe  coinponirt 
wurde. 

Die  hinterlassenen  Kinder  des  Autors  behalten  nach  seinem 
oder  nach  dem  Tode  seines  hinterlassenen  Ehegatten,  in  dem  hier 
oben  vorgesehenen  Fall,  wälirend  zwanzig  Jalire  das  ausschliess- 
liclie  Recht,  das  dem  Autor  zngehörte~);  andern  Erben  steht  es 
aber  nur   zehn  Jalire  lang  zu  •^). 

Die  Autoren ,  ihre  Witwen  und  Erben  können  ihrr  Rechte 
ganz  oder  zum  Theil  einem  Herausgeber  cediren ,  -  der  dann  an 
ihre  Stelle  substltuirt  ist*).  Weiteres  darüber  s,  No.  307.  Nach 
Ablauf  obbesagter  Fristen  steht  es  Jedem  frei ,  die  Copien  die- 
ser Productionen  nach  Belieben  zu  vervielfältigen ;  nur  muss  er 
den  polizeilichen  Verordnungen,  die  Ruchdruckerei  und  den  Buch- 
handel  betreffend,    nachkommen. 

Der  Eigenthümer  eines  hinterlassenen  Manuscripts  genicsst 
gleiche  Rechte,  wie  der  Autor,  nur  muss  er  es  getrennt  her- 
ausgeben, und  darf  es  niclit  bei  einer  neuen  Auflage  von  bereits 
herausgegebenen  Werken ,  auf  welchfe  die  Rechte  der  Erben  erlo- 
schen sind,    damit  verbinden''). 

Daraus  scheint  hervorzugehen,  dass  derjenige,  welcher  euie  neue 
Auflage  eines  Werkes  besorgt,  dos  zu  Lebzeiten  des  Autors  erschie- 
nen ist ,  es  aber  mit  Verbesserungen ,  aus  einem  hinterlassenen  Wer- 
ke entnointncn ,  herausgibt,  kein  ausschliessliches  Recht  zu  dieser 
Herausgabe  besitzt. 

Gleiche  Rechte  geniessen  die  fremden  Autoren,  die  in  Frank- 
reich von  ihren  Werken  eine  Ausgabe  machen ').  So  lange  sie 
diese  nur  im  Auslande  lierausgegeben  haben,  können  sie  niclit 
verhindern,  dass  man  in  Frankreich  eine  Ausgabe  davon  macht, 
so  nachtheilig  es  auch  ihrem  Interesse  wäre').  Geben  sie  aber 
ihr  im  Auslande  erschienenes  Werk  auch  in  Frankreich  heraus, 
und  liaben  sie  die  deshalb  vorgeschriebenen  Formalitäten  erfiillty 
so  geniessen  sie  in  Betreff  der  Ausgabe  gleiche  Rechte  mit  den 
Franzosen  ^). 


0  Acte  V.  5.  Febr.  1810.  —  2)  \ctc  ▼.  "»  Fohr.  tSlO.  —  .3)  Dcrrrt  v.  19. 
Juli  1793.  —  4)  Des^l.  —  5)  Acte  v.  22.  Mär2  ISdj  (t  '^oiminal  MII  ).  — 
6)  Deoret  v.  11).  Juli  IVJX  Acte  v.  5.  Febr.  1S|U.  Abw.  l'rih.  v.  'iJ.  Mün 
1810.  —    7)  Abu.  Urlh.  v.  17.  >ivobc  Xlll.  —  8)  Abv».  Urlh.  31».  Jan.  1818. 
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Ein  Erfindiingspatent  oder  ein  älinliclier  Act  ist  iinnSthig, 
wenn  nur  die  Reclitsinliaber  bei  der  Herausgabe  von  Productionen, 
die  durch  die  Presse  vervielfältigt  werden  können ,  die  in  No,  100 
angegebene  Anzahl  Exemplare  deponirt  liaben»  Dadurcli  allein  er- 
werben sie  nach  No.  164  u.  f.  das  Recht,  Nachdrucker,  Verkäu- 
fer und  Ausgeber  ihrer  nachgedruckten  Werke  gericlitlich  zu  ver- 
folgen (s.  No.  1419.),  selbst  wenn  der  Nachdruck  vor  der  Nie- 
derlegung der  Exemplare    Statt   geliabt   hätte. 

Was  die  Maler,  Bildhauer  und  andere  Künstler  dieser  Art, 
mit  Ausnahme  der  Kupferstecher,  betrifft,  so  ist  diesen  keine 
vorläufige  Formalität  auferlegt  und  sie  können  sich  nicht  opponi- 
ren,    dass   man  ihre  Productionen   wieder  gebe*). 

Die  Grundsätze,  welche  den  Gesetzen  und  Verordnungen  über 
die  Rechte  der  Autoren  zur  Grundlage  dienten ,  sind  auch  auf  die 
Theaterstücke  ganz  speciell  anwendbar.  Die  Werke  lebender  Au- 
toren können  auf  keinem  Theater  in  ganz  Frankreich  ,  ohne  deren 
formelle  und  schriftliche  Einwilligung,  aufgeführt  werden;  auch 
nicht  fünf  Jahre  lang  nach  ilirem  Tode  ohne  die  Erlaubnis»  de- 
ren  Erben    oder    Cessionare  ^). 

Was  die  Rechte  der  Erben  wegen  des  ausschliesslichen  Drucks  be- 
triflt,  so  sind  diese  durch  Decrete  auf  zehn  Jahre  nach  dem  Tode  des 
Autors  limitirt  worden ,  wer  auch  diese  Erben  sein  mögen  ^) ;  allein 
nach  den  in  einem  spätem  Decret*)  zu  Gunsten  der  Witwen  und 
Kinder  enthaltenen  Modificationen  müssen  diese  befolgt  werden. 
Die  nämlichen  Vorscliriften  sind  auch  auf  nachgelassene  Theater- 
stücke   anwendbar  ^). 

Werke,  die  im  Auslande  nachgedruckt  werden,  dürfen  nicht 
ohne  Erlaubniss  des  Autors  oder  seiner  Rechtsinhaber  in  Frank- 
reich abgesetzt  werden,  selbst  wenn  sich  der  Nachdrucker  da 
etabliren    wollte^). 


Driftles  Capitel. 

Institutionen,    die  zur  Erleichterung;  des  Handels-Ver- 
kehrs  unter  Privaten  gestiftet  wurden. 

112.  Die  Handels -Administration,  wovon  im  ersten  Capi- 
tel  die  Rede  war,  wäre  unvollständig,  wenn  nicht  Local- Ein- 
richtungen   den   Verkehr   erleichterten. 


1)  Abw.  Urth.  17.  Nov.  1814.  —  2)  Ges.  v.  19.  Jan.  und  6.  Aug.  1791.  — 
3)  Decrete  v.  19.  Juli  und  1.  Sept.  1793.  —  4)  Vom  ö.  Febr.  1810.—  5)  Act« 
V.  8.  Juni  1806.  —    6)  Acte  v.  13.  Aug.  1807. 
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Hierzu  gehören :  Maasse  und  GeTricIite ,  Messen  und  Märkte, 
Niederlagen  und  Freihäfen,  Börsen,  Wechselagentea  und  Mäckler. 
Diejenigen  Einriclitungen ,  die  den  Handel  in  seinen  Verhältnissen 
zur  Gerichtsordnung  betreffen,  sollen  In  der  VII.  Abtheilung  ab- 
gehandelt   werden. 


E  r  s  t  e  r    A  I)  s  c  h  u  1 1 1. 

Von     Maasseniind     Gewichteu^). 

113.  Kein  Handelsmann,  der  Waaren  nach  Maass  und 
Gewicht  verkauft,  darf  andere  Maasse  und  Gewichte  in  seinem 
Domicil  haben,  als  solclie,  die  den  Gesetzen  gemäss  sind.  Schon 
der  blosse  Besitz  unerlaubter  Maasse  und  Gewichte  wird  als  ein 
polizeiliches  Vergehen  angesehen ,  selbst  wenn  nidit  einmal  er- 
wiesen   ist,    dass    mau    davon   Gebrauch    machen    wollte*). 

Wenn  er  aber  im  Besitz  von  Gegenständen  dieser  Art  wäre, 
«m  sie  als  Waare  ins  Ausland  zu  versenden,  so  wäre  dies 
kein    Vergehen^), 

Die  Benennungen  der  Maasse  und  Gewiclite  so  wie  die  Ab- 
theilung und  ünterabtheilungen  der  Haupteinheiten  sind  gesetzlich 
bestimmt*). 


1)  Die  Gleichheit  der  Maasse  und  Gewichte  ,  die  schon  durch  die  ältesten 
Gesetze,  namentlich  durch  Kdict  vom  October  1557  vorj^ejichriehen  %vurdc,  ist 
neuerdings  durch  das  Gesetz  voui  22.  Aug.  I7i)0  verordnet  worden.  Die  ersten 
Grundlagen  dazu  legte  das  Gesetz  vom  30.  IMärz  1791  ,  sie  wurden  dann  durcU 
Decret  vom.  1.  Aug.  17!I3  festgesetzt. 

2)  Cass.   15.    März  1828,   12.  Juni   1828  etc.  —     3)  Abw.  Urth.   17.  Juni  1829. 
4)  Gesetz    vom  10.    Dchr.    17*)9    (19.   Frimaire  VIII).   Acte  vom  4.   Nov.   18lK> 

(1.3.  Brumaire  IX).  Zur  Bostinimung  des  Maass-  und  Gewichtsystems  {systeme 
dreimal  oder  vteiriquc)  wurde  der  zehnuiilliouste  Theil  des  Erd  -  Quadranten  als 
Grundlage  genomnien ,  und  meire  genannt.  Die  in  Folge  dieses  Systems  zur 
Kinheit  genommenen  Maasse  sind  folgende:  Längen  maass:  Einheit  der  r;i<r- 
trc  ,=  3  Fuss  11jV(Kt  Linien  ,  ca. ;  Flächen-  und  Feld  maass:  Einheit 
der  Are  KM)  Meter;  K  ö  r  p  er  ma  a  s  s  :  l)  Holzmaass,  Einheit  der  Stere  = 
I  Cul)ik  -  Meter ;  2)  Getreide-  und  Flüssigkeitsmaas.s ,  Einheit  der  Eitre  =3 
1  CuMk  -  Declmeter ;  (Gewicht,  Einheit  der  Gramme  =  1  Cuhik  -  Ceutimc- 
ter  Wasser,  hei  der  Temperatur  des  thauenden  Eises.  Münzen:  Einheit  der 
Franc  (=5  Grummcs  in  Silber)  zu  10  Dt'cimes  k  10  Gontimes.  D»ii  Maa.«isen 
und  (icwichten  ,  welche  10,  KM),  1(M)0  ,  l(),000nial  grösser  sind  als  die  Einheit, 
wurden  die  griechischen  Zahlwörter  Deca  (10)  Hecto  (100)  Kilo  (KKM))  M^ri« 
(J(),()0())  vorgesetzt,  denj«'nit;en  aber,  welche  10,  KM),  IiMMMnal  kleiner  sind  ala 
die  Einheit,  die  lateinischen  Zahlwörter  Deci  (-r',),  Cenli  It',.,).  ''^I""i  (r.',.  )  »'.h 
Vors>lbi»n  beigegeben.  Diese  ()l>er  -  und  l^iterabthoilungen  der  Einheit  sind  aber 
nur  auf  den  ^Ieter  und  das  (iranune  aufwärts  bis  zum  M>riameter  und  M>ria- 
gramnie  ,  und  abwärts  bis  zum  MilliiÄeter  und  Milligramme,  angewandt  worden. 
Heim  Flächen  und  Feldniaass  wird  nur  nach  llectare  ,  Are  und  C'enti.»re  ,  beim 
Holzmaas.s  nach  Decastere,  Stere  und  Decistere ,  beim  Getreiile  und  FIÜ5*ig- 
keitamanss  nach  n«HMolitre  ,  Decaütre  ,  Eitre,  Deiilitre  und  Centilitre  gertth- 
net.  —    Beim  Gewicht   kommt   nucü  uocü  vor  1)  der  nietri«cho  C'eataer  «a  lOO 
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Wer  sich  bei  Lieferungen  oder  Verkäufen  anderer  Maasse 
und  Gewichte j  als  der  gesetzlich  vorgeschriebenen,  bedient,  wird 
mit  der  nämlichen  Strafe  belegt,  wie  derjenige,  bei  welchem  fal- 
sches Maass  und  Gewicht  gefunden  wird,  wenn  dadurch  dem  Käu- 
fer^ kein  Schaden  zugefügt  wird  ^).  Würde  dieser  aber  dadurch 
betrogen,    so   findet    eine    correctionelle   Strafe    Statt  ~). 

Demnach  ist  derjenlg-c,  welcher  mit  Einwilligung'  des  Käufers, 
nach  altem  Maass  und  Gewicht  misst  oder  wiegt,  nicht  so  strafbar, 
wie  derjenige  ,  der  solch  Maass  und  Gewicht  hält ,  da  dieser  dadurch 
die  Absicht  verrath ,    davon  Gebrauch  zu  uiacheu. 

Wenn  Jemand  sich  beim  Einkauf  ungesetzliches  Maass  und 
Gewicht  ausbedungen  hiitte  und  dann  bei  Gericht  vorgeben  würde, 
dass  sich  der  Verkäufer  der  Convention  nicht  unterworfen  ^),  so 
würde  nach  No.  178  keine  Klage  vor  Gericht  wegen  ungesetzli- 
chen Maasses  oder  Gewichtes  zugelassen.  Aus  dem  nämlichen 
Grunde  würden  die  Maasse,  die  nur  nach  ihren  Gattungen  be- 
zeichnet sind,  als  die  vom  Gesetze  anerkannten  angesehen,  und 
ein   entgegengesetzter  Beweis  würde   nicht    angenommen. 

Diese  Verfügungen  beziehen  sich  jedoch  nur  ^uf  den  Gebrauch 
derjenigen  Älaasse  und  Gewichte ,  der  vor  Einführung*  des  neuen 
Maass  -  und  Gewichtsjstems  Statt  hatte,  Nicht  so  verhielte  es  sich 
aber  mit  dem  Verkauf,  der  nach  fremdem  Maass  und  Gewicht  im 
Auslande,  oder  mit  Auslandern  geschlossen  worden,  oder  der  Sa- 
chen beträfe,  die  vom  Auslaucle  kommen.  In  diesem  Betracht  muss- 
ten  Treue  und  Glaube  und  die  Freiheit  der  Conventionen  respectirt 
w^erden,  wie  nach  No.  204  iu  Bezug*  auf  die  in  fremdem  Gelde  zahl- 
baren Forderungen  angegeben  werden  soll. 

Die  Maasse  und  Gewichte  sind  einer  Inspection  unterwor- 
fen*), die  durch  die  vom  Minister  des  Innern  ertheilten  Instruc- 
tionen  bestimmt  ist.     Der  Zweck   dieser    Vorsichtsmaassregeln    ist, 


Kilogrammes  3)  der  Millier.  =  1000  Kilogr.  oder  die  Schwere  einer  Schiffs- 
tonne  und  enthält  1  Cubik  -  Meter  destillirt  Wasser.  Da  aber  dieses  neue  Sy- 
stem im  gemeinen  Leben  auf  viele  Schwierigkeiten  stiess ,  so  wurden  im  Jahre 
I8l2  für  den  Verkehr  im  Kleinen  die  Maasse  und  Gewichte  folgendermaassen  be- 
stimmt :  1)  ein  Längenmaass  von  2  Meter,  toise  (Klafter)  genannt,  von  6  Fus» 
Länge;  2)  ein  anderes  von  ^}  Klafter  oder  |  des  Meter,  pied  (Fuss)  ge- 
nannt, zu  12  Zoll  und  12  Linien;  ,3)  ein  drittes  zur  Messung  von  Zeugen  und 
Stoffen,  aune  (P^lle,  Stab)  genannt,  12.  Decinieter  gleich,  mit  Unterabtheilungen 
in  4,  1,  ^,  j\j  in  4?  :%  tV  5  *)  ^^^  Getreide  und  andere  trockene  Früchte  im 
Kleinhandel,  ein  Maass,  bofsseau  (Scheffel)  genannt,  =  i  Hecfolitre  und  wel- 
ches in  7  und  7  zerfällt;  5)  für  Sämereien,  Hülsenfrüchte,  Mehl  etc.  Murde 
der  litrjezwar  beibehalten,  aber  in  t,  i,  und  ^  abgetheilt ;  6)  im  Kleinverkanf 
von  Weinen  und  andern  geistigen  Getränken  ist  der  lilre  (hoiiieUIc)  ==  1  Kilog. 
an  Gewicht  ebenfalls  beibehalten  ,  aber  in  7,  7,  7  und  -^^  abgetheilt  worden. 
In  Betreff  des  Gewichts  Murde  das  Pfund  (7  Kilog.)  zu  5U0  Gramme«,  zu  16 
Onces  (Unzen)  und  8  gros  eingeführt,  wovon  jedes  wieder  in  ^,  ^  und  \  zer- 
fällt.    (Kaufmännisches  Handwörterbuch  von  Schiebe). 

1)  P.  G.  B.  479.  —    2)  Cass.  5.  März  1813.  —     3)  P.  G.  ß.  43il.  — 
4)  Acte  V.  18.  Juni  1801  (29  Prairial  IX). 
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sicli  zu  versiclicrn,  oh  die  Maasse  und  G^TvIcIite,  deren  sich  die 
Handelsleute  bedienen,  dem  Kichraaass,  das  als  ünnaass  dient, 
gleichkommen  '), 

Wer  nach  den  Gesetzen  und  Verordnungen  gehalten  ist,  die 
Maasse  imd  Gewiclite,  deren  er  sich  bedient  oder  bedienen  will, 
untersuchen  und  mit  einem  Stempel  verseilen  zi;  lassen,  wird  als 
Besitzer  von  Maassen  angesehen ,  die  uiclit  mit  erforderliclien 
Eigenschaften  versehen  sind ,  und  verfällt  in  die  polizeilichen 
Strafen,    wovon   schon    die    Rede    war  ^). 

114.  Um  allen  Streitigkeiten,  die  wegen  Maass  oder  Ge- 
wicht zwischen  Käufer  und  Verkäufer,  Empfänger  und  Lieferer 
entstehen  können,  vorzubeugen,  oder  ilinen  ein  Ende  zu  maclien, 
sind  öffentliclie  Büreaux  errichtet  worden ,  wo  jeder  durch  dazu 
bestellte  und  beeidigte  angestellte  Personen  gegen  eine  gewisse 
Gebühr,  die  durcli  Local-Tarife  bestimmt  ist,  die  Waaren  wiegen, 
messen    oder   eichen    lassen    kann. 

Die  allgemeinen  Gnmtlsäfze  hiprüber  sind  durcli  Regieruiijn;sbe- 
scbliisse  und  Ministerial-In.s(rurlion  fesfgesetzt  ^)  und  nach  Local-Be- 
diirfiiiss  ausgedeinit  oder  bescJiriinkt  ,  und  haben  die  Local- Verordnun- 
gen die  Genehinigiinj^;"  der  Begierung*  erhalten,  so  geben  sie  Anlass  zur 
Aiiwentinng-  der  einfachen  polizeiliclien  Strafen,  unbesciiadet  schwerer 
Strafen  wegen   begangener   Unrecilicbkeit  im   Messen  oder  \^  iegen  *), 

Diese  Anstalten  hindern  weder  Käufer  noch  Verkäufer,  die 
Einkäufe  auf  gegenseitige  Treue  und  Glauben  abzuschliessen  und 
ihrer  eigenen  Satisfaction  wegen  Maass  und  Gewicht  ohne  Hin- 
zuthun  eines  öffentlichen  Beamten  zu  verificiren  ^),  was  sogar 
durch  die  angeführten  Regierungsacten  bestimmt  ist.  Entstehen 
aber  Streitigkeiten,  so  muss  in  Fällen  dieser  Art  ein  solcher 
Beamter  interveniren,  da  nur  seine  Bescheinigung  allein  vor  Ge- 
richt   gilt  *•). 

Wüi'de  ein  solcher  Beamter  überwiesen,  eine  Bescheinigung 
betrüglicher  Weise  ausgestellt  zu  liaben  ^  so  würde  er  als  Ver- 
fälscher   bestraft  ')• 

Da  die  Hallen,  Märkte,  Häfen,  Messplätze,  Communal-Gcit 
sind,  deren  Vermiethung  einen  Theil-der  Municipal-Einkiinfte  aus- 
macht "),  so  kann  auch  nur  das  Messen ,  Wiegen ,  Eichen  durch 
dazu   bestellte   Personen    geschehen  '). 


1)  Die  deshalb  crlassonon  NCrordmtnti^cn  liaNen  Mos^  dir  alfrn  (iesctzo,  wovon 
in  schon  Sputen  in  einem  Capitular  Carls  de.s  Cirossen  vom  Jahre  'iS\)  (jndot, 
eder  ins  Leht-n  i;cmf«'n.  l'ard. 
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Zweiter    Abschnitt. 

Von  Märkten  und  Messen. 

115.  Der  Unterschied  zwischen  Märkten  und  Messen  ist 
bekannt ;  beide  gleichen  sich  aber  in  dem  Punkte,  dass  ihr  ge- 
meinschaftliclier  Zweck  dahin  geht,  Käufer  und  Verkäufer  zusam- 
men   zu    führen. 

Nicht  nur  ist  es  den  Bürgern  verboten,  sich  in  einem  Orte 
zu  versammeln,  um  da  Markt  oder  Messe  zu  halten,  ohne  in  die 
Strafe  ^u  verfallen,  die  gegen  ungesetzliche  Versammlungen  aus- 
gesprochen sind  ')  ;  sondern  es  steht  auch  den  Localbehörden  nicht 
zu,  Messen  und  Märkte  zu  errichten,  noch  die  Tage  und  die  Dauer 
derjenigen  abzuschaffen  oder  zu  verändern,  die  der  König  be- 
stimmt   Iiat  ^). 

Die  Local -Behörden  haben  nur  das  Recht,  die  Plätze  zu 
bestimmen,  wo  Markt  und  Messe  gehalten  werden  soll  ^),  sowie 
die  Verordnungen  zu  erlassen,  die  den  Dienst  und  die  Sicherheit 
derselben   betreffen  *)♦ 

Sie  stellen  die  nöthigen  Beamten  in  den  Niederlagen  etc. 
an,  und  bestimmen  ilire  Amtsverrichtungen  und  ihre  Verantwort- 
lichkeit,  ^ 

Dritter    Abschnitt* 

Von    Niederlagen    und   Freihäfen. 

116.  Die  Douanen  sollen  hauptsächlich  die  Inländische  In- 
dustrie gegen  die  ausländische  schützen.  Dieser  Zweck  wird  er- 
reiclit,  wenn  die  Einfuhr  gewisser  Waaren  gänzlich  verboten  oder 
wenigstens    mit   mehr   oder   minder   stärkern   Abgaben    belegt  wird* 

Wenn  abe^r  das  Interesse  der  inländischen  Industrie  nicht 
gestattet,  fremde  Producte  zuzulassen,  deren  Concurrenz  ihr  scha- 
den könnte;  wenn  es  erfordert  oder  erlaubt,  dass  diejenigen,  die 
als  zulässig  erkannt  werden,  Zollgebühren  bezahlen,  so  versteht 
sich  dies  nur  von  Gegenständen,  die  auf  irgend  eine  Weise  zum 
Innern  Verbrauch  im  Lande  bestimmt  sind,  fremde  Waaren  aber, 
die  wieder  ins  Ausland  gehen,  um  da  verkauft  zu  werden,  müs- 
sen  von   solchen    Gebüliren   befreit   sein. 

Eine  Gebühr  auf  solche  Waaren,  so  unbedeutend  sie  auch 
sein  möge,  wiirde  diesem  Handel  wesentlichen  Schaden  bringen,  da 
diejenigen,  welche  ihn  treiben,  schon  Mülie  genug  haben,  die  Con- 
currenz   der  Handelsleute  des  Landes,   das   sie  damit  versehen  wol- 


1)  P.  G.  B.  291.  —  2)  Ordonnanz  v,  26.  Nov.  1814.  —  3)  Gesetz  V*  1.  Dccbr. 
1798  (H.  Frimaire  VII)»  —    4)  Gesetz  v.  24.  Aug.  1790. 
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len,  anszuhalten,  und  sind,  wenn  ihr  Untornelimen  gelingen  soll, 
immer  genöthigt,  sich  mit  dem  kleinsten  Proüt  zu  begnügen. 
Würde  man  sie  also  mit  einer  Aiidage  belasten,  die  niemals  er- 
stattet würde,  so  hies^e  dies  sie  zwingen,,  auf  einen  nützlichen 
Industriezweig    zu    verzichten. 

Erfahrung  und  iNothwendigkeit  haben  verschiedene  Mittel  ein- 
gegeben, um  das  Interesse  des  Handels  mit  demjenigen  des  Staa- 
tes  zu   vereinbaren. 

Manchmal  wird,  bei  der  Ansfuhr  der  rohen  oder  fabrizirten 
Waare,  das  Ganze,  oder  ein  Theil  der  bei  der  Einfuhr  erliobe- 
nen  Zölle  zurückgezahlt;  ein  Mittel,  das  zwar  in  Beziehung  auf 
das  Interesse  des  Fiscus  Vortheile  gewährt ,  indem  es  ilim  Vor- 
schüsse verschafft,  und  sogar  den  Schleichhandel  erschwert,  das 
aber  den  Handel  nur  wenig  begünstigt,  weil  es  den  Handelsmann 
nötliigt,  Capitalien,  die  er  vorlheilhaft  anwenden  könnte,  abzu- 
lenken. 

Für  den  Eigenthüraer  oder  Besitzer  von  Waaren  ist  es  Tor- 
theilhafter,  sie  aufzubewahren,  ohne  dass  er  genöthigt  ist,  Ge- 
bühren zu  bezahlen.  Dies  ist  die  Veranlassung  zur  Errichtung 
von  Niederlagen  (ctiirepöts).  Sie  sind  eine  Art  Zufluchts- 
ort für  die  Waaren  bis  zum  Augenblick,  wo  der  Eigenthümer, 
es  sei  nun  wegen  ihrer  Ausfuhr  oder  wegen  ihres  Verbrauclis, 
darüber    verfügt. 

Man  unterscheidet  zweierlei  Arten  von  Niederlagen,  eine 
reelle    und   eine    fingirte. 

Die  reelle  Niederlage  (Venirepot  reeT)  besteht  In  der 
Befugniss,  die  der  Eigenthüraer  oder  Besitzer  von  Waaren  hat, 
sie  während  einer  bestimmten  Zeit  in  die  Magazine  der  Douane, 
oder  in  die  von  ihr  angegebenen,  niederzulegen,  ohne  zur  Zah- 
lung der  Zollabgaben  gehalten  zu  sein,  den  Fall  ausgenommen, 
wo  er  sie  fi'ir  den  innern  Verbrauch  beziehen  würde,  oder  wenn 
die  ihm  gestattete  Niederlagsfrist  verstrichen  und  nicht  prolon- 
girt    worden   wäre. 

Die  fingirte  Niederlage  (Venircpui  ficiif)  unterschei- 
det sich  von  der  reellen  darin,  dass  dabei  der  Ei^ienthünicr  oder 
Besitzer  nicht  verbunden  ist,  seine  Waaren  in  die  Douane-^laga- 
zine  niederzulegen,  sondern  bloss  zu  erklären,  in  was  sie  beste- 
llen, und  die  Magazine  anzugeben,  wo  sie  deponirt  sind;  dass  er 
sich  anlieischig  machen  muss,  sie  bei  jedesmaliger  AufTorderung 
in  gleicher  Qualität  und  (Quantität  vorzuzeigen,  jede  Local-Verän- 
dernng,  die  er  damit  vornehmen  will,  der  Douane  anzuzeigen, 
und  sie  nur  mit  deren  Krnjäclitigung  ausführen  >>ill,  bei  Strafe, 
die  ZoUgebüliren,  und  sogar  eine  Geldbusse  bei  Lutersclilagung, 
zu   bezahlen. 


92 

Die  Dauer  dieser  reellen  oder  fingirten  Niederlage  wird  auf 
eine  mehr  oder  minder  längere  Zeit  gestattet,  je  n?ch  Beschaf- 
fenheit der  Gegenstände  nnd  Localitäten  und  der  Umstände,  wohel 
die  Regierung  zu  entsclieiden  hat  ^). 

117.  Da  die  Dauer  der  Niederlagen  liraitirt  ist,  so  kön- 
nen die  Eigen thümer  imd  Besitzer  von  Waaren  bei  Verfall  des 
Termins  manchmal  in  die  unangenehme  Lage  versetzt  werden,  sie 
entweder  für  den  Verbrauch  herauszunehmen  nnd  versteuern  zu 
müssen ,  oder  sie  in-  das  Ausland  zu  exportiren ,  wie  ungünstig 
auch    die  Umstände    dazu    sein   mögen. 

Um  diesem  Uebelstande  zu  steuern,  kann  die  Regierung  ge- 
wisse Städte  oder  Häfen  ausserhalb  der  Douanen-Linie  versetzen, 
so  dass  die  Zollgebüliren  eigentlich  nur  auf  das ,  was  den  In- 
nern Verbrauch  betrifft,  gelegt  werden  und  von  denjenigen  Waa- 
ren zu  entrichten  sind,  die  von  diesem  Orte  in  den  übrigen  Therl 
des  nicht  freigegebenen  Territoriums  eingehen.  Dies  nennt  man 
eine  freie  Stadt  (yllle  franche)  y  oder  Freihafen  (j)ort 
franc). 

Ein  solcher  Ort  ist  von  der  Douanen-Verwaltung  befreit  und 
dient  einerseits,  um  in-  und  ausländisclie  Waaren  ohne  Zollabga- 
ben, noch  Formalitäten  oder  Verpüiclitungen  gegen  den  Fiscus 
in  Empfang  zu  nelimen    und    sie  ins   Ausland  wieder  auszuführen. 

Vierter    Abschnitt. 

V  o  n     d  e  n     B  6'  r  s  e  n . 

118.  Viele  Handelsgeschäfte,  und  besonders  die  Geschäfte 
in  Credit-  und  Staatspapieren ,  bedürfen,  des  schnellen  Umsatzes 
wegen,  eines  Vereinigungspunktes  für  Geschäftsmänner,  Dazu  sind 
die  Börsen  (bourses  de  commerce)  gegründet  worden,  die  auch 
noch  den  Vortheil  gewähren ,  dass  man  sich  da  mehr  als  an- 
derswo über  den  Credit  eines  Hauses,  über  seine  Lage,  seinen 
Geschäftsgang    und   seine    Art    au   handela  etc.    aufklären   kann. 

Die  Börsen  geben  aucli  der  Regierung  die  Mittel  an  die 
Hand,  die  Lage  des  Handels  zu  erfaliren,  eine  nützliche  und  fast 
unsichtbare  Aufsicht  über  Verhandlungen  zu  führen,  die  in  gewis- 
sen Umständen  sich  an  das  allgemeine  Interesse  knüpfen,  und  die 
sichere  und  legale  Kenntniss  des  Waaren-  und  Effecten  -  Courses 
zu    erleichtern. 

119.  Der  Zutritt  in  die  Börsen  wird  jeder  Person,  sogar 
den    Fremden    gestattet  *),  jedoch  mit  Ausnahme   derjenigen  Perso- 


I 


1)  s.  Gesetz  v.  28.  April  1803  (8  Floreal  XI)   und  Ordonnanz  v.  9.  Jan.  1818. 
—  2)  Regierungs-Acte  v.  16.  Juni  1802  (37.  Prairial  X). 
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nen,  die  in  Concurs  geräthen  sind  und  sich  nicht  rehabÜitirt  ha- 
ben ;  diese  sind  gänzlich  davon  ausgeschlossen  *).  Wer  nicht  ge- 
setzlicher Weise  Wechselagent  oder  Mäkler  ist,  darf  dieses  Amt 
nicht  ausüben.  Die  Beamten^  welchen  die  Local-Polizei  anvertraut 
ist,  sind  beauftragt,  die  nöthigen  Maassregeln  zu  ergreifen,  um 
jedem,    diesem    Verbot  zuwiderlaufenden    Verein    vorzubeugen. 

Die  Pariser  Börse  stellt  unter  der  Aufsicht  des  Polizei  -  Prafec- 
ten ,  in  den  übrigen  Städten  stehen  die  Börsen  unter  derjenigen  des 
Generalpolizei  -  Commissars ,  und  ^\o  ein  solcher  nicht  exihtirt ,  unter 
derienigen  des  IMaire.  Diese  Beamten  bestimmen  die  ErÖirnnug-  und 
Schliessung"  der  Börse,  nachdem  sie,  für  Paris,  das  Gutachten  der  Ban- 
kiers und  Wechselsensale,  in  andern  Städten  das  Gutachten  des  Han- 
delsgerichts eingeholt  haben.  Sie  erlassen  die  nöthig-en  Verordnuiig-eo, 
wenn  in  den  vom  König-e  g-eg-ebenen  oder  genehmigten  General -Ver- 
ordnungen gewisse  besondere  Falle  nicht  vorgesehen  oder  sie  bertch- 
ligt  sind,  sie  zu  modißciren;  sie  bestellen  auch  zur  Ilandhabuug-  der 
innern  Polizei  einen  Polizei-Commissär  oder  einen  Adjunct  *). 

120.  Der  Dienst  auf  den  Börsen  wird  durch  die  Wech- 
selagenten und  die  Mäkler,  wovon  im  nächsten  Abschnitt  die  Rede 
sein  soll,  versehen.  Sie  (die  Börsen)  sind  den  nämlichen  Vor- 
schriften unterworfen,  wie  die  Messen  und  Märkte.  Der  König 
allein  kann  überall,  wo  er  deren  für  nöthig  erachtet,  errichten, 
diejenigen,  die  ihm  überflüssig  scheinen,  aulheben  und  die  Lo- 
cale,  wo  der  Vereinigungspunkt  sein  soll,  bezeichnen'^),  oder  wenn 
kein    passendes   Local    sich    vorfindet,    dessen    Bau   verordnen. 

Zur  Bestreitung  dieser  Ausgaben,  der  UnterhaUungskostcn  und 
des  Aufv>andes,  den  der  innere  Dienst  erfordert,  muss  eiue  gewisse 
Classe  von  Handelsleuten  einen  Beitrag  geboii,  den  die  Handelskam- 
mer, und  wo  keine  ist,  der  Municrpalrath  jahrlich  anschlagt ,  und  der 
durch  Ordonnanz  bestimmt  Avird  *). 

Wenn  der  Anschlag  der  an  den  Börsengebauden  zu  machenden 
Arbeiten  mehr  als  500  Francs  betragt,  so  werden  diese  Arbeiten  durch 
den  Prafect  bestimmt.  Er  schliesst  auch  die  Bechnnng  über  di»»  Gel- 
der ab,  die  diirch  die  Beiträg-e  eiugegangen  sind,  nachdem  sie  vorher 
vom  Handelsgericht  geprüft  worden.  Wenn  aber  die  zu  unternehmen- 
den Bauarbeiten  und  die  dazu  nöthigen  Beitrüge  von  Wichtigkeit  sind, 
so  schreitet  die  Kegierung  durch  ein  Gesetz  ein.  Dies  war  der  Fall 
mit  der  Pariser  Börse  *). 

Die  Concurrenz  der  Personen,  die  auf  der  Börse  Geschäfte 
scliliessen,  und  die  Preise,  worüber  sie  übereinkoninun,  bestimmen 
die  Wechsel-  und  Waaren- (-urse,  die  Assecuranz  -  Prämien,  die 
Land-,  Wasser-  und  See  -  Frachten  ^').  Ihre  Publicität  ist  sclir 
nützlich,    nicht   nur   um   L/cberlistuugen   vorzubeugen    und    Jeden    in 


1)  H.  G.  B.  r.i4.  —  3)  Di'crete  v.  lO.  April  ISOI  (20.  Gerniinal  l\)  und 
10.  Juiü  1802  (27.  Prairial  X).  —  .3)  H.  G.  U.  71.  —  4)  Gesetz  v.  2.3.  Juli 
1820.  —  5)  Gcsetx  v.  10.  Juli  1820.  —  ti)  sowie  auch  die  Curse  der  Staat« - 
papiere  und  sonstig^T  cursfahiger  Etlecten.     (II.  G.  B.  73.) 
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den  Stand  zn  setzen,  den  Prelscorrent  der  Waaren  und  anderer 
Gegenstände  zu  kennen  ^) ,  sondern  auch  um  die  Gescliäfte ,  die 
zum  Ciirs  olme  niiliere  Preisangabe  geschlossen  werden,  zu  regu- 
liren  und  den  Gerichten  in  vielerlei  Umständen  als  Leitfaden  zu 
dienen. 

Fünfter    Abschnitt. 

Von  den  We  chselagen  ten  und  Mäklern  *)• 

121.      Der   Handel   bedarf,    wie  bereits   No.  41.   gesagt  wurde, 
gewisser   Mittelspersonen,    die  das  aiisscliliessliche,  Hecht  geniessen,. 


1)  H.  G.  B.  73. 

2)  Die  Institution  der  Mäkler  ist  schon  sehr  alt  in  Frankreich.  T^ange  Vor 
Carl  IX,  der  die  Wechselagentur  zu  einem  förmlichen  Amte  erhob  (Edict  v.  Juni 
1572),  hatte  schon  der  Gebrauch  die  Wechselsensale,  damals  courrctUrs  auch 
eourratiers  de  change  vt  de  banque  (vom  Worte  courir,  lauten,  Gänge  maclien) 
in  Frankreich,  wie  in  Italien  eingeführt.  In  einer  Charte,  wodurch  der  Stadt 
Charost  von  ihrem  Grundherrn  Gaultier,  bevor  er  nach  Palästina  zog,  im  Jahre 
1194  Privilegien  verliehen  wurden,  wird  schon  der  Mäkler  {cursatores)  gedacht. 
(Fremcry,  ^tudes  de  droit  commercial  p.  517.) 

Die  Ordnung  von  I3l5  will,  dass  corratfers  es  foires  et  ä  Varisy  ordcnez  du 
conaeil  du  copitaine  des  Lombard»  et  des  conauls  des  bonnes  villes  d'Ilali«  ernannt 
werden.  Nach  derselben  mussten  die  Mäkler  die  geschlossenen  Geschäfte  decla- 
riren,  weil  jeder  geschlossene  Handel  eine  Gebühr  bezahlte.  Von  Anbeginn  die- 
ser Institution  ging  man  von  der  Ansicht  aus ,  dass  sich  die  Mäkler  jedes  Ge- 
schäfts für  eigene  Rechnung  enthalten  sollen  ^  ein  Grundsatz,  den  die  spätem 
Gesetze  festhielten.  (Ord.  von  Paris  von  I4l5,  1629,  1673.  H.  G.  B.  83.)  Die 
Veranlassung  zur  13egründung  i^es  Mäkleramtes  mögen  lediglich  fiscalische  Ab- 
sichten gewesen  sein.  Diese  behielt  man  auch  später  jedes  Mal  im  Auge. 
Nach  verschiedenen  Zwischenräumen  setzte  sich  diese  Institution'  im  Jahre 
1673  fest.  Man  drängte  die  Mäkler  der  Stadt  Ronen  auf,  und  da  sie  der 
Handelsstand  nicht  wollte,  so  befreiete  er  sich  davon,  indem  er  eine  gewisse 
Summe  zusammenschoss  und  sie  an  die  Schatzkammer  bezahlte.  Aber  bald  dar- 
auf kam  man  wieder  auf  das  Mäkler-Project  zurück,  und  führte  die  Wech.sel- 
agenten  und  Courtiers  sowohl  in  Paris,  als  in  andern  Städten  Frankreichs  ein. 
Jeder  konnte  für  Geld  Mäkler  werden;  da  aber  der  Verkauf  von  Stellen  nicht 
rasch  genug  vor  sich  ging  und  man  Geld  bedurfte,  so  wurden  sie  im  Grossen  an 
einen  Finanzpächter  verkauft,  der  auf  deren  Detailverkauf  50,000  Livre«  vor- 
schoss.  Von  1703  —  1723  wurden  die  Stellen  achtmal  aufgehoben,  um  sie 
neuerdings  wieder  zu  erschaffen,  oder  um  die  Zahl  der  Mäkler  zu  verniehrei, 
oder  um  von  den  bereits  ernannten  einen  Zuschuss  zu  erhalten. 

Um  die  Käufer  desto  mehr  anzulocken,  erhob  man  die  Sensale  in  den  Adels- 
stand, was  übrigens  auch  mit  allen  Personen  geschah,  die  in  ungefähr  4000  an- 
dern damals  erkäudichen  Aemtern  aufgestellt  wurden.  Unter  Law  musste  Jeder, 
der  Sensal  werden  wollte,  Actien  seiner  Bank  oder  einer  seiner  Compagnien 
kaufen.  Im  Jahre  1723  wurde  das  Mäkleramt  in  financieller  Hinsicht  wieder 
anders  geschaffen,  da  es  aber  an  Käufern  fehlte,  so  wurden  Wechselagenten  er- 
nannt, deren  Wahl  zehn  Notabein  artheim  gestellt  Avar.  Diese  Agenten  hatten 
aber  für  ihre  Stelle  nichts  zu  bezahlen.  Erst  im  Jahre  178l  forderte  man  von 
ihnen  eine  Bürgschaftsleistung  in  Immobilien.  Fünf  Jahre  später  (1786)  musstcn 
die  Sensale  wieder  ihr  Amt  verkaufen.  Im  Jahre  1791  wurde  es  gänzlich  freige- 
geben. So  blieb  es  bis  zum  28.  Ventose  IX  (17.  März  1801),  wo  dann  Börsen 
gegründet  und  zugleich  mit  ihnen  Wechselagenten  und  Courtiers  gegen  Bürg- 
schaftleistung in  Gelde  wieder  hervorgerufen   wurden. 

Durch  das  Finanzgesetz  vom  28.  April  1816  und  die  Ordonnanz  voni  1.  Mai 
1816,  die  durch  eine  andere  vom  9.  Januar  l818  rectiüoirt  wurde,  erlitt  diese 
Institution  mehrfache  Verändernngen  und  if^t  nun  privilegirt ,  so  dass  die  Wech- 
selsensale und  Courtier»  dem  König  ihren  Successor   vorschlagen  können ,   wenn 
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bei  kaufmärtnischcn  Operationen  als  Unterhändler  zu  dienen  und 
80  zum  Centralpunkt  und  Conimunicationsmittel  werden.  Diese 
Unterhändler  sind  die  \V  e  c  h  s  e  1  a  g  e  n  t  e  n  (agens  de  chanyc) 
und   die   Mäkler   {courilers)  ^). 

Da  die  Vortheile,  welche  deren  Geschäft  darbietet,  zu  Missbräu- 
chen in  ihrem  Interesse  Aulass  geben  könnten;  so  hat  man  die  iVoth- 
wendigkeit  erkannt,  in  Betreff  der  Wechselagenten  und  Courtiers  eine 
sorgfältige  Wahl  zu  treffen,  damit  das  Zutrauen  der  Regierung  dem- 
jenigen der  Privatpersonen  eine  Bürgscliaft  leiste  (s.  iVo.  74.). 
Es  gibt  jedoch  nur  Wechselagcnten  und  Mäkler  in  denjenigen 
Städten,  wo  Ilandelsbörsen  errichtet  sind ;  sie  werden  vom  König 
ernannt  ^).      In    andern    Städten    ist   ihr    Gewerbe  freigegeben. 

In  Folge  des  Amtes ,  das  diese  Mittelspersonen  bekleiden, 
geben  sie  sich  also  mit  Geschäften  ab,  die  auf  Zutrauen  beruhen 
und  die  man  mit  dem  Namen  Courtage-Geschäfte  (o/;rVa- 
iions  de  Courtage,  Courtage^  belegt,  auf  welche  si<;h,  die  allge- 
meinen Regeln  anwenden  lassen,  wovon  in  der  III.  Abtlieilnng  bei 
dem    Dienstvertrag    die    Rede    sein    soll. 

Einstweilen  sollen  hier  die  Vorschriften  ertheilt  werden,  die 
den  Wechselagenten  und  3Iäkltrn  gemeinscliuftlicli  sind;  dann' sol- 
len die  besondern  Vorschriften  folgen,  die  jedes  dieser  Gewerbe 
betreffen« 


§  1 

Vorschriften,    av eiche    die   Wechselagpeuten    und  Alakler 
g-em  ei  lisch  aftlich  betreffen. 

122.  Die  Amtsverrichtungen  der  Wechselagenten  sind  von 
denjenigen  der  Mäkler  so  getrennt,  dass ,  wenn  an  einem  Orte 
Mäkler  verschiedener  Art  und  Wechselsensale  angestellt  sind,  die 
Einen  und  die  Andern  sich  auf  die  Gattung  von  Verliandlungen, 
die  ihnen  zugetheilt  ist,  beschränken  müssen.  Die  Aintsverriih- 
tungen  können  jedoch  durch  Ermäcliliguug  des  Königs  mit  ein- 
ander   verbunden    werden. 

Diese  Verbiiuhinj^  kann  uin  so  mehr  au  einem  Orte  Statt  haben, 
"svo  nur  fiir  eines  dieser  Aemter  Personen  ernannt  sind,  die  freie  Aiu- 
iibnng-   der  andern   aber  Jedem   <;eslullet   ist  '). 

Die    Anzalil    der    vom    König    zu   ernennenden    A\echselagenteu 


er  die  nölhipen  Ki{;cn.schaflen  besitzt,  so  dass  die  Stcllon  niso  erblich  urnl  \cr- 
käuiruli  ;^»'\vonlon  sind.  Niiherrs  liieriiber  si»Iie  ni;in  in  f  in  ctn  s ,  ixpo.sitiou  nii- 
$onnro  de  In  Idirislntion  cnmmcrcidlc^  — IManufl  des  agtn$  dt  chanß^r. — 
Merlin^    rc'ptrtoire  de  jurisprudf  ncc.  A.   d.   H. 

l)   n.  (;.  U.  74.  —     2)   H.  (i.   H.  75.  —    3)  H.  (J.  n.   81.  und  Gutttchteo  dej 
Staatsraibs  t.  22.  Mai   1802  (2.  l'rairial  X),  genehmigt  den  23.   Mai. 
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oder  Mäkler  einer  Stadt  wird  durch  Ordonnanz  bestimmt  ^),  Nach 
einer  neuen  Verordnung  ^)  können  sie  jedoch  bei  iNiederlegung 
ihres  Amtes,  falls  sie  nicht  abgesetzt  werden,  ihre  Nachfolger 
Torsclilagen.  Der  Vertrag,  den  sie  darüber  mit  ihrem  Nach- 
folger, dem  sie  ihr  Amt  verkaufen,  eingehen,  ist  ein  erlaubter 
Vertrag  (s.  No.  IdS.)*  Diese  Amtsübertragung  ist  keinen  spe- 
ciellen    Formen    unterworfen  ^). 

Die  Bestallung  als  Wechselagent  oder  Mäkler  wird  beim  Han- 
delsgericlit  einregistrirt,   vor  dein   er  auch  den   Eid  abzulegen  hat. 

Individuen,  die  nicht  die  Rechte  eines  französischen  Bürgers 
geniessen,    werden   zu   solchen    Aemtern   niclit    zugelassen*). 

Ein  Fremder  also,  der  iiiclit  naturallsirf ,  sondern  bloss  ermäch- 
tigt ist,  in  Frankreich  zu  wohnen,  ein  Minderjahrig-er,  der  sogar  voll- 
jährig' erklärt  AViirde,  kann  nicht  zu  diesem  Amte  eruannt  werden. 
Ferner  sind  diejenigen  davoh  ausgeschlossen,  welche  in  Concors  g-e- 
ratheo  oder  boms  cedirt  haben  und  niclit  rehabilitirt  sind;  dann  Wech- 
selagenten und  Mäkler,  die,  weil  sie  Handelsgeschäfte  für  sich  getrie- 
ben, ihres  Amtes  entsetzt  würden  ^);  endlich  diejenig'en,  welche  an 
einem  Orte,  wo  geschworne  Mäkler  sind,  das  Maklergeschäft  (für 
W^echsel,  Waaren  etc.)  ungesetzlicher  Weise  getrieben  ®)  und  sich 
dessen  wiederholt  schuldig*  geuiacht  haben  "). 

123.  Damit  der  König;  die  Wechselag-enten  «ud  Mäkler  in  den 
Städten,  wa  deren  noch  keine  sind,  ernennen  kann,  bezeichnet  das 
Handelsgericht  zehn  Bankiers  odor  IVanfleute ,  in  Paris  acht  Bankiers 
und  eben  so  viel  Kauflente.  Diese  versammeln  sich  wegen  der  zu 
treffenden  Wahl  und  entsverfen  eine  doppelte  Nameuliste  der-  zu  er- 
nennenden Weciiselagenten  und  Mäkler.  Dieser  Liste  fügt  der  Prä- 
.  fect  auch  noch  die  Namen  einiger  Candidaten  bei ,  die  aber  das  Vier- 
theil der  Anzahl  nicht  übersteigen  darf.  Der  Minister  des  Innern 
kann  seinerseits  auch  ein  Viertheil  der  in  der  ersten  Liste  vorgeschla- 
genen Anzahl  beifügen;  die  ganze  Liste  wird  dayn  dem  Röuig-  über- 
reicht, der  darnach  ernennt  ®). 

In  den  Städten ,  wo  bereits  Wechselagenten  und  Mäkler  beste- 
hen, ,  geben  die  Sjndici,  wovon  noch  die  Rede  sein  soll ,  ihr  Gutach- 
ten über  die  Person,  die  mit  einer  solchen  Stelle  bekleidet  werden 
soll,  ab. 

Kein  Wechselagent  oder  Mäkler  darf  in  Eid  nnd  Pflicht 
genommen  werden,  noch  J^ine  Stelle  antreten,  bevor  er  nicht 
den   Betrag  der  seinem  Amte  auferlegten  Cautioii  angeschafft  hat  ^)» 


1)  H.  G.  B.  75.  und  Regierungsacte  v.  19.  April  1801  (29.  Germinal  X).  — 
/2)  Gesetz  v.  28.  April  1816.  — '  3)  Abw.  Urth.  8.  Febr.  1826.  -—  4)  Verordn. 
V.  19.  April  181)1  (29.  Germinal  IX).  —  5)  H.  G.  B.  83.  85.  88.  —  6)  Solche 
Personen  nennt  man  Bönhasen  (niarrons).    -  A.  d.  H. 

7)  Verordn.  v.  16.  Juni  1802  (27.  Prairial  X).  —  8)  Man  möchte  beinahe 
sagen,  dass  dies  leere  Formen  sind;  wer  auf  der  Liste  obenan' steht,  wird  er- 
nannt. —  9)  Diese  Caution  in  Geld  oder  Renten  auf  den  Staat  ist  für  Paris 
von  125,000  Francs  für  die  NVechseiagenten .  von  13,000  Francs  für  die  Waaren- 
courtiers  und  tou  15,000  Francs  für  die  Assecuranz-Mäkler.  In  d.en  Departe- 
ments ist  die  niedrigste  Summe  der  Caution  von  6000  Francs  für  die  Wechsel- 
ageiiten,  und  von  4000  Francs  für  die  Waarenmäkler.  A.  d.  U. 
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Diese  Caiition  dient  zur  Zahlung  der  Geldstrafen,  in  die  er  bei 
Uehertretung  seiner  Amtspflichten  verurtlieilt  werden  kann.  Vermin- 
dert sicli  der  Betrag  der  Caution  durch  solche  Strafen  oder  durch 
andere  Ursachen,  so  muss  er  wieder  vervollständigt  werden.  Zielit 
er  sich  von  den  Geschäften  zurück,  so  wird  ihm  die.  Caution  zu- 
rückgegeben ^). 

Wegen  der  Privileg-ien,  die  ein  Glaubig-er  im  FaUimentsfall  eines 
Wecbselagenten  oder  Maklers  auf  diese  Canlioii  ausüben  kann,  soll 
in  No.  1206.  das  Nötliige  initgetheilt  werden;  ancli  soll  die  Beschaf- 
fenheit der  Facta  untersucht  Averden ,  die  von  Seiten  dieser  Agenten 
zu  einer  VerantAVortliclikeit  Veranlassung»  g-eben  können ,  Avelclie  die 
dabei  betheiligten  Parteien  auf  ihre  Caution  g-eltend  maclien  können. 
Uebrig-ens  hat  kein  /Specielies  Gesetz  für  die  Dauer  der  Klage,  die 
durch  die  Gläubiger  geführt  werden  kann ,  eine  besondere  Frist  fest- 
gesetzt, so  dass  sie  nur  nach  den  Regeln  des  gemeinen  Rechts  ver- 
jährt^ die  in   No.  240.  angegeben  werden  sollen  -). 

124.  Diese  ^  Unterhändler  bilden  eine  wahre  Corporation, 
der  man  den  Titel  „Corapagnie"  beilegt.  Allein  die  Wech- 
selagenten und  Mäkler  eines  und  desselben  Platzes  sind  von  ein- 
ander getrennt,  und  jede  Partei  bildet  für  sich  wieder  eine  Cum- 
pagnie.  Sie  können  nur  über  ihre  innere  Polizei  berathsclilagen 
\md  darüber  eine  Verordnung  ergehen  lassen,  die  daun  vom  3Ji- 
nister  des  Innern  der  Genehmigung  des  Königs  vorgelegt  wird ; 
sie   wählen   unter    sich    ilire    Syndici   imd  deren    Adjuncten. 

Jede  Compagnie  hat  einen  Sjndicus  und  (in  Paris)  sechs  Adjunc- 
ten,  die  nach  der  absoluten  Stinnnenmehrheit  gewählt   werden. 

Die  Anilsverrichtungen  des  Sjndicus  und  der  Adjuncten  dauern 
ein  Jahr  hindurch.  Sie  bestehen  1)  in  der  Ausübung  der  innern  Po- 
lizei, um  die  Uebertretungen  der  Gesetze  und  Verordiumgen  aufzusu- 
chen,  sie  der  Behörde  bekannt  zu  machen,  zu  verhindern,  dass  An- 
dere, als  die  Wechselsensale  und  Älakler ,  Courtagegeschiifte  machen, 
und  die  Uebertreter  gerichtlich  zu  belangen;  2)  ihr  Gutachten  iiber 
die  Ernennung'  zu  geben,  die  der  König  bei  einer  offenen  Stelle  zu 
bestimmen  hat;  3)  ilire  Collegon,  die  wegen  Dienstvergehen  ang-e- 
klagt  sind',  oder  deren  Absetzung  verlangt  wird ,  zu  vernehmen  und 
ihr  Gutachten  über  die  angebrachten  Beschuldigungen  zu  ertheilen, 
sowie  auch  4)  über  die  Streitigkeiten,  die  zwischen  AVcchselsensalen 
oder  Mäklern  und  Privatpersonen  in  Belre/f  der  Amtsverrichluugen 
entstehen  können.  AYollen  sich  die  Parteien  diesem  Gcitachtm  uiciti 
unterwerfen,  so  Avird  es  an  das  Handelsgericht  gesandt,  das  darüber 
entscheidet,  wenn  die  Rede  vom  ('ivil-Inleresse  ist.  Ist  ab«'r  die  Snclic 
polizeilicher  Art  und  betrifft  sie  eine  Ueberlrelung'  der  Gesetze  und 
Verordnungen,  so  wird  das  (»utachteu  dem  königi.  Procurator  heim  Ci- 
vilgerirlu  erster  Instanz  eingesandt,  damit  dieser  sogleich  die  gerldit- 
liche  Klage  einleite,  und  dies  Alles  ohne  IXachtheil  der  Recht»»  d»'r 
Parteien! 


I)  Vcrordn.  v.  16.  Juni  1802  (27.  Praiiial  X).  Ges.   v.   28.    \i)ril   ISKi.   Ordoii 
naiiic  V.  9.  Jan.   1818.  —     2)  Abw.  Urtli.  24.  Juli  1821). 
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Die  Wechselagenten  und  Mäkler  sind  beauftragt,  die  rer- 
schiedenen  Curse  in  der  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Form  zu 
beglaubigen^);  den  Certificaten  hierüber  wird  bei  den  Gerichten 
Glauben  beigemessen.  Die  Elemente  zu  diesen  Certificaten  gehen 
aus  der  Publicität ,  die  den  verschiedenen  Operationen  gegeben 
wird,   hervor. 

EWe  Operationen  in  Staatspapieren  werden,  im  Angenblick,  wie 
sie  gescLIossen  werden,  mit  lauter,  S<imme  ansg-erufeii  ^).  In  Betreff 
der  Actien  von  Societa'ten ,  der  Wechselbriefe  nnd  anderer  Elfecteu 
werden  die  Curse  nach  der  Börse  von  demSjndicus  der  Wechselscn- 
Bale  gesammelt  und  im  Curszettel  verzeichnet ;  und  was  die  der  Waa- 
ren  betriffr,  so  vereinigen  sich  ebenfalls  die  Syndici ,  um  die  Preise 
.jedes  Artikels  auf  dem  Preis  -  Conrant  zu  verzeichnen.  Ein  Gleiches 
wird  für  alle  übrigen  Verhandlungen  auf  der  Börse  beobachtet. 

125.  Wer  sich  das  Amt  eines  Wechselagenten  oder  Mäk- 
lers anmaasset,  oder  sich  nicht  bestallter  Unterhändler  bedient, 
wird  mit  einer  Geldbusse  belegt,  die  dem  sechsten  Theii  der 
Bürgschaft  der  Agenten  gleichkommt,  in  deren  Aratsverrichtiiiigen 
EingriiTe  gethau  worden.  Hätte  eine  dieser  Mittelspersonen  ihre 
Einwilligung  stillschweigend,  oder  aus  Gefälligkeit  schriftlich  ge- 
geben, so  wurde  dies  denjenigen,  dem  sie  gegeben  worden,  nicht 
entschuldigen;  dies  wäre  bloss  ein  besonderes  Delict,  das  dieser 
Agent  begangen,  -welches  ihn  der  oben  angeführten  Strafe  aus- 
setzen  würde  ^). 

Die  Beamten,  welche  mit  der  Localpolizei  beauftragt  sind,  und 
die  Sjndici  und  deren  Adjuncteii,  sind  beauftragt,  die  üebertretimgen 
zu  Protokoll  zu  bringen.  .Der  königliche  Procurator  muss  sie  sogar 
ejc  officio  vor  den  Polizei'gerichten  belangen  *),  welche  die  Personen 
selbst,  die  dergleichen  Üebertreter  als  Unterhändler  angestellt  hätten, 
als  Zeugen  abhören  können  *), 

Tritt  besonders  ^der  Fall  ein,  zu  entscheiden,  ob  in  den 
Amtsverrichtungen  der  Wechselagenten  oder  Mäkler  üebertretung 
oder  Usurpation  Statt  gehabt  hat  oder  nicht,  so  ist  hauptsäch- 
lich der  in  No.  41.  zwischen  Courtage  und  Commission  aifge- 
führte    Unterschied   ins    Auge    zu  fassen. 

Alle  Operationen,  welche  yon  nicht  qualificirten  Unterhänd- 
lern geschlossen  werden,  sind  gesetzlich  null  und  nichtig  ^').  Die 
Wirkung  dieser  ausgesprochenen  iVulIitä.t  muss  sich  aber  darauf 
beschränken,    dass   derjenige,    welcher  ungebührender  Weise    Unter- 


1)  H.  G.  B.  73.  Gesetz  v.  12.  und  20.  Oct.  17fi5  (20.  und  28.  Vende'niiaire 
IV).  Acte  V.  1«.  Juni  1802  (27.  Prairiai  X).  —  2)  Ueber  die  Börsengcsclräfte 
und  das  Papierspiel  in  öffentlichen  Fonds,  in  Beziehung  auf  die  Pariser  Börse 
s.  die  Contorwissenschaft  von  Schiebe.  —  3)  Cass.  4.  Messidor  XI.  — 
4)  Gutachten  des  Staatsraths  v.  17.  Mai  1809.  —  5)  Alnv.  Urth.  9.  März  1820. 
— ■  6)  Gesetz  V.  19.  März  1801  (28.  Ventose  IX).  Cass.  26.  Aug.  1791. 
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händler  war,  den  Beweis  der  Operation  weder  durch  seine  Bücher  noch 
durch  Zeugen  führen  darf;  sie  kann  aber  nicht  so  weit  getriebcjn  wer- 
den, dass  man  jede  Klage  und  jede  Exception  verweigern  kann,  da  es 
sich  hier  bloss  nra  eine  Verletzung  des  Privatinteresses  liandelt,  und 
das  Engagement  stellt  sich  dar  wie  ein  Geschäft  zweier  Personen,  wel- 
ches sie  wissentlich   vor   einem   incompetenten   Notar   abschlössen. 

126.  Eine  der  ersten  Verpflichtungen  der  Wecliselagenten 
und  Mäkler  ist  die,  nichts  zu  thun,  wozu  sie  nicht  autorisirt 
sind;  ihrem  Vorgeben,  dass  ihnen  ein  Geschäft  anvertraut  wor- 
den, wiirde  kein  Glaube  beigemessen;  in  dieser  IJezieliung  sind 
sie  den  nämlichen   Vorschriften,   wie   die  Mandatare,   untei-worfen  ^). 

Sie  sind  gehalten ,  die  gesclilossenen  Operationtn  in  ihre 
Gesdiäfts-Büchlein  zu  verzeichnen  und  sicli  die  gemachte  Ver- 
merkung gegenseitig  zu  zfeigen.  Ausserdem  sind  sie  gehalten : 
jedes  im  Tage  gesclilossene  Geschäft  nach  seinen  Bestandtliei- 
len  und  Bedingungen  in  ein  paginirtes  und  purapliirtes  Jour- 
nal, wie  dasjenige  der  Handelsleute,  nach  der  Tagelblge  zu  ver- 
zeichnen und  den  Parteien  spätestens  am  Morgen  des  folgenden 
Tages  einen  Schlusszettel  darüber  auszufertigen  -).  Sie  sind  aber 
nicht  verbunden,  ohne  die  Einwilligung  der  einen  Partei,  oder  ohne 
wenigstens  Gerichts  wegen  dazu  ermächtigt  zu  sein,  einen  Auszug 
aus  ilirem  Buche  an  Personen  zu  ertheilen,  d'e  keinen  Antheil 
am  Geschäft  genommen  haben.  Ihre  Bücher  und  Geschäftsbüclilein 
müssen  den  Gericliten  vorgelegt  werden,  wenn  diese  es  verlan- 
gen"*); jede  betriigerisclier  Weise  gemaclite  Einschaltung  oder  Sub- 
stitution würde  als  Fälschung  einer  öffentlichen   Sclirift  angeselien  '^). 

Diese  Vorsichtsmaassregeln  entheben  die  Wechselagcuten  und 
Mäkler  niclit,  Schlusszettel  von  den  Parteien  unterzcit!inen  zu  las- 
sen ^)  ;  und  hat  dies  Statt  geliabt,  so  sind  deren  Unterscliriftcn 
unwiderruflich. 

Sie  haften  für  die  Identität  der  Personen,  mit  welclien  sie 
ilirer  Angabe  nach  abgeschlossen  Iiaben.  Sie  sind  zwar  niclit  ver- 
bunden,  zu  verbürgen,  ob  die  Personen,  deren  Unterhändler  sie 
sind,  zu  contraliiren  befäingt  sind ;  wusste  aber  ein  solclier  Agent, 
dass  die  Person,  deren  \>'eclisel  etc.  er  verkauft,  bürgerlich  todt 
oder  minderjülirig,  oder  eine  verlieiratliete,  nicht  autorisirte  Frau 
ist,  so  haftet  er  Avcgen  JNichtbefoIgung  der  für  diese  Verkäufe  vor- 
geschriebenen Hegeln  '').  Uebrigens  verbürgen  sie  auf  keine  Weise 
die  Zalilungsfäliigkeit  derjenigen,  von  welchen  sie  angestellt  sind, 
ausgenommen  den  in  j\o.  129.  angegebenen  Fall,  die  Pariser 
Wechselagenten  betreffend.      Die  auf   gütlichem   Wege    gesclilossenen 


1)  Abw.  Urth.  22.  Juli  1823.  —  2)  IT.  G.  R.  S.  SJ.  —  :\)  Dos;:!,  ir,.  — 
4)  \\  (J.  B.  145.  und  AI)W.  Urth.  vom  1 1.  Fniclidor  \lll.  —  5)  H.  ii.  B.  nrx 
Ü)  Abw.  Urth.  3.  Brumaire  XI.  Chss.  8.  Au«.    1827. 
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Verkäufe  von  Wecliseln  oder  Waaren ,  die  einem  Falliten  ange- 
hören, ist  ihnen  untersagt;  im  Allgemeinen  kann  man  sagen,  dass 
sie  ihre  Pflichten  verletzen,  wenn  sie  wissentlich  den  Unterhänd- 
ler bei  betrügerischen  Acten  oder  bei  Verhandlungen  machen, 
welche  die   peinlichen   Gesetze    als   Delicte   bezeichnen. 

127.  Der  Lolin,  den  die  Wechselagenten  und  Mäkler  für 
ihre  Bemühung  zu  empfangen  oder  zu  fordern  berechtigt  sind, 
wird  durch  königliche  Ordonnanz  und  auf  den  Bericht  des  Mini- 
sters des  Innern  hin,  der  zu  dem  Ende  die  Handelsgerichte  und 
die  Präfecte  der  Orte  befragt,  festgesetzt.  Provisorisch  werden 
die  Localgebräuche  befolgt.  Es  ist  ihnen  auch  verboten,  nicht 
mehr  zu  fordern,  noch  anzunehmen,  als  ihnen  gebührt,  bei  Strafe, 
dass  es  als  Erpressung  angesehen  wird  ^).  Sie  haben  sich  ihren 
Lohn  unmittelbar  nach  jedem  geschlossenen  Geschäft  bezahlen  zu 
lassen,  oder  auf  Eingabe  ihrer  Rechnungen  von  drei  zu  drei  Mo- 
naten ;  jedoch  ist  ihr  Lohn  nicht  verjährt,  wenn  sie  es  länger 
anstehen  lassen,   ihn    zu   fordern. 

Wenn  Gesetze  und  besondere  Gebräuche  nichts  bestimmt  ha- 
ben,  oder  wenn  das  gemeine  Recht  nicht  durch  die  Ueberein- 
kunft  der  Parteien  modificirt  wurde,  so  scheint  es  den  Grundsätzen 
gemäss  zu  sein,  dass  jeder  der  Contrahenten  seine  Hälfte  am  Lohn 
entrichte,  wenn  ein  einziger  Agent  gemeinschaftlich  angestellt  war; 
dies  bestimmt  auch  ausdrücklich  eine  Regierungsacte  in  Betreff  der 
Weinsticher  ^)  (s.  No.  135.).  Haben  beide  Contrahenten  Unter- 
händler angestellt,  so  muss  daraus  geschlossen  werden,  dass  jeder 
voT»  ihnen  von  der  Partei,  die  ihn  angestellt  hat,  bezahlt  wer- 
den muss. 

128.  Da  nach  No.  74.  diese  Agenten  keine  Handelsge- 
schäfte für  eigene  Rechnung  machen  dürfen  ^),  so  können  sie  auch 
niemals  in  Fallimentszustand  gerathen.  Angenommen  auch ,  dass 
sie  in  ihren  Privat- Verhältnissen  Verluste  erlitten,  die  sie  zah- 
lungsunfähig machten,  so  wäre  dies  nur  ein  civiles  Zahlungsunver- 
mögen, das  man  in  Frankreich  deconßiiire  nennt.  Entsteht  aber 
dieses  Zahl ungs Unvermögen  durch  Handelsschulden,  oder  durch  En- 
gagements in  ihren  Amtsverrichtungen,  so  sind  sie  schon  dadurch 
als   betrügerische  Ranker o^ttirer  angeselien  *). 

Die  Uebertretungen  und  Dienstverbrechen,  welche  diese  Un- 
terhändler in  ihrem  Amte  begehen,  geben  zu  verschiedenen  Arten 
von  Strafen  Anlass ,  und  zwar  zu  Geldbussen  in  allen  Fällen,  wo 
das  Interesse  einer  Partei  verletzt  wurde  ^);  zu  gerichtlichen  Ver- 
fahren und   dies  ex  officio y    wenn  sie  von  der  Art  sind,    dass  es 


1)  Acte  V.  16.  Juni  1802  und  Casa.  31.  Jan.  1827.  —    2)  15.  Decbr.  1813. 
3)  H.  G.  B.  85.  —    4)  H.  G.  B.  89.,  P.  G.  B.  404.  --    5)  H.  G.  B,  87. 
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zugelassen  werden  kann  ;    zu   Absetzung   oder  Suspension ,    sogar  in 
den  Fällen,   in  welchen   andere   Strafen  nicht   anwendbar  wären. 

§•  2. 

Voii^deu  Wecliselag^enten  insbesondere  ^). 

129.  Ein  Wechselagent  soll  mit  den  im  Handel  cursiren- 
den  Geldsorten,  ihrem  Verhältniss  zu  einander,  mit  den  Curs- 
veränderungen  und  hauptsächlicli  mit  den  Gesetzen  über  das  Wech- 
selwesen und  die  Verhandlung  der  Staatspapiere  genau  bekannt 
sein  ').  Wer  also  eine  solche  Stelle  zu  erhalten  wünscht,  muss 
darthun,  dass  er  frulier  schon  Wechselagent  ^)  gewesen,  oder  dass 
er  vier  Jahre  in  dem  Hause  eines  Bankiers  oder  Kaufmanns  als 
Contorist  gedient,  oder  eben  so  lauge  bei  einem  Notar  in  Paris 
Schreiber  (I)    gewesen    ist*). 

Die  Amtsverrichtungen  der  Wechselagenten  bestehen  darin, 
dass  sie  als  Unterhändler  bei  den  Ein-  und  Verkäufen  der  ed- 
len Metalle,  Wechselbriefe  und  anderer  Handelspapiere  dienen^); 
allein  dieses  ausschliessliche  Recht  steht  ihnen  nur  dann  zu, 
wenn  die  Parteien  nicht  selbst  mit  einander  verhandeln,  oder 
ihre  Vermittelung  miisste  gesetzlich  oder  durch  specielle  Verord- 
nungen   verlangt   werden  ''). 


1)  Alles,  was  in  diesem  §.  in  Betreff  der  Negociation  in  Staatseffecten,  Bank- 
actien  und  andern  grossen  Unternehmungen  gesagt  wird,  bezieht  sich  lediglich 
auf  die  Pariser  Wechselagenten. 

2)  Dies  wäre  von  den  meisten  Pariser  Wechselagenten  zuviel  gefordert,  da  ih- 
nen spezielle  kaufmännische  Kenntnisse  abgehen.  Die  Geschäfte  in  Slautspa- 
pieren  sind  ihnen  lieber  und  bequemer,  auch  weit  lucrativer,  als  diejenigen  in 
Handelspapieren,  mit  welchen  sich  nur  ein  kleiner  Theil  Wechselagenten  abgibt. 

A.  d.  H. 

3)  oder  Bankier,  oder  Kaufmann.  —  4)  Verordn.  v.  19.  April  1801  (29.  Ger- 
mihal  IX).   -     5)  H.  G.  B.  7ö. 

6)  Bedenkt  man,  dass  die  Wechselagenten  in  Paris  ihr  Monopol  theuer  erkau- 
fen müssen i  dass  für  eine  solche  Stelle  eine  Bürgschaft  von  125,U<)0  FVancs  in 
Renten  geleistet  werden  muss  ,  und  sie  ausserdem  noch  mit  2,  3,  4,  5,  (.iOU,IMK) 
Francs  bezahlt  wird,  je  nachdem  die  Clientenzahl  des  Sensals,  der  seine  Stelle 
verkauft,  mehr  oder  weniger  stark  isti  bringt  man  den  Aufwand  in  Anschlag, 
den  ein  solcher  Agent  für  Contorunkosten  ,  für  sein  Hauswesen,  für  Kqui[)ago, 
die  er  halten  muss,  zu  machen  genöthigt  ist;  berücksichtigt  man  die  Cicfalir, 
der  er  bei  seinen  Operationen  aus^resetzt  ist,  indom  er  bei  seinen  ('(►liegen  für 
deren  \ollziebung  haften  muss;  zieht  man  cndlicli  noch  die  Zinsen  der  (';ipita- 
üen  in  Betracht,  die  er  bereit  halten  muss,  um  jedem  Unglücksfall  bei  der  mo- 
natlichen lJ(|uidation  die  Stirne  bieten  zu  können:  so  rrt\>rdern  diese  unver- 
meidlichen Ausgaben,  im  Durchschnitt  genommen,  eine  jährliche  Kinnahme  >on 
wenigstens  12U,<MH)  Francs,  die  der  Pariser  Wechselagent  verdienen  niuss.  Mul- 
tlplicirt  man  diese  Sunune  mit  (»0,  Anzahl  dieser  Sensale,  so  macht  dies  ein  Ca- 
pital von  7,200,0IM)  Francs  aus,  die  \o\\  den  A^ioteurs  jährlich  an  sie  brznhlt 
werden.  Wenn  man  die  Courtage  auf  jedes  Zeitgeschäft  zu  5  Centimes,  die  der 
Speculant  zu  zahlen  hat,  berechnet:  so  nuiss  der  Agent,  um  jährlich  lliÜ.OOO 
Francs  zu  verdienin,  wenigstens  in  7,200,000  3,;  oder  12,0II0,<MM'»  5;  Heute  ope- 
rirt  haben,  die,  ein  fingirtes  Capital  von  240  Millionen  >orstcllen.  INlultiplicirt 
man   diese   Summe   in   llcnlen    abermals   mit  tH),    so  \scrden  jährlich  wonig>tcQs 
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■     r 

So  ist  z.  B.  diese  Vermitfelung'  iiötlwg',  wenn  SfaatSpapiere,  Ac- 
tien  von  Bank-  und  Handelsgeselischaflen  e(c.  verhandelt  werden  sol- 
len, da  die  Besitzer  solcher  Effecten  sie  nicht  selbst  verkaufen  kön- 
nen. Die  besondern  Grundsätze  ^  welche  diesen  Arten  von  Nego- 
ciationen  eigen  sind,  sollen  im  ersten  Hauplsliick  des  dritten  Tlieils 
angeführt  Averden. 

Die  Wechselagenten  sind  allein  berechtigt,  den  Curs  aller 
Papiere,  sie  mögen  nun  Particiilaf-  oder  Staatspapiere  sein,  deren 
Verhandlung  durch  ihre  Vermittelung  Statt  haben  kann  oder  Statt 
haben    muss,    zu  constatiren. 

Sie  können  sich  nur  durch  einen  ihrer  Collegen,  den  sie^ 
mit  Vollmacht  versehen  nnd  für  den  sie  liaften,   ersetzen  lassen^). 

Den  Pariser  YTechselagenten  ist  jedoch  gestattet,  sich  durch  ihren 
ersten  Coinniis  einsetzen  zu  lassen ;  er  uinss  aber  von  der  Conipagnie 
g-eneliniig't  sein  und  kann  nach  dem  Willen  des  Agenten,  der  ihn  er- 
nannt hat,  so  Avie  nach  demjenigen  dieser  Compagnie  Aviderrufen  w^er- 
den.  Dieser  Commis  operirt  im  JNamen  «nd^  unter  der  Unterschrift 
des  Wechselagenten,  der  ihn  angestellt  liat;  ist  dieser  abwesend  oder 
krank,  so  übertragt  er  täglich  die  Aufträge,  die  er  von  Particularen 
erhält,  an  denjenigen  Wechselagenten,  den  sein  Principal  mit  Voll- 
macht versehen  hat ;  er  kann  aber  für  eigene  Rechnung  kein  Geschäft 
inachen,   noch  ein  Bulletin   oder  Bordereau  unterzeichnen. 

Die  Wechselagenten  sind  zu  nnverbrüchlichera  Stillschweigeii 
gegen  die  Parteien,  die  nicht  genannt  sein  wollen,  gehalten ;  dies 
scheint  auch  der  in  No.  126.  angeführte  Fall  zu  beweisen,  dass 
sie  ihr  Journal  nur  vor  Gericht  vorlegen  müssen,  wenn  sie  dazu 
aufgefordert    werden  ^), 

Diese  Verpflichtung*  modificirt  natürlicher  Weise  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  das  Mandat,  nach  w^elcliem  ein  Mandatar ,  der  seine 
Vollmacht  und  seinen  Mandanten  bekannt  gemacht  hat,  nicht  persön- 
lich zu  dem,  was  er  versprochen,  verpflichtet  ist  ^). 

Die  Wechselagenten ,  welche  Gelder  zum  Einkauf  von  Ef- 
fecten, oder  Effecten  zum  Verkauf  empfangen  haben,  sind  per- 
sönlich, bei    specieller   Haftung  ihrer   Bürgschaft,    zur  Zahlung   de- 


432  Millionen  3g  Renten,   720  Millionen  5*^  Renten  auf  Zeit   verkauft,   die    ein 
fingirtes  Capital  von  14  Milliarden  400  Millionen  Francs  (!)  vorstellen. 

A.  d.  H. 

1)  Da  die  Zahl  der  Wechselagenten  in  Paris  unwiderruflich  auf  «0  festgesetzt 
ist,  und  nur  wenige  von  ihnen  sich  mit  der  Verhandlung  von  Handelspapieren 
abgeben,  so  ging  man  mit  dem  (i  edanken  um  ,  W  e  c  h  -s  e  I  C  o  u  r  t  i  e  r  s  (^cour- 
tiers  de  change)  zu  ernennen.  Da  man  aber  dadurch  den  Wechselagenten  eine 
Concession  genommen  hätte,  die  sie  theuer  erkaufen  mussten ,  so  sollte,  nach 
B<     '  "  -      ------      ___     .      -  .     .  .         ..    ^       .„  . 

d( 

fen,  uer  uann  lur  Jttecnnung  seines  i'rnicipc 
besorgen    sollte.     Dieser   Vorschlag    wurde   aber   von   der  Compagnie  verworfen 
und  die  Sache  blieb' zn  Statu  quo.  A.  d.  H. 

3).H.  G.  B.  84.  ~    3)  C.  G.  B.  1997. 
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Ten  EintaiifsTrerthes,  oder  zur  Auslieferung  dessen,  was  sie  ver- 
kauft haben,  gehalten,  so  dass  die  Person,  'welche  einen  AVech- 
selagenten  angestellt  hat,  nur  gegen  diesen  einklagen  kann,  und 
nicht  gegen  diejenigen,  mit  welchen  er  unterhandelt  hat.  Ver- 
gebens "würde  diese  Person  durch  unumstössliche  Beweise  darthun 
wollen,  dass  sie  Eigenthümer  der  Forderung  war,  dje  von  dem- 
jenigen, von  welchem  sie  die  Zahlung  verlangt,  gekauft  worden; 
denn  indem  sie  den  Wechselagenten  den  Auftrag  zum  Verkauf 
gegeben,  ermächtigte  sie  ihn  auch,  den  Betrag  davon  zu  empian- 
gen,  und  hat  also  nur  eine  directe  Klage  gegen  ihn  ^).  Daraus 
folgt,  dass  die  Wecliselagenten  berechtigt  sind  ^) ,  die  Uebergabe 
der  Documenle,  die  sie  zu  verkaufen  beauftragt  sind,  so  wie  die 
Anschaffung  der  nötliigen  Gelder  zu  fordern,  um  damit  die  ihnen 
-aufgetragenen   Einkäufe    bezahlen    zu    können. 

Es  steht  übrigens  in  ilirem  freien  W^illen ,  von  diesem  Rechte 
Gebraticli  zu  marbpii  oder  ni^Iit.  Nichts  bindert  sie  in  "Folge  des  Zu- 
trauens, das  sie  zu  ihren  Clienleu  baben ,  auf  deren  Treue  und  Glaii- 
btjn  hin,  einen  Ein-  oder  Verkauf  abzuschiiessen,  und  dann  ihren  Re- 
gress  gegen  sie  zu  nehmen,  falls  sie  wegen  eines  für  deren  Reclnnuig; 
geschlossenen  Gescbiifts  persönlich  einer  Veruriheilung  unterliegea 
würden. 

In  Betreff  der  Effecten,  die  sie  zum  Verkaufen,  und  der 
Gelder,  die  sie  zum  Behuf  eines  Einkaufs  empfangen,  sind  sie 
gleichsam  gezwungene  Depositare,  und  folglich  gehalten,  deren  An- 
wendung  darzuthun  ^). 

Waren  sie  mit  einem  Verkauf  beauftragt,  so  sind  sie  nur  durch 
die  Quittung  desjenigen  befreit,  dem  die  Inscription  einer  RenJc,  die 
Aclie  oder  das  cedirte  oder  verkaufte  Scbnlddocunieiit  geliörte.  Um 
das  Begebren  an  den  Ag-enten  wegen  fiecbnungsableguiig  zu  begrün- 
den ,  bedarf  der  Comniittent  keines  andern  HeAveises  gegen  den  mit 
dem  Verkauf  beauftragten  Wechseiagenten,  als  dass  der  Verkauf  aa  irk- 
lich be^verkstelligt  wurde.  Letzterer  wiire  noch  nicht  durcb  den  vom 
Verkaufer  unterscluicbenen  üebertrag  {ivaiisfert)  befreit ,  w eil  erst 
nach  der  Unterschrift  die  Inscription-  auf  den  neuen  Käufer  überg-ebt, 
und  der  Agent,  der  gekauft  hat,  nur  daiui  bezahlt,  wenn  ihm  diese 
neue  Inscription  eingebändigt  Avird.  W^ar  ein  VVechseiagent  mit  einem 
Einkauf  beauftragt,  so  ist  er  jeder  Verbindlichkeit  gegen  seinen  (  lifu- 
ten,  der  das  Geld  dazu  gegeben  liat,  ledig*,  w  enn  er  diesen!  Aen  U«'bcr- 
Iragsnci,  der  in  dessen  iXanien  vollzogen  worden  ist,  ein  bändigt.  Auf 
diese  Weise  ist  das,  was  No.  74.  wegen  des  Verbots,  dass  die  ^\^•cll- 
selagenten  für  Recbnung  ibrer  Committcnlen  weder  etwaä  anuebmeu 
noch  bezableu   köimen,  gesagt  worden,   zu  verstehen. 

Die  Wechselagenten,  haften  civiliter  fiir  die  "Wahrheit  der 
letzten   Unterschrift    auf  Wechseln    und    andern    Effecten,     die    sie 


1)  Cass.    19.  Aug.    1S23.    —    3)   Verordn.    v.  16.  Juni  1802.  —    3)  C.  (i.   »• 
19d3. 
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iiegociren  ^).  Hiiiifig  attestiren  sie  diese  Wahrheit  durch  ihre  üd- 
tersclirift,  was  man  iineigentliclier  Weise  aval  nennt.  Ihre  Ga- 
rantie, die  sich  lediglicli  auf  diesen  Gegenstand  beschränkt,  läuft 
also  nicht  dem  Verbot  entgegen,  für  Käufe  oder  Negociationen,  die 
durch  ihre  Yermittelung  geschlossen  wurden,  sich  verantwortlich 
zu   machen,   oder  es  müsste  von  ilirer  Seite  Betrug  obwalten. 

Was  die  Effecten  der  öffentlichen  Staatsschuld  betrifft,  so  sind 
sie  während  fünf  Jahren  für  die  Identität  des  Eigenthümers ,  der 
Verkäufer  war,  für  die  Aechtheit  seiner  Unterschrift  und  dieje- 
nige der  producirten  Papiere  verantwortlich. 

§.3. 

Von    den   Mäklern    insbesondere. 

'  130.  Die  Mäkler  sind,  ebenso  wie  die  Wechselagenten,  Mit- 
telspersonen bei  Verliandlungen ;  da  aber,  in  Betreff  der  ihnen 
aufgetragenen  Geschäfte,  nicht  die  nämlichen  Gründe  vorhanden 
sind,  um  ihnen,  wie  bei  den  Geschäften  der  Wechselagenten, 
Stillschweigen  aufzuerlegen,  so  können  sie  auch  nicht  in  ihrem 
Namen  die  daraus  hervorgehenden  Klagen  erheben.  Sie  liaben 
auch  kein  Recht,  den  Käufer  vom  Kauf  giltiger  Weise  loszuschla- 
gen, wenn  ihnen  nicht  dazu  die  Befugniss  ertheilt  worden  ist  5 
sie  können  sich  auch  nicht  durch  Commis  vertreten  lassen,  wie 
dies    laut   No,    129.   bei    den    W'echselagenten    der   Fall  ist  ^). 

Es  gibt  verschiedene  Arten  von  Mäklern:  Waarenmäkler 
(couriiers  de  march andises) ,  Assecu ranzitiäkler  (coiu'tiers 
d^assifrances))  Schiffsmäkler  (couriiers-interpretes  et  conduc 
ieurs  de  tiavires) y  Mäkler  für  Land-  und  Wassertrans- 
porte (couriiers  de  transports  par  terre  et  par  mer^^)y  und 
W  einsticher   (gourrnets-piqueurs  de  vins). 

Die  jedem  dieser  Mäkleramte  zustehenden  Functionen  sollen 
in    naclifolgendeo  fünf  Artikeln   angegeben    werden. 

Erster    Artikel. 

Von    den    Waarenmäklern. 

131.  Ein  Waarenmäkler  muss  die  verschiedenen  Waa- 
ren,  deren  Qualitäten  und  Dimensionen,  die  durch  Verordnungen 
geboten  sind,  ihre  Mängel  und  Verfälscliungen ,  denen  sie  ausge- 
setzt sind,  die  Fabrikzeichen,  sowie  die  Gesetzgebung  über  diese 
Materien  kennen. 


1)  Ein  Punct,  der  in  der  frühern  Gesetzgebung  enthalten  war,  in  der  neuem 
aber,  wahrscheinlich  aus  Versehen  weggelassen  wurde.  A.  d.  H. 

2)  Abw.  Urth.  9   Jan.  1823.  —    S)  H.  G.  B.  ^7. 
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Nur  die  gesetzmässi^  angestellten  Waarenmaklcr  liaben  «las 
Recht,  beim  Kauf  und  Verkauf  der  VVaaren  den  Unterliiindler  zu 
machen');  sie  allein  können  den  Stand  der  Waareucurse  besclici- 
nigen ,  jedoch  dürfen  sie  auch,  gleich  den  Wechselagenten,  im 
Handel  mit  Gold-  und  Silberbarren  und  Geldsorten  das  Mäklerge- 
schäft treiben,  nur  dürfen  sie  deren^  Ciirs  nicht  bescheinigen ,  "w  as 
einzig  und  allein  den  Wechselagenten  zusteht^).  Allen  andern  Per- 
sonen ist  aber  das  Mäkleramt,  unter  welclien  Vorgeben  es  aiicli 
sei,     untersagt. 

Niemand  darf  z,  B.  auf  der  Börse  sieb  elnsclileicljen ,  nm  da 
Onter  der  Oualilat  als  Beauftragler  in  die  Kechfe  der  Mäkler  Eing-riff« 
zu  thun ;  auch  darf  Niemand  in  Verkaufen  sicli  durch  Abscbatzunf»s- 
Commissare  (cotnmissnires  2>}"iseurs)  beistehen  lassen,  nm  iliiieu  als  Un- 
terbandler  zu   dienen  *). 

So  ist  auch  jedem  Handelsmann  verbolen,  seine  Eiu  -  und  Verkäufe 
einem  Andern,  als  einem  Mäkler,  anzuvertrauen,  oder  einem  Andern 
eine  g-e^Wsse  Gebühr  als  Provision  oder  Courlage  für  dergleichen  Ver- 
handlungen zu  bezahlen;  man  könnte  sogar  nicht  vorschützen,  dass 
eine  solche  Person  Commis  eines  IMäklers  Aväre. 

Die  Mäkler  haben  auch  das  Reclit,  gewisse  Gattungen  Waa- 
ren  öffentlicli  zu  versteigern^);  doch  können  auch  die  Versteige- 
rungen durch  Abschätzungs- (/ommissäre,  statt  durch  Mäkler,  Statt 
haben,   wenn    dies    die  Parteien   vorziehen. 

Dergleichen   Versteigerungen    können    auf   Rec/uisiton    des    Eigen- 
ihüiners  oder  eines   (Kommissionärs,     der  Vorschüsse    auf   die    Waaren 
geleistet,    oder    in    Folg-e    von    Beschlagnahme^),    oder    auch  im  Falli- 
mentsfall ,    in  den  Fallen  vorgenommen  werden,    die  noch  in  der  VI. 
Abiheilung'  ang-eseben  "werden   sollen. 

Die  zu  beobachtenden  Formalitaten  sind  im  Wesentlichen  fol- 
gende : 

Wenn  die  Versteigernng*  der  Waaren  auf  Ansuchen  des  Eigen- 
tliümers,  oder  des  Commissionärs  geschehen  soll,  der  sie  zum  Ver- 
kauf empfangen  hätte,  nm  sich  für  die  darauf  g;emachteu  Vorschüsse 
oder  die  gpg-ebenen  Acceptalionen  zu  riniborsiren,  so  ist  die  Ermäch- 
tigung; des  Handelsgerichts  dazu  nöthig;  in  den  andern  Fällen  ist  man 
durch  den  Heweis  der  Beschlagnahme  oder  durch  die  .  von  den  Mas- 
sacuratoren  gegebene  Eruiächtigung-  ( s.  VI.  Abtheilung  )  von  der  .^ülll- 
vvcndigkeit,  die   Autorisaliuu   des   Tril)unals  einzuholen,   enthoben. 

Bevor  die  Versteigerung  Statt  hat ,  wird  ein  gnlrurktes  Ver- 
zeichnis» der  A\'aareii  entworfen,  Avoriii  das  Datum  der  Ermächtigung 
angegeben  ist.  Dieses  Verzeich'niss  enthält  summarisch  die  Angabe 
der  Zeichen,  Nummern.  Bcschafrenheit ,  Qualität  und  Quantiiät  je- 
des Waarenlooses,  die  Magazine,  wo  sir  niedergcirgt  sind.  Tage  und 
Stunden,    in   welchen  sie  untersucht  werden   können ,  ^so  ^^  ie  die  Zeit 


1)  H.  (I.  n.  7.S.  —  2)  D.Sgl.  7(i  und  7«.  —  3)  Cass.  13.  Vontosc  M.  und 
21).  Vcudemiairc  Ml.  —  4;  ^  erordii.  v.  22.  Nov.  Ibll  und  17.  Apr.  1SI2.  — 
5)  Cass.  27.  Apr.  1«28. 
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der  Verstf^igernng'  auf  der  Börse,  Lieferungszeit,  ZaLlungT*beding>nisse, 
Taxen,  Avarien  etc.  Diese  VerzeicLuisse  werden  von  dem  mit  der 
Versteioernng'  beauftrag-ten  ßlakler  unterzeichnet  imd  anf  der  Börse  iu 
der  vom  Handelsgericht  bestimmten  Zeit ,  oder  wenigstens  in  den 
drei  Ta^en ,    die   der  Versteigernng:  vornusg-elien,    ang-eschlagen. 

Von  den  Waaren  Averdeu  im  Augenblick  des  Verkaufs  Musler  auf 
dem  Bureau  ausgestellt,  und  zwar  so,  dass-die  KaufJusfigen  sie  unter-' 
suchen  und  mit  der  Angabe  vergleic^ien  können.  Die  Loose  können  nach 
ihrem  ungefähren  Werl h  für  Paris  nicht  unter  2000  Gulden,  und  für 
die  übrigen  Plätze  nicht  unter  1000  Gulden  Wertli  sein;  das  Handels- 
g-ericbt  ist  jedoch  berechtigt,  sie  hölier  taxiren  zu  können,  doch  darf 
in  keinem  Fall  der  Werth  5000  Gulden  übersteig-en.  Der  beauftragte 
Mäkler  hat  die  Gebote  anzunehmen  und  zuzuschlagen.  Er  entwirft 
ein  Protokoll  von  jeder  Versteigerung:,  das  er  innerhalb  vier  und 
zwanzig-  Stunden  aufs  Handelsgericht  deponirt,  und  gibt  darin  am  Ran- 
de neben  jedem  Loose  Namen  und  Wohnung  des  Räufers  an ,  so  wie 
den  Preis,  zu  welchem  es  losgeschlagen  worden.  Nach  jeder  Verslei- 
gerungs- Sitzung  werden  die  Namen  der  Räufer,  die  Nummer  der 
Loose  und  der  Preis,  zu  welchem  ersteigert  worden,  zugebunden, 
die  Räufer  unterzeichnen  die  Blätter,  welche  ihre  erstandenen  Ge- 
genstände angilben,  um  dadurch  xlen  Rauf  der  versteigerten  Loose  zu 
bestätigen.  Erheben  sich  dabei  Schwierigkeiten ,  so  hat  die  Erklärung 
des  Mäklers  keinen  andern  Werth  als  denjenigen,  den  sie  bei  gütli- 
chen Ein-  und  Verkäufen  hat,  wie  noch  in  der  zweiten  Abtheilung 
gesagt  werden  soll.  Bezieht  ein  Räufer  die  gesteigerten  Waaren 
nicht  in  den  vorgeschriebenen  Fristen,  so  wird  er  dazu  gerichtlich 
aufgefordert,  und  leistet  er  nach  drei  Tagen  Aer  Aufforderung  nicht 
Genüge,  so  werden  sie  dann  auf  seine  Gefahr  neuerdings  versteigert, 
ohne  dass  ein  Urtheilsspruch  gegen   ihn  nöthig  wäre. 

Nach  geschehener  Auslieferung  der  Waaren  werben  von  dem- 
jenigen,  der  den  Auftrag  zur  Versteigerung  gegeben,  die  Facturen 
ausgefertigt  und  vom  Mäkler  visirt  und  dann  nach  den  Verkaufsbe- 
dingungen von  Aen  Räufern  berichtigt.  Die  Courtage  bei  diesen  Verr 
Steigerungen  wird  vom  Handelsgerichte  bestimmt,  sie  kann  aber  nie- 
mals höher  sein,    als  die  gewöhnliclie. 

In  streitigen  Fällen  entscheidet  das  Handelsgericht.  Die  Mäkler 
sind  übrigens  gehalten,  sich  nach  den  gesetzlichen  Vorschriften,  öffent- 
liche Versteigerungen  von  Mobilien  betreffend,  zu  richten*),  so  ^vie 
auch  für  dergleichen  Versteigerungen  sich  ein  Repertorium  in  der  näm- 
lichen Form ;    wie  die  Notarieu  zu  halten  ^). 


Zweiter     Artikel. 

Von     den     Assecuranz-  Mäklern. 

132.  Die  Assecuranz -Mäkler  dienen  als  Unterhänd- 
ler zwischen  den  Personen,  die  nicht  direct  we^en  der  Asse- 
curanz -  Verträge ,    Polize    (poUce)    genannt,     unterhandeln.      Sie 


1)  Ges.  V.  10.  Febr.  1799.  —    2)  Ges.  v.  16.  Juni  1824. 
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bezeujiren  durch  ihre  Unterschrift  die  Wahrlieit  der  privatim  ab- 
geschlossenen Verträge  und  entwerfen  sie,  ebenso  Mie  die  No- 
tarien*),   wenn    die    Parteien    weder    lesen   noch   sclireiben   können, 

Sie  müssen  vom  Ganzen  der  Ilandelsgesetzgebung  Kenntniss 
haben ,  besonders  müssen  sie  mit  den  verscliiedenen  Arten  von 
Asseciiranzen  bekannt  sein,  die  am  Orte  ibrer  Amtsverriclitung  ge- 
bräuchlich sind,  und  da  der  Assecuranz- Vertrag  in  seiner  Aus- 
legung und  in  seinen  Wirkungen  oft  nach  den  Gebräuchen  frem- 
der Länder  regulirt  wird,  so  mi'issen  die  Mäkler  auch  die  frem- 
den   Assecuranz- Ordnungen    kennen. 

Die  Parteien  können  zwar  direct,  ohne  Beihülfe  der  Mäkler 
das  Assecuranzgeschäft  abschliessen,  aucli  ohne  sie  und  oline  Zu- 
zieliung  eines  Notars  den  Vertrag  entwerfen,  sie  dürfen  sicli  aber 
in    diesem^  Fall    keiner   andern    Vermittelung    bedienen. 

Die  Mäkler  und  iSotarien  sind  gehalten,  die  Assecuranz- 
Verträge  in  ein  dazu  bestimmtes  Buch  einzutragen-).  Die  Aus- 
züge   aus    demselben  gelten    als   Beweismittel    vor  den  Gerichten. 

Die  Assecuranz  -  Mäkler  sind  ausserdem  bereclitigt ,  die  Taxe 
der  Prämien  für  alle  Beisen  zur  See  und  auf  Flüssen  zu  attesti- 
ren  ^) ,  was  aber  keinem  Notar  zusteht ,  noch  weniger  einem 
Andern, 

D  rltter     Artikel. 

Von     den    Schiffsmaklern. 

133.  Die  S  ch  i  f  f  s  m  äkler  dienen  als  Unterhändler  beim 
Abscliluss  des  Fraclitcontracts  (freiement,  affrciatneni ,  oder  no* 
llssenienl^,  falls  die  Parteien  ihn  nicht  selbst  abschliessend).  Sie 
allein  beglaubigen  den  Frachtlohn  (^fret  oder  nolis^).  Ausser- 
dem steht  ihnen  ausschliesslicli  noch  daff  Recht  zu ,  alle  Ilan- 
delsacte,  die  bei  Gericht  vorgelegt  werden,  zu  übersetzen;  ihrer 
Uebersetzung  wird  aber  nur  dann  Glauben  beigemessen ,  wenn  sie 
dazu  vom  Bichter  oder  von  den  Parteien  aufgefordert  wurden,  in 
Processsachen  dienen  sie  auch  den  Fremden,  SclnlTcrn ,  Kaurleu- 
ten,  so  >vie  dem  Schifisvolk  und  andern  Seeleuten  als  Dolmet- 
scher. Dieses  ausschliessliche  Becbt  stellt  ihnen  auch  Namens 
der  Schifl'er,  Seeleute  und  anderer  Fremden  in  Douane- Geschäften 
und  vor  öffentlichen  Beliörden  zu,  selbst  wenn  kein  Streitfall  da- 
zu Anlass  gibt.  Diese  Fremden  können ,  selbst  wenn  sie  indivi- 
dualiter    erscheinen,   keinen  Andern    als    Dolmetscher   nehmen,    oder 


1^  H.  G.  IJ.  7!).  —    2)  DoMgl.    1()?.  —     3)  Tl.  G.  H.  79.  —  4)   II.  G.   R    SO. 

rt)   Frtt     ist    (ItT    Frnclillolm    in   tliMi  H;if(*n  dos  Oco<ins,  noUs  vom  K;«t(Mnis«hrn 

nnufum  y  odor  tjriecliischeu  ravkoy ,  MJrd  in  denjenigen  des  niittolländi-''clion 
Meeres  gebraucht. 
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es  miisste  der  Schiffsrheder ,  oder  der  Eigenthümer  oder  Consig- 
nator  der  ganzen  Ladung  sein,  nur  miiss  der  Beistand  des  Ei- 
nen oder  des  Andern  sich  ansscliliesslich  auf  das  Schiff  oder  die 
Ladung  erstrecken  und  nicht  auf  Rechnungen,  Auskünfte  und  per- 
sönliche Verliältnisse  zu  den  Schiffern  und  andern  Seeleuten,  was 
Scliiffahrt  und  Aehnliches  betrifft.  Nur  in  einem  Fall  wird  eine 
Ausnahme  gemacht,  wenn  nämlich  nach  den  bestehenden  Tracta- 
ten  die  Consuln  ermächtigt  sind,  iliren  Landsleuten  als  Dolmet- 
scher zu  dienen.  Die  nämlichen  Mäkler  haben  auch  das  aiis- 
schliessliclie  Recht,  die  Scliiffer,  die  nicht  in  Person  ^erscheinen, 
oder  nicht  durch  den  Schiffsrheder ,  den  Eigenthümer,  oder  Con- 
signator  der    ganzen   Ladung  vertreten    sind,   selbst  ?u  vertreten. 

Man  kann  sich  nicht  durch  Einsendung  einer  Declaration  oder 
durch  Anstellung  eines  Commissionärs  des  Beistandes  dieser  Mäkler 
entheben.  Eine  Abweichung  von  dieser  Regel  in  Betreff  Fremder 
kann  nur  dann  Statt  haben,  wenn  Tractate  oder  diplomatische  CJon- 
ventionen   dazu   diess  verstatten. 

Obgleich  die  Amtsverrichtungen  des  Mäklers  und  des  Dol- 
metschers sehr  verschieden  sind,  so  kann  man  von  ihnen. doch 
nicht  fordern,  dass  sie  alle  Sprachen  kennen;  so  sind  also  ge- 
wisse Mäkler  nur  Dolmetscher  für  einige  bestimmte  Sprachen,  an- 
dere sind  nicht  einmal  Dolmetscher ;  ihre  Bestallung,  die  jedem 
ausgefertigt  wird  und  die  er  annimmt,  gibt  übrigens  ihre  Amts- 
verrichtung zu  erkennen. 


Vierter    Artikel. 

Von    den   Mäklern  für  Land-  und  Wassertransporte. 

ISl.  In  der  Absicht,  die  Verträge  zwischen  Versendern  und 
Transportunternehmern  zu  erleichtern,  wurde  auch  gesetzlich  ein 
Amt  für  Unterhändler  zwischen  den  Parteien  unter  dem  Namen 
„Mäkler  für  Land-  und  W  as  s  er- Tran  sp  orte  "  (cour" 
tiers   de  transport  par  ierre  et  par  mcr)  gegründet*)« 


I 


1)  Der  Art.  82.  des  H.  G.  B.  die  „Mäkler  für  Land-  und  Wassertransporte" 
betretlend,  ist  ganz  überflüssig  geworden.  Manche  glaubten  dadurch  ein  aus- 
schliessliches Recht  zu  erhalten,  commissionaiies  de  rouloge  (Güterschaffnex)  zu 
werden,  sie  irrten  sich  aber  und  niemand  will  mehr  4000  Francs  als  Bürgschaft 
erlegen,  um  wegen  eines  geringen  Lohnes,  den  Unterhändler  zwischen  Versen- 
der und  Fuhrmann  oder  Schifler  zu  machen.  Der  fiscalische  Zweck,  der  auch 
bei  Stiftung  dieses  Amtes  zitm  Grunde  lag,  ist  dadurch  zunichte  geworden. 

A.  d.  H. 
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F  ü  n  f  t  e  r    A  r  t  i  k  e  1. 

Von   denWeinstichern   imEntrepotvon   Paris. 

135.  Diese  wurden  für  den  Entrepot  von  Paris  errichtet^). 
Ihr  Amt  ist  1)  den  Unterhändler  zwischen  Käufer  und  Verkäufer 
Ton  Weinen  zu  maclien ;  2)  diese  Weine  zu  verkosten ,  den  Bo- 
den ,  wo  sie  gewachsen ,  und  ihre  Qualität  getreulich  anzugeben ; 
3)  in  streitigen  Fällen  über  die  Qualität  der  Weine  als  Exper- 
ten zu  dienen,  so  wie  auch,  wenn  bei  ihrer  Ankunft  eine  Ver- 
schlechterung oder  Verfälschung  vorgegeben    wird. 

Sie  werden  vom  Minister  ernannt,  leisten  Ciirg-schaft ,  sind  be- 
eidigt, ernennen  ,' w^ie  die  Makler,  ihre  Sjndici  und  deren  Adjnnclen, 
können  weder  für  eig-ene  Rechnung-,  noch  coinmissionswei.se  Kin- 
nocli  Verkaufe  machen.  Sie  cjilrfen  auch  nicht  über  die  Taxe  Cour- 
tage nehmen  -)  ;  ein  Driltel  davon  wird  in  eine  gemeinschaftliche 
Casse  gelegt   und   unter  sie   von   3   zu   3  Monat   VPrtheiI^. 

Sie  haben  ausscJiliesslich  das  Hecht,  ihr  Gewerbe  ohne  andere 
Concurrenz  als  diejenige  der  Waarenmiikler  zu  treiben;  allein  dieses 
Kecht  erstreckt  sich  nnr  anf  W^eine  im  Entrepot  und  nicht  auf  Weiue 
ausserhalb   desselben. 

Diejenigen,  -welche  nnbernfeu  derg-leichen  Amtsverrichtnngeu  aus- 
üben,   werden  nach  der  in  No.    125  angegebenen   Art  bestruft. 


1)  Verordn.  v.  30.  März  180S,    11.  April  1813,   2.   Jan.  1814,   und    15.    Dcbr. 
1^13.  —    2)  Cass.  31.  Jan.   1816. 


Allgemeine  Grundsätze  über   die   kaufmänni- 
schen Verträge. 


136.  In  dieser  Abtheilung,  in  welcher  die  allg^emeinen  Grund- 
sätze über  die  kaufmännischen  Verträge  abgehandelt  werden,  solkn 
die  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  über  diese  Materie  gedrängt 
mitgetheilt  und  zugleich  die  Modificationen  angegeben  werden,  wel- 
che die  Gesetze,  die  Jurisprudenz  und  die  Handelsgebräuche  her- 
beigeführt   haben. 

Diese    Abtiieilung  lässt    sich    in    drei    Ilauptstücke    zerfallen  : 
I.     In    Alles    dasjenige,  was   die  Bildung   der   kaufmännischen  Ver- 
träge  betrifft; 
II.     in    deren    Auflösung; 
111,     in   ihren   Beweis. 


Erstem  Maupt^tfick. 

Von  derEntstehung  der  k  au  fmänni  sehen  Obligationen. 


1^7.  Jedes  Recht,  das  eine  Person  an  eine  andere  an- 
spreclien  kann,  entspringt  aus  einer  Obligation,  zu  welcher  diese 
letztere   gegen    erstere    gehalten   ist  ^). 

Diese  Obligationen  sind  am  häufigsten  die  Wirkung  einer  er- 
klärten Willens  -  EntSchliessung ;  man  nennt  sie  Contracte  oder 
Verträge  (co/i/r«f«) ").  Andere  sind  kraft  des  Gesetzes  entstanden, 
das  die  Obligation  aitferlegt ,  oder  das  den  Willen  dazu  aus  ge- 
\^'issen  Umständen,  oder  aus  der  persönlichen  Handlung  des  einen 
oder  aller  Interessenten  herleitet.  Solche  Obligationen  nennt  man 
Quasi-Verträge  ((juasl-conlrats)'')* 


nie 

keit 

von 

2)  C.  G.  B.   1101 


Hi)      \J,      VT.      XJ.       AlVl. 

3)  Desgl.  1370.  Das  C.  G.  B,  Art.  1371  sagt:  Die  Quasi- Contracte  sind  die 
ganz  freiwiljigen  Handlungen  des  Menschen,  ^woraus  irgend  eine  Verbind - 
liciikeit  gegen  eine  dritte  Person  und  bisweilen  eine  gegenseitige  Verbindlichkeit 
zweier  Parteien  entspringt.  Um  diese  Definition  vollständig  zu  geben,  hatte  man 
auch  sagen  sollen:     „und  erlaubter  Handlungen.*'    Rogron. 
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In  nachfolgenden  OapUeln  sollen  1)  die  erforderlichen  Be- 
dingungen zur  Entstehung  der  vertragsmassigen  Obligationen  (jjhli- 
gations  coniracincllcs),  2)  die  Wirkung,  die  sie  hervorbringen, 
und  3)  einige  Grundsätze  über  die  Quasi- Contracte  angegeben 
werden. 


Erstes  Capitel, 

Erfordernisse  zur  Bildung*  vertragsmässiger  Obligationen, 

138.  Die  eingegangenen  Engagements  unfersclieiden  sich 
durch    verschiedene    Merkmale,    die    zu   kennen  nöthig    sind* 

In  Betreff  des  Zwecks,  den  man  beim  Contrahiren  beabsicli- 
tigt,  sind  die  Verträge  entweder  Wohlthätigkeits-Vertrag 
(conirat  de  hienfaisance)  oder , lästiger  Vertrag  (contrat  ä 
iitre  0}iereHx)» 

Im  Wo  hl  th  ;i  tig  k  e  i  t  s- Vertrage ')  verbindet  sicli  die 
eine  Partei  gegen  die  andere,  ilir  einen  unentgeltlichen  Vortheil 
zu  verschaffen,  was  sich  aber  nicht  im  Handel  vermutlien  lässt  ). 
Im  lästigen  Vertrage)  verl)indet  sich  jede  Partei,  etwas  zu 
geben    oder   zu    thun ,    was   Aeqnivaleiit    des  Andern   ist^). 

Der  lästige  Vertrag  kann  sein;  tauschartig  (cotmnuiaiif), 
oder  aleatorisch'')  (Glücksvertrag)  ((ilculinrc).  Im  t  a  u  s  c  !i - 
artigen  Vertrage  verbindet  sich  jede  Partei,  etwas  zu  geben 
oder  zu  tliun ,  das  für  das  Aequivalent  des  Gegebenen  oder  Gelei- 
steten   angesehen  wird    und    den    Zufällen    nicht    unterworfen     ist'). 

Im  aleatorischen  V  er  trag  e  hängen  die  Resultate  in  Rück- 
sicht auf  Gewinn  oder  Verlust  entweder  für  alle  Contrahenttn, 
oder  für  einen  oder  einige  derselben  von  einer  Begebenheit  ab, 
die   ungewiss    ist,   oder    als   ungcM'iss   angesehen   wird'  ^), 

In  Betraclit  der  Verhältnisse,  die  unter  den  Parteien  dnrcli 
Verträge  entstehen,  ist  die  Verbindlichkeit  entweder  gegensei- 
*  » fe     (  nyndlldytuaUfiue ,      bilateral )    oder     einseitig     ( uHtlii- 

Gegenseitig  ist  der  Vertrag,  wenn  die  Conti-ahenten  sich 
wecliselseitig  verbinden  ''*)  (Schuldner  und  Gläubiger  zu  einander  wer- 


1)  C.  G.  B.    1105.     2)  Z.    B.  oino  Sohcnkiinrr,  niif  >vcl<;lier  k«ino  Lasten  ruhen. 

—  3)  Desgl.  11U(i.  —  4)  Z.  U.  Kauf  und  Vfirkaul,   INliethe,  Handels  Sotietätcn.  S. 

—  5)  Von  nfcn ,  ein  AVurf  mit  >\iirlVln.  —  fi)  li»  im  \erknur  ist  also  der  Preis 
das  Aequivalent  der  Sache.  —  7)  C.  (;.  B.  111)4  und  I0fi4.  —  8.  Z.  B.  der 
Assecuranz  \  erJr?»;:;  ,  (»rossavenfur  \  ertra;;,  Spiel,  Write,  Leihrenfen-N  erti  i-. — 
«)  C.  (i.  B.  Will  und  1103.  —  ]0)  \M,«  z.  B.  heim  Kauf  und  Nerkaul,  vo 
der  Verkäufer  ."ich  verhindlich  niaclif  ,  die  >erkautte  Sar.he  zu  liefern,  und 
der  Käufer  ,  deren  Preis  zu  hezahlen.  Würde  auch  die  Auslieferun«;  und  Z  ih- 
run^  sogleich  Statt  haben,  so  wären  doch  vor  der  Erfüllung  zwei  \orl)indIi^i» 
keilen    vorhanden  p;e>ve.sen. 
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den).  Einseitig  ist  hingegen  der  Vertrag,  wenn  eine  oder 
mehrere  Personen  gegen  eine  oder  mehrere  andere  verbunden  sind, 
ohne  dass  diese  Letztern  eine  Verbindlichkeit    eingegangen    haben  *). 

Die  gegenseitigen  Verträge  zerfallen  ihrerseits:  in  perfecte 
(parfaHs)  und  imperfecte  (imparfaits).  Ein  gegenseitiger 
Vertrag  ist  perfect,  wenn  die  Handlung,  die  jedem  der  Con- 
trahenten  zusteht,  den  Hauptbestand  ausmacht  und  dem  Wesen 
des  Vertrags  angehört^);  imp er fe et  ist  er,  wenn  die  Forderung 
der  einen  Partei  den  alleinigen  und  wesentlichen  Bestandtheil  im 
Vertrag  ausmacht,  während  diejenige  des  Andern,  die  nur  beiläufig 
oder  eventuell  ist,  vorhanden  oder  nicht  vorhanden  sein  kann,  ohne 
dass    dadurch    das    Wesen    des    Vertrags    entstellt  wird  5). 

Von  welcher  Art  oder  Form  übrigens  ein  Vertrag  sein  mag, 
so   sind  zu   dessen   Giltigkeit   folgende   Bedingungen   nöthig"^): 

1)  Die   Einwilligung   der  Partei,     die    sich   verbindlich   macht "*); 

2)  eine    Sache,   die  den   Gegenstand  der  Verbindlichkeit  ausmacht; 

3)  eine   erlaubte  Ursache,   welche    sie   (die  Verbindlichkeit)   be- 
grimdet  hat. 

Diese  Puncte  sollen  in  folgenden  drei  Abschnitten  abgehan- 
delt werden.  Was  darin  gesagt  wird,  betrifft  bloss  die  Verhält- 
nisse zwischen  den  Contrahenten ;  im  folgenden  Capitel  soll  dann 
imtersucht  werden,  wie  diese  Grundsätze  auf  einen  Dritten  ange- 
wendet werden   könnten. 


1)  Wenn  auch  die  eine  der  Parteien  keine  Verbindlichkeit  contrahirt ,  so  muss 
sie  doch  im  Act  vorkommen,  da  kein  Contract  ohne  das  Zusammentreflen  zweier 
Willen  Statt  haben  kann.  Bei  der  Schenkung,  auf  der  keine  Lasten  ruhen,  ist  der 
Schenker  verbunden,  die  Sache  zu  liefern  und  der  Donatar  contrahirt  keine  Ver- 
bindlichkeit. Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Darlehen  zum  Verbrauch  {prct  da 
consommation),  d.  h.  von  Sachen,  die  durch  den  Gebrauch,  den  mau  von  ihnen 
macht,  verzehrt  werden^  hier  kann  der  Darleiher  niemals  verbunden  sein;  der 
Entlebner  wird  Eigenthümer  der  geliehenen  Sache,  und  ihm  geht  sie  zu  Grun- 
de, es  mag  geschehen  auf  welche  Art  e.s  wolle  (Art.  1893).  Die  einseitigen -Ver- 
träge dürfen  nicht  mit  den  unvollkommenen  zweiseitigen,  wie  z.B.  das  Darlehen 
zum  Gebrauch  (pr et  a  Usance),  das  Depositum,  verwechselt  werden.  Der  Unter- 
schied zwischen  zwei-  und  einseitigen  Verträgen  ist  nicht  unwichtige  denn  je- 
der wird  nach  besondern  Regeln  beurtheilt  So  z.  B.  wird  der  gegenseitige 
Vertrag  aufgehoben  ,  wenn  die  eine  Partei  ihre  Verbindlichkeiten  nicht  erfüllt 
(Ai-t.  1184);  er  muss  in  eben  so  viel  Originalen  ausgefertigt  werden,  als  Par- 
teien von  verschiedenem,  Interesse  vorhanden  sind  (Art.  1335)3  welche  Vorschrif- 
ten aber  nicht  die  einseitigen  Verträge  betreffen.  Rogron. 

2)  Z.  B.  vom  Augenblick  des  Verkaufs  an  ist  der  Verkäufer  verbunden,  dies 
Eigenthum  dem  Käufer  zu  übertragen ,  und  dieser  ist  zur  Zahlung  des  Preises 
gehalten.  —  3)  Z.  B.  beim  Depositum  verpflichtet  sich  der  Depositar  im  Au- 
genblick des  Vertrags,  die  Sache  bei  erster  Aufforderung  zurückzugeben.  — 
4)  C.  G.  B.  1108.  Hiezu  kommt  auch  noch  nach  diesem  Art.  die  Fähigkeit, 
zu  contrahiren.  —  5)  Dies  i^t  ein  unvollständiger  Ausdruck  in  Civilgesetzbuch, 
man  muss  noch  hinzufügen:  „und  derjenigen,  gegen  welche  man  sich  verbin- 
det ,'<  denn  es  gibt  keinen  Vertrag,  selbst  keinen  einseitigen,  zu  welchem  nicht 
die  gegenseitige  Einwilligung  der  Parteien  erfordert  wird.  Rogron. 
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Erster    Abschnitt. 

Von    der    Einwillig-ung". 

139.  Die  Einwilligung^)  miiss  von  einer  Person  gegeben 
werden,  die  das  Recht  dazu  hat;  sie  rauss  demjenigen  formell 
ausgejdrückt  werden ,  der  sie  giltiger  Weise  annehmen  kann ;  sie 
darf  nicht  aus  Irrthnm  gegeben ,  oder  durch  Zwang  erpresst,  noch 
durcli   Betrug    erschlichen  worden    sein*). 

Diese  Vorschriften  des  Civilrechts,  die  schon  der  Natur  der 
Dinge  wegen  keine  Beschränkung  im  Handelsreclit  erleiden  kön- 
nen, sind  wichtig  genug,  um  deren  Anwendung  und  Entwicke- 
lung  in   eben  so  viel    unterschiedlichen    Paragraphen   darzustellen. 

§.  1. 

Durch  wen  kann  die  Einwilligung"  gegeben  werden? 

140.  Alles,  was  über  die  Einwilligung  gesagt  werden  kann, 
bezieht  sich  entweder  auf  die  Fähigkeit,  zu  contrahiren,  oder  auf 
das  Beeilt,  darüber  zu  verfügen,  was  Gegenstand  der  Verhand- 
lung ist.  Da  ein  Vertrag  die  gegenseitige  Uebereinstiramung  zwi- 
schen zwei  und  mehr  Personen  ist,  so  kann  er  aucli  nur  durch 
das  Zusammentreffen  ihres  Willens  vorhanden  sein^*).  Daraus 
folgt,  dass  die  Einwilligung^)  in  der  Voraussetzung,  dass  sie  durch 
eine  dazu  befälligte  Person  gegeben  worden,  einer  andern  Person, 
welche  ebenfalls  die  Fähigkeit  hat,  ein  Recht  zu  erwerben,  das 
aus  der  zu  ihren  Gunsten  eingegangenen  Verbindlichkeit  abstammt, 
ausgedrückt  werden  muss.  Hier  ist's  der  Fall,  bei  Anwendung  der 
in  jVo.  55  u.  f.  über  die  Fälligkeit,  Handelsgeschäfte  zu  treiben, 
gegebenen  Regeln  einen  wichtigen  Unterschied  zu  machen^').  Je- 
der Vertrag  setzt  zwei  Parteien  voraus ,  eine,  welche  verspricht, 
sich  verbindlich  macht,  und  eine  andere  Partei,  welche  stipulirt, 
und  gegen  welche  erstere  sich  verpflichtet.  Die  hier  erwähnten 
Regeln  sind  nur  auf  die  Fähigkeit,  sich  zu  verbinden,  anwend- 
bar.     Um   giltiger    Weise     zu    stipuliren    und  Rechte   zu    erwerben. 


1)  Einwilligen  heisst  wollen,  was  ein  Andorcr  will  und  uns  vorschlägt, 
es  ehcnralls  zu  wollen.  Diese  Uobereinstimniun«;  ist  also  nicht  \orhanden,  wenn 
der  Kiiiwilli^un^  Irrthum,  Zwanjj;  oder  Bctru;;  zun»  (irnnde  liegen. 

2)  0.  C;.   IJ.   IHM)  lind     112.3.  —     .3)  ('.  (;.   IJ.   IIUI.   — 

4)  Zu  jedem  Hechts;;escliäft  ist  eine  Willenshesiiinmung  und  Willen.serklarung 
der    Parteien    errorderlicli ;     erstere   muss  alier  frei    und  ernstlich  gemeint   sein. 

5)  "NVird  diese  Einwilligung  nicht  gleich  hei  Kingehung  des  (Jeschatt.s,  sondern 
später  gegeben,  so  heisst  sie  Genehmigung;  sie  hnt  in  der  Regel  mit  der 
vorhergegangenen    Kinwilligung  gleiche  Wirkung. 

C)  C.  (i.  ü.   1123. 

8 
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ist  es    genug,    dass   man   zu    unterscheiden  wisse,     was   man   thut, 
selbst  wenn   man  unfähig   wäre,    sich   rerbindlich   zu   machen. 

Der  Minderjalirig'e  erwirbt  giltig-er  Weise ,  og-leich  er  nicht  ver- 
sprechen darf;  die  Unfahigi;.eil  del*  Frau  ist  nur  in  ihrem  und  ihres 
Mannes  Interesse  festgesetzt. 

Obg'leicli  aber  das  Civürecht,  das  in  dieser  Beziehung- Vorschrif- 
ten eulhält ,  die  auch  im  Handel  anwendbar  sind  ,  keinen  Unterschied 
zAvischen  denjenigen  macht,  welche  die  hinreichende  ßeurtheilungs- 
krafi  besitzen,  nnd  denen,  ^reichen  sie  abgeht,  so  möchte  ein  Ver- 
trag", den  eine  aum  Gontrahiren  befähigte  Person  zu  Gnnsten  einer 
verrückten  Person,  oder  eines  Kindes,  das  durch  sein  Alter  das, 
was  es  stipulirt,    zu  kennen  iin^hig'  ist,    nicht  g-iltig-  sein. 

l-l-l.  Obgleich  es  allgemeiner  Grundsatz  ist ,  dass  man  nur 
für  sich  verspreciien  oder  bedingen  kann  ^) ,  so  hindert  dies  doch 
nicht,  das  derjenige,  welcher  von  Jemandem  beauftragt  ist,  in 
dessen  Namen  zu  contrahiren  oder  zu  handeln  ^) ,  oder  der  oline 
ausdrückliche  oder  muthmassliche  Vollmacht  blosser  Geschäftsfiih- 
rer  ist^),  diese  Person  giltiger  Weise  verbindlich  macht  oder  Rechte 
für   sie   erwirbt. 

Die  Regel,  dass  man  nur  in  seinem  Namen  für  slcli  selbst 
stipnliren  kann,  ist  jedoch  modificirt,  wenn  die  Stipulation  für 
einen  Andern  die  Bedingung  einer  Verhandlung  ausmacht,  die 
man  für  sich  selbst  macht*). 

So  kann  z.  B.  ein  Handelsmann  bei  Abtretung*  seiner  Handlung^ 
ansbedingen ,  dass  sein  Nachfolger  gehalten  ist,  mit  der  Handlung' 
zugleich  seinen  Cominis,  zu  einem  gewissen  festgesetzten  jährlichen 
Gehalt,  zu  übernelimen  und  zu  behalten,  widrigenfalls  er  diesem 
eine  gewisse  Scbadloshaltung  geben  tnuss.  Ein  Kaufmann  kann  Je- 
mandem Vorschüsse  machen,  einen  Credit  eröffnen,  indem  er  ihm  die 
Verpflichtung-  auferlegt,  die  Ausrüstung  eines  Schiffes,  den  Verkauf  von 
Waaren  etc.  einer  gewissen  bezeichneten  Person  anzuvertrauen ,  ohne 
dabei  ein  anderes  Interesse  zu  haben,  als  dieser  Person  einen  Dienst 
dadurch  zii  leisten.  Ebenso  kann  derjenige,  welcher  contractmässig 
eine  Lieferung  übernommen  hat,  mit  einem  Unterlieferanten  stipnli- 
ren, dass  dieser  statt  seiner  an  die  angegebene  Person  liefere;  er 
kann  in  die  Convention  Clansein  einbringen,  die  dieser  Dritte  anru« 
fen  kann. 

In  allen  Fällen  kann  ein  Vertrag,  in  welchem  zu  Gunsten 
eines  Dritten  stipulirt  worden,  mit  Einwilligung  der  Contrahtnten 
wieder  aufgehoben  werden,  falls  der  Eine  von  ihnen,  dem  die  Ver- 
bindlichkeit auferlegt  worden,  diesem  Dritten  nichts  versprochen 
und  Letzterer  die  zu  seinen  Gunsten  gemachten  Bedingungen  nicht 
angenommen ,  oder  seine  Willensentschliessung  nicht    factisch    dar- 


1)  C/G.  B.  1119.  —  2)  C.  G.  B.  1998,—  3)  C.  B.  G.  1375.—  4)  C.  G.  B. 
1119.   1121. 
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gethan  hat*).  Eben  so  ist  die  Reg^el,  dass  man  nur  für  sfch 
verspreclien  kann,  dahin  modificirt,  wenn  man  in  seinem  eigenen 
Namen  für  einen  Dritten,  dessen  Mandatar  oder  Angestellter  man 
nicht  ist,  oder  sich  auch  dafiir  nicht  ausgibt,  etwas  zu  thnn  oder 
zugeben  verspricht^' ^).  Man  geht  dann  eine  Art  Convention  ein, 
deren   Wirkungen    No.   562   angegeben  werden   sollen. 

§.2.' 

W ie    muss    die  Einwillig-ung"  daz-svisclien  treten? 

142.  Der  Beitritt  durch  Einwilligung  kann  auf  zweifache 
Art  in  Betracht  gezogen  werden:  1)  in  Beziehung  auf  die  Art 
nnd  Weise,  sie  zu  offenbaren ,  2)  in  Beziehung  auf  den  Beweis, 
dass  sie  gegeben  worden.  Hier  soll  bloss  der  erste  Punct  erör- 
tert werden,   der   zweite   findet  sich   beim   „Beweis"    erledigt. 

Die  gegenseitige  Einwilligung  desjenigen,  der  verspricht  und 
desjenigen,  der  stipulirt,  kann  zwischen  Gegenwärtigen  oder 
Abwesenden  Statt  haben.  Hier  ist  nur  die  Bede  von  den 
Conventionen  ersterer.  Die  speciellen  Regeln  in  Betreff  der  Ver- 
träge zwischen  Abwesenden  sollen  bei  der  Correspondenz  angege- 
ben werden. 

Unter  Conventionen  zwischen  Gegenwärtigen  (eo«- 
veniiotis  entre  presens)  versteht  man  nicht  nur  diejenigen,  welche 
die  Parteien  in  Person  contrahiren ,  sondern  auch  solche,  die  sie 
durch  Vermittelung  von  Mäklern ,  durch  ausdrücklich  oder  muth- 
masslich  Bevollmächtigte  contrahiren;  kurz  jede  Convention,  in 
welcher  die  Einwilligung  derjenigen ,  die  sie  für  sich  oder  für 
Andere  schliessen ,  auf  eine  Weise  ausgedrückt  ist ,  dass  dadurch 
die   Gegenwart    der  Contrahenten   vorausgesetzt  ist. 

Diese  Einwilligung  kann  ausdrücklich  oder  stillschweigend  ge- 
geben werden.  Ausdrücklich  ist  sie,  wenn  sie  durch  Worte 
ausgedrückt,  oder  schriftlich  dargethan  ist.  In  diesem  Betraclit 
ist  also  die  Einwilligung  factisch  vorhanden,  und  die  Umstände, 
oder  die  Ausdrücke  der  Parteien  können  allein  verhindern ,  dass 
eine  Convention  mit  einer  Verabredung  Qjourparlct')  ver- 
mengt werden   kann. 

143.  Wer  dem  Andern  einen  Vorschlag  gethan  oder  ein  Ver- 
spreclien geleistet  hat,  kann,  so  lange  die  Annahme  nicht  erfolgt 
ist,  im" Allgemeinen  wieder  davon  abgehen.  Ist  das  Eine  oder  An- 
dere gegen   mehrere  Personen  geschehen,   und  es  geht  aus  der  Abfas- 


1)  C.    G.   B.    1121.  —     2)  C.    G.    B.    1120.    —     3)    Man   nennt   dies    „sich 
stark  machen''  (se  portcr  fort). 

8» 
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siing  hervor,  ^ass  der  Proponent  die  Absicht  hatte  j  seinen  Vorschlag 
oder  sein  Versprechen  dem  Beitritt  Aller  unterzuordnen ;  so  kann  er 
davon  wieder  abstehen,  wenn  er  nicht  von  Allen  erfolgt  ist.  Sollten 
sich  Schwierigkeiten  in  solchen  Fällen  darbieten ,  so  sind  die  Um- 
stände allein  geeignet,  sie  zu  lösen  und  zwischen  collectiven 
Conventionen  zu  entscheiden;  diese  sind  nur  vollkommen  durch  den 
Beitritt  aller  darin  benannter  oder  angegebener  Personen  und  die 
darauf  folgenden  Contracte,  die,  wenn  auch  ihr  Zweck  im  Interesse 
des  einen  der  Contrahenten  der  nämliche  ist,  eben  so  viel  abge- 
sonderte Contracte  bilden,  als  Personen  vorhanden  sind,  mit  wel- 
chen  er   verhandelt, 

144.  Einige  Fälle  ausgenommen,  welche  durch  die  Um- 
stände leicht  kennbar  und  zu  würdigen  sind,  muss  der  Beitritt 
mit  dem  Vorschlag  in  Allem  übereinstimmend  sein.  Würde  aber 
ein  Vorschlag  gethan ,  worin  man  die  Wechselwahl  liesse ,  z.  B. 
10  oder  20  Fass  Wein  zu  einem  angegebenen  Preise  zu  kaufen 
oder  zu  verkaufen,  und  dieser  Vorschlag  fiir  10  derselben  nur 
angenommen,  so  würde  dadurch  die  Antwort  einen  Vertrag  für 
dieses    Quantum   bilden. 

Tritt  eine  der  Parteien  dem  Begehren  oder  Wunsche,  oline 
daran  etwas  zu  mödificiren ,  bei ,  so  bedarf  es  keiner  neuen  Wil- 
lenserklärung ;  sie  ist  nur  dann  nöthig ,  wenn  die  Antwort  etwas 
am   Vorschlag  ändert, 

Z.  B.  Jemand  wünscht  eine  gewisse  Summe  zu  leihen,  man  bie- 
tet ihm  aber  das  Doppelte  oder  nur  die  Hälfte  an ;  so  ist  derjenige, 
welcher,  die  Summe  verlangt  hat,  zur  Annahme  des  Anerbietens  nicht 
gehalten;  denn  er  hat  seine  Gründe,  warum  er  nicht  mehr  oder  we- 
niger aufnehmen  will ,  als  er  benö'thigt  ist.  Hier  ist  Weigerung' 
seines  ursprünglichen  Vorschlags,  und  neuer  Vorschlag  von  Seiten 
desjenigen,  an  den  er  sich  gewendet  hat.  Zum  Beitritt  ist  die  Aut- 
w^ort  des  Erstem  nöthig*. 

145.  Die  Einwilligung  kann  durch  Handlungen  oder  durch 
Thatsachen  kund  gethan  werden ;  sogar  durch  Unthätigkeit  oder 
durch  Stillschweigen,  das  den  Beitritt  voraussetzt,  weil  der  still- 
schweigende Wille,  wenn  er  unzweifelhaft  ist,  eben  so  viel  Kraft 
hat,    als  der  ausdrückliche. 

Als  Beweis  eines  stillschweigenden  Verkaufs ,  der  in  Folge 
blosser  Verabredung  Statt  gehabt,  gilt  einerseits  die  Ausliefe- 
rung der  Waare  und  anderseits  die  Abholung  derselben ,  und  der 
Empfang  des  Betrags  in  denselben  Umstanden.  Hierüber  sollen  noch 
mehr  Beispiele  angeführt  werden,  wenn  von  den  v^rscliiedenen  Ar- 
ten von  kaufmännischen  Conventionen  die  Rede  ist.  , 

Oft  geschieht  es,  dass  die  erste  Handlung,  die  zwischen 
den  Parteien  vorfällt,  eine  Vollziehung  der  Conventionen,  die 
vorausgesetzt  wird,   ausmacht. 
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Z.  B.  die  Auslieferung^  eines  Wechsels  setzt  eine  vorherfco-ano-e- 
ue  Convention  voraus,  die  man  Wechselvertrag  nennt,  der  folo^e- 
rung;sweise  existirt  hat,  Aveil  keine  Wirkung-  ohne  Ursache  sein 
kann. 

Conventionen  durch  Zeiclien  sind  selten;  jedoch  wäre  es 
nicht  unmöglich ,  dass  deren  im  Handel  vorkommen  könnten ,  und 
es  ist  keinem  Zweifel  unterworfen ,  dass  die  Einwilligung  d\irch 
ein  solches  Mittel  gegeben  werden  könnte.  Es  gibt  aber  Zei- 
chen, die  ihrer  IVatur  nach  zweideutig  sind,  so  wie  auch  Facta, 
Handlungen  und  Unterlassungen,  deren  Folgen  nicht  direct  genug 
sind ,  um  daraus  eine  formelle  Einwilligung  in  den  gethanen  Vor- 
schlag oder  iii  das,  was  man  machen  sah,  zu  folgern.  Dem 
Richter  steht  es  zu,  nach  Erwägung  der  Umstände  in  den  Fällen 
zu  untersclieiden ,  in  welchen  das  Gesetz  keinen  schriftlichen  Be- 
weis fordert^). 

146.  Bis  jetzt  war  vorausgesetzt,  dass  der  -ausdrückliche 
oder  stillschweigende  Wille  aller  Interessenten  sich  vereinigt,  um 
gegenseitige  Rechte  und  Verbindlichkeiten  zu  begründen ;  manch- 
mal kann  aber  auch  die  von  einer  Partei  gegebene  Willenserklä- 
rung sie  gegen  eine  andere  verbindlich  machen,  ohne  dass  diese 
nöthig  habe,  ihre  Absicht,  sie  zu  benutzen,  zu  erkennen  zu 
geben.  Dies  geschieht,  wenn  das  Versprechen  JPolge  einer  Ver- 
liandlung  oder  einer  vorhergegangenen  Thatsache  ist,  was  die 
erste  Ursache  zur  Verbindlichkeit  desjenigen  ist,  der  verspricht. 
Zur  Giltigkeit  eines  Schuldscheines  ist  daher  die  Mitwirkung  des 
Gläubigers  unnütz^),  weil  das  Geständniss  der  einen  Partei  eine 
legale   Vermuthung   gegen   sie  gibt^). 

§3. 

Von  den  Eigenscliaften,    welche  die  Einwilligung 

haben    muss. 

147.  Zur  Giltigkeit  der  Conventionen  muss  nicht  nur  die 
Einwilligung  so  zu  erkennen  gegeben  werden,  dass  sie  jeden 
Zweifel  hebt,  sie  muss  auch  noch  von  Seiten  desjenigen,  der 
sich  verbindlich  macht,  mit  Sachkenntniss ,  ohne  Zwang  oder 
Ueberlistung  gegeben  worden  sein.  Irrthum,  Zwang,  Betrug  kön- 
nen   also    die    Einwilligung   annulliren^). 

Die  nachfolgenden  drei  Artikel  sollen  dies  näher  be- 
zeichnen. 


1)  C.  G.  B.  13^3.  —    2)  Abw.  Urth.  8.  Juli  1318.  —    3)  C.  G.  B.  1350  «lud 
1355.  —    4)  C.  G.  B.  1109. 
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Erster   Artik  e  1, 

Die  Einwilligung  darf  nicht   die  Folge  eines    Irrthnms   «ein. 

148.  Der  Irrthiim*)  kann  entweder  die  Sache,  die  den 
Gegenstand  des  Vertrags  ausmacht,  oder  die  Person,  mit  der  man 
contrahirt  hat,  oder  die  Gattung  der  Verhandlung,  oder  auch  den 
wesentlichen    Grund   des   Engagements    hetrefFen. 

Der  Irrthum  in  der  Sache,  die  den  Gegenstand  des  Con- 
tracts  ausmacht,  ist  nur  in  so  fern  Ursache  zur  Nullität,  als  sie 
dessen  Substanz  selbst  und  nicht  die  zufälligen  Eigenschaften  be- 
trifft'^). 

Diese  Art  Irrthum  kann  sogar  Statt  haben ,  wenn  man  über 
den  Namen  der  Sache  vollkommen  einig  ist,  weil  man  oft  Gat- 
tungsnamen annimmt,  um  damit  individuelle  Sachen  zu  bezeich- 
nen. In  solchen  Fällen  dienen  die  Umstäiide  zur  Entschei- 
dung^). 

Der  Irrthum  in  Betreff  der  grösseren  oder  geringern  Güte 
einer  Sache  kann  im  AUegmeinen  die  Einwilligung  nicht  ungiltig 
machen. 

Z.  ß,  ein  Buchhändler  kündigt  ein  gewisses  Werk  als  ganz  vor- 
züglich an;  auf  diese  Ankündigung  hin  werden  bei  ihm  Exemplare 
bestellt.  Es  ergibt  sich  aber,  dass  das  Buch  ein  erbärmliches  Mach- 
Averk  ist.  Hier  kann  der  Känfer  seinen  L-rtlium  nicht  geltend  ma- 
chen^ um  den  Kauf  zu  annnlliren;  denn  er  hatte  wirklich  das  ihm 
gesandte  Buch  bestellt. 

Es  kann  auch  geschelien ,  dass  der  Irrthum  in  der  Qualität 
oder  in  andern  Nebensachen  wesentlich  sei  und  die  Convention 
im  Interesse  desjenigen,  der  sie  beim  Contrahiren  in  Betracht 
gezogen,  annuUire.  In  der  III.  und  IV.  Abtheilung  soll  darge- 
than  werden,  dass  diese  Vermuthung  von  Rechtswegen  bei  den 
aleatorischen   Verträgen    Statt  hat. 

149*     In  Betreff  des  Irrthums  in   der  Person,    mit  der  man 


1)  Man  irrt,  wenn  man  eine  falsche  Kenntniss  von  einer  Sache  hat,  d.  h. 
wenn  die  Begriffe,  die  man  sich  von  einer  Sache  macht,  nicht  mit  ihr  über- 
einstinnnen.  \ 

2)  Z.  B,  Jemand  kauft  eine  Uhr,  in  der  Meinung,  .sie  sei  von  Gold,  sie  ist 
nur  von  Tomback;  hier  betrilFt  der  Irrthum  die  Sub  lanz.  Würde  aber  die  Uhr 
als  Antiquität  oder  weil  sie  einem  berühmten  Manne  angehorte,  gekauft,  so 
wären  dies  zufällige  Eigenschaften,  und  derWerth,  den  ihr  dieser  Umstand  gibt, 
könnte  als  Substanz  angesehen  werden  ;     der  Vertrag  wäre  also  giltig.     Ro^ron. 

3)  Jemand  in  Paris  schliesst  einen  Handel  über  Indigo  ab.  Der  Verkäufer  will 
aber  Indigo  pastet  (Waid)  liefern  und  behauptet ,  es  so  verstanden  zu  haben. 
Der  Käufer  hingegen  besteht  auf  Indigo  aus  den  Colonien.  Hier  ist  Irrthnm, 
wenn  nicht  der  Preis  entscheidet.  Rogron. 
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contrahirt,   dienen   zu    Bestimmung   der  Wirkung  die  Umstände  und 
die    Natur    des   Vertrags. 

Z.  B.  A.  kauft  bei  B.  unter  dein  ei1;org-ten  Namen  des  C. ,  der 
im  Handel ,  oder  ^venigstens  dem  B.  bekannt  ist.  Bezahlt  er  baar, 
so  ist  das  Raufgescliaft  darum  nicht  annnilirt.  Hatte  er  aber  diesen 
Irr(hum  benutzt ,  um  auf  Credit  zu  kaufen ,  und"  sich  Vortheile  ver- 
schafft, die  B.  nur  der  Person  des  C  g^eiuacht  jiatte,  so  "svird  die  Eiii- 
%villig;ung'  durch  den  Irrtlium   u"iiiltig-. 

Es  kann  auch  gescliehen ,  dass  kein  Irrthum  in  der  Person, 
mit  der  mau  contrahirt,  obwaltet,  wohl  aber  in  den  wesentli- 
chen Eigenschaften  dieser  Person ,  so  dass ,  was  die  Verhand- 
lung mit  ihr  betrifft,  diese  Kigenschaften  die  Sache  selbst  aus- 
machen. 

Z.  B.  eine  Delegation  auf  einen  bereits  zahlung-sunfähigen  Scliuld- 
ner  ist  im  Interesse  desjenigen,  der  sie  an  Zahlungsstatt  erhalten, 
nulP). 

Da  in  den  meisten  ^Verträgen  auf  ein  Handeln  die  Person, 
die  sich  verbindlich  macht,  in  Betracht  gezogen  wird,  so  kann  oft 
der    Irrthum    die   Einwilligung  ungiltig  machen. 

Z.  B.  A.  scliliesst  Avegeu  einer  Spintimascliine  einen  Vertrag 
mit  einem  Mechonicus ,  der  gleiches  Namens  mit  demjenigen  ist,  mit 
velchem  er  zu  coutrahiren  glaubte.  Wird  der  Irrthum  gehörig  er- 
"vsiesen  ,  so  ist  die  Convention  null ,  weil  das  Talent ,  oder  schon  der 
Name  des  Mechanicus  von  grossem  Einfluss  ist,  um  die  Fabrikate, 
die  durch  seine  Maschine  producirt  werden,  in  gnten  Huf  zu  brin- 
gen. Hätte  aber  der  Mechanicus  den  Irrthum  des  Bestellers  A.  nicht 
eingesehen  und  zu  Erfüllung  seines  Engagements  Vorschüsse  gemacht, 
so  miissten  ihm  die  Gerichte  Schadlosliahung  zusprechen^);  Aväre  aber 
die  Arbeit  fertig,  so  miisste  sie. vom  Besteller  bezogen  werden,  sein 
Irrthum  fällt  ihm  zur  Last;  er  könnte  aber  nicht  zur  Zahlung  des 
versprochueu  Preises  verurtheilt  werden,  weil  er  der  Meinung  war, 
der  Mechanicus  sei  derjeni.«i:e,  den  er  zur  Verfertigung  der  Älaschiue 
beabsichtigt  hatte.  Der  Werth  derselben  wäre  dann  durch  Experteu 
zu  bestimmen. 

150.  Der  Irrthum  über  die  Gattung  der  Verliandlung  kann 
lim  so  mehr  eine  Ursache  zur  Nullität  sein,  wenn  es  klar  ist, 
dass  die  eine  Partei  einen  ganz  andern  Vertrag  einzugehen  ge- 
sonnen war,  als  derjenige  ist,  den  die  andere  dabei  verstanden 
hat.  Dann  wäre  nichts  abgeschlossen;  es  sei  denn,  dass  der 
Mangel  an  Einverständniss  aus  Unredliclikeit  oder  durch  unver- 
zeihlichen Fehler  der  einen  Partei  entstanden  ist,  was  dann  die- 
ser das  Recht  benimmt,  den  Irrthum  anzusprechen,  und  es  nur 
der   Gegenpartei   bewilligt    werden    sollte. 


1)  C.  G.  B.  1276.  —     2)  C    G.  B.  1382. 
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Der  Irrtlmm  in  BetreiF  eines  Motivs,  das  beiden  Parteien 
gemeinschaftlich  ist,  oder  der  nach  der  Natur  der  Sache  als  ein 
solches    angesehen  werden   kann ,     annullirt  ebenfalls '  den    Vertrag, 

Z.  B.  A.  glaubt,  Schuldner  Ton  B.  zu  sein,  und  dieser  hält 
sicli  seinerseits  für  den  Gläubiger  des  A. ;  B,  lasst  sich  daher  ein 
Scliulddocuuient  von  A.  an  Zahliingsstatt  geben.  Hier  ist  beiderseits 
Irrthuin ,    der  Vertrags  ist  daher  ungiUig. 

Nicht  so  verhält  es  sich  aber  beim  Irrthum,  der  aus  einem 
Motiv  entsteht,  das  nur  der  einen  Partei  eigen  ist.  Ein  solcher 
Irrtlium  kann  die  Einwilligung  nur  dann  annulliren,  wenn  der- 
jenige, dem  sie  gegeben  worden,  verstanden  hat,  dass  die  gegen 
ihn  eingegangene  Verbindlichkeit  der  Wirklichkeit  dieses  Motivs 
als   eine  darin   begriffene    Bedingung   unterworfen    war. 

Z.  B.  A»  glaubt ,  dass  ein  Quantum  Salz ,  das  er  auf  einem  ge- 
wissen Schiffe  verladen,  zu  Grunde  geg-augen  ist ,  er  kauft  daher  ein 
anderes  Quantum ,  um  es  an  seine  Bestimmung"  zu  senden ;  es  er- 
gab sich  aber ,  dass  die  erste  Ladung  nicht  zu  Grunde  gegangen  ist, 
der  zweite  Kauf  muss  dennoch  bestehen. 

Alle  Fragen,  die  in  den  angegebenen  Fällen  entstehen  kön- 
nen, lassen  sich  aus  der  Abfassung  und  der  Natur  des  Vertrags, 
aus  dem  Gegenstande,  der  das  Versprechen  ausmacht,  so  wie 
nach    den  Umständen  entscheiden. 

Der  gleiclie  Grundsatz  wäre  zu  befolgen,  wenn  ein  Rechts- 
irrthum,  den  eine  Partei  anrufen  würde,  um  ihre  Einwilligung 
ungiltig  zu  machen,  in  Erwägung  zu  ziehen  wäre.  Mit  Ausnah- 
me der  Fälle,  die  dem  Gesetze  zuwiderlaufen^),  annullirt  diese 
Art  Irrthum  die  Einwilligung ,  die  dessen  Ursache  war.  Dieses 
Mittel  würde  aber  nicht  zugelassen,  wenn  dieser  Irrthum  nicht 
den  Grund  zur  Verbindlichkeit  gelegt  hätte,  sondern  sich  erge- 
ben würde,  dass  derjenige,  welcher  die  Verbindlichkeit  eingegan- 
gen, ein  anderes  Motiv  dazu  gehabt  hätte,  wäre  es  sogar  nur 
gewesen,  um  eine  blosse  Gewissenspflicht  zu  erfüllen,  oder  auf 
eine  Ausnahme  zu  verzichten,  die  Jedem  anzurufen  oder  zu  un- 
terlassen ,     freisteht. 

Zweiter   Artikel. 

Die    Einwilligung   darf  nicht  durch  Zwang  erpresst 

werden, 

151.  Niemand  kann  zu  einer  Verhandlung  gezwungen  wer- 
den.     Der  Zwang    annullirt   ihre    Wirkung-).     Die  Fälle,    in    wel- 


1)  C.  G.  B.  2052.  -^  2)  C.  G.  B.  Uli.  Zwang  besteht  in  der  Androhung 
eines  Uebels,  um  Jemanden  durch  die  dadurch  erregte  Furcht  zu  einer  ihm  nach- 
theiiigen  Handlung  zu  bewegen.  ^ 
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clien  man  Bagen  kann,  dass  ein  Engagement  nicht  freiwillig  ein- 
gegangen worden ,  ricliten  sich  nacli  den  Umständen  und  den 
Personen  *). 

Dieses  Princip  mildert  sich  aber,  wenn  ans  Gründen  für 
das   allgemeine    Beste    das    Privatinteresse   weiclien    raiiss. 

Z.  B.  Besitzer  von  g-e^visseu  Waareii,  die  Ton  grossem  Be- 
diirfniss  sind,  können,  wenn  Mangel  daran  eintritt,  Ton  der  Regie- 
rung' g-ezAvnngen  werden,  sie  zum  Verbranch  auszuliefern^),  "wenn 
aucli  diese  damit  speculiren  wollten.  So  kann  auch  das  öffentliche 
Bediirfniss  Veranlassung  zur  Ausübung^  des  Vorkaufsrechts,  zu  Requi- 
sitionen von  Verzehrungsgegensta'nden ,  Materialien  oder  Waaren, 
Pferden ,  Fuhrwerken ,  Vieh  ,  Schiffen  zum  Transport  gehen ,  denen 
man  sich  nicht  entziehen  kann,  ohne  in  die  Strafen  zu  verfallen,  die 
in  "ge^vis&en  Fallen  durch  allgemeine  Gesetze  oder  durch  Verordnun- 
gen einer  Behörde,  nach  Erforderniss    der    Umstände    bestimmt    sind  ^) 

Diese  Principien  erstrecken  sich  sogar  oft  auf  das  Privatinteresse, 
wie  noch  spater  dargethan  werden  soll,  wenn  die  Rede  von  den 
Quasi  -  Coutracten  und  vom  Concordat  im  Falliment  ist. 

DritterArtikel, 

Die  Einwilligung    darf  nicht  durch  Betrug*)  erscL liehen 

werden. 

152.  Treue  wnd  Glauben  erlauben  nicht,  dass  man  sich 
auf  Kosten  eines  Andern  bereichere;  sie  gebieten  Gleichheit  bei 
Verhandlimgen  von  gemeinschaftlichem  Interesse;  sie  wollen  nicht, 
dass  ein  Contrahent  dem  andern  Sachen  vorspiegele,  um  ihn  zu 
einem  Entschlüsse  zu  verleiten,  den  er  nicht  gefasst  haben  wür- 
de, wenn  ihm  die  Wahrheit  der  Sache  gesagt  worden  wäre; 
eben  so  wird  gegen  Treue  und  Glauben  gehandelt ,  wenn  man 
die  Wahrheit  verstellt,  deren  Kenntniss  die  eine  Partei  verhin- 
dert hätte,  das  Geschäft  abzuschliessen ,  odet  wenn  sie  in  Fol- 
ge dessen,  was  man  ihr  glauben  machte,  nur  gewisse  Bedin- 
gungen   eingegangen    hätte. 

Diese  Vorschriften  berühren  aber  nur  das  Gewissen,  da  es 
moralische  Ungerechtigkeiten  gibt,  denen  man  unmöglich  auf  ge- 
setzlichem   W^ege    vorbeugen    oder    auf    gerichtlichem   Einhalt    thun 


1)  Zwang  ist  vorhnndpn  ,  wenn  er  auf  eine  vcrnünfti;;o  Person  Kindrnck  ma- 
chen und  ihr  Furcht  einllösscn  kann,  sich  seihst  oder  ihr  ^  ermöjion  aul  der 
Stelle  einem  grossen  Unglück  auszusetzen.  Man  ninuut  in  diesem  Kall  auch  das 
Alter,  das  (ieschlecht  und  den  Stand  der  Person  an.     C.  G.  l\.  Ulli,    . 

2)  C.  G.  H.  54.",.  —     3)  P.  G.  B.  475. 

4)  Betrug  nennt  man  jeden  Kunstgrilf,  der  angewandt  \*ird,  um  Jemanden 
zu  hintergehen.  Der  Betrug  kann  durch  ahsiciuliche  Verstellung  oder  Ver- 
schweigung der  Wahrheit,  so  wie  durch  äussere  KunstgriUc  begangen  »erden; 
im  erstem  Fall  ist  der  Betrug  negativ,    im  auderu  positiv. 
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kann.  Das  Handelsinteresse  erlaubt  nicht,  dass  man  so  leicht 
den  Parteien  verstatte,  auf  ein  abgeschlossenes  Geschäft  zurück- 
zukommen ;  sie  müssen  es  sich  selbst  zusclireiben ,  wenn  sie  sich 
nicht    besser    von    einer    Sache    unterrichtet    haben. 

153.  Wofern  daher  nicht  das  Wesen  des  Vertrags,  wie 
sich  später  aus  den  Beispielen  über  die  Glücks- Verträge  ergeben 
wird,  der  einen  Partei  gebietet,  die  andere  von  Allem,  was  sie 
zu  wissen  nöthig  hat,  in  Kenntniss  zu  setzen^);  so  wird  eine 
falsche  Angabe,  der  Irrthum ,  in  welchem  der  andere  Coutrahent 
sich  befand,  den  man  wissentlich  benutzt  hat,  bloss  angesehen, 
als  könne  sie  tinen  Vertrag  annulliren^),  wenn  dergleiclien  Kunst- 
griffe ^)  dem  Ricliter  als  ein  wahrer  Betrug  erscheinen ;  in  ge- 
wissen Fällen  können  sie  sogar  durch  die  Gesetze  bestraft 
werden  *). 

Uebrigens  ist  es  wichtig,  den  grossen  Unterschied  merk- 
lich zu  machen,  der  zwischen  den  Fällen,  wo  eine  Obligation 
wegen  Hinterlist    oder    Betrug    angegriffen    wird,     und     denjenigen, 


1)  H.  G.  B.  348.  —    2)  C    G.  B.  IIIO. 

3)  Nach  dem  C.  G.  B.  Art.  IIIH  müssen  die  angewandten  Kunstgriffe  den  Be- 
trug augenscheinlich  machen,  um  die  Nullität  des  Vertrags  zu  bewirken-, 
der  Betrug  darf  nicht  vermuthet,  sondern  muss  erwiesen  werden.  Z.  B.  es 
kauft  Jemand  für  100,000  Francs  in  Folge  von  Kunstgrifl'en  ,  die  man  gegen  ihn 
angewendet  hat,  ein  Haus,  das  nur  90,000  Francs  "werth  ist.  Der  Vertrag  ist 
giltig,  denn  es  ist  kein  Beweis  vorhanden,  dass  der  Käufer  nur  zu  letzterem 
Preise  gekauft  hätte.  Der  Käufer  kann  nur  wegen  der  10,000  Francs  auf  Ent- 
schädigung klagen.  Der  Betrug  ist  im  Vertrag  nur  beifällig  (incidenter  Be- 
trug). "Wäre  aber  das  in  Folge  angewandter  KunsfgnflTe  zu  100,000  Francs  ge- 
kaufte Haus  nur  die  Hälfte  werth  ,  so  kann  eine  Klage  auf  Entschädigung  dem 
Käufer  nicht  dienen  und  d«r  Betrug  annullirt  das  Geschäft.  Rogron. 

4)  Selten  ereignet  sich,  dass  die  Person,  welcher  der  Betrug  nützt,  nicht 
auch  Mitschuldiger  ist;  in  diesem  Falle  ist  der  Vertrag  null  und  nichtig;  wird 
aber  der  Betrug  von  einem  Dritten  angewandt,  so  zieht  er  die  Nullität  des 
Vertrag«  nicht  nach  sich;  die  betrogene  Partei  hätte  bloss  eine  Schadenklage 
gegen  denjenigen,  welcher  sie  contrahiren  machte.  Der  Zwang  hingegen  annul- 
lirt den  Contract,  selbst  wenn  er  von  einem  Dritten  ausgeübt  wurde.  Der  Grund 
dieses  Unterschieds  liegt,  nach  einigen  Autoren,  darin,  das  diejenigen,  welche 
Zwang  ausüben,  sich  (meistens)  unkenntlich  machen,  so  dass  keine  Schaden- 
klage gegen  sie  angebracht  werden  kann,  weil  sie  unbekannt  bleiben,  und  der 
^daraus  entstehende  Nachtheil  wäre  am  Ende  nicht  zu  ersetzen,  wenn  der  Vertrag 
nicht  annullirt  würde.  Der  Betrug  kann  nur  durch  bekannte  Personen  Statt  ha- 
ben, weil  er  ein  grosses  missbrauchtes  Zutrauen  voraussetzt;  und  da  hier  die 
Schadenklage  gegen  sie  Statt  haben  kann,  so  ist  kein  Grund  vorhanden,  um 
den  Contract  zu  annullrren.  Andere  Autoren  leiten  den  Unterschied  aus  demje- 
nigen auf  eine  natürliche  Weise  her,  der  zwischen  dem  Irrthum  ,  dem  Zwang 
und  dem  Betrug  besteht;  sie  sagen,  der  Irrthum  zerstört  die  Einwilligung,  der 
Zwang  raubt  ihr  ihre  Freiheit.  Der  Betrug  hingegen  hindert  nicht,  dass  die 
Parteien  freiwillig  eingewilligt  haben,  und  wenn  der  Vertrag  annullirt  ist  ,  so 
geschieht  dies  einzig  und  allein  wegen  der  Schadloshaltung  für  den  Nachtheil, 
den  der  Betrug  verursacht  hat;  daraus  folgt,  dass,  wenn  der  Betrug  von  einem 
Dritten  verübt  wurde,  dieser  wegen  Schadloshaltung  gerichtlich  verfolgt- werden 
kann,  folglich  kein  Gnind  vorhanden  ist,  einen  Vertrag  zu  annuUiren,  der  sich 
auf  die  freie  Einwilligung  der  Parteien  stützt;  ist  aber  Zwang  vorhanden,  selbst 
wenn  er  von  einem  Dritten  verübt  worden,  so  war  die  Einwilligung  nicht  frei- 
willig, der  Vertrag  ist  daher  in  seiner  Substanz  ungiltig.  Rogron. 


123 

wo  man  vorgibt,  dass  der  Act  materiell  falsch  ist,  bestehen  kann. 
Im  erstem  Falle  ist  es  am  Handelsgericht,  die  angewandten  Be- 
trugsmittel zu  würdigen;  im  andern  Falle  ist  ihm  untersagt,  i'iber 
die  VValirheit  oder  die  materielle  Falschheit  des  Acts  zu  spre- 
chen   (s.    No.    1350.). 

Zweiter    Abschnitt. 

Von    Sachen,    die    den  Gegenstand  kaufmännischer 
Vertrage  ausmachen  können. 

154.  Jedes  Engagement  rauss  entweder  einen  Gegenstand 
betreffen,  wovon  der  Schuldner  das  Eigenthum,  den  Gebraucli, 
manchmal  auch  nur  den  blossen  Besitz  zu  übertragen  sich  ver- 
bindlich maclit;  oder  es  muss  sich  auf  eine  Handlung  Deziehen, 
die  er  zu  thun  oder  nicht  zu  thun,  oder  zu  verstatten  sich  ver- 
bindet; oder  es  muss  ein  Risico  betreffen,  das  er  auf  sich  nimmt*). 
Dies  nennt  man  im  Recht  eine  Sache  ').  Diese  Sache  muss  ge- 
wiss und  die  darauf  Bezug  habende  Verhandlung  erlaubt  sein  ^) ; 
auch  muss  die  Erfüllung  des  vom  Schuldner  gethanen  Verspre- 
chens möglich  sein.  Was  die  Unmöglichkeit  betrifft,  darüber  s, 
No.   238, 


§.1. 

Von    derNothveendig'keit    einer    gewissen    Sache. 

155,  Der  Vertrag  muss  den  Gegenstand  so  zu  erkennen 
geben,  dass  man  bestimmt  weiss,  in  was  er  besteht.  In  Betreff 
körperlicher  Gegenstände  ist  es  wichtig,  deren  substantielle  Form 
von  der    zufälligen    zu    unterscheiden. 

Die  substantielle  Form  gibt  der  Sache  ihr  Dasein,  und 
dies  auf  eine  Weise,  dass  die  Veränderung  dieser  Form  einen 
neuen   Gegenstand    hervorbringt. 

Ein  Vertrag  über  Oel  und  Soda  "würde  nicht  auf  doufonJ'^pn 
über  Seife,  aus  Oel  und  Soda  fabrizirt,  anziiAvenden  sein,  ^veuii  auch 
die   Seife   ohne   Wissen  der   Parteien   fabricirt   Avorden   wäre. 

Die  zufällige  Form  besteht  nur  in  Modiücationen ,  die 
«ber    an    der   Saclie   selbst   nichts    ändern,    sie   bleibt   wie    zuvor, 

1)  C.  (i.  B.  1120  und  1127. 

2)  Unter  einer  8  a  c  li  e  versteht  man  im  ursprunglichen  Sinuc  einen  vernunfl- 
loscn,  boj^ränzten  Körper,  welcher  einer  >*illkü!irlithen  menschlichen  Kinwirkunj; 
fähij?  ist,  un<l  d.iher  auch  Ohject  von  Hechten  sein  kann.  In  juristischem  Sinne 
heisst  Sa<lie  Alles,  was  ()l»ject  von  Kochten  sein  kann,  im  (ie^jensatz  und 
mit  Ausschliessung;  von  Terson  als  iSubject  von  Hechten.  Makcldc,v,  Lehr- 
buch des  heuii^on  römischen  Rechts. 

3)  C.  G.  B.  1128  und  1129. 
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Ein  Vertraj»'  Mher  Getreide  in  Sacken  würde  zu  deniienig-en  iiber 
Getreide  in  Haufen  aiifg-escbtittet  passen,  weil  der  Gegenstand  vorban- 
den ist  und  das   Auspacken    keinen  neuen  Körper  producirt. 

Wenn  mehrere  Gegenstände ,  die  in  Gattung  und  Art  einan- 
der ähnlich,  oder  sogar  darin  verscliieden  sind,  eine  einzige  Con- 
Tention  ansmaclien,  so  wird  diese  Vereinigung  in  Allem,  was  diese 
Convention   betrifft,   als   eine   und  dieselbe   Sache   angesehen. 

Oft  können  auch  Sachen  den  beabsichtigten  Zweck,  ohne 
Ilinzuthun  anderer,  die  zu  Ihrem  Dienste  gehören  und  welche 
man  accessorische   oder   Nebensachen    nennt,    erfüllen, 

Z.  B.  Masten,  Seg-el,  Taue,  Anker  eines  Scbiffes,  Utensilien  und 
Maschinen  einer  Manufactur  oder  Werkstatte,  Tische,'  Pulte  etc.  in 
einem  Contor  oder  Magazin,  und,,  was  oft  wicbtig;er  ist,  das  Recbt, 
sich  Ausbängeschilder,  Zeicben  und  kanfmanniscber  Benennungen  in 
einem  Etablissement  zu  bedienen,  baben  gleiches  Loos  mit  dem  Schiffe, 
der  Manufactur,  dem  Etablissement,  wovon  in  der  Convention  die  Rede 
ist,  selbst  \venn  sie  augenblicklich  davon  g-etrennt  worden  wären, 
falls  sie  nicht  schon  den  Gegenstand  einer  andern  Verbandlung*  aus- 
gemacht haben,  oder  wenn  nicbt  durcb  Umstände  klar  erwiesen  wer- 
den kann,  dass  die  Absicht  zum  Grunde  lag-,  sie  von  der  Verband- 
hmg-  auszuschliessen. 

156.  Die  Natur  des  Vertrags  kann  allein  zur  Entscheidung 
dienen,  wann  und  wie  die  Sache,  die  den  Gegenstand  ausmacht^ 
vorhanden  sein  muss*  Im  Gliicks-Vertrag  ist  die  Hoffnung,  die 
Möglichkeit,  dass  eine  Sache  existirt,  zu  dessen  Giltigkeit  hinrei- 
chend ^) ;  es  ist  mehr  das  eventuelle  Recht,  das  die  Materie  aus- 
macht,  als    die   Sache   an  und  für    sich    selbst. 

Bei  andern  Verträgen  macht  man  mehrere  Unterscheidungen, 
je  nachdem  der  Gegenstand  der  Convention  angegeben  isl,  als 
bestehe  er  für  die  Gegenwart  oder  Zukunft^),  und  je  nachdem 
die  Gesetze  oder  Verordnungen  die  Befugniss  beschränken ,  über 
Sachen,  die  man  nicht  besitzt,  oder  die  in  der  Wirklichkeit  noch 
nicht  vorhanden  sind,  zu  .verhandeln^).  Die  Anwendung  dieser 
Vorschriften  soll  noch  bei  den  verschiedenen  Verträgen  angege- 
ben   werden. 

In  Folge  dieser  Grundsätze  kann  man  sich  giltiger  Weise 
zu  einem  Darlehn,  zu  Vorschüssen,  zu  einem  Depositum,  zu  einem 
Unterpfand,  zu  Arbeiten,  die  man  Jemandem  aufträgt  etc.,  verbind- 
lich machen.  Zu  dem  Ende  kann  man  Verträge  schliessen,  de- 
ren Erfüllung  man  rechtmässiger  AVeise  nicht  verweigern  kann, 
und  als  Aequivalent  dieser  zukünftigen  Verbindlichkeit  gegenwärtige 
Rechte,   selbst   Hypotheken,    erwerben    (s.   No.    1137.)« 


1)  C.   G.  B.   J964.   —    2)  C.   G.  B.  1130  und   1601.  -~    3)  P.    G.   B.   419. 
421.  423. 
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Der  Gegenstand,   welclier   einem    Vertrage    zum   Grunde  liegt, 
kann   auf    mehrere    Arten    bestimmt   werden: 

1 )  Durch  die  ilim  eigenthümlichen  Merkmale,  so  dass  man  nicht 
nur  die  Sachen  von  verschiedener  Natur,  sondern  aucli  die 
von    gleiclier    Gattung    unterscheiden    kann. 

Z.  B.  Es  verspricht  Jemand^  einen  Grauschimmel  zu  liefern  ,  zu 
veruiiethen,  zu  verpl^indeii.  Nur  das  so  bestimmt  au^egebene  Pfand 
kann  verlangt  und  ang'eboten  werden, 

2 )  Der  Gegenstand  kann  zugleich  durch  seine  Gattung,  die  ilin 
von  allen  Gegenständen  einer  andern  Gattung  unterscheidet, 
und  durcli  Angabe  einer  gewissen  Anzahl  oder  eines  gewis- 
sen   Theils    von    Sachen  dieser  Gattung  bestimmt  werden. 

Z.  B.  Ks  verspricht  Jemand,  ein  Pferd  aus  seinem  Gestüte  zu 
liefern,  zu  vermietheu,  zu  verpfinden.  Die  Unbestiniintlieit  kann  um 
so  beschrankter  sein,  da  sie  sicii  melir  der  Bestiinmtl  eit  der  Indivi- 
dualität nähert.  Die  so  bezeichnete  Sache  muss  lieliefert  ^N'erden,  so 
lange  noch  von  ihrer  Gattung  und  unter  der  vojn  Schuldner  angegebe- 
nen Zahl  oder  dem  Theil  ein  Pfand  vorhanden  ist, 

3)  Endlich  kann  der  Gegenstand  nur  durch  seine  Gattimg 
bestimmt  werden  ^),  was  die  ausgedehnteste  Bestimmt- 
heit ist,  die  zugegeben  werden  kann^);  denn  man  könnte 
nicht  etwas  versprechen,  weil  die  Unmöglichkeil,  die  Gat- 
tung der  versprochenen  Sache  zu  kennen,  nicht  erlauben  würde, 
irgend  eine,  die  angeboten  oder  verlangt  werden  könnte,  zu 
bezeichnen.  In  diesem  dritten  Falle  wäre  der  Gläubiger  nicht 
berechtigt,  irgend  eine  der  Sachen  von  der  bezeichneten  Gat- 
tung vorzugsweise  zu  verlangen ;  ebenso  wenig  könnte  der 
Schuldner,  bevor  er  die  Zahlung  angeboten,  behaupten,  dass 
sie  als  specieller  Gegenstand  seiner  Verbindlichkeit  angese- 
lien   werde. 

Selbst  dann,  wenn  die  Sache  nur  durch  ihre  Gattung  be- 
stimmt ist,  muss  die  Convention  einen  Grund  von  Bestimmt- 
heit darbieten,  an  den  sich  in  streitigen  Fällen  der  Rich- 
ter halten  kann,  um  zu  entscheiden,  was  der  Schuldner  schul- 
det   und    der    Gläubiger    fordern    kann. 

Z.  B.  die  Verbindlichkeit,  Getreide  zu  liefern,  oder  das  Quan- 
tum Getreide  /n  liefern,  das  dem  freien  ^VilIell  desjenijicu,  der  sich 
verbindet,  anhcim  gestc^lll  ist,  konnte  keine  V\'irkujig  liabrn,  ^^ eil  z>Ni- 
scben  einem  kleinen  Tlwil  bis  zu  riiuseiulcn  von  Sacken  eine  Unbe- 
stinnnthelt  ist,  nach  'weicher  der  Kicitter  nicht  erkennen  kann,  \>as 
die  Parteien  verstanden  haben.  Die  Qu.uitil.il  muss  also  aus^^^ed nickt 
sein,  oder  der  Act  muss   die  JMiltel  un   die  Hand  geben,   sie  beslinunea 


1)   Kinc  Sache  ist  brstininif,  wenn  man  deren  Gattung,  Qualität   und  Ou.inti- 
tät  kennt.  —    2)  C.  {;.  |J,    ii2y. 
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ZW  können,  Z.  B.  wenn  es  ein  Mittel  g'äbe,  den  g-uten  öclei*  bösen 
Willen  desjenigen  zn  wiirdigen,  der  versproclieu  hat,  an  Getreide, 
so  viel  er  kann,  zu  einem  bestininitenPreise  vom  Sack 
zu  liefern,  wo  dann  im  streitigen  Falle  der  Ricbter  seineu  Spruch  auf 
diese  relative  Möglichkeit  gründen  könnte.  Ein  Gleiches  lasst  sich 
auch  von  einem  unbestimmten  Versprechen  über  eine  Quantität  sagen, 
deren  Betrag*  dem  Schiedsspruch  eines  Dritten  anheim  gestellt  ist,  und 
wenn  dieser  nicht  entsclieidet,   so  ernennt  der  Richter  Experten. 

Da  die  Handelsgeschäfte  oft  mit  aleatorischen  Bedingungen 
Termischt  sind,  so  ist  man  in  Betreff  der  Nothwendigkeit,  im  Act 
einen  Grund  aufzusiicJien,  um  die  Unbestimmtheit  der  versproche- 
nen Sache  zu  heben,  nicht  sehr  streng;  man  entschliesst  sich 
nach  den  Umständen  und  der  gegenseitigen  Lage  der  Parteien  und 
erwägt,  ob   ihr  Engagement  aleatorisch   ist  oder  nicht. 

Man  theilt  endlich  die  Sachen  in  fungible  und  nicht  fun- 
gible ab.  Fungible  (vei brauchbare)  Sachen  (clioses  foitiflhles) 
werden  diejenigen  genannt,  die  nach  Zahl,  Maass,  oder  Gewiclit 
geliefert  werden  müssen  und  keine  eigen thümliche  Merkmale  an 
sich  haben,  oder  die,  da  sie  bestimmt  sind,  sich  entweder  zu  ver- 
zehren, oder  durch  den  Gebrauch,  den  man  davon  macht,  wieder 
ans  den  Händen  zu  gehen ,  immer  durch  Sachen  gleicher  Art 
ersetzt  werden  können ,  so  dass  also  eines  für  das  andere  die- 
nen kann.  Nicht  fungible  (nicht  verbraiichbare)  Sachen  (cJw- 
ses  non  fungibles)  haben  eigenthümliche  Merkmale,  die  sie  von 
Sachen  gleicher  Gattung  so  unterscheiden,  dass  keine-  andere, 
obgleich    ähnliche,  ihre   Stelle  vertreten   können.    - 

IdT.  Ist  im  Act  nichts  genau  bestimmt  oder  auseinander  ge- 
setzt, so  müssen  die  Umstände  dem  Richter  die  Mittel  an  die  Hand 
geben,  das,  was  der  Eine  versprochen  und  der  Andere  bedungen 
liat,  zu  bestimmen,  besonders  wenn  es  sich  darum  handelt^  zu 
thun,  thun  zu  lassen  oder  nicht  zu  thun.  In  solchen  Fällen  muss 
der  streitige  Punct  des  Vertrags  zu  Gunsten  desjenigen,  der  sich 
verbindlich  gemacht,  ausgelegt  werden,  weil  die  Convention  die 
natürliche  Freiheit   zu  handeln,   oder   nicht  zu   handeln,   beschränkt« 


§.  2. 


Von    der  Noth  we  hdi  gk  eit,    dass    die    Verbindlichkeit 

erlaubt   sei. 

158.  Es  ist  unnöthig,  in  die  Gründe  einzugehen,  warum 
ein  unerlaubtes  Engagement  keine  Rechte  verleiht,  deren  Ausübung 
das  Gesetz  zusichert.  Hier  ist  nur  zu  wissen  nöthig,  in  welchen 
Umständen  und  unter  welchen  verschiedenen  Verhältnissen  ein 
Engagement  unerlaut)t  ist. 

Es  gibt  Sachen,  die  weder  ein  ausschliessliclies   Recht  geben 
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können,  ohne  der  OiTcntliclien  Ordnung  zu  srliadf'n,  oder  die  nicht 
Gegenstand  von  Verliandliingen  sein  können,  ohne  die  gesellschaftli- 
chen  Convenienzen   oder  die  peinlichen   Gesetze   zu  verletzen, 

Niemand  kann  also  eine  UebL'reiukuiift  sciiliessen ,  ^vodurcli  er 
einem  Andern  auf  sein  Leben  Keclite  ertheilt,  obg-Ieich  es  jedoch  er- 
laubt ist,  ein  Eng-agement  zu  contrahiren,  nach  welchem  man  es  be- 
sonders aufs  Spiel  setzen  kann.  JNiemand  kann  das  Hecht  verkaufen 
oder  cedireu ,  dass  ein  Anderer  seinen  Namen  trag-e.  Concessionen 
dieser  Art  würden  zu  einer  Quelle  von  Betriig-ereien  oder  Unurdaun- 
g-eu  führen. 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  würde  eine  Convention,  die  man  mit 
einem  Reg^ierungsbeamten  sciiliessen  w^ollte,  um  durch  seine  Verwen- 
dung ,  g^eg-en  eine  gewisse  Summe  oder  einen  gewissen  Antheil  am 
Geschäft,  die  Concession  zu  Errichtung  einer  Fabrik,  zu  einem  Hüt- 
tenwerk etc.  zu  erhalten,  unerlaubt  sein.  Wer  aber  mit  einem  Con- 
curreuten,  der  ein  ähnliches  Gesuch  einreichen  "Nvill,  die  IJebereinkunft 
träfe,  dass  dieser  davon  abstehe  und  dagegen  zum  Gelingen  seines 
Unternehmens  beitrage,  ein  solcher  könnte  rechtmässiger  Weise  als 
Belohining  dafür  ein  Engagement,  das  sich  nach  Geld  abschätzen  lässt, 
eingehen.  Um  so  mehr  kann  also  derjenige,  welcher  eine  Coucessiou 
erhallen, "  seine  Hechte  einem  Andern,  wie  bereits  No.  110.  gesagt 
worden,  verkaufen.  Die  Concession  von  Seiten  der  Regierung  liat  eio 
nutzbares  Hecht  ertheilt,  das  IMaterie  und  erlaubter  Gegenstand  einer 
Convention  wird  *)  ,  jedoch  nur  unter  den  Beschränkungen,  w?lche 
die  Verordnungen,  die  sich  auf  diese  Materie  beziehen,  herbeiftihrea 
können. 

Also  kann  man  eine  gewisse  .Summe  als  Preis  für  Niederlegung 
eines  Amtes  bedingen,  für  welches  dem  Titular  gestattet  ist,  seineu 
N.ichfulger  dem  König  vorzuschlagen,  wie  dies  bei  dem  Amte  eines 
Wechselsensals  oder  Courtiers  der  Fall  ist  ^).  Dies  ist  aber  eine 
Ausnahme  von  der  Regel,  die  aus  der  speciellen  Gesetzgebung  über 
diese  Gattungen  von  Anstellungen  hervorgeht  und  nicht  auf  andere 
Fälle  ausgedehnt  werden   kann. 

Endlich  kann  Alles,  was  vom  Gesetze  tmtersagt,  oder  als 
strafbar  erklärt  und  mit  mehr  oder  minder  strengen  Strafen  be- 
legt ist,  erlaubter  Weise  nicht  unternommen,  versprochen  oder  be- 
dungen  werden. 

Da  also  der  Scla,venhandel  untersagt  ist  ^),  so  ist  jede  darauf 
Bezug  habende  Convention  unerlaubt.  So  werden  alle  diejeulgeu  be- 
straft,  Avelche  verfälschte  Getränke,  verdorbene,  der  Gesundheit  der 
Menschen  und  Thiere  schädliche  Lebensmittel,  oder  Gegenstände,  die 
nach  gewissen  Saniluts- Verordnungen  verdächtig  sind,  verkciufeii.  Eben 
so  können  auch  nicht  Bilder,  Kupferstiche  und  Schriften,  die  den  Ge- 
setzen, der  iMoraliiiit,  der  Achtung,  die  jeder  l>ürger  der  Religion, 
dem  Kufe  Anderer  schuldig  ist  p.ic.  *),  bekannt  gemacht,  zum  Verkauf 
ausgestellt  o<Ier  Gegenstand  einer  knufniännischen  Verhandlung  werden, 
ohne  dass  sich  die  Parteien  den  Strafen  ausselzeu,  welche  die  Gesetze 


I 


1)  Cass.  5.   Aug.   1800.  —    2)  Ges.  ▼.  28.  April   iSifi.    Ab\r.  Urth.  v.  3.  Mar» 
1825.  —    3)  Qca.  v.  15.  April  l8lS.  P.  CJ.  ß.  475.  —     4)  P.   G.   13.  287. 
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zur  Unterclrücknng  cler  durch  die  Presse,  durcli  KupferslicLe  etc.    be- 
gaiigeiieu  Verbrechen  und  Vergehen  aussprechen. 

159.  Noch  häufiger  ereignet  es  sich,  dass  Sachen,  die  an 
sich  selbst  Gegenstand  erlaubter  Conventionen  sein  könnten  und 
es  aucli  gewöhnlich  sind,  gewisser  Personen  oder  gewisser  Um- 
stände wegen  nicht  Gegenstand  von  Verhandlungen  sein,  oder  es 
wenigstens  nur  mit  gewissen  Einschränkungen  werden  können. 
Dies  sind  nämlich  diejenigen  Conventionen,  wodurch  man  beabsich- 
tigte, fremde  Erzeugnisse,  deren  Importation  verboten  ist,  einzu- 
kaufen, zu  verkaufen  oder  einzuführen,  oder  wodurch  man  die 
Eingangsrechte,  die  Formalitäten  und  die  wegen  der  Einfuhr  nicht 
verbotener  Artikel  vorgeschriebenen  Vorsichtsmaassregeln  umgehen 
will ,  was  die  Douanengesetze  mit  dem  Worte  Schleichhan- 
del  (contrehande)    oder   Defraudation   (f runde)  belegen^). 

Ebenso  sind  aucli  die  Assecuranzen  verboten,  wodurcli  i\.ün 
Schmugglern  oder  Schleichhändlern  bei  Confiscation  der  Waare 
und   Geldstrafen   eine    Entschädigung    versprochen   wird  ^). 

lÖO.  Schleichhandel  und  Defraudation  sind  Delicte,  welche 
die  Gesetze  auf  verschiedene  Weise  bestrafen,  und  die  sogar,  nach 
obwaltenden  Umständen,  als  Verbrechen  angesehen  werden  können. 
-  Aber  selbst  dann,  wenn  sie  nicht  solche  Merkmale  an  sich 
tragen,  nm  als  Delicte  angesehen  nnd  bestraft  zu  werden,  sind 
sie  doch  nichts  destoweniger  verbotene  Handlungen;  da  die  Ge- 
setze, selbst  abgesehen  vou  jeder  peinlichen  Sanction,  schon  das 
Gewissen    verpflichten. 

161.  Hier  ist  es  am  Orte,  in  Bezug  auf  besagte  uner- 
lanbte  Geschäfte,  nocli  einige  Vorschriften  zu  ertheilen,  die  die- 
sem  Gegenstande    besonders    angehören.  -      '  ^ 

Alle  Verliandlungen  iiber  Waaren,  deren  Einfuhr  verboten 
ist,  sind  null,  weil  sie  Sachen  betreffen,  die  das  Gesetz  gleich- 
sam aus  dem  Handel  verbannt  hat  ^) ,  so  dass  keiner  der  Con- 
trahenten  sich  dabei  auf  seinen  guten  Glauben  berufen  kann. 
Das  Gesetz,  das  den  Verkauf  verbietet,  verbietet  folgerungsweise 
auch  den  Einkauf.  Jedoch  ist  dies  dahin  raodificirt,  dass  Ge- 
scliäfte  in  Waaren,  deren  Ein-  oder  Ausfulir  bloss  gewissen  Be- 
dingungen oder  der  Verzollung  unterworfen,  nur  dann  null  sind, 
wenn  die  Contrahenten  unredliche  Absichten  hatten ,  und  sowohl 
Käufer  als  Verkäufer  wussten,  oder  es  ihnen  nicht  unbekannt 
schien,  dass  sie  durch  Defraudation  eingeführt,  ausgeführt  oder  in 
Circulation  gesetzt  sind.  Die  Folgen  davon  sollen  im  nächsten 
Abschnitt  angegeben    werden.  / 


1)  Ges.  V.  3.  Mai  1803.  —    2)  Abw.  ürtli.  v.  22.  Oct.  1825.  —    3)  C.  G.  B. 
1598. 
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Wenn  dergleiclien  Gescliäfte  schon  die  Gesetze  des  Staates, 
dem  der  Ilandelsiuann  angeliört,  verletzen,  so  dürfen  sie  um  so 
Menig;er  gegen  die  Redlichkeit  Verstössen.  Das  iXaturrecht  erlaubt 
aucli  nicht,  bei  andern  .Nationen  Geschäfte  oder  Unternehmungen 
zu  machen,  wobei  die  Uebertretung  der  Handelsgesetze,  denen  sie 
unterworfen  sind,  bezweckt  wiirde;  jedoch  scheint  es,  dass  der  bei 
verschiedenen  Völkern  übliclie  Gebrauch,  Handel  durch  Schmuggler- 
schiffe zu  treiben  (commerce  interlope^,  von  dieser  Regel  abge- 
gangen   ist.      Manchmal   wird    sogar    dieser  Handel    begünstigt  ^). 

162.  Die  kaufmännischen  Conventionen  dürfen  sicli  auch 
niclit  auf  Speculationen  erstrecken,  die  der  Gesellschaft  verboten 
oder  ihr  schädlich  sind,  noch  können  diejenigen  nicht  untersagt 
werden,    die   im    öffentlichen   Interesse   nöthig    sind. 

Folgende  Conveiitioneu  wären  z.  ß.  nicht  erlaubt;  Wenn  Meh- 
rere sich  verbinden,  bei  öffeniiichen  Versteig-erungen  sich  nicht  zii 
überbieten ,  um  die  ausgebotenen  Gegenslande  unter  ihren  Werth  zu 
bringen  ^);  ferner:  wncberiiclie  Einkäufe  und  andere  Mittel,  die  man 
anwendet,  lun  sich  ein  Monopol  zu  verschaffen;  Kunstgriffe  der  x\gio- 
tage ,  um  Verzebrirtnisgegenslände  ,  Waaren ,  Staatspapiere  über  oder 
unter  dem  Preis,  den  die  freie  Concnrrenz  bestimmt  hätte^  zu  brin- 
gen ^);  Specnlationen ,  die  man  Börsen  spiel  (Jen  de  dourse)  nennt^ 
die  in  Ein-  und  Verkäufen  besteLen,  welche  weder  zur  Bezie- 
hung-^  noch  zur  Auslieferung'  verbiiKllich  machen,  und  die  sich  nur 
durch  die  Cnrs-Differenz  auflosen  sollen;  Bedingungen,  wodurch  man 
sich  verbindlich  machen  würde,  National -Münzen  zu  einem  andern, 
als  dem  gesetzlichen  Werthe  zu  g-eben,  oder  zu  empfang-en  *) ;  solche 
endlich,  wodurch  man  bezwecken  würde,  die  in  Betreff  der  jMami- 
factureu  und  ^Verkstatten  geiroffenen  polizeilichen  Maassreg-eln,  wovou 
]No.   j08.  die  Rede  war,  zn  verletzen  oder   ihnen  auszuweichen. 

163.  Ebenso  verhält  es  sich,  in  Folge  dessen,  was  No.  110. 
gesagt  worden,  mit  jeder  Verhandlung  oder  Handelsoperation,  wo- 
bei durch  irgend  ein  Mittel  den  Rechten  desjenigen,  der  ein  Er- 
lindungspatent  erhalten,  oder  desjenigen,  welcher  sein  besonderes 
Zeichen  für  seine  Fabrikate  führt,  Eintrag  gethan  würde,  es  sei 
nun,  dass  man  sein  Verfahren  nachahmt,  oder  sein  Zeichen  miss- 
braucht ^  oder  nachgemachte  oder  mit  falschen  Zeichen  versehene 
Gegenstände    verkauft. 

Die  Nachahmung;  der 'Zeichen  wird  zwar  überhaupt  als  eine  Fäl- 
schung- bestraft ;  wer  aber  fabricirte  Gegenstände  mit  dem  Namen  eines 
andern  Fabrikanten  oder  mit  einem  andern  Fabrikorle  bezeichnet, 
wird    nur  correctioncll    bestraft    '-'). 

In  Brtreff  der  KInge  g*»geu  deu  Nacbmacher  s.  II.  (apitel, 
V.  Hauptst.    Vn.    Abtheilung-. 


1)  Beschluss    v.    12.  Decbr.    1«01    (21.  Frimaire  X),    1.  Dccbr.  1S02  MO.   Fri 
maire  XI),  Decret  v.   15.  Juni   I8IU  und  2().   Nov.  1811.  —     3)  P.  G.  ü.  412.  — 
3)   1».  (i.  B.  419.  Abw.  Lrlh.  18.  Juni  lS-28.  —  4)  P.  G.  B'.  475.  —  5)  P.  G.  B. 
142  uud  143.  und  Gesetz  v.  28.  Juli   1824. 
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Alis  dem  nämlichen  Grunde  darf  auch  Niemand  die  Firma 
einer  Unternehmung  oder  das  Aushängeschild  eines  Nachbarn,  der 
gleiches  Gewerbe  treibt,  für  sein  eigenes  Geschäft  annehmen. 
Dieses  Verbot  würde  sich  sogar  auf  die  Firmen  oder  Aushänge- 
Schilde  ausdehnen,  die,  wenn  auch  nicht  mit  andern  gleich,  doch 
so  ähnlich  mit  ihnen  wären,  dass  sie  zu  einer  Verwechselung  An- 
lass  geben  könnten.  Da  aber  kein  specielles  Gesetz  darüb'r  vor- 
handen ist,  wie  bei  den  Erfindungen  und  Zeichen ,  so  haben  die 
Richter  zur  Entscheidung  keine  andere  Vorschrift,  als  diejenige, 
welche   nicht   erlaubt.    Andern    Schaden    zuzufügen. 

164.  Hier  ist's  auch  am  Orte,  des  Nachdrucks  (co/</rr?/a« 
fow)  zu  erwähnen.  Er  besteht  nicht  ausschliesslich  in  der  Handlung, 
ein  Originalwerk  buchstäblich  und  ganz  ähnlich  zu  drucken  oder 
nachzustechen,  sondern  •Naclidruck  ist  auch,  wenn  ohne  des  Au- 
tors Bewilligung  das  Original  mit  verändertem  Datum  der  Ausgabe, 
anderer  Form  oder  mit  verändertem  Namen  des  Buclihandlers 
oder  Druckers  erscheinen  würde  ^),  sogar  wenn  dem  Werke  No- 
ten, Verbesserungen  und  andere  Zusätze  liinzugefügt  und  es  un- 
ter dem  Namen  „Comnientar"  ausgegeben  würde.  Audi  wäre  es 
Nachdruck,  wenn  ein  in  Frankreich  erscliienenes  Werk  in's 
Lateinisclie,  oder  in  eine  fremde  Sprache  übersetzt,  herausgege- 
ben   würde. 

Nicht  minder  als  der  gänzliche  Nachdruck  ist  auch  der 
theilweise  JVach  druck  verboten,  wie  z.  B.  Kupferstiche  in 
ihren  Umrissen  zu  copiren  und  zu  publiciren,  oder  Gemälde  nach- 
zusteclien.  Ebenso  darf  niclit,  bei  Herausgabe  einer  Sammlung 
verschiedener  Stücke,  das  Werk  eines  Andern,  oder  ein  merkli- 
cher Theil  desselben ,  ohne  dessen  Genehmigung  hineingebracht 
werden ;  docli  können  Stellen  daraus  angeführt  werden ;  sie  sind 
kein  Nachdruck,  so  lange  nicht  die  vernünftige  Gränze  dieser  Art, 
Arbeit  überschritten  wird. 

In  Klagsdclien  dieser  x4.rt  ist  es  am  RicLter ,  die  Uinsta'nJe  zu 
erwägen  -).  Aus  denselben  uiuss  sich  auch  ergeben,  ob  bloss  der 
Titel  eines  Werkes,  das  geineinscbaftliclies  Gut  ist,  Nachdruck  ist, 
wie  z.  B.  ein  Vocabularinm,  ein  Sprachlexicon ,  weil  die  Bearbeltun«^ 
dieser  Materie  ein  Erwerbsmittel  ist;  oder  ob  zu  herausg-»»gebenen, 
über  nicht  nachg-edruckten  Sdiriften  der  Name  eines  Autors  entleLnt 
ist,  \\m  sie  als  dessen  Werke  zu  publiciren;  oder  auch,  ob  einer  vorr 
_  hergeg-angenen  Ausgabe ,  zu  deren  Absatz  man  berechtigt  war ,  der 
Titel  oder  die  Jahreszahl  einer  spätem  Ausgabe  gegeben  worden,  zu 
deren  Herausgabe  der  Autor  oder  die  Personen,  die  ihn  repräsentlren, 
einen  andern  Verleger  autorisirt  hätten,  was  noch  in  No.  311.  erklärt 
werden  soll. 


1)  Cass.  28.  Froreal  XIl.  —    2)  Ab^r.  ürth.  3.  Mai  1836. 
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165.  Wenn  Jemand  In  Folge  seiner  Amtsverrichtungen  et- 
was geschrieben  oder  vorgetragen  hätte,  so  darf  es  nicht  ohne 
seine  oder  seiner  Rechtsinhaber  Erlaubniss,  selbst  wenn  er  dafür  eine 
Gebiihr   erhalten    hätte,    pirblicjrt    werden  ^), 

Die  Jouniole  luiben  jedoch  das  Recht ,  darüber  Rechenschaft  zu 
«•eben,  und  Icöniieii  so^ar  Alles,  Avas  eiu  Redner  «^espfocbe«  hat,  niit- 
theilen,  ohne  sich  deshalb  des  Narlidriicks  schuldig-  zu  inachen.  Eine 
solche  Publicalion  mnss  sich  Jeder,  der  6'lfeullich  spricht,  gefallen  las- 
sen; sie  g^eht  ans  der  JNalnr  der  Sache  hervor.  Aber  iNiemand  ist  be- 
recbfigt,  die  Rede,  die  in  einem  Journal  gestanden,  ohne  Bewilliünno* 
des  Redners  besonders  abzudrucken  und  verkaufen  zu  lassen.  Kur  in 
dem  Falle  leidet  dieser  Grundsatz  keine  xAnwendung-,  ^venn  die  Publi- 
cation  dessen,  was  ein  Beamter  gesprochen  oder  bekannt  gemacht  hat, 
kraft  des  von  ihm  bekleideten  olfenl liehen  Amtes  erfolgte.  So  kann 
man  also  ohne  Autorisation  die  Reden  der  IMinister,  Staatsrnlhe,  Be- 
richte der  Commission  der  Kammern,  die  Meinungen  der  Pairs  von 
Frankreich  und  der  Deputirten  der  Departemente,  die  auf  der  Tribüne 
gehalten  ^Verden,  mit  den  Gesetzen  mid  Gesetzes- Vorschlagen,  welche 
dazu  die  Veranlassung-  gaben,  von  I\euem  drucken,  ohne  dazu  der  Au- 
torisation derjenigen,  die  sie  g-ehalten  h.jben,  zu  bediirfeji.  Diese  Be- 
fuguiss  Aviirde  sich  aber  nicht  dcihln  erstrecken,  dass  man  die  Berichte 
und  Reden,  die  ein  solcher  Beamter  'wahrend  seiner  polilischea  Lauf- 
1bahn  gehalten,  als  Saminhuig-  herausg-abe. 

16^.  Es  ist  auch  verboten,  zum  Nachtheil  derjenigen,  denen 
das  Editionsrecht  eines  Werkes  zugehört,  lithographirte  oder  hand- 
schriftliche Copien  davon  zu  verbreiten;  um  so  weniger  dürfen 
Reden  oder  andere  Werke,  die  noch  nicht  gedruckt  worden,  als 
Bchriftliche    Copien   publicirt  werden. 

Die  Entschuldigung-,  der  Autor  habe  sich  geweig-ert,  sein  Manu- 
script  dem  Druck  zu  übergeben,  oder  die  im  Handel  verbreiteten 
Exemplare  seien  sehr  rar  und  theuer  g-eworden,  und  man  habe  daher 
der  Gesellschaft  einen  Dienst  durch  Publication  einer  neuen  Auliaäe 
leisten  wollen,  würde  in  obigen  Fallen  nicht  gelten. 

167.  Uebersetzungen  von  Werken  in  fremden  Sprachen  durch 
Autoren,  die  in  Frankreich  kein  aussdiliessliches  Recht  zur  Her- 
ausgabe haben,  sind  erlaubt  und  werden  im  Interesse  der  üeber- 
setzer,  um  ihre  Rechte  gegen  den  Nachdruck  zu  verwahren ,  als 
neue  Werke  angesehen,  so  dass  iNieniand  eine  Uebersetzung  ohne 
Einwilligung  des  L'ebersetzers  oder  seiner  Rechtsinhaber  drucken 
darf.  Würde  aber  von  einem  andern  Uebersetzer  eine  andere 
üebersetzung  gemacht,  so  würde  sie  nicht  als  Nachdruck  der 
vorhergegangenen  angesehen  ,  und  man  könnte  die  neue  höchstens 
als  Plagiat  betrachten,  wenn  es  sich  ergäbe,  dass  der  neue  LU-ber- 
setzer    sich   grossentheils   der   Ausdrücke  des    erstem   bedient  hätte. 


1)  Cas«.  29.   Termidor  XII.     Cnm.  30.  April   1825. 

9» 
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168.  Diese  Grundsätze  sind  auf  alle  literarischen  Ausar- 
beitungen ,  die  dem  Staate  angehören  ,  anwendbar.  Werden  i  on 
ihm  Autoren  oder  gelehrte  Gesellschaften  mit  der  Ausarbeitung 
von  Werken  beauftragt^  so  ist  er  in  diesem  Betracht  Commissio- 
när  der  Rechte  der  Autoren,  deren  Ausarbeitung  sein  Eigenthura 
geworden    ist  ^). 

Was  die  officielleo  Acte,  wie  z.  B.  die  Gesetze  und  Verorduim- 
g-en,  betrifft,  deren  Publication  gesellscliafllicbes  Bedfirfuiss  ist,  und  die 
als  Sanimhing-en,  im  Auftrag-  der  Regierung-,  gedrnckt  sind:  so  konnte, 
inaii  sie  nicht  als  ein  lilerariscbes  Eigentbum  ansehen,  so  dass  ans 
diesem  Grunde  ihr  Wiederabdrnck  vom  Slaate  verhindert  werden  dii»f(e. 
Wenn  das  gemeinscbaflJiche  Recht,  sie  zu  piibliciren ,  gewisse  Grau- 
■  zen  haben  kann ,  so  ist  dies  keine  Folge  der  oben  angeführten  Vor- 
schriften, sondern  weil  es  der  höchsten  Verwaltung-  zusteht,  den  Ge- 
branch derjenigen  Sacben  zu  bestimmen,  die  Niemaudem  angeboren  '•  ^), 
So  ist  verboten  ,  die  Gesetze  und  andere  Actenstiicke  der  öffentlichen 
Behörden  vor  ihrer  officieilen  Bekanntmachung-  zu  publiciren  *);  auch 
dürfen  kein«  Catechismen,  Stundengebete  und  Gebetbücher  ohne  die 
Erlajibniss  der  Bischöfe  gedruckt  werden,  wenn  auch  diese  nicht  die 
Autoren  sind  ^). 

Wenn  jedoch  der  Staat  für  nöthig  erachtet,  Gesetze  und  andere 
Actenstücke  der  Behörden  in  einem  Werke  herauszugeben ,  dem  er 
den  Titel  Gesetzsammlung  (bulletin  des  /ois),  G  e  r  i  c  h  t  s  s  p  r  ü  c  h  e 
des  Cassation  shofes  {arrets  de  1a  cour  de  Cassation)  gibt,  so 
kann  IN'iemand  die  Sammhing  unter  diesem  officieilen  Titel  beransge- 
ben,  weil  er, der  Regierung  angehört,  wohl  aber  kann  man,  so  lange 
^s  kein  Gesetz  verbietet,  diese  Actenstücke,  die  in  den  Sammlungen 
enthalten  sind,   neuerdings  drucken. 

169.  Es  ist  unmöglich ,  ganz  bestimmte  Vorschriften  über 
das,  was  man  Plagiat  {plagiat)  nennt,  zu  geben;  dies  ist  eine 
Art  Nachdruck,  der  darin  besteht,  nicht  geradezu  wörtlich  das 
Ganze  oder  einen  Theil  eines  Werkes  wieder  zu  drucken,  son- 
dern vielmehr  sich  der  Gedanken  des  Autors  zu  bemeistern ,  in- 
dem man  nur  einen  kleinen  Theil  seiner  Ausdrücke  bei  behalt;  ein 
Delict,  das,  obgleich  es  eine  ungerechte  Handlung  ausmacht,  nicht 
leicht   in   die   Classe   des   Nachdrucks  gehört. 

Es  kann  wohl  geschehen,  dass  ^wei  rechtliche  Autoren,  jeder 
für  sich,  einen  gleichen  Plan  zu  einem  Werke  verfolgen,  besonders 
wenn  es  sich  von  einem  Lehrbuche  über  irgend  eine  Wissenschaft 
handelt,  deren  Grundsätze  bekannt  und  allgemein  angenommen  sind. 
Es  gibt  Gedanken  und  Begriffe,  die  gewissermaassen  Jedermann  ange- 
hören, die  nicht  anders  gegeben  w^erden ,  als  wenn  man  die  nämli- 
chen Wörter  und  Ausdrücke  anwendet.  Dies  ist  besonders  der  Fall 
iin  öffentlichen  Unterrichtswesen.  Ein  Lehrer  kann  demnach  zn  dem 
Werke,   das  er  für  seinen  Unterricht    entwirft,    aus    allen    denjenigen 


1)  Cass.  .7.  Prairial  XL  —    2)  C.  G.  B.  7l4.  —    3)  Wie  z.  B.  Luft,  Wasser, 
das  Meer  und  dessen  Liter.  A.  d.  H. 

4)  Verordn.  v.  6.  Juli  1810.  —    5)  Verordn.  v.  7.  Germinal  Xlll. 
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Werken  scliöpfen,  die  über  clie*DämlIcIie  Bfaterie,  die  er  abKandelf, 
gc'Schri-ben  sind,  selbst  wenn  die  Autoren  dieser  Werke  noch  am  Le- 
bei  \värea  ').  Würde  ein  solcher  Lcbrer  zmn  Entwurf  seines  AA'er- 
kes  die  Werke  Anderer  niissbrauchen ,  so  ist  es  Sache  der  HicJiter 
einen  Vergleich  darüber  anzustellen  und  sich  deshalb  mit  Gelehrten 
in  Berührung'  zu  setzen ,  da  diese  die  eigentlichen  Saciiverständigen 
sind   ^). 

Man  darf  nicht  verg-essen,  was  ]\o.  152.  gesagt  wiirde,  dass  eine 
Handlung  vor  dem  itmern  Kirhterstuhl  unmoralisch  und  nng-erecht  sein 
kajm  und  die  Gerichte  sie  dennoch  nicht  unterdrücken  können.  Die 
einzige  Hegel,  die  sie  dabei  zn  befolgen  Latten,  wäre  der  im  Natur- 
recht  aufgestellte  Grundsatz,  dass  Niemand  einem  Andern  unrecht 
thun  soll,  und  jede  menschliche  Handlung-,  die  einem  Andern  Schaden 
zufügt,  denjenigen,  durch  dessen  Verschulden  er  entstanden  ist,  ihn  zu 
ersetze:!  verbindet  *). 

170.  Ks  gibt  noch  eine  andere  Art  Rechte,  deren  Wir- 
kungen zu  bestimmen  scliwieriger  ist,  nämlich  die  Rechte  der 
periodischen  Schriftsteller  (eci'iualns  periocfit/ues).  '  Um 
zu  >vissen ,  wie  sie  in  ihren  Rechten  verletzt  werden  können, 
ist    es    wichtig,   deren    Natur  wohl    zu    kennen. 

Was  einem  Journal  ang-ehÖrt,  ist  sein  Titel,  und  was  es  veröffent- 
licht, sind  literarische  Artikel ,  die  mau  eher  für  Geistesproducte  hal- 
ten kann  als  für  Erzählungen  von  Beg-ebenheiten^  die  Jeder  mitzutliei- 
len  berechtigt  ist.  Sein  Titel  ist  gleich  den  der  Werke,  wovon 
Ko«  164.  und  1G8.  -die  Hede  war,  das  einzige  Mittel,  wodnich  es 
sich  kenntlich  macht.  \A  ürde  ein  anderer  Schriftsteller  unter  der 
nämlichen  Bezeichnung"  ein  Journal  schreiben,  so  würde  er  das  Publi- 
cum in  Irrthum  führen  und  sich  an  den  Hechten  des  erstem  verg-rei- 
fen.  Die  Einrücknng'  von  Artikeln  über  Literatur,  Moral,  Jurisj)ru- 
denz  etc.  würde  die  ausführlichen  Hechte  jedes  Autors  beschrünken; 
es  würde  aber  schwer  halten,  denjenig-en  für  einen  Nachdrucker  zu 
erkennen,  welcher  aus  den  Artikeln  ,  die  er  in  verschiedenen  Journa- 
len geschöpft,  eine  Sammlung-  gebildet  hat,  deren  Quellen  er  an- 
gibt. Man  konnte  im  Gegentheil  nicht  ohne  Autorisation  eines  Au- 
tors alle  zu  verschiedenen  Zeiten  und  in  verschiedenen  Journalen  j>u- 
blicirte  Artikel  vereinigen,  um  daraus  eine  specielle  Sanunltmg*  zu 
bilden.  Dann  ist  auch  noch  ein  Unterschied  zwischen  Journalen  zu 
machen^  die  hauptsächlich  Neuigkeiten  miltheilen  und  nur  gelegentlicb 
Artikel  über  Moral,  Wissenschaft,  Literatur,  Politik  etc.  nebenbei 
aufnehmen.  Was  die  Neuigkeiten  und  Bemerkung:en  belrilft  ,  die  der 
Journalist  über  olfeutliche  Begebenheiten,  und  Acten  der  verschiedenen 
Behörden  mittheilt,  so  können  diese  von  einem  andern  Journal  oder 
einer  andern  Person  in  den  niimlichen  Ausdrücken  ertheilt  werden. 
Diese  sind  nicht  ausschliessliches  Eigenthuni  und  g-ehören  Jedermann 
an.  Nach  dci\  Umstanden  könnte  man  vielmehr  die  oben  in  Betreif 
der  literarischen  Artikel,  m  issenschafllichen  Dissertationen  etc.  ang:e- 
fiihrten  Grundsätze  an\>enden. 


I)  Abw.  Urlh.  2ü.  Jan.  1829.  —     2)  Abw.  Urth.  3.  Juli  1812.  —  3)  C.  G.  B. 
13Ö2. 
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171.  Da,  wie  bereits  No.  109.  gesagt  wurde,  die  Aer  In- 
dustrie und  den  Verfassern  von  Werken  verliehenen  Garantien  sich 
nur  ailf  den  Staat  beschränken,  in  welchem  jene  erschienen  sind : 
so  folgt  daraus,  dass  ein  Fremder,  der  im  Auslande  das  Werk 
eines  Franzosen  nachgedruckt  hat,  deshalb  nicht  in  Frankreich 
als  Nachdrucker  gerichtlich  belangt  werden  kann.  Um  so  weniger 
könnte  er  es  in  seinem  Lande  werden ,  ausser  wenn  es  dessen 
Gesetze  gestatten.  Wenn  aber  ein  Franzose  im  Auslande  das 
Werk  eines  seiner  Landsleute  nachgedruckt  hätte,  so  könnte  er 
durch  Letztern  deshalb  in  Frankreich  gericlitlich  belangt  werden, 
weil   er   überall   seine   Landesgesetze  respectiren    rauss  *). 

172.  Ebenso  strafbar,  wi«  der  Nachdruck,  ist  der  Ver- 
trieb nachgedruckter  Exemplare,  jedoch  sind  auch  hier 
wieder  die    Umstände   in  Erwägung  zu    ziehen. 

W^nn  z,  ß.  ein  Buchhändler  in  seinem  g-edrnckten  Catalog"  eine 
nacligedruckte  Ausgabe  anzeigen  -wurde ,  so  wäre  diese  Anzeige  nicht 
hinreichend,  um  gegen  ihn  zu  beweisen,  dass  er  g-esonnen  war,  einen 
Nachdruck  zu  verkaufen,  oder  dass  er  davon  Exemplare  hat  oder  ge- 
habt hat,  dass  er  deren  verkauft  oder  friiJier  verkauft  hat  2).  Bei 
Deiicten  reicht  der  blosse  Versuch ,  die  blosse  Absicht  nicht  liin  ,  die 
StraffälUg'keit  zu  begründen ') ,  oder  das  Gesetz  uiüsste  deshalb  eine 
ausdrückliche  Verfügung^  erlassen  haben. 

Dennoch  muss  man  nicht  daraus  schliessen,  dasS  die  materielle 
Handhmg-  eines  nicht  autorisirten  Druckes,  selbst  wenn  dessen  Ver- 
trieb noch  nicht  Stalt  hatte,  nicht  als  ein  Versuch  zum  Nachdruck  an- 
gesehen werden  kann  ;  denn  iXachdruck  und  dessen  Vertrieb  sind  ver- 
boten, beides  also  verletzt  die  Rechte  des  Autors  '*). 

173.  Die  Vortheile,  die  zum  Schutze  des  industriellen 
Eigenthums  gesetzlich  zugesichert  sind,  können  nur  vom  wirkli- 
chen Erfinder,  oder  von  denjenigen,  die  in  sein  Recht  getreten 
sind,  angesprochen  werden.  Wenn  aber  sonst  Jemand  diese  Vor- 
theile für  sich  benutzt  und  vorgibt,  aus  einer  gemeinschaftlichen 
Quelle  geschöpft  und  in  legitime  ßechte<  keinen  Eingriff  gemacht 
zu  haben,  so  ist  es  billig,  die  Ausrede,  die  er  für  sich  anspricht, 
zu    hören    und   sie    in   Erwägung   zu   ziehen. 

Wer  also  wegen  Verletzung  der  Rechte  ,  die  ein  Erfindungspa- 
tent gibt,  gerichtlich  bedangt  wird,  kann  sich  zufolge  No,  110.  ver- 
tbeidigen,  wenii  er  geltend  zu  machen  weiss  ,  dass  schon  vor  Ausfer- 
tigung des  Erfindungspatents,  auf  das  man  sich  stützt,  das  angewandte 
Verfahren  in  einem  gedruckten  Werke  beschrieben  ist,  in  dem  Lande 
und  iu  der  Sprache,  in  welcher  dieses  Werk  erschienen  *);  auch 
"wenn  sogar  das  Verfahren  auf  Veranlassung  der  patent isirten  Person 
beschrieben  Avordeu    wäre  ^),   so    ist    dies   gleichviel.     Eben    so    kann 


1)  C.  G.  B.  7.-2)  Abw.  ürth.  2.  Decbr.  1808.  —  3)  P.  G.  B.  3.  Cnsg. 
^crimindle  Kaiujrter)  lt.  Jan.  181^.  *^  4)  Abw.  Üvlh.  2.  Jiilt  1807.  —  5)  Cass, 
5.  Jan.  1808.  —    6)  Abw.  Urth.  10.  Febr.  I80ö.  —  Cass.  19.  Mai  1821. 
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eine  Person  ihr  Verfahren,  wofür  man  sie  als  Naclmiacher  erklärt  ha- 
ben Aviü,  geltend  machen,  wenn  dasselbe  vor  lirlbeilung-  eines  Patents, 
von  ihr  oder  von  Andern  g-ekannt  war  nnd  angewendet  worden  ist  ')' 
doch   innss  sie  den  Beweis  ilirer  Anssage  fiiliren   können. 

Der  erste  dieser  Anslliichte  gründet  sich  anf.  den  7.  Art.  des  Ge- 
setzes vom  7.  Jan.  1791,  nach  welchem  derjenig^e,  der  sich  falsclili- 
cher  Weise  als  Erfinder  einer  Sache  ausgibt,  die  Allen  angehörte,  die 
üegiernn^  dadiirch  hintergangen  liat.  Da  dadurch  gegen  diesen  Pa- 
tentisirteu  eine  Ha(i|)tklage  auf  Verfall  der  Jieclite  hervorgehen  kann, 
so  geht  aucli  notliwendiger  Weise  eine  AusHucht  gegen  die  vorgebliche 
Störung,  über  die  er  sich  beklagt,  hervor;  eine  Ausflucht,  die,  weil 
sie  auf  einer  materiellen  Thatsaclie  beruht,  nur  durch  die  üeibringung^ 
des  Buchs,  wo  die  Beschreibung-  des  Verfahrens,  dessen  Invention  der 
Pateulisirte  für  sich  anspricht,  enihalteu  sein  soll,  erwiesen  werden 
kann.  Anders  verhält  es  sich  aber  mit  der  zweiten  Ausflucht.  Hier 
k«nu  der  Zeugenbeweis  zugelassen  Averden.  Wenn  z.  B.  der  Erfin- 
der oder  Besitzer  eines  technischen  Verfahrens  ein  Patent  dafür  nicht 
n^iiinen  wollte,  oder  es  nicht  für  nöt'iig  erachtete,  so  können  ihm 
seine  Werkmeister  oder  seine  Arbeiter  als  Zeugen  seiner  Arbeit  die- 
nen. In  solchen  Fällen  ist  die  Thatsache  und  nicht  das  Vorltanden- 
sein  einer  Obligation  zu  beweisen ,  was  nicht  mit  einander  vermengt 
W  erden   darf  ^'). 

Seinerseits  kann  derjenige,  welcher  ein  Erfindung-spateut  erhalten, 
zur  nämlichen  Beweisart  seine  Zuflucht  nehmen ,  wenn  er  darthuo' 
will,  dass  das  Verfahren,  dessen  sich  dt.  iXachmacher  bedient,  der 
vorgibt,  dass  es  schon  vor  ErlJieilung-  des  Patents  bekannt  war,  nicht 
das  nämliche  sei,  weshalb  er  belangt  wird,  oder  dass  es  ihm  durch 
missbrauchtes  Zutrauen  bekannt  worden,  üebrigens  würde  ein  Patent 
von  Hechts  wegen  keinen  Kech?stilel  zu  Gunsten  des  Inhabers  verlei- 
hen, da  bei  Erlheilung^  eines  Patents  die  Reg-ierun^  deshalb  nichts  ver- 
bürgt ^).  Die  Gerichte  haben  in  solchen  Fällen  zu  entscheiden,  und 
derjenig-e,  vor  welchem,  nach  den  Thalsachen  und  Beweisthümern, 
ausgesprochen  wird,  dass  er  ein  Patent  für  eine  schon  patentirte  Er- 
findung erhalten  habe,  od<^r  an  deren  Form  er  nur  eine  einfache  Ver- 
änderung' vorgenommen,  würde  deshalb  nicht  minder  für  einen  Nach- 
macher  erklärt  *), 

174.  Der  nämliclien  Ausflüchte  kann  sich  ein  Fabrikant  bedie- 
nen ,  der  von  einem  Andern  wegen  Nachmachung'  seiner  Zeichnung'en 
oder  Fabrikzeichen  belangt  würde  '^).  Wer,  nm  seiner  Fabrikation 
mehr  Eingang'  zu  verschaflen ,  sie  mit  dem  Zeichen  einer  aus- 
ländischen F"abrik  versehen  würde,  könnte  einen  andern  franzö-^ischen 
Fabrikanten,  der  ein  Gleiches  thun  und  sich  desselben  Zeichens  bediencu 
würde,   nicht  als  Nachmacher  gerichtlich  belangen. 

Wenn  übrigens,  wie  No.  110.  zu  ersehen,  zwischen  zwei  und 
mehr  Fabrikanten  in  Betreff  des  Ei<renthuins  oder  des  Fabrikzeichens 
Streitigkeiten  entstehen  Avürden,  so  hat  der  Ralh  der  Gewerbsverstau- 
digen  die  nöthig'en  Untersuchung-eu  darüber    anzustellen  und  ein  Certi« 


1)  Cass.  22.  Frimaire  X,    20.    Decbr.  1S09,  30.    April   ISIO,    10.  März  ISJI  ; 

Abw.  Urth.    29.  Messidor  XI,  15.  März  1825,  1.  März  lS2(i.  —     2)   Ah>v.  Unh. 

8.  Febr.  1827.  —    3)  Verordn.  v.    27.  Septbr.  1800.  —    4)  Abiv.    Urth.    2.    Mn 
1822.  —    6)  Abw.  Urth.  31.  Mai  1827. 
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171.  Da,  wie  bereits  INo.  109.  gesagt  wurde,  die  d«r  In- 
dustrie und  den  Verfassern  von  Werken  verlielienen  Garantien  sich 
iiur  aitf  den  Staat  beschränken,  in  welchem  jene  erschienen  sind : 
so  folgt  daraus,  dass  ein  Fremder,  der  im  Auslände  das  Werk 
eines  Franzosen  nachgedruckt  hat,  deshalb  nicht  in  Frankreich 
als  Nachdrucker  gerichtlich  belangt  werden  kann,  um  so  weniger 
könnte  er  es  in  seinem  Lande  werden,  ausser  wenn  es  dessen 
Gesetze  gestatten.  Wenn  aber  ein  Franzose  im  Auslände  das 
Werk  eines  seiner  Landsleute  nachgedruckt  hätte,  so  könnte  er 
durch  Letztern  deshalb  in  Frankreich  gericlitlich  belangt  werden, 
weil   er   überall   seine   Landesgesetze   respectiren    muss  *). 

172.  Ebenso  strafbar,  wi«  der  Nachdruck,  ist  der  Ver- 
trieb n  achge  dr  iw;k  ter  Exemplare,  jedoch  sind  auch  hier 
wieder  die    Umstände    in  Erwägung  zu    zielien.. 

W^nn  z.  ß.  ein  Buchhändler  in  seinem  gedruckten  Catalog  eine 
na cliged ruckte  Ausgabe  anzeigen  -würde ,  so  wäre  diese  Anzeige  nicht 
hinreichend,  um  gegen  ihn  zu  beweisen ,  dass  er  gesonnen  war,  einen 
Nachdruck  zu  verkaufen,  oder  dass  er  davon  Exemplare  Jiat  oder  ge- 
habt hat,  dass  er  deren  verkauft  oder  friiJier  verkauft  hat  ^).  Bei 
Deiicten  reicht  der  blosse  Versuch,  die  blosse  Absicht  nicht  hin  ,  die 
StraffaiUgkeit  zu  begründen  ^),  oder  das  Gesetz  uiüsste  deshalb  eine 
ausdrückliche  Verfügung  erlassen  haben. 

Dennoch  muss  man  nicht  daraus  schliessen^  dasS  die  materielle 
Handlung  eines  nicht  autorisirten  Druckes,  selbst  wenn  dessen  Ver- 
trieb noch  nicht  Statt  halte,  nicht  als  ein  Versuch  zum  Nachdruck  an- 
gesehen werden  kann  ;  denn  iXachdruck  und  dessen  Vertrieb  sind  ver- 
boten, beides  also  verletzt  die  Rechte  des  Autors  *), 

173.  Die  Vortheile,  die  zum  Schutze  des  industriellen 
Eigenthums  gesetzlich  zugesichert  sind,  können  nur  vom  wirkli- 
chen Erfinder,  oder  von  denjenigen,  die  in  sein  Recht  getreten 
sind,  angesprochen  werden.  Wenn  aber  sonst  Jemand  diese  Vor- 
theile für  sich  benutzt  und  vorgibt,  aus  einer  gemeinschaftlichen 
Quelle  geschöpft  und  in  legitime  ßechte,  keinen  Eingriff  gemacht 
zu  haben,  so  ist  es  billig,  die  Ausrede,  die  er  für  sich  anspriclit, 
zu   hören    und   sie    in   Erwägung   zu   ziehen. 

Wer  also  wegen  Verletzung  der  Rechte  ,  die  ein  Erfindungspa- 
tent gibt,  gerichtlich  bedangt  wird,  kann  sich  zufolge  No.  110.  ver- 
theidigen,  wenn  er  geltend  zu  machen  weiss  ,  dass  schon  vor  Ausfer- 
tigung des  Erfindungspatents,  auf  das  man  sich  stützt^  das  angewandte 
Verfahren  in  einem  gedruckten  Werke  beschrieben  ist,  in  dem  Lande 
und  iu  der  Sprache,  in  welcher  dieses  Werk  erschienen  *);  auch 
wenn  sogar  das  Verfahren  auf  Veranlassung  der  patentisirten  Person 
beschrieben  worden    wäre  ^),   so    ist    dies    gleichviel.     Eben    so    kann 


1)  C.  G.  B.  7.-2)  Abw.  ürth.  2.  Decbr.  1808.  —  3)  P.  G.  B.  3.  Cas^. 
(criminelle  Kaiumer)  lt.  Jati.  18^.  ^  4)  Abw.  IMh.  2.  Juli  1807.  —  5)  Cüss, 
5.  Jan.  18U8.  —    6J  Abw.  Ürth,  10.  Febr.  l80ö.  —  Cass.  19.  Mai  1821. 
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eine  Person  ihr  Verfahren,  woHir  man  sie  als  Naclimaclier  erklärt  La- 
ben Avill,  gehend  niaclieii,  wenn  dasselbe  vor  Krtbeilnng-  eines  Patents, 
von  ihr  oder  von  Andern  ^»^ekanut  war  und  angewendet  worden  ist  '); 
doch   innss  sie  den  Beweis  ihrer  Aussage  fuliren   können. 

Der  erste  dieser  Auslliichte  Gründet  sich  auf.  den  7.  Art.  des  Ge- 
setzes vom  7.  Jan.  1791,  nach  welchem  derjenige,  der  sich  fälschli- 
cher Weise  als  Erfinder  einer  Sache  ausgibt,  die  Allen  angehörte,  die 
Regierung'  dadurch  hintergangen  hat.  Da  dadurch  gegen  diesen  Pa- 
tenlisirlen  eine  llaii|)tkl»ge  auf*  Verfall  der  Hechte  hervorgehen  kann, 
so  geht  auch  nothweudiger  Weise  eine  Ausflucht  gegen  die  vorgebliche 
Störung,  über  die  er  sich  beklagt,  hervor;  eine  Ausflucht,  die,  weil 
sie  auf  einer  materiellen  Thatsache  beruht,  nur  durcli  die  Beibringung^ 
des  Buchs,  wo  die  Beschreibung-  des  Verfahrens,  dessen  Invention  der 
Patentisirte  für  sicli  anspricht,  enthalten  sein  soll,  erwiesen  Averden 
kann.  Anders  verliält  es  sich  aber  mit  der  zweiten  Ausflucht.  Hier 
knnu  der  Zeugenbeweis  zugelassen  Averden.  Wenn  z.  B.  der  Erfin- 
der oder  Besitzer  eines  technischen  Verfahrens  ein  Patent  dafür  nicht 
ii^'innen  wollte,  oder  es  nicht  für  nötiiig-  erachtele,  so  können  ihm 
seine  W^erkmeister  oder  seine  Arbeiter  als  Zeugen  seiner  Arbeit  die- 
nen. In  solchen  Fällen  ist  die  riiälsache  und  nicht  das  \  orlianden- 
sein  einer  Obligation  zu  beweisen ,  was  nicht  mit  einander  vermengt 
^^  erden   darf  "). 

Seinerseits  kann  derjenige,  welcher  ein  Erfindung-spateut  erhalten, 
zur  nämlichen  Beweisart  seine  Zuflucht  nehmen ,  Avenn  er  darlhua- 
will,  dass  das  Verfahren,  dessen  sich  d«  .  iXachmacher  bedient,  der 
vorgibt,  dass  es  schon  vor  Erlheilung  des  Patents  bekannt  war,  nicht 
das  nämliche  sei,  weshalb  er  belangt  wird,  oder  dass  es  ihm  durch 
missbrajichtes  Zutrauen  bekann^  worden.  Uebrigens  würde  ein  Patent 
von  Hechts  wegen  keinen  Hechtstitel  zu  Gunsten  de»  Inhabers  verlei- 
hen, da  bei  Ertheilung^  eines  Patents  die  Kegierung-  deshalb  nichts  ver- 
bürgt ^).  Die  Gerichte  haben  in  solchen  Fällen  zii  entscheiden,  und 
derjenige,  vor  welchem,  nach  den  Thatsachen  und  Beweisthümern, 
ausgesprochen  wird,  dass  er  ein  Patent  für  eine  schon  patentirte  Er- 
findung erhalten  habe  ,  od«^r  an  deren  Form  er  nur  eine  einfache  Ver- 
änderung- vorgenommen,  würde  deshalb  nicht  minder  für  einen  IVach- 
uiacher  erklärt  *), 

174.  Der  nämliclien  Ausflüchte  kann  sich  ein  Fabrikant  bedie- 
nen, der  von  einem  Andern  wegen  Nachmachung  seiner  Zeichnimgen 
oder  Fabrikzeichen  belangt  würde  ^).  Wer,  nm  seiner  Fabrikation 
mehr  Eingang  zu  verschaffen ,  sie  mit  dem  Zeichen  einer  aus- 
ländischen Fabrik  versehen  Avürde ,  könnte  einen  andern  französischeu 
Fabrikanten,  der  ein  Gleiches  thun  und  sich  desselben  Zeichens  bedienen 
würde,   nicht   als   Nachmacher  gerichtlich   belangen. 

Wenn  übrigens,  wie  No.  HO.  zu  ersehen,  zwischen  zwei  und 
mehr  Fabrikanten  in  Betreff  des  Eig-entliums  oder  des  Fabrikzeichens 
Streitigkeiten  entstehen  ^vürden,  so  hat  der  Halb  der  (»ewerbsverKtäu- 
digen  die   nöthig-en   Untersuchungeu  darüber    anzustellen  und   ein   C'erti* 


1)  Cass.  22.  Frimairc  X,  20.  Pecbr.  iSaS,  30.  April  ISIO,  10.  März  IS.'I  ; 
Abw.  Urth.  20.  Messidor  XI,  13.  März  1825,  1.  März  lS2ü.  —  2)  Abw.  t'rlh. 
8.  Febr.  1827.  —  3)  Vcrordn.  v.  27.  Scptbr.  1800.  —  4)  Abw.  Urlh.  2.  Mai 
1822.  —    5)  Abw.  Urth.  31.  Mai   1827, 
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ficat  zu  erflieileii,  worin  der  Name  des  Fabrikanfeii  anaeireben  wird, 
dem  der  Vorrang-  im  Besitze  g-ebührt.  Die  Richter  müssen  dann  die 
Tbatsachen  oder  die  Umstände  erwag^en,  nm  zwischen  demjenig-en, 
welcher  der  Nachmachuug'  angeklag-t  ist,  und  demjeuig'en_,  der  sich  da- 
g-eg^en  verlheidig-t,  zu  entscheiden  ^). 

17 5.  Eine  ähnliche  Einwendung  wegen  des  Vorzugsrechts  könnte 
anch  manchmal  bei  Gelegenheit  von  Werken  mit  Kupfern  ^),  oder  li- 
terarische Compositionen  enthaltend,  gemacht  werden.  Derjenig-e  also, 
welcher  zuerst  eine  Compilation  von  Stellen  aus  verschiedenen  Auto- 
ren gemacht  hatte,  könnte  nur  auf  das  ausschliessliche  Eigenthum  des 
Titels  und  der  Form  der  Sammlung"  Anspruch  machen  ^).  Ein  An- 
derer könnte  unter  einem  andern  Titel  die  bereits  von  ersterm  in  des- 
sen Sammlung'  eingebrachten  Stücke  publiciren.  Wie  aber  No.  167. 
^  zu  ersehen,  würde  demjenigen,  w^elcher  zuerst  ein  fremdes  Biich  über- 
setzte ,  nicht  verstattet,  einen  neuen  üebersetzer  als  Nachdrucker  g-e- 
richtlich  zu  belangen.  Daraus  ersieht  man,  wie  dieser  Grundsatz  auf 
Wörterbücher ,  Sammlung-en  von  Zeichnuug-en  und  andern  Werken, 
deren   Inhalt  Gemeingut  ist,   anzu^veuden  wäre. 

Wenn  Streitigkeiten  über  das  Eigenthum  eines  Aushängeschildes 
oder  einer  Handelsfirmf»  entstehen,  so  ist  es  ebenfalls  am  Richter,  die 
Grundlag-e  des  vorgeblichen  Besitzes,  die  respective  Lage  der  beiden  Eta- 
blissements ,  die  vorhergegang^euen  Verhältnisse  zwischen  den  beiden 
Concurrenten  zu  prüfen.  Z.  B.  ob  das  Etablissement,  nachdem  es  Socie- 
lät  gewesen,  einem  Einzigen  g-ehört  und  der  abgegangene  Assoeie  ei« 
ähnliches  Aushängeschild  angenommen,  oder  ob  der  Gründer  des  nenen 
Etablissements,  der  das  Schild  eines  noch  altern  annimmt  oder  nach- 
macht,  beim  Chef  desselben  als  Commis  angestellt  war. 


Dritter    Abschnitt. 

Von    der  Nothwendig-keit    eines  Grundes    der    Verträge. 

176.  Da  die  Verträge  den  Willensentschluss  derjenigen, 
die  sie  schliessen,  in  sich  fassen*),  so  ist  nicht  denkbar,  dass 
dieser   Wille   nicht   durch    irgend   ein   Motiv    veranlasst    wurde. 

Tin  Handel  liegt,  wie  schon  No.  138.  gesagt  worden,  in  al- 
len Verträgen  das  Privatinteresse  zum  Grunde.  Der  Grund  der 
Verbindlichkeit  der  einen  Partei  besteht  gewöhnlich  in  einem  Aequi- 
valent,  das  abgeschätzt  werden  kann ;  daraus  folgt,  dass  dasjenige, 
was  für  den  Einen  Grund  ist,  zugleich  Stoff  der  Verbindlichkeit 
für  den  Andern  wird.  Dies  hindert  aber  nicht,  dass  der  Grund 
zu  einer  Verbindlichkeit  Seiten  der  einen  Partei  vorJianden  sein 
konnte,  ohne  dass  die  andere  das  Aequivalent  gegeben  hat,  wie  dies 
bei  der  Bürgschaft  der  Fall  ist,  die  ein  Dritter  für  einen  Schuld- 
ner geleistet  hat  ^). 

Der  im  Augenblick   des   Vertrags   bestehende  Grund  kann^   so- 


^1)  Cass.    14.    Jan.   1828-  —    2)  Desgl.    —    3)  Abw.  Urtb.  5.  Brumaire  XIII. 
4)  C.  G.  B.  111.  —    5)  Abw.  ürth.  28.  Juni  1823. 
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wie  er  vollständig  ist,  aufliören,  oder  sich  niclit  realisiren ,  wenn 
er  eventuell  war.  Die  Natur  der  Conventionen  dient  dazu,  um 
iiber  das  Schicksal  des  Engagements  zu  entscheiden,  das  keine 
Ursache  raelir  hat.  Die  Anwendung  hiervon  soll  angegeben  wer- 
den ,  wenn  von  der  Erlöscliung  der  Verbindlichkeiten  die  lle^e 
sein    wird,    deren   Erfüllung    unmöglicli    ist. 

Daraus  liesse  sicli  aber  nicIit  folgern ,  dass,  weil  kein  Grund 
ausgedrückt  ist,  auch  keiner  existirt.  Das  Interesse  des  Handels 
will,  dass  man  in  der  Vermuthimg,  ein  Grund  sei  vorhanden, 
gegen  denjenigen  der  sich  verbiiidlicli  gemacht  hat,  entsclieide, 
weil  seine  Handschrift  gegen  ihn  spricht;  dass  man  niclit  an- 
nimmt, er  Ijabe  sie  ohne  Grund  gegeben;  und  dass  sie  endlich 
eine  Vermutliung  bewirken  müsse,  die,  wenn  nicht  das  Gegen- 
theil  erwiesen  wird,  als  Beweis  gilt').  Wer  also  sein  Verspre- 
clien  nicht  erfüllen  will ,  muss  die  Ausflucht,  worauf  er  sich 
stützt,  beweisen,  imd  Alles,  was  über  den  Irrthum  gesagt  worden, 
kann   zur   Erläuterung    dieser  Frage   dienen. 

Um  so  mehr  lässt  sich  beliaupten ,  dass  ein  Act,  der  sich 
seiner  Ursaclie  wegen  auf  eine  vorhergegangene,  aber  nicht  schrift- 
lich erMiesene,  Convention  bezielien  würde,  oder  dessen  Grund 
eine  bloss  natürliche  Verbindliclikeit  wäre,  deren  Vollziehung  niclit 
verlangt  oder  deren  Entstellung  nicht  erwiesen  werden  könnte*), 
eben  so  augesehen  würde ,  als  liege  ilim  eine  natürliche  Ursache 
zum    Grunde. 

Diese  Grundsätze  erleiden  jedoch  eine  Ausnahme,  wenn  das 
Gesetz   gebietet ,     dass    die    Ursaclie    ausgedrückt   sein    muss. 

Ein  Beispiel  hierüber  ist  in  No.  G2.  in  Beireff  der  Verbindlich- 
kpileii  des  ininderjährig^eii  Handelstnanues  und  in  ]\o.  71.  in  Bezuj;; 
auf  die  verLeiralhete  Frau,  die  iiiclit  Haiidelsfraii  ist,  «•'»"•eben  ^vor- 
den;  noch  mehrere  sollen  bei  der  Tratte,  beim  eig^enen  Wechsel,  und 
dem   Indossament  nachfolgeii. 

Die  besondern  Gründe,  die  der  Gesetzgeber,  um  dem  Be- 
trug ^orzubeugen,  gehabt,  gestatten  nicht,  dass  man  von  seinem 
Willen  abgehe,  was  man  auch  deshalb  vorschützen  mag.  Sogar 
in  diesen  letztern  Fällen  ist  ein  Act  nicht  gänalich  null,  wenn 
der  Grund  darin  nicht  ausgedrückt  ist;  er  verliert  bloss  die  \  or- 
theile,  die  mit  seiner  l'erfection  \erbuuden  sind,  und  kehrt  in 
die  Classe  der  gewöhnlichen  Verbindlichkeiten  zurück,  wenn  das 
Gesetz    nichts    Anderes    darüber    bestimmt    hat. 

177.  Die  Ursache  kann  im  Vertrag  ausgedrückt  worden, 
aber  ohne  Vorwissen  desjenigen,  der  sich  ^e^bindIich  gemacht, 
falsch    seip. 


1)  C.  li.  B.  13.52.  —    2)  C.  ü.  B.  1341. 
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Dies  wäre  z.  B.  der  Fall,  wenn  Jemand,  der  durch  Nachah- 
iming- seiner  Uiilersciiiiri  auf  einem  auf  sich  selbst  ausges(ellteu  Weciisel 
g-efauscht  Avord^n,  einen  andern  dagegen  ausstellen  Aviirde ,  oder  Aveiui 
er  hei  Ansiclit  einer  Tratte  auf  il»n  die  Untersclirift  des  Ausstellers 
für  acht  liielt  und  sie  acceptirle.  Hier  Avareu  die  (»rnndsatze  in  be- 
treff des  Irrthnms  anwendbar,  die  in  INo.  149.  ang'efü,brt  Avurtlen^  je- 
doch mit  denjenigen  Ausnahmen,  die  sich  auf  den  A'ulzen  des  Han- 
dels im  Interesse  einer  dritten  redlichen  Person  gründen,  a'n eiche  Aus- 
nah.nen  in  No,  179  und^  448  u.  f.  bei  Veranlassung-  der  falschen  und 
Terfalschten  Wechselbriefe  angeführt  ^Verden  sollen. 

Die  Ursache  Ivönnte  auch  sogar  in  Folge  der  Uebereinstim- 
mimg,  die  wissentlich  zwischen  den  Contrahenten  Statt  gellabt, 
falsch  sein.  Hier  wäre  dann  zu  unterscheiden,  ob  die  Angabe 
einer  als  falsch  eingestandenen  oder  anerkannten  Ursache  niclit 
den  Zweck  liatte,,  einen  Vertrag,  dessen  Erfüllung  vom  Gesetze 
nicht  autorisirt  ist,  zu  Verkappen,  indem  man  ihn  in  die  Form 
eines  erlaubten  Vertrags  einkleidete.  In  diesem  Falle  würde  inan 
die  Grundsätze  befolgen,  die  auf  die  Convention,  welche  wirk- 
licli  unter  den  Parteien  Statt  gehabt  hat,  Bezug  haben.  Beispiele 
davon  findet 'man  in  den  See-Assecuranzen.  Der  Beweis  oder  das 
Geständniss  der  falschen  Ursache  würde  nicht  in  Betracht  gezogen, 
wenn  eine  andere,  als  die  fälschlicher  Weise  angegebene,  aber 
erlaubte  Ursache  zum  Grunde  läge,  und  die  Parteien  zu  Verber- 
gung  der  Wahrheit  einige  nicht  strafbare  Gründe  gehabt  hätten*), 
jNur  in  diesem  Fall ,  und  ausnahmsw eise  von  dem ,  was  oben  ge- 
sagt worden ,  ist  es  Sache  des  Gläubigers,  zu  beweisen ,  dass  die- 
se  wahre   Ursache    vorhanden^). 

Das  Dasein  eines  Grundes  ist  nicht  hinreichend ,  er  niuss 
auch  ernstlich  sein.  Eine  Verbindlichkeit,  die  in  keinem  Be- 
tracht dem  Gläubiger  nützte,  wäre  null;  denn  da  die  Unterlas- 
sung der  Vollziehung  sich  in  Schadloshaltung  auflösen  muss"^),  so 
wäre  es  unmöglich,  diese  zu  bestimmen.  Die  Nutzlosigkeit  muss 
aber  augenscheinlich  sein;  waltet  darüber  ein  Zweifel  ob,  so  muss 
man  immer  vermuthen,  dass  derjenige,  welcher  eine  Sache  bedun- 
gen, sie  als  nützlich  für  sich  erachtet  hat.  Dieser  Fall  von  Nutz- 
losigkeit, der  im  gewöhnlichen  Leben  so  selten  ist,  ist  es  noch 
mehr   in   kaufmännischen    Verhandlungen. 

Der  Grund  wäre  nicht  ernstlich,  wenn  das  versprochene 
Aequivalent  dem  Gegenstande,  der  die  Verbindlichkeit  ausmacht, 
weit  nachstehen  würde.  Irfi  Grunde  genommen  ist  der  Werth  je- 
der Sache   nur    die  Abschätzung   ihres   Nutzens,    verglichen   mit  dem 


1)  Cass.  13.  Aug.  1806,  28.  Apr.  1807,  2.  Dec.  1812;  AbAv.  Urth.  8.  Juli 
1807,  13.  Juli  1808,  10.  Nov.  1829.  —  2)  Äbw.  Urth.  9.  Juni  18l2.  —  8)  C. 
G.  B.  1143. 
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Wcrtlie  der  Sachen ,  die  im  Tausch  dagegen  gegeben  werden,  im 
Verhiiltniss  der  Vortheile,  welche  sie  hervorbringen,  nnd  des  Be- 
dürfnisses. 

Wer  eine  Saclie,  die  einen  coiiianfen  Werlh  Ton  JOOO  Gulden 
lifilfe,  als  Aeqiiivalent  einer  andern,  die  kaum  10  oder  20  Gulden 
werll»  ist,  verspräche,  halle  eine  Verbindiiclikeit  o!iue  ernstlicbon 
Grnnu  eiiij^^fg-ang^eii  und  ^v^irde  eher  eine  Schenkung-  machen ^  als  einen 
inleressanleu   Vertrag  eingehen. 

So  walir  dies  in  der  Theorie  ist,  so  wiirde  dennoch  die 
blosse  Angabtf  einer  Uebervortheilung,  wie  hoch  man  sie  auch  an- 
schlägt, nidit  zugelassen,  um  einen  kaufmännischen  Contract  auf- 
zuheben. Wirklich  lassen  sicli  auch  nicht,  selbst  in  Verhand- 
lungen, die  nicht  gradezu  aleatorisch  sind,  und  noch  weniger 
in  den  Verträgen,  wovon  liier  die  Uede  ist,  weder  die  Probabi- 
litäten  genau  berechnen ,  noch  die  Umstände ,  nocl»  die  mehr 
oder  minder  sichern  Angaben ,  welche  die  Parteien  _  in  Betracht 
nehmen  konnten ,  abscliätzen.  Alles  wäre  der  Willkiihr  unterwor- 
fen ,  und  der  Richter  wi'irde  weder  in  den  Cfsetzen ,  noch  in  den 
bei,  dem  Anschein  nach ,  ähnlichen  Fällen  gegebenen  Urtheilen, 
Entsclieidungs-Uegeln    auflinden   können. 

Die  ungeheure  Ungleichheit  zwisclien  der  versprochenen  Sa- 
clie  und  dem  Aequivalent,  könnte  aber  nur  zum  Beweis  eines 
Irrtliums  oder  zur  Vermuthung  eines  Betrugs  dienen.  Die  Ge- 
richte haben  hierbei  die  Umstände,  den  Beweis  und  die  Wirkun- 
gen   nach   der    Natur   des    Vertrags    zu    erwägen. 

Was  von  der  Unzulässigkeit  der  Uebervortheilung  in  Han- 
delssachen gesagt  wurde,  bezieht  sich  übrigens  nur  auf  die  Ver- 
pflichtungen contractfähiger  Personen.  Da  ein  Minderjähriger,  der 
nicht  Handelsmann  ist,  und  folglich  nicht  befäliigt  ist,  sich  ver- 
bindlich zu  machen,  wegen  Ueber\ortheilung  Wiedererstattung  er- 
halten kann,  so  würde  diese  Ausflucht  von  seiner  Seite  zugelas- 
sen, selbst  wenn  es  einen  Glücks-Vertrag  beträfe ,  dessen  Elenjente 
oft  schwer  zu  erwägen  sind.  Hier  hat  dann  der  Ricliter  zu  ent- 
scheiden. 

178.  Conventionen ,  die  den  guten  Sitten,  der  offen tliclien 
Ordnung  und  den  Gesetzen  zuwiderlaufen,  sind,  wie  bereits  No. 
158  u.  f.  gesagt  worden,  verworfen').  Wenn  aber  darin  uner- 
laubte imd  zugleich  erlaubte  Sachen  vorkämen,  so  wären  die  er- 
stem null  und  nichtig,  die  letztern  abernidit,  oder  die  Art,  wie 
der  Vertrag  abgefasst  ist,  würde  ihn  untheilbnr  machen  und  folg- 
lich   die     tlieilweise    Vollziehung    nicht    zulassen. 

Wäre   jedoch   eine   Verbindlichkeit   ohne    erlaubten  Grund   ein- 


1)  C.  G.  D.  0,  1133,  1172. 
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gegangen  worden ,  so  würden  diejenigen  Gesetze  nicht  übertreten^ 
die  bei  Strafe  nicht  verbindlich  machen ,  oder  welche  die  Erhal- 
tung der  öffentlidien  Ordnung  bezwecken.  Nacli  den  Beispielen, 
die  No.  159.  gegeben  worden,  gibt  es  gewisse  Saclien ,  welche 
bloss  temporäre  Rücksichten  oder  willkührliche  iMotive  ausser  dem 
Gebiete  des  Handels  setzen  können.  Da  es  geschehen  kann,  dass 
die  Behörde,  welche  diese  Interdiction  ausgesprochen,  sie  später 
wieder  aufhebt ,  so  können  die  Parteien  ,  ohne  die  Gesetze  zu  ver- 
letzen, wenn  sie  voraussehen,  dass  das  Verbot  nach  einer  ge- 
wissen Zeit  aufgehoben  wird,  contrahiren;  ihr  Vertrag  wird  dann 
nach  der  Lage  der  Dinge  zu  dieser  Zeit  betirtheilt.  Die  Erfül- 
lung könnte  nicht  vor  dem  verabredeten  Tage  gefordert  werden, 
wie  dies  auch  der  Fall  mit  jeder  gewöhnlichen  Convention  ist; 
wird  dann  das  gesetzliche  Hinderniss  nicht  gehoben ,  so  wird  kein 
Vertrag  daraus,  ist  es  gehoben ,  so  muss  die  Verbindlichkeit  erfüllt 
werden.  Diese  Bedingung  liesse  sich  aber  niclit  voraussetzen.  Die 
blosse  Convention  in  Betreff  einer  Sache,  die  durcli  den  Willen 
des  Gesetzes  ausser  dem  Gebiete  des  Handels  ist'),  sollte  als 
null  und  nichtig  angesehen  werden.  Dies  wäre  der  Fall  mit  einer 
Spielschuld   oder   einer   Wette'). 

Nun  ist  noch  zu  untersuchen,  unter  welchen  Umständen 
und  in  welchem  Interesse  diese  Nullität  ausgesprochen  werden 
muss.  Niemand  kann  die  Erfüllung  eines  Engagements  verlan- 
gen, das  er  zu  bedingen  nicht  berechtigt  war,  aber  Niemand 
w  ird  auch  in  den  Augen  der  Justiz  zugelassen ,  seine  eigene  Schan- 
de einzuwenden.  Daraus  folgt:  wenn  zwischen  zwei  Parteien 
ein  unerlaubter  Vertrag  geschlossen  worden ,  und  beide  um  die 
Nullität  der  Ursache  gewusst  haben,  oder  gegen  sie  die  gesetz- 
liche Vermuthung  vorhanden  ist,  dass  sie  ihnen  nicht  unbe- 
kannt war:  so  kann  weder  die  eine  noch  die  andere  Partei  zu- 
gelassen werden ,  die  Erfüllung  des  Vertrags  zu  fordern.;  ist  aber 
die  eine  dabei  redlich  zu  Werke  gegangen,  so  kann  sie  Schad- 
loshalXung  verlangen.  Was  die  Zurückforderung  des  Geldes  be- 
trifft, das  darauf  bezahlt  werden  konnte,  davon  soll  No.  217, 
die   Rede   sein. 

Diese  Grundsätze  sind  i'ibrigens  kein  Hinderniss,  diejenigen 
Rechtsmittel  anzurufen,  wodurch  man  bewirken  könnte,  dass  ein 
Vertrag  auf  seine  wahre  Natur  zurückgeführt  würde ^  um  nur  die 
gesetzlichen  Wirkungen  hervorzubringen,  und  nicht  diejenigen 
des  Vertrags,  der  auf  die  in  No.  177  angegebene  Weise  ge- 
schlossen  schien. 


1)  CG.  B.  1128.  —    2)  C.  G.  B.  1965,  Abw.  Urth.  29.  Deq.  1814. 
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Zweites  Capite!. 

W  irkung-     der    Oblig'atioiien. 

179.  Die  Aufweisim^  eines  Acts,  der  von  einem  Vertrage 
zengt,  ist  niclit  liinreicliend ,  der  Act  muss  ancli  ualirhaft  sein. 
Die  Ausflucht,  dass  die  Obligation,  deren  Erfüllung  verlangt 
wird,  erdichtet  sei,  kann  jedem  Inhaber  entgegengesetzt  werden ; 
denn  wenn  er  auch  noch  so  redlich  ist,  so  kann  doch  derje- 
nige, welcher  sich  nicht  wirklich  verbindlich  gemacht  hat,  nicht 
Schuldner  sein ,  da  das  Document  materiell  unwahr  ist.  Da  aber 
die  Handelsgerichte  nnter  ktinerlei  Umständen  über  die  Fiilschimg 
und  Ableugnung  der  Schrift  zu  richten  liaben ,  so  bedarf  hier 
diese  Materie  keiner  weitern  FJntwickelung,  Dei  Gelegenheit  der 
falschen  und  verfälschten  AVechsel  s'ollen  in  No.  44ö  n.  f.  dar- 
über einige  liegriffe  gegeben  werden ,  die  auch  auf  andere  Con- 
ventionen    anwendhai*    sind. 

Die  Convention  muss  auch  gesetzmässig  sein,  denn  ein  En- 
gagement, dem  das  Wesen  jeder  Art  Convention  abgeht,  ist  null. 
Jedoch  ändert  sich  die  Anwendung  dieses  Grundsatzes,  je  nacli- 
dem  die  Ausducht,  die  der  Partei,  mit  welclier  man  contrahirt 
hat,  oder  einem  Dritten,  der  seine  Rechte  durch  besondere  Ueclits- 
titel  erworben  ,   entgegengesetzt   wird. 

Die  Ausflucht,  die  sich  auf  die  Illegalität  der  ausgedrückten 
Ursache  gründet,  kann  sogar  einem  Dritten  entgegengesetzt  werden, 
weil  ^er  die  Vertragsurkunde  durchlesen  und  erkennen  konnte, 
dass  es  verboten  ist.  Wird  aber  Irrthum ,  Zwang,  Betrug,  Si- 
mulation (Verstellung  oder  Verheimlichung  der  Wahrheit)  in  der 
Ursache  eingewendet,  so  können  zwar  diese  Mittel  gegen  die  Par- 
tei, mit  welcher  man  contrahirt  hat,  angewendet  werden ')  ,  alkin 
man  kann  sie  nicht  einem  dritten  Inliaber  entgegensetzen  ),  oder 
die  Gerichte  müssten  bei  Erwägung  der  'Flintsachen  und  der  Um- 
stände erkennen,  dass  er  wissentlich  zum  fehlerhaften  \'ertrag  bei- 
getragen,  oder  die  Fehler  darin  gekannt  hat,  bevor  er  Cessionar 
geworden    ist  '). 

Uebrigens  muss  man  nicht  übersehen,  dass  ausser  dem,  was 
No.  138  gesagt  worden,  kein  Engagement  bestehen  könnte,  bei 
welchem  die  Ein>villigung  aus  irrthum,  Zwang,  Helrug ,  aus  man- 
gelhalter  oder  falscher  Ursaclie  gegeben  worden ;  jede  Art  Con- 
vention   muss    auch    die     ihr   eigentiiümlichen    Eigenschaften    liabeii, 


1)  Abw.  Urth.  20.  Nov.  ISI7.  —    2)  Dos«;!.   6.  Aug.  1S()7  ii.   15.  M.Mrz.  lH2(i. 
'  3)  Desgl.  2ü.  Jnn.    Ibll»,  28.  März  1821,  30.  Nov.   182G,  25.  Mar»  1828. 
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wobei  man   unterscheiden    raiiss ,    was   ihrem    Wesen ,    was  nur   ih- 
rer  Natur    ang^ehört,    und  was    bloss   zufällig   an    ihnen   ist. 

Zu  den  Sachen,  welche  das  Wesen  eines  Engagements  aus- 
machen ,  geliören  diejenigen ,  ohne  welche  es  niclit  bestellen  kann, 
oder  deren  gänzliclier  Mangel  es  wenigstens  in  eine  Convention 
anderer  Art  umwandelt.  Die  Saclien,  welche  die  Natur  eines  En- 
gagements ausmaclien ,  sind  diejenigen,  welche  dessen  Bestand- 
theile  sind,  ohne  dass  es  notliMendig  war,  sich  darüber  zu  er- 
klären ,  die  aber  nach  Uebereinkunft  der  Parteien  ausgesclilossen 
werden  können.  Unter  den  zufälligen  Sachen  begreift  man  diejeni- 
gen, die  einem  Engagement  beigefügt  werden  können,  ohne  des- 
sen Beschaifenheit  zu  \erändern,  die  aber  nicht  mit  vollem  lleclite 
vorausgesetzt^  werden   können. 

Ist  ein  Engagement,  ohne  radical  null  zu  sein,  bloss  von 
den  Eigenscliaften  enlblösst,  die  der  Convention,  die  es  angibt, 
eigen  sind,  so  verändtit  es  nur  seine  Natur,  Was  die  Saclien 
betrilft,  die  diese  Natur  des  Vertrags  ausmachen,  oder  bloss 
daran  zufallig  sind,  so  werden  die  Begi-iffe,  die  über  jede  Art 
Convention  gegeben  werden  sollen,  hinreichend  sein,  um  die 
Schwierigkeiten    zu   lösen. 

Die  Obligationen  erzeugen  Rechte,  wie  bereits  No.  137  ge- 
sagt wurde;  sie  unterwerfen  die  Contrahenten  der  Erfüllung  ihres 
Versprechens  und  Allem,  was  daraus  erfolgt,  widrigenfalls  die 
Verhandlung  unnütz ,  oder  weniger  nützlich  für  den  Einen  oder 
Andern  würde,  wie  sie  es  nicht  verstanden  haben.  Sie  gelten 
ihnen  als  Gesetz^),  welches  aber  ein  Privat- Gesetz  ist,  dessen 
Aufrechthaltung  noth  thut,  weil  eine  genaue  Vertheilung  der  Ge- 
rechtigkeit eine  Wohlthat  für  die  Gesellschaft  ist,  ohne  dass 
dennoch  der  Irrthum  der  Richter,  die  den  Willen  der  Contra- 
henten verkannten  oder  falsch  auslegten ,  als  ein  Mittel  angesehen 
werden  kann,  ihr  Urtheil  zu  cassiren,  wenn  nicht  zugleich  die- 
ser Irrthum    irgend    ein    Gesetz   verletzt    hat"). 

Die  Wirkung  der  Verträge  beschränkt  sich  nicht  immer  auf 
die  Contrahenten ;  oft  können  auch  Verträge  Wirkung  auf  dritte 
Personen  liaben^"^).  Si^  verbinden  nicht  nur  zu  dem,  was  darin 
ausgedrückt  ist,  sondern  ausserdem  noch  zu  den  unmittelbaren 
Folgen,  welche  die  Billigkeit,  der  Landesbrauch,  oder  das  Ge- 
setz ,  mit  dem  Vertrag ,  seiner  Beschaffenheit  nach,  verknüpfen  '^). 
In  den  beiden  nachfolgenden  ersten  Abschnitten  sollen  die  Wir- 
kungen,   welche   die   Conventionen    zwischen    Contrahenten    und    in 


I)  C.  G.  B.  1134.  —  2)  Cass.  20,  Juli  1823.  —  3)  C.  ,G.  B.  1120.  1121.  — 
4)  Man  kann  sich  für  einen  Dritten  stark  machen  {se  j)Oiler  fort),  d.  h,  das, 
IS  man  für  ihn  ;stipulirt  hat,  von  ihm  rati/lziren  lassen.  —    5)  -C.  G,  ß.  1135. 
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Bezug    auf    dritte    Personen    haben    können ,    in    Betraclit  gezogen, 
und    der    dritte    Abschnitt   soll    ilirer    Auslegung    gewidmet    werden. 


Erst  er    A  h  s  c h  ii  i  1 1 . 

W  i  r  k  u  n  g    der    O  b  l  i  g*  a  t  i  o  ii  e  ti    z  ^v  i  s  c  h  e  n   den  C  o  ii  f  r  a  h  e  n  t  e  d. 

180.  Der  (irlänbiger  ist  berechtigt,  die  Erfiillnug  der  Ver- 
bindliclilceit  zu  verlangen ;  dagegen  liat  der  Schuldner  das  Ueclit, 
seine  Befreiung  von  der  Sclnild ,  selbst  gegen  den  Willen  des 
Gläul»igers,  zu  sichern,  oder  die  gerichtliche  Klage  des  letztern 
diircli  Aiisnüclite,  wodurch  bewiesen  werden  soll,  duss  er  nicht 
mehr  verbunden  ist,  von  sich  zu  weisen').  Dieser  zv  eite  Punct 
soll  im  folgenden  Abscliuitt  in  Betradit  gezogen  werden,  der  zur 
Ergänzung   des    Vorliegenden    dienen    soll. 

Die  Rechte,  die  dem  Gläubiger  gegen  den  Sdiuldner  zuste- 
hen,    sollen    in   nachfolgenden    sechs    Paragraphen    erklärt   werden: 

I.     Wer    ist    berechtigt,   die    Erfüllung    einer    Obligation   zu    ver- 
langen ? 
II.    Von    wem    kann    diese    Erfüllung   verlangt  werden? 
in.     Wann    kann    sie    verlangt   werden  ? 
IV.     Wo  kanp    sie    verlangt   werden  ? 
V.     Was    kann    der   Gläubiger    verlangen? 

VI.     Welche    Rechte   stehen    dem  Gläubiger    bei  XichterfüUung  oder 
bei    Verzug   in    der  Erfüll  uns:   der  Oblifrationen   zu  ? 


'O 


§   1 

Wer  ist  be  recht!  gl.     die    FCrfiillung    der    Obligation 

zu   verlangen? 

181.  Man  nennt  Glä  u  b  iger  (rrcV/zir/cr)  denjenigen,  wel- 
cher das  Recht  liat ,  die  Erfüllung  einer  gv^tu  iiin  eiuijegange- 
nen  Obligation  zu  verlangen,  und  Schuldner  (döb'ttcin')  denjenigen, 
der    gehaltin    ist,    sie    zu    erfüllen. 

j\ac!i  diesem  RegrifTe  sollte  rran  glauben,  dass  jede  Ver- 
tragsurkunde den  iNanien  eines  Gläubigers  augeben  miisse;  allein 
es  sind  noch  im  Interesse  des  Handels  Obligationen  eingeführt, 
worin    kein    Gläubiger    namentlich    bezeichnet    wird  ).      Das    iNöthige 


I)  C.  G.  B.  lloT.  —    2)  Wie  z.  R.  hol  F)(numpnton  an  den  Inhaber   lautend, 
boini  ßillet  au  potUur^  heim  Connosseiuciit. 
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hierüber  soll  in  No.  .481  ertheilt  und  hier  einstweilen  nur  so 
viel  gesagt  werden,  dass  der  Inhaber  eines  solchen  Dociiments  be- 
rechtigt ist,  dessen  Erlülliing  zu  verlangen,  als  wäre  nur  auf  sei- 
nen Namen  das  Engagement  direct  gegen  ihn  contrahirt  worden  ^  ^). 
Die  Zaiilung  kahtt  anch  von  dem  verlangt  werden,  d><JT  als 
Cessionar  in  die  Rechte  desjenigen  eingestellt  worden ,  zu  dessen 
Gunsten  das  Engagement  lautet.  Der  Umfang  seines  Klagereclits 
und  die  Beschaffenheit  der  Einreden,  die  ihm  der  Schuldner 
entgegensetzen  kann,  werden  durch  Grundsätze  regiert,  die  nacli 
der  Bescliaifenheit  der  Verbindlichkeit  und  der  Cessionsacte  sich 
ändern. 

Endlich  kann  aucli  die  Zahlung  durclt  einen  gesetzlich,  gericht- 
lich aufgestellte!;!  Bevollmäclitigten  gefordert  werden ,  wie  z.  B.  durch 
einen  Vormund,  Massecurator ,  oder  durch  ausdrückliche,  muth- 
massliche  oder  stillschweigende  Vollmacht^),  deren  Wirkung  im  VI. 
Hauptstiick  der  III.  Abtheilung  angegeben  werderi  soll;  oder  sie  kann, 
endlich  in  Folge  einer  Clausel  in  der  Conven^tion  verlangt  wer- 
den, wodurch  eine  dritte  darin  bezeichnete  Person,  oder  selbst 
der  Inhaber  einer  executorisclien  Ausfertigung  des  Documents  zur 
Zahlungsforderung  bevollmächtigt  ist.  Im  letztern  Fall  müssen  die 
Ausdrücke  wohl  erwogen  werden;  ist  der  Dritte  nur  angegeben, 
u!n  dem  Schuldner  die  Befugniss  zu  ertheilen ,  in  seine  Hände .  zu 
zahlen ,  so  könnte  er  keine  gerichtliche  Klage  ohne  speciellen 
Auftrag  des  Gläubigers  anstellen ;  ein  solcher  Auftrag  wird  aber 
immer  vorausgesetzt,  wenn  es  das  Amt  des  Inhabers  mit  sich 
bringt ,     gerichtlich   klagen   zu  können  *). 

Wie  sehr  die  Befreiung  von  einer  Schuld  an  sich  selbst 
günstig,  und  wie  sehr  auch  die  Schnelligkeit,  mit  welcher  die 
Handelsgeschäfte  abgethan  werden,  dem  Verkehr  Nutzen  schafft, 
so  kann  dennoch  nicht,  zugegeben  werden,  dass  der  blosse  Besitz 
eines  Schulddocuments ,  ohne  den  einen  oder  andern  der  ange- 
führten Umstände ,  ein  Hecht  zur  Einforderung  der  Zahlung  gibt. 
In  ,  diesem  Sinne  darf  also  der  Grundsatz,  dass  eine  Zahlung, 
die  in  gutem  Glauben  dem  Besitzer  des  Schulddocuments  gemächt 
worden ,    giltig   sei,     nicht  verstanden   werden  ^). 

Mehrere  Personen  können  solidarische  Gläubiger  sein ,  wenn 
sich  aus  der  Beschaffenheit  oder  den  Ausdrücken  einer  Conven- 
tion ergibt,  dass  man  ihnen  die  nämliche  Sache  schuldet,  und 
jede  von  ihnen  die  ganze  Schuld  einfordern  kann^).  Man  nimmt 
leicht   die    Vermuthung   an,     dass    eine    Handelsschuld,    sogar    ohne 


1)  H.  G.  B.  35.  281.  —  2)  Abw.  Urth.  10.  Nov.  1820.—  3)  C.  G.  B.  1981. 
—  4)  P.  G.  B.  556.  —  5)  C.  G.  B.  1240.  -  6j  C.  G,  B.  1197,  1198,  Abw. 
ürth.  12.  Mai  1824. 
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ausdrückliche  Conrention  zwischen  allen  Gläubigern ,  gegen  wel- 
che sich  ein  Schuldner  verbindlich  gemacht,  solidarisch  sei,  und 
dass  daher  derjenige,  welcher  das  Document  in  Händen  hat,  be- 
reclitigt  ist,  die  Zahlung  vom  gemeinschaftlichen  Scliuldner  zu 
fordern,  weil  man  unter  diesen  Gläubigern  eine  Association  vor- 
aussetzt. 


§•  2. 


W er  ist  zur  Erfüllung'    einer    Obligation  gehalten? 

182.  Im  Allgemeinen  muss  jede  Obligation  vom  Schuldner 
abgetragen  werden.  Aus  den  im  vorigen  Capitel  erklärten  allge- 
meinen Grundsätzen ,  so  wie  ans  denjenigen ,  welche  jedem  Ver- 
trag eigen  sind,  kann  man  ersehen ,  wie  diese  Eigenschaft  be- 
stimmt ist,  und  wie  weit  sich  die  Verbindlichkeiten ,  die  sie 
auflegt ,     erstrecken. 

Der  Gläubiger  muss  sich  an  den  Schuldner  selbst  wenden ; 
wenn  aber  das  Schulddocument,  das  die  Forderung  begründete, 
oder  irgend  eine  spätere  Convention  dem  Gläubiger  die  Pflicht 
auflegt ,  sich  an  eine  andere  Person ,  als  diejenige ,  die  den  Act 
ausgestellt  hat,  zu  wenden ,  so  kann  er  sich  nicht  davon  lossa- 
gen und  erst  dann,  wenn  er  die  .Weigerung  dieser  dritten  Per- 
son contsatiren   liess,    kann   er  gegen   den   Schuldner  auftreten  ^). 

Eine  Verbindlichkeit  kann  durch  mehrere  Personen  zusammen 
eingegangen  worden  sein.  Die  Natur  der  kaufmännischen  Engage- 
ments lässt  annehmen,  dass  eine  ausdri'ickliche  Stipulation  nicht 
nöthig  ist,  um  diese  Personen  als  solidarisch  verbunden  anzusehen  ). 
Diejenigen,  welche  ein  kaufmännisches  Engage;nent  contrahiren, 
ohne  sich  jedocli  dabei  solcher  Ausdrücke  zu  bedienen ,  die  nacl» 
dem  gemeinen  Uecht  als  solidarisches  Versprechen  betrachtet  wür- 
den, werden  angesehen,  als  haben  sie  ein  Participations  -  Geschäft 
gemacht,  das  den  Regeln,  die  IVo.  1049  erklärt  werden  sollen, 
unterworfen  ist.  Man  darf  aber  nicht  die  Verbindlichkeit,  die 
mehrere  Personen  zusammen  eingegangen,  was  allein  solidarisch 
sein  kann,  mit  den  surcessiven  Verträgen  vermengen,  wo>on  iNo. 
l^S  die  Rede  war.  Dann  ist  auch  zu  merken,  dass  die  Solida- 
rität, die  aus  einer  Societät  entspringt,  nicht  vorhanden  sein 
kann,  wenn  keine  Absicht,  sich  solidarisch  zu  verbinden,  ver- 
muthet   werden   kann ,     und    sogar   Alles   das   Gegentheil    beweiset. 

^^  eni)  nlsü  Personen,   die   vorj^cben    VNiirden,   jede  einzeln  für  sidi, 
für  ihre   FurJcinng,    ein    Privile^itiin     oder    sonst    ein    specielies    lu'ilit 


1)  H.  G.  B.  JOl,  162.  —    2)  C.  G.  B.  1862. 
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auf  eine  Saclie  zu  Laben , .  mit  dem  Preise  dieser  SacLe  bezahlt  wor- 
den sind,  so  sind  sie,  \venn  die  Zalilnng-  nngiltig'  ist,  oder  ^venn 
sie  znr  Zurückgabe  des  Empfangenen  verurllieilt  werden ,  nur  gelial- 
ten ,  das,  was  jede  von  ihnen  erhalten  hat,  zuriickzugeheu,  sie 
könnten  aber  dazu  niclit  solidarisch  vernrtheiit  Averden  '). 

Dann  ist  auch  zu  merken ,  das  demjenigen ,  der  sich  soli- 
darisch verbindlich  gemacht,  die  ihm  persönlicli  zustehenden  Ein- 
reden, mittels  welcher  er  seine  Engagements,  oder  die  Zwangs- 
mittel, die  gegen  ihn  angewendet  werden,  moJificiren  kann,  un- 
benommen   sind'). 

Wenn  jedoch  die  Umstände  oder  die  Ausdrücke  im  Vertrag 
die  Solidarität  ausschlössen,  so  ist  der  Antheil  eines  jeden  Schuld- 
ners nach  dem  Willen  der  Parteien  festgesetzt,  und  haben  sie 
sich  nicht  darüber  erklärt,  so  geschieht  es  nach  der  Beschaffen- 
lieit  der  Verliandlung  oder  der  persönlichen  oder  respectiven  La- 
ge der  verbundenen  Parteien;  in  Ermangelung  dieser  Mittil  muss 
die  Schuld  in  gleichen  Theilen  abgetragen  werden.  Jedoch  muss 
man  den  Fall  ausnehmen,  in  welchem  man,  es  sei  nun  nach 
der  Beschaffenheit  des  Engagements,  oder  nach  Art,  wie  aas  Ge- 
schäft angeselien  wurde,  erkennen  würde,  dass  die  Parteien  nicht 
den  Willen  gehabt  liaben ,  die  Schuld  iheilbar  zu  machen  ^).  Die- 
ser Umstand  y/ürde  im  Interesse  des  Gläubigers  gegen  die  ver- 
scliiedenen  Schuldner  die  nämlichen  Wirkungen ,  wie  die  Solida- 
rität, hervorbringen"^). 

Der  Gläubiger  einer  solidarisch  contrahirten  Verbindlichkeit 
ist  berechtigt,  sich  nach  Belieben  an  den  einen  oder  den  an- 
dern der  Schuldner  zu  wenden ,  um  die  Zahlung  der  ganzen 
Schuld  von  ihm  zu  erhalten^);  dieses  Recht  verliert  nur  er  durch 
eine  Verzichtleistung  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen.  Es  ist 
gleich,  ob  nun  die  contrahirte  solidarische  Verbindlichkeit  bloss 
das  Interesse  einer  Person  betrifft,  so  dass  der  Mitschuldner  ge- 
wissermaassen  nur  ihr  Bürge  ist*');  hier  muss  die  Beschaffenheit 
des  Haupt  Vertrags  entscheiden ,  was  übrigens  nicht  gegen  den 
Gläubiger    gelten   kann '). 

Dessenungeachtet  können  ihm  die  Ausdrücke  im  Vertrag  die 
Verbindlichkeit  auferlegen ,  sich  besonders  an  einen  der  Schuld- 
ner zu  wenden ;  eben  so  verhält  es  sich ,  wenn  die  Solidarität 
des  Einen  von  ihnen  eine  Bürgschaft  constituirt,  in  wclcliem  Fall 
der  Gläubiger  ihn  nicht  gerichtlich  belangen  kann ,  bevor  er  sich 
nicht  an   den   Hauptschuldner  gewendet  hat''). 


1)  Cass.  27.  .hmi  1824.  —  2)  C.  G.  B.  1201,  1208.  —  3)  C.  G.  B.  I2lS, 
1223.  —  4)  Cass.  18.  Jan.  1814,  Abw.  Urth.  17.  Febr.  1830.  —  5)  Und  ohne 
das.s  dieser  ihm  die  Wohltliat  der  Theilung  opponiren  darf.  C\  G.  B.  1203.  — 
6;  C.  G.  B.  1216.  —     7)  Ca.ss.  23.  Gerininal  X.  —     8)  C.  G.  B.  2021. 
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V  e  r  I  a  u  »•  t    av  e  r  tl  e  f )  ? 
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183.  Es  geschieht  liäiilig,  dass  eine  Verbindlichkeit,  selbst 
wenn  darin  kein  Termin  angegeben  ist,  niciit  auf  der  Stelle  er- 
füllt werden  kann;  die  Parteien  können  im  Vertrag  oder  durch 
Separat- Conventionen  bestimmt  haben,  diese  Erfüllung  auf  eine 
gewisse  Zeit  festzusetzen;  manchmal  kann  auch  der  Richter  den 
Willen  der  Parteien  modificiren  und  dem  Schuldner  eine  Frist 
gestatten  ^).  iVach  diesen  drei  Fällen  gibt  es  also  einen  na- 
türlichen, einen  conventioneilen  und  einen  Gnaden- 
Terrain. 

Nach  dem  natürlichen  Termin  kann  zwar,  streng  ge- 
nommen,  der  Gläubiger  die  Erfiillung  einer  Verbindlichkeit,  wor- 
in kein  Termin  angegeben  ist,"  sogleich  verlangen;  allein  die 
Umstände   und    der    Ortsgebrauch   können   dies   Princip  modificiren. 

So  müssen  z.  B.  dem  Atissleller  eines  Wechsels  Mcnig-stens  vier- 
iind  zwanzig  Standen  Zeit  g-elassen  werden ,  um  den  Avis  zu  g-eben. 
Sollen  AVaaren  von  Jemandem  ausf^^eliefert  "werden,  so  ninss  man  ihm 
Zeit   lassen,    seine  VorkeLrungen   dazu  zu  treffen^). 

Manchmal  haben  die  Parteien,  ohne  eine  Frist  auszuschlics- 
sen ,  und  selbst,  wenn  es  die  Natur  der  Verbindlichkeit  er- 
forderte, keine  Zeit  bestimmt;  schweigt  auch  das  Gesetz  hier- 
über, so  ist  es  dann  am  Richter,  dieses  Stillschweigen  zu  er- 
gänzen. 

Wenn  z,  B.  Jemand  .ein  Darlehen  anf.:immt,  ohne  die  Zeit  der 
Riickzaliinng-  festzusetzen ,  so  ist  er  berechtigt ,  eine  Frist  zu  ver- 
langiMi ,  •  die  dann  vom  Geriebt  zu  bestimmen  ist^)j  denn  würde  der 
Darleiber  das  (;Ield  sogleich  Avieder  zurückfordern  ,  so  würde  er  seine 
Verbindliclikeit^  dem  Eutlehuer  die  Nutzniessung-  zu  lassen,  nicht  er- 
füllen. 

Am  Iiäufigsten  bestimmt  der  Vertrag  den  Termin  zur  Er- 
füllung    der   darin   angegebenen   Verbindlichkeit. 

Dieser  Termin  kann  ein  bestinunt  ausgedrückter  Tag  sein.  Ist 
die  Schuld  zu  einer  Zeit  /.ahlbar,  die  aus  mehrern  Tagen  zusanmieu- 
g-esetzt  ist,  wie  z.  B.  anf  einer  Messe,  so  fallt  der  Zahltag  auf  den 
Tag  vor  dem  Schlüsse  derselben**),  Sie  kann  auch  nach  Verlauf  ei- 
ner gewissen  Anzahl  Tage,  Wochen,  Monate,  Uso's  ,  die  vom  T.tg-c 
des  Vertrags    an  laufen,    zahlbar    sein,    welcher    Tag    aber    nicht    mit 


1)  C.  G.  B.  1241,  tono.  —  2)  Solion  Wnaren  in  irgend  einem  Seehafon  cin- 
odor  aus{>cliideii  weiden,  so  nius«  dem  Schitier  die  nöthige  Zeit  dazu  (Liege- 
tage) gelassen  werden.  A.  d.   H. 

3)  C.  G.  n.   lüOO  ,    liK)I.  —  4)  H.  G.  B.  133. 
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gereclinet  ^Yird,  wenn  niclit  dasGe^eulLeii  bestimmt  ist').  Der  letzte 
Tag'  des  festgesetzten  Termins  ist  der  Verfalltag.  Die  Wochen ,  Mo- 
nate nnd  Jahre  werden  nach  dem  Gregorianischen  Kalender  gerechnet 
nnd  zwar  so,  dass  man  vom  Tage  des  ausgestellten  Docuineuls,  der  aber 
nicht  mit  gezahlt  wird,  bis  zn  dem  mit  ihm  correspondireuden  Tage 
der  Woche,  des  Monats  oder  Jahres,  der  darin  begriffen  nnd  Verfall- 
lag wird,  ausgeht.  So  Aväre  z.  B.  eine  Schuld  d  Monate  dalo  vom 
3.  Januar,  den  3.  April  fallig,  und  man  Aviirde  vom  4.  Januar  aa 
gezählt  haben,  eine  andere  vom  29.  Juni,  2  Monate  dato  wäre  den 
29.  Aug.  fällig  ''), 

Ist  der  Monat,  in  welchen  der  Verfalllag  fällt,  kürzer  als  der- 
jenige des  Datums  und  hat  also  dafür  keinen  correspondirenden 
Tag,  so  fällt  der  Zahlungstermin  auf  den  letzten  Tag  dieses  Monats. 
Eine  Schuld  also,  vom  31.  December  2  Monate  dato  ausgestellt,  wür- 
de den  28.  oder  29.  Februar  verfallen,  je  nachdem  das  Jahr  ein  ge- 
,  meines  oder  ein  Schaltjahr  ist.  Der  umgekehrte  Fall  hat  aber  nicht 
Statt,  wenn  der  Monat,  in  welchem  der  Zahlungstermin  fällt,  aus 
mehr  oder  ^veniger  Tagen  besteht,  als  derjenige  des  Datums.  Eine 
Obligation  kann  also  am  letzten  Tage  eines  Monats  ausgestellt,  der  letzte 
mit  ihm  correspondirende  Verfalltag  in  einem  Älonat  aber  nicht  der  letzte 
desselben  sein,  so  Avird  dieser  Verfalltag  deshalb  nicht  auf  diesen  letz- 
ten Tag  verlegt,  sondern  auf  den  mit  ihm  correspondirenden  Tag,  z.  B, 
vom  28.  Februar  2  Älonate  dato,  wäre  der  28.  April,  obgleich  die- 
ser Monat  mehr  Tage  hat  als  der  Februar^);  würde  aber  die  Schuld 
3  Monat  dato  vom  Ende  Februar  lauten,  so  wäre  sie  den  ,31.  Mai 
verfallen. 

Der  Uso  begreift  drelssig  Tage,  deren  Lauf  mit  dem  Tage  nach 
dem  Datum  der  Obligation  beginnt  *),  Ist  die  Verfallzeit  nach  Wo- 
chen bestimmt,  so  fällt  sie  auf  den  Tag  der  letzten  Woche,  der  mit 
dem  Datum  correspondirt.  Ist  das  Schuld -Document  auf  ein  Viertel- 
oder ein  halbes  Jahr  ausgestellt ,  so  werden  dafür  drei  oder  sechs  Mo- 
nate angenommen  und  die  oben  angegebenen  Regeln  ange^vendet.  Ist 
der  Termin  aul  mehrere  Jahre  gestellt ,  so  läuft  er  am  Tage  und  Mo- 
nat ab,  der  mit  dem  Datum  der  Ausstellung  correspondirt,  mit  Aus- 
nahme jedoch  dessen,  was' in  Betreff  des  Februars  in  einem  Schalt- 
jahre gesagt  ^^orden. 

Eine  Schuld,  die  zahlbar  im  Laufe  einer  Woche  oder  eines  Mo- 
nats lautet ,  kaim  erst  am  letzten  Tage  der  Woche  oder  des  Monats 
eingefordert  werden  ;  eine  solche  auf  Medio  eines  Monates  gestellt^  ver- 
fiillt  am  letzten  Tage  der  stärksten  Hälfte. 

Eine  Verbindlichkeit  kann  auch  zahlbar  nach  dem  Ereigniss 
einer  bestimmten  Begebenheit,  deren  Epoche  noch  ungewiss  wäre, 
eingegangen  werden.  In  diesem  Fall  kann  die  Zahlung  nur  dann 
verlangt  werden,  wenn  erwiesen  wird,  dass  sich  die  Begeben- 
heit zugetragen    hat. 

Oft  geschieht  es  auch,  dass  Handelsleute,  die  vielfache  Ge- 
schäftetreiben,   in    ihren  Engagements   die  Stunde    angeben,     wann 


y 
1)  H.  G.  ß.  129.  —    2)    Cass.   27.   Dec.    1811.  —    3)  Abw.    ürtli.    13.    Aug. 
1817.     Cass.  16.  Fehr.  1818  und  21.  Juli  I8l8.  —    4)  H.  G.  B.  132. 
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feie  acctptiren  oder  ihre  Zalilungen  Idsten.  Hat  der  Gläubiger 
diese  x\ngabe  angenommen,  so  sind  >veder  er,  noch  seine  Ces- 
sionare  berechtigt,  die  Zahlung  zu  einer  andern  Stunde  zu  for- 
dern •  aber  ausser  diesem  Falle  kann  der  Schuldner  den  Gläubi- 
ger nicht  zwingen,  wieder  vorbei  zu  kommen,  wenn  dieser  sich 
an  Tagen  und  zu  Stunden  präsentirt,  die  nach  Gebrauch  oder 
nach   Gesetz    den    Geschäften  gewidmet   werden. 

Die  in  einem  Vertrag  angegebene  Zeit  der  Erfüllung  muss 
streng  eingehalten  werden.  Da  sich  die  Parteien  hierin  das  Ge- 
setz gemacht  haben ,  so  darf  sich  der  Schuldner  nicht  auf  einen 
eingeführten  Gebrauch  stützen ,  um  die  Zahlung  über  den  über- 
eingekommenen Termin  hinauszuschieben  ') ;  doch  kanji  er  in  man- 
chen Fällen  vom  Richter  eine  Gnaden -Frist  verlangen,  der  sie 
ilim  bewilligen  kann,  sobald  das  Gesetz  ihm  diese  Befugniss 
gestattet'). 

Von  diesem  Rechfe  hat  aber  der  Riclitcr  einen  beschrankten  Ge- 
brauch zu  macb'Mi ,  indem  er  die  dem  Glaublicher  schnldig'e  Gerechtig"- 
keiJ,  das  Interesse  des  Handels  und  die  WacLsicLt,  deren  ein  Schuld- 
ner bedarf,     zu  vereinbaren   hat. 

Ist  dem  Schuldner  ein  Termin  bewilligt  worden  ,  so  kann  er 
ihm  oline  seine  Einwilligung  vom  Gläubiger  nicht  entzogen  wer- 
den. Der  ganze  letzte  'l'ag  gehört  ihm,  um  sich  von  der  Schuld 
zu  befreien,  und  der  Gläubiger  kann  erst  den  darauf  folgenden 
Tag  die  Mchterfiillung  der  Verbindlichkeit  actenmässig  constatiren 
lassen  ^).  W  enn  dies  aber  an  diesem  Tage  durch  einen  Protest 
gesclielien  ist,  so  muss  auch  der  Schuldner  die  verursachten  Ko- 
sten bezahlen,  oder  es  müsste  sicli  aus  den  Umständen  ergeben, 
dass    der    Gläubiger  nicht    aufrichtig    gehandelt    liabe. 

Als  allgemeine  Regel,  die  sich  auf  alle  Fälle,  die  Verfall- 
zeit betreffend,  anwenden  lässt,  ist  angenommen,  dass,  wenn  die 
Zalil'ing  auf  einen  gesetzlichen  Feiertag  fällt,  dies  Engagement 
Tags  zuvor  zahlbar  ist*);  der  Schuldner  kann  aber  erst  von  dem 
auf  den   Feiertag   folgenden   Tage    an    gerichtlicli    belangt  werden. 

Ist  ein  Schuldner  in  Concurs  gerathen ,  oder  notoriscli  zah- 
lungsunfähig, so  verliert  er  die  Wohlthat  des  conventioneilen  oder 
Gnadentermins,  der  ihm  allenfalls  gestattet  worden ').  Darüber  soll 
noch  beim  Falliment  das  INähere  gesagt  werden,  einstweilen  ist 
liier  nur  anzuführen,  dass  das  Falliment  erklärt,  oder  die  Zahlungs- 
unfähigkeit   gerichtlicli   erkannt  sein    muss.      Uürde    man   in  Betretf 


V  II.  G.  R.  13.=7.  C.  n.  n.  1-244.  —  2)  TL  (7.  H.  ir.T,  IST.  Der  Rithtrr 
kann  keine  Kri.nt  zur  Zablun;;  eint«.«»   Worhsols  oder  eines  BiIUM.n  ^^«ütalten. 

3)  H.  G.  ü.  1Ü2.  —  4)  H.  a,  ü.  134.  -  5)  C.  G.  U.  1188—  (i.  O.  134, 
U.  G.  U.  44a 
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der  Zahliingsfiiliigkeit  des  Schuldners  in  Unrulie  scliwehen  ,  so  yrire 
dies  nicht  hinreichend ,  um  ihm  die  Wolilthat  des  Termins  zu 
entziehen;  in  einem  solchen  Falle  bleibt  dem  Gläubiger  nichts 
übrig,  als  die  Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners  versichern  zu 
lassen ,  wie  dies  bei  den  Assecnranzen ,  ausser  denjenigen^  im  See- 
wesen ,   vorgeschrieben   werden   soll. 

184.  So  gut  die  Parteien  über  den  Termin  übereinkom- 
men können ,  so  können  sie  auch  auf  eine  Weise  contrahiren, 
dass  die  eingegangenen  Verbindlichkeiten  nur  in  so  fern  beste- 
hen, als  keine  zukünftige  und  ungewisse  Gegebenheit'),  die  sie 
angeben ,     eintritt ;     dies    nennt    man    Bedingung    (condttioti)  ^). 

Manchmal  gibt  man  auch  diesen  Namen,  jedoch  uneigent- 
licher Weise ,  den  Lasten  ,  die  der  Vertrag  der  einen  Partei  auf- 
erlegt, damit  sie  das  Recht  habe,  in  ihrem  Interesse  die  Erfül- 
lung der  Convention  zu  verlangen.  Zwischen  dem  einen  und  dem 
andern  Falle  ist  aber  ein  merklicher  Unterschied ,  weil  Lasten 
die  Folge  und  oft  das  Aequivalent  einer  vollkommenen  Verbind- 
lichkeit sind,  während  die  Bedingung  nur  auf  den  Contract  Ein- 
fluss  hat,  um  ihn  bestehend  oder  nicht  bestehend  zu  machen, 
je   nachdem    sie    sich   ereignet   oder    nicht   ereignet. 

Aus  obiger  Definition  ergibt  sich  der  Unterschied  zwischen 
einer  Bedingung  und  einem  Termin.  Die  Bedingung  verhindert 
die  Bechtserwerbung,  so  lange  die  Begebenheit  sich  nicht  zu- 
getragen   hat^).      Der    Termin,    weit    entfernt,     sie    zu  verhindern, 


1)  Das  Ereigniss  muss  zukünftig  sein;  denn  wenn  es  sich  bei  Absclihiss 
der  Convention  schon  zugetragen  hat,  so  besteht  von  diesem  Momente  an  die 
Obligation,  oder  sie  besteht  nicht.  Es  muss  ferner  un  gewiss  sein,  denn  wenn 
das  Ereigniss  nothwendiger  Weise  eintreten  muss,  so  ist  man  sicht-r,  dass  die 
Obligation  bestehen  wird.  Z.  B.  ich  verspreche  Jemandem  eine  gewisse  Sumn>e, 
wenn  mein  Oheim  stirbt.  Hier  ist  das  Ableben  des  Onkels  sicher,  es  mag  früh 
oder  spät  erfolgen;     dies  ist  eine  Obligation  auf  Termin.  Rogron. 

2)  Die  Verbindlichkeit  ist  bedingt,  wenn  man  sie  von  einem  zukünftigen, 
ungewissen  Ereigniss  abhängen  lässt,  entweder  indem  man  sie  aufschiebt*)  bis 
ein  gewisses  Ereigniss  geschieht,  oder  indem  man  sie  aufhebt**),  je  nachdem 
da«  Ereigniss  zutrifft  oder  nicht.     C.   G.  B.  1168. 

')  Aafschiebti  z.  B,  ich  verspreche  Jemandem  eine  gewisse  Summe  zu 
jsahlen ,    wenn  eine  von  mir  begonnene  Unternehmung  gut  ausfällt. 

**)  Aufhebt;  z.  B.  ich  verkaufe  Jemandem  meine  Fabrik,  jedoch  unter 
der  Bedingung,  dass,  wenn  ich  nicht  dasjenige,  um  das  ich  unterhandle,  kau- 
fen kann,    der  Verkauf  null  ist.  Rogron. 

3)  C.  G.  B.  1181.  Dieser  Artikel  lautet  wie  folgt:  Eine  unter  aufschieben- 
der Bedingung  eingegangene  Verbindlichkeit  ist  diejenige,  welche  von  einer  zu- 
künftigen und  ungewissen  Begebenheit,  oder  von  einer  wirklich  schon  eingetre- 
tenen, aber  den  Parteien  unbekannten  Begebenheit  abhängt.  In  dem  erstem 
Falle  kann  die  Verbindlichkeit  erst  nach  der  Begebenheit  vollzogen 
werden.  Im  zweiten  Falle  tritt  sie  in  Kraft  vom  Tage  an,  wo  sie  un- 
ternommen worden  ist. 

Diese  RedacHon  ist  aber  nicht  exact,  es  musste  statt  „kann  erst  voll- 
zogen werden"  heissen ,  (wie  hier  Pardessus)  :  „die  Verbindlichkeit  ist  nur 
nach  der  Begebenheit  vorhanden.'*  Bis  dahin  ist  zwar  line  Convention  aber  noch 
keine  Obligatioii ;     für  den  Gläubiger  ist  nun  Hoffnung  da,    daas  die  Obligation 
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bezeugt,  dass  dieses  Hecht  erworben  ist,  dass  es  aber  nur  zur 
fest^esrt/ten  Zeit  aus^^eiibt  werden  kann ').  Würde  man  das  Kn- 
gaffeincnt  von  Begebenlieiten  abhiingig  machen,  die  im  natürlichen 
Laufe  der  Dinge  nothwendiger  Weise  sich  ereignen  müssen,  so 
würde  diese  Clausel  als  eine  Terminbestimmung  angesehen.  Dar- 
aus folgt,  dass,  wenn  man  den  Fall  stipuiiren  wollte,  in  wel- 
cliem  eine  gewisse  nothweudige.  Begebenheit  sich  nicht  ereig- 
nen wird,  die  Convention  null  und  nichtig  wäre,  es  sei  denn, 
dass  man  die  Frist  beigefügt  habe ,  innerhalb  welcher  nian  voraus- 
fgieht,    dass   sich    die    Begebenheit    zutrage    oder    nicht. 

Da  es  der  Bedingung  eigen  ist,  die  f/xistenz  des  Kngage- 
meuts  zu  suspendiren,  so  sollte  man,  streng  genommen,  diese 
Benennung  keiner  gegenwärtigen  oder  vergangenen,  aber  den  Par- 
teien nicht  bekannten'  Begebenheit  beilegen ,  weil  ihre  Verbind- 
lichkeit zur  Zeit  der  ('onvention,  je  nachdem  die  Begebenheit 
sich  ereignet  hat  oder  nicht,  existirt  oder  nicht  existirt  hat. 
Jedoch  die  üngewissheit,  in  der  sich  die  I*arteien  in  Betreff  der 
Begebenheit  befinden,  kann,  was  die  Giltigkeit  des  Vertrags  betrifft, 
hinreichend  sein,  die  Begebenheit  als  nicht  vorgefallen    zu    betrachten. 

Die  Convention ,  welche  die  Parteien  von  einer  Bedingung 
abhängig  machen,  bringt  die  ihr  eigene  Wirl^ung  nur  dann  her- 
vor, wenn  die  vorhergeseliene  Begebenheit  sich  zugetragen  fiat  ) ; 
bis  dahin  aber  besteht  sie  zufällig  und  jeder  der  Contralienten 
kann  den  Andern  auffordern,  zu  dieser  Begebenheit  mitzuwirken, 
wenn  die  Beschaffenheit  der  Bedingung  sie  iheilweise  von  seinem 
Willen  oder  von  seiner  Intervention  abhängig  macht;  denn  jeder 
kann  zur  Erhaltung  seiner  Reclite  dienliche  Maassregeln  ergrei- 
fen').      Fallirt   derjenige,   der  sich    verbindlich    gemacht,    in    die- 


existiren  wird.  Auch  kann  der  Schuldner,  wenn  er  vor  einpjetretener  Begeben- 
heit ,  welche  die  Bedingung  ausmachte,  bezahlt,  ilie  Krstattung  des  Gegebe- 
nen verlangen,  da  er  noch  nichts  schuldig  ist.  Im  zweiten  Fall;  diese 
Verfügung  im  Code  scheint  auch  nicht  exact  zn  sein.  Da  ist  es  keine  Verbind- 
lichkeit, die  unter  aufschiebender  Bedingung  contrahirt  wurde,  denn  die  Bedin- 
gung f rillt  eine  zukünftig«  und  unge\\isse  Begebenheit  (Art.  ll(iS),  und  in  die- 
m'iw  K;ille  hat  die  Begelienhtif  bei  Schliessung  des  Contracts  schon  Statt  ge- 
habt ,  nur  war  sie  den  Parteien  unbekannt.  Die  >  erbindlichkeit  ist  nieni.ils  nui^e- 
schoben  worden,  von  Anbeginn  der  Convention  bestand  sie  nicht,  oder  sie  be- 
stand; auch  sagt  das  C.  C  B.,  dnss  sie  von  diesem  Augenblick  ihre  Wirkun- 
gen erzeugt  hat.  Z.  ß.  wenn  der  versprochene  (Gegenstand  seitdem  zu  (iruodc 
gegangen  ist,  so  hat  der  Gläubiger  «Jen  \erlust  zu  tragen;  denn  er  war  vom 
Augenblick  de«»  Contracts  an  l<j.:entluinier  djiv«)n  {ics  pnit  domino)  ^  er  k«ni» 
si<;h  dalier  diesen  (Gegenstand  nicht  mehr  aiisliel'erH  lassen,  weil  er  zu  Grunde 
gegangen  ist,  und  doch  ist  er  veibundeu,  den  bedungenen  Preis  davon  zu  be- 
zahlen (Art.   i:J02).  Kogron. 

1)  C.  G.  B.  IIS5.   -    2)  C.  G.  B.  1179,  1181,  IIHO. 

3)  C.  G.  B.  IISO.  Er  kann  H}|)othek  nehmen,  sich  beim  \  erkauf  der  («uf*r 
der  Schuldner  nach  seinem  Rang  als  Hypothekar  Gläubiger  Io.:ren  lassen  ;  «^r 
kann  aber  nur  nach  Erfüllung  der  Bedingung  die  ihm    zufallende  Summe  rrlifbe«« 

A.  d.  H. 
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ser  Zwisc'lienzeit,  oder  wird  er  zalilungsiinfühig ,  wodurcli  eine 
starke  Vermuthung  entsteht,  dass  er  das,  was  er  zur  Zeit  der 
Begebenheit  zu  leisten  hat,  nicht  abtragen  kann;  so  kann  der- 
jenige, welcher  hofft,  durch  die  nämliche  Begebenheit  Gläubiger 
^.au  werden ,  die  Aufhebung  des  Vertrags  verlangen ,  es  sei  denn, 
dass  ihm    Bürgscliaft    geleistet  werde  ^). 

Die  Festsetzung  der  Bedingungen  ist,  wie  diejenige  aller 
übrigen  Clausein ,  dem  freien  Willen  der  Parteien  unterworfen, 
jedoch  mit  den  Beschränkungen ,  die  No.  158.  «.  f.  angegeben 
und  sich  auf  unmögliche,  den  Gesetzen,  der  öffentlichen  Ordnung, 
der  Moralität  zuwiderlaufende  Sachen  beziehen ,  wenn  sie  nur 
niclit  das  Wesen  jeder  Verbindliclikeit  im  Allgemeinen  oder  des 
Contracts,    der   gebildet   worden,    vernichten^). 

So  "wäre  die  Verbindliclikeit,  die  ein  Schuldner  nnter  einer  von 
seiner  eig-nen  Willkiilir  abhäng-enden  Beding-nng-  übernommen  hat,  nn- 
g-illig'^),  da  es  dem  Wesen  jedes  Vertrags  zuwider  ist,  dass  es  dem 
Schuldner  freistehe ,  verbindlich  zu  bleiben  oder  nicht.  Dies  wiire 
aber  niclit  der  Fall  mit  der  ISediiignng,  von  welcher  die  Verbindlich- 
keit einer  Handlung  abbing-e,  deren  Vollziehung  oder  IV'icbtvolIziehnng 
dem  Schuldner  frei  steht.  Es  Unterliegt  übrigens  keinem  Zweifel, 
dass  die  Bedingung  eines  Vertrags  bloss  von  der  Willkübr  desjenigen, 
gegen  den  man  sich  verbindlich  macht,  abhiingen  kann,  nm  so  mehr 
kann  die  Bedingnng  vom  Willen  oder  von  der  Handlung  eines  Dritten 
abhängen. 

Manchmal  besteht  die  Bedingung  in  einer  neuen  Einwilli- 
gung, welche  die  Parteien  zu  geben  haben;  Dies  ist  der  Fall, 
wenn  ein  Angeld  stipulirt  wird.  Jedoch  macht  diese  Stipulation, 
selbst  in  den  Obligationen,  etwas  zu  liefern,  nur  dann  eine  Be- 
dingung aus ,  wenn  bloss  ein  Versprechen  zum  Contract  und  nicht 
der  perfecte    Contract  vorhanden    ist. 

Am  häufigsten  hängt  die  Bedingung  vom  Zufall  ab ,  und  wird 
daher  zufällige  Bedingung*)  (cotidiilon  casuclle)  genannt. 
Hängt  sie  zugleich  vom  Zufall  oder  von  der  Willkühr  eines  Drit- 
ten und  der  Person  ab,  der  sie  auferlegt  ist,  so  wird  sie  ver- 
mischte Bedingung^)    (condttlon  mixte)    genannt^'). 

1)  H.  Gr.  316.  Dieser  Art.  betrifft  den  Versicherer,  der  vor  Ablauf  der  Zeit, 
wofür  er  die  Gefahr  übernommen  hat,  fallirt.  A.  d.  H. 

2)  C.  G.  B.  6,  1131,  1172.  ~    3)  C.  G.^  B.  1174. 

4)  Also  eine  Bedingung,  die  keineswegs  in  der  Macht  des  Gläubigers  oder 
Schuldners  steht;    z.    B.  wenn  die  diesjährige  Weinlese  gut  ausfällt.     A.  d.  H. 

5)  Z.  B.  wenn  ich  das  Haus  oder  Geschäft  meines  Nachbars  kaufe;  wenn  ich 
eine  Ladung  Kaffee  in  den  Colonien  unter  der  Bedingung  kaufe,  dass  sie  glück- 
lich in  Havre  eintretfe  etc.  Man  theilt  die  Bedingungen  auch  noch  in  nega- 
tive und  positive  ein.  Negativ,  wenn  sie  darin  bestehen,  dass  die  Be- 
gebenheit sich  nicht  zuträgt;  z.  ß.  ich  mache  mich  verbindlich,  mein  Geschäft 
zu  verkaufen,  wenn  mein  Sohn  es  nicht  übernehmen  will.  Positiv,  wenn  die 
Begebenheitsich  zutragen  wird.  Z.  B.  ich  verbinde  mich,  eine  Fabrik  zu  kau- 
fen, zu  miethen,  wenn  mein  Sohn  etc.  sie  übernehmen  will.        Rogron. 

(>)  C.  G.  B.  1J69,  1171. 
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185.  Derjenige,  dessen  Recht  sich  auf  eine  bedingungsweise 
Verbindlichkeit  gründet,  rauss,  um  es  auszuüben,  die  Begebenheit 
abwarten;  dagegen  darf  der  Verpflichtete  niclits  tliun ,  was  dem 
eventuellen  Rechte  des  Andern  nachtheilig  wäre,  und  ist  die  Be- 
dingung zufällig,  so  kann  keine  der  Parteien  Mittel,  die  gesetz- 
lich, oder  durch  den  Text  oder  den  Sinn  der  Convention  unter- 
sagt sind,  anwenden,  um  dadurch  die  Begebenlieit  herbeizufüh- 
ren oder  sie  abzuwenden.  Diese  üebertretung  von  Seiten  des 
verpflichteten  Schuldners  macht,  dass  in  Betreff"  seiner  die  Be- 
dingung als    erfüllt  angesehen    würde '•^), 


§.4. 


Wo    kann    die    Erfüllung  ^einer    Verbindlichkeit 
*  v  e  r  1  a  u  ff  t     vv  e  r  d  e  u  ? 


fe 


186.  Der  Ort,  wo  der  Schuldner  die  von  ihm  eingegan- 
gene Verbindlichkeit  zu  erfüllen  hat,  ist  entweder  durch  eine 
Clausel  in  der  Convention  bestimmt,  oder  nach  dem  Willen  ,  den 
die  Parteien  dabei  vermuthet  haben,  der  sich  aus  den  Umstän- 
den und  hauptsächlich  aus  der  Art,  wie  die  Erfüllung  bereits  be- 
gonnen ,  folgern  lässt.  Der  Gläubiger  kann  nicht  verlangen,  dass 
die  Zaiilung  anderswo  gemacht  werde ,  selbst  wenn  der  Ort,  wo 
er  bezahlt  sein  will,  der  Wohnort  des  Schuldners  oder  der  Ort 
der  Eröff'nimg  seiner  Erbschaft  oder  seines  Falliments  wäre.  Selbst 
in  diesen  Fällen  kann  es  denjenigen ,  welche  die  Zahlung  zu 
leisten  haben ,  sehr  daran  gelegen  sein ,  dass  sie  nicht  anders- 
wo,    als    es    der    Vertrag    angibt,    geleistet  werde. 

Würde  der  Vertrag  zwei  verschiedene  Zahlungsorte  angeben, 
so  könnte  die  Zahlimg  in  dem  einen  Orte  ganz,  oder  in  je- 
dem zur  Hälfte  gefordert  werden,  je  nachdem  die  Clausel  die 
Wechselwahl  liesse,  oder  bindend  wäre.  Im  erstem  Falle  hätte 
der  Gläubiger  zu  wählen,  wenn  ihm  der  Schuldner  nicht  durch 
ein    Anerbieten    zuvorgekommen   wäre. 


1)  C.  G.  B.  1178.  —  2)  Es  macht  sich  Jemand  >erl>in<llicl»,  einem  Maurer 
20(M)  Francs  zu  he/alilen  ,  wenn  er  ihn»  eine  Mauer  in  zehn  Tatien  aullührt. 
Um  dieser  Verliiiidlichkeit  zu  enfj;eheu  ,  reisst  dio  Person  die  vom  Maurer 
ani^efan^ene  Arheit  niedir;  er  ist  df^lialh  nicht  «oni^er  dit'  2IMHI  PVancs  schul- 
di;;,  weil  ilhn  nicht  erlauht  werden  kann,  von  seinem  eigenen  Fehler  Nul/en 
zu  ziehen.  Wenn  aber  der  Schuldner  nur  verhindert  hat,  das«  die  !ledinj;ung 
indirect  herl»eip;erührt  wurde,  und  dahei  ein  le{»itime!«  Recht  ausgetuhrt  hat,  so 
vird  sie  nicht  als  erfüllt  anjjesehen.  Z.  H.  der  nämliche  Maurer  hegeht  einen 
Diebstahl  liei  den)joni};on,  der  ihn  zur  AulTührunf«  der  Mauer  anstellt,  er  läs^t 
ihn  anlialtrn  und  ins  Arresthaus  l)rin;;en;  da  »ier  Maurer  nun  nicht  das  anjje- 
fanjrene  Werk  in  den  zehn  Taj^en  vollcn<1en  kann,  so  ist  nicht  zu  verlantren, 
«lass  die  Bedin;;un}^  als  erfüllt  anjicsehcn  werden  könne,  weil  hier  der  Schuldner 
Hindernisse  in  den  Wej;  gelej^t  iiat.  Rogron. 
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Was    kann    der    Gläubige  er    fordern? 

187.  Der  Gläubiger  ist  bereclitigt,  Alles,  was  ihm  verspro- 
chen worden,  zu  lordern.  Er  kann  den  Schuldner  niclit  zwingen, 
ihm  weder  etwas  Anderes,  noch  auf  eine  andere,  als  die  iiberern- 
gekomniene  Weise  zu  geben ,  selbst  wenn  ihm  unvorhergesehene 
Fälle  die  Lieferung  überflüssig  oder  lästig  machten,  vorbehaltlich 
der  Scliadloshaltung,  wovon  noch  im  folgenden  Paragraph  die  Rede 
sein    soll. 

Erheben  sich  zwischen  den  Parteien  Schwierigkeiten  in  Be- 
treff der  Ungewissheit,  die  der  Vertrag  darbietet,  so  würden  diese 
nach  den  Umständen,  nach  Erwägung  der  Thatsachen  oder  der 
Acte,  sowie  nach  den  Vorschriften,  die  im  zweiten  Abschnitt  die- 
ses und  des  folgenden  Hauptstücks  gegeben  werden,  beurtlieilt. 
Selbst  wenn  keine  Schwierigkeiten  dieser  Art  erhoben  würden,  so 
sind  doch  noch  einige  Vorschriften  nötliig,  um  das,  was  der  Gläu- 
biger  zu   fordern    bereclitigt    ist,   zu    kennen. 

Handelt  es  sich  um  eine  Verbindliclikeit,  etwas  zu  liefern, 
so  ist  mit  Hilfe  der  No.  156.  erklärten  Grundsätze  in  Betracht 
zu  ziehen,  ob  die  schuldige  Sache  bestimmt  ist,  oder  nicht,  und 
auf  welche  Weise  sie  es  ist  ').  Hat  sich  der  Schuldner  zu  Lie- 
ferung einer  gewissen  und  bestimmten  Sache  verbindlich  gemacht, 
so  hat  der  Gläubiger  sclion  vom  Augenblick  an,  in  welchem  der 
Vertrag  geschlossen  worden^),  entweder  deren  Eigenthmp,  oder 
deren  Gebrauchs-  oder  Verschlussrecht  erworben,  je  nachdem  die 
Uebereinkunft  geschlossen  worden;  er  kann  folglich  nicht  verlan- 
gen, noch  gehalten  werden,  einen  andern  Gegenstand  in  Empfang 
zu  nehmen.  Ist  die  versprochene  Sache  unbestimmt,  so  ist  der 
Gläubiger  nicht  berechtigt,  einen  gewissen  Gegenstand  vorzugsweise 
vor   einem   andern  zu  fordern,   wenn  er  nur    die    übereingekommene 


1)  C.  G.  B.  1138.  1302.  1583. 

2)  Der  Art.  Il38.  des  C.  G.  B.  sagt:  „vom  Augenblick  an,  wo  sie  zu 
liefern  war'^;  was  aber  eine  fehlerhafte  Redaction  ist.  Besser  (wie  auch  Par- 
dessus  hier  sagt) :  vom  Augen  l)lick  an,  wo  die  Verbindlichkeit,  zu 
liefern,  entstanden  ist;  denn  diese  Verbindlichkeit  entsteht  mit  dem  Con- 
tract.  Z.  B.  ich  verkaufe  ein  gewisses  Pferd,  um  es  in  einem  Monat  zu  liefern  ; 
es  fällt  aber  bei  mir  am  folgenden  Tage,  ohne  dass  mir  die  Schuld  beigelegt 
werden  kann.  Da  der  Käufer  vom  Augenblick  des  Kaufes  an  Eigenthümer  des 
Pferdes  war,  so  fiel  es  ihm  (res  perit  dnmino) ,  und  er  muss  den  Preis  dafür  be- 
zahlen, wenn  es  noch  nicht  geschehen  ist.  Aus  dem  obgesagten  fehlerhaften 
Ausdruck  im  Art.  1138.  ergäbe  sich  aber,  dass,  wenn  ein  Termin  für  die  Liefe- 
rung bestimmt  worden  Aväre,  die  Sache  erst  nach  Verfall  dieses  Termins  auf  GefahD 
des  Käufers  wäre,  was  dem  im  nämlichen  Art.  aufgestellten  Grundsatz  „die 
Verbindlichkeit,  die  Sache  zu  liefern,  wird  durch  die  Einwilligung 
der  contrabirenden  Parteien  ganz  vollständig^',  zuwider  liefe,  sowie  auch 
der  Art.  711.  1302.  1583.  Rogron. 
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Qualität  und  Quantität  empfängt;  entsteht  dariiber  Streit,  so  hat 
der  Richter  zu  bestimmen.  Dies  entspringt  aus  den  in  iNo.  156. 
angeführten  Grundsätzen,  die  noch,  sowie  deren  Folgen,  entwickelt 
werden  sollen ,  wenn  vom  Verkauf  und  seinen  Wirkungen  die 
Rede    ist. 

Die  Verbindlichkeit,  etwas  zu  thun,  muss  sich,  nach  No,  157,, 
streng  auf  die  Ausdrücke  oder  auf  die  bezeichneten  Personen  be- 
schränken;  die  Verbindlichkeit,  etwas  nicht  zu  thun,  muss  eben- 
falls aufs  strengste  erfüllt  werden ,  ohne  Rücksicht  auf  die  Be- 
schränkungen, die  sie  der  natürlichen  Freiheit,  die  ein  Jeder  hat, 
sein  Talent  auszuüben,  anzulegen  schiene.  Um  ihre  Erfüllung 
zu  verhindern,  müsste  sie  offenbar  den  Gesetzen,  dem  öffentlichen 
Wohl   oder   der    Moralität   zuwider    laufen. 

Die  Verbindliclikeit  könnte  auch  in  einer  W'ecliselwahl  be- 
stehen ').  Im  Allgemeinen  gebührt  die  Wahl  aber  nicht  dem 
Gläubiger ,  wenn  sie  ilim  niclit  ausdrücklich  gestattet  worden  ist, 
oder  wenn  dieses  Recht  nicht  aus  den  Umständen,  oder  aus  der 
Beschaffenheit   des    Vertrags    entspringt  *). 

§.6. 

Von  den  Rechten  des  GIäubi<;ers  bei  Nichterfüllung'  oder 
bei   V'erziig    in  der  Erfüllung-    einer    ein  g  egaug-e  n  e  u 

Verbin  dlichkeit. 

188.  Das  Versprechen,  einen  gewissen  und  bestimmten  Kör- 
per ?u  liefern,  es  sei  nun,  um  dessen  Eigen tli um  zu  übertragen, 
oder  nur,  um  den  Gebrauch  oder  die  Aufbewahrung  sich  zuzueignen, 
gibt,  wie  im  vorigen  §.  gesagt  worden,  demjenigen,  der  bedun- 
gen hat,  das  Recht,  diese  Sache  zu  beziehen ,  und  oft  hat  der- 
jenige, welcher  versprochen  hat,  mit  der  Auslieferung  nichts  zu 
schalfen.  In  diesem  Fall  kann  ein  Verzug  in  der  Auslieferimg 
zu  keiner  Schadloshaltung  Aulass  geben.  Aber  oft  kann  auch  die 
Auslieferung  ohne  die  Mitwirkimg  desjenigen  geschehen  ,  der  sein 
Recht  auf  diese  Sachen  übertragen  hat.  Hat  dieser  nun,  durch 
Verzug  oder  durch  eigenes  Verschulden,  die  Auslieferung  verliin- 
dert,  so  kann  der  Gläubiger,  ausser  der  Schadloshaltung,  die  er 
wegen  des  Verzugs  zu  fordern  berechtigt  ist  ■*)-,  vom  Richter  die 
Autorisation  erhalten,  sich  in  Besitz  der  Sache  zu  setzen,  unbe- 
schadet  jedoch    der    Rechte    eines    Dritten^    falls    derjenige,    welcher 


1)  Wechsel  wall!  ist  diejoni;;«' ,  ucl  In»  zwri  oder  nudiroro  Sachen  begreift, 
•0  dass  aber  der  Schuldner  duicli  die  Zahlung;  der  einen  befreit  ist. 

A.  d.   H. 

2)  c.  G.  B.  tiüo.  —  3)  c.  G.  n.  mn.  loii. 
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sie  versprochen  hat,  ohne  RechtsUtel  oder  Befii^niss  über  die 
Sache    eines    Andern    verfügt   liätte. 

Ist  aber  die  versprochene  Sache  unbestimmt,  und  der  Gläu- 
biger findet  in  den  Ausdrücken  der  Convention  selbst  keine  ei- 
genthümlichen  Merkmale,  mittelst  welcher  er  die  ihm  verspro- 
cliene  Sache  bezeichnen  kann,  um  in  deren  Besitz  gesetzt  zu 
werden:  so  hat  er  nur  eine  persönliche  Klage,  um  den  Schuld- 
ner zu  einer  Summe  verurtheilen  zu  lassen,  die  ihm  sowohl  das 
Capital  der  nicht  erfüllten  Obligation,  als  den  Nachlheil,  der  für 
ihn    daraus   entstanden    ist,    ersetzt. 

Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  eine  Verbindlichkeit  darin  be- 
steht, etwas  zu  tliun ,  oder  nicht  zu  thun,  weil  die  Convention 
kein  Eigenthum  überträgt  ^).  Niemand  kann  die  Macht  erwerben, 
denjenigen  eine  Handlimg  begehen  zu  machen  ,  der  sich  hart- 
näckig dazu  weigert;  der  Gläubiger  hat  hier  nur  eine  persön- 
liche  Klage. 

Diese  Grundsätze  würden  sogar  auf  die  Conventionen  ange- 
wendet, die^  obsciion  dabei  die^  endliche  üebergabe  des  Eigentluims 
eines  gewissen  und  bestimmten  Körpers  bezweckt  würde ,  in  der 
ausgedrückten  oder  muthmaasslichen  Absicht  der  Parteien  irgend 
einer   Verbindlichkeit    etwas  zu    tlinn    beigefügt  sind. 

Der  Gläubiger  hat  ausserdem  das  Recht,  wegen  des  Nach- 
theils,  der  ihm  durch  die  iMchterfullung  «u  der  übereingekomme- 
nen, Zeit    verursacht  worden,    Schadloshaltung   zu    fordern  ^). 

Nach  allgemeinen  Regeln  kann  der  Gläubiger  seinen  Schuld- 
ner nur  dann  gerichtlich  belangen ,  wenn  dieser  in  Verzug  ge- 
setzt   ist,    was    auf   mehrere    Arten   geschehen    kann  ^). 

Manchmal  bestimmt  die  Convention,  dass  der  Schuldner  durch 
blossen  Ablauf  des  Termins  in  Verzug  ist  *),  und  dann  ist  kein 
anderer  Act  nöthig;  nur  ist  zu  merken,  dass,  wenn  die  Ver- 
bindlichkeit im  Domicil  des  Schuldners,  oder  in  einem  erwählten 
Domicil  abgetragen  werden  sollte,  der  Verzug  nur  dann  vorhan- 
den wäre,  wenn  der  Gläubiger  den  Beweis  führen  w  ürde,  dass  er 
sich  am  Verfalltage  präsentirt  habe  ^).  Eine  ausdriickliche  Sti- 
pulation, um  den  Verzug  durch  die  blosse  Verfallzeit  des  Termins 
zu  bewirken ,  ist  sogar  nicht  immer  unumgänglich  nothwendig  ^). 
In  gewissen  Fällen  ist  die  Schadloshaltung  vom  Augenblick  an  be- 
tagt,  wo  die  Thatsache,  die  ein  Recht  gibt,  deren  zu  fordern. 
Statt  hat.  Die  Beschaffenheit  der  Convention  bringt  auch  oft  die- 
ses Resultat  hervor,   z.  B.   wenn   die  Sache,   die  der   Schuldner  zu 


1)  C.  G.  B.  1142.  —  2)  C.  G.  B.  1H9.  —  3)  C.  G.  B.  II46.  1230.  — 
4)  C.  G.  B.  1139.  —  5)  H.  G.  B.  184.  Abw.  Urlh.  v.  26.  Nov.  182>.  — 
6)  C.  G.  B.  1153.  1846. 
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thiin  oder  niclit  zu  tlum ,  sich  verbindlich  maclite,  nur  ih  einer 
gewissen  Zeit,  die  er  verstreichen  liess,  gegeben  oder  getlmn  wer- 
den  konnte  ^). 

Am  gewöhnlichsten  muss  der  Schuldner,  >['aiiiens  des  Gläu- 
bigers, durch  Mahnung  eines  conipetenten  Beamten,  die  ihm,  oder 
denjenigen,  die  ihn  gesetzusässig  vertreten,  oder  in  seiner  Woh- 
nung notificirt  wird,  in  \'erzug  gesetzt  werden^).  Die  iMaljming 
kann  aucli  durch  jedes  andere  gleichgeltende  31ittel  geschehen, 
sie  kann  sogar,  falls  nicht  das  Gesetz  gewisse  Acte  ausdrucklich 
verlangt,  durcli  Erkundigungen  vermuthet  werden,  wodurch  man 
beabsiclitigtc ,  dem  Schuldner  die  Anforderung  an  ihn  bekannt 
zu  machen.  In  diesem  Falle,  so  wie  ,  in  noch  vielen  anderen, 
kann  der  Schuldner  behaupten,  dass  der  Gläubiger  ihn  ungerech- 
ter Weise  vor  Gericht  lade ;  dass  dieser  sich  nicht  präsentirt 
habe,  um  Zahlung  zu  verlangen  und  zu  erhalten,  und  dalier  die 
Kosten  der  klage  auf  ihn,  den  Gläubiger,  zurückfallen.  Diese 
Auslhicht  ist  ülfenbar  zulässig;  die-  umstände,  der  Zeugenbe- 
weis, Mutlimaassungen,  sogar  oft  der  Eid  wären  allein  dienlich,  ein 
ürtlieil    zu    fällen. 

Die  Grundsätze  über  die  Solidarität,  die  in  Tio.  182.  er- 
klärt wurden,  geben  an,  wie  die  Handlung  des  einen  Mitscliuld- 
ners  den  autlern  schaden  kann,  und  wie  die  IMahnung  des  Einen 
die  Andern  in  W*rzug  setzt  ^).  üebrigens  w  ürde  der  Verzug 
durch  die  sHllschweigende  Verzichtleistung  des  Gläubigers,  der 
seiner  AulForderung  oder  seinem  Verlangen  keine  Folge  geben 
würde,  aufgehoben.  In  diesem  Falle  hättt^n  die  Gericlite  die 
Tliatsa'chen ,  die  Umstände,  die  kürzere  oder  längere  Zeit  der 
Dauer    des    Stillschweigens    zu    erwägen. 

Es  wird  nicht  angenommen,  dass  der  Scliuldner  in  \  erzug 
sei,  wenn  die  Nichterfüllung  durch  un>viderstehliche  Gewalt  oder 
Zufall  ^)  verhindert  worden,  deren  Ursache  ilim  nicht  zur  Last 
gelegt  werden  kann  ').  Dies  ist  aber  eine  Einrede,  deren  Heweis 
er  zu  fuhren  hat  ').  Darüber  sollen  in  iVo.  238  u.  f.  die  nütlii- 
gen  Vorschriften    ertheilt    werden. 

1811.  Ausser  dem  oben  vorhergeselienen  Fall,  in  >\elcliem 
ein  Gläubiger  wegen  Nichterfüllung  der  gegen  ihn  eingegangenen 
Verbindlichkeit   Schadloshaltung  verlangt,    kann    es    auch   geschehen, 


1)  C.  G.  H.  IIIO.  —  2)  C.  G.  n.  1130.  —  3)  C.  (i.  iJ.  1206.  224'.».  — 
4;  Unwiderstehlich«*  («'  e  w  a  I  t  {forre  ninji-Mrc),  ist  eint»  (»ewnlt,  dor  sich 
dor  Scluildnor  ;;ozwiin;;oner  Weise  iinterwerlen  niussto.  Zu  fall  (♦«*  fortuit),  oiu 
Krrijrniss,  <las  keine  nicnscliliclii'  Kliij;li('il  \oraus.selirn  konnte  ;  jedoch  iiiu>>  mkmi 
Zufalle  nicht  mit  unvorher^iesj-henen  l'alien  ctis  iinint'vus)  \erniengen,  ihc  in 
Folge  von  Uniiherleglheit  oder   L'nerfahrenhcil  €Ut*teheu  köuuen. 

Rog  ruD. 
6)  C.  G.  B.  1147.  1148.  —     6)  Al.w.  Lith.  25.  Jan.   1821. 
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dass,  da  die  Erfüllung  nicht  vollständig  war,  er  für  den  dadurch 
entstandenen  Nachtlieil  schadlos  gehalten  sein  will;  oder  es  kann 
auch  vorkommen,  dass  die  Erfüllung  zur  Zeit  und  wie  er  sie  zu 
verlangen  berechtigt  war,  unterblieben  ist;  in  welchem  Falle  er 
dann  statt  der  Schadloshaltung  die  Aufhebung  des  Contracts  vor- 
ziehen kann,  wovon  noch  in  No.  239  u.  f.  die  Rede  sein  soll  ^). 
In  Betreff  der  Art  nnd  Weise,  wie  die  Schadloshaltnng  zu  be- 
stimmen   ist,    sind   folgende   Vorschriften    zu    wissen    nötliig. 

Haben  darüber  die  Parteien  in  der  Convention  eine  gewisse 
Summe  als  Strafclausel  festgesetzt,  so  niuss  dieser  Clausel  ohne 
Beschränkung  nacligegangen  werden,  und  der  Gläubiger  kann 
nicht  mehr,  als  diese  Summe,  verlangen,  wie  gross  auch  der 
Nachtheil  sein  mag ,  den  er  erlitten  hat  ').  Hätte  ihm  jedoch 
die  Nichterfüllung  des  Engagements  Naclitheile  zugezogen ,  die 
von  denjenigen,  welche  die  Strafclausel  ausmachen,  unterscliieden 
und  von  der  Art  sind,  dass  sie  zu  Scliadloshaltung  berechtigen; 
so  sclieirit  es  doch  ziemlich  der  Sache  angemessen ,  dass  der 
Gläubiger  nach  den  Umständen,  die  der  Richter  zu  erwägen  hat  ^), 
entschädigt    werde. 

Was  den  Schuldner  betriffst,  so  kann  er  unter  dem  blossen 
Vorgeben,  der  Nachtheil,  den  der  Gläubiger  geliabt  sei  geringer 
als  die  Strafsumme,  keine  Reduction  in  der  Schadloshaltung  ver- 
langen *).  Der  Richter  kann  bloss  das  Urtheil  mildern ,  wenn 
die    Verbindlichkeit   nur  zum    Theil   erfüllt    wurde. 

Ist  über  den  Betrag  der  Schadloshaltung  nichts  festgesetzt, 
Bo  kann  sie  entweder  nach  einer  contradictorischen  Erörterung  der 
Parteien  über  die  angeblichen  Nachtheile  des  Gläubigers  wegen 
des  erlittenen  Schadens  oder  des  entzogenen  Gewinnes  bestimmt 
werden  ^),  oder  durch  Experten,  oder  auch  durch  ein  ejc  officiOy 
nach  dem  besten  Wissen  des  Richters,  erlassenes  Urtheil  ^).  In 
solchen  t'ällen  hat  dieser  in  Betracht  zu  ziehen,  ob  der  Schuld- 
ner durch  einen  begangenen  Fehler  oder  betrüglicher  Weise 
gegen    sein    Engagement   gehandelt    hat. 

Der  Schuldner  fehlt,  so  wie  man  ihm  Vergessenheit,  Nach- 
lässigkeit oder  Unwissenheit  bei  Sachen  vorwerfen  kann  '),  welche 
Personen  seines  Gewerbes,  die  weniger  Intelligenz,  als  er,  besitzen, 
wissen  nnd  begreifen,  oder  wenn  er  gegen  die  Vorsichtsmaassre- 
geln  fehlt,  die  minder  sorgsame  Personen,  als  er,  zu  nehmen 
gewohnt  sind.  Diese  Merkmale  von  Ignoranz  oder  Unklugheit 
können  verschiedenartig,  nach  Beschi^ff'enheit  der  Convention,  der 
Umstände   und   der  Lage   der  Parteien   gewürdigt   werden.      In   die- 

1)  C.  G.  B.  1184.  —  2)  C.  G.  B.  1152.  —  3)  Abw.  Urth.  6.  Decbr.  I8!4. 
—  4)  C.  G.  B.  1152.  1231.  —  5)  C.  G.  B.  1149.  —  6)  G.  O.  128.  523.  Äbw. 
Urth,  35.  Jan.  1821.  -•    7)  C.  G.  B.  1147. 
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sem  Fall  ist  der  Schuldner  nur  zur  Schadloslialtun^^  die  sich 
zur  Zeit  des  Vertrags  voraussehen  liess ,  gelialten ,  selbst  ^  enn 
der  unvorhergesehene  Scliaden  die  unmittelbare  und  directe  Folge 
der    iNichterfüllung    des   Vertrags    gewesen    wäre  ^'  ~). 

Aus  den  Umständen  lässt  sich  auch  erkennen,  ob  der  Scliiild- 
ner  auf  eine  betrügliche  oder  arglistige  Weise,  und  nicht  durch 
einen  blossen  Fehler,  sein  Versprechen  nicht  erfüllt  liat.  Wird 
Betrug  dabei  erkannt,  so  kann  die  Schadloshaltung  den  Verlust, 
den  der  Gläubiger  erlitten,  oder  den  Gewinn,  um  den  er  gebracht 
worden,  begreifen,  obgleich  beides  nicht  beim  Contract  vorgesehen 
worden,  nur  muss  der  erlittene  Verlust,  oder  der  entzogene  Ge- 
winn eine  unmittelbare  nnd  directe  Folge  der  rsichterfüllung  des 
Vertrags  sein  ^'  ^).  Wäre  aber  der  entzogene  Gewinn  oder  Ver- 
lust nur  eine  entfernte  Folge  dieser  Nichterfüllung ,  und  iiätten 
andere  Ursachen  dazu  beigetragen ,  so  ^ürde  weder  das  Eine 
noch  das  Andere  in  diesem  Falle  zu  Schadloshaltung  Anlass  ge- 
ben. Diese  Beschränkung  wäre  aber  nicht  auf  die  verschiedenen 
successiven  Verluste,  die  durch  eine  einzige  Handlung  veranlasst 
werden  können,  anwendbar,  >venn  diese  die  alleinige  Ursache  die- 
ser   Verluste    wäre. 

Z.  B.  Jemand  schliesst  einen  Accord  mit  einem  ünternelimer 
ab,  damit  dieser  g-ewfsse  Tlieile  seines  Schiffes^  die  einer  Repnratnr 
bedürfen,  wieder  herstelle.  Dieser  zög-ert  aber,  seine  Verbindlichkeit 
zu  erfüllen,  nnd  die  beschadig-ten  Theile  gehen  auseinander  und  zie- 
hen beinahe  oder  ganz  den  Verlust  des  Schiffes  nach  sich.  In  diesem 
Falle    ist    der  Unternehmer  zu  einer  Schadloshaltung',    auf  den  totalen 


1)  C,  G.  B.  IIÖO. 

2)  Z.  B.  ich  verkaufe  Jemandem  Balken,  um  damit  sein  Haus  zu  stutzen,  sie 
sind  aber  verfault;  das  also  gestützte  Haus  fällt  ein;  ich  bin  nur  zur  Zahlung 
des  Werths  der  Balken  gehalten ,  nicht  aber  zu  derjenigen  des  eingestürzton 
Hauses.  Anders  verhielte  es  sich  aber,  wenn  ich  als  Zimnierniann  diese  Balken 
verkauft  hatte i  dann  hätte  icli  mit  diesem  Gegenstande  bekannt  sein  sollen. 
Von  meiner  Seite  zeugt  dies  von  Unerfahrenheit,  deren  ich  mich  schuldig  gemacht 
habe;  ich  bin  zur  Zahlung  des  eingestürzten  Hauses  gehalten,  aber  nicht  zu 
derjenigen  der  Mobilien,  die  sicii  darin  befanden  und  ruinirt  worden  sind;  denn 
ich  konnte  nicht  voraussehen,  dass  man,  gegen  Gebrauch,  Mobilien  in  einem 
baufälligen  Hause  lassen  würde.  Rogron. 

3)  (\   G.   n.    Hol. 

4)  Z.  H.  Jemand    verkauft  mir  wissentlich  ein  niit  ansteckender  Krankheit  be-* 
haftetes  Pferd,-   dieses    steckt    alle    meine  übrigen  Pferde  an;    wurste    er   nicht,' 
dass  das  Pferl  mit  ansteckender  Krankheit  befallen  ist,  so  wäre  er  nair  nur  den 
ihm  bezahlten  Preis  schuldig  ;    da    er  aber  um  die  Krankheit  wusste  ,    äo    ist    er 
mir  nicht  nur  Schadloshaltung  für  das  kranke  Pferd  schnldif^.  sondern  auch  noch 
für  alle  ü|)rigen,  da  dieser  Verlust  nnnüttelbnre  Folge  »eines  Betrugs  ist.     >Vär« 
ich  aber    dadurch    verhindert    ^»orden,    meine    Felder    anzubauen,    und    hätte    in 
Folge  dessen  meine  Verbindlichkeiten  nicht  erlüllen  können,   so  dass  meine  Gü- 
ter ango^riÜVn   wurden,    so  erstreckt    sich    die  Schadloshaltung    nicht   bis  dahin; 
ich  hätte  den  Anbau  meiner  Felder  Andern  übertragen  sollen.     Der  Verlust,  den 
ich   dadurch    hatte,  rührt  nicht  unmittelbar  \oin  Betrug   des  Verkäufers  her.  son 
dern    von   meiner   Nachlässigkeit   oder   vom    si-hlimuten  Zustande,    in   dem    »ich 
meine  (i«schäfte  beünden.  Rogroa. 
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Verlnst  berecliiict,  g^eli alten ;    er  sollte  wissen,  dass  die  GefaLr   driu- 
g'encl  ^\ar. 

Diese  Vorschriften  erleiden  jedoch  in  Betreff  der  Schadlos- 
haltuDg  bei  Verzug  in  der  Zahlung  einer  Geldsumme,  oder  bei 
Rückgiibe  fungibler  Sachen,  eine  Ausnahme.  Einerseits  ist  der 
Schuldner,  der  in  Verzug  ist,  zur  Schadloshaltung  verbunden,  ohne 
dass  der  Gläubiger  genöthigt  ist,  den  Beweis  zu  fuhren,  dass  üTr 
Ihn  kein  Nachtheil  entstanden  ist;  anderseits  kann  die  Schadlos- 
haltung, sogar  wenn  eine  Strafclausel  stipulirt  worden.^  niemals 
den  gesetzlichen  Zinsfuss  überschreiten  ^),  ausser  in  den  Fällen, 
iu  welchen  das  Gesetz  speeielle  Ausnahmen  gestattet,  die  noch 
angegeben  werden  sollen,  wenn  von  den  Verhandlungen  die  Rede 
Ist,-  die    dazu    Veranlassung    geben    können  ^). 


Zweiter    Abschnitt. 

Wirkungen  der  Verbin dlicbkeilen    in    Bezug-    auf    dritte 

Personen 

190.  Es  gilt  als  Grundsatz,  der  aus  der  Natur  der  Sa- 
chen hervorgeht,  dass  diejenigen  Vertriige,  welche  auf  die  Contra- 
henten  allein  beschränkt  sind,  einem  Dritten  weder  schaden  noch 
nützen  können  ^-  *).  Wer  aber  contrahirt  hat,  erwirbt  und  ver- 
bindet sich  nichts  desto  weniger  sowohl  für  sich ,  als  für  seine 
Erben ,  und  alle  seine  Güter  haften  für  die  Erfüllung  seiner 
Verbindlichkeiten  ^).  Aus  der  Zusammenstellung  dieser  Grundsätze 
entspringt  alles  dasjenige,  was  die  Wirkung  der  Conventionen  in 
Bezug  auf  dritte  Personen  betreffen  kann,  die  weder  persönlich, 
noch  durch  einen  Bevollmächtigten,  oder  durch  Jemand ,  der  für 
sie    gut   ist,    darin    vorkommen. 

Die  Erben  sind  kraft  des  Gesetzes  in  das  Vermögen  desje- 
nigen eingesetzt,  der  sie  zu  seiner  Succession  beruft'').  Besass 
der  Verstorbene  Schuldforderungen,  so  kann  das  Recht  darauf  durch 
sie  ausgeübt  werden ,  wenn  nicht  aus  der  Convention  hervorgeht, 
dass  deren  Wirkung  auf  die  Person  desjenigen,  gegen  welchen 
die  Verbindlichkeit  eingegangen  worden ,  beschränkt  war.  Ebenso 
haften  die  Erben  für  Alles ,  was  der  Verstorbene  versprochen 
hat  '),  wenn  es  nicht  scheint,  dass  nach  dem  Willen  der  Par- 
teien das  Engagement  von  ihm  allein  erfüllt  werden  sollte,  was 
bei    den    Verbindlichkeiten ,    eine   gewisse    Arbeit  zu  verfertigen  ^), 


1)  Abw.  Urlh.  16.  Juli  1817  und  21.  März  1822.  —  2)  C.  G.  B.  1153.  1846. 
■ —  3)  C.  G.  B.  1165.  —  4)  Das  Concordat  macht  z.  B.  hiervon  eine  Ausnalime, 
die  Mehrzahl  verbindet  die  Minderzahl  (H.  G.  B.  519.).  —  5)  C.  G.  B.  1121. 
20Ö3.  2ÜÖ3.  —    6)  C.  G.  B.  724.  —     7)  C.  G.  B.  873.  —     8;  C.  G.  B.  1795. 
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wenn  sie  auch  blosse  Hand-  oder  mechanische  Arbeit  ist,  leicht 
vorausgesetzt  werden  kann.  Diese  Bescliränlvung  würde  aber  mo- 
difirirt,  im  Fall  der  Verstorbene  in  Verzug:  ^gewesen  und  einer 
Scliadloshaltnng  unterworfen  wäre.  Seine  Krben  könnten  dazu  ver- 
urtheilt  werden,  obgleicli  das  Ableben  die  persönliche  Leistim«^ 
unmöglich  gemaclit  hat;  denn  das  Entscliädigungsrecht  war  zu 
dieser    Zeit    erworben. 

Die  nämliche  Vorschrift  könnte  auch  dazu  dienen,  um  zu 
bestimmen,  wie  die  gericlitliclie  Klage,  welcher  der  Verstorbene 
unterworfen  war,  gegen  seine  Erben  gefiiJirt  werden  könnte.  Die 
Folgen    sollen    in    der   VII.    Abtlieilung    angegeben    werden. 

Zu  merken  ist,  dass  die  Erben  auf  dem  Wege  der  Klage, 
oder  ausfluchtsweise,  nicht  melir  verlangen  können,  als  der  Te- 
stator zu  verlangen  berechtigt  war,  es  sei  denn,  dass  sie  in 
gewissen  Fällen  und  in  Folge  eines  Betrugs,  was  nur  zu  Rechts- 
fragen, diu  ins  Ci\ilrecht  einsclilagen,  Anlass  geben  könnte,  als 
dritte    Personen    augesehen    werden. 

Die  Wirkung  der  Verträge  in  Betracht  Dritter  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes,  nämlich  solcher,  die  weder  Erben  noch 
Vermächtnissnelimer  einer  Person  sind,  besteht  darin,  dass  die 
Gläubiger  eines  Schuldners  seine  Rechte  in  ihrem  persönlichen 
Interesse  ausüben  können,  es  sei  nun,  dass  sie  die  in  den  Hän- 
den seiner  Schuldner  befindlichen  Gelder  oder  Effecten  mit  Be- 
schlag belegen  ^),  oder  sie  gerichtlich  belangen,  oder  auch,  in- 
dem sie  die  ihnen  zustehenden  Einreden,  die  aber  nicht  ledig- 
lich  seine    Person    berühren,    geltend    machen  •^). 

Nichtsdestoweniger  sind  in  diesen  verschiedenen  Umständen 
die  Gläubiger,  welche  die  Rechte  ihres  Schuldners  ausüben,  den 
Ausflüchten,  die  ihm  entgegengesetzt  werden  können,  unterworfen, 
wenn    er    persönlicli    handeln   würde. 

Ausser  den  Rechten,  welche  auf  diese  Weise  dritte  Perso- 
nen aus  eigner  Bewegung  ihres  8(;huldners  und  als  »eine  Erben 
ausüben  können ,  können  sie  auch  in  ihrem  eigenen  Namen  die 
von  ihrem  Schuldner  hetrüglicher  \>  eise  zum  iNachtheil  ihrer 
Rechte  gemachten  Handlungen  angreifen  ^) ,  wenn  nur  ihre  (Qua- 
lität als  Gläubiger  auf  eine  gewisse  Art  zur  Zeit,  in  welciier 
diese  Handlungen  vorgefallen,  die  sie  auf  diese  Weise  angreifen 
wollen,  bestanden  liat  ^).  In  diesem  zweiten  Fall,  zum  Unter- 
schied des  Vorhergegangenen,  sind  sie  nicht  den  Exceptionen  un- 
terworfen,  die   ihrem   Schuldner  hätten  entgegengesetzt  werden  köa- 


1)    G.   O.    557.   822.    —     2)    C.    G.    B.    lim..    222.'5.   —     3)    C.  G.  B.    1167. 
H.  G.  ö.   1»0.  44T.  —     4)  Abw.  ürth.   10.  Declir.  1823. 
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nen;  denn  sie  vertreten  ihn  nicht,  sie  Iiandeln  in  ihrem  eige- 
nen Namen,  Diese  Grundsätze  sollen  beim  Falliment  entwickelt 
werden. 


Dritter    Abschnitt. 

Von    der    Auslegung-    der    Vertrag-'e.  ' 

191.  Wenn  ein  Vertrag  erfüllt  werden  soll,  so  kann  es 
gescheiten,  dass  sicli  Schwierigkeiten  in  Betreff  der  Auslegung 
gewisser    Clausein   oder  Ausdrücke    erheben. 

Zuvörderst  muss  man  als  unabänderlichen  Grundsatz  anneh- 
men, dass  nur  das,  was  einer  Auslegung  bedarf,  auszulegen  er*» 
laiibt  ist.  Wenn  ein  Ad  in  klaren  und  bestimmten  Ausdrücken 
abgefasst  ist,  wenn  der  Sinn  davon  offenbar  ist  und  zu  nichts 
führt,  das  der  Natur  der  Sachen  oder  dem  Zwecke,  den  die  Con- 
trahenten  darin  angeben,  zuwiderläuft,  und  man  wollte  zu  Muth- 
maassungen  seiire  Zuflucht  nelimen ,  um  ihn  einzuscliränken  oder 
auszudehnen:  so  hiesse  dies,  ihm  ausweichen  und  an  die  Stelle 
des    Willens   der    Parteien   Willkülir    setzen. 

Daher  müssen  vor  Allem  die  Ausdrücke  im  Vertrag  in  Be- 
tracht gezogen  und  gewissenhaft  erwogen  und  in  dem  Sinne  ge- 
nommen werden,  den  ihnen  zur  Zeit  und  am  Orte  des  Vertrags 
der  eingeführte  Sprachgebrauch  beilegte.  Jedoch  Hesse  sicJi,  nach 
den  umständen,  die  im  Domicil  der  Parteien  übliche  Wortbedeu- 
tung, selbst  die  gewöhnliche  Art  sich  auszudrücken,  deren  sich 
die    Person    bedient,   die    sich   verbindlich    macht,    vorziehen. 

Was  die  Kunst-  und  technischen  Ausdrücke  betrifft,  oder 
solche,  die  durch  den  Gebrauch  gleichsam  zu  Formeln  geworden 
sind,  so  ist  es  für  die  Parteien  von  Wichtigkeit,  daran  festzu- 
halten; doch  kann  man  sicli  anstatt  derselben  gleichgeltender  be- 
dienen ;  dann  muss  man  aber  diese  letztern  so  wählen,  dass 
ihnen  keine  Deutung  gegeben  werden  kann,  die  in  ihren  Wir- 
kungen von  denjenigen  verschieden  wären ,  die  das  Gesetz  oder 
der  Gebrauch  eingeführt  hat,  sonst  würde  die  Nothwendigkeit 
eintreten,   nachfolgende    Vorschriften   anzuwenden. 

Wenn  die  Willenserklärung  etwas  Dunkles  oder  Zweideuti- 
ges darbietet^  oder  wenn  die  grammatikalische  Folgerung  der  Clau- 
sein des  Vertrags  zu  einem  dem  Willen  der  Parteien  entgegen- 
gesetzten Resultat  führen  würde,  so  muss  man  mehr  deren  ge- 
meinschaftliclie  Absicht  erforschen,  als  sich  an  den  buchstäblichen 
Sinn    der   Worte   halten    ^-  -),      Dadurch  lässt   sich  beurtheilen,   ob 


1)  C.  G.  B.  1156. 

2)  Buchstäblich.       Z.  B.  ich  vermiethe  Jemandem  die  Hälfte  meines  Hau^ 
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die  Angabe  der  Sachen,  die  zu  einem  Versprechen  Anlass  gege- 
ben haben,  liinilativ  oder  bloss  demonstrativ  ist,  ob  sie  alterna- 
tiv oder  conciirrent  ist.  Oft  mnss  man  Umstände  und  die  gegen- 
seitige Lage  der  Parteien  ins  Auge  fassen.  Wer  also  seine  Rechte 
auf  eine  Sache  cedirt,  an  welclier  er  Theilnehmer  ist,  wird  au- 
gesejien,  als  cedire  er  eher  das,  was  ihm  zukommt,  als  dasjenige, 
>vas   seinen   Mittheilnehmern    gehört   oder    gehören    kann. 

Endlich  muss  man  die  lieschafl'enheit  des  \  ertrags  im  Auge 
behalten.  Daher  im  Allgemeinen  in  den  Tauschverträgen  ange- 
nommen wird,  als  habe  man  im  Augenblick  der  Uebereinkunft 
den  Zustand  der  Sacihen  in  Betracht  gezogen ;  in  den  Gliicksver- 
trägen  aber  werden  von  den  Parteien  die  Sachen  eher  möglich, 
als    vorhanden    seiend    betrachtet, 

Wäre  eine  Clausel  zweideutig,  und  der  eine  Sinn  hätte 
keine  Wirkung,  oder  liesse  eine  Uebertretung  der  Gesetze,  oder 
einen  KingrilF  in  die  Hechte  eines  Andern  voraussetzen,  oder 
würde  dem  Zwecke,  den  die  Parteien  entweder  im  Act  selbst, 
oder  in  andern,  darauf  Bezug  habenden  Acten  offenbar  ankündig- 
ten ,  liinderlich  sein  ') ,  so  muss  man  vernünftiger  Weise  vermu- 
then,  dass  die  Parteien  den  Sinn,  in  welchem  die  Clausel  eine 
legale  und  dem  Zweck  angemessene  Wirkung  haben  kann,  beab- 
sichligt«  u.  Im  zweifdliai'ten  Fall  muss  die  Atislegung  elur  da- 
hin ausfallen,  den  Vertrag  geltend  zu  machen,  als  iUn  ohne  Wir- 
kung   zu    lassen. 

Angenommen,  die  Sachen  ständen  beiderseits  gleich,  so  muss 
die  zweifelhafte  Clausel  gegen  demjenigen  ausgelegt  werden,  der, 
nach  der  Beschaffenheit  des  Vertrags,  die  Bedingungen  auferlegen 
konnte  •),  und  wäre  es  sogar  der  Schuldner,  der,  nachdem  er  sich 
ohne  Einschränkung  verbindlich  gemacht  hat,  eine  solche  hernach 
geltend  machen  will;  denn  es  stand  ilim  frei,  sich  nicht  verbind- 
lich  zu    machen,   ohne   seine   Vorsichtsmaassregeln   zu  nehmen. 

Die  sämmtlichen  Clausein  eines  Vertrags  müssen  hauptsäch- 
lich die  einen  durch  die  andern  ausgelegt  werden,  indem  mau 
einer  jeden  den  Sinn  beilegt,  der  sich  ans  dem  ganzen  Act  er- 
gibt ^"  ^).       Sind    deren    darin,    die    sich    widersprechen,    so    mus* 


SPS  zu  5000  Frnnr.i.  Ich  erneuere  den  IMiethconfract  und  scfireihe:  „Ich  ver- 
mietlie  dem  Hrn.  ...  mein  IUiih  zu  d«'m  im  v()ri;;pn  MirllivtTtra'^c  hedun|;«*nt'fi 
Preis."  liier  ist  au^^rnsclicinlich  ,  dass  ich  nur  di»*  Halffe  de»  !l.iu.<<e5  verstan- 
den hnlie.  ^  Anderes  Beispiel.  leh  vermiethe  mein  Mau«  nuf  10  Jalire  /u 
1000  Kranes.  Hier  ist  nicht  zu  verstehen  ,  <lass  <!ie  INIiethe  in  Allem  zusaniin<'U 
für  die  {^anze  Zeit  so  \\c\  heträ^^t,  sondern  HHMI  Kranes  jährtiih,  weil  ei  in  der 
Natur  des  Vertrn{:;.s  lie;;t,  dass  der  l'reis  in  einer  jährlichen  ütuuine  bestehe. 

H  o^^ron. 

1)  c.  G.  n.  Mr,7.  —   2)  r.  (j.  n.  \u\r  ico?.  —   a)  c.  i\.  w,  niii. 

*)  '^-  B.  in  einem  Kaufvcrlr»<:e    erklart    der    Verkäufer    ru^örtier.sf  ,    «las«   d.i.« 
Grundstück  frei  von  allen  I-asfeu  und  II>iM»tlickcn  i^t  ;  in  einer  2\\eitcn  Claiwel 
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nach  deii  Umständen  entschieden  und  besonders  die  positivste,, 
klarste  der  minder  positiven  oder  klaren  vorg^ezogen  werden.  So 
wi'irde  also  die  Protestation,  dass  man  sich  nicht  den  legalen  Fol- 
gen der  angenommenen  Qualität  oder  des  eingegangenen  Engage- 
ments unterwerfen  wolle ,  als  nicht  bestehend  angesehen.  Jeder 
■Vorbehalt ,  welcher  der  Substanz  des  Actes ,  der  ihn  enthält,  ent- 
gegen ist,  gilt  niclrts,  wenn  derjenige,  der  ilin  gemacht,  anders 
handeln  konnte.  Eben  so  gilt  die  Vermuthung,  dass  in  einem 
Contract,  bei  dessen  Abfassung  man  sich  voraus  geschriebener  oder 
gedruckter  Formeln  bediente,  die  gedruckte  Clausel  der  beige- 
fiigten  gescliriebenen,  die  nicht  mit  ihr  übereinstimmt,  nachste- 
hen muss.  Diejenigen  Clausein,  welche  generell  sind,  müssen  in 
ihrer  Allgemeinheit  genommen  werden,  und  fassen  alle  Fälle  iri 
sich,  die  dabei  subsumirt  werden  können ;  die  Partei,  die  diese 
Allgemeinheit  nicht  wollte,  musste  irgend  eine  Beschränkung  bei- 
fügen lassen.  Die  Ausdrücke,  die  eine  Verfügung  enthalten,  müs- 
sen die,  welche  nur  aus  einer  blossen  Erwähnung  bestehen, 
überwiegen^ 

Wenn  in  einem  Vertrag  irgend  ein  Fall  ausgedrückt  und 
die  clausel  nicht  auf  eine  ausschliessliche  Weise  abgefasst  ist  '), 
so  wird  aus  dem  nämlichen  Grunde  angenommen,  als  hätten  die 
Parteien  dadurch  eher  ein  Beispiel  oder  eine  Erklärung  ihrer  Ab- 
sicht geben,  als  die  Verbindlichkeit  im  ausgedrückten  Fall  be- 
schränken   wollen. 

Um  den  Sinn  einer  dunkeln  Clausel  zu  bestimmen,  ist  es 
oft  von  Nutzen,  seine  Zuflucht  zum  gemeinen  Recht  zu  nehmen, 
weil  im  zweifelhaften  Fall  die  Vermuthung  zum  Grunde  liegt, 
als  hätten  die  Parteien  ihren  Vertrag  nach  den  gesetzlichen  Vor- 
schriften schliessen  wollen.  In  Folge  dieses  Grundsatzes  haben 
die  Gebräuche,  die  im  Civilrecht  beinahe  kraftlos  sind,  viel  Kraft 
im  Handelsrecht,  Aus  der  Gewohnheit  entsprungen  und  durch 
allgemeine  Beistimmung  angenommen,  sind  sie  die  beste  Auslegung 
der  Verträge;  sie  können  aber  nur  angezogen  werden,  um  sie 
zu  ergänzen,  niemals  aber,  um  sie  zu  vernichten.  Die  Macht 
des  Gebrauchs  ist  so  gross,  dass  er  nicht  nur  zur  Auslegung 
dessen  dient,  was  im  Vertrag  zweideutig  ist,  sondern  sogar  noch 
Sachen,    die    nicht    darin    ausgedrückt  sind,    ergänzt^  ^).      Schwei- 


crklärt  er,  dass  er  sich  nur  dazu  verstehe ,  die  Thatsachen  zu  garantiren.  Die 
erste  Clausel  muss  sich  durch  die  zweite  erklären  und  man  muss  voraussetzen, 
dass  der  Verkäufer  nur  verstanden  habe,  sein  Grundstück  frei  von  allen  von 
ihm  übernommenen  Lasten  und  Hypotheken  zu  erJilären,  und  nicht  diejenigen, 
die  durch  seine  Vorbesitzer  eingeräumt  wurden.  Rogron, 

1)  C.  G.  B.  1164.  —     2)  C.  G.  B.  1160. 

3;  Z  B.  wenn  auch  im  IMiethvertrage  nicht  ausgedrückt  ist,  dass  die  Miethe 
terminweise  bezahlt  wird  und  der  Miether  die  Mieth-Aiisbesserungen  zu  fiber- 
nehmen hat^  so  werden  diese  Clausein  als  im  Vertrage  stehend  vorausgesetzt. 
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gen  die  Handelsgesetze,  so  überwiegt  der  Gebrauch  sogar  die  Ci- 
vilgesetze,  die  in  solcbera  Fall  dem  Anschein  nacli  ihre  Autori- 
tät wieder  erlangen  sollten ;  dann  aber  miissten  die  Gerichte,  wenn 
sie  fiir  den  Gebrauch  entscheiden,  dabei  erklären,  dass  er  existirt, 
nnzweifelhaft  nnd  anerkannt  ist,  sonst  möchte  man  glauben,  dass 
sie  das  Civilrecht  verletzt  haben ,  das  im  Allgemeinen  den  Han- 
delsgesetzen   als    Ergänzung   dient  *). 

Es  können  Fälle  eintreten,  in  welchen  die  Verschiedenheit 
In  den  Gesetzen  der  Staaten  nothwendig  einer  Auslegung  bedarf 
Diese  sollen  im  VH.  Hauptstück  der  VII.  Abtheilung  gegeben 
werden. 

Alle  Verträge  müssen  treulich  und  ohne  Rücksicht  auf  die 
Spitzfindigkeiten  und  die  Strenge  des  Rechts  erfüllt  werden,  und 
wer  contrahirt,  ist  zu  allen  Folgen  seines  Vertrags,  nach  deu, 
was  die  Beschaffenheit  der  Sachen  und  die  Billigkeit  gebieten, 
gehalten  ^). 

Man  darf  aber  in  der  Ainvendinig'  dieser  Regeln  keinen  Missg-ri/T 
ihnn.  Von  Seiten  der  Ricliter  ist  es  nicht  S(reng-e  des  Gesetzes, 
wenn  sie  sich  j^enan  und  ohne  Abänderung  an  den  Vertrag-  hahen, 
der  die  Parteien  bindet,  Man  könnte,  ohne  willkiihrlicli  zu  handehi, 
nicht  davon  abweiciien ;  g-erade  'sveil  Treue  und  Ghuiben  bei  Krfiillmig- 
der  Vnrtriige  obAvalten  müssen,  ist  es  nicht  erlaubt,  vom  auidriickli- 
rhen  Willen  der  Contrahenten  obzu^veicJien.  Der  Richter  kann  nicht 
nacli  BeliebTsn  das,  ^^as  er  seine  ihm  eig-ne  Billigkeit  nennt,  nnter- 
schicbr^ii,  sonst  "würde  die  Laune  da  die  Oberhaiid  erhallen  ,  wo  eine 
unwandelbare   nnd  für  Alle  gleiche  Vorschrift  herrschen  soll. 

JNnr  dann,  wenn  das  allgemeine  Gesetz  oder  dasjenige  ,  das  sich 
die  Parteien  auferlegt  haben,  schweigt  oder  dunkel  ist ,  steht  es  dem 
Richter  zn ,  das,  Avas  ihm  am  wahrscheinlichsten  dünkt,  auszulegen 
oder  darüber  zu  entscheiden  ^),  •>>eil  das  gesellschaftliche  Interesse 
und  die  mnthmaassliche  Absicht  der  Parteien  diese  Puncte  seiner  Ent- 
scheidung anheimstellen.  Dann  mnss  er  nach  Gewissen  handeln,  ohne 
je  die  Grenzen,  welche  die  gesunde  Vernunft  jedem  gerechten  und 
aufgeklärtem  Manne  bezeichnet,   zn  überschreiten. 

Im   folgenden   Hauptstück,  wenn  von   den  Vermnthnngen   die  Rede 

ist,    sollen   Beispiele  angegeben  -werden,   die  das  Gesagte   vervoll.Htä'ndi- 

,    g-en.      Die  Gesetze ,  welche    diese  Auslegnngsvorschriften    vorschlagen, 

bind   übrigens   nur   Rathschläge,    die  den   Richtern   gegeben   sind,    damit 

deren   Wichlbefolguug  ihre   Urtheile  nicht  der  Cassation  aussetze  *). 


n  Ciss,    15.    J.n.    XfMU.  _     3^  (.    G.  D.    1134.   1  I3f>.  —     8)  C.  G.  D.  6.  — 
4)  Abw.  Urtb.  18.  Mar»  1&Ü7. 
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Zweites  Capitel. 

Von  den  Verbindlichkeiten,  die  ohne  Vertrag-  entsteben. 

192.  Um  wirklich  eine  Verbindlichkeit  einzugehen,  ist  es 
nicht  immer  noth wendig,  dass  man  seinen  Willen  dazu  erkläre. 
Es  können  einleuchtende  Gründe  vorhanden  sein,  denen  sich  Nie- 
mand entziehen  kann ,  die  sich  auf  das  öffentliche  Interesse 
oder  auf  die  Billigkeit  sti'itzen  und  Anlass  zu  einer  Classe  von 
Contracten  geben,  denen  keine  üebereinkunft  vorausgeht;  dies  sind 
die  Qua  si  -  C  ontracte  ^).  Auf  sie  können  jedoch  nicht  alle 
Vorschriften  angewendet  werden,  die  im  ersten  Capitel  dieses 
Hauptstücks    ertheilt   wurden. 

Die  Quasi  -  Contracte  unterscheideu  sich  in  sofern  von  den 
stillschweigenden  Conventionen  (s.  No.  142  u.  f.),  dass  diese 
nur  dann  Statt  haben,  wenn  alle  Verpflichtete  zur  Handlung,  die 
sie  veranlasst  hat,  mit  muthmasslicher  Kenntniss  der  Verbindlich- 
keiten ,  die  daraus  hervorgehen  sollten ,  beigetragen  haben ,  wäh- 
rend die  Quasi-Contracte  oft  durch  die  Handlung  einer  der  Par- 
teien entstehen,  und  nicht  erfordern,  dass  die  andere  darum  wisse, 
sie  auch  nicht  deren  Beitritt  voraussetzen.  Dieser  Unterschied 
ist  wichtig,  wenn  die  Grundsätze  über  die  Fähigkeit  der  Perso- 
nen angewendet  werden  sollen.  Derjenige,  welcher  nach  den  in 
No.  55  u.  f.  erklärten  Grundsätzen  -j,  zu  contrahiren  niclit  fällig 
ist,  kann  sich  nicht  durch  einen  stillschweigenden  Vertrag  ver- 
bindlich machen,  wohl  aber  kann  er  es  durch  die  Wirkung  wer- 
den,   die   ein    Quäsi-Vertrag    hervorbringt. 

Ein  Beispiel  wird  diesen  Unterschied,  den  das  Gesetz  viel- 
leicht nicht  deutlich  genug  bezeichnet,  anschaulich,  machen.  In 
No.  145.  ist  gesagt  worden,  dass  allerdings  ein  stillscliweigender 
Verkauf  auf  eine  evidente  Weise  aus  dem  Factum,  das  nicht 
mit  Worten  begleitet  ist,  hervorgeht,  wodurch  der  Eine  einem 
Andern  irgend  einen  Gegenstand  gegen  Zahlung  des  Preises  aus- 
liefern würde.  Zur  Giltigkeit  einer  solchen  Verhandlung  wird 
aber  wesentlich  erfordert,  dass  beide  contractfähig  sind,  sonst 
könnte  sie  der  Unfähige  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen 
Rechts  für  ungiltig  erklären  lassen.  Wenn  aber  im  entgegenge- 
setzten Falle   ein,   einem    Unfähigen  zugehörendes    Eigenthum  ver- 


1)  C.  G.  B.  1371.  Dieser  Art.  sagt:  Die  Quasi-Contracte  sind  die  ganz 
freiwilligen  Handlungen  des  Menschen,  woraus  irgend  eine  Verbindlichkeit  gegen 
eine  dritte  Person  und  bisweilen  eine  gegenseitige  Verbindlichkeit  zweier  Par- 
teien entspringt.  Man  hätte  aber  zu  „ganz  freiwilligen'^  ,die  Worte 
„ un  d  er  la  üb  t  en"  hinzufügen  sollen.  Rogron. 

3)  C.  G.  B.  1134. 
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lassen  wäre,  und  Jemand  zu  dessen  Erhaltung  Ausgaben  machen 
würde,  so  müsste  dennocli  der  Eigenthiimer,  ungeachtet  seiner 
üntahigkeit,  diese  Ausgaben  wieder  erstatten,  wenn  auch  vielleicht 
kein    weiterer    Vortlieil    für    ihn    daraus    entspränge. 

Die  ohne  üebereinkunft  eingegangenen  Verbindlichkeiten  ent- 
springen entweder  aus  dem  Gesetze,  das  specialiter  eine  Verbind- 
lichkeit auferlegt,  oder  aus  individuellen  Handlungen,  aus  wel- 
chen es  möglich  ist,  die  Folgen  einer  singulären  oder  gegensei- 
tigen Obligation  herzuleiten  ^).  Die  ersten  haben  nur  in  Fällen 
Statt,  die  besonders  vorhergesehen  werden  Tvönnen;  man  könnte 
sie  nicht  unter  dem  Vorgeben  einer  Analogie  anhäufen,  und  Iiaupt- 
sächlich  könnte  man  sich  nicht  durch  Convention  lossagen,  wenn 
die   Obligation    im    öffentlichen   Interesse    auferlegt    wäre. 

Was  die  andern  Verbindlichkeiten  betrifft,  diese  können  bis 
in's  Unendliche  von  einander  abweichen.  Damit  sie  bestehen  und 
Wirkung  haben,  ist  lediglich  erforde rlicli,  dass  man  sich  in  den 
vorerwähnten  Fällen  befinde.  Zu  den  gemeinsten  im  Handel  vor- 
kommenden gehört  die  factische  Vereinigung  von  Sachen,  die  ver- 
schiedenen Eigenthümern  angehören.  Dieser  Umstand  begründet 
unter  ihnen  Verhältnisse,  die  sie,  ohne  vorläufige  Convention,  ver- 
binden, verhältnissmässig  die  Beschädigungen  zu  tragen,  die  man 
unmöglich   für   den   einen   oder   andern   genau  ausraitteln   kannj^). 

Wenn  z.  B.  Getreide  oder  andere,  verschiedenen  Eig-entliiimern 
g-ehörige  Sachen  durch  Einsturz  oder  Brand  eines  Speichers  urUer  ein- 
ander gemengt  Aviirden  ,  oder  man  genöllügt  ist,  sie  zu  vermengen  *), 
so  wird  das,  was  gerettet  werden  kann,  uuler  die  Eigenthiinier  im 
Verlialtniss  der  ihnen  zugehörigen  Quantität  getheilt  und  folglich  der 
Schaden  genieinschaftiich  gelragen.  So  auch,  wenn  das  Eigeuthum 
des  Kinen  zur  Kettung'  des  liigeuthunis  der  Andern  aufgeopfe-rt  wird, 
so  niuss  der  Verhist  auf  Alles,  was  durch  dieses  gi^braclite  Opfer  ge- 
rettet worden,  verlliellt  werden,  wie  dies  beim  Seewjirf,  beim  Schiff- 
bruch und  nudern  ZiiHülen  der  Fol!  ist  *).  Als  Beispiel  eines  Oiiasi- 
Vertiags  dieser  Art  kann  auch  das  Üebersegeln ,  selbst  das  Auciuan- 
derstosscn  von  Schiffen  auf  Flüssen  und  Canülen  angeführt  werden  *). 

Wenn  von  der  Wirkung  der  Zahlung  die  Kede  ist,  so  sol- 
len noch  über  den  Quasi- Vertrag,  der  die  Pflicht  auferlegt,  das 
zu  erstatten,  was  man  empfangen,  aber  nicht  schuldig  gewesen  ''), 
die  nöthigen  Begriffe  gegeben  werden;  auch  sollen  bei  Verhand- 
lungen für  Rechnung  Anderer  die  Hegeln  über  den  (^uasi-Vertrag 
der    Geschäftsführung    angegeben    a>  erden. 

Da  Verbindlichkeiten  aus  Delicten  oder  Quasi-Delicten  nidit 
kaufmännisch  sind,  wie  No.  53.  zu  ersehen,  selbst  wenn  sie  ^on 
einem    Handeismanne    gegen     einen     andern     begangen,     wären    sie 


1)  C.  G.  B.  1371.  —    2)  C.  G.  H.  4 10.  —    3)  C.  G.  B.  573.  —     4)  H.  G.  B. 
410.  417.  —     b)  U.  G.  B.  407.  —     (i)  C.  G.  B.  1370. 
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auch  bei  Veranlassung  kaufmännischer  IVegociatlonen  oder  durch 
einen  Untergeordneten  civiliter  garantirt,  so  ist  in  diesem  Be- 
tracht  nichts    zu    sagen,    da   es   gänzlich  dem  Civilrecht   angehört. 


3K^  eite§  Mauptstiich. 

Von  der  Erlöschung  der  kau  fmännischen  Obligationen. 


193.  Nachdem  im  I.  Abschnitt  des  II.  Capitels  des  vor- 
hergegangenen Haiiptstücks  die  Grundsätze  angegeben  worden,  wo- 
durch die  Kechte  des  Gläubigers  zur  Erfüllung  einer  gegen  ihn 
eingegangenen  Verbindlichkeit  bestimmt  sind :  so  bleiben  noch  die- 
jenigen Grundsätze  zu  entwickeln  übrig,  nach  welchen  der  Schuld- 
ner seine  Befreiung  von  der  Schuld  bewerkstelligen ,  sichern  oder 
beweisen  kann.  Demnach  sollen  in  den  hier  nachfolgenden  acht 
Capiteln  die  Begriffe  über  die  Erlöschung  der  kaufmännischen  Ver- 
bindliclikeiten ,  nämlich  1)  über  die  Zahhing,  2)  die  Novation, 
3)  die  freiwillige  Erlassung  der  Schuld,  4)  die  Compensation, 
5)  die  Confusion,  6)  die  Unmöglichkeit,  eine  Verbindlichkeit  abzu- 
tragen, 7)  die  Auflösung  der  Verträge  und  8)  die  Verjährung  ge- 
geben  werden. 


Erstes  Capitel. 

VonderZahlnng. 

194.  Die  natürlichste  Art,  eine  Obligation,  zu  der  man  ver- 
pflichtet ist,  zu  tilgen,  ist  diejenige,  dass  man  sein  Versprec]jen 
erfüllt,  indem  man  die  Sache  ausliefert,  oder  die  Handlung  voll- 
zieht. Dies  nennt  man  Zahlung  {p (dement)  y  unter  welchem 
Ausdruck  man  im  ausgedelmtern  Sinne  jede  Handlung  begreift, 
wodurch  der  Gläubiger  sich  als  befriedigt  erkennt,  oder  als  be- 
friedigt  gehalten   wird. 

In    Betreff  der    Zahlung    ist   nun   zu   untersuchen: 
J)   durch    wen    oder   wem    sie    gemacht   werden   kann; 

2)  wann    und    wo    sie    gemacht,  werden   kann; 

3)  wie   sie    gemacht    werden   soll; 

4)  in    welclftjn    Fällen    sie   durch    Einspruch   aufgehalten  werden 
kann ; 
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5)  wie    siel»    der   Sclnildner   durch    wlrlvliehes  Anerhitten,   ^rorauf 
die  Consf^nation  erfolgt,  von  der  Verbindlichkeit  befreien  kann  ; 

6)  welche    Wirkling  die    Zahlung  hervorbringt. 


Erster    Abschnitt. 

Durch  wen    und  ^vem    soll    die  Zahlung'  g-e leistet  werden? 

195.  Ausser  dem  wirklichen  Schuldner  und  den  andern 
Personen,  denen  die  Zahlung  nach  ]\o.  182.  vom  Gläubiger  ab- 
verlangt werden  kann ,  kann  auch  eine  Schuld  durch  einen  Drit- 
ten,   der   nicht    dabei    interessirt   ist,    eingelöset    wenun  ^). 

Die  Frage ,  nnter  welclien  Umstanden  dem  Gläubiger  die 
Verbindlichkeit  auferlegt  werden  kann,  das  von  einem  Dritten  ge- 
machte Zahlungs-Anerbieten  anzunehmen,  soll  gelöset  werden,  wenn 
vom  Anerbieten  und  der  Consignation  die  J?ede  ist.  Bei  den 
AVirkungen  der  Zahlung  sollen  auch  die  erklärt  werden ,  welche 
eine  von  einem  Dritten  gemachte  und  vom  Gläubiger  angenom- 
mene   Zahlung    gegen    den    wirklichen    Schuldner    hat. 

196.  Damit  die  Zaiilung  die  Befreiung  bewirke,  muss  sie 
an  denjenigen  geleistet  werden,  der  im  Act,  welclier  den  Grund 
dazu  gelegt,  als  Gläubiger  aufgeführt  ist,  oder  an  denjenigen,  der 
durch  regelmässigen  Uebertrag,  wo\on  noch  im  I.  Ilauptstück  der 
III.  Abtheilung  die  Kede  sein  soll,  das  Eigenthum  auf  diese  For- 
derung erworben  hat.  Sind  mehrere  Gläubiger  solidarisch  berech- 
tigt, oder  besteht  die  ohne  active  Solidarität  contrahirte  Schuld 
aus  einer  untheilbaren  Sache,  so  kann  die  Zahlung  giltiger  Weise 
dem  einen  von  ihnen  gemacht  werden  ,  so  lange  der  Schuldner 
noch  nicht  von  einem  andern  von  ilinen  verklagt  worden  ist  ^). 
Ausser  diesem  Falle  kann  sich  der  Schuldner  nur  giltiger  Weise 
befreien ,  wenn  er  jedem  den  ihm  durch  die  Convention  aufer- 
legten Theil  ^),  oder  falls  kein  Vertrag  vorhanden  ist,  bloss  den 
ilin  betreuenden  einzelnen  Antheil  bezalilt.  In  der  V.  Abtiuihmg 
soll  angegeben  werden,  wie  diesir  (Jrtmdsatz  durch  die  besonderen, 
die    Societäten    betrelfeuden    \  orschriften    modificirt   Mird. 

Der  Gläubiger,  an  den  bezahlt  wird,  muss  laliig  sein,  in 
eine  Befreiung  von  der  Scliuld  einzuwilligen ;  diese  Fälligkeit  muss 
er  in  der  Regel  im  nämlichen  Grade,  wie  diejenige  besitzen, 
nach  welcher  er  befugt  ist,  verbindlicli  zu  machen.  Die  Zahlung 
an  einen  Gläubiger,  der  die  Fähigkeit  niclit  hat,  sie  annehmen  zu 
dürfen,     und     dessen     (^nalilät    dem   Schuldner    bekannt    ist,    \^il^de 

1)  C.G.B.   I2:W.  —    2   C.li.B.  I1{)S.  —    3)r.G.  n.  1214.  —    4)  C.  (i.  B.  j:Hl. 
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also  diesen  mir  bis  zum  Belauf  dessen,  was  vom  Minderjährigen 
in  seinen  Nutzen  verwendet  worden,  befreien*).  Wenn  aber  der- 
jenige,  welcher  sich  gegen  eine  damals  fällige  Person  verbindlich 
gemacht  hat,  bei  Verfall  auf  Treue  und  Glauben  Iiin  ,  und  ohne  um 
ihre  Standes-Veräuderung  zu  wissen,  bezahlt  hätte,  so  könnte  die 
Befreiung    nicht  bestritten   werden. 

Dem  Schuldner  darf  auch  nicht  imtersagt  werden ,  seinem 
Gläubiger  Zahlung  zu  leisten,  es  sei  nun  durch  Protestation ^),  wo- 
von noch  im  IV.  Abschnitt  die  Rede  sein  soll,  oder  durch 
irgend  ein  gesetzliches  Verbot,  wovon  sich  vermuthen  lässt ,  dass 
es  der  Schuldner  kenne.  Die  Anwendung  dieser  Vorschrift  soll 
beim   Falliment    gegeben    werden. 

Daraus  ersieht  man,  dass  über  die  Giltigkeit  einer  Zahlung 
kein  Zweifel  obwalten  kann,  wenn  sie  demjejiigen  geleistet  wur- 
de ,  dem ,  mit  Einwilligung  des  Gläubigers ,  der  Schuldner  die 
Schuld  zu  bezahlen  versprochen  hat,  oder  wenn  an  denjenigen 
bezahlt  wurde,  den  der  Glüubiger  mit  der  Einforderung  der  Zah- 
lung nach  IVo.  181  beauftragt  hat,  oder  endlich,  wenn  die  Zah- 
lung demjenigen  geleistet  worden,  den  der  Gläubiger  auf  irgend 
eine  Weise  dem  Scliuldner  zum  Empfang  derselben  angegeben 
hatte;  eine  Qualität,  die  aus  der  Art  und  Weise,  wie  die  Ver- 
liandlung  geschlossen  worden,  entspringen  kann,  was  nach  No, 
501  angegeben  werden  soll.  Die  persönliche  Unfähigkeit  dieses 
Mandatars  wäre  kein  Ilinderniss  zur  Giltigkeit  der  von  Ihm  ein- 
gegangenen Befreiung^);  der  Gläubiger  müsste  sich  dessen  Wahl 
zuschreiben. 

Nach  diesen  Grundsätzen ,  die  im  VI.  Ilauptstück  der  III. 
Abtheilung  erklärt  werden  sollen ,  würde  entschieden ,  wenn  der 
Gläubiger  seine  Vollmacht  widerrufen  kann*),  und  inwiefern  die 
vom  Mandatar  seit  diesem  ihm  notifizirten  Widerruf,  oder  seit 
dem  Ableben,  dem  Falliment,  dem  Aufhören  der  Befähigung  etc. 
empfangene  Zahlung  giltig  wäre.  Die  Beurtheilung  der  in  die- 
sem Falle  entstehenden  Streitigkeiten  hängt  im  Allgemeinen  von 
der    Redlichkeit    des*  Zahlers    ab. 

Ein  Schuldner  könnte  auch  an  den  Gläubiger  seines  Gläu- 
bigers bezahlen ;  die  Zahlung  würde  ihn  bis  zum  Belauf  des 
Nutzens,  den  dieser  davon  gezogen  hat,  befreien  und  die  Umstän- 
de würden  zur  Entscheidung  dienen,  wann  die  Zahlung  genützt 
hat^).  Ist  sie  auf  gerichtlichen  Bescheid  hin  geschehen,  so  ist 
er  von  Rechtswegen  von  der  Schuld  befreit,  hat  aber  der  Schuld- 
ner  eigenmächtig  gehandelt,   so  wäre  der   Gläubiger   berechtigt,   die 


1)  C.  G.  B.  1312.  —    2)  C.  G.  B.  1242.  —    3)  C.  G.  B.  1990.  —  4)  C.  G. 
B.  2004.  —    5)  C.  G.  B.  1239. 
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Zahlung  fstreltig  zu  maclien  ,  selbst  M-cnn  er  Schuldner  der  bezahl- 
ten Person  wäre,  weil  er  iiVeniger  Interesse  hatte,  diese  Schuld 
abzutragen,  als  seine  Gelder  zu  erheben,  um  eine  lustigere  Schuld  zu 
tilgen.  In  solchen  Fällen  haben  die  Gerichte,  nach  den  L'mständen 
und  nach  den  Regeln  der  Geschäftsführung,  wovon  No.  502  die 
Rede  sein  soll,  zu  entscheiden  und  sie  können,  um  das  Interesse 
des  ^Gläubigers  zu  erwägen,  nach  der  Analogie  die  Grundsätze  an- 
wenden, die  noch  in  Betreff  der  Zurechnungen  auf  Zahlungen  ge- 
geben   werden    sollen. 

197.  Wer  übrigens  bezalilt,  niuss  sich  überzeugen,  ob  die  ^ 
Person,  an  die  er  bezahlt,  woiil  diejenige  ist,  die  im  Document  als 
Gläubiger  bezeichnet  ist,  oder  die  ein  regelmässiger  Act  als  Ccssionar 
der  Forderung  angibt,  oder  endlicli ,  ob  sie  als  3!andatar  wohl  auch 
derjenige  ist,  dem  die  Qualität  oder  die  Macht  zukommt,  kraft 
welcher  die  Zalilung  verlangt  wird.  Zwar  hat  im  Interesse  des^ 
Handels  derjenige,  welcher  zur  Verfallzeit  einen  Wechsel  ohne 
erhobenen  Kinspruch')  bezahlt,  die  rechtliche  Präsumtion  für  sich, 
dass  er  dadurch  von  aller  Verbindlichkeit  befreit  sei  ').  Diese 
Präsumtion  schliesst  aber  nicht  die  FJxceptionen  aus,  die  aus  Un- 
klugheit,  durch  grobes  Versehen  oder  gar  durch  Einverständnis» 
entstanden  wären.  Der  Schuldner,  von  dem  der  Inhaber  eines  Wech- 
sels die  Zahlung  verlangt,  hat  ein  Interesse,  sich  von  dessen 
Qualität  zu  versicliern ,  indem  er  untersucht,  ob  er  durch  Indosse- 
ment  Rechtsinhaber  geworden  und  ob  er  wirklich  die  darin  an- 
gegebene Person  ist;  weil  in  diesem  Falle  die  Zahlung  nur  eine 
Präsumtion  der  Befreiung  ist,  und  da  ein  Irrthum  ihn  Streitigkei- 
ten aussetzen  könnte,  so  ist  er  zu  verlangen  berechtigt,  dass 
dieser  Inhaber  die  Identität  seiner  Person  kennbar  mache.  Dar- 
aus folgt,  dass  er  die  Zahlung  verweigern  kann,  wenn  der  Ueber- 
trag  an  die  Ordre  des  Präsentanten  die  Bcfugniss,  die  Zalilung  zu 
fordern ,  förmlich  ausschliesst,  oder  wenn  kein  Üebertrag  zu  sei- 
nen Gunsten  ist,  obgleich  er  physischer  Inhaber  ist,  denn  die 
Zahlung,  die  er  ihm  machen  würde,  wäre  nur  insofern  giltig, 
als  erwiesen  würde,  dass  der  Eigeiithümer  der  Forderung  sein 
Document  diesem  Inhaber  übergeben  hätte,  um  sich  dadurcli  be- 
zahlt zu  machen'^). 

198.  Was  die  Effecten  betrifft,  wovon  No.  181  die  Rede 
war,  so  darf  der  Schuldner  die  Rechte  desjenigen,  der  sich  zur 
Verfallzeit  mit  dem  Document  präsentirt,  nicht  streitig  machen, 
noch  die  Identität  seiner  Person  untersuchen  sollen,  oder  es 
müssten  Protestationen    eingelegt  worden  sein,    die   sich    auf    einen 


1)  Der  Einspruch    knnn    nur    bei    Verlust   des   Wochsols    oder   heiiu    Kalli/neiU 
Statt  iuben.     2;  11.  ü.  ü.  I45.  —    3)  Al>w.  trtli.   10.  IVairiHl  \l. 
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Diebstahl  gründen,  oder  starker  ArgwoJm  mnsste  eine  Wel^ening 
rechtfertigten ,  die  nach  den  ümständen^  allein  zu  erwägen  wiire. 
In    ^'o.  483  sollen   deshalb  einige  Vorschriften    ertheilt  werden. 

Z_w  e  i  t  e  r  Abschnitt. 

Wann   und    wo    kann  die   Zahlung'   geleistet    werden? 

199.  AVenn  der  Vertrag  dem  Gläubiger  gegenseitige  Obliga- 
tionen auferlegt,  so  kann  der  Schuldner,  wenn  auch  der  Termin 
verfallen  ist,  -  die  Zaiilung  verweigern,  so  lange  nicht  erwiesen  ist, 
dass  diese  Obligationen  erfüllt  sind,  es  mi'isste  denn  der  Vertrag 
dem  Gläubiger  eine  Frist  geben ,  die  noch  nicht  verfallt  u  wäre  ^). 
Wenn  sich  aus  dem  Text  der  Obligation  das  Recht  ergibt,  die 
wechselseitige  Verpflichtung  zu  verlangen,  so  liegt  wenig  daran, 
ob  die  Zahlung  durch  einen  Dritten,  der  auf  eine  rechtliche 
Weise  Cessionar  der  Forderung  ist,  verlangt  wird,  Ist  aber  die 
Obligation  durch  Separatacte  begründet,  so  kann  die  Ausnahme 
dem  dritten  Inhaber,  der  nicht  in  sie  eingewilligt  hätte,  nicht 
opponirt   werden. 

Da  die  Handelsleute  häufig  nur  Geschäfte  auf  Zeit  machen, 
so  wird  angenommen ,  als  sei  der  Zahlungstermin  zu  Gunsten 
des  Gläubigers  stlpulirt^*  ^),  falls  niclit  eine  entgegengesetzte  Clau- 
sel,  oder  wenigstens  eine  Präsumtion ,  die  sich  auf  den  Gebrauch 
oder  die  Beschaffenheit  der  Convention  stützt,  vorhanden  ist. 
Allein  nichts  hindert  den  Gläubiger,  das ,  was  man  ihm  vor  Ver- 
fall der  Scliuld  anbietet,  freiwillig  anzunehmen.  Diese  Art  Zah- 
lung ist  oft  das  Resultat  einer  Verhandlung,  die  man  D  i  s  c  o  n  t 
nennt  (s.  No.  3i  ).  Der  Localgebrauch  und  die  Convention  kön- 
nen allein  zur  Entscheidung  dienen,  wenn  der  Gläubiger  seine 
Zahlung  vor  dem  Termin  erhält  und  sich  den  Abzug  für  Dis- 
cont   gefallen    lassen    muss. 

'200.  Die  Einwilligung  des  Gläubigers,  vor  der  Veriall- 
»eit    des   Termins  die    Zahlung    anzunehmen,    ist   nicht  immer  hiu- 


1)  C.  G.  B.  1613.    -    2)  H.  G.  B.  146. 

3)  Nach  dem  gemeinen  Recht  wird  immer  vermuthet ,  als  sei  der  Termin  zu 
Gunsten  des  Schuldners  stipulirt,  wenn  nicht  das  Gegentheil  beduns^en  wurde, 
oder  es  sich  aus  den  Umständen  ergäbe.  (C.  G.  B.  118(5).  Obgleich  also  der 
Gläubiger  vor  dem  Termin  die  Zahlung  der  Schuld  nicht  verlangen  kann,  so 
kann  ihn  doch  der  Schuldner  zwingen,  sie  im  voraus  anzunehmen.  Im  Wech- 
selwesen ist  es  aber  nicht  so;  denn  kauft  man  einen  Wechsel,  so  geschieht  es, 
um  sich  zu  einem  gewissen  Zeitpunkt  und  an  einem  bestimmten  Orte  Geld  zv 
verschaffen;  es  könnte  dem  Käufer  daher  nicht  dienen,  wenn  er  den  Betrag 
früher  oder  später,  als  die  Verfallzeit  lautet,  annehmen  müsste.  Nur  in  zwei 
Fällen  kann  dieser  Betrag  zum  voraus  verlangt  werden:  1)  Bei  Verweigerung 
der  Annahme  des  Wechsels;  2)  wenn  der  Bezogene  vor  Verfall  fa^lirt.  (Schiebe, 
Lehre  der  Wechselbriefe.) 
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reichend -znr  giltigen  Befreiung  des  Schuldners,  wenn  ein  Drit- 
ter ein  Interesse  Iiat ,  die  Zahlung  streitig  zu  machen.  AVer 
einen  Wechsel  vor  Verfallzeit  bezahlt,  ist  für  die  Giltigkeit  der 
Zahlung  verantwortlich,  Avenn  es  sich  zeigt,  dass  der  Empfän- 
ger nicht  legitimer  Inliaber  des  Wechsels  war,  oder  wenn  dieser 
vor  der  Conventionellen  Verfallzeit  fallirt  hatte*).  Die  Zahlung 
der  andern  Arten  von  Schuldforderungen,  die  vor  dem  festge- 
setzten Termin  gemacht  wurden,  sind  auch  oft  nichtig,  wenn  sie 
zu  einer  Zeit  Statt  gehabt  haben,  die  dem  F'alliment  des  Schuld- 
ners nahe  kam  ^).  Darüber  sollen  bei  der  Zahlimg  der  Wech- 
selbriefe und  beim  Falliment  die  nüthigen  Vorschriften  ertheilt 
werden,   . 

201.  'Ans  dem,  was  No.  J86  in  Betreff  des  Zahlungs- 
orts gesagt  wurde  ,  geht  hervor,  dass,  wenn  ein  anderes  Domi- 
cil ,  als  das  des  Sciiuldners  angegeben  wurde,  weder  das  Able- 
ben, noch  das  Falliment  des  Gläubigers,  den  Schuldner  zwingen 
können,  sich  der  zu  leistenden  Zalilung  wegen  an  einen  andern 
Ort  zu  wenden ,  nnter  dem  ^  orgeben ,  dass  es  derjenige  der 
Erbschaftseröffnung    oder    der    Eröflnung    des    P'alliments    wäre. 

Wurde  die  üebereinkunft  getroffen ,  dass  der  Schuldner  die 
Zahlung  in  einem  andern  Domicil,  als  dem  seinigen,  zu  machen 
liabe,  so  trägt  er  bis  zur  Ankunft  der  Gelder,  die  er  zur  ?>- 
füUung  seiner  Verbindlichkeit  sondet,  alle  Gefalir.  Wiirde  ihn 
aber  der  Gläubiger  ersuchen ,  ihm  die  Gelder  an  einen  andern 
Ort  zu  senden  als  denjenigen ,  über  den  man  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  übereingekommen  war,  so  ist  nacii  den  Umstän- 
den zu  bestimmen,  wer  die  Gelahr  des  Transports  zu  tragen 
Iiabe.  Im  Allgemeinen  kann  man  sagen,  dass  der  Schuldner  in 
diesem  Fall  Mandatar  wird ,  nur  muss  er  klug  gehandelt  haben, 
nnd  nicht  von  den  speciellen  Instructionen,  die  er  erhalten,  ab- 
gewiciien  sein.  Hat  der  Gläubiger  dem  Schuldner  keine  beson- 
dere Vorsclirift  ertheilt,  so  befreit  sie!»  dieser  ^on  der  Schuld 
durch  die  Zahlung  an  ein  öffentliches  Versend*iugsbüreau ,  oder  an 
einen  Bankier,  dessen  Vermittelung  er  erwählt  hat.  Diese  Grund- 
sätze sollen  im  V.  Absclmitt  dieses  Capitels  entwickelt  und  ver- 
vollständigt   werden. 

Dritter   Abs  c  li  n  1 1 1. 

W  i  e    muss    die    Z  n  li  1  u  n  g;    g;  c  I  e  i  h  t  c  (     werden? 

202.      Der    Vertrag,     dem     die    Verbiudlidikeit  zum    Grunde 
liegt,    luuss,    wie    bereits    \o.     154    gesagt    worden,    angeben,    wm 

l)  H.  G.  B.  144,  149.  -     2)  II.  G.  U.  UO. 
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dchiUdig  ist ,  und  der  Gläubiger  kann  nicht  gezwungen  werden, 
etwas  Anderes  als  Zahlung  zu  nehmen  ^).  Nur  niuss  man  unter- 
scheiden, ob  die  Sclnild  in  Verzehrungsgegenständen,  in  Waaren, 
in  einer  Geldsumme  bestellt,  oder  ob  eine  Handlung  zu  vollzie- 
hen ist.  Hat  der  Schuldner  Verzelirungsgegenstände  oder  Waaren 
versprochen ,  so  muäs  er  sie  liefern ,  selbst  wenn  er  deren  Preis 
nacli  Experten -Ausspruch  oder  nacli  dem  Marktpreis  bezahlen 
wollte.  Wären  sie  auch  im  Vertrag  abgeschätzt  Morden,  so  wür- 
de' dies  niclits  ändern,  weil  eine  solche  Absehätzung,  wenn 
nicht  entgegengesetzte  Beweise  oder  Umstände  vorhanden  sind,  vor- 
aussetzt, dass  sie  nur  bezwecken,  der  Erhebung  von  fiscalischen 
Gebühren  bei  Ässecuranz  -  oder  andern  Verträgen  mit  dritten  Per- 
sonen  zur   Grundlage   zu    dienen. 

Bei  genauer  Anwendung  dieser  Vorschriften  muss  jedoch  un- 
tersucht werden,  wie  in  No.  156  gesagt  wurde,  ob  die  verspro- 
chene Saclie  einen  gewissen  und  bestimmten  Körper  ausmacht.  In 
diesem  Fall  kann  ihn  der  Scliuldner  durch  keinen  andern  ersetzen, 
selbst  wenn  er  einen  Gegenstand  von  gleichem  oder  noch  grös- 
serm  Werthe  anbieten  würde*);  es  ist  mehr  eine  Auslieferung, 
die  er  zu  maclien  gehalten  ist,  indem  er  die  Saclie  beziehen 
lässt,   als   eine   Zahlung. 

Sind  die  Verzehrungsgegenstände  oder  Waaren  bloss  durch 
ihre  Gattung  angegeben ,  so  muss  er  sie  nach  übereingekomme- 
ner Gattung  und  Quantität  liefern ,  ist  aber  weder  verbunden,  sie 
von  der  besten  Qualität  zu  geben ,  noch  berechtigt,  den  Gläubiger 
zu  zwingen,  sie  von  der  schlechtesten  anzunehmen^),  oder  die  Quali- 
tät ,  welche  die  Parteien  verstanden  haben ,  müsste  nach  der  Con- 
vention   ausgemittelt    werden  können. 

Obgleich  in  diesen  beiden  Fällen  der  Schuldner,  nach  der 
No.  187  gegebenen  Vorschrift,  den  Werth  in  Geld  nicht  anbieten 
kann,  da  ihm  nicht  erlaubt  ist,  etwas  Anderes  als  das,  was  er 
versproclien ,  zu  geben,  so  kann  er  doch  laut  No.  188  zur  Zah- 
lung in  Geld  verurtheilt  werden ,  wenn  er  seine  Verbindlichkeit 
nicht    erfüllt  hat. 

203.  Gläubiger  und  Schuldner  können  einwilligen,  dass  der 
Eine  eine  Sache  statt  einer  andern  annimmt  und  der  Andere  sie 
gibt,  was  auch  ihr  Unterschied  in  ihrer  Beschaffenheit  oder  Qua- 
lität sein  mag.  Diese  Art  Zahlung  nennt  man  Angabe  an  Zah- 
lungs  Statt  (dation  eu  paiemeni).  Der  Wille,  diese  Art  Be- 
freiung   von    der    Schuld   zu    bewirken ,     muss   aber    evident    sein. 

So  würde  z.  B.   der  Auftrag   an  einen  Gläubiger,  sich  durch  den 


1)  C.  G.  B.  1243.  —  2)  C.  G.  B.  1243.  —  3)  C.  G.  B.  1246. 
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Verknuf  einer  Saclie  bezahlt  zu  machen,     weder    die  Merkmale    noch 
die  ^Virkmig-  einer  solchen  Befreinng*  haben. 

Diese  Angabe  an  Zalilimgs  Statt  bringt  dann  einen  besondern 
Vertrag  hervor,  der  entweder  ein  Verkauf  ist,  wenn  Waaren  statt 
haaren  Geldes  gegeben  werden,  oder  ein  Tausch,  wenn  eine  Sache  ge- 
gen eine  andere  gegeben  wird  ^)  etc.  Hier  müssen  dann  die  Vor- 
schriften befolgt  werden ,  die  diesen  Vertragen  eigen  sind ;  jedoch 
sind  sie  durch  diejenigen  modificirt ,  die  zur  Angabe  an  Zalilungs 
Statt  geeignet  sind.  In  einem  Verkauf  berechtigt  die  Eviction 
des  Käufers")  den  erhöhten  Preis,  den  die  evincirte  Sache  hat, 
zu  fordern ,  selbst  wenn  der  Käufer  nachher  den  Preis  mit  dem, 
was  man  ihm  schuldete,  compensirt  hätte.  In  der  Ueberlassung 
an  Zahlungs  Statt  würde  die  Eviction  des  Gläubigers  blos  dessen 
unbezahlte  Forderung  wieder  aufleben  machen ;  der  Schuldner 
würde  nur  das   Capital   der  ursprünglichen    Schuld   schuldig    sein. 

204.  Die  Regel,  dass  der  Schuldner  seinen  Gläubiger  nicht 
zw  ingen  kann ,  eine  andere  Sache  als  die  versprochene ,  anzuneh- 
men,   ist   auch    auf    die  Geldschulden   anwendbar. 

AVer  also  einem  Fuhrmann  eine  Ladung-  Waaren  zum  Transport 
übergeben  hat,  kann  sie  nicht  iiingeben,  um  der  Zahlung-  der  Fracht 
überhoben  zu  sein.  Die  Ausnahme,  die  im  Seehandol  Slatt  hat,  be- 
stätigt nur  diese  Vorschrift  ^).  So  kann  auch  nach  i\c\n  ^  "lyas  in  ?io. 
180  g-esagt  worden,  derjenige,  der  eine  Geldsumme  schuldet,  seinem 
Glaubiger,  gegen  dessen  Willen,  an  Zahlungs  Statt  keine  Forderung- 
auf  einen  Dritten ,  dessen  Zahlungsfähigkeit  er  verbürgte ,  geben, 
selbst  wenn  die  Forderung-  auf  Sicht  lautete.  Es  können  sogar  die 
Zettel,  die  eine  autorisirte  öffentliche  Bank  an  den  Inhaber  remittirf, 
nicht  an  Zahlungs  Statt  angenonunen  werden ,  wenn  dies  nicht  gesetz- 
lich geboten  ist. 

Der  Schuldner  kann  auch  nicht  in  einer  andern  IMünze,  als  in 
der  übereingekommenen  bezahlen  *).  Entstehen  Streitigkeiten  in  Be- 
treff der  Wahl  unter  National- IMünzen ,  so  haben  die  Gerichte,  nach 
der  bestehenden  Gesetzgebung-,  die  Gründe  zu  erwägen,  die  der  Gläu- 
biger haben  kann,  um  zu  verlangen,  dass  die  Convention  buchstäb- 
lich erfüllt  werde.  Auch  könnte  geschehen,  dass  sie  die  in  Kraft 
stehenden  Gesetze  indirect  verletzen,  wenn  z,  B.  ausser  dem  klingen- 
den Gelde  anch  noch  Papiergeld  existirte  und  der  Gläubiger  dessen  An- 
nahme verweigerte ;  dann  wäre  zu  untersuchen ,  ob  bei  Entstebung: 
der  Convention  das  Gesetz  die  Zahlung-  in  dieser  oder  jener  Münze 
erlaubte  oder  verbot,  und  ob  iiiehl  bei  Kiiifühiung  des  Piipiergeldes 
alle  frühern  Prohibitiv-Clauselu ,  die  vorher  slipulirt  waren,  dndardi 
annnllirt  wurden*).      Weuu  auch  der  Gesetzgeber  in  diesem    Betracht 

1)  C.  G.'  B.  1582,  1702.  —    2)  C.  G.  B.  laiS. 

3)  H.  G.  B.  310,  Dieser  Art.  sagt:  Der  Betrachter  ist  nicht  hefuj^t.  W«a- 
ren,  welche  im  Preise  ^«''^«"t'»  "^ind ,  oder  welche  yich  wegen  eigner  M;ingel 
oder  durch  Zufall  verschlinunert  haben  ,  l'ür  die  Fracht  hin7,ii;;ehen.  S<»  ot't  je- 
doch Fässer,  welche  mit  Wein,  Oel ,  Honig  und  andern  Flüssigkeiten  angetnilt 
waren,  dergestalt  leck  gew«»rden,  dass  sie  ganz  oder  beinahe  leer  geworden  siiul, 
so  können  sol<;he  Fässer  für  die  Fracht  al)an<lonnirt  werden.  -  -  4)  H.  CJ.  B. 
143.  —    5)  Das  Ges.  t.   18.  Sept.   1790  hat  ein  solches  Beispiel  gelielcrt. 
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Verfügnngeu  trifft ,  die  deu  wirklicLen  Vorsclirlfteii  des  öffeiitliclieii 
Credits,  der  sich  auf  die  unverletzlicbe  Erfiilliinij-  der  Obligationeu 
stiilzt,  iiiclit  ganz  gleicliinä'ssig-  ^varell ,  so  müssen  sicli  dennocL  die 
Tribunale  genau  darnach  ricblen.^). 

Wenn  sogar  die  Convention  scb-wei^t,  so  steht  es  doch  -nicbt 
dem  ScbuhUier  zu  ,  noch  Belieben  Locahnünzen  als  Zahlung*  zu  g-ebeu. 
Dieses  Recht  bescbraukt  sich  auf  die  Walil  zwisclien  Gold-  und  Sil- 
bersorten ,  oder  Papier,  das  ibnen  snbstituirt  ist.  Scbeidemiinze  kann 
nur  mit  beiderseitiger  Bewilligung  zur  Ausgleicbung  des  5  Francs- 
Stückes  gegeben  werden'^). 

AYurde  die  Zahlung  in  fremden  Sorten  zahlbar  bedungen,  z.  B, 
in  Piastern ,  so  bat  der  Gläubiger  das  Recht ,  sie  zu  verlangen  und 
man  könnte  ihn  nirKt  zwingen,  das  Aecjuivalent  in  Goldstücken  des 
nämlichen  Landes  anzunehmen.  Die  Convention  gilt  unter  den  Par- 
teien als  Gesetz^);  das  fremde  Geld  würde  im  wahren  Sinne  des 
Wortes  als  Waare'*)  augeseben,  der  Schuldner  könnte  das  nicht 
in  französischem  Gelde,  was  er  in  spanischem  versprochen,  bezah- 
len, und  im^  Weigerungsfall  bliebe  dem  Gläubiger  nichts  übrig, 
(s. IVo.  188.),  als  den  Schuldner  zur  Zahlung  des  Preises  dieser  Waa- 
'  re  und  zum  Schadenersatze  verurtheilen  zu  fassen  * ),  welche  Verur- 
theilung  aber  nicht  anders  durch  die  Kichler  liquidirt  werden  könnte 
als  in  einer  gewissen  Quantität  französischen  Geldes,  in  ^velches  das 
spanische,  das  versprochen,  aber  nicht  geliefert  wurde,  abgeschätzt 
würde.  Was  aber  der  Richler  durch  Verurlheilung  des  Schuldners 
thun  ^vürde,  ist  durch  den  Gebrauch  erlaubt,  ohne  dass  eine  Ver- 
nrtheilung  nöthig  wäre.  Der  Schuldner  einer  Obligation,  .die  in  frem- 
dem Gelde  zahlbar  ist ,  kann  also  eine  Summe  anbieten ,  die  nach 
dem  Curse  oder  durch  Arbitrium  bestimmt  wird  ^),  Er  kann  aber  zu 
Scliadloshaltnng  angehalten  werden,  ^venn  sich  aus  den  Umständen 
liinlänglich  ergibt,  dass  der  Gläubiger  in  der  Absicht  slipulirt  liatte, 
in  der  angegebenen  fremden  Mü!»ze  bezahlt  zu  sein,  und  er,  im  Fall 
dies  nicht  gescliähe,    einem  Avirklichen  Verlust  ausgesetzt' warf». 

205.  Es  können  auch  von  der  Zeit  an,  in  welcher  eine 
Summe  versprochen  worden ,  bis  zu  dem  Termin,  an  welchem  sie 
zu  zahlen  ist,  in  Folge  von  Regieriings- Verordnungen  ,^  Verän- 
derungen im  Werthe  der  Münzen  entstehen,  die  ebenfalls  zu  wich- 
tigen  Fragen   Veranlassung   geben   können. 

Ist  das  Engagement  zwischen  zwei  ünterthanen  der  nämlichen 
Regierung  durch  eine  Präsumtion ,  die  im  Vertrag  immer  still- 
schweigend existirt,  geschlossen  worden,  so  wird  die  Zahlung  an- 
gesehen ,  als  sei  sie  in  der  Münze  dieser  Regierung  stipulirt  wor- 
den und  muss  in  den  zur  Verfallzeit  gangbaren  Sorten  erfolgen'), 
selbst   wenn   diese  Sorten  im  gesetzlichem  Werthe  gestiegen  wären ''^). 


1)  Cass.  12.  Juli  1793,  5.  Oct.  1793,  5  Friniaiie  11  ,  1.  Pluviose  II,  Cass. 
2.  Pluv.  II,  6.  Germinal  IL  —  2)  Verordn.  v.  18.  Aug.  J810.  —  3;  C.  G.  B. 
1134.  —  4)  Cafes.  28.  Messidor  V.  —  5)  C.  G.  B.  1117,  l6ll.  —  6)  H.  G.  B.  338. 
—  7)  C.  G.  B.  1895.  —  8)  Die  "franz.  Gesetzgebung  weiset  ein  solches  B.'isj>iel 
auf,  indem  sie.  tiurch  Regierungacte  vom  l8.  Aug.  und  ä2.  Sept.  18  10  den  Werth 
d«r  Münzen,  die  nach  Livres  tourDois  geschlagen  waren  und  bis  dahiu  nuch  dem 
Gesetz  >.  (i.  Mai  1799  (17.  Floreal  VII)  in  Zahluiig  so  angenonmien  »urden, 
herabsezte  P  a  r  d. 
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Nur  dann  hätte  eine  Ausnahme  Statt,  wenn  eine  Convention, 
die,  zur  Zeit,  als  sie  gesclilossen  worden,  nirht  iintersa^^t,  oder 
diirdi  ein  späteres  Gesetz  niclit  anniillirt  worden,  gestattete,  dass 
das  Quantum  versprochener  Münze  als  AVaare  oder  als  Stangen- 
Gold    oder  Stangen-Silber   angesehen   würde  '). 

206.  Wenn  auch  die  Münzveränderung  zwischen  dem  Ver- 
falltage und  dem  Tage  der  Präsentation  von  Seiten  des  Gläubigers 
vorgefallen  ist,  so  ändert  dies  nichts.  Der  Entscheidungsgrund  ist 
der  nämliche,  weil  der  Gläubiger  den  Verlust,  den  ihm  die  Münz- 
veräuderung  gebraclit,  vermeiden  und  die  Zahlung  fordern  konnte. 
Ist  sie  dem  Schuldner  lästig,  so  konnte  sie  dieser  anbieten  und 
deponiren. 

Es  ist  jedoch  bei  einer  Münzveränderimg  in  Betreff  der 
Schulddocumente  ein  grosser  Unterschied  zu  maclien.  Besteht  das 
Schulddocument  in  einem  Effect,  das  begeben  werden  kann,  in 
einem  Billet,  an  den  Inhaber  zahlbar,  oder  in  jedem  andern 
Effect,  dessen  wirklichen  Inhaber  der  Scliuldner  nicht  wissen 
kann,  so  ist  es  gerecht,  dass  die  Verringerung  des  Wertlies  der 
Münzen,  sobald  sie  nach  dem  Präsentationstage  Statt  hat,  auf  Ge- 
fahr   des    Gläubigers    ist^), 

Maclit  aber  der  Schuldner,  im  Augenblick,  wo  er  die  Zah- 
lung des  Effects  leisten  soll,  Schwierigkeiten,  die  voraussetzen, 
dass  er  keine  Deckung  In  Händen  habe,  oder  verlangt  er  eine 
Frist,  so  kann  er  sich  auf  die  angegebene  Exception  nicht  mehr 
berufen,  da  sich  dann  ergibt,  dass  es  nicht  die  Unmöglichkeit 
war,  seinen  Gläubiger  zu  kennen,  die  ihn  verhindert  hat,  ihm 
ein  Anerbieten  zur  Verfallzeit  zu  machen.  Man  sehe  das  Bei- 
spiel in     iVo.    514.,    wo    vom    irregulären    Depositum    die    Hede    is(. 

Sind  die  Schulddocumente  direct  an  den  Gläubiger  ausge- 
stellt, und  gestatten  nicht,  dass  der  Schuldner  nicht  wisse,  wo 
sich  sein  Gläubiger  befindet,  um  ihm  ein  reelles  Anerbieten  ma- 
chen zu  könneir,  so  gelten  keine  Ausnahmsgriinde  mehr;  der  Ver- 
lust   trifft   den   Schuldner. 

Diese  Grundsätze  sind  nicht  auf  die  Verbindlichkeit,  ein  ge- 
wisses Quantum  Münze  eines  IVcinden  Staates  zu  zahlen ,  anwend- 
bar; hier  ist  wenig  an  den  Veränderungen  gelegen,  die  sie  er- 
litten haben  mag.  Da  diese  Münze  nur  als  Stangen -Gold  oder 
Stangen -Silber  angesehen  werden  könnte,  so  muss  der  Schuldner 
in    denjenigen   Geldstücken    bezahlen,    die   an   Gewicht   und  Beschaf- 


1)  C.  G.  B.  18?>«. 

2)  Diojjt'r  (inmcls.itz  ist  sclion  durch  dif  >  orordnunjcrn  >oni  Kl.  Mnr«  lli^H, 
28.  Nov.  1713  und  20.  Febr.  1714,  die  hei  mehnTeii  MünzverMudenint;on  geho- 
ben wurden  ,    festgesetzt.  THrd. 
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feiiheit  zur   Zeit  der  Convention  existirten  V) ;    ^o  nicht,     so   wird 
er  z\i    Schadloslialtnng   conderanirt. 

Der  Grund  dieser  Exception  soll  iu  dem  VII.  Ilauptstück  der 
VII.  Abtlieilung  entwiclielt  werden,  wo  von  der  Wirlciing  fremder 
Gesetze  oder  Acte,  die  unter  fremder  Herrschaft  gegeben  wurden, 
vor  französischen    Gerichten   die   Rede  sein    soll. 

207.  Der  Schuldner  kann  ebenfalls  '  den  Gläubiger  nicht 
zwingen,  die  Zahlung  einer  sogar  an  sicli  theilbaren  Schuld  theil- 
weise  anzunehmen"),  und  trägt  sie  Zinsen,  so  miissen  diese  mit 
dem  Capital  bezahlt  werden.  Diese  Regel  erleidet  nur  eine  Aus- 
nahme bei  Wechseln ,  die  indossirt  werden  können ,  deren  Inha- 
ber nacii  dem,  was  im  II.  Hauptstück  der  III.  Abtheilung  gesagt 
werden  soll,  seinen  Regress  gegen  seine  Garanten  zu  nehmen  hat. 
Er  ist  gewissermassen  ilir  Mandatar,  und  da  es  ihr  Interesse  er- 
fordert. Alles  anzunehmen,  was  sie  vom  Schuldner  erhalten  kön- 
nen ,  so  k«inn  er  die  angebotenen  Abschlagszahlungen  ^) ,  die  er 
auf  dem  Scliulddocument  erwähnt,  nicht  verweigern;  er  fährt  aber 
im  gerichtlichen  Verfahren  fort  und  i'ibt  seinen  Regress  wegen  des 
Restes  aus.  Di^.  Motive  dieser  Ausnahme  beweisen  hinlänglich, 
dass  sie  nicht  auf  andere  Arten  von  Forderungen  ausgedelint  wer- 
den können.  Wenn  aber  von  mehrern  unter  sich  verschiedenen, 
jedoch  im  nämlichen  Vertrag  begriffenen  Schuldforderungen  die  Re- 
de ist,  oder  von  solchen,  die  aus  einer  einzigen  Obligation  ent- 
springen ,  wie  z.  B.  mehrjährige  Zinsen ,  die  alle  gefordert  werden 
können ,  so  kann  der*  Schuldner  nur  eine  dieser  Schuldforderun- 
gen bezahlen  und  der  Gläubiger  kann  sich  nicht  weigern ,  sie  an- 
zunehmen;  er  ist  aber  nicht  gehalten,  für  die  letzten  Jahre  zu 
quittiren,  wenn  er  für  die  frühern  seine  Forderung  bestehen  lässt. 
üebrigens  können  die  Richter  unter  den  Umständen,  in  welchen 
es  ihnen  gestattet  ist,  einen  Gnadentermin  zu  geben,  dem  Schuld- 
ner   massige  Zahlungsfristen  gestatten*). 

208.  .  Wäre  die  Verbindlichkeit  alternativ,  so  kann  der 
Schuldner,  dem  die  Walil  nach  Beschaffenlieit  des  Vertrags,  oder 
nach  einer  ausdrücklichen  Clausel  gestattet  ist,  von  den  in  der 
Obligation  angegebenen  Sachen  diejenige  geben,  die  ihm  beliebt ''). 
Hier  muss  nach  den  Vorschriften  einer  verständigen  Auslegung  der 
Conventionen  entschieden  ^^rden,  wem  die  Wahl  zusteht,  sei  es 
nun,  um  den  Unterschied  zwischen  den  alternativen  und  denjeni- 
gen Verbindlichkeiten  zu  kennen,  welche,  wenn  sie  auch  die 
schuldige  Sache  bestimmen,  dem  Schuldner  die  Befugniss  lassen, 
sich  durch   Leistung  einer  andern  zu  befreien. 


1)  C.  G.  B.  1897,  Cass.  17.  Frimaire  V,  28.  Messidor  V.—  2)  C.  G.  B.  1244. 
—  3)  H.  G.  B.  156.  —    4)  C.  G.   B.  JSM.  —     5;  C.   G.    B.    1189. 
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Z.  I>.  ein  ScInilJner  hat  die  Siiinme  vo«  500  Francs  verspro- 
chen und  k.'inii  sitli  dieses  Versprechens  durcJi  eine  gCAvisse  bestimmte 
Quantifiit  Verzelirniigsgei;enslände  von  einer  ge^visseii  bestimmten  Gat- 
tun<>-  enlledigen.  Der  Gläubiger  kann  ihn  nicht  zwingen,  in  dieseu 
V('rzehrungsg''genständen  zu  zahlen,  ^venn  er  vorzieht,  die  Zahlung- 
in Gelde  zu  leisten.  Zweifelhafter  wäre  es  aber,  ^venn  gesagt  wäre: 
Der  Schuldner  bekenne,  500  Francs  schuldig-  zu  sein,  zahlbar  ia 
Waaren  ,  deren  Quantum  und  Gattung  er  dabei  bestimmt  ,  'was  gleich- 
falls bedeuten  kann,  dass  der  Schuldner  die  Befugniss  hat_,  in  Waa- 
rcn  zu  zahlen,  oder  dass  der  Gläubiger  verlangen  kann,  dass  er  auf 
diese  Weise  bezahle.  Da  aber  bei  obwaltendem  Z^veifel,  "wie  bereits 
No.  191.  gesagt  wurde,  der  Vertrag  gegen  denjenigen,  der  stipuliri 
]iat-,  und  zum  Vortheil  desjenigeii ,  der  sich  verbindlich  gemacht  hat, 
ausgelegt  wird  ^) ,  so  ist  es  weit  natürlicher,  zu  vermuthen,  die 
Wahl  sei  nur  dem  ScJiuIdner  und  nicht  dem.  Gläubiger  zugestanden 
•worden. 

209.  Die  Zaliliin^  miiss  so  geleistet  "werden,  dass  durch 
sie  der  Empfänger  Kigenthiniier  der  Sache  werde;  man  kann  also 
nicht  mit  einer  Sache,  welclie  fremdes  Eigenthiim  ist,  bezahlen. 
Derjenige,  dessen  Sache  zur  Zatilung  der  Schuld  eines  Andern  an- 
gewendet wurde,  ist  berechtigt,  sie  von  dem,  der  sie  auf  Treue 
und  Glauben  hin  empfangen,  zu  vindiciren,  so  lange  sie  nicht  auf 
gleiche  Weise  consumirt  wurde').  Die  Anwendung  dieses  Grund- 
satzes ist  aber  im  Handel  niclit  leicht  und  sogar  unmöglich ,  oder 
es  mi'isste  vorausgesetzt  werden ,  dass  der  Empfänger  der  Sache 
gewusst  hat,  dass  er  mit  einer  entwendeten  Sache  bezahlt  wor- 
den. Würde  Einer  Waaren  oder  Ilandelselfecten,  die  ein  Anderer 
bei  ihm  deponirte,  für  sich  anwenden,  und  diese  Waaren  statt  sol- 
cher liefern,  die  er  von  gleicher  Art  verkauft  hat,  oder  würde 
er  die  Ilandelspapiere  ,  die  er  begeben  oder  einzielien  soll ,  zu 
Gunsten  seiner  Gläubiger  indossiren,  so  wäre  dem  rechtmässigen 
Eigenthümer  der  Waaren  -  oder  Ilandelseffecten  nrcht  gestattät,  sie 
zurückzufordern,  obgleich  derjenige,  der  sie  empfangen,  sie  nicht 
verbraucht  hatte.  Das  Ilandelsinteresse  geht  allen  andern  Rück- 
sichten vor;  der  Deponent  hat  sicli  allein  die  Schuld  beizulegen, 
wenn  er  sein  Zutrauen  einem  Manne  geschenkt  hatte,  der  dessen 
unwürdig  war.  Diese  Grundsätze  sollen  noch  directer  angewendet 
werden,     Menn   vom   Verkauf  die  Uede    ist. 

210.  Aus  Allem,  was  gesagt  worden,  ergibt  sich  unmit- 
telbar, dass  der  Schuldner  bereclitigt  ist,  sich  durcli  einen  Beweis 
i'iber  die  Befreiung  von  seiner  Schuld  sicher  zu  stellen ,  wie  x.  B. 
durch  das  Quittiren  (den  acipiit)  bei  der  vollen  Zahlung  eines 
Wechsels,  oder  durch  Verzeiclinung  darauf,  wenn  abschlägige  Zah- 
lungen  gemaclit  worden.      Der    blosse   Besitz   desselben  wäre  an  und 


1)  C.  ü.  B.  1102.  —     2)  C.   G.   R.    I2;>S. 
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für  sich  selbst  noch  kein  Beweis  von  Befreiung.  Eine  Separat- 
Quittiing  würde  andrerseits  gegen  einen  Dritten,  dein  das  Schuld- 
document  cedirt  worden ,  l^einen  Werth  haben  *).  Daraus  liesse 
sich  auch  mit  einigem  Grunde  schliessen ,  dass  wenn  ein  solches 
Effect  von  mehrern  Schuldnern  ausgestellt  ist,  von  demjenigen,  unter 
ihnen,  der  das  quittirte  Originddocument  besitzt,  angenommen  wird, 
als  habe  er  allein  bezahlt,  «o  lange  nicht  das  Gegentheil  erwie- 
sen ist.  Bei  den  Grundsätzen  über  verlorne  Wechsel  sollen  noch 
einige  Vorschriften  gegeben  werden,  die  nach  der  Analogie  in 
ähnliclien  Fällen  auf  andere  Arten  von  Docunienten  abwendbar 
sind. 

Der  Schuldner  muss  übrigens  den  liest  -vollständig  abmachen 
nnd  die  Zahlungskosten,  wozu  auch  die  für  die  Quittung,  selbst 
wenn  sie  vom  Notar  gegeben  ist,  gehörig  bezahlen'^),  ohne  dass 
er  irgend  einen  andern  Abzug,  wie  z.  B.  der  unter  dem  Namen 
Sackgeld  (passe  de  sacsY)  bekannt  ist,  machen  darf,  da  die  Art 
Ausgabe  mehr  einen  Theil  der  Erhebungskosten ,  als  der  Spesen 
für   die   Auslieferung  ausmacht. 

Was  die  Verträge  wegen  Lieferungen  von  Verzehr ungsgegen- 
ständen  oder  Waaren ,  oder  die  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten, 
etwas  zu  thun,  betrifft,  so  sollen  sie  in  der  III.  Abtheilung,  wo 
die  Rede  von  den  verschiedenen  Verträgen    ist,  entwickelt  werden. 


Vierter   Abschnitt. 

Protestalion     gegen     die     Zahlung. 

111.  Es  kann  beim  Schuldner  Protestation  eingelegt  wor- 
den sein ,  damit  er  seine  Verbindlichktjit  gegen  denjenigen ,  der 
ihn  dazu  auffordert  (den  Protestanten),  statt  an  den  Gläubiger 
erfülle.  Diese  Protestation  muss  der  Schuldner  der  Entscheidung 
des  competenten  Richters  anheim  stellen*),  sonst  wäre  er  der 
Gefahr    ausgesetzt,      dass    seine    Zahlung,     im .  Interesse     desjeni- 


1)  Abw.  ürth.  5.  April  1826.  —    2)  C.  G.  B.  1248,    Cass.  28.  Aug.  1809. 

3)  Ein  gewisser  Abzug ,  den  sich  im  Handel  der  Schuldner  gefallen  lassen 
muss,  ura  den  Gläubiger  für  die  Säcke  zu  entschädigen,  welche  die  in  Zah- 
lung gegebenen  Münzen  enthalten.  Von  500  Francs  und  darüber  muss  der  (lau- 
biger Sack  und  Bindfaden  liefern.  Die  Säcke^  müssen  so  gross  sein  ,  dass  jeder 
wenigstens  1000  Francs  fassen  kann  ,  sie  müssen  in  gutem  Zustande  und  von 
der  zu  diesem  Gebrauch  tauglichen  Leinwand  verfertigt  sein.  Der  Werth  der 
Säcke  wird  mit  15  Centimes  vom  Empfänger  des  Geldes  bezahlt,  oder  von  dem- 
jenigen, der  die  Zahlung  leistet ,  einbehalten.  Dieses  Sackgeld  hat  jedoch  nur 
in  Zahlungen  von  Silbergeld  Statt,  und  kann  nicht  auf  Zahlungen  in  andern 
Geldsorten  ausgedehnt  werden.     (Decret  vom  1.  Juli  1809.)  A.  d.  H. 

4)  C.  G.  B.  1243. 
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gen,    dessen    Protestation    als    gegründet    anerkannt    wird,     anniil- 
lirt    würde. 

Zwei  Haiiptiirsachen  können  die  Protestation  gegen  die  Zah- 
lung hervorbringen,  Sie  kann  auf  das  Eigentliiimsreclit  des  Pro- 
testanten gegründet  sein ;  dies  ist  der  Fall ,  wo  ein  Mandant  die 
seinem  Mandatar  zur  Einziehung  oder  Knipfangnahme  einer  For- 
derung gegebene  Vollmaclit  zurücknimmi') ,  und  dadurch  ver- 
hindern will,  dass  der  Schuldner  in  dessen  Ilande  bezahle,  falls 
er    keine   Kenntniss    vom    Widerruf  der   Vollmacht   hätte. 

Wer  also  JeinaHdom  eine  Inscriplion  auf  das  Slaatsscliuldenbnch 
anvertraut  hal ,  um  durch  dir^se  Person  die  Zinsen  davon  zu  erbeben, 
kann  Proleslafion  einbgen,  damit  die  Schatzkammer  nicht  an  den  In- 
liabf'r  zalile.  Dies  ist  aiinli  der  Fall  benn  Verlust  eines  beirebunssfa- 
lii^^eu  Wechsels,    wovon  J\o.  408,  die  Rede  sein  soin). 

212.  Protestation  kann  auch  eingelegt  werden,  wenn  der 
Protestant  vorgibt,  selbst  Gläubiger  der  Person  zu  sein,  gegen 
welche  die  Schuld  contraiiirt  ist^),  und  er  von  dem  Rechte,  wo- 
von No.  190.  die  Rede  war,  Gebrauch  macht.  In  diesem  Falle 
aber  gebietet  die  Beschaffenheit  der  vom  Schuldner  eingegangenen 
Verbindlichkeit   einige   Einschränkungen    im   gemeinen   Recht. 

So  könnte  der  Einspruch  wider  die  Zahlung-  eines  Docnments 
an  Ordre  in  dem  FaJI_,  wo  das  Gesetz  es  nicht  nntersag-t,  nur  durch 
den  Gläubiii-er  desjenigen  gemacht  werdeu ,  der  im  Augenblick  der 
Verfallzeit  Eigentbiimer  dieses  Docnments  ist.  Welches  anch  der  Be- 
weggrund sein  mag,  d  r  den  Opj)oiienten  veranlasst,  gt'gen  die  frü- 
heren Eigendiiimer  aufzutreten,  so  hat  dadurch,  dass  ihre  Rechte  auf- 
hörten ,  anrh  die  Refugjiiss  aufgehört,  gegen  «ie  einen  gerichtlicheD 
Beschlag  oder  eine  Protestation  auszubringen.  Es  gibt  sogar  Forde- 
rungen ,  die  mit  keiner  Protestation  belegt  werden  können;  die  einen 
ihrer  Beschafrenheit  wegen ,  wie  z.  B.  die  KIfecteu  an  den  lubaber 
zablbar;  die  andern  nach  dem  Willen  des  Gesetzes,  wie  z.  B.  die 
riickstandi;j;'eii  Renten  im  Staalsschuldcnbucb  *),  und  die  Suuunen,  wel- 
che gesetzlich  autorisirte  Banken  im  Conto-Corrent  schuliien^). 


Fünfter    Abschnitt, 

Vom    wirklichen   (reellen)   Anerbieteu  und  deV  Consigna- 

tiun   (Deposition). 

2\[i,  Wenn  der  Gläubiger  die  Zahlung  vom  Schuldner  nicht 
annelimen  müI,  oder  wenn  dieser  in  Folge  von  Einsprüchen,  die 
noch    nicht  aufgehoben    sind,    verhindert  ist,     sie     zu    leisten,     so 


I)  c.  G.  n.  _MMWi.  —    2)  II.  G.  w.  Uii.  —    3)  (;.  o.  .v>7.  ah.  —    -i)  nesot« 

vom  28.    Docomlur    1797    (8.    Nivosc    M ).    —     o)    besetz    u.m    l4.     \i)ril    1803 
(24.  Germiiinl  \I). 
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kann  er  sich   von  der  Schuld  befreien ,   wenn   er  das  ,   was  er  schul- 
det,    consignirt   (deponirt)  ^). 

Dieser  Consignatlon  (Deposition)  miiss  ^in  wirldiches  Aner- 
bieten-)  durch  einen  competenten  Beamten  vorangehen,  der  die 
angebotenen  Gattungen  bezeichnet  und  die  AVeigerung  attestirt. 
Und  damit  dieses  reelle  Anerbieten  giltig  sei,  wird  erfordert: 
dass  derjenige ,  dem  es  gemacht  wird ,  die  Fähigkeit  dazu  habe, 
die  Zahlung  nacli  den  in  No.  196.  gegebenen  Vorschriften  zu  em- 
pfangen, oder  dass  er  dazu  durch  die  Convention  ermächtigt  ist, 
dass  es  von  Jemandem  geschehe  3  der  zu  zahlen  befähigt  ist,  so 
dass  der  Gläubiger  keiner  Eviction  ausgesetzt  ist;  dass  der  Ter- 
min ,  insofern  er  zu  Gunsten  des  Gläubigers  bestimmt  worden^ 
verfallen  sei;  dass  es  das  Ganze  der  Schuld,  an  Capital,  Zin- 
sen nnd  Kosten  sei,  und  keine  andern  Lasten  darauf  ruhen,  als 
diejenigen,  welche  aus  den  Clausein  und  der  Beschaffenheit  des 
Vertrags   hervorgehen    würden ''). 

Ist  ein  Zahlungs-Ort,  wie  No.  186.  und  201.  gesagt  wufde, 
bestimmt,  so  wäre  das  Anerbieten  des  Schuldners,  die  Zahlung 
anderswo  zu  leisten,  selbst  wenn  er  dem  Gläubiger  eine  Schad- 
loshaltung dafür  anböte,  nicht  giltig.  Der  Schuldner  könnte  aber 
nicht  ein  Anerbieten  in  seinem  Domicil  machen,  unter  dem  Vor- 
geben, dass  bei  ermangelnder  Clausel  oder  Präsumtion,  die  sich 
aus  dem  Gegenstand  des  Vertrags  folgern  Hesse,  die  Zahlung  in 
seinem  eignen  Wohnorte  zu  machen  sei.  Handelt  es  sicli  um 
eine  Geldsumme,  um  Diamanten ,  Gold-  und  Silberbarren,  Ilan- 
delspapiere  und  andere  Gegenstände,  die  leicht  fortzutragen  sind, 
so  muss  das  Anerbieten  im  Domicil  des  Gläubigers  gemacht  werden, 
jedoch  mit  dem   Vorbehalt,   die  Transportkosten   abzuziehen*). 

Wenn  der  Gläubiger  im  Augenblick,  in  welcliem  der  Ge- 
richtsbote (Jiidssler)  sich  präsentirt,  um  das  Anerbieten  zu  ma- 
chen, die  Zahlung  annehmen  will;  so  geschieht  sie  unter  Abzug 
der  Kosten,   die  in  der  Regel    ihm    zur  Last  fallen  ^- ^). 

Wäre  in  der  That  die  Schuld  im  Domicil  des  Schuldners 
oder  bei  einem  Dritten  zahlbar,  so  ist  Präsumtion  vorhanden,  dass 
sich  der  Gläubiger  da  nicht  präsentirt  und  keine  Weigerung  erhal- 
ten habe,  welcher  zufolge  er  wahrscheinlich  eine  gerichtliche  Kla- 
ge angestellt  hätte.  Wäre  die  Schuld  im  Domicil  des  Gläubigers 
zahlbar,  so  gilt  die  Vermuthung,  dass  der  Schuldner  zuerst  münd- 
lich sein  Zahlungsanerbieten  gemacht  hat,  bevor  er  einen  Gerichts- 
boten anstellte.  Im  streitigen  Fall  hierüber  haben  die  Gerichte 
nach  Erwägung  der  Umstände  zu    entscheiden. 


1)  C.  G.  B.  1257.  —  2)  Darunter  versteht  man  die  wirkliche  Vorzeigung 
^er  dem  Gläubiger  schuldigen  Gegenstände.—  3)  CG.  B.  1258.—  4)  C.  G. 
B.  1258.  —    5)  C.  G.  B.  1260.  ~    6)  Weil  sie  durch  ihn  veranlast  wurden.- 
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Der  Schuldner ,  dessen  Anerbieten  zur  Zahlung  rom  Gläiibi- 
ber  nicht  angenommen  worden,  kann,  ohne  gerichtlich  ermäclitigt 
zu  sein,   die   angebotenen  Werthschaften  deponiren. 

Die  Consigfiialion  (ZaliUmg"  durcb  Deposifion)  g^oscliiebt  in  Paris 
an  die  caisse  des  dcpots  et  cousignatwns^  und  in  den  Departementen 
bei  ^^^^  General-  oder  ancli  bei  den  Bezirks  -  Einnehmern ').  Dieser 
Consiijuation  mnss  eine  Aufforderung-  au  den  Gläubig^er  Yoransgeben, 
dass  er  ihr  beiwobne,  und  es  mnss  d.irin  ancli  Tag-,  Ort  und  .Stunde, 
wo  die  Sache  consignirt  Tsird,  ang-egebeu  werden.  Der  beauftragte 
Gerichtsdiener  fasst  darüber  ein  Protokoll  ab,  worin  er  die  Beschaf- 
fenheit der  angeboteneu  Sachen,  die  Weig-erung*  des  Glanbig-ers,  sie 
in  Kmpfang-  zu  uelimeu ,  oder  dessen  JXichtersclieinen  und  der  Ilin- 
,  lerlegung-  erwähnt  ^).  lu  diesem  letztern  Falle  mnss  das  Protokoll 
dem  Glaub  ger  milgelbeilt  und  er  aufgefordert  werden,  die  deponirte 
Sache  an  sieb    zu  nehmen.  ^ 

214.  Das,  was  hier  in  der  Voraussetzung  einer  Scliuld  ge- 
sagt wurde,  die  sich  auf  ein  Dociiment  gründet,  worin  der  Gläu- 
biger genannt  ist,  oder  dessen  Cessionar  vom  Schuldner  gekannt 
sein  kann,  mnss  bei  Engagements,  die  an  den  Inhaber  zahlbar 
lauten ,  oder  die  negozirt  werden  können ,  was  auch  ihre  Ursache 
sei  und  wem  sie  auch  schuldig  sind,  modifizirt  werden'').  Es 
kann  nämlich  gescliehen,  dass  eine  wichtige  Veränderung  im  AVer- 
tlie  der  Münzen,  oder  sonst  eine  Ursache  den  Inhaber  eiues  sol- 
chen Effects  veranlasse,  die  Zahlung  zur  Verfallzeit  nicht  zu  ver- 
langen ,  während  der  Schuldner  sich  gern  davon  befreien  möchte. 
AVenn  sich  in  diesem  Falle  der  Inhaber  nicht  innerhalb  der  drei 
Tage,  die  auf  den  Verfalltag  folgen,  präsentirt  hat,  so  ist  der 
Schuldner  ermächtigt^  die  schuldigen  Summen  bei  der  Consigna- 
tions-Casse  des  Bezirks,  wo  die  Effecten  zahlbar  sind,  zu  depo- 
niren*). Zwar  ist  nicht  nöthig,  dass  die  Deposition  den  dritten 
Tag  geschehe^);  allein  wenn  die  Forderung  Zinsen  trägt,  so  hört 
ihr    Lauf    vom   Tage    der  Deposition   auf. 

Der  Act,  der  diese  Ilinterlegnng-  darthnt ,  mnss  Folgendes  enl- 
lialltMi:  Das  Datum  des  Effects  und  seiner  \  erfall/A'it ,  den  iSanicn 
desjenigen,  zu  dessen  GunstcMi  es  ausgestellt  worden,  wenn  «*r  n;icii 
der  Beschoffenheit  oder  der  Form  des  Documents  vom  Schuldner  g-e- 
knnrit  ist  ^).  Nacii  stattgcliabter  Deposilion  ist  der  Srliuldncr  nur  ge- 
hiihcn  ,  die  Acte,  die  sie  conslalirt,  g"egeii  sein  Eng-»gpinrnt  ouszu- 
tauschen.  Die  d^ponirte  Summe  \vird  deuijenlgrn  ausm'hiindigt ,  der 
diese  Acte  wieder  vorzeigt,  ohne  dass  eine  weitt-re  Formalität  dabei 
Statt  hat,  als  dass  er  unterschreiben  muss.  Kann  er  nicht  schreiben, 
so   wird  davon  im  Register  Erwähnung-  gemacht. 


1)  Gesetz  v.  IS.  Jan.  1H05  {2S.  Vrntose  XIII )  ;  2S.  April,  22.  iMai  und  2. 
Juli  iSitJ  —  2)  C.  G.  n.  I25!>.  —  3)  ('.ISS.  5.  Ocf.  I8l4.  —  4^  (iev  v.  iX. 
Jnli  17«)5.  (fi.  Thrrmidor  HI)  und  Ordonn-inz  v.  3.  Juli  ISlfi.  —  T.^  l*«ss.  3. 
BruQiaire   Mll,  Abw.  Llrth.   12.  Febr.  ISOC.  —     6)  Cass.   12.  Vond»mi.iirc  \  li. 
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Hat  die  Solnildforderimg^  Zinsen  getragen,  so  hören  sie  *  für 
den  Schuldner  vom  Moment  der  Consignation  auf  *),  und  der  Ver- 
lust der  deponirten  Sache  ist  für  Rechmm^  des  Gläubi^^ers  ^), 
Wäre  so^ar  dieser  Gläubiger  Sclmldner  der  Personen  gewesen,  deren 
Einspruch  die  Consignation  veranlasst  hätte,  so  >vürde  sie  dessen 
Befreiung  gegen  diese  Personen  nicht  bewerlistelligen ;  und  ginge 
die  deponirte  Sache  zu  Grunde,  so  wären  sie  nichtsdestoweniger 
befugt,  ihn    gerichtlich    zu    belangen. 

215.  Was  hier  gesagt  wurde,  ist  bloss  auf  Forderungen  in 
Geld  anwendbar  und  könnte  höchstens  auf  Mobiliargegenstände 
ausgedelmt  werden,  die  vorgezeigt,  angeboten  und  in  einer  Casse 
aufbewalirt  werden  können.  Ist  aber  die  scliuldige' Sache  ein  be- 
stimmter Körper,  so  ist  hinreichend,  wenn  der  Gläubiger  im 
nämliclien  Domicil,  wo  das  wirkliche  Anerbieten  gemaclit  werden 
soll ,  aufgefordert  wird ,  diese  Sache  am  Orte,  wo  sie  nach  den 
in  No.  186.  angegebenen  Grundsätzen  auszuliefern  ist,  zu  bezie- 
hen. Diese  Aufforderung  vertritt  die  Stelle  des  reellen  Anerbie- 
tens imd  der  Consignation ,  sie  setzt  die  Sache  auf  Gefahr  des 
Gläubigers,  selbst  dann,  wenn  sie  es  noch  nicht  in  Folge  der 
Convention  wäre.  Ist  sogar  der  Schuldner  der  freien  Verfügung 
des  Locals  benöthigt,  in  >velcliem  sich  diese  Saclie  befindet,  so 
kann  er  sich  ermächtigen  lassen,  sie  auf  Kosten  und  Gefahr  des 
Gläubigers  an  einem  andern  vom  Richter  angegebenen  Ort  zu  de- 
poniren  ^). 

Besteht  die  Verbindlichkeit  darin,  etwas  zu  thun ,  so  kann 
nach  einer  andern  Modification,  welche  die  Beschaffenheit  der  Sa- 
chen gebietet,  das  Anerbieten  des  Schuldners  nur  in  der  Erklä- 
rung bestehen,  dass  er  bereit  ist,  seine  Verbindlichkeit  zä  erfül- 
len, und  in  der  Aufforderung  an  den  Gläubiger,  seinerseits  das 
zu  erfüllen,  wozu  er  durch  den  Vertrag  oder  durch  die  Beschaf- 
fenheit der  Sachen  gehalten  ist,  um  diese  Vollziehung  zu  erleich- 
tern.     In    einem    solchen    Fall    ist    eine    Consignation    unmöglich. 

216.  Im  Allgemeinen  gilt  die  Regel,  dass  das  reelle  An- 
erbieten giltiger  Weise  vom  Schuldner  gemacht  werden  kann. 
Wem  dieser  Name  gebührt,  ist  No.  181.  gesagt  worden.  Nichts- 
destoweniger kann  die  Zahlung  durch  eine  andere  Person ,  als 
durch  den  Schuldner  angeboten  werden,  es  sei  nun,  dass  diese 
in  seinem  Namen  und  für  seine  Rechrung  als  Mandatar  auftritt, 
oder  dass  sie  durch  den  Vertrag  oder  eine  Zusatz-Clausel  zur 
Zahlungsleistimg  bezeichnet  wird  ^),  oder  endlich,  dass  ihr  in  der 
Qualität    als  Mitschuldner  oder  Bürge    daran    gelegen   ist,    dass    die 


1)  G.  O.  816.  —    3)  C.  G.  B.  1257.  —    3)  C.  G.  B.    1264.  —    4)  C.  G.  B. 
1251.  1984. 
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Schuld  abgetragen  werde,  was  In  No.  209.  angeführt  werden  toll  '). 
AVer  sich  als  Dritter  in  keiner  dieser  Stellungen  befiinde  und 
dennoch  die  Schuld  eines  Andern  bezahlen  wollte,  könnte  eben- 
falls dem  Gläubiger  zur  Tilgung  derselben  ein  reelles  Anerbieten 
und  eine  giUige  Consignation  machen,  nur  dürfte  er,  da  er  in 
seinem  eigenen  iVamen  handelt,  nicht  verlangen,  in  die  Rechte 
des   (Gläubigers    eingesetzt   zu    werden  "). 

Jedücli  rauss  ein  Unterschied  gemacht  werden,  ob  die  Schuld 
darin    besteht.   Etwas    zu   liefern,    oder   darin,    Pitwas   zu    thun. 

Handelt  es  sich  nur  um  die  Zahlung  von  V^erzehrungsge- 
genständen,  Waaren,  oder  andern  Leistungen,  wobei  der  Gläubiger 
kein  Interesse  hat,  sie  ausschliesslich  vom  Schuldner  anzunehmen, 
so  ist  in  lietrelF  der  Rechte,  die  ein  Dritter  g^f:tn  den  Ilaupt- 
fichuldner  durch  die  Zahlung  erwirbt,  die  Frage:  ob  derjenige, 
der  nicht  zur  Schuld  verpHichtet  ist,  sie  ablösen  kann  ?  nur  im 
Interesse  dieses  Hauptschuldners  in  Betracht  zu  ziehen.  Darüber 
soll    das    iVöthige   im    folgenden    Abschnitt  gesagt   werden. 

Besteht  die  Verbindlichkeit  des  Schuldners  darin,  Ktwas  zu 
thun,  und  ein  Dritter  will  es  an  seiner  Stelle  thun ,  so  ist  der 
Gläubiger,  Avenn  er  darthut,  dass  ihm  an  der  Erfüllung  der  Obli- 
gation von  Seiten  des  Schuldners  gelegen  ist^),  berechtigt,  das 
Anerbieten  dieses  Dritten  abzuweisen,  und  dies  selbst  dann,  wenn 
dieser   Dritte    ein   Interesse    bei    der    Tilgung    der   Schuld    hätte. 

Z.  B.  ein  Meclianicus  hat  die  Verferlifinng-  von  iMascbiiien  zu 
einer  Spinnerei  od**r  zu  einem  sonstigen  lUabÜKsement  unfernoninien, 
iMid  zur  Siclierlieit  seines  Eng-agenienls  Biirg^scbafl  geslelh.  Obgleich 
dem  I^iirg-cn  daran  gelegen  ist,  dass  die  Scbuld  abgetragen  Averdc,  so 
diirfle-  er  keine  JMascbine  von  ilun  öder  von  einem  andern  Meclianicus 
verfertij;;"t  anbieten.  Diese  Kescliriinknnj;'  ^vürde  sich  sogar  auf  den 
solidarischen  Mitscliuldiier  erstrecken,  Avenn  es  sich  um  eine  Sache 
liandelte,  worin  das  Talent  oder  der  Ruf  dps  einen  speciell  bezeicbne- 
len  Mitverpliichteten  vom  Gliiubigcr  dabei  in  Betracht  gezogen  wor- 
den wäre. 


Sechster    Ahsclinitt. 

Von  den  Wirkungen,    welche    die  Zahlung  hervorbringt, 

217.  Wenn  die  Zahlung  die  verschiedenen,  bereits  ange- 
gebenen Bedingungen  vereinigt,  so  bewirkt  sie  die  Erlöschung 
der  Rechte,  die  das  Schulddocument  dem  Gläubiger  verliehen 
hatte.  Man  bezahlt  aber  nur,  weil  man  glaubt,  schuldig  zu  sein. 
A\  enn    also    keine    Schuld   evlstirte,    oder    wenn    die    Schuld    gerin- 


I)   C.  (J.n.   1230.  —     2)  C.  G.  B.   12MS.  CaM.  13.  Gcrrainal  X.  —    8)  C.  G.  B. 
1137. 
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ger  wäre,  als  das,  was  bezahlt  wurde,  so  könnte  die  Mehrzah- 
Iiing  zurückgefordert  werden  *).  Wer^  aber  dieses  thun  will,  miiss 
den  Beweis  führen,  dass  er  eine  Summe  bezahlt  habe,  die  er  nicht 
schuldete^).  Der  Empfänger  ist  zu  keinem  Beweis  gehalten,  den 
Fall  ausgenommen,  wtfnn  er  die  empfangene  Zahlung,  die  ihm 
nachher  erwiesen  worden,  geläugnet  hätte,  oder  wenn  die  Zahlung 
mit  Vorbehalt  geleistet  worden  wäre. 

Die  Zurückforderung  einer  Summe,  die  man  vorgibt,  aus  Irr- 
tlium  bezahlt  zu  haben,  ist  nur  zulüssig,  wenn  derjenige,  welcher 
bezahlt  hat,  glaubte,  er  sei  der  Schuldner  ^),  obgleich  er  es  nicht 
war,  oder  wenn  er  als  Schuldner  geglaubt  hat,  mehr  schuldig  zu 
sein,  als  er  wirklich  schuldete. 

Z.  B.  A.  zeigt  dem  B.  eine  Schrift  vor,  laut  -welclier  ihm  der 
Beisende  des  Lelztern  10  Fass  Wein  verkauft  hat.  ß,  liefert  den 
Wein  oder  fängt  an  ihn  zu  liefern.  Bei  der  Rückkehr  des  Reisenden 
bringt  dieser  ein  Schreiben  von  A.  mit,  wodurch  der  Handel  anfgeho- 
bea  Avird ,  das  aber  Letzterer  unredlicher  Weise  nicht  vorzeigle.  B. 
kann,  wenn  ihm  daran  liegt,  den  Wein,  dessen  Lieferung*  auf  einem 
Irrthnin  beruht,  zurückfordern.  Ebenso  verhielte  es  sich  mit  deinjeni- 
g-en,  der  eine  Sclnild,  die  von  einer  legalen  Münzverändernng  enlstau- 
den,  in  neuer  Münze  bezahlen  würde,  die  das,  was  er  wirklich  schul- 
dete, überschreiten  würde  *), 

Hätte  man  aber,  da  man  wusste,  dass  man  nicht  Schuldner 
sei,  bezahlt,  was  man  nicht  schuldig  war,  so  würde  dies  als  eine 
Freigebigkeit  angesehen.  Wenn  die  Zalilung  eine  Ursache  haben 
konnte,  die,  ohne  den  gesetzlichen  Verboten  oder  der  Moralität 
zuwider  zu  laufen,  keine  gerichtliche  Klage  bewirkt  hätte,  weil  sie 
sich  einzig  und  allein  auf  die  natürliche  Billigkeit  stützte :  so  kann 
nach  No.  150  keine  Rückforderung  Statt  haben.  Aus  dem  näm- 
lichen Grunde  könnte  derjenige,  welcher  eine  streifige  Clausel  eines 
Contracts,  oder  den  zweifelhaften  Sinn  eines  Gesetzes,  über  dessen 
Auslegung  die  Gerichte  getheilt  wären ,  im  schlimmsten  Sinne  für 
sich  vollziehen  würde  ^) ,  nicht  behaupten,  dass  er  sich  geirrt 
habe,  um  das,  was  er  glaubt,  auf  solche  Weise  zu  viel  bezahlt 
zu  haben,  zurück  zu  verlangen.  Wer  zum  Voraus  bezahlt  hat, 
kann  das  Bezahlte  nicht  mehr  zurückfordern  ^'),  noch  einen  Ersatz 
in  Zinsen  verlangen.  Eben  so  wenig  kann  er  Ansprüche  auf 
Schadloshaltung  machen,  falls  eine  Veränderung  im  Münzwesen  Statt 
hat,  die  er  hätte  benutzen  können,  wenn  er  die  Zahlung  nicht  an- 
ticipirt  hätte. 

Anders  verhält  es  sich  aber  mit   der  von   einer  Bedingung  ab- 


1)  C.  G.  B.  1235.  -  2)  Cass.  24.  Jan.  182T.  --  3)  C.  G.  B.  1377.  — 
i)  Abw.  Urth.  1.  Frimaire  X.  —  5)  Abw.  Urth.  20.  Aug.  1829.  —  6)  C.  G.  B. 
1186. 
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hängenden  Zahlung,  die  in  der  irrigen  Meinung  gemacht  wurde, 
dass  die  Bedingung  erfüllt  sei.  Wer  die  Zalilung  emprangen  hat, 
muss  das  Capital  nebst  den  vor  Erfüllung  der  Bedingung  bezoge- 
nen Einkünften  erstatten  *),  wenn  auch  diese  Begebenheit  ilm  nach- 
lier  zum   Gläubiger   gemacht  hätte. 

Selbst  dann,  wenn  die  Sache  demjenigen,  der  sie  empfangen, 
wirklich  schuldig  gewesen  wäre,  aber  nicht  durch  die  Person,  die 
in  der  Meinung,  Schuldner  zu  sein,  bezahlt  hat,  so  kann  diese 
die  Zahlung  zurückfordern.  Da  aber  deren  Irrthum  dem  Gläubi- 
ger nicht  nachtheilig  sein  kann ,  -  der  in  gutem  Glauben  ,  und  in 
Folge  der  Zahlung,  seine  Urkunde  vernichtet  hätte  ") ,  so  ist  die- 
ser Gläubiger  nicht  gehalten,  das  Empfangene  zurückzugeben ,  und 
dem  Zahler  bleibt  nichts  Anderes  übrig,  als  seinen  Regress  gegen 
den   wirklichen   Schuldner  von   Seiten   des   Gläubigers   zu   nehmen. 

Was  die  Zurückforderung  an  und  für  sich  selbst  betrifft,  so 
liegt  wenig  daran,  ob  derjenige,  welcher  das,  was  man  ihm  nicht 
schuldig  war,  empfangen  hat,  redlich  oder  unredlich  gehandelt 
hat;  aber  die  Folgen,  die  daraus  entstehen,  sind  in  den  Wirkun- 
gen verschieden.  Wer  auf  unredliche  Weise  empfangen  hat,  muss 
nicht  nur  die  Sache,  sondern  auch  die  Zinsen  und  Früchte  zu- 
rückerstatten. Bestand  diese  Sache  aus  einem  gewissen  Körper,  so 
könnte  er  zu  seiner  Befreiung  sich  nicht  auf  die  Vorschriften  be- 
rufen, die  bei  der  Erlöschung  der  Verbindlichkeiten,  wegen  der 
Unmöglichkeit,    sie   zu    erfüllen,   gegeben   werden    sollen  ^). 

Hat  er,  im  Gegentheil,  die  Sache  in  redlicher  Meinung  em- 
pfangen, so  gibt  er  sie,  falls  sie  noch  vorhanden  ist.  In  natura 
zurück,  und  hat  er  sie  verkauft,  so  muss  er  bloss  den  gelösten 
Preis  davon  erstatten  '^)  und  liaftet  nur  für  den  Verlust,  oder  für 
die  Verschlimmerung,  insofern  er  die  Schuld  davon  trägt;  er  ist 
nur  die  Zinsen,  oder  die  iNutzungen,  die  er  davon  gezogen,  vom 
Tage  an  schuldig,  >on  welchem  an  er  wussle,  dass  ihm  die  Saclie 
ungebührend    bezahlt  wurde. 

Uebrigens  muss  der  Ueclamant  sogar  dem  unredlichen  Besitzer 
alle  nothwendigen  und  nützlichen  Auslagen,  welche  zur  Erhaltung 
der   Saclien    gemacht   wurden,    ersetzen  ^). 

>ach  dem  in  No.  178.  erklärten  Grundsatz  lässt  sich  ent- 
scheiden, wann  dasjenige  zurückgefordert  werden  kann,  was  in 
I'olge  eines  N  ertrugs,  dessen  Ursaclie  unerlaubt  war,  bezaiilt  wurde. 
Wie  bereits  gesagt  worden,  müsste  man  unterscheiden,  ob  die  Ur- 
sache nur  von  Seiten  des  Empfängers  unerlaubt,  oder  ob  sie  es  auch 
von    Seiten   desjenigen   ist,   der   versprochen     und    bezahlt    hat.      Iju 


1)  i\  G.   ».   1377.  —     2)  Desgl.  —    3)  C.  G.   B.   137S.  1379.   —     4)  C.G.P. 
13S0.  —     5)  C.  G.  B.  1381. 
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erstem  Fall  kann  die  Ziirrickforderimg  Statt  haben,  im  andern 
Fall  -wäre  aber  das  Begehren  unzulässig;  übrigens  könnte  man, 
nm  die  Restitution  einer  in  Folge  eines  Vertrags  bezahlten  Summe 
zu  erlialten,  niemals  zum  Beweis  zugelassen  werden ,  dass  die  in 
diesem  Vertrag  ausgedrückte  Ursache  falsch  und  die  wahre  Ur- 
sache  unerlaubt   wäre  *). 

218.  Es  könnte  auch  sein,  dass  ein  Schuldner  sich  wegen 
Terschiedener  ürsaclien  verbindlich  gemaclit  hätte,  in  welchem  Falle 
dann  in  Betreff*  der  Zahlungs-Anreclin uug  wiclitige  Fragen  erhoben 
werden  könnten.  Die  ausdrückliclie  oder  muthuiaassliclie  Absicht 
der  Parteien  und  die  Billigkeit  sind  in  diesem  Umstände,  wie  in 
allen    zweifelhaften    Fiilltn,   der   beste   Leitfaden    für    den   Richter. 

Es  gilt  als  allgemeiner  Grundsatz,  dass  der  Schuldner  meh- 
rerer Schulden  das  Recht  hat,  bei  der  Zahlung  zu  erklären,  welclie 
Schuld  er  zu  tilgen  Willens  sei  ^-  •*).  Der  Gläubiger  darf  sich 
nicht  der  verlangten  Anrechnung  weigern,  selbst  wenn  der  Scliuld- 
ner  sein  Interesse  verkennt  und  die  Abrechnung  auf  die  ihm  we- 
niger lästige  Scliuld  verlangen  würde ;  jedoch  beschränkt  mancli- 
mal  das  Interesse  des  Gläubigers  diese  Befugniss.  Wenn  also  die 
Forderung  Zinsen  trägt,  sei  es  durch  die  Wirkung  der  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Convention  der  Parteien,  oder  in 
Folge  einer  Verzugsetzung  oder  Verurtheilung,  so  ist  der  Schuld- 
ner nicht  berechtigt,  gegen  den  Willen  des  Gläubigers,  die  An- 
reclinung  vorzugsweise  auf  das  Capital  zu  richten  *  ^),  selbst  wenn 
er  zu  Folge  des  Schulddocuments  sich  theilweise  befreien  könnte; 
denn  er  darf  nicht  um  so  viel  ein  producirtes  Capital  vermindern 
und  eine  Interessenschuld  stehen  lassen,  die  für  den  Schuldner 
einen  todten  Werth  hat.  Wenn  also  der  Schuldner  seine  Zah- 
lung auf  eine  beträchtlichere  Summe,  als  diejenige,  welche  er  an- 
bietet, angerechnet  haben  will,  so  kann  dies  der  Gläubiger  ver- 
weigern ;  denn  er  kann  nicht  gezwungen  werden,  die  Zahlung  einer 
Schuld  theilweise  anzunehmen,  wenn  ihm  nicht  das  Schulddocu- 
ment   oder    ein     specielles   Gesetz    die   Verpdichtuhg   dazu   auflegt  ^'). 

Daraus  folgt,  dass  der  Gläubiger  die  Zahlung  mehrerer  Sum- 
men nicht  anzunehmen  braucht,  so  lange  der  Schuldner  nicht  an- 
geben  will,   wie  die   Anrechnung   zu   machen    sei.      Hat  er   aber   bei 


1)  Äbw.  Uith.  25.  Jan.  1827.  —  2)  C.  G.  B.  1253.  —  3)  Weil  er  Herr  und 
Meister  üNer  die  Anuendniigv  seines  Geldes  ist.  —     4)  C.  G.,  B.  1254.    ^ 

5)  Die  Zahlung,  welche  auf  Capital  und  Zinsen,  jedoch  nicht  vollständig  ge- 
schieht, wird  zuerst  auf  die  Zinsen  angerechnet ;  denn  da  diese  nur  der  Ertrag 
des  Capitals  sind,  so  nmss  der  Schuldner  zuerst  diesen  Ertrag  aJjtragen,  bevor 
er  das  Capital  heimzahlt.  Würden  ihm  seine  Zahlungen  vom  Gläubiger  auf  das 
Capital  angerechnet  und  er  für  dieses  quittirt ,  ohne  dass  in  der  Quittung  die 
Zinsen  vorbehalten  wurden,  so  könnte  sie  der  Gläubiger  nicht  mehr  fordern 
(Art.  1908.)  Rogron. 

6)  C.  G.  B.  1244.  _ 
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der  R'inpfangnalniie  von  diesem  Kechte  keinen  Gebrauch  gemacht, 
so  miiss  er  sidi  die  Anrechnung  nach  den  Vorschriften,  die  noch 
angegeben  werden  sollen,  gefallen  lassen,  selbst  wenn  dadurch  eine 
seiner    I«]ardenmgen   nur    theihveise   getilgt    würde. 

Wenn  derjenige,  der  mehrere  Schulden  zu  tilgen  hat,  im 
Augenblick  der  Zahlung  nicht  die  Schuld  angibt,  die  er  vorzugs- 
weise abtragen  will,  so  ist  die  Anrechnung  der  Zahlung,  die  der 
Gläubiger  in  der  Quittung  anführt,  unwiderruflich,  oder  der  S<huld- 
ner  müsste  den  Beweis  füfiren,  dass  von  Seiten  des  Gläubigers 
Uetrug  oder  üeberlistung  Statt  gehabt  hätte  ^).  Daraus  folgt,  dass, 
wenn  in  der  Quittung  angeführt  ist,  die  Zahlung  sei  auf  die  ver- 
schiedenen .  Verbindlichkeiten  des  Schuldners  anzurechnen,  sie  nur 
diejenigen  begreifen  würde,  wegen  welcher  eine  Klage  anhängig 
gemacht  werden  kann,  und  nicht  für  lediglich  natürliche  (nicht 
klagbare)  Verbindlichkeiten,  dass  also  nur  die  Schulden,  die  man 
einzufordern  berechtigt  ist,  darunter  zu  verstehen  sind,  und  nicht 
diejenigen,   die   auf  Termin    oder    bedingimgsweise   gestellt   sind. 

Es  ereignet  sich  oft  im  Handel,  wo  viele  Zahlungen  durch 
Kimessen  zur  Begebung  oder  ztim  Einziehen  gemacht  werden,  das§ 
die  Quittung  keiner  Anrechnung  erwähnt.  In  diesem  Falle  darf 
die  eine  der  Parteien  nicht  ^nllkührlich  eine  Anrechnung  ohne  die 
Ein>>illigung  der  andern  machen.  Die  muthmaassliche  Absicht  der 
Parteien  dehnt  sich  auf  diejenige  P'orderung  aus,  an  deren  Tilgung 
der  Schuldner  das  meiste  Interesse  hat").  Befinden  sich  unter  den 
verschiedenen  vom  liandelsmanne  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
einige,  die  auf  sein  Geschäft  Bezug  haben,  und  andere,  die  ihm 
fnuid  sind,  so  muss  die  Anrechnung  auf  die  ersten  erfolgen, 
denn  die  Handelsschulden  geben  Anlass  zum  Personalarrest  und 
die  .\ichterfi:llung  der  kaufmännischen  Engagements  hat  weit  schlim- 
njere  Folgen,  als  die  .Nichtzahlung  der  (Jivilschulden,  weil  sie  den 
Schuldner  in  Fallimentszustand  versetzen  kann  ^).  \>enn  unter 
den  bloss  kaufmännischen  Sihulden  die  einen  von  llaudelseliecten 
herrühren,  deren  Nichtzahlung  zu  «iner  gericktlichen  Klage  Anlass 
gibt,  die  der  Kichter  niclit  susjxndiren  kann,  und  die  andern  bloss 
solche  Engagenieuls  sind,  zu  deren  Erfiillung  er  eine  Frist  ge- 
statten kann ,  so  wird  die  Anrechnimg  auf  die  erstem  gemachL 
Wenn  unter  den  Schulden,  die  sicli  aus  llaudelseliecten  er;;eben, 
der  Schuldner  Haupte eri)llichteter  in  den  einen  und  Bürge  in  den 
andern  ist,  so  wird  die  Anrechnung  auf  die  erstt'rn  gemacht,  weil 
angenommen  v^ird,  als  habe  er  eher  das,  was  er  persönlich  schul- 
dete, abtragen  wollen,  als  dasjenige,  wozu  er  einen  yVndern  an- 
halten   kann.      Sind     unter    diesei*    Sdiulden    einige,    wobei    er   ^Ich 

I)  C.   Ci.  H.   1255    —     2)  ('.  ii.  W.   12:1«.      -     3^   M.  ii.   II.  437. 
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fiir  eine  grosse  Anzahl  Personen  verbürgt  hat,  so  werden  diese 
Schnlden  als  die  lästigsten  angesehen.  Sind  endlich  die  Schulden 
von  gleiclier  Beschaffenheit,  so  geschieht  die  Anrechnung  auf  die 
am  längsten  verfallene,  zu  welcher  Zeit  sie  auch  entstanden  sein 
piag^*^);  denn  im  Grunde  genommen  ,^  hat  der  Verzug  für  den 
Gläubiger  nur  von  der  Verfallzeit  an  seinen  Anfang  genommen  ; 
bloss  von  diesem  Tage  an  hat  er  darunter  gelitten ,  und  das  Al- 
ter des  Schulddocuments  ist  ihm  nicht  so  nachtheilig ,  wie  das 
der    Verfall  zeit. 

219.  Bereits  ist  in  No.  195.  und  216.  gesagt  worden,  dass 
die  Zahlung  durch  einen  Andern  als  den  Schuldner  selbst,  gemacht 
werden  kann  ^).  Hier  ist's  am  Orte,  die  Wirkungen  davon  anzu- 
geben. 

Wenn  derjenige,  welcher  als  Mitschuldner,  al^  Bürge  oder 
in  einer  andern*  Qualität  dieser  Art,  oder  selbst  in  Folge  der 
untheiibaren  Beschaffenheit  der  Schuld  bezahlt  hat  oder  ein 
Interesse  hatte,  dass  sie  bezahlt  wurde:  so  setzt  ihn  die  von  ihm 
geleistete  Zahlung  sclion  von  Rechtswegen  in  die  Klagbefugnisse 
und  Privilegien  des  Gläubigers  ein  *).  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
demjenigen,  der  durch  eine  Verhandlung,  die  er  für  einen  An- 
dern geschlossen,  verpflichtet  wäre,  die  daraus  hervorgehenden 
Verbindliclikeiten    zu   erfüllen  ^). 

Die  Wirkungen  dieser  Subrogation  weichen  aber  von  einan- 
der ab,  je  nachdem  derjenige,  welcher  die  Schuld  ablöset,  Mit- 
schuldner, oder  für  Andere  zur  Zalilung  angelialten  war.  Der 
Mitschuldner,  der  die  solidarische  Schuld  allein  bezahlt  hat,  kaiin 
von  jedem  der  übrigen  nur  dessen  Antheil  oder  denjenigen  An- 
theil,  den  die  Urkunde  bestimmt,  fordern,  wenn  nicht  die  Be- 
schaff'enheit  der  Sachen  diese  Vorschrift  modificirt  ^)..  Der  ein- 
zige Vortheil,  den  ihm  die  legale  Subrogation  verschafft,  besteht 
in  der  Befugniss  gegen  seinen  Mitscliuldner,  für  das,  was  ihm 
dieser  schuldet,  die  Privilegien  und  andere  Sicherheiten,  die  dem 
Gläubiger  zustanden,  geltend  zu  machen.  Wer  für  einen  Andern 
zur  Zahlung  der  Sjühuld  angehalten  war ,  erwirbt  durch  die 
Subrogation  das  Recht  von  allen  denjenigen,  für  die  er  sich  ^ver- 
bürgt  hat,  oder  die  ihm  Garantie  scliuldig  sind,  je  nachdem  die 
Verhandlung  war,  das  Ganze  solidariter  zu  verlangen  ').  In  bei- 
den Fällen  verhindert  die  Subrogation  nicht,   dass  diejenigen,   gegen 


1)  C.  G.  B.  1256. 

2)  Eine  Schuld  also,  die  vor  einem  Jahre  contrahirt  wurde,  und  seit  3  Mona- 
ten verfallen  ist,  wäre  älter,  als  eine  andere,  die  vor  zwei  Jahren  contrahirt 
worden,  aber  erst  seit  einem  Monate  oder  seit  acht  Tagen  verfallen  ist. 

A.  d.  H. 

3)  C.  G.  B.  1236.  —  4)  C.  G.  B.  1251.  —  5)  Cass.  14.  Nov.  I8l0.  — 
6)  C.  G.  B.  1214.  —  7)  C.  G.  B.  2029.  H.  G.  B.  164. 
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welche  er  sie  geltend  macht,  ihm  Ausflüchte,  die  ans  ihren  respec- 
tiven  Verhältnissen  hervorgehen,  entgegensetzen,  selbst  wenn  diese 
Ausflüchte  dem   Gläubiger   nicht    entgegengesetzt    worden    wären. 

Wird  die  Zahlung  von  Jemandem  gemacht,  der  kein  Interesse 
hatte,  die  Schuld  abzutragen,  was  auch  der  Grund  dazu  gewesen 
sein  mag,  wodurch  er  dazu  veranlasst  wurde,  so  ist  er  nur  in- 
sofern in  die  Rechte  des  Gläubigers  eingesetzt,  als  dieser  oder 
der  Schuldner  nach  den  Grundsätzen  und  den  Formen  des  ge- 
meinen Rechts  dazu  eingewilligt  haben  *).  Ausser  diesem  Fall 
hat  diese  Person  gegen  denjenigen,  dessen  Schuld  sie  bezahlt 
hätte,  nur  die  Rechte,  die  aus  dem  Mandat  oder  der  Gesrhäfts- 
führung  hervorgehen  ^) ;  hätte  sie  folglich  gegen  sein  ausdrückli- 
ches Verbot  bezahlt,  so  könnte  sie  nichts  von^  ihm  zurückfordern, 
weil  der  Quasi-Contract  der  Geschäftsführung  sich  auf  eine  muth- 
raaassliche  Einwilligung  gründet,  welche  dieses  Verbot  ausschliesst. 
Im  II.  liauptstück  der  III.  Abtheilung  soll  angegeben  werden,  wie 
diese  Regeln  in  Betreff  der  Wechsel,  die  mittels  Indossirung  ver- 
kauft   werden    können,    modificirt    sind. 


Zweites   Capitel. 

Von     der     Novation. 

220.  Schuldner  und  Gläubiger  können  an  einem  Vertrage 
Veränderungen  vornehmen,  wie  2.  B.  eine  Frist  bestimmen,  eine 
Bedingung  einschieben,  eine  Deckung  durch  Unterpfand  oder  durch 
Hypothek  geben,  oder  auf  die  Wirkung  dieser  Clausein  verzich- 
ten etc.  Dergleichen  Abändenmgen  verhindern  nicht,  dass  die  ur- 
sprüngliche Verbindlichkeit  in  denjenigen  Puncten ,  von  welchen 
nicht    abgegangen    wurde,   fortbesttJie  ^). 

Sie  können  auch  ausdrücklich  erklären,  oder  durch  ihre  Hand- 
lungsweise klar  zu  erkennen  geben,  dass  sie  den  ursprünglieheu 
\  ertr;:^'  x-rnicfiten  wollen,  um  ihn  durch  einen  andern  zu  ersetzen. 
Dies  nennt  man  Novation  (ttorafion) ''),  Darnil  sie  Statt  fin- 
den kann,  müssen  Gläubiger  und  Schuldner  befiifft  sein,  und  zvar 
der  Eine,  um  das,  was  man  ihm  scliuidet,  zu  einpfans«  n  und  der 
Andere,  die  neue  Schuld  zu  contrahiren  ').  In  diesem  Betracht 
werden  die  Vorschriften  befolgt,  die  in  No.  181.,  182.  und  190. 
über    die   Fähigkeit   und    den    Umfang  der    Vollmacht,    zu    empfan- 


1)    C.    (..    n.   1250.     Abu.    Urth.    Ift.    Deilir.    1828.  —     2)  C.  G.  B    l3Ti.  — 
3)  C.  CJ.  M.    30;J!J.  ~     4)  C.  (l.   H.  1271     1273.  —     5)   C.  Ij.  ü.  ViT2 
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gen  und  zu  zahlen,  gegeben  wurden,  indem  man  sie,  wjenn  die 
Novation  durch  Mandatare  bewilligt  ist,  mit  den  Grundsätzen  com- 
binirt,   die  ihnen   nicht  gestatten,    ihre   Vollmacht  zu  überschreiten. 

So  kann  z,  B.  ein  solidarischer  Glänbig-er,  der  das  Ganze  einer 
Schuld  in  Empfang-  nehmen  kann,  nur  für  seinen  Aniheil  eine  Nova- 
tion eingehen,  da  das  Ganze  der  Forderung-  ihm  nicht  zugehört.  Er 
■wird  nur  als  Mandatar  der  Uebrigen  angesehen,  um  die  Forderung-  zn 
\s'ahren  oder  deren  elfective  Zahlung  zu  empfangen,  nicht  aber  um 
ihre  Beschaffenheit  zn  ändern.  Wenn  von  den  Societaten  die  Rede 
ist,  so  sollen  die  Modificationen  ang^egeben  werden,  die  diesem  Grund- 
sätze das  ausdrückliche  oder  muthmaassliche  Recht,  das  einem  Associ^ 
zusteht,  die  gemeinschaftlichen  Geschäfte  zu  leiten,  herbeiführt. 

Die  Novation    kann    auf  dreierlei   Weise   geschehen  *) : 

1)  Wenn  der  Schuldner  gegen  seinen  Gläubiger  eine  neue  Schuld 
übernimmt,  welche  an  die  Stelle  der  alten  tritt,  die  ge- 
tilgt ist  -). 

2)  Wenn  ein  neuer  Schuldner  an  die  Stelle  des  alten  tritt  und 
der  Gläubiger   den    letztern   für    frei   erklärt^). 

3)  Wenn  kraft  einer  neuen  Uebereinkunft  ein  neuer  Gläubiger 
an  die  Stelle  des  alten  tritt,  und  der  Schuldner  von  diesem 
entlassen   wird  *). 

Dies    soll    in     nachfolgenden    drei    Abschnitten    abgehandelt 

werden. 


Erster    Abschnitt. 

Novation    in    Folge    Uebereinkunft   zwischen    Schuldner 

und  Gläubiger. 

221,      Wenn  ein  Schuldner  durch  eine   neue    Obligation,   die 
er  ausstellt,    diejenige    erselfct,    zu    der   er  gegen  seinen  Gläubiger 


9)  Eine  neue  Schuld.  Z.  B.  ich  schulde  Jemandem  3000 Francs,  komme 
aber  mit  meinem  Gläubiger  überein,  ihm  statt  dieser  Summe  drei  Pferde  zu  lie- 
fern, die  mein  Eigenthum  sind;  er  nimmt  den  Vorschlag  an,  ich  lietere  dJe 
Pferde,  meine  ursprüngliche  Verbindlichkeit  ist  getilgt. 

3)  Ein  neuer  Schuldner.  Z.  B.  ich  schulde  Jemandem  &m  Francs 
und  biete  einen  Freund  an  meiner  Stelle  als  Schuldner  an ;  das  Anerbieten  >vird 
vom  Gläubiger  angenommen,  er  entlastet  mich  memer  Verbindlichkeit  Uer 
Freund    hat   gegen   ihn   eine   neue  Schuld    contrahirt,    die  meinige   ist  dadurch 

^^4)^Ein  neuer  Gläubiger.  Z.  B.  Jemand  schuldet  mir  5000  Francs,  ich 
biete  ihm  an ,  ihn  dafür  zu  entlasten ,  wenn  er  die  nämliche  Schuld  gegen  mei- 
nen Bruder  eingehen  will.  Mein  Gläubiger  wilügt  in  den  Vorschlag  ein,  meine 
Schuld  ist  getilgt  und  durch  diejenige  meines  Bruders  substituirt.  Diese  JNova- 
tion  darf  jedoch  nicht  mit  der  Subrogation 'verwechselt  werden.  Diese  hatte 
Statt    wenn  mein  Bruder  an  meine  Stelle  gesetzt  worden  wäre  (Art.  125U.> 


195 

gehalten  war*),  so  tritt  nur  daiin  jVovation  ein,  wenn  Letzterer 
klar  lind  deutlich  seinen  Willen  darin  zu  erkennen  gibt,  dass  die 
erste  Schuld  getilgt  sei ;  und  dann  geht  alles  Accessorische ,  wie 
z.  B.  Privilegien,  Hypotheken,  Zwangsrechte  (Personalarrest),  das 
aus  der  alten  Schuld  hervorging,  nicht  auf  die  neue  Schuld  an 
ihrer  Stelle  iiber  -),  es  sei  denn,  der  Gläubiger  habe  sich  dies 
aiisdrücklich    vorbehiilten  ^). 

Ist  unter  mehrern  solidarischen  Schuldnern  die  Novation  mit 
einem  derselben  vorgenommen  worden ,  so  verliert  der  Gläubiger 
seine  alten  Rechte  gegen  die  übrigen,  imd  erlangt  dadurcli  keine 
neuen.  Um  so  mehr  verhält  es  sich  ebenso  mit  der  Bürgschaft, 
da  die  durch  sie  verbürgte  Schuld  durch  die  Novation  getilgt  ist, 
irtid  der  Gläubiger  der  neuen  Schuld  kein  Recht  gegen  den  Bür- 
gen   erworben    hat;   seine    Befreiung   ist   daher   vollständig. 

Das  einzige  Mittel,  das  dem  Gläubiger,  der  zur  Erhaltung 
seiner  Rechte  gegen  die  Mitschuldner  oder  Bürgen  die  i\o>ution 
eingeht,  zu  Gebote  steht,  ist,  dass  er  deren  Beitritt  zur  neuen 
Schuld  verlangt;  so  dass,  wenn  diese  aufschiebende  Bedingung 
nicht  erfüllt  wird,  die  alte  Schuld  mit  iliren  Wirkungen  zu  be- 
stehen   fortfährt  '^). 

Um  aber  diese  Aufliehung ,  welche,  die  INo>ation  auf  eine 
unmittelbare  und  nothwendige  Weise  bewirkt,  zu  bewerkstelUgen, 
muss  die  neue  Scliuld  civiliter,  oder  wenigstens  auf  eine  natürliclie 
Weise  bestellen.  Wäre  sie  radical  null,  wenn  sie  z.  B.  durch 
Zwang,  Irrthum,  Betrug  etc.  entstanden  wäre;  oder  wäre  sie  einer 
aufschiebenden  Bedingung  unterworfen,  die  sich  niclit  erfüllt,  so 
hätte  sie  niemals  existirt ,  und  folglich  wäre  die  alte  Obligation 
weder  an  Capital,  noch  in  ihren  accessorischen  'Ilieilen  erloschen. 
Dies  verhielte  sich  jedoch  nicht  so  bei  der  auflösenden  Bedingung, 
oder   wenigstens    unter    \orbeli;ilt. 

Es  geschieht  manchmal,  dass  ohne  wirkliche  Novation  in  den 
Verhältnissen  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  ein  Dritter,  der 
dabei  interessirt  ist,  behaupten  dürfte,  dass  sie  zu  seinen  Gunsten 
besteh«.  Dies  geschielit ,  wenn  der  Gläubiger  diireh  >erhantllun- 
gen  oder  Liebereinkunlt  und  manchmal  sogar  durch  seine  blosse 
Nachlässigkeit  gewisse  ^'ormalitäten  zu  Vermeidung  des  \  erfalls 
der  Keclite  zu  erfüllen  sich  ausser  Stand  gesetzt  hat,  d(  u  ^lit- 
vcrpnicliteten    od<T    Bürgen,    die    er   geii<iillich    verklagt,     in    seine 


1)  C.  G.  B.   1271. 

2)  Das  Accessorische  g  «•  h  t  nicht  li  b  o  r.  Z.  B.  ich  «chuldete  Jrm«n- 
dem  4000  Kr.uics,  di«-  ich  /,nr  Hvpothrk  «'inscf/l«».  Statt  dif.'^'r  »Sinmiir  koninin 
i<:h  iitit  (lein  (i'Iiiiil)i^«'r  ültcrrin  ,  ihm  um  ine  lÜMiothok  xii  {jrNon ;  infiru'  tTsto 
Schiikl  ist  getil^l  uiul  mit  ihr  die  Hypothek,  die  ihr  beigctjcben  \».<r. 

Kogron. 

3)  C.  (;.  B.  r>78.  —    4)  C.  G.  B.  1280.   r28l. 
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Rechte  und  Privilegien  einsetzen  zu  können  *•  ^) ;  diese  Personen 
sind  gegen  ihn  hefreit,  weil  er  factisch  die  Sachen  in  einen  sol- 
chen Zustand  versetzt  hat,  dass  sie  die  Garantie,  auf  welche  sie 
zählen  sollten  und  die  ihre  Verbindlichlveiten  bestimmt  hat,  nicht 
mehr    erhalten   könnten  ^). 

Je  wichtiger  die  Wirkungen  der  Novation  sind,  desto  mehr 
muss  man  sich  auch  versichern,  dass  es  in  der  Absicht  des  Gläu- 
bigers lag,  in  sie  einzuwilligen.  Sie  muss  ausdrücklich  sein,  wor- 
aus aber  noch  nicht  folgt,  dass  sie  schriftlicli  sein  muss.  Die 
Gerichte  können  sich  hierin  nach  Erforschung  der  Absicht,  welche 
die  Parteien  zu  haben  scheinen,  in  ihrer  Entscheidung  richten  *)• 
Diese  Absiclit  ist  unzweifelhaft,  wenn  sie  der  Gläubiger  im  neuen 
Act  ausdrücklich  erklärt.  Nicht  weniger  ist  sie  evident,  wenn 
die   zweite    Obligation    gänzlich    unvereinbar   mit   der    ersten   ist. 

So  bewirkt  die  Verbindlichkeit ,  eine  Sache  an  Zahlung*  einer 
andern  sclnildigen  Sache  zu  g-eben,  eine  Novation,  die,  obgleich  still- 
scb^veigend ,  notb^vendiger  Weise  ans  der  Verändernng-  im  Gegen- 
stände der  nenen  Obligation  hervorgeht.  Ebenso  verlialt  es  sich  mit 
der  Um^vandlung-  eines  Darlelins,  oder  eines  Verkaufpreises  in  ein 
Depositum^  oder  eines  Darlelins  auf  Zeit  in  einen  Renten- Vertrag- ; 
dem  wäre  aber  nicht  so  bei  der  ümwandlnug"  eines  Darlelins  ohne 
Zinsen  iu  ein  Darlelm  mit  Zinsen ,  oder  einer  einfachen  Schnldforde- 
rnng  in  eine  hypothekarische  Fordernng'  *)  ,  weil  die  beiden  Oblig-a- 
tionen  zusammen  bestehen  können  und  zwar  die  eine  als  accessorische, 
die  andere  als  Haupt-Obligation. 

Da  die  kaufmännischen  Verträge  mehr,  als  alle  andern,  un- 
ter sich  abwechselnd  sein  können ,  oder  sich  nach  dem  Willen 
der  Parteien  modificiren,  so  müssen  alle  Umstände  sorgfältig  er- 
wogen werden,  um  sich  zu  überzeugen,  ob  eine  Novation  gesclie- 
lien  ist  oder  geschehen  sollte.  Welchen  Einfluss  dies  haben 
kann,    soll   folgendes  Beispiel  zeigen. 

Ein  Fabrikant  verkauft  einem  Debitanten  Waaren  und  lässt  sich 
von  ihm  an  Zahlung  der  Factor  begebnngsfahig"e  Wechsel  ausstellen ; 
hier  wird  Novation  Statt  haben  oder  nicht,  je  nachdem  das  neue  Obligo 
g-egeben  wurde,  um  die  Urkunde  des  Gläubigers  zu  ersetzen  oder 
bloss  zu  verstärken,  indem  man  die  Erhebung"  dessen,  was  mau  ihm 
schuldete,  oder  die  Verhandlung  seiner  Forderung  erleichtert.     Ist  der 


1)  C.  G.  B.  2037. 

2)  Z.  B.  wenn  der  Gläubiger  eine  Hypothek  zu  Grunde  gehen  Hess,  wenn  er 
einen  Wald  schlagen  Hess,  der  für  die  Schuld  hypothecirt  war.  (Cass.  23.  Mai 
1833.) 

3)  Es  ist  gerecht,  ^dass  der  Gläubiger,  da  er  durch  seine  Nachlässigkeit  die 
vom  Schuldner  erhaltenen  Sicherheiten  erlöschen  Hess,  den  Bürgen  nicht  zwin- 
gen kann,  ihn  zu  bezahlen,  weil  er  sich  die  Befugniss  nahm,  ihm  die  nämlichen 
Sicherheiten  zu  übertragen.  Ebenso  verhielte  es  sich  ,  wenn  der  Gläubiger  ge- 
gen ein  Urtheil  nicht  appellirt  hätte,  welches  das  Vorzugsrecht  dieses  Gläubi- 
gers als  verloren  erklärt  hätte.     (Cass.  25.  Juli  1827.)  .  Rogron. 

4)  Abw.  ürth.  1.  April  1823.,  26.  Jan.  1828.  —    5)  Abw.  ürth.  21.  Febr.  1826. 
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Art,  der  .  deu  Verkauf  coiistatirt ,  ^\{e  z.  C  eine  Fadiir,  qiiiuirt  '), 
drückt  die  Convenlion  loriiilicli  nus,  dass  die  Waare  in  liaiidelselfecteii 
bezahlt  ^vlrd,  kurz,  erijibt  sicli,  dass  der  Gläubiger  keine  dopjiehe  Si- 
cherheit g-e^vollt  und  nur  versJnnden  hat,  keine  andere  Urkunde  als 
Wechsel  zu  nehmen,  so  sind  die  Rechte  des  Verkiinfers  gegen  de» 
Käufer  durch  den  speciellen  Zeitverlauf  für  die  Verjährung  dieser  Art 
Verbindlichkeiten  verjährt  -). 

Da  man  aber  so  Tvenig  als  möglich  einer  Präsumtion  Raum 
geben  soll,  so  können  nocli  die  Umstände  und  das  Verhalten  der 
Parteien  dienlich  sein,  um  zu  bestimmen,  bis  wie  weit  sie  eine 
Novation    machen    wollten. 

Wenn  also  eine  Factur  „WertL  in  Wechseln  oder  in  Dillets  an 
Ordre  oder  in  Anweisungen  etc.'*  quittirt  -wurde,  die  bewiesen,  dass 
sie  den  Wertli  der  verkauften  Waaren  ausmachten,  so  ist  es  weit 
vernünftiger,  vorauszusetzen,  dass  diese  Art  Kegniirung;  nach  Conve- 
nienz  oder  Wahl  des  Gläubigers  war,  wodurch  er  allerdings  in  Be- 
treff der  Documente ,.  die  er  sicli  geben  Hess ,  dem  speciellen  ^  erfall 
seiner  Rechte  und  der  speciellen  Verjährung  unterworfen  ist  ^),  was 
aber  nicht  den  Ursprung-  und  die  Ursache  der  Schuld  auf  eine  Weise 
verändert,  dass  er  der  übrigen  Vortheile  beraubt  wird,  Avie  des  Rechts 
der  Vindication,  die  in  g^ewissen  Fällen  dem  nicht  bezahlten  Verkäu- 
fer gestaltet  werden,  oder  der  h_)  pothekarischcn  Rechte,  die  dem  ur- 
sprünglichen  Schulddocument  angehören  *). 

In  diesem  Falle  wird  die  Ueberg-abe  von  Handelsefrerlen  nicht 
als  eine  Befreiung  von  der  Scliuld  betrachtet ,  da  sie  der  Gläubig-er 
nur  unter  Vorbehalt  des  Eingang-s  (saufenc(üsscment),  wie 
uan  sich  im   Wechselgeschäft  ausdrückt,  anninunt  *). 

Wenn  das  ursprüngliche  Document  nicht  annullirt  ist,  und 
der  Gläubiger  hat  eine  neue  Sicherheit  gewollt,  ohne  auf  die 
Reclite,  die  ihm  dieses  Document  verlieh,  zu  verzichten,  so  wird 
er  um  so  mehr  alle  Rechte  des  neuen  Documents  erwerben,  ohne 
irgend  eines  derjenigen  zu  yerlieren,  die  ihm  das  alte  gegen  den 
Schuldner    und    die  Mitschuldner   oder    die  Bürgen    gegeben   hat. 

Ein  Urtheil,  das  der  Gläubiger  einer  Schuldfordernng  erhalten 
hat,  die  durch  Verjälirung  in  J,  3  oder  5  Jahren  erloschen  konnte, 
jjestattet  nicht  mehr^  dass  die  Forderung  durch  einen  andern  Zeitver- 
lauf, als  denjenigen,  nach  v>elchem  die  aus  Urthehi  hervorgehendeu 
Hechte  (30  Jahre)   erlöschen,   verjähre. 

Hätte  man  sich  beschränkt ,  durch  irgend  einen  nicht  in 
kaufmännischer  Form  abgcfassten  Act  Fristen  zu  gestatten,  sa 
würde  dieser  Umstand  um  so  melir  nichts  an  dem  ursprünglichen 
und   commerciellen    Churakttr   der   gefristeten    Schuld   \  erändern  "). 


1)  Abw.  Urth.    16.  Jan.  182S.  —     2)  Abw.  Urth.  2.  J«n.  IS07,    1.  April  iSII, 

8.  Nov.  lSi5.  —     3)  Alnv.  Urth.   15.  Uecbr.   ISIl).  —     X)  Abw.    Urth.    I.    Vpril 

1S23    und    l.V    März    1S25.  —    T»)    Cas.s.    I«K    Aug.    ISIl.  .VI.«.    Urth.    ÄS.    Juli 
18*^,    0.  Nov.  l^-ia.  —    (V)  Abw.  Urth.  II.  Febr.  Ih2t». 
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.  Ebenso  verliält  es  sich  mit  der  Anerkennung  der  Schuld, 
oder  mit  ihrer  Einbringung  als  Conto-Correntposten.  Sie  verlän- 
gert das  Reclit,  die  Zahlung  während  der  ganzen  Zeit,  die  zur 
Ausübung  des  Klagerechts,  welche  nicht  specieller  Verjährung  un- 
terworfen  ist,    zu    verlangen, 

Z.  B.  A.  ist  Inhaber  eines  Wecbsels  auf  C.  ,  den  ihm  B.  auf 
C.  libergetragen  hat.  Dieser  lässt  ihn  j)ro(estiren.  A.  riinborsirt 
sich  dafür  d«irch  Confo-Corrent  mit  B.  Seine  Lag-e  bleibt  ohne  Zwei- 
fel die  nämliche,  wie  die  der  andern  Verpflichteten,  die,  wenn  C 
ihnen  Garantie  schuldig*  war,  sich  nicht  auf  die  Novation  berufen  kön- 
nen. Nichtsdestoweniger  wird  die  dem  Wechsel  eigene  Verfäbrung 
Jie  Schuld  von  A.  zu  C.  nicht  tilgen,  sie  wird  wahrend  der  nämli- 
chen Zeit,  wie  das  Klagerecht,  das  aus  dem  Conto  -  Corrent  hervor- 
geht, bestehen. 

Zweiter    Abschnitt. 

IVoTation,  die  durch  Veränderung  in  der  Scliuld   und  bloss 
in    der  Person  des  Schuldners  Statt  hat. 

222.  Wenn  Jemand  gegen  einen  Andern  die  Verpflichtung 
übernimmt,  ihm  das,  was  ihm  ein  Dritter  schuldet,  unter  der 
Bedingung  zu  bezahlen,  dass  der  Gläubiger  seinen  Schuldner  quitt 
halte:  so  entsteht  eine  Novation,  welche  die  erste  Schuld  tilgt 
und  ihr  eine  andere,  wirklich  neue,  substituirt,  weil  die  Ursache 
nicht  die  nämliche  ist.  Hier  ist  der  Wunsch  des  Intervenienten, 
der  sich  für  den  Schuldner  verbindlich  macht,'  dessen  Schuld  zn 
tilgen ,  die  Ursache  seiner  Verbindlichkeit  und  hat  nichts  mit 
derjenigen  Ursache  gemein ,  die  zum  Vertrag  dieses  Schuldners 
Veranlassung  geben   konnte. 

Ein  Beispiel  dieser  Novation  lässt  sich  in  dem  Fall  auffinden,  in 
welchem  ein  fallit  gewordener  Handelsmann,  der,  um  seine  politischen 
und  anderen  Rechte  wieder  zu  erlangen,  die  ihm  durch  sein  Falliment 
entzogen  wurden,  rehabilitirt  zu  sein  wünscht,  und  von  Jemandem  er- 
langen w^ürde,  dass  sich  diese  Person  gegen  seine  Gläubiger  verbind- 
lich mache.  Wenn  nun  diese  Gläubiger  in  Folge  der  ihnen  vom  In- 
tervenienten  Zugesicherten  oder  geleisteten  Befriedigung  den  Schuldner 
quittiren,  so  dass  er  seine  Rehabilitation  nach  den  Vorschriften ,  die  in 
der  VI.  Abtheilung  gegeben  werden  sollen,  erhalt,  so  hat  eine  wirk- 
liche Novation  Statt  gehabt. 

Eine  Ver^iandlung  dieser  Art,  die  sog^r  durch  blossen  Ver- 
trag zwischen  dem  Gläubiger  und  dem  neuen  Schuldner  ohne 
Vorwissen  desjenigen,  den  sie  befreien  soll,  Statt  haben  könnte, 
bringt  nur  in  sofern  ihre  Wirkung  als  Novation  hervor,  als  der 
Gläubiger,  der  den  ursjjr  im  glichen  Schuldner  entlastet,  auch  die 
Biirgen  ohne  irgend  einen  Vorbehalt  zugleich  befreit.  Die  Privi- 
legien  und   Hypotheken,   die   der   Gläubiger  in  Betreff  seiner   For- 
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derung  gegen  seinen  Scliuldner  geliabt,  gehen  nicht  auf  die  Gü- 
ter des  ihm  substituirten  neuen  Schuldners  über  ') ;  ebenso  kann 
auch  derjenige,  welcher  die  Schuld  eines  Andern  bezahlt,  nicht 
gesetzlich  in  die  Kechte  des  Gläubigers,  mit  dem  er  sicli  abfin- 
det,   eingesetzt   werden  ^), 


Dritter     Abschnitt. 

Novation  durch  Veränderung"    in    den  Personen    und  in  der 

Schuld. 

223.  Es  geschieht  häufig,  dass  der  Gläubiger  einer  Per- 
son selbst  Schuldner  einer  andern  ist  und  seinen  Schuldner  be- 
auftragt, an  diesen  zu  zahlen.  Befreit  dieser  Letztere  seinen 
Schuldner  nicht,  so  hat  keine  Novation  Statt,  sondern  bloss  eine 
Zahlungs-Anweisung,  wovon  No.  196.  die  Rede  war.  Diese  wird 
liäufig  im  Handel  durch  das,  was  man  Mandat,  oder  schrift- 
liche Anweisung  (tnandat  oder  reseripiloii)  nennt ,  wovon 
No.    457.   die    Rede    sein    soll,    bewirkt. 

Wenn  die  ausdrückliche  Erklärung  oder  das  Benehmen  der 
Parteien  zu  erkennen  gibt,  dass  der  Gläubiger  den  Schuldner  und 
der  Schuldner  den  Gläubiger  verändern  will,  so  hat  INovation 
Statt.  Sie  erfordert  also  das  Zusammentreifen  dreier  Personen: 
1)  den  Deleganten,  oder  denjenigen,  welcher  Schuldner  desjeni- 
gen ist,  zu  dessen  Gunsten  er  delegirt;  2)  den  Delegatar,  näm- 
lich denjenigen,  dem  sein  Schuldner  eine  Summe  cedirt,  die  er 
Tom  Delegaten  zu  empfangen  hat;  3)  letztern,  welcher  Schuld- 
ner  des   Deleganten    ist. 

Die  Abfassung  dieser  dreifachen  Convention  bedarf  keiner 
speciellen  P'orm,  sie  kann  sogar  mimdlich  geschehen,  und  der  Be- 
weis liierüber  wäre  dem,  was  über  den  Beweis  der  Handelssachen 
gesagt  werden  soll,  unterworfen.  Jede  der  Parteien  kann  dann 
die  Lasten  und  Bedingungen  anfüliren ,  die  ihr  Interesse  ihr  ge- 
bietet. 

Es  ist  sogar  nicht  nöthig,  dass  alle  Parteien  zusammen  con- 
iraliiren.  Ein  Gläubiger  kann  seinen  Schuldner  beauftragen,  einer 
gewissen  Person  oline  .deren  Hinziithun  eine  gewisse  Summe  für 
ihn  zu  zahlen  ').  Ein  Sdiulduer  kaun  sciuem  Glänbi:;('r  Jeman- 
den angeben,  an  den  er  sich  zu  Hcudeu  hat,  um  bei  dieser  Per- 
son ohne  deren  iMitwirkung  oder  lnter>euti(»n  das,  was  er  schul- 
det, zu  erheben  "*).  Im  erstem  Kall  kann  die  ("onvention,  so  gü- 
tig  sie  nach    j\o.    141.   an    und    für    sich    selbst   ist,    die    ^o^alion 


1)  C.  G.  B.  1279.  —    2)  Abw.  Lrth.  16.  Dccbr.  1823.  —     3)  C.  U.  B. 
4)  C.  (J.  B.  1275. 
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nur  dann  bewirken,  wenn  der  Gläubiger  erklärt  hat,  dass  er  sie 
benutzen  will  *).  Bis  dahin  ist  kein  liechts-Verhältniss  zwischen 
ihm  und  dem  Schuldner,  der  ihn  zu  bezalilen  beauftragt  ist, 
Thut  er  aber  seinen  Beitritt  kund,  so  tritt  er  als  Partei  dem 
Act  bei  und  die  Delegation  hat  die  nämlichen  Wirkungen,  als 
hätte  er  ursprünglich  in  sie  eingewilligt,  nur  muss  er  sie  ohne 
Einschränkung  acceptiren,    , 

Im  zweiten  Fall,  wenn  die  Convention  zwischen  Schuldner 
und  Gläubiger  eine  Angabe  an  Zahlungs  Statt  gewesen  ist,  damit 
dieser  die  Sache  von  einer  gewissen  ihm  angegebenen  Person  em- 
pfange, oder  mit  andern  Worten,  wenn  der  Gläubiger  das  Schuld- 
document  ohne  Vorbehalt  zurückgegeben  oder  quittirt  hat,  und 
auf  die  nämliche  Weise  die  Cession  einer  Forderung  auf  einen 
Andern  angenommen  hat,  so  ist  weniger  eine  Novation,  als  viel- 
mehr ein  üebertrag  einer  Forderung  eingetreten ,  der  nach  den 
Grundsätzen,  die  noch  im  I,  Hauptstück  der  III.  Abtheilung  ent- 
wickelt  werden   sollen,  behandelt  wird. 

Wenn  nichts  erweiset,  dass  die  Parteien  diese  Art  Verhand- 
lung geschlossen  haben,  oder  schliessen  wollten,  so  hat  die  De- 
legation und  in  Folge  derselben  die  Novation,  die  sie  hervorbringt, 
nur  Statt,  wenn  der  neue  Schuldner,  indem  er  dem  Vertrag  bei- 
tritt, sich  gegen  den  substituirten  Gläubiger  verbindlich  macht, 
und  dieser,  indem  er  den  neuen  Schuldner  annimmt,  den  alten 
förmlich  entlastet  ~) ,  widrigenfalls  die  alte  Schuld  fortbestehen 
würde.  Die  neue  Convention  würde  unbezweifelt  ebenfalls  ihre 
Wirkung  haben,  weil  sie  den  Gesetzen  und  dem  Wesen  der  Sa- 
chen niclit  zuwiderliefe ;  allein  die  einzige  Wirkung,  die  sie  her- 
vorbrächte, wäre  diejenige,  dass  der  Gläubiger,  der  von  seinem 
Schuldner  also  beauftragt  ist,  von  einem  Dritten  zu  empfangen, 
nicht  enthoben  wäre,  sich,  an  diesen  Dritten  zu  wenden,  vorbe- 
haltlich, bei  Mangel  an  Zahlung,  auf  seinen  Schuldner  zurückzu- 
gehen ^).  Hierüber  sollen  in  No.  464r  u.  f.  einige  Vorschriften 
ertheilt   werden. 

Unter  der  Nothwendigkeit,  dass  der  Gläubiger  seinen  Willen, 
den  ursprünglichen  Schuldner  zu  befreien,  kund  thun  muss  *),  ist 
nicht  zu  verstehen,  dass  die  Erklärung  ausdrücklich  gegeben  wer- 
den muss.  Dieser  Wille  kann  sogar  durch  die  factische  Ver- 
liandlung,  die  in  der  Natur  der  Sache,  oder  im  Gebrauch  liegt, 
kund  gethan  werden.  Davon  ist  bereits  No.  203.  bei  der  Angabe 
an  Zahlungs  Statt  Erwähnung  gemacht  worden. 


1)  C.  G.  B.  1121.  —    2)  Cass.    19.  Decbr.    1815.    —    3)  C.  G.   B.    1277. 
4)  C.  G.  B.  1273. 
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So  ist  das  Scoiifriren  (virement  de  parties)^),  avo  nämlicli  eine 
Summe  vom  Credit  einer  Person,  der  sie  ang^ehörte,  in  dasjenige 
einer  andern  Person,  an  welclie  die  erstere  scbnldete,  iibertrni,'-en 
\vird,  ebenfalls  j\ovation.  Eben  so  enlslelit  Novation  2),  wenn  man 
an  Zahinngs  Statt  Bankbillets  annimmt.  Weit  entlernt,  dass  in  diesen 
Fällen  eine  ausdrückliche  Erklärung-  nöthig-  sei,  müsste  erklärt  \\er- 
den,  dass  man  keine  Novation  bewerkstelligten  wolle  ;  aber  selbst  die- 
ser Vorbehalt  würde  nicht  angenommen ,  wenn  er  der  Natur  der  Sa- 
che widersprechen  würde. 

Die  Novation,  welche  durch  die  Delegation  hervorgebracht 
Ttird,  befreit  den  Deleganten,  seine  Mitschiildner  und  Bürgen,  ge- 
gen den  delegatarischen  Gläubiger').  Die  Wirkung  dieser  De- 
legation ist  eine  absolute,  selbst  wenn  der  Delegirte  zahlungsun- 
faJiig  würde;  den  Fall  jedoch  ausgenommen,  dessen  in  No.  149. 
erwähnt  wurde,  wenn  der  Delegirte  bereits  zahlimgsunvermügend 
oder  fallit    wäre, 

Ks  läge  wenig  daran,  ob  der  delegirte  Schuldner  unfähig  wä- 
re, sich  verbindlich  zu  machen.  Der  Gläubiger,  der  gegen  seine 
Forderung  an  den  Schuldner  die  Obligation  eines  iNIinderjälirigen 
oder  einer  Frau  annimmt,  die  weder  fähig  noch  ermächtigt  sind, 
sich  verbindlich  zu  machen,  ist  deswegen  nicht  weniger  durch  die 
Quittirung  gebunden,  in  die  er  zu  Gunsten  seines  Schuldners  ein- 
gewilligt hat,  und  erlangt  gegen  den  i>l inderjährigen  oder  gegen 
die  Frau  nur  eine  Obligation  ohne  Civilkraft.  Anders  verhält  es 
sich  aber  mit  dem  in  No.  221.  erwähnten  Falle,  wo  die  Yadicale 
Nullität  der  netien  Obligation  die  Erlöschung  der  ersten  Schuld  ver- 
liindert,  gerade  weil  diese  neue  Obligation  existirt,  obgleich  sie 
Gefahr  läuft,  aus  eigenem  Antrieb  des  Minderjährigen  oder  der 
Frau  angegriffen  werden  zu  können^).  Der  Gläubiger  muss  sich 
selbst  zuschreiben,  so  unklug  zur  Tilgung  der  alten  Schuld  sei- 
ne Einwilligimg  gegeben  zu  haben,  um  dafür  eine  neue  anzu- 
nehmen, die  von  Personeq ,  welche  sich  nicht  ci\iliter  verbind- 
lich  machen   können,    coutruhirt    wurde. 

Die  zweite  Wirkung  der  Novation,  die  durcli  DeUgalion  her- 
vorgebracht wurde,  ist  die,  dass  sie  »lie  Obligation  des  Delegir- 
ten  gegen  den  Deleganten  auf  eine  Weise  tilgt,  dass  er  nur 
Schuldner    des    dclegatarischen   (»läubigcrs    wird. 

Darausfolgt,    dass  er    ihm  nicht  mehr    die  Exceptiontn ,    die    er 


1)  D.i.H  Scontriron  MMot  plrirli^nni  rino  \rt  Conipen^Mtion  ,  >v»tIuM  al»«*r 
inrlir  als  zwei  ]'cr.st)ni'n  utilrr  riicmdiT  aNrnluien.  Ks  11  n  t  «*  r  s  »:  li  o  i  d  o  t  sirh 
von  der  (' <>  in  p  0  n.s  a  t  i  0  11  d.i(liirili,  da».««  »liivse  nui*  /.«isriirn  a\\oi  l*rrsontD 
Statt  halxMi  kann,  das  Sconti  irt'ii  aber  /wischen  z«ri  nnd  nu'hr.  Ivs  i>t  hoon 
dors  auf  Mossen  ,  in  Augshurn  am  Mittwoch  in  jt'der  Wo<he  ,  und  in  I.<»n«lon 
tä;;lirli  üMich.     S,  Njihrros  in  S  c  h  i  ♦•  b  r  ,    Lehre  di-r  \Vochsell>ri»Mo. 

2)  Abw.  Urth.  30.  Nov.   1821).  —     3)  C.  Ci.  U.    I27(i.  —     4)  C.    G.  B.    irJ5. 
1305. 
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gegen  den  Deleganten  gehabt  hätte,  entgegensetzen  kann  ^).  Er  ist 
daher  verbunden ,  zur  Verfallzeit  den  Betrag  der  von  ihm  acceptir- 
sen  Delegation  zu  bezalilen ,  ohne  gegen  den  Delegatar  den  Man- 
gel an'  Beibringung  des  ursprünglichen  Engagements  einwenden  zu 
können.  Würde  ein  Dritter,  der  in  Folge  eines  regelmässigen 
Uebertrags  Inhaber  dieses  Engagements  geworden,  sich  seinerseits 
präsentiren ,  so  M'äre  er  nicht  weniger  zu  dessen  Zahlung  gelialten. 
Sein  Vorgeben ,  er  habe  sich  nur  in  der  irrigen  Meinung,  Schuld- 
ner des  Deleganten  zu  sein,  verbindlich  gemacht  und  wolle  den 
Beweis  führen ,  dass  er  nicht  Schuldner  war,  befreit  ihn  nicht  von 
der  Zahlung  seiner  Obligation;  ihm  bleibt  in  diesem  Falle  nur 
der  Regress  gegen  den  Deleganten,  oder  das  Recht,  gegen  den 
Delegatar  die  Exceptionen  geltend  zu  machen,  die  aus  dem  unter 
ihnen   geschlossenen  Vertrage  hervorgehen. 


©rittes  Capitel. 

Erlassiing"     der     Schuld. 

224.  ^  Der  Gläubiger  kann  auf  seine  Reclite  gegen  den  Schuld- 
ner verzichten,  indem  er  ihm  die  Zahlung  seiner  Schuld  erlässt. 
Dies  nennt  man  Nachlass vertrag  (^rcinise).  Der  Wille  des 
Gläubigers  zu  dieser  Erlassung  kann  aus  einer  Thatsache  erhellen, 
die  keinen  Zweifel  deshalb  übrig  lä^st;  solches  geschieht  näm- 
lich ,  wenn  er  die  Handschrift  des  Schuldners  zurückgibt,  ohne 
von  diesem  eine  Bescheinigung  oder  sonst  eine  Schrift,  die  ihm 
einige  Rechte  erhält,  zu  verlangen").  Die  Zurückgabe  des  Schuld- 
documents  würde  diesem  so  lange  als  Beweis  der  Befreiung  von  der 
Schuld  dienen ,  als  der  Gläubiger  nicht  darthun  würde,  dass  er  ge- 
gen seinen  Willen  durch  ein  Delict  oder  durch  Zufall  um  den  Besitz 
des  Documents  gekommen  ist^),  oder  dass  die  Art  der  Ver- 
handlung nicht  hinderte,  dass  die  Uebergabe  des  Documents  an 
den  Schuldner  die  Absicht,  ihn  von  der  Schuld  loszusprechen, 
voraussetzen  Hesse.  Dieser  Fall  lässt  sich  aus  folgendem  Bei- 
spiele   erklären. 

A.  und  B.  stehen  mit  einander  in  Conto  -  Corrent.  A.  remittirt 
Wechsel  au  B. ,  da  sie  aber  nicht  bezahlt  wurden ,  so  sendet  sie  B, 
an  A.  mit  Protest  zniiick ,  oder  auch  ohne  Protest,  wenn  die  In- 
struction so  lautete  ;  die  Ueberlassnng  dieser  Documente  an  A.  kann 
dem  ß.  nicht  entgegengesetzt    werden,    um  daraus  folgern  zu  wollen, 


1)  C.  G.  B.  1393.  —    2)  C.  G.  B.  1283,  Abw.  Urth.  v.  9.  Apr.  1833.  — 
3)  C.  G.  B.  1283.  — 
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dass   er  «einen  Correspondenten  A.   befreien  wollte,  und   es   reicht  Iiib, 
wenn  ß.   zur  ErJialhinjj  seiner  ReclUe  den  A.  in  Conto-Correnl  debirirt. 

Ks  ist  überflüssige,  zu  bemerken,  dass,  wenn  ein  Scliiilddocii- 
ment ,  obgleich  als  Privatschrift  ausgestellt ,  in  raelirern  Evempla- 
ren  ausgefertigt  werden  könnte ,  der  blosse  Besitz  eines  solchen  l)o- 
cMjnents,  das  nicht  mit  der  (Juittirung  versehen  ist,  kein  lieweis  der 
Befreiung  wäre,  es  sei  denn,  dass  andere  Umstände  sie  begrün- 
deten. 

Die  Erlassung  kann  durch  irgend  einen  Act  ausgedrückt  oder 
genehmigt  werden,  ohne  dass  der  Gläubiger  das  Document  aus 
den  Händen  gibt.  liier  sind  alle  diejenigen  Vorschriften  anwend- 
bar, die  noch  über  den  Beweis  in  Handelssachen  gegeben  wer- 
den sollen,  weil  die  Ueberlassung,  selbst  wenn  sie,  wie  oft,  von 
einer  Freigebigkeit  herrührt,  weder  der  Form  noch  den  Bedingungen 
einer  Schenkung  nach  unterworfen  ist.  Im  nachfolgenden  Jlaiipt- 
stück  soll  die  Wirkung  derjenigen,  die  durch  Briefwechsel  bewilligt 
würde  ,   untersucht  w  erden. 

War  das  Schuld-Document  an  die  Ordre  des  Gläubigers  zahl- 
bar, so  könnte  die  Krlassung  der  Schuld,  selbst  wenn  sie  durcJi 
öffentliche  Urkunde  bewilligt  worden ,  demjenigen  nicht  gehöriger 
Weise  entgegengesetzt  werden ,  der  sich  zur  Verfallzcit  mit  dem 
Original- Document,  das  ihm  durch  regelmässiges  Indossement  ce- 
dirt  wurde,  wäre  es  auch  später  erfolgt  als  die  Krlassung,  prä- 
sentiren  würde.  Dies  ist  die  Folge  der  Grundsätze,  die  iNo.  181. 
entwickelt  wurden.  Um  so  mehr  verhielte  es  sich  so  mit  einem 
Elfect  an  den  Inliaber  zahlbar.  Der  Schuldner  hat  es  sich  selbst 
zuzuschreiben ,  wenn  er  nicht  hinlängliche  Vorsicht  gehrauclit  hat. 
Jedoch  bliebe  ihm  sein  Recurs  gegen  den  Urheber  der  Krlassung, 
selbst  wenn  sie  durch  Schenkung  geschehen  wäre,  weil  der  Schen- 
ker fiir  das ,  was  er  gegeben  und  was  seine  persönliche  lUnd- 
Iimg    hetriü't,   Garant  ist. 

üebrig<'ns  ist  wohl  zu  merken ,  dass,  wenn  ,  was  im  Handel 
oft  vorkommt,  ein  Gläubig<*r  in  eine  totale  oder  theilweise  Krlas- 
sung einer  Schuld  willigt,  sie  nicht  angeseheH  wird,  als  habe  sie 
Hezug  auf  das,  was  durch  Unterpfand  verbürgt  ist,  und  noch  we- 
niger auf  das,  was  durch  Compensation  getilgt  werden  kann,  es 
sei    denn,    dass    man    sich    förmlich    darüber    erklärt    habe. 

Ks  wird  im  Allgemeinen  vermutliet,  als  sei  die  Krlassung  in 
Gunsten  aller  IMitschuldner  geschehen,  es  sei  denn,  dass  sich  der 
Gläubiger  ausdrücklich  seine  Hechte  gegen  einige  ^on  ihnen  \or- 
behalten  hätte,  die  In  diesem  Falle  bloss  für  ihren  Antlieil  Schuld- 
ner  bleiben    würden ').      Diese   \  orschrift  ist  jedoch   in    Bctretl'  der 


I)  C.  G.  B.  1283.     Ctss.  30.  Nov.   1819.  —  Abw.  Urlh.  S.  Aug.  1S3Ü. 
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Terbiirgten  Scinilden  modlficlrt.  Der  Vorbehalt  gegen  die  Burgen 
würde  nach  allgemeiner  Regel  dem  Gläubiger  das  Recht  lassen, 
sie  gerichtlich  au  belangen ;  er  könnte  aber  seinerseits  zu  einer 
Garantie  genöthigt  werden,  wenn  diese  Bürgen  zufolge  der  ge- 
setzlichen Subrogation,  wovon  No.  219.  die  Rede  war,  gegen  den 
Hauptschuldner  auftreten  würden ,  es  sei  denn ,  dass  sich  aus  dem 
Act  selbst  ergäbe,  dass  der  Hauptschuldner  eingewilligt  habe,  sich 
diesem  Zufall   auszusetzen  *). 

Wenn  der  Inhaber  eines  Wechsels  oder  eines  andern  durch 
mehrere  Mitverpflichtete  garantirten  Documents  sich  nur  an  einen 
der  solidarischen  Debitoren  wendete  und  gegen  alle  nicht  gleich- 
zeitig seinen  Regress  nähme,  so  könnte  man  dies  von  seiner  Sei- 
te nicht  als  eine  stillschweigende  und  ohne  Vorbehalt  gegebene 
Erlassung,  wodurch  die  Mitschuldner  befreit  werden  könnten,  an- 
sehen. Das  Gesetz,  das  ihm  eine  solidarische  Klage  einräumt, 
Terurtheilt  ihn  zu  keiner  Strafe,  aus  dem  Grunde,  weil  er  sie 
nicht  alle  gerichtlich  belangt  hat;  den  Fall  jedoch  ausgenommen, 
wenn  er  durch  Nichtbeachtung  gewisser  ihm  auferlegter  Verpflich- 
tungen einige  dieser  Mitschuldner  ihres  Regresses  gegen  andere 
beraubt  hätte ^). 

Aus  der  Zusammenstellung  dieser  Grundsätze  lassen  sich  die 
Wirkungen  bestimmen ,  welche  die  Erlassung  an  einen  Indossen- 
ten  hervorbringt.  Alle  Unterzeichner,  obgleich  solidarisch  gegen 
den  Gläubiger  verpflichtet^),  sind  unter  sich  nur  succesive  Ga- 
ranten; folglich  müssen  die  Wirkungen  der  Erlassung  an  einen 
der  Verpflichteten  eben  so  verschieden  sein,  als  die  verschiedenen 
Qualitäten,  in  welchen  sie  Atheil  an  den  Negociationen  genommen 
haben.  Ist  die  Erlassung  zu  Gunsten  des  Hauptschuldners  geschehen, 
oder  zu  Gunsten  desjenigen  ,  der  für  jeden  der  andern  Verpflichteten 
haften  rauss ,  so  sind  diese  befreit ;  ist  sie  zu  Gunsten  des  einen  Ver- 
pflichteten geschehen,  so  sind  diejenigen  befreit,  denen  er  haften 
musste.  Seine  Vormänner  aber  sind  es  nicht;  kurz,  es  gilt  als  feste 
Regel,  dass  die  Erlassung  an  den  Einen  alle  diejenigen  befreit, 
denen  er  haftete,  aber  nicht  diejenigen,  die  ihm  zu  haften  ver- 
bunden waren*). 

Nur  dann  bringt  die  Erlassung  diese  Wirkungen  zu  Gunsten 
der  Mitschuldner  oder  der  Bürgen  hervor,  wenn  sie  freiwillig  ge- 
schehen ist^);  die  Benennung  „freiwillige  Erlassung"  kann  aber 
nicht  ganz  derjenigen  beigelegt  werden,  welche  die  Gläubiger  eines 
Falliten  ihrem  Schuldner  im  Concordat  gestatten.  Von  dieser  Art 
Erlassung  und  ihren  Wirkungen  soll  die  Rede  beim  Falliment 
sein;    hier    soll  indessen    nur  so   viel  gesagt    werden,    dass,    wenn 


J)  Abw.  ürth.  II.  Febr.  1817.  —    2)  C.  G,  B.  2037.  -      3)   H.    G.    B.  140. 
-  i)  G.  G.  B.  1385.  —    5)  C.  G.  B.  1283. 
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Jemand  dem  Falliten  die  Schuld  durch  Separatacte  und  nicht  djirch 
Concordat  erlassen  würde,  dieser  Umstand  im  Falliment  des  Scliuld- 
ners  die  Anwendung  der  Grundsätze  nicht  verhindern  wiirde,  die 
oben  zu  Gunsten  der  solidarischen  Mitschuldner  oder  Bürgen  er- 
klärt  wurden '), 


Viertes  Capitel. 

Von     der     CompensatioD. 

225.  Wenn  zwei  Personen  gegenseitig  Schuldner  und  Gläu- 
biger zugleich  sind,  so  bewirkt  die  Compensation  (conij)etLsa' 
Holt)  ihre  Befreiung^).  Sie  ist  eine  Zahlungsart,  die  oft  im 
Handelsrecht  ihre  Anwendung  finden  kann.  Manchmal  tritt  sie 
von  Rechtswegen  und  durch  die  blosse  Kraft  des  Gesetzes ,  sogar 
ohne  Vorwissen  der  Schuldner  ein ;  ein  andermal  kann  sie  nur 
Statt  haben,  wenn  die  dabei  interessirte  Partei  sie  verlangt,  und 
bringt  dann  nur  ihre  Wirkung  im  Augenblick  dieser  Aufforderung 
dazu  hervor-^).  Dadurcli  unterscheidet  sich  die  noth wendige 
Compensation  (von  Rechtswegen)  (compensation  de  droit)  von 
der  freiwilligen  (lacultativen)  Compensation  (compensation 
facultative). 

220.  Die  Compensation  von  Rechtswegen  hat  nur  Insofern 
Statt,  als  die  gegenseitigen  Forderungen  und  Schulden  ci\iliter 
cxistiren^);  eine  verjährte  Scliuld  würde  nicht  mit  rollern  Reclit 
eine  andere  Schuld  tilgen,  die  seit  der  eingetretenen  Verjährung 
entstanden    ist**). 

Scliuld  und  Forderung  müssen  den  Parteien,  zwischen  wel- 
chen   die   Compensation    bewirkt  werden    soll ,    persönlich  sein, 

Sie  darf  ni«ht  mit  dem,  Mas  man  Scontriren  (rircment) 
nennt  und  die  Dazwischenkuft  Dritter  voraussetzt,  wovon  noch 
die  Rede  sein  soll,  vermengt  werden.  Auch  hätte  keine  Com- 
pensation von  Rechtswegen  zwischen  zwei  Parteien  Statt,  deren 
eine  Schuldner  oder  Gläubiger  unter  einem  qualificirten  Namen, 
wie  z.  B.  eines  Vormundes,  Verwalters,  Mandatars  etc.')  Märe. 
Selbst  das,  was  ein  Scinildner  einer  Societätshandlnng  schuldet, 
könnte    mit   vollem    Recht   nicht   mit    dem,    was   ihm   persönlich    ein 


1)  Al.w.  Urth.  12.    Frimniro  X.  —    2)  C.  G.  R.  12Sn.   —    3)  C.    C.  R.  IOW 
—    4)  C.  ii.  n.  J2tM. 

5)  li»  Nu.    240  .soll   Jodoch    nnt;o;;ol>pn  norden  ,    uie    eine  FürdiTimg,    tii««  >or 
l'liiitritt  (l«'r  >  crjälinmi;  ln'standrii ,  so;;.ir  M>r  «H(\sor/cit  drnij(Mii;:<M»,  wrlihcr  dl* 
Zaiiliin;;  t-iiuT    Schuld,    dio    dieser    \  crjäliriinj:    Vüraus^ogiUit;t'U  ist,  cnt;;i|;i'ii;;e 
setzt  worden  kann.  Porti. 

ü;  Abw.   Lrlh.  lU.  ^opt.  1S12.    C  a.ss.  27.    Dcc.  1819. 
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Associe  derselben  schuldet,  compensirt  werden.  Aus  dem  nämli- 
chen Grunde  kann  der  solidarische  Mitscluildner  nicht  verlangen, 
dass  durch  die  Compensation  der  Summe,  die  der  Gläubiger  sei- 
nem Mitschuldner  schuldig  wäre,  die  Schuld,  über  den  Antheil 
des  Letztern  hinaus ,  getilgt  worden  sei  ^) ,  es  sei  denn,  dass  er 
durch  regelmässige  Cession  die  Rechte  dieses  MLtschuldners  gegen 
den  Gläubiger  erworben  habe,  oder  es  raüsste  auch  geschehen, 
dass  er,  falls  diese  Compensation  zu  Gunsten  des  Mitschuldners 
schon  ausgesprochen  wäre,  vielmehr  sich  auf  eine  Tilgung  der 
Schuld  als  eine  Compensation  berufe.  Dies  Inndert  aber  nicht, 
dass  derjenige,  welcher  zur  Zaiilung  einer  Schuld  solidarisch  ver- 
pflichtet ist,  und  für  eine  Summe,  die  zur  Tilgung  des  Ganzen 
durch  Compensation  ausreicht,  Gläubiger  seines  Gläubigers  wäre, 
deren  Wirkung  anrufe  und  sich  ansehen  lasse,  als  habe  er  die 
Schuld  getilgt ,  vorbtliältlich  seines  Regresses  gegen  seine  Mit- 
scluildner, wie  dies  in  dem  No.  2J9.  angegebenen  Falle  gescliieht. 
Alles,  was  sich  sagen  liesse,  ist,  dass  eine  Compensation  dieser 
Art  nicht  mit  vollem  Rechte  Statt  hat  und  zur  Gattung  derjeni- 
gen  gehört,     Wovon    IVo.    232.   die   Rede    sein    soll. 

So  kann  auch  nicht  der  Ilauptschuldner  einer  verbürgten 
Schuld  verlangen,  dass  sie  mit  dem,  was  der  Gläubiger  dem 
Bürgen  schuldef,  compensirt  werde  ~);  denn  da  der  Bürge  nur 
zur  Zahlung  gehalten  ist,  wenn  sie  der  Schuldner  nicht  leistet, 
so  beri[ft  er  sich  nur,  indem  er  die  Compensation  anruft,  auf 
eine  Zahlung,    die    durch    diesen    Scliuldner   gemacht  wurde. 

227.  Bei  Anwendung  dieser  Grundsätze  ist  nicht  zu  über- 
sehen ,  was  No.  224.  i'iber  die  Qualität  der  verschiedenen  succes- 
siven  Interessenten  im  Wechsel  gesagt  worden  ist.  L)a  jeder  für 
seine  Vormänner  als  Bürge  haftet,  so  muss  die  Compeusation,  die 
aus  Antrieb  des  Einen  von  ihnen  bewerkstelligt  wird^)  nicht  nur 
diesem,  sondern  aUch  seinen  Naclimännern  zu  Nutze  kommen.  Die 
übrigen  Verpflicliteten ,  die  ihm  haften,  würden  allein  niclit  zu- 
gelassen,   sich    auf  die    Compensation    zu    berufen. 

iVus  diesen  Grundsätzen  ergibt  sich  noch,  dass  der  Scliuld- 
ner, d^ira  der  ü ebertrag  der  Forderung  notificirt  worden,  oder  der 
diesen  Uebertrag  angenommen  hat,  oder  in  dessen  Hände  die  Sum- 
men ,  die  er  schuldet _,  mit  Arrest  belegt  wurden ,  niclit  verlangen 
kann ,  dass  die  Compensation  zwischen  dem ,  was  er  schuldet  und 
den  Forderungen ,  die  er  auf  den  Gläubiger  seit  der  Notitication 
oder  der  Annahme  des  Uebertrags,  oder  seit  dem  Arrest  erwor- 
ben  hatte,   eingetreten   ist*).      Hatte    der   Schuldner    unbedingt   die 


1)  C.  G.B.  1294.  —    2)  C.  G.  B.  1294.  -^    3)  CG.  B.  1294.  —     4)  C.  G. 
B.  1298. 
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Abtretung  angenommen ,  so  könnte  er  eben  so  wenig  dem  Ces- 
sionar  opponiren  ,  die  Schuld  sei  schon  durcfi  die  Verjährung  oder 
durch  jede  andere    peremtoriscJie    Ausnahme    erloschen '). 

228.  Die  Compensation  hat  von  Rechtswegen  nur  Statt, 
wenn  die  beiden  Schulden  aus  einer  Summe  Geldes,  oder  aus 
einer  gewissen  Quantität  fiingibler  (nach  Maass ,  Zaiil  und  Ge- 
wicht  verkäuflicher)    Sachen ')    von    derselben    Gattung    bestehen  '). 

Z.  B.  ZAvei  Parlelen  schulden  sich  g-pg-enseitiir  sechs  Fass  Weiii 
ohne  Aveitere  BezeicliHuiig- ,  Avoruiiter  aber  nach  i\o,  15G.  nur  AVeiii 
von  gering-er  (Qualität  verstanden  ^Verden  kann.  Hier  tritt  die  Coni- 
pensatioii  von  Hechts  wpj^en  ein.  Ist  der  liine  bloss  AA  ein  ,scliuldig', 
dpr  Andere  aber  Bordeaux-Wein,  oder  bestehen  beide  Scliuideii  in 
Bordeaux -Wein  versciiiedener  Oualilitt,  so  hat  keine  Comp^'ns.ition 
Statt,  da  die  Sachen  niclit  von  gleicher  Gattung-  sind.  In  Folge  die- 
ser Grundsätze  können  also  zAvei  Verbindlichkeiten,  etwas  zu  thun^ 
sich  nicht  mit   vollem   Hechte  compensiren. 

229.      Beide    Forderungen   müssen    auch    liquid    sein*), 

AVenn  also  ein  H:>ndelsmann  einem  andern  schuldet  und  ihm  Pa- 
pierAverthscliaflen  zum  Verkauf  anvertraut,  so  findet  von  Hechtsweg^eu 
keine  Com|)ensation  zwischen  ihnen  Statt  ^ )  ,  so  lange  diese  Papiere  noch 
nicht  verkauft  sind;  vorhehiiltlich  der  Vorzug-srechte ,  die  i\fr  Gläu- 
biger nach  den  Grundsätzen,  die  in  der  VI,  Abtheihing  erklärt  wer- 
den ,    ansähen  konUte. 

Die  Bedingung,  dass  die  beiden  Forderungen  liquid  sein 
müssen,  versteht  sich  aber  nur  von  dem  gestehen  der  Scliul- 
den  und  ihrem  Betrag,  aber  nicht  von  der  Gleichheit  in  der  Be- 
schaffenheit des  Documents ,  in  der  Ursache  der  Verbindlichkeit 
oder  im  Belauf  der  Forderimgen. 

Wenn  also  eine  Forderung*  sich  auf  ein  execntorisches  Document 
gründet,  so  compensirt  sie  sich  von  HechtsAvegen  mit  einer  Forderung-, 
die  hlosH  durch  ein  nicht  execntorisches  Document  erwiesen  ist.  Eine 
Handelsschuld,  die  den  Personn!  -  Arrest  nach  sich  zieht,  compensirt 
«idi  ehenfalls  mit  einer  w<'nig«*r  privilegirten  oder  bloss  civilen  Schuld  ** ). 
Die  l^iqiiidirung  einer  Schuld  ,  -sväre  sie  auch  nur  provisorisch  ge- 
macht \>or<hMi,  wie  dies  häufig  im  Hechnuugs\>  esen  geschieht,  kann 
auch  zur  Begründung-  einer  Compensation  dienen  ,  die  sogleich  nach 
erfolgtem  Urtheil  ihre  Wirkung  hervorhringt ,  wenn  beim  dt  Hnitiveu 
AlisrMuss  der  Saldo  dem  provisorischen  gleichkommt  ').  V^'enn  eine 
theilhare  Obligation  mehrern  Personen  zugehört,  on  denen  die  eino 
Schuldner  des  Geniejuschuldners  ist,  so  ^^ird  die  Conqiensalion  bis 
zum   Belauf  des   Antheils  dieser  Person   bewirkt. 

230.      Die   gegenseitigen  Schulden,    auf  welche  man  die  Coni- 


I)  r.  G.  n.  t2!).">.  2)  SoN-lie  ,  die  durch  nndere  \oi\  glri<lirr  U«"«r!i;i(!»'Hlirir, 
Qunlitat  und  (löte  vollkouinicn  ersetzt  «enlen  können.  --  3)  C.  (i.  M.  I2!M.  — 
4)  C.  (i.  H.  I2n}),  I2!H.  —  ö)  Abw.  Irtli.  14.  Febr.  ISIO.  —  ih  Abw.  l  rili. 
11.   Nov.  lülj.  —     7)  G.  ().  535.     Aln».  Lrlli.   12.  Aug.  l^i)l. 
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pensation   ^ünden    will,     müssen   verfallen   sein');    die  Gnadenfrist 
hindert  jedoch    die  Compensation  nicht  ^•^). 

Wenn  der  Hauplschuldner  seine  VerhindlicLkeiten  nicht  erfüllt 
hat,  so  kann  der  Bürge,  bevor  er  niclit  bezahlt  liat,  oder  zur  Zah- 
Inn^'  gerichtlich  angehalten  ^^orden  ist,  nicht  vorgeben,  dass  das,  was 
er  dem  Hauptschuldner  persönlich  schuldete ,  mit  dem ,  was  er  für 
diesen  zu  zahlen  versprochen,   compensirt  worden. 

Das  Recht,  die  Schuld  einfordern  zu  können ,  ist  nicht  immer 
zur  Compensation  hinreichend ;  die  Ursache,  welche  zur  Einforderung 
der  einen  oder  andern  Schuld  bereclitigt,  darf  aber  nicht  zugleich 
die  Wirkung  haben  ,  die  reelle  Zahlung,  die  der  Schuldner  leistet^ 
nngiltig    zu    machen.       (Siehe    die    Anwendung    dieser    Regel     in 

No.    1125.)  ua^itwid)  iqio/^jsafl»q 

231.  Wenn  die  Compensation  aus  dem  Zusammentreffen 
der  angegebenen  Umstände  hervorgeht,  so  sind  die  beiden  Schul- 
den,    sogar  ohne   den  Willen    der  Interessenten,   getilgt '^). 

Diese  Ausflucht  knnn  jedoch  bei  Gericht  vorgebracht  werden. 
Meistens  ist  es  den  Kiclitern  unmöglich,  das  Stillschweigeu  der  Par- 
teien zu  erralhen;  allein  zwischen  der  Compensation  von  Rechtswe- 
gen und  der  facullativen  Compensation,  wovon  noch  die  Rede  sein  soll, 
ist  immer  der  Unterschied,  dass  im  erstem  Fall  die  Parteien  in  dem 
Aug-enblick,  wo  die  beiden  Qualitaton  als  Schuldner  und  Glänbig^er  zu- 
sammentreffen, aufgehört  haben,  Schuldner  und  Gläubiger  zu  sein ;  dass 
sie  daher  die  Verjährung-  nicht  mehr  opponiren  können;  dass  die  Bürgen 
entlastet  sind  und  sich  auf  die  Tilgung-  der  Schulden,  «ugeachtet  des 
Stillschweigens  oder  der  Weigerung-  des  verborgten  Schuldners,  berufen 
können ;  kurz ,  dass  diese  Schulden ,  Avenn  sie  von  ungleichen  Sum- 
men waren ,  bis  zum  Belaiif  der  niedrigsten  Summe  zu  bestehen  auf- 
g-fehört  haben  5),  ohne  dass  der  Gläubiger  der  höchsten  Summe,  in- 
dem er  sich  auf  die  Grundsätze,  die  Wo.  218.  erklärt  worden,  stützt, 
verlangen  kann^  dass  sein  Schuldner  nicht  berechtigt  war  ,  sich  iheii-. 
weise  von  der  Schuld  zu  befreien.  ,,„    .,  ,^  •    -,,,  s.  ,..,, 

1)  C.  G.  B.  1291. 

2)  Dadurch  ist  nicht  nur  der  Termin  zn  verstehen ,  den  der  Richter  nach 
No.  IS'3:  zugestanden  hatte ,  sondern  auch  die  in  gewissen  Ländern  eingeführten 
Respecttage  für  Wechsel,  die  der  Bezogene  benutzen  oder  nicht  benutzen  kann. 

Pard. 

3)  Gnadenfrist.  Z.  B,  es  schuldet  mir  Jemand  6000  Francs,  das  Gericht 
gestattet  ihm,  in  Betyacht  seiner  unglückliclien  Lage,  einen  Zahlungstermin  von 
sechs  Monaten.  In  der  Zwischenzeit  erbe  ich  von  einer  Person ,  die  meinem 
Schuldner  ein  Legat  von  4000  Francs  gemacht  hat;  er  kann  mich  nicht  zur 
Auslieferung  des  Vermächtnisses  vor  Gericht  belangen ,  denn  ich  würde  ihm  die 
Compensation  entgegensetzen.  Das  Gericht  hat  ihm  nur  eine  Frist  gestattet,  weil 
es  ihm  nicht  möglich  war,  mich  zur  Verfallzeit  zu  bezahlen ;  diese  Unmöglichkeit 
hört  durch  die  Compensation  auf;  die  Frist  besteht  nur  noch  für  die  2000  Francs, 
die  mein  Schuldner  zu  zahlen  restirt.  R  o  g  r  o  n. 

4)  C.  G.  B.  1290.  —  .5)  Z.  B.  ich  schulde  Jemandem  6000  Francs,  später 
wird  der  Gläubiger  mein  Schuldner  für  4000  Francs.  Von  diesem  Augenblick 
an  hat  die  Compensation  von  Rechtswegen  Statt,  selbst  ohne  unser  Vorwissen. 
Die  Schuld  meines  Gläubigers  ist  getilgt ,  die  meinige  reducirt  sich  auf  2000 
Francsj   ich  kann  nur  noch  für   so    viel    in  Ansprucii  genommen  werden. 

Rogron. 
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232.  Wenn  zwei  Personen,  die  gegenseitig  Schuldner  und 
Gläubiger  sind,  die  nothigen  Bedingungen  zur  Compensation  Ton 
Rechtswegen  nicht  in  sich  vereinigen ,  so  Ivönnen  sie  eine  Ueber- 
einkunft  treiTen,  welche  sie  ihrer  gegenseitigen  Befreiung  wegen 
angemessen  finden ;  ist  dann  das  Engagement  das  Resultat  ihrer 
gegenseitigen  Einwilligung,  so  nimmt  es  nach  IVo.  203  den  Cha- 
rakter einer  üeberlassung  an  Zahlungsstatt,  einer  Novation  oder 
jeder  anderen  Zahlungsart  an ,  die  sich  aus  ihrem  Vertrag  ergibt. 
Manchmal  kann  aber  auch  die  eine  der  Parteien,  indem  sie  auf 
ein  Befugniss ,  das  sie  allein  anrufen  konnte,  verzichtet,  den  bei- 
den Forderungen  die  zur  Compensation  erforderlichen  Eigenschaf- 
ten geben.  Dies  nennt  man  freiwillige  (facultative)  Com- 
pensation (cotnpotsation  facultative),  die  keine  Wirkung  her- 
vorbringt,   so    lange    die    Absicht  nicht   kund  gethan   wurde. 

Obg^leicU  nach  No.  228.  eiue  Waareiischuld  von  RecLlswegen 
Dicht  mit  einer  Geldscindd  com|)ensirt  Averdeii  kann ,' so  kann  doch 
derjenig-e,  Melcbein  als  Scbiildner  die  Wahl  freisteht,  eine  ge^visse 
Quantität  Waare ,  oder  eiue  Summe  Geldes,  compensireii  *).  Der 
Gläubiger,  dem  eine  solche  Wahl  zusteht,  hätte  das  nämliche  Recbt. 
Wer  also  zurScbadloshaltuuj;'  nacb  den  in  No.  ISS.  oiig-efuhrten  Fällen 
"vernrtheilt  würde,  weil  erWaareu  nicht  g-ellefert  hat,  die  er  allerdings 
nicht  mit  einer  Summe  compensiren  konnte,  welche  ihm  sein  Gläubiiier 
schuldete,  könnte,  wenn  von  ihm  der  Delauf  dieser  Schadloshallun^ 
verlangt  >%  ird ,  die  Compensation  dessen  y  was  ihm  sein  Giäubii^er 
schuldet,  dieser  entgegensetzen. 

Selbst  wenn  auch  die  beiden  Schulden  die  verschiedenen  er- 
forderlichen Qualitäten  hätten,  um  die  Compensation  von  Rechts- 
wegen zu  bewirken,  aber  in  zwei  verschiedenen  Orten  zahlbar  wä- 
ren, 80  könnte  man  die  Compensation  nur  opponiren ,  wenn  man 
die  Kosten  der  Uebersendung  von  einem  Orte  zum  andern  sich 
anrechnen  Hesse"),  was  gewissermaassen  eine  Art  facultativer  Com- 
pensation   ist. 

233.  Bestehen  die  beiden  Schulden  in  fungiblen  Sachen,  so 
ist  es  nicht  unumgänglich  nöthig,  dass  sie  ^on  gleicher  Art  sind, 
wenn  nur  derjenige,  wcldur  ein  Intfresse  hatte,  die  Dillercnz 
einzuwenden  ,    darauf    verzichtet. 

Z.  li.  ob^leicJi  A.,  der  dem  \l.  sechs  Fas«;  iJorH«»auxwein 
scliuldt^t.  nicht  verlan;;en  knun ,  dass  di*»  Con)|)ensaiiün  dnrch  ein 
gleiches  Qrianlum  geringem  Weines,  das  ihm  dieser  zu  liefenj  hat, 
be\verkstellii;t  werde:  «>o  ist  B.  dennoch  befniit,  die  Compeiisntion  zu 
verlaii^et^,  vv*il  er  ledi;ili<h  in  s»»inein  Interesse  das  Hecht  Int,  die 
Ptrenpe  Erflillunü-  der  gepen  ihn  ein^^ejangenen  Verbindlichkeit  zu 
fordern ,  da  der  ^ycin  in  Preis  und  ^''^^''^'t  geringer  als  der  lior- 
deaux  ist. 

I)  (.  <J.   W.   1291.  —     2)  (*.  (i.  IJ.   12(H). 
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Wenn  diese  Art  Compensation  vor  Gericht  geltend  gemacht 
wird ,  so  ist  es  ebenso  iiiclit  imumgänglicli  nöthig,  dass  die  For- 
derung, worauf  man  sie  gründet,  absolut  liquid  sei.  Dem  Gericht 
stünde  es  zu ,  zu  verordnen ,  dass  der  Gegner  sich  über  den  Be- 
trag oder  die  Rechtmässigkeit  der  vorgebracliten  Ausflucht,  erkläre, 
falls  die  Schuld,  die  conipensirt  m erden  soll,  den  Streit  vor  seine 
Competenz  zöge.  Darüber  sollen  noch  in  No.  1350,  1359  und 
1372.,  wenn  von  der  Competenz  der  Handelsgerichte  und  der 
Procedur    die   Rede    ist,   einige   Vorschriften   ertheilt  werden. 

234.  Diese  Art  Compensation  zwischen  zwei  Schulden ,  die 
nicht  zugleich  eingefordert  werden  können,  kann  nur  von  demje- 
nigen beantragt  werden,  der  als  Gläubiger  einer  verfallenen  Sum- 
me und  zugleich  als  Schuldner  einer  andern,  erst  in  einer  ge- 
wissen Zeit  zahlbaren,  Schuld  in  dem  Falle,  wo  er  dazu  befugt 
wäre,    nach  No.    183.   und   J99.  darauf  Verzicht  leisten   würde. 

Man  ersieht  bloss,  dass  diese  Compensation,  Avenn  sie  nicht 
durch  die  erwähnten  Umstände  untersagt  ist ,  von  Kechtswegen  nicht 
Statt  hat ,  weil  es  nur  vom  Willen  des  Schuldners  abhängt,  sie  ent- 
g'egenznsetzen  ,  und  der  Glaubig-er  die  Absicht  des  Schuldners  nicht 
errathen  konnte. 

Ausserdem  muss  es  der  Person,  der  die  facultative  Com- 
pensation entgegengesetzt  wird,  freistehen,  ihre  Zahlung  antici- 
pationsweise  zu  empfangen,  was  noch  in  No.  1125.  entwickelt 
werden  und  seine  Anwendung  linden  soll. 

Daraus  folgt,  dass  die  Compensation  niemals  für  begebungsfä- 
hige Wechsel  angerufen  werden  kann. 

Wer  also  seinem  Gläubiger  versprochen  liat ,  ihn  in  Wechseln 
zu  bezahlen,  könnte  ihm  keine  seiner  Tratten  mit  acqnit  versehen  an 
Zahlung  geben.  Sind  diese  Tratten  nicht  verfallen ,  so  würde  das 
Anerbieten  dahin  zielen ,  eine  Compensation  zu  beAvirken ,  die  den 
Aussteller  zwä.ge,  vor  Verfall  zu  zahlen.  Sind  sie  verfallen,  so 
wurde  der  Schuldner  dem  Gläubiger  die  Zahlung  vor  Verfall  an- 
biegen, was  dieser,  wie  No.  199.  zu  ersehen,  nicht  anzunehmen 
gezwungen  ist ,  oder  er  miisste  durch  das  Document  oder  die  Be- 
schaffenheit der  Forderung    dazu    gezwungen  v\  erden. 

235.  Selbst  dann ,  wenn  die  gegenseitigen  Schulden  die 
erforderlichen  Bedingungen  vereinigten ,  um  die  Compensation  von 
Rechtswegen  oder  die  facultative  Compensation  zu  bewirken,  könnte 
die  besondere  Eigenschaft  der    einen  entgegenstehen. 

So  IJesse  sich  nicht  eine  Forderung,  von  welcher  Art  sie  sei, 
mit  einer  Schuld_,  welche  Alimente  zum  Gegenstände  hat,  die  mit  kei- 
nem Arrest  belegt  weiden  können,  compensiren;  eS  sei  denn,  dass 
die  Person,  welche  compensiren  wmII  ,  xu  denjenigen  gehöre,  ge- 
gen welche  man    die    Freiheit    einer    Sache     vom    Arrestschlage    nicht 


211 

einwenden  kann*).  So  kann  also  ein  Indlvidiinm.  das  in  Folg-e  Vr- 
theilsspriiclis  eine  Sache  ,  um  die  es  nngerecJiler  Weise  den  Eigen- 
tliiiiner  gebracht  haue,  ziii  iicki>eben  inuss ,  oder  das  einen  Gegen- 
stand zn  seinem  Gebrauch  entlehnt  hat,  nicht  verlangen ,  dass  der  Preis, 
den  es  zahlen  mnss ,  wenn  es  die  Sache  in  natura  nicht  zurückgibt, 
Gegenstand  einer  CompMisation  sei.  Der  Depositar  könnte  nicht  Tor- 
g-eben,  dass  seine  Verpllichlinig- ,  zu  restitniren ,  mit  einer  Forde- 
rung" an  den  Deponenten  couipensirt  ^v^^rde ,  die  anderer  Art  ist ,  als 
diejenige,  fiir  welche  ihm  das  Gesetz  ein  Vorzugs  -  und  Retentions- 
recht g^ibt  -). 

Diese  Compensation  muss  auf  eine  redliche  Weise  angeboten 
werden. 

Dies  wiire  nicht  der  Fall ,  wenn  ein  Glaubigier  bei  seinem  Schuld- 
ner Waaren  kaufte  und  sich  dabei  stellte,  als  wollte  er  baar  bezah- 
len, es  aber,  nachdem  er  die  Waaren  bezogen,  nicht  thut,  son- 
dern seine  Forderung  compensiren  ^vollte^).  Eben  so  verhielte  es  sich, 
wenn  Einer  zur  Befriedigung-  eines  dringenden  Geldbedürfiiisses  eine 
Summe  entlehnen  würde,  mit  dem  Versprechen,  sie  ehestens  zu- 
rückzugeben ,  nachher  aber  sich  dessen  weig-erte ,  unter  dem  Vorge- 
ben,  dass  der  Darleiher  sein  Schuldner  sei '^).  Eine  solche  Hand- 
lung ist  g^egen  alle  Treue  und  Glauben  im  Handel  ;  der  Glaubig-er 
darf  sich  keine  Winkelzüg-e  erlauben  und  die  Gerichte  würden  nicht 
zugeben,  dass  das  Zutrauen  eines  Andern  huT  pIiih  .solche  Art  jje- 
luissbraucht  werde. 

Endlich  darf  auch  niclit  die  Compensation  zum  Nachtheil 
eines    Andern   Statt  haben  ^). 

Z.  D.  Jemand  ist  die  Schiffsfracht  von  Waaren  schuldig,  wor- 
auf, wie  bekannt,  die  Matrosen  ihrer  Heuer  wegen  pri\ilegirt  sind''^; 
wenn  nun  der  Capita'n  die  Ladung-  verloren  oder  beschadig-t  hat,  oder 
weiui  er  ans  irgend  einer  andern  Ursache,  die  sich  aus  der  Certe- 
partie  ergibt,  dem  Verlader  Schadloslialtung-  schuldig-  ist,  so  könnte, 
selbst  wenn  die  in  No.  226  n.  f.  erklarten  Bedingungen  znsammen- 
trt'lfen,  die  Compensation  nicht  zum  Nachtheil  des  Privilegiums  der 
Matrosen  Statt  haben. 

236.  Die  Fordernng  eines  Dritten  kann  so^ar  durch  eine 
Person  als  facultative  (Kompensation  ihrer  eigenen  Schuld  opponirt 
werden;  dies  ist  der  Fall  beim  Scontriren.  Ks  tritt  ein,  wenn 
ein  Schuldner,  der  für  seine  Person  seinem  Gliiiibiircr  ki  Ine  Coni- 
pensatioii  entgegensetzen  kann  ,  unter  seinen  eigenen  Schuldnern 
einen  findet,  dem  dieser  Gläubiger  scliuldet,  oder  wenn  Letat«r»r 
unter  seinen  Gläubigern  Jemanden  findet,  der  Schuldner  {«eines 
Sehuldners  ist.  Sie  \ erstehen  sieh  dann  gejjenseitig'  und  saldirm 
dureh    Hngirte   Zahlun«:eii    das,    was  die  Einen    den  Andern  srhuldcn. 


I)  ('.  «.  H.  12«:j.  ^    2)  C.   (..    W.    \\)Xs.    --    ;j;   Tavs.    n    iM't.r.    Inh>.  — 
4)  V.  <i.  w.  i2i):j  2».  issT,.  —   5)  r.  <;.  ii.  I2«js.    -    «>  II.  <;.  w.  271. 


212 

Operationen  dieser  Art  bestehen  in  g-egenseitig'en  Delegationen, 
eieren  Grundsätze  No.  223.  erklärt  worden ,  so  wie  a^is  facnltativen 
Compeusationeu.  Sind  die  Verfallzeiten,  der  Ort  der  ZaliUino-  niid 
die  Wäbrung-  der  Münze  ungleicli,  so  können  sich  die  Parteien 
darüber  verstehen  ,  und  sie  können  die  Compeusationen  nur  für  einen 
Theil  eintreten  lassen. 

Das  Scontrtren  bringt  auch  eine  Noration  hervor,  "wie  No.  223. 
gesagt  wurde,  und  eine  so  vollständige  Zahlung,  dass  derjenige, 
welcher  in  dasselbe  eingewilligt  hat,  keinen  Recurs  mehr  ge- 
gen seinen  ursprünglichen  Schuldner  hat,  und  alle  Gefahr  der 
Zahlungsfähigkeit  des  angenommenen  Schuldners,  so  wie  der  Miinz- 
Teränderungen   tragen    muss. 


Fünftes  Capitel. 

Confusion. 

(Vereinigung  des  Berechtigten  und  Verpflichteten  in  einer  Person.) 

237.  Die  Grundsätze  über  die  Compensation  lassen  sich  im 
Allgemeinen  auch  auf  die  Confusion  anwenden,  die  Compensation 
tilgt  gegenseitige  Schuld  und  Forderung').  Die  Confusion  bringt 
die  nämliche  Wirkung  hervor  und  entsteht  von  Rechtswegen,  wenn 
sich  in  einer  und  derselben  Person  die  Eigenschaften  des  Gläubi- 
gers  und  Schuldners  vereinigen-). 

Die  Folge  davon  ist ,  dass  eine  solche  Schuld ,  die  durch 
Confusion  getilgt  wird,  nicht  Gegenstund  einer  Verhandlung  wer- 
den  kann. 

Wenn  z.  B.  ein  Kaufmann ,  der  bei  einem  andern  Gelder  stehen 
hat,  diesem  seinerseits  irgend  eine  Summe  schuldete,  und  auf  ihn  zu 
Gunsten  dieses  nämlichen  Schuldners  trassirte  dabei,  aber  anzeigte,  dass 
die  Gelder,  die  er  von  ihm  in  Händen  hat,  die  Deckung  ausmachen, 
so  würde  diese  Operation,  als  eine  Art  Zahlung,  die  Tratte  tilgen  und 
sie  könnte  nicht  mehr  übertragen  werden. 

In  jedem  andern  Fall  aber  will  das  Interesse  Dritter ,  so  wie  die 
kaufmännischen  Negociationen,  dass  man  bei  Tilgung  der  Wechsel 
durch  Confusion  die  in  No.  227.  gegebenen  Vorschriften  anwende. 
Wenn  also  der  Acceptant  eines  Wechsels  durch  irgend  eine  Verhand- 
lung Eigenthümer  davon  würde,  so  könnte  er  ihn,  so  lange  er  noch 
.nicht  verfallen  ist,  durch  Indossament  übertragen,  ohne  dass  man  be- 
rechtigt wäre,  einem  Dritten,  der  auf  diese  Weise  in  dessen  Besitz  ge- 
kommen ist,  entgegenzusetzen,  dass  er  nicht  Eigenthümer  einer  For- 
derung werden  könne,    die  durch  Coufusion  getilgt  sei  ^) ;    denn  diese 


1)  C.  G.  B.  1289,  1300.  —    2)  Z.  B.  wenn  der  Schuldner  Erbe  seines  Gläu- 
bigers .wird.  —     3)  Abw.  Urth.  14.  Floreal  IX. 
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Art  Tili,ninsr  baue  nur  Wirkung^,  wenu  der  Wechsel  noch  bei  Ver- 
fall 8eiii  Eignen thii in  gewesen  war.  In  No.  305.  soll  eine  Frage,  die 
in  diesem  Fall  auf^j^e werfen  werden  kann,    enlsciiieden  werden. 


Sechstes  Capitel. 

/  Von  der  ünmög^lichkeif,    eine  eing-eg-angeneVerbindlicL- 

keit  zu  erfül  l  eu. 

238.  Die  Unmöglichkeit^  eine  eingegangene  Verbindlichkeit 
sowohl  im  Ganzen ,  als  theilweise ,  oder  zu  einer  bestimmten  Zeit 
zu  erfiillen ,  ist  eine  Ausfluclit^  die  der  Schuldner  gegen  seinen 
Gläubiger  geltend  zu  maclien  bereclitigt  ist^).  Diese  Unmöglich- 
keit muss  aber,  wie  bereits  No»  188.  bemerkt  wurde,,  durch  un- 
widerstehliche Gewalt  (J'orce  majeure)  oder  durch  Zu- 
fall')   {cas   fortuif)    entstanden   sein. 

Ob  nun  derjenige,  welcher  das  Ereigniss  herbeigeführt  hat, 
gekannt  oder  nicht  gekannt  ist;  ob  die  Thatsache  ihrer  Beschaf- 
fenheit nach  als  Verbrechen  oder  Delict  ihm  ausgelegt  werden  kann, 
darauf  kommt  es  nicht  an.  In  einer  und  derselben  Thatsache 
können ,  in  Betreff  der  Personen ,  Delict  und  unwiderstehliche  Ge- 
walt  zusammentreffen. 

Wenn  z.  B.  einem  Cassirer  Geld  mit  GewaU  geraubt  wird,  so 
ist,  von  Seiten  des  Gewaltthiiters,  Verbrechen,  hingegen  un\Yider«tehli- 
che  Gewalt  auf  Seiten  des  Cassirers  vorhanden.  Am  Richter  ist  es, 
diese  Uebermacht,  ihre  Dauer,  die  Unmöglichkeit,  die  sie  hervor- 
bringen konnte  ,   zu  erwägen  ^). 

Man  darf  aber  nicht  Zufälle  mit  unvorhergesehenen  Fäl- 
len vermengen.  Der  Umstand ,  d;iss  eine  Begebenheit  nicht  aus- 
drücklich vorgesehen  wurde,  ist  kein  Grund,  dass  sie  nicht  dar- 
unter verstanden  werden  kann.  Kine  solche  Unvorsichtigkeit  kann 
Folge  von  Unbedaclitsamkeit  oder  von  Unerfahrenheit  sein,  und  es 
ist  genug,  dass  man  ein  Flreigniss  vorhersehen  konnte,  um  es 
dann    nicht   als    Zufall    anzusehen*). 

Das  Uecht,  sich  auf  den  Zufall  oder  die  unwiderstehliclie  Ge- 
walt zu  berufen,  hört  auf,  wenn  der  Sclinldner  sich  damit  speciell 
befasst  hat,     oder  wenn    dem    Zufall  ein    Felder  vorausgegangen  ist, 


1)  C.  G.  B.  1148,  1302. 

2)  Unter  u n  w  i  d  e  r  ;*  t  «r  h  I  i  c  h  o  r  Gewalt  oder  U c  I»  r  r  m  a  c  h  t  » iid  oin 
Ereiiiniss  verstanden,  dem  man  nicht  widrrstohrn  kann;  Zufall  i>l  da>jtnnj;«'. 
was    koino  mcnschliclie  Kliij^heit  \oran>Nrh<Mi   kann.  A,  d.    H. 

3)  Al)w.  Urth.  2ö.  März  J81Ü,  2Ö.  Jan.  IH21.  —  4)  Abw.  L'rlh.  2.  Tücriui- 
dor  Vlll. 
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ohne  "welchen  er  sicli  nicht  ereignet  hätte,  oder  wenn  die  That- 
sache,  die  ihn  hegründet,  einer  Person  angerechnet  werden  kann^ 
für    welche   derjenige    haftet,    der    die    Einrede   vorbringt. 

Wenn  also  der  Zufall  dem  Haiiplscluildner  ang-ereclniet  werden 
kann,  so  verscliafft  dies  keine  x4Ln«s{lncht  zu  Gunsten  desjeiJgen ,  der 
für  ihn  haftet.  Aus  entg-egengesetztein  Grunde  kann  aber  der  Haupt- 
scLuldner  sich  auf  den  Zufall,  der  dem  Burgen  ang-erechnet  wird,  be- 
rufen, dem  Gläubiger  bleibt  aber  die  Klage  gegen  den  Urheber  der 
That  unbenommen. 

Wenn  nach  obigen  Regeln  anerkannt  ist,  dass  Unmöglich- 
keit vorhanden  war,  eine  Verbindlichkeit  zu  erfüllen,  so  ändern 
sich  die  Wirkungen  nach  den  ümst«inden.  Wurde  in  Folge  die- 
ser Unmöglichkeit  die  vom  Schuldner  eingegangene  Verbindlich- 
keit bloss  aufgeschoben,  so  kann  der  Gläubiger  keine  Schadloshal- 
tung fordern,  und  die  gegenseitigen  Verhältnisse  bleiben  die  näm- 
lichen, als  wäre  die  Verbindlichkeit  zum  bestimmten  Termin  er- 
füllt worden ;  war  aber  das  Resultat  der  Unmöglichkeit  von  der 
Art,  dass  der  Schuldner  seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt,  so 
sind  die  gegenseitigen  Verhältnisse  durch  die  Beschaffenheit  des 
Vertrags  bestimmt. 

Bereits  ist  gesagt  worden,  dass  es  Verbindlichlveiten  gibt,  et- 
was zu  liefern,  zu  thun  oder  nicht  zu  thun.  Was  erster©  be- 
trifft, so  muss  man  sich  den  in  No.  187.  angegebenen  Unterschied 
merken.  Besteht  die  Verbindlichkeit  in  einer  Lieferung  von  unbe- 
stimmten Sachen ,  oder  solchen,  die  bloss  nach  Gattimg,  Qualität, 
Gewicht  und  Maass  bestimmt  worden,  so  wird  der  Verlust  der  Ge- 
genstände, die^  der  Schuldner  zu  seiner  Befreiung  von  der  Schuld 
bestimmte,  nicht  als  eine  Unmöglichkeit  angesehen,  die  ihn  sei- 
nes Engagements  entbindet^  und  dies  selbst  dann  nicht,  wenn  der 
Verlust    durch  Uebermacht    entstanden   wäre. 

Dies  kann  mau  von  einer  Geldsumme  ,  von  Verzelirungsgeg'eM- 
ständen  oder  von  Waaren  sagen ,  welche  durch  Uebereinkunfl ,  durch 
iBesitznahme,  die  durch  Zeichen  oder  Anerbieten,  worauf  die  Cou- 
sig'nation  erfolg-te,  nicht  so  einzeln  betrachtet  wurden,  dass  sie  auf  Ge- 
fahr desjenigen,  dem  sie  versprochen  worden,  gelegt  würden,  wie  sich 
dies  nach  den  Grundsätzen  ergibt,  die  in  ]\o.  273  ".  f.  erklärt  wer- 
den sollen. 

Ist  der  versprochene  Gegenstand  ein  gewisser  und  bestimm- 
ter Körper,  so  besteht  die  Schuld  desjenigen,  der  zu  dessen  Aus- 
lieferung gehalten  ist,  nur  insofern,  als  dieser  Gegenstand  ausge- 
liefert werden  kann;  dies  kann  aber  nicht  der  Fall  sein,  wenn 
er   zu   Grunde   gegangen  ist  ^),      Nur    ist    der   Schuldner  gehalten, 


1)  C.   G,   B.  1302,  1303 
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seine  ttechte  zu  cediren,  d.  li.  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden  Mittel 
anzuwenden,  damit  das  Klagerecht,  das  ihm  zustehen  könnte,  um 
den  üebcrrest  der  zu  Grunde  gegangenen  Sache,  oder  ihren  Preis, 
oder  eine  Entschädigung  zu  erhalten  ausgeiibt  werden  kann ;  ist 
die  Sache  nicht  total  verloren  gegangen,  so  besteht  die  Schuld 
für  Alles,   was   von   der   Haupt-    und   Nebensache   übrig  bleibt. 

Die  nämliche  Regel  gilt  auch  für  die  Verbindlicfikeit,  die 
darin  bestände,  einen  Theil  an  einer  gewissen  Quantität  von  Sa- 
chen zu  nehmen,  die  durch  ihre  Eigenthüniliclikeit  bestimmt  sind, 
sobald  nämlich  erwiesen  ist,  dass  die  Parteien  die  Verbindlichkeit 
bloss    auf  diese  Saclien    limitirt   oder  eingeschränkt   haben. 

Wenn  im  Gegentheil  die  Ausdrücke  im  Coritract  beweisen, 
dass  die  Parteien  keine  andere  Absicht  Iiatten,  als  bloss  anzuge- 
ben, womit  bezahlt  werden  soll,  ohne  darunter  zu  verstehen,  dass 
in  Ermangelung  der  angegebenen  Sachen  die  Verbindlichkeit  nicht 
auf  andere  von  der  nämlichen  Gattung  anwendbar  sei,  so  ist  sie 
nicht  durch  den  Verlust  aller  angegebenen  Sachen  getilgt.  Dies 
ist    Folge  dessen,   was  in   IVo.    208.   gesagt  wurde. 

Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  die  Convention  eine  Weclisel- 
wahl   zwischen  zwei    Sachen    bezeichnen   würde. 

Z.  B.  A.  hat  in  zwei  verschiedenen  Gebäuden  Gelreide  aufge- 
speichert, und  verkauft  davon  ein  gewisses  Quantum  an  B. ,  iiidcni  er 
ihm  die  Wahl  lässt  ,  es  auf  deui  einen  oder  andern  S|Hiclier  in  Em- 
pfang zu  nehmen.  Daraus  folgt  aber  uicJit^  dass  B.  das  Risico'  des 
einen  der  beiden  Speicher,  der  zu  Grunde  gegangen  wäre ,  zn  tragen 
habe,  weil  A.  vorgibt,  es  Iiatle  ihm  freigestanden,  zn  Erfülinng  sei- 
ner Verbiudliclikeit  das  Getreide  des  einen  oder  des  andern  Spei- 
chers zn  geben.  Die  Vorschrift,  die  bereits  bei  alternativer  Verbind- 
lichkeit über  die  Wahl  des  Schuldners  geiieben  wurde,  ist  nur  auf 
die  Vollziehung  und  nicht  auf  die  Beschaffenlieit  des  Vertrags  an- 
wendbar. 

Bei  der  Wechselwahl  ist  es  jedoch  wi/'htig,  einen  Unterschied 
zu  machen.  Man  kann  gesetzlich  die  Alternative  liaben ,  eine 
Summe  zu  bezahlen  oder  einen  gewissen  Körper  zu  liifern ;  man 
kann  sich  in  einem  Vertrag  das  Recht  zugesichert  Iiaben ,  sicfi 
wecJiselseitig  zu  befreien.  Beide  Lagen  sind  verschieden.  Bei 
conventioneller  Wahl  sind  beide  Sachen  in  der  Verbiudliclikeit  be- 
griffen und  zwar  so,  dass,  wenn  die  eine  zu  Grunde  geht,  die 
andere  verhaftet  bleibt.  Bei  der  vom  Gesetze  gestalteten  ^^  aitl 
ist  nur  die  darin  angegeliene  Sa<'he  in  der  \  erbindliclikeil  begrif- 
fen *) ;  die  Befugniss,  auf  eine  andere  Weise  die  Schuld  abzutra- 
gen, ist    ntir   ein   Mittel,   die   Befreiung   des   Schuldners   zu    erleich- 


1)  C.  G.  B.  1193. 
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tiern;  er  ist  daher  durch  den  Verlust  der  angegebenen  Sache  be- 
freit ^). 

Es  könnte  auch  geschehen,  und  dies  ist  gewöhnlich  der  Fall, 
dass  die  eine  Partei  an  der  Erfiilliing  des  Vertrags  ein  besonde- 
res Interesse  hat,  jmd  dass  die  Verbindlichkeit,  die  durch  die 
Unmöglichkeit,  sie  zu  erfüllen,  erlischt,  die  Ursache  einer  andern 
darauf  Bezug  habenden  Verbindliclikeit,  die  gegen  diesen  Scliuld- 
ner  contrahirt  worden ,  gewesen  sei.  Obgleicli  die  Begebenheit 
ihn  davon  entbunden  hat,  so  ist  doch  sein  Schuldner  nicht  gegen 
ihn  befreit;  denn  wenn  auch  eine  Verbindlichkeit  ohne  Ursache 
nicht  giltig  sein  kann,  so  kann  sie  doch  für  die  Zukunft  gütig 
sein^  obgleich  sie  keine  Ursache  mehr  hat,  wenn  sie  nur  im  Au- 
genblick, wo  der  Vertrag  geschlossen  worden,  eine  gehabt  hat, 
wie  No.    176.    zu  ersehen   ist.  •^'"^ 

Die  Convention  muss  aber  ihrer  Beschaffenheit  nach  das  Ei- 
genthum  übertragen,  so  dass  derjenige,  welcher  stipulirt  hat,  schon 
durch  die  gegenseitige  Einwilligung  und  imabhängig  von  der  Aus- 
lieferung  Eigenthümer   der    Sache   wird. 

Z.  B.  A.  verspricht  dem  B.  10,000  Francs  zu  leihen,  wenn  er 
ihm  eine  g-ewisse  bezeichnete  Sache  als  Versatz  gibt.  Da  sie  aber 
durch  unwiderstehh'che  Gewalt  zu  Grunde  ging- ,  so  kann  B.  von  A. 
das  Darleihen  nicht  verlangen,  weil  nach  Vertrag  kein  Eigeuthum 
übertragen  werden  konnte. 

Der  Vertrag  darf  auch  nicht,  Meder  durch  das,  was  die 
Parteien  stipulirten,  noch  seiner  Natur  nach,  bedingungsweise  sein. 
Ist  ein  Vertrag,  nach  welchem  das  Eigen tlium  übertragen  werden 
kann ,  nnter  Bedingung  geschlossen  worden ,  und  der  bestimmte 
Körper  geht  vor  der  Erfüllung  der  Bedingung  zu  Grunde,  so  ste- 
hen die  Sachen  auf  dem  Pimkte,  wo  die  gegenseitigen  Obligatio- 
nen der  beiden  Contrahenten  nicht  entstehen  konnten;  es  verhält 
sich  damit  ebenso,  als  wenn  nach  No.  184.  kein  Vertrag  Statt 
gehabt  hätte.  Wäre  aber  die  Sache  nicht  ganz  zu  Grunde  gegan- 
gen und  hätte  sich  ohne  Verschulden  des  Schuldners  bloss  ver- 
schlechtert, so  wäre  der  Gläubiger  befugt,  sie  im  Zustande,  in 
welchem  sie  sich  befindet,  zu  verlangen,  indem  er  die  wechselsei- 
tige Verbindlichkeit  vollständig  erfüllt "), 

Hier  ist  nicht  zu  übersehen,  was  No.  184.  gesagt  wurde, 
dass  es  nämlich  Verträge  gibt,  die  ihrer  Beschaffenheit  nach  be- 
dingungsweise geschlossen  werden ,  wodurch  die  zwei  Parteien  in 
Folge  ihrer  gegenseitigen  Einwilligung    auf    eine    Weise    gebimden 


1)  Ist  eine  Sache  oder  sind  deren  mehrere  zu  Grunde  gegangen,  so  sind  zwei 
Fälle  dabei  zu  unterscheiden:  entweder  stand  die  Wahl  dem  Schuldner  oder  dem 
Gläubiger  zu.     Der  obige.  Art.  des  C.  G,  B.  bezieht  sich  nur  auf  den  Schuldner. 

3)  C.  G.  B.  1182. 
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sind,  dass  die  Weiterung,  den  Vertrag  zu  vollziehen ,  zu  Schad- 
loshiiltimg  Anlass  gibt;  welche  Verträge  aber  die  ihnen  eigenen 
Wirklingen  nur  dann  erzengen,  -wenn  von  Seiten  der  einen  Partei 
eine  gewisse  Vollziehung  factisch  Statt  hat.  Hierzu  gehören  die 
Assecuranz-    und    Societäts-Verträge. 

Das  Nämliche  lässt  sich  aucli  von  jedem  Vertrag  sagen,  der 
Nutzniessungen  zum  Gegenstande  hat,  oder  der  den  Willen  vor- 
aussetzt, nur  dann  verbindlich  zu  sein,  wenn  sich  die  ürsaclie 
der   Verbindliclikeit   realisirt. 

So  verj)Hiclitet  sich  z.  B.  bei  der  Mietlie  der  Sachen  der  IMie- 
ther ,  nur  unter  der  Beding-uti":  zu  zahlen ,  dass  er  die  IXulzniessiini»; 
habe,  und  so  ^vie  er  diese  nicht  mehr  hat,  hört  auch  seine  Verbind- 
lichkeit auf.  ^yird  er  durch  den  Veriniether  daran  verhindert,  so 
inuss  ilin  dieser,  ^vie  ]\o.  188  u.  f.  g-esagt  wurde,  entsciiiidig-en,  tragt 
aber  der  Vermiether  keine  Schuld,  so  ist  er  auch  zu  keiner  Entschii- 
di^ung"  verbunden;  der  Vertrag*  ist  aber  aufg-ehoben,  weil  die  Bedin- 
gung fehh,  ohne  welclie  der  Miether  sich  nicht  zu  einem  Mieliizius 
verbindlich  gemacht  hiitte. 

Anders  verhielte  es  sich  aber,  wenn  die  Parteien  einen  alea- 
torischen Vertrag  geschlossen  liätten,  weil,  wie  iVo.  156.  gezeigt 
wurde,  die  Hoffnung  es  war,  die  verkauft  wurde,  und  in  den  Ver- 
trägen ,  die  sich  auf  die  Aussiclit  irgend  eines  zukünftigen  und 
nocli  ungewissen  Vortheils  gründen,  das  Engagement  fortbestellt, 
selbst  wenn    sich    kein    Vortheil  ergäbe. 

Der  Verlust  der  Sache  hebt  auch  nicht  die  Obligation  auf, 
wenn  er  sich ,  seitdem  der  Schuldner  in  Verzug  gesetzt  ist,  er- 
eignet; oder  dieser  Verzug  müsste  nach  No.  188.  gerechtfertigt 
sein;  oder  die  Sache  müsste  olinehin  in  den  Händen  des  Gläu- 
bigers zu  Grunde  gegangen  sein,  wenn  sie  ihm  geliefert  worden 
wäre  '•  *).  Diese  letztere  Vorschrift  erleidet  nur  eine  Ausnaiime, 
wenn  die  Sache  gestohlen  worden ,  oder  wenn  sie  von  demjeni- 
gen, von  dem  die  Rückgabe  verlangt  wird,  mit  Vorwissen  unge- 
bührender Weise  empfangen  worden  wäre.  Auf  welche  Art,  zu 
Melclier  Zeit  und  unter  welchen  Umständen  sie  aucli  verloren 
worden,  so  ist  doch  der  Schuldner  gehalten,  den  Werlh  davon 
zu     zahlen,    Jinbeschadet    der    Schadloshnltung  ^). 

Diese  (irundsätze  wären  auf  die  Fälle  anwendbar,  in  wel- 
chen der  Vertrag,  dem  eine  Ijiefernng  zum  Grunde  läge,  die 
Bedingung    voraussetzte,     dass    die    eine     der    Parteien    durch    eine 


1)  C.  (i;.   B.    1302. 

2)  Z.  M.  icli  liaho  .I«'ninn(ioni  mein  ll-ni*  zu  ühcr^ohon ;  un^c.ichtiM  (h'r  nn 
mich  orj;an;;onen  AntlDrdcrun;;,  «licis  zu  lliun,  lietialtr  ich  o»  noch.  Spatrrwird 
CS  vom  IMitz  getrotlcn  und  hrrnnt  nli>  c»  i5l  dorn  («läul)i|;rr  und  nicht  mir  nh- 
gehrannt,  weit  vn  in  .seinem  Uesitz  ebenfalls  abgebrannt  wäre.  llogron. 

3)  C.  Ci.  Ij.   1302.   137!). 
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persönliche     Handlung    zur    Vollziehung     des     Vertrags     mitwirken 
würde, 

Z.  B.  wenn  ein  Fischer,  der  seinen  Fisch^arnwnrf  verkanft 
hat,  ihn  zu  werfen  sicli  Aveigerle ,  da  er  dadurch  den  Fischzug-  un- 
möglich machen  würde,   so  wäre  er  .Schadloshaltung'  schuldig-. 

Obige  Regeln  lassen  sich  leicht  auf  die  Verbindlichkeiten, 
etwas  zu  thun ,  anwenden.  Die  durch  unwiderstehliche  Gewalt 
entstandene  Unmöglichkeit,  das  zu  thun,  was  man  persönlich  voll- 
ziehen soll,  oder  die  Nothwendigkeit,  das  zu  thun,  was  man  sich 
durch  Convention  untersagt  hat,  ist  wirklich  eine  Art  Tilgung 
der  Schuld.  Beispiele  hieriib«r  sollen  beim  Dienstvertrage  ange- 
führt werden.  In  solchen  Fällen  ist  nicht  bloss  die  Verbind- 
liclikeit  von  Seiten  desjenigen,  der  etwas  thun  oder  .  nicht  thun 
sollte,    erloschen,    sondern    die   Convention    selbst. 

Hier  mag  es  am  Platze  sein,  einige  Vorschriften  über  die 
Fälle  zu  geben,  wo  derjenige,  welcher  für  einen  Dritten  verspro- 
chen hat,  die  Weigerung  dieses  Dritten  als  eine  Unmöglichkeit 
gelten   lassen  wollte. 

Wenn  es  aus  den  Umständen  schiene,  dass  der  Verspre- 
chende sich  nur  verbindlich  gemacht  hat,  sein  Möglichstes  zur 
Vollziehung  der  Handlung  des  Dritten  zu  thun ,  so  könnte  man 
nicht  mehr  verlangen,  imd  er  wäre  nur  Schadloshaltung  in  so- 
fern schuldig,  als  er  das,  was  zu  thun  in  seiner  Macht  stand, 
vernachlässigt  hatte.  Gelingt  es  ihm  nicht,  dass  diese  Handlung 
erfolge,  so  ist  ihm  derjenige,  gegen  welchen  er  sich  verbindlich 
machte,  den  versprochenen  Gegenwerth  nicht  schuldig,  er  kann 
ihn  sogar  zurückfordern,  wen^  er  ihn  bezahlt  hat;  und  kann 
diese  Zahlung  nicht  zurückgefordert  werden,  so  kann  er  die  Ab* 
Schätzung    in    Geld    verlangen. 


Siebentes  Capitel. 

Auflösung     der     Verträge     *). 

239.  Ein  giltig  geschlossener  Vertrag  kann  nur  duVch  die 
in  den  vorigen  Capiteln  angegebenen  Mittel  und  die  Verjährung 
aufgelöset  werden ;  nur  muss  diese  Auflösung  mit  beiderseitiger 
Einwilligung  des  Gläubigers  und  Schuldners  geschehen  ^),  da  Treue 


1)  Ueber  die   Nullität  der  Verträge  s.    No.  139   u.  f.   1158,   176  und  179. 
2)  C.  G.  B.  11.34. 
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imfl  Glaube  nirht  gestatten,  dass  derjenige,  weldicr  unter  vor- 
theilluiftern  Bedingungen  mit  einem  Andern  abscliliessen  könnte, 
ans    eigenem    Willen    abstellen   dürfte. 

Was  das  Recht  der  Parteien  betrifft,  ihre  üebereinkunft  auf- 
zuheben, so  kann  dessen  Ausübung  die  Grenzen  niclit  iibersrhrei- 
ten,  welche  die  Unrähigkeit  des  Gläubigers,  auf  seine  Heclite  zu 
Terzicliten ,  bezeichnet,  oder  wodurch  diese  Willensänderung  das 
Interesse  Dritter  in  diesem  Falle  auf  eine  nngereclrte  Weise  ver- 
letzen   würde. 

Die  Contrahenten  können  auch  durch  eine  Clausel  im  Ver- 
trag dessen  Aufhebung  bedingen.  W'enn  sie  nämlich  eine  iJege- 
bcnheit  voraussetzen ,  die  dem  Einen  von  ihnen  das  Recht  ver- 
leiht, die  Aufliebung  der  Convention  zu  verlangen;  dies  geschieht 
durch    eine    aufhebende    Bedingung    {condltlon   i'csolufoh'c). 

Wenn  man,  wie  jNo.  184.  gesagt  worden,  die  Entstehung 
der  Verbindlichkeit  nicht  vom  W  illen  desjenigen ,  der  sich  ver- 
bindlich macht,  abhängig  machen  kann*),  indem  man  die  auf- 
schiebende Bedingung  bloss  seiner  Willkühr  anheim  stellt,  so  ver- 
hält  es    sich    jedoch    nicht   so    mit    der   auilösenden   Bedingung. 

Man  kann  also  die  Aufliebung  eines  Verkaufs  vom  »Villen  des 
Verkäufers  alb-iii  abljinij;^!^'  inaclien.  iiulcin  man  iiitn  das  ^^ierlerkaufs- 
recbt  eiiir.iuuit  •) ;  oder  auch  vom  \\'illen  des  Kaufers,  iiideui  man 
bediiijrt ,  dass  der  Verkatif  aufgehoben  -svird,  "Nvenn  die  Saclie  ihm 
missnült. 

Trifft  die  in  der  aufhebenden  Bedingung  erwähnte  Begeben- 
heit ein,  so  wird  dadurch  die  iVufhebung  der  ihr  unterworfenen 
Verbindlichkeit  bewirkt"^),  jedoch,  bei  den  Conventionen,  die  un- 
ter aufschiebender  Bedingung  geschlossen  wurden  und  deren  Wir- 
kung No.  J84.  erklärt  ist,  mit  dem  Unterschiede,  dass  die  Con- 
vention, welche  einer  aufhebenden  Clausel  imterworfen  ist,  die  ihr 
vom  Augenblick  des  Vertrags  eigenthümlichen  Wirkungen  her\orbriu- 
gen  konnte.  Die  Parteien  sind  nur  für  die  Zukunft  und  so  lange 
es  die  Lage  der  Dinge  möglich  macht,  in  denselben  Zustand  zu- 
rückversetzl,  als  wenn  die  Verbindlichkeit  niemals  Statt  gefun- 
den   hätte  *). 

In  i\o.  188.  ist  bereits  das  erklärt  worden,  was  auf  die 
aufhebende  Clausel  Bezug  hat,  die,  im  Fall  der  \  ertrag  \on 
einer  der  Parteien  niclit  erfüllt  wird ,  als  slilisrhweigend  beige- 
fügt erachtet  wird.  liier  ist  es  aber  wichtig,  den  rnterschied 
zwischen  dem  Fall,  wo  die  aufhebende  Clausel  bedungen  A>urde 
und    demjenigen,    wo    sie   bloss    stillschweigend    darunter    verstanden 


I)  c.  <;.  n.  1174.  —   2)  c.  iL  n.  iooq.  —  3)  c.  g.  b.  ii83.  —   ♦)  c«m. 

U.  Not.   ISO». 
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ist,  anzugeben ;  die  erstere  Ist  nämlich  streng  zu  nehmen  ^),  die 
andere  benimmt  aber  dem  Richter  das  Recht  nicht,  einem  Schuldner 
eine  Frist  zu  gestatten,  wenn  sich  kein  Gesetz  dagegen  opponirt.. 
Uebrigens  könnte  in  dem  einen  und  dem  andern  Falle  die  Ue- 
bermacht,  welche  die  Vollziehung  der  Verbindlichkeit  verhindert 
hätte,  von  demjenigen  angerufen  werden,  der  gerichtlich  wegen 
Aufliebung   des    Contracts    belangt    würde  ^). 


AcMes  Capitel. 

Von      der     Verjährung. 

240,  Die  Verjährung,  als  Mittel  zur  Tilgung  einer  Schuld 
betrachtet,  ist  eine  Ausflucht,  die  das  Gesetz  einem  Schuldner 
gestattet,  um  sich  dadurch  allein  von  der  Erfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeit zu  befreien^),  dass  eine  gewisse  Zeitfrist  seit  dem 
Tage,  an  welchem  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit  verlangt 
werden    konnte,  verflossen  ist  *). 

Auf  diese  Art  Befreiung  von  einer  Schuld  kann  ein  Schuld- 
ner nicht  zum  Voraus  verzichten  ^);  er  kann  aber,  wenn  er  zu 
contrahiren  fähig  ist,  einwilligen,  dass  er  sich  der  bereits  erwor- 
benen Verjährung  nicht  opponirt*^);  er  kann  sogar,  nach  Verfall  dtir 
Schuld,  Acte  eingehen,  welche  die  Rechte  des  Gläubigers  erhal- 
ten und  nicht  mehr  gestatten,  die  Verjährung  gegen  diesen  an- 
zurufen ').  Gewisse  Thatsachen,  deren  Erwägung  den  Gerichten 
anbei m  gestellt  ist,  könnten  sogar  den  Willen,  auf  die  Verjährung 
zu  verzichten,   vermuthen    lassen  ^). 

Die  kaufmännischen  Verhandlungen  sind  zu  mannichfaltig, 
der  Grad  von  Interessö ,  den  jede  darbietet ,  zu  verschieden ,  als 
dass  man  sie  einer  einzigen  Verfügung  in  ihrer  Dauer,  wie  in 
ihrer  Wirkung,  unterwerfen  könnte.  Die  Dauer  der  Verjährung, 
wodurch  die  Klage  erlischt,  soll  bei  jedem  Vertrage  angegeben 
werden.  Es  ist  genug,  dass  jede  Verjährung  im  erwähnten  Falle 
beschränkt  werden  muss,  und  dass  in  Ermangelung  eines  beson- 
dern Gesetzes  eine  Klage,  obgleich  durch  eine  kaufmännische  Ver- 
handlung veranlasst,  nur  in  dreissig  Jahren  verjährt'^).  Diese 
Verjährung,    obgleich    sie    die    längste   ist,    läuft   nicht    gegen    die 


1)  C.  G.  B.  1184.  —  2)  Abw.  Urth.  8.  Oct  1807.  —  3)  G.  G.  B.  2219.  — 
4)  Cass.  31.  Juli  1816.  —  5)  C.  G.  B.  2220.  —  6)  C.  G.  B.  2222.  —  7)  Abw. 
Urth.  11.  Juli  1820.  —  8)  Abw.  Urth.  18,  Jan.  1821,  —  9)  C.  G.  B.  2262. 
Abw.  Urth.  3.  Frimaire  IX. 
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Minderjährigen  oder  Interdlcjrten  **  ^);  während  die  speciell  durch 
Handels-  und  Civilgesetze  bestimmten  Verjährungen  Tüuf  Jahre 
und  darunter  gegen  sie  laufen ,  selbst  wenn  sie  niclit  Handels- 
leute   sind. 

Die  Gründe,  welche  zu  den  verschiedenen  Verjährungen  An- 
lass  gaben ,  sind  nicht  überall  die  nämlichen.  Die  einen  be- 
zwecken hauptsächlich,  den  Gläubiger  wegen  seiner  iVaclilässigleit 
zu  bestrafen,  ihm  seine  Rechte  zu  nehmen,  und  den  Schuldner 
schon  dadurch  allein,  dass  der  Gläubiger  die  bestimmte  Zeit  ver- 
streichen liess ,  ohne  zu  klagen ,  vor  jeder  Belangung  sicher  zu 
stellen,  und  dies  oft  bloss  desshalb,  weil  der  Gläubiger  gewisse 
Formalitäten   nicht    erfiillt   oder    zu   spät   erfüllt  liat. 

Das  Klagerecht  ist  vernichtet,  und  kann  durch  keinen  Be- 
weis von  Nichtzahlung,  ohne  den  formellen  Willen  des  Scliuld- 
ners ,  der  Klage  Genüge  zu  leisten ,  wieder  aufleben.  Da  aber, 
ohne  eine  Ungerechtigkeit  zu  begehen ,  demjenigen  keine  Strafe 
auferlegt  werden  kann,  der  durch  üebermacht  in  die  Unmöglich- 
keit zu  Iiandeln  versetzt  wurde,  so  kann  in  diesem  Falle  diese 
Exception    nicht    angerufen    werden  ^), 

Wenn  die  zur  Erhaltung  der  Rechte  gestattete  Frist  in 
einem  oder  einigen  gesetzlich  bestimmten  Feiertagen  besteht,  so 
kann  aus  dem  nämlichen  Grunde  der  Verlust  der  Rechte  dem- 
jenigen nicht  entgegengesetzt  werden,  der,  vom  ersten  A>erkel- 
tage  an,  die  verlangten  Bedingungen  erfüllt  hat  ^) ;  wenn  aber 
die  Frist  aus  raehrern  Tagen  besteht,  wovon  der  letzte  ein  Feier- 
tag wäre ,  so  w  ürde  dieser  Umstand  die  Verjälirung  nicht  auf- 
schieben, da  derjenige,  welcher  klagen  soll,  während  der  vorher- 
gegangenen  Tage    seine   Vorsichtsmaassregeln   nehmen    konnte  ^). 

Andere  Verjährungen  sind  im  Grunde  genommen  nur  Ver- 
muthungen  für  erfolgte  Zahlung.  Da  die  Beweise  von  Befreiung 
einer  grossen  Anzahl  von  Handelsschulden  gewisscrmaassen  flüch- 
tig sind  und  tausenderlei  Lni^lnnde  sie  schwächen  können,  so 
beabitl«  lUiiite  man,  dass  der  Anspruch  in  einer  kurzen  Frist  fur- 
iiiirt  werde.  Allein,  durch  den  Ablauf  dieser  Krist  erlischt  nicht 
immer  die  Klage.  Ungeachtet  der  Zeil\ erlauf  zu  Gun>ten  des 
A  erpflieiiteten  eine  muthmaassliche  Befreiung  wird,  so  muss  dieser 
manchmal  auf  \(rlangen  eidlich  erhärten,  duss  er  die  Zahlung 
geleistet  hat' ).  Dieser  Fid  kann  sogar  der  Witwe  oder  den  Kr- 
ben    des  Schuldners    oder,     wenn   sie  minderjährig    sind,    denn  \  or- 


l)  C.  (I.  n.  22.V2.  —  2)  C.  (.'.  H.  2*27S.  —  3)  (intnilitm  ilrs  Stnat?«rallM. 
penchmi;;!  <Un  22.  Jan.  ISI4.  A»)\».  l  rth.  5.  Aii«j.  1S17  mul  «I.  \pril  lS!s.  - 
4)  Alm.  Irth.  28.  Nov.  1S2»J.  —  5)  Ahw.  t'rth.  0.  Juli  IS12.  €»•«•*.  7.  Mkrl 
ISN,  20.   Nov.  1834,  22.  Juli   tS2S.  —     0)  ('.  Ci.  15.  2275      II.  V,    l\    is'» 
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münrlern  zugeschoben  werden ,  damit  sie  erklären ,  ob  sie  wissen 
oder  niclit,  dass  die  Schuld  noch  bestehe.  Der  Ricliter  kann  dies 
aber  nicht  ex  officio  verordnen.  Diese  Auslluclit  ist  die  einzige, 
mittels  welclier  man  in  diesem  Fall  die  VerjäJinmg  streitig  ma- 
chen kann.  Die  Ricliter  können  sich  nicht  weigern,  Rücksicht 
darauf  zu  nehmen,  indem  sie  auf  blosse  Muthmaassung  hin  ent- 
scheiden, dass  die  Zahlung  nicht  gemacht  wurde  *).  Wenn  jedoch 
der  Schuldner  durch  eine  Einrede  zu  erkennen  gibt,  dass  er  nicht 
bezahlt  hat,  so  kann  er  die  Verjährung  nicht  mehr  anrufen,  und 
der  Spruch,  der  ihn  verurtheilte ,  hätte  den  angegebenen  Grund- 
satz nicht  verletzt  ^).  Könnte  aber  erwiesen  werden,  dass  <ler 
Gläubiger  durch  List  oder  Betrug  des  Schuldners  zu  klagen  ver- 
hindert wurde,  so  könnte  dieser  Beweis  zugelassen  werden,  um 
die   Wirkung    der  angerufenen   Verjährung  zu  vernichten  ^). 

Aus  diesen  Grundsätzen  folgt,  dass  diese  Art  Verjährung  von 
einem  am  Verfalltage  in  Concurs  gerathenen  Schuldner  nicht  an- 
ger\ifen  werden  könnte,  weil  die  Zahlungs-Vermuthung  in  diesem 
Falle  durch  eine  gesetzliche  Verfügung  zerstört  ist,  die  diesem 
Schuldner  untersagt,  über  seine  Güter  zu  verfügen,  um  sich  von 
der  Schuld  zu  befreien*).  Durch  umgekehrte  Folge  könnten  die 
Verjährungen  der  ersten  Art  selbst  dann  entgegengesetzt  werden, 
wenn  auch  der  Schuldner  im  Augenblick,  wo  die  Verjährung  ein- 
getreten, in  Concurs  gerathen  ist;  denn  dieser  Fallimentszustand 
würde  den  Gläubiger  nicht  hindern ,  conservatorische  Handlungen 
vorzukehren;  er  muss  sogar  seine  Rechte  angeben  und  seine  For- 
derung anerkennen  lassen. 

Die  Erlöschung  einer  Forderung  durch  Verjährung  ist  so 
streng,  dass  man  sie,  wie  No.  226.  gesagt  worden,  nicht  wie- 
der aufleben  lassjen  kann,  selbst  nicht  einmal  auslluchtsweise ,  um 
sie  als  Compensation  entgegen  zu  setzten ,  die  erst ,  seitdem  die 
Verjährung  erworbe^n  worden,  entstanden  ist.  Im  umgekehrten  Falle 
kann  die  Forderung,  obgleich  die  Zeit  zur  Einforderung  der  Zali- 
lung  abgelaufen  ist,  als  Compensation  demjenigen  entgegengesetzt 
werden  ,  der  die  Zahlung  eines  vor  der  Verjährung  erworbenen 
Rechts   verlangen   würde. 

Hat  z.  B.  ein  Lieferant,  dem  nur  ein  Jahr  eiiig^era'tnnt  ist,  um 
g-erlchtlich  einzukommen,  seine  Klage  nicht:  vorgebracht,  so  ist  in 
der  Regel  seine  Klage  verjährt;  ist  er  aber  durch  denjenigen,  gegen 
den  er  einzukommen  versäumte ,  zur  Zahlung-  einer  liquiden  Sclndd, 
die  znr  Zeit,  als  er  den  Betrag-  seiner  Lieferung-  fordern  konnte,  be- 
reits betagt  war,  gerichtlich  belanget,  so  kann  er  sich  der  Ansflncht  der 


1)  Cass.   9.   Nov.   1S12,   Abw.    Urth.  14.  Jan.  1818.  —  2)  AbW.  Urth.  1.  Dec. 
1829.  —    3)  Abw.  Urth.  14.  Jan.  IS18.  —    4)  H.  G.  IJ.  442. 
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Compensalion  becJieuen ,    %välirencl  iLin    eine  Klagte    durch    die    Verjähr 
nin»  abaesclinilten  sein  würde. 

Daraus  folgt,  dass  der  Gläubiger  nicht  das  Recht  hat,  zn 
Terlangen ,  dass  durch  die  Verjährung  die  besondern  und  stren^eR 
Wirkungen  der  Urkunde  zwar  erloschen,  die  Schuld  aber  oiine 
diese  INebenbestiramungen  noch  bestehe.  Wenn  jedoch  die  Ur- 
kunde, worauf  sicli  das  durch  die  Verjährung  angefochtene  Recht 
gründet,  nur  zur  Tilgung  einer  früheren  Schuld  ausgestellt  wurde, 
ohne  dass  eine  Novation  eingetreten,  so  finden  die  in  So,  221. 
gegebenen    Regeln   Anwendung. 

Auf  die  Verjährung  können  alle  diejenigen  sich  berufen,  die 
ein  Interesse  dabei  haben,  wie  dies  der  Fall  mit  den  Bürgen  oder 
mit  andern  Personen  ist,  die  sich  verbindlich  gemacht  haben, 
die  Verbindlichkeit  desjenigen  zu  erfiillen ,  dessen  Schuld  auf  sol- 
che Weise  mit  verjährt    ist. 

Die  Verjährung  läuft  vom  Augenblick  an ,  wo  die  Klage  nach 
No.  183.  angebracht  werden  konnte').  Zerlallt  daher  die  Schuld 
in  mehrere  Termine,  so  kann  nach  den  Umständen  angenommen 
werden,  als  mache  sie  eben  soviel  verschiedene  Schulden  aus,  de- 
ren  jede   von    ihrer    besondern    Verfallzcit    her   verjährt. 

Die  Verjälirung  liat  manchmal  Statt,  wenn  gleicli  Lieferun- 
gen, Dienste  und  Arbeiten  fortgesetzt  worden  sind");  folglich  ist 
jede  Lieferung  als  eine  besondere  Forderung,  die  getrennt  ver- 
jährt,   anzusehen. 

Oft  wird  die  Verjährung,  die  sich  auf  eine  muthmaassliclie 
Zahlung  gründet,  zu  Gunsten  gewisser  Gläubiger  aufgeschoben, 
wo  dann  die  Grundsätze  des  (^i\ilrecljts  in  Allem,  was  die  Ma- 
gen betrifft,  die  aus  Verträgen  entstehen,  die  darin  bestimmt 
sind,  befolgt  werden^);  sie  können  aber  nichts  wie  gesagt  wor- 
den, auf  die  Verjährungen  angewendet  werden,  die  speciell  durch 
die    Handelsgesetze   bestimmt  sind^). 

Die  Verjährung  kann  auch  unterbrochen  werden').  Z\>ischen 
ihrer  Suspension  und  ihrer  Unterbrechung  ist  der  Unterschied,  dass, 
im  erstirn  J<'allf' ,  die  in  d<'r  Siismnsion  ^  oraugcÄUiigene  Zeit, 
während  welcher  die  Verjälirun«;  laufen  sollte,  zu  «irrjrui^rn  Zeit 
hinzutritt,  die  seit  Aufhebuni;  der  Suspension  abirelaufen  ist;  statt 
dass,  wenn  ^iltlire  Uuterbrecliung  Statt  geliabt  hat,  die  vorlier- 
gegangene    Zeit    für    die    Verjährung    null    ist. 

Die  Unterbrechung  wird  manclimal  durch  eine  gerichtliche 
Klage,  durch  eine  Auflage,  einen  Arrest,  sogar  >on  einem  inrom* 
Petenten   Gericlit   erlassen,    htvirkl').      Der  Gläubiger,    d<  r    sich  in 


1)   r.  G.    11.  2-2.17.  ~     2)    C.    G.    B.   2274    —     3)   C.  <;.    B.  2?.V3.    227S.    - 
4)  Cass.  2S.  Messiilor  M.  —    6)  V.  ii.    B.  2042.  —     10  V.    H     H     —"    -^^* 
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einem  Falliment  prasentlren  würde,  um  admittirt  zu  werden, 
würde  ebenfalls  dadnrcli  die  Verjährung  unterbrechen ,  es  sei  denn, 
dass  das  Gesetz  die  Erhaltung  seines  Reclits  irgend  einer  For- 
malität unterworfen  hätte,  der  diese  Handlung  niclit  entspräche« 
Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  Aufforderimg  durch  Correspon- 
denz  oder  durch  mündliche  Requisition,  wenn  sie  zugestanden 
oder  erwiesen  würde,  und  das  Gesetz  nicht  Acte  oder  Formali- 
täten verlangen  würde,  die  diese  Art  Aufforderung  nicht  ersetzen 
könnten. 

Es  gibt  sogar  Fälle,  in  welchen  das  Recht,  Jemanden  ge- 
richtlich zu  belangen,  dadurch  allein  erlischt,  dass  man  es  nicht 
durch  eine  Protestation  erhalten  hat  ^) ;  aber  selbst  dann ,  wenn 
diese  Bedingung  erfüllt  wurde,  muss  niclit  weniger  die  gericht- 
liche Klage  in  den  besondern  gesetzlich  bestimmten  Fristen  an- 
gebracht werden^).  Die  Protestation  bezweckt  nicht,  eine  Aen- 
derung  hervorzubringen  oder  eine  neue  Art  Verjährung  einzufüh- 
ren, und  folglich  sie  zu  suspendiren  oder  zu  unterbrechen,  son- 
dern anzudeuten,  dass  man  von  seinen  Rechten  Gebrauch  ma- 
chen   will* 

Sind  mehrere  solidarische  Schuldner  vorhanden ,  so  gilt  die 
Unterbrechung  gegen  den  einen  für  alle^);  denn  indem  der  Gläu- 
biger einen  derselben  gerichtlich  belangte ,  übte  er  seine  Rechte 
wirklich  aus.  Die  Regel,  dass  die  Schuld  nicht  in  Betreif  des 
einen  bestehen  kann,  wenn  sie  niclit  zugleich  gegen  alle  besteht, 
würde  nur  dann  modificirt,  wenn  die  Erhaltung  der  Rechte  gegen 
die  solidarischen  Mitschuldner  gesetzlich  irgend  einer  besondeni 
Bedingung   unterworfen    wäre.  ^ 

Die  Verjährung  kann  unterbrochen  werden ,  wenn  der  Schuld- 
ner die  Rechte  des  Gläubigers  durch  Notariatsacte ,  Privatschrift, 
Abrechnung,  Schlussrechnung ,  oder  eine  andere  ähnliche  Schrift 
anerkennt^).  ,Diese  Anerkennung  bewirkt  im  Document  eine  No- 
vation, wie  No.  223.  gesagt  wurde,  und  gestattet  nicht  mehr, 
dass  dass  erhaltene  Recht  in  einer  kürzeren  Frist  als  die  der  ge- 
wöhnlichen  Klagen,    verjähre. 

Manchmal  lässt  sich  auch  die  Unterbrechung  der  Verjährung 
aus    gewissen    Umständen   herleiten'):. 

1)  Aus  einer  abschlägigen  Zahlung^);  2)  einer  Zahlungs- 
Angabe  auf  einer  vom  Schuldner  ausgegangenen  Urkunde,  wie  z.  B. 
diejenige  in  ]\o.  223. ;  3)  wenn  der  Schuldner  den  ihm  gegebe- 
nen Auftrag,  an  einen  Dritten  zu  zahlen,  nachgekommen  wäre, 
obgleich    er    dies   verweigern   konnte,    indem   er  die  Verjährung  op- 


1)  H.  G.    B.    435.  —  2)  H.  G.  B.  436.  —    3)  C.  G.  B    2249  —  4)  C.  G.  B. 
2248.     KL  G.  B.  434.  —  5)  C.  G.  B.  2234.  —    6)  Abw.  Urth.  16.  Dec.  1828. 
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ponirte;  4)  wenn  der  Schuldner  die  Nichtzahlung  von  Wechseln, 
die  von  einem  Dritten  ausgestellt  sind  und  die  er  an  Zahliin» 
einer  Schuld  gegeben,  anerkannt  hätte  ^) ;  5)  wenn  er  durch  die 
Art  seiner  Vertheldigung  ausdrücklich  anzeigte,  dass  er  nicht  be- 
zahlt habe");  in  welcliem  Puncte  die  Verjährung  sich  von  Ueclits- 
Verlust    ((Ii'cltoayice)    unterscheidet. 

Der  Beweis  der  Anerkennung  könnte  jedoch  nicht  durcli  Zeu- 
gen geschehen,  wenn  die  Verbindlichkeit  nicht  auf  diesem  We- 
ge abgewiesen  werden  kann ,  noch  weniger  kann  diess  durch  Cer- 
tificate geschelien  ,  noch  bloss  folgerungsweise  vermutliet  werden  ^), 
4'  Der  Gläubiger  wäre  bloss  berechtigt,  dem  angeblichen  Scbiild- 
ner  über  das  Factum  dieser  Anerkennung  den  Kid  zuzuscl»iel)en  ^). 
Will  man  aber  gegen  Dritte,  ^ie  z.  H.  Bürgen,  solidarische  >fit- 
schuldner,  eine  Verjäjjrung  einwenden:  so  ist  eine  Schrift  nöthi^, 
die  sogar  ein  gewisses  Datum  nach  den  Regeln,  die  im  foliren- 
den  llauptstück  gegeben  werden  sollen ,  Iiaben  muss.- 
-*w><  Aus  dem  bisher  Gesagten  ergibt  sich  die  Wirkung  einer  l^n* 
töfbrechnng,  die  aus  der  ausdrückliehen  Anerkennung  des  S<  huld- 
ners hervorgeht.  Die  Wirkung  derjenigen,  die  sich  auf  muth- 
maasäliche  iNichtzalilimg  oder  auf  eine  Vorladung  gründet,  ist  nur, 
die  abgelaufene  Verjährung  aufzuheben,  damit  eine  Klage  entste- 
hen kann,  die  eben  so  lange  wie  die  erstere  dauert,  und  durch 
gleichen  Zeitverlauf  verjähren  kann,  was  in  Betreif  der  Wechnel 
uiid>J  üillets  an  Ordre  noch  entschieden  werden  soll').  Die  an- 
deni,  kaufmännische  Verjährungen  betreffenden  \'crfugungen  wer- 
den nidit  auf  gleiche  Weise  ausgelegt.  Dennoch  sollte  die  Ke- 
gel allgemein  gelten,  dass  in  allen  knufmännischen  Kl;i::eu,  wel-r 
che  besondern  V^erjiihrungen  untere ori'en  sind,  das  Gestüudniss  der 
Nichtzahlung  ohne  ausdrückliches  Zabluugs-Verspreclien ,  o<ler  die 
gerichtliche  Aufforderung  die  Klage  nur  so,  wie  sie  war,  wieder 
ins . Leben .  ruft ,  damit  sie  von  JNeuem  durch  die  ihr  eigene  Ver- 
jHlirung,  deren  Frist  vom  Tage  des  Unterbrechungsacts  läuft,  Mie- 
der  erlöschen    kann'). 

Der  Fall,  wo  die  Anerkennung  ^or  dem  gesetzlich  I)estimm- 
ten  Termine  zur  Vervollständigung  der  Verjäliruug  u»r  dtin  Zeit- 
verlauf geschehen  ist,  ist  der  Wahrlieit  nach  eine  l  nterbreeiiung, 
und  der  Fall,  wo  diese  Anerkennung  seit  dem  \  erlauf  ^erffos- 
sen  ist,  ist  eine  \'erzichlleistung  auf  die  erworbene  Verjährung, 
weil  in  der  Wirklichkeit  dieser  Unterschied  zwecklos  isl,  wenn 
es  sich  darum  handelt  ,  über  die  Verliiiltnisse  xwischeu,  Gläubiger 
und    Schuldner    ein    Lrlheil    zu  fallen. 

1)  Ahw.  Unli.  14.  Febr.  ISO«.  —  "t  Al.w.  t'rtii.  I.  Dcc.  18t29.  —  .1^  Abw. 
Urlli.  15.  Die.  I82D.  —  4)  C.  (i.  B.  l.lOo.  —  5)  H.  ü.  B.  18«.  —  O;  Abw. 
Urth.  (».   Dec.  1S3.-,. 
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Es  verhält  sicli  aber  nicht  so,  wenn  vom  Interesse  Dritter 
die  Rede  ist.  Die  Unterbrechung  der  Verjährung  hält  die  Schuld 
mit  alU-n  ihren  Vorrechten  nnd  accessorischen  Tlieilen  aufrecht, 
aber  die  Verzichtleistung  auf  die  Verjährung  kann  ihnen  im  All- 
gemeinen nicht  schaden.  Jedoch  muss,  um  entscheiden  zu  kön- 
nen unter  ^velclien  Umständen  eine  nach  der  Verjälirung  aner- 
kannte Forderung  opponirt  werden  kaun,  ein  Unterscliied  ge- 
macht  werden. 

Entweder  war  die  Verjährung  der  eidlichen  Erhärtung  des 
Schuldners  untergeordnet,  oder  sie  war  ohne  Bedingung  und  mit 
vollem  Hecht  erworben. 

Da  im  erstem  Fall  der  Mangel  einer  eidlichen  Erhärtung  die 
Schuld  bestehen  lässt,  so  bestellt  sie  gegen  Dritte  mit  allen  ihren 
Vorrechten. 

Im  andern  Fall  hat  die  Tilgung  der  Schuld  Statt  gehabt  und 
Dritte  können  sich  auf  sie  berufen.  Wohl  ist  die  Verjährung  eine 
Aiisfl-ucht,  die  das  Gewissen  berührt  und  dem  Schuldner,  der 
wohl  weiss,  dass  er  nicht  bezahlt  hat,  steht  es  frei,  dies  Ge- 
ständniss  zu  machen  und  auf  die  erworbene  Verjährung  zu  ver- 
ziditen^);  er  kann  aber  nicht  zum  Nachtheil  seiner  andern  Gläu- 
biger verzichten;  diese  sind  daher  berechtigt,  sie  entgegenzu- 
setzen, um  zu  verhindern ,  dass  der  Gläubiger,  dessen  Recht« 
verjährt  waren ,  Vorrechte  zu  ihrem  Nachtheil  ausübe.  Die  An- 
erkennung nach  der  Verjährungszeit  erzeugt  also  nur  eine  einfa- 
.che,  nicht  privilegirte  Schuld ,  die  sich  auf  die  Person  des  Schuld- 
ners beschränkt,  und  die  niemals  zum  Nachtheil  derjenigen  gel- 
lend gemacht  werden  kann,  welche  im  Augenblick,  wo  die  Ver- 
jähnmg  erworben  war,  Gläubiger  des  nämlichen  Schuldners  wa- 
ren. Daraus  ersieht  Tiian,-  wie  sie,  selbst  in  ihrem  Interesse, 
eine  unterbrechende  Anerkennung  angreifen  können,  die  sie  für 
antedatirt  oder  betrüglicher  Weise  zum  Nachtheil  ihrer  erworbe- 
nen   Rechte    geschehen   erklären    können. 


Mritte^  Haupt^tüek. 

Vom    Beweis    eingegangener   Verbindlichkelten    und 
ihrer  Befreiung    in   Handelssachen. 


241.      Bei  den   zur  Giltigkeit  der    Engagements   eingegangenen 
Verbindlichkeiten  unti-rsciuidet    man  die   Innern  und  die  äussern 


I)  C.  G.  B.  2223. 
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Formen.  Die  erstem  bestehen  in  Allem,  was  erforderlich  ist, 
damit  eine  Obligation  an  sieh  selbst  existire ,  abgesehen  von  den 
Mitteln ,  wodurch  diese  Existenz  bewiesen  werden  kann ;  dies  war 
Gegenstand  des  ersten  Ilaiiptstücks  dieser  Abtheilung.  Die  andern 
bestehen  in  dem,  was  auf  die  factische  Feststellung  abzielt,  dasa 
die  Contrahenten  sich  durch  irgend  eine  Convention ,  die  unab- 
hängig von  den  zu  ihrer  Existenz  erforderlichen  JJedingnngen  ist, 
gebunden    haben. 

Die  kaufmännischen  Engagements  können  erwiesen  werden : 
durch  öffentlichen  Act,  durch  Privatschrift,  durch  Schlusszettel 
von  Mäklern ,  die  von  den  Parteien  gehörig  unterzeichnet  sind, 
durch  acceptirte  Factnren ,  durch  Correspondenz ,  durch  Iland- 
lungsbi'icher,  durch  Zeugenbeweis,  wenn  die  Tribunale  ihn  zu- 
lassen und  das  Gesetz  es  nicht  ausdrücklich  oder  folgerungsweise 
imtersagt'). 

Eben  so  mi'issen  auch  mit  gleiche^  Beschränkimg  die  andern 
Arten  von  Beweisen  hinzugefügt  werden,  die  das  'Civilgesetzbnch 
autorisirt  ;  dies  sind,  die  Familienpapiere,  weil  sie  in  die  Classe 
der  Bücher  gehören  ^) ,  so  wie  die  Kerbliölzer,  eine  Art  symboli- 
sclier   Uegister,    und   die   Präsumtionen    aller  Art. 

Bei  den  hiernach  angeführten  Beweismitteln  sollen  diejeni- 
gen angegeben  werden ,  welche  die  iXatur  der  Sachen  nur  un- 
ter Handelsleuten  zulässt  und  die,  ohne  eine  Ungerechtigkeit  zu 
begehen ,  auf  eine  absolute  Weise  nicht  gegen  JNichtliandelsleute  ad- 
mittirt    werden    können. 

Dieses  Ilauptstück  soll  in  aclit  Capitel  eingetheilt  werden, 
in    welciien    die    eben   angeführte    Ordnung   befolgt    werden    soll. 


Erstes  Capitel. 

Von     (')■  f  f  0  n  f  1  i  r  h  o  n     Urkunden, 

242.  Wenn  ni<ht  das  Gesetz  einen  sclirifilichen  Act  ver- 
langt, um  den  Beweis  der  febereinkunft  zwischen  zwei  Par- 
teien zu  l'tihrtn  ,  so  ist  er  nicht  unumgänglich  nölhig;  um  lo 
mehr  ist  anzunciinien ,  dass  selbst  in  den  Fällen^  mo  diese  Art 
Beweis  verlangt  >vird ,  ein  anthentis«  her  Art  nirht  t  rfordert  wird, 
wenn  ilui  das  (Jt  setz  nielit  aus(ir;icklicii  beriehli,  oder  nicht  für 
gewisse  Gescliäfte  die  DazMischenkunft  ötrenllicher  Beamten  vor- 
schreibt. 


1)  H    U.  B.  109  —  2)  c    ci.  U    i:wi 

16 


228 

Die  öffentliche  Urkunde ')  ist  übrigens  eines  der  sichersten 
Beweismittel ;  denn  ausserdem ,  dass  ihr  in  vielen  Fällen  in  Fol- 
ge der  ihr  angefügten  cxecutorischen  Clausel  parate  Execntion  zu- 
steht, beweist  sie  bis  zur  Falschungsklage ').  Jedoch  ist  gegen 
Dritte  ilire  Kraft  nicht  die  nämliciie,  wie  unter  den  Parleien. 
In  Betreff  Dritter  beglaubigt  die  Urkunde  ilire  Existenz  nur  durch 
ihr  Datum  und  dies  nocli  unter  der  Einsclirankung,  die  jNo.  181. 
in  Betreff  der  Separat-Quiltimgen  über  begebungsfähige  Effecten 
angegeben  wurde.  Diese  dritten  Personen  sind  immer  berechtigt, 
diese  Urkunden  entweder  als  einen  Revers  Gegenbrief '),  der  ili- 
nen  fremd  ist,  abzu^veisen^) ,  oder  sie  als  fingirt  oder  als  nicht^ 
aufrichtig  anzugreifen,  ohne  darum  den  Weg  der  Fälscliungsklage 
einzuschlagen  ').  Im  Betreff  der  Contralienten  beweist  die  öffentli- 
che Urkunde  den  ganzen  Inhalt  bis  zur  Fälschungsklage  ^')  oder 
so  lange,  bis  er  nach  j\o.  179.  und  239.  ganz  oder  theilweise 
aufgehoben  wird.  Aber  diese  legale  Vermudiimg  materieller  Wahrlieit 
darf  nicht  mit  List  oder  Betrug  vermengt  werden  ;  denn  selbst  ein 
authentischer  Act  kann  durch  denjenigen,  der  ihn  imtersclirieben 
hat,  als  Resultat  von  Irrthum,  Zwang,  List  angegriffen  werden, 
ohne  dass  die  Fälscliungsklage  nötliig  wäre.  In  No.  1350.  soll 
angegeben  werden,  ob  die  Handelsgerichte  competent  sind,  um  diese 
Arten  von   Exceptionen    zu    entsclieiden. 

Wenn  die  Parteien,  um  die  Vortheile  eines  authentischen 
Acts  zu  geniessen,  oder  um  sicli  nach  dem  Gesetze  zu  richten, 
das  ihn  vorschreibt,  ihre  Conventionen  in  dieser  Form  abfassen, 
so  müssen  die  Vorscliriften  des  gemeinen  Rechts  in  Anwendung 
kommen.  Diejenigen,  welche  diese  Acte  abfassen,  dürfen  darin 
keine  Lücke  lassen  ') ,  weil  sonst  ein  Falsum  begangen  werden 
könnte,    das   zu    erweisen  und  zu  bestrafen    beinahe  unmöglich  ist. 

Daher  werden  die  Notare  ,  die  sich  eine  solche  Nachlässigkeit  zu 
Schulden  kommen  lassen,  mit  Strafe  belegt^},  luid  dies  nach  Aiiiilogie, 
auch  auf  die  Äläkler  und  aiideru  öffeutlitheu  Agenten  ausgedehnt^  die 
nach  dem   Gesetze  kaufmännische  Conventionen  schliessen  dürfen. 

Man  kann  den  Fehler  begehen,  in  gedruckten  Formtilaren 
Lücken  zu  lassen;  da  sie  aber  nur  allgemeine  und  gebräuchli- 
che Clauseln  enthalten,  so  muss  das  Gedruckte  den  nöthigen 
Raum    für    das    Zufällige    lassen.       Das    materielle    Vorhandensein 


1)  Sie  wird  vom  Notar  gegeben.  C.  G.  B.  1317.  —  2)  C.  G.  B.  1319.  — 
3)  Man  nennt  Revers-  oder  Gegenbrief  (contre-fcttre)  eine  geheime  Schrift, 
wodurch  man  anerkennt,  dass  ein  vorhergehender  Act,  der  aufgewiesen  wer- 
den kann,  oder  einige  Clausein  darin,  simulirt  sind  und  folglich  annullirt  oder 
modificirt  werden  können.  -^^  d.  H. 

4)  C.  G.  B.  1321.  —  5)  Cass.  10.  Juni  I8l6.  -  6)  C.  G.  B.  1319.  — 
7)  H.  G.  B.  333.  —    8)  Ges.  v.  16.  März  1803  ( 23.  Ventose  XI). 
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einer  oder  mehrerer  Lücken  in  einem  Act  würde  auf  seine  Giltig- 
keit  in  keiner  Weise  Kindnss  liaben ,  wenn  niclit  daraus  die  Aus- 
lassung der  einzurückenden  Clausein  erfolgte;  denn  wenn  der  Act 
an  und  für  sich  selbst  vollständig  ist,  so  würde  der  Umstand, 
dass  das,  was  ursprünglich  auszufüllen  war,  vergessen  Morden, 
keine  JVuUität  hervorbringen.  Bewirkt  die  Lücke,  dass  der  Act 
Einiges  nicht  entliiilt,  was  darin  sollte  , angeführt  und  ausgefüllt 
werden ,  so  müssen ,  wie  bei  jeder  Auslassung ,  die  Umstände  in 
Erwägung  gezogen  und  es  muss  nach  den  A  orschriften  des  Rechts 
entschieden  werden,  ob  der  Act  null  ist,  ob  er  seine  Natur  ver- 
ändert, und  ob  und  auf  welclie  Weise  man  ihn  ergänzen  kann, 
Ist  die  bei  der  Abfassung  gelassene  Lücke,  seit  der  Unterzeich- 
nung, durch  eine  der  Parteien  ohne  die  Einwilligung  der  andern 
ausgefüllt  worden ,   so   ist   dies   ein   Falsum. 

Ein  Act  könnte  aucli,  um  rechtskräftig  zu  sein,  im  Aus- 
lande in  der  am  Orte  der  Ausstellung  übliclien  I^'orni  ausgestellt 
werden;  dann  ist  er  auch  in  Frankreich  rechtskräftig,  Menn  ein- 
mal die  Beobachtung  der  Formen  anerkannt  ist;  er  ist  aber  nach 
]\o.  1485  u.  f.  deshalb  niclit  executoriscli ,  weil  die  parate  E\e- 
cution    nur    der   landesiierrliclien    Gewalt  zustellt. 

Auch  im  Civilrecht  kennt  man  rechtskräftige  Acte ,  obgleich 
sie  nur  die  Kraft  einer  Privatobligation  Iiaben  ').  Beispiele  da>on 
sollen   namentlich   in   JNo,   247.   angegeben  werden. 


Zweites  C'apitel. 

Von  den  unter  P  r  i  v  a  (  s  cli  r  i  f  t  ausgestellten  Urkunden. 

243.  Ausser  den  im  vorhergegangenen  Capitel  angefiihrten 
Fällen,  können  auch  die  Parteien  durch  P  r  i  va  t  s  c  h  ri  f  t  contra- 
liiren.  Sic  liat  aber  keine  Giltigkeit,  wenn  sie  nicht  unterzeiclinct  ist. 
Eine  solche  Schrift,  selbst  wenn  sie  von  der  Hand  desjenigen 
geschrieben  ist,  dem  man  sie  entgegensetzt,  wäre  bei  eruiangelu- 
der  Unterschrift  nur  eine  AnzeigCj  deren  >\ertli  im  \  M.  und  \  II!. 
Capitel  erwogen  Merden  soll,  und  die  im  Allgemeinen  eher  gegen 
den  Schreiber,    als    für   iiin    dienen    würde. 

Da  die  Unterschrift  unumgänglich  niUiiig  ist,  so  kann  sie 
nicht  von  demjenigen,  welcher  seinen  iNamen  niclit  schreiben  kann, 
durcli  ein  Handzeichen,  ein  Kreuz,  ersetzt  werden.  Docli  darf 
dies    nicht  so  streng   genommen  werden;     denn    oft     stellt     man  im 

1)  (J.  O    54. 
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Handel  Lieferiings-  oder  andere  Sclieine  (^bons)  ans,  die  nnr  mit 
Anfangsbuchstaben  und  llandzug  versehen  sind.  Wer  solche  Scliei- 
ne ausgestellt  hätte,  und  sicli  weigerte  ihrem  Inhalt  nachzukommen, 
unter  dem  Vorgeben ,  dass  sie  nicht  mit  seiner  Unterschrift  ver- 
sehen seien,  könnte  wohl  nach  Gebrauch  und  nacli  Umständen 
dazu    verurtheilt  werden. 

244.  Die  Abfassung  der  Privatsciirift  ist,  wenn  nicht  spe- 
cielle  Verfügungen  es  erheisclien ,  im  Allgemeinen  den  strengen 
Regeln  nicht  unterworfen,  wie  die  öilentliclien  Urkunden.  Es  ist 
daher  nicht  nöthig,  dass  der  Act  von  der  Hand  desjenigen  ge- 
fichrieben  sei,  der  sich  verbindlich  macht;  wurde  er  aber  von 
fremder  Hand  abgefasst,  so  ist  die  Untersclirift  der  Abfassung  an- 
zufügen, doch  ist  der  Gebrauch  des  Blankets  nicht  untersagt;  ein 
solches  ist  eine  wahre  Vollmacht  und  die  ausgedehnteste,  die  man 
je  ausstellen  kann.  Wer  ein  Blanket  gil)t,  setzt  sich  dem  Ge- 
brauch aus,  der  davon  gemacht  werden  konnte;  wird  es  missbrauclit, 
so  muss  er  die  Folgen  sich  selbst  zuschreiben;  ein  Dritter,  der 
redlich  geliandelt  hat,  kann  des  ihm  durcli  den  Act  verliehenen 
Rechts  nicht  beraubt  werden ,  vorbehaltlich  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens und  der  Schadloshaltung  gegen  denjenigen,  der  das  Ver- 
brechen begangen  oder  das  Zutrauen  gejnissbraucht  hat '). 

245.  Was  die  Anwendung  der  Grimdsätze  des  gemeinen 
Rechts  betrifft,  die  auf  die  Form  und  die  Giltigkeit  einer  Pri- 
vatschrift Bezug  hat,  so  ist  sie  einer  Unterscheidung  unterworfen, 
die  No.  5.  bestimmt  wurde.  Hat  die  Verliandlung  einen  spe- 
ciellen  Gegenstand  kaufmäimischer  Gesetze  ausgemacht,  so  die- 
nen diese  Gesetze  allein  dazu ,  deren  Giltigkeit  zu  bestimmen. 
Gehört  die  Verhandlung  zu  den  civilrechtlichen,  so  muss  man  sich 
an  die  darin  vorgeschriebenen  Regeln  Iialten,  so  oft  sie  nämlich 
durch  das  Handelsgesetzbuch  keine  Aenderung  erlitten  haben.  Dar- 
aus folgt  hinsichtlicii  der  gegenseitigen  Verträge,  dass,  wenn  sie 
ein  Handelsgescliäft  zwischen  Handelsleuten  betreuen,  es  nicht  er- 
forderlich ist,  sie  in  eben  so  vielen  Originalen,  als  Parteien  da- 
bei iriteressirt  sind,  abzufassen.  Denn  sobald  dieses  Geschäft 
durch  Correspondenz,  durch  Facturen,  durch  Zettel,  die  mit  blos- 
ser Unterschrift  versehen  sind,  sogar  durch  Zeugenbeweis-),  oh- 
ne dass  eine  gewisse  Summe  limitirt  wurde,  oder  durch  blosse 
Präsumtionen  erwiesen  werden  kann ;  so  ist  kein  vernünftiger  GruncJ 
vorhanden ,  den  Beweis  auszuschliessen ,  der  aus  einer  von  den 
Parteien  unterzeichneten  Schrift  hervorgehen  würde ,  die  nicht  in  eben 
so  viel  Exemplaren  abgefasst  ist,  als  dabei  Personen  interessirt 
sind,   oder    die  von  ihrer  Abfassung  in  dieser   Form  keine  Erwäh- 


1)  P.  G.  B.  400.  —    3)  H.  G.  B.  109. 
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niing  machte*).  Nur  für  den  Fall,  wo  sie  speciell  in  einer 
Handelssache  erforderlich  wäre"),  wie  dies  noch  bei  den  Socie- 
täts  -  Verträgen  angegeben  werden  soll,  wäre  eine  Ausnahme  zu 
machen,  und  dann  wiirde  man  sich  nach  dem  gemeinen  Recht  rich- 
ten, um  zu  entscheiden,  wann  die  Befugniss ,  die  iViillität  ein- 
zuwenden, aufbort^),  und  welche  Judicien  diese  irregulären  Ver- 
träge  liefern   können. 

Was  die  einseitigen  Verträge  betrifft,  wodurch  die  eine  Par- 
tei der  andern  verspricht,  ihr  eine  Geldsumme  als  Darlehen,  De- 
positum, Bürgschaft,  zu  zahlen,  oder  ihr  eine  gewisse  Quantität 
Sachen,  die  sich  abschätzen  lassen,  zu  geben:  so  müssen  sie 
gänzlicli  von  der  Hand  desjenigen  geschrieben  werden,  der  sie 
unterschreibt,  oder  wenigstens  muss  er,  falls  er  nicht  Handels- 
mann ist  und  die  Privatschrift  nicht  eigenhändig  geschrieben  hat, 
die  Summe,  oder  die  Quantität  Sachen,  mit  Buchstaben  ausge- 
drückt, genehmigen,  selbst  wenn  der  Gegenstand  des  Engagements 
kaufmännisch  wäre*).  Denn  nicht  die  den  Handel  betreflenden 
Acte  sind  es,  die  das  Gesetz  von  der  Genelimigung  befreit,  son- 
dern es  sind  die  Handelsleute ,  was  auch  der  Gegenstand  sein 
mag  4    für   den    sie  sich    verbindlich   machen. 

Allein  diese  Genehmigimg  muss  nicht  auf  einen  I?ecli- 
nungsabschluss  über  Lieferungen  ') ,  oder  einen  Status  zwisclien 
einem  Schuldner  imd  seinem  Gläubiger  ausgedehnt  werden');  bei- 
des ist  dieser  Bedingung  nicht  unterworfen.  Wechselbriefe,  See- 
verträge, obgleich  von  Jemandem  unterschrieben,  der  nicht  Handels- 
mann ist,  sind  ebenfalls  niclit  dieser  Vorscfirift  unterworfen,  weil 
diese  kaufmännischen  Verliandlungen ,  über  welche  das  Civilrecht 
nichts  bestimmt  hat,  nach  den  Handelsgesetzen  die  Genehmigung 
des   Unterzeichners   nicht   nöthig   machen  '). 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  Genehmigung  nothwendig  ist, 
muss  sie  mit  Buclistaben,  >on  der  ILmd  des  Schuldners  ausge- 
drückt, die  Angabe  der  im  Billet  (eigner  Weclisel)  angegebenen 
Summe  oder  Quantität  Saclien  entlialten.  Die  Worte:  „ich  geneh- 
mige obige  Sclirift",  deren  man  sich  manclimal  bedient,  wä- 
ren nicht  hinreicliend.  Ist  das  Billet  von  mehrern  Personen  un- 
terschrieben, so  muss  Jeder,  der  den  ganzen  Inhalt  nicht  geschrie- 
ben   hat,    diese  Genehmigung    hinzufügen'^),    selbst    wenn    »Vu*  Obli- 

I)  Abw.  Urtli.  II)  Dec.  1811»,  »choint  ont(;rnengc<ot/.t«'r  Mfiniinfj  txi  «ein.  — 
2)  n.  (J.  n,  3».  —  :i)  ('«SS.  ir>.  I'rhr.  ISU.  —  4;  C.  (J.  IJ.  IT2«.  "»)  Las-*. 
7.  Nov.  1S20.  —  (»)  Al)w.  Crtli.  23.  Dfc.  IS(M».  —  7)  \bw.  lirlli.  l.  Mo^tsulor 
X,    Cass.  27.  Jan.   1HI2  und  2."».  Jan.   ISl  l. 

S)  Dies«*  (;enoliini;;un};  im  Hillrt  ^^i^l  mit  ,,(»nt  für  (Summe";'*,  n\u\\  h\os»  mit 
„Vür  (Sunimr)"  ausuodrückt.  I).i(lnr«li,  dass  dio  Snmnu;  >on  dcuijiM\it;«*n ,  di-r 
die  rrivat»<:lirirj  niclit  {;r»clirirlMn ,  mit  ])in:li.s|Hln'n  ausgedrückt  \v«'rtl«'n  mins, 
»oll  joder  l  rlMToilun}?  oder  Ijohcriistunj;  >or^«'l»eugt  H«Td«n  ,  di«'  «Imrh  M«»*».« 
Untcrichrift  cnt.stclirn  könnte.  \.  d.   M. 
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gation  solidarisch  ist;  denn  würde  sich  der  Mitscliuldner,  der  mit 
seiner  Hand  die  gemeinschaftliche  Obligation  abgefasst  nnd  ge- 
schrieben hat  nnd  insolvent  geworden  ist,  mit  dem  Gläubiger 
verstehen ,  so  könnte  er  leichter  die  Bedingungen  oder  die  Sum- 
men verändern,  als  wenn  der  Act  ^on  fremder  Hand  ausgestellt 
wäre. 

Selbst  solidarische  Verträge  von  Eheleuten,  die  der  Mann 
abgefasst  und  unterzeichnet  hat,  mi'issen  von  der  Frau  genehmigt 
werden ^•^).  Fehlt  die  erforderliche  Genehmigung,  so  ist  der  Act 
niclit  als  Beweismittel  anzusehen  ^) ,  vorbehaltlich  dessen,  w  as  noch 
im  VII.  und  VIII.  Capitel  über  den  Anfang  eines  schriftlichen  Be- 
weises gesagt  werden  soll.  Würde  aber  im  Lauf  eines  gerichtli- 
chen Ansuchens  der  Unterzeichner  eingestehen ,  die  Obligation  mit 
Sachkenntniss  unterschrieben  zu  haben,  und  keine  Ueberlistung 
vorschützen  ,    so    wäre    die  Verbindlichkeit  obligatorisch  für    ilin. 

246.  Im  Allgemeinen  ist  das  fehlende  Datum  in  einem  Act 
an  und  für  sicli  selbst  keine  Nullität.  Der  Unterzeichner,  so  wie  der- 
jenige, welcher  ihn  producirt,  werden  angeselien,  als  kennten  sie  des- 
sen Inhalt.  Es  kann  bloss  ein  Indiciura  zu  Gunsten  des  Ausstellers 
sein,  der  vorgeben  würde,  seine  Verbindlichkeit  zu  einer  Zeit  ausge- 
stellt zu  haben ,  wo  er  noch  nicht  fähig  w ar ,  sicIi  verbindlich  zu  ma»- 
clien.  Nichtsdestoweniger  kann  das  fehlende  Datum  in  gewissen  Fäl- 
len Vortheile  entziehen,  indem  es  nicht  gestattet  ist ,  dass  man  ge- 
gen Dritte  sich  auf  eine  frühere  Ausfertigimg  berufe ,  die  nicht 
erwiesen  ist;  auch  würde  man  nicht  in  Handelssaclien  den 
Grundsatz  des  Civiirechts  unbeschränkt  annehmen,  dass  nämlich 
ein  Act  nur  ein  gew  isses  Datum  durch  den  Tod  des  einen  der 
Unterzeichner,  durch  ^le  Einregistrirung  *)  oder  durch  Angabe 
in  einem  einregistrirten  Act  erhält^).  Die  Sclinelligkeit,  mit  wel- 
cher die  Geschäfte  vollzogen  werden,  könnte  sich  nicht  mit  sol- 
chen   Formalitäten    vereinbaren*     Im     Handel    sind    die  Scripturen 


1)  Cass.  17.  Aug.  1808,  12.  Jan.  1814,  8  Aug.  1815,  6.  Mai  1816,  Abw.  Urfh. 
22,  Aprir  1818,  Cass.  18.  Febr.  182?.  —  2)  Der  Betrug,  dem  man  in  diesem 
Falle  vorbeugen  wollte  ,  wäre  nicht  unmöglich  ;  er  wäre  von  Seiten  des  Mannes 
gegen  die  Frau  am  meisten  zu  befürchten.  Pard. 

3)  Ca.<s.  17.  Jan.   1812,    3.  ^ov.  1812. 

4)  Die  Einregistrirung  {V cnregistrcmertt)  eines  Acts  geschieht  in  einem  eigends 
dazu  errichteten  Bureau,  an  dessen  Spitze  ein  Beamter  stellt,  der  von  allen 
Documenten  ,  die  ihm  zum  Einregistriren  eingereicht  werden,  in  einem  dazu  be- 
stimmten Registef  Erwähnung  macht,  und  die  gesetzlich  bestimmten  Gebühren 
erhebt;  daher  ein  solcher  Beamter  „Einregistririuigs- Einnehmer"  (reccveur  de 
Penregistrcment)  genannt  wird.     Erst  durch  diese' Einregistrirung  erhält  der  Act 

.  ein  gewisses  Datum.  Der  Cassationshof  hat  durch  Beschluss  v.  24.  Jan.  1834  ent- 
schieden, dass  der  Art.  1328.  des  €iv.  Ges.-Buches ,  die  Einregistrirung  der 
Privatscluiften  b&treftend,    nicht  auf  solche  im  Handel  anwendbar   sei. 

A.  d,  H. 

5)  G.  C.  D.  1328. 
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das  beste  Mittel,  sich  von  dem  wahren  Zeitpunct,  in  welchem 
eine    Verbindlichkeit   eingegangen   wurde,    zu   versichern. 

Es  gibt  sogar  Privatscliriften ,  deren  Datum  niclit  bestrit- 
ten werden  kann,  ohne  sie,  so  zu  sagen,  als  verftilsclit  anzufech- 
ten ;  dies  sind  die  Wecliselbriefe ,  die  üillets  an  Ordre  und  ihre 
Indossamente,  weil  das  Anlidatnm ,  das  man  sich  darin  erlauben 
könnte,  als  Falsum  bestraft  wird*),  was  nicht  fiir  andere  Acte 
Statt  hat,  wo  diese  Art  Fälscliung  nur  eine  Verstellung  wäre,  die, 
wenn  sie  in  der  Absicht  Statt  gehabt  hätte ,  einem  Dritten  zu 
schaden,  höchstens  als  Prellerei  angesehen  wiirde,  Jedocli  ist  niclit 
darunter  zu  verstellen,  dass  die  Special  -  Procedur  in  einer  Fäl- 
scliungsklage  nötliig  sei,  um  das  Datum  zu  vernichten;  den  Ge- 
ricliten  steht  es  zu  ,  nach  den  Beweisen  imd  Vermuthungen,  die 
sie  zu  erwägen  berechtigt  sind,  zu  entscheiden;  so  lange  aber 
der  Beweis  des  Gegentheils  nicht  gefi'ihrt  \^ird ,  gilt  das  Datum 
dieser    Acte   selbst  gegen   Öritte  als    Beweis"). 

Wird  aber  das  Datum  eines  unter  Privatsclirift  gegebenen 
Acts  durch  einen  Dritten  contestirt,  so  können  die  Umstände  und 
die  Präsumtionen  allein  zur  KutscJieidung  dienen ;  im  Allgemei- 
nen aber  kann  nur  ein  Dritter  zugelassen  werden,  der  ein  wirk- 
liches  Interesse   dabei   hat  ■'). 

Wer  sich  also  geg^en  eine  Person  verbindlich  g^einacht  hat,  und 
vom  Cessionar  seines  Gläiibi}»ers,  in  Folge  eines  Uebertrags,  der  kein 
gewisses  Dufiim  hat,  g-crichllicb  verfolgt  Avird,  kounle  nur  in  so  fern 
diesen  Mangel  cinNvenden  ,  als  für  ibn  daraus  gegen  das  Gesuch  au 
sich  selbst  ein  Verdieidignng-sniiKel  hervorginge,  wie  z.  B.  Avenn  er 
ans  Antrieb  des  Cedenteii  irg;cnd  eine  Conipensation  dem  Cessionar  zu 
opponiren  liälCe,    oder  Avenn  die   Cession   iiini  Schaden  brachte*). 

Uebrigens  ist  leicht  begreiflich ,  dass  das  ,  was  \o.  242. 
von  öffentlichen  Acten  gesagt  wurde,  auch  auf  die  Pri>at8chrift 
seine  Anwendung  findet,  dass  nämlich  Dritte  und  selbst  (.'ontra- 
henten  immer  das  Recht  haben,  den  Grund,  d.  h,  die  Wahr- 
heit,   anzugreifen. 


Von     den    S  cli  I  u  ISs  /  e  1 1  ein    der     IM  ü  k  1  t>  r  . 

247.      Die     von     den    Parteien    untirzi  ichnctin     Schlusszettel 
der  Mäkler    gelten    als    dritte    Art    Beweis,     der    im    Handel    zuge- 


I)  n.   (i.   n.    i:J{».   —     -J)   AI,^.   Irlli.  2S.   .Inli    IS-2.-,.—  :\)  Ci^ss.    11.   (VI     IMH, 
Abw.  Lrlh.  4.  Febr.  IMÜ.  —     4)  Cass.  7.  Trairial  \I  ,  21».  Tbcruiidor  Ml. 
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lassen  wird.  Will  man  diese  Zettel  gegen  Nicht-Handelsleiite  gel» 
tend  machen,  so  kann  das,  was  No.  245.  von  der  Notliwendig- 
keit   einer  Genehmigung   gesagt    worden,    nicht    angewendet  werden. 

Dies  ist  eine  Ausnahme ,  die  sich  auf  das  Amt  der  Wechsel- 
aji'enteu  oder  Courliers  gründet,  die  gCAvissermaassen  das  Amt  eines 
Notars  bekleiden  '). 

Aus  dem ,  was  über  die  Notliwendigkeit  der  von  Courtiers 
ausgestellten  Schliisszettel  gesagt  wurde,  folgt  nicht,  dass  nur  dann 
eine  vollkommene  Obligation  vorhanden  ist,  wenn  die  beiden  Par- 
teien den  nämlichen  Schlusszettel  unterzeichnet  haben.  Wenn  der 
Von  einem  gehörig  ermächtigten  Courtier  gethane  Vorschlag  ohne 
irgend  einen  Vorbelialt  angenommen  ist,  so  ist  der  Vertrag  voll- 
kommen. 

YTenn  also  ein  Handelsmann  eine  Partie  Waare  durch  Vermitte- 
Inng^  eines  Maklers  zu  einem  gewissen  Preise  verkaufen  avüI,  so  muss 
Letzterer  den  Be^veis  davon  führen ;  denn  der  Beweis  des  erhaltenen 
Mandats  durch  seine  eigene  Erklärung  wiire  ungerecht  (s.  No.  12G.). 
Ist  aber  dieses  Factum  erwiesen ,  so  ist  der  Verkauf  durch  die  An- 
nahme des  Käufers  vollsfa'ndig",  ohne  dass  er  seine  Verbindlichkeit, 
«nter  dem  Vorgeben ,  der  Verkäufer  habe  die  .Schlusszettel  nicht  un- 
terzeichnet, zurücknehmen  oder  dieser  sich  w^eigern  kann,  den  Verkauf 
zu  vollziehen,  unter  dem  Vorgeben,  dass  seine  Unterschrift  nöthig  sei, 
nachdem  der  Käufer  die  seinige  gegeben  hat. 

Dadurch,  dass  die  Unterschrift  dieser  Schlusszettel  gesetzlich 
geboten  ist,  lässt  sich  aber  nicht  folgern,  dass  das,  was  No.  126. 
über  die  Verpflichtung  der  Mäkler,  Bücher  zu  führen,  und  über 
die  Gelegenheiten,  bei  welchen  diese  Bücher,  oder  Extracte  dar- 
aus ,  vor  Gericht  producirt  werden  können ,  überflüssig  werde. 
Wenn  nicht  eine  specielle  gesetzliche  Verfügung  diese  Extracte 
als  schriftliches  Beweismittel  admittirt,  so  hat  diese  Vorlegung  und. 
die  Folgerungen,  welche  die  Richter  daraus  ziehen  können,  nicht 
die  Wirkung  der  unterzeichneten  Schlusszettel,  denen  vor  Gericht 
Glauben  beigemessen  wird ;  sie  könnten  keinen  stärkern  Beweis 
liefern,  als  einen  Act,  der  von  den  Parteien  unterzeichnet  ist, 
und  kehren  in  die  Classe  der  Präsumtionen,  wovon  im  VIII.  Ca- 
pitel  die  Rede    sein    soll,    zurück. 


Viertes    Capitel. 

Von      den     Facturen. 

248.     Die    Facturen    sind    eine    vierte    Art    Beweismittel  -). 
Ist  eine   Facttir  angenommen,    so    dient    sie   als   Beweis    des    Ver- 

1)  S.  auch  ein  älmliches  Beispiel  im  Civ.^Reciit  Art.  1318.  —  2}  H.  G.  B.  109. 
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kaiifs.  Die  schriftliche  Annahme  scheint  aber  nicht  notliig  zu 
sein-^),  sonst  wäre  es  eine  Art  Privatsclirift ,  und  das  Gesetz 
setzt  einen  Llnterscliied  zwischen  diesen  zwei  Arten  von  Beweisen 
voraus ,  weil  es  sie  getrennt  bezeichnet.  Diese  Annalimc  kann 
also  durch  Zeugen  und  selbst  durch  andere  Indicien  geführt  wer- 
den, die  glauben  liessen,  dass  die  Factur  ohne  Einspruch  geneh- 
migt  wurde. 

jNach  Ilandelsgebrauch  bewirkt  die  Cession  einer  Factur  die 
symbolische  Uebergabe  der  darin  bezeichneten  Gegenstände ;  dies 
geschieht,  wenn  man  gekaufte  Gegenstände  wieder  verkauft,  ohne 
sie  körperlich  zu  liefern ;  die  Rechte,  die  aus  dieser  Factur  her- 
vorgehen, können  sogar  durcli  Indossament  auf  die  Art  und  Weise, 
die  noch  im  I.  Ilauptstück  der  Hl.  Abtheilung  angegeben  werden 
soll,  cedirt  werden,  oder  sie  können  auch  als  Depositum  in  der 
Eigenschaft  eines  Mandats  etc.  anvertraut  werden,  um  später  nach 
den  Instructionen  desjenigen,  dem  sie  angehören ,_  darüber  zu 
verfügen. 

Oft  dient  auch  eine  Tactur,  wenn  sie  auch  niclit  acceptirt 
ist,  als  IJeweis ,  um  gewisse  Facta,  oder  den  ^^e^th  gewisser 
Waaren  zu  erweisen,  wie  dies  im  Seehandel  bei  den  Asseciiran- 
zen,    dem   Seewurf   etc.    der    Fall    ist  *). 


Fünftes    Capitel. 

Von      der      Correspondenz. 

249.  Die  Correspondenz  ist  die  fünfte  Art  kaufmännischer 
Beweise  ^),  Indem  das  Gesetz  den  Handelsleuten  auferlegt,  ein 
Copirbuch  für  die  abgesendeten  Driefe  zu  halten,  sowie  die  em- 
pfangenen aufzubewaliren  (s.  INo.  8().)  "*) ,  so  sicliert  es  ihnen 
auch    die    Mittel    zu,    diesen    Deweis    führen    zu    können. 

Diese  Art  Beweis  ist  auf  alle  Arten  zweiseitiger  oder  ein- 
seitiger Verträge  anwendbar  (s.  i\o.  243.),  die  Fälle  ausgenom- 
men, in  welchen  das  (Jesetz  die  Form  der  schriftlichen  iU'dac- 
tion  bestimmt.  Aber  die  Beschaffenheit  der  Sachen,  und  der 
grosse  Unterschied,  der  in  Betreff  der  Vollständigkeit  der  Ver- 
bindlichkeiten zwisclien  den  zweiseitirren  und  den  einseitigen  Ver- 
trägen  bestellt,  verdienen  bemerkt  zu  werden,  wenn  die  Wirkun- 
gen des  Beweises  durch  Correspondenz  in  Betracht  gezogen  wer- 
den   sollen. 


l)  Abw.  Urlli.  21.  Anril   1830    —    3)  1!    (i.  B.   339    415.  --  .0  If.  ii.   U.  UK). 
-  4)  IJ.  (J.  B.  8. 
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Ein  zweiseitiger  Vertrag  wird,  nach  dem,  was  No.  139  u.  f. 
gesagt  wurde,  nur  im  Augenblick,  wo  die  Einwilligung  der  Con- 
tralienten  über  einen  und  denselben  Gegenstand  gegenseitig  ge- 
geben worden ,  gebildet  und  ist  dann  nnwiderruflich ;  nun  ist  es 
aber  nicht  immer  leicht,  den  bestimmten  Augenblick  zu  erkennen, 
wo  dieses  Zusammentreffen  der  gegenseitigen  Willensmeinung  in 
einer  Verhandlung,  die  durch  Correspondenz  gepflogen  wurde.  Statt 
hatte.  Man  muss  dalier  die  Gattung  der  Convention,  die  bewie- 
sen werden  soll,  unterscheiden.  Bei  der  einen  Art  muss  das  Zu- 
sammentreffen zweier  Willen  förmlich  ausgedrückt  sein.  Dies  ist 
der  Fall  beim  Verkauf ').  In  der  andern  reicht  es  hin ,  wenn 
zu  dem  durch  die  eine  Partei  ausgedrückten  Willen  die  Vollzie- 
hung hinzukommt,  welche  die  andere  factisch  gegeben  hat;  dies 
ist  der    Fall   beim   Mandat '^), 

250.  Ist  die  Rede  von  Verkäufen  oder  Conventionen  die- 
ser Art,  so  muss  die  Person,  die  einer  andern  scliriftlich  ein 
Geschäft  vorgeschlagen  hat,  in  ihrem  Willen  bis  zur  Rückantwort 
ausharren.  In  der  Regel  wird  dieses  Ausharren,  so  lange  nicht 
das  Gegentheil  eintritt,  vermuthet;  wenn  aber  eine  Person  ihre 
Willensmeinung  ändert,  oder  zu  contrahiren  unfäliig  wird,  bevorder 
Andere  dem  gethanen  Vorschlag  beigetreten  ist,  so  ist  das  nöthige 
Zusammentreffen  zur  Bildung  der  Convention  nicht  mehr  vorhanden. 

Z.  B.  A.  in  Paris  bestellt  bei  B.  in  Bordeaux  ein  g-ewisses 
Oiiantnm  Waaren,  deren  Qualität  und  Preis  er  bestimmt;  gleich  dar- 
auf und  noch  vor  Ankunft  der  Antwort  schreibt  er  die  Bestellung-  ab, 
oder  stirbt.  B.,  der  bei  Empfang  der  Bestellung  von  der  Willensän- 
dernug'  oder  dem  Todesfall  des  A,  keine  Renntniss  und  das  vorge- 
schlagene Geschäft  angenommen  hat,  kann  dessen  Ausführung  nicht 
verlangen.  Hier  ist  kein  Contractsverbahniss  eingetreten,  da  A.  bei 
Empfang  des  Briefs  von  B.  seinen  Willen  geändert  hat.  Hatte  aber 
B.  schon  einige  Vorkehrungen  zur  Versendung  getroffen ,  oline  dass 
man  ihn  der  Unredlichkeit  anklagen  könnte,  so  wäre  djer  Auftragge- 
ber A.  zu  Schadloshahung  gehalten.  Diese  könnte  man  aber  nicht 
auf  den  von  B.  vorgescluifzten  JVachtbeil  gründen,  dass  er,  im  Augen- 
blick der  Bestellung,  die  Waare  an  Andere  zu  verkaufen  sich  ge- 
w^eigert  habe ;  denn  er  hatte  zu  gew  artigen ,  dass  sie  nicht  in  das  Ge- 
schäft eingegangen  wären. 

In  der  Regel  muss  die  Annahme  des  Anerbietens  von  dem- 
jenigen ,  der  es  gemacht ,  gekannt  sein ,  sonst  ist  kein  Vertrag 
vorhanden.  Nach  dem  eingeführten  Gebrauch  und  nach  den  Um- 
ständen lässt  sich  bestimmen,  in  welcher  Frist  der  Beitritt  zu 
einem  Vorschlag  erklärt  sein  muss,.  um  sich  auf  dessen  Wirkun- 
gen   berufen   zu   können  *) ;    denn   wenn   einerseits  derjenige ,    w  el- 


1)  C.  G.  B.  1582.  —    S)  C.  G.  B.  1985.  —    3)  C.  G.  B.   1382.   —    4)  Abw 
Urth.  1.  Sept.  1813. 
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eher  den  Vorschlag  tlnit,  dem  Andern  eine  gewisse  Zeit  zur 
Antwort  lassen  miiss,  so  hat  andererseits  derjenige,  dem  der  Vor- 
schlag gethan  jvorden,  schleunig  zu  antworten;  er  kann  si):iter 
seine  Annahme  niclit  erklären,  noch  dessen  KrlVilJung,  unter  dem 
Vorgeben,    dass   er   niclit   widerrufen    worden,    begehren. 

Es  kann  sogar  geschehen,  dass  eine  Antwort,  wenn  sie 
auch  den  Beitritt  enthalt,  nicht ^  hinreichend  sei.  Sie  kann  so 
gestellt  sein,  dass  sie  nothwendiger  Weise  eine  neue  Willenser- 
klärung von  Seiten  des  Proponenten  loraussetzt,  dann  muss  man 
nach  den  Umständen  und  Ausdrücken  in  den  Briefen  sicli  ent- 
scheiden. In  der  lll.  Abtheilung  sollen  diese  Grundsätze  auf  den 
Verkauf  angewendet,  und  in  der  VII.  untersucht  werden,  an  wel- 
chem Orte  ein  Vertrag,  der  durch  Correspondenz  Statt  hat,  ala 
geschlossen    vermuthet    wird. 

251.  Ist  ein  Brief  nicht  in  den  Ausdrücken  eines  Vor- 
schlags gestlirieben,  sondern  in  denjenigen  eines  Auftrags  zu  einem 
Einkauf  und  Versendung  einer  gewissen  AVaare  zu  einem  gewis- 
sen Preis,  es  sei  nun,  dass  derjenige,  dem  die  Commission  er- 
theilt  wird,  selbst  die  Waare  liefere,  was  ihm  nicht  untersagt 
ist,  oder  dass  er  sie  kaufen  soll;  so  ist  dies  melir  eine  Ver- 
kaufs-Convention, als  ein  Commissions- Vertrag;  und  da  dieser  Ver- 
trag nicht  nur  durch  die  ausdrückliche  Annahme  der  Person,  der 
die  Macht  gegeben  wird,  sondern  auch  noch  durch  deren  Ausfüli- 
rung,  ohne  andere  Willenserklärung^),  perfect  wird,  so  ist  das, 
was  für  den  Fall  eines  ^erkaufs  gesagt  wurde,  nicht  in  seiner 
ganzen  Ausdehnung  anA>endbar.  Der  Handelsmann,  der  bei  Em- 
pfang des  yVuflrags  seines  Committenten  zu  dessen  Volizieliung  An- 
stalten getroffen  hat,  hat  dadurcli  allein  das  zur  Bildung  des  Ver- 
trags   hinlängliclie    Zusammentreffen    des    V\illens    bewirkt. 

252.  Mittels  dieser  Grundsätze  lässt  sich  die  in  i\o.  224. 
angegebene  Frage  rücksichtlich  der  Fälle,  wo  die  Erlassung  einer 
Schuld  durch  Correspondenz  geschelien  ist,  lösen.  Da  die  Erlas- 
sung der  Schuld  das  Resultat  einer  ('onvention  ist,  so  wird  sie 
nur  in  dem  Augenblicke  giltig,  in  welciiem  sie  vom  Scliiildner 
angenommen  wurde.  Sie  würde  folglich  oline  Wirkung  sein,  wenn 
der  Gläubiger  oder  Schuldner  mit  Tode  abginge,  boor  die  Ori- 
ginal-Urkunde oder  die  Schrift,  welche  die  Entlastung  enthält,  an 
die  Adresse  des  Letztern  gesandt  würde;  seine  Erben  könnten 
kein    Kecht    daraus    erholen. 

V\"enn  aber  JcinanJ  (A.)  ScluilJiior  eines  Andern  (15.)  ist,  dii'sem 
(B.)  \vc;;i'n  l!lrlas>iun^  der  Scliuld  sehr  lobe,  und  Lilzlcier  in  derAnt- 
A'Nürt  sie  gesviilute,    so  NNÜide  das  Ableben  des  Schuldners  (A.) ,  das, 

1)  C.  a.  ü.  1985. 
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wiilirend  die  Antwort  uiiterweg:s  war ,  erfolgte,  dessen  Erben  nicht 
Lindern,  die  Eripssiing-  zu  benulzen.  Diese  Frag-e  wäre  weniger  zwei- 
felLaft,  wenn  die  lirlassuiig-  der  Sclnild  durch  Kiickseiidiing  des  Brie- 
fes oder  des  Original  -  Docuuients  ,  oder  dnrcJi  eine  Aiisferligung  ,  au 
welche  die  Erlassiiug  nnten  angeschrieben  wÜre,  bewirk!  worden  wiire, 
selbst  wenn  diese  Einsendung*  noch  im  Augenblick  des  Ablebens  un- 
terwegs  wäre. 

253,  Man  macht  sich  nicht  bloss  brieflich  verbindlich,  oft 
bringt  das  Stillschweigen  die  nämliche  Wirkung  hervor  (s. 
IVo.  45.).  Wenn  einem  Handelsmann  der  förmliche  Vorschlag  zu 
einem  Handel  gemacht  wurde,  wobei  man  ihm  ausdrücklicli  oder 
folgerungsweise,  aber  immer  auf  eine  bestimmte  Weise,  gesagt 
hätte,  dass  man  iiber  die  angebotenen  Sachen  vor  seiner  Weige- 
rung nicht  verfügen  werde,  oder  dass  in  Ermangelung  einer  Ant- 
wort dieses  Stillschweigen  als  Annahme  des  Vorschlags  betrachtet 
würde,  so  könnten  die  Tribunale  das  Stillschweigen  dieses  Han- 
delsmannes als  eine  Einwilligung  in  den  gethanen  Vorschlag  an- 
sehen, besonders  wenn  es  sich  zeigte,  dass  er  sich  nur  zur  Aus- 
führung weigere,  weil  Begebenheiten  den  geschlobsenen  Handel  un- 
günstig gemacht  haben,  der  beim  Eintreffen  des  Vorschlags,  reelle 
Vortheile   darbot. 

Würde  ein  Brief,  in  welchem  ein  Handelsmann  sich  als 
Gläubiger  eines  Andern  aufstellt,  unbeantwortet  gelassen,  so  kann 
dies  ebenfalls  als  ein  Geständniss  der  Schuld  angesehen  werden, 
wenn,  im  guten  Glauben  auf  dieses  Stillschweigen  hin,  der  Gläu- 
biger versäumt  hat,    seine   Hechte    durch    andere   Mittel  zu  erhalten. 

25-5.  Mit  weniger  Schwierigkeit  lassen  sich  die  Wirkungen 
eines  durch  Correspondenz  eingegangenen  einseitigen  Vertrags  be- 
stimmen;  hier  reicht  es  hin,  tue  Ausdrücke  zu  würdigen.  So 
wird  alsd  der  Brief,  der  die  Antwort  auf  einen  andern  enthalt^ 
angesehen,  als  beziehe  er  sich  darauf,  und  man  kann  nicht  ver- 
muthen,  dass  er  mehr  enthalte,  wenn  der  Wille  daraus  nicht 
klar  erwiesen  Mird,  Enthält  der  Brief  eine  Verbindlichkeit  von 
Seiten  des  Schreibers,  so  muss  man  ihn  zu  seinen  Gimsten  aus- 
legen;  liegt  aber  der  Zweck  ztmi  Grunde,  ihm  Rechte  beizule- 
gen, so  ist  es  gerecht,  den  Sinn  zu  Gunsten  des  E'mpfängers 
auszulegen,  der  nicht  an  Ort  und  Stelle  sein  konnte,  um  der 
Abfassung  dieses  Briefes  zu  widersprechen,  oder  sie  zu  beauf- 
sichtigen. 

IJebrigens  ist  es  wichtig,  die  Absicht  desjenigen,  der  den 
Brief  geschrieben  hat,  wohl  zu  ergründen ;  was  sowohl  durch  die 
Qualität  der  Personen,  ihre  Verhältnisse  und  die  Umstände,  als 
auch  durch  die  Ausdrücke  der  Abfassung  selbst  nach  No.  lOI. 
beurtheilt  wird.      Diese  Regel  findet  hauptsächlich   ihre   Anwendung 
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bei    den    Empfehlungs  -    oder    Creditbriefen    im    Handel,   wovon    im 
VII.   Ilaiiptstück   der   III.  Abtheiliing    die  Rede    sein   soll. 

255.  Nicht  nur  ist  der  Brief  eines  Handelsmannes  für  ihn 
verbindlich,  sondern  er  fordert  ihn  gleiclisain  auf,  der  von  ihm 
anerkannten  Verbindlichkeit  nachzukommen,  und  setzt  ihn  auch  in 
Verzug,  obgleich  No,  245.  gesagt  'worden,  dass,  wenn  das  Gesetz 
die  Nothwendigkeit  gewisser  Acte  auferlegt,  ein  JUrief  niciit  als 
Aequivalent  dienen  könnte,  und  derjenige,  für  den  ein  Act  die- 
ser Art  gemacht  wefden  sollte,  durch  Currespondenz  erklären  kann, 
dass  er  auf  alle  Formalität  verzichte  und  gehörig  benachrichtigt 
sei.      (S.   die  Anwendung   dieses    Princips   in   No.  434.) 

256.  Alles,  was  in  diesem  Capitel  gesagt  wurde,  ist  haupt- 
sächlich auf  die  Handelsleute  anwendbar,  weil  sie  gehalten  sind, 
Bücher  zu  führen  ^).  Gegen  ISicht-IIandelsleute  kann  man  es  nicht 
anwenden ,  selbst  nicht  in  Streitigkeiten ,  die  sich  auf  gemachte 
Handelsgeschäfte  beziehen,  es  wäre  denn,  dass  die  Briefe,  die  ih- 
nen beigelegt  worden,  bestimmt  und  formell  wären,  mus  sie  dann 
in  die  Classe  der  Trivatacte  bringen  würde.  H<itten  sie  nicht 
diese  Eigenschaft,  so  würden  sie  nur  eine  Präsumtion  ausmaclien, 
die  nothwendiger  Weise  richterlicher  Entscheidung  anheim  ge- 
stellt ist. 


Seclisles  rapitel. 

Von         den         H      ii      c      h      e      r      n . 

2«37.  Der  Beweis  aus  den  Biichern  ist  sehr  wichtig.  Damit 
er  aber  zulässig  sei,  muss  die  Streitigkeit  zwisclien  Handelsleuten 
Statt  haben,  d,  h.  der  Handel  muss  nach  i\o.  17  u.  f.  das  ge- 
wölinliche    Gewerbe   der    einen   oder  andern   Partei   sein    ). 

So  könnte  also  eine  ()j)eration,  die  sogar  ihrer  Bescliairtn- 
Iieit  nach  ZMischen  einem  llandelsmanne  und  einem  Nichtliandtls- 
manne  Statt  hatte,  von  letzterm  abir  abgeliiugnet  wird,  »liirch  die 
blosse  Erwähnung  in  dtn  Biichern  des  Handelsmannes  nicht  be- 
wiesen werdrn.  IMan  kehrt  dann  zum  gemeinen  Ut«Iiie  /tiriick, 
welches  iViemandem  crlaul)t,  sich  selbst  einen  lUchlNiilcl  v.w  \ er- 
schauen, und  nicht  gestattet,  dass  die  Hiiclier  der  liandi  Ibleule 
gegen  jNichtliandelsIeiite  fiir  gemachte  und  durin  ^erzcicjjnete  Lie- 
ferungen     als      Bouisniiltel    dienen  '). 

Selbst    in    diesem    Falle    ist  im    Handel   festgesetzt,    >^enn    die 


1)  H.  G.   B.  8.  —     2)  II.  G.  B.    1?.  —     3)  (  .  (i.   IL  1329 
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Bücher  ordentlich  geführt  sind,  wenn  sie  Tag  für  Tag  ohne 
weisse  Lücke  noch  Rasuren  geschrieben,  wenn  der  Handelsmann 
im  Rufe  eines  redlichen  Mannes  steht,  dass  das,  was  sich  aus 
den  Büchern  ergibt,  durch  andere  Indicien  unterstützt  werde,  z.  B, 
wenn  der  Beklagte  die  Gewohnheit  hatte,  auf  Credit  zu  nehmen, 
wenn  die  an  ilm  gemachten  Lieferungen  sich  nicht  auf  eine  be- 
deutende Summe  belaufen  und  walirscheinlich  sind,  wenn  endlich 
das  Begehren  im  Laufe  des  Jahres,  in  welcliem  die  Lieferung 
gesclielien ,  angebracht  worden  ^) ,  so  geben  sie  Anlass  zu  einer 
Präsumtion ,  welche  die  Richter  zum  Entscliluss  bringen  kann, 
den  Reclamationen  des  Handelsmanns  Gerechtigkeit  widerfahren  zu 
lassen,  indem  sie  ihm  den  Eid  zuerkennen,  um  dadurch  das,  >vas 
am  Beweis  felilt,  zu  ergänzen").  Hat  er  aber  kein  Buch,  oder 
sind  die  Büclier  nicht  ordentlich  geführt,  so  wird  der  Kid  des 
Beklagten  gegen  ihn  angenommen,  und  ist  sogar  nicht  einmal  nö- 
thig,   um    die   Forderung    des    Klägers    zu   verwerfen, 

258.  Entstellen  Streitigkeiten  zwischen  Handelsleuten ,  so 
können  ordi^ntlicli  geführte  Bücher  in  Hand^lsangelegenheiten  als 
Beweismittel  zugelassen  werden  ^) ,  die  Ricliter  Iiaben  in  diesem 
Betraclit  scliiedsrichterliclie  Gewalt,  es  sei  nun,  dasa  die  eine 
Partei  sich  zur  Vorlegung  ilirer  eigenen  Büclier  erbietet,  oder 
dies  ilirem  Gegner  gestattet  *).  Eine  nothwendige  Bedingung  ist 
also,  dass  die  zu  beweisende  Sache  eine  Handelsangelegenheit  be- 
trifft. Wenn  aber  die  eingegangene  Verbindlichkeit  nicht  aus  einem 
Handelsgeschäft  der  beiden  handeltreilienden  Parteien  entstanden 
ist,  z,  B.  wenn  ein  Seidenfabrikant,  der  Eigen thümer  eines  Wein- 
bergs ist,  das  Product  an  einen  Weinhändler  verkauft  und  dieser 
Verkauf  nur  Handelsgeschäft  von  Seiten  des  Käufers  und  nicht 
von  Seiten  des  Verkäufers  ist,  so  wäre  es  zweifelhaft,  ob  die 
Bücher  zwischen  ihnen  einen  Beweis  liefern  könnten.  Da  jedoch 
nach  No.  86.  die  Bücher  eines  Handelsmannes  sogar  dasjenige 
aufnehmen  sollen,  was  seinem  Handel  fremd  ist,  so  könnte  dies 
den  Richter  veranlassen,  die  Vorlegung  der  Bücher  der  einen 
oder  andern  Partei,  oder  beider  Parteien  selbst,  ex  officio  zu 
verlangen  ^) ,  um  sich  über  die  Thatsache  oder  die  Bedingungen 
der  zwischen  ihnen  Statt  gehabten  Verhandlung  Aufklärung  zu 
verschaffen. 

Die  Bücher,  welche  das  Gesetz  zulässt,  sind  nicht  bloss  die 
in  No.  86.,  89.  und  90.  angegebenen  drei  ^) ;  es  reicht  hin,  dass 
es  regelmässig  geführte  Bücher  sind.  Nur  ist  wohl  zu  merken, 
dass,    wenn    ein    Handelsmann    die    unumgänglich    nöthigen    Bücher 

1)  C.  G.  B.  2272.  —  2)  C.  G.  B.  1329,  1367.  —  3)  H.  G.  B.  12.  — 
4)  Abw.  Urth.  20.  Aug.  I8l8,  20.  Jan.  1824,  4.  Febr.  1828.  —  5)  Abw,  ürth. 
25.  Nivose  X,  20.  Juni  1810.  —    6)  H.  G.  B.  12. 
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nicht  hat,  oclcr  wenn  sie  imregelmässi^  geführt  sind,  sie  nicht 
durch  die  Ililfsbliclier,  wie  No.  87.  gesagt  wurde,  ergänzt  werden 
können;  sie  können  allenfalls  nur  dazu  dienen,  über  die  darin 
gemachten  Verzeichnungen  Aufschluss  zu  geben,  üebrigens  könn- 
ten die  unregelmässig  geführten  Bücher,  die  nicht  als  Beweismit- 
tel zu  seinen  Gunsten  zugelassen  werden  ^),  ebenso  wie  jede  an- 
dere   Privatschrift    gegen    ihn   dienen  -). 

Das ,  was  in  Betreff  des  Beweises  einer  Forderung  gesagt 
wurde,  lässt  sich  auch  vom  Richter  in  dem  Falle  anwenden,  wo 
ein  Handelsmann  seine  Bücher  vorlegen  wollte,  um  durch  die  In- 
teressen-Zahlung eines  Capitals  oder  eines  Tlieils  der  Schuld  dar- 
zuthun,    dass   die   Verjährung  unterbrochen    worden   (s.   JNo.    240  ). 

259.  In  keinem  Fall  aber  kann  sich  ein  Handelsmann  der 
Vorlegung'  seiner  Bücher  weigern ,  selbst  wenn  er  sich  nicht  auf 
iie  berufen  würde ,  um  sich  auf  eine  rechtskräftige  Urkunde  zu 
stützen,  weil  es  niclit  unmöglich  wäre,  dass  er  irgend  eine  Zah- 
lung erhalten  hätte  ').  Die  Weigerung,  sie  vorzulegen,  wenn  die 
zehn  Jahre,  während  welcher  sie  aufbewahrt  werden  müssen  *), 
nicht  abgelaufen  sind,  könnte  seine  Uedlichkeit  in  Verdacht  setzen. 
Der  einzige  Umstand,  dass  keine  Bücher  vorhanden  sind.  Märe 
nicht  hinreichend,  um  einem  Handelsmann  das  Recht  zu  nehmen, 
sich  die  gehörig  erwiesene  Schuldforderung  bezahlen  zu  lassen, 
wenn  niclit  andere  Präsumtionen  der  Befreiung  von  der  Schuld 
zu  Gunsten  des  Schuldners  vorhanden  sind.  Die  nämlichen  Vor- 
schriften   sind    auch    auf    die  Erben    des    Handelsmannes    anwendbar. 

Sollen  Bücher  bei  Gericht  vorgelegt  werden,  um  ohne  Un- 
terscliied  ihres  Inlialts  durchgeblättert  oder  durchgesehen  zu  wer- 
den ,  so  kann  dies  nur  von  Gerichtswegen  bei  einer  Erbschaft, 
einer  Gütergemeinschaft,  einer  Societäts-Tiieihmg,  einem  Falliment 
geschehen  ^).  Die  Erben,  die  Associe's  eines  Handelsmannes,  ha- 
ben im  Grunde  genommen  ein  Interesse,  das  Ganze  der  Opera- 
tionen, in  welchen  sie  wirkliclie  Miteigenthümer  sind,  zu  kennen. 
Die  Gläubiger  eines  Falliten  haben  das  nämliche  Recht,  weil  sie 
gleiches  Interesse  haben;  übrigens  ist  die  Veröffentlichung  der 
Geschäl'te  nicht  mehr  zu  befürchten,  und  diese  Untersuchung  kann 
allein    über    die    AulIVilirung   des    Falliten    Aufschluss    geben. 

In  der  Vli.  Ahilieiliing,  wo  die  Gerichtsordnung  vorkommt, 
soll  angegeben  werden ,  in  welchen  Formen  die  Miltheilung  und 
die  Untersucliung  dieser  Bücher  Statt  haben  kann,  so  wie  auch 
die  Fälle  angeführt  werden  sollen ,  in  welchen  der  Beweis ,  der 
aus    den   Büchern    eines    Dritten   Jiervorgelit,    geführt   werden   kann. 

I)  II.  (i.  B.  13.  —     2)  C.    G.    n.    1.">.H.    —     3)    AI>w.    Urth.    25.    >i\ösr    X. 
4.  VentAse  X.  —    4)  H.  ü.  ü.  11.  —    5)  H.  G.  IJ.  14. 
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2^0.  Aus  der  Darstellung  dieser  Grundsätze  ergibt  sich, 
das:?,  wenn  ein  Handelsmann  gegen  einen  andern  klagt ,  zwei  ver- 
schiedene Fälle  sich  darbieten  können :  entweder  besitzt  der  Klä- 
ger allein  Bücher  in  gehöriger  Form ,  oder  der  Beklagte  hat  de- 
ren ebenfalls.  Hat  sich  im  erstem  Fall  der  Beklagte  eines  Feh- 
lers schuldig  gemacht,  so  wird  zu  Gunsten  des  Klägers  entschie- 
den'), und  steht  er  in  gutem  Hufe,  sind  seine  Bücher  von  sei- 
ner Hand  oder  von  derjenigen  seines  Coramis  geführt,  so  soll  die 
Verurtlieilung  mit  oder  ohne  Ergänzungseid  keiner  Schwierigkeit 
unterworfen  sein^).  Mehr  Schwierigkeit  bietet  aber  der  Fall  dar, 
wenn  der  Beklagte  ebenfalls  Bücher  in  guter  Form  führte,  welche 
seine  Verhandlungen  in  gehöriger  Folgereihe  enthielten,  ohne  dass 
daraus  die  Forderung  des  Klägers  hervorginge.  In  der  Regel  ha- 
ben die  Bücher  des  Einen  keinen  Vorzug  vor  denen  des  Andern, 
Die  Limstände,  die  eingezogenen  Erkundigungen ,  die  Präsumtionen, 
die  dem  Ermessen  der  Kicliter  anlieim  gestellt  sind ,  die  Corre- 
spondenz ,  der  Zeugenbeweis ,  werden  mehr  oder  weniger  dereinen 
der  beiden  Parteien  als  Stütze  dienen.  Soviel  ist  aber  walir,  dass 
derjenige,  welcher  aus  einer  Urkunde  Schuldner  ist  und  seine 
Befreiung  von  der  Scliuld  nur  durch  seine  Bücher  erweisen  woll- 
te, am  wenigsten  begünstigt  ist;  er  konnte  eine  Quittung  verlan- 
gen, oder  dafür  sorgen,  dass  der  Gläubiger  die  Zahlung  in  seine 
Bücher    einsclireibe. 

Diese  Regeln  würden  sich  oline  Unterschied  auf  eingegan- 
gene Verbindlichkeiten  und  deren  Befreiung  anwenden  lassen.  Das 
Vorgeben  eines  Handelsmannes,  dass  er  aus  Irrthum  eine  nicht 
empfangene  Zahlung  eingeschrieben,  oder  eine  empfangene  einzu- 
schreiben vergessen  habe,  würde  nicht  zugelassen.  Der  Irrthum  in 
einem  entgegengesetzten  Sinne  wäre  leichter  zu  vermutlien ,  da  es 
in  der  Buchhaltung  gebräuclilich  ist,  eine  Einnahme  erst  nach  Em- 
pfang, eine  Ausgabe  aber  schon  vor  Uebergabe  der  Gelder  einzu- 
schreibeji. 

Das  Gesetz  legt  den  Büchern  nicht  die  Kraft  eines  noth- 
wendigen  Beweises  bei^  sie  können  bloss  zugelassen  werden^); 
scheinen  sie  gegen  den  Handelsmann ,  der  sie  führt,  zu  zeugen, 
so  können  sie  sogar  nicht  gegen  ilin  beweisen ,  ohne  dass  ein 
entgegengesetzter  Beweis  zugelassen  werden  kann.  Die  Berichti- 
gung einer  angeführten  Stelle  kann  vom  Richter  nach  Umständen 
oder  Präsumtionen,  die  er  zu  erwägen  berechtigt  ist,  angenom- 
men  werden.  - ' 

Was    das    Interesse   betrifft,    welches    Nichthandelsleute    haben 


1)  H.  G.  B.  13.  —    2)  H.  G.  B.  17.  —     3)  H.    Q.    B.  12.     Abw.    Urth.    18. 
Dec.  1827. 
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können  j  sich  auf  di«  Bnclier  zu  berufen,  so  erleidet  das  Tom 
(Zivilrecht  anfg^estellte  Princip ,  nach  welchem  die  Handelsbücher 
ceffen  Handelsleute  Beweiskraft  haben ,  keine  Abänderung  ^) ,  aber 
derjenige,  welcher  Vortheil  daraus  ziehen  will,  kann  das,  was 
sie  gegen  seine  Forderung  Nachtheiliges  enthalten ,  nicht  davon 
trennen.  Seinerseits  kann  der  Handelsmann  von  seinem  Gegner 
die  Vorlegung  der  Bücher,  welche  zu  einem  Vergleiche  dienen  kön- 
nen,   nicht  verlangen,    da  dieser  niclit  gehalten  ist,    deren  zu  führen. 

261.  Ziemlich  liäufig  geschielit  es,  dass  Detaillisten  unter 
sich  sowohl,  als  mit  Privaten,  Büchlein  halten,  wovon  das  Du- 
plicat  dem  Andern  als  Controle  dient,  und  worin  sie  die  ge- 
lieferten Waaren  und  die  gemachten  Zaiilungen  einschreiben.  Ein 
solches  Büchlein  dient  als  Beweis  gegen  den  Inhaber,  wenn  auch 
die  gemachte  Erwüliniing  von  der  Hand  seines  Gegners  geschrieben 
i*t;  gegen  die  vorgebliclie  ünriclitigkeit  hätte  er  In  einer  kur- 
zen  Zeitfrist    reclamiren   sollen. 

Unter  gleichen  Umständen  dienen  auch  für  gewisse  Liefe- 
rungen im  Kleinen  die  Kerbhölzer,  wenn  sie  auf  ihre  Mu- 
ster passen^);  wird  aber  das  Muster  nicht  vorgelegt,  so  ist  es 
der  jXatur  der  Saclie  angemessen,  sich  an  das  Kerbholz  des  Klü- 
gers zu   halten. 


Siebentes  Capitel. 

Vom     Ze«i;:enbe  weis. 

262.  Die  meisten  kaufmännischen  Verträge,  besonders  die- 
jenigen, die  auf  Messen  und  Märkten  geschlossen  werden,  kön- 
lU'U  nur  durch  Zeugen  erwiesen  werden  ^).  Doch  sollen  noch  in 
der  Folge  gewisse  Fälle  angegeben  werden,  in  welchen  die  Ge- 
M?tze  einen  schriftlichen  Act  gebieten,  in  andern  Fällen  muss 
man  Bedingungen  erfüllen,  welche  die  Möglichkeit,  sich  anders 
als  scliriitlich  ausdrücken  zu  wollen,  nicht  voraussetzen.  Dies 
sind  in  gewissen  Umständen  die  Protestationen,  das  gerichtliche 
Anbringen,  oder  die  Aufforderungen.  In  diesem  Fall  ist  der  Zeu- 
geubeweis  nicht  zulässig,  oder  wenigstens  nur  in  den  nämlichen 
Fällen,  wo  das  ('i\ilrecht,  selbst  >*enn  es  schriftliche  Beweise 
i'ordert,    dem   Richter    erlaubt,    durch    Zeiigeiibeweis     zu    ergänzen. 

So    autorisirt    also    das    Civilr^rlit    das    Zcug-on verhör ,     >veiin    ein 
sclirifllicher  lie^veis-Au^ung   vorhaxideu   ist  ^) ,   d,  L.   Aveuu   eiue  Sclirii), 


1)  C.  G.  B.  1330.  —    2)  r.  G.  R.   ]XV].  -  3)  II.  G.  B.   I()9.   Abw.  Irtli.  3Ö. 
Mai   IS2<).  —     4>  C.  G.  B.   1347.     Abw.  IJrtb.  12.  Dcc.  1825. 
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welches  aiicb  die  Form  der  Abfassung  sein  mag",  die  vom  Beklao^ten 
oder  Ton  seinem  Stellvertreter  ausgegangen  ist ,  das  angefiilirte  Fac- 
Jnni  -walirsclieinlicli  macht.  Die  Würdigung"  der  Schrift ,  aus  "welcher 
dieser  Beweis-Anfang  abgeleitet  werden  soll ,  steht  dem  Richter  zu  *) 
und  es  ist  nnzweifelhaft ,  dass  er  diese  Wirkung  einem  Biilet  (eige- 
nem Wechsel)  beilegen  kann,  das  in  den  Fällen,  wo  es  die  in 
No.  245.  ang-egebenen  Erfordernisse  haben  muss,  nur  mit  der  Un- 
terschrift des  Ausstellers  versehen  wäre^"^). 

Hier  ist  nur  noch  zu  sagen ,  dass  im  Handel  in  allen  Fäl- 
len, wo  weder  ausdrücklich ,  noch  folgerungsweise  untersagt  ist,  den 
Zeugenbeweis  zuzulassen,  die  Richter  von  diesem  Reweismittel  Ge- 
brauch machen  können*);  sie  dürfen  aber  nicht  aus  dem  Auge 
lassen ,  dass  dieser  Reweis  gefahrlich  ist ,  weil  zu  befürchten 
ist,  dass  man  in  Handelssachen,  eben  so  wie  in  Civilsachen,  falsche 
Zeugen  aufstelle;  sie  müssen  daher  von  der  ihneti  vom  Gesetze 
eingeräumten  Gewalt  behutsamen  Gebrauch  machen.  Darüber  sol- 
len  noch   einige    Vorschriften   No.    1375.    ertheilt    werden, 

263.  Die  Refngniss,  den  Zeugenbeweis  zuzulassen,  ist  nicht 
nur  auf  die  Verträge  anwendbar,  sondern  auch  auf  die  Anerken- 
nung einer  Schuld,  auf  die  man  sich  zur  Unterbrechung  der  Ver- 
jährung beruft  (s.  No.  240.),  so  wie. noch  auf  den  Reweis  einer 
Befreiung,  selbst  dann,  wenn  es  sich  um  eine  schriftliche  For- 
derung Iiandelt''). 

Häufig  kommt  es  vor,  dass  ein  Handelsmann  in  einer  Schrift  den 
Werth  als  empfangen  angibt ,  ohne  eine  weitere  Garantie  als  durch 
Worte  oder  Auftrag.  Es  kann  daher  unumgänglich  no'thig'  sein,  den 
Beweis  zuzulassen  ,  dass  das  angeführte  Geld  nicht  bezahlt  wurde, 
oder  dass  die  Waaren  ,    obgleich  bezahlt ,    nicht  ausgeh'cfert  wurden. 

Man  kann  aber  nicht  durch  den  blossen  Zeugenbeweis  die 
Befreiung  von  einem  richterlichen  Spruch  aufstellen,  weil  ein  ür- 
theil,  was  auch  sein  Gegenstand  sei,  niemals  eine  kaufmänni- 
sche Verbindlichkeit  genannt  werden  kann  ^),  Wenn  die  That- 
sache,  oder  die  Gewohnheit,  kaufmännische  Engagements  ein- 
zugehen, wodurch  Jemandem  die  Qualität  als  Handelsmann  bei- 
gelegt wird,  erwiesen  werden  soll,  so  ist  der  Zeugenbeweis 
nach  No.  79.  das  einzige  Mittel,  das  den  Gerichten  zu  Gebote 
stellt,  um  die  in  dieser  Beziehung  entstandenen  Streitigkeiten  zu 
schlichten.  Eben  so  verhält  es  sich  jedesmal,  wenn  die  zu  be- 
weisende   Sache    mehr    in   einer    Thatsache ,    als    in    einef  Conven- 


1)  CG.  B.  1139.  —    2)  Abw.  Urth.  3.  Juni  1823,   4.  Febr.  1829.        - 

3)  Da  diese  Materie  dem  Civilrecht  angehört,  so  ist  eine  nähere  Erörterung 
überflüssig.  '  Pard. 

4)  Al)w,  Urth.  1.  Juli  1824,  27.  Mära  1825.  15.  Mai  1825,  21.  Juni  1827, 
26.  Mai  18-29.  —  5)  Cass.  3.  Prairial  IX,  Abw.  Urth.  4.  Jan.  1808,  19.  Juni 
1810,  1.  Aug.  1810,  11.  Nov.  1813,  23.  März  1824.  —  6)  Cass.  5.  Febr. 
1812.     Abw.  Ürth.  14.  Febr.  1827,  scheint  anderer  Meinung  zu  sein. 
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tion  besteht;  cla  die  Tfiatsachen  selten  schriftlich  erwiese»  wer- 
den können,  und  das  Verbot  oder  die  Weigerung'  des  Zeiigenbe- 
weises  im  Allgemeinen  eine  Art  Strafe  ist,  die  demjenigen  auf- 
erlegt wird,  der  sich  nicht  mit  einem  schriftliche!!  Beweis  in  den 
vom   Gesetze    gebotenen  Fällen   versehen   hat» 


Achtes  CapiteL 

Von     den     Präsumtionen. 

264.  Die  Präsumtionen  sind  Folgerungen,  die  das  Gesetz 
oder  die  Obrigkeit  aus  einer  bekannten  Thatsache  auf  eine  un- 
bekannte zieht ^).  Die  einen  sind  gesetzlich,  die  andern  sind 
aussergesetzlich  und  dem  ürtheil  und  dem  Gewissen  des  Rich- 
ters anbei  m  gestellt,  daher  man  sie  auch  menschliche  Prä- 
sumtionen   nennt'). 

Die  ge  s  et  zlich  en  Präsumtionen  sind  Verfügungendes 
Gesetzes,  das  in  Folge  von  AVahrscheinlichkeiten,  die  eine  Art 
Evidenz  haben,  gebietet,  gewisse  Sachen  für  wahr  zu  halten, 
ohne  dafür  einen  andern  Beweis,  als  den  Willen  des  Gesetzge- 
bers  zu   haben. 

Die  Zahl  der  Präsumtionen  ist  limitirt ,  man  kann  dieselben  niclit 
'durch  Analogie  erschaffen  ^) ,  weil  sie  nur  Ausnahmen  von  allge- 
meinen Grundsätzen  sind  und  ihr  Nutzen  nur  sehr  beschränkt  ist. 
Würden  sie  von  minder  starken  Wahrscheinlichkeiten  abhängen, 
so  würde  die  Unannehmlichkeit  entstehen ,  dass,  indem,  sie  zur 
Vereitelung  oder  Bestrafung  des  Betrugs  dienen ,  sie  eben  so  gut 
redlich    geschlossene   Acte    treffen   und    zerstören   könnten. 

Es    gibt   viererlei   Arten   Präsumtionen  t 

1)  Die  gesetzlichen  Verfügungen,  dte  sich  auf  ge- 
wisse Umstände  gründen,  um  eine  Klage  zu  umgehen,  eine  Be- 
freiung zu  erklären ,  ein  Eigenthum  zuzusichern  oder  gewisse  Acte 
für  null  imd  nichtig  zu  erklären.  Man  hat  Beispiele  von  Präsum- 
tionen bei  Befreiung  in  der  Erlassung  der  Schuld  (s.  No.  224.) 
und  bei  der  Verjährung  (s  No.  240.).  Beim  Kauf  und  beim  Fal- 
liment   sollen    noch    andere    Beispiele    angefülirt    werden. 

2)  Das  Ansehen,  'welches  das  Gesetz  einem  rechtskräf- 
tigen Urtheil  beilegt,  gegen  welches  mau  nicht  mehr  ein- 
kommen  kann.  Dieses  Ansehen  ist  von  der  Art  ,  dass,  wenn  die 
verurtheilte  Partei  nach  gelalltem  Urtheil  die  klarsten ,  zu  ihren 
Gunsten   sprechenden  Documente    wieder  aufliuden   würde,   sie  nicht 


1)  C.  G.  B.  1319.  —    Z)  C.  G.  B.  r350,  1353.—    3)  Gas?  18.  MäiiS  1^07. 
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weniger  der  Vollziehung  des  Urtheils  unterworfen  wäre,  sie  mtisste 
denn  erweisen,  dass  der  Gegner  diese  Dociirnente  zuri'ickbelialten 
hätte  ^).  Das  rechtskräftige  Urtlieil  bringt  aber  nur  diese  Wir- 
kung hervor,  wenn  die  eingeklagte  Sache  die  nämliche,  die 
Ursache,  worauf  die  Klage  berulit ,  dieselbe  Ist  -) ,  und  die  Klage 
zwischen  denselben  Parteien,  in  derselben  Qualität  als  Kläger  und 
Beklagte,  Statt  hat.  Damit  die  ürsaclie  die  nämliche  sei,  ist 
nicht   immer  nöthig ,    dass  die  Folgerungen  wörtlich  einerlei  seien. 

Z.  B.  Jemand  ist  z«ir  Zalilnng-  eines  Weclisels  verurtlieill  wor- 
den; sein  Gläubiger  nimmt  in  Folg-e  des  ürtliels  Hypothek;  der 
Schuldner  begehrt,  dass  sie  aufgehoben  Averde ,  iiiclein  er  vorgibt, 
dass  er  den  Wechsel  nicht  schulde.  Das  Urtlieil,  welches  diese  Nul- 
lität aufnehmen  ^^ürde,  würde  das  rechtskräftige  ürtheil  verletzen; 
denn  die  Hypothek  ist  ein  accessorischer  Theil,  und  um  sie  zu  annul- 
liren,  müsste  die  Verurtheilung  zur  Zahlung  neuerdings  in  Frag-e  ge- 
stellt werden  *). 

Ebenso  ist  ein  in  einer  Criminalsache  gefälltes  ürtheil  nicht 
immer  ein  Hinderniss,    dass   civiliter  darin  erkannt  werden  kann*), 

Z.  B.  wenn  in  einem  Criminalprocess ,  wo  ein  Docnmeut  als 
verfälscht  angefochten  ist,  der  angebliche  Glänbig-er  von  der  Fälschung 
freigesprochen  wird,  so  würden  die  Richter,  bei  denen  die  Klage 
wegen  der  Zahlung  angebracht  ist,  das  rechtskräftige  ürtheil  nicht 
verletzen,  indem  sie  die  Verificatiou  der  Unterschriften  verordneten 
und  sie  nicht  als  von  der  Hand  des  angeblichen  Schuldners  geschrie- 
ben erklärten;  es  sei  nun,  dass  sie  die  Convention  als  betrügerisch 
oder  als  erpresst  anmilliren  würden^).  Derjenige,  ^velcher  crimina- 
liter  als  Mitschuldiger  in  einem  betrügerischen  Bankerott  verfolgt  uud 
von  der  Anklage  freigesprochen  wird,  wäre  desshalb  nicht  vor  einer 
Civilklage  geschützt,  die  auf  Nullität  oder  Aufliebung  wegen  Betrugs 
der  Acte,  worauf  sich  der  Criminalprocess  gründete,  erhoben  werden 
könnte  ^).  '  _ 

3)  Das  Geständnisse  d.  h„  die  von  einer  Person ,  welche 
sich  fähiger  Weise  verbindlich  machen  kann,  gegebene  Erklärung 
über  die  Wahrheit  einer  Thatsache  oder  die  Legitimität  eines 
Hechts").  Dieses  Geständniss  ist  entweder  ein  gerichtliches 
oder  ein  an  SS  er  gerichtlich  es.  Das  gerichtliche  Ge- 
ständniss ist  dasjenige,  welches  eine  Partei,  oder  eine  von  ihr 
besonders  hiezu  bevollmächtigte  Person  vor  Gericht  ablegt.  Es 
hat  gegen  denjenigen ,  der  es  gemacht  hat,  vollkommene  Beweis- 
kraft und  kann  nicht  widerrufen  werden ,  ausser  wenn  erwiesen 
wird,    dass   es   die  Folge   eines   faclischen  Irrthums   ist"^),  wie  z.  B. 


1)  G.  O.  448,  488.  —  2)  C.  G.  B.  1351.  —  3)  Cass.  5.  Febr.  1817.  — 
4j  Abw.  Urth.  17.  Nivose  XIll,  5.  Nov.  1818,  '>.  April  1823,  .3.  März  1834.  — 
5)  Abvv.  Urth.  19.  März  1817.  —  ü)  Abw.  Urth.  2ö.  Mai  1829.  —  7;  C.  G.  B. 
135;.  _     8;  C.  G.  B.  1350. 
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derjenige,  dessen  Ilanpt-Kennzeiclieii  ]\o,  150.  angegeben  wor- 
den, nur  miiss  es  in  seiner  Vollständigkeit  genommen  werden'  '). 
Das  aussergericlitliche  G'eständniss  ist  dasjenige,  welches 
ausserhalb  eines  Urtheils  abgelegt  wird.  Wenn  die  Forderung, 
auf  die  es  vorgeblicher  Weise  Bezug  hat,  nicht  durch  Zeugen  er- 
wiesen werden  kaim  ,  so  könnte  der  Beweis  des  Geständnisses  durch 
Zeugen  nicht  zugelassen  werden ,  das  Tribunal  hätte  aber  das 
Recht,  aus  der  Weigerung,  bei  dem  von  ihm  angeordneten  Zeu- 
genverhör,     auf  ein    Geständniss   zu    schliessen  ^), 

4)  Der  Eid,  d,  li.  der  bürgerliche  und  religiöse  Act,  wo- 
du^"ch  eine  Partei ,  auf  Antrag  ihres  Gegners  oder  des  Richters, 
Gott  zum  Zeugen  ihrer  Erklärung  anruft,  indem  man  dabei  die 
vom  Staatsgesetze  vorgeschriebenen  Formen  beobachtet  oder  den 
Ritus  der  Religion ,  zu  der  sie  sich  bekennt  ^j.  Darüber  sollen 
in    jVo.    1376.    einige    Vorschriften    ertheilt    werden. 

Die  Parteien  können  nicht  zum  Voraus  auf  die  Präsumtio- 
nen verzichten,  es  müsste  denn  das  Gesetz  diese  Verzichtleistimg 
verstattet  haben  ^•*).  Diejenigen,  zu  deren  Gunsten  sie  bestehen, 
sind  keinem  andern  Beweis  unterworfen,  um  ihre  Forderung  zu 
rechtfertigen,  wenn  nicht  das  Gesetz  selbst,  welches  die  Prä- 
sumtion  aufgestellt  Iiat,     sie   dazu    nöthigt. 

So  ist  ]\o.  240.  wegen  gewisser  Verjährungen  gesagt  wor- 
den, das  diejenigen,  welche  sie  einwenden,  sie  eidlicli  erhärten 
müssen,  wenn  sie  dazu  aufgefordert  werden.  Von  einer  andern 
Seite  werden  diejenigen,  gegen  welche  diese  Präsumtion  spricht, 
zum  Gegenbeweis  nicht  zugelassen  ,  wenn  ihn  das  Gesetz  nicht 
vorbehalten  hat,  und  dies  selbst  dann  nicht,  wenn  durch  diesen 
Beweis    bezweckt    würde,    ihre    Redlichkeit    darziithun. 

Nun  gibt  es  noch  Präsumtionen,  die  ein  Merkmal  von  we- 
niger absoluter  Kraft  an  sich  tragen,  insofern  sie  dem  Gegen- 
beweis nachstellen ,  ohne  dass  ilin  der  Gesetzgeber  vorbehalten  zu 
liaben    braucht. 

So  kann  die  VermulImiifJ:  des  Ei<;entl.jinisreclits,  die  «ins  dem 
Besil/.  enlspriiifj;!  ,  durcJi  den  Beweis  einer  Conveulion  zerstorf  ^vp|•- 
de«/j ,  ^^el^be  diesem  Besitz  eine  andere  Ursache  als  die,  -welche 
aus  dem- Eigentbnm   entspringt,   beigelegt  hat.      Das  Dasein   diesjer  Con- 


:1)  Abw.  Urth.  17.  Mai  1808.  —  2)  Z.  B.  Jemand  klagt  gegen  mich  auf  Zali- 
liin^  von  4(KM)  Francs;  ich  gestehe  ein,  <1<i.ss  ich  sie  schuldig  wnr,  darauf  aber 
die  Hälfte  Ix'zahlt  liahc:  mein  (ioständniss  kann  \oni  (il.iiil)ii;er  nicht  getlicilt 
werden,  indem  er  das   Mine  annimmt  und  das  Andere  vtMwirft.       Ro{;{ron. 

3)  Abw.  Urth.   15.  Febr.   1812.  —     4)   Ahw.  l'rth.  28.   März  iSlt). 

5)  H.  G.  B.  3t>7.  — Hi)  Dies  hezivlit  sich  auf  den  Assecurnnz-Vertrag  im  See- 
handel ,  der  auf  gute  oder  sclilimme  Naciirichten  abgeschlossen  ist.  Im  erstem 
Fall  würde  die  Vratnic  geringer  sein,  im  andern  grösser.  A.  d.  IT. 

7)  ('.  (i.  Ö.  2271). 
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.  Tention  könnte  sog'ar  von  einer  blossen  Präsnnilion  Iierriiliren^  d.  h» 
aus  einer  Bereclinung- ,  die  nur  auf  VerwuuftscJi hissen  beruht,  welche 
die  gesetzliche  Präsumtion  bestreiten  nnd  zersloien  würde,  indem  sie 
erwiese,  dass  die  besondere  Ursache,  aufweiche  die  Präsumtion  ge- 
gründet ist,  gänzlich  aufhört.  So  w^iirde  in  der  Regel  eine  Obliga- 
tion ,  die  ein  Schuldner  gegen  seinen  Gläubiger  ausstellt,  worin  er 
erwähnt,  dass  sie  der  schuldige  Saldo  ist,  den  Beweis  geben,  dass 
dieser  Schuldner  nichts  mehr  schuldet,  w^enn  der  Gläubiger  ohne 
Einspruch  diess  angenommen  hat ;  um  so  mehr  wäre  diess  der  Fall, 
wenn  er  darauf  quittirt  hatte;  wenn  diess  aber  mit  einem  Bevolhnäch- 
tigten  des  Gläubigers  vorgeht,  der  nicht  speciell  beauftragt  war,  die 
Rechnungen  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  auseinander  zu  setzen 
und  zu  regulireu ,  so  könnte  dieser  Umstand  nicht  vom  Schuldner  an- 
gezogen werden,    um  seine  Befreiung  zu  bewerkstelligen*). 

Diejenigen  Präsumtionen,  welche  nicht  durch  das  Gesetz 
bestimmt  sind ,  imd  die  man  menschliche  Präsumtionen 
nennt,  sind  unzählig  und  gehen  aus  den  Betrachtungen  hervor,  die 
ein  vernünftiger  und  unparteiischer  Mann  über  seine  Lage,  sein  In- 
teresse ,  seine  Gewohnheiten ,  den  Charakter  der  Personen ,  die  Art 
von  Verhältnissen ,  die  unter  ihnen  bestehen  konnten ,  und  oft 
selbst  über  die  den  Verträgen  eigene  Natur  anstellt  imd  sie 
darauf   begründet. 

W^enn  also  mehrere  Personen  ein  Interesse  haben  ^  einer  That- 
sache  zu  widersprechen,  so  Aviirde  die  Anerkennung  dieser  Thatsache, 
wenn  sie  von  der  Mehrzahl  ausgeht,  in  Betreff  dec  Uebrigen  als  hin- 
länglich er^viesen  angesehen  werden.  So  entsteht  aus  der  falschen  Er- 
klärung», die  eine  Person  in  iiirem  eigenen  Interesse  macht,  in  der 
Absicht,  eine  andere  dadurch  zu  hintergehen  ,  eine  starke  Präsumtion, 
dass  diese  Person  noch  in  andern  Puncten  hintergehen  wollte.  Die 
Stärke  dieser  Puncte  hängt  von  dem  Grade  von  Gewissheit  ab,  die 
man  von  der  Thatsache,  die  sie  hervorbringt,  hat,  und  von  der  Rich- 
tigkeit der  Folgerungen ,  die  man  daraus  zieht.  Dem  Richter  allein 
steht  die  ausschliessliche  Erwägung  zu,  er  kann  oft  die  Zahl  durch  die 
Kraft  ergänzen  oder  eine  mit  der  andern  compensiren.  Vernunft  und 
Billigkeit  gebieten  ihm  aber  immer  den  Vorzug  der  stärkern  vor  der 
schwäcliern ,  oder  diejenige  ,  welche  am  meisten  Analogie  mit  dem 
gemeinen  Recht  hat,  derjenigen,  die  davon  abweicht,  vorzuziehen. 
Die  Präsumtion ,  dass  sich  der  Betrug  nicht  voraussetzen  lässt ,  dass 
im  Allgemeinen  angenommen  wird ,  als  wolle  man  in  seinem  Willen 
beharren,  dass  die  Absicht  zu  geben  nicht  vermuthet  wird  etc.,  w^ür- 
de  also  der  entgegengesetzten  Präsumtion,  die  durch  besondere  Um- 
stände erzengt  werden  kann,  nachstehen,  und- unter  den  Präsumtionen 
dieser  letztern  Art  w  iirden  diejenigen ,  w  eiche  die  Unredlichkeit  aus- 
schliessen,  über  diejenigen,  die  sie  voraussetzen  liessen,  obsiegen. 
Um  so  mehr  zerstört  immer  die  factische  Wahrheit  die  Präsumtionen, 
die  sie  in  Zweifel  zu  stellen  schienen. 

Der   Beweis    factischer  Wahrheit  kann   von   grosser  Hilfe  «ein, 


1)  Abw.  Urth.  6.  Juli  1820. 
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wenn  beurtlieilt  werden  soll,  ob  irgend  eine  stillschweigende  Einwilli- 
gung,  wie  in  i\o.  145.  248  und  253.   zu  ersehen,   Statt  gehabt  hat. 

So  können  die  Zahliiug^en  der  letzten  Termine  einer  Scliuld  j;^e- 
rechle  Ursaclie  zur  VennutJumg'  geben,  dass  die  frühem  Termine  be- 
richtigt Avorden  sind;  und  der  Empfang  eines  Ca|)itals  ohne  Einwnrf 
noch  Vorbehalt,  begründet  die  Vcrmcitliung^  dass  der  Gläubiger  auf 
die  Zinsen  verzichtet  hat ,  die  er,  als  ihm  schuldig ,  yerlangen  kamt, 
oder  dass  sie  ihm  bezahlt  \vorden  *).  Sa  kann  man  auch  voraussetzen, 
dass  derjenige,  Avelcher  sich  als  Schuldner  anerkannt  hat^  damals  nicht 
Gläubiger  einer  liquiden  Schuld  war,  die  eingefordert  Tverden  konnte, 
weil  er  nicht  ermangelt  hiitte,  die  Compensation  einzuwenden.  So  könnte 
die  Thatsache,  dass  das  in  den  Händen  des  Gläubigers  gebliebene 
Schniddocnment  durchstrichen  und  an  und  für  sich  selbst  nicht  hinrei- 
chend wäre,  um  den  Beweis  der  Tilgung  der  Schuld  zu  fiihreu^), 
mit  andern  Umstanden  vereinigt  ^ver den,  um  die  Befreiung  zu  bewirken. 

Durch  Präsumtionen  dieser  Art  können  fast  immer  List,  Betrug, 
Verstellung  und  andere  ungerechte  Mittel,  wodurch  eingegangene 
Verbindlichkeiten  erschlichen  wurden,  erwiesen  werden  5)  ;  Mittel,  die 
um  so  weniger  mit  der  Fälschung  vermengt  werden  können,  noch 
vermengt  werden  sollen  (s.  No.  242.).  Es  könnte  sich  ereignen,  dass, 
nachdem  ein  Act,  der  cils  verfälscht  angegriffen,  aber  für  acht  er- 
klärt worden,  die  Richter  dennoch  nach  ihrem  Vermuthen  entschei- 
den wiirden ,  dass  dieser  nämliche  Act  durch  Ueberlistung,  Be- 
trug etc.  entstanden ,  oder  dass  er  das  Resultat  eines  lieimli- 
clien   Einverständnisses   ist,    um    Dritte   zu  betrügen*). 

Die  Präsumtionen  können,  nach  \o.  262.,  in  den  Fällen, 
wo  der  Zeugenbe^'eis  zugelassen  wird ,  nicht  Platz  ergreifen  ^), 
Daraus  folgt,  dass  sie  niclit  durch  sich  selbst  die  AVirkung  ha- 
ben können,  als  Beweis-Anfang  zu  gelten,  und  dass  also  in  einer 
Sache,  wo  der  Zeugenbeweis  untersagt  ist,  der  Richter  keinen 
Ergänzungseid  einer  Partei  auflegen  könnte ,  die  nur  für  sich  sol- 
che Vermuthungen   Iiätte*'). 

In  allen  Fällen ,  wo  die  Präsumtionen  zugelassen  werden, 
miissen  sie  übrigens  bestimmt  sein,  d.  li.  sie  müssen  aus  den 
Thatsachen  hervorgelien ,  welclie  in  gewisser  Verbindung  oder 
Verwandtschaft  mit  denjenigen  stehen,  deren  Beweis  man  sucht; 
sie  müssen  ferner  übereinstimmen,  d,  h.  die  einen  müssen 
mit  den  andern  so  verbunden  sein,  dass  sie  nicht  einander  wi- 
dersprechen, und  nach  gleichem  Ziele  streben;  endlich  müssen 
sie  gewich  tig  sein,  d.h.  stark  und  zahlreich,  denn  Eine  Präsum- 
tion allein  wäre  nicht  liinreichend,   um  ein  Urtheil  darauf  zu  gründen. 

1)  C.  G.  B.  190S.  —  2)  Abw.  Urth.  II.  Mai  IS1<).  —  3)  Abw.  IJrth.  15. 
Febr.  1820.  —  4)  Abw.  Urth.  12.  Dec.  rS15,  2S.  März  1821.  —  5)  Abw.  Urth. 
12.  Nov.  182.3,  2.5.  Nov.   1S23.  —     «)  Cas.^.  2.  Mai  1810. 


Itritte  AbtlLeiliing* 

Von  den  kaufmännischen  Vertrügen,   mit  Aus 
nähme  derjenigen,    welclie  im  Seehandel 

vorkommen. 


265.  Ausser  den  allgemeinen  Regeln,  die  in  Betreff  der  Ver- 
träge in  der  lU  Abtheiliing  erklärt  wurden  ,  ist  jeder  Vertrag  sei- 
ner Natur  nach  noch  speciellen  Regeln  unterworfen ,  die  hier  an- 
gegeben   werden   sollen. 

Diese  Abtheilung  soll   demnach   in    folgende   acht   Hauptstücke 

zerfällt   werden. 

I.  In  die  verschiedenen  Arten  von  Verkäufen ,    die  im  Handel  vor- 
kommen. 
II.  In    die   Wechselgeschäfte. 

III.  In    das    Darlehen,      die    Vorschüsse    und    ähnliche     Verhand- 
lungen. 

IV.  In   das  Depositum. 

V.  In    den    Miethcontract. 

VI.  In    die    Verhandlungen    für    Rechnimg     Dritter,     durch    Voll- 
macht,   Präposition,     Geschäftsführung    und   Commission, 

VII.  In   die    Bürgschaft. 

VIII.  In   diejenigen   Assecuranzen,    die    ausser    dem  Seehandel    vor- 
kommen. 


Er^te^  Hauptistiicli. 

Von  den  Verkäufen  im  Handel 


266.  Bereits  ist  in  No.  6.  angegeben  worden ,  was  iiian 
im  Allgemeinen  unter  Ein-  und  Verkauf  versteht.  Dabei  wurde 
bemerkt,  dass  diese  Conventionen  nur  in  so  fern  als  Handels- 
geschäft angesehen  werden,  als  der  Zweck  dabei  zum  Grunde 
liegt,  Sachen  einzukaufen,  um  sie  wieder  zu  verkaufen,  oder 
Verkäufe  von  Sachen  zu  maclien,  die  des  Wieder- Verkaufs  we- 
gen eingekauft  wurden;  dies  findet  wirklich  am  allgemeinsten 
Statt.  Jedoch  giebt  es  gewisse  Verhandlungen,  die  ihrer  Beschaf- 
fenheit nach  weder  die  Absicht  oder  den  Zweck,  gekaufte  Sachen 
wieder   zu    verkaufen,     noch    den    ursprünglichen   Einkauf  der  ver- 
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kauften  Saclien  voraussetzen ,  die  aber  die  Merkmale  der  Specu- 
lation  und  des  Handels  an  sieh  tragen,  nach  welchen  sie  in  die 
Classe  der  Handelsgeschäfte  gebracht  werden ;  dies  sind  die  HoflT- 
nnngsverkäufe  durch  Lotterie  und  andere  Verträge  dieser  Art,  von 
welchen   einige  Begriife    gegeben    werden    sollen. 

Hier  ist  vorausgesetzt,  dass  der  üebertrag  des  Eigenthums 
an  den  Käufer  Gegenstand  des  Vertrags  Ist,  ohne  Beschränkung 
in  Bezug  auf  die  verkauften  Sachen.  Es  könnte  möglich  sein, 
dass  man  durch  einen  Verkauf  nur  den  JNiessbrauch  übertragen 
wollte,  in  welchem  Fall  die  Rechte  und  Verbindlichkelten  des 
Nutzniessers  und  desjenigen,  dem  die  Sache  bei  Ablauf  des  iViess«^ 
brauchs  zurückerstattet  werden  soll ,  nach  allgemeinen  Regeln 
bestimmt  würden.  So  kann  derjenige,  welcher  eine  Handlung  in 
Nutzniessung  hat,  die  Gegenstände,  aus  welchen  sie  besteht,  ver- 
kaufen, und  die  Restitution  darf  nur  in  Sachen  bestehen,  die 
in  Quantität,  Gattung  und  Qualität  denjenigen  gleich  sind,  aus 
welchen  der  Aiessbrauch  anfänglich  bestanden  hat*),  der  iVutz- 
niesser  kann  sich  aber  nicht  bloss  auf  den  Ersatz  des  Abschätzungs- 
preises beschränken");  noch  weniger  kann  er  eine  Art  Handel 
oder  Industrie  derjenigen  substituiren ,  deren  Nutzniessung  ihm  ge- 
stattet worden. 

Die  nämlichen  Grundsätze  werden  auch  in  dem  Fall  befolgt, 
wo  derjenige,  welchem  ein  Er/indungspatent  in  den  No.  110.  an- 
gegebenen Fällen  ertheilt  wurde.  Jemandem  die  Befugniss  er- 
theilte,  dieses  Patent  während  einer  gewissen  Zeit  für  sich  zu  be- 
nutzen. Diess  wäre  eine  Art  Verkauf  von  JNutzniessung ,  für  wel- 
chen man  die  meisten  Regeln,  die  No.  307  u.  f.  gegeben  wer- 
den ,    zu    befolgen   hätte. 

Dieses  Hauptstück  soll  in  folgende  sechs  Capitel  eingetheilt 
werden : 

1 )  in  die  Grundsätze,  die  allen  Verkäufen  im  Handel  gemein- 
schaftlich  sind; 

2 )  in    die    Regeln,     die   den    einfachen    Verkäufen  eigen   sind; 

3)  In  diejenigen  Kegeln,  die  sich  auf  Verkäufe  mit  aufschieben- 
der  Bedingung    beziehen ; 

4)  in    die    aleatorischen    Verkäufe; 

5)  in  die  besondern  Hegeln  üher  Verkäufe,  welche  Autoren 
über  ihre  Rechte,  ihre  Geistesproducte  zu  publicircn,  ab- 
schliessen ; 

6)  in  die  Cession  und  IJebertragung  >on  Schuldforderungen  und 
anderer  ähnliclier    Rechte, 

1)  Cass.  9.  Messidor  XI.  --     3y  AUw.  litli.   10.  ApiH   ISII. 
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Erstes   CapiteL 

Allgemeine   Grundsätze   über    die    Bildung-  der    kau f m  ä n - 

uisclien   Verkäufe. 

267*  Da  die  allgemeinen  Regeln  über  die  Form  der  Con- 
ventionen  und  deren  Erfordernisse  zur  Giltigkeit  in  Betreff  der 
Einwilligung  und  der  Fälligkeit  der  Contrahenten ,  und  der  Ur- 
sache ihrer  Verbindlichkeit  dem  Verkauf,  so  wie  jeder  andern 
Verhandlung  gemeinschaftlich  sind,  so  sollen  nur  in  nachfolgen- 
den drei  Abschnitten  einige  Begriffe  über  die  Bildung  und  den 
Beweis  der  Ein  -  und  Verkäufe ,  über  die  Sachen ,  die  deren  Ma- 
terien  ausmachen,    und  über  deren   Preis    gegeben  werden« 


Erster  A  b  &^c  h  u  i  1 1. 

Von     der    Bildung    und    dem    Beweise     kau f m ä n - 
nischer  Verkäufe. 

268.  Die  Willensfreiheit,  wird  ebenso  in  den  Verkäufen, 
wie  bei  andern  Verhandlungen  erfordert;  die  Verkäufe  sind  aber 
dem  in  No.  15  !•  entwickelten  allgemeinen  Grundsatze  unterge- 
ordnet, dass  jedes  Privat-Interesse  dem  allgemeinen  Interesse  wei- 
chen muss. 

So  ist  gesagt  worden ,  dass ,  -wenn  es  das  öffentliche  Bediirf- 
niss  erheischt ,  die  Regierung  berechtigt  wäre ,  die  Privatpersonen 
zu  zwingen,  ihr  ihre  Waaren  gegen  einen  billigen  Preis  zu  ver- 
kaufen*), Sie  hat  sogar  das  Recht,  die  Gegenstände,  die  von  der 
Pest  oder  einer  andern  Seuche  angesteckt  sind,  in  den  Fällen,  die 
durch  die  Sanitäts  -  Polizei  geboten  sind ,  zu  zerstören  *).  Selbst 
wenn  keine  öffentliche  Nothwendigkeit  den  Kauf  von  Waaren  ge- 
bietet, macht  manchmal  die  Regierung  von  ihrem  Rechte  Ge- 
brauch, um  Defraudationen  gegen  die  Einnahme  der  Douane  und 
der  iudirecten  Abgaben  zu  vereiteln.  So  kann  die  Administration 
Waaren  zurückbehalleu,  deren  Werth  bestimmten  Eingangsrechten 
unterworfen  isit  und  dem  Eigenthünier  den  in  seiner  Declaration  an- 
gegebenen Abschätzungspreis  mit  einem  Zebntel  darüber  bezahlen  *). 
In  der  IV.  Abtheilung  sollen  noch  einige  andere  Beispiele  von  die- 
sem Raufsrechte  oder  dem  Rechte  zu  gezwungener  Disposition,  die 
sogar  im  Privatinteresse  Statt  hat,    gegeben  werden. 

269.  Da  der  Verkauf  ein  Consensual- Vertrag  und  zugleich  ein 
interessirter  ist,  so  wird  er  im  Augenblick  vollendet,  wo  die  Par- 
teien  über   die  Sache,    welche  die   eine  zu  liefern  sich   verbindlich 


1)  C.  G.  B.  545.  —    2)  Ges.  v.  3.  März  1823.  --    3)  Ges.  v.   23.    Apr.  1796 
(4.  Floreal  IV). 
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macht,  und  den  Preis,  den  die  andere  zu  zahlen  sich  rerbindet, 
einig  sind*);  je  nachdem  die  Verhandhing  zwischen  Gegenwärti- 
gen oder  Abwesenden  Statt  hat,  befolgt  man  die  Regeln,  die  JV'o. 
120.  nnd  250,  gegeben  wurden.  Aber^  die  Anwendung  dieser  Re- 
geln kann  einige  Schwierigkeiten  darbieten ,  wenn  die  Parteien, 
statt  ausdrücklich  einen  Kauf  zu  contrahiren ,  sich  nur  aihf  ein 
Versprechen    eingelassen   haben. 

,  War  das  Versprechen  des  Einen ,  zu  verkaufen ,  vom  Ver- 
sprechen des  Andern,  zu  kaufen,  begleitet  und  sind  Sache  und 
Preis  bestimmt,  so  sind  allerdings  die  Parteien  unwiderruflich  ge- 
bunden ,  es  müsste  denn  unter  ilinen  ein  Aufgeld  verabredet  worden 
Bein^),  wodurch  dann  ein  bedingungsweiser  Vertrag  entsteht,  wie 
noch  im  IIF.  Capitel  angegeben  werden  soll.  Es  ist  aber  wich- 
tig, zu  wissen,  was  man  unter  einem  Versprechen  versteht.  Es 
ist  bekannt,  dass  oft  die  Kaufleute  Circuläre,  Preiscourante  von 
Waaren  einsenden  und  sich  erbieten ,  die  darauf  eingehenden  Be- 
stellungen auszuführen.  Wenn  nun  der  Empfanger  eines  solclien 
(Mrcular»  oder  Preiscourants  die  gethanen  Vorscliläge  sogleich  an- 
nimmt, so  können  die  Gericlite  allein,  nach  Erwägung  der  Um- 
stände, entscheiden,  ob  er  sich  auf  die  in  No.  251.  über  die 
brieflichen  Conventionen  angege^benen  Grundsätze  berufen  kann.  Eben 
so  können  sie  nach  den  Umständen  entsclieiden,  ob  derjenige, 
welcher  das  Anerbieten  gemaclit  hat ,  gehalten  werden  kann ,  die 
ganze  Bestellung  auszuführen,  auch  liätteu  sie  über  die  Schwierig- 
keiten, die  wegen  der  Qualität  erlioben  werden  könnten,  zu  be- 
schliessen. 

Ist  überhaupt  das  Anerbieten  durch  Einsendung  von  Circu- 
laren ,  Katalogen  oder  andern  Anzeigen  gemacht  worden,  oline  dass 
vorlier  zwischen  den  Parteien  ein  Verkelir  Statt  liatte,  so  niuss 
immer  die  Bedingung  als  liinzugefügt  gedacht  werden,  dass  derjenige, 
welcher  es  maclit,  sich  nur  verpfliclitet,  die  angebotenen  Sachen  in 
dem  Falle  zu  liefern,^  wenn  er  sie  nocli  nicht  an  Andere  ver- 
kauft hat,  oder  in  sofern  deren  noch  auf  dem  Platze  vorrätfiig 
sind,  wenn  sein  Anerbieten  commissionsweise  geschehen  ist;  falls 
aber  das  Anerbieten  gewissermaassen  individuell  und  melir  ein  wirk- 
liclier  Vorsclilag  war,  an  diese  Person  zu  verkaufen,  als  ein  Anerbie- 
ten für  Jeden ,  der  das  Circular  empflng ,  so  kann  sicli  der  Propouent 
niclit  weigern,  die  ihm  unmittelbar  nacli  Empfang  des  Briefes  er- 
theilte  Bestellung  auszufüliren ;  nur  muss,  nach  iNo.  187,,  falls 
es  einen  bestimmten  Körper  betraf,  dieser  nicht  zu  Grunde  ge- 
gangen   sein ,     wenn   der    Käufer   den    Vorschlag    anuininU  ^). 


1)  C.  G.  B.  1583.  —    2)  C.  G.  B.  1500.  —     3)  Abw.  Lrth.  5.  Frimaire  XIV 
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Ein  Versprechen,  zu  kaufen  und  zu  verkaufen,  kann  oft  als 
accessorischc  Convention  oder  als  Beding^ung  einer  andern  Verhand- 
lung angeseJien  werden.  Dies  ist  der  Fall ,  wo  eine  Person  beim 
Kauf  einer  Sache  einwilligt,,  dass  der  Verkäufer  sie  mittels  eines 
gewissen  Preises  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  wieder  an  sich 
kaufen    kann  ^). 

Ein  Associe  oder  Miteigenthümer  kann  sich  auch  verbindlich 
machen,  seinem  Mitassocie  oder  Miteigenthümer  den  Vorztig  im 
Verkauf  seines  Antheils  an  einer  Sache  oder  an  einer  gemein- 
schaftlichen Unternehmung  zu  geben.  Manchmal  kann  sogar  diese 
Verbindlichkeit  stillschweigend  verstanden  und  nothwendige  Folge 
einer  Clausel  in  einem  Societiits-Vertrage  sein ,  wie  noch  iif  der, 
V.    Abtiieilung   gesagt  werden    soll. 

.  270.  Die  kaufmännisclien  Käufe  sind  im  Allgemeinen  kei- 
ner Formalität  unterworfen,  und  alle  Acte,  wodurch  die  ver- 
schiedenen Verhandlungen  bescheinigt  werden  können,  wovon  in 
der  vorigen  Abtheilung  die  Rede- war,  können  auch  als  Beweis- 
mittel für  sie  dienen').  Jedoch  gibt  es  Umstände,  in  welchen 
das  allgemeine  oder  das  Interesse  Dritter  entweder  specielle  For- 
men ^   oder    die    Intervention    gewisser   Beamten   vorgeschrieben   liat« 

St)  können  nach  No.  129.  die  Staatspapiere  nicht  anders,  als  durch 
Vennillehing  von  Wecliselscusalen  Statt  liaben  ^).  Eben  so  können 
öH'entliche  und  frei^vill ige  Waaren verkaufe  nicht  anders  als  durch  Ver- 
mittehnig'  von  Abschätzungs-Coinmissaren  {covimissafrespriseürs)  iu  den 
Orten,  wo  deren  ernaiuit  sind,  Statt  haben,  und  da,  wo  keine  sind,  kann 
diess  von  Notaren,  Actnaren  und  Gerichtsboten  unter  BöobacJitung*  der 
gesetzlichen  Formalitäten ,  geschelien  *) ,  so  ^vie  anch  von  Mäklern  iti 
den  in  IN'o.  131.  angegebenen  Fällen.  Andere  Beispiele  sollen  noch 
beim  Falliment  angeführt  werden. 


Zweiter    Abscliiiitt. 

Von  Sachen,    die  gekauft  oder    verkauft    werden  können. 

271.  Wenn  man  das,  was  IVo.  154  ii.  f.  über  die  Sa- 
chen, welche  den  Gegenstand  kaufmännischer  Conventionen  ausma- 
chen können ,  gesagt  wurde,  mit  dem  in  Verbindung  setzt,  was 
in  No.  158.  über  verbotene  Verhandtungen  mitgetheilt  wurde, 
so  ist  leicht  zu  entscheiden ,  was  verkauft  oder  nicht  verkauft 
werden  kann^). 

Specielle  Gesetze  haben  diese  Grundsätze  auf  verschiedene 
Gegenstände   angewendet. 


1)  C.  G.  B.  1(>39.  —  2)  H.  G.  B.  109.  —  3)  H.  G.  B.  76.  Cass.  2ß.  Aug. 
1791.  —  4)  Ges.  v.  10.  Febr.  1799  (23.  Pluviose  VII)  n.  28.  April  I8i6.  — 
5)  C,  G.  B.  13^8. 


255 

So  ist  z.  B.  dein  Soldaten  verboten,  seine  Waffen  nnd  Monfi- 
ning^sstiicke  zu  verkaufen')«  So  verbieleu  auch  polizeiliche  Verord- 
nungen, auf  irgend  eine  Weise  Mobiliar-Effecten,  die  durch  unbe- 
kannte Personen  angeboten  Averden_,  zu  kaufen  oder  in  Empfang"  zu 
ueiinien. 

In  No.  155.  sind  auch  die  Begriffe  gegeben  worden,  die 
zur  Lösung  der  Schwierigkeiten  dienen  können ,  welche  ein  Ver- 
kauf in  Betreff  des  Bestandes  der  Sachen  oder  ihrer  accesso- 
rischen  Theile  darbietet.  Die  Umstände,  die  ausdrückliche  nnd 
muthmaassliche  Absicht  der  Parteien ,  Treue  und  Glauben  können 
allein  in  der  Anwendung  dfeser  Principien  als  Leitfaden  dienen. 
Nach  diesen  Betrachtungen  wird  auch  manclimal  entschieden ,  dass 
beim  Verkauf  eines  kaufmännischen  Etablissements  auch  die  Be- 
dingung als  hinzugefügt  angenommen  wird ,  dass  der  Verkäufer 
kein  anderes  gleichartiges  Etablissement  gründet;  denn  von  demjeni- 
gen welcher  ohne  irgend  einen  Vorbehalt  eine  etablirte  Manufactur 
verka,uft  und  mittels  gewisser  Verfahrungsarten ,  die  nur  von  ihm 
gekannt  sind,  operirt,  wird  angenommen,  als  habe  er  nicht  nur, 
wie  No.  155.  gesagt  wurde.  Alles,  was'  zum  Rufe  nnd  zur  Vor- 
züglichkeit der  Industrie,  die  den'  Preis  ausmacht,  übertragen, 
nnd  folglich  auf  das  Recht  verzichtet,  diese  Verfahrungsarten  an 
Dritte  überzutragen ,  weil  dies  sonst  zweimal  den  nämlichen  Ge- 
genstand verkaufen  hiesse;  sondern  es  wird  auch  vorausgesetzt, 
als  habe  er  sich  nicht  das  Recht  vorbehalten  wollen,  ein  ähn- 
liches   und   mit  jenem    wetteiferndes   Etablissement   zu    gründen. 

Führt   die    Beschaffenheit    der  Sachen    zu     einer    so    absoluten 
Folgerung    niclit,      und     würde    entschieden,      dass     eine     specielle 
Conventioii    nöthig    wäre ,     um   dem    Verkäufer    das    Recht    zu    neh- 
men ,    Fabrikate   gleicher    Art    zu    verfertigen ,     so    ist    es    offenbar, 
dass   er    den    Käufer    nicht    verhindern    kann,    sich    als   seinen  Suc- 
cessor   auszugeben   nnd   sich    seines  Namens  nnd  des    Fabrikzeichens 
zu   bedienen.    Wäre  dieses  Etablissements  sogar  nur  unter  dem,   dem 
Verkäufer   eigenen    Namen   bekannt,   wenn     auch     der    Käufer     nicht 
berechtigt    wäre,    diesen  Namen   anzunehmen,    wie   No.    158.   gesagt 
wurde,     so     könnte    der    Verkäufer    dennoch     nicht     seinem     neuen 
Etablissement     seinen     eigenen     Namen     geben,      ohne     ihm,    so^ie 
dem   Aushängeschild    oder     andern  iVbzeichen,     irgend    ein     Zei<hen 
beizufügen,    wodurch    angedeutet    würde,    dass   das    neue    Etablisse- 
ment nicht   dasjenige   sei,     welches    er    verkauft    hat.      Die     Folge- 
rungen   ans    diesem  Grundsätzen    würden   offenbar    zur  Entscheidung 
führen  ,     dass    der     Verkäufer    nacli   Beschaffenlieit     des     verkaufttn 
Etablissements   die    Verfahrungsarten    in    seiner  Fabrikation    mitthei- 
lea    solle. 

1)  Dccrct  V.  28.  März  1793. 
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Ein  Verspre<;hen ,  zu  kaufen  und  zu  verkaufen  ^  kftnn  oft  als 
accessorischc  Convention  oder  als  Beding^ung  einer  andern  Verhand- 
lung angeselien  werden.  Dies  ist  der  Fall ,  wo  eine  Person  beim 
Kauf  einer  Sache  einwilligt,,  dass  der  Verkäufer  sie  mittels  eines 
gewissen  Preises  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  wieder  an  sich 
kaufen   kann  ^). 

Ein  Associe  oder  Miteigenthümer  kann  sich  auch  verbindlich 
machen,  seinem  Mitassocie  oder  Miteigenthiimer  den  Vorzug  im 
Verkauf  seines  Antheils  an  einer  Sache  oder  an  einer  gemein- 
schaftlichen Unternehmung  zu  geben.  Manchmal  kann  sogar  diese 
Verbindlichkeit  stillschweigend  verstanden  und  nothwendlge  Folge 
einer  Clausel  in  einem  Societäts-Vertrage  sein,  wie  noch  iif  der 
V.   Abtheilung    gesagt  werden    soll. 

.  270.  Die  kaufmännischen  Käufe  sind  im  Allgemeinen  klei- 
ner Formalität  unterworfen,  und  alle  Acte,  wodurch  die  ver- 
schiedenen Verliandlungen  bescheinigt  werden  können ,  wovon  in 
der  vorigen  Abtheilung  die  Rede- war,  können  auch  als  Beweis- 
mittel für  sie  dienen').  Jedoch  gibt  es  Umstände,  in  welclien 
das  allgemeine  oder  das  Interesse  Dritter  entweder  specielle  For- 
men,  oder    die    Intervention    gewisser   Beamten  vorgeschrieben   liat. 

So  können  nacli  No.  129.  die  Sfaatspapiere  nicht  anders,  als  durch 
Vermillelung-  von  Wecliselsensalen  Statt  haben  ^).  Eben  so  können 
öirentliche  und  freiwillige  Waarenverkiinfe  nicht  anders  als  durch  Ver- 
inittelnng  von  Abschätzungs-Coniinissaren  (^cotfitni^^safrespriseurs)  iu  den 
Orten,  wo  deren  ernannt  sind,  Statt  baben,  und  da,  wo  keine  sind,  kann 
diess  von  Notaren,  Actnaren  und  Gericbtsboten  unter  Beobachtung- der 
gesetzlichen  Formalitäten ,  geschehen  '*) ,  so  ^vie  auch  von  Äläklern  iti 
den  in  IN'o.  131.  angegebenen  Fällen.  Andere  Beispiele  sollen  noch 
beim  Falliment  ano-efiihrt  werden. 


Zweiter    A  I3  s  c  li  ii  i  1 1 . 

Von  Sachen,    die  gekauft  oder    verkauft    werden  können. 

271.  Wenn  man  das,  was  No.  154  u.  f.  i'iber  die  Sa- 
chen ,  Molche  den  Gegenstand  kaufmännischer  Conventionen  ausma- 
chen können ,  gesagt  wurde,  mit  dem  in  Verbindung  setzt,  was 
in  No.  158.  über  verbotene  Verhandlungen  mitgetheilt  wurde, 
so  ist  leicht  zu  entscheiden,  was  verkauft  oder  nicht  verkauft 
werden   kann  ^). 

Specielle  Gesetze  haben  diese  Grundsätze  auf  verschiedene 
Gegenstände   angewendet. 


1)  C.  G.  B.  l(>o9.  —  2)  H.  G.  B.  109.  —  3)  H.  G.  B.  76.  Cass.  26.  Aug. 
1791.  —  4)  Ges.  v.  10.  Febr.  1799  (22.  Phiviose  VII)  u.  28.  April  ISI6.  — 
5)  C.  G.  B.  1598. 
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So  ist  z.  B.  dein  Soldaten  verboten,  seine  Waffeii  und  IMoii(i- 
rung-sstiicke  zu  verkaufen')«  So  verbleien  auch  polizeiliche  Verord- 
uimg-en ,  auf  irgend  eine  Weise  Mobiliar-Effecten,  die  durch  unbe- 
kannte Personen  angeboten  ^verdeu_,  zu  kaufen  oder  in  Euipfaug-  zu 
ueiinieu. 

In  No.  155.  sind  auch  die  Begriffe  gesehen  worden,  die 
zur  Lösung  der  Schwierigkeiten  dienen  können ,  welche  ein  Ver- 
kauf in  Betreff  des  Bestandes  der  Sachen  oder  ihrer  accesso- 
rischen  Theile  darbietet.  Die  Umstände,  die  ausdrückliche  und 
mutlimaassliche  Absicht  der  Parteien ,  Treue  und  Glauben  können 
allein  in  der  Anwendung  dieser  Principien  als  Leitfaden  dienen. 
Nach  diesen  Betrachtungen  wird  auch  manchmal  entschieden ,  dass 
beim  Verkauf  eines  kaufmännischen  Etablissements  auch  die  Be- 
dingung als  hinzugefügt  angenommen  wird ,  dass  der  Verkäufer 
kein  anderes  gleichartiges  Etablissement  gründet ;  denn  von  demjeni- 
gen welcher  ohne  irgend  einen  Vorbehalt  eine  etablirte  Manufactur 
verkauft  und  mittels  gewisser  Verfahruugsarten ,  die  nur  von  ihm 
gekannt  sind,  operirt,  wird  angenommen,  als  habe  er  nicht  nur, 
wie  No.  155.  gesagt  wurde.  Alles,  was'  zum  Hufe  nnd  zur  Vor- 
züglichkeit der  Industrie,  die  den'  Preis  ausmacht,  übertragen, 
und  folglich  auf  das  Recht  verzichtet,  diese  Verfahruugsarten  an 
Dritte  überzutragen,  weil  dies  sonst  zweimal  den  nämlichen  Ge- 
genstand verkaufen  hiesse;  sondern  es  wird  auch  vorausgesetzt, 
als  habe  er  sich  nicht  das  Kecht  vorbehalten  wollen,  ein  ähn- 
liches   und   mit  jenem    wetteiferndes    Etablissement    zu    gründen. 

Führt  die  Beschaffenheit  der  Sachen  zu  einer  so  absoluten 
Folgerung  niclit,  und  MÜrde  entschieden,  dass  eine  specielle 
Convention  nöthig  wäre ,  um  dem  Verkäufer  das  Recht  zu  neh- 
men ,  Fabrikate  gleicher  Art  zu  verfertigen ,  so  ist  es  offenbar, 
dass  er  den  Käufer  nicht  verhindern  kann,  sich  als  seinen  Suc- 
cessor  auszugeben  und  sich  seines  Namens  und  des  Fabrikzeichens 
zu  bedienen.  Wäre  dieses  Etablissements  sogar  nur  unter  dem,  dem 
Verkäufer  eigenen  Namen  bekannt,  wenn  auch  der  Käufer  nicht 
berechtigt  wäre,  diesen  Namen  anzunehmen,  wie  i\o.  158.  gesagt 
wurde,  so  könnte  der  Verkäufer  dennoch  nicht  seinem  neuen 
Etablissement  seinen  eigenen  \amen  geben,  ohne  ilini,  so^ie 
dem  Aushängeschild  oder  andern  Abzeichen,  irgend  ein  Zeichen 
beizufiigen ,  wodurch  angedeutet  würde,  dass  das  neue  Etablisse- 
ment nicht  dasjenige  sei,  welches  er  verkauft  hat.  Die  Folge- 
rungen aus  diesem  Grundsätzen  würden  offenbar  zur  Entscheidung 
fi'ihren  ,  dass  der  Verkäufer  nach  Beschaffenheit  des  verkaufttu 
Etablissements  die  Verfahi*uugsarten  in  seiner  Fabrikation  uiittliei- 
leu   solle. 

1)  Dccret  v.  28.  März  1793. 
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Eben  so  genlesst  der  Käufer  eines  versicherten  Gegenstan- 
des die  Wirkung  der  Asseciiranz,  weil  es  gegen  die  Natur  die- 
ses Vertrags  wäre,  wenn  der  Eine  das  Risico  hätte  nnd  der  An- 
dere von  der  Ausgleichung  dieses  Risicos  Nutzen  zöge;  und  übri- 
gens der  Verkäufer,  der  sich  für  den  Fall  eines  Verlusts  die 
Assecuranzprämie  vorbehalten  hätte,  für  Sachen  assecurirt  wäre, 
wovon   er   nicht   mehr  Eigenthümer  ist. 

272.  Hier  ist  auch  zu  untersuchen,  wie  die  Vorschriften 
des  Civilrechts  über  den  Verkauf  einer  einem  Andern  zugehö- 
renden Sache  auf  die  kaufmännischen  Ein-  und  Verkäufe  anzuwen- 
den   sind^). 

Da  der  Besitz  beweglicher  Güter  als  Rechtstitel  gilt^),  so 
ist  auch  der  Verkauf  einer  einem  Andern  zugehörenden  Sache 
als  giltig  anzusehen,  der  von  einem  unrechtmässigen  Besitzer  an 
einen  Käufer  gemacht  wird ,  der  ihn  für  den  Eigenthümer  davon 
hält,  oder  selbst  an  einen  Käufer,  der  von  ihm  davon  in  Kennt- 
niss  gesetzt  ist,  dass  er  sie  nicht  in  dieser  Eigenschaft  besitzt, 
wenn  nur  Letzterer  in  gutem  Glauben  ist  und  den  Verkäufer  zum 
Verkauf    der    Sache  für    berechtigt   hält. 

Der  Eigenthümer  der  Sache,  die  durch  unredliche  Deposi- 
tare ,  Erborger  oder  Pfundbesitzer  an  eine  dritte  redliche  Person 
verkauft  und  geliefert  wurde,  wird  nicht  zur  Vindicationsklage 
gegen  Letztern  zugelassen  ^) ,  noch  weniger  aber  gegen  einen  Drit- 
ten ,  dem  dieser  sie  wieder  verkauft  hätte.  Eben  so  verhält  es 
sich  in  dem  Fall,  wo  die  Sache  eines  Andern  nicht  aus  blos- 
sem gemissbraucliten  Zutrauen,  wie  dies  bei  demjenigen  der 
Fall  ist,  der  das,  was  er  schon  verkauft  oder  als  Depositum 
erhalten  hat,  nochmals  verkauft,  sondern  in  Folge  eines  Dieb- 
stahls verkauft  und  geliefert  liätte.  Die  Gerichte  könnten  bloss 
die  Umstände  in  Betracht  ziehen,  um  zu  erfahren,  ob  der  Käu- 
fer nicht  die  allgemeinen  oder  selbst  die  Verordnungen  seines 
Gewerbes  übertreten ,  indem  er  von  unbekannten  und  verdäclitigen 
Personen  gekauft  hat,  und  ob  in  diesem  Fall  seine  Unklugheit 
oder  Nachlässigkeit  ilm  nicht  des  Reclits  bera\iben  soll ,  sich  auf 
die  Vortheile  zu  berufen,  die  Treue  und  Glauben  gestatten.  Je- 
doch müssen  die  Falle  ausgenommen  werden,  in  welchen  der 
öffentlichen  Ordnung  wegen  der  Verkauf  von  Anderen  zugehören- 
den  Sachen   gesetzlich    imtersagt    ist. 

So  verbietet  die  Verordnung-  vom  22.  Sept.  1038,  Sachen  zu.  kau- 
fen ,  die  der  Feind  in  Folge  eines  Seekrieges  den  Franzosen  genom- 
mt:u ,  selbst  -sveun  es  solche  waren,  deren  Einfuhr  in  Frankreich  er- 
laubt ist.  Der  vom  Feinde  beraubte  Franzose  ist  berechtigt,  sein  Ei- 
geuthuni  vom  Räufer    zu    vindiciren,     ohne    dass    dieser    sich    auf   den 


1)  C.  G.  B.  1599.  —    2)  C.  G.  B.  3379.  —    3)  C.  G,  B.  1920. 
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Vertrag",    der  auf  Letztem    dos    Kigeiitlmni    iiberira^eii    haben    würde, 
von  diesem   beziehen  koniite  '). 

Ausser  diesen  Fällen  bleibt  dem  Eigentliiimer,  der  durcli 
den  Verkauf  an  einen  Dritten  tim  seine  Sache  gekommen  ist, 
kein  anderes  Mittel  übrig,  als  die  ünredliclikeit  oder  das  Ein- 
verständniss  dieses  Käufers  anzugeben  und  zu  beweisen;  ist  aber 
der  Preis  dafür  noch  unberichtigt,  so  kann  er  alle  die  Hechte 
ansprechen,  die  dem  Verkäufer  gegen  die  Person,  der  er  die 
Sache   geliefert,    zustellen. 

Da  diese  Grundsätze  sich  nicht  auf  eine  üebertragung  des 
Eigenthumsrechts ,  das  ein  unredliclier  Besitzer  nicht  hatte,  und 
folglich  atif  einen  Dritten  nicht  transniittiren  konnte,  sondern 
auf  den  Besitz  nnd  den  guten  Glauben  des  Letztern  gründen, 
so  muss  man  daraus  schliessen ,  dass,  wenn  dieser  Käufer  die 
Sache  noch  niclit  bezogen  hat,  er  sich  niclit  präsentiren  kann, 
um  sie  zum  iVaclitheil  des  waliren  Eigenthümers  zu  beziehen. 
Die  Regel ,  dass  bei  beweglichen  Gütern  der  Besitz  als  Rechts- 
titel gilt  ~),  würde  niclit  mehr  zu  seinen  Gunsten  sprechen,  gerade 
Meil  ihm  dieser  Besitz  fehlen  würde.  "  Ebenso  verhält  es  sich, 
wenn  sich  zwei  Käufer  über  eine  nnd  dieselbe  Sache  streiten, 
die  noch  nicht  in  ihrem  Besitz  ist^).  Der  erste  von  ihnen,  derein 
gewisses  Datum  angeben  kann,  wird  dann  vorgezogen.  Wenn 
aber  Jemand  auf  eine  unredliche  Weise  Sachen ,  die  er  bereits  ver- 
kauft oder  als  Unterpfand  auf  Vorschüsse  angewiesen  hätte,  wirk- 
lich oder  symbolisch,  wie  No.  248.  gesagt  worden,  durch  l^- 
bergabe  der  Facturen ,  des  Frachtbriefes  oder  Connossaments,  die 
sein  Eigenthum  begründen,  wieder  verkauft  und  abgeliefert  hätte ^), 
so  würde  der  Käufer  dadurch  ,  dass  die  symbolische  oder  factische 
Uebergabe  Statt  gehabt  und  wenn  er  redlich  geliandelt,  vor  jeder 
Vindication  des  ersten  Käufers,  dem  die  Sache  auf  keine  die- 
ser Arten    geliefert  wurde,    gesichert  sein. 

Was  die  Wirkungen  anlangt,  welche  die  Convention  zwisclu  n 
Käufer  nnd  Verkäufer  liervorbi;ingt,  so  ist  es  nicht  die  Tlut- 
sache  der  Uebergabe,  die  zu  Bestimmung  dieser  Wirkungen  die- 
nen muss.  Wenn  der  Käufer  in  der  Tliathandlung  der  Ueber- 
gabe keinen  Bechtstitel  findet,  den  er  dem  wahren  Eigenthnmer 
entgegensetzen  kann,  so  kann  er  doch  wegen  der  Nichterfiilhmg 
der  A'erbindlichkeiten  des  Verkäufers  Schadloshaltung  fordern  ) ; 
ob  nun  dieser  sich  als  jNichteigenthümer  der  Sachen,  welche  ver- 
kauft oder  zu  liefern  versprochen  worden,  ausgegeben  hat,  dar- 
auf konmit   nichts    an;    der  Käufer    könnte    glauben,    er    habe    die 


1)  Abw.  Urth.  19.  Oct.   18<I9.  —     2)  C.  G.  B.  'Z'IVX  —     3}   C.  U.  D    Uli.  — 
4)  11.  (;.   ».  578.  —     5)  C.  G.  B.  159». 
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nothi'tn  Mittel  errreifeD  w«Wen,  wni  sieh  die  Sache  zu  Terscliaf- 
fen  weil  im  Handel  Alles  Speciilation  und  es  nicht  nothi^  ist, 
die   Sache,    die    man   Tertauft,    xu    besitzen. 

Dieser  Grundsatz  würde  anr  in  dem  Fall  eine  Aenderim? 
erleiden,  wo  das  Gesetz  »bs  polizeilichen  Gründen  Terbötr,  da» 
SB  Terkauien,  was  man  nicht  besiut.  Die  speciellen  BesulUte 
diei^es  Verbots  sollen  bei  der  Verhandhm^  über  die  SUaUpapiere, 
sowie  in  dem  FaH,  wo  Jemand  mit  Wissen  oder  auf  eine  be- 
trii«'erische  Weise  Sachen  gekauft  hätte,  die  einem  Andern  znre- 
hörien,  in  Betracht  gezoiren  werden.  Der  kaufer,  welcher  Mit- 
schuldiger bei  diesem  Betrug  wäre,  würde  nach  N».  178.  mit 
seiner   kla^e   fegen   den   Verkänfer    abgewiesen. 


Dritter    Abschnitt. 

Vom  Preise  der    verkauften  Sacken. 

273.  Der  Verkauf  ist  ein  interessirter  Vertrag,  nach  wel- 
chem der  Verkäufer  den  Ge^enwerth  dtisen ,  was  er  liefert  oder 
zu  liefern  verspricht ,  empfanden  soll').  Die>er  Gegenwertk  wird 
gewolinlich  in  wirklicher  oder  in  Rechnungs-Münle  oder  auch 
in  Baiikzetteln  bestimmU  AVürde  er  in  Verzehningsgegenstiaden, 
in  nicht  gemünztem  MeUll ,  in  Waaren  etc.  ausbedungen  ,  so  würde 
die  Verhandlang  ein  Tausch  sein,  welcher  nach  >o.  6.  im  Han- 
delsrecht den  gleichen  Grundsätzen  des  Verkaufs  unterworfen  ist 
und  die  nämlichen  Wirkungen  hervorbringt  ).  Diese  Art  Handel 
zu  treiben .  ist  nicht  ungebräuchlich ,  und  man  bcrdient  sich  der- 
selben an  Orten,  wo  der  Gebrauch  des  Geldes  gänzlich  unbe- 
kannt ist  ). 

Damit  aber  ein  Tausch  SUtt  habe ,  ist  es  Bothig,  dass  die 
ein-  und  dagegen  ausgeUuschten  Sachen,  ohne  irgend  eine  vorläu- 
fige Abschauung  in  Gelde,  gegeben  werden;  deui  giage  eine 
solche  Abschätzung  voraus ,  so  würde  der  Taosch  als  Verkauf  an- 
gesehen und  dann  könnte  man  nach  No.  204.  sagen ,  es  sei  ein 
doppelter    Verkauf. 

Es  Ttrfcht  sogar  hin ,  dass  nur  die  eine  der  Taosch  waaren 
zu  einem  bestimmten  Preise  abgtschätzt  wird,  wenn  nämlich  eine 
Person  mit  einer  andern  übereinkommt,  ihr  eine  bestimAite  Sache 
za  einem  gewissen  P.eise  zu  geben,  dagegen  aber  an  Zahlung 
eine  nicht  abgeschaute  Sache  nimmt.  Eine  solche  C</nvenlion  ist 
lein     Tausciivertrag :      von    Seiten   der  einen  Partei   ist  es  ein   \er- 


I)  C.  G.  B    15^   —    2)  C.   G.  B.  1T02.  —     3,  H.  G.  B.  SlO. 
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kmf,    von    Seiten    der    andern    iber  eine    Uebcriassim»    {dafton)  an 
Zaiilimgsstatt. 

274.  Niclit  nnr  miiss  ein  Preis  gegeben  oder  versprochen 
sein,  sondern  er  innss  auch  nach  INo.  177.  ernstlich  geineinl 
sein,  d.  h.  er  muss  ein  vernünftiger  Gegenwerth  sein ,  der  mit  der 
verkauften  Sache  im  Verhiiltiiiss  steht').  Jedoch  lässt  sich  nicht 
immer  leicht  bestimmen,  was  unter  richtigem  Preis  einer 
Sache    zu    verstehen    ist. 

In  der  Reji-el  ist  difsrr  richtige  Preis  der|ein';e ,  zn  -welcliem  Sa- 
clieii  von  jjleiclier  tJescbafreiilicit  und  Qiiaiitüt,  au  dc'useiben  Orlen,  zu 
gleiciu-r  Z^it,  unter  den  ujinliciieii  Unisläaden  und  unter  uIIimi  Perso- 
nen ohne  Unterscbit'd,  verkauft  ^verde^l,  so  A\ie  auch  oline  Hiiik- 
siclit  anf  den  a  n  s  ser  »e  w  o  h  n  1  ich  e  n  WerJh,  d.h.  auf  den  Preis, 
df»n  man  in  <;e\vissf'M  Fallen  und  unter  ge^vissen  und  ungewöhnlichen 
Verhällnissen  erhalten  kann,  aucli  nicht  auf  den  A  f  fe  c  t  io  n  s  ^v  e  r  t  h  , 
d.  Ii.  denienig-en  ,  6^r  durch  zufallioe  Verlialtnfsse  enisielit,  in  de- 
ren  Fol:,''e   uKtn  eine  Sache   einer  andern  vorziehen  kaiui. 

Durch  die  Concurrenz  der  Käufer  und  \  erkäufer  wird  ein 
solcher  >Verth  bestimmt  und  richtet  sich  auch  noch  nach  man- 
cherlei Umständen,  wie  z.  1].  nach  dem  Oedit  des  Käufers, 
nach    der    Zahlungszeit    etc. 

Auf  den  meisten  Handelsplätzen  wird  ein  Verzeicliniss  ge- 
druckt,    das    man    Preis-Corrent    nennt    (s.    INo.    124.). 

275.  Der  Preis  kann  nicht  auf  formelle  Weise  ausgedri'ukt 
wenlen.  Gebrauch  und  Umstand«'  können  dienlich  sein,  einen 
Verkauf  zn  würdigen,  bei  welchem  bloss  erklärt  würde,  dass  der 
Verkäufer  mit  dem  erlialtenen  Preise  zufrieden  sei;  diese  Kr- 
klärung  wäre  liinreichend,  um  auszudrücken,  dass  ein  Preis  Statt 
hatte  und  empfangen  Avurde),  es  sei  denn,  dass  Verdacht  ob- 
waltete  oder   ein    Betrug    angeführt    würde. 

Die  Parteien  können^  aucli  die  Preisbestimmung  dem  Schieds- 
spruch eines  Dritten  anheim  stellen^).  Oft  geschieht  es,  dass 
Waaren  zn  einem  Preise  verkauft  werden,  den  ein  IMäkler  an- 
gibt, oder  den  ein  Sciiiedsrichter  zn  bestiuimen  hat.  Werden  sie 
in  der  \  oraussi'tzunsj  dieser  ztikünftigeu  I*reishestimmimg  vom  Käufe  r 
bezo;:en  ,  verwendet  und  uiünclimal  so;jar  >ou  ihm  'wieder  \ er- 
kauft, und  der  bezeichnete  Scliied>ric!iter  kann  oder^^ill  das  ihm 
übertragene  Amt  nicht  i*^!)ernelimen,  so  könnten  die  Sachen  nicht 
anf  den  nämlichen  Kuss,  wie  sie  ^or  der  Convention  gestanden, 
hergestellt  werden;  es  ist  dalier  unumgänglich  nüthig.  das  Ge- 
schäft durch  Experten  schlicIUen  tu  lassen,  oder  den  (^irs,  der 
lur    Zeit    der   Ueberlieferung   Statt    hatte,    anzunehmen. 


I)  C.  O.  B.  I59I.  —     J)  Ah«,  trth.  :lü.  Apr    ««'i.  —    3)  C.  G    B.  IM^ 

17* 
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Eben  so  verhält  es  sich,  wenn  man  ohne  Preisbestimmung 
kauft ,  oder  wenn  die  Parteien ,  ohne  den  Verkauf  abzuleugnen, 
Vlber  die  Fixation  des  Preises  nicht  einig  sind  und  die  Corre- 
spondenz  oder  andere  zugelassene  Beweismittel  den  Richter  nicht 
aufklären  können ,  Mas  bei  Lieferungen,  die  im  Contocorrent  gemacht 
werden.  Statt  hat.  Das  Stillscliweigen  des  Käufers  und  haupt- 
sächlicli  die  Cousumlion  der  Gegenstände  inaclit  es  nöthig,  dass 
man  sich  an  den  Preis  halten  muss,  den  der  Verkäufer  in  seine 
Biiclier  eingesclirieben  liat,  vorbehaltlich  jedoch  einer  Abschätzung, 
die    verlangt  werden  kann. 

Um  desto  mehr  kann  man  Waaren  zu  einem  Preise  verkaufen, 
der  durch  Experten ,  deren  Ernennung  sich  die  Parteien  vorbehalten, 
bestimmt  wird.  Eben  so  giltig  ist  auch  der  Verkauf  einer  Sache,  der 
an  Jemand  zu  dem  von  einem  Dritten  angebotenen  Preise  gemaclit 
würde,  nicht  weil  der  Käufer  verbunden  wäre,  dem  Verkäufer  den 
Preis  zu  zahlen,  der  diesem  vorgeblich  angeboten  wurde,  oder  weil 
eine  gewisse  von  ihm  angegebene  Person  erklärt,  dass  sie  ilim  diesen 
Preis  geben  wolle,  sondern  vielmehr  deshalb,  weil  derjenige,  wel- 
cher das  Verspreclien  gethan  hat,  einem  Andern  nur  verkaufen 
darf,  wenn  er  demjenigen,  gegen  den  er  sich  verbindlich  gemacht 
hat,  erklärte,  dass  man  ihm  diesen  gewissen  Preis  anbiete,  und 
ihn  aufgefordert  hat,  die  Sache  zu  diesem  Preise  zu  nehmen  oder 
ilim  frei  zu  stellen ,  darüber  zu  verfiigen.  Wäre  in  Folge  einer 
solchen  Uebereinkimft  die  Sache  geliefert  worden ,  un^  es  ent- 
ständen Streitigkeiten  über  die  Preisbestimmung,  so  hätten  ihn 
Experten  zu  bestimmen,  weil  es  nicht  die  gemeinschaftliche  Ab- 
sicht   sein  konnte ,    den   Käufer  vom  Verkäufer  abhängig   zu  machen. 

Man  kann  auch  eine  Sache  zu  einem  Preise  verkaufen ,  zu 
dem  Andere  eine  ähnliche  Waare ,  in  einer  gewissen,  durch  Ue- 
bereinkunft  oder  durch  den  Gebrauch  bestimmten  Zeit  verkaufen; 
denn  obgleich  der  Preis  beim  Vertrag  ungewiss  ist,  so  richtet 
man  sich  darin  nach  den  von  Andern  gemachten  Verkäufen,  und 
haben  diese  zu  verschiedenen  Preisen  verkauft,  so  wird  ein  mittle- 
rer Prers   angenommen. 

Obgleich  nach  No.  274.  im  Allgemeinen  es  Jedem  frei  steht, 
bei  Kauf  und  Verkauf  einen  Preis  zu  fordern  oder  zu  bieten,  so 
ist  es  doch  manchmal  den  Contraheuten  nicht  erlaubt,  auf  einen 
höhern  Preis  als  denjenigen,  den  eine  gesetzliche  Behörde  fest- 
gesetzt hat,    übereinzukommen. 

So  sind  z.  B.  die  Behörden  im  Allgeuiemen  befugt,  Brtrd  imd 
Fleisch  zu  taxireu;  und  jeder  Verkäufer,  der  diese  GegeuslÜnde  aii 
einem  Orte,  welcher  einer  solchen  Anordnung  unterworfen  ist,  über 
die  Taxe  hinaus  verkaufen  würde,  verfiele  in  Sirafe.  Diese  Preisbe- 
stiuunung-,    die  nicht  vom  Willen  des  Verkaufers  abhiingt ,    hat    auch 
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in  allen  den  Fällen  Sraü ,  wo,  nach  No.  208.,  die  iVotli wendig keit 
oder  die  Coiivenlion  eine  Person  verp/liclitet,  ihr  Kigcnlliuni  einem  An- 
dern zn  verkanfen. 


Zweites  CapiteL 

VorscLriften  in  BefracLt   unbedingter  VerkänTe. 

270.  Unter  unbedingten  Verkäufen  (^venfcs  pures  et 
simples)  versteht  man  diejenigen,  deren  Vorliandensein  und  Vollen- 
dting  niclit  von  einer  aufscliiebenden  Bedingung  abhängen,  einer  Be- 
dingung, die  nach  No.  184-.  nicht  erlaubt,  dass  der  Vertrag,  bevor 
er  erfüllt  ^  ird,  eine  vollendete  Existenz  habe.  liier  ist  einzig  und 
allein  von  der  Wirkung  der  unbedingten  Verkäufe  die  Rede^  im 
folgenden  Capitel  sollen  die  Verkäufe  mit  aufschiebender  Bedingung 
erklärt    werden. 

Dieses   Capitel   zerfällt  in    vier   Abschnitte: 

1)  In    die   Uebertragung    des   Eigenthunis; 

2)  in    das    Bisico   der   verkauften   Sache; 

8)   in   die   Verbindlichkeiten    des   Verkäufers; 
4)   in   diejenigen  des  Käufers. 


Erster    A  1)  s  c  h  u  i  1 1 . 

W  a  n  n    das    E  i  g  e  n  t  h  n  ni  a  u  f  d  e  n  R  ;i  u  f  e  r  ii  b  e  r  g-  e  h  t . 

277.  Der  Zweck  des  Kaufvertrags  ist,  dem  Käufer  im  Au- 
genblick, wo  der  Kauf  perfect  wird,  das  Eigenthum  der  ver- 
kauften Sache  ohne  aufschiebende  Bedingung  zu  iibertragen  ').  Um 
aber  zu  bestimmen ,  wann  diese  Uebertragung  bewirkt  wird,  muss 
man  auf  das    zuriickgehen ,    was  No.    156.   und   187.   gesagt  wurde. 

Der  Verkauf  eines  gewissen  und  bestimmten  Körpers,  den  man 
dem  Käufer  vorzeigt"),  entzieht  im  Augenblick,  y\o  der  Vertrag 
abgeschlossen  ist,  dem  Verkäufer  gänzlich  sein  Eigeutlniin  und 
macht  den    Käufer   zum  Eigenthümer-^). 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  verkauften  Sachen,  die  »in- 
ter  einer  bestimmten  und  bezeichneten  Anzahl  von  Sachen  glei- 
cher  Art  genommen    werden  ^), 


1)  C.  G.  n.  1583.  —  2)  Z.  B.  ein  gewisses  PiVrd ,  Baumwolle  in  Ilall.^n 
Wciii  in  Fässern  etc.,  die  mit  Zeichen  > ersehen  sind  oder  andere  K«*nnzeich«'n 
von  Individualität  nn  sieh  trafen.  ~  3)  C.  G.  11.  IKW.  —  l)  Z.  B.  mit  t'cm 
Verkauf  eines  IM'crdcs   nus  dem  Gestüte  des  Verkäufei-s. 
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Z,  B.  wenn  der  Verkäufer,  «in  sich  der  Snclie  zu  enlledig^en, 
sie  dein  Räufer  vor  der  Zeil,  in  Avelcher  sie  zu  bezielien  ist,  einsen- 
den Aviirde,  oder  wenn  keine  Zeit  bestimmt  wurde_,  vor  gesclieliener 
Aufforderung'  wegen  des  Verzugs. 

Würde  die  Sache  durch  diese  voreilige  Einsendung  verloren 
gehen,  so  ginge  der  Verlust,  selbst  wenn  er  zufällig  entstan- 
den ist,  auf  Rechnung  des  Verkäufers,  wenn  nicht  erwiesen  wür- 
de, dass  die  Sache  in  dem  Orte,  wo  er  sie  aufbewahren  sollte, 
ohneliin    zu   Grunde   gegangen   wäre'), 

279.  Ist  von  einem  Verkauf  von  Saclien  die  Rede,  die 
nur  durch  ihre  Gattung  bestimmt  wären ,  so  sind  sie  nur  dann  auf 
Gefahr  des  Käufers ,  wenn  sie,  um  sein  Eigentlium  zu  werden,  in- 
dividualisirt  sind,  was  bei  den  Verkäufen,  die  unter  dieser  Be- 
dingung erfolgen ,  durch  den  Empfang,  durcli  Wiegen,  Messen 
Sti^tt  hat"),    wie    im  folgenden  Capitel    zu   ersehen /ist. 

c^IrB-ynSo  kann  z.  B.  ein  Arbeiter  oder  ein  Fabrikant,  der  einen  Ge- 
genstand zu  liefern  versprochen  hat,  wozu  er  die  Materialien  hergibt, 
niclit  verlangen ,  dass  der  Verlust  dieser  Materialien  ,  die  er  zur  Er- 
fiillung  seines  Engagements  bestimmte,  auf  Gefabr  desjenigen  sei,  dem 
'er  die  Lieferung  vers|)rocben  hatte.  Eben  so  kann  auch  ein  Kanf- 
mann ,  bei  dem  ein  Anderer  20  Kisten  Seife,  50  Centner  Oel  etc. 
bestellt,  obne  gewisse  Kisten  oder  Fässer,  die  er  bereits  geseben 
oder  die  ihm  bekannt  sind ,  ( denn  wenn  dieser  höchst  seltene  Fall 
sich  zutrüge ,  so  wären  die  Regeln  über  die  Gefahr  gewisser 
und  bestimmter  Körper  anwendbar)  nicht  verlangen,  dass,  ^veil  er 
die  angegebenen  Quantitäten,  getrennt  von  seinen  übrigen  Waaren  ge- 
legt und  sie  sogar  zur  Verfügung  des  Fubrmanns,  der  sie  in  Empfang 
nehmen  sollte,  geballen  hat,  der  Verlust  dieser  Gegenstände,  der 
durch  unwiderstehlicbe  Gewalt  entstanden  ist ,  den  Räufer  treffe, 
Selbst  wenn  der  zur  Beziebung  hezeichnete  Zeitpunct  eingetreten  wäre. 

In  Fällen  dieser  Art  gibt  es  nur  ein  unverdächtiges  Mit- 
tel, die  Sachen  ahzusondern,  inn  sie  auf  Gefahr  des  Käufers  zu 
stellen;  dieses  besteht  ausser  dem  reellen  Anerbieten,  wovon 
No,  215.  die  Rede  war,  im  Ausgang  der  Waare  aus  dem  Ma- 
gazin des  Verkäufers  und  deren  Uebergabe  an  den  Commissionär 
«der  Fuhrmann^),  der  alsdann  Mandatar-  des  Käufers  wird,  um 
die  Waare  zu  beziehen  und  den  Verkäufer  in  Gemässheit  dessen, 
was  noch  bei  den  Transport-Unternehmungen  gesagt  werden  soll, 
vom  ilisico  zu  entlasten.  Diese  Sachen  werden  dann  wirkliche 
gewisse  Körper,  auf  welche  die  oben  gegebenen  Regeln  anwend- 
bar  sind» 

Es  kann  jedoch  eine  Uebereinkunft  dazwischen  treten ,  die 
dieses  Princip  ändert.  Diess  ist  der  Fall,  wenn  der  Verkäufer 
sich   verbindlich    gemacht   hätte,     an     einen    bestimmten    Ort    eine 


1)  C.  G.  B.  1303.  ~    2)  Cüss.  22.  Messldor  IV.  —    3)  H.  G.  B.  100. 
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gewisse  Quantität  unbestimmter  Sachen  zu  liefern;  oder  wenn  der 
Verkäufer,  statt  die  Sachen  dem  Käufer  direct  z«  senden,  sie  einem 
ihm  angegebenen  Correspondenten  zusenden  würde,  damit  dieser 
sie  dem  Käufer  überliefere ;  in  welchem  Fall  dann  der  Verkäufer, 
der  sie  an  die  angegebene  Adresse  versendet  hat,  nicht  weiter 
dafür  haftet;  Iiatte  er  aber  die  Waare  an  eine  von  ihm  ge- 
Mählte  Adresse  gesendet ,  so  würde  er  nach  den  Grundsätzen,  die 
No.   577.   erklärt  werden    sollen,   haften^). 

Dritter    Abschnitt. 

Von     den    Verbindlichkeiten     des     Verkäufers. 

280.  Der  Verkäufer  ist  verbanden,  1)  die  verkaufte  Sache 
zur  festgesetzten  Zeit^)  und  2)  in  der  versprochenen  Qualität 
und  Quantität  zu  liefern,  auch  3)  ilire  Entwährung  zu  garanti- 
ren,  und  falls  er  nicht  seine  eingegangenen  Verbindlichkeiten  er- 
füllt, so  ist  er  nach  iVo.  188.  einer  Schadloshaltung  oder  andern 
Verurtheilungen  unterworfen '),  deren  Anwendung  in  nachfolgen- 
den   §.   §.    gegeben    werden    soll. 

§  1. 

Verbindlich  keilen    des  Verknufers    in  Bezug  auf  die 

A  II  s  1  i  e  f  e  r  u  u  g- . 

281.  Die  Verbindlichkeiten,  die  der  Verkauf  eines  gewis- 
sen   Körpers   dem    \  erkäufer    auferlegt,     bestellen    in  Folgendem : 

1)  dass  er  diesen  Körper  bis  zur  Auslieferung  mit  der  nämli- 
chen  Sorgfalt,   wie   ein    Depositar,    in    gutem  Stande   erhalte^); 

2)  dass  er  nichts  vorenthalte,  was  nach  den  JNo.  155.  und 
271.  als  accessorischer  Theil  dieser  Sache  angesehen  wer- 
den   kann; 

3)  dass   er    kein    Ilinderniss    zur    Bezieliung   der    \Vaare ,    die    auf 


1)  AUw.  VrtU.  8.  März   1S27. 

2)  Dio  LiclVnm;;  odt-r  IJclnT^^al)?  /Jndrrt  sich,  jr  nncluleni  «lir  Sncho  kürpor- 
Ücli  odor  nicht  körporlicli  ist.  Kür  körpcrliclie  Sachoii  kann  ilio  ViislirfiTung 
wirklich,  s  v  m  h  o  I  i  s  c  h  oder  f  i  ii  i;  i  r  t  .s«'in.  Sie  ist  wirklich,  w  rnn  die 
(»ej^onstjliule  srihsf  in  dio  lläiid»'  des  K.infrrs  nlM'r;:rl»rn  wcrdin  ;  sio  ist  s  >  in - 
bolisch,  urnn  «Icfn  Iväufor  rinc  Siuhc  iilM*rii<'l»iii  >»ird,  (lio  don  VorkiniHrn 
Clej^ensfand  ^or.s^^'llf  ,  \\\o  ■/..  W.  die  »Schlüs.srl  rino.s  llaiis«^«  ,  din  Üo(um»nt«' 
ühtT  das  Ki^cnthuni  •.  die  AiislitMerun;^  ist  tin;;irt,  wenn  sie  nur  dunh  den 
Willen  der  I'arteien  Statt  hat  ,  z.  l\.  wenn  ich  Joniandem  mein  Pferd  geliehen 
hahe  und  es  ihm  \erknure,  hevor  er  es  mir  zurück j;e;;fl»en  hat;  er  hrhalt  e.< 
dnnn  aus  dem  Kaufe,  oder  wenn  der  Verkäufer  dem  Nrhmer  die  \ erkauften  Sa- 
chen bezeichnet  und  ihm  dio  Hefu;;niss  erthcilt,  sich  in  deren  Hesii/,  zu  sei/rn. 

il  o ^  r  (>  n  ,    zu  All.    KiOl. 

3)  C.   G.  B.  HW4,  J(ilO.  —     4)  C.  ü.  B.   1137,  1U27. 
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Kosten   des    Käufers   geschieht,    wenn   nichts    Entgegengesetz- 
tes  bestimmt    Ist,    in    den    Weg   lege; 
4)   dass   er   alle   Kosten    bis    zur  Auslieferung,     wie    das    Messen 
oder    Wiegen,    trage,    es   sei    denn,    dass    sie  nach   Gebrauch 
oder   nach    Uebereinkunft   dem    Käufer   zur    Last    fallen ,     oder 
dass    ein     ungerechter    Streit    von    dessen     Seite    nicht   Veran- 
lassung gibt,    ihn   dazu    zu   vernrtheilen. 
Häufig    geschielit    es ,     dass    verkaufte     Waaren    vom    Verkäufer 
nicht  ausgeliefert  werden   können ,    ohne  dass   dafür  Abgaben  entrich- 
tet   werden     raiissen ,     oder    ohne    dass     man    die   gesetzlich   vorge- 
scliriebenen   Formalitäten,     die    indirecten   Abgaben   betrejffend,     er- 
füllt    habe.      Nach    den    Ausdrücken     der     Convention,    oder    nach 
Gebrauch,   Hesse   sich   entscheiden,     ob    die    Zahlung   dieser  Kosten 
oder    wenigstens    ihr  Vorschuss,     vorbeliältlich    ihrer    Zurückforde- 
ning,    durch   den   Verkäufer   gemacht  werden   muss. 

Wenn  der  Verkäufer  dem  Käufer  nicht  gestatten  will,  die 
verkaufte  Waare  nach  den  Mitteln ,  die  ihm  zu  Gt^bote  stehen, 
oder  die  sich  aus  der  Bescliaffenheit  der  Saclien  oder  aus  der  Ueber- 
einkunft ableiten  lassen ,  zu  übernehmen:  so  hat  er  das  Recht, 
sich  mit  Gewalt  in  deren  Besitz  setzen  zu  lassen  und  noch  ausser- 
dem, wenn  er  Schaden  erlitten  hat,  Schadloshaltung  zu  verlan- 
gen*) (s.  No.  187.  und  188.)  Er  kann  sogar  die  Aufliebung 
des  Kaufs  und  Schadloshaltung  verlangen,  und  ist  nicht  genöthigt, 
sich    mit    einer  verspäteten    Vollziehung  zu   begnügen^). 

Bestand  der  Verkauf  aus  Sachen ,  die  bloss  durch  ihre  Gat- 
tung bestimmt  sind,  so  hat  der  Verkäufer  die  Verbindlichkeit  auf" 
sich  j  sie  dem  Käufer ,  oder  demjenigen ,  der  sich  für  ihn  auf- 
stellt, nach  übereingekommener  Quantität  und  Qualität  auszulie- 
fern; oder  hat  tr  deren  Versendung  auf  sich  genommen ,  so  muss 
er  sie  auch  den  erhaltenen  Instructionen  gemäss  bewerkstelligen. 
INach  den  oben  angeführten  Grundsätzen  kann  aber  der  Käufer 
nicht  behaupten,  dass  das  Eigenthum  ihm  durch  die  Convention 
übergeben  worden  sei,  noch  bei  nicht  erfolgter  Auslieferung  das  Kecht 
erhalten ,  aus  den  Magazinen  des  Verkäufers  einen  Theil  Waare 
von  der  durch  die  Convention  bezeichneten  Gattung  zu  beziehen ; 
er  wäre  bloss  bereclitigt,  Scliadloshaltung  nacli  den  in  No,  188.  ge- 
gebenen   Regeln    zu    verlangen. 

Der  Käufer  kann  auch,  im  Fall  der  Nichterfüllung,  ermäch- 
tigt werden  ,  eine  gleiche  Quantität'  zu  kaufen  imd  den  Verkäufer 
zur  Zahlung  der  Differenz  des  neuen  Einkaufspreises  zum  alten 
bedungenen  Preise  vernrtheilen  lassen^).  Ist  dieses  Befugniss, 
was   oft   geschieht,    ausbedungen,     so   kann    der    Käufer,   sobald  der 


1)  C.  G.  B.   1610,  1611.  —     2)  C.  G.  B.  1184.  —     3)  C.  G.  ß.  1144. 
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VerkHnrtT  in  Verzug  gesetzt  wurde,  die  strenge  Vollzieliimg  die- 
ser Claiisel  geriflitlix;Ii  verlangen,  deren  Uedit  sitJi  darauf  be- 
sehranken würde,  dem  iVlisäbraiich  einer  solchen  Convention  vor- 
zubeugen. 

Es  liegt  aber  ausser  Zweifel,  dass  in  diesem  Falle  sowohl 
als  dann,  wenn  der  Verkauf  gewisse  und  bestimmte  Körper  be- 
trifft, der  Käufer  auf  diese  Befugnis»  verziehten  und  sicli  darauf 
beschränken  kann,  wegen  iSichterfüllung  der  gegen  ihn  eingegan- 
genen   Verbindlichkeit  Schadloshaltung    zu   verlangen '). 

Oft  enlsclieidet  der  Aiij^-pubiick  über  den  mehr  oder  minder  vor- 
llieilhaflen  Absatz  g-evvisser  Sachen,  und  ein  einziger  verspaleter  Tag 
uiaclit  oft  Waar^;»  iib^^rliüssig,  ja  iiisJig,  die,  Avareu  sie  zur  bestimm- 
leu  Zeit  eingelroffen  oder  überliefert  Avorden ,   Ge^vinn  geliracht  lialteiu 

Eine  Verzugsetzung  ist  sogar  nicht  imumgänglich  nöthig, 
denn  der  Verkäufer  konnte  bis  ziim  Augenblick  liefern ,  wo  die 
"Waaren  dringend  nöthig  waren,  und  nur  in  diesem-  3Ioment  ist 
die  Nichtlieferung  mit  dem  Aufliören  des  Bedürfnisses  zusammen- 
getroffen"). 

Dessenungeachtet  darf  das,  was  j\o.  146.  gesagt  wurde, 
niclit  übersehen  werden ,  dass  nämlich  ein  Käufer  durch  eigenes 
Verschulden  und  auf  eine  stillschweigende  Weise  diese  Befugniss 
verlieren  kann,  wenn  er  z.  B.  ohne  \  orbehalt  oder  auf  eine 
Weise,  di'i  diesen  Vorbehalt  unzulässig  machte,  über  die  zu  spät 
angekommenen    Gegenstände    verfügt   hätte. 

Das  Urtlieil ,  das  bei  entstehenden  Schwierigkeiten  in  die- 
sem Falle  gefasst  wird,  ist  immer  den  Umständen  und  der  Be- 
schaffenheit   der   Convention    untergeordnet. 

AVeun  z.  H.  eiu  Verkäufer  versprochen  hätte,  die  AVaareii  zu 
einer  jieAvissea  Zeit  zu  liefern,  so  wäre  er  nur  gelialteu,  sie  sofort 
zu  senden  ,  dass  die  Frist  vom  Ta^e  der  llel)er<,''abe  der  Waaren  an 
den  ihm  hezeichiielen  oder  von  ihm  gewniilten  Fuhrmann  hinreichend 
wäre  ,  so  dass  sie  «n  ihrer  Besliinmuii«::  zur  festgeselzleii  Zeit  eiiilref- 
fen.  Wenn  nnn  er^^iesen  isl  ,  dass  tue  /nr  Versentlun^-  nöHiige  Zeit 
hinreirble,  so  ist  der  V^erkäufer  für  keine  V^erspiilun^  vcranlworllich, 
e»  «ei  deim ,  dass  die  AVaarr*  in  Folge  der  Uebereinkunfl  anf  seine 
(fefalir  reisle,  oder  dass  er  nüt  seiner  Ki;,*-enschaft  als  Verkäufer  auch 
die  eines   Transport-Unlernelnners  verbände. 

Das,  was  No.  238.  über  die  Erlöschung  der  Verbindlich- 
keiten in  Folge  der  Llnmöglichkeit,  sie  auszuführen,  gesagt  Murde, 
reicht  hin,  zu  erkennen,  ob  die  Wirkungen  des  Verlusts  einer 
zu  liefernden  Sache  nur  auf  gewisse  und  bestimmte  Körper  an- 
zuwenden sind.  Es  könnte  jedoch  in  Folge  der  Freiheit  geschehen, 
die    den    Parteien     zusteht,    ihre    Convention     zu     modi fu  Iren     und 


1)  C.  ü.  B.  Kill.  —    2)  C.  G.  B.  IÜ57. 
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einen  gemischten  Vertrag  durch  die  Vereinigung  von  Bedingungen 
verschiedener  Art  einzugelien,  dass  der  Verlust  einer  bestimmten 
Sache  für  Reclmung  des  Verliäiifers  geblieben  wäre,  aber  nicht 
bis  zum  Puncte ,  ihn  zu  Schadloshaltung  wegen  nicht  erfolgter 
Lieferung  anzuhalten^  sondern  um  die  Aufliebung  des  Kaufs  zu 
bewirken. 

Wenn  also  ein  Handelsmann  einem  andern  bestimutto  Waaren 
verkanft  und  deren  Verladung  auf  einem  Schilfe,  das  er  bezeichnet, 
ani^ezeigt,  dabei  ausdrücklich  oder  auch,  wenn  es  der  Gebrauch  mit 
sich  bringt,  stillschweigend  bedung-en  hat,  dass  diese  Waaren  bis  zur 
Ablieferung-  auf  seine  Gefahr  bleiben  ,  so  muss  der  Verkauf  ohne 
SchadlosLaltung-  aufgehoben  werden,  wenn  Waaren  durch  unwidersteh- 
liche Gewalt  zu  Grunde  gehen,  oder  wenn  der  Verkaufer,  der  sie 
assecuriren  Hess,  genö'thigt  ist,  sie  dem  Versicherer  zu  überlassen. 
Eben  so  auch,  wenn  eiu  Unternehmer  in  den  No.  279.  angegebenen 
Fallen  versprochen  hat,  einige  Arbeilen  an  einer  g^ewissen  Sache  zu 
inachen,  die  er  zu  liefern  sich  verbiudlich  gemacht  hat,  und  dieser 
Gegensfaud  geht  durch  Zufall  zu  Grunde  '),  dann  geht  im  Grunde 
genommen  der  Verlust  anf  seine  Rechnung,  die  Gerichte  können  aber 
nach  den  dabei  obwaltenden  Umstanden  den  Vertrag  aufhebeu. 


..:a..»- 


§.  2. 


Von  der  Qualität  und  Quantität   der    verkauften  Sachen. 

282.  In  Folge  des  in  No.  187.  erklärten  Grundsatzes, 
dass  ein  Schuldner  seinem  Gläubiger  nichts  Anderes,  als  was  er 
versprochen  hat ,  anbieten  kann ,  kann  der  Käufer  die  ihm  ge- 
sandte Waare  verweigern,  wenn  sie  nicht  ven  der  ausbedungenen 
Gattung  ist.  Die  Schwierigkeiten ,  die  deshalb,  sowie  in  Betreff 
der  Frist,  innerhalb  welcher  man  einkommen  kann,  sich  erheben 
können,  sind  leicht  aus  dem  Wege  zu  räumen,  weil  im  Allge- 
meinen leicht  zu  untersuchen  ist,  ob  eine  bezeichnete  Sache 
wirklich  den  in  der  Convention  angegebenen  Gegenstand  ausmacht^ 
oder   nicht. 

Was  hingegen  die  Qualität  und  Quantität  betrifft,  so  können 
sich  mehr  Schwierigkeiten  darbieten.  Handelt  es  sich  um  einen 
Kauf  gewisser  Körper  oder  um  Theile  von  Sachen,  die  aus  be- 
stimmten Gegenständen  zu  nehmen  sind,  so  wird  die  Qualität 
vor  Abschluss  des  Kaufs  vom  Käufer  untersucht;  dieser  zeichnet 
sie  dann  oder  gibt  seine  Genehmigung  auf  irgend  eine  andere 
Weise  zu  erkennen.  Nur  dann  könnten  Schwierigkeiten  sich  er- 
heben ,  wenn  Sachen  von  geringerer  Qualität  auf  eine  betrügeri- 
sche Weise  untergeschoben  würden,  was  dann  eine  Art  Prelle- 
rei   wäre, 

1)  C.  G.  B.  1T90. 
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Ist  die  Waare  von  anderer  Qualität,  als  das  Muster,  so 
kann  der  Käufer  deren  Annahme  verweigern.  Hat  er  aber  die 
Waare  ohne  Kinspnich  angenommen  und  aufs  Lager  gebraclit,  so 
wird  diess  so  angesehen,  als  sei  er  mit  ihrer  Qualität  zufrieden, 
vorbehaltlich  jedoch  dessen,  was  No,  284.  über  die  Hauptmängel 
gesagt    werden   soH. 

Jedoch  kann  es  geschehen,  dass  der  Käufer  durch  den  Schein 
betrogen  wurde,  und  der  Irrtlium  sich  erst  nach  der  Beziehung 
der  ^^aare  kund  thäte.  Die  Art,  wie  die  Qualität  vor  dem  Ver- 
kauf bekannt  sein  konnte,  sowie  der  Gebrauch,  können  hier  allein 
als  Leitfaden  dienen.  Der  Einkauf  mag  nach  Mustern  geschehen 
sein,  die  durcli  Mäkler  oder  durch  den  Verkäufer  angeboten  wur- 
den und  die  der  Käufer  oder  seine  Untergebene  niclit  mit  den  ver- 
kauften Saclien  vergliclien  Iiätten ;  oder,  was  auch  liäufig  gescliieht, 
der  Käufer  mag  selbst  oder  durcli  seine  Untergebenen  die  Muster 
in  den  angebotenen  Haufen,  Dallen  oder  Fässern  herausgenommen 
Ilaben,  so  kann  es  gesclielien ,  dass  er  bei  der  Ablieferung,  im 
Innern  dieser  Ballen  oder  Fässer,  eine  Partie  Waare  findet,  deren 
Qualität  geringer  als  die  Muster  oder  von  ungleiciier  Beschallen- 
heit  ist.  i\ach  dem  strengen  Recht  Iiat  er  in  Folge  der  Grund- 
sätze, nacli  welclicn  wegen  Irrtliums  in  der  Saclie  die  Ver- 
käufe annullirt  werden,  keinen  Uegress  an  den  Verlväufer,  >veil 
man  sage«  kann,  dass  der  Gegenstand,  der  die  3]aterie  des  Ver- 
kaufs *  ausmacht,  weniger  das  betrifl't,  was  in  der  Con\ention  an- 
gegeben ist,  als  das,  Mas  gesellen  und  vom  Käufer  untersucht 
wurde,  der  sich  seine  üebereilung  und  seinen  Maugel  au  Auf- 
merksamkeit beimessen  muss ;  da  die  Convention  einen  gewissen 
Körper  betrifft,  so  kann  er  nichts  Anderes^  als  den  Körper  selbst, 
den  er  gesehen  und  untersucht  hat,  verlangen,  weil  in  diesem 
Fall  das  Muster  niclit  bewirkt,  die  Qualität  zu  bestimmen ,  son- 
dern weil  es  verhüten  soll,  daj+s  nicht  ein  anderer  Körper  nnler- 
gescliobeii  werde,  indem  es  die  Untersuchung  der  Identität 
sichert. 

i\ur  dann  hätte  eine  Ausnahme  Statt,  wenn  sich  aus  den 
Umständen  ergäbe,  dass  der  Verkäufer  durch  eigenes  Verschulden 
oder  durch  strälliches  Stillschweigen  beigetragen  hat,  d«  n  Käufer, 
als  er  Muster  nahm,  zu  hintergehen ;  oder  auch,  wenn  nu(  h  den 
Ausdrücken  der  Uonveutiou  und  nach  Gebrauch  die  Klage  des 
Käufers    unstatthaft    wäre. 

Hat  der  \'erkäufer  uuhcstimuite  Sachen  \er.sprü<"hen ,  deren 
Gattung,  (Qualität  und  Quantität  die  (^on>entiou  allein  angibt,  so 
werden  die  in  \o.  202.  angegebenen  Kegeln  befolgt.  Der  Käu. 
fer    kann   nicht  Sachen   erster   Qualität  fordern,   aber   der    \erkiiufor 
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kann  sie  auch  nicht  Ton  der  schlechtesten  anbieten  *).  Die  ge- 
lieferte "Waare  muss  Kaiifmannswaare  (loyale  et  marchande) 
sein. 

Wenn  im  Gegentheil  irgend  eine  Claiisel  der  Conrention 
eine  besondere  Qualität  bestimmt  und  sich  darüber  klar  luid  deut- 
lich ansgedriickt  hat,  oder  wenn  die  Parteien  die  Basis  der  l)n- 
tersucliHng  festgesetzt  haben,  indem  sie  Cluster  deponiren,  denen 
die  zu  liefernde  Sache  ähnlich  sein  muss,  so  muss  man  sich  streng 
daran    halten. 

Hat  aber  die  Convention  eine  Qualität  genau  bezeiclinet  und 
zugleich  beigefügt,  dass  die  Waare  nach  Muster  sein  werde,  so 
könnten  sich  Zweifel  erheben,  wenn  diese  Muster  selbst  nicht 
von  der  bedungenen  Qualität  wären.  Die  Clausel  „nach  Mu- 
ster" (jmreHle  Vechaiiltlloti)  schiene  in  diesem  Falle  nicht  die 
Erklärung  derjenigen  sein  zu  müssen,  welche  die  cnnventionsmässige 
Qualität  bezeichnet;  im  Gegentheil  ist  es  diejenige,  welche  zur 
Destimmung  der  Qualität  des  Miisters  dienen  sollte,  dessen  Un- 
tersucliung  vielleicht  nicht  sorgfältig  genug  gemacht  wurde.  Da 
die  Convention  gewissermaassen  zwei  sich  widersprechende  Cla\i- 
seln  entliält,  so  müsste  man  auf  die  Kegel  zurückkommen,  dass 
Treue  und  Glauben  den  Ausschlag  geben  und  dass  jede  dunkle 
Convention    zum    iVaclitlieil    des    Verkäufers    ausgelegt    wird  ^"  ■*), 

Der  Empfänger  muss  gleich  bei  Ankunft  der  Waare  seine 
Weigerung  kund  thun  und  deren  Gründe  angeben.  Gibt  er  vor, 
sie  nicht  bestellt  zu  haben,  so  muss  er  sie  bloss  verweigern,  oder 
will  er  Depositar  auf  Gefahr  des  Versenders  bleiben,  so  muss  er 
vom  Fuhrmann  Aufforderung  an  sich  ergehen  lassen.  Das  iNäm- 
liche  muss  er  auch  thun,  wenn  er  vorgibt,  dass  man  ihm  etMus 
Anderes,   als   das,   was   er   begehrte,   gesandt  hat, 

Macht  er  nur  Schwierigkeiten  über  die  Qualität  unter  dem 
Vorgeben,  sie  sei  nicht  nacli  Uebereinkunft ,  so  muss  er  gleich 
hei  Ankunft  der  Waare  oder  in  der  kürzesten  Zeitfrist  den  Stand 
der  Sache  durch  Experten  constatireu  lassen*);  diese  werden 
durch  den  Präsidenten  des  Handelsgerichts,  oder  durcli  den  Frie- 
densrichter in   Folge   eines   an  sie  gerichteten   Gesuchs   ernannt. 

Würde  sich  der  Empfänger  bloss  auf  einen  Brief  an  den 
Verkäufer  beschränken ,  so  könnten  dadurch  viele  Unannehmlich- 
keiten  für  ihn   entstehen,    weil    der  wahre   Zustand   der  Waare    bei 


1)  C.    G.    B.    1240.  1022.  —    2)  C   G.  B.   1602. 

3)  Weil  der  Käufer,  der  den  Preis  zu  zahlen  schuldig  ist,  als  Hauptschuldner 
angesehen  wird.  Dunkle  oder  zweideutige  Clausein  müssen  daher  zu  seinen. 
Gunsten  ausgelegt  werden.  (C.  G.  ß.  llt)2.)  Uebrigens  nird  der  Käufer  angese- 
hen ,  als  kenne  er  die  verkaufte  Sache;  es  stand  ihm  daher  zu,  sich  in  drren 
Betracht  deutlich  zu  erklären.  Rogron,  zu  Art.   llii)2. 

4)  II.  G.    B.    106. 
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der  Ankunft  nidit  erwiesen  MÜrde;  der  factisclie  Empfani^,  ohne 
diese  Vorsichtsmaassregeln ,  würde  jedoch  die  Kinwendiing  des 
Käufers  nicht  uiistattliaft  machen  ').  Umstände  könnten  diese 
Einwendung   manchmal   erschweren. 

So  könnte  ein  ire^visser  Zeitvorlaiif,  den  der  Käufer  ver.sfrcicln'n 
'li»?s9  ,  oline  etwas  ^f^en  die  Waare  eiiizu\veiKl**Ji ,  die  Voransselziii»;^ 
be^riiiideii,  dass  die  Waare,  über  die  er  sich  nachher  besch^verf,  durch 
-  seine  oder  seiner  Liilerg-ebenen  Schuld  fehlerhyft  g-ewürtleii  -').  lis 
könnte  auch  dabei  kein  Arg^wolm  obAvalten ,  z.  I>.  wenn  man  mit 
einem  Tlieile  der  Waare,  die  noch  beim  Verkiinfer  liegt,  einen  Vcr- 
g-Ieicli  anstellen  könnte,  dann  ^va're  da«  S(illsch\veigeu ,  -welrhes  der 
Kiinfer  über  die  erstem  Li^-ff^rnng-en  boobaditetc  ,  A^eder  rine  Geneh- 
migung: des  Vergangeneu,  noch  eine  Verzichtleistung-  seiner  Hechte  für 
die  Zukunft. 

283.  In  j\o.  250.  ist  gesagt  worden,  dass  ein  Verkauf 
durclt  Cftrrespondenz  abgeschlossen  werden  kann.  Der  Ausgang 
aus  dem  Magazin  des  Verkäufers  liindirt  den  Käul'er  nicht,  S^S^'n 
die  Qualität  der  Waare  Einwendungen  zu  machen  (s.  l\o,  2/9.). 
Erfüllt  er  immittelbar  nach  Empfang  die  nöthigen  P'ormalitiiten, 
um  dadurch  den  Zustand  und  die  (Qualität  der  \^  aare  darthun  zu 
lassen,  ohne  dass  man  ihn  in  Verdacht  haben  kann,  dass  er  selbst 
ihren  Zustand  verändert  habe,  und  ist  nach  seinem  Benehmen  oder 
nach  seinem  Stillschweigen  die  Klage  nicht  für  unstatthaft  zu  er- 
achten, so  muss  der  Verkäufer  den  Ueweis  führen,  dass  er  die 
Waare  dem  Fuhrmann  in  coutractmässigem  Zustande  und  (Qualität 
übergeben  habe.  )ieweiset  er  diess,  so  werden  die  Veränderungen 
dem  Fuhrmann  beigemessen  (s.  ]\o.  537.),  und  dir  Käufer  allein 
trägt  die  Folgen  da\on,  vorbehaltlich  jedoch  seiner  Uechte  gi gen 
diesen,    weil   die    Waare  auf   seine    Gefahr  reisete. 

Wäre  die  W aare  unterwegs  zu  Grunde  gegangen ,  und  es 
würde  aus  irgend  einem  Hest,  selbst  aus  V^ersuchen  und  IVohen, 
die  der  W'rkäufer  eingesteht,  erkannt,  dass  sie  nicht  die  überein- 
gekommene (Qualität  hätten,  so  wäre  der  Verlust  für  Letztirn,  da 
vermuthet  MÜrde ,  dass  er  die  versprochene  Sache  nicht  goandt 
liabe ;  wenn  aber  der  uujgekehrte  Fall  einträte,  dass  niimli<h  die 
Waare  total  zu  (irunde  gegangen  v^äre,  so  würde  \ernuillMt,  das8 
sie  nu<h  ül)ereingekommener  (Qualität  ge>^esen  ist  und  der  Verlust 
bliebe    für    liechnung   des    Käufers, 

Das  (fcsagte  erleidet  ji'doch  eine  Aeudcrung,  wenn  nach  der 
Uebereiukujift ,  v^ovou  \o.  278,  die  Rede  war,  auMlrücklich  be- 
stimmt oder  stillscln^eigend  angenommen  ist,  dass  die  Waare  auf 
Gefahr  des  Verkäufers  reiset.  Die  durch  den  Fnlirmnnn  ^trur- 
Mchte  Verschlimmerung  hat   er   zu    tragen;    und   deshalb   allein,   dnss 


J)  Abw.  Urlü.  24.  Juli  1821.  —     2)  Abu-.  Urtb.   13.  Febr.  1828. 
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sie  Statt  gehabt ,  "wird  angenommen ,  als  liefere  er  nicht ,  was  er 
zu  liefern  versprochen  hat.  Daraus  ersielit  man,  dass  in  allen 
Fallen  der  Einsprucli  schleimig  gethan  werden  muss.  Da  der 
Verkäufer  niclit  mehr  im  materiellen  Besitz  der  ^Vaare  ist,  also 
weder  Maclit  nocli  Mittel  hat,  sie  zu  besiclitigen  imd  darüber  zu 
waclien,  dass  lieine  Veränderimg  damit  vorgenommen  wird,  so  wäre 
es  ungerecht,  seine  Verantworlliclilieit  über  die  Grenzen  hinaus, 
welclie  die  Natur  der  Saclie  selbst  bezeiclinet,  auszudehnen.  Das 
Stillscliweigen,  das  während  eiutr  zu  einem  Einsprüche  hinlängli- 
clien  Zeitfrist  beobachtet  wurde,  ist  eine  stillschweigende  Ajiualune 
der  Sachen  in  dem  Zustande,  worin  sie  sicli  befinden.  Daraus 
folgt,  dass,  wenn  die  Waarc  djirch  melirere  Hände  gegangen  wäre, 
ohne  dass  Einspruch  gethan  oder  hinreicliende  Untersuchungen  ab- 
gestellt worden ,  um  den  Zustand  zu  constatiren ,  derjenige ,  der 
das  Nöthige  beobachtet  liätte,  allein  berechtigt  wäre,  seinen  Ke- 
gress  gegen  seinen  Cedenten  zu  nehmen,  der,  da  er  niclit  die 
nämliclie  Vorsicht  gebrauchte,  vielleicht  nicht  die  nämliche  Befug- 
niss  gegen  seinen  Verkäufer,  noch  gegen  den  ursprünglichen  Ab- 
sender,   der    der   Urheber    des   Betrugs   ist,  hat. 

284,  Daraus  ergibt  sicli,  dass  die  Streitigkeiten  über  die 
Qualität  nicht  mit  der  Garantie  der  verborgenen  Felder  vermengt 
werden    dürfen  ^). 

Diess  sind  solche  Fehler,  Avotlurch  die  verkaufte  Sache  zu  dem 
ihr  vom  Käufer  bestimmten  Gebrauch  untauglich  oder  dieser  VN^enig;- 
stens  so  geschmälert  wud ,  dass  er  sie  nicht  gekanlt  ]»aben  AviirJe, 
oder  'wenn  er  sie  g-ekannl ,  nur  einen  mindern  Preis  dafür  gegeben 
hätte.  Es  liegt  in  der  Natur  des  verborgenen  Fehlers ,  dass  er  sich 
nur  nach  Verlauf  einiger  Tag^e  zeigt  und  manchmal  erst  im  Augen- 
blick des  Gebrauchs  der  Saclie  entdeckt  wird. 

Die  Untersuchung,  die  der  Käufer  bei  dem  Einkauf  gemacht  ha- 
ben kann,  wie  gross  auch  seine  Nachlässigkeit  dabei  gewesen  sein 
mag,  hindert  dennoch  niclit,  dass  seine  Klage  zulässig  ist ,  wenn  der 
Fehler  nicht  gleich  entdeckt  werden  konnte,  wie  diess  bei  gewissen 
Krankheiten  bei  Tiiieren  der  Fall  ist,  oder  Avenn  die  Thatsache_,  wes- 
halb dieser  Fehler  nicht  Avahrgenomtnen  wurde,  nur  Folge  der  Art 
ist,  wie  er  verborgen  Avar,  wie  diess  der  Fall  mit  Löchern,  Flecken 
an  Zeugen  wäre ,  die  der  Käufer  gewöhnlich  nur  bei  sich  zu  Hause 
untersucht« 

Die  einzigen  Vorschriften,  die  sich  unter  solchen  Umstän- 
den geben  lassen,  sind:  1)  dass  die  Identität  der  Sachen  zuge- 
standen oder  dargethan  werden  muss ;  2)  dass  die  verborgenen 
Fehler  eines  Theils  den  Verkauf  der  nämlichen  Partie  Waare 
für's  Ganze  aufheben;  3)  dass,  wenn  es  in  der  Natur  der  Sache 
selbst    liegt,    irgend    einen    verborgenen    Mangel    zu    haben,    kein 


1)  C.  G.  B.  1625,  1641. 
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Grund  zu  einer  Kla^e  auf  Zurücknahme  Statt  liaben  kann  ') ; 
4)  dass  man  sich  -  sowohl  über  das,  was  man  Mängel  in  der 
Qualität  nennt,  als  über  die  Frist,  in  welcher  der  Käufer  seint 
Klage  anbringen  soll,  nach  Ortsgebrauch  richten  muss,  und  dass, 
wenn  das  Gesetz  schweigt'),  in  dieser  Materie  Alles  Ton  der 
Klugheit  dier  Richter  abhängt;  5)  dass,  wenn  in  der  kurzen  zum 
Einspruch  gestatteten  Frist  der  Fehler  der  Saclie  erwiesen  wird, 
die  Vermuthung  entsteht,  dass  er  im  Augenhlick  des  >  erkauf« 
vorhanden  war^);  doch  ist  dem  Verkäufer  vorbehalten,  da»  Gegen- 
theil  zu  beweisen;  ö)  dass  nach  Ablauf  der  Frist  die  Klage 
nicht  zulässig  ist,  wenn  sie  sich  nicht  auf  das  Geständniss  des 
Verkäufers  gründet;  7)  dass,  wenn  die  Sache  wegen  ihrer  sclilech- 
ten  Beschaftenheit  zu  Grunde  gegangen ,  den  Verkäufer  der  Ver- 
lust trifft;  ist  &ie  ]ii;igegen  durch  Zufall  zu  Grunde  gegangen, 
befor  die  Mängel  constatirt  waren,  so  wird  der  ICinspruch  des 
Käufers    nicht    mehr  zugelassen  ^). 

Um  die  Rlag-e  anznbriini'en ,  ist  nicht  no'thiir,  die  \Virkuti?  emer 
conftraclictorisch  verörd-nelen  Besiclitigiiiig-  durch  Sachvei-stiiiKÜg^  abzir- 
■\vaiten.  Sobald  der  Käufer  den  Fehler  erkenn!,  kniiu  «r  sich,  um 
ihn  darthun  zu  lassen  *),  oii  den.  Präsidenten  des  Handelsg-ericliJs  oder 
an  den  Friedeusrichlcr  ^venden,  und  das  darüber  anfgenomuienc  Prolo- 
coll  dient  zur  Anstellnnj^  der  g-erichllichen  Klag-e ,  unbeschadet  der 
Einreden  des  Beklag-Cen. 

Der  Verkäufer  kann  dieser  Klage  nicht  dadurch  begegnen, 
dass  er  sich  erbietet,  den  Beweis  seines  guten  Glaubens  und 
der  Unwissenheit  in  der  er  sich  in  Betreff  dieser  Mängel  befand, 
zu  führen  ^) ;  denn  es  handelt  sich  nicht  um  Ümstossung  wegen 
Betrugs,  sondern  wegen  Irrthums;  hat  er  aber  die  Mängel  ge- 
kannt, so  muss  er  dem  Käufer  nicht  allein  den  empfangeneu 
Preis  erstatten,  sondern  ihn  auch  noch  vollkommen  schadlos» 
halten  '). 

üebrigens  liat  der  Käufer  bei  der  Klage  die  Wahl,  entwe- 
der die  Sache  zurückzugeben  und  sich  den  Preis  erstatten  und 
Schadenersatz  geben  zu  lassen  ") ,  oder,  wenn  er  die  Sache  be- 
halten will,  sich  einen  Theil  des  Preises  herauszalilen  zu  lassen, 
und  ist,  selbst  wenn  er  die  eine  dieser  Klagen  angestellt  hat, 
berechtigt,   sie    fallen    zU    lassen,    um    die   andere   zu    crhebcu. 

285.  Der  Verkäufer  muss  aucli  die  versprochene  Quantität 
liefern.  Hatte  der  Verkauf  pfundweise  zu  einem  gewissen  Preise 
Statt,  so  darf  nichts  daran  fehlen,  oder  was  einerlei  ist,  der 
Käufer    bezahlt   nur   die   Anzahl    der    enii)fangenen    Pfunde.      Ist   er- 


— 1^ — .  ■  ■ 

1)  C.  G.  n.  lf)42.  —  2)  Al)w.  l'rth.  13.  Kehr.  1Ä29.  —  3)  Ab\r.  trtli. 
G.  \pril  IH30.  —  4)  C.  (..  H  If>47.  —  5)  H.  G.  H.  lOfi.  —  0;  C.  (i  B. 
1043,  104Ü.  —     7)  C.  (i.  n.  1645.  —    S)  C.  (i.  H.   IÜ44. 
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wiesf^n,  dass  das  Gewicht  nur  nebenbei  angeführt  ist,  der  Ver- 
kaiif  aber  in  Bausch  und  Bogen  geschlossen,'  z.  B.  wenn  inun  so 
viel  Pfunde  oder  ungefähr  so  viel  verkauft  hat,  so  hat  die 
gebräuchliche  Nachsicht  (iolerance)  mehr  oder  weniger  Statt. 
Eine  derartige  Nachsicht  ist  entweder  die  Tara  oder  das  Deficit, 
das  durch  Zusammendrücken  oder  Austrocknen  auf  dem  Lager 
oder    unterwegs    veranlasst   werden    kann. 

Sowie  Experten  und  wesentlich  Mäkler  dazu  dienen  können,  um 
die  Gerichte  über  die  Qualität  aufzuklären ,  ebenso  dienen  öffentliche 
Waagemeister  und  Messer  zur  Untersuclinng'  der  Quantitäten.  Ks 
sind  bereits  in  No.  114.  einige  Begriffe  darüber  gegeben  worden  und 
CS  ist  bloss  noch  zu  bemerken^  dass  die  Untersuchung',  wie  auch  in 
Betreff  der  Qualität  gesagt  wurde ,  in  der  kürzesten  Zeitfrist  vorg-e- 
uoinmen  werden  muss.  Da  Handelsgescbäfle  oft  zwischen  Ländern 
g-etrieben  werden,  deren  Gesetze  verschieden  sind,  so  wird,  wenn  un- 
ter den  Parteien  nicltts  bestimmt  w^orden,  oder  in  Ermangelung-  eiaer 
gewissen  Usanz,  dasjenige  Maass  als  angenommenes  vermutbet,  das 
am   Orte,  wo  die  Auslieferung;  gescliebea  soll,  üblich  ist  ^). 

Niclit  nur  muss  man  sich  in  den  angeführten  Fällen  nach 
dem  Gebrauch  richten,  der  sich  nach  Ort,  Zeit  und  nach  den 
Gattungen  der  verkauften  Sachen  ändert ,  sondern  man  muss  oft 
auch  die  Art  und  Weise  in  Betracht  ziehen,  wie  der  Verkauf 
geschehen  ist.  Wenn  ein  Theil  Waaren ,  die  in  der  Ferne  ge- 
kauft wurden,  auf  Factura  liin,  zu  einem  gewissen  Procent  Ge- 
winn oder  selbst  mit  Verlust  vom  Käufer  wieder  verkauft  würde, 
so  könnte  der  Verkäufer  von  jeder  Gewährleistung  freigesprochen 
werden ,  vorbehaltlich  des  Regresses  des  Käufers  gegen  den  ur- 
sprünglichen Verkäufer,  In  dieser  Convention  wilrde  man  eher 
eine  Cessiou  aller  Rechte,  die  aus  der  Factur  oder  dem  wieder 
abgetretenen  Handel  liervorgeht,  als  einen  Verkauf  einer  gewissen 
Quantität    Sachen    erkennen. 

Ueberliaupt  hat  der  Verkäufer,  der  die  Sachen  nicht  nach 
üebereinkunft  geliefert,  kein  Recht,  den  Käufer  zu  zwingen,  sie 
zu  behalten,  indem  er  ihm  Schadloshaltung  anbietet.  Jedocli  kön- 
nen ihm  die  Gerichte  nach  Gebrauch  und  Umständen  dieses  Recht 
augestehen,  wenn   nur   ein   Unterschied  in  Betreff  der  Quantität  ist. 

Was  den  Käufer  betrifft,  so  ist  Folgendes  zu  merken:  hat 
er  das,  was  an  der  Quantität  fehlt,  ^^onstatiren  lassen,  oder  be- 
hauptet er,  wenn  die  erkauften  Sachen  verschieden  sind,  das  ge- 
wisse Partien  nicht  nach  übereingekommener  Qualität  seicii,  so  hin- 
dert ihn  nichts,  über  das,  was  ihm  gesandt  wurde,  oder  "w^s  die  be- 
dungene Qualität  hat,    zu  verfügen, .  und  bloss  den  verweigerten  Theil 


1)  C,  G.  B.  1100,  1609. 
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zur    Verfügung  des  Verk'äiifers   zu    lassen ,    naclidem   er  die    in   \o. 
282.  angegebenen  Formalitäten    erfüllt    hai. 

§.3. 

Verbindlichkeit     des     Verkäufers,    für    die    Eviction 

Gewähr    zu    leisten. 

286.  Was  in  No.  272.  über  die  besondern  Grundsätze 
des  Handelsrechts ,  den  Verkauf  der  einem  Andern  zugehörigen 
Sache  betreffend,  gesagt  wurde,  reicht  hin,  zu  zeigen ,  dass  eine 
Klage  auf  Gewährleistung  bei  Eviction  nicht  häiiftg  vorkommt; 
jedoch  ist  sie  möglich.  Ausser  den  bereits  angeführten  Fällen, 
in  welchen  der  wahre  Eigentliümer  gegen  einen  dritten  Käufer 
zur  Ausübung  des  Viudicationsrechts  zugelassen  werden  könnte, 
kann  auch  derjenige,  welcher  auf  Trene  nnd  Glauben  hin  eine 
Sache  erworben,  wenn  er  entdeckt,  dass  sie  einem  Andern,  als 
dem  Verkäufer,  gehörte,  den  waliren  Eigentliümer  davon  benach- 
richtigen und  dem  Verkäufer  die  Zahlung  verweigern,  oder  die 
Auflösung  des  Vertrags  auf  den  Grund  hin  verlangen ,  dass  Uun 
die  Sache  durch  iMissbrauch  des  Depositums  oder  aus  jedem  an- 
dern Vorübergehenden  unsicheren  Detentionsrecht,  das  der  Verkäu- 
fer   hat,   verkauft   wurde. 

Die  Gewährleistung  wegen  Eviction  kann  aucli  in  dem  Falle 
Statt  haben,  wo  eine  Person  die  nämliche  Sache  an  zwei  Perso- 
nen verkauft  hatte;  da  nur  dem  Einen  geliefert  werden  kann, 
so.  erleidet  der  Andere  nothwendiger  Weise  eine  Eviction.  Es 
kann  aucli  gescfiehen ,  dass,  da  der  verkaufte  Gegenstand  nicht 
mehr  im  Augenblick  des  Vertrags  existirt,  der  Käufer,  der  nicht 
durch  aleatorische  Bedingung  von  der  Art,  wovon  im  IV.  Capittl 
die  Rede  sein  soll,  das  Risico  auf  sich  genommen,  ebenfalls  eine 
Klage  gegen  den  Verkäufer  Iiabe,  die  sich  auf  die  Eviction,  die 
er   erleidet,    stützt  '). 

In  allen  diesen  Fällen  würde  der  Ersatz  des  bezahlten  Kauf- 
preises, oder  die  Entlastung  der  Verbindlichkeit,  ihn  zu  befahlen, 
ohne  Schwierigkeit  dem  Verkäufer  zugestanden.  \N  as  aber  die 
Schadloshaltung  betrifft,  so  vviirdc  man,  je  narlidtiu  er  redli<!i 
oder  unredlich  gehandelt,  die  iNo.  272.  erklärten  Kegeln  be- 
folgen. 

T  i  o  r  t  (M*   A  I>  s  c  h  I)  i  1 1. 

Von    den   V  er  b  i  n  tl  I  i  r  Ii  k  c  i  l»'n   tl  »•  s   Käufers. 

2H7.  Die  Beschairenheit  des  Kauf\ert('ags  legt  dem  Käufer 
Verbindlichkeiten   auf,   die   mit   denen   des  \  erkäufers   in   wechselsei- 


1)  Cas«.  ö.  Oct.  1807. 
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tiger  Bezielniiig  stehen.  M'enn  dieser  zur  festgesetzten  Zeit  lie- 
fern miiss,  so  muss  ebenso  der  Käufer  diese  Lieferung  in  Em- 
pfang neliraen,  und  wenn  der  Verkäufer  das  Eigentimm  der  \er- 
k-auften  Sache  übertragen  muss,  so  muss  der  Käufer  den  Preis  da- 
von bezahlen^-).  Jn  No,  238.  ist  gesagt  worden,  dass,  wenn 
der  Verkäufer  durch  den  Verlust  gewisser  Körper,  die  er  verkauft 
hat,  befreit  ist,  dies  nicht  die  Befreiung  des  Käufers  bewirkt. 
Als  richtige  Folge  ergibt  sich  auch  nach  No.  275.,  dass,  wenn 
eine  Verordnung  der  öffentlichen  Behörde  die  Waaren  seit  ihrem 
Verkauf  so  taxirt  hätte,  dass  der  Käufer  gezwungen  wäre,  sie 
wohlfeiler  wieder  zu  verkaufen,  als  er  sie  dem  Verkäufer  zu  zah- 
len versprochen  hat,  er  dem  zu  Folge  keine  Reduction  verlangen 
kann,   da    die  Gesetze    keine   rückwirkende    Kraft  liaben. 

Dieser  Abschnitt  zerfällt  in  zwei  §§. :  1)  in  dieVerbindlicli- 
keiten  des  Käufers,  die  gekaufte  Sache  zu  beziehen,  2)  in  die 
Verbindlichkeiten,   den   ausgemachten  Preis    davon   zu  bezahlen. 

§  1. 

Von   der  Verbindlichkeit    des  Käufers^    die    gekaufte 

S  a  eil  6    z  u  b  e  z  1  e  h  e  n . 

288.  In  No.  187.  und  281.  sind  bereits  Vorschriften  er- 
theilt  worden,  die  auf  die  Verbindlichkeit  des  Käufers,  die  ge- 
kaufte  Sache   zu   beziehen,   angewendet    werden    können. 

Manchmal,  wenn  es  die  Convention  mit  sich  bringt,  muss 
ihm  diese  Ablieferung  vom  Verkäufer  angeboten  werden.  Am  häu- 
figsten ist  es  am  Käufer,  sie  in  Empfang  zu  nehmen.  Der  blosse 
Ablauf  der  ihm  zugestandenen  Frist,  die  gekauften  Verzehrungs- 
und andern  beweglichen  Sachen  zu  beziehen,  scheint  nicht  hinrei- 
chend, um  von  Rechtswegen  und  ohne  Aufforderung  den  Verkauf 
aufzuheben  ^) ;  wenn  die  Preise  stiegen,  so  könnte  ein  Verkäufer 
einen  solchen  Grundsatz  missbrauchen  und  vorgeben,  er  sei  zum 
Verkauf  nicht  verbunden,  weil  der  Käufer  am  bestimmten  Tage 
die  Sache  nicht  bezogen;  würde  der  Verkäufer  darthun ,  dass  er 
sich  an  dem  zur  Ablieferung  bezeichneten  Orte  präsentirt  habe, 
so  ist  es  unzweifelhaft,  dass  der  Käufer  nicht  redlich  handle ;  dann 
liätten  die  Gerichte  von  Rechtswegen  die  Aufhebung  des  Kaufs  zu 
erklären  "*).  Bringt  dies  die  Convention  mit  sich,  so  muss  sie  um 
so    mehr   vollzogen   werden  '").      In  diesem   Falle   wird   der   Kauf  zu 


1)  C.  G.  B.  1604,  1650. 

2)  Die  Auslieferung  oder  Uebergabe  verändert  sich,    je   nachdem  die  verkauf- 
ten Sachen  körperlich  oder  unkörperiich  sind. 

3)  C.   G.  B.  1184.  —    4)  Abw.  Urth.  27.  Febr.  1828.  —    5)  C.  G.  B.  1657. 
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Gunsten  des  Verkäufers  aufgelioben,  wenn  er  es  in  seinem  In- 
teresse verlangt,  denn*  der  Käufer  hat  den  Fehler  begangen,  die 
Sache  nicht  zur  übereingekommenen  Zeit  zu  beziehen.  Aus  dem 
nämlichen  Grunde  wäre,  nach  j\o.  281.,  der  Käufer  berechtigt, 
die  Aufhebung  des  Vertrags  zu  begehren,  wenn  der  Verkäufer  durch 
seine  Schuld  der  Beziehung  der  Waare  Hindernisse  in  den  AVeg 
gelegt  hätte.  Ebenso  verhielte  es  sich,  wenn,  ohne  dass  eine 
Convention  nöthig  wäre,  die  Natur  des  Geschäfts  dem  Verkäufer 
nicht  gestattete,  ein  reelles  Anerbieten  der  verkauften  Sache  zu 
machen.  , 

Letzteres  ^ylire  der  Fall,  ^venii  ein  Autor  einem  Verleger  ein 
Mamiscript  zu  liefern  versprochen  und  ihm  den  Auftrag-  gegeben  Jiiüte, 
es  anzukündigen  und  dessen  Druck  zu  einer  festgesetzten  Zeit  zu  be- 
ginnen. Hier  kann  der  Verleg-er  das  IMannscript  verlangen,  und  wci- 
g-ert  sich  der  Autor,  es  zu  liefern,  so  muss  diess  der  Verleg-er  consta- 
tiren  hissen.  Der  Autor  könnte  allerdings  vom  Verleg-er  die  Aufhe- 
bung- des  Vertrag-s  verlangen,  Avas  aber  nicht  unumgänglich  nötkig 
^vare,  um  diesen  in  Verzug  zu  setzen,  weil  die  Verbindlichkeit  des 
Autors  mehr  eine  solche  ist,  etwas  zu  thuu,  als  etwas  zu  licferu. 


§.  2. 


Von    der  Zahlung-sverbindlichkeit 


'ö 


289.  Wenn  über  den  Preis  keine  Streitigkeiten  ob>Viilten, 
oder  wenn  sie  gehoben  sind,  so  muss  der  Käufer  den  bedungenen 
Preis  und  selbst  die  Zinsen,  vom  Tage  des  Verkaufs  an  gerech- 
net, zahlen  ').  Im  Handel  wird  kein  Unterschied  gemacht,  ob  die 
verkauften  Sachen  schon  an  und  für  sich  selbst  Einkünfte  hervor- 
bringen ,  weil  es  ia  der  Beschaffenheit  jeder  Waare  liegt,  in  den 
Händen  des  Käufers  als  Mittel  zu  einem  Gewinn  zu  dienen ;  die 
Regeln,  die  No.  183  u.  f.  über  den  Zahlimgstermin  imd  die  Zah- 
lung  gegeben    wurden,    müssen   befolgt   werden. 

Wenn  also  ^er  Käufer  die  Verbindliclikeit  eingegangen  liat,  vor 
Ablieferung  zu  bezahlen,  so  kaini  die  Erfüllung  dieser  Verbindlichkeit 
nicht  vertagen;  ausser  diesem  Falle  aber  ist  er  nur  zur  Zahlnng  bei 
der  Ablieferung  gehalten  ~). 

Aus  diesen  Grundsätzen  ergibt  sich,  dass  der  Verkäufer,  wel- 
cher keinen  Termin  gestattet  hat,  die  Auslieferung  verweigern  kann, 
wenn  man  ihn  nicht  bezahlt,  und  dass  er  den  Verkauf  aufheben 
lassen  kann,  wenn  nicht  aus  der  Convention  oder  aus  der  Be- 
schairenheit  des  Vertrags  hervorgeht,  dass  die  Aufliebimg  von  Ke<hts- 
wegen   Statt  haben   muss  ^).      Obgleich    ein    Termin   gegeben   v\ürde, 


1)  C.  G.  B.  1650,1052.  —    2)  C.  G.  B.    1651.  —    3)  C.  G.  B.  1612,   1054» 
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so  hat  er  die  nämliche  Befu^niss,  entweder  wenn  er  entdeckt, 
dass  die  ihm  gegebene  Sicherheit  illusorisch  ist,  oder  wenn  der 
Käufer    fall irt   hat  ^). 

Ist  die  Waare  ausgeliefert,  so  stehen  dem  nicht  bezahlten 
Verkäufer  zweierlei  Gattungen  Rechte  zu.  Er  kann  die  Aufliebung 
des  Vertrags  herbeiführen  und  sich  zur  Rücknahme  der  Sache  er- 
mächtigen lassen ;  und  dann  rauss  man  unterscheiden,  ob  der  Käufer 
Handelsmann  war.  oder  nicht.  Im  erstem  Fall  befolgt  man  die 
Regeln,  die  bei  der  Vindication  im  Falliment  erklärt  werden  sol- 
len^); im  andern  Fall  beobachtet  man,  was  No.  J  32 2.  in  Betreff 
des  civilen  Zahlungsunvermögens  gesagt  werden  soll.  Der  Ver- 
käufer kann,  wenn  er  will,  den  Käufer  zur  Zaiilung  des  von  die- 
sem   ihm    versprochenen    Preises   gerichtlich    belangen. 

In  beiden  Fällen  erlischt  seine  Klage  durch  die  Verjährung 
von  dreissig  Jahren,  wenn,  der  Verkauf  an  einen  Handelsmann 
für  dessen  Geschäft  gemacht  m  urde ,  und  irt  einem  Jahre ,  wenn 
der  Verkauf  an  einen  Nichthandeismann,  oder  an  einen  Handels- 
mann   zu    dessen   gewöhnlichem   Gebrauch    Statt   hatte  •^). 


örlUcs  Capitel. 

Vou  den  Verkäufen    mit    aufsch iahender  Beding* iing*. 

290.  Selbst  dann,  wenn  die  verkaufte  Sache  und  der  Preis 
zwischen  den  Contrahenten  auf  eine  unzweideutige  Weise  festge- 
setzt wurde,  kann  der  Verkauf  nicht  perfect  sein,  wenn  er  einer 
aufschiebenden  Bedingung  unterworfen  ist  ^).  Hier  können  nicht 
alle  aufschiebenden  Bedingungen,  die  das  Interesse  oder  der  Wille 
der  Parteien  gebieten  kann,  erwähnt  werden,  da  bereits  in  dieser 
Beziehung  in  No.  184.  und  278.  allgemeine  Regeln  ertheilt  Wur- 
den ;  es  sollen  also  nur  diejenigen  angeführt  werden,  die  beson- 
ders im    Gesetze    bestimmt   sind. 

In  nachfolgenden  Abschnitten  sollen  demnach  angegeben  werden : 

1)  die   Verkäufe,   welche    als   bedingungsweise   Verkäufe    angese- 
hen  werden ; 

2)  die   Wirkungen,    die    durch    die   aufschiebende    Bedingung    er- 
zeugt   werden. 


t)  C.  <5,  B.  61».  —    2)  H.  G.  B.  576.  —   3)  C.  G.  B.  2272.  —  4)  C.  G.  B. 
1584,     . 
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Erster    Abschnitt. 

\'\'  el  c  h  e  V  e r  k ä  II  f  e  \v  e  r  d  e  ii  a l s  b  e  d  i  n  g-  u  ii  g^  s  w  e  i  s  e  V  e  r  k  ii  u  fe 

a  n  g'  e  s  e  li  e  11  ? 

291.      Die  bedingiingsweisen   Verkäufe,   wovon   hier   die   Rede 
sein   soll,    sind: 

1)  die    Verkäufe,   wobei   das   Messen,   Wiegen   etc.    zur   Bedingung 
liegt ; 

2)  die    Verkäufe    mit  Redingung   des    Verkostens: 

3)  die    Verkäufe   auf  Probe; 

4)  die   V'erkäufe    gegen    Angeld. 


§    1 


Von    den  Verkäufen    unter  Bedingung'    des  Messens 

W  i  eff  en  s  etc. 


ö 


292.  Verzolirungsgegenstände  oder  andere  Sachen ,  die  ge- 
zählt, gewogen  oder  gemessen  werden,  können  im  Grossen  oder  in 
Bansch  und  Bogen  für  einen  und  denselben  Preis  unter  der  Re- 
dingung verkauft  werden,  dass  sie  gewogen,  gezählt  oder  gemessen 
werden.  Der  Verkauf  in  Bausch  und  Bogen  ist  im  Augenblick 
des  Vertrags  perfect  '),  und  alle  in  den  rorliergegangeuen  zwei 
Capiteln  gegebene  Regeln  sind  darauf  anwendbar.  Wenn  die  Con- 
vention nicht  das  Quantum  des  Maasses  und  den  Preis  bestiu.mt, 
s*o  kann  es  ungewiss  sein,  ob  der  Verkauf  in  Bausch  und  Rogen 
oder  nicht  Statt  hat.  In  diesem  Falle  gilt  als  alleinige  R<'gel, 
dass  die  Gerichte  alle  diejenigen  Verkäufe  als  in  Bausch  und  IJo- 
gen  gesclilossen  ansehen,  in  welchen  es  nicht  augenscheinlich  ist, 
dass  der  Käufer  geraeint,  eine  gewisse  Maass-Anzahl  zu  kaufen  und 
sich   beim  Kauf  nur  nach   der   scheinbaren  Quantität   gerichtet   hübe. 

Z.  B.  Jemand  verkauft  zu  2000  Francs  Getreide ,  dns  er  n\t['i^e- 
Rpeiciiert  hat  und  vorzeigt;  er  gibt  das  Qiiantiuu  zu  100  Maltern  an; 
%vegen  des  Mpsspps  wird  aber  keine  Ueberciiiknnft  getroffen,  um  den 
Kinkniifpreis  im  Verliiihniss  zu  erhölien  oder  zn  Teruiindern.  Diess 
und  der  Umstand  .  dass  der  Käufer  die  Sache  selbst  in  Aui^ensrhein 
.  genommen  und  di»;  Möglichkeit  eines  geringeren  (^)nautuuis  Jiat  ver- 
liiiten  sollen,  lä'sst  nicht  vernuUhen ,  dass  er  anders  als  in  Banscii  und 
Bog(»n  Jiabe  kaufen  Avollen.  Sind  aber  100  Maller  zu  2000  Krane» 
verkauft  w-orden,  so  wird  verimithet,  dass  die  Parteien  dabei  sich  g-e- 
dacht  haben,  dass  sie  gemessen  werden  sollen,  uiul  dass  der  I  o(al- 
preis  nur  die  Gesauuntsunune  dor  Preise  eines  ieden  der  Malter  ist, 
die  zusanimengenonunen  ein  (^iianlinn  von  100  Maller  aMSinachen,  und 
mail  dabei  verstanden  habe,  dies»  zu  nntcrsuchen.     Die  Zweifel   wiir- 


1)  C.  G.  B.  15S6. 
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den  sieb  uocli  melir  beben,  Avemi  der  Käufer  vor  Abscbliiss  sieb 
nicbt  der  sclieinbaren  Ouanlität  vergewissert  Latte ,  oder  wenn  man 
die  Art  und  Weise  und  die  Zeit  des  Messens  bedungen  balte. 

Sobald  der  Contract  abgescblossen  ist,  hängt  es  nicht  mehr 
von  der  einen  oder  andern  Partei  ab,  den  Kauf  aufzuheben;  so- 
gar, bevor  das  Messen  oder  Wiegen  vorgenommen  wurde,  ist 
jede  gehalten,  den  Handel  zu  vollziehen,  da  dieses  3Iessen  oder 
Wiegen  nur  nöthig  ist,  um  das,  was  verkauft  wurde,  zu  be» 
stimmen, 

§2. 

Von  den  Verkäufen  unter  der   Bedingung  des  Kostens. 

293,  Sind  Sachen  verkauft  worden,  die  man  vor  dem  Kaufe 
zu  kosten  pflegt,  so  ist  nach  dem  Civ.-Ges.-Buch  der  Verkauf 
nicht  perfect,  so  lange  der  Käufer  sie  noch  nicht  gekostet  und 
gut  befunden  hat  ^) ,  was  diese  Art  Verkauf  weniger  vollständig 
macht,  ajs  denjenigen,  der  unter  der  Bedingung  des  Messens  und 
Wiegens  geschlossen  wurde,  da  der  Käufer  sich  der  Annahme  der 
Waare  weigern  kann,  wenn  er  sie  nicht  nach  seinem  "Geschmack 
findet. 

Jedoch  ist  dieser  Grundsatz  bei  einem  Kauf  von  Waaren, 
die  zum  Wiederverkaufen  bestimmt  sind,  nicht  ganz  streng  zu 
nehmen.  Die  Bedingung  des  Kostens,  sie  mag  nun  nach  Ueber- 
einkunft  oder  nach  Gebrauch  eingefi'ihrt  sein ,  verhindert  nicht, 
dass    die  Parteien   rechtmässig    verbunden^  werden. 

So  kann  also,  wenn  kein  Termin  festgesetzt  ist,  der  Verkäufer 
den  Käufer  zwingen^  die  Sache  sogleich  oder  zur  übereingekommenen 
Zeit  zu  kosten  und  zu  bezieben,  oder  die  Gründe  seiner  Weigerung» 
anzugeben;  welche  Gründe  die  Gerichte  in  Erwägung  zu  ziehen  ha- 
ben, weil,  besonders  im  Handel,  keine  Bedingung  Statt  haben  kann, 
welche  die  Vollziehung  der  Convention  der  Wjllkiihr  des  einen  oder 
andern  der  Contrahenten  überlässt.  Aus  dem  nämlichen  Grunde  ist 
der  Räufer  berechtigt,  die  Flüssigkeiten  zu  kosten,  zu  genehmigen 
und  gegen  Zahlung  zu  bezieben ,  so  lange  sein  Anbringen  nicht  fiir 
unstatthaft  erklärt  worden  i^t;,  auf  den  Grund  irgend  einer  resolutori* 
scheu  Clause],  i 

§.  3. 

Verkauf  auf  Probe. 

294.  Im  Allgemeinen  wird  beim  Verkauf  auf  Probe  jedes- 
mal   vermuthet,    als    sei    er   anter  einer  aufschiebenden   Bedingung 

t)  C.  G.  B.  1587, 


281 

geschlossen  *  ^).  In  der  Anwendung  dieses  Grundsatzes  darf 
aber  nicht  übersehen  werden,  dass  es  zwei  Arten  von  Kauf  auf 
Probe    gibt. 

1.  Art.  Jemand  bestellt  bei  einem  Fabrikanten  ein  Stück  Zeu"-. 
dessen  Gattung-  er  bestimmt  anii^ibt^  er  erkliirt  aber  zugleich,  dass  er 
es  nur  dann  kaufe,  Avenn  es  iiiin  dienen  kann.  Hier  ist  der  Verkauf 
mir  Jinter  der  aufsciiiebojideu  Jjetiingimg  gemacht  ,  dass  der  üesteller 
die  Waare  annehmen  Averde.  Zögert  er,  sich  über  die  Waare  zu 
erklären,  so  können  die  Gerichte  entsclieiden ,  dass  er  sie  für  seine 
Rechnung'  belialteu  muss. 

2.  Art.  Wenn  aber  Jemand  ein  Pferd  kauft  unter  der  Bedin- 
gung-, es  in  einem  JMonat  Avieder  zurück  zu  geben,  falls  es  ihm  nicht 
dienen  kann,  so  ist  dies  nicht  diejenige  Art  Probe,  tou  Avelcher  hier 
die  Hede  ist:  eine  solche  Ciausel  ist  bloss  eiue  auflösende  Bedingung, 
dereu  Wirkung  No,  239.  erklärt  wurde. 

§4. 

Von    den    Verkaufen    gegen    Angeld. 

295.  Man  nennt  Angeld  (^arrlies)  eine  bewegliclie  Sache, 
die  gewöhnlich  in  einer  kleinen  Summe  Geldes  bestellt,  welclie 
ein  Contrahent  dem  andern  zur  Vollziehung  einer  Convention  gibt 
oder   verspricht. 

Ist  das  Angeld  als  Zeichen  eines  projectirten  Verkaufs  und 
gewissermaassen  als  Garantie  für  \'olIziehung  des  Versprechens  zu 
kaufen  oder  zu  verkaufen  gegeben,  so  verliert  der  Käufer,  den  der 
Kauf  reuet  und  der  ihn  nicht  abschliessen  will,  das  gegebene 
Angeld;  oder  hat  er  es  bloss  versprochen  und  nicht  bezahlt,  so 
muss  er  es  geben  ^).  AVill  der  Verkäufer  vom  versprochenen  Ver- 
kauf abgehen,  so  niuss  er  das  empfangene  Angeld  doppelt  zu- 
rückgeben und  hat  er  nichts  empfangen,  so  muss  er  nur  das 
versprochene  Angeld  bezahlen;  diess  nennt  man  lleugeld  (jlc' 
dit)»  Ist  das  Angeld  als  Unterpfand  und  zur  Verstärkung  ei- 
nes geschlossenen  Handels  oder  als  abschlägige  Zahlung  auf  die 
übereingekommene  Summe,  was  häufig  auf  Messen,  Jahrmärk- 
ten oder  auf  dem  l^ande  geschieht,  gegeben  worden,  so  ist 
der  Käufer,  der  die  AVaare  nicht  beziehen  >ull,  oder  der  \  trkäu- 
fer,  der  sie  auszuliefern  verweigert,  desshalb  nicht  frei,  sondern 
der  eine  verliert  sein  Angeld ,  uiul  der  andere  gibt  es  doppelt 
zurück.  Nur  dann,  wenn  die  Rede  >on  Angeld  der  erstem  Art 
ist,  wird   vermiithet,   der  Verkauf  sei    unter  der   aiifschiebenden    Be- 


1)  C.  (J.  H.  ir,88. 

2)  So  lange  (I»t  KäiitVr  nicht  erklärt  hat  ,  diiss  ihm  die  Sache  dienen  kann, 
ist  also  kein  N'erkuuf  \orhan(k'ii,  und  geht  sie  zu  Urunde,  so  ist  der  >crlust 
für  Rechnung  dos  Verkäufers.  llogron. 

3)  C.  G.  ß.  15«0. 
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dingiing   geschehen,   dass   eine   neiie  Einwilligung  unter  den  Parteien 
eintreten    werde. 

Das  Unterscheidungsmerkmal  dieser  beiden  Gattungen  von  Angeld 
ist  nicht  immer  leicht  zu  erkennen.  Vorausgesetzt,  die  Umstände, 
die  gelieferten  Beweise  oder  Zeugnisse  lassen  darüber  eine  abso- 
lute Ungewissheit,  so  können  die  Richter  die  Grösse  des  Angel- 
des in  Betraclit  ziehen,  wenn  sie  nicht  der  Meinung  sind,  diese 
Ungewissheit  durch  eidliclie  Erhärtung  der  einen  Partei  zu  heben. 
Je  bedeutender  das  Angeld  ist,  je  mehr  muss  man  glauben,  dasi 
es  ein  Zeichen  der  Zusage  ist,  da  natürlicher  Weise  jeder  der 
Contrahenten  die  Mittel,  die  ihm  am  sichersten  schienen,  anwen- 
den musste,  um  den  andern  in  die  Alternative  zu  setzen,  entwe- 
der sein  Versprechen  zu  erfüllen,  oder  bedeutend  zu  Terlieren. 
Ist  das  Angeld  nur  unbedeutend,  so  entsteht  eine  natürliche  Ver- 
muthung ,  dass  die  Parteien  den  Handel  wirklich  abgeschlossen, 
dass  sie  keine  aufschiebende  Bedingung  angeführt  haben,  und  dass 
sie  durch  gegebenes  Angeld  nur  einen  in  gewissen  Provinzen 
beinalie  heiligen  Gebrauch  befolgt  liaben,  der  Frau  oder  den  Kin- 
dern des  Verkäufers  oder  ihm  selbst  ein  kleines  Geschenk  zu 
machen,  das  man  Weingeld  (j)oi-(h-viti)  oder  Abschieds- 
geld   (dcniers  d'adieii)    nennt. 

Zweiter    x4bschiiitt. 

Wirkung  des  Verkaufs   unter  airfschi  e  b  e  n  der  Be  d  ingn  n  g. 

296.  Aus  den  in  No.  184.  aufgestellten  Grundsätzen  über 
die  Wirkung  der  aufschiebenden  Bedingungen  ergibt  sich ,  dass, 
wenn  die  Verbindlichkeit  in  der,  Lieferung  eines  dem  Verkäufer 
angehörenden  bestimmten  Körpers  besteht,  der  Gläubiger  auf  die- 
sen Körper  ein  eventuelles  Eigenthumsrecht  erwirbt,  wodurch  ihm 
vor  Erfüllung  der  Begebenheit  erlaubt  wird,  alle  legale  Mittel 
zur  Erhaltung  seiner  Rechte  anzuwenden*)  und  wo  möglich  so- 
gar zur   Erfüllung   dieser    Bedingung   aufzufordern. 

Es  scheint,  als  ob  die  Folge  dieser  Grundsätze  dahin  führe, 
dass,  wenn  im  Lauf  der  Convention,  bis  zu  deren  Erfüllung  die 
Sache  ohne  das  Verschulden  desjenigen  zu  Grunde  gelit,  der  sie 
in  Verwahrung  hatte,  oder  wenn  sie  sich  verschlimmert,  dieser 
Verlust  oder  diese  Verschlimmerung  zur  Last  und  auf  Gefahr  des 
Käufers   erfolge. 

297.  Allein  diese  Folge  würde  der  Natur  der  aufschieben- 
den Bedingung   zuwiderlaufen,     die   nach    No.    184.   die   Sache   auf 

1)  C.  G.  B.  1180. 
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Gefahr  des  Käufers  lä»st*).  Man  kann  nicht  als  Motiv  anfuhren, 
dass  das  Kigenthnm  nicht  übertrafen  sei,  denn,  wie  so  eben 
zu  ersehen  war ,  hatte  der  Kiiufer  wirklich  das  Recht   dazu   erworben* 

Aber  es  gibt  noch  andere  Motive,  die  der  jVatur  der  Sache 
angemessener  sind. 

Ist  die  Hede  vom  ganzen  Verlust,  so  muss  er  noth wendiger 
Weise  die  Verbindlichkeit  annulliren ,  weil  die  ihr  angefügte  Be- 
dingung unmöglich  erfüllt  werden  kann.  Das  nämliclie  Ereigniss, 
das  den  Käufer  ausser  Stand  setzt,  zu  liefern,  gestattet  nicht 
mehr,  dass  man  durch  das  Messen  erfahre,  was  der  Käufer 
schuldig  ist,  wenn  er  nämlich  zu  einem  gewissen  Preis  vom  Maass 
gekauft  hat,  und  selbst  dann,  wenn  er  nur  so  viel  Maass  zu 
einem  einzigen  Preise,  oder  so  viel  Maasse  in  einem  Ganzen, 
das  zu  Grunde  gegangen,  gekauft  hat,  so  ist  es  ihm  nicht  mehr 
möglich,  sich  zu  vergewissern,  o^b  diese  Quantität  existirte,  und 
die  Erfüllung  der  Verbindlichkeit  zu  erhalten,  die  jeder  Verkäu- 
fer contrahirt,  die  Sache  in  dem  Zustande,  worin  sie  sich  im 
Augenblick  des  Verkaufs  befand,  zu  liefern-).  Wenn  das  Kosten 
oder  die  Probe  die  aiifschiebenrle  Bedingung  ausmacht,  so  können 
beim  Verlust  der  Sache  diese  zwei  MitteL  nicht  mehr  angewendet 
werden,  da  sie  über  die  übereingekommene  oder  muthmaassli- 
che   Gattung   oder   Qualität    entscheiden   sollten. 

W'äre  endlich  ein  Versprechen  mit  Angeld  begleitet  ge^ve*» 
sen,  so  -sväre  keine  Sache  mehr  vorhanden,  die  als  Stoff  der  Con-' 
vention  dient  und  zu  wiederholen  nöthig  ist.  Dieses  Angeld  muss 
aber  zurückgegeben  werden ;  denn  es  ist  weder  die  Schuld  des 
Käufers,  wenn  er  die  Sache  nicht  bezieht^  noch  die  des  Verkäu- 
fers ,    wenn    er    sie   nicht  liefert. 

l9i  dlvi  Rede  von  einer  Versclilimmerung,  so  ist  Folgende» 
zu  merken.  Da  es  als  Grundsatz  gilt,  dass  jede  Waare  Kauf- 
mannswaare  sein  muss  (s.  iV.  282.),  so  fühlt  man  wohl,  dass 
die  Versclilimmerung  der  Sache,  die  den  Gegenstand  diesvs  Ver- 
kaufs ausmacht ,  diese  Qualität  aufhebt.  Da  sie  also  der  \  er- 
känfer  nicht  mehr,  wie  er  sie  versproclien  oder  wie  er  s^ie  muth- 
maasslich  versproclien,  liefern  kann,  so  ist  es  der  Billigkeit  ge- 
uiäss,  dass  es  dem  Käufer  frei  stelle,  sie  zi»  verweigern,  wenn 
tr  es  nicht  seinem  Interesse  ziiträglicht^  findet,  >on  der  >>ohl- 
that  dieser  in  jedem  Kaul'tertrag  Aerstandenen  ("lausel  abzustehen'). 
Auch  ist  zu  merken,  dass  es  allein  die  Verschlimmerung  ist,  d.h. 
die  zufällige  Veräiwlerung  in  der  Qualität  der  Sache,  und  uidit 
das  Sinken  im  Preise,  ohne  Veränderung  in  der  Qualität,  welche 
den   Käufer  berechtigt,     den    Verkauf   nicht   zu   vollziehen"*).      Will 


I>  Ö.  dt,  B.  um.  —    %)  C.  G.  0.  lOrl.  —  3)  C.  G.  ß.  1184.—  4)  C.  G.  H. 
1183. 
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er  den  Kauf  niclit  aufheben ,  so  muss  er  ihn  ohne  Abzu^  atn 
Preise  vollziehen,  obgleich  die  Verschlimmerung  ihm  dazu  Gele- 
genheit  geben   lionnte. 

Hn,t  übrigens  das  Wiegen  oder  Messen  nach  beendigtem  Ver- 
such Statt  gehabt,  und  Iiat  der  Käufer,  um  sich  der  Erfüllung  des 
Vertrags  zu  entheben,  Iteinen  Grund,  der  aus  diesem  Versuche 
hervorgeht,  angegeben,  so  ist  die  Waare  eben  so  auf  Gefahr 
des  Käufers*),  "wie  bei  jedem  andern  Verkauf  eines  gewissen  und 
bestimmten  Körpers   (s.    No.    278.). 

298.  Diess  sind  zwar  die  allgemeinen  Vorschriften;  aber  die 
Natur  der  Dinge,  die  Conventionen  und  die  Gebräuche  im  Han- 
del modificiren  sie  in  mehrern  Umständen.  Wer  Waaren  geliauffc 
hat,  kann  sie  vor  dem  Messen,  Kosten,  Probiren  beziehen;  da- 
durch aber  übernimmt  er  die  Gefahr  der  Saclie~).  Nur  lässt  sich 
nacli  No.  283.  nicht  immer  mit  Gewissheit  schliessen ,  dass  man 
durch  die  Beziehung  der  Sache  darauf  verzichtet  hat,  Quantität 
oder  Qualität,  die  Gegenstand  des  Wiegens,  Messens,  Kostens 
sind,    zu    untersuchen. 

Ist  der  Käufer  in  Verzug  gesetzt  worden,  weil  er  die  W^aare 
nicht  in  Empfang  genommen  oder  zu  deren  Messung  nicht  gesclirit- 
ten    ist,    so   fällt   das    Risico    als    Schadloslialtung   ilim   zur   Last  ^). 

Uebrigens  werden  nicht  nur  die  allgemeinen  Grundsätze  über 
die  Bildung  und  den  Beweis  des  Kaufvertrags,  über  die  Sachen, 
die  verkauft  werden  können  und  ihren  Preis,  sondern  auch  die 
Grundsätze,  welche  im  III.  und  IV.  Abschwitt  des  11.  Capitels 
erklärt  wurden,  und  die  gegegenseitigen  Verbindlichkeiten  des  Käu- 
fers imd  Verkäufers  auf  die  Verkäufe  unter  aufschiebender  Be- 
dingung angewendet,  jedocli  nur  mit  den  Modificationen,  welche 
die  Anwendung  der  in   diesem  Capitel   gegebenen  Begriffe   erfordert. 


Viertes   Capitel. 

Von     den     aleatorischen    Verkaufen. 

299,  Die  Ein-  und  Verkäufe  können  Sachen  zum  Gegen- 
stand haben ,  deren  Dasein  von  mehr  oder  minder  ausgedehnten 
Glücksfällen  abhängt,  die  jeder  nach  seiner  Art  in  Betracht  zieht. 
Gewisse  Verkäufe  sind  an  und  für  sich  selbst  aleatorisch;  an- 
dere sind  nur  gew  öhnliche  Verkäufe ,  denen  eine  aleatorische  Clau- 
sel  beigefügt  ist. 


1)  C.   G.   B.    15^3.   Cass.   33.   Messidor  IV.  —  3)  H.  G.  ß.  100.  —  3)  Abw. 
Urth-  7.  Juni  1830. 
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Die  aleatorischen  Verkäufe  dürfen  nicht  mit  denjenigen,  "wel- 
che  einer  aufschiebenden  Bedingung  untergeordnet  sind,  vermengt 
werden.  In  beiden  findet  man  zwar  ein  ungewisses  Ereigniss,  das 
grossen  Einfluss  auf  die  Convention  der  Parteien  hat,  aber  die 
Wirkungen  dieses  Einflusses  enthalten  nichts  ,  was  damit  älnilich 
ist.  Im  aleatorischen  Verkauf  hat  die  Begebenheit  keinen  Ein- 
fluss auf  die  Existenz  der  Convention ,  sie  entscheidet  bloss,  wel- 
cher Partei  der  Nutzen  anheim  fallen  wird');  in  den  Verkäufen 
mit  aufschiebender  Bedingung  liingegen  hat  das  vorliergeseliene 
Ereigniss  Einfluss  auf  die  Existenz  des  Vertrags  ^).  Diess  ist  die 
Begebenheit,    welche    die  Parteien   rechtmässig  verbindet. 

Die  in  den  drei  vorliergelienden  Capiteln  entwickelten  allge- 
meinen Grundsätze  sind  durch  die  wesentlichen  Kegeln  i'iber  die 
aleatorischen    Verträge    modificirt. 

Die  i'iblichsten  aleatorisclien  Verkäufe,  die  in  naclifolgenden 
fünf   Abschnitten    angegeben    werden    sollen,    sind   folgende; 

1)  Die   Unternelimungen    in    Lieferungen. 

2)  Die   Verkäufe   zuküni'tiger   und     bestimmter   Producte. 

3)  Die   Verkäufe    in    Bausch    und    Bogen   oder  auf  Bisico. 

4)  Die   Iloflnungs-Verkäufe. 

5)  Die  Verkäufe   auf   gemeinscliaftliclien   Gewinn    und  Verlust. 


E  1*  s  t  0  r    A  b  s  c  h  n  i  t  t. 

Von    Unternehmungen    in    Li  e  f  e  r  ii  ng'e  n. 

300.  Die  Lieferungs -Unternehmungen  sind  eine  Art  Ver- 
kauf, wovon  der  Bcgrift*  in  No.  21.  gegeben  wurde.  Derje- 
nige, welclier  sicli  verbindlicli  maclit,  Saclien  zu  einem  ge^Tissen 
Preise  zu  verscliaffen ,  heisst  Lieferant  (fournfuscn)').  Er  kann 
dieses  Versprechen  in  Bauscli  und  Bogen  oder  zu  einem  gewissen 
Preis   für   das    iibereingekommene   jMaass    leisten. 

Weim  also  ein  liäcker  sicli  veibindlich  jicniaclit  liaf  ,  einem 
A^'(•rkn^ei!s(e^  «i.is  (uMreido  üd«»r  Hrod  v.n  Weit  in  ,  das  diiscr  liir  seine 
Arl)c'l(slp(de  iiodiig-  /u  baljrn  ülniibj,  (IfitMi  Air/alil  uiij;»'\vi<<s  \s\  .  so 
hindeit  dies  nieiit ,  dass  die  Verbindliciikeit  i;ilt,  o'>^i<*«cii  di^  Zahl 
der  Arbeiter  niibestiiiiiut  ist.  Hat  der  IJiicker  die  Liereriiiij;-  in  nanscli 
und  1jo{;«ii  iibernonuneu ,  ao  uiuss  veiinulliet  a>  erden ,  dass  die  Par- 
teien in  Erniaii^elnnjj-  einer  nusniliriieIi<Mi  Mrkliiinng-  verstamleii  haben, 
doss  die  Zaiil  der  Arbeiter,  deren  Unierhuh  zu  lirfcrn  ist,  diejeni^je 
Zaiil  niclit  iibersteifjen  >vtli(le,  die  bei  der  ('on>en(ioi^  exislirte.  Ist 
das   Unie^nelinien  zn  einem   i;e\visseu    Preise   von  der  iiation,    so   nniss 


1)  C.  G.  B.  lUf4.  —    2)  ('.  G.  B.   1181. 
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-  der  Unternelimer  Alles,  was  von  ihm  verlang't  wird,  IiVfera ,  es  sei 
denn,  dass  es  oiig-eiischeinlich  wäre,  dass  der  Gläubiger  sein  Keclit 
missbrauclie,  indem  er  beim  aug-eubllcklichen  Maugel  oder  bei  der 
ausserordentUclien  Preiserhöhung^  der  Lebensmittel  neue  Arbeiter  «nier 
der  Bedingung,  sie  zu  verköstigen,  angenommen  habe,  um  ihnen  folg''- 
jich  ^venig  oder  keinen  Lolni  im  Gelde  zu  geben.  In  diesem  Betracfct 
würden  die   Gerichte  nach  den  Umstanden  entscheiden. 

301.  Wenn  durch  eine  nicht  denkbare  unwiderstehliche  Ge- 
walt die  Lieferung  im  Allgemeinen,  oder  die  Art,  sie  zu  ma- 
chen,  gänzlich  unmöglich  geraaclit  wurde,  so  müssen  die  gewöhn- 
lichen Kegeln  über  die  iVuflösung  der  Conventionen  und  die  Be- 
freiung von  Schadloshaltung  beobachtet  werden.  Der  Lieferant  kann 
sich  aber  niclit  dadurch  allein,  dass  ihm  durch  eine  Begebenheit 
die  Lieferung  lästig  wird,  seiner  Verbindlichkeit  entziehen,  noch 
Scliadloshaltung  oder  eine  Vermehrung  im  Preise  verlangen ,  wenn 
diess  nicht  bedungen  wurde,  oder  wenn  sich  wenigstens  rticht  die 
Absicht  der  Parteien  aus  der  Convention  folgern  lässt,  oder  auch 
wenn  ihm  das  Gesetz    dieses   Recht  nicht  zugesteht '). 

Derjenige,  welchem  die  Lieferung  gemacht  werden  soll,  hat 
seinerseits  kein  Recht,  die  Convention  aus  freien  Stücken  aufzu- 
heben; wenn  ihm  aber,  durch  Veränderung  in  den  Umstanden,  die 
versprochene  Lieferung  zu  dem  Zweck,  für  den  sie  bei  Abschluss 
der  Convention  bestimmt  war,  unnütz  würde,  so  scheint  es  der 
Gerechtigkeit  gemäss ,  dass  er,  wenn  die  versprochenen  Sachen  vom 
Lieferanten  nicht  eingekauft,  fahrizirt  oder  vereinigt  wurden,  den 
Vertrag  gericlitlich  aulhyben  lassen  kann ,  unter  der  Bedingung 
jedoch ,  dass  er  diesem  für  gehabte  Mühwaltung  und  Auslagen,  so 
wie  für  den  Gewinn,  den  er  machen  konnte,  eine  Schadlosiial- 
tung  bezahlt.  Hat  aber  der  Lieferant  bei  dem  Widerruf  von 
Seiten  der  andern  Partei  die  bestellten  Sachen  ganz  oder  theil- 
weise  sich  angescliafft  gehabt,  so  rauss  der  Besteller  sie  anneh- 
men, oder  der  Lieferant  kann  ihm  Anerbietungen  nach  No.  213 
u.  f.  machen ,  und  kann  sogar  ermächtigt  w  erden ,  ditise  Sachen 
auf  Gefahr  des  Käuferfi  öffentlich  versteigern  zu  lassen,  der  dann 
zur  Ilerauszahlung    der   Differenz   verurtheilt  würde. 

302.  Zur  Classe  der  Unternehmungen  in  Lieferungen  ge- 
hören auch  nach  No.  21.  die  Subscriptionen  auf  literarische  Wer- 
ke. Die  Bedingungen  des  Prospectes  über  die  Art  und  Weise,  wie 
das  angekündigte  Werk  ausgeführt  werden   soll,   über  die  Anzahl  und 


I)  Man  hat  sogar  (P.  G.  B.  430.)  eine  Wniachlässigung,  die  sich  ein  Unter- 
nehmer im  Dienste  dei-  Regierung  zu  Schulden  kommen  liess ,  wenn  sie  der 
Minister,  den  es  betrifft,  dennncirt,  für  ein  Delict  erklärt;  allein  diese  Aus- 
nahme würde  sich  nicht  auf  Käufe  ,  die  zwischen  Particularen  geschlossen  wor- 
den,     ausdehnen   lassen.  Pard. 
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den  Preis  der  Bände,  über  die  Zeit  der  Lieferung  sind  allerdings  ein 
Vertrag  mit  den  Subscribenten.  Der  Verleger  oder  Herausgeber  kann 
daher,  ohne  deren  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Be\villigung, 
nicht  mehr  davon  abgehen.  Wer,  statt  diese  Bewilligung  zu  ge- 
ben, die.  AufJiebung  der  Verbindlitlikeit  und  Scbadloshaltnug  \  er- 
langt, sclieint  nach  alter  Gesetzgebung  dazu  berechtigt.  Da  sich 
aber  über  den  gesetzlichen  Charakter  dieser  veralteten  Verfügungen 
starke  Zweifel  erhoben  haben ,  so  muss  man  in  Betreff  der  Aus- 
legung und  iXichtvollziehung  der  Conventionen  zum  gemeinen  Rechte 
seine  Zuflucht  nehmen.  Es  scheint  nicht  gebräuchlich  zu  sein, 
den  Subscribenten  eines  Werkes,  das  der  Herausgeber  nicht  fort-' 
gesetzt  und  das  also  unvollständig  geliefert  wurde  ,  eine  Schadlos- 
haltung zu  gewähren.  Wahrscheinlich  zog  man  in  Betracht,  dass 
die  Erscheinung  solcher  Werke  von  mancherlei  Umständen  abhän- 
gen kann,  wie  z.  B.  vom  Leben  des  Autors,  dessen  Arbeit  von 
den  Erben  nicht  fortgesetzt  werden  kann  ;  dem ,  was  Künstler  bei- 
zutragen haben ,  die  ebenfalls  mit  Tode  abgehen  können ,  ohne 
dass  ihre  Erben  sie  in  der  Arbeit  vertreten  können ;  dann  auch 
von  politischen  Begebenlieiten.  In  solchen  Fällen  wäre  es  fast 
unmöglicli  und  ungerecht,  die  strengen  Grundsätze  über  die  ge- 
wölinlichen  Verkäufe  anzuwenden;  jedoch  wäre  der  Snbscribent  be- 
rechtigt, die  Rückgabe  dessen,  was  er  über  die  empfangenen  Lie- 
ferungen   vorausbezahlt  Iiat,    zu  verlangen. 

Im  umgekelirten  Fall  ist  es  gewissermaassen  Gebrauch,  dass 
der  Unternehmer  der  Suhscription  Niemanden  zur  Annahme  der 
fortgesetzten  Lieferungen  zwingen  kann ;  er  könnte  bloss  das  ,  was 
ihm  vorausbezahlt  wurde,  als  eine  Art  Entschädigung  zurückbe- 
halten. 

Da  die  jetzige  positive  Gesetzgebung  über  diese  Fälle  nichts 
bestimmt,  die  frühere  aber  veraltet  ist,  so  müssen  in  streitigen 
Fällen  die  Gerichte'  nach  Billigkeit  und  'J'reue  und  Glauber»  der 
Parteien  entsclieiden,  sowie  aucli  dann  ,  wenn  ein  Subsciibeut ,  der 
aus  Nachlässigkeit  des  Herausgebers  oder  Verlegers  zu  Ijeziehung 
der  Lieferungen  nicht  aufgefordert  wurde,  lange,  naciidem  das 
Werk    erschienen,    desshalb    eiukommen  würde. 


Zweiter    A  I)  s  c  li  n  i  1 1 . 

Vom   V  e  r  k  a  u  f  X  n  k  ü  n  f  ( i  g  e  r    b  e  s  ( 1  in  in  t  o  r   f*  r  o  il  u  c  (  e  . 

303.  iMan  kann  eine  zukünftige  Saclie  verkaufen,  d.  Ii. 
eine  solche,  die  der  natürlichen  Ordnung  der  Begebenheiten  ge- 
mäss   wahrscheinlicher     Weise    zu  '  einem    gewissen    Zeil])UNkt    ><>r- 


288 

handen  sein  wird.  Wäre  die  Quelle  der  verkauften  Producte  nicht 
angegeben,  z.  B.  wenn  das  Feld  nicht  bezeichnet  wäre,  worauf 
die  verkauften  zukünftigen  Früclite  stehen,  oder  die  Manufactur, 
deren  zukünftige  Producte  man  verkauft,  so  wäre  diess  eine  Un- 
ternehmung  von    der   im   vorigen    Abschnitt  beliandelten   Art* 

Betrifft  der  Verkauf  einen  bestimmten  Theil  Früchte,  di« 
ein  gewisses  Feld  zu  einem  zum  Voraus  übereingekommenen 
Preise  produciren  wird,  so  ist  er  nur  in  Bezug  auf  die  Möglich- 
keit des  Mehr-  oder  Minderwerths  dieser  Früchte  zur  Zeit  der 
Ernte  aleatorisch.  Wenn  aber  das  Feld  sie  nicht  hervorbrächte, 
ohne  dass  man  dem  A^erkäufer  den  Feliler  beilegen  könnte,  so 
wäre  dieser  nicht  verpflichtet,  sicli  dergleichen  zu  verschaffen,  um 
die   im   Vertrag    angegebene    Quantität    zu   vervollständigen. 

Der  Verkauf  kann  audi  Alles ,  was  das  Feld  produciren  wird, 
betreffen.  Wenn  in  diesem  Falle  die  Clausein  des  Contracts  Ifei- 
nen  Verkauf  in  flansch  und  Bogen  andeuten,  wovon  im  nachfol- 
genden Abschnitt  die  Rede  sein  wird,  so  wird  angenommen,  als 
wäre  er  unter  der  stillscliweigenden  Bedingung  abgeschlossen  wor- 
den ,  dass  es  eingeerntete  Früchte  geben  wird ,  so  dass,  wenn 
irgend  eine  Begebenheit  die  Ernte  verliinderte,  kein  Vertrag  vor- 
handen wäre ,  nnd  wenn  der  Preis  vorausbezahlt  worden ,  so 
inüsste  er  zurückgegeben  werden,  vorbehältlicli  der  Schadloshal- 
tung gegen  diejenige  der  Parteien,  die  Schuld  war,  dass  keine 
Früclite  gewonnen  wurden.  Erzeugt  aber  das  Feld  einige  Früchte, 
so  muss  der  Käufer  Alles,  was  er  versprochen,  bezahlen,  selbst 
wenn    die    Ernte    unter   seinen   Erwartungen  ausgefallen   wäre. 

Das  Recht,  Verkäufe  dieser  Art  zu  schliessen,  ist  nur  in 
den  Fällen  limitirt,  wo  das  Gesetz  sie  verbietfet;  so  ist  z.  B. 
gesetzlich  verboten,  Antheile  an  Prisen,  die  zu  machen  sind,  zu 
verkaufen  oder  zu  versetzen*);  eben  so  ist  auch  der  Verkauf  von 
Früchten  verboten,  die  noch  an  ihren  Wurzeln  hängen-).  Da  man 
aber  jedes  Verbot  auf  seine  Ausdrücke  beschränken  muss,  so 
scheint  es,  als  ob  diese  Gesetze  nur  auf  die  von  Ackersleuten 
gemachten  Verkäufe  ihrer  Ernten  anwendbar  seien  und  man  sie 
nicht  auf  Unternehmungen  von  Speculationen,  zu  einer  gewissen 
Zeit  Getreide  oder  Weine  von  der  nächsten  Ernte  zu  liefern, 
ausdehnen  könnte.  W^enn  übrigens  dergleichen  Händel  nicht  von 
der  Art  sind,  dass  sie  nach  No.  162.  als  Monopole  bestraft  wer- 
den können,    so   müssen    sie    ihre  Vollziehung   erhalten. 


l)'Ges.  V.  1.  Oct  1793.     Verordn.  v.  22.  Mai  1803.  —    2)  Capitular    v.   809. 
Ord.  V.  14Ü2,  1530,    1577,    1620,  lG94. 
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Dritter   Abschnitt. 

Von  Verkäufen  in  Bausch  und  Bogen,  auf  Zufall  hin. 

304.  Der  Verkauf  zukünftiger  bestimmter  Producte  kann 
auf  eine  Art  gemacht  werden,  dass  der  Käufer  den  Fall  für  sich 
hat,  entweder  alle  angegebenen  Producte  einziisantraeln  oder  keine 
zu  erhalten,  wenn  es  keine  gibt;  dies  nennt  man  einen  Ver- 
kauf in  Bausch  und  Bogen,  Verkauf  auf  Zufall  hin 
(vente  ä  forfait). 

Der  Einkauf  alles  Weines,  den  ein  gewisser  Weinberg  producirf, 
verpfliclilet  den  Käufer,  den  versprochenen  Preis  davon  zu  bez.ilileii, 
selbst  wenn  der  gehoffte  Ertrag  durch  die  Wilierung^  durch  Hag-el 
und  andere  WeUerschaden ,  überhaupt  durch  jede  Ursache,  die  dein 
Verkaufer  nicht  aufgebürdet  werden  konnte,  zu  Grunde,  gegangen  wä- 
re. Hieraus  ergibt  sich  der  Unterschied,  der  zwischen  dieser  Art  Ver- 
kauf uud  demjenigen,  wovon  iin  vorigen  Abschnitt  die  Hede  war, 
bestellt. 

Ein  Verkauf  auf  Zufall  liin  hat  auch  Statt,  wenn  der  Käu- 
fer die  Gefahr  auf  sich  nimmt,  dass  durch  Ereignisse,  an  de- 
nen der  Verkäufer  keine  Schuld  hat,  die  Sache  gar  nicht  oder 
nicht   zur    übereingekommenen    Qualität  geliefert  werden   könnte. 

Obgleich  nacliNo.  26Ö.  der  Verkauf  einer  Sache,  die  im  Augenblick 
des  Abschlusses  zu  Grunde  gegangen  ist,  null  ist*),  so  kann  man  doch 
ein  Schiff  verkaufen,  indem  man  erklärt,  dass,  wenn  es  sich  ergäbe, 
dass  im  Augenblick  des  A'^ertrags  dieses  Schiff  zu  Grunde  gegangen  oder 
vom  Feinde  genommen  worden,  der  fviüifer  nichtsdestoAveniger  den  Preis 
bezahlen  würde;  nur  darf  der  Verkäufer  nicht  um  das  Ereigniss  wis- 
sen ,  noch  es  ihm  zur  Last  gelegt  w  erden  koimen  ~) ;  und  war  da- 
mals das  Schiff  assecurirt,  so  beobachtet  man,  Avas  No.  271.  gesagt 
wurde.  So  kann  ein  Käufer  auf  die  Gewahr  der  verborgenen  Män- 
gel oder  wegen  anderer  Ursachen  von  Eviction  verzichten '). 

Vierter    Ah  schnitt. 

Von     Hoffnungsverkäufen. 

305.  Unter  IIa  ff  n  ungsverkauf  (^vciile  iPespcrancc) 
versteht  man  den  Vertrag,  nach  welchem  eine  Partei  einen 
Preis  für  einen  Gtgenwerth  empfängt  oder  bedingt,  der  ilir  auf 
die  iibereingekommene  \>  eise  zufallen  kann,  dessen  Erhebung  aber 
nur  gelegentlich   erzeugt   wird ;    diess   ist  der    Verkauf  eines   Fisch- 


1)  C.  G.  B.   1001.  —     2)  C.  (J.   W.   IG2!».  —     3)  C.  G.   B.   JÜ43.     Abu.    Lrtli, 
10.   Nov.   1S*U. 
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zii«t*s.  Aus  clie&er  Definition  ergibt  sich ,  dass  der  Hoffniingsver* 
kauf  nicht  mit  dem  Verkaufe  ki'mftiger  Natur  -  oder  Industrie-Pro- 
ducte,  wovon  in  den  vorhergegangenen  drei  Abschnitten  die  Rede 
war,   vermengt   werden   darf« 

Obgleich  die  in  No.  156»  angegebenen  allgemeinen  Grund- 
sätze in  dieser  Art  Verkauf  raodificirt  sind ,  so  gibt  es  doch 
über  diesen  Punkt  gewisse  Regeln.  Wäre  beim  Verkauf  erwiesen, 
dass  die  Parteien  wussten  j  dass  das ,  was  als  Expectanz  ange- 
zeigt war,  sicli  ereignet  hat,  so  würde  ihre  Convention  bloss 
ein  einfaclier  Verkauf  sein.  Wenn  die  Partei,  die  von  dem  un- 
gewissen Fall  Nutzen  ziehen  soll ,  allein  wi'isste ,  dass  er  sich 
realisirt  hat ,  so  wäre  der  Contract  null  und  nichtig ,  sogar  be- 
triiglich. 

Wenn  also  Forderungen  verkauft  ^v^irden ,  deren  ZaLhiiig-  einer 
Zielumg-  ufitergeordnet  ist  und  der  Käufer  im  Augenblick  derselben 
weiss  ,  dass  eine  oder  mehrere  dieser  Forderungen  ails  dem  Glücks- 
rade gezogen  wurden ,  und  Gevvisslieit  vorbanden  ist  ,  bezahlt  zu 
werden,  wahrend  der  Verkäufer  noch  in  der  Ungewissheit  schwebte, 
so  kann  der  Vertrag  auf  das  Ansuchen  des  Letztern  hin  annullirt 
werden,  ebne  dass  jedoch,  nacb  dem,  was  No.  178.  gesagt  wurde, 
der  Räufer  diese  Nullität  anrufen  kann.  Der  umgekelirte  Fall  wür- 
de eintreten,  wenn  der  Zweck  der  Ziebuug  dahin  ging,  dass  die 
Forderung  nicht  bezahlt,  oder  ihr  Wertb  auf  irgend  eine  Weise  ver- 
mindert würde;  die  Nullität  könnte  dann  vom  Räufer  allein  verlangt 
werden. 

Die  Gleichlieit  und  Treue  und  Glauben ,  die  bei  allen  Ver- 
trägen vorherrschen  müssen,  werden  in  den  Hoffnungs- Verkäufen 
nocli  strenger  verlangt  und  sind  nicht  so  zu  nehmen ,  dass  der 
Glücksfall  der  nämliche  für  alle  Contrahenten  sein  müsse,  son- 
dern dass  die  eine  der  Parteien  ohne  die  Einwilligung  der  andern 
nichts  thun  darf,  was  zu  ihrem  Vortheil  die  Lage  der  Sachen 
und  die  Basis  der  Convention  ändert,  d.  lu  das,  was  bestanden 
hat,  oder  als  bestehend  angegeben  worden.  Daraus  folgt,  dass, 
wenn  durch  die  Schuld  der  einen  Partei  das  zur  Wirkung  des 
Contracts  nothwendige  Ereigniss  niclit  einträte,  sie  zu  Schadlos- 
haltung verurtheilt  würde.  Anders  verhielte  es  sich  aber,  wenn 
ihr  in  der  Vollziehung  der  Verbindlichkeit  keine  Schuld  beige- 
legt werden  könnte. 

Wenn  also,  in  einem  Fall,  der  demjenigen  in  No.  '238.  ent- 
gegengesetzt ist ,  ein  Fischer  einen  Fischzug  verkauft  hätte ,  die- 
ser aber  durch  uuwiderstebiicbe  Gew»ll  nicht  Statt  hätte  ,  so  wäre  er 
davon  losgescJdagen;  derjenige  aber,  der  ibin  einen  Preis  dafür  ver- 
sprociieu  hätte,    würde  ibm  nicbts  bezahlen. 

Die    Ausdrücke   im  Vertrag  müssen  streng  befolgt  werden,    und 
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dabei    nmss   frninef   Rncksiclit   auf   die  Absicht  der  Parteien   benom- 
men   werden» 

Wen»    also    ein   Fischzng:    etwas    Anderes    als  Fisclie     einbringen 
■nürde  ,  so     hliltc  der  Käufer  keine  Ansprüche   an  diese  Sacbe. 

Die  Erlmltiing  der  öffentlichen  Ordnung  und  die  Grundsätze 
von  Treue  und  Glauben  haben  nothwendiger  Weise  die  liefugniss, 
derartige  Verträge  zu  schliessen ,  beschränkt.  Kinige  derselben  sind 
verboten,  andere  nur  bis  auf  einen  geringen  Werth  geduldet;  diese 
sind  das  Spiel  und  die  Wette,  die  eigentlich  nichts  Anderes  als 
Hoifnungs-Verkäufe  sind.  Die  Lotterien,  deren  es  verscliiedene 
Arten  gibt,  sind  auch  eine  Art  IIolfnungs\ erkauf ;  ebenso  die 
Tontinen,  wovon  in  No.  44,  und  98»  einige  liegriffe  gegeben 
wurden. 


Fünfter    A  I)  s  c  Ii  u  i  1 1 . 

Von  Verkaufen    a  u  f  g-  e  ni  e  i  n  s  c  h  a  f  t  li  c  h  e  n  Gewinn, 

306.  Ein  Ve'rk  auf  auf  gemeinschaftlichen  Gewinn 
(^ve)iie  ä  profit  coniimui)  wird  diejenige  Convention  genannt,  wo- 
durch eine  Person  Waaren  zu  einem  gewissen  Preise  unter  der 
Bedingung  liefert,  dass  der  durch  den  Verkauf  erlialtene  Gewinn 
getlieilt  werde.  Ein  solcher  Verkauf  ist  kein  bedingungsweiser 
W'rkauf,  die  Verpflichtung,  den  Gewinn  zu  theilen,  ist  eine  Last; 
käme  kein  Gewinn,  sondern  Verlust  lieraus ,  so  würde  niclits 
desto  weniger  der  Käufer  den  stipuJirten  Preis  bezahlen  müssen; 
von  einer  andern  Seite  betraclitet,  könnte^  wie  gross  auch  der 
Gewinn  sein  mag,  der  Verkäufer  nur  den  festgesetzten  Preis  und 
den   bedungenen    Ge>vinnantlieil    fordern. 

Diese  Convention  darf  nicht  mit  der  Verkaufs-Commisslon  zu 
einem  gewissen  Antlieil  am  Gewinn  vermengt  werden.  Im  Ver- 
kauf auf  geuicinschaftlichen  Gewinn  wird  derjenige  Eigenthiimer  der 
Saclie,  dem  sie  geliefert  wird,  obgleich  es  in  der  Absicht  ge- 
schah, sie  wieder  zu  verkaufen,  um  einen  Gewinn  mit  dem 
Verkäufer  zu  tiieilen.  Von  diesem  Augenblick  an  ist  sie  auf  des- 
sen Gefahr  und  wenn  sie  zu  Grunde  geht,  so  muss  er  den  über- 
eingekommenen Preis  bezahlen.  Bei  der  Commission  zum  Ver- 
kaufen bleibt  die  Sache  immer  Eigenthum  des  Committeuten  und 
geht  für  seine  Iterhnung  zu  Grunde.  Umstände  und  die  Quali- 
tät der  Parteien  können  zur  Entscheidung  dienen,  ob  die  zwi- 
schen ihnen  Statt  geiiabte  Convention  ein  ^'erkauf  oder  eine  Com- 
mission war.  In  der  V.  Abtheilung  soll  angegeben  werden,  wor- 
in   dieser    Vertrag    von    der    Societät    sicli    unterscheidet. 

10* 
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Oft  kommt  mön  iiberein,  dass  der  Käufer  die  Sache  zu  einem 
gewissen  Preise  annehme,  und  dass  der  Gewinn  beim  Wiederver- 
kauf getheilt  werden  soll;  dass  aber,  im  Fall  die  Sache  nicht 
zu  einem 'gewissen  Zeitpunkt  verkauft  ist,  der  Käufer  die  Befug- 
niss  habe,  sie  zurückzugeben,  oder  den  übereingekomnienen  Preis 
zu  bezahlen.  Der  Verkauf  ist  auch  in  diesem  Falle  perfect,  nur 
bestellt  dabei  eine  auflösende  Bedingung,  die  gewissermaassen  der 
Walil  des  Käufers  überlassen  ist,  dessen  Verbindlichkeit,  den  über- 
eingekommenen Preis  zu  bezahlen  oder  die  Sache  zurückzugeben, 
eine  alternative  Obligation  ist.  Die  in  No.  187.  und  239.  er- 
klärten Grundsätze  über  die  auflösenden  Bedingungen  und  alterna- 
tiven Obligationen  geben  an,  dass  bei  einem  Vertrag  dieser  Art 
der  entstehende  Verlust,  von  welcher  Art  er  auch  sei,  für  Rech- 
nung   des  Käufers  ist*). 


Fünftem  Capitel. 

Verkaufder  Rechte,  die  aus  Eutdeckung-en  oderGeistes- 
^  producten    entspringen. 

307.  In  No.  109.  hat  man  gesehen,  wie  Geistesproducte 
Materie  eines  Kaufvertrags  sein  können ;  aber  die  besondere  Be- 
schaffenheit dieses  Kigenthums  macht  einige  Abänderungen  an  den 
allgemeinen   Grundsätzen    nöthig. 

In  diesem  Capitel  sollen  einzig  und  allein  die  Verhältnisse 
zwischen  dem  Autor  des  Productes  und  demjenigen,  dem  er  das 
Recht  cedirt,  davon  Gebrauch  zu  machen,  um  den  möglichsten 
Nutzen  daraus  zu  ziehen,  in  Betraclit  gezogen  werden,  weil  nur  un- 
ter diesem  einzigen  Gesichtspimkte  einige  specielle  Regeln  beste- 
llen können.  Ueber  das  Recht  des  Autors  oder  seines  Cessionars, 
diejenigen ,  die  sich  an  seinem  Eigenthum  vergreifen ,  gericht- 
lich zu  belangen,  ist  schon  in  No,  163.  das  Nöthige  gesagt 
worden. 

Was  hier  gesagt  werden   soll,    ist  besonders  auf  die  Productiö- 
nen  anwendbar,  die  durch   den  Druck  wiederholt  und  vermehrt  wer- 
den können;    daraus  ist  leicht  zu  ersehen,    wie    die  Anwendung  auf 
Erfindungen,    Entdeckungen    und  anderes  intellectuelles    oder   indu- 
strielles   Eigenthum  gemacht    werden    kann. 


1)  C.    G.  B.  1193. 
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308.  Man  nennt  gewöhnlich  Verleger  denjenigen,  dem 
der  Autor  eines  Buches,  geographischer  Karten,  Plane,  musika- 
lischer Compositionen  etc.  sein  Recht  verkauft,  die  Copien  davon 
durch   Druck   oder    Sticli    zu   vervielfältigen  und   sie    abzusetzen. 

Man  nennt  Copialrecht  das,  was  der  Verleger  erwirbt, 
Keil  angenommen  wird ,  als  bewahre  der  Autor ,  indem  er  den 
Gebrauch  und  den  Gewinn  seiner  Composition  cedirt,  das  Ori- 
ginal seines  Manuscripts  auf,  und  gestatte  eher  einen  Gebrauch, 
-als  ein  wirkliches  Eigenthum.  Aus  diesem  Grunde  kann  das  Hecht 
dieses  Autors,  obgleich  es  eine  bewegliche  Sache  betrifft,  als 
solche  doch  nicht  dergestalt  angesehen  werden,  dass  angenom- 
men wird,  es  sei  der  Besitzer  eines  Manuscripts  dadurch  allein 
berechtigt,    dari'iber    zu    verfugen   und   den  Druck   zu  veröff'entliclien. 

Die  Vermuthting",  dass  bei  bevvegllclieu  Gülern  der  Besitz  als 
Urkunde  gilt  (s.  No.  272.),  versteht  sich  nur  von  deu  körperlichen 
Sachen  und  die  Rechte  der  Autoren  sind  nicht  materieller  INatur.  Der 
Besitz  eines  Manuscripts  begründet  niemals  zu  Gunsten  des  Besitzers 
die  Vermuthnug",  dass  man  ein  EigenthumsrecJit  g;egen  den  Autor, 
seine  Erben  oder  Rechtsinhaber  hat.  wodurch  der  Besitzer  voni  BeAveis 
enthoben  Avird,  dass  er  das  Recht  es  zu  publiciren  iiekauft  habe.  Ein 
Verleger  eutschiiesst  sich  nur  zum  Verlag-  eines  ]Manuscrij)ts  in  der 
Hoffnung-,  die  Exen)plare  abzusetzen;  bevor  er  es  also  kauft  und  die 
Rosten  der  Herausgabe  wagt,  muss  er  den  Inhalt  kennen;  dies  kann 
der  Autor  schwerlich  ver^veigern ;  daher  dieser  sein  Älanuscript  aus 
deu  Händen  geben  muss.  Der  blosse  Besitzer  kann  also  sich  nicht 
auf  die  Regel  berufen,  dass  bei  beweglichen  Gütern  der  Besitz  als 
Urkunde  gilt,  er  muss  beweisen,  dass  ihm  vom  Autor  oder  von 
demjenigen ,  welchen  das  Gesetz  ein  ausschliessliches  Recht  zur  Be- 
kanntmachung- für  eine  mehr  oder  minder  längere  Zeit  gestattet^  die 
Ausübung  davon  cedirt  worden. 

Da  das  von  einem  Autor  an  einen  Verleger  verkaufte  Co- 
pialrecht seiner  Beschaff'enheit  nach  kein  Handelsgeschäft  ist,  wie 
N04  15.  gesagt  wurde,  so  kann  der  Zeugenbeweis  nicht  gegen 
den  Autor  zugelassen  werden.  Das  Factum ,  dass  das  ]>Ianuscript 
sich  in  den  Händen  eines  Buchhändlers  oder  Buchdruckers  be- 
findet ,  der  es  gekauft  zu  haben  vorgeben  würde  und  g^-'S^'i^  ^^^ 
nicht  erwiesen  würde,  dass  er  es  ungebührlicher  Weise  oder  als 
Depositum,  als  Darlehen  besitzt,  kann  zu  dessen  Gunsten  die 
Vermuthung  eines  Kaufes  begründen  ,  ohne  jedoch  eine  Schen- 
kung des  Preises  vorauszusetzen.  Der  Autor  und  seine  Erben 
würden  daher  zugelassen ,  von  demjenigen,  der  vorgibt,  das  Recht 
zur  Herausgabc  des  3Ianuscripts  gekauft  zu  haben,  zu  verlan- 
gen, dass  er  den  Beweis  der  Zahlung  des  Preises  führe,  odir 
dass  er  verurtheilt  würde,  ihn  nach  Entscheidung  Sachverständi- 
ger   zu   bezahlen, 

309»      Wer    das  Recht    cedirt  hat,    eine    Schrift    durch    den 
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Druck  herausziigeben ,  miiss  zur  bestimmten  Zeit  das  zum  Druck 
bestimmte  Maniiscript  oder  Exemplar  übergeben ;  würde  er  sich 
dazu  nicht  verstehen,  so  wäre  dies  kein  Grund,  den  Käufer  zu 
ermächtigen,  sich  in  Besitz  des  31anuscripts  zu  setzen,  wie  im  Fall 
No.  281.  Dieser  Autor  und  selbst  seine  Erben  können  -triftige 
Gründe  haben,  auf  diese  Bekanntmachung  zu  verzichten,  und  wenn 
sie  das  Werk  niclit  auf  eine  directe  oder  indireite  Weise  her- 
ausgeben ,  so  sind  sie  mir  in  sofern  Schadloshaltung  schuldig, 
als  der  Verleger  Arbeiten ,  die  nun  unnütz  geworden ,  angefan- 
gen, oder  wenn  er  auf  jede  andere  AVeise  wirklichen  Schaden 
geliabt    hätte. 

Seinerseits  ist  der  Verleger  berechtigt,  die  AufJiebung  des 
Vertrags  deshalb  allein  zu  verlangen ,  dass  das  zum  Druck  be- 
stimmte Manuscript  ilim  nicht  zur  übereingekommenen  Zeit  über- 
geben wurde;  nnd  wurde  selbst  keine  Frist  bestimmt,  so  kann 
er  den  Verkäufer  auffordern,  über  einen  bestimmten  Zeitpunkt 
übereinzukommen ,  oder  den  Vertrag  aufzuheben;  Da  aber  die 
Natur  der  Dinge  nicht  erlaubt,  dass  der  Autor  sich  von  seiner 
Obligation  gegen  den  Cessionar  seiner  Rechte  durch  reelles  An- 
erbieten und  Deposition  befreie,  so  kann  die  von  letzterm  im- 
terlassene  Aufforderung  hinreichend  sein,  dass  der  Autor,  nach- 
dem er  diesen  aufgefordert,  das  Manuscript  zurückzuziehen,  oder 
seine  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen,  von  jeder  Verbindlichkeit  für 
entbunden  anzusehen  ist;  nur  muss  er  dass,  was  er  als  Hono- 
rar empfangen ,  zurückgeben  oder  auf  jede  Zurückforderung  des 
Preises  verzichten.  Eine  Aufforderung  wäre  sogar  nicht  einmal 
nötliig,  wenn  die  Richter  erkennen  würden,  dass  durcli  die  Um- 
stände oder  die  Natur  der  Convention  von  Reclitswegen  angenom- 
men werden  müsse ,  als  hätten  sie  die  Parteien  stillschweigend 
stipulirt,    wie   diess   No.    288.   gemäss    gesagt    wurde, 

Obgleicli  im  Allgemeinen  ein  Vertrag  von  der  einen  Partei  auf 
keine  andere  Weise,  als  er  von  beiden  verstanden  wurde,  voll- 
zogen Averden  darf,  so  behält  doch  der  Autor  das  Recht,  die 
nöthigen  Veränderungen  am  Manuscript  zu  machen.  Der  Verle- 
ger muss  darin  einwilligen ,  oder  auf  den  Kauf  verzichten ,  es 
sei  denn,  dass  erkannt  würde,  dass  diese  Veränderungen  selt- 
ne Reclite  oder  seine  legitimen  Hoffnungen  schmälern,  oder  dass 
sie  ihn  neuen  Ausgaben  aussetzen,  die  er  beim  Vertrag  nicht 
vorhersehen  konnte ;  dann  müssen  die  Gericlite  nach  den  Um- 
ständen die  ihm  gebührende  Schadloshaltung  bestimmen  ,  wenn  der 
Autor    darauf  besteht,    die   Veränderungen    beizubehalten, 

310.  Wird  ein  Copialrecht  ohne  irgend  einen  Vorbehalt 
verkauft,  so  hat  dieser  Verkauf  nicht  die  Wirkung  des  Verkaufs 
des  gewüluilichen  Eigenthums,      Er  berechtigt  nicht  den  Käufer,  auf 
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die  imiiraschränkteste  Weise  über  das  Maiiuseript  zu  verfiigen, 
z.B.  es  zu  verändern,  Hmzuarbeiten ,  Einschaltungen  zu  machen, 
Stellen  herauszunehmen.  Er  kann  es  auch  nicht  zerstören,  noch 
sich  enthalten ,  es  clurch  den  Druck  zu  publiciren  ;  er  ist  im 
Grunde  genommen  nur  ein  iVutzniesser  *).  Indem  der  Verkäufer 
ein  Aequivalent  für  den  Profit  erhält ,  den  ihm  das  Werk  hätte 
Terschaffen  können  ,  wenn  er  es  für  eigne  Rechnung  gedruckt  und 
abgesetzt  hätte,  hat  er  den  gehofften  Ruf,  den  ihm  die  Heraus- 
gabe des  Werks  machen  kann,  nicht  veräussert,  da  es  eine  Sache 
betrifft,    die    nicht    abgeschätzt    werden    kann. 

In  Folge  der  Ausdrücke  der  Convention  und,  falls  sie  dun- 
kel sind,  in  Folge  der  gewöhnlichen  Regeln  über  die  Auslegung 
der  Verträge  muss  entschieden  werden,  ob  sich  der  Verkauf  auf 
eine  einzige  Auflage  beschränkt,  wie  gross  die  Anzahl  FJxemplare 
ist,  die  der  Herausgeber  davon  abziehen  kann,  da. das  vom  Ver- 
leger bezahlte  Honorar  eher  auf  die  Glücksfälle  des  Absatzes,  als 
auf  wirklichen  Verdienst  des  Autors  berechnet  ist.  Man  muss 
auch  sorgfältig  nach  Umständen  und  nach  der  Lage  der  Parteien 
untersuchen,  was  sie  verstanden  haben.  Z.  R,  wenn  der  Gegen-» 
stand  efner  Schrift  als  Einleitung,  Commentar,  Supplement  zu 
andern  literarischen  Compositionen  dienen  sollte,  so  kann  der  Ver- 
leger, falls  er  nicht  dazu  autorisirt  ist,  seine  Absatzmithl  nicht 
vermehren,  indem  er  diese  Schrift  separat  druckt,  weil  er  kein 
absolutes  Eigenthura  erworben  hat,  sondern  nur  eine  INutzniessung, 
die  durch  den  Conces«ions-Act  und  die  Umstände  limitirt  werden 
kann   und    muss. 

Selbst  wenn  die  Cession  sich  auf  alle  möglichen  Auflagen 
während  der  Dauer  des  ausschliesslichen  Rechts  des  Autors  und 
seiner  Erben  ausdehnen  würde,  so  könnte  man  daraus  eine  wahre 
Obligation  ableiten,  nach  welcfier  der  Herausgeber  niemals  eine 
fleue  Auflage  machen  kann,  ohne  den  Autor  davon  zu  benachrich- 
tigen, um  zu  wissen,  ob  V^erbesserungen  oder  Zusätze  zu  machen 
sind.  Reides,  Verbesserungen  und  Zusätze,  könnte  dem  \  erleger, 
von  dem  der  Autor  kein  Supplement-Honorar  verlangt,  nicht  ver- 
weigert werden,  oder  es  müssie  für  ihn  selbst  eine  Reeinträchti- 
gung  daraus  entstehen.  Werden  die  Parteien  nicht  einig,  so  kann 
sich  der  A  erleger  auf  den  blossen  Umdruck  beschränken,  jedoch 
bleibt  dem  Autor  vorbehalten,  seine  Zusätze  besonders  drucken 
zu    lassen. 

Wollte  in  diesem  nämliclien  Falle  einer  Cession  ohne  Vor- 
belialt  der  Verleger  keine  neue  Aullage  machen,  obgleidi  die  vor- 
hergegangene  vergrillen    wäre,    j»o    könnte    der    Autor,    naclidem    er 

1)  C.  G.  B.  WS, 
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ihn  in  Verzug  gesetzt  hat,  sich  zu  einer  netien  Auflage  ermäch- 
tigen lassen;  das  Gericht  hätte  sicli  dann  durch  die  im  Buchhan- 
del gebräuchlichen  Mittel  zu  vergewissern,  ob  die  frühern  Aufla- 
gen   vergriff*en    sind. 

Die  Cession,  die  der  Autor  einem  Verleger  gemaclit  liat, 
verleiht  offenbar  Letzterra  das  Reclit,  den  Nachdructer  gerichtlich 
zu  verfolgen;  es  müsste  aber  nach  den  Umständen  entscliieden 
■werden,  ob  die  Schadloshaltung,  wozu  Letzterer  verurtheilt  würde, 
zwischen  Autor  und  Verleger  getheilt  werden  muss  oder  nicht. 
Htit  dieser  dem  Autor  nicht  bloss  das  RecJit  zu  einer  einzigen 
AuHage,  sondern  alle  Rechte  auf  das  Werk  abgekauft,  so  dass  der 
Nachdruck  ihm  allein  schadet,  so  geliört  ihm  die  Scliadloshaltung 
ausschliesslich.  Hat  er  aber  nur  eine  Auflage  gekauft,  so  ist  der 
Autor  nicht  minder,  als  er,  durch  den  Nachdruck  beeinträclitigt, 
weil  durch  Vervielfachung  der  Exemplare  die  ihm  angehörenden 
weitern    Auflagen    in   späterer    Zeit   erst   erscheinen. 

311.  Wer  das  ausscliliessliche  Recht  hat,  ein  Manuscript 
zu  publiciren,  kann  dieses  Recht  in  seinem  ganzen  Umfang  ver- 
kaufen. So  kann  ein  Autor  den  Käufer  an  seine  Stelle  so  sub- 
stituiren,  dass  dieser  berechtigt  wird,  nach  Belieben  Auflagen  zu 
machen,  und  diess  nicht  nur  während  der  Lebenszeit  des  Autors, 
sondern  auch  während  der  Anzahl  Jalire  nach  seinem  Tode,  die 
seinen  Erben  nach  den  im  Augenblick  des  Vertrags  bestehenden 
Gesetzen  zustehen.  Er  hat  auf  dieses  Eigenthum  die  nämlichen 
Reclite,  wie  auf  seine  andern  Güter ;  seine  Erben  können  nur  das, 
was  er  nicht  veräussert  hat,  antreten,  und  die  literarisclien  Com- 
positionen  unterscheiden  sich  von  den  andern  Saclien  nur  dadurcli, 
dass  die  Erben,  statt  ein  immerwährendes  Recht  anzutreten,  wie 
diess  bei  letztem  der  Fall  ist,  nur  ein  limitirtes  antreten.  Was 
die  Wittwe  betriff't,  so  kann  sie  nicht  etwas  Anderes  concediren, 
da  ilir  die  Gesetze  nur  einen  lebenslänglichen  Genuss  zugestehen. 
Scheint  der  Contract  nur  eine  einzige  Auflage  zu  betreff*en,  so 
muss  der  Käufer,  der  eine  neue  Auflage  machen  will,  die  nöthige 
Uebereinkunft  mit  dem  Autor  oder  seinem  Rechtsinhaber  treffen, 
so  lange  deren  ausschliessliches  Recht  besteht,  und  wenn  der  ur- 
sprüngliche Vertrag  ihm  einiges  Vorzugsrecht  auf  die  naclifolgen- 
den  Auflagen  zusichert,  so  müssen  die  in  No.  269.  und  275,  an- 
gegebenen  Vorschriften    befolgt    werden. 

Da  aber  jeder  Verkäufer  den  Niessbrauch  des  von  ihm  zu- 
gestandenen Rechts  verbürgen  muss,  so  kann  der  Autor  keine 
neue  Aufiiige  machen,  so  lange  derjenige,  dem  er  das  Recht  der 
vorliergehenden  verkaufte,  die  Exemplare  nicht  abgesetzt  liat,  oder 
er  müsste  ihm  anbieten,  den  Rest  zu  dem  unter  den  Buchhändlern 
festgesetzten   Preise   zu   kaufen    und   zn    bezahlen;    oder  auch,   der 
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Vertrag  müsste  die  Zeit  pünctlich  bestimmt  haben,  zu  welchem 
der  Alltor   eine   neue    Auflage   machen   kann. 

Uebrigens  würde  der  Autor  dem  Vertrag  nicht  entgegen  lian- 
deln  5  wenn  er  einige  unbedeutende  Theile  des  Werkes ,  dessen 
Druck  OT  bewilligt  hat,  in  andere  Schriften,  die  er  publicirt,  auf- 
nähme, noch  weniger,  wenn  er  zu  diesem  Werke  Zusätze  getrennt 
drucken  liesse,  oder  das  Recht,  sie  herauszugeben,  einem  andern 
Verleger  verkaufte,  nachdem  er  dem  erstem  den  Vorzug  angebo- 
ten hatte.  Die  Umstände  und  die  Aussagen  sachkundiger  Perso- 
nen könnten  allein  die  Gerichte  in  den  Stand  setzen ,  den  Par- 
teien Gereclitigkeit  widerfahren  zu  lassen  imd  namentlich  zu  be- 
stimmen, wenn  ein  Autor  seinen  Verpflichtungen  indirect  entgegen- 
handelt, indem  ep  ein  Werk  miiarbeitet  und  unter  einem  andern 
Titel  herausgibt,  zu  dessen  Herausgabe  er  schon  für  einen  grossen 
Tlieil   einen    andern   Verleger   ermächtigt    hat. 

312.  Diese  Grundsätze  sind  nicht  auf  den  Fall  anwendbar, 
wo  ein  Unternehmer ,  der  den  Plan  zu  einem  Werke  gefasst  hat, 
die  Ausführung  davon  einem  oder  einigen  Schriftstellern,  die  sich 
damit  befassen,  anvertraut  hat.  In  diesem  Falle  gehört  das  Eigen- 
thumsrecht  vom  Ursprung  an  dem  Unternehmer;  und  sind  einmal 
die  Redactoren  wegen  des  übereingekommenen  Honorars  bezahlt,  so 
haben  sie  auch  auf  das,  was  sie  verfassten,  keine  weiteren  Rechte, 
als  diejenigen  ,  welche  ihnen  der  Vertrag  ausdrücklich  zusichert. 
Die  Regeln  über  Industrie -Miethe  wären  hier  eher  anwendbar  als 
diejenigen,    die   Gegenstand   dieses  Capitels   sind. 

Wenn  ein  Autor  oder  Verleger  eine  Subscription  eröffnet,  so 
imternimmt  er  nur  nach  iVo.  302.  die  Lieferung  von  Exemplaren ; 
es  könnte  aber  gescliehen,  dass  er  auf  das  Recht  einer  neuen 
Auflage  verziclitet  liätte. 

Diess  Avare  der  Fnll  mit  einem  Kiij)fers(echer,  der  verspräche, 
dass  er,  nachdem  die  Exeuiplare,  für  die  man  snbscribirt  lint,  abg-ezo- 
g-en  sind,  die  Platten  zerbreclie.  Diese  Art  Verbindlichkeit  eudiält 
zu  Giiiisten  der  Siibscribenten  eine  Veraiisserung-  seines  RecJits,  die 
.  ihm  nicht  mehr  erlaubt,  ohne  deren  liinAviiligunj;'  eine  nene  Auflage 
vom  Kupferstiche  zu  machen^  für  ^velcheii  sie  unter  dieser  ßedinj^ung 
snbscribirt  haben. 


SecJislcs   rapilel* 

Von  Verkäufen    von  F  o  r  d  e  r  u  n  •;■  e  n    und  Rechten    gleicher 

(»alt  n  n  g- . 

313.      Man     kann     sein     Recht    cediren ,     die    Zalilung    einer 
Summe,    die   Lieferung    von    Verzehrimgsgegenstäuden    und    Waaren 
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zu  verlangen;  man  kann  seinen  Antheil  an  einer  Unternehmung 
oder  an  einer  Specnlation  verkaufen;  dergleichen  Verhandlungen 
können  Handelsgeschäfte  sein,  vie  man  in  No,  10,  und  128,  ge» 
sehen    hat. 

Das  Eigenthum  dieser  Hechte  wird  nur  insofern  durch  den 
blossen  Besitz  der  Beweisiirkunde  erworben  '),  als  sie  auf  den  In- 
haber lautet  (s.  No.  i81.)  ~),  Ausser  diesem  Falle  muss  der  Will& 
des  Gläubigers,  seine  Rechte  übertragen  zu  wollen,  förmlich  aus- 
gedrückt werden  ^)  und  es  muss  darunter  die  Folge  eines  Ver- 
trags verstanden  werden ,  dessen  Erfülhmg  von  Seiten  der  einen 
Partei  ihm  das  Recht  geben  würde,  gewisse  Klagen,  die  der  An- 
dern  zustanden,   zu  gebrauchen. 

Aber  die  perfecte  Cession,  welche  durch  die  Einwilligung 
der  Parteien  über  Sache  imd  Preis  auf  eine  unzweideutige  Weise 
kund  gethan  wird,  ist  gewissen  Bedingungen  unterworfen'*),  was 
nämlich  ihre  Wirkung  auf  den  eedirten  Schuldner  und  selbst  auf 
die  Gläubiger  des  Cedenten  betriti't,  welche  ein  Interesse  hätten, 
diesen  anzusehen ,  als  sei  ihm  das  Eigenthum  seines  Rechts  ge- 
blieben. Dann  muss  man  unterscheiden ,  ob  diese  Verbindlichkeit 
unbedingt  zu  Gunsten  des  benannten  Gläubigers  unterzeichnet  ist, 
oder  ob  sie  ausserdem  noch  an  seine  Ordre  zahlbar  lautet,  wie 
No.    24.   »u   ersehen    ist. 

Wenn  die  Forderung  an  eine  namentlicli  angegebene  Person 
zahlbar  ist,  ohne  dass  sie  durch  Ordre  übertragen  werden  kann, 
80  ist  der  Cessionar,  so  lange  er  die  Cession  der  Forderung  dem 
Schuldner  nicht  notificirt  hat  oder  sie  von  diesem  nicht  angenom- 
men ist,  ausser  den  Exceptionen,  die  aus  der  Urkunde  selbst  und 
der  Natur  der  Schuld  sich  ableiten ,  allen  denjenigen  Exceptionen 
unterworfen ,  die  der  Schuldner  gegen  den  Cedenten  persönlicli 
hatte.,,  und  die  von  der  Notificirung  durch  Iluissier  oder  vor  der 
Annahme  entstanden  wären  ^).  Ebenso  kann  auch  nicht  die  blosse 
Cession  eines  Rechts,  das  nicht  an  Ordre  lautet,  selbst  wenn  sie 
durch  rechtskräftigen  Act  geschehe^  wäre,  einen  Arrest  benachthei- 
ligen,  den  die  Gläubiger  des  Cedenten  in  die  Hände  des  eedirten 
Schuldners ,  bevor  diesem  der  Uebertrag  notificirt  w  urde  oder  er 
ihn   angenommen,   einlegen   würden   oder   eingelegt   hätten  *'), 

In  Folge  der  in  No.  246.  erklärten  Grundsatze  ist  es  in 
Handelssachen  nicht  unumgünglich  nöthig,  dass  diese  Annahme 
durch   rechtskräftigen   Act  Statt  habe. 

Diejenige,  welche  durch    die  Biiclier    des  eedirten  Schuldners   er- 


1)  C.  G.  ß.  ir.89.  —  2)  H.  G.  B.  33.  —  a)  Abw,  Lrth.  17.  JuÜ  1828.  — 
4)  Cass.  25.  März.  1816.  —  5)  C.  G.  B.  1293,  1690.  —  6)  Abw.  Urth.  23.  Mai 
1824,  11.  April  1827* 
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wiesen  würde,  wäre  Iiinreicliencl  ');   das  Scontriren,  wovon  No.  236. 
die  Kode  war,  kau«  niclit  anders  g-esclielien. 

Aber  daraus  Hesse  sich  nicht  scliliessen,  dass  der  Beweis  ei- 
ner bloss  mündlich  gegebenen  Annahme  zugelassen  werden  könnte 
und   dass   eine    solelie  ;  gegen    Dritte   hinreichend   wäre  ^). 

Daraus  ersieht  man,  dass,  wenn  die  nämliche  Forderung  an 
Mehrere  cedirt  worden  wäre,  der  Erste,  der  den  Uebertrag  davon 
notificirt  oder  die  Annalime  des  Schuldners  erhalten  hätte,  aus- 
schliessliche  Rechte    erwerben   würde. 

Der  Schuldner,  dem  der  Transport  notificirt  wird,  hat  ge- 
wöhnlich kein  Interesse,  die  Zahlung  dem  Cessionar  zu  verwei- 
gern, wenn  er  die  Exception  der  Compensation  oder  andere  Gründe 
zur  Tilgung,  die  der  Cedent  veranlasst,  geltend  machen  kann.  Es 
kann  ihm  aber  daran  gelegen  sein ,  den  Cessionar  in  gewissen 
Fällen  nicht  anerkennen  zu  wollen,  z.  B.  wenn  nach"  Vertrag  Ver- 
bindlichkeiten gegen  ihn  zu  erfüllen  sind;  denn  er  kann  nicht 
gezwungen    werden,    den    Schuldner    zu    verändern  ^). 

Wenn  das  Schulddocument  durch  Indossament  begeben  wer- 
den kunn ,  so  wird  der  Cessionar  durch  den  Uebertrag  auf  der 
Rückseite  des  Effects  nach  den  in  JNo.  24.  angegebenen  Regeln, 
die  noch  im  nachfolgtjnden  Ilauptstück  entwickelt  werden  sollen, 
in  Besitz  gesetzt.  Die  Notificirimg  oder  Annahme  ist  nicht  nö- 
tliig;  es  liegt  im  Wesen  dieser  Arten  von  Verbindlichkeiten,  dass, 
einmal  in  Circulation  gesetzt,  sie  nur  aus  eigenem  Antrieb  .des- 
jenigen, der  zur  Verfallzeit  Inhaber  ist,  Exceptionen  oder  Arreste 
begründen,  da  der  Schuldner,  der  sich  in  dieser  Form  verbind- 
lich gemacht  hat,  angesehen  wird,  als  Iiabe  er  die  Cession,  die 
der  Gläubiger  von  seinen  Rechten  an  Dritte  machen  würde,  zum 
Voraus  angenommen.  Diese  Schnlddocumente  sowohl,  als  die  an 
den  inliaber  lautenden  nennt  man  nach  Gebrauch  und  in  der  Ge- 
setz-Sprache Handels- Effecten  (effefs  de  commerce)  *).  Da 
aber  diese  Art  Uebertrag  vom  gemeinen  Recht  eine  Ausnahme 
macht,  wenn  das  Document  nicht  an  Ordre  lautet,  so  hätte  der 
Uebertrag  durch  Indossament,  der  allerdings  für  den  Cedenten  und 
den  Cessionar  bindend  wäre  *),  keine  Kraft  gegen  Dritte,  so  lange 
keine  iNOtiücirung  dem  cedirten  Schuldner  oder  eine  Annalnne  von 
seiner    Seite    auf    die    oben    erklärte   Art    Statt  gehabt    hätte  '). 

^^14.  Der  Uebertrag  einer  Sclinldforderung  zielit  aucli  den 
der  Vorzugsrechte  (Pri>ilegien  und  Ilvpotheken),  wovon  IVo.  155. 
die  Rede  war,  nach  sich  '),  sogar  wenn  die  gegebenen  Sicherhei- 
ten   durch    Privatacte    bedingt    worden    wären.      Er    gibt   ausserdem 


1)  Abw.  Urth.  7  Jan.  1824.  —  2)  Cnss.  2:5.  Not.  1SI3.  —  3)  Abv.  (t«M. 
».  Juli  1827.  ^  4)  Cnss.  I«).  (terminal  Ml.  —  5)  Abw.  Urth.  24.  Vcnlvse  X. 
—  6)  Abw.  Uiib.  17,  Juli   1828.  —    7)  C.  G.  B.     ir.l)2. 
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ZU  zwei  Garantien  Veranlassung,  nämlich  zu  einer  factischen  und 
zu  einer  von  Rcciitswegen.  Die  fdctische  besteht  in  der  Gewähr  • 
der  Wirklichkeit  der  cedirten  Schnldforde^*üng  ^) ;  sie  hat  folglich 
Statt,  wenn  die  Urkunde  falsch  ist,  oder  wenn  es  sich  ergäbe, 
dass  das  auf  einen  gewissen  Schuldner  cedirte  Recht,  selbst  wenn 
es  existirte,  von  einem  gewissen  Andern  zu  Itjisten  wäre '),  oder 
wenn  der  Schuldner  von  der  Cession  durch  irgend  eine  Ursache 
befreit,  oder  endlich  wenn  die  Natur  der  Schuldforderung  verän- 
dert  wäre  ^'  *), 

Um  diese  Verbindlichkeit  der  Gewährleistung  auszuschliessen? 
ist  eine  specielle  Convention  nöthig,  und  ist  sie  ausgeschlossen, 
Bo  wird  die  Cession  zum  wirklichen  Verkauf  auf  Gefahr,  wovon 
No.  304.  die  Rede  war.  Jedoch  kann  sicli  niemals  die  Aus- 
schliessung der  Gewährleistung  auf  eine  persönliche  Tliatsache  des 
Cedenten  erstrecken^),  auch  ihn  nicht  entheben,  seinen  Namen 
und    seine   Dienste   auf  Kosten    und   Gefahr    des  Käufers    zu  leihen. 

Die  Garantie  von  Reclitswegen  besteht  in  der  Gewissheit,  die 
man  von  der  Zahlungsfähigkeit  des  Scliuldners  hat;  sie  muss  im 
Allgemeinen  ausdri'icklich  versproclien  werden  ^),  es  sei  denn,  dass 
sie  vermuthet  wird,  wie  diess  in  No.  149.  und  223.  angegeben 
ist,  wo  eine  Person  ein  Recht  einer  andern  cedirt,  um  sich  da- 
von  loszusagen. 

Diese  Garantie  bewirkt,  dass  der  Cedent  gehalten  ist,  im 
Nichtzalilungsfalle  dem  Cessionar  den  Preis  der  Cession  zu  restitui- 
ren  ^) ;  es  sei  denn,  dass  dieser  durch  sein  Verschulden  in  die 
Unmöglichkeit  versetzt  ist,  eine  Subrogation  zu  gestatten,  die  dem 
Cedenten  nützlich  wäre,  oder  dass  er  dadurch  auf  irgend  eine 
Weise  Letzterm  die  Mittel  benommen  hätte,  bezahlt  zu  werden, 
oder  selbst  einen  Regress  gegen  seine  Bürgen,  die  insolvent  gewor- 
den oder  Grund  liaben,  ihm  die  Verjährung,  die  Unstatthaftigkeit 
der  Klage   etc.   entgegen    zu    setzen. 

Diese  Garantie  versteht  sich  gewöhnlicli  nur  von  der  Zah- 
lungsfähigkeit des  Schuldners  im  Augenblick  der  Cession  ^),  Die 
Contrahenten  können  aber  in  diesem  Betracht  ihre  Bedingungen 
ausdehnen,  sie  können  auch  übereinkommen,  zu  welchen  Bedingun- 
gen der  Cessionar  diese  Garantie  verlangen,  und -in  welclier  Frist 
er  sie  ausüben  kann,  und  oft  sind  diese  Sachen  in  Bezug  auf  die 
Wirkung,   die   Regeln  und  Garantien   bedungen,   die    aus   den   Indos- 


1)  C.  G.  B.  1693.  —  2)  Cass.  21.  Febr.  1825.  —  3)  Abvv.  Urth.  20.  Decbr. 
1821. 

4)  Z.  B.  wenn  der  Schuldner  fallit  wäre,  so  würde  das  Recht  des  Gläubigers, 
statt  eine  Forderung  auf  einen  Mann,  den  man  solvent  glaubte ,  darzubieten, 
weiter  nichts  als  eine  Anforderung  auf  die, Dividenden  seiu.  Pard. 

5)  C.  G.  B.  1638.  —  6)  Cass.  17.  Febr.  1817.  —  7)  C.  G*  B..  1694.  — 
8)  C.  G.  B.  1695. 
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samenten  von  Tratten  und  Billets  an  Ordre  fol^eningsweise  her- 
vorgehen, Tfas  im  folgenden  Hauptstiick  noch  erklärt  werden  soll. 
315.  Für  die  Forderungen  an  den  Staat,  die  man  Instrip- 
tion  auf  das  Staatsschulden-Hauptbuch  (Renten)  (Jn- 
scripiion  sur  le  grand  livre  de  la  deiie  puhlupie)  nennt,  gibt  es 
eine  andere  Art  Üebertrag  ^),  der  durch  die  vom  Eigenthümer  der 
Forderung  in  einem  Register  unterzeichnete  Declaration  bewirkt 
wird,    wodurch   er  sein   Recht  an   die   bezeichnete   Person    cedirt. 

Die  Formen  dieses  Ueberlrag's  sind  bestimmt  und  anf  die  Actiea 
der  Bank  von  Frankreich  angewendet  worden.  Die  Ac(ien  anony- 
mer Societiiten  (s.  V.  Abtbeiinn«)  können  eben  so  fransferirt  werden, 
wenn  die   Statuten  zu  dieser  Uebertrafruiigsart  ermachtig-en. 

Der  üebertrag'  dieser  Scliulddocumente  kann  nur  durch  Vermitte« 
lung-  der  Sensale  g-eschehen   (s.   No.    12^.   und   2  70.) 

Nach  der  jetzigen  Gesetzgebung  über  die  erforderlichen  Be- 
dingungen zur  Giltigkeit  einer  Nogociation  von  Staatspapieren  oder 
von  Particularunternehmungen ,  die  ihnen  gleichgestellt  sind,  ist 
nur  derjenige  Verkauf  giltig  und  erlaubt,  der  von  Seiten  des 
Verkäufers  mit  der  effectiven  Auslieferung  oder  Deposition  der 
verkauften  Papiere  begleitet  ist,  welche  bezeugen ,  dass  der  Ver- 
käufer freier  Eigenthümer  davon  ist,  oder  dass  er  die  autorisir- 
ten  Formalitäten,  welche  die  Auslieferung  oder  Deposition  ersetzen, 
erfüllt  hat.  Daraus  folgt,  dass  die  Verträge,  zu  einer  bestimmten 
Zeit  zu  liefern,  die  nicht  mit  den  obigen  Bedingungen  begleitet 
wären,  mit  oder  ohne  .Clau»sel  geschlossen  worden',  dass  zu  die- 
ser Zeit  die  Parteien  durch  die  Curs  -  Differenz  vom  ♦Tage  dea 
Verkaufes  zu  demjenigen,  wo  die  Lieferung  geschehen  soll,  sich 
reguliren,  als  Zeitkäufe  angesehen  werden,  die  annullirt  sind  und 
sogar  bestraft  werden,  wenn  sie  die  Merkmale  einer  Wette  auf 
Steigen   und    Fallen    an    sich    tragen. 

In  Gemässheit  dessen,  was  No.  207.  gesagt  worden,  könnte 
derjenige,  welcher  eine  Verbindlichkeit  dieser  Art  contrahirt  hätte, 
nicht  gezwungen  werden,  sie  zu  vollziehen;  hätte  er  sie  aber 
vollzogen,  so  könnte  er  nicht  mehr  gegen  sein  eigenes  Factum, 
unter  dem  Vorgeben  der  Unschicklichkeit  der  Nogociation,  zunick- 
kommen. 

AVas  die  Prämien-Geschäfte  betrifft,  so  könnten  sie  nach  die- 
sen Grundsätzen  nur  insofern  giltig  sein,  als  die  Elfecten  oder 
die  Documente,  die  bezeugen,  dass  der  A  erkänfer  EigenthiinuT 
davon  ist,  deponirt  würden,  sonst  wären  sie  nur  AVetten  auf  Stei- 
gen   und    Fallen. 

Bei    diesen    Verhandlungen    würden    unter    den    Einschränkuu- 


1)  Gos.   V.   20.   Floreal  VII  (17.  Mai   1790). 
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gen,    die    sich   aus    der   Nat4ir    der  Sachen   ableiten,    die    Regeln   in 
Bezug    auf   Gewährleistung    angewendet. 


Vom   Wechselcontract    und    den    Wechselbriefen» 


316.  Die  Verhandlungen  im  Wechselgeschäft  erzeugen  die 
strengsten  Verbindlichkeiten  sowohl  zwischen  den  Contrahenten,  in 
deren  Betracht  sie  Handelsgeschäfte  sind,  sogar  wenn  die  Lirsache 
dem  Handel  fremd  ist,  ds  auch  in  Betreff  dritter  Inhaber,  die 
oft  den  Verfall  ihrer  Rechte,  der  sich  nicht  mehr  ersetzen  lässt, 
ausgesetzt    sind. 

Die  Vertrags-Urkunden ,  wodurch  sich  diese  VerhandlungcH 
Terwirklichen,  sind  fast  die  einzigen  im  Handel,  die  nur  insofern 
die  ihnen  vom  Gesetze  zugestandenen  Vortlieile  geniessen,  als  siü 
mit  den  erforderlichen  Formen  verseilen  sind,  so  dass  man  zwei- 
feln könnte,  ob  es  erlaubt  sei,  sich  gkicligeltender  Ausdrücke  zu 
bedienen.  Gleichwolil  sind  einige  Regeln  in  JNo.  191.  gegeben 
worden ,  um  in  diesem  Betraclit  die  Schwierigkeiten  zu  heben, 
die  sogar  ilire  Anwendung  auf  diejenigen  Acte  finden  würden,  mit- 
tels welcher  die    Wechselgeschäfte   gemacht    werden. 

Diese,  Betrachtungen  haben  melirere  Gesetzgebungen  veranlasst, 
das  Recht,  Wecliselgeschäfte  zu  treiben,  auf  gewisse  Classen  von 
Personen    zu    beschränken. 

In  Frankreich  ist  diese  Befugniss  Keinem  «nlersag-t ,  der  nach 
den  JNo.  55  u.  f.  gegebcHen  Begriffen  fähig  ist,  HantlelsgescLafle  zu 
treiben. 

Jedoch  haben  iif  Folge  einer  besondern  Begünstigung  die 
von  niclit  Handel  treibenden  Frauenzimmern  mittels  Weclisel  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  die  Wirkung  blosser  Schuldscheine  ^), 
d.  li.  einer  Civil-Schuld,  In  Betreff  derjenigen  Verbindlichkeiten, 
welche  minderjährige  Nichthandelsleute  eingehen,  befolgt  man  die 
in    No.    61.    erklärten    Vorschriften  '). 

317.  Dieses  llauptstück  soll  in  folgenden  zehn  Capiteln 
abgeliandelt   werden,    und    zwar: 

I.    Vom    Wechselcontract ;  . 


1)  H.  G.  B.  113.  —     2)  H.  G.  B.   114. 
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II.   vom    Wechseibriff,    wodurch    dieser    Contract   am   gewöhnlich* 

sten    in    A\irksamlveit    tritt; 
IIL   von    der    Verhandlung    (Begebung)    dieses    Briefes; 
IV.  Ton    der    Acceptation ,    die    der    Bezogene   gibt    oder   zu   geben 

aufgefordert    werden    kann; 
V.   Ton   der   Deckung; 
VI.  vom    Aval; 
Vfl.   von    der    ZalHung; 

VHf.   von   der   Klage    bei    Mangel    an    Zahlung; 
IX.   von    falschen    und    verfälschten    Wechseln ; 
X,   von    unvollkommenen    Wechseln,    gemeiniglich   unter   dem    Na- 
men  Anweisung    (Mandat)    bekannt. 


Erstes  CapWcl. 

Vom     AV  ecbsel-Contract. 

318»  Der  Wechselcontract  (tonirai  de  change)  ist 
eine  üebereinkunft,  wodurch  der  eine  der  Contrahenten  sich  ver* 
bindlich  macht,  eine  govisse  Summe,  an  einem  bestimmten  Orte^ 
für  einen  Wertli,  der  ihm  in  einem  andern  versprochen  oder  ge- 
geben   ist,    zu    zahlen» 

Diese  üebereinkunft  wird  nach  No.  23.  vollzogen  >  indem 
man  entweder  eine  Tratte,  wovon  im  Capitel  H.  u.  f.  die  Rede 
sein  sollj  oder  einen  domiciljrten  eigenen  Weclisel  (billei  u  ff(/^ 
micile)  (s.  IH.  Abschnitt  des  Il[.  Hauptstücks)  ausstellt,  wodurch 
der  rechtmässige  Inhaber  das  Recht  erhält,  die  angegebene  Summe 
zu  fordern,  oder  auch,  indem  man  durch  Indossament  ein  Enga- 
gement  dieser  Art,    über   das    man   frei    verfügen    kann,    cedirt. 

Daraus  ersieht  man,  dass  man  den  Wecliselcoiitract  nicht  mit  der 
Tratte  ,  dem  eigenen  Wechsel  oder  dem  Iiulossanient  vermengen  darf, 
da  durch  sie  nur  der  Vertrag-  vollzogen  Avird.  Am  hiüifigsten  exislirt 
der  Verlrog-  niclit ,  oder  ist  nur  foigernngsweise  becinngen;  aber  die 
factische  Auslieferung-  oder  das  Indossament  des  Docnincnts  liint  die 
ihm  vorausgegangene  oder  ihn  Nvenigstens  begleitende  ücdingnng-  eben 
so   dar,   ^vie   eine   VVirkniig   eine    Ursache   voraussetzt. 

.  A\'^enn  aber  die  Vollzieluing-  nicht  daran!"  folgt,  oder  den  Vertrag^ 
nicht  beg-Ieitet,  so  ist  es  Avichlig-,  die  Wirkung-  zu  kemu-n,  die  sie 
hervorbringt.  Selbst  ^venn  dieser  Vertrag-  im  Atigrjiblick  dis  Ab- 
schlusses vollzogen  Avird,  ist  es  >vichtig- .  die  V^erbindüclikeiten  deije- 
nigen,   zwischen  welchen  er  Statt  gehabt,   zu  bestimmen. 

Ks  soll  nun  in  folgenden  ^ier  Abschnitten  erklärt  Merdtn: 
1)   die    Beschailenheit   des    Wechselcontracts ;     2)    wie    er    gebildet 
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wird;  3)  seine  Wirkungen  und  4)  die  Wirkungen  der  Ausliefe- 
rung der  begebungsfähigen  Documente,  wpdurch  er  sich  ver- 
wirklicht. 


Erster    Abschnitt. 

Von    der   Natur   d  es  Wechselcontracts. 

3 10,  Obgleich  der  Wechselcontract  aus  der  Verbindung 
verschiedener  Contracte  zusammengesetzt  ist,  so  liat  er  desshalb 
nicht  weniger  seine  besondere  Beschaffenheit,  und  man  darf  ihn 
nicht  mit  andern  Contracten,  selbst  nicht  mit  solchen,  aus  denen 
er  gebildet  ist,  vermengen,  da  diese  Verbindung  dann  einen  spe- 
ciellen  Contract  erzeugt,  der  durch  die  ihm  eigenen  Grundsätze 
regiert   wird. 

Der  blosse  Name  Wechselcontract  gibt  die  Verhältnisse 
zum  Tauschvertrag  an;  Verliältuisse,  die  in  der  Wirklichkeit  be- 
stehen, weil  Geld  oder  Waaren  in  einem  Orte  gegen  eine  gewisse 
Summe  Geldes,  die  in  einem  andern  zu  empfangen  ist,  gegeben 
werden.  Als  Folge  davon  ersieht  man,  wie  die  Grundsätze  über 
den    Verkauf   angewendet    werden    können  *)• 

Der  Vollmachtsvertrag  macht  einen  wesentlichen  Theil  dabei 
aus;  denn  da  es  im  Wesen  des  Wechsels  liegt,  dass  die  cedlrte 
Summe  in  einem  andern  Orte,  als  demjenigen,  wo  der  Preis  be- 
zalilt  wird,  zahlbar  sei,  so  wird  eine  dritte  Person  zu  Ausliefe- 
rung dieser  Summe  unumgänglich  nöthig.  Der  Inhaber  selbst, 
auch  wenn  er  Eigenthümer  des  Weclisels  ist,  hat  Verpflichtungen 
zu  erfüllen,  nach  welchen  er,  indem  er  zugleich  für  eigene  Rech- 
nung handelt,  das  Interesse  derjenigen,  die  ilim  Garantie  schul- 
dig sind,    zu    wahren   hat« 

Endlich  kommt  noch  die  Bürgschaft  als  ein  wesentlicher 
Theil  des  WecJiselcontracts  vor;  denn  wer  mittels  desselben  eine 
Summe  cedirt,  haftet  für  die  Zahlung  solidarisch,  selbst  nachdem 
derjenige,    auf  welchen    der    Wechsel   gezogen    ist,    acceptirt   hat. 

Der  Wechselcontract  darf  nicht  mit  dem  Darlehn  vermengt 
und  folglich  darf  nicht  die  Wechselgebühr,  wovon  IVo.  26.  die 
llede  war,  als  ein  Zins  angesehen  werden.  Es  läuft  aber  nicht 
der    Natur    der   Sache    entgegen,     dass    unter    gewissen    Umständen 


"1)  Der  Wechselvertrag  ist  vou  ganz  eigener  Beschaflenheit;  er  hat  zwar  einige 
Analogie  mit  anderu  Verträgen  und  gewisse  Regeln  j  der  Verkauf,  das  Mandat, 
die  Bürgschaft  betreflend,  sind  auf  ihn  anwendbar,  was  aber  nichts  an  seiner  be- 
sondern Beschatfenheit  ändert.  Nur  das  Geld  allein  kann  Siotf  des  Vertrags 
sein,  Waaren  aber  niemals,  da  sie  Verschlimmerungen  ausgesetzt  sind  ,  wodurch 
ihr  Werth  sich  vermindert.  A.  d,  H. 
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und    durch     besondere    Uebereinkunft    die    Begebung;    des    Wechsels 
mit    Darlehen    verbunden    ist, 

Diess  kann  z.  ß.  der  Fall  sein,  wenn  derjeiilg-e,  ^reicher  von 
einem  Aiuleni  Gelder  verlangt,  die  in  einem  andern  Orte  zahlbar  sind^ 
aiif^enblicklicli  keinen  Gegeuwertli  dalur  geben  könnte,  sicli  aber  ver- 
bindlich machte,  diesen  W  erlh  zu  einer  spätem  Zeit,  als  die  Verfall- 
zeit des   Wechsels,   nebst  den  Verzugszinsen  zu  bezahlen. 

320.  Nicht  alle  Sachen  können  oline  Unterschied  Materie 
des  Wechselcontracts  werden.  Dieser  Vortheil  ist  nur  den  Mün- 
zen eingeräumt.  Der  Zweck,  zu  welchem  im  Interesse  des  Han- 
dels dieser  Vertrag  erfunden  wurde,  könnte  nicht  erfüllt  werden, 
wenn  er  Waaren  und  andere  Materien  zum  Gegenstande  hätte, 
die  sich  verschlimmern  oder  Verluste  erzeugen  können,  die  aus 
eigenen  Mängeln  entstanden  oder  sich  in  ihrer  innern  Qualität 
verändern  können.  Jedoch  ist  es  nicht  nöthig,  dass  die  Münze, 
die  Gegenstand  des  Vertrags  ist,  einen  gesetzlichen  Curs  in  dem 
Orte  der  Zahlung,  auch  nicht  Im  Orte  der  Ausstelhmg  habe;  es 
ist   genug,    wenn    sie    Münze    irgend    eines    Landes   ist. 

Es  ist  auch  noch  beim  Wechselcontract  wesentlich  erforder- 
licli,  dass  die  übereingekommene  Summe  in  einem  Orte  zahlbar 
sei ,  der  '  von  demjenigen ,  wo  der  Contract  geschlossen  worden, 
oder  wo  der  Werth  zu  geben  versprochen  oder  gegeben  wurde, 
verschieden  ist*);  sonst  würde  das  Zubillige,  das  sich  auf  Geld- 
überfluss  jmd  Geldmangel,  auf  grösseres  oder  geringeres  Bedürfniss, 
auf  grössere  oder  geringere  Gefahr  beim  Transport  (s.  INo.  2  7.), 
als  die  Haupt-Elemente  des  Curses  gründet,  nicht  meliT  vorhan- 
den   sein. 


Zweiter    Abschnitt. 

Von    der    Bildung    des    Wechselcontracts. 

321.  Die  Bildung  des  Wechselcontracts  richtet  sich  nach 
den  lU'geln  des  Verkaufs  und  anderer  kaufmännischer  Couventio- 
nen.  Die  Urkunden,  wodurch  dieser  Vertrag  realisirt  wird,  sind 
allein  speciellen  Formen  imterworfen,  die  in  den  folgenden  Ca- 
piteln    augegeben    werden    sollen. 

Die  geschlossene  Uebereinkunft  kann  einen  Termin  zu  Gun- 
sten des  einen  Contraheuten  oder  beider  enthalten.  Oft  geschieht 
es,  dass  eine  Person  von  einer  andern  Werthsrhaften  erhält,  wo- 
gegen sie  sich  verbindlich  maclit,  in  einer  bestimmten  Zeit  VVech- 
selbriefe  zu  einem  festgesetzten  Zeitpnncte  und  an  einejn  gewis- 
sen    Orte    zu     liefern;     oder    umgekehrt,    dass    der    Eine    Wechsel 

1)  H.  G.  B.  110. 

20 
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liefert  und  der  Andere  sich  verbindet,  deren  Betrag  zu  einer  ge- 
wissen Zeit  zu  bezahlen,  oder  endlich,  dass  der  Eine  sicli  ver- 
bindlich macht ,  in  einer  spätem  Zeit  Weclisel  zu  liefern ,  und 
der    Andere    sie   ebenfalls    später    bezahlen   will. 

322.  Diese  Arten  von  Conventionen  und  die  Acte,  die  sie 
erweisen,  sind  keiner  Form  unterworfen,  und  fi'ir  Alles,  was  sie 
betrifft,  muss  man  sich  an  die  gewöhnlichen  Regeln  über  den 
Beweis  der  kaufmännischen  Verbindlichkeiten  und  besonders  an 
diejenigen    beim   Ein-    und    Verkauf    lialten. 

Es  ist  genug,  dass  im  Augenblick,  wo  die  Parteien  über 
-das,  was  sie  sich  gegenseitig  zu  liefern  haben,  einig  sind,  die 
Obligation,  wie  jede  auf  Termin  gestellte,  perfect  wird'),  ohne 
dass  man  nöthig  habe,  den  Beitritt  desjenigen  abzuwarten,  durcli 
dessen    Vermittelung    die    Zahlung  gescheiten    soll. 

Die  Schrift,  weldie  die  eingegangene  Verbindlichkeit  dar- 
thut,  hat  die  Wirkung,  die  aus  der  Form,  in  welcher  sie  abge- 
fasst  ist,  hervorgellt;  sie  könnte  nicht  anstatt  versprochener  Wech- 
sel   oder  Billets    dienen,    da   sie    davon    wesentlich   abweicht. 

Dieser  Unterschied  ist  auch  noch  merkwürdig  in  det  Anwen- 
dung der  Regeln  über  die  Verjährimg  ).  Die  fünfjährige  Frist, 
wodurch  die  Klagen  in  Betrett'  der  Wechsel  und  Billets  an  Ordre 
erlöschen,  wiirde  aber  die  Verbindlichkeit  nicht  auflieben,  die  auf 
zu  liefernde  Wechsel  und  Billets  an  Ordre  eingegangen  wurde; 
diese  ist  wie  jede  andere  Verbindlichkeit  der  gewöhnlichen  Ver- 
jährung  nnterworfen  ^). 

Dritter    Abschnitt. 

Wirkung-     des     \V  e  c  h  s  e  1  c  o  ii  t  r  a  c  t  s  . 

323.  Wer  die  Verbindlichkeit  übernommen  hat ,  eine  ge- 
wiss« Summe  an  einem  bestimmten  Orte  bezahlen  zu  lassen,  muss 
einen    oder    mehrere   Wechselbriefe   der    Convention    gemäss   liefern. 

Diese  Verbindlichkeit  kann  erfüllt  werden  durch  einen  Wech- 
sel von  der  Hand,  oder  durch  Ccssion  gemachter  Wechsel,  wenn 
es  die  Convention  gestattet;  nur  dürfen  sie  nicht  verfallen  oder 
der  Verfallzeit  so  nahe  sein,  dass  der  Inhaber  nicht  mehr  das  Nö- 
thige    desshalb   besorgen   kann. 

Werden  Wechsel  von  der  Hand  trassirt,  so  muss  der  Ausstel- 
ler die  ihm  vom  Nehiner  verlangten  Exemplare  geben,  nur  muss 
er  dabei  die  nöthige  Vorsicht  anwenden,  damit  kein  Missbrauch 
davon    gemacht   werden    kann. 

1)  C.  G.  B.  1183.  —    2)  H.  G.  B.  189.  —    3)  Cass.  J9.  Jan.  1813. 
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Der  Aussteller  miiss  demjenigen,  auf  welchen  er  den  Wech- 
sel gezogen,  A\is  davon  geben  '),  und  wenn  es  der  Gebraiidi  oder 
die  Convention  mit  sich  bringt,  ein  Duplicat  des  Avisbriefes  dem 
JNehnier  zustellen.  Ohne  einen  solchen  Avis  könnte  der  üezogene 
die  Annahme  verweigern.  Der  Inlialt  dieser  Avisbriefe  riclitet  si(  h 
nach  dem  eingeführten  Gebranch  und  nach  der  Natur  des  GescliJifts. 
Manclimal  übernimmt  der  Aussteller  die  Verbindlichkeit,  die  An- 
nahme zu  besorgen,  um  nacliher  dem  IVeJmier  das  acceptirte  Exem- 
plar  zuzustellen. 

324.  Derjenige,  welchem  der  Weclisel  ausgeliefert  wird  oder 
ausgeliefert  werden  soll,  contrahirt  seiner  Seits  die  Verbindlich- 
keit, den  übereingekommenen  Wertli  auf  die  dun^h  den  Vertrug 
bestimmte  Art  und  Zeit,  we^n  nichts  Anderes  darüber  bestimmt 
wurde,  nacli  Curs  und  baar  oder  nacli  der  durch  Gebrauch  einge- 
führten  Frist   zu   bezahlen. 

In  dieser  Convention  können  aucli  besondere  Clausein  einge- 
führt werden,  um  gewisse  natürliclie  Wirkungen,  die  der  Begebimg 
eigen   sind,   zu   modificiren. 

Z.  B.  dass  im  Fall  der  Nichfannalime  kein  Protpsl  erliobon  noc^* 
dnrcli  einen  Act  notificirl  -wird;  dass  ninn  im  Fall  der  JMchlzabhinir 
bloss  Avis  davon  gebe,  oder  dass  nur  diese  oder  jene  Art  Ge^Yällrlei- 
8(ung'  gegeben  %vird ;  dass  der  Bürge  diese  oder  jene  Frist  geniesse, 
um  zu   rimborsireii. 

Ist  der  Wechsel  vertrag  einmal  abgeschlossen,  so  kann  er 
oline  die  Kinwilligung  der  Contralienten ,  nach  den  in  iSo.  231). 
erklärten  Grundsätzen,  nicht  mehr  aufgehoben,  noch  raodificirt 
werden. 

AVer  also  einen  Wecliselbrief  versprochen  und  ausgemacht  hat, 
dass  der  Preis  ihm  zu  einer  gewissen  Zeit  bezalilt  ^Verden  müsse, 
^ann  die  Auslieferung  des  WecJisels  nicht  unter  dem  Vorgeben  ver- 
Aveigern,  der  bedungene   Preis  sei   ihm   norli   nicht  bezahlt  Avorden. 

Wenn  sicli  aber  die  Vermögensumstände  desjenigen,  dem  der 
Wechsel  versproclien  war,  seitdem  geändert  hätten  und  sidi  daraus 
scliliessen  liesse,  er  könne  seine  Verbindlichkeit  nicht  zum  über- 
eingekommenen 'I'ermine  erfüllen,  so  könnte  derjenige,  welclier  den 
Weclisel  versprochen  hat,  sich  weigern,  ihn  auszustellen.  KbeuNO 
verhielte  es  sich,  wenn  in  den  Glücksumständen  desjenigen,  der 
den  Wechsel  versprochen  liat,  eine  Aenderung  eingetreten  wäre, 
die    befürchten   liesse,    dass,    wenn    der   Wechsel    bei    Verfall    nicht 


1)  Dur  Avishripf  enthalt:  die  An^al)C  dos  Taf^ps  der  Ausstellung  der  Summe 
des  Weclisels,  und  der  Münzsortc,  üi  weklicr  er  zahlliar  ist,  den  Namen  desje- 
ni^^en,  an  dessen  Ordre  der  Woclis*^!  lautet,  die  Nerfalizeit,  auf  wessen  Ueeli- 
nunj;  der  Betra;;  vom  Bezogenen  zu  stellen  ist,  ob  auf  diejenige  des  Ausstel- 
lers oder  eines  Dritten,  wenn  commissionsweise  gezoi;.->n  wurde.  (S.  Schiebe, 
kaufmännisclie  Briefe.) 

20* 
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bezahlt  wurde,  er  den  Werth  nicht  zurückgeben  konnte;  derjenige, 
dem  der  Weclisel  versprochen  worden,  hätte  dann  gegründete  ör- 
sache,  Caution  zu  verlangen,  und  könnte  bis  dahin,  wie  No.  183. 
und  289.  gesagt  worden,  die  Zalilung  dessen  Werths  verweigern 
(s.    No.    183.    und    289.). 

325.  Wer  einen  Wecliselbrief  auf  eine  gewisse  Person  in 
einem  gewissen  Orte  zalilbar  versprochen  liat,  kann  denjenigen, 
dem  er  ihn  versprochen,  nicht  zwingen,  einen  andern  Wecliselj 
worin  die  Person  oder  der  Ort  verändert  ist,  an  dessen  Stelle 
anzunehmen;  ebenso  kann  Ersterer  seiner  Seits  nicht  gezwungen 
werden,  etwas  Anderes  zu  tliun,  als  wozu  er  sich  verbindlicli  ge- 
macht liat.  Wären  jedoch  die  verlangten  Veränderungen  dem 
Einen  vortheilhaft,  ohne  dem  Andern  zu  schaden,  so  könnten  sie 
nicht    verweigert  werden. 

Z.  B.  Avenii  Jemand  zwei  Wechsel  jeden  zu  5000  Francs,  anstatt, 
wie  er  versprochen,  einen  auf  10000  Friinrs  geben  sollle ;  wenn  die 
Person,  aufweiche  gezogen  werden  soll,  nicht  mehr  existirte,  oder 
ausser  Stande  wäre,  die  ihr  ertheilte  Ordre  zu  vollziehen. 

326.  Es  kann  jedoch  geschehen ,  dass  der  eine  oder  an- 
dere Contrahent  sich  seiner  Verbindlichkeit  entziehen  will.  Um 
diess  gehörig  aufzufassen,  ist  zu  merken,  dass  die  Verbindlich- 
keit desjenigen,  der  einen  Wechsel  zu  trassiren  verspricht,  in 
Bezug  auf  dessen  Ausfertigung  wirklich  eine  Verpflichtung,  etwas 
zu  thun,  ist;  verweigert  er,  das  zu  vollziehen,  wozu  er  sich  ver- 
pflichtete, so  hat  derjenige,  dem  er  versprochen,  nur  eine  Klage 
auf  Schadloshaltung  gegen  ihn  (s.  No.  188.)  ^),  oder  die  Gründe 
der  Weigerung  müssten  als  legitim  anerkannt  werden.  Diess  wäre 
der  Fall,  wenn  ein  Gesetz  erschiene,  das  seit  der  Convention  ver- 
boten hätte,  Wechsel  auf  das  angegebene  Land  zu  trassiren.  Die 
Natur  der  Dinge  erlaubt  nicht,  dass  derjenige,  dem  versprochen 
worden,  ermächtigt  sei,  anstatt  desjenigen,  der  versprochen  hat, 
einen  Wechsel  zu  seinen  eigenen  Gunsten  trassire,  noch  dass  die 
Gerichte,  indem  sie  die  Weigerung  des  Beklagten  für  nicht  ge- 
gründet erklären ,  aussprechen ,  dass  ihr  Urtheil  als  Wechselbrief 
§elte,  oder  dass  die  Gelder,  die  zur  Deckung  des  noch  nicht  ge- 
zogenen   Wechsels    dienen,   Eigenthum    des    Klägers   sind. 

327.  Nicht  so  verhält  es  sich  aber  mit  demjenigen ,  der 
sidi  verbindlich  gemacht  hat,  einen  Wechsel  auf  einen  gewissen 
Ort  gegen  einen  gewissen  Wert^i  zu  nehmen.  Weigert  er  sich, 
seine  Verbindlichkeit  zu  erfüllen,  so  kann  derjenige,  welcher  die- 
sen Wechsel  versprochen  hat,  ihn  in  der  erforderlichen  oder  über- 
eingekommenen   Form    anbieten,    wie     man    einen    gewissen    Körper 

1)  C.  G.  B.  1U2. 
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in   den   No.   215.   vorgesehenen   Fällen   anbieten   kann*),    tmd    kann 
ihn    zur    Zahlung   in    der   bedungenen    Summe    verurtheilen  lassen. 

Er  könnte  sogar  in  gewissen  Fällen  ausgedehntere  Rechte 
haben ,  wenn  nämlich  der  Wechsel  ilun  zu  P>fiillung  einer  vor- 
hergegangenen   Convention    anderer  Art   wäre   versprochen   worden. 

Z.  B.  wenn  A.  von  B.  Waaren  gekauft  liiitle,  deren  Betrag' 
111  einem  ^Veclisel  zahlbar  wäre,  so  könnte  er,  intleni  er  den  Wechsel 
anbietet,  sich  ermächtigten  lassen,  die  ihm  also  verkauften  Waaren  zu 
beziehen^),  wenn  es  die  in  No.  281.  gegebenen  Vorschriften  erlau- 
ben würden.  Die  Anwendung-  dieser  GruudsÜtze  kann  Veranlassung- 
zu  einigen  wiclitig-en  Frag-en  geben,  die  aus  dem  Fallimentszustaud 
des  einen  der  Contrahenten  herrorgehen  (s,  No,   1177«). 


Vierter    Abschnitt. 

Wirkung"    der    Auslieferung    des    Weclisels. 

328.  Das  Versprechen,  einen  Wechsel  zu  trassiren,  macht 
denjenigen,  dem  es  getlian  wurde,  nicht  zum  Eigenthümer  der 
Summe  oder  der  Gelder,  die  zur  Zahlung  bestimmt  sind,  und 
die   man   Deckung   Q)r()visloti)   nennt. 

Daraus  folgt,  dass ,  wenn  derjenige,  auf  welchen  der  Brief 
gezogen  werden  sollte,  im  Vertrauen  auf  dieses  Versprechen,  der 
Person,  welcher  es  gethan  wurde,  die  Summen  auszahlte,  die  er 
dem,  der  versprochen  Iiat,  schuldet,  er  sich  nicht  giltiger  Weise 
Ton  der  Schuld  befreien  würde,  denn  er  könnte  die  in  No.  196, 
erklärten  Grundsätze  nicht  zu  seinen  Gunsten  anrufen,  weil  der 
"NA  echsel  noch  niclit  geschrieben  nnd  ausgeliefert  ist;  er  könnte 
nicht  sagen,  dass  er  den  Auftrag,  der  ihm  von  seinem  Gläubi- 
ger  gegeben    war,    vollzogen    habe. 

Ist  aber  der  Wechselbrief  trassirt  nnd  dem  Nehmer  überge- 
ben, so  entsteht  nun  die  wichtige  Frage,  ob  dieser  und  seine 
Cessionare  auf  die  Deckung  des  Wechsels  ein  ausschliessliches 
Kecht  vor  den  übrigen  Gläubigern  des  Ausstellers  haben.  Da 
diese  Frage  nur  bei  dessen  Zahlungsunfähigkeit  sich  erheben  kann, 
so  soll  sie  erörtert  werden,  wenn  von  den  Rechten  der  Gläubi- 
ger   im   Falliment    die   Hede    ist. 

Da  nach  iNo.  324.  keine  der  Parteien  ohne  Einwilligung 
der  andern  vom  Wechselcontract  wieder  abgehen  kann ,  sobald  er 
perfect  ist,  so  ist  diess  um  so  mehr  der  Fall,  wenn  der  ver- 
sprochene Wifchselbrief  ausgeliefert  wurde.  Demnach  wäre  der 
Verlust   eines   Wechsels   kein    Grund   für    den    INehmer,    die    Auflö» 


1)  C.  G.  D.  i:61.  —    t)  C.  G.  B.  1610. 
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gimg  des  Vertrags  zu  begehren ;  er  hat  bloss  ein  Dnpllcat  zu  rer- 
langen    (s;    No.    408    u.   f.)  ^). 

329.  Wenn  die  Verbindlichkeit,  einen  Wechsel  zu  trassi- 
re»,  erfüllt  ist,  so  bleibt  dem  Aussteller  eine  zweite  zu  erfüllen 
übrig,  die  ihn  nicht  nur  gegen  den  Nehmer  bindet,  sondern  aucli 
nocli  gegen  Jeden,  der  das  Eigenthiim  des  Weclisels  erworben 
hat;  er  muss  nämlich  seine  Maassregeln  ergreifen,  dass  der  lie- 
zogeue  bei  Vorzeigung  acceptire,  oder  er  muss  die  nöthige  Si- 
cherheit geben,  wenn  die  Acceptation  verweigert  wird,  iHid  selbst 
danü,  wenn  sie  erfolgt  ist,  muss  er  für  die  Zahlung  bei  Verfall 
haften  '■).  Für  den  Eigenthümer  des  Weclisels  ist  die  Accepta- 
tion nur  eine  Sicherhett  mehr  und  nicht  ein  neuer  Contract, 
wodurch  ein  Schuldner  einem  andern  substituirt  würde.  Darin 
unterscheidet  sich  wesentlich  der  Wechselcontract  vom  Verkauf 
einer    Schuldforderung. 

Der  \ehmer  muss  seiner  Seits  ausser  der  Verpflichtung,  den 
übereingekommenen  Werth  des  ausgelieferten  Wechsels  zu  bezah- 
len, die  Annahme  in  den  vom  Gesetze  oder  dem  Vertrag  be- 
stimmten Fällen  und  Fristen  verlangen,  sich  jeder  Aenderung  in 
den  Angaben  des  Wechsels  opponiren ,  sich  bei  Verfall  und  am 
angegebenen  Orte  zur  Zahlung  präsentiren ,  die  Weigerung  der- 
selben darthun  lassen  ^)  und  in  den  gesetzlichen  Formen  und 
Fristen,  bei  Strafe  des  Verlustes  seines  Regresses  gegen  den  Aus- 
steller, handeln. 


Zweites  Capitel. 

Vom       W     e     c     h     s     e     1     b     r     i     e     f. 

330.  Nach  den  Begriffen,  die  in  No.  23.  und  318.  vom 
Wechselbrief  gegeben  wurden,  ist  es  ein  in  den  gesetzlichen 
Formen  abgefasster  Act,  wodurch  eine  Person  einer  andern  mel- 
det, demjenigen,  der  in  diesem  Act  angegeben  ist,  oder  der  des- 
sen   Rechte    ausübt,    eine   bestimmte  Summe   auszuzahlen  *•  ^). 


1)  H.  G.  B.  154.  —  2)  H.  G.  ß.  118,  120.  —  3)  H.  G.  B.  161,  163.  — 
*)  H.  G.  B.  110. 

5)  Diess  ist  die  Tratte,  oder  die  mit  eigenhändiger  Unterschrift  versehene  Ur- 
kunde, wodurch  eine  Person,  Aussteller  genannt,  einer  andern,  an  einem  an- 
dern Orte  wohnhaften  Person  (Bezogenen)  den  Auftrag  ertheüt,  an  eine 
dann  benannte  Person  (Nehm er)  oder  diejenige,  welcher  er  in  Folge  der  an 
ijn  gestellten  Ordre  sein  Recht  überträgt,  eine  gewisse  Summe  Geldes,  deren 
WertÜ  der  Aussteller  als  empfangen,  oder  in  Rechnung,  oder  auf  eine  andere 
Weise  erhalten  anerkennt,  zu  einer  bestimmten  Zeit  auszuzahlen.  (S.  Schiebe, 
Lehre  der  Wechselbriefe.) 
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Die  Wecliselbrlefc  weiden  gesvolinllrl»  durch  Privarsclirift  ab«»-e- 
fasst ;  iedocli  ist  kein  Grund  vorlianden  ,  um  die  Kedacfion  durcli  No- 
tariatsact  zu  vei^verfcn.  Ein  solcher  Act  wäre  ^ewissennaassen  ein 
Verbal-Process,  der  erweisen  würde,  dass  der  Wechsel  vom  Ausstel- 
ler dictirt  und  dessen  Unterschrift  durch  die  des  Notars  ersetzt 
wurde  *). 

Im  ü<;brigen   aber  ist  wesentlich  nöthi^,    zu   merken,   dass  die 
schriftliche  Abfassung  im    Wesen   des    Wechsels    liegt. 

Wenn  dor  Zeno;-enl>eweis  wegen  der  iibernoninieneji  Verbindlich- 
keit, einen  Weclisel  zu  liefern,  nach  No.  322.  zuzulassen  ist ,  so  ist 
diess  nicht  der  Fall,  wenn  ein  Wechselbrief  bereits  ansg-estellt  und 
ajif  diese  oder  jene  Art  abgefasst  wäre,  weil  das  Gesetz,  indem  es 
die  Fonuen  beslimnit  und  so<;ar  die  IMiitel  angegeben  hat;  den  Verlust 
durch  ein  neues  Exemplar  zu  ersetzen  ,  nicht  gestattet,  dass  mau  vor- 
auss^lze,   man  könne  durch  Zeugenbeweis  es  ergänzen. 

Der  Wechsel  rauss  mit  der  Unterschrift  des  Ausstellers  und, 
wenn  deren  mehrere  sind,  mit  der  eines  jeden  derselben  verse- 
ilen sein ;  er  miisste  denn  im  Namen  einer  Societät  ausgehen, 
in  welchem  Fall  die  gesellschaftliche  Firma  hinreichend  ist.  Ist 
er  nicht  ganz  von  der  Hand  des  Ausstellers  geschrieben,  so  ist 
eine  Genehmigung  von  seiner  Seite  nicht  nöthig,  selbst  wenn  er 
nicht    das    Gewerbe    als   Handelsmann    triebe    (s.    i\o.    24,5.)  -). 

331.  Ein  Wechselbrief  muss  von  einem  Orte  auf  den  andern 
gezogen  werden,  datirt  sein,  die  zu  zahlende  Summe,  den  JVamen 
desjenigen,  der  bezahlen  soll,  den  Ort  und  die  Zeit  der  Zahlung, 
den  Namen  desjenigen,  zu  dessen  Gunsten  er  gezogen  ist,  und  den 
dagegen  gelieferten  Werth  angeben  ^).  Keines  dieser  Requisiten 
darf  ausgelassen  werden,  ohne  dass  der  Wechsel  entweder  ohne 
Wirkung  wiire ,  oder  wenigstens  nicht  die  vollen  Wirkungen  des 
perfecten  Wechsels  hätte.  Vereinigen  sich  aber  alle  diese  l]edin- 
gimgen  im  Act,  so  ist  er  Wechselbrief,  ohne  dass  man  nöthig 
hätte,  dieses  Wort  darin  anzuführen.  Die  nötliigen  liegrifTe  hierüber 
sollen   in   nachfolgenden    eilf  Abschnitten  ertheilt   werden. 


Erster    Abschnitt. 

Von  der  0  e  Id  v  er  s  e  nd  u  n  g  von   einem   Ort    zum    andern. 

o32.  Das  erste  Krforderniss  zur  Gilligkeit  eines  Wechsels 
ist,  dass  er  \on  e  i  n  ♦•  tn  Orte  auf  einen  andern  gezo- 
gen   sein    muss    (s.   iNo.    320.)^). 

Diess  ist   so   uiUMUgiing-lich    nölliig- ,     doM    man  g-ezweifelt    hat ,    ob 
man  den   \^'echsel,    der  von  einem   Dorfe  auf   eine   angrjiiirende  Siadt 

1)  Abw.  Urth.  3e.  Juli  1826.  —  2)  Abw.  Urth.  12.  Messidor  XI.—  3    H.  G.  B. 
110.  —    4)  Dcs'^L 
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gezog-en ,  als  rcg-elinässi«-  aner\ennen  soll.  Es  kann  aber  woLl  mog- 
licli  seiu,  dass  niclil  die  Bedürfnisse  des  Handels  oder  erlaubte  und 
aufrichtige  Verhandlungen  auf  die  kleinste  Distanz  liiu  duicli  Wechsel 
abg-emacht  werden.  Alles  liang-t  vom  Bedürfniss  und  der  Lag-e  der 
dabei  interessirteu  Personeu  ab.  Die  Hegeln,  die  No.  468.  in  Bezug 
auf  die  Suppositionen  gegeben  werden  sollen,  sind  hinreichend,  um 
Missbrauchen  vorzubeugen. 

Daraus,  dass  es  keinen  Wechselbrief  ohne  Geldsendung  von 
einem  Ort  auf  den  andern  (^reniisc  cVwi  Heu  sur  wt  auire)  gibt, 
muss  man  nicht  schliessen,  dass  er,  ohne  seine  Eigenschaft  zu 
Terlieren,  im  Ort  der  Ausstellung  selbst  eingelöset  werden  kann. 
Nichts  hindert,  dass  nach  erfolgter  Auslieferung  der  Inhaber  und 
der  Bezogene  die  Uebereinkunft  treffen ,  den  ursprünglich  angege- 
benen Zahlungsort  in  den   Ort   der  Ausstellung  umzuändern, 

Z.  B.  Jemand,  der  in  Paris  sein  Domicil  hat,  kann  auf  einen 
Andern,  der  in  Lyon  wohnt,  trassiren  und  dieser  kann  in  Paris 
zahlbar  accepliren.  Da  der  Wechsel  die  Merkmale  eines  AVechsels 
an  sich  trug,  so  kann  die  Art  und  Weise,  wie  acceplirt  wurde,  und 
Alles,  was  nach  der  Acceptation  geschah,  nichts  andern.  So  kann 
Jemand,  der  in  Lyon  wohnt,  anf  einen  Andern,  der  ebenfalls  da- 
selbst wohnt,  zahlbar  in  Marseille  trassiren,  der  Wechsel  wird  dar- 
um nicht  minder  regelmässig  sein  ,  der  Bezogene  mag-  seine  Acceptation 
in  Lyon  geben,  um  in  Marseille  zu  zahlen,  oder  nicht  acceptiren, 
iira  den  Aussteller  zur  Gewährleistung«  anzuhalten.  Um  so  mehr  kann 
Jemand,  der  in  Ronen  \\'ohnt,  sich  aber  augenblicklich  in  Paris  auf- 
hält, anfeine  andere  in  Ronen  wohnhafte  Person  trassiren;  zwar  ist 
der  W^echsel  im  Orte  des  Ausstellers  factisch  zahlbar,  aber  der  Ort 
der  Ausstellung  ist  nicht  der  nämliche. 


Zweiter    Abschnitt. 

Datum     des     Wechselbriefes. 

333.  Der  Wechsel  muss  datirt  sein*),  welche  Verfügung 
von  zwei  Gesichtspuncten  aus  in  Betracht  gezogen  werden  kann: 
1)  In  Betreff  der  Angabe  des  Tages,  2)  in  Betreff  derjenigen  des 
Ortes,    wo  der  Wechsel  ausgestellt   istr 

Die  Angabe  des  Tages,  d^ren  Auslassung  im  Allgemeinen 
die  gewöhnlichen  Vertragsurkunden  nicht  vernichtet,  wird  nicht  nur 
erfordert,  damit  der  Aussteller  seine  Unfähigkeit,  zu  contrahi- 
ren,  nicht  verheimlichen  kann,  sondern  auch,  damit  er  in  keinem 
Fall  seinen  Gläubigern  schaden  kann,  wenn  er  auf  dem  Puncte 
wäre,   in   Concurs   zu  gerathen. 

Er  konnte  in  diesem  Fall  Wechsel  trassiren,  wobei  das  feh- 
lende  Datum    nicht    gestatten    würde,    den    wirklichen    Augenblick 

1)  H.  G.  B.  110. 
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der  Unterschrift  und  die  Anwendung  zu  kennen.  Daher  "wird 
aiicli  das  Antedatiren  zwischen  Aussteller  und  Nehmer  als  Fäl- 
schung angesehen,  wenn  es  bezweckte,  einem  Andern  Schaden  zu 
bringen').  In  Betreff  Dritter  aber,  die  dabei  in  gutem  Glauben 
gehandelt,  wäre  es  nur  eine  Supposition,  deren  Wirkung  inr  X, 
Capitel    angegeben    werden    soll. 

Indem  das  Datum  den  Ort  der  Ausstellung  angibt"),  so  gibt 
es  die  Mittel  an  die  Hand,  zu  untersuclien,  ob  die  erforderliche 
erste  Bedingung  zur  Giltigkeit  des  Wechsels  beobaclitet  wurde. 
Diese  Angabe  ist  um  so  wesentlicher,  da  die  Eigenschaft  eines 
Weclisels  dem  Act  verweigert  wird,  der,  wenn  er  so  genannt 
würde,    eine    Supposition    des  Orts    enthielt"^). 

In  der  Regel  und  dem  Gebrauclie  nach  wird  angenommen, 
als  wäre  ein  Wechsel  im  Domicil  des  Ausstellers  unterschrieben 
worden*),  vorbeliältlich  der  Beweise  von  Supposition,  wovon  bei 
den   unvollkommenen  W^ecliseln    die  Rede   sein   soll. 

Uebrigens  kann  kein  Mittel  angewendet  werden,  um  das 
ermangelnde  Datum    zu   ersetzen. 

So  könnte  z.  B,  ein  AVeclisel,  ^vorin  das  Datum  verg^esseii  ist, 
Diclit  durch  einen  öiFentlichen  Act  rectificirt  Aveiden  ,  Avenn  man  ibni 
in  diesem  Act  ein  gewisses  Datum  j^cbeii  vsolhe.  Von  einer  andern 
Seite  betrachtet  ,  köinite  die  "NValirliufiigkeit  dieses  Datums  nur  durch 
den  Beweis  seiner  Falschheit  zerstört  Averden  ,  -svelcher  aber  von  deui- 
jeni^^-en  geführt  ^verdeu  muss ,  der  sie  bestreitet;  denn  ein  Anteda- 
tum  in  einem  \\'echsel  ist  Avenigsteus  ein  Betrug,  und  der  Betrug 
lüsst  sich  nicht  vermuthen*)  (s.  No.   2G4  u.  f.). 


Dritter    Abschnitt. 

Angabe    der    zu    zahlenden    Summe. 

334.  Die  S  u  m  m  e  muss  bestimmt  im  Wechsel  ausge- 
driickt  sein*^^),  weil  er  sonst  nicht  eine  liinlänglich  bestimmte 
Obligation  darbieten  würde.  Beschaffenheit  und  Gattung  der  M  ü  n  z  e 
müssen  angegeben  werden,  wenn  die  Zahlung  in  einer  andt-rn 
Münze,  als  derjenigen  des  Zahlungsortes,  geschehen  soll.  Es  ist 
einerlei,  ob  die  Summe  in  ZillVrn  oder  mit  Worten  ausgedriirkt 
ist,    ohne   dass    sie,    wie   es»    gebräuchlich,    in  der  Ueberschrift  oder 


1)  H.  G,  B.   13»,    Cass.  6.  April   180»). 

2)  Unter  der  V(rlu;;nnj;,  dasn  »ler  Wechsel  datirt  sein  nuiss ,  versteht  man 
in  Frankreich  nieht  nur  die  Zeit  der  Ausstellun;;,  dem  Tii^^o ,  Monate  niul  .lalirc 
nach,    sondern  auch  die  Ant;al)C  des  Orls  der  Aus.stellung.  A.  d.   M. 

3)  H.  (J.  B.  112.  —  4)  Ahw.  Unh.  2ii.  Febr.  1»10.  —  5>  Ahw.  l  rth.  Z"^. 
Juni  182Ö.  —    0)  II.  G.  B.  110. 
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am  Schlüsse  des  Wechsels  wiederholt  wird ') ;  wurde  im  Wech- 
sel eine  stärkere  Summe,  als  die  wirkliclie,  irrthümlich  ange- 
geben, so  könnte  der  Aussteller  nach  JN'o.  313.  diese  Ausnahme 
gegen  einen  dritten  Inhaber  geltend  machen;,  er  kann  bloss  ge- 
gen den  JNehnier,  mit  dem  er  contrahirt  hat,  auftreten,  als  wenn 
er   ihm    zum    Voraus    mehr,    als    er    schuldete,    bezahlt  hätte» 


Vierter    AbscJi  11  itt. 

Angabe    des  Namens  des  Bezog^eneii. 

335.  Die  Angabe  des  Namens  des  Bezogenen*)  oder 
desjenigen,  der  zahlen  soll,  wird  unten  auf  den  Wechsel  in  Form 
einer  Adresse  gesclirieben.  Sie  muss  genau  angegeben  werden, 
damit  man  in  Betreff  der  Person  nicht  ungewiss  ist,  die  mit 
Vor-  oder  Beinamen  bezeichnet  werden  muss,  wenn  mehrere  In- 
dividuen gleiches  Namens  am  Zahlungsorte  sind,^  auch  nicht  in 
Betreff  des  Domicils  derselben ,  besonders ,  w  cnn  es  ein  anderes 
ist,  als  der  Wohnort  des  Bezogenen.  Denn  Alles,  was  zu  einem 
Irrthum  führen  könnte,  würde  nach  No.  186.  den  Aussteller  treffen. 

Dei*  Aussteller  darf  sich  nicht  selbst  zur  Zalihiug  des  Wecli- 
selbriefes  angeben.  Einen  so  abgefassten  Wechsel  Jiönnte  man 
bloss  als  eine  directe  Obligation  erkennen ,  die  mit  dem  Scheine 
eines  Wechsels  begleitet  ist  und  nur  die  Wirkung  von  Billets 
(eigne  Wechsel)  hätte,  wovon  noch  die  Rede  im  folgenden  Haupt- 
stück sein    solF). 

Wer  also  Werliselbriefe  versprochen  und  statt  derselben  auf  sich 
selbst  gezoü:ene  geben  ^vürde ,  könnte  niclit  behnupten,  dass  er  seine 
Verbindlichkeit  erfüllt  hätte,  woii  im  französischen  JJecht  nnler  Wech- 
sel eine  Tratte  verstanden  ^vird  ,  deren  Accr[)taiion  g-efordert  werden 
kann*).  Wie  es  mit  der  Notliadresse  gehalten  ist,  die  der  Ausstel- 
ler ouf  sich  selbst  machen  kann^),  diess  soll  iu  No.  341.  geROi»t 
werden. 


1)  Nach,  kaufniannischeni  Gebrauch  wird  die  Sninme  oben  im  Wechsel  mit 
ZilTern,  im  Context  aber  mit  Bucbstfiben  ausgedrückt,  und  ist  der  Wechsel  nicht 
von  der  Hand  des  Aussteilers  geschrieben,  so  erfordert  es  die  Klugheit,  die 
Wechselsumme  ebenfalls  mit  Worten  ausgedrückt  zu  genehmigen,    bevor   er    un- 

2)  H.  G.  B.   110.  —     3)  Abw.  Urth.    1.  Thermidor   Xi,     Cass.  1.  Sept.   1807. 

4)  Ueber  den  Pünct,  ob  der  Aussteller  eines  Wechsels  auf  sich  selbst  trassi- 
ren  kann,  sind  die  Rechtsgelehrten  in  Frankreich  noch  nicht  einig,  und  es  sind 
darüber  widersprechende  Ürtheile  vorhanden.  Diejenigen ,  welche  die  Frage  be- 
jahen ,  stürzen  sich  sogar  auf  den  Art.  110.  des  H.  G.  B.,  indem  sie  sagen, 
dieser  Art.  verlange  bloss  den  Beitritt  dreier  Namen  und  nicht  dreier  Personen  ; 
daher  Jemand  von  einem  Orte  auf  sich  selbst  (als  dritten  Namen)  trassiren  kann. 
S.  dagegen  die  sehr  gründlichen  Bemerkungen  in:  „Das  Handelsgesetzbuch  der 
Königl.  Treiiss.  Rheiuprovinzen  von  Broicher  und  Grimm''  ferner  auch  Einiges 
darüber  in  „Schiebe,  Lehre  der  Wechselbriefe  2te  Aufl.  §.  Iü6. 

5)  H.  G.  B.  173. 
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Wenn  aber  Jemand  auf  seinen  Commisslonair  trassirt ,  oder 
zwei  iinterschiedliclie  Ilandliingshäiiser  in  zwei  verscliiedenen  Slad- 
4en  hat  und  von  dem  einen  auf  das  andere  trassiren  lässt,  so 
helsst  diess  nicht  auf  sich  selbst  trassiren.  Wohl  aber  wäre  diess 
der  Fall,  wenn  ein  Kanfinnun  auf  seinen  Commis  oder  auf  seine 
Frau,  mit  der  er  in  Giitergemeinscliaft  lebt,  selbst  wenn  er  sie 
zu  acceptiren  ermächtigt,  trassiren  würde.  Diess  gilt  auch,  wenn 
der   Commis    auf   seinen.  Principal    trassiren    würde. 

Wenn  iresngl  \a  urde ,  chiss  Her  NeLincr  nicht  genötbig-t  werden 
könne,  sich  mit  einem  Wechsel  auf  den  Anssleller  selbst  zn  beirnii- 
_g:en ,  so  ist  diess  in  seinem  Inftjresse,  Aveil  er  diess  ia  der  Wirklich- 
keit nicht  so  verstand;  es  Avird  vielmehr  aug-enommen ,  als  habe  er 
einen  Wechsel  gewollt,  der  ih»n  einen  andern  Bezogenen  als  d^n  Aus- 
steller darbietet;  daraus  iiesse  sich  aber  nicht  scliliessen,  dass  der 
Aussteller,  der  auf  sich  selbst  gezogen  l»atle  ,  herechtigi  wäre,  die 
ünvollkomnie^nheit  des  WecJiSPJs  in  seinem  Interesse  anzurufen,  um  sich 
zu  weigern,  s^ine  Verbindlichkeiten  zu  erfüllen  oder  die  Ringe  dts 
Inhabers  abzuweisen  '). 


Fünfter    Abschuitt. 

Angabe     der     Zahlungszeit. 

336.  Ein  Wechsel  muss  die  Zeit  enthalten,  wenn  er 
bezahlt  werden  soll').  Die  Ermangelung  dieser  Angabe  kann  niclit 
durch  die  Umstände  ersetzt  werden ,  wie  diess  in  dem  Fall ,  wo 
eine  Obligation  keine  Verfallzeit  angäbe ,  durch  den  Richter  ge- 
schehen könnte^),  weil  die  Forderung  der  Zahlung  und  die  Ein- 
klagung genau  zu  einem  bestimmten  Tage  Statt  haben  müs- 
sen,  was  niclit  sein  könnte,  wenn  die  Zahlungszeit  willkühr- 
lich    wäre. 

Der  Wechsel  kann  nach  Verlauf  einer  gewissen  Anzahl  Tage, 
Wochen,  Monate  zahlbar  sein"*)  (s.  \o.  183.);  man  kann  ihn  auch 
auf  eine  gewisse  Anzahl  üsos  stellen,  welcher  Uso  in  Frank- 
reich 30  Tage  begreift ,  deren  Lauf  mit  dem  Tage  nach  dem 
Datum    des    Wechsels    beginnt^). 

Demnach  wird  ein  Wechsel  vom  31.  Ja«,  auf  drei  üsog  g:estellt 
in  einem  Schalljahre  den  4.  April  verfallen  sein,  und  ein  anderer  vom 
29.  Jinii   auf  zwei   Usos  gestellt  wird   den   28.   August   verfallen. 

Der  Wechsel  kann  auch  auf  Siclit,  d.  h.  im  Augenblick  der 
Präsentation,  zahlbar  lauten*'),   auch    12  oder  24  Stunden  nach  Sicht, 


1)  Cavs.  1.  Mai  1809.  AKw.  Urtli.  U.  Mai  lS2S.  —  2)  11.  G.  U.  MO.  — 
3)  C.  G.  B.  1900.  —  4)  H.  (i.  B.  129.  —  5)  11.  (i.  B.  132.  —  ti)  H.  ü. 
B.  130. 
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die  dann  vom  Augenblick  der  Stunde  der  Annahme  ihren  Anfang 
nehmen.  Lautet  er  auf  eine  gewisse  Anzahl  Tage,  Monate,  Usos 
nach  Sicht,  so  wird  die  Verfallzeit  durcli  das  Datum  der  Accep- 
tation  oder  des  wegen  nidit  erfolgter  Annalirae  aufgenommenen 
Protestes  bestimmt  und  nimmt  ihren  Anfang  mit  dem  darauf  fol- 
genden Tage^).  Da  aber  die  Frist  von  Seiten  des  Inliabers  auf 
unbestimmte  Zeit  verlängert  werden  könnte,  so  ist  er  gehalten, 
den  Wechsel  innerhalb  einer  gewissen  Zeit  zu  präsentiren,  wei- 
clie  angegeben  werden  soll,  wenn  von  der  Annahme  und  Zali- 
lung   die   Hede  ist. 

Sechster    Abschnitt. 

Ang^abe     des     Zalxlungsortes. 

337.  Die  Bedingung,  dass  der  Wechsel  den  Ort  der  Zah- 
lung angeben  muss^),  betrifft  manchmal  einen  andern  Ort,  als 
den  Wohnort  des  Bezogenen ,  es  sei  nun ,  dass  dieser  Ort  eine 
andere  Stadt  oder  auch  eine  andere  Localitiit  im  AVohnorte  des 
Bezogenen  bezeichnet^).  Ist  nichts  speciell  angegeben ,  so  ist  die- 
ser Ort  derjenige,  welchen  der  Bezogene  bei  der  Ausstellung  des 
Wechsels  bewohnte  (s.  No.  183.  und  213.).  Manchmal  geschieht 
es,  dass  das  Zahlungsdomicil  nur  durch  Acceptation  des  Bezogenen 
angegeben  wird.  Dazu  ist  er  sogar  verpflichtet,  wenn  der  Wech- 
sel   anderswo,    als    bei  ihm,    bezalilt  werden    soll*). 

Siebenter    Abschnitt. 

Name     des     W  e  c  li  s  e  1  n  e  li  ra  e  r  s . 

338.  Die  Bedingung,  dass  der  Wechselbrief  den  Namen 
desjenigen  enthalten  muss,  an  den  er  bezalilt  werden  solP),  ist 
so  wesentlich  nöthig,  dass,  wenn  bloss  im  Wechsel  der  Werthge- 
ber  angegeben  würde,  olme  dem  Bezogenen  den  Auftrag  zur  Zah- 
lung des  Betrags  zu  ertheilen,  sich  nicht  vermuthen  Hesse,  dass 
der  Aussteller  verstanden  liabe,  den  Wechsel  an  diese  Person 
zu  zahlen,  da  es  häufig  geschieht,  dass  der  Werth  des  Wech- 
sels von  einem  Andern  als  dem  Nehmer  bezahlt  wird.  Diese  Aus- 
lassung wäre  eine  Unvollkommenheit,  wodurch  verhindert  wi'irde, 
dass  man  die  Vertragsurkunde  als  einen  wirklichen  Wechsel  an- 
sähe.     Aus   der  Art  der  Abfassung   würde   bloss    hervorgehen,    dass 


1)  H.  G.  B.  131.  —    2)  H.  G.  B.   110.  —    3)  Wie  z.  B.  einen  Gasthof,    cm 
Discont-Contor,  ein  Bank  Contor.  —    4)  H.  G.  B.  123.  —    5)  H.   G.   B.    110. 
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der  Werthgeber  den  Aussteller  zwing^en  könnte,  ihm  einen  an- 
dern geregelten  Wechsel  zu  geben,  er  würde  gegen  ihn  wegen 
der  Nichterfüllung  des  ^YechselcQntracts ,  wie  No.  32G,  gesagt 
wurde,    auftreten. 

Daraus  ergibt  sich  auch,  dass  ein  Wechsel  nicht  an  den 
Inhaber  lauten    liann. 

Achter    Abschnitt. 

Von     der     Ordre     im     Wechsel. 

339.  Der  Wechsel  rauss  an  Ordre  lauten^),  sonst  gibt 
er  mir  ein  Recht,  sich  bezalilt  zu  machen,  nicht  aber  ihn  in 
Circulation    zu   setzen.      Diess    kann    nur  durch    Ordre   geschehen. 

Er  kann  an  die  Ordre  des  Nehniers^  oder  eines  Dritten^) 
oder  an  diejenige  des  Ausstellers  selbstgestellt  sein^)';  dieser  Dritte 
kann  aber  nicht  der  Bezogene  sein.  Dieser  kann  an  sich  selbst  oder 
an  seine  Ordre  zahlen,  was  nur  der  Fall  sein  kann,  wenn  er  zwei 
von  einander  getrennte  Eigenschaften  hat,  wie  diejenige  als  Schuld- 
ner oder  Mandatar  des  Ausstellers ,  um  den  Weclisel  zu  zahlen, 
nnd  Mandatar  eines  Dritten  ,  um  den  nämliclien  Wechsel  zu  benutzen. 

Der  Wechsel  kann  zwar  an  die  Ordre  des  Ausstellers  lau- 
ten ,  ist  aber  nur  im  Augenblick  der  Indossirung  von  ihm  an 
einen  Andern,  den  Werthgeber,  oder  einen  Dritten  wirklich  per- 
fecta). Bis  daliin  existirt  eigentlich  noch  kein  Contract,  da  der 
Aussteller  nicht  mit  sich  selbst  negoziren  kann ;  das  Indossament 
macht  den  Wechsel  erst  perfect,  und  da  es  mit  dessen  Inhalt  ein 
Ganzes  ausmacht,  so  ersetzt  es  das  Datum,  das  daran  mangeln 
könnte.  Die  Gründe  dieser  Ausnahme  sind  No,  333.  erklärt. 
Jedoch  gibt  es  Fälle,  wo  der  Wechsel  an  die  Ordre  des  Aus- 
stellers selbst  lauten  und  doch  seine  Perfection  im  Augenblick 
der  Ausstellung  erhalten  kann.  Diess  ist  der  Fall ,  wenn  der  Aus- 
steller als  Mandatar  desjenigen,  dem  die  Deckung  angehört,  den 
von  diesem  erhaltenen  Instructionen  gemäss  an  eigene  Ordre  tras- 
sirt,  um  sich  für  eine  Summe ,  die  ihm  sein  Committeut  schuldet, 
bezahlt   zu    machen '). 

Das  Wort  „Ordre"  könnte  jedoch  durch  ein  gleiclibedeuten- 
des   ersetzt    werden.      Würde   der  Aussteller  nur  schreiben:    „zali- 


1)  11.  G.  B.  110.  —     2)  Eine  andere  Person  als  der  "Wcrtligoljer. 

3)  Letzteres  geschieht,  wenn  der  Aussteller  freie  H.ind  hahen  will,  den  Wech- 
sel zu  negoziren  oder  zu  reniittiren,  wenn  er  will.  S.Näheres  in  Schi  ehe,  L. 
d.  W,  ^.  70.  —     \)  Abw.   Urth.^  10.  Messidor   X[,    Cass.    U.    Thermidor  XI. 

5)  Später  soll  angegeben  werden,    wie  in  diesen  Fällen  der  Indossi'nt    die  Ki 
gensciiat't  des  Ausstellers  in  Betretl'  Dritter  hat,    und    es    sollen    die  Verbindlich - 
keitea  untersucht  werden,  die  aus  dieser  doppelten  Qualität  hervorseheu. 
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len  Sie  demHerrn  ..,.."  oder  „zu  Gunsten  de« 
Herrn  .•,.",  so  wäre  diess  ein  Auftrag  für  den  Nehnier,  die 
Summe  im  Weclisel  zu  erheben  ;  allein  es  wäre  kein  Weclisel,  der 
durch  Indossamente  weiter  gegeben  werden  Ivönnte,  veil  der  Be- 
zogene nur  den  Auftrag  erhielte,  an  den  Nehmer  zu  zahlen  und 
nicht  an  denjenigen ,  dem  durch  die  Ordre  das  Eigenthum  über- 
tragen wäre.  Würde  aber  der  Aussteller  schreiben:  „zahlen 
Slfi  dem  Herrn  ,.,.  oder  n  a  c  li  seiner  Verfügung", 
so  würden  diese  Worte,  obgleich  sie  niclit  nach  dem  Buchsta- 
ben des  Gesetzes  lauten ,  gleichbedeutend  sein ;  denn  durch  In- 
dossament übertragen,  heisst  verfügen,  und  wer  beauftragt,  nach 
Verfügung  eines  Andern  zu  bezalilen ,  versteht  natürlicher  Weise 
darunter,  dass  demjenigen  bezahlt  werden  solle,  zu  dessen  Gun- 
sten der  Andere  verfügt  hat.  Ebenso  verhielte  es  sich,  wenn  es 
im  Wechsel  lautete:  „zahlen  Sie  an  Herrn  ....  oder  an 
d  e  n  1  e  g  i  t  i  m  e  n  '  I  n  h  a  b  e  r  ".  Letztere  Worte  würden  denjeni- 
gen „oder  an  Ordre"  gleich  kommen^),  weil  sie  die  Person 
bezeichnen,  die  den  Inhaber  zum  legitimen  Inhaber  gemaclit  liat, 
was  nur  durcli  Ordre  oder  Indossament  geschehen  kann  (s.  nach- 
folgendes  Capitel), 


N  0  II  n  t  e  V  A  h  s  <;  Ii  ii  i  1 1 . 

Angabe     des     g-  e  l  i  e  f  e   r  t   e  ii      W  e  r  t   h  e  s. 

3^0.  Die  Vorschrift,  dass  der  Wechselbrief  den  gelie- 
ferten AVerth  ausdrücken  muss  ^) ,  ist  nur  eine  genaue  An- 
wendung des  Grundsatzcci,  dass  jede  Verbindliclikeit  eine  Ursa- 
che haben  muss,  und  weicht  von  demjenigen  ab,  der  eine  Ursache 
in  solclien  \ertrags-Urkunden  voraussetzt,  die  bis  zum  Beweis  des 
Gegentlieils  keine   ausdrücken  ^). 

Der  Weclisel  muss  sogar  angeben,  worin  der  dem  Ausstel- 
ler gelieferte  Werth  bestanden  liat  oder  für  wessen  Rechnung  er 
gezogen  ist,  damit  nicht  andere  nicht  wechselartige  Verträge  daruuter 
versteckt  werden.  Demnach  sind  die  blossen  Worte  Werth  em- 
pfangen (valcur  re(^He)  unzureichend,  und  die  Erwähnung  da- 
von in  den  Büchern  der  Parteien,  wie  andere  äusserliche  Beweise, 
können    diess   nicht   ergänzen. 

Diese  Angabe  des  Werthes  kann  sein:  Werth  baaroder 
in  Waaren  empfanden,  Werth  in  Reclmung  oder  auf 
irgend     eine    VVeise,     je     nachdem     das    Geschäft   es    zulässt"^).. 


1)  Abw.    Ürfh.    27.  Febr.  1810.  —     2)  H.    G.  B.   110.  —     3)  C.  G.   B.    1108, 
1132.  —    4)-Cass.    21.   Juni  1S12,  23.  Juni  I8l7. 
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So  wird  die  Erklärung'  „Werfli  baar  einpfang^en*^'  (vaJeur  recuc 
e*t  ariienl  ^  oder  comptant  ^  oder  en  especcs ,  letztere  Aiisdriiclve  sind 
Bin  iiblicJislen),  bis  zum  GFegeubeweis  zu  erkennen  geben,  dass  der 
Aussteller  i\^\^  boaren  Gegeinverth  des  Weclisels  vom  Mebnier  ein- 
|)faij«^en  batj  ^\eini;^stens  aiuss  die  Verinnlliung-  dafür  voilumden  spiu. 
Die  lürklärung-  ,,W  ertli  in  Keclmung'*  {valeuv  cn  comptc)  yerplliciilet 
den  INeJimer,  sich  mit  dem  Aussteller,  uacL  ilirer  gegenseitigen  Stel- 
lung- zu  einander,  nach  den  Vorschriften  des  Conto  -  lorrents  zu  be- 
rechnen *). 

Der  Ausdruck,  Werth  In  mir  selbst  (valeur  en  mo/- 
fiieme)  wäre  nicht  hinreichend,  wenn  er  nicht  durch  regelinUssi- 
ges  Indossament  von  Seiten  des  Ausstellers  oder  seines  Manda- 
tars ")  vervollständigt  wäre.  Man  bedient  sich  dieser  Formel  nur 
bei  einem  Wechsel,  der  an  eigene  Ordre  gezogen  ist;  da  aber 
ein  solcher  Wechsel  nur  perfect  ist,  wenn  er  an  Ordre  eines 
Dritten  indossirt  wird,  so  muss  diese  Ordre  angeben,  worin  der 
Werth  bestanden  hat.  Um  so  mehr  ist  der  Ausdruck  „Werth 
in  mir  selbst"  unzureichend,  wenn  der  Wechsel  an  die  Ordre 
eines  Dritten  gezogen  wäre,  weil  kein  Beweis  dafür  da  ist,  dass 
der    Aussteller    keinen   Werth   vom   Nehmer  empfangen   hat. 

Der  Ausdruck  „Werth  verstanden"  (yoleur  enicndue) 
scheint  auch  mit  Recht  bestritten  werden  zu  können.  Hier  kann 
man  sagen,  dass  die  Parteien  in  Verlegenheit  waren,  den  gelie- 
ferten Wertli  auszudrücken,  und  dass  er  das  Geständniss  enthält, 
dass  keiner  gegeben  worden ').  Ist  der  Aussteller  durch  Umstän- 
de genöthigt,  die  wahre  Ursache  nicht  auszudrücken,  so  kann  er 
sich   der  legalen    Formel   Werth    in    Rechnung   bedienen. 

Der  "V^erth  kann  auch  in  einer  Sache  bestehen,  die  den 
kaufmännischen  Operationen  fremd  ist*).,  nur  muss  sie  abgeschätzt 
werden   können. 

So  konnte  man  einen  Wechsel  trassiren  und  den  Wertli  angeben, 
als  iiabe  er  in  einem  Grundstück,  in  einer  zug^efullenen  Theihing.ssache, 
im  Preise  von  lloIzschlÜgen,  die  vom  Figenthümer  verk.uift  \vurdcn '^), 
in  Dienstleistungen  bestanden;  im  letztern  Fall  ^vü^den  ab'*r  die  He- 
g-eln  des  gemeinen  Rechts  über  Handlungen  aus  Liberalität  ange- 
wendet. 

PiS  wird  nicht  verlangt,  dass  im  Wechsel  der  Werthgeber 
angegeben  wird ,  der  ^^  erth  kann  ulso  nach  iSo.  330.  durch  einen 
Dritten    gegeben    Morden    sein,     der    die    Veranlassung    zum    ^^ech- 


-r-»- 


1)  Al)\v.  Urlh.  U.  Flore;il  VII  —  2i>.  Äii«;.  Aug.  181S.  —  Uj  Abw.  Lrlli.  'l. 
Praiiirtl  Xlll.   —  28    Juli    1813  —  20.  Jan.   1814. 

3)  Dieser  Ausdruck,  küuiiul  z.  U.  \or,  ^uciiii  der  Aliriehnier  dos  \S'i>chsels  ftn 
dessen  Verkäufer  den  Betrag  erst  nacli  erlolgter  Annalune  oder  Zahlung  bczaU- 
len  will.     (Schiehe,  L.  d.   W.  S.  «2. 

4)  Abw.  Lith.  lo.  Dec.  182Ü.  —    5)  Abw.  UrtI).  8.  Nov.  1S25. 
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sei   war;     diess    ist    der  Fall,     wenn    commissionsweise,    d,   h.   im 
Auftrag    und   für  Rechnung    eines    Andern    trassirt   wird. 

Selbst  dann ,  wenn  der  gegebene  Werth  auf  eine  unbestreit- 
bare Weise  angeführt  ist,  kann  die  Partei,  die  den  Empfang  be- 
kennt, oder  können  Dritte,  deren  Interesse  daran  erwiesen  würde, 
zum  Beweis  zugelassen  werden,  dass  er  in  der  Wirklichkeit  vom 
Nehmer  noch  schuldig  sei.  Diese  Erklärung ,  dass  er  geliefert 
worden ,  würde  nur  in  sofern  zu  dessen  Gunsten  sprechen ,  dass 
er  nichts  zu  beweisen  habe;  aber  nach  No.  262.  schliesst  diess 
weder  den  Beweis,  noch  die  entgegengesetzten  Präsumtionen  aus, 
selbst  nicht  die  Verbindlichkeit,  falls  er  aufgefordert  würde,  zu 
erhärten,  dass  er  wirklich  bezahlt,  oder  dass  er  sich  keines  un- 
tergescliobenen   Namens   bedient    hat. 


Z  e  Ii  n  t  e  r  Abschnitt. 

Von    versciiiedeueu    faciiltativeu    Angaben. 

341.  W^enn  der  Aussteller  befürchtet,  der  W'echsel  möge 
vom  Bezogenen  niclit  lionorirt  werden,  so  setzt  er  eineNoth- 
adresse  (jin  hesoin)  darauf,  und  will  er  diesem  sein  Misstrauen 
niclit  merken  lassen ,  so  gibt  er  die  Nothadresse  dem  Nehmer 
durch  Separatschrift').  Diese  Notliadresse  rauss  aber  nothwendig 
eine  andere  Person,  als  der  Aussteller  selbst  sein,  sonst  liiess« 
diess  factisch  dem  Gr-mdsatze  ausweichen ,  dass  der  Aussteller 
eines  Wechsels  vom  Bezogenen  unterschieden  sein  muss.  Derje- 
nige ,  welchem  ein  Wechsel  versprochen  wurde  nnd  dem  er  mit 
dieser  Angabe  angeboten  würde,  hätte  das  Recht,  ihn  zu  ver- 
weigern und  zu  behaupten,  dass  der  Aussteller  seine  Verbindlich- 
keit nicht  erfülle.  Dies  wäre  auch  der  Fall,  wenn  die  Nothadresse 
auf  einen  andern  Ort  gegeben  würde ,  da  sonst  der  Inhaber  nicht 
im  Stande  wäre,  zu  gehöriger  Zeit^)  in  den  angegebenen  Orten 
Protest    erheben    zu    lassen    (s.   No.  421.). 

Man  könnte  auch  dem  Wechselvertrag  den  Pfandvertrag  an- 
fügen ,  oder  die  Zahlung  von  gewissen  Bedingungen  abl^ängig  ma- 
clien,  in  welchem  Fall  der  Wechsel  diess  angeben  muss;  widri- 
genfalls der  Inhaber  berechtigt  wäre ,  die  Zahlung  zu  fordern, 
ohne  dass  man  ihm  eine  Exception  entgegensetzen  könnte,  die  sich 
darauf   stützte,   dass   die   Restitution    des   Plandes   bei    der   Zahlung 


1)  Im  praktisclien  Geschäft  ist  es  üblich,  dass  in  einem  solchen  Fall  der 
Aussteller  die  Nothadresse  auf  den  Wechsel  selbst ,  aber  von  fremder  Hand 
schreiben  lässt.     (S.  Schiebe,  L.  d.  W.  Cap.  XIV.) 

2)  H.  G.  B.  173. 
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Statt  haben  miiss  oder  dass  die  durch  Separatact  stipulirten  Be- 
dingiii>gt'n   nicht    erfüllt    worden  sind. 

Hatte  der  Aussteller  die  Absicht,  keinen  Avis  zu  geben  (s.  \o. 
323.),  so  miiss  er  sicli  darin  durch  die  Worte  „ohne  fernem 
Bericht"   (^satis   auire    avis)   ausdrücken^). 

Der  Aussteller  kann  auch  im  Wechsel  angeben,  wie  er  ge- 
sonnen ist,  sich  mit  dem  Bezogenen  wegen  Deckung  zu  verständi- 
gen; diess  geschielit  durch  die  Worte  „und  stellen  (bringen) 
i  h  n  4  n  R  e  c  h  n  u  n  g  ^^ 

Eilfter  xibschüitt. 
Von  den  verschiedenen  Exemplaren  eines  Wechsels^). 

342.  Zur  Erleichterung  der  Verhandlungen  ist  _  es  gebräuch- 
lich, zwei  und  mehr  Exemplare  eines  Wechsels  auszufertigen,  wo- 
von eines  zur  Acceptation  gesandt  wird,  ein  anderes  aber  zur  Cir- 
culation  dient.  Dieses  Mittel  wird  auch  angewendet,  wenn  ein 
Wechsel  in  weite  Ferne ,  besonders  über  die  See  versandt  wird, 
um  dem  Verlust  des  Wechsels  und  andern  Zufällen  vorzubeugen. 
Jedoch  muss  in  jedem  der  Exemplare  gesagt  werden ,  ob  es  prima, 
Secunda,  Tertia  etc.  ist,  und  dass  die  Zahlung  des  einen  Exemplars 
die  übrigen   annulHrt,    weil  sonst  jedes  als  Original   gelten  könnte^). 

Wenn  aber  nur  ein  einziges  Exemplar  existirt,  so  scheint 
keine  Angabe  nötliig  zu  sein.  Ein  Wechsel  ist  angesehen  als  So- 
la ,  oder  Prima ,  wenn  er  keine  andere  Benennung  hat ;  die  Aus- 
lassung einer  solchen  Bezeichnung  kann  niclit  zum  Vorwand  die- 
nen,  die  Zahlung  zu  verweigern;  der  Aussteller  hat  seine  Vor- 
sichtsmaassregeln  zu  nehmen ,  wenn  er  mehrere  Exemplare  aus- 
fertigt. Zur  Giltigkeit  des  Wechsels  ist  nicht  nothwendig,  dass 
angeführt  werde,  ob  es  Sola,  Prima,  Secunda  etc.  sei;  die 
Angabe  bezweckt  nur,  den  Bezogenen  zu  benachrichtigen  und  ihn 
verantwortlich  zu  machen,  wenn  er  unkluger  Weise  zwei  Exem- 
plare des  nämliclien  Wechsels  acceptirte  oder  bezahlte,  oder  die 
Folgen  davon  dem  Aussteller  zur  Last  fallen  zu  lassen,  wenn  er 
vergessen  hätte,    diess  zu  erwälmen. 

Da  Secunda,  Tertia  etc.  mit  der  Prima  nur  Eins  ausma- 
chen ;  so  müssen  sie  vollkommen  gleiclimässig  sein,  W  ürde  aber 
durch   Unachtsamkeit   eines    der    Exemplare     eine    Unregelmässigkeit 


1)  Dies  p;e.schieht  nur,  nenn  einp  nnbedoutfnde  Summe  trassirt  nird.  Will 
man  «icli  den  Avis  vorbebalten,  um  ilui  tl<'lt?t;<^'ntiich  zu  geben,  so  scbr»'ibt  m.ui 
laut  odt»r  obiie  Bericht  (suivaJit  oh  s(ws  iivis).     (Schiebe,    L.   d.  W.  }.  71.)- 

2)  S.  iiberWecbsel-nuplicate,  Schiebe,  T..  d.  W.  Cap.  XX.  u.  über  Wechsel 
copicn  Cap.  XXI.   —     3)  11.  U.  B.   llü,  147. 
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enthalten ,  so  würde  das  in  der  Anzahl  nachfolgende  znr  Berich- 
tigung hinreichend  sein,  der  Wille  des  Ausstellers  würde  sich  un- 
ter solchen  Uinständen  klar  kund  thuu,  in  welchem  Fall  dann  die 
ün Vollkommenheit  durch  Beweise,  die  dem  Wechsel  fremd  sind, 
nicht  gut  gemacht   würde. 


Drittes  Capitel. 

Von    der    ßeg-ebuug     der  W  e  c  h  s  e  I L  r  i  e  f  e  ♦ 

343.  Die  Cession  eines  Wechsels,  oder  die  Macht,  darüber 
zn  verfügen  und  den  Betrag  zu  erheben ,  geschieht  in  wenigen 
Worten  auf  der  Bückseite ;  diess  nennt  man  Indossament  ( e/i- 
dossement^  ').  Ein  Wechsel  kann  so  vielfach  indossirt  sein,  dass 
die  Rückseite  gänzlich  beschrieben  ist,  in  welchem  Fall  ein  An- 
hang (jiillonge)  angefügt  wird ,  um  die  weitern  Negociationen  auf- 
nehmen zu  können.  Dieser  Anhang  wird  angeselien  ^  als  mache 
er  mit  dem  Wechsel  ein  Ganzes  aus ;  der  Gebrauch  allein  kann 
die  Vorsichtsmaassregeln  bestimmen ,  welclie  zu  Vermeidung  von 
Missbräuchen   genommen   werden    müssen.  ,     - 

Wenn,  wie  JNo.  330.  gesagt  wurde,  ein  Wechsel  durch  IVotariats- 
acte  ausgefertigt  werden  kann,  so  ist  diess  nicht  der  Fall  mit  dem 
Indossament,  weil  es  auf  den  Brief  geschrieben  werden  muss.  Es 
ist  also  im  wahren  Sinne  des  Worts  eine  Privatsclirift ,  die  nur 
giltig  ist ,  wenn  sie  von  ihrem  Urheber  unterzeichnet  ist.  Dem 
Indossenten^  welcher  nicht  schreiben  könnte,  bliebe  kein  anderes 
Mittel  übrig,  als  durch  einen  Revollmächtigten  unterzeichnen  zu 
lassen.  Uebrigens  ist  es  nach  No.  245.  und  330.  nicht  nöthig, 
dass    das  Indossament  vom   Oedenten    schriftlich  genelimigt   werde -)• 

Es  gibt  zwei  Arten  von  Indossamenten,  deren  Wirkungen 
verschieden  sind.  Wenn  der  üebertrag  des  Eigenthums  bezweckt 
werden  soll,  so  ist  das  Indossament  Formen  unterworfen,  die  das 
Gesetz  um  so  sorgfältiger  bestimmt  Iiat,  da  diese  Art  üebertrag 
nach  No.  313.  aller  Bedingungen  entlioben  ist,  die  das  Civil- 
recht  zur  Giltigkeit  des  Uebertrags  einer  Schiildforderung  maclit. 
Diess  nennt  man  ein  regelmässiges  (reguläres)  Indossa- 
ment (endossement  regulier^.  Will  der  Indossent  liloss  Vollmacht 
ertheilen,  über  den  betrag  des  W  echsels  zu  verfügen ,  oder  ihn 
zu  erheben ,  so  ist  das  Indossament  keiner  speciellen  Form  unter- 
worfen;    der    Wille    des    Indossenten    wird    nach    den    Ausdrücken, 


1)  S.  Schiebe,  L.  d.  W.  Cap.  X.  —    2)  Cass.  7.  Thermidor  XI. 
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deren  er  sich  bedient,  bejirtlieilt.  Diese  Art  fndossiiment  uird 
ein  un regelmässiges  (irreguläres)  genannt  (cndosscnienl  irre-; 
(ftdier),  üeide  Arten  sollen  in  nachfolgenden  zwei  Abschnitten 
abgeiiundelt   werden. 


Erster    Abschuitt. 

V  o  m     reg-elmässigen     Indossament. 

3-1:4.  Das  regelmässige  Indossament  ist  ein  Act, 
der  gewisse  Angaben ,  welche  speciell  erfordert  werden ,  enthält 
und  wodiirch  der  Eigenthümer  eines  Wechsels,  oder  derjenige, 
welcher  in  seine  Rechte  tritt,  ihn  der  darin  benannten  Person 
cedirt  und  die  Zahlung  des  Wechsels  zur  Verfallzeit  verbürgt. 
Dieses  Indossament  ist  ein  wirkliches  Wechselgeschäft ;  da  es  aber 
accessorisch  und  die  Folge  einer  bereits  bestehenden  Operation  ist, 
so  werden  dabei  die  Avisbriefe  nicht  verlangt,  auch  nicht,  dass 
es  von  einem  Platze  auf  den  andern  übergehe,  wie  diess  bei  der 
Ausstellung   der  Tratte   sein    rauss    (s.   No.    323.    und    332.). 

Die  Cession  eines  Wechsels  kann  fiir*s  Ganze  oder  theilweise 
sein;  der  Umstand,  dass  der  Indossent  Kigenthümer  eines  Theiles 
bleiben  kann,  würde  an  der  Wirkung  der  gemachten  Cession  nichts 
ändern. 

Man  unterscheidet  im  regelmässigen  Indossament  1)  die  er- 
forderliche Form  zur  Giltigkeit;  2)  seine  Wirkung;  3)  die  Zeit, 
innerhalb  welcher  es  eintreten  kann.  Diess  soll  in  nachfolgenden 
drei    Paragraphen    näher    angegeben    werden. 

§  I. 

Form  des  r  e  g-  e  1  ni  ä  s  s  i  j^*  e  ii   Indossaments. 

345.  Eine  wesentliche  Bedingung  Ist  beim  Indossament, 
dass  es  nach  No.  343.  auf  den  Wechsel  selbst  geschrieben  wird; 
Wie  gewiss  auch  das  Datum  einer  Separat-Cession  ist,  selbst  wenn 
sie  dem  Schuldner  notillcirt  würde,  so  könnte  es  demjenigen,  der 
sich  als  Inhaber  des  Wechsels  in  Folge  eines  Indossaments  prii- 
seiilirt,  nicht  entgegengesetzt  werden,,  selbst  wenn  dieses  von 
einem  spätem  D..tum  wiire.  Der  Zeugenbeweis  würde  dafür  nicht 
angcnummen.  Diess  geschieht  aber  nur  im  Inlen-sse  dieses  drit- 
ten Inhabers.  Ware  der  Wechsel  vom  Kigenthümer  oder  \on  des- 
sen Vollmachtliaber  auf  andere  Weise  als  durch  Indossament  r<*- 
dirt   worden ,    so    könnte    eine    solche    Cession ,    die   durch    eines   der 

21* 
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im  Handel  zugelassenen  Mittel  erwiesen  würde,  nicht  von  dem 
einen    oder    andern    der    Contralienten    bestritten    werden  ^). 

Den  gesetzlichen  Bestimmungen  gemäss  miiss  das  Indossa- 
ment, wenn  es  giltig  sein  soll,  eben  so  wie  der  Weclisel  (s.  No. 
333.),  den  Namen  desjenigen  angeben,  an  den  es  gestellt  ist; 
es  muss  an  dessen  Ordre  lauten,  den  empfangenen  Werth  aus- 
drüclcen  und  muss  zu  Verliinderung  von  Betrug,  der  zum  Nach- 
theil der  Gläubiger  eines  Falliten  geschehen  kann,  datirt  sein. 
In  Betreff  des  Antedatirens  verhält  es  sich  ebenso  mit  dem ,  was 
über  den  Beweis  des  Antedatireus  beim  Wechsel  gesagt  wurde 
(s,  No.  383.).  Die  Ausdrücke  ,,w<  retro'^  und  ähnliche^) 
können   nicht   angewendet   werden  ^). 

346.  Die  blosse  Untersclirift  ist  nicht  hinreichend ,  um  das 
Eigenthum  eines  Wechsels  zu  übertragen*);  denn  ein  solches  In- 
dossament   würde    die   erforderlichen    Angaben   nicht    vereinigen. 

Es  ist  gleich  viel,  von  welcher  Hand  das  Indossament  ge- 
schrieben ist;  es  kann  auch  von  der  Hand  desjenigen  ausgefüllt 
sein,  zu  dessen  Gunsten  es  gemacht  ist  (s.  No.  343.).  Der  erlangte 
Beweis,  das  Geständniss  des  Inhabers  selbst,  dass  der  Wechsel 
vom  Indossenten  nur  in  hianco  indossirt  worden  und  der  Indos- 
sat das  Indossament  ausgefüllt  hat,  könnte  nach  No.  244.  die 
Nullität  desselben  nicht  bewirken '') ;  jedocli  kann  diese  Befug- 
niss,  die  im  Interesse  des  Handels  zugelassen  wird,  kein  Mittel 
zu  Betrug  werden.  Würde  erkannt,  dass  Jemand  ein  Indossament 
unrechtmässiger  Weise  zu  seinen  Gunsten  ausgefüllt  hat,  so  mnss 
er  wie  derjenige,  der  von  einem  Blankett  Missbrauch  gemacht 
hat ,  bestraft  werden ,  und  würde  er  sich  als  Inhaber  des.  Wech- 
sels präsentiren ,  so  wäre  die  Zahlungsweigerung  des  Schuldners 
giltig,  es  sei  nun,  dass  er  selbst  dem  wahren  Eigenthümer,  der 
ungerechter  Weise  um  den  Wechsel  gekommen ,  einige  Exceptionen 
entgegen  zu  setzen  hätte ,  oder  dass  dieser  Eigenthümer  Opposi- 
tion eingelegt  hätte ,  die  sich  auf  gemissbrauchtes  Zutrauen  grün- 
det,  weshalb    er    lals    Kläger    auftritt. 

Eben  so  darf  im  Interesse  Dritter  die  fiction  sich  nicht  über  die 
Wahrheit  hinaus  erstrecken.  Der  Inhaber ,  der  den  Wechsel  mit  einer 
Unterschrift  in  hianco  empfängt,  wird  olme  Zweifel  angesehen,  als  ha- 
be er  die  Ermächtigung  erhalten,  das  zu  thun,  was  der  ünterzeicliner 
thun  sollte  und  tliun  konnte.  Letzterer  würde  daher  zugelassen,  ^*i^^in. 
die  Person,   derer   den  Wechsel  in  i/cf/^co  indossirte,    zu  beweisen, 


1)  Abw.  ürfh.  17.  Dec.  1827.  —  2)  ut  svpra.  —  3)  Abw.  Urth.  2.  Prairial 
XIII  —  Cass.  23.  Juni  I8l7  —  14.  Nov.  1821.  —  4)  Cass.  18.  Mai  I8J3  — 
Abw.  Urth.  11.  .Tuli  1820.  —  5)  Abw.  Urth.  23.  Nov.  1807  —  28.  März  1821 
-r-  24.  April  1827. 
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dass  sie  Missbraiicli  davon  gemacht  hat.  Der  Wechselschnidner, 
der  in  die  Hände  der  Person ,  durch  welche  das  unvollkommene 
Indossament  gegeben  worden,  bezahlt  hätte,  könnte  beweisen, 
dass  es  nur  nachher  in  Ordnung  gebracht  wurde  und  in  der  Ab- 
sicht geschah,  sein  Interesse  zu  verletzen').  Würde  der  Indos- 
sent,  bevor  das  Indossament  in  Ordnung  gebracht  wäre,  in  Con- 
curs  gerathen,  so  könnte  der  Inhaber  den  FeJiler  nicht  mehr 
gut  machen,  weil  durch  das  Falliment  der  Unterzeichner  gänzlich 
unfähig  wurde,  irgend  einen  Vertrag  einzugehen;  was  er- zu  tliun 
nicht  mehr  befähigt  ist,  kann  der  Inliaber,  der  nur  als  sein  Man- 
datar angesehen  würde,  auch  nicht  mehr;  daher  haben  diejeni- 
gen, welchen  die  UnvoUkommenheit  des  Indossaments  einige  Rechte 
zur  Vindicirung  des  Weclisels  geben  könnte,  zur  Ausübung  dieser 
Kechte  liinreichende  Gründe,  wie  auch  die  Regulirung  sein  mag, 
worüber  sie  den  Beweis  führen  könnten,  dass  sie  nur  seit  dem 
Falliment  des  Indossenten  Statt  geliabt  Iiat^).  Geschah  sie  aber 
vor  dem  Falliment,  so  kann  sie  niclit  mehr  angegriffen  werden*). 
Daraus ,  dass  ein  Indossament  in  bianco  ausgefüllt  werden 
kann,  muss  man  nicht  scliliessen,  dass  man  ein  Indossament,  dem 
nur  das  Datum  oder  die  Angabe  des  Wertlis  ftlilt,  corrigiren  kann. 
Wer  ein  Blankett  ausstellt,  gestattet  nacli  No.  244.,  dass  man 
Alles,  was  man  will,  darüber  setzen  kann;  denn  eine  einzelne 
Untersclirift  oder  eine  solche ,  die  nur  mit  Datum  begleitet  ist, 
kann  an  und  für  sich  selbst  keine  A\irkung  her\ orbringen.  Wer  aber 
mit  einer  gewissen  Angabe  vorzugsweise  vor  einer  andern  iudossirt, 
hat  nach  »den  Regeln,  die  im  folgenden  Abschnitt  gegeben  werden 
sollen,,  einen  Act  unterzeiclinet,  der  seine  eigentliümlichen  AN  ir- 
kuugen  haben  kann.  Wahrsclieinlich  wollte  er  ilin  nicht  anders 
abfassen,  weil  er  es  nicht  gethan  hat,  und  iiiclits  lässt  vermuthen, 
dass   er   ermächtigte,    den   Inliult    durch   Zusätze   zu  veräadern, 

§.2. 

Vou  der  Wirkung  des  regelmässigen   Indossameuts, 

347.  Das  Indossament  kann  in  Retraclit  gezogen  werden: 
1)  zwischen  demjenigen,  der  es  unterschreibt  ') ,  und  demjenigen, 
zu  dessen  (lunsten  es  untersclirieben  ist');  2)  zwischen  Letzterm 
und  demjenigen,  auf  welchen  der  Wechsel  gezogen  ist;  3)  zwi- 
^)chen  den  Indossenten  und  den  andern  Parteien,  die  bei  den  wei- 
tern iNegociationen   des  \>echsels   vorkommen. 


■rr-t- 


1)  Ahw.  Urlli.    21.   April    IS'^O.  —    'i)   H.  G.  B.   XXI.  ^    3)  Cnss.    is.    \o». 
!SI2.  —     4)   Abw.    trth.    8.    Nov.    l.S2r».  —     5)    Dem    Indossanten.  —     t»^  Dciu 

ludo6satcD. 
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In   ersterer   Beziehung  ist  manchmal  ^  divs  Indossament   ein  ganz 
einfacher  Wechselvertrag,    manchmal    ist    es    aiicli   zusammengesetzt 
aus    dem  Contract  einer  Cession   Behufs   der  Uebertragnng   (cession* 
iranspori)     und    einem    Wechselvertrage.       Es    ist    bloss   einfacher 
Wechselcontract ,    wenn   der   Aussteller,     der   den  Weclisel   an   seine 
Ordre   ausgestellt  hat,   ihn   dann   an   den  Xehmer   iudossirt.      Es  ist 
aus   einer   Cession  zum  Uebertrag  und  dein  Wechsel- Vertrag  zusam- 
mengesetzt,    wenn  derjenige,    dem   der  perfecte    Wechsel   angehört, 
ihn  Jemandem,    der  ihm   den    Betrag  davon    bezahlt,   cedirt   (s.  No. 
359.).      Als   Cessions  -  Vertrag   zieht    er  alle  Verbindlichkeiten   nach 
sich,   die   den   Cessionen   von  SchiildforderUngen  anhängen,    mit  Ga- 
rantie  der   zukünftigen   Zahlungsfähigkeit   des   Schuldjiers ,    weil   der 
Indossent   mit  den   andern   Wechselinteressenten  für   die   Acceptation 
des   Wechsels   und    dessen  Zahlimg  bei   Verfall    solidarisch   haftet'). 
Da     aber  die    Cession    mit    dem    Wechselcontract   vermischt  ist,    so 
beschränkt  sicli   diese  Garantie  nicht   auf  die  Rückzahlung  des  durch 
den    Cedenten   empfangenen  Werthes.      Dieser  verspricht,    dass    die 
im  Wechsel   angegebene  Summe   durch   den  Bezogenen   an   dem  dar- 
in  angegebenen  Tag  und  Stunde  bezählt  wird,    und  wird   die  Zah- 
lung nicht  geleistet,    so   ist  er   allen  Verbindlichkeiten   unterworfen, 
die    der  Wechsel  -  Vertrag    dem  Aussteller    auferlegt,     vorbehaltlich 
gewisser  Modificationen ,    die  noch   angegeben  werden   sollen,    wenn 
die  Rede  von   den  Motiven  ist,   die    sie   zulassen. 

In  zweiter  Hinsicht  ist  das  Indossament  ein  Uebertrag  einer 
Forderung,  das  dem  Cessionar  die  Rechte,  die  der  Cedent  ge- 
gen den  Hauptschuldner  und  die  andern  Garanten  hatte,  völlig  ein- 
räumt; er  setzt  ihn  vom  Tage  des  Indossaments  in  Besitz,  ohne 
dass  eine  Notificirung  oder  Annahme  des  Uebertrags  nöthig  sei, 
und  ohne  dass  man  gegen  ihn  irgend,  eine  Exception  geltend  ma- 
chen könnte,  die  ihm  nicht  persönlich  wäre,  oder  die  niclit  im 
Wechsel  oder  im  Indossament,  nach  No.  313.,  geschrieben  wäre. 
Da  er  dem  zufolge  Eigenthümer  des  Wechsels  und  aller  daraus  her- 
vorgehenden Rechte  wird,  so  kann  er  seiner  Seits  ihn  indossiren 
und  die  nämlichen  Redite  seinem  Cessionar  übertragen,  gegen  den 
er  die  nämliche   Garantfe,    die   sein   Cedent    gegen    ihn    contrahirt, 

eingeht. 

Vom  dritten  Gesichtspuncte  aus  betrachtet  macht  das  Indossa- 
ment jeden  Indossenten  gegen  diejenigen,  welche  In  Folge  der  Be- 
gebungen Wechsel-Inhaber  werden,  zur  Zahlungs- Verbürgung  ver- 
bindlich, wie  auch  diejenigen,  die  er  gegen  seinen  directen  Ces- 
sionar contrahirt. 

348»     Da  es  den  Parteien  frei  steht,  ihren  Conventionen  die- 

^    

1)  H.  G.  B.  140. 
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Jen  igen  Einschränkungen  beizufiigen ,  die  gesetzlich  niclit  untersagt 
sind,  so  könnte  der  Indossent  erklären,  dass  er  für  diese  Garan- 
tien nicht  haften  will,  und  könnte  seine  Verbind liclikeiten  auf  die  in 
No.  313  II.  f.  angegebenen  Civil-Garantien  beschränken.  Kr  könnte 
den  Personal-Arrest  ausschliessen,  der,  wie  noch  in  der  VII.  Abthei- 
lung gesagt  werden  soll,  Folge  der  Regressklage  ist;  er  könnte 
die  Rechte  und  Pflichten,  die  der  Inhaber  gegen  ihn  hat,  rao- 
dificiren  etc.  Sind  diese  Clausein  im  Indossament  eingefiilirt ,  so 
binden  sie  den  Inhaber;  sind  sie  durch  Separatacte  gegeben,  so 
binden   sie  nur  den  Indossaten   gegen   seinen   Indossenten. 

Bedient  sich  ein  indossent  des  Rechts,  eine  iVothadresse  auf 
den  Wechsel  zu  schreiben,  so  gilt  das,  was  IVo.  341.  gesagt 
wurde,  weil  er  in  Beziehung  auf  den  Indossaten  ein  wahrer  Aus- 
steller   ist. 

349.  Ein  Indossament  kann  auch  wieder  ausgestrichen  wer- 
den ,  so  lange  sich  der  Indossent  des  V\  echsels  niclU  begeben  hat« 
Dieses  Ausstreichen  kann  Folge  eines  Irrthums,  oder  einer  abge- 
brochenen Negociation  sein.  Es  wäre  aber  nicht  rathsam,  einen 
irrig  indossirten  Wechsel  vom  Indossaten  wieder  an  sich  zuri'ick  in- 
dossiren  zu  lassen,  weil  dieser  dadurch  Indossent  würde,  und  er 
uls  ein  solcher,  obgleich  er  nicht  Kigenthümer  gewesen,  sicli  doch 
allen  Verbindlichkeiten  eines  Indossenten  aussetzen  würde,  oder  er 
niüsste  im  Indossament  die  Clausel  eingefiigt  haben ,  dass  er  nicht 
del  crcdere  stehen  will.  Wenn  aber  die  IMlknsänderung  demje- 
nigen schadet,  zu  dessen  Gunsten  das  annullirte  Indossament  ge- 
sciirieben  wurde,  so  kann  er  gegen  den  Indossenten  wegen  nicht 
erfüllter  Verbindlichkeit  Schadloshaltnng   fordern. 

Uebrigens  ist  es  ausser  Zweifel,  dass  derjenige,  an  den  nach 
ausgestrrchenem  Indossament  iiidossirt  würde,  der  wahre  Eigenthü- 
mer  des  Wechsels  würde,  weil  er  zu  seinen  Gunsten  allein  den 
Uebertrag    und    den   Besitz   des    cedirten   Dotunients  vereinigt. 

Sobald  der  Wechsel,  mit  Indossament  versehen,  in  die  Hände 
des  Indossaten  übergegangen  ist;  so  kann  dieser  nicht  mehr  seiner 
Beeilte  durch  Anniillirung  des  Indossaments  beraubt  werden.  Hätte 
er  den  Wechsel  einem  Dritten  cedirt,  so  könnte  er  niclit  zum 
JNarhtlu'il  des  Letztern  in  eine  AnnuUiruug  willigen,  die,  indem  sie 
seine  RecJite  aufliebt,  den  Grund  der  Cession,  in  die  er  einge- 
willigt  hätte,     zerstören    würde. 

Es  gibt  jedoch  Fälle,  in  welchen  dir  Indossent  das  Indos- 
sament ausstreichen  kann.  Diess  geschieht  hauptsächlich,  wenn  ein 
Indossent  einen  nicht  bezahlten  Wechsel  in  Folge  Regresses  rim- 
borsirt,     und    ilin    seinerseits   von    seinem  (A'denten  rimborsiren  lässt. 

Indem  er  die  Wiederbezahlnng  erhält,  hat  er  den  >>echsel 
zurücivzugeben ,    gibraurht    aber  die    ^orsicht,    sein    Indossament,  so 
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wie  dasjenige  seiner  Nachmänner,    gegen  welche  Niemand  mehr  auf- 
treten kann,    auszustreiclien. 

350.  Es  kann  gescliehen ,  dass  ein  regelmässiges  Indossa- 
ment, nach  der  Absicht  der  Parteien  nicht  alle  angegebenen  Wirkun- 
gen hervorbringen  soll,  und  nur  ein  gegenseitiges  Reclinungsverhält- 
niss  oder  eine  blosse  Commissionssache  zwischen  Indossent  und  In- 
dossat betrifft;  diess  ist  der  Fall,  wenn  der  Werth  „in  Rechnung'* 
lautet.  Wenn  der  Indossent  durch  den  Uebertrag  ausser  Besitz  ge- 
kommen ist,  er  also  nicht  verhindern  kann,  dass  man  den  Wech- 
sel nicht  mehr  als  einen  Theil  seiner  Activa  ansielit,  so  muss 
dieser  Uebertrag  auch  die  Wirliungen  hervorbringen ,  die  der  an- 
gegebenen Ursache  anhängen,  und  der  Indossent  oder  seine  Reclits- 
inhaber  können  die  Rechnung  verlangen,  die  das  Indossament  vor- 
aussetzt. Diess  geschieht  auch,  wenn  in  Folge  der  Uebereinkiinft 
oder  durch  Correspondenz  der  Parteien  das  Indossament  nur  von 
einem  Commissionär  unterzeiclinet  würde,  der,  nachdem  er  sich 
mit  den  Geldern  seines  Committenten  einen  Wechsel  verschafft  hat, 
ihn  diesem  durch  regelmässiges  Indossament,  nicht  als  Cession 
überträgt,  weil  Niemand  das,  was  ihm  schon  angehört,  kaufen  kann, 
sondern  um  ihn  dem  wahren  Eigenthümer  einzuhändigen  und  zur 
Verfügung  zu  stellen.  Dieses  Indossament  hat  dann  zwischen  den 
Parteien  nur  die  besondere  Wirkung ,  welche  die  wirklich  einge- 
tretene Verhandlung  hervorbringen  kann,  imd  fast  immer  wird  es 
nach  den  Grundsätzen,  die  über  den  Commissions-Vertrag  in  der 
VI.  Abtheilung  gegeben   werden   sollen  ,   gewürdigt. 

In  keinem  Falle  aber  verändert  sich  die  Natur  des  Indossa- 
ments in  Betreff  dritter  Interessenten ,  die  gegen  den  Indossenten 
auftreten  können,  ohne  die  Ursachen  zu  berücksichtigen,  die  seine 
Verhältnisse  zum  Indossaten  raödificiren  können. 

§.  3. 

Von    der  Zeit,    inner  Laib  welcher    ein    W  e  cli  s  e  1  b  r  i  e  f  mit 
regelmässigem  Indossament  versehen    werden  kann. 

351.  So  lange  ein  Wechsel  nicht  verfallen  ist,  kann  er 
durch  regelmässiges  Indossament  cedirt  werden ;  nur  ist  zu  unter- 
suchen j  ob  er  nach  der  Verfallzeit  indossirt  werden  kann ,  und 
welche  Wirkungen   ein    solches  Indossament  hervorbringen   kann. 

Was  die  Giltigkeit  des  Uebertrags  zwischen  Cedent  und  Ces- 
sionar  betrifft,  so  kommt  nach  No.  313.  das  Indossament,  wenn  es 
hinlänglich  die  Absicht  des  Eigenthümers  des  Weclisels  ausdrückt, 
seine  Rechte   zu   übertragen ,   einem  gewöhnlichen  Uebertrag  gleich  ^)« 


1)  Abw.Urtli.  13.  Juui  1816. 
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Ein  solches  Indossament  aber  würde  den  Cessionar  den  nötln^en^ 
Formalitäten  nicht  unterwerfen,  um  den  Mangel  an  Zalilung  dar- 
zuthun,  auch  nicht  der  x\bweisiing  der  Klage,  wovon  in  der  Folge 
noch  die  Rede  sein  soll,  weil  die  gesetzlichen  Fristen  nicht  nuhr 
beobaclitet  werden  könnten^).  Was  die -Garantie  betrilft,  so  miiss, 
wenn  nicht  eine  besondere  Uebereinkunft  getroffen  wurde,  ent- 
schieden werden ,  dass  der  C^dent  die  Verbindlichkeit,  zu  zahlen, 
unterzeichnen  wollte,  wenn  der  Schuldner  des  verfallenen  Wech- 
sels ihn  nicht  einlösete").  Das  Indossament  ist  gewissermaassen 
eine  abgekürzte  Formel,  wodurch  man  das  Versprechen,  zu  liefern 
und  geltend  zu  machen,  unterzeichnet.  Allein  diese  Art  Negocia- 
tion  wäre  nur  Handelsgeschäft  zwischen  Handelsleuten ;  zwischen 
JNichthandelsleuten  würde  es  aber  nur  den  Charakter  einer  Civil- 
saclie   annehmen. 

352.  Was  die  Wirkungen  dieses  Indossaments  in  Betreff  Drit- 
ter anlangt;  so  kann  man  sagen,  dass  der  Wechsel,  einmal  ver- 
fallen, unwiderruflich  ins  Activum  desjenigen  übergangen  ist,  der 
in  diesem  Augenblick  Eigenthümer  geworden;  dass  das  Schicksal 
aller  derjenigen ,  die  zu  den  Verhandlungen  des  Wechsels  mitge- 
wirkt haben,  dann  fest  steht,  da  die  Einen  Regress  zu  nehmen, 
die  Andern  Garantien  zu  geben  und  wieder  Andere  Compensatio- 
nen  oder  Exceptionen  geltend  zu  machen  haben  (s.  VII.  Gap.); 
dass  also  das  Indossament,  so  regelmässig  es  auch  sein  kann,  die 
Wirkungen  nicht  hervorbräclite,  wie  dasjenige,  das  vor  Verfall 
gemacht  ist  und  weder  die  Arreste  verhindern  würde,  die  nach 
dem  Verfall  und  vor  dem  Indossament  durch  Gläubiger  des  Ceden- 
ten  in  die  Hände  des  Schuldners  «eingelegt  würden ,  nocli  die 
Exceptionen ,  die  der  Schuldner  selbst  opponiren  könnte,  wenn  er 
seit  der  Verfallzeit  und  vor  dem  Indossament  sich  durch  Com- 
pensation  oder  durch  jedes  andere  gesetzliche  Mittel  seine  Be- 
freiung erhalten  hätte;  jedoch  scheint  es,  dass  dieser  Unterschied 
nicht   im   Gebrauch  angenommen  ist  ^'  **). 


1)  Abw.  Urth.  11.  Juli  1S20.  —  2)  Abw.  Urth.  31.  Juli  1817  —  20.  Dcc.   1821. 

3)  Abw.  Urth.  28.  Nov.  1821  —  Cas.s.  5.  ApriL  182(i.  —  4)  l'rber  die  Kra«:;e, 
ob  ein  IndossaniorU  auch  nach  Verlall  {;illiti  sei  V  .sind  die  Gerichl.shure  in  Krank- 
reich in  ihren  Meiiiun;;jMi  p;etheilt.  Fast  alle  Autoren  erklaren  s'uh  für  die  l'n- 
ßilti^keit.  Der  Art.  I3(».  de.s  H.  (i.  B.  s,i<;t  bloss:  ,,das  Indossajuent  uird  datirl-*. 
Der  Cassatioiishof  <;in;?  von  der  Ansicht  aus,  dass  da,  wo  das  (iedetz  nicht  un- 
terscheide, es  auch  nicht  dem  Richter  zustehe  ,  zu  unterscheiden  ;  da.ss  das  In- 
dossament eine  ausser^^ewöhnliche  Cessionsart  sei,  die  der  Cieselzy;tber  nur  liir 
einen  speciellen  C'ontract  f^eschatlVn  ,  der  zwar  alle  vorjjeschrieb«nen  Formali- 
taten haben  muss  ,  d.iss  man  ihm  aber  keine  l)eil»>|:;;en  soll,  die  nicht  im  (»escf/c 
nn^etuhrt  sbxl.  Aus  diesen  (iriinden  hat  daher  der  t'assationshof  unterm  5.  April 
lSü()  ein  Urlheil  eines  (Gerichtshofes,  das  die  Nullität  »ines  ln<lossam«'nts  nach 
Verfall  aussprach,  cassirt  und  erklärt,  dass,  so  lange  der  Untcrzeicluier  der 
Tratte  nicht  bezahlt  habe,    er  noch  Schuldner  bleibe. 

A.  d.  H. 
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Zweiter    Absclinitt. 

Vom  11  n  f  e  g'  e  1  in  ä  ssi^eii  Indossament. 

353.  Jedes  Indossament  ist  iinregelmässig,  das  nicht 
mit  den  im  §.1.  des  vorigen  Abschnitts  bestimmten  Formen  ver- 
sehen ist,  auch  dasjenig^e,  welches  in  hiänco  ist,  also  die  nöthi- 
gen  Angaben  nicht  Iiat,  bevor  nicht  ein  öffentlicher  Act  diese 
ünvollliommenheit  dargethan  hat,  oder  bevor  beim  Indossenten  eine 
Unfähigkeit    vorlianden   war. 

In  was  auch  der  Inhalt  eines  solchen  Indossaments  bestehen 
möge,  so  hat  es  schon  dadurch  allein,  dass  es  den  üebertrag 
nicht   bewirkt,   die   Wirkung  einer  Vollmacht  *), 

Das  unregelmSssige  Indossament  ist  im  Grunde  genommen 
keine  Negociation,  da  dieses  Wort  eine  interessirte  Cession  bezeich- 
net, woraus  man  schliessen  muss,  dass,  wenn  ein  Weclisel,  bevor  er 
negocirt  wird,  durcli  die  Gesetze  irgend  einer  fiscalischen  Forma- 
lität oder  zur  Zahlung  gewisser  Gebühren  imtorworfen  ist,  man' 
niclit  verbunden  wäre,  ilinen  naclizukommen,  bevor  ein  unregelmässi- 
ges  Indossament   darauf  gesetzt  ist  ^). 

354.  Diese  Vollmacht  gibt  dem  Inhaber  das  Recht,  sich 
bei  Verfall  zur  Erhebung  der  Zahlung  zu  präsentiren,  und  wird 
sie    ihm   geleistet,    so  befreit   sie. 

Wenn  also  der  Bezog-ene  eines  Wechsels  keine  legitimen  Gründe 
zur  Zahiniigsweigeriing  hätte,  die  er  dem  Vollmaclifgeber  entgegen- 
setzen könnte,  so  muss  er  an  denjenigen,  der  durch  nnregel massiges 
Indossament  luhaber  geworden  ist,  bezahlen  *j  ,  w  enn  ,  nach  der  Ab- 
fassung des  Indossaments,  dieser  Inhaber  berechtigt  ist,  den  Wechsel 
einzucassiren ;  denn  nach  No.  J81.  und  106.  ist  die  Zahlung  an  den 
Bevollenachtigten  des  Gläubigers  nicht  weniger  gütig,  als   an  ihn  selbst. 

Wenn  aber  der  Schuldner  irgend  eine  Compensation  demje- 
nigen entgegen  zu  setzen  hätte,  der  das  unregelmässige  Indossa- 
ment geschrieben*),  oder  eine  Opposition  oder  Arrest  in  Händen 
hätte,  der  bei  diesem  Indossenten  eingelegt  worden  wäre,  oder 
wenn  endlich  der  Indossent  sein  Mandat  widerrufen,  oder  wenn 
«uf  irgend  eine  andere  Weise  er  sich  opponirte,  dass  der  Schuld- 
ner  an    den    Inhaber   zahlte,   so    hätte   dieser   kein    Klagerecht. 

Diese  Grundsätze  dienen,  um  die  Wirkung  kennbar  zu  machen, 
die  ein  Indossament  haben  muss,  das  ein  Inhaber,  der  bloss  Voll- 
machthaber ist,  seiner  Seits  zu  Gunsten  eines  Dritten  maclien 
würde.      Wenn   sich   die  Ausdrücke  im  nnregelmässigen  Indossament 


1)  H.  G.  B.  138.  —  3)  Abw.  Ürih.  2.  Bruniaire  X.  Cass.  16.  Juli  1806. 
Abw.  Uith.  24.  Mai  J8üy.  —  3)  Abw.  Urth.  18.  Messidor  X,  2.  Praiiial  XIIJ, 
24.  b^ebr.  1806,  7.  April  1813.  —  4)  Cass.  27.  Jan.  1812,  29.  März  1813,  9.  Juni 
1814.     Abw.  Urth.  4.  März  1828.     Cass.  22.  April  1828. 
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nicht  auf  das  blosse  Recht,  den  Betrag  in  Empfang  zu  nehmen, 
bescliränken ,  was  man  mit  valeur  en  recouvrement  ^)  ausdrückt, 
so  kann  dieser  Inhaber  giltiger  Weise  das  Eigenthum  übertragen, 
wie  es  derjenige  tliun  konnte,  dem  der  Weclisel  wirklich  angehört. 
Da  ein  Wechsel,  seiner  Natur  nach,  eine  zum  iNegociren  bestimmte 
Schuldforderung  ist,  so  ist  die  aus  dem  unregelmässigen  Indossa- 
ment hervorgehende  nicht  beschränkte  Vollmacht  anzusehen,  als  be- 
zwecke sie  ebensowohl  die  Ermächtigung  zur  Cession  des  Wechsels 
als  auch  das  iVöthige  zu  besorgen^  um  Zahlung  zu  erhalten^). 
Da  er  aber  den  Wechsel,  über  den  er  verfügte,  nicht  als  PJigen- 
tlium  erhalten  hatte,  so  hat  er  seinem  Committenten  für  deii  ein- 
gezogenen Betrag  Rechnung  zu  halten ,  und  da  er  dadurch ,  dass 
€r  über  den  Wechsel  verfügte,  als  Commissionär  gehandelt  jiat,  so 
ist  er  dei*  Klage  auf  Gewährleistung  des  Cessionars  unterworfen, 
vorbehaltlich    seines   Regresses   gegen,  seine   Committenten^). 

Die  Wirkungen  der  Vollmacht  zu  negociren,  oder  Zahlung 
zu   empfangen,   soll   im    VI.   Ilauptstück    angegeben    werden. 

355.  Es  könnte  jedoch  geschehen,  dass  derjenige,  welcher 
imregelmässig  indossirt  hat,  den  Werth  des  Wechsels  von  demje- 
nigen erhalten  habe,  auf  dessen  Namen  er  so  indossirt  hatte. 
Der  Indossent  dürfte  dann  nicht  eine  von  üim  selbst  begangene 
Unregelmässigkeit  missbrauchen,  um  ^u  behaupten,  dass  der  A\ech- 
sel  sein  Eigenthum  geblieben  sei  und  er  dessen  Zahlung  direct 
verlangen  könnte ;  er  würde  durch  die  Exception  abgewiesen,  die 
aus  dem  Beweise -hervorginge,  dass  nämlich  der  INehmer,  es  sei 
nun  um  das  Eigenthum  zu  erwerben,  oder  im  Glauben,  der  Be- 
trag würde  eingehen,  diesem  unredlichen  Indossenten  den  Werth 
ganz   oder    theilweise   bezahlt    habe  *). 

Im  Grunde  genommen  ist  ein  sehr  grosser  Unterschied  zwi- 
schen der  Lage  des  Indossaten,  dem  der  Wechsel  mit  unregelmässi- 
gem  Indossament  remittirt  wurde,  und  der  Lage  des  Indossaten- 
durch  regelmässiges  Indossament.  Letzterer  hat  keinen  Beweis  zu 
führen  und  die  Vermuthung,  dass  er  das  Eigenthum  des  ANerhsels 
erworben  hat,  spriclit  gegen  den  Indossenten  und  gv^vn  Dritte. 
Derjenige  hingegen,  dem  nur  imregelmässig  indossirt  wurde,  kann 
dieses    Indossament   nicht   anrufen,    um   sich   als   Eigenthümer  auszu- 


1)  (Werth  in  Betreibung  des  1<)  i  n  p;  c  h  e  n  s  ,  oder  der  Zahlung  des 
Wechsels).  Statt  dieses  Ausdrucks  schreiben  nuth  IMiinchc  „vnlcur  cn  ntlentt'* 
(Wertli  in  Erwartung).  Beide  Arten,  den  \^erth  so  auszudrücken,  hnben 
in  dem  Falle  Statt,  wenn  man  Wechsel  zum  Kipziolien  üNenuacht,  und  sieh  da- 
für den  Betrag,  abzüglich  der  Spesen,  will  einsenden  lassen.  (^Schiebe,  L.  d. 
W.  §.  72.) 

2)  Abw.  ürth.  2.  Prairial  XIII.  Cass.  17.  Aug.  ISa7.  Abw.  Lrth.  20.  .l^n. 
18U,  20.  Febr.  IHIO,  2.  Aug.  1817.  Cass.  14.  Juli  1823.  Abw.  Urlh.  15.  M;irz 
1820,  17.  Decbr.  1827.  —  3)  Abw.  Urlli.  1.  Dccl)r.  1821).  —  4)  Abw.  L'rih. 
31.  Decbr.  1815,  lU.  März  1824. 
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gehen  ).  Wenn  er  gegen  den  Indossenten  behauptet,  dass  er  die- 
sem wirklich  ^en  Werth  bezahlt  habe ,  so  ist  er  verbunden,  die 
Exceptionen  zu  beweisen,  mittels  welcher  er  dem  Indossament  an- 
dere Wirkungen  beilegen  will,  als  diejenigen,  welche  vom  Gesetze 
bestimmt  werden.  Das  Recht,  das  ihm  zustehen  kann,  gründet 
sich  einzig  auf  die  Billigkeit,,  die  Niemandem  erlaubt,  sich  auf 
Rechnung  Anderer  zu  bereichern.  Es  handelt  sich  hier  nicht 
darum ,  einem  Unbesonnenen  ein  Vorzugsrecht  zu  ertheilen ,  der 
wissen  sollte,  zu  welcher  Bedingung  das  Indossament  den  üebertrag 
der  Forderung  bewirkt  und  der,  weil  die  Unkenntniss  des  Gesetzes 
bei  ihm  nicht  vermuthet  wird,  seine  Gelder  hingegeben  und  sich 
mit  einem  unregelmässigen  Indossament  begnügt  hat;  man  ist  ihm 
nur  schuldig,  zu  verhindern,  dass  er  nicht  bestohlen  werde.  Al- 
les hängt  in  diesem  Falle  vom  Beweis  und  den  Umständen  ab, 
die   vom   Richter  in    Erwägung   zu    ziehen   sind. 

In  der  VI.  Abtheilung  soll  dieser  Grundsatz  auf  die  Rechte 
angewendet  werden ,  welche  die  Gläubiger  des  fallit  gewordenen 
Indossenten,  der  unregelmässig  indossirte,  haben  würden,  um  den 
Wechsel,  ungeachtet  der  Ausnahme,  die  der  Inhaber  geltend  ma- 
chen wollte,  in  ^ie  Masse  zu  ziehen.  In  der  VII.  Abtheilung 
soll  die  Beschaffenheit  der  Klage  untersucht  werden,  zu  welclier 
ein  unregelmässiges  Indossament  in  dem  Falle  Anlass  geben  könnte, 
wo  der  Indossent  verlangen  wollte,  dass  derjenige,  dem  er  den 
Wechsel  auf  unregelmässige  Weise  übertragen,  ihn  für  den  Werth, 
den  er  durcli  IVegociation  oder  Zahlung  empfangen,  Reclinuug 
halte. 


Viertes  Capitel. 

Von       der       A     u     n     a     li     m     e    2) . 

356.  Unter  Annahme  eines  Wechselbriefes  («e- 
ceptailoti)  versteht  man  die  Erklärung,  wodurch  der  Bezogene  die 
Verbindlichkeit  contrahirt,  ihn  zu  bezahlen.  Folgende  wichtige 
Puncte    können    dabei    in   Betracht   gezogen    werden  :  ^ 

1)  Die    Verhindlichkdt    des    Ausstellers  ^     die    Annahme    zu    ver- 
schaffen ; 

2)  diejenige    des    Nehmers,    sie    zu    verlangen ; 

3)  diejenige    des   Bezogenen,    sie   zu    geben; 

4)  die   Art,  wie   sie   gegeben   werden   soll; 


1)  Abw.  Urth.  8.  Jan.  1812.  —    2)  S.  Schiebe  L.  d.  W.  Cap.  XI. 
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5)  die    Wirkungen,    die    sie    hervorbringen   kann ; 

6)  die    Folgen    der  Weigerung,    zu   acceptiren; 

7)  die    Acceptation   durch    Intervention. 

JErster    Abschnitt. 

Von   den  Verbindlichkeiten    des  Ausstellers    in  Bezugs 

auf   die   A  cce  p  ta  I  ijon. 

357.  Der  Aussteller  einer  Tratte  liat  nach  IVo.  323.  die 
Hauptverpflichtung  auf  sich,  mit  erster  Post  den  Bezogenen  Avis 
davon  zu  geben,  damit  der  iVehiner  oder  derjenige,  der  die  Uedlite 
des  erstem  ausübt,  keine  Weigerung  erhalte.  Diess  ist  nach 
No.   329.   eine   Folge    des    Wechselvertrags. 

Dieser  Avis  wird  inaiiclnnbil^,  wenn  es  die  Umstände  gebieten, 
an  einem  der  folgenden  Posttage  und  auf  verscinedeiien  Wegen  wie- 
derholt *).  Oft  übergibt  man  dem  iXehmer  ein  Duplicat  davon,  der 
sich  seiner  Seits  damit  befasst,  es  dem  Bezogenen  ziikommen  zn  las- 
sen ^).  Selbst  wenn  er  (der  Nehiner)  dieses  Duplicat  verlangt,  kaun 
sich  der  Aussteller  nicht  dazu  weigern,  er  nuiss  aber  desshalb  nicht 
weniger  direct  schreHjen ;  denn  wenn  der  Bezogene  einem  drillen  In- 
liaber  die  Annahme  verweigerte,  weil  ihm  der  dem  IN'ehmer  zugestellte' 
Avisbrief  nicht  zugekommen  ist,  so  wäre  der  Aussteller  vor  der  ge- 
richllichen  Klage  nicht  geschützt,  vorbehaltlich  jedoch  seines  Kegres- 
ses  ffeüen  den  nachlässigen  Aelimer. 


to^ö' 


ZweiterAbschiiitt. 

Von    der  Verbindlichkeit,    die  Annalime    zu  fordern. 

358.  Das  Recht,  die  Annahme  zu  lordern,  ist  im  Allge- 
meinen eine  Befugniss,  woson  der  Inhaber  nacii  Belieben  Gebrauch 
machen  kann.  Da  der  Bezogene,  so  lange  der  Aussteller  in  Cre- 
dit steht,  keine,  Sclnvicrigkeiten  maclien  wird,  zu  acceptiren,  und 
der  Inhaber  dadurch  eine  Sicherlieit  melir  erhält,  so  ist  es  in 
seinem    Interesse,    von    diesem    Hechte   Gebranch    zu    machen. 

Ein  zweiter  Grund,  warum  die  Acceptation  verlaugt  werden 
muss,  ist,  dass  es  nicht  unmöglich  wäre,  dass  der  Aussteller  einem 
neuen  jNehmer  ein  ZMcites  Kxemplar  gäbe,  oder  dass  der  iNeh- 
mer  die  verschiedenen  Kxemplare ,  die  er  sicii  geben  Hess,  ver- 
kaufte ^).      Da   mm    der   Bezogene   bereits    auf  eines   der   Evemplare 


1)  Z.  B.  wenn  eine  starke  Summe  jjczoj^cn  wurde;  in  Kriegszeiten;    bei  übor- 
set'ischen  Wec^hseln  ele.  A.  d.  H 

3)  Selten  ^ostliiciit  es,    tlass    der    Ausstollor    dem    Nehmor    ein    Duplicat   «1«"* 
Avi.xbrielVs,  oder  den  Avisbrief  selbst,  übergibt;  oder  es  nuiss'en  besondfr»*  l  lu 
stände  dabei  obwalti-n,  A.  d.    II. 

3)  Letzteres  bat  sich  schon  manchmal  erciiinct. 
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acceptirt  hat,  so  würde  er  die  Acceptation  auf  ein  zweites  liin 
verweigern ,  nnd  der  Inhaber  hätte  nur  einen  Regress  gegen  sei- 
nen Cedenten,  aber  keine  Rechte  gegen  den  Bezogenen.  Da  jedoch 
Jeder  am  besten  weiss,  was  er  in  seinem  Interesse  zu  thun  hat,  so 
ist  Niemand  gehalten ,  die  Annahme  zu  fordern ,  wenn  er  nicht 
dazu  durch  das  Gesetz ,  durch  Convention ,  oder  durch  die  von 
seinem    Committenten    erfialtene  Instruction    verbunden    ist. 

Die  gesetzlich  auferlegte  Verpflichtung,  die  Annahme  zu  be- 
sorgen, bezieht  sich  nur  auf  die  Sicht-Wechsel.  In  diesem  Fall 
sind  dem  Inhaber  zur  Präsentation  zur  Annahme  gewisse  Fristen 
eingeräumt,  die  nach  der  Distanz  der  Orte  und  den  Schwierig- 
keiten   der   Communicationen    berechnet   sind  *).   , 

Die  Bedingung,  die  Acceptation  zu  fordern,  kann  dem  ersten 
Nehmer  bei  der  Verhandlung  des  Wechsels  auferlegt  worden  sein; 
er  ist  gewissermaassen  in  die  La^e  des  Inhabers  versetzt ,  dem 
das  Gesetz  diese  Verpflichtung  auferlegt.  Versäumt  er  die  Be- 
sorgung der  Acceptation  in  der  übereingekommenen  F>ist,  oder 
ist  keine  Frist  bestimmt  und  der  Bezogene  zahlt  nicht,  oder 
maclit  bei  Verfall  Schwierigkeiten,  die  er  nicht  opponiren  konnte, 
wenn  die  Acceptation  zur  übereingekommenen  Zeit  wäre  gefordert 
worden,  so  kann  er  zu  Schadloshaltung  gegen  denjenigen  ange- 
4ialten  werden,  der  ihm  diese  Verpflichtung  auferlegt  hat.  Ist  es 
der  Aussteller,  so  konnte  er  Gründe  haben,  sich  von  der  erfolg- 
ten Acceptation  zu  unterrichten,  z.  B.  wenn  wegen  der  zur  Zah- 
lung bestimmten  Gelder  zwischen  dem  Bezogenen  und  dem  Aus- 
steller Schwierigkeiten  entstanden  sind,  die  sich  dann  durch  die 
Annahme  gehoben,  oder  den  Aussteller  veranlasst  hätten,  in  ge- 
höriger   Zeit    seine   Maassregeln   gegen   den    Bezogenen    zu    nehmen. 


1)  H.  G.  B.  160.  Diese  dem  Inhaber  von  Wechseln  auf  Sicht ,  nach  einem 
oder  mehrern  Tagen  oder  Monaten  oder.Uso  nach  Sicht,  eingeräumte  Fristen, 
innerhalb  welcher  er  die  Acceptation  oder  Zahlung  bei  Strafe,  seinen  Regress 
gegen  die  Indossenten,  und  selbst  gegen  den  Trass»nteu  ,  wenn  dieser  Deckung 
verschafi't  hatte,  zu  fordern  hat,  sind  folgende:  6  Monate  für  Siclit Wechsel,  die 
vom  Confinent  oder  den  Inseln  Europa'«  und  in  den  europäischen  lie- 
sitzungen  d«?s  Staates  gezogen  sind;  8  Monate  für  solche,  die  von  den  Handels- 
städten der  Levante,  oder  von  den  nördlichen  Küsten  von  Afrika  auf  die  euro- 
päischen Besitzimgen  des  Staates  und  umgekehrt  vom  Continent  und  de»i  Inseln- 
Europa's  auf  die  ISiederlassungen  von  Bürgern  des  Staates  in  den  Handelsstäd- 
ten der  Levante  und  an  den  nördlichen  Küsten  von  Afrika  gezogen  sind 5  1  Jahr 
für  di«  Wechsel,  die  von  d-or  Westküste  von  Afrika,  bis  zum  Vorgebirge  der  gu- 
ten Hoffnung  einschliesslich  gezogen  sind^  1  Jahr  für  die  Wechsel,  die  vom  Con- 
tinent und  den  Inseln  Weslindiens  auf  die  europäischen  Besitzungen  des  Staates 
oder  auf  die  Niederlassungen  von  Bürgern  des  Staates  an  den  Westküsten  von 
Afrika,  auf  dem  Continent  und  den  Inseln  Westindiens  gezogen  sind; '2  Jahre 
für  die  Wechsel  ,  die  vom  Continent  und  den  Inseln  Ostindiens  auf  die  europäi- 
schen Besitzungen  des  Staates,  und  uujgekehrt  vom  Continpnt  und  den  Inseln 
von  Europa  auf  die  Besitzungen  des  Staates  oder  die  Niederlassungen  von  Bür- 
gern des  Staates  auf  deni  festen  Lande  oder  den  Inseln  Ostindiens  gebogen  sind. 
Die  obigen  Fristen  von  acht  Monaten,  einem  Jahre  und  zwei  Jahren ,  werdoh 
zur  Zeit  eines  Seekrieges  verdoppelt. 


335 

Ist  es  ein  Indossent,  so  miisste  ihm,  wenn  er  dem  Aussteller 
nicht  traute,  daran  gelegen  sein,  sich  zu  versichern,  ob  der  Be- 
zogene acceptiren  würde,  um  im  Weigerungsfall  gegen  den  Aus- 
steller seinen  Regress  nehmen  zu  können.  Die  Verzögenm'^en 
des  Inhabers  könnten  also  die  Regressnahme  unwirksam  maclien, 
wenn  der  Aussteller  seitdem  fallirt  hätte.  Der  Inhaber  wurde 
nicht  geradezu  von  Rechtswegen  seinen  Regress  gegen  seinen  Vor- 
mann nehmen ;  er  könnte  aber  zu  Schadloshaltimg  angehalten 
werden. 

Hat  der  Inhaber  den  Wechsel  nur  als  Depositar  oder  Com- 
missionär  in  Händen,  so  muss  er,  der  ausdrücklichen  oder  muth- 
maasslichen  Vollmacht  gemäss ,  die  aus  seinen  Verhältnissen  mit 
dem  Deponenten  oder  dem  Committenten  entspringt,  Alles,  was 
deren  Interesse  erheischt,  besorgen,  (s.  IV.  und  VI.  Ilaiiptstück 
dieser  Abtheilung). 

Ist  dem  Inhaber  die  Verpflichtiuig  auferlegt,  die  Annahme  zu 
fordern,  so  muss  diess  nicht  nur  beim  Bezogenen  geschehen,  son- 
dern auch,  im  Weigerimgsfall,  bei  der  JNothadresse  in  der  Ord- 
nung und  nach  den  in  den  verschiedenen  Angaben  bestimmten 
Ausdrücken  '). 

359.  Ausser  den  angegebenen  Fällen  kann  die  Annahme 
zu  jeder  Zeit ,,  sogar  den  Tag  vor  Verfallzeit  verlangt  werden. 
Da  aber  am  Verfalltage ,  selbst  die  Zahlimgszeit  eintritt,  sowie  bei 
der  Präsentation  eines  Sicht- Wechsels  "),  so  wird  in  beiden  Fäl- 
len keine  Acceptation  uieiir  gefordert,  sondern  der  Bezogene  muss 
Zahlung  leisten.  Ks  kann  auch  geschehen,  dass  das  Recht,  die 
Acceptation  zu  fordern,  mit  dem,  die  Zahlung  zu  verlangen,  zu- 
sammentreffe; diess  ist  der  Fall,  Menn  sich  der  Bezogene  fallit 
erklärt,  dann  werden  nacli  j\o.  183.  seine  Schulden  auf  Termin 
sogleich    fällig. 

Wenn  aber  im  umgekehrten  Falle  ein  unredlicher  Inhaber 
»ich  beeilte,  die  Acceptation  zu  iordern ,  be\or  der  Bericht,  wo- 
von  No.  323.  und  357.  die  Bede  war.  dem  Bezo^reuen  zu::e- 
kommen  ist,  so  könnten  ihn  die  Gerichte  nach  l'iusländen  mit 
Zahlung  der  Kost«  n,  die  er  >erursacht  hat,  bestrafen.  Man  muss 
sogar  annehmen,  dass  -der  inliaber,  beu)r  er  die  Acceptation  for- 
dert, eine  gewisse  Anzahl  'läge  \erlliessen  lassen  muss,  «Is  näiu- 
lich  2^  M^riarneter  (5  Stunden)  Distanz  vom  Orte  der  Ausstel- 
lung   auf  den    Ort    der   Zahlung    sind  '). 

3()0.  Die  Acce])tation  Kann  v«)n  jedem  Wechselinhaber  ge- 
fordert Merden ,  seliist  wenn  der  V>  echsel  nicht  rtgelmäisig  iu- 
dossirt    wäre.      Hier    kann    nicht    in    Anwendung    gtbiathl    wer<len, 


1)  H.  G.  B.  173.  —    2)  II.  G.  B.   13().  —    3)  H.  Ci.   B.  I(m. 
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•was  No«  181.  gesagt  wurde,  weil  die  Acceptation  ein  blosser 
Beitritt  zum  Zahlungsauftrag  ist,  zu  dessen  Ausführung  es  dem 
Acceptanten  ohne  Zweifel  freisteht,  die  nöthigen  Vorsichtsmaass- 
regeln  zu  nehmen,  welchen  Auftrag  er  aber  olme  Gefahr  auf  dem 
Weclisel   annelimen    kann,   wer   auch   der    Inhaber    sein   mag. 

Der  Wechsel  muss  nothwendiger  Weise  dem  Bezogenen  prä- 
sentirt  werden;  ist  er  in  mehrern  Exenjplaren  ausgestellt,  so  wird 
nur  eins  davon  vorgezeigt.  Da  der  Avisbrief  nur  gegeben  wird, 
um  den  Bezogenen  von  der  Ausstellung  Nachricht  zu  geben  und 
einer  Fälschung  vorzubeugen ,  die  allenfalls  in  der  Unterschrift 
oder  in  den  Angaben  des  Weclisels  gemacht  werden  könnte ,  so 
ist  der  Avisbrief  kein  hinlängliches  Document,  um  die  Accepta- 
tipn  darauf  hin  zu  verlangen.  Er  setzt  bloss  das  Dasein  des 
Wechsels  voraus  und  kann  manchmal,  was  weiter  unten  gesagt 
werden  soll,  dienlicli  sein,  den  Verlust  des  Wechsels  wieder  gut 
zu    maclien;    er-  ersetzt   ihn    aber    nicht. 

Die  Acceptation  muss  nach  No.  186.  im  Domicil  des  Bezo- 
genen verlangt  werden,  ohne  Rücksicht  auf  den  Ort  der  Zahlung. 
Beides  kann  niclit  mit  einander  vermengt  werden,  denn  nichts 
hindert,  dass  ein  Bezogener  den  Auftrag  an  einem  andern  Orte 
vollzieht  '). 

Dritter    A  b  s  c  li  ii  i  1 1 . 

Von    den    Verbindliclikeiten    des   Bezog^enen    in  Bezug-  auf 

dieAcceptation. 

361.  So  wenig  man  verbunden  ist,  einen  empfangenen 
Auftrag  zu  vollzielien,  eben  so  wenig  ist  aucli  der  Bezogene  eines 
Wechsels,  oder  die  Nothadresse  gehalten,  ihn  zu  acceptiren ;  er 
muss  sich  aber  innerhalb  vier  und  zwanzig  Stunden  von  der 
Präsentation  an  erklären,  ob  er  acceptiren  will  oder  nicht;  durch 
diese  Frist  wird  ihin  Zeit  zum  Empfang  des  Avisbriefes  gelas- 
sen (s.  No.  323.  und  357.).  So  lange  er  diesen  Avisbrief  nicht 
erhalten  hat,  ist  er  zu  keiner  Erklärung  gelialten,  und  entstehen 
durch  seine  Weigerung  Unkosten  od<jr  Verluste,  so  muss  sie  der 
Aussteller  tragen,  der  den  Avis  zu  geben  vergessen  hat,  es  sei 
denn,  dass  der  Wechsel  ohne  weitern  Bericht"^  gezogen 
wurde.  Selbst  dann,  wenn  er  so  gezogen  wurde,  hat  der  Bezo- 
gene sich  zu  versichern,  ob  er  vom  Aussteller  gedeckt  ist,  oder 
ob  er  aus  Gefälligkeit  und  zu  Ersparung  von  Kosten  acceptiren 
will;    daher    ihm    die   uer  und  zwauzigstündige    Frist    gestattet    ist. 


1)  H.  O.  B.  123. 

2)  oder  auch  „laut  oder  ohue  Bericht/''  A.  d.  H. 


337 

Daraus,  dass  der  Wechsel,  er  mag  mm  acceptirt  oder  nicht 
acceptirt  sein,  nach  Ablauf  dieser  Frist  zurückgegeben  werden 
iMuss^),  folgt  nicht,  dass  der  Bezogene,  der  sich  noch  nicht  zur 
Annahme  erklärt  hat,  angesehen  wird,  als  habe  er  acceptirt;  er 
könnte  nur  zu  Schadloshaltung  verurtheilt  werden,  die  sein  Ver- 
zug verursachen  könnte.  Die  Gerichte  hätten  unter  solchen  Um- 
ständen nach  j\o.  188.  zu  bestimmen,  ob  dieser  Verzug  existirt 
und  ob  er  nachtheilig  war.  Wenn  der  Bezogene  einen  auf  einige 
Zeit  nach  Sicht  gestellten  Wechsel  unacceptirt  zurückgibt,  so  kann 
er  darauf  angeben,  dass  er  ihn  gesehen;  die  Weigerung  zu  accepti- 
ren  kann  aber  nicht  auf  den  Wechsel  geschrieben  werden ,  noch 
weniger  der  Grund  derselben,  der  dem  Credit  des  Ausstellers  nach- 
theilig sein   könnte. 

362.  Wenn  die  Acceptation  im  freien  Willen  des  Bezoge- 
nen steht,  so  geschieht  es  häufig,  dass  er  sich  zum  Voraus  dazu 
verbindlich  macht.  Er  kann  übrigens  die  auf  ihn  ausgestellte 
Summe  schuldig  sein  _,  es  kann  daher  geschehen ,  dass  seine  Wei- 
gerung  zu   acceptiren  ungerecht   oder   ungegrimdet    sei. 

Z.  13.  A.  Avill  auf  C.  (rassireii ,  er  kann  bei  diesem  aus  Vor- 
sicht zum  Voraus  anfragen,  ob  er  acceptiren  Avird  ,  und  auf  die  bejn- 
hende  Antwort  iiin  kann  er  dann  auf  A.  trassiren.  Oder:  B.  ^vill 
dem  A.  Trauen  auf  C.  g'eben ;  .  A.  kann  diesem  C.  schreiben ,  um 
sich  zn  erknndigen ,  ob  er  die  Tratten  von  H.  acceptiren  ^vird, 
und  a«if  die  bejahende  Antwort  des  C.  hin,  nimmt  A.  dem  B.  die 
Tratten  ab. 

Wie  bestimmt  auch  die  Antwort,  zu  acceptiren,  vom  Bezo- 
genen sein  mag,  so  ist  sie  nicht  als  eine  Acceptation  anzusehen, 
weil  nicht  versprochen  wird ,  diesen  oder  jenen  Wechsel  zu  be- 
zahlen, oder  diese  oder  jene  Delegation  zu  acceptiren,  wovon  ihm 
Avis  gegeben  wurde;  er  hat  bloss  dargethan ;  dass  er  SchuldiR-r 
war,  oder  versproclien,  ungedeckt  zu  acceptiren.  War  er  aber 
Schuldner,  so  hat  er  sich  die  Befuguiss  nicht  benommen,  sich  ge- 
gen seinen  Gläubiger  oder  dessen  Rechtsinhaber  zu  befreien  und 
mit  ihm  weitere  Neg(>ciationen  zu  machen,  die  ihm  Rechte  zur 
Compensation  oder  Retention  geben  würden.  ANar  er  nicht  Schuld- 
ner, so  hat  er  aus  gerechten  Gründen  dem  Rechte  nicht  entsagt, 
seinen  Willen  zu  ändern,  seine  Antwort  hat  keine  andere  Bedeu- 
tung, als  diejenige ,  dass,  ^enn  er  bei  Präsentirung  der  Wechsel 
zur  Acceptation  keinen  legitimen  Grund  hat,  er  sie  zu  geben  nicht 
verweigern  würde;  aber  im  Grunde  genonmien  hat  er  sie  nicht 
gegeben  -)• 


1)  H.  G.  B.  125.  —    a)  Abw.  L'rtb.  16.  Juni  1Ö07. 
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Derartige  Erklärimgen  könnten  also  weder  als  eine  Accepta- 
tion  angesehen  wtjrden,  noch  AYirkungen  derselben  haben.  Der 
Aussteller,  der  dem  Inhaber  die  Antwort  des  Bezogenen  übergibt, 
hatte  kein  Hecht,  zu  behaupten,  dass  er  sein  Versprechen,  die 
Acceptation  zu  Terschaffen,  erfiillt  habe,  und  der  Inliaber  des  Brie- 
fes könnte  sie  nicht  von  Seiten  desjenigen,  der  diese  Antwort  ge- 
geben,   als   eine   ausdrückliche  Acceptation    anselien    lassen. 

363.  Da  aber  nicht  erlaubt  ist,  den  Willen  aus  blosser 
Laune  zu  ändern,  und  da  eine  Handlung,  die  einem  Andern  Scha- 
den zufügt,  denjenigen  verbindet,  durch  dessen  Verschulden  er 
entstanden,  ihn  wieder  gut  zu  machen  ^),  so  kann  derjenige,  wel- 
cher ein  solches  Verspreclien,  schriftlich  oder  mündlich  vor  Zeu- 
gen, geleistet  hat,  oder  über  dessen  Dasein  ihm  der  Eid  zuer- 
kannt worden,  oder  wenn  es  folgerungsweise  gegeben,  z.  B.  durch 
vollzogene  Operationen,  die  dieses  Versprechen  verrauthen  Hessen, 
zu  Schadloshaltung  verurtheilt  werden,  wenn  er  ohne  legitime 
Gründe  sich  weigert,  eine  Acceptation  nach  der  vom  Gesetze  an- 
gegebenen Art  zu  geben  ^) ;  die  Gründe  der  Weigerung  würden 
nach    Umständen   gewürdigt.' 

Allerdings  verfällt  der  Bezogene,  der  die  Acceptation  ver- 
weigert, in  keine  Schadloshaltung,  wenn  er  als  Scliuldner  des 
Trassenten,  dem  er  zu  acceptiren  versprochen  hatte,  mittlerweile 
dessen  Gläubiger  wurde,  oder  wenn  Arreste  bei  ihm  eingelegt 
wurden,  oder  wenn  er  die  ausbedungene  vorläufige  Deckung  bei 
der  Präsentation  des  Wechsels  noch  nicht  erlialten  hat.  Ebenso 
kann  er  auch  die  ohne  Bedingung  versprocliene  Annahme  verwei- 
gern, wenn  in  den  Vermögensumständen  des  Mandanten  eine  Ver- 
änderung vorgefallen  wäre,  die  ilim  gerechten  Anlass  gäbe,  Sicher- 
heit  zi^   verlangen,    oder    die    den    Grund    seiner    Weigerung   angibt. 

364.  Ausser  diesen  Fällen  kann  der  Bezogene,  der  nicht 
zu  acceptiren  versprochen  hat,  sich  weigern,  ohne  sich  einer  Schad- 
loshaltung auszusetzen.  Selbst  wenn  ihm  seit  Ausstellung  des 
W^echsels  und  vor  dessen  Präsentation  Anschaffung  gemacht  wor- 
den, steht  es  ihm  frei,  die  Acceptation  zu  verweigern,  wenn  ihm 
diese  Anschaffung  nicht  ansteht  ^).  Jedoch  kann  die  Beschaffen- 
heit seiner  Verhältnisse  mit  dem  Aussteller,  und  das  Stillschwei- 
gen, das  er  seit  dem  Empfang  des  Avisbriefes  beobachtet  liat, 
zur  Entscheidung  dienen,  ob  er  sich  von  der  Acceptation  enthe- 
ben  konnte,    ohne   in    Schadloslialtung    zu    verfallen. 


1)  C.  G.  B.  1382;  —    2)  Äbw.  Urth.  22.  VentAse  XU. 

3)  Wenn  auch  ein  solches  Verfahren  nicht  am  Platze  wäre  ,  so  könnte  man, 
streng  genommen,  ihn  nicht  zu  den  Kosten  verurtheileu  lassen,  wozu  seiue  Wei- 
gerung und  sein  böser  Wille  Anlass  gegeben  hätten. 

Pard. 
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I>iT  Umstand,  dass  der  Bezogene  Schuldner  dos  Gläiibig<;r<s 
wäre,  wiirde  nicht  in  allen  Fällen  ohne  ünterscliied  hinreichend 
sein ,  um  ihn  wegen  verweigerter  Annahme  zu  Schadloslialtung 
venu  tJieilen  zu  lassen.  Gutes  Vernehmen  und  Treue  und  Glau- 
ben im  Handel  erlauben  einem  Gläubiger  nicht,  auf  seinen  Scliuld- 
ner  zu  trassiren ,  ohne  mit  ihm  einig  zu  sein,  und  ohne  ihm 
Rechnung  eingesandt  zu  haben ,  -aus  welcher  er  ersehen  konnte, 
was  er  scliuldig  wäre.  Da,  von  einer  andern  Seite  betrachtet,  die 
Acceptation  den  Acceptanten  zum  directen  Scliuldner  des  Wech- 
sels maclit,  so  setzt  sie  ihn  gerichtlichen  Klagen  aus,  zu  wel- 
chen alle  gewöhnlichen  Scliulden ,  selbst  Handelsscliulden ,  nicht 
Veranlassung  geben;  sie  beraubt' ihn  der  in  iVo.  183.  erwälinten 
Vortlieile,  die  Nachsicht  der  Richter  anzusprechen,  um  einige 
Frist  zu  erhalten  oder,  wie  No.  !99.  zu  ersehen,  vor  der  Zeit 
zu  bezalilen  ^).  Der  Mangel  an  Zahlung  des  Wechsels  kann  ihn 
seinen  Riclitern  entziehen,  vor  welche  er  sonst  gehörte,  wenn 
eine  einfaclie  Klage  gegen  ilin  eingeleitet  würde.  Der  GIäuI)iger 
darf  das  Scliicksal  des  Scliuldners  nicht  erschweren,  noch  dessen 
Lage  verändern,  was  aber  gescijehen  würde,  wenn  es  ilim  frei 
sti'inde,  auf  ihn  aus  dem  Grunde,  dass  die  Forderimg  kaufmänui- 
sclier    Natur   wäre,    zu    trassiren. 

Endlich  kann  es  Fälle  geben,  wo  es  der  Kluglieit  gemäss 
ist,  sogar  bei  versprochener  Acceptation  und  nach  erhaltener  Deckung 
dennoch  die  Acceptation  zu  verweigern;  diess  wäre  z.  1}.  der  Fall, 
wenn  der  Aussteller  fallirte.  Hier  gebietet  die  Klugheit  dem 
Bezogenen,  keine  Verbindlichkeit  einzugeh<;n,  ohne  die  Svndici  der 
Masse  in  den  Stand  gesetzt  zu  Iiaben,  die  Anforderungen  des  In- 
habers  zu   constatiren. 


Vierter    A  I)  s  c  1i  n  i  1 1 . 

W ie  mus8  die  Acceptation  geg-eben  werden   *)? 

36o.  Die  Annahme  niuss  schriftlich  mit  klaren  Wor- 
ten ausgedrückt  und  unterzeichnet  sein').  Sie  lässt  sich 
nach  No.  361.  nicht  durch  das  Stillschweigen  nach  der  Präsen- 
tation vermutlien,  wie  lange  es  auch  dauern  möge.  Diess  würde 
aber   niclit    verhindern,    dem  Bezogenen  über  den  Punct,   ob  er   dem 


1)  H.  G.  ß.  144,  157. 

2)  In  diesem  .\l)s<!hnitte  wird  Torniisgpgotzt,  d.i«!s  dor  nezofjene  keine  Schwie- 
rijikcifon  macht,  d*»n  >Vccli.sel  zu  aoccpfircii  ,  und  os  soll  lii««r  nur  iiiitorsnrht 
wcrclt'n,  wie  die  Acceptation  aus'^edrückt  >verdon  ujuss  ,  daniil  dtr  InlialuT  sicü 
daiiiit   l)t>};nn{io.  l>ard 

3)  H.  U.  ü.  122. 
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Inhaber    die    Zaliliing    versprochen  hat   oder   nicht  ^    den    Eid    zu- 
schieben   zu   können. 

Es  gibt  noch  einen  Umstand,  in  welchem  gegen  den  Bezo- 
genen eines  Wechsels  auf  eine  relative  Weise  und  ausnahmsweise 
vermutliet  werden   könute,    als   habe    er   acceptirt. 

Z.  B.  A.  Irassirt  auf  B.  Ordre  C.  ]  dieser  cedirt  den  WecLsel, 
und  mittels  liinziigekominener  Indossamente  \\ird  der  bezogene  B.  Ei- 
g'entliiimer  des  Wechsels.  B.  setzt  ihn  aber  vor  Verfall  indossirt  in 
Circnlation  (s.  No.  237.).  Würde  erwiesen ,  dass  B.  zur  Zeit ,  als 
er  Eigentliiimer  des  Wechsels  war,  Decknng-  gehabt  liiitte ,  so  könnt«» 
er,  wenn  er  nicht  bezahlt  und  als  Indossent  gerichtlich  verfolgt  wird, 
wicht  g'Cg'en  seine  Vormänner,  auftreten;  denn  es  ist  seine  Schuld,  dass 
er  die  Deckung-,  die  er  in  Händen  hatte,  nicht  behalten  hat ,  wozu  er 
berechtig-t  war  (s.  No.  379.). 

Uebrigens  ist  der  Bezogene,  der  einmal  acceptirt  hat,  nicht 
gehalten,  seine  Acceptation  nochmals  zu  geben;  er  kann  also  nicht 
gehalten  werden ,  mehrere  Exemplare  des  nämlichen  Wechsels  zu 
acceptiren. 

3664  Die  Acceptation  wird  am  gewöhnlichsten  durch  das. 
Wort  acceptirt  oder  angenommen  (juccepte)  ausgedrückt ; 
jedoch  will  dicss  nicht  sagen,  dass  ein  anderer  Ausdruck  die  Nul- 
lität der  Annahme  bewirken  und  als  ein  hinreichendes  Mittel  an- 
gesehen werden  könnte,  um  den  Acceptanten  zu  ermächtigen,  zur 
Verfallzeit  nicht  zu  zahlen,  oder  um  die  Klage  des  Inhabers  zu 
rechtfertigen  (die  Gründe  davon  s.  in  No.  19i.  und  339.).  Würde 
der  Acceptant,  statt  „acceptirt"  zu  schreiben,  die  Worte  brauchen : 
„ich  werde  honoriren",  „ich  werde  zahlen",  „ich  werde  einlö- 
sen"^), so  wäre  er  nicht  minder  verbindlich ,  als  wenn  er  sich 
des  vom  Gesetze  bestimmten  Ausdrucks  bedient  hätte.  Würde  er 
sich  aber  weniger  deutlich  ausgedrückt  haben ,  z,  B.  „  gesehen ", 
so  liesse  sich,  nicht  so  genau  daraus  schliessen ,  dass  er  sich 
verbindlich  machen  wollte.  Die  Ausdrücke:  „ich  werde  honori- 
ren"  etc.  können  dem  Worte :  „ich  acceptire"  gleichgeltend  schei- 
nen, weil  sie  nicht  leicht  etwas  Anderes  bedeuten  können;  aber 
das  Wort  „  gesehen  '^  kann  in  einigen  Umständen  in  einer  ganz 
andern    Absicht   geschrieben    worden    sein. 

Wenn  der  Wechsel  auf  eine  gewisse  Anzahl  Tag^  nach  Sicht 
gezogen  ist,  so  kann  der  Inhaber  ein  Interesse  haben ,  vom  Bezogenen 
den  Beweis  zu  erhalten,  dass  er  sich  an  diesem  oder  jenem  Tage  prii- 
sentirt  habe,  damit  die  Sichtfrist  von  diesem  Tage  an  laufe,  um  die 
Zahlung*  fordern  zu  können;    es  kann  daher  geschehen,    dass  das  vom 

1)  Das  Handelsgericht  von  Paris  hat  aber,  gegen  die  Meinung  der  Rechtsge- 
lehrten, unterm  26.  Decbr.  1838,  entschieden,  dass  der  Ausdruck  ,yvu  pour  payer'^ 
nicht  als  Acceptation  angesehen  werden  kann,  und  es  hielt  sich  streng  an  den 
Art.  133.  des  H.  G.  B.  A.  d.  H. 


341 

Bezogenen  g-escbriebiBne  „g:eselien^'  nicht  bez^veckte,  sich  znr  Zahlung 
verbindlicli  zn  machen,  sondern  ohne  Kosten  ein  Factum  zu  attestiren, 
das  ohne  dieses  nur  dtirch  aussergericht liehen   Act   bezeugt  wird  *). 

Man  würde  dem  Bezog^enen ,  der  vorgeben  würde,  dass  dieses 
Wort  g^egen  ihn  kein  Beweis  Yon  Acceplalion  sei,  leicht  glauben,  und 
der  Inhaber  hat  sich  den  begangenen  Fehler  beizumessen ,  w  enn  er 
keine  ausdrücklichere  Erklärung  verlangt  hat.  Das  Wort  ,, gesehen', 
würde  nur  insofern  als  gleichbedeutend  mit  ,,accei)tirt''  genommen, 
W'enn  die  Umstünde  niclit  erlaubten,  nach  Ortsgebrauch  ihm  eirten  an- 
dern JSinn  zu  geben.  Diess  wäre  der  Fall,  wenn  man  schriebe  ,, gese- 
llen, nm  zu  zahlen";  es  wäre  eben  so  natürlich  als  gerecht,  daraus 
zn  folgern,  dass  es  der  Wille  des  Bezogenen  war,  sich  Terbindlich 
zu  machen,  \veil  er  das  ,, gesehen'^  verweigern  und  protestiren  lassen 
konnte.  In  beiden  Fallen  aber  muss  das  „gesehen"  vom  Bezogenen 
oder  von  seinem  Vollmachthaber  unterzeichnet  sein. 

367.  Es  ist  nicht  nöthig,  dass  der  Acceptant  die  zu  zah- 
lende Summe  anführe,  selbst  wenn  er  nicht  Handelsmann  ist  ~) 
(s.  No.  330.).  Nur  Frauenzimmer,  die  nicht  Handelsleute  sind, 
machen  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel,  well  ihre  Unterschrift 
auf  Wechseln  bloss  eine  Civilobligation  ist  ^).  Dennoch  hat  der 
Gebrauch  eingeführt,  dass  man  in  der  Acceptation  auch  die  Summe 
ausdrücke ,  was  deshalb  geschieht ,  um  jeder  Verfälschung  im  In- 
halt des  Wechsels  vorzubeugen.  Diess  ist  sogar  unumgänglich  nö- 
thig,  wenn  für  eine  geringere  Summe  äcceptirt  wird.  Der  Ac- 
ceptant muss  nach  No.  243.  auf  die  nämliche  Weise  unterschreiben, 
wie  er  es  für  seine  kaufmännischen  Engagements  thut.  Ist  die 
Acceptation  von  einer  Societätshandlung  gegeben ,  so  muss  sie  mit 
der  Societätsfirma  unterzeichnet  sein. 

Im  VI.  Hauptstück  soll  die  Wirkung  einer  Acceptation  ange- 
führt werden,   die   von   einem  Angesteilten   gegeben  ist». 

Ist  der  Weclisel  auf  zwei  Personen  gezogen,  so  verpflichtet 
die  Unterschrift  der  eiiuu  die  andere  nicht,  es  sei  denn,  dass  sie 
miteinaiuler  associirt  vären"*).  Acceptiren  aber  beide,  ohne  die 
Societät  auszudrücken,  so  existirt  sie  nach  den  in  No.  182.  er- 
klärten  Grundsätzen. 

Es  ist  nicht  unumgänglich  nöthig,  dass  die  Acceptation  auf 
dem  Wechsel  selbst  geschrieben  sei,  sie  kann  auch  durch  Separat- 
Acte  gegeben  werden  ^) ;  diess  kann  in  einer  Voraussetzung  ge- 
schehen,  die  von   der  im  Beispiel  No.  302,   verschieden   ist. 


1)  Al)w.  Urtb.  24.  Dcclir.   IS24. 

2)  Kaufmäniiisrh  isl  es  al>or,    «lio  .Summe  im  Accept  anzuführen  («.  den  Wech- 
selbotru<;  in   li  li  s  c  li  ,  Darstclliint;  der  llandliini;,    der  nicht  hätte  vorfallen  kön 
hen,  wenn  d'w.sc  \  orsiclit  uäre  beobachtet  worden).     Bei  der  Acceptation  per  In- 
tervention wird  in  der  Ilej^el  auch  die  Summe  ausgedrückt.  A.  d.  H. 

3)  H    (i.   JJ.   11.3.  —     4)  C.  G.  n.   1S«2. 

5)  Dieser  Meinung  widersprechen  einige  Kechtsgelehrte  und  selbst  ein  IVtheil 
des  CassalionshiilVs,  ueil  aus  dem  Art.  122.  des  H.  (i.  B.  hervorgehe,  dass  die 
Acceptation   aul   dem  Wechsel    gegeben  werden  muss  j   denn  dadurch  >»ürdc  erst 
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Z.  B.  B.,  nachJem  er  von  A.  auf  C.  Wechsel  erhallen  Laf, 
benachrichtigt  diesen  davon  und  vvünsclit  sie  acceplirt  z«  haben ;  er 
müsste  sie  deshalb  an  Ort  und  Stelle  senden,  um  sie  dem  Bezogenen 
zur  Annahme  präsentiren  zu  lassen  ^) ;  allein  verschiedene  Ursachen 
können  ihn  darari  verhindern,  z.  B.  die  Wechsel  können  verlegt  oder 
verloren  sein  nnd  die  Formalitäten,  um  sich  an  deren  Stelle  andere  zu 
verschaffen,  können  lange  dauern;  es  ist  ihm  aber  daran  gelegen,  den 
Willen  des  Bezogenen  sogleich  zu  kennen.  Ist  dessen  Antwort  be- 
jahend ,  so  kann  man  nicht  sagen ,  dass  sie  ohne  alle  Wirkung-  sei  *, 
diess  ist  eine  strenge  Verbindlichkeit,  die  mit  Kenntniss  der  Sache  ge- 
g-eben  worden,  und  derjenige,  der  sie  eingegangen,  obgleich  er  seine 
Acceptation  auf  dem  Wechsel  noch  nicht  gegeben,  ist  nicht  weniger 
gebunden,  als  es  ein  Verkaufer  ist,  der,  indem  er  die  Verkaufsbedin- 
gungen unterschreibt,  sict  verbindlich  machen  würde,  vor  Noiar  einen 
Contract ,  einzugehen.  Diese  Art  Acceptation  scheint  kein  Hinderniss 
darzubieten;  diejenigen,  welche  irgend  einige  Wichtigkeit  auf  die 
Obligation  des  Acceptanten  setzen,  können  die  Uebergabe  der  Separat- 
schrift, welche  sie  enthält,  fordern.  Der  Umstand,  dass  eine  solche 
Schrift  verloren  gehen  oder  auf  andere  Hindernisse  sto^sen  kaim,  kann 
diejenigen,  welchen  eine  solche  Acceptation  angeboten  würde,  zurück- 
haltender machen;  w^äre  sie- aber  so  g;egeben ,  so  soll  sie  nicht  weni- 
ger Wirkung  hervorbringen,  als  die  auf  dem  Wechsel  selbst  gege- 
bene Acceptation  ^). 

In  Folge  des  Gesagten  könnte  auch  eine  solche  Verbindlich- 
keit gegen  den  Aussteller  eingegangen  v^erden,  besonders  wenn  ei 
im  Auftrage  eines  Coramittenten  handelt.  In  No.  580.  ersieht 
man,  wie  dieser  AussteUei?  gegen  den  Inhaber  verbunden  ist,  als 
wenn  er  für  eigene  Rechnung  gezogen  hätte,  es  ist  daher  wich- 
tig für  ihn,  zu  v\issen,  ob  derjenige,  auf  welchen  er  den  Auftrag 
au  ziehen  erhielt,  die  Tratten,  die  er  unter  solchen  Umständen 
gezogen,  acceptiren  will.  Antwortet  Letzterer,  dass  er  acceptire, 
Um  sie  bei  Verfall  zu  bezahlen,  oder  bedient  er  sich  gleichbe- 
deutender  Ausdrücke,    deren   Sinn  nicht  zweifelhaft   ist  ^),    so   kön- 


der  AVcchselcontract  perfect,  was  aber  nicht  durch  Separat-Versprechen   gesche- 
hen könne.  A.  d.  H. 

1)  Im  AVechselgeschäft  ereignet  sich  oft,  dass  man  dem  Bezogenen  die  Pri- 
men zur  Annahme  diiecte  einsendet,  um  sie  dann  zur  Verfügung  der  Secunden 
zn  halten.  In  diesem  Falle  wird  er  bei  der  Einsendung  aufgefordert,  in  Ant- 
ivort  zu  erklären,  ob  man  die  Primen  als  acceptirt  ansehen  kann  ;  er  muss  sie 
dann,  mit  seiner  Acceptation  versehen,  zur  Verfügung  der  Secunden 
halten.  Dieser  Fall  ereignet  sich  aber  nur,  wenn  man  mit  dem  Bezogenen  in 
Verbindung  steht,  und  zu  seiner  Redlichkeit  volles  Vertrauen  hat.         A.  d.  H. 

2)  Cass.  16.  April  J823.  Das  Urtheil.ist,  wie  oben  gesagt,  dieser  Meinung 
entgegen.  _  ..... 

3)  Die  Ausdrücke  müssten  aber  sehr  bestimmt  und  bindend  sein.  Die  übliche 
Antwort  des  Bezogenen  einer  Tratte,  sie  mag  nun  für  eigene  Rechnung  oder 
commjssionsweise  gezogen  sein,  „er  werde  honoriren  " ,  „er  bereite  der  Tratte 
gute  Aufnahme''  etc.  bindet  ihn  nicht  gegen  den  Nehmer,  da  sie  keiner  Accei)ta- 
tion  gleichgestellt  werden  kann.  Anders  verhielte  es  sich  aber  in  folgendem 
Falle,  der  sich  schon  manchmal,  und  neuerdings  bei  der  letzten  nordamerikani- 
sche Krisis  zugetragen  hat.  ^in  Haus  in  "New- York  bestellte  nämlich  bei  ei- 
nem Fabrikanten  In  Sachsen,  mit  dem  es  in  Verbindung  stand,  eine  Partie  Waa- 
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nen  die  Geridrte  aus  dieser  Erklärung  eine  wirkliche  Acceptation 
ersehen  ^).  Daraus  folgt  natürlicher  Weise,  dass  derjenige,  der 
zugleich  Inliaber  des  Weclisels  und  der  Verbindlichkeit  ist,  wo- 
durch der  Bezogene  zu  zahlen  verspricht,  beides  in  seinem  In- 
teresse geltend  machen  kann.  Selbst  dann,  wenn  durch  spätere 
üebereinkunft  zwischen  Aussteller  und^  demjenigen,  der  das  Ver- 
sprechen gegeben,  bezweckt  würde,  die  Promesse  zu  widerrufen 
oder  zu  modificiren,  hatte  der  Inhaber,  der  sie  besitzt,  niclit  we- 
niger Grund,  sie  geltend  zu  maclien,  weil  man  in  dieser  zweiten 
Hypothese  nicht  sagen  kann,  dass  der  Inliaber,  wie  in  No.  302., 
aus  Vorsiclit  eine  Promesse  erhalten  wollte,  mittels  welclier  es 
ihm  nachher  frei  stünde,  denjenigen,  der  sie  gegeben,  zu  ent- 
binden. Dieser  Aussteller  war  wirklicher  Mandatar  des  Inhabers; 
die  Verbindlichkeit,  diu  er  gegen  ilin  eingegangen  liat,  wird  an- 
gesehen ,  als  habe  er  sie  zu  Gunsten  des  Inhabern  eingegangen, 
und  die  Acte,  die  eine  Willensveränderung  darthun,  wären  nur 
Reverse,  die  gegen  denjenigen  keine  Kraft  hätten ,  der  das  Ver- 
spreclien  des  Bezogenen,  die  Wechsel  bei  Verfall  einzulösen,  in 
Händen   hätte. 

36H.  Das  Datum  der  Acceptation  wird  nur  in  dem 
Falle  verlangt,  wenn  der  Weclisel  auf  eine  gewisse  Zeit  nach 
Sicht  lautet"),  weil  diess  das  einzige  Mittel  ist,  die  Verfallzeit 
BU  bestimmen.  Würde  jedoch  der  Lihaber  eines  auf  eine  be- 
stimmte Zeit  gezogenen  Wechsels  das  Datuui  der  Acceptation 
verlangen,  so  könnte  diess  der  Bezogene  nicht  verweigern,  Meil 
es  geschehen  kann,  dass  dem  Inhaber,  wenn  er  als  Commissionär 
handelt,  daran  gelegen  ist,  darzuthun,  dass  er  das  iNöthige  be- 
sorgt habe.  Bei  Sichtwechseln  würde  die  Auslassung  des  Datums 
die  Acceptation    nicht   ainiuUiren    und    auf    keine  Weise    den    Inha- 


ren  für  ungefähr  1C?,000  Francs  an  Werth  ,  und  triip;  ihm  anf,  sich  auf  ein  ge- 
mIssos  Haus  in  l->oii  für  den  lietrag  zn  erholen.  Der  Kahrikant  gab  dorn  l-vo- 
ner  Hanse  Nachricht  von  dieser  Bestellung  und  fragte  an,  ob  er  für  hes.jgt« 
Summe  Hccieditirt  sei  und  sie  bei  Ausführung  der  Bestellung  trassiren  ki»nne. 
Diess  bestätigte  das  l.yoner  Haus,  erklärte  sich  bereit,  die  'Praften  für  Rech- 
nung <les  l'reundes  in  New-York  zu  honoriren,  bedingte  sich  jedoch  Kactur  und 
ein  K\L'ii!|»l.ir  (b>s  N  erladungsscheines  aus^Haniburg  aus,  über  Vielehen  l*lalz  die 
AVaare  zu  spediren  war.  hn  N  ertrauen  auf  die  gomachte  Zusage,  frissirte  «ler 
Fabrikant  den  B^^trag  der  voll/ogenen  BestoIIiing  und  erlüllte  auch  <lie  gemachte 
Bedingung  hinsichtlich  der  Factiu*  und  des  Verladnugsscheines.  |);i  aber  die 
Krisis  inuner  j^tärker  geworden,  so  sehrieb  f .yon  ,  dass  es  die  Tratten  unter  sol- 
chen Lmstäiulen  nicht  acceptire,  jedoch  hotfe  es,  für  New-York  Zililung  leisten 
zu  künnen.  Hier  entstand  nun  «lie  Krage:  ob  I-von  iraeh  Reefjt  und  Billigkeit 
sein  gegebenes  Nerspreehen  aurücknelwnen  konnte?  und  uir  antworteten  :  Nein, 
denn  es  hatte  sich  gbichsam  als  Scbuldner  für  New  York  anigestellt  ,  nn<i  nur 
darauf  hin  ist  die  Bestellung  ausgeführt  worden-;  j«  es  wate  zur  Acceptation  dfr 
Tratten  gelialten  gewesen,  selbst  wenn  sein  Freund  in  New-York  schon  vor  der- 
selben fallit  gewoiileu  wäre.  -  A.  d.  II. 
1)  Abw.  L'rth.  lü.  März  1823.  —    2)   H.  G.  B.  122. 
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ber   benachtheiligen ;   da   diese  Auslassung  nicht   von    ihm   ausging^^ 
so   würde   sie    vielmehr    zu    seinen    Gunsten   ausgelegt. 

Wer  also  iu  einem  Wechsel,  der  auf  eine  g-ewisse  Zeit  nach 
Sicht  gestellt  ist,-  das  Datum  Avegliesse ,  -würde  angesehen,  als  habe 
er  den  Wechsel  am  Tage  der  Ausstellung-  gesellen  und  acceptirt  und 
die  Zahlung  A\'äre  in  dem  darin  ausgedrückten  Termin,  vom  Datum 
der  Ausstellung  an  gerechnet,  verfallen.  Die  Srhwierigkeiten ,  die  in 
einem  solchen  Falle  in  Betreff  der  Zeit  entstehen  konnten,  in  wel- 
cher das  Nö'thige  bei  Nichtzahlung  besorgt  werden  muss ,  sollen 
Wo.  420.  angegeben  werden, 

Ueberhaupt  ist  das  vom  Bezogenen  der  Acceptation  gegebene 
Datitm  glaubwürdig  und,  um  in  Betreff  Dritter  als  wahrhaft  an- 
gesehen zu  werden,  bedarf  es  zu  Erlangung  einer  Gewissheit  der 
im  gemeinen  Rechte  angegebenen  Mittel  nicht.  Die  Regel  ist  in 
diesem  Betracht  die  nämliche,  welche  in  No,  333.  für  die  Wech- 
sel angegeben  wurde.  Wenn  aber  Jemand  ein  Interesse  Iiätte,  zu 
beweisen,  dass  das  Datum  der  Acceptation  verändert  Morden  ist, 
z.  B.  um  den  gegen  die  Indossenten  verlorenen  Regress  zu  ver- 
längern,  so   würde    der  Beweis    zugelassen  ^), 

369.  Ein  Wechsel  kann  in  einem  andern  Domicil, 
als  demjenigen  des  Bezogenen,  zahlbar  sein  ").  Da  in  diesem 
Falle  die  Angabe  dieses  Domicils ,  wo  der  Inhaber  sich  zu  prä- 
sentiren  hat,  vergessen  sein  kann,  so  muss  die  Acceptation  das 
Domicil  angeben,  wo  die  Zahlung  geleistet  und  das  INöthige  be- 
sorgt werden  soll.  Die  Acceptation,  die  diese  Angabe  nicht  ent- 
halten würde,  könnte  vom  Inhaber  als  unvollständig  zurückgewie- 
sen werden;  denn  einerseits  würde  sie  nicht  die  bestimmte  An- 
gabe des  Hauses  enthalten,  wo  er  sich  bezahlt  machen  soll,  und 
anderseits  wäre  nach  der  Convention  selbst  dieser  Zahlungsort 
nicht  das    wahre   Domicil. 

370.  Die  Acceptation  muss  unbedingt  gegeben  werden. 
Der  Inhaber  kann  (No.  361.)  als  Mandatar  keine  bedingungsweise 
Annahme  gestatten,  d.  h.  eine  Verbindlichkeit,  wovon  der  Bezo- 
gene die  Vollziehung  mittels  Bedingung,  Umstände  oder  correlati- 
ver  Obligationen,   die   nicht   im   Wechsel    stehen,    abhängig  machte. 

So  kann  der  Inhaber  die  Acceptation  verweigern,  die  unter  der 
Bedingung  gegeben  Avürde,  erst  dann  zu  zahlen,  -weim  der  Aussteller 
die  Deckung  vor  Verfall  macht,  oder  wenn  sie  nur  gelten  solle,  falls 
noch  kein  früheres  Exemplar  acceptirt  ist.  Eben  so  verhielte  es  sich, 
wenn  die   Verfall  zeit,  die  Zahlungsart  etc.  hinausgeschoben  würde. 

Dem  strengen  Rechte  nach  konnte  auch  nicht  der  Acceptant 
ohne  Genehmigung  des  Inhabers  in  der  Acceptation  eines  doniici- 
lirten  Wechsels  bedingen,   dass    sich   dieser  zur  Erhebung   der  Zah- 


1)  Abw.  ürth.  21.  März  1806.  —    2)  H.  G.  B.  123. 
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limg  iiöthigenfalls  bei  einer  anderen  Person  prdsentire.  Der  Ac- 
ceptant  kann  auch  keine  andere  Stadt,  als  den  im  Wechsel  be- 
zeichneten Zahlungsort  angeben,  da  diess  die  Basis  und  die  Be- 
dingungen   der    Verhandlung   Terändern   würde. 

371.  Hätte  jedoch  der  Inhaber  die  erwähnten  Aenderungen 
im  Accept  gestattet,  oder  hätte  er  nicht  Protest  erhoben,  wie 
No.  381.  gesagt  werden  soll,  so  wäre  er  angesehen,  als  habe  er 
eingewilligt  jmd  könnte  dann  vom  Acceptanten  nicht  mehr  verlan- 
gen, als  dieser  versprochen  hat;  er  hätte  keinen  Grund,  bei  Ver- 
fallzeit die   Zahlung   nach   der  Angabe  des   Ausstellers    zu   verlangen. 

Daraus  ergibt  sich  auch,  dass  der  Inhaber,  der  eine  so  mo- 
dificirte  Acceptation  verweigert  hätte,  in  der  Folge  sie  nicht  mehr, 
wie  sie  urspriinglich  angeboten  war,  verlangen  könnte;  der  Bezo- 
X  gene  würde  sich  auf  die  Verweigerung  seines  Anerbietens  stützen 
und  von  dem,  was  es  Obligatorisches  für  ihn  gehabt  hätte,  ent- 
bunden   sein. 

372.  Der  Grundsatz ,  dass  die  Acceptation  keine  Clansei 
enthalten  darf,  welche  die  Rechte  des  Inhabers  beschränkt,  mirss 
klar  verstanden  werden,  wenn  diese  Beschränkungen  als  eine  Wei- 
gerung betraclitet  werden  sollen ,  die  zum  Regress  des  Inhabers 
gegen  die  Indossenten  und  den  Aussteller  Anlass  gelien  würde. 
Wäre  diese  Beschränkung  auf  Particular-Forderung  gegründet,  die 
der  Bezogene  gegen  den  Inhaber  machen  würde,  so  wäre  es  an 
diesem,  sich  dagegen  zu  vertheidigen,  wenn  er  sie  nicht  einwil- 
ligen   wollte. 

Z.  B.  A.  Irassirt  auf  B.  Ordre  C. ,  dieser  priisentirt  den  AVech- 
sel  zur  Annalnne.  B.  läug-iiet  nicht ,  die  Deckung-  zu  Laben ,  er  ist 
aber  Gläubiger  von  C. ,  oder  gibt  sich  dafür  aus  und  acceplirt  dann 
folgeiulennaassen :  ,, acceplirt,  um  an  mich  selbst  zu  bezahlen'',  Avas  die 
Absiclit  zu  erkennen  gibt,  dass  er  den  Beirag-  des  Weclisels  mit  d(Mn, 
was  ibm  der  Inhaber  C. ,  der  die  Acceptation  verlanut,  conipensiren 
will;  oder  er  ver^veig•ert  die  Annahme,  indem  er  die  Conipensntion, 
die  er  en(geg'enselzt_,  als  Grund  davon  angibt.  Hier  ist  klar ,  dass  die 
Conipensafion  nur  in  dem  Falle  zulässig  ist  ,  wenn  der  A^'erliscl  niif 
Sicht  lautete  und  nicht  auf  Termin,  weil  hier  die  beiden  zur  C'om- 
pensation  erforderlichen  Bedingungen  zusanimeiilrefren  *)  würden.  In 
jedem  andern  Falle  hätte  der  Bezogene  kein  Recht,  die  Conipensation 
entgegenzusetzen,  weil ,  sogar  vorausgesetzt  ,  seine  Forderung  sei  ver- 
fallen ,  die  Schuld,  die  ans  dem  auf  ihn  gezogenen  A\'echsel  hervor- 
geht, nicht  betagt  wäre,  was  dann  die  (Jonipensatiou  verhinderte  (s, 
No.  230.);  dem  Vorbehalt,  die  (oinpensatiun  bei  Verfall  entgegen  zu 
setzen,  wenn  i\er  A\  echsel  no(  h  seinem  Schuldner  gehörtp ,  könnte 
der  Inhaber  leicht  durch  Cession  dos  Wechsels  au  einen  Dritten  aus- 
weichen. 


1)  C.   G.  B.  12yo,  12Ü1. 
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Welches  Schicksal  auch  die  Forderungen  des  Bezogenen  ha- 
ben können  oder  müssen,  so  würde  der  Inhaber,  der  sieh  bei 
der  Acceptation  keinen  Vorbehalt  gegen  seine  Person  selbst  ge- 
fallen liess  j  nicht  zugelassen ,  seinen  Regress  g^s^n  den  Ausstel- 
ler zu  nehmen,  wie  er  dazu  berechtigt  ist,  wenn  er  nicht  eine 
unbedingte  Acceptation  erhielte;  denn  dieser  Vorbehalt  würde  von 
keiner  Thatsache  herrühren ,  die  dem^  Aussteller  beigemessen  wer- 
den kann,  der  sich  zu  nichts  Anderm  verbindlich  machen  konnte 
noch  wollte,  als  die  cedirte  Summe  ohne  irgend  ein  Hindernissi 
auszalilen   zu   lassen. 

373.  Selbst  dann,  wenn  die  Acceptation  einen  directen 
Vorbehalt  gegen  den  Aussteller  entliält,  muss  noch  sorgfältig 
das  Endresultat  unterscliieden  werden,  um  zu  entscheiden,  ob 
dieser  Vorbehalt  verhindert,  dass  die  Acceptation  unbedingt  sei. 
So  würde  also  die  Erklärung,  zu  acceptiren,  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  der  Aussteller  die  Deckung  macht,  keine  im- 
bedingte Acceptation  sein,  mit  der  sich  der  Inliaber  begnügen 
müsste.  Die  Erklärung  aber,  dass  er  unter  allem  und  jeglichem 
Vorbehalt  gegen  den  Aussteller  acceptire,  von  dem  der  Acceptant 
vorgeben  würde,  die  Deckung  nicht  erlialten  zu  haben,  oder  ge- 
gen den  er  die  Gelder  ableugnen  würde,  die  der  Inhalt  des  AVech- 
sels  in  seinen  Händen  voraussetzt,  wäre  in  Betreif  des  Inhabers 
eine  unbedingte  Acceptation.  Die  Verbindlichkeit  des  Acceptan- 
ten  gegen  den  Inhaber  wäre  keiner  Bedingung  untergeordnet,  und 
was  auch  das  Schicksal  dieses  Vorbehalts  oder  dieser  Ansprüche 
gegen  den  Aussteller  sein  könnte,  so  würden  sie  nichts  an  der 
Verbindlichkeit,  bei  Verfall  zu  zahlen,  ändern.  Nur  dann  würde 
dieser  Grundsatz  sich  modificiren ,  wenn  der  Aussteller  ausdrück- 
lichen Auftrag  gegeben,  in  keinen  Vorbehalt  gegen  ilin  zu 
willigen  und  dem  Nehmer  die  Verbindlichkeit  aufgelegt  hätte,  in 
diesem  Falle  zu  protestiren.  Doch  ist  es  in  den  andern  Fällen 
in  der  Ordnung,  dass  er  den  Aussteller  benachrichtige,  und  selbst 
die  Bichter  könnten  nach  den  Umständen  entscheiden,  dass  der 
Nehmer,  der  die  Annahme  unter  dem  erwähnten  Vorbehalt  erlial- 
ten hat,  bei  Strafe  von  Schadloshaltung  seinem  unmittelbaren  Aus- 
steller von  dieser  Thatsache  Nachricht  geben  sollte.  Uebrigens 
würdt  kein  Zweifel  obwalten,  wenn  er  bloss  Commissionär  wäre, 
um  die  Annahme  zu  fordern.  Was  die  Verbindlichkeiten  zu  tras- 
siren    betrifft,    darüber  s.   No.    380. 

374.  Aus  dem  nämlichen  Grunde,  dass  die  Annahme  eines 
Wechsels  dem  Bezogenen  freisteht,  kann  er  ihn  auch  für  eine  ge- 
ringere 8umme  acceptiren.  Nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
Rechts  könnte  sich  der  Inhaber  diesem  entgegensetzen ,  da  jeder 
Gläubiger  verweigern  kann,    dass  die   gegen   ihn  contrahirte  Schuld 
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tlidlwolse  abgetragen  werde').  Aber  in  Folge  dieser  Ausnalime, 
deren  Gründe  in  No.  207.  angegeben  ^wurd'en ,  Iiat  das  Interesse 
des  Handels  die  eingeschränkten  Acceptationen  zugelassen,  niclit  irt 
dem  Sinne,  dass  der  Inhaber  sich  damit  begnügen  soll,  sondei'n 
dass  er  die  tom  Bezogenen  für  irgend  eine  Snmme  gegebene  Ac- 
ceptatian  nicht  Terweigern  kann  '),  vorbeliältlich  seiner  Rechte  für 
den  nicht  acceptirten  Rest.  In  diesem  Falle  i^ird  der  Inhaber 
nicht  beeinträchtigt,  weil  die  beschränkte  Acceptation  ihm  die  Zu- 
sicherung gibt,  dass  der  Bezogene  sich  für  die  Zaiilung  der  Sum- 
me, in  die  er  zu  äcceptiren  einwilligte,  verbindlicli  macht,  und 
dass  er  für  den  nicht  acceptirten  Rest  seine  Rechte  behält,  selbst 
diejenigen    zu   Schadloshaltung. 

Fünfter    Abschnitt* 

Von     de  r  W  irkung    der    Acceptation. 

375.  Die  Acceptation  bewirkt  die  Befreiung  des  Ausstellers 
Dicht.  Zwar  ist  dadurch  seine  erste  Verbindlichkeit  erfüllt  wor- 
den; er  liaftet  aber  deswegen  nicht  minder  für  die  Zahlimg^),  selbst 
trenn  er  Gläubiger  des  Bezogenen  ist  und  dieser  acceptirt.  In 
Betreif  derjenigen,  welche  berechtigt  sind,  die  Zahlung  des  Wech- 
sels *n  verlangen ,  ist  es  eine  blosse  Delegation,  die  keine  Nova- 
tion  bewirkt   (s.    JNo.    329.). 

Die  Wirkungen  der  Acceptation  finden  Statt  1)  zwischen  dem 
Acceptanten .  und  dem  Inhaber;  .2)  zwischen  dem  Acceptanten  und 
dem    Aussteller. 


§.  1. 


Wirkung^  der  Acceptation  zwischen  den  Acceptanten  und 

dem   Inhaber. 

376.  Die  Acceptation  bewirkt  unmittelbar,  dass  der  Ac- 
ceptant  directer  Schuldner  des  Wechsels  wird,  imi  ihn  zu  Verfall/.eit 
in  dem  angegebenen  Orte  und  für  die  angegebene  Summe  und  un- 
ter den  darin  angeführten  Bedingungen  zu  zahlen^),  und  z>var  so, 
dass  der  Aussteller  und  alle  diejenigen,  welche,  wie  er,  fiir  die 
nämlichen  Verbindlichkeiten  gehalten  sind,  nur  nocli  solidarisch 
fiir  die  Zahlung   haften''). 

377.  Der  so  gebildete  Contract  ist,  mit  Ausnalime  einiger 
Modificationen ,     welche    die     gegenseitigen    Conventionen    der    Par- 


1)  C.  G.  B.  1244.  —     2)  H.  G.  B.  124.    —     3)  U.  G.  1 IS.    —     4)  H.  G.  B. 
131.  —     o)  II.  G.  B.  118. 
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teien  herbeiführen  können,  ein  einseitiger  Contract.  Der  Bezogene 
raaclit  sicli  allein  verbindlidi  und  mit  Ausnahme  einiger  ausserge- 
wöhnlicher  Fälle,  die  No.  371,  erwähnt  sind,  wo  der  Inhaber 
Modificationen,  in  die  er  willigt,  auf  sich  nehmen  würde,  bringt 
im .  eigentlichen  Sinne  die  Acceptatlon  keine  Reciprocität  zwischen 
ihm  und  dem  Acceptanten  hervor.  Die  Acceptation  kann  nicht 
wieder  mit  Einwilligung  des  Ausstellers  rückgängig  gemacht  wer- 
den ,  weil ,  wenn  sie  auch  nur  die  Vollziehung  des  gegebenen 
Auftrags  ist,  ein  anderes  Sachverhältniss  eingetreten  ist,  und  der 
Widerruf  kann  nicht  mehr  zum  Nachtheil  desjenigen  geschehen, 
auf  dessen  Vorzeigung  hin  der  Wechsel  acceptirt  wurde,  auch  nicht 
zum  Nachtheil  seiner  Rechtsinhaber.  Noch  mehr,  wenn  der  Wech- 
sel durch  irgend  ein  Ereigniss  sich  in  den  Händen  eines  Inhabers 
befände,  der  dem  Acceptanten  gestatten  würde,  seine  Acceptation 
auszustreichen ,  so  würde  darum  die  Verbindlichkeit  nicht  weniger 
bestehen ,  weil  ihn  die  gegebene  Acceptation  nicht  bloss  gegen  den 
Inhaber  verbindlich  maclite,  sondern  zugleich  einen  Vertrag  bildet, 
dessen  Wirkung  und  Vollziehung  der  Aussteller  und  die  Indossen- 
ten ,  die  den  Wechsel  negocirten ,  wie  diess  häufig  vor  der  Ac- 
ceptation geschieht,  zu  verlangen  berechtigt  sind.  Diese  Befugniss 
würde  ein  Mittel  zu  Betrug  und  geheimem  Einverständniss  mit 
dem  luliaber  werden ,  der  die  Indossenten  ihres  Rechtes  berauben 
könnte,  gegen  den  Acceptanten  aufzutreten^  gegen  die  er  jedoch 
seinen  Regress   nehmen   würde. 

Hätte  aber  ein  Bezogener  in  der  Eile  acceptirt  und  wollte 
seine  Acceptation  ausstreichen,  so  lange  der  Wechsel  noch  in  sei- 
nen Händen  ist,  so  kann  er  es;  denn  in  einem  solchen  Fall  kann 
man  sagen,  dass  er  das  Recht  habe,  darüber  nachzudenken  und 
einen  ersten  Entschluss  durch  einen  zweiten  umzuändern.  Um  aber 
der  Folgen  wegen  sicher  zu  gehen ,  müsste  er  sich  einen  Act  no- 
tificiren  lassen,  wodurch  Datum  und  die  vorhandene  Aenderung  con- 
statirt  würden ,  so  dass  man  nicht  glauben  könnte ,  die  ausgestri- 
chene Acceptation  habe  circulirt.  Daraus  aber,  dass  er  diese  Vor- 
sichtsmaassregel  nicht  genommen  hätte,  dürffe  man  nicht  folgern, 
dass  die  Acceptation  ,  obgleich  ausgestrichen  ,  ihn  verbindlich  mache. 
In  einem  solchen  Fall  sind  die  Umstände  in  Erwägung  zu  ziehen 
und  ob  die  Willensänderung  des  Bezogenen  Niemandem  geschadet 
hat.      Wäre    diess,    so    muss   er    den    Schaden    gut    machen. 

378.  Der  Acceptant  kann  gegen  seine  Annahme  nicht  in 
den  vorigen  Stand  gesetzt  werden,  selbst  wenn  er  die  gehoffte 
Deckimg  nicht  erhalten  oder  ohne  Avis  zu  haben,  acceptirt  hätte, 
oder  wenn  der  Ausstelter  ihm  auftrüge,  die  Acceptation  zu  ver- 
weigern, sogar  dann  nicht,  wenn  er  aus  Irrthum  acceptirt,  oder 
der  Aussteller,   ohne  dass  er's  wusste,    schon  vor  erfolgter  Accepta- 
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tion     fallirt    hätte  ^) ;     er    raiiss    es    sich    selbst   zuschreiben ,    dass 
er   sich    nicht   besser   von   der  Lage  der  Sachen    unterrichtet   hatte. 

In  No.  150.  ist  g-esagt  Avorden ,  dass  der  IrrlLuni  kein  Gnind 
zur  Nullität  eiuer  Obligation  ist,  weun  er  blos.s  besondere  ]Mo(ive  be- 
trifft, die  sich  auf  den  einen  der  Contrabenten  beziehen.  Im  IX.  Ca- 
pitel  soll  g:ezeig"t  werden,  ^\le  die  verftilschte  Untersclnift  des  xlus- 
stellers,  die  der  Bezogene  bei  der  Acceptation  wabrbaft  geglaubt, 
seine  Obligation  nicht  uiodificireu  würde.  In  Folge  der  naniliciten 
Grundsätze  könnte  er  einem  dritten  redlichen  Inbaber  nur  entgegen- 
setzen, dass  seine  Acceptation  durch  Betrug  ersclilicben  worden  ist, 
vorbehaltlich  seines  Reg-resses  g:eg'eu  den  Urheber  dieses  Betrugs  -). 


§.  2. 


W  i  r  k  u  n  g"  der  A  c  c  e  p  t  a  t  i  o  ii  zwischen  dem  A  c  c  e  (>  t  a  n  ( e  n 

und  dem  Aussteller. 

379.  Die  Acceptation  bringt  zwischen  dem  Aussteller  und 
dem  Acceptanten  gegenseitige  Verbindlichkeiten  hervor,  deren  Wir- 
kung von  deren  gegenseitiger  Lage  abliäugt.  Wer  einen  Wechsel 
auf  Jemanden  trassirt ,  ertheilt  einen  Auftrag,  welchen  dieser  zu 
vollziehen    sich   verbindlich   macht. 

Sowie  ein  31andatar  sich  verbindlich  macht,  eine  Sache  zu 
thun,  die  Gegenstand  des  übernommenen  Mandats  ist,  ebenso 
macht  sich  der  Acccptant  zur  Zahlung  verbindlich;  und  umge- 
kehrt ist  der  Aussteller,  in  seiner  Qualität  als  Mandant,  verbun- 
den,  ihm   alle    Wirkung    der    Acceptation    zu    verbürgen. 

Wenn  also  der  Acceptant  sein  Schuldner  ist,  so  kann  er 
Ton  ihm  nicht  mehr  verlangen ,  dass  er  vor  Verfall  des  Wech- 
sels sich  seiner  Schuld  entledige,  indem  er  ihm  als  Deckung  eine 
liinlängliche  Summe  zur  Zahlung  des  AVechsels  lässt;  nicht  nur 
weil  diese  Summe  Pfand  der  Obligation  ist,  der  sich  der  Acceptant 
für  ihn  und  auf  sein  Verlangen  hin  unterzogen  hat,  sondern 
noch,  weil  zu  vermuthen  ist,  dass  der  Aussteller  nicht  verstan- 
den hat,  sich  die  Befugniss  vorzubehalten,  Alles,  was  jener  ilim 
ßchuldig  war,  zu  fordern,  ohne  etwas  zur  Einlösung  des  Wechsels 
zu  lassen.  Ebenso  verhielte  es  sich,  wenn  der  Acceptant  statt 
einer  Summe  in  Gelde,  Waaren  oder  Effecten  Aoni  Aussteller  in 
Händen  hätte,  deren  Betrag  zur  Zahlung  des  Wechsels  angewendet 
werden   sollte. 

380.  Hat  der  Bezogene  ungedeckt  («  dccoHVcrf)  ac- 
ceptirt,  so  kann  er  nur  verlangen,  dass  ihm  der  Aussteller  die 
nöthige   Ansdiaffung   zum  Voraus  mache;   es   sei   denn,   dass   er   sieh 


1)  H.  G.  B.  121.  _     2)  Ahw.  Urth.  15.  März  1S26,  24.  April  18-27. 
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etwas  vorbehalten,  oder  dass  er  diesen  benachrichtigt  Iiabe,  dass 
er  nur  gegen  Deckung  acceptire- 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  könnte  er  weder  Rechte  noch 
Privilegien  auf  Mobilien  und  .andere  Effecten,  die  ilim  der  Aus- 
steller als  Depositlira  gegeben,  verlangen,  ohne  sie  durch  ausdrück- 
lichen oder  stillschweigenden  Pfandvertrag  an  Zahlung  des  Wech- 
sels anzuweisen  (s.  III.  Haiiptstück),  Selbst  wenn  der  Aussteller 
diesen  nämlichen  Wechsel  für  einen  noch  schuldigen  Werth  einem 
Dritteln  gegeben  hätte,  könnte  der  Bezogene  kein  Vorzugsrecht  auf 
diesen  Werth  haben,  als  stelle  er  den  Wechsel  vor,  dessen  Deckung 
ihm  nicht  gemacht  wurde.  Dieser  Werth  ist  keine  Summe,  die 
ihm  als  Deckung  bestimmt  ist,  er  ist  nur  in  Folge  einer  ihm 
fremden  Negociation  schuldig.  Er  ist  auf  seine  Acceptation  hin 
schuldig,  und  derjenige,  dem  der  Wechsel  cedirt  wurde,  scliuldet 
dessen  Werth  dem  Aussteller,  dessen  Gläubiger  ein  gleiches  Uecht 
auf  diesen   Tlieil   der   Activa   ihre»   Schuldners   haben. 

Im  folgenden  Capitel,  wo  von  der  Deckung  die  Rede  ist,  soll 
dieser  Gegenstand  näher  entwickelt  werden  und  im  VlI.  Capitel 
sollen  die  Rechte  angegeben  werden ,  welche  die  Zahlung  des 
Wechsels  dem  Acceptanten  gegen  den  Aussteller  einer  Commis- 
sionstratte  verleiht. 

S  e  c  li  s  t  e  r    Abschnitt. 

Folgen    der    Ann  a  Ii  ni  e.  -  V  e  r  w  *e  i  g  e  r  u  n  g . 

381.  Verweigert  der  Bezogene  pure  zu  acceptiren  (s.  IVo. 
370  u.  f.)  oder  acceptirt  er  nur  theilweise,  so  kann  der  Inliaber 
dieses  Factum  durch  aussergericlitlichen  Act,  den  man  Protest 
wegen  Mangels  an  Annahme  {proict  fauie  dU(ccepiaiion)  ' ) 
nennt,  coustatiren  lassen").  Er  kann  diess ,  weil  er,  da  er 
meistens  weder  durcli  den  Wechselcontract  ,  nocli  gesetzlich, 
noch  durcli  seine  Verhältnisse  zum  Eigenthümer  des  Wech&ek 
verbunden  ist ,  die  Annahme  zu  fordern ,  nur  dann  zu  protesti^ 
ren  gehalten  ist,  wenn  er  es  in  seinem  Interesse  glaubt,  la 
den  in  jNo.  358.  und  302.  angegebenen  Fällen  aber  ist  er  ge- 
halten, die  Acceptation  zu  verlangen  und  die  Weigerung  eonstati- 
ren    zu    lassen. 

Die  Frist,  in  welcher  der  Protest  erhoben  werden  muss,  ist 
nur  iii  dem  einzigen  Falle  bestimmt,  wo  das  Gesetz  ausdrücklich 
gebietet,  die  Annahme  der  Siclitwechsel  zu  fordern  ').  In  andern 
Fällen    ist  diess   nicht    festgesetzt;    die   Gerichte  haben    daher    nach 


1)  S.  Scliiebe,  L.  d.  W.  Cap.  XV.  —  2)  H.  G.  B.  119.  —  3jH.  G.  J8.160. 
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den  Umständen  und  den  Conventionen  der  Parteien,  oder  nach 
den    unter    ihnen    bestehenden    Verhältnissen    zu    entscheiden. 

Was  die  Form  des  Protestes  wegen  Mangels  an  Annahme  be- 
trifft, so  soll  davon  beim  Protest  Tregen  Mangels  an  Zahlung  die 
Hede  sein.  Jlier  ist  nur  zu  bemerken,  dass  er  auf  Ansuchen 
des  blossen  Besitzers  des  Wechsels  erhoben  werden  kann,  ohne 
dass  dieser  Inhaber  durch  Indossament  ist  (s.  No.  3G0.).  Bei 
domicilirten  Tratten  muss  dieser  Protest  am  Orte  erhoben  w  er- 
den, wo  die  Acceptation  gefordert  werden  soll  und  niclit  an  dem- 
jenigen,   den    der    Wechsel    zur    Zahlung   angibt. 

382.  INach  erliobenem  Protest  kann  der  Inhaber  gegen  x\iis- 
steller-  und  die  Indossenten,  die  ihm  wegen  der  Weigerung  der 
Annalime  solidarisch  haften,  seinen  llegress  nehmen  und  von  ili» 
nen  die  Erstattung  des  Wecliselbetrags  der  Protestkosten ,  Provi- 
sion etc.  und  Rückwechsel  fordern  ^)  (s.  die  Hegeln  im  VIII.  Ca- 
pitel).  Diesen  Regress  kann  er  gegen  sie  zusammen  oder  ein- 
zeln nehmen ,  und  die  auf  diese  Weise  eingeklagte  Person  muss 
Biirgscliaft  stellen  oder  bezalilen.  Hat  sich  der  Inhabsr  an  einen 
Indossenten  gewendet,  so  ist  dieser  berechtigt,  gegen  seine  Vor* 
inän'ner  und  den  Aussteller  aufzutreten ,  da  der  eine  gegen  den 
andern  wechselseitig  verbunden  ist.  Wer  aber,  statt  Biirgscliaft 
zu  stellen,  zu  rimhorsiren  vorzielit,  kann,  wenn  er  gegen  seine 
Garanten  auftritt,  die  ilim  von  ihnen  angebotene  Bürgschaft  nicht 
verweigern. 

In  Betreff  des  Regresses  und  der  Regressklage  bei  niclit  er- 
folgter Zahlung  (s.  Cap.  VlII.)  und  für  den  Fall,  wo  dem  Inha- 
ber die  Besorgung  der  Annahme  auferlegt  war  (j\o.  358.  und  302.) 
s.  die  Regeln  die  Schadloshaltimg  betreffend  in  No.  188.  und 
diejenigen,  welche  im  VII.  Hauptstück  über  die  Commission  gege- 
ben  werden    sollen. 

Derjenige  aber,  welclier  (statt  Bürgschaft  zu  stellen)  den  Be- 
trag des  Wechsels  sogleich  zurückz"ahlt ,  ist  nicht  berechtigt,  we- 
gen dieser  anticipirten  Zahlung  einen  Discont  abzuziehen,  da  die- 
ser Abzug,  wie  IVo.  199.  zu  ersehen,  niemals  anders  als  auf 
Uebereinkunft  der  Parteien  gegründet  ist.  Wer  aber  auf  diese 
Weise  gericlitlich  eingeklagt  ist,  kann,  statt  Bürgschaft  zu  stellen 
oder  den  Betrag  des  Wechsels  zu  erstatten,  ihn  neb^t  dem  ver- 
langten   Accessorisdien    deponiren. 

Stellt  er  hinlängliche  Bürgschaft  oder  deponirt  er  den  Be- 
trag, so  Iiat  der  Inhaber  .  bis  zur  Verfallzeit  keine  Rechte  mehr 
gegen  ilin  noch  gegen  die'  andern  Wechsel  -  Interessenten ,  und 
kann    von    diesen    nicht    verlangen,  '  dass    sie     ahnliche    ßürgsdiaft 


1)  H.  G.  ß.  U8,  120. 
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leisten  oder  zurückzahlen ;  denn  da  die  Mitschuliner  entweder  zur 
Zaliliing  oder  Bürgschaftsleistung  verbunden  sind,  so  stand  es  dem 
einen  von  ihnen  frei,  die  Art  und  Weise  zu  wählen,  die  ihm 
zur   Abtragung    der    Schuld   Aller    dienlich   war. 

Im  Vn.  Hauptstück  sollen  die  Verbindlichkeiten  dieser  Obli- 
gationen  erklärt   werden. 

Siebenter    Abschnitt. 

Von    der  Acceptation    durch  I  u  ter  von  tion. 

383.  Da  die  Weigerung  des  Bezogenen,  den  Wechsel  zu 
acceptiren,  den  Protest  veranlasst  hat,  so  kann  die  Acceptation 
mittels  Intervention  (ßntervention)  ^)  Statt  haben;  dieser  In- 
tervention muss  aber  der  Protest  vorausgelien.  Würde  Jemand 
die  Zahlung  eines  nicht  acceptirten  Weclisels  versprechen,  bevor 
die  Weigerung  des  Bezogenen  constatirt  wäre,  so  könnte  dieses 
Engagement,  wie  es  aucli  ausgedrückt  sei,  nur  als  eine  Art  Aval 
angeselien  werden,  wovon  noch  die  Rede  sein  soll.  Ist  aber  der 
Protest  erhoben,  so  ist  es  zur  Giltigkeit  der  Acceptation  per  In- 
tervention  nicht   nöthig,   ihn   zu   insinuiren. 

Hier  ist  nur  zu  untersucJien :  1)  durcli  wen  und  für  wen 
die  Acceptation  durch  Intervention  gegeben  werden  kann ;  2)  in 
welclier  P'orm  sie  gegeben  werden  muss,  und  3)  welche  Wirkun- 
gen   sie    liervorbringt. 

Durch    ^\en   und    für    wen    kann  die  Intervention   »"e macht 

werden? 

384.  Die  Acceptation  per  Intervention  kann  nur  durch  einen 
Dritten  gegeben  werden ,  d,  h.  durch  eine  dem  Wechsel  ganz 
fremde    Person  "). 

Also  könnten  weder  der  Aussleller ,  nocli  die  Indossenten  per 
Intervention  acceptiren ;  denn  da  sie  gebaiten  sind ,  die  Acceptation  zu 
verscliaffenj  und  schon  zur  Zaidung-  verbunden  sind,  so  können  sie 
nicht  vorgeben,  dass  sie  durch  wiederholte  Erfüllung  ihres  Verspre- 
chens ihre  Verbindlichkeit  einlösen. 


1)  Es  gibt  zwei  Arten  von  Intervention:  J)  diejenige,  wegen  Mangels  an  Ac- 
ceptation 5  2)  diejenige,  wegen  Mangels  an  Zahlung.  In  dem  einen  und  andern 
Falle  bedeutet  es  die  Dazwischenkunlt  einer  Person,  die  t^ür  den  Aussteller  oder 
einen  Indossenten^  nach  erhobenem  Protest,  den  Wechsel  in  Schutz  nimmt  und 
sich  als  Acceptant  und  Zahler  aufstellt.  (S.  Näheres  in  Schi  ehe ;  L.  d.  W, 
Cap.  XVI.) 

2)  H.  G.  B.  126. 
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Derjenige,  welcher  als  IVotliadresse  angegeben  ist,  oder  mit 
dem  der  Aussteller  besondere  Uebereinkunft  getroffen,  dass  er 
statt  des  seit  der  Ausstellung  gestorbenen  oder  fallit  gewordenen 
liezogenen  acceptire,  kann  ohne  Widersprucli  per  Intervention  ac- 
ceptiren ,  weil  er  nicht  namentlich  zur  Zahlung  beauftragt,  son- 
dern bloss,  so  >veit  es  nöthig,  angegeben  ist,  um  durch  seine  In- 
tervention   die   Weigerung    des    Bezogenen    zu    ersetzen. 

Was  den  Letztern  betrifft,  so  wäre  die  Acceptation,  die  er 
nach  dem  Protest  geben  würde,  da  er  nicht  Dritter  ist,  eigent- 
lich keine  Intervention.  Jedoch  kann  es  geschehen,  dass,  wenn 
er  gegen  den  Aussteller  den  Vorbehalt,  wovon  i\o.  373.  die  Rede 
war,  machen  will,  oder  wenn  er  gegen  den  Indossenten  Rechte 
erwerben  will,  die  ihm  nicht  zustehen,  falls  er  pure  acceptirte,  er 
von  dieser  Befugniss  durcli  Intervention  zn  acceptiren  Gebrauch 
mache.  Eine  Acceptation  dieser  Art  würde,  in  seinem  Interesse, 
die  der  Acceptation  per  Intervention  eigenen  Wirkungen  hervor- 
bringen ;  sie  würde  aber  den  Inhaber  nicht  ermächtigen ,  die  in 
IVo.  382.  erwiilinte  Rückzalilung  oder  die  Bürgschaft  zu  fordern, 
weil    er    das,    was    ihm    versprochen    Mar,    erhalten    Iiat. 

Die  Acceptation  per  Intervention  kann  für  alle  Unterzeich- 
ner des  Wechsels ,  oder  insbesondere  für  einen  von  ihnen  ge- 
geben werden ;  diejenige ,  welche  die  letztere  Angabe  nicht  ent- 
hielte, würde  angesehen,  als  wäre  sie  für  alle  Unterzeichner  ge- 
geben. 

Es  ist  niclit  nöthig,  dass  man  zu  einer  solchen  Acceptation 
den  Auftrag  erlialten  habe;  würde  man  aber  für  Jemand  accep- 
tiren, der  es  verboten  liätte,  so  k<innte  man  sich  nur  auf  die 
Rechte  einer  blossen  Geschäftsführung  berufen,  wo\on  noch  im 
V[.    Ilauptstück    die    Rede    sein    soll. 

§.  2. 

Wio    muss    die  Acceptation    per  IntcrTention  g-e  geben 

^v  e  r  d  e  n  ? 

38j«  Die  Acceptation  per  Intervention  muss  vom  Interve- 
nienten  ebenso,  v>ie  die  einfache  Acceptation,  unterzeirlinet  sein'). 
Auf  die  Erklärung  hin,  die  der  mit  dem  Protest  beauftragte  Be- 
amte in  diesem  Act  aufnelimen  würde,  dass  eine  gewisse  Person 
per  Intervention  acceptiren  wolle,  würde  keine  Rücksicht  ge- 
nommen. - 

Präsentiren  sicli  Mehrere  zur  Acceptation  per  Intervention, 
so    muss    derjenige,    welcher   die   meisten   Interessenten    befreit,   vor- 

I)  H.  G.  B.  126. 
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gezogen  werden;  vor  allen  aber  die  Nothadrcsse.  In  solchem 
Falle  muss  man  auf  das  gemeine  Recht  zurückgehen.  Die  Ac- 
ceptation  per  Intervention  von  Seiten  einer  Person,  die  sie  "nicht 
versproclien  h^t,  oder  die  nicht  dazu  aufgefordert  Avuide,  ist  eiue 
Art  Geschäftsführung,  ein  Quasi-Contract,  Wenn  aber  entschie- 
den werden  soll,  wer  berechtigt  ist,  etwas  zu  tliuu,  ob  der  Be- 
auftragte, oder  derjenige,  welclier  sich  unaufgefordert  anbietet,  so 
gebührt   dem  Erstem    der   Vorzug. 

386.  Der  Intervenient  ist  gehalten,  denjenigen,  für  den  er  ac* 
ceptirt  hat,  unverzüglich  davon  zu  benachrichtigen*);  sonst  l^önnte 
der  Aussteller,  wenn  er  von  der  verweigerten  Annahme  des  Be- 
zogenen nichts  weiss,  diesem  die  nöthige  Deckung  maclien.  Würde 
der  Intervenient  dem  Aussteller  von  der  Intervention  keine  Nach- 
riclit  geben,  so  müsste  er,  falls  dadurch  Scliaden  für  Letztern  er- 
wüchse, diesen  Schaden  tragen ;  kein  bestimmter  Termin  ist  des- 
halb  vorgesclirieben. 

Was  den  Bezogenen  betrifft,  der  nur  mit  Vorbelialt  gegen 
den  Aussteller  acceptiren  wollte  (s,  No.  373.),  so  lä^st  sich  die 
Nacliricht,  die  er  dem  Aussteller  deshalb  zu  geben  hatte',  nur 
nach  den  Regeln  des  Commissions-Vertrags  beurtheilen,  weil  der 
Aussteller,  indem  er  dem  Bezogenen  den  Auftrag  zu  zaiilen  gab, 
—  ob  nun  Deckung  vorhanden  war  oder  nicht,  was  hier  gleich- 
giltig  ist  —  ihm  eine  wirkliche  Commission  gegeben  hat.  Er 
konnte  wolil,  nach  No.  3G2  u.  f.,  diesen  Auftrag  verweigern, 
.aber  vom  Augenblick  an,  wo  er  ihn  niclit  absolut  verweigert,  muss 
er  ihn ,  wie  er  gegeben  worden ,  vollziehen ,  oder  er  müsste  nn^ 
verzüglicli  dem  Aussteller  melden,  Mie  er  den  zur  Annahme  er- 
lialtenen   Auftrag    in    der   Vollzieliung    beschränkt   liat. 

§.3. 

Wirkung  der  Acceptatioii  durch   I  nl  e  r  ve  ii  ( i  oii. 

387.  Die  Acceptation  durch  Intervention  könnte  aucli  nur 
für  einen  Tlieil  der  Wechselsumme  gegeben  worden  sein  ').  In 
ihreJi  Grenzen  maclit  sie  den  Acceptanten  gegen  den  Inhaber  und 
dessen  Cessionare  verbindlich;  diese  sind  nicht  einmal  gehalten, 
den  Intervenienten  zu  entlasten,  wenn  der  Bezogene  dann  später 
pure  acceptirt.  üebrigens  entstellt  augenblicklich  kein  Recht  ge- 
gen denjenigen,  für  welchen  die  Acceptation  per  Intervention  ge- 
geben wurde;  der  Intervenient  muss  für  ihn  Auslagen  gemacht 
haben. 


1)  H.  G.  B.  127.  — .    2)  H.  G.  B.  124. 
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Was  die  Entlastung  der  Verbindliclikciten  des  Ausstellers 
und  der  fndossenten  Tjetrifft,  so  sind  die  \Virknii«:en  dieser  Accep- 
tation  denjenigen  üfinlieli,  ^velelie  die  directe  Aecep'ation  des  Be- 
zoi^enen  liervorbringt.  Der  Bezogene  liat  nach  j\o.  o29.  anf  die 
letztere  rechnen  miissen  und  in  Folge  davon  der  InJiaber,  dem 
er   seine   Keclite    übertragen   hat. 

Die  Substitution  des  acceptirenden  [ntervenienten  an  die 
Stelle  desjenigen,  welcher  bezeichnet  wurde,  ist  eine  Veränderung, 
womit  er    sich    niclit   zu    begnügen    berechtigt    ist. 

Also  uug-eacbtet  der  Arrep(a(ion  diircli  Tiilerverslion ,  behalt  der 
Iiibaber  fi'egen  den  Aussteller  und  die  liulossenlen  die  niünlicben 
Keclite  *) ,  als  ^venii  der  Wechsel  nicht  acceptirt  \sordeii  w;ire,  d.  h* 
er  kann  nach  No.  382.  KiickzcihhuJtc  oder   Bürgschalt  verlangen. 

Jedoch  muss  dieses  Recht  in  vernünfthijen  Schranken  blei- 
ben,  und  wer  vorgeladen  würde,  Bürgschaft  oder  Rückzahlung  zu 
leisten,  könnte  der  Wirkung  dieses  Anbringens  ausweichen,  wenn 
er  dartliut,  dass  derjenige,  der  für  ihn  oder  für  einen  Wechsel- 
interessenten, der  ihm  liaften  muss,  inter;venirte,  solid  genug  ist, 
um   in    Handelssachen   Bürge    zu    sein  '). 

Der  Inhaber  kann  nur  in  dem  Falle,  wo  die  Acceptation 
durch  einen  Andern  als  den  Bezogenen  gegeben  i^t,  auftreten; 
MÜrde  dieser  nach  erliobenera  Protest  für  den  Aussteller  accepti- 
ren ,  so  wäre  diess  im  Grunde  genonuntn  keine  eigentliche  In- 
tervention ,  wie  auch  der  Vorbehalt  sein  würde ;  würde  eY  aber 
für  einen  Indossenten  acceptiren,  so  wäre  es  eine  wirkliclie  In- 
tervention und  dann  könnte  weder  Rückzahlung  noch  Caution  ge- 
fordert werden,  weil  der  Inhaber  alles  dasjenige,  wozu  ^r  be- 
rechtigt   war,    erhalten    Iiätte. 

Was  die  W  irkimg  der  Acceptation  zwischen  dem  Geber  der- 
selben und  dem  Aussteller  betrifft,  so  kann  sie  derjenigen  nicht 
gleichkommen,  die  aus  der  vom.  Bezogenen  gegebenen  Acceptation 
liervorgeht. 

Dtr  Acceptaut  durch  Intervention,  Avelcher  Schuldner  des  Aus- 
stellers ist,  könnte  also  von  der  in  J\o.  4'Jt.  erkhirton  l}*?fngiiiss  kei- 
nen Gebrauch  machen,  und  so  lange  er  niclits  aus^eh'^t  hat .  Iiiid«*  er 
keinen  Grund  zu  seiner  Weigerung,  sich  gegen  den  Ansstelh'r  spIimt 
Schuld   zu   entledigen. 

Daraus  aber,  dass  siih  der  Inhaber  mit  der  Acceptation  per 
Intervention  begnügt  hätte,  geht  nicht  immer  hervor,  dass  der 
Wechsel  nicht  zu  einer  gerichtlichen  Klage  Anlass  geben  könnte. 
Diese  Acceptation  konnte  durch  einen  IndoKsenlen  gegeben  wer- 
den,  dem   dadurch   bekannt    wird,   dass   der    Wechsel    nach    der    ge- 


1)  H.  G.   B.   120.  —    2)  C.  G.  B.  2(U9. 
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gen  ihn  vom  Aussteller  und  dem  ihm  vorausgehenden  Iiidossenten 
eingegangenen  Verbindliclikeit  vom  Bezogenen  nicht  acceptirt  wurde. 
Dieser  Indossent  hat  offenbar  das  nämliche  Recht ,  als  wäre  er  im 
Angenblick,  wo  der  Bezogene  die  Acceptation  verweigerte,  selbst 
Inliaber  des  Wechsels  gewesen.  Hier  kann  sich  nun  eine  Schwie- 
rigkeit darbieten.  Der  gerichtlich  belangte  Aussteller  kann  Bürg- 
schaft stellen  oder  riraborsiren.  Wählt  er  Ersteres,  so  ist  diess 
ein  ganz  einfaclier  Weg;  will  er  aber  rimborsiren,  so  ist  der  In- 
dossent, der  ihn  verklagt,  in  wirklicher  Verlegenheit,  da  der  Wech- 
sel nicht  in  seinen  Händen  ist;  er  ist's  niclit ,  der  den  Protest  ' 
wegen  Mangel  an  Annahme  erheben  Hess,  ihm  ist  die  Interven- 
tion nicht  gegeben  worden,  er  kann  den  Inhaber  nicIit  zwingen, 
seine  Zahlung  artticipationsweise  in  Empfang  zu  nehmen.  Unter 
solchen  Verlitiltnissen  paralysirt  der  Drang  der  Umstände  das 
Recht,  zu  wählen,  das  dem  Beklagten  zusteht,  und  dass  er  bloss 
Bürgschaft  leisten    soll. 


Fünftes    Capitcl. 

Von        der        Deckung'. 

388.  Man  nennt  Deckung  (jjrovisiofi)  ^)  (s.  No,  328.) 
die  Summe  oder  den  Wertli,  der  zur  Zahlung  eines  Wechsels 
bestimmt  ist.  Daraus  ergibt  sich,  dass  das  Vorliandensein  der 
Deckung  den  Bezogenen,  sowie  den  Inhaber,  interessirt;  von  die- 
sem doppelten  Gesichtspuncte  aus  soll  sie  hier  in  Betracht  ge- 
zogen   werden. 

Alles,  was  in  folgenden  zwei  Abschnitten  gesagt  werden  soll, 
ist  einzig  und  allein  auf  die  Wechsel  anwendbar,  die  der  Aus- 
steller für  eigene  Reclinung  zieht.  Wenn  von  der  Commission 
die  Rede  ist,  sollen,  was  die  Deckung  betrifft,  die  Verbindlich- 
keiten des  Commissionärs,  der  im  Auftrag  und  für  Rechnung  eines 
Andern  trassirt,  sowie  die  Rechte  des  Inhabers  eines  solchen 
W^echsels  gegen  den  Committenten  der  Comraissionstratte  unter- 
sucht   werden. 


1)  Unter  Deckung  (Anschaffung)  versteht  man  im  AVechselgeschäft  die- 
jenigen Gelder  (oder  denjenigen  WertJi) ,  die  dem  Bezogenen  vom  Aussteller 
eines  Wechsels,  oder,  wenn  dieser  für  Rechnung  eines  Dritten  gezogen  hat,  von 
dieser  dritten  Person  angeschaflTt  werden,  damit  der  Bezogene  in  den  Stand  ge- 
setzt sei,  den  Inhaber  des  Wechsels  durch  Zahlung  zu  befriedigen.  (Schiebe, 
L.  d.  W.  IX.  Cap.) 
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Erster    Abschnitt. 

Von    der  Deckung'    im  Interesse    des  Bezog-euen, 

389.  Die  gegenseitige  Lage  des  Ausstellers  und  des  Be- 
zogenen ist  verschieden,  je  nachdem  Letzterer  unter  keinem  Rechts- 
grunde dem  Aussteller  scliuldet  oder  unter  irgend  einem  Rechts- 
grunde Werthschaften  erlialten  hat,  die  bestimmt  sind,  ihn  für 
die   durch   die  Acceptation   eingegangene   Verbindliclikeit  zu   decken. 

Im  erstem  Falle,  d.  h.  \\enn  die  Acceptation  unbedeckt 
ist  («  decouverf),  rauss  der  Aussteller  dem  Bezogenen  für  des- 
sen eingegangene  Verbindliclikeiten  haften,  und  ihm  seinen  avanzo 
rimborsiren  ^),  Die  vom  Bezogenen  gegebene  Acceptation  erzeugt 
gegen  ilin  nicht  die  Vermuthung  oder  Voraussetzung,  dass  er  zur 
Erfüllung  seiner  Verbindlichkeiten  etwas  empfangen  habe ,  weil 
nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts  die  Annahme  eines 
Mandats  von  Seiten  des  Mandatars,  weit  entfernt,"  zu  beweisen, 
dass  er  zu  dessen  Erfüllung  etwas  empfangen  habe,  ihm  viel- 
mehr ein  Recht  gibt,  eine  Entschädigung  zu  verlangen*).  Er 
kann  aber  nach  iNo.  380.  den  Aussteller  nicht  zwingen ,  ihm 
zum  Voraus  die  nothigen  Gelder  zu  remittiren,  es  sei  denn,  dass 
vom  Moment,  wo  er  acceptirt  hat,  dieser  Letztere  in  Falliments- 
zustand oder  in  Zahlungsunvermögen  gerathen  sei  ^).  Es  stand 
ihm  frei,  das  Mandat  nicht  anzunehmen ;  liat  er  es  aber  ange- 
nommen^ so  muss  er  es  erfüllen,  und  erst  nach  dieser  Erfiillung 
kann  er  seinen  Vorscliuss,  den  Zins  davon  und  seine  Gebühr  ver- 
langen, durch  die  Verweigerung  der  Annahme  konnte  er  diess  ver- 
meiden. Nach  dem,  was  No.  387.  gesagt  wurde^  könnte  derjenige, 
welcher  per  Intervention  acceptirt,  scliwerlicli  das  Recht  erhalten, 
sich  vor  Verfall  decken  zu  lassen,  weil  nach  allgemeiner  Regel 
der  Acceptant  per  Intervention,  so  lange  er  keine  Auslage  gemacht, 
keine   Klage   gegen   den  Aussteller  Iiat. 

390.  Häufiger  geschieht  es,  dass  der  Aussteller  Gelder 
oder  A\  erthscliaften  in  die  Hände  des  Bezogenen  legt,  oder  sie  zu 
zu  dessen  Veri'ügung  stellt,  die  nach  No.  379.  und  380.  als 
Deci^ung  angesehen  werden  können  oder  müssen.  Hier  ist's  am 
Platze,  zu  untersuchen,  welches  Schicksal  diese  A\  erlhschaften 
zwischen    der    Zeit   der   Ausstellung   und    der   \  erfallzeit    trilR, 

Besteht  die  Deckung  aus  Summen,  die  der  Bezogene  an  den 
Aussteller  schuldet,  so  ist,  welche  Ereignisse  auch  immer  den 
Verlust  dieser  Werthschalien  herbei IVihren  mögen,  der  Verlust  für 
Rechnung    des    Bezogenen,    weil    er    nicht    blosser    Depositar,    son- 


1)  C.  G.  B.  19!)ü  und  1200.  —  2)  Abw.  Urlh.   lü.  Dccbr.  l>^21  —    "0  C  G.B. 
2032. 
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dern  ein  Schulciner  ist,  den  der  Verlust  des  Verm()«jens  nicht  von 
seiner  Schuld  befreit.  Diess  ist  Folge  dessen,  was  IVo.  238.  ge- 
sagt wurde.  Er  kann  daher  vom  Inhaber,  der  als  Ccssionar  der 
Rechte  des  Ausstellers  liandelt,  verklagt  werden,  und  hat  er  be- 
zalilt,  so  hat  er  kein  Recht,  sich  von  diesem  den  Betrag  rim- 
borsiren  zu  lassen,  weil  er  durcli  eine  Exceptioh,  die  aus  seiner 
Qualität    als    Schuldner    hervorgeht,    abgewiesen    würde. 

Wurde  der  Werth  des  Wechsels  bei  ilim  deponirt,  oder  als 
Unterpfand  gegeben,  nm  zu  dessen  Einlösung  zu  dienen,  so  gibt 
die  Beschaffenheit  dieses  Werths  Anlass  zu  verschiedenen  Jlesul- 
taten.  I3e«teht  er  in  einer  Summe  Geldes^  so  befolgt  man  we- 
gen der  Veränderungen  und  Entwährungen  im  Werth  der  Mün- 
zen die  Regeln,  ivelche  beim  Depositum  angegeben  werden  sol- 
len. Wurden  Waaren  in  Commission  zum  Verkauf  gegeben,  oder 
Forderungen  zum  Einziehen,  so  haftet  der  Bezogene  nur  für  den 
durch  seinen  Fehler  oder  durch  seine  Nachlässigkeit  verursachten 
Verlust  ').  Daraus  folgt,  dass,  wenn  er  nach  Anwendung  der 
Grundsätze  über  diesen  Gegenstand  für  den  Verlust  nifcht  verant- 
wortlich gemacht  werden  kann,  er  berechtigt  ist,  selbst  vor  Ver- 
fall des  Wechsels  eine  neue  Deckung  zu  verlangen  und  nm  so 
mehr,  nach  erfolgter  Zahlung,  gegen  den  Aussteller  auf  die  näm- 
liche Weise,  als  wenn  er  niemals  Deckung  erhalten  hätte,  auf- 
treten  l^ann. 

In  No.  1275.  soll  untersucht  werden,  ob  der  Aussteller  oder 
dessen  Rechtsinhaber  einige  ausschliessliche  Rechte  auf  die  in  der 
]\Iasse  des  vor  Verfall  des  Wechsels  fallit  gewordenen  Acceptan- 
ten   varhandene   Deckung   haben. 

Zweiter    Abschnitt. 

Von   der  Deckung^   im  Interesse   des  Inhabers. 

39!.  Da  die  Verbindlichkeit  des  Ausstellers  bloss  darin 
besteht,  durch  den  Bezogenen  die  angegebene  Summe  in  dem  Orte 
und  EU  der  Zeit,  worüber  sie  übereingekommen  sind,  zahlen  zu 
lassen,  so  ist  es  hinreichend,  wenn  dieser  bei  Verfall  die  nöffii- 
^tt  G<;lder    besitzt,    nm    sein    erhaltenes    Mandat    zu    erfüllen  -). 

Jedoch  muss  man  nicht  darans  schliessen,  dass  der  Nehmer 
kein  Recht  habe,  sich  zu  versichern,  ob  die  Deckung  gemacht 
wurde.  Das,  was  im  vorigen  Capitel  gesagt  wurde,  beweist  im 
Giegentheil,  da&s  er,  falls  er's  für  dienlich  liält,  beim  Bezogenen 
aiifrageh   kann,    ob    er    atceptiren    will    oder   nicht;    ist    aber    die 


1)  C.  G.  B.  19Ö2.  —    2)  H.  G.  B.  116. 
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Acceptation  gegeben,  so  setzt  sie  die  Deckung  voraus*),  so  dass 
der  Bezogene  bis  zur  Verfallzeit  sich  an  diese  Vermuthung  IiaK 
ten  muss  und  niclit  berechtigt  ist,  den  Beweis  zu  verlangen, 
dass    die    Detkung    wirklich    vorhanden    ist, 

392.  ist  die  Verfallzeit  des  Wechsels  eingetreten,  so  wird 
die  Thatsache,  dass  der  Acceptant  die  Deckung  erhalten  hat,  von 
grösserer  Wiclitigkeit,  weil,  wie  noch  in  der  Folge  gezeigt  wer- 
den soll,  der  Aussteller  dem  Inhaber,  der  das  Nöthige  nicht  be- 
sorgte, den  Verlust  seiner  Rechte  entgegensetzen  kann,  wenn  er 
den    ji^eweis    fülirt,   dass    die  Deckung   vorhanden    war  ^). 

In  diesem  Folie  aber  kann  man  niclit  nach  den  in  IVo.  362  n.  f. 
«rpgebenen  Rejiehi,  die  sich  lediglicli  auf  die  Verhahnisse  zwischeo 
Aussteller  und  Bezogenen  beziehen,  entscheiden.  Was  auch  das  Ver- 
streichen des  Bezoirenen  ge^vesen  sein  mag",  selbst  wenn  er  seine  An- 
nalirne  gegeben  ,  die  iJin  zum  Avirklichen  und  direclen  Schuldner  des 
Wechsels  macht  '),  so  würde  diess  nicht  zu  Gunsten  des  Ausstellers 
geg^en  den  Inhuber  beweisen,  dass  Deckung-  vorhanden  war.  Die  Ac- 
ceptation setzt  sie  nur  in  dem  hier  oben  angegebenen  Sinne  voraus ; 
allein,  da  jede  Voraussetzung'  oufliören  niuss,  wenn  ei*»e  Ung^^reclitig-- 
k»'it  daraus  entsteht,  so  würde  der  Aussteller,  der  zur  Zahlung-  des 
Wechsels  nichts  geliefert  iiiitte,  einen  Diebstahl  beg-ehen,  weil  er  deu 
iJetrag'  einer  nicht  vorhandenen  Sache  oder  einer  solchen,  die  niemals 
g'^liefert  -würde,  erhalten  hätte. 

Damit  diese  Deckung  angesehen  wird,  als  sei  sie  vorhanden, 
ist  es  liinreichend,  wenn  der  Bezogene  zur  Verfallzeit  eine  dem 
Betrag  des  Wechsels  wenigstens  gleiche  Snmme  dem  Aussteller 
schuldet*),  was  sich  auf  drei  Ilauptfiille  reduciren  lässt.  1)  Wenn 
der  Aussteller  dem  bezogenen  Wechsel  oder  andere  fällige  oder 
nocli  laufende  Creditpapiere  i'ibermacht,  damit  er  deren  Betrag 
zur  Zalihmg  des  Wechsels  verwende  ').  2)  Wenn  er  ihm  Waa- 
ren  zum  Verkauf  eingesandt  hat,  dferen  Erlös  zur  Zahlung  der 
Schuld  dienen  soll.  o)  Wrnn  er  auf  ihn  pi\  Saldo  oder  auf 
Rechnung  seines  Giilhabens  zielit.  Der  Aussteller  muss  aber  ^^ irk- 
licher Gläubiger  des  Bezogenen  sein ;  dadurch  allein,  dass  Krste- 
rcr  den  Lelzterji  füi  den  Betrag  des  Wechsels  creditirt  und  die- 
ser ihn  dafür  debitiit  hat,  ohne  dass  der  Werth  in  der  Wirk- 
lichkeit   gegeben    ist,    wäre    keine   Deckung    vorlianden ''). 


1)  HG,  B.  117.—  2)  H.CB.  117.11.170.—  3)  H.  G.  B.  121.  —  4  H.G.  B.  IHi. 

.^)  Der  ßezog»no  kiiiin  sich  auch  znfol^^p  eines  auf  (hn  Aussteller  oder  auf 
HnpM  Dritten  erhaltenen  Auftrags,  vor  Verlall  erholt  haben,  um  «lie  GHder  »ur 
Zahlung  anzuuendeii.  A.  tl.   H. 

t»)  Würde  der  Aussteller  etner  Tratte,  der  zur  Zeit  ihrer  Vusstellung  seine 
rollen  Rechte  penoss .  na<hher  in  ('oiumrs  gerathen  nn<l  die  Deckung  noch  in 
den  lläiulen  des  Bezogenen  seui ,  so  pehört  diese  Diickunp;  «ieni  Inhaber  <ier 
Tratte  (Beschiuss  des  Ta^s. -Notes  \on\  22.  Nov.  lR.3tO^  ja  die  Deckuu;:  jrehorr 
ihm  sogar  an.  \\enn  sie  erst  nach  ausseid ochenem  Falliment  de»  Ausstellers  dem 
R*»r.op<>neB  zuj^ekomuiefi  i^t  (Beschlüsse  <li*  Cnss.  Holes  v.  3.  Febr.  n.  7.  Dccbr. 
l«3o;.  A.  d.  11. 
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393.  Es  ist  übrigens  nicht  unumgänglich  nöthig,  dass  diese 
Deckung  in  einer  liquiden  Forderung  bestehe  oder  aus  kaufmän- 
nischen Operationen  hervorgehe.  Die  Deckung  wäre  auf  hinrei- 
chende Weise  vorhanden,  wenn  der  Aussteller  sichere  Rechte  ge- 
gen den  Bezogenen  hätte,  selbst  dann,  wenn  nach  der  Natur  die- 
ser Rechte  die  Acceptation  durch  Letztern  liätte  verweigert  wer- 
den können ,  ohne  nach  No.  362,  zu  Schadloslialtuug  Veranlas- 
sung zu  geben.  Wer  die  Exception  des  Verlusts  der  Rechtie 
zerstört ,  indem  er  den  Beweis  der  Deckung  fordert ,  liat  sich 
wirklich  einen  Fehler  vorzuwerfen.  Wenn  es  ungerecht  ist,  dass 
er  Schaden  leide,  weil  er  lediglich  das  Nöthige  zu  besorgen  ver- 
säumt hat^  so  ist  es  ebenfalls  ungerecht,  dass  der  Aussteller 
nicht  das  Opfer  dadurch  werde;  denn  dieser  hat  seit  der  Auslie- 
ferung des  Wechsels  nicht  direct  gegen  seinen  Schuldner,  den 
Bezogenen,  auftreten  können,  gerade  weil  er  seine  Forderung  zur 
Zahlung    des    Wechsels    bestimmt  hatte. 

Es  ist  aber  ausgemacht,  dass  der  Inhaber  die  Forderungen 
des,  Ausstellers  durch  alle  mögliche  Exceptionen ,  die  der  Bezo- 
gene für  sich  hätte  geltend  machen  können ,  bekämpfen  kann. 
In  diesem  Betracht  befolgt  man  die  Regeln,  die  im  II.  Haupt- 
stück der  II.  Abtheilung  gegeben  wurden.  Sind  Aussteller  und 
Bezogener  Handelsleute,  so  werden  deren  Bücher  und  Correspon- 
J^enz  als  .Beweismittel  zugelassen.  Ist  der  Bezogene  allein  Han- 
delsmann, so  können  seine  Bücher  ebenfalls  zugelassen  werden. 
In  allen  Fällen  kann  man  sich  an  Privatschriften  ^) ,  an  einge- 
zogene Erkundigungen,  deren  Erwägung  den  Richtern  zusteht^), 
und  selbst  an  den  Eid  des  Bezogenen  halten.  Wenn  aber  diese 
Beweismittel  nicht  vorhanden  sind  und  der  Aussteller  läugnet, 
Schuldner  zu  sein,  so  kann  der  Zeugenbeweis  der  Deckung  gegen 
den  Inhaber   nicht   zugelassen   werden. 

Der  blosse  Umstand,  dass  der  Bezogene  am  Verfalltage  fac- 
tisch  Schuldner  war,  wäre  sogar  nicht  hinreichend,  wenn  er  zu 
dieser  Zeit  in  Concurs  gerathen  wäre;  denn  da  der  Fallit  der 
Verwaltung  seines  Vermögens  gesetzlich  verlustig  ist,  so  kann  er 
Niemanden  bezahlen*);  er  ist  nicht  mehr  Schuldner,  sondern 
seine  Masse,  die  nur  nach  und  nach  bezahlt,  wie  die  Gelder 
eingehen  (s.  VI.   Abtheilung). 

Wenn  bei  einem  domicilirten  Wechsel  (s.  No.  309.)  erwie- 
sen werden  soll,  dass  die  Deckung  vorhanden  ist,  so  ist  der  Aus- 
steller nicht  verbunden,  den  Beweis, zn  führen,  dass  an  dem  Orte, 
den  der  Bezogene  als  seinen  Zahlungsort  angegeben  hat,  bei  Ver- 
fall   des  Wechsels,    Gelder  vorhanden    waren.      Da   dieser    Ort  vom 


1)  Ab\y.  UrÜi.  3.  Decbr.  1800.  —  2)  Abw.  Urth.  3.  März  1839.  —  3)H.  G.B. 
442.    Abw.  Urth.  7.  Febr.  18lü. 
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Acoeptanten,  ohne  die  Mihvirkimg  des  Ausstellers,  angegeben  war, 
so  hiesse  diess,  von  diesem  etwas  Anderes,  als  er  versprochen 
hat,  verlangen;  denn  er  hr.t  sich  nicht  verbindlieli  geinaclit,  die 
Gelder  am  Zaliliingsorte  zu  beschaifen,  sondern  den  Acceptanten 
in  den  Stand  zu  setzen,  sie  da  aufzufinden ;  indem  er  beweiset, 
dass  er  das  dazu  iNötliige  geliefert,  so  hat  er  seine  Verbindlich- 
keit erfüllt;  AlleSj  was  von  ihm  ausserdem  gefordert  würde,  liefe 
den   Ausdrücken   wie   der   Aatur   seiner   Verbindlichkeit   entgegen  ^), 


Scciistes  Capifel. 

Vom     Aval     oder     der     Weclisel-Bürg'schaft. 

394.  Die  Zahlung  eines  Wechsels  kann  auch,  ausser  der 
Acceptation  \md  dem  Indossament,  durch  den  Aval  oder  die 
Wechsel-Bürgschaft    (avaT)    garantirt   werden"). 

Diese  AVechselbürgschaft  darf  aber  nicht  mit  der  gewöhnli- 
chen Bürgschaft  ^),  wovon  im  VIF.  Ilauptsti'ick  die  Rede  sein  wird, 
vermengt  werden;  denn  sie  bewirkt  mit  vollem  Becht  die  Soli- 
darität und  unterwirft  den  Avalgeber  allen  Verbindlichkeiten,  denen 
die  Person,  für  welche  der  Aval  gegeben  worden,  unterworfen  ist, 
es    sei   denn,    dass    die   Parteien   andere   Bestimmungen   getroffen^). 

395.  Der  Aval  kann  auf  dem  Wechsel  selbst  gegeben  wer- 
den ^);  nm  aber  kein  Misstrauen  über  die  Zaiilungsfähigheit  des 
Ausstellers,  Acceptanten  oder  Indossenten  zu  erwecken,  geschieht  es 
häufiger,  dass  man  ihn  durch  besondere  Urkunde  gibt ''),  um  da- 
durch speciell  einen  geAvissen  Wechsel,  oder  diejenigen  Wechsel, 
die  eine  Person  in  Folge  offenen  Credits  ziehen  könnte  ') ,  zu 
verbürgen"'^).  Die  Wirkungen,  die  er  liervorbringt,  sind  diesel- 
ben ').      Der   Aval   kann    ebenso,    wie   das   Indossament,   von   anderer 


-1)  Cass.  24.  Febr.  I8l2. 

2)  Man  nennt  Aval  die  schriftliche  Verbindlichkeit,  die  eine  Person  «nf  sich 
nininit,  die  Zahlunt^  eines  AVei:h.sol.s,  welchen  eine  andere  JVrson  a»is<^psU'llt  hat, 
VAX  verl)iir;;en  ,  und  zuar  so,  dass,  wenn  der  AVeelisel  bei  \  erlall  nicht  heziihlt 
würde,  der  Wechselhiirj^e  alsdann  für  diejenij^e  Person  ,  für  w«'lc(ie  er  sich  ver- 
bindlich <;eniaclit  hat,  sei  es  nnn  für  den  Aussteller,  oder  den  IJezo;jencn ,  oder 
einen  Indossenten,  die  Zahluii}:;  des  Wechsels  leiste.     (Schiebe,  L.  d.  W.) 

3)  Abw.  Urth.   15.  Therniidor  IX.  —     4)  H.  G.   IJ.   142. 

5)  Nach  der  ordouuimce  du  cnnimcrce  von  Uu'.]  inusste  der  Aval  auf  dem 
"Wechsel  gej^eben  werden;  durch  den  rndc  d«  commerce  aber  ist  auih  der  \\n\ 
mittels  Separat  -  Urkunde  gestattet.  Diese  kann  in  einem  authentischen  Act 
oder  in  einer  Privatschrift  bestehen,  ja  durch  Correspondenz  gegeben  werden. 

A.  d.  II. 

6)  H.  C;.   R.   142.  —     7)  Cass.  24.  .luni  ISI(5. 

8)  \\\n\  der  A^aI  durch  Privafschrifl  gegeben,  so  ist  er  nur  eine  gewöhnliche 
Bürgschaft,  die  nach  den  >  orschriften  des  C.  ii.  \\.  Ixhandclt   whd.        A.  tl.  II. 

9)  Was  nändich  die  Solidarität  des  Avalgebers  betiillt.  A.  d.  II. 
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Hand  geschrieben  sein  und  bedarf  keiner  Genehmigung  (s,  No,  245. 
und    '^30.)  '). 

398.  Der  Aval  auf  dem  Wechsel  ^rlrd  gewölinlich  wie  folgt 
gegeben  :  ,ypour  avuV  (gut  als  Aval),  und  dann  folgt  die  Un- 
terschrift; da  aber  seine  Form  nicht  speciell  bestimmt  ist,  so 
liat  man  Grund,  zu  glauben^  dass  der  Gebrauch,  nur  die  Unter- 
schrift darauf  zu  setzen,  nicht  abgescJuilft  ist").  Im  letztern 
Falle  muss  man  sich  in  Acht  nehmen ,  d«ss  er  nicht  zu  dem 
blafico  Indossament  eines  Wechsels  gesclirieben  m  ird ,  was  nach 
No.  346.  und  353.  nur  ein  unregelmässiges  Indossament  wäre, 
das    blosse   Vollmacht   ertheilte. 

Der  Zweifel  kann  leicht  gehoben  werden ;  ist  die  Unterschrift 
als  (ual  auf  dem  Weclistl ,  bevor  er  indossirt  wurde,  gegeben, 
oder  stellt  sie  unter  der  Unterschrift  des  Ausstellers  oder  des 
Acceptanten ,  dann  kann  es  niclits  Anderes ,  als  ein  Aval  sein. 
Steht  aber  die  Unterschrift  hinter  der  eines  Indossenten,  so  muss 
nachgesellen  werden ,  ob  diese  Unterschrift  von  der  Person  her- 
rührt, welcher  das  Indossament  den  Wechsel  überträgt,  oder  ob 
sie  von  einem  Andern  gegeben  wurde.  Im  erstem  Falle  ist  diese 
Unterschrift  ein  imvollkommenes  Indossament  und  kann  nicht  als 
Aval  angesehen  werden,  weil  diese  Person  nicht  für  sich  selbst  die 
ihr  gemachte  Cession  verbürgen  k^nn;  im  andern  Falle  wird  es 
ein  Aval  sein,  weil  sie  in  keiner  andern  Absiclit  gegeben  zu  sein 
scheint. 

397.  Wie  auch  der  Aval  gegeben  sein  mag,  so  kann  er 
nach  iNo.  394.  durcli  die  Convention  der  Parteien  modificirt  wer- 
den ^).  Er  kann  nur  für  einen  Theil  der  Schuld,  für  eine  li- 
raitirte  Zeit,  zn  Gunsten  einer  gewissen  Person,  unter  bestimmten 
Ausdrücken,  mit  Ausschluss  dieser  oder  jener  Art  gerichtlicher 
Klage  gegeben  sein  *).  Alle  diese  Einschränkungen  können  in 
der  den  Parteien  beliehigen  Form  gegeben  werden ,  und  wenn 
darüber  Ungewissheit  entsteht,  so  steht  es  dem  liichter  zu,  die 
Worte    der   Convention    auszulegen. 

So  kann  also  die  Erklärung-,  das«  man  sich  als  Bürge  aufstelle 
und  seine  Güter  verpfandQ,  Grund  geben,  zu  glauben,  dass  man  den 
Per,sonalarrest  vermeiden  ^vill.  So  kaiinle  die  Verbür^ung,  dass  ein 
gewisser  Wechsel  bezahlt  wird,  nach  den  IJniständen  und  hauptsäch- 
lich nach  der  Onalilät  der  Parteien,  der  Natur  der  Verhandlungen  und 
den  Ursachen,  die  sie  bestimmt  haben,  nur  als  blosse  Bürgschaft  an- 
gesehen werden,  was  dem  Gläubiger,  der  liechfswohllliat  der  Anskla- 
gung  des  Schuldners  berauben  würde.  Würde  man ,  statt  sich  des 
Wortes  aval  zu  bedienen,   schreiben:    ,,dass  man  &ich   solidarisch  vef- 


l)'Cass.  25.  Jan.  1814.  ^    2)  Cass.  30.  März  1819.  —     3)  H.  G.  B.  143.— 
4)  Abw.  ürth.  9.,Floreai  X. 
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biirg-e'' ,  so  könnton  die  uainliclien  Re«;:elii ,  ^\ie  für  dm   Avfi],    ange- 
weiidL't    ^Verden. 

Da  übrigens  der  Aval  eine  Bi'irgsrliaft  ist,  so  ist  der  Aval- 
geber de«  nämlichen  N'erbindlichkeiten  unterworfen,  wie  die  \ct- 
bürgte  Person  ').  Wie  er  auch  gegeben  sein  mag,  so  findtt 
dnrüber  die  allgenuine  Regel,  den  accessorisclien  Tlieil  einer 
Fordernng  betreifend,  Statt,  und  ist  nichts  Entgegengesetztes  vtr- 
fiigt ,  so  nützt  er  allen  denjenigen,  welchen  die  Forderung  an- 
gehört'). 


Von    Erlöschnng'    der    Verbindlichkeiten    im   Wechsel. 

398.  Die  Verbindlichkeiten,  die  aus  dem  Wechsel  entsprin- 
gen, erlöschen  auf  die  nämliche  Weise,  wie  jede  andere  Schuld. 
Bei  den  verschiedenen  Arten  von  K'rlöschungen  sind  bereits  die 
besondern  Hegeln  über  die  bcgebungsfähigen  Weriisel  gegeben  wor- 
den, es  sind  jedoch  einige  da>on  nur  mit  gewissen  Moditicationcn 
auf  die  Zahlung  der  Wechsel  anwendbar,  was  hier  angegeben  wer- 
den   soll. 

Dieses  Capitel  soll  in  drei  Abschnitte  abgetheilt  werden: 
1)  In  die  Ausnahmen  vom  gemeinen  Uecht,  die  Zahlung  der  Wnrh- 
sel  betreffend.  2)  In  die  Zahlung  durch  Intervention  und  ihre 
Wirkungen.  3)  Wie  die  Zahlung  eines  verlorenen  oder  verlegten 
Wechsels    verlangt   und   geleistet    werden    kann. 


Erster    A  1)  s  0  li  II  i  t  t . 

Von    <l  (•  r   Z  .1  Ii  1 II II  >^   der   W  e  c  h  s  c  I    und    i  li  r  c  n    ^^   i  i  k  ti  ii  j;  ••  ri  . 

3!H).  Die  Zahlung  kann  nach  i\o.  347.  und  354.  nur 
vom  iNihmer  des  Wechsels,  wenn  er  ihn  nicht  indu>sirl  hat, 
verlangt  wenlen,  und  wenn  er  ihn  indossirt  hat,  ^om  letzten  In- 
haber desselben,  >>  ird  sie  \on\  Hczugcn<'n  x-rveigcrt,  so  muMi 
nach  der  im  \lll.  Capilcl  \orgcschricbcneii  I''orm  verfahren  \>ti- 
den.  N>ird  Zahlung  geleistet,  so  niuss  der  Wechsel  (juilliri  diiu 
Bezogenen    eingehändigt    werden    {h.    j\o,    21ü.). 


I)  Cns«.    14.    (.'crminjil    IX,    20.    Jan.   I8lh.     Al.w.     l  rtli.   3U.    Mar/   IM«. 
2)  i'»»».  5.  Mu»sc  \UI. 
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Ist  derjenige,  der  den  Betrag  erhebt,  Inhaber  des  Wechsels 
durch  Indossament  geworden ,  so  ist  rücksichtlich  der  Betreiimg 
des  Schuldners  wenig  daran  gelegen,  ob  dieser  Inliaber  den  Weclt- 
sel  mit  regelmässigem  oder  unregelmässigem  Indossament  emptan- 
gen  hat.  War  das  Indossament  regelmässig,  so  erhebt  der  In- 
haber den  Betrag  des  Wechsels  als  Eigentliümer  und  Cessionar 
der  Rechte,  die  der  Weclisel  gibt;-  war  es  unregclmässig,  so  em- 
pfängt   er    als    Mandatar    desjenigen,    dem    der    Wechsel    gehört. 

Es  könnte  nach  No.  358.  geschehen,  dass  derjenige,  wel-' 
eher  mehrere  Exemplare  erhalten ,  Missbrauch  davon  machte  und 
sie  alle  negocirte,  so  dass  sich  jeder  Inhaber  bei  Verfall  prä- 
sentirte.  Hat  der  Bezogene,  von  dem  die  Zahlung  verlangt  wird, 
acceptirt,  so  hat  er  nur  an  den  Inhaber  seines  Accepts  zu  zah- 
len; hat  er  nicht  acceptirt  und  bezahlt  er  an  einen  der  Inha- 
ber, so  ist  er  den  Anderen  nichts  schuldig;  denn  der  ihm  er- 
theilte  Auftrag  ist  hinlänglich  erfüllt.  Denjenigen  Inhabern,  die 
nicht  befriedigt  werden,  bleibt  dann,  wie  im  Nichtzahlungsfall, 
nichts  als  die  Protestation  übrig,  um  mittels  derselben  ihren  Re- 
gress    zu    nehmen,   bis    man   zum  Urheber   des   Betrugs  gelangt   ist. 

400.  Der  Wechsel  mag  acceptirt ,  die  Deckung  mag  vor- 
handen sein  oder  nicht,  so  muss  der  Inhaber  die  Zahlung  voui 
Bezogenen  fordern,  sogar  wenn  bei  seiner  Weigerung  ein  Dritter 
durch  Intervention  bezahlt  hätte  (s.  No.  384.) ;  weil  der  Bezogene, 
wenn  er  sich  zur  Zahlung  erbietet ,  nachdem  er  vorher  wegen 
Mangels  an  Annahme  protestiren  liess,  allen  Uebrigen  vorzuziehen 
ist  ^).  Um  so  weniger  kann  er  sich  an  die  übrigen  Wecliselin- 
teressenten  wenden,  da  sie  nach  No.  382.  nur  dann  zu  zahlen 
verbunden  sind,  wenn  der  Bezogene  nicht  bezahlt.  Die  Weige- 
rung  des    Letztern   muss   also    constatirt    werden  ~). 

Der  Bezogene  ist  jedoch  nicht  die  einzige  Person,  welche 
giltiger  Weise  zahlen  kann.  Die  Zahlung  kann  eben  so  gut  von 
denjenigen  geleistet  werden,  welche  durch  ihre  Unterschrift  als 
Aussteller,  Indossent,  Acceptant  durch  Intervention  haften;  sie  müs- 
sen aber  abwarten ,  bis  die  Weigerung  des  Bezogenen  dargethan 
ist,  und  oft  entschliessen  sie  sich  erst  zur  Zahlung,  nachdem 
ihnen   die   Weigerung   notificirt   wurde. 

401.  Derjenige,  welcher  die  Zahlung  leistet,  hat  verschiedene 
Vorsichtsmaassregeln  zu  nehmen,  die  hier  in  Erinnerung  gebracht 
werden    sollen. 

lu  No.  183.  und  199.  ist  g-esagt  worden^  dass  überhaupt  der 
Gläubiger  einer  Handelsschuld  die  Zahlung-  vor  Verfall  nicht  fordern, 
auch  nicht  gezwungeu  werden  kann  ^    sie    vor  Verfall    iu  Empl'yng   zu 

1)  H.  G.  B.  15Ü.  —    2)  H.  G.  B.  120, 
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nelimen,  noch  deren  Terniine  verlangern  darf  0'  I"  No.  33G.  und 
358.  sind  die  nöfliigen  Begrilfe  gegeben  worden,  um  genau  dit-  Ver- 
fallzeit eines  Wechsels  zu  kennen.  Diese  Grundsätze  müssen  um  so 
strenüer  befolgt  werden,  da  derjenige,  welclier  aus  irgend  einem  Heclits- 
grunde  InJiaber  eines  Wechsels  ist  und  dessen  Zahlung  verlangen 
will,  nicht  nur  über  sein  Interesse  zu  wachen  Jiat,  sondern  ancli, 
falls  er  nicht  befriedigt  wird  und  seinen  Kegress  gegen  Indossenten 
und  Garanten  nelimen  will  ^  nichts  thun  darf,  was  iiire  Lage  ver- 
ändert '). 

Ebenso  würde  derjenig-e,  welcher  vor  Verfall  zahlen  würde,  Ge- 
fahr laufen,  dass  seine  Zahlung  ungillig  wiire,  wenn  irgend  eine  ge- 
gründete Opposition  eingelegt  würde  ^).  Dem  Schuldner,  welcher 
einen  Wechsel  vor  seiner  Verfallzeit  aus  der  Circulation  ziehen  würde, 
bliebe  kein  anderes  Mittel  übrigv,  als  ihn  nach  No.  237.  an  sich  zu- 
rück cediren  zu  lassen. 

Nach  den  in  ]\o.  197.  und  210,  gegebenen  Hegeln,  die 
der  Bezogene  befolgen  miiss,  wenn  er  sich  giltiger  Weise  befreien 
will,  soll  er  nur  an  den  wahren  Kigenthümer  des  Wechsels,  oder 
denjenigen,  der  ihn  vertritt,  bezahlen  und  soll  sich  den  Wechsel 
quittirt  einhändigen  lassen,  sowie  auch  die  Acceptation,  wenn  sie 
separat  gegeben  w  urde.  Der  blosse  Besitz  des  Wechsels ,  selbst 
wenn  er  acceptirt  ist,  wäre  zu  Gunsten  desjenigen,  der  ihn  be- 
zahlen sollte,  kein  Beweis,  dass  er  ihn  wirklich  bezahlt  hat, 
auch  nicht  nach  j\o.  224.  ein  Beweis  der  Erlassung  der  Schuld; 
denn  es  kann  geschehen,  dass  entweder  in  dem  Ao.  301.  vor- 
hergesehenen Fall,  oder  in  Folge  eines  Verlustes,  der  Wechsel 
sich  in  seinen  Händen  befinde,  obgleich  er  ihn  nicht  eingelöset 
hatte.  Wer  jedoch  eine  eingeschränkte  Acceptation  gegeben  hat 
und  den  acceptirten  Theil  bezahlt,  löset  so  nur  einen  'l'heil  des 
auf  ihn  gezogenen  Wechsels  ein"*),  und  luuss  sich  gefallen  las- 
sen, dass  der  Weclisel  in  den  Händen  des  Inhabers  bleibt,  der 
seiner  bedarf,  um  den  Best  Aon  demjenigen  zu  verlangen,  der 
ihn  fcchnldet.  Wer  auf  diese  Weise  a  conftt  bezahlt,  kann  ver- 
langen, dass  die  darauf  gemachte  Zahlung  auf  den  Wechsel  an- 
gemerkt werde ;  er  kann  sich  sogar  ausserdem  eine  (Quittung  ge- 
ben   lassen,    um    davon    nöthigenfalls    Gebrauch,  zu    machen  ^^. 

402.  Die  •  vom  Bezogenen  gemachte  Zahlung  befreit  den 
Aussteller  und  alle  Indossenten  gegen  den  Inhaber  bis  zur  vol- 
len   Suiiime    oder    bis    zum    Belauf  des    bezahlten     Theils  "). 

War  der  Bezogene,  der  bezahlt  hat,  Schuldner  des  Ausstel- 
lers, so  befreit  er  sich  dadurch  gegen  ihn  (s.  i\o.  10(..)  ),  Hatte 
er  keine  Deckung,  so  verwirkt  er  gegen  ihn  das  Hecht,  das  je- 
dem   Mandatar    zusteht,    ^üu    htinem     Committtnten    die     Biickzuh- 


1)  H.  G.   B.    13o,  14ö,   Ifil.    —     2)  r.  (i.  R.  2037.    —     3)    H.  (..   H.    144.   — 
4)  H.  G.  B.  15«.  ~     5)  C.   G.  B.    I.J,S2.  —     ti)  H.   G.   D.   15«.  —     7     r    .      M 
12.39. 
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hing  seines  Vorschusses  zu  verlangen  (s.  No,  489.)  *),  der  Wech- 
sel mag  auf  ihn  vom  Aussteller  für  eigene  Uechnung  oder  durcli* 
einen  Dritten  commissionsweise  gezogen  sein;  nur  muss  er  in 
diesem  Falle  beweisen,  dass  der  Aussteller  dazu  autorisirt  war^). 
40i5.  Der  Bezogene,  der  keine  Deckung  hat  und  niclit  ac- 
ceptirte,  behält  aber  keine  Rechte  gegen  die  anderen  Weclisel- 
interessenten,  denen  der  Aussteller  haftete,  weil  er  nicht  ihr  Man- 
datar, wie  in  Bezug  auf  den  Aussteller  ist.  Wollte  er  Rechte 
gegen  sie  erwerben,  so  müsste  er,  anstatt  in  blosser  Eigenscliaft 
als  Bezogener  zu  zahlen,  als  Intervenient  für  diejenigen,  gegen 
welclie  er  sich  eines  Regresses  vergewissern  M'ill,  bezahlen,  wie 
diess    in    dem    folgenden    Abschnitt    zu    ersehen    ist. 

404.  Ist  die  Zahhmg  durch  einen  der  Wecliselinteressen- 
ten  geschehen,  der  gleiches  Recht  zum  Regress  gegen  einen  oder 
melirere  hat,  so  wird  der  Zahler  nach  No.  219.  durch  gesetz- 
liche Subrogation  Gliiubiger  dieser  Letztern  ^) ,  die  Schuld  ist 
nur  zu  Gunsten  derjenigen  Wechselinteressenten  getilgt,  denen  er 
liaften  niusste,  und  gegen  diejenigen,  die  ihm  haften,  liat  er  ein 
Klagerecht,  das  im  II,  Abschnitt  des  folgenden  Capitels  erklärt 
werden    soll. 

Oft  geschieht  es,  dass  aus  Furcht,  der  Wechsel  möchte 
nicht  bezahlt  werden,  der  Aussteller  oder  ein  Indossent  eine  IVotli- 
adresse  beifügt.  Will  diese  JNotliadresse  zahlen  und  ausserdem  in 
die  Reclite  des  Inliabers  gesetzt  sein,  so  muss  sie  die -Formali- 
täten erfüllen,  wovon  im  niicJisten  Abschnitt  die  M^de  ist,  sonst 
liätte  sie  nur  die  Reclite,  die  aus  der  Gescliäftsfuhrung  hervor- 
gehen,   was    noch   im    VI.    Hauptstück    angegeben    werden    soll. 

Zweiter    A  1)  s  cli n  i  1 1 . 

Zahlung     durch     Intervention. 

405.  Wenn  der  Bezogene  die  Zahlung  des  Wechsels  ver- 
weigert hat  und  seine  Weigerung  durcli  Protest  constatirt  ist,  so 
kann  jede  Person ,  wenn  sie  auch  nicht  zur  Zahlung  verbindlich 
ist,  den  Wechsel  einlösen.  Diess  nennt  man  Zalilung  durcli 
Intervention^).  Zuvor  muss  aber  der  Wechsel  protestirt  wer- 
den, sonst  würde  die  Zalilung  keine  Einsetzung  in  die  Reclite 
des    Inhabers    bewirken.        .  ^ 

Die  Befugniss,  durch  Intervention  zu  zahlen ,  ist  nur  inso- 
fern beschränkt,  als  es  die  Lage  der  Dinge  erheischt;  .der  Bezo- 
gene,   der  pure    acceptirt    hat,    kann    nicht    durch   Intervention    be- 


1)  C.  G.  B.  1{)99.    —     2)  Äbw.  Uith.  U.  Äug.  18J7.    —     3)  C.  G.   B.  1251. 
—  4)  H.  G.  B.  158.     L.  d.  W.  von  Schiebe  XVi.  Cap. 
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zalilen ,  denn  da  er  für  sich  selbst  und  fiir  seine  Rechnung 
schuldet,  so  kann  er  nicht  für  Kechnnng  Anderer  bezahlen. 
Ausser  diesem  Falle  ist  aber  jeder,  der  zahlen  will,  zur  Inter- 
vention zuffelüssen,  selbst  der  bezogene,  der  Deckung  luiUe  und 
nicht  acceptirt  hätte)  vorbehaltlich  der  Exceptionen,  die  dieser 
Umstand    gegen    ihn    liefern   ii\ürde. 

Da  jeder  der  Wechselinteressenten  zur  Zahlung  verbunden 
ist,  so  steht  es  dem  Intervenienten  frei,  zu  erklären,  für  wen 
er  bezahlt,  und  diese  Erklärung  ist  nicht  einmal  nöthig,  wenn  er 
nicht  dazu  aufgefordert  wird,  und  dann  wird  angenommen,  als 
habe  er  die  Hechte  des  Inhabers  ge^en  die  übrigen  Wechselin- 
teressenten   erwerben    wollen. 

Diese  Wirkung  der  Zahlung  durch  Intervention  muss  folg- 
lich diejenige  begünstigen,  wodurch  die  meisten  Interessenten  be- 
freit  werden  ^), 

Treten  also  Mielirere  liilcrveiMenteii  auf,  «ui  für  Rechnung-  eines 
Indossenteii  zu  zahlen,  so  wird  derjcuii^e  vorii-ezo^en ,  Avelcher  sich 
für  den  friihestcii  Iiidossei»(en  nnbiefet,  weil  der  Iriiliere  dem  norhfol- 
geiuleii  spiiteru  hafien  muss.  Wollte  aht  r  Jemand  für  den  Aus.%lelier 
bezahlen,  so  Avürde  dics»'r  vori;ezoneu  ,  "weil  dadurch  alle  ludosseuteu 
befreit   sind, 

40Ö.  Wenn  mehrere  lutervenienten  für  einen  und  densel- 
ben Wechselinteressenti  n  zahlen  wollten,  so  könnte  kein  Vorzugs- 
recht mehr  eingeräumt  v. erden,  weil  derjenige,  der  bezahlt,  er 
mag  sein  wer  er  wolle,  nicht  mehr  IJefreiungen  als  ein  anderer 
bewirken  wi'irde.  Die  Ordnung  der  Präsentation  allein  muss  be- 
folgt werden,  es  sei  denn,  dass  der  eine  von  denjenigen,  welche 
per  Intervention  zahlen  wollen,  beweise,  diiss  er  vom  Wechselinter- 
essenten,  für   den    er    intervenirt,   direct  beauftragt   ist. 

Wenn  also  unter  mehrern  Intervenieuten  ,  die  sich  fiir  den  Aus- 
steller prasentiren,  der  Hezoirene.  der  nicht  pure  acccpdrte  ,  durch  In- 
tervention bezahlen  will,  so  ist  dieser  vor  allen  v()rzuzi«'hen ,  ^^l'il  er 
vom  Aussteller  den  dir<'cten  Auftrag-  zu  zahlen  hat.  ^^  er  von  einem 
Wechselintcressenten  mittels  ISolhadresse  beauftrag;!  ist,  wird  demjc- 
ni;H**n  vorgcz()g-«Mi  ,  di^r  nicht  nuf  den  Wechsel  als  Mothadresse  anjje- 
j;;eben   ist. 

Ist  ein  Wechsel  durch  lnter\ention  accejjtirt  v>orden,  so  muss 
derjenige,'  der  ihn  mit  Ausschluss  des  Inter>euienten  bezahlen  will, 
diesem   die    W  e<  hselpro>isi«)u    und    die   andern    Kosten    vergüten. 

Wer  für  einen  W  echselinteressenten  bezahlt  hat,  ist  nicht 
gehalten,  ihm  darüber  A\is  zu  gibcn ,  wie  es  laut  i\o,  380.  der- 
jenige   thun    muss,   der   durch  Intervention    acceptirt  ;    er    ist    nur   gc- 
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halten,  seinen  Regress  in  den  dem  Inhaber  gesetzlich  vorg^eschrie- 
beneii   Fristen   zu  nehmen. 

407.  Die.  Zahlung  durch  einen  Intervenienten  ist  z«  Gun- 
sten der  VVechselbriel'e  gestiftet,  um  die  Rechte  des  Inhabers  dem 
Intervenienten  zu  übertragen  ^).  Aber  dieser  Uebertrag  verpflichtet 
den  Inhaber  nur  zu  der  Garantie,  die  aus  seinem  besondem  Fac- 
tum entspringen  wi'irde.  Z.  B.  wenn  der  Wechselschuldner  gegen 
ihn   eine  Exception  hätte,  wodurch  die  Schuld  vernichtet  wird, 

Mittels  dieser  Zahlung  wird  der  Honorirte,  für  welchen  sie 
geleistet  wurde,  ebenso  Schuldner  des  Zahlers,  als  er  es  gegen 
den  Inhaber  war.  Gehen  ilim  noch  Andere  im  Wecltsel  voraus, 
gegen  die  er  sdnen  Regress  zu  nehmen  hat,  so  kann  der  Inter- 
venient  in  Folge  der  Grundsätze,  die  den  Gläubigern  das  Reclit 
geben,  ihre  Schuldner  zu  verklagen,  seinen  Regress  geltend  ma- 
chen ^).  War  aber  der  Ilonorat  Garantien  an  spätere  Indossenten 
schuldig,  so  tritt  der  Intervenientj  .der  für  ihn  bezahlt  hat,  nicht 
in   die   Rechte   des   Inhabers   gegen   diese   Indossenten. 

Jedoch  könnte  ihm  die  Ausübung  dieser  Reclite  durch  den- 
jenigen bestritten  werden,  der  gegen  ihn  erwiese,  dass  er  mittels 
üebereinkunft  mit  einem  seiner  Garanten  die  VerJI)indlichkeit  ein- 
gegangen hätte,  den  Weclisel  zu  zahlen ,  oder  dass  er  dazu  die 
Gelder  erhalten.  Diess  ist  Folge  von  dem,  was  No.  190.  und 
384.    gesagt    wurde. 

Hätte  Jemand  durch  Intervention  bezahlt,  diess  aber  bei  der 
Zahlung  nicht  angegeben,  oder  hätte  diese  Person,  indem  sie 
den  Willen  dazu  kund  that,  auf  diese  Weise  vor  dem  Protest 
bezahlt,  so  wären  die  in  No.  219.  gegebenen  Vorschrificn  zu 
befolgen  ^). 

Bis  jetzt  wurde  vorausgesetzt,  dass  der  Inhaber  die  ihm 
angebotene  Zalilung  durch  Intervention  freiwillig  angenommen  liat. 
PJs  kann  aber  auch  möglich  sein,  dass  er  sich  weigere  und  vor- 
ziehe, die  Rechte  auszuüben,  wovon  No.  437.  die  Rede  sein  soll: 
Reclite,  in  welche  derjenige,  welcher  per  Intervention  zahlt,  ein- 
gesetzt  wird. 

Dieser  Fall,  der  nicht  olme  einige  ScLwierig'keit  ist,  kann  dincli 
die  Anwendung-  und  Zusaminenslellung  der  allgemeiuen  GrundsHJze 
enlschieden  werden.  Niemand  kann  gezwungen  werden,  seine  Hecljle 
zu  cediren,  aber  Niemand  kann  auch  aus  freien  Stücken  einem  An- 
dern schaden.  Wenn  der  Inlervenient  dnrch  sein  Anerbieten  weiter 
niclits,  als  eine  Retourrechnnng-  bezwecken  will,  um  dadurch  einen 
Gewinn  zu  liaben,  so  ist  nicht  einzusehen,  warum  er  dtn  Inliabor 
zwing-en  kann_,  ihm  diesen  Vortlieil  zu  überlassen ;    würde    er  aber  in 
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^er  Anf^vort  auf  die  Weigerung-  des  Bezogenen  erklären,  dass  er  Gel- 
der besi(ze,  die  deir.jenigen  geljoren,  für  den  er  interveniren  \vill,  oder 
d.'iss  er  ini(  ilim  in  C'onio -Corrent  stellt  und  er  für  seinen  Vor- 
srlinss  oliue  Spt  sen  deljifiren  will ,  so  inuss  die  Weigerung  des  In- 
libbers  als  nngegründet  angesehen  werden.  Selbst  in  den  Fällen,  wo 
der  Inhaber  sicJ»  weigern  könnte,  dürfte  er  seinen  Regress  nur  auf 
die  nämliche  Art,  Avie  es  der  Intervenient  tbun  wollte,  nehmen. 
Ein  Heispiel   wird  diess  anschaulicher  machen  : 

Z.  ist  li»haber  eines  Wechsels,  der  mit  acht  Indossamenten  ver- 
sehen ist;  beim  Protest  A^vegen  Mangel  an  Zahlung"  erbietet  «ich  J. 
zur  Zahlung-  per  Intervention  für  den  Aussteller  A.  Indem  diess  Z. 
verweigert,  hat  er  auf  seinen  Regress  gegen  die  Indossenten  verzich- 
tet und  nur  den  Regress  gegen  den  Aussteller,  den  J,  erlang;!  hätte, 
behalten  wollen. 

Dritter    Abschnitt. 

Von  verlornen  oder  verleg-ten  W  e  c  h  s_e  1  n  *). 

408.  Ein  Wechsel  kann  so  verloren  oder  verlebt  sein, 
dass  der  Inhaber  ausser  Stande  ist,  ihn  dem  Schuldner  zu 
präsentiren.  Um  einem  solchen  Zufall  zuvorzukommen,  ist  es 
gebräuchlich  ,  mehrere  Exemplare  auszuliefern  (s.  No.  342.). 
Wer  einen  Wechsel  vor  Verfall  oder  so^ar ,  nachdem  er  \^ e*;en 
Mangel  an  Zahlung  protestirt  worden,  verloren  hat,  muss  zuvör- 
derst ein  Zahlungsverbot  bei  dem  Bezogenen  einlegen  (s.  No.  '211.); 
denn  da  der  Bezogene  dadurch  verhindert  wird,  an  den  Dieb, 
oder  an  denjenigen,  der  sich  durch  irgend  ein  falsches  Indossa- 
ment als  Inhaber  präsentiren  würde,  die  Zahlung  zu  leisten,  so 
könnte  man,  in  Folge  des  successiven  Regresses  der  Indossenten, 
von  jedem  verlangen,  dass  er  die  Identität  seines  Indossenten  und 
seines  Eigenthiims  erweise.  Diess  soll  noch  bei  der  Fälschiuig 
der    Wechsel    zur    Sprache    kommen. 

Wird  unter  solchen  Umständen  die  Zahlung  vom  Bezogenen 
verlangt,  so  muss  tmterschieden  werden ,  ob  das  eine  der  Exem- 
plare mit  Acceptation  versehen  ist  oder  nicht.  War  es  nicht  ar- 
ceptirt,  so  ist  es  gleichviel,  ob  die  Zahlung  auf  Secunda  oder 
Tertia  gemacht  wird  -),  Da  die  verschiedenen  Exemplare  einan- 
der ähnlich  sind,  so  annullirt  die  9uittirung  des  einen  die  iihri- 
gen.  War  eines  acceptirt,  so  kann  der  Aussteller,  da  er  gegen 
den  Inhaber  des  acceptirten  Exemplars  nicht  befreit  wäre  'J,  dem- 
jenigen Inhaber,  der  ihm  ein  nicht  aoceptirtes  Exemplar  zur  Zah- 
lung präsentirt ,  die  Zahlung  verweigern.  Dieser  Letztere  kann 
dann   nur   auf  richterliche    Anordnung   fjin    und    rregen   (,'nution,    od»  r 
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Hinterlegung  einer    hinlänglichen    Summe,   die    Zahlung   eines  nicht 
acceptirten   Wechsels,   auf  Secunda   etc.  hin,   erhalten  ^). 

409.  Es  kann  jedoch  geschehen,  dass  zur  Zeit  der  Aus- 
stellung eines  Wechsels  der  Nehmer  die  Vorsicht  nicht  gebrauchte, 
sich  Duplicate  davon  geben  zu  lassen.  Hat  der  Inhaber  den  Wech- 
sel unmittelbar  vom  Aussteller  erhalten,  so  muss  ihm  dieser  ein 
neues  Exemplar  geben,  indem  er  die  in  No.  323.  und  342.  er- 
wähnte   Vorsicht   gebraucht   hat  -). 

Ist  er  im  Zweifel,  ob  er  schon  Secunda  oder  Tertia  aus- 
gefertigt hat,  so  muss  er  der  Klugheit  gemäss  im  Exemplar,  das 
er   ausliefert,    eine  Zahl    angeben,    die   keinen    Zweifel   übrig   lässt. 

Hat  der  Inhaber  nicht  unmittelbar  den  Wechsel  vom  Aus- 
steller empfangen  und  wurde  er  negocirt,  so  muss  er  sich  an 
seinen  Vormann  halten ;  dieser  ist  verbunden,  ihm  ein  Exemplar 
durch  seinen  Indossenten  zu  verschaffen,  und  so  geht  es  von 
Indossent    zu    Indossent    zurück    bis    zum    Aussteller. 

Diese  Personen  können  nicht  die  Verschaffung  eines  neuen 
Exemplars  verMoigern  und  vorgeben ,  dass  der  Reelamant  gegen 
sie  nicht  das  INöthige  besorgt  habe  (wovon  im  nachfolgenden 
Capitel  die  Rede  sein  soll)  und  dass  seine  Rechte  verfallen  seien; 
denn  die  Einforderung  eines  neuen  Exemplars  kann  denjenigen, 
der  es  begehrt,  in  den  Stand  setzen,  gegen  einige  Mitverpflich* 
tete,  zu  deren  Gunsten  der  Verfall  der  Rechte  noch  nicht  ein- 
getreten, seinen  Regress  zu  nehmen.  Alle  Unkosten  fallen  dem- 
jenigen zur  Last,  welcher  das  neue  Exemplar  verlangt;  würde 
sich  aber  ein  Indossent  weigern,  die  angegebenen  Verbindlichkei- 
ten zu  erfüllen ,  so  hat  er  alle  Spesen  zu  tragen.  Nach  dem 
Gebrauche  Werden  die  Duplicate  brieflich  verlangt,  was  hinrei- 
chend   ist. 

Hat  der  Inhaber  ein  neues  Exemplar  erhalten,  so  muss  er, 
in  Betreff  des  Bezogenen,  den  oben  angeführten  Weg  einschla- 
geö,  je  nachdem  ias  verlorne  Exemplar  acceptirt  war  oder  nicht. 
Es  kann  aber  geschehen,  dass,  während  er  diese  Formalitäten, 
oder  diejenigen,  welche  noch  in  einem  andern  Falle  erklärt  wer- 
den sollen,  erfüllt,  die  Verfallzeit  des  Wechsels  eintritt,  dann 
muss  er,  um  seinen  Regress  gegen  die  ihm  haftenden  Wechselin- 
teressenten zu  nehmen,  sich  nach  dem  richten,  was  in  No.  423. 
gesagt   wird. 

410.  Steht  dem  Inhaber 'kein  Mittel  zu  Gebote,  sich  ein 
neues  Exemplar  des  Wechsels  zu  verschaffen,  so  ist  ihm  aucli 
gestattet,  die  Zalilung  zu  verlangen,  die  er  auf  gerichtliclie  An- 
ordnung  erhalten   kann,  wenn   er   sein  Eigenthumsrecht  durch   seine 
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Bücher  dartlmt  und  Bürgschaft  leistet '),  Hier  setzt  das  Gesetz 
voraus,  dass  der  Kläger  den  Wechsel,  den  in  No.  85  u.  f.  Ver- 
bind! iclikeiten  gemäss,  bei  Empfang  mit  seinen  Indossamenten  in 
seine  regelmässig  geführten  Bücher  eingeschrieben  hat,  Ist  er 
nicht  Handelsmann  und  hat  er  einige  genaue  iNotizen  genommen, 
mittels  welcher  er  das  Dasein  des  Wechsels  und  seine  lleclite 
darthun  und  factisch  erweisen  kann ,  dass  er  durch  denjenigen, 
an  welchen  er  sich  wendet,  bezahlt  werden  muss,  so  mag  er, 
da  einerlei  Beweggründe  vorhanden  sind ,  deren  Anwendung  übri- 
gens von  der  Klugheit  des  Tribunals  abhängt ,  die  nämliche  Be- 
günstigung erhalten.  Der  Handelsmann  aber,  der  seine  Bücher 
nicht  ordentlich  geführt,  sowie  der  Nichthandeismann,  der  die 
angegebenen  Vorsichtsmaassregeln  nicht  genommen  hat,  tragen  al- 
lein   die    Schuld. 

411.  Die  Verpflichtung  der  Bürgen  in  diesen  verschiedenen 
Fällen  ist  nach  drei  Jaliren  erloschen,  wenn  während  dieser  Zeit 
weder  Aufforderungen  noch  gerichtliche  Schritte  geschehen  sind  ), 
Der  Zweck  dieser  Bürgschaft  geht  nicht  dahin,  dem  Zahler, 
für  die  Folgen  einer  neuen  Auflbrdenmg  zu  haften ,  denn  die 
Präsumtion  der  Befreiung,  wovon  JNo.  197.  die  Rede  war, 
wird  zu  seinen  Gunsten  ein  vollständiger  Beweis,  weil  er  auf 
Anordnung  des  Richters  bezahlt  hat  *).  Diese  Biirgscliaft  dient 
nur,  um  demjenigen,  der  den  Betrag  des  Wechsels  einfordern 
könnte,  zu  haften,  indem  er  erweist,  dass  er  legitimer  Eigenthii- 
mer  davon  war,  und  dass  derjenige,  welcher  ihn  auf  richterlichen 
Spruch  hin  sich  bezahlen  Hess ,  den  Richter  hintergangen  hat, 
Diess  ist  ohne  Zweifel  der  Grund,  warum  man ,  vielleicht  durch 
einige  Analogie  mit  dem  Civilrecht  "*),  nach  welchem  die  Einfor- 
derung einer  gestohlenen  Saclie  in  dirti  Jahren  verjährt,  diese 
Verjährimg  auf  diese  Zeit  einschränkte,  obgleich  die  aus  einem 
Wechsel  entstehende  Klage  fünf  Jahre  lang  dauert  '),  wie  im 
folgenden    Capitel   zu    ersehen    ist. 


Acliles  CapKel. 

Riagen,     welche    die     INichtznhluiig    de«     Wechsel« 

h  e  r  v  o  r  b  r  i  !•  {;  I . 

412.      Wer     durch     Indossament    Inhaber    des    Wechsels     bei 
Verfallzeit    geworden    ist,    oder    wer   ihn    durch    Intervention    brznhif 

1)  H.  G.   B.  152.  —    2)  H.  G.  B.   I.So.  —    3)  H.  G.   B.   145.  —    4    C.  G    ü. 
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hat,  ist  zuerst  zur  Regressnahme  berechtigt.  Es  liegt  wenig 
daran,  ob  er,  statt  durch  regelmässiges  Indossament  Eigenthümer 
davon  zu  sein,  ihn  nur  als  VoUraachthaber  besitze,  weil  nach 
IVo.  40.  ein  Commissionär  in  seinem  eigenen  Namen  handeln  kann, 
wenn  es  auch  für  Rechnung  eines  Anderen  geschieht  ^).  Die  im 
Wechsel  vorkommenden  Interessenten  sind  die  Einzigen,  gegen 
die  er  eine  Klage  haben  kann.  Der  Umstand,  dass  dieser  Wech- 
sel den  Namen  des  Werthgebers  angeben  würde,  oder  desjenigen, 
in  dessen  Interesse  er  gezogen  worden,  würde  keine  directe  Klage 
gegen  diese  Person  geben;  erst  dann,  wenn  er  seine  Aufforderimg 
gegen  einige  der  Interessenten ,  die  ihm  durch  ihre  Unterschrift 
haften,  ergehen  Hess,  steht  ihm  die  Regressklage  gegen  sie  offen, 
sowie  diesen  gegen  ihre  Garanten,  und  er  selbst  kann  sie  gegen 
Letztere  nehmen. 

Die  NiclitzahhiDg  eines  Wechsels  kann  also  zu  einer  Haiiptklage 
und  einer  l{egresskh)ge  Veranlassung"  geben.  Diess  soll  in  nacLfol- 
genden  zwei  Abschnitten  abgehandelt  werden.  ^ 

Alle  diese  Kegressklagen  haben  das  miteinander  gemein,  dass 
der  Inhaber  berechtigt  ist,  dnrch  lirmächtignng  des  Präsidenten  des 
Handelsgerichts  die  Mobiliarelfecten  desjenigen,  den  er  verklagt,  mit 
Beschlag  belegen  zu  lassen  -) ;  diese  ßeschlaglegnng  ist  aber  bloss 
conservatorisch  und  könnte  zu  keinem  Zwangsverkauf  ermächtigen. 


Erster    Abschnitt. 

Hauptklagen,  die  aus  der  Nichtzahlung    eines  Wechsels 

entstehen. 

413.  Alle  Wechselinteressenten  haften  für  dessen  Zahlung 
solidarisch,  es  sei  denn,  dass  die  Wirkung  dieser  Solidarität  ent- 
weder durch  die  Qualität  des  Unterzeichners  modificirt  ist,  wenn 
er  z.  B.  zu  contrahiren  unfähig;  oder  dass  sie  es  durch  Begün- 
stigung des  Gesetzes  ist,  wie  z.  B.  eine  Frauensperson  oder  ein 
für  volljährig  erklärter  Minderjähriger,  der  nicht  Handelsmann  ist, 
dessen  Unterschrift  auf  dem  Wechsel  nur  die  Wirkung  einer  ge- 
wöhnlichen Verbindlichkeit  hat  ^) ,  oder  dass  die  Wirkung  der  So- 
lidarität durch  die  Bedingung  der  Parteien  modificirt  ist  (s.  No.  348. 
imd   394.). 

Diese  Modification  würde  dann  zu  Gunsten  desjenigen  voll- 
zogen ,    der    sie    anzurufen    bereclitigt    ist ;    aber    nach    No,    182, 


n  Abw.    ürth.   26.  April    1823.  und   3,   Jan,    1838,  —    2)  H.  G.  B.  173f  — 
H.  3)  G.  B.  113,  114. 


373 

könnte    sie     niclit    zu     Gunsten    der     andern     Wechselinteressenten 
sprechen,    die    nicht  im   nämlichen    Falle    sind  *). 

Der  Inhaber  kann  den  Bezogenen,  den  Aussteller,  die  In- 
dossenten,  oder  die  Avalgeber,  die  solidarischen  Garanten  der 
Zahlung  belangen.  Die  Klage,  obgleich  sie  verschiedenartigen  Re- 
geln unterworfen  ist,  die  noch  in  abgesonderten  §§.  gegeben  wer- 
den sollen,  ist  in  fünf  Jahren  verjährt,  die,  wenn  kein  Act  einge- 
legt wurde,  um  die  Reclite  des  Inliabers  zu  bewahren  und  Zah- 
lung zu  erhalten  ■),  am  Verfalltage  ihren  Anfang  nehmen^).  Ist 
aber  einer  eingelegt  worden,  so  fängt  die  fünfjährige  Frist  vom 
Tage  des  Protestes  oder  dem  letzten  gerichtlichen  Schritte  an, 
ohne  dass  dadurch,  nach  den  in  No.  240.  gegebenen  Regeln,  die 
iibrigen  Umstände,  welche  diese  Verjährung  unterbrechen  oder  auf- 
schieben können,  präjiidicirt  werden*).  Bei  der  Anwendung  die- 
ser Verjährungszeit  von  fünf  Jaliren  unterscheidet  man  nicht,  oh 
die  Ursache,  die  dem  Wechsel  zum  Grunde  liegt,  kaufmännisch 
war  oder  nicht;  es  ist  genug,  dass  der  Wechsel  ein  wirklicher 
Wechsel  ist  ^). 

§.  1. 

Von.   der  Klage    des  Inhabers    g-eg-eu    den  Bezöge  neu    und 
You  den  Ausflüchten  des  Letztern. 

414.  Die  Einleitung  der  Klage,  die  der  Inhaber  gegen  den 
Bezogenen  oder  denjenigen ,  der  durch  Intervention  acteptirt  hat, 
erheben  kann,  ist  keiner  Beobachtung  einer  vorläufigen  Bedingung 
unterworfen ,  weil  es  eine  Hauptkljige  ist.  Sie  unterscheidet  sich 
von  derjenigen ,  welche  ihm  gegen  den  Aussteller  und  die  Indos- 
senten  zusteht  und  die  nur  subsidiarisch  ist;  da  sie  nur  Zahlung 
versprochen  haben,  falls  sie  der  Bezogene  nicht  leistet,  so  muss 
ilinen  bewiesen  werden,  dass  diese  Zalilung  verweigert  wurde. 
Was  den  Ilauptschuldner  betrifft,  so  ist  nicht  nötliig,  dass  der 
Protest,  wovon  im  folgenden  §.  die  Rede  sein  soll,  dem  Zah- 
lungsbegehren voraus  gehe ')  und  der  Inhaber  kann  gegen  ihn, 
wie  JNo.  188  u.  f.  gesagt  wurde,  verfahren;  seine  Klage  ist  nach 
No,   413.    in    fünf   Jahren    erloschen. 

Um  die  Folgen  und  die  Wirkungen  dieses  Begehrens  und 
der  Einrede,  wodurcli  es  abgewiesen  werden  kann,  zu  bestimmen, 
muss  unterschieden  werden,  ob  der  Wechsel  acceptirt  oder  niclit 
acceptirt  worden  ist.  Diess  soll  in  den  zwei  nachfolgenden  Ar- 
til^eln   erklärt   werden. 


1)  C.  G.  B.  1208.  —  2)  IC.  (..  ü.  1S{».  —  3)  Cass.  31.  Juli  ISIH,  13.  Fcl.r. 
lfi|8.  ^  4)  C.  G.  H.  2244.  —  5)  Abw.  trth.  13.  Dccbr.  lS2f).  —  0)  Cnsf. 
13.  Friiunirc  IX. 


374 

Erster     Artikel. 

Von   den  Rechten    des   Inhabers   gegen    den  Bezogenen,  [wenn 
der  Wechsel   äcceptirt   wurde. 

415.  Der  Bezogene,  welcher  äcceptirt  hat,  selbst  wenn  es. 
mit  Vorbehalt  gegen  den  Aussteller  geschehen  (s.  No.  373.),  ist 
directer  und  Hauptschuldner  der  darin  angegebenen  Summe  ge- 
worden *). 

Nur  dann  könnte  eine  Ausnahme  Statt  finden,  wenn  der  In- 
haber List  oder  Betrug  angewendet  hätte,  um  die  Acceptation  des 
Bezogenen  zu  erhalten ,  die  dieser  sonst  nipht  gegeben  hätte  ^) ; 
auch  könnte  diese  Exception  nur  dem  Urlieber  oder  dem  Mit- 
schuldigen dieser  Betrügerei  opponirt  werden  und  hätte  nach 
No.    179.   keine   Kraft    gegen    einen    dritten   redlichen    Inhaber. 

So  könnte  also  der  Acceptant  die  Zahlung"  nicht  verweigern  un- 
ter dem  Vorgeben,  dass  er  nur  ein  Angestellter  oder  Voihnachthaber 
des  Ausstellers. war ,  wenn  er  nicht  diese  Qualität  durcii  seine  Un- 
terschrift zu  erkennen  gab,  wie  im  VI.  Hauplstück  zu  erselien.  Ebenso 
kann  der  Acceptant  aucli  nicJit  einwenden  ,  dass  derjenige  ,  «u  dessen 
Gunsten  der  W^echsel  g-ezogeü  wurde,  oder  derjenige,  der  ihn  zur 
Acceptation  prasentirte,  in  Concurs  gerathen  und  er  ihr  Schuldner 
ist  ^).  Seine  Oblig-ation  inaclit  nicht  bloss  gegen  diejenigen ,  zu  deren 
Gunsten  er  äcceptirt  hat,  verbindlich,  sondern  auch  geg^en  jeden  ,  der 
zur  Verfallzeit  Inliaber  des  Wechsels  ist. 

Jedoch  gibt  es  andere  Exceptionen,  die  opponirt  werden 
könnten.  Diess  wäre  der  Fall,  wenn  nach  No.  408.-  ein  vor- 
geblich verlegter  Wechsel  in  Folge  eines  ürtheilsspruches  be- 
zahlt worden  wäre,  ferner  bei  Rückforderung  eines  Unterpfandes, 
das  selbst  nach  dem  Text  des  Wechsels  im'  Augenblick  der  Zah- 
lung übergeben  werden  sollte;  oder  eine  Bedingung,  die  der 
Zahlung  beigefügt  worden,  es  sei  nun  im  Wechsel  selbst,  oder 
in  der  Acceptation,  auf  deren  Wirkungen  man  sich  gegen  ihn 
beruft*)  (s.  No.  371.),  oder  die  Tilgung  der  Schuld  durch  No- 
vation, ^rlassung,  Compensation ,  aus  Antrieb  des  Eigenthümers 
des  Wechsels^),  oder  endlich  die  Fallimentserklärung,  selbst 
wenn  dem  Acceptanten  noch  keine  Opposition  von  Seiten  der 
Syndiei   eingelegt   worden   wäre. 

Es  kann  jedoch  geschehen  sein,  dass  dritte  Personen  Opposi- 
tion in  seine  Hände  eingelegt  hätten,  jes  sei  nun  in  Folge  des 
Verlusts  des  Wechsels  (s.  No.  408.),  oder  im  Fallimentsfalle  des 
Eigenthümers  davon  (s.  VI.  Abtheilung),  oder  auch  von  Seiten 
desjenigen,    welcher   unregelmässig    indossirte    und    die   daraus   ent- 


1)  H.  G.  B.  121.  —  2)  C.  G.  B.  Ul6.  —  3)  Cass.  29  Brnmaire  XIII.  — 
*)  Ainv.  Urth.,  21.  Febr.  I8l4.  —  5)  Abw.  Urth.  11.  Br'umaire  IX,  10.  Flu- 
viüse  XIII. 
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standene  Vollmacht  wkiemifen  wollte,  wozu  er  nach  Xo.  211. 
das   Uecht    hatte. 

Allein  nach  dem,  was  in  No.  354.  in  Betreff  beider  Fälle 
gesagt  wurde,  hat  die  Opposition  nur  in  sofern  Wirkung,  als 
derjenige,  welcher  durch  das  unregelraässige  Indossament  Inhaber 
des  Wechsels  geworden,  nicht  darüber  zu  Gunsten  eines  Dritten 
verfügt  hätte.  Was  den  Arrest  betrifft,  der  bei  dem  Wechsel« 
nehmer  oder  bei  einem  der  Indessen ten  eingelegt  wurde,  so  kann 
er  dem  Inhaber  nicht  schaden.  Der  Aussteller  selbst  würde  nicht 
zugelassen,  sich  der  Zahlung  zu  opponiren,  die  von  einem  durch 
regelmässiges  Indossament  gewordenen  Inhaber  verlangt  würde, 
wenn  er  vorgäbe,  dass  der  Nebmer  ihm  noch  den  Werth  schulde; 
diess   ist   die    Folge    der    in    No.   313.    angegebenen    Grundsätze. 

Alles ,  was  hier  von  den  Rechten  des  Inhabers  gegen  den 
Bezogenen,  welcher  acceptirte,  gesagt  wurde,  wäre  auf  denjenigen 
anwendbar,  der  einen  Wechsel  per  Intervention  acceptirt  hätte, 
der    nicht   auf   ihn   gezogen   war.  v 

Zweiter     Artikel. 

Von    den  Rechten   des    Inhabers    gegen    denBezogenen,   wena 
der  Wechsel    nicht  acceptirt  wurde. 

416.  Hat  keine  Annahme  Statt  gehabt,  so  ist  dem  Inha- 
ber nicht  gänzlich  sein  Klagerecht  gegen  den  Bezogenen  benom- 
"  men.  Er  kann  nach  IVo.  190.  den  Beweis  der  Deckung  oder 
eines  Engagements  von  Seiten  des  Bezogenen,  nach  der  in  No.  393. 
angegebenen  Art  führen,  was  dann  zu  einer  Klage  auf  Schadlos- 
haltiing  Anlass  geben  würde.  Diese  Klage  würde  aber  nicht  aus 
dem  Wechsel  hervorgehen;  denn  weil  der  Bezogene  die  Accep- 
tation  verweigerte,  so  hat  er  auch  keine  directe  Verbiudlidikeit 
eingegangen.  Der  Inliaber  würde  entweder  als  Mandatar  in  sei- 
nem eigenen  Interesse  handeln ,  oder  die  Reclite  des  Ausstellers 
vertreten,  indem  er  erwiese,  dass  der  Bezogene  dessen  JScIinldner 
ist,  oder  auch  in  Folge  irgend  eines  Particularversprechens ,  das 
ihm    vom    Bezogenen    gemacht   wurde. 

Im  Fall  der  Inhaber  irgend  eine  gegen  ihn  eingtgaugene 
Verbindlitl'keit  anführen  würde,  könnte  seiner  Seits  der  Bezogene 
durch  alle  ihm  zu  Gebote  stehende  Mittel  eine  Anforderung,  die 
man  ungegründet  glaubt,  zurückweisen.  Wollte  der  Inhaber  die 
Rechte  des  Ausstellers  ausüben,  so  könnte  er  nicht  nur  die  dem 
Acceptanten  zustellenden  Exe eptionen ,  wovon  im  vorhergehenden 
Artikel  die  Rede  war,  gelleud  machen,  sondern  auch  alle  dieje- 
nigen, die  er  dem  Aussteller  opponiren  könnte,  wenn  dieser  di- 
rect    gegen    ihn    auftreten     würde.      Kr    wäre    also    nicht    zur   Zah- 
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liing  gehalten,  wenn  er  dem  Aussteller  Compensationen  opponiren 
könnte,  denen  eine  nach  dem  Datum  des  Wechsels  entstandene 
Ursache  zum  Grunde  läge,  oder  wenn  er  auf  jede  andere  Art, 
vor  dem  Regress  des  Inhabers,  auf  Ordre  und  für  Rechnung  des 
Ausstellers  die  zur  Zalilung  des  Wechsels  .bestimmten  Gelder  aus 
den    Händen    gegeben   hätte. 

Daraus  folgt  auch  noch,  dass,  wenn  einige  Gläubiger  des 
Ausstellers  die  dem  Bezogenen  angehörenden  Gelder  mit  Arrest 
belegt  liätten,  dieser,  da  er  sich  nicht  durch  Acceptation  zum 
directen  Schuldner  gemacht,  die  Zalilung  so  lange  verweigern 
könnte,  bis  man  den  Arrest  aufgehoben  liätte.  Der  Inhaber  kann 
aber  sein  Interesse  gegen  diejenigen,  welche  sich  der  Zahlung  op- 
poniren, vertheidigen  und  wenn  es  Statt  findet,  nach  den  in 
No.  1275,  angegebenen  Grundsätzen,  wo  die  Rede  von  der  Klage 
ist,  die  den  Gläubigern  zusteht,  die  ausschliesslichen  Rechte  auf 
die   Deckung   anrufen. 

§.2. 

Von    der  Klag-e    des  Inhabers    gegen  den  Aussteller,    die 
Indessen ten    und  die  andern  Garanten. 

417,  Der  Aussteller,  die  Indossenten  und  die  Avalgeber 
haften  für  die  Zahlung  des  Wechsels,  und  diess  nicht  nur,  weil 
sie  den  Verkauf  einer  Forderung  verbürgt  haben,  sondern  auch, 
weil  sie  versprochen  haben,  dass  die  angegebene  Summe  vom  Be- 
zogenen bezahlt  wird.  Da  aber  jeder  von  ihnen  nur  versprochen 
hat,  im  Weigerungsfalle  des  Bezogenen  zu  zahlen,  so  muss  dessen 
Weigerung  constatirt  werden  ^),  was  auch  die  Ursache  davon  sein 
mag,    es   sei  nun  Ableben,    Abwesenheit   oder  Falliment. 

Der  specielle  Act,  den  das  Gesetz  als  solchen  bezeichnet, 
heisst  Protest  (jyrotet)^^.  Im  nachfolgenden  ersten  Artikel 
sollen    dessen  Formen,  im   zweiten    die   Folgen    erklärt   werden. 

Erster   Artikel, 
Vom       Protest. 

418.  Der  Protest  und  alle  daraus  folgenden  gerichtlichen 
Klagen  können  auf  Aufforderung  des  Inhabers  erfolgen,  selbst  wenn 
das    Indossament  an    ihn    ein   unregelmässiges    wäre    (s.   No.    412.). 

Wer  aber  nur  blosser  Besitzer  des  Wechsels  ist,  dem  also 
(wie   in   No.    181.   und   399.    zu   ersehen)   die  Zahlung   nicht    gilti- 


1)  H.  G.  B.  163.  —    2)  H.  G.  B.  163.    Seh  iebe ,  L.  d.  W.  Cap.  XV. 
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ger  Weise  gemacht  Trerden  könnte,  der  wäre  zum  Protestiren 
nicht  hinreicliend  ermächtigt.  Auf  einen  solchen  Act  könnte  sich 
der  Eigenthiimer  des  Wechsels  niclit  beziehen,  um  den  Verfall 
der  Rechte,  der  bei  Unterlassung  des  Protestes  erfolgt,  zu  ver- 
meiden. Jedoch  ist  er  durch  den  Besitz  des  Wechsels  liinlänsr- 
licli  ermächtigt,  einen  zum  Protestiren  befugten  Beamten  zu  be- 
auftragen, den  Protest  auf  Ersuclieu  des  letzten  Inhabers  zu  ma- 
chen, denn  unter  welchem  llechtstitel  er  auch  den  Weclisel  in 
Händen  hat,  so  muss  er  doch  über  Erhaltung  der  daraus  her- 
vorgelienden    Reclite    wachen. 

419.  Wenn  das  Gesetz  vorsclireibt,  dass  der  Wechsel  auf 
Stempelpa|)ier  geschrieben  sein  muss,  so  hat  der  Inhaber  diese 
Formalität  zu  erfüllen,  vorbeliältlich  seiner  Ueclite  gegen  den  Ueber- 
treter^  denn  der  fehlende  Stempel  wäre  kein  Entscliuldigungsgrund 
für  ihn,   dass  er  den  Protest  nicIit  zu  gehöriger  Zeit   eingelegt  hätte. 

Der  Protest  muss  durch  zwei  Nolarien  oder  durch  einen  Gerichts- 
boten (Äi/m/er)  und  zwei  Zeugen  *),  die  volljalirig-  sind  und  die  no- 
thigen  Eigenschaften  haben  müssen,  um  aussergerichtlichen  Acten  bei- 
wolinen  zu  können ,  aufgenommen  werden.  Zur  Gihigkeit  des  Pro- 
tests ist  die  Gegenwart  zweier  Notarieu  oder  des  Gerichtsboten  und 
der  erbetenen  Zeugen  streng*  nöthig-  ').  Dieser  Act  muss  ausserdem 
noch  die  bucbstiibliclie  Abschrift  des  Wechsels,  der  Acceptation  ,  der 
Indossamente  und  der  beigefügten  Nolhadressen ,  die  Angabe  der  Ge- 
genwart oder  Abwesenheit  dessen,  der  zalileu  soll,  die  Gründe  sei- 
ner Weigerung-,  -wenn  er  deren  angibt,  und  die  Unmög^lichkeil  oder 
Ver^veigerung-  der  Untersclirift  etc.  entbalten  ^). 

Der  Act  endigt  gewöhnlich  mit  der  Erklärung",  dass,  indem  man 
die  Antwort  oder  die  Ab^vesenheit  als  eine  förmliche  Weigerung-  an- 
sieht, man  für  den  Inhaber  protestirt,  dass  er  den  Betrag-  der  verlang"- 
ien  Summe  nebst  Rosten  durch  Rück  Wechsel  auf  Gefahr  desjenigen^ 
den  es  betrifft^  aufnehmen  werde. 

Hat  sich  der  mit  dem  Protest  beauftragte  Beamte  zu  einer 
Stunde  präsentirt,  zu  welcher  der  Protest  giltiger  Weise  gemacht 
werden  kann,  so  kann  er  ihn  derjenigen  Person  zurücklassen,  die 
er  im  Hause  fmdet,  indem  er  sich  nach  den  allgemeinen  Re* 
geln  über  die  Notificirung  richtet,  ohne  genothigt  zu  sein,  in 
dieses  Domicil  zurückzukehren  *).  Selten  geschieht  es,  dass  heim 
Protest  der  Bezogene  bezahlt;  jedoch  ist  es  möglich,  dann  fallen 
ihm  aber  die  Kosten  zur  Last,  weil  er  am  A  erfalltage  nicht  be- 
zahlt hat.  Zwar  könnte  er  vorgeben,  dass  mau  sich  nicht  prä- 
sentirt habe,  er  könnte  auch,  wenn  er  eingestellt,  dass  lüan  sich 
präsentirt  habe,  vorgeben,  dass  dem  Inhaber  kein  EigenÜiums- 
recht  durch    irgend   ein    Indossament    beigelegt    worden,    oder    dass 


1)  H.   (..  ü.  173.    —    2)  U.  O.    565.    —     3)  II.  ü.  ü.  174.  —     4)  Cass.  üü. 
Nov.  1821). 
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»r  wenigstens  nicht  bevollmächtigt  sei,  den  Betrag  zu  empfangen, 
was  in  dem  hier  oben  angeführten  Falle  gescliehen  könnte;  in 
solchen    Fällen    fielen   ihm    die    Kosten   nicht    zur    Last. 

Wenn  die  Person ,  von  welcher  die  Zahlung  verlangt  wird, 
nur  einen  Theil  bezahlt,  so  wird  wegen  des  Ueberrests  pro- 
testirt  ^). 

Alle  übrigen  Formalitäten,  die  bei  aussergerichtlichen  Acten 
zu  beobacliten  und  durch  die  bürgerliclie  Gericlits  -  Ordnung  be- 
stimmt- sind,  müssen  erfüllt  werden,  Ihre  Verletzung  annuUirt 
den  Protest  in  denselben  Fällen,  wo  die  amtliclien  Acte  mit  Nul- 
lität belegt  sind ,  welche  Nullität,  wenn  sie  dem  Beamten,  der 
den  Act  gemacht  hat,  beigelegt  werden  kann,  bewirkt,  dass  er 
durch  die  Civilgerichte  zu  Schadloshaltung  und  Zinsen  angehalten 
werden  kann  ').  Was  die  Auslassungen  in  der  Copie  einiger  In- 
dossamente oder  anderer  Angaben  des  Weclisels  betrifft,  so  wür- 
den die  Umstände  allein  zur  Entscheidung  des  Nachtheils  dienen, 
der  für   denjenigen    entstehen   würde,    welcher    ihn   einwendet. 

Die  Notarieu  oder  Gerichtsbolen  sind  bei  Strafe  der  Absefzuiig: 
und  des  den  Parteien  zu  leistenden  SciiaclenersHtzes  verpfliclitet ,  von 
jedem  Proteste  demjeuig-en,  bei  ^velcbe^l  derselbe  eingeleg-t  Avird,  eine 
g-enaue  Abschrift  znriickzniHSsen  und  sie  ilirem  ganzen  Inbalte 
nach  Tag-  für  Tag  und  nacb  Ordnnng  des  Datums  in  ein  besonderes 
Register  einztitragen  ,  welclies  mit  fortlaufend  numerirten  Blattern  pa- 
rapliirt  und  in  der  für  die  Kepertorien  vorgeschriebenen  Form  einge- 
richtet sein  Miuss  ^),  das  aber  nicht,  wie  diese  Kepertorien,  dem  Visa 
des   Einnehmers  der  Einregistrirung  unterworfen  ist. 

420.  l)er  Protest  wegen  Mangels  an  Zahlung  kann  nur 
den  Tag  nach  dem  Verfalltage  Statt  Jiaben  *).  Letzterer  Tag  ist 
ganz  zugestanden,  um  auf  gütlichem  Wege  die  nöthigen  Schritte 
zu  Erhaltung  der  Zahlung  zu  thun  (s.  No.  183.),  In  Betreff  der 
Sichtwechsel,  sie  mögen  bei  Sidit  oder  auf  eine  gewisse  Anzahl 
Tage  etc,  nach  Sicht  lauten,  ist  Folgendes  zu  merken :  Das  Datum 
läuft  von  der  Acceptation  oder  dem  Protest  wegen  Mangels  an  An- 
nahme an.  Lautet  der  Wechsel  bloss  auf  Sicht,  so  hrrt  der  In- 
haber sechs  Monate,  vom  Datum  an  gerechnet,  Zeit,  um  die  Zah- 
lung zu  verlangen,  und  sollte  er  im  Laufe  dieser  sechs  Monate 
einem  Protest  wegen  Mangels  an  Annahme  keine  Folge  gegeben . 
haben ,  so  steht  ihm  der  Regress  offen ,  wenn  er  in  den  sech» 
Monaten  seine  Zahlimg  fordert,  oder  im  Weigerungsfalle  nach 
No,    418.   protestirt.  . 

Lautet    der    Wechsel    auf    eine    gewisse     Anzalil     Tage     nach 
Sicht,    so   dient   die   Acceptation,    welche    datirt    sein    sollte,     zur 


1)  H.  G.  ß.  150.  —    2)  G.  O.  71.  —    3)  H.  G.  B.  17G.     Ges.  v.  12.  Decbr. 
1798  (22.  b'riinaire  VII).  —  4)  S.  wejjjen  des  Protestes   aus  Mangel  an  Annahme 
-  das  IV.  Cap. 
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Bestimmung  des  Verfalltages.  Wäre  das  Datum  der  Aeceptation 
vergessen  worden,  so  ist  die  Zahlungsforderung  und  der  Protest, 
der  die  Weigerung  derselben  constatirt,  regelmässig  erhoben,  wenn 
beides  innerhalb  der  sechs  Monate  vom  Tage  der  Ausstellung  des 
Wefhsels  an  gemacht  ist  ').  Ist  der  Tag,  an  Avelchem  der  Pro- 
test erhoben  werden  sollte ,  ein  Sonntag  oder  sonst  ein  gesetzli- 
cher Feiertag,  so  muss  dieser  Act  am  darauf  folgenden  Tage 
aufgenommen    werden  "*  ^). 

421.  Der  mit  der  Protestation  beauftragte  Beamte  muss 
sich  bei  dem  Bezogenen  präsentiren,  er  mag  nun  acceptirt  oder 
sich  zu  acceptiren  geweigert  haben.  Hatte  der  Bezogene  acceptirt, 
60  mnss  diess  nach  JVo,  186.  im  Domicil  geschehen,  das  er  hei 
der  Aeceptation  bewohnte;  hatte  er  die  Acceptatiou  verweigert, 
so  ist  der  Protest  da  zu  erheben ,  wo  er  zur  Zeit  der  Ausstel- 
lung wohnte.  Ist  aber  ein  Wechsel  an  einem  andern  Orte,  als 
dem  Wohnorte  des  Bezogenen  zahlbar,  so  muss  der  Protest  an 
dem  vom  Acceptanten  angegebenen  Orte  aufgenommen  werden  (s. 
No.  369.),  woraus  folgt,  dass,  wenn  ein  Wechsel  dieser  Art  nicht 
acceptirt  wurde,  der  Protest  wegen  Mangels  an  Zahlung  im  Do- 
micil   des    Bezogenen   gemacht   werden    muss. 

Hatte  der  Acceptant  eigenmäclitig  in  der  Aeceptation  einen 
andern  Ort  als  sein  Domicil  zur  Zahlung '  angegeben,  so  müsste 
man    sich    in    diesem    Domicil    präsentiren. 

Nach  ^No.  371.   bewirkt    die   Aufnahme  einer    so  inodificirlen  Ae- 
ceptation  eine»  Contract,   der  alle  Personen  verbindlich  uiacJjt,  die  dnrch 
-    die  siiccessiveii   Indossamente  den  Rechten  desjenigen,    der  den   Wech- 
sel zur  Annahme  präsentirte,   substituirt  sind. 

Ist  der  Wechsel  von  einem  Intervenienten  acceptirt  worden, 
so  muss  sowohl  im  Domicil  des  Bezogenen ,  als  in  demjenigen 
dieser  dritten  Person  protestirt  werden  ■^) ;  dejjn  dadurch ,  dass 
der  Intervenient  sich  wegen  Mangels  an  Annahme  von  Seiten  des 
Bezogenen  verbindlich  gemacht  hat ,  liesse  sich  nicht  schliessen, 
dass  dieser  Letztere  nicht  Schuldner  des  Ausstellers  sei,  und 
die  Angabe  seiner  Person  ist  hinreichend,  dass  man  sich  an  ihn 
wenden    muss. 

Ebenso    muss    im    Domicil    der     Notliadresseu    protestirt    wer- 


1)  Ahw.  Urth.  28.  Dccbr.   lS24.  —     2)  H.  G.  B.   102. 

3)  Zu  den  <:!;esetz liehen  Poiorhigcn  in  Frankreich  gehorrn  :  die  Soniita<;c,  der 
Christtag,  Christi  Hinnueifahrt  ,  Maria  Himnielfahrf  ,  AliorheiÜ^en.  S^täter  kam 
auch  noch  der  Neujahrstap;  hinzu.  In  der  preussischen  llheinpr«)vinz ,  wo  das 
französische  Handelsgesetzbuch  noch  in  hLraft  ist,  wurde  aber  durch  Allerhöchste 
Cabinetsordre  (Septbr.  18.32)  der  Maria  Minimelfnbrtstag  als  Kest'.ag  aufgeho- 
ben un<l  zu  den  übrigen  hier  angeführten  Festtagen  der  Ostermontag,  der  Pfingst- 
montag, der  zweite  Weihnachlstag  (Stonhanstag)  und  der  ßusstag  gefügt. 

A.  d.   II. 

4)  H.  G.  B.  173. 
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den,  jedoch  darf  das,  was  in  No.  341.  und  348.  gesagt  wurde, 
nicht  übersehen  werden,  dass  nämlich  weder  der  Aussteller,  noch 
ein  Indossent,  sich  selbst  nicht  als  Nothadresse  angeben  kann,  da 
sie  sclion  durch  ihre  Qualität  und  als  solidariscli  Verbundene  zur 
Zalilung  des  Wechsels  angehalten  sind.  Hätte  diess  Einer  von 
ihnen  gethan,  so  würde  offenbar  eine  solche  Angflbe  angesehen, 
als  sei  sie  nicht  geschrieben  und  enthalte  sie  einen  Widerspruch. 
Daraus  folgt,  dass  der  Inhaber  nicht  verbunden  ist,  bei  dem  Aus- 
steller oder  den  Indossenten,  die  solche  Angaben  .gemacht  hätten, 
zu  protestiren,  vorbehaltlich  jedoch,  sie  in  ihrer  Qualität  in  den 
Formen  imd  Fristen ,  die  hier  noch  erklärt  werden  sollen ,  ge- 
richtlich   zu    belangen  ^). 

Es  kann  geschehen  sein,  dass  zwei  IVotliadressen  von  einer 
und  derselben  Person  angegeben  worden  sind,  z.  B.  nöthigenfalls 
bei  .••••  oder  bei  ,,....  Das  Wort  oder  stellt  dem  Inha- 
ber keineswegs  frei,  sich  zu  präsentiren,  wo  er  will;  denn  es 
unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  derjenige,  welcher  diese  alterna- 
tiven Nothadressen  gesclirieben,  im  Interesse  der  Intervention  meh- 
rerer Personen  zugleich  nicht  bitten  wollte.  IVur  wenn  die  eine 
nicht  bezahlt,    kann   sich   der  Inhaber  an   die  naclifolgende   wenden, 

422.  Die  Notare  oder  die  Gerichtsboten  und  deren  Zeugen 
müssen  sich  in  das  Domicil ,  aller  dieser  Personen  verfügen  und 
diess  muss  Alles  durch  einen  und  denselben  Act  constatirt  wer- 
den ^),  Auch  darf  der  Protest  nicht  über  die  gesetzlichen  Fri- 
sten hinausgeschoben  werden.  Wenn  jedoch  der  Nelimer  des  Wech- 
sels, oder  derjenige,  welcher  wegen  Mangels  an  Annahme  prote- 
stirte,  zugegeben  hat,  dass  man  ihm  eine  Nothadresse  oder  eine 
Person  in  einem  andern  Orte  als  Acceptanten  per  Intervention 
angab,  so  raüsste  die  Unmöglichkeit,  dem  Gesetze  in  diesem 
Stücke  nachzukommen ,  durch  Protest  constatirt  werden ,  und  der 
Inhaber  wäre  nur  gehalten,  die  Fortsetzung  dieses  Actes  mög- 
lichst schnell  fördern  zu  lassen.  Ebenso  verhielte  es  sich,  wenn 
eine  Begebenheit,  der  man  weder  ausweichen,  noch  die  man  vor- 
aussehen konnte,  z.  B.  das  Ableben  eines  zum  Protestiren  be- 
auftragten Beamten,  die  Protestation  aufhielte  und  niclit  erlaubte, 
dass   Alles    in    einem    Acte   gemacht    würde. 

423.  Wenn    der    mit    dem    Protestiren    beauftragte    Beamte' 
die    Person,    die   er    aufsucht,    nicht   im    angegebenen    Domicil   auf- 
findet,-so    muss    er    einen    Nachforschungs-Act    (iicie    de 
perqidsitton)    machen,   den   er    dem    Protest   vorangehen  lässt  ^). 

Es   gibt    sonst    noch    Fälle,    in    welchen    man    anstatt    eines 


\)  Abw    Urth,   2i.    März    1829.  — ^    2)  H.  G.  D.    173    —    3)  H.  G.   B.   173. 

AI>w.   Urth.  22.  Juli  1807. 
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wirklichen    Protestes     nur    einen    ihm     gleichkommenden    Act    ma- 
chen  kann. 

Z.  B.  Avenii  der  Wechsel  einen  nnbekannJen  Ort  ang^eben  \viirde, 
oder  einen  solchen ,  dessen  Namen  mit  andern  Orten  gemeinscliafllicli 
wäre*  oder  wenn  in  einem  gekannten  Or(e  mehrere  Personen  gleiches 
JVamens  waren,  ohne  dass  die  Ungewisslieit  dnrcli  Vornamen,  Haiis- 
mimmer  oder  Strasse  gehoben  würde. 

Ebenso  muss  in  dem  Falle  verfahren  werden,  wo  der  Ver- 
lust eines  Wechsels  vor  seiner  Verfallzeit  nicht  gut  gemacht  werden 
konnte.  Derjenige,  dem  er  gehörte,  verwahrt  alle  seine  Rechte 
durch  einen  Protestations-Act  '),  der  alle  Formen  des  Protests 
haben  muss,  mit  Ausnahme  derjenigen,  die  durch  den  Verlust 
des  Wechsels  unmöglich  sind.  Es  ist  nicht  notliwendig,  dass  die 
verschiedenen  in  No.  408  u.  f.  vorgeschriebenen  Formalitäten  er- 
füllt wurden,  damit  dieser  Protestations-Act  gemacht  werden  kann. 
Diess  wäre  fast  immer  unmöglich,  denn  meistens  bemerkt  man 
erst  den  Verlust  eines  W'echsels,  wenn  man  Gebraucli  davon  ma- 
chen   will  "). 

424.  IVicht  nur  miissen ,  wegen  Mangels  an  Zahlung  bei 
Verfall,  diejenigen  Wechsel  protestirt  werden,  die  vor  dieser  Zeit 
noch  nicht  acceptirt  waren,  sondern  auch  diejenigen,  welche 
schon  M'egen  Mangels  an  Annahme  protestirt  wurden  ^);  denn 
der  Protest  wegen  Mangels  an  Zahlung  kann  durch  keinen  an- 
dern Act,  nicht  einmal  durch  ein  Urtheil  gegen  den  Bezogenen 
ersetzt  werden ,  noch  weniger  aber  durch  innere  Beweise  oder 
Muthmaassungen  **).  Der  Inhaber  könnte  nach  No.  419.  sich 
nicht  wegen  des  unterlassenen  Protests  unter  dem  Vorgeben  ent- 
schuldigen, dass  die  Localgesetze  nicht  gestatten,  in  Folge  nicht 
gestempelter  Acte  zu  instrumentiren,  und  dass  ihm  der  Weclisel 
ungestempelt  zugekommen  sei;  er  muss  den  Wechsel  stempeln  las- 
sen, die  Stempelstrafe  etc.  ^')  bezahlen,  welche  Auslagen  ihm  bei 
seinen   Spesen   verrechnet  werden  '). 

Ausser  der  besondern  Ausnalime,  wovon  No.  435.  die  Rede  sein 
soll,  ist  der  Protest  ebenfalls  unumgänglich  nöthig,  wenn  auch  der 
Bezogene  bei  Verfall  fallit  wäre "),  oder  wenn  man  Niemanden  fin- 
det, oder  wenn  der  Bezogene  gestorben,  und  das  Ableben  durch  die 
Hausbewohner,  durch  die  Witwe  oder  die  Erben  angezeigt  wird, 
und  diese  anführen  würden,  dass  ihnen  noch  die  gesetzlichen  Fri- 
sten zur  Inventur  etc.  zu  gut  kommen^),    und    sich  Niemand   zur 


1)  H.  G.  B.    133.   —     2)  Al)w.   Urtli.   10.  Nov.    1828.   —     3)    Abw.    Urth.    Kk 
iAUi   ISIO.  —     4^  C'ass.  25.   Au-;.   I8l3. 

5)  Diese  botnipt,  ausser  der  gewölnilichcn  Stenipelgebühr ,  5^  vom  Weril»  dos 
^Vecllsels  und  noch   ^'-   von  diesen  5'\ 

6)  AUw.  l'rtli.    2.  Juli  1S2S.    —     7)  Abw.  Urtli.  6.  Oct.  l8lH>,  3.  Dccbr.   l*^i<». 
Cass.  17.  Jan.  1S2().  —     8)  C.  G.  B    7«>5,  7!)7. 
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Zahlung  präseDtirt;  der  Protest  miiss  dann  diese  verschiedenen 
Umstände  angeben  ^).  Sie  sind  aber  den  Rechten  des  Inhabers 
gegen  seine  Garanten  fremd;  er  hat  sie  gerade  als  eine  Weige- 
rung anzuführen  imd  seinen  Regress  zu  nehmen,  obgleich  er 
selbst  und  diejenigen,  an  die  er  sich  wendet,  genöthigt  sind, 
gegen  die  Erben  des  Hauptschuldners  die  in  gewöhnlichen  -Fäl- 
len gestatteten    Fristen   zu .  beobachten  ^), 

425.  Wenn  der  Aussteller  oder  ein  Indossent  die  Einla- 
dung ergehen  Hess,  nicht  zu  protestiren,  was  durch  die  Worte 
retour  satis  protet  oder  retour  sa?is  frais  ^)  (Retour  ohne  Pro- 
test,, oder  ohne  Kosten)  ausgedrückt  wird*),  so  ist  derjenige, 
dem  diese  Clausel  von  seinem  Vormanne  vorgeschrieben  worden, 
gehalten,  ihm  die  nicht  erfolgte  Zahlung  auf  gütlichem  Wege 
bekannt  zu  machen  und  keine  Kosten  zu  verursachen ;  der  Verlust 
der  Rechte,  wovon  noch  die  Rede  sein  soll,  kann  ihm  nicht 
durch  denjenigen,  der  diese  Clausel  darauf  gesetzt  hat,  oppouirt 
Werden.  Man  kann  ihn  aber  nicht  gegen  die  nachfolgenden  In- 
dossenten  anrufen,  noch  können  ihn  diese  sich  gegen  einander  zu 
Nutze  machen.  Diess  ist  eine  Einscliränkung  im  gemeinen  Recht, 
die  sich  nur  auf  andere  Personen  als  diejenigen ,  die  ihr  un- 
terworfen   sind,    ausdehnen    kann. 

426*  Es  kann  geschehen,  dass  die  Protestation  eines  Wech- 
sels am'  Tage  nach  Verfall  durch  Uebermacht  verhindert  wird. 
In   diesem   Falle    ist    es    nicht    billig,    dass    der  Inhaber    seiner  Re- 


1)  H.  G.  B.   Ifi3.  —    2)  Ahw.  Urth.  24.  Flore'al  XIII. 

3)  Gewöhnlich   auf  ungestempelten  Wechseln  und  Anweisungen. 

4)  Der  Ausdruck  „retour  sans  protet  oder  sans  frais'*'  hat  bei  der  Rrgress- 
nahme  zu  vielen  Processen  Anlass  gegeben  ,  es  mochte  nun  wegen  Mangels  an 
Zahlung  protestirt  oder  nicht  protestirt  worden  sein.  Ungeachtet  der  Uitheile 
der  königlichen  Gerichtshöfe  und  des  Cassationshofes  hielten  manche  Handeis- 
gerichte,  namentlich  das  Pariser  Handelsgericht,  an  dem  Gebrauche  fest,  dass 
im  Nichtzahhingsfalle  eines  Wechsels  protestirt  werden  muss ,  wie  es  auch  der 
Art.  162.  des  H.  G.  B.  vorschreibt.  Diess  ist  aber  ein  allgemeiner  Grundsalz, 
der,  sowie  jeder  derartige  Grundsatz,  eine  Ausnahme  erleiden  kann.  Diese  Aus- 
nahme besteht  hier  in  der  Clausel  f,retour  sans  protet"  oder  „retour  sans  frois'% 
deren  das  H.  G.  B.  nicht  erwähnt,  die  dem  Vertrag  zwischen  Geber  und  Neh- 
mer des  Wechsels  anhängt,  nach  welcher  sich  also  Letzterer  sowie  dessen  Tsach- 
liiänner  zu  richten  haben.  Folgendes  steht  nach  den  Urlheilen  deS  Cassations- 
hofes und  der  königlichen  Gerichtshöfe  fest:  Ist  die  besagte  Clausel  vom  Aus- 
steiler  ausgegangen,  so  ist  sie  Convention  zwischen  ihm  und  dem  Nehmer,-  nach 
welcher  sich  der  Aussteller  ausbedungen  hat,  dass,  im  Falle  der  Nichtzahlung, 
der  Wechsel,  der  dadurch  ein  unvollkommener  Wechsel  wurde,  nicht  protesti  t 
werde.  Ist  die  Clausel  unter  ein  Indossament  gesetzt,  so  verpflichtet  sie  bloss 
die  spätem  Indossenten,  dem  Willen  des  frühern,  der  sie  stipulirte,  nachzukom- 
men. Würde,  in  dem  einen  oder  andern  Falle,  ein  Inhaber  dennoch  protestiren, 
so  wäre  er  bloss  berechtigt,  beim  Regress  das  Capital,  die  Stempelgi  bühr ,  die 
Strafe  wegen  unterlassenen  Stempels  und  die  Einregistrirnngsgebühren  zu  ver- 
langen,  die  Protestkosten  fielen  ihm  aber  anheim  (Cass.  24.  Jan.  1835)  Will 
sich  aber  ein  Indossent  der  Clausel  nicht  unterwerlen ,  so  muss  er  seine  Weige- 
rung auf  dem  Wechsel  darthun  ,  ohne  welche  Vorsichtsmaassrcgel  er  angesehen 
wird,  als  habe  er  ihn  mit  allen  duraus  hervorgehenden  Verbindlichkeiten  über- 
nommen, A.  d.  H. 


383 

gressklage  verlustig  werde;  die  Gerichte  haben  nach  No.  240. 
auf  die  Umstände  Rücksicht  zu  nehmen,  um  zu  beurtlieilen,  in- 
wiefern   diese    Ausnahme   Berücksichtigung    verdient  *). 

Es  kann  ferner  geschehen,  dass  ein  Wechs«!  so  spät  remit- 
tirt  wird,  dass  der  Eni]) länger  nicht  mehr  zu  geliöriger  Zeit  pro- 
testiren  kann.  Diess  ist  eine  besondere  Exception,  welche  er 
seinem  Indossenten  opponiren  kann,  und  welche  die  Gerichte  nach 
den  respectiven  Beweisen  und  den  Umständen  zu  erwägen  haben; 
sie  hindert  aber  nicht,  dass  die  Wirkungen  des  ermangelnden 
Protests  nicht  durch  die  andern  Interessenten  angerufen  werden 
können.  Diese  Vorschrift  ist  besonders  im  Falle  anwendbar,  wo 
der    Wechsel    nach    Verfall    cedirt   wird    (s.    No.    351.)^). 

427.  So  wenig  der  Inhaber  eines  Wechsels  seiner  Ver- 
bindlichkeit durch  einen  zu  spät  erhobenen  Protest  nachkäme, 
eben  so  wenig  wäre  ein  zu  friih  erhobener  .  Protest  giltig.  Nur 
das  Falliment  des  Bezogenen  lasst  eine  Ausnalirae  zu,  vor  Ver- 
fall wegen  Mangels  an  Zahlung  zu  prottstiren  ^)  und  er  ist  dann 
verpflichtet ,  den  Protest  zu  erneuern  ^).  Wenn  vom  Falliinent 
die  Bede  ist,  soll  angegeben  "^^erden,  wie  dieses  Recht  ausgei'ibt 
werden  kann,  wenn  einer  derjenigen ,  welcher  die  Zahlung  ver- 
bürgt  liat,    fallit    geworden    ist. 

Zweiter    Artikel. 

Folgen    und  Wirkungen   des    Protests. 

428.  Um  die  Regressklage  gegen  den  Aussteller  und  die 
Indossenten  anzustellen,  ist  ein  regelmässiger  Protest  unerlässlich. 
Unter  dieser  Bedingung  haben  sie  die  Zahlung  verbürgt,  der  er- 
mangelnde oder  unregelmässige  Protest  gibt  ihnen  daher  Einreden 
an    die    Hand,    die   No.   434    u.    f.    angegeben  werden    sollen. 

Der  Inhaber  kann  seine  Regressklage  gegen  den  Aussteller 
und  jeden  der  Indossenten  einzeln  oder  gegen  die  Indossenten 
und    den    Aussteller    zusammen    anstellen  ^), 

Nimmt  er  seinen  Regress  einzeln,  es  sei  nun  gegen  seinen 
Cedenten,  den  er  dabei  vorzugsweise  wählt,  so  muss  er  ihm  den 
Protest  insinuiren  und  in  Ermangelung  der  Zahlung  ihn  \or  Ge- 
richt laden  lassen ,  und  zwar  binnen  fünfzehn  Tagen  nach  dem 
Datum  des  Protests,  oder  wäre  dieser  anticipations>>eise  erhoben 
worden  (s.  iNo.  427.),  vom  Tage,  an  welchem  er,  nach  dem  ge- 
wülinliclien     Lauf     der     Dinge,     hätte     erlioben     werden    können '^^). 


1)  Al)w.  Urth.  28.  IMärz  1810,  25.  Jnn.  1821.  —  2)  Abw.  Lrlh.  24.JuniH10, 
11.  .luli  lS2t».  —  8)  H.  G.  II.  loa,  448.  —  4)  Abw.  Urth.  lö.  Mai  l^iK».  — 
Ö)   U.  (ji.  B.   164.  —     6j  Abw.  Lrth.    11.   Mai   1810. 
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Wohnt  aber  dieser  Garant  weiter  als  fiinf  Myriameter  vom  Orte, 
wo  der  Wechsel  zahlbar  war,  so  wird  diese  Frist  für  jede 
zwei  nnd  einen  halben  Myriameter,  welche  die  fiinf  Myriameter 
übersteigen,  nm  einen  Tag  verlängert.  Ist  die  Distanz  weiter 
als  fünf  3Iyriameter  und  doch  weniger  als  zehn ,  so  miiss  die 
Frist  gezählt  werden,  als  wären  es  wirklich  zehn  Tage^).  Ntlt 
ist  zu  merken,  dass  die  Insinuation  innerhalb  fünfzehn  Tagen  ge- 
macht werden  mnss,  folglich  ist  die  Regel  niclit  anwendbar,  dass 
der  Tag  des  Termins  nicht  im  Termin  tnitgezählt  wird,  und  ist 
der  letzte  Tag  ein  Feiertag,  so  hat  nach  JSo,  280.  keine  Proro- 
gation   auf    den   folgenden   Tag    statt"). 

429.  Wegen. in  Frankreich  ausgestellter,  und  ausserhalb  des 
Continental-Gebietes  in  Europa  zahlbarer  Wechsel  sind  die  in  Frank- 
reich wohnenden  Aussteller  und  Indossenten  in  gewissen,  im  Hand.- 
Ges.-Buch  Art.  166.  angegebenen,  Fristen  nach  eingelegtem  Pro- 
test zu  belangen,  welche  Fristen  in  denselben  Verhältnissen  auch 
für  den  Regress  gegen  die  in  den  französischen  aussereuropäi- 
schen   Besitzungen  wohnhaften   Aussteller  und  Indossenten   gelten  *^); 

Ist  der  Inhaber  den  Verpflichtungen  des  Protests  und  der 
Ladung  vor  Gericht  in  den  vorgeschriebenen  Fristen  nachgekom- 
men ,  so  ist  Alles ,  was  durcli  die  Insolvenz  des  Bezogenen  ent- 
steht, obgleich  Deckung  vorhanden  war,  und  selbst,  wenn  er  im 
Augenblick  des  Protests  solvent  wäre,  auf  Gefahr  der  Garanten, 
die  keinen  Grund  hätten,  diese  Umstände  zur  Abweisung  der  Klage 
des   Inhabers   einzuwenden. 

43Ö.  Der  Inhaber,  der  nach  erhobenem  Protest  versäumen 
würde,  in  der  gehörigen  Zeit  gegen  seinen  unmittelbaren  Ccdenten 
seinen  Regress  zu  nelwnen,  könnte  nicht  gegen  den  Aussteller, 
oder  einen  der  frühern  Indossenten,  eben  so  viele  fünfzehn  Tage 
Frist  und  diejenige,  die  jedem  Indossenten  gegen  seinen  Vormann 
zustellt  *) ,  verlangen  ^).  Diese  Fristen  sind  ihm  nur  in  Bezug 
auf  einen  Jeden  von  ihnen,  gegen  den  er  seinen  Regress  nimmt, 
zugestanden,    so  dass  der  Inhaber,  wenn  er,  was  auch  der  Grund 


1)  H.   G.  B.  IfiS.  —    2)  Abw.  Urtb.  25.  Nov.  1824. 

3)  Diese  Fristen  zur  Belangung  sind  folgendermaassen  festgesetzt:  in  Anse- 
hung der  Wechsel,  die  in  Corsika,  auf  der  Insel  Elba  oder  Capraja,  in  England 
und  In  den  an  Frankreich  angrenzenden  Staaten  zahlbar  waren,  binnen  2  Mona- 
ten;  in  Ansehung  derjenigen,  welche  in  den  übrigen  Staaten  von  Europa  zahl- 
bar Maren,  binnen  4  Monaten  ;  in  Betreff  der  Wechsel,  die  in  den  Handelsplätzen 
der  Levante  und  auf  der  Nordküste  von  Afrika  bezahlt  werden  sollten,  binnen 
6  Monaten  5  in  Betreff  derjenigen,  die  auf  der  Westküste  von  Afrika  bis  zum 
Vorgebirge  der  guten  Hoffnung  (das  letztere  mit  eingeschlossen)  und  in  West- 
indien zahlbar  waren,  binnen  2  Jahren;  in  Ansehung  der  Wechsel,  die  in  Ostin- 
dien zahlbar  waren,  binnen  2  Jahren,  Die  obigen  Fristen  von  6  Monaten,  1  Jahr 
und  2  Jahren  werden  zur  Zeit  eines  Seekrieges  verdoppelt. 

4)  Ein  Tag  mehr  für  jede  fünf  Myriameter. 

5)  Abw.  ürth.  7.  Sept.  1815.     Cass.  29.  Juni  1819. 
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sei  y  gegen  den  Aussteller  oder  den  ersten  Indossentcn  seinen  Re- 
gress  nehmen  will,  ohne  die  andern  anzugreifen,  gegen  ihn  in 
den  ersten  fünfzehn  Tagen,  von  dem  auf  den  Protest  folgenden 
Tage  an  gerechnet,  «einen  Regress  nehmen  muss  ^),  vorbehaltlich 
der   Vermehrung   der  Frist  nach    der    Distanz    der   Orte. 

Diese  Regresslclage  kann  nicht  unter  dem  Vorgeben  abgewie- 
sen werden,  dass  zu  Gunsten  des  Inhabers  unrichtig  indossirt  wor- 
den wäre,  es  sei  denn,  dass  dieser  durch  ein  solches  Indossament 
direct  zum  Mandatar  oder  vergünstigungsweise  zum  Besitzer  gegen 
denjenigen,  den  er  einklagt,  geworden  ist-),  oder  dass  Letzterer 
wenigstens  nicht  eine  gleiche  Exception  aus  Veranlassung  des  ir- 
regulären   Indossaments    geltend   zu   maclien   habe  "^j, 

431.  Die  zu  beobachtenden  Formalitäten  sind  die  Notifici- 
rung  des  Protestes  und  die  Vorladung  vor  Gericht.  Die  zweite 
ist  bloss  Folge  der  erstem,  und  wird  nur  dann  nötliig,  wenn 
die  Rückzahlung  nicht  auf  die  Notificirung  des  Protestes  erfolgt. 
Die  eine  kann  also  die  andere  nicht  ersetzen  ^),  Die  Frist,  in- 
nerhalb welclier  der  Protest  notiflcirt  werden  muss,  ist  folgerungs- 
weise auf  diejenige  der  Citation  limitirt,  weil  dieses  gerichtliche 
Verfahren  nur  bei  ermangelnder  -Zahlung  in  einem  Zeiträume, 
der  mit  dem  auf  den  Protest  folgenden  Tage  seinen  Anfang 
nimmt,  nöthig  wird.  Die  Copie  dieses  Acts  und  dessen  ganzer 
Inhalt  muss  oben  im  Act,  in  welchem  der  Protest  denuncirt  wird, 
vorangehen,  damit  jede  interessirte  Partei  Alles  kenne ^  was  auf 
die  Regressklage   gegen    sie   Bezug   hat. 

4ii2.  iNimmt  der  Inhaber  seinen  Regress  gegen  die  Indos- 
senten  und  den  Aussteller,  so  geniesst  er  in  Betrelf  jedes  Wech- 
sel-Interessenten die  angegebenen  Fristen,  so  dass,  wenn  der  eine 
in  der  Distanz  von  fünf  Myriametern  wohnt,  und  ein  Anderer 
weiter  als  sie  u.  s.  w.,  so  muss  jeder  die  Notificirung  des  Pro- 
testes und  die  Vorladung  in  einer  Frist  erlialten ,  die  nach  der 
Entfernung  seines  Domicils  berechnet  wird.  Der  Inhaber  würde 
seiner  Verpflichtung  nicht  nachkommen,  wenn  er  sie  alle  in  der 
längsten  dieser  Fristen  vorladen  würde;  jeder  kann  in  der  spe- 
ciellen  Frist,  die  seinetwegen  beobachtet  werden  sollte,  die  er- 
mangelnde  geriditliclie    Klage    einwenden. 

433.  Wäre  der  Prolest  eines  Wechsels  auf  gütlichem  Wege 
in  der  gehörigen  Frist  mitgethcilt  worden,  und  der  Empfänger 
dieser  Mittheilung  hätte  in  der  nämliclien  Zeitfrist  zu  zaitlen  ver- 
sprochen, aber  gebeten,  den  Protest  niclit  gericlitlich  zu  notifici- 
ren,    oder    erklärt,    dass    tr    den    Protest    als    notiflcirt    betrachte. 


1)  H.  G.  B.  Kiö.    —    2)  Al>\v.  11  rill.    27.    Vendc'miaire   XI,  —    3)   Cajs.   2«. 
März  1823.  ■—    4)  Cnss,  22.  Juni  J«I2. 
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so  könnte  er  nicht  nach  No.  425.  die  unterlassene  gerichtliche 
Notificiriing  sich  zu  Nutze  machen ,  weil  er  gegen  sein  eigenes 
Factum  zurückkommen  würde  ^).  Der  Inhaber  hätte  gegen  ihn 
eine  Klage,  die  nur  in  fünf  Jahren,  vom  Tage  des  Protests  an, 
verjähren  würde,  wenn  die  Dispensation,  ihn  zu  notificiren,  der 
Verfallzeit  vorangegangen ,  oder  vom  Tage  des  Versprechens  an 
gerechnet,   wenn    sie    später    erfolgt   wäre. 

Ein  blosses  Zahlungsversprecheu  aber,  das  nicht  mit  der 
Bitte,  oder  der  Einwilligung,  den  Protest  nicht  zu  notificiren,  be- 
gleitet wäre,  könnte,  selbst  wenn  es  eingestanden  Würde,  nicht  an- 
gesehen werden,  als  bringe  es  die  nämliche  Wirkung  hervor;  weil 
es  sich  vermuthen  liesse,  dass  dieses  Versprechen  der  Bedingung 
unterworfen  war,  dass  sich  der  Inhaber  in  Ordnung  setzen  würde 
und  bei  nicht  geleisteter  Zahlung  auf  gütlichem  Wege  innerhalb 
der  gesetzlichen    Frist    gerichtlich    verfahren   würde  '), 

Sobald  der  Inhaber  diese  Formalitäten  erfüllt  hat,  hat  er 
sich  sein  Recht  erhalten,  das  nur  durch  Verjährung  In  fiinf  Jah- 
ren, die  vom  Tage  des  letzten  gerichtliclien  Anbringens  ihren  An- 
fang nehmen ,  verloren  gehen  kann  und  den  in  No.  240.  und 
411,   angegebenen    Regeln   untergeordnet  ist  ^). 

434.  Die  Nichtbeobachtung  dieser  Fristen  und  Formalitä- 
ten, oder  der  legalen  Aequivalente,  wenn  das  Domicil  desjenigen,- 
den  man  verklagen  will,  unbekannt  wäre  *),  ?ieht  den  gänzlichen 
Verlust  jeder  Anforderung  und  Regressklage  gegen  die  Indossen-r 
ten  und  deren  Cedenten  nach  sich.  Sie  können  diesen  Verlust 
der  Rechte  anrufen,  selbst  wenn  sie  zur  Classe  derjenigen  ge- 
hörten, zu  deren  Gunsten  einige  gesetzliche  Verfügungen  die  Wir- 
kung der  Obligation,  welche  der  Weclisel  hervorbringt,  modifici- 
ren.  Im  Allgemeinen  gibt  es  keine  andere  Ausnahme,  als  dieje- 
nige, wo  unwiderstehliche  Gewalt  eintritt  (s.  No.  406.)  ).  Hier 
kann  nicht  von  den  Garanten,  welche  den  Verlust  der  Rechte 
einwenden,  oder  von  deren  Erben,  die  in  No.  240,  erwähnte  eid- 
liche Erhärtung  verlangt  werden.  Sie  können  aber  auf  diese  Aus- 
nahme,  den  Verfall  der  Rechte  geltend  zu  machen,  verzichten. 
Wer  auf  die  blosse  Mittheilung  oder  auf  die  Notificirung  des 
Protestes  hin,  den  Wechsel  an  den  Inhaber  rimborsiren  würde, 
hätte  keinen  Grund,  auf  ihn  zurück  zu  kommen ,  wenn  er  nach- 
her die  Nullität  dieses  Acts  oder  den  Verfall  der  Rechte 
erkannte,  es  sei  denn,  dass  er  beweise,  dass  diese  Rück- 
zahlung aus  List,  Betrug  etc.  entstanden  ist.  Der  Regress  ge- 
gen seinen   Vormann   würde    ihm    auch  nichts  nützen,   da  ihm    die- 


1)  Abw.  Urth.  10.  Nov.  1812,  20.  Juni  1827.  —  2)  Abw.  Urth.  24.  Vende- 
miaire  XII.  —  3)  Cass.  2S.  Juli  1834.  —  i)  H.  Gl  B.  168,  169.  —  5}  Cass. 
U.  Decbr.  1824, 
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ter  entgegensetzen  würde,  dass  der  Protest  null  oder  verspätet 
ist;  er  befände  sich  dann  in  der  Lage  desjenigen,  der  venirtiieilt 
ist,  ohne  einen  Regress  gegen  seinen  Garanten  zu  erhalten^). 
Was  er  bezahlt  hat,  könnte  er  nicht  zurückfordern,  weil  seine 
Schuld  eine  natürliche  und  bloss  einer  Exception  fähig  war,  auf 
die   er  verzichten   konnte  ^). 

435,  Dieser  Verlust  der  Rechte  hört  jedoch  in  zwei  Fäl- 
len auf^),  erstens  wenn  der  A«issteller  nicht  erweiset,  dass  im 
Läugnungsfalle  die  Deckung  gemacht  wurde  ^).  Er  muss  (>o.  392.) 
vollkommen  wissen,  dass  er  dem  Bezogenen  die  Gelder  nicht  re- 
mittirt  hat,  um  den  Wechsel  zu  zahlen,  und  die  von  letzterm  ge- 
gebene Acceptation  konnte  ihn  rücksichtlich  dieses  Punctes  nicht 
in  Irrthum  führen.  Da  der  Verzug  oder  der  ermangelnde  Protest 
ihm  keinen  Schaden  gebracht  hat,  so  wäre  in  Beziehung  auf  ihn 
der    Verlust    der  Reclite    des    Inhabers    eine    Ungerechtigkeit, 

Der  Inhaber  behält  daher  in  diesem  Falle  da_s  Recht,  von 
ihm  und  dem  Avalgeber  den  Rimbors  zu  verlangen,  oder  das^ 
sie  'erweisen,  dass  am  Verfalltage  Deckung  vorhanden  war  ^) ; 
diese  Klage,  welche  fünf  Jahre  dauert,  verliert  ihren  Charakter 
als  kaufmännische  Klage  dadurch  nicht,  dass  kein  Protest  erhoben, 
oder  keine  gerichtlichen  Schritte  in  den  hier  oben  angeführten 
Fristen  gethan  wurden  ^').  Der  Inhaber  hat  sogar  nichts  zu  er- 
weisen; er  kann  die  Existenz  der  Deckung  läugnen,  weil  der  Um- 
stand, dass  der  Bezogene  nicht  bezahlt  hat,  für  ihn  als  Verniu- 
thung  gilt,  dass  sie  nicht  efTectuirt  wurde  ').  Was  diesen  Beweis 
betrifft,  so  muss  man  auf  die  Regeln  zurückgehen,  die  No.  392 
u.   f.  gegeben   wurdien. 

In  keinem  Falle  aber  kann  dieses  Recht ,  den  Beweis  der 
Deckung  zu  fordern,  gegen  den  Indossenten  angerufen  werden*^); 
ob  nun  acceptirt  war  oder  nicht,  so  ist  der  Inhaber  seiner  Rechte 
gegen  sie  verlustig  ^) ;  jedoch  muss  bemerkt  werden,  dass  derjenige 
nicht  als  Indossent  angesehen  und  zu  dieser  Ausnahme  zugelassen 
werden  kann,  der  nach  i\o.  339.  und  347.  einen  Wechsel  an  ei- 
gene Ordre  gezogen  und  ihn  dann  indossirt  hätte;  er  ist  offc-nbar 
ein  Aussteller,  welcher  die  Deckung,  falls  sie  geläugnet  wird,  be- 
weisen muss.  Wenn,  in  Folge  der  nämlichen  Regel,  eingestanden 
oder  gesetzlich  constatirt  würde,  dass  die  l^nterschrlft  des  Ausstel- 
lers  falsch   und  das  Werk  des  ersten  Indossenten  sei,   so  würde  dieser 


1)  C.  G.  B.  lOK).  —    2)  Cass.   7.  Man»  1815.  —     a)  H.  G.  B.   IIT,  170.  — - 

4)  Abw.  Urth.  20.  Tlierinidor  X.     Cass.  25.  Au«.  181.3.  —     ",)   11.  (I.  B.    189  — 
r»)  Cass.    13.  Krimaire    IX.     Cass.    2o.  Mai    1.S24.  —     7)  Cass.    1.    Kni(!ti<li»r  VI 
Cnss.  2,"».  Vrairial   X.     Ahw.    Urtli.    2.3.  Tlu»rinidor  X.     Cos.s.    U.  Thcrniitior  \1 
Abw.   Urth.  9.  IVairial  XII.     Cnss.  2."».   Aiiii.   IK5.3.     Alm.  VctU.  7.  Kobr.    iSI«. — 
8)  H.  ii.   Ü.   117.  —     \i)  Ahw.  Urth.  21.  .Iiini   ISlO. 
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nirht  zugelassen,  dem  Inhaber  den  Mangel  an  Betretbiing  zu  oppo- 
niren ;  er  würde  als  Aussteller  betrachtet  ^). 

Die  zweite  Exception  zum  Verlust  der  Rechte  hat  gegen  den 
Aussteller  Statt,  selbst  wenn  er  die  Deckung  gemacht  hat,  oder 
gegen  die  Indessen ten,  wenn  sie  durch  Rechnung,  Compensation,' 
Viudication  der  Saclien,  welche  die  Deckung  ausmachten  -) ,  oder 
auf  andere  Weise  die  zur  Zahlung  des  Wechsels  bestimmten  Gel- 
der empfangen  haben.  Wer.diess  gethan,  hat  das  Recht,  dem  In- 
haber seine  Nachlässigkeit  entgegen  zu  setzen  und  hat  kein  Inter- 
esse niehr,  sich  deshalb  zu  beklagen,  weil  sie  ihm  nicht  geschadet 
hat,  und  er  sich  sonst  auf  Kosten  des  Inhabers  bereichern  würde. 
Diese  Ausnahme  ist  aber  nur  auf  diejenigen  beschränkt,  die  sie 
betrifft.  Wenn  also  ein  Indossent  sich  im  erwähnten  Falle  befände, 
so  wäre  die  Abweisung  der  Klage  nicht  minder  zu  Gunsten  des 
Ausstellers  erworben,  der  beweisen  würde,  dass  Deckung  vorhanden 
sei  und  dass  sie  nicht  durch  sein  Verschulden  zurückgenommen 
wurde.  Die  Folgen  dieses  Grundsatzes  können  so  weit  gehen,  dass 
sie  denjenigen  vom  Verlust  der  Rechte  gegen  seinen  Cedenten  be- 
freien, dem  der  Wechsel  nach  dem  Falliment  des  Acceptanten  cedirjt 
wurde;  denn  wer  nach  einem  solchen  Ereigniss  einen  Wechsel 
cedirt,  hat  im  Grunde  genommen  kein  Wechselgeschäft  gemacht, 
er  hat  bloss  eine  Urkunde  cedirt,  die  nur  ein  Recht  zu  Divi- 
denden-in  der  Fallitmasse  des  Schuldners  gab  (s.  VI.  Abtheilung) ; 
er  hat  daher  keinen  Grund,  dem  Cessionar,  der  nicht  zu  gehö- 
riger Zeit  Protest  erhoben,  oder  ihn  nicht  insinuirt  hätte,  den 
Verlust  der  Rechte  zu  opponiren  ^).  Diese  Ausnalime  darf  sich 
aber  nicht  zu  weit  erstrecken ;  wer  auf  diese  Weise  den  Wech- 
sel nach  dem  Falliment  des  Acceptanten  cedirt  hätte,  kann  ihn 
vor  diesem  Ereigniss  erworben  liaben.  Gegen  diejenigen,  die  ihn 
cedirt  haben,  hat  er  nur  unter  der  Bedingimg  eines  Protests  oder 
einer  zu  gehöriger  Zeit  gemachten  Insinuirung  ein  Regressrecht, 
und  da  ihm  sein  Cessionar,  der  die  vorgeschriebenen  Formalitä- 
ten nicht  erfüllte,  die  Mittel  benommen  hat,  diesen  Regress  aus- 
zuüben, so  sollte  er  in  Folge  der  Grundsätze  abgewiesen  werden, 
nach  welchen  Jeder,  der  Andern  Schaden  zufügt  oder  das,  wozu 
er  gehalten,  nicht  erfüllt,  zu  Ersatz  oder  Schadloshaltuug  verbun- 
den ist  *),  und  wodurch  ein  verbürgter  -Gläubiger  jeder  Klage  ge- 
gen den  Bürgen  beraubt  ist,  wenn  er  durch  sein  Verschulden  die 
Einsetzung  seiner  Rechte  zu  Gunsten  dieser  Bürgschaft  unmöglich 
gemacht   hat, 

436.      Ausser  dem  legalen  Verlust  der  Rechte,  die   der   Ga- 


1)  Abw;  Ur|h.  10.  MÄI&  i834/i— v2)  H.  G.  B.  171.     Cass.  7.  Germinal  XI. 
—  3)  Abw:  Urth.  21.  Juli  1817.,   20.  I>ccbi:.  lS2h  ^    4>^;iG.  B^- 1142,  1383, 
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rant  dem  Inhaber  zu  opponiren  berechtig  ist,  können  noch  an- 
dere exlstiren,  die  lediglich  aus  der  Convention  der  Parteien  oder 
aus  der  Handlung  des  Inhabers  selbst  entspringen.  Wenn  also 
der  Wechsel  dem  Inhaber  irgend  eine  besondere  Verpflichtung  auf- 
erlegt, die  er  nicht  erfüllt  hat,  so  kann  er  seinen  Regress  nicht 
ausüben ,  oder  wenigstens  kann  derjenige ,  gegen  den  er  gericJit- 
lich  einschreitet,  gegen  ilm  die  Exception,  die  aus  dieser  Ueber- 
tretung  des  Vertrags  entstellt,  geltend  machen.  Ebenso  verhält 
es  sich  mit  dem  Inliaber,  der  in  irgend  einen  Nachlass  zu  Gun- 
sten deä  Acceptanten  eingewilligt  hätte,  es  sei  denn,  dass  dieser 
Naclilass  durch  die  Umstände^)  erzwungen  wäre  (s,  No.  224.)  und 
erkannt  würde,  dass  er  kein  Hinderniss  zur  Ausübung  des  Re- 
gresses ist.  Die  nämliche  Vorschrift  wird  auf  denjenigen  ange- 
wendet, der,  bei  der  Präsentation  zur  Annahme  des  Weclisels,  dem 
Acceptanten  irgend  eine  Aenderung,  einen  Vorbehalt,  eine  Redin- 
gnng  oder  Frist  im  Accept  gestattet  hätte;  die  auf  dem  Wege 
des  Regresses  gerichtlich  eingeklagte  Person,  welche  diesen  Ver- 
änderungen weder  ausdrücklich,  noch  stillschweigend  beigetreten 
ist,    könnte    sich   darauf  berufen,    um   die   Klage    abzuweisen. 

Es  wäre  auch  möglich,  dass  nach  der  besondern  Reschaffen- 
heit  der  Geschäftsverbindung  zwischen  dem  Inhaber  und  demjeni- 
gen ,  auf  den  er  zurückgeht ,  letzterer  der  Einrede  des  Verfalls 
der  Rechte,  den  er  geltend  machen  wollte^   beraubt  werden  könnte. 

Z.  B,  wenn  er  in  der  Ejgenscliaft  als  Mandatar  desjenigen,  für 
den  er  einen  Wechsel  g-ekanft  oder  an  Zalilnng's  Statt  geuommen  hat, 
geineu  Pflichten  uiclit  nacbg'ekommeu  wäre ,  und  iiin  von  Jemandem 
genommen  hatte,  den  er  insolvent  wusste. 

437.  Die  Verurtheilungen ,  die  der  Inhaber  gegen  Jeden, 
den  er  einklagt,  zu  erhalten  berechtigt  ist,  können  entweder  in 
dem  Retrag  des  Wechsels  nebst  Zinsen  vom  Tage  des  wegen 
Mangels  an  Zahlung  erhobenen  Protests  ')  nnd  der  Spesen  beste- 
hen, oder,  wenn  er  es  vorzieht,  in  der  Zurückgabe  der  für  den 
Wechsel  gegebenen  Summe,  wie  diess  ein  Käufer  bei  eingetrete- 
ner   Eviction    berechtigt   wäre  ^). 

Nach  No.  2G.  können  die  Cirrsver.'inJornnjji'eii  so  st'in ,  H.iss  die 
Einkaiifssnnnne  eines  Wechsels  beträchtlicher  ist,  als  dieienige  Sum- 
ine,  die  man  bei  Verfall  des  Wechsel»  erhielte ,  wemi  er  bezahlt 
würde  *). 

Der  Inhaber  ist  befugt,  vom  Orte,  wo  der  Weclisel  zahlbar 
war,  auf  den  Aussteller  oder  auf  einen  der  ludossenten  einco 
andern  Wechsel    zu   ziehen');    dieser   besteht:    1)   aus  dem    Cupi- 


1)  Abw.  Urth.  22.  Juli  1823.  —  2)  Ahw.  ITrth.  Ö.  März  1807.  Cnss.  »K  Jni», 
1818,  2o.  Aug.  ISJ3.  —  3)  c.  ü.  n.  Hi:W.  —  *>  Cass.  17.  Friuiairc  \. 
II.  Prairiai  V.  27.  Febr.  iSlü.  —    5)  11.  G.  15.  1*78. 
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i 
iaX  des  protestirten  Wechsels  und  den  Zinsen  rom  Tage  des  Pro- 
testes an  gerticimet;  2)  aus  den  Protestspesen;  3)  aus  den- an- 
dern legitimen  Spesen,  als  Provision,  Sensarie,  Reisekosten,  wel- 
che letztere  er  jedoch,  wenn  er  aufgefordert  wird,  eidlich  erhär- 
ten muss ,  dass  er'  express  gekommen  ist ;  4)  aus  den  ÄHslagen 
für  Stempelgebühr  und  Briefporto  ^).  Dieser  neue  Wechsel  heisst 
Ritratte  (j*efrmfe)^^;sie  darf  das,  was  deren  Aussteller  wirk- 
lich zu  fordern  berechtigt  ist,  nicht  übersteigen,  daher  muss  dem 
Protest  und  der  Ritratte  eine  Retonrrechnung  (compte  de  retotir) 
als  Beweis  beigelegt  werden  ^),  Diese  Retoiirreclmung  *)  muss 
den  Namen  desjenigen  enthalten,  auf  den  die  Ritratte  abgegeben 
wird;  sie  muss  auch  den  Preiss  angeben,  zu  welcliem  die  Ritratte 
Terhandelt   ist ,    diesen    nennt    man   R ü  c k  w  e  ch  s  e  1   {rechange)  ''). 

438>  Dieser  Rückwechsel  ist  die  Schadloshaltung,  die  der 
Aussteller  der  Ritratte  demjenigen  bezahlt,  der  ihnt  den  Betrag 
davon  in  wirklichem  Gelde  hingibt,  eine  Schadloshaltung,  die,  wie 
der  Curs  selbst,  von  verschiedenen  Umständen  abhängig  ist,  die  in 
No.  26  u.  f.  angegeben  wurden.  Um  der  Willkühr  so  wenig  als 
möglich  Raum  zu  lassen,  ist  festgesetzt  worden,  wie  der  Curs 
der  Ritratte  bestimmt  werden  muss  *^').  Dieser  Curs  k^nn,  je  nach- 
dem die  Ritratte  auf  den  Aussteller  oder  einen  der  Indossenten 
gemacht  wird,  sich  verändern,  und  die  allgemeinen  Regeln  der 
Contracte  dienen  in  diesem  Falle  als  Leitfaden.  Der  Rückwech- 
sel (Curs  der  Ritratte)  richtet  sich  in  Betreff  des  Ausstellers  nach 
dem  Wechselciirse  des  Ortes ,  wo  der  W^echsel  zalilbar  war,  auf 
den  Ort,  von  welcliem  er  gezogen  worden  ist;  in  Betreff  der  In- 
dossenten aber  riclitet  er  sich  nach  dem  Curs  des  Ortes,  wo  der 
Wechsel  von  ihnen  remittirt  oder  negocirt  wurde,  auf  den  Ort, 
wo  die   Wiedererstattung  erfolgt '). 

Der  Curs,  zu  welchem  die  Ritratte  negocirt  wurde,  muss  in 
der  Retourrechnung  angegeben  und  durch  einen  Wechselagenten 
bescheinigt  werden  ^).  In  Städten  aber,  wo  keine  Wechselagenten 
angestellt  sind,  muss  die  Bescheinigung  von  zwei  Handelsleuten 
geschehen  ^).  Diese  Bedingungen  sind  streng  zu  erfüllen ;  sonst 
ist  kein  Rückwechsel  scliuldig  ^*').  Ist  aber  der  Ort,  wo  die  Ri- 
tratte gemacht  wird,  kein  Handelsplatz,  wo  gewöhnlich  Wechselge- 
schäfte getrieben    liverden,    wodurch    ein    Cursverhältniss  Statt    hat, 


1)  H.  G.  B.  181,  148,  185.  —    2)  H.  G.  B.  177.     Schi  eb  e,  L.  d.  W.  Cap. 
XVII.  —    3)  H.  G.  B.  180.  — 

4)  S.  Schiebe,  L.  d.  W.  Cap.  XVII.   und    die  Formulare  von  Retourrech- 
nungen. ' 

5)  In  Betreff  der  mancherlei  Bedeutungen,  die  man  diesem   ij^orte   beilegt,   s. 
Schiebe,  L.  d.  W.  §.  145. 

ö)  H.  G.  B.   179. 

7)  S.  das  Beispiel  in  Schiebe,  L.  d.  W.  Cap.  XVII. 

8)  H.  G.  B.  181.  —     9)  H.  G.  ß.  75.  —     10)  H.  G.  B.  186.    . 
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so  kann  auch  kein  Element  zur  Bestimmung  des  Ciirses  vorhan- 
den sein ;  in  diesem^  Falle  riditet  man  sich  nach  dem  Curs  des 
nächsten   Platzes. 

439.  Obgleich  Alle,  die  den  Wechsel  unterzeichnet  haben^ 
de«!  Inhaber  solidarisch  haften  j  so  kann  er  doch  nur  auf  einen 
derselben  eine  Ritratte  ausstellen ;  auch  kann  nicht  mehr  als  eine 
Ketourrechnung  über  -einen  und  denselben  Wechselbrief  gemacht 
werden  ^).  Wenn  aber  der  Bezogene  der  Ritratte  ein  Indossent  ist, 
so  ist  er  seiner  Seits  berechtigt,  eine  Ritratte  auf  seinen  unmit- 
telbaren Vormann,  oder  auf  einen  andern  der  Vormänner  oder 
auf  den  Aussteller  zu  machen ,  was  im  nachfolgenden  Absclinitt 
angegeben  wenden  soll.  Bei  dieser  Ritratte  muss  ebenfalls  der 
Curs  vom  Orte  der  Ausstellung  auf  den  Zahlungsort'  bescheinigt 
sein  -)• 

Nimmt  der  Inhaber  seinen  Regress  durch  eine  _  Ritratte,  statt 
den  Aussteller  und  die  Indossenten  einzuklagen ,  so  laufen  die 
Fristen  zur  Insiiuiirung  des  Protests  und  zu  der  gerichtlichen 
Klage  nicht  minder  fort.  Diese  Art,  sich  zu  rimborsiren,  kommt 
der  vom,  Gesetze  gebotenen  Betreibung  niclit  gleich;  die  Ritratte 
i»t  bloss  ein  JMittel,  das  dem  Inliaber  gestattet,  sich  früher  Geld 
an  ;^ verschaffen,  als  die  Wirkung  der  gericlitlichen  Klage  und  die 
Verurtheilung  abzuwarten.  Wird  die  Kitratte  eingelöset,  so  hören 
sogleich  die  gerichtlichen  Schritte  auf;  bis  dahin  aber  sind  sie 
nm  so  nöthiger,  da  dem  Inhaber  kein  anderes  Mittel  übrig  bleibt, 
den  Zins  der  in  der  Retourrechnung  angeführten  Spesen  etc.  lau- 
fen  zu    machen  '). 

440.  Da  nacli  jN'o.  437.  die  Ritratte  ein  neuer  Wechsel 
ist  *) ,  so  ist  der  Betrag  der  Retourrechnung  gewissermaassen  die 
Deckung  davon ;  daraus  geht  hervor,  dass  derjenige,  der  sie  aus- 
stellt, für  die  in  der  Retourrechnung  erwähnte  Forderung  gegeu 
die  Indossenten  und  den  Inhaber  der  Ritratte  ebenso  liaftet,  wie 
^kt  Aussteller  eines  gewölinlichen  Wechsels.  Diese  Ritratte  bringt 
aber  nicht  gegen  den  Bezogenen  derselben  die  ^^  irkung  einer  re- 
gelmässigen Acceptdtion  Jiervor.  Er  kann  daher  das  Recht  dazu 
contestiren  und  ist  uiclit  direct  verbindlich,  wie  der  Acceptant 
eines    Weclisels  '). 

441.  Alles,  was  in  diesem  §.  gesagt  wurde,  betrilTt  denje- 
nigen, welcher  als  Eigenthünier  des  Wechsels  bei  Verfall  dafür 
nicht  bezahlt  wurde.  Diess  kann  auch  auf  denjenigen  leicht  an- 
gewandt werden,  der  durch  lnter\ention  bezalilt ;  aber  die  Gnmd- 
sätze,   die   über    diese   Art    Zahlung   angeführt    wurden,    sich    in   die 


1)  Tl.  G.  H.  182.  —     2)  IT.  G.  B.   IRl.  —    3)  H.  G.  B.  185.  —  4)  H.  O.  B. 

178.  —    B)   Al)w.  Ürlh.  21.  Mürz  1S08. 
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Rechte  des  Inhabers  einsetzen  zu  lassen,  bedürfen  einiger  Erklä- 
rung ^),  Wei:  durch  Intervention  für  Rechnung  des  letzten  Indos- 
senten  bezahlt  hat,  hat  die  Rechte  des  Inhabers  in  ihrer  ganzen 
Ausdelm^n^,  sowohl  gegen  denjenigen,  für  den  er  bezahlt  hat, 
aJs  ^^M^  dessen  Vormänner  und  den  Aussteller  erworben,  weil 
s!C  ^^'"l^"^^^"  >  ^"y  ^^  ^^  V^^  Intervention  bezahlt  hat,  haften. 
Haf  seine  Intervention  für  einen  Zwischen-Indossenten  Statt  geliabt, 
S(^^-,iiat  er  keine  Klage  gegen  dessen  spätere  Indossenten,  weil  der- 
jenige,  für  den  er  intervenirte ,  ihnen  haftete.  Hat  er  für  den 
Aussteller  bezahlt ,  so  fällt  jeder  Regress  gegen  die  Indossenten 
weg,    und  man  muss  deshalb  auf  die  In.^o^.^Q^  51^ f.  gegebenen 

^i-ti^a  n\    .      Z  w e itev    A b  s  c h n ijt^#  :^^^  /^ 

^t&iffla^^n;' kie  aus   ^er  iSichtzaliluug   des  Wechsels 

•i-sf,  üi'^h    :  '   entstehen. 

442.  Wer  in  Folge  gerichtlicher  Klage  einen  Wechsel  rim- 
borsirt,  ist  berechtigt,  seinen  Regress  gegen  denjenigen  oder  die- 
jenigen zu  nehmen,  die  gehalten  waren ,  ihm  dafür  zu  haften  ^). 
Er  kann  auch  gegen  den  Acceptanten  den  nämlichen  Regress,  wie 
d^]r  Inhaber  nehngen,  weil  die  Acceptation  zu  seinen  Gunsten  den 
Beweis  der  Deckung  begründet;  wäre  aber  der  Wechsel  nicht  ac- 
ceptirt,  so  hat  er  gegen  den  Bezogenen  nur  die  Rechte,  wovon 
N<^,  416.    die    Rede    war. 

Es  ist  sogar  nicht  einmal  nothwendig ,  dass  derjenige,  wel- 
cher diesen  Regress  ausüben  will,  bezahle;  sobald  ilin  der  Inha- 
ber vorgeladen  hat,  ist  er  berechtigt,  diejenigen,  weh  lie  ilim  haf- 
te» müssen,  vor  das  Gericht,  vor  welches  er  citirt  ist,  ebenfalls 
zu  citiren,  olme  dass  diese  VorladuKg  irgend  eine  Verzögerung  in 
der    Ausübung   der  Rechte  des   Inhabers  verursache  ^). 

Wer  als  Avalgeber  zur  Zahlung  verbunden  gewesen,  oder 
dazu  gerichtlich  eingeklagt  würde,  hat  die  nämlichen  Rechte  ge- . 
gen  die  Unterzeichner,  die  demjenigen  haften,  für  -den  er  den 
Ay,al  gegeben  hat ;  ausserdem  stehen  ihm  noch  gegen  Letztern  die 
Rechte  zu,  die  aus  den  allgemeinen  Regeln  der  Bürgschaft  her- 
vorgehen. , 

Was  den  Aussteller  betrifft,  so  ergibt  sich  aus  Allem,  was 
hier  oben  gesagt  wurde ,  dass  er  keinen  Regress  gegen  die  In- 
dpssenten    hat,  weil    alle    nach   und   nach  eine  Forderung   erworben 

fjd^i?'f^(,^x^sten2  und  Zahlung   er   verbürgt   hat. 


i)S.'i»uch  Schiehe,  L.  d.W.  Cap.  XVI.  ^ 

2)  H.  Q;  B.  165,  16^.  -    3)  Abw.  ürth.  24.  Floreal  XÜL 
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443.  Jedep  Indossent  eines  protestlrten  Wechsels,  der  ron 
Jemandem,  dem  er  haftet,  gerichtlich  eingeklagt  ist,  hat  seiner 
Seits  einen  Regress  gegen  seine  Cedenten,  die  früliern  Indossen- 
ten  und  den  Aussteller.  Alle  diese  Regressklagen  gründen  sich 
auf  die  nämlichen  Rechte  ^) ,  die  den  nämlichen  Exceptionen  un- 
terworfen sind,  und  folglich  auch  den  Regeln,  die  im  vorigen 
Absclmitt  erklärt  wurden,  weil  sie  sich  aus  den  nämlichen  Grund- 
sätzen ableiten,  da  jeder  Indossent,  was  seinen  Regress  betrifft, 
als  der  wahre  Inhaber  angesehen  wird,  in  dessen  Rechte  er  ge- 
setzlich eingesetzt  ist  ^). 

444.  Die  blosse  Notificirung  des  Protests  kann  niclit  als 
Grund  zur  Ausübung  des  Regresses  dienen,  nocli  den  Anfang  der 
Fristen  bestimmen,  da  es  nicht  unmöglich  sein  kann,  dass  vom 
Protest  an  der  Bezogene '  den  Wechsel  noch  einlöse.  In  Betreff 
der  Indossehten  läuft  also  die  Frist,  in  welcher  sie  gegen  ihre 
Garanten  ihren  Regress  zu  nehmen  haben ,  nur  von  dem  Tage 
nach  dem  Datum  der  Vorladung  vor  Gericht  ^).  Alles ,  was  in  ' 
No.  428  \u  f.  über  die  Formen,  die  Fristen  und  den  Verfall  der 
Rechte  gesagt  wurde,  sowie  das,  was  in  No.  435.  über  die  Per- 
sonen, die  von  der  Deckung  profitirt  hätten ,  oder  die  auf  jede 
andere  Weise  durch  ein  persönliclies  Factum  Anlass  gegeben  hät- 
ten, dass  ihre  Einrede  wegen  Verfall  der  Rechte  abgewiesen 
würde,  ist   hier   anwendbar. 

Hat  einer  der  Wechselinteressenten  auf  gütlichem  Wege  rira- 
borsirt  ^) ,  so  dass  ihm  keine  Vorladung  vor  Gericht  gemacht 
wurde,  so  soll  die  Frist,  in  welcher  er  gehalten  ist,  seinen  Re- 
gress gegen  seine  Garanten  collectiv  oder  individuell  zu  nehmen, 
bloss  vom  Tage,  an  welchem  er,  es  sei  nun  reell  oder  durcli 
Compensation ,  Conto  -  Corrent  etc.  riraborsirt  hat,  laufen^),  nur 
darf  diese  Frist  diejenige  nicht  überschreiten,  die  er  zur  Anstel- 
lung seiner  Klage  gehabt  liätte,  wenn  er  vom  Inliaber  innerlialb 
der  Zeit,  welche  diesem  gesetzlich  zugestanden  ist,  vorgeladen 
würde  ^). 

445.  Der  Indossent,  der  In  den  oben  angeführten  Fällen 
seinen  Regress  ausüben  kann,  ist  berechtigt,  auf  seinen  Cedenten 
oder  andere  Garanten  auf  gleiche  Weise,  wie  es  der  Inhaber  ge- 
gen ihn  getlian,  eine  Ritratte  auszustellen  u.  s.  w.  Jeder  kann 
aber  den  bezalilten  Rückwechsel  nicht  in  die  Retourrechnung  ein- 
bringen und  hat  nur  das  Recht,  auf  den  Bezogenen  der  Ritratte 
den  Rückwechsel  vom  Orte,  wo  er  sie  ausstellt,  auf  den  Ort,  von 
wo    ihm    der   Wechsel   remittirt  oder   indossirt   wurde,    zu   begeh- 


1)  H.  G.  B.  IIS,  107.  —  2)  C.  G.  B.  1251,  2019.  —  n)  }L  G.  IJ.  107.  ^ 
4)  H.  G.  B.  1G5.  —  5)  Cass.  ».  INIärz  ISIS.  —  6)  Abw.  Urth.  10.  Nov.  \^12, 
7.  Sept.  1815.    Cqss.  29.  Juni  1819. 
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ren  *).  Kiirz^  der  Riickwechsel  kann  nicht  gehäuft  werden  ^),  und 
jeder  Indossent  trägt  den  seinigen ,  als  eine  Conipensation  des 
Nutzens ,  den  er  von  der  Negociation  des  Wechsels  gehabt ,  es 
sei  denn,  dass  er  sich  ausdrücklich  verbindlich  gemacht  hat,  sie 
alle  zu  tragen.  Bewohnen  Cedent  und  Cessionar  einen  und  den- 
selben Ort,  wo  das  Indossament  Statt  hatte j.  so  kann  Letzterer 
keine   Ritratte -auf   Erstem    machen.  . 

Das  Resultat  dar  Re^ressklagen  kann  sein ,  und  diess  ge- 
schieht oft,  dass  die  Kosten  und  der  Riickwechsel  auf  den  Be- 
zogenen des  Wechsels  zurückfallen.  Wenn  er  aber  behauptete, 
dass  derjenige,  welcher  gegen  ihn  protestirte,  sich  beL  Verfall 
nicht  präsentirt  habe,  um  das  Geld  in  Empfang  zu  nehmen,  so 
könnte  diese  Einrede  vom  Richter  berücksichtigt  werden  (s» 
No.  188.  und  419,).  Um  sie  aber  geltend  zu  mtichen  und  dar- 
zuthun,  muss  er  auf  seine  Gefahr  denjenigen ,  auf  dessen  Requi- 
sition hin  der  Protest  erhoben  worden ,  in  die  Klage  zielien ,  die 
übrigen  Kläger  haben  nichts  damit  gemein.  Führt  er  diesen  Be- 
weis der  Einrede  gegen  denjenigen ,  der  das ,  was  vorläufig  zur 
Zahlungsforderung  unumgänglich  nöthig  war,  vor  dem  Protest  nicht 
erfüllt  hat,  so  wird  dieser  zu  Schadloslialtung  gegen  ihn  ver- 
urtheilt.   ~ 


Metiiitcs  Capitcl. 

Von   der    J'älschung    im    W  ech  selb  rief  ^)» 

446.  Falsche  und  verfälschte  Wechsel  können 
Gegenstand  einer  Negociation  zwischen  Personen  gewesen  sein,  die 
gleichmässig  von  Treue  und  Glauben  sind;  es  i&t  daher  wichtig, 
die  Folgen  dieses  Falsums  zwischen  den  verschiedenen  Interessen- 
ten  zu   untersucheui 

Hier  ist  n|cht  die  Absicht,  vom  Antedatiren  (s.  No.  333. 
und  345.)  zu  sprechen,  noch  von  untergeschobenen  Orts-  und 
Personen  -  Namen  oder  Qualitäten,  die  Gegenstand  ^es  folgenden 
Capitels  sein  sollen;  auch  nicht,  wenn  Jemand  das  Zutrauen  einer 
Person  gemissbraucht  hätte  und  über  deren  zu  irgend  einem 
Zwecke  gegebenen  Unterschrift  einen  Wechsel  schriebe  ).  In  al- 
len diesen  Fällen  würde  der  Bezogene  giltiger  Weise  bezahlen, 
weil  er  sich    nach   No.   361.    von    der  Unterschrift    des  Ausstellers 


1)  H.  G.  B.  170.    —    2)  H.  G.  B.   183.    —    8)   Schiebe,   L.   d.   W.   Cap. 
XXVII.  —    4)  P,  G.  B.  407. 
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zu  Tergewissern  hätte.  Aber  niemals  kann  der  Falsarius  rom 
begangenen  Verbrechen  einen  iVutzen  ziehen ;  er  miiss  daher  den- 
jenigen, M  eiche  Schäden  durch  ihn  erlitten,  die  empfangenen 
Summen  restitniren,  oder  den  verursachten  Schaden  wieder  gut 
machen. 

447.  Die  Fälschung,  wovon  die  Rede  sein  soll,  kann  be- 
gangen werden:  1)  durch  iVachalimung  der  Unterschrift  des  Aus- 
stellers, oder  durch  Vergrösserung  der  Summe;  2)  durch  eine 
falsche  Acceptation,  worin  die  Unterschrift  des  Bezogenen  nachge- 
macht ist ;  3)  durch  ein  falsches  Indossament  auf  einem  ächten 
Weclisel,  der  gefunden  oder  entwendet  worden ,  oder  indem  man 
sich  fälschlicher  Weise  fi'ir  die  Person  ausgibt^  zu  deren  Gunsten 
der    Wechsel  indossirt  worden. 


Erster    Abschnitt. 

Von    der  Fälschung    in    der  Ausstellung-    des  Wechsels. 

448.  Die  Fälschung  in  der  Ausstellung  des  W'e^hsels  kann 
begangen  werden :  1)  durch  iVachahmung  der  Unterschrift  einer 
wirklich  existirenden  Person ;  2)  wenn  man  in  der  Absicht ,  sich 
Credit  zu  verschallen,  und  ohne  IVachahmung  irgend  einer  Unter- 
schrift, unter  erdichtetem  IVamen  unterzeichnen  würde*);  3)  wenn 
man  einen  falschen  Wechsel  fabricirt,  oder  einen  solchen  an 
seine  Ordre  fabriciren  liess ,  nnd  ihn  zu  Gunsten  eines  Dritten 
indossirt  ^*  ^) ;  denn  wenn  man  in  diesen  beiden  letztern  Fällen 
demjenigen  nicht  schaden  kann,  dessen  Dasein  vorausgesetzt  ist, 
so  schadet  man  doch  denjenigen ,  welche  in  Folge  weiterer  In- 
dossamente Eigenthiimer  des  Wechsels  werden,  weil  der  Ausstel- 
ler nach  No.  440.  nothwendiger  Weise  Partei  in  einem  Wechsel 
wird,  dessen  Zahlung  er  dem  Inhaber  nnd  den  Indossenten  ver- 
bürgen   muss. 

Der  Bezogene,  dem  ein  Wechsel  präsentirt  wird,  muss  sich 
der  Unterschrift  des  Ausstellers  vergewissern ;  und  um  ersterm  die 
Mittel  an  die  Hand  zu  geben,  sich  gegen  Verfälscher  zu  sichern, 
ist  der  Gebrauch  der  Avisbriefe  eingeführt  worden  (s.  iNo.  323. 
und  357.).  Hat  er  einmal  acceptirt,  so  muss  er  bezahlen,  was 
auch  die  Beweise  sein  mögen,  die  er  vorbrächte,  um  das  Fal- 
8um   darzuthun.      Ihm    standen    mehr    iMittel    zu    Gebote,    das    Fal- 


1)  Abw.  Urth.  10.  Sept.  I8(rr.  Cnss.  21.  April  I8l2.  Abxr.  Urth.  10.  Aur. 
18I5.  (Alle  drei  von  der  Criminai  KnmnuT  crläs.sen.)  —  2)  Cass.  1.  Ocl.  IS23. 
(Crimiiinl  Kniiunef.) 

3)  Die  in   2.  und  3.  cfuHhntcn  Wechsel  nennt  man  K  el!«fv«  ch .«« el. 
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süÄi  ZU  entdecken,  als  dein  Inhaber,  der  selten  die  Ühterschrtft 
des  Ausstellers  verificiren  kann,  und  der,  sowie  er  einmal  die 
Aeceptation  erhalten  liat,  keinen  Ajgwohn  schöpfen  kann  \ind  kei- 
nen  Regress  zu   nehmen   hat. 

449.  Ein  ächter  Wechsel  kann  vor  der  Aeceptation  Ter- 
ßlscht  worden  sein.  Hat  der  Bezogene  sich  bloss  auf  das  Wort 
„acceptirt^'  beschränkt,  oder  in  seiner  Aeceptation  die  fälschlicher 
Weise  substituirte  Summe  wiederholt,  so  kann  et  sich  aus  den 
angegebenen    Gründen    der   Zahlung   nicht    entheben. 

Dieser  Wechsel  kann  nach  der  Aeceptation  verfälscht  wor- 
den sein.  Hat  der  Acceptant  niclit  die  Vorsieht  gebraucht,  die 
Summe  auszudrücken ,  so  ist  diess  kein  hinreichendes  Mittel,  lim 
ohne  nähere  Untersuchung  zur  Zaiilung  des  durch  die  Fälschung 
Bubstitiiirten  Wechsels  zu  veriirtheilen ;  '  da  er  aber  eine  Unkliig- 
heit  begangen  hat,  so  würde  der  redliclie  Inhaber  dadurch  sehr 
begünstigt.  Die  Gerichte  könnten  hier  nur  nach  den  Umständen 
entscheiden.  Hat  aber  der  Acceptant  in  der  Aeceptation  die 
Summe,  ausgedrückt,  so  ist  er  niclit  mehr  schuldig,  als  was  er 
Tersprochen    hat. 

450.  In  Folge  der  nämlichen  Gründe,  nach  welchen  der 
Acceptant  eines  falschen  W^echsels  die  Zaiilung  nicht  verweigern 
kann ,  kann  er  auch  nicht  die  Summe  zurückverlangen ,  die  er 
iin,  ^4er  üeberzeugung  der  Aechtheit  des  Wechsels  bezahlt  hat. 
Es  steht  ihm  keine  Klage  gegen  den  untergeschobenen  Ausstel- 
ler zu,  denn  da  dieser  ihm  niemals  Auftrag  gegeben  hat ,  so  Ist 
er  auch  keine  Wiederbezahlung  schuldig.  Er  kann  auch  nicht 
vom  redlichen  Inhaber  die  ihm  gemachte  Zahlung  zurückverlan- 
gen, da  dieser  letztere  nur  das,  was  man  ihm  wirklich  schuldig 
war,   erhoben  hat,  so  dass  er  vor  jeder  Rückforderung  geschützt  ist. 

Diese  Entscheidung  lässt  sich  nur  mit  einigen  Modificationen 
auf  den  Fall  anwenden,  wo  bloss  die  Summe  des  Wechsels  ver- 
fälscht worden  wäre.  Der  verfälschte  Wechsel  war  vom  Grunde 
aus  acht,  der  Acceptant  ist  in  Betreff  der  Aechtheit  der  Unter- 
schrift des  Ausstellers  nicht  hintergangeu  worden;  nur  hat  er  ge- 
glaubt, dass  diese  Unterschrift  ihm  den  Auftrag  ertheilt  hat,  eiue 
Summe  statt  einer  andern  zu  acceptiren ;  er  hat  also  den  Scha-f 
den*.  s;u  tragen,  den  er^  sich  durch  seine  Unklugheit  zugezogen. 
Hat  der  Aussteller  vom  Wechsel  Avis  gegeben,  worin  die  wahre 
Summe,  die  er,  zog,  angegeben  war,  so  kann  derjenige,  welcher 
unkluger  Weise  den  verfälschten  Wechsel  acceptirt  hat ,  nur  die 
ursprünglich  acceptirte  Summe  zurückfordern.  Ist  der  Wechsel 
ohne  Bericht  gezogen,  so  hat  der  Bezogene,  der  acceptirt  hat  und 
bei  aller  Klugheit  durch  eine  Fälschung  dennoch  hintergangen 
wurde,   das    Recht ^   das,    was    er  bezahlt  hat,    vom  Aussteller  zu 
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Terlangen,     weil    dieser    strafbar  Ist,    dass    er    die   gehörigen   Vor- 
sichtsmassregeln   nicht   genommen    hat,  ^. 
451.      Alles,    was    in    diesem  Abschnitte    gesagt    wurde,     iät 
auch    auf  die  Zahlungen   durch   Intervention   anwendbar.                  ;  ^ 

Derjenig-e,  ^velcliei*  ftir  Jemand,  dessen  Unterschrift  verfälscht 
ist,  durch  Iiilerveution  acceptirt  oder  bezalilt,  -svürde  kein  Hecht  ge- 
gen ihn  erwerben,  Der  lutervenient  könnte  vsegeu  seiner  unklugen 
Intervention  gegen  den  redliclien  Inhaber  niclits  einwenden;  hat  er 
acceptirt ,  so  muss  er  auch  bezahlen ,  und  hatte  er  bezahlt,  so  kann 
er  die  bezabUe  Summe  nicht  zunickfordern.  ^^^ 

^52.  Um  in  diesen  und  andern  Fällen  den  Verfälscher  aus« 
findig  zu  machen  und  sich  durch  ihn  schadlos  halten  zu  lassen, 
kann  derjenige,  auf  welchen  der  Verlust  zurückfällt,  den  Empfan- 
ger der  Zahlung  des  falschen  oder  verfälschten  Wechsels  auffor» 
dern ,  das  Dasein  und  die  Individualität  seines  Indossenten  darzu- 
thun«  Er  kann  dann  auf  diese  Weise  von  Indossent  zu  Indossent 
zurückgehen.  Wer  aufgefordert  wird,  seinen  Indossenten  bekannt 
zu  machen,  kann  sich  dessen  nicht  weigern,  da  er  denjenigen,  mit 
welchem  er  contrahirt  hat,  kennen  soll,  und  wurde  das  Geschäft 
durch  Vermittelung  eines  Wechselsensais  geschlossen ,  so  musste  er 
sich  von  diesem  letztern  die  Individualität,  wovon  No..  126.  und 
40^.  die  Rede  war,  garantiren  lassen.  Ist  die  Unterschrift  seines 
Indossenten  falsch ,  so  wird  er  im  Interesse  desjenigen ,  der  be- 
zahlt hat,  als  Urlieber  des  Falsums  angesehen.  In  keinem  Fall 
aber  ist  ein  Indossent  oder  ein  Inhaber  gelialten,  die  Aechthelt 
einer  andern  Untersclirift  zu  beweisen ,  als  di^enige  der  Person^ 
mit  welclier  er  unmittelbar  contrahirt  hat^). 

Zweiter  Abschnitt. 

"Von  der  Fälschung  iu  der  AeceptatioD  des  Wechsels. 

453.  In  Folge  dessen,  was^No.  448..  gesagt  wurde,  ist 
eine  Acceptation  falscli,  wenn  darin  die  Namens-Unterschrift  einer 
Person  nachgeahmt  oder  der  Name  erdiclitet  ist.  Da  derjenige?,^ 
dessen  Unterschrift  verfHlscht  wurde,  zur  Zalilung  nicht  gehalten 
werden  kann ,  so  bleibt  dem  Inhaber  nichts  übrig,  als  Protest  zu 
erheben,  indem  er  ilin  seinem  unmittelbaren  Vormann,  und  die- 
ser wieder  dem  seiuigen  u.  s.  w.  einsendet,  bis  er  endlich  zum 
Urheber  des  Falsums  oder  zu  demjenigen,  der  nacli  den  bereits 
entM'ickelten  (Jruudsntzen  i'iir  seine  begangene  Unklugheit  büssen 
muss,   gelangt.      Eben  so   verlullt  es  sich,   wenn  eine  Acceptation, 


st     . ■•...< — 
I)  Cas9.  17.  März  1831). 
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die  für  eine  geringere  Summe  als  diejenige,  welche  durch  den 
Fälscher  suhstituirt  wurde,  gegeben  worden  wäre.  Der  Acceptant, 
der  diese  Fälschung  beweisen  wiirde,  ist  nur  gehalten,  die  wirlt- 
lich    acceptirte   Summe  zu  bezahlen. 

Würde  aber  der  vorgebliche  Acceptant,  der  durch  die  voll- 
kommene Aehnliclikeit  seiner  Unterschrift  oder  durch  die  Fälschung 
der  Summe  Ij^intergangen  wiirde,  bezahlen  und  Iiernach  diess  Fal- 
sum  entdecken,  so  könnte  er  nichts  vom  Inliaber  zurückfordern,  der, 
so  lange  man  ihm  den  Beweis  einer  Unredlichkeit  nicht  führt,  an- 
geselien  würde,  als  habe  er  nur  das  empfangen,  was  man  ihm 
wirklich  schuldig  war,  weil  ihm  der  Wechsel  durch  ein  Indossa- 
ment,   dessen  Werth   er  bezahlt  hatte,   zugekommen   ist. 

Dritter    Abschnitt. 

Von  der  Fälschung;  in   der  Circa lation  des  Wechsels. 

454.  Es  kann  geschehen ,  dass  der  Finder  eines  verlorenep 
oder  der  Dieb  eines  entwendeten  Wechsels  ilm  zu  seinen  Gunsten 
indossirt,  indem  er  fälschlicher  Weise  den  Namen  des  wahren  Ei- 
genthümers  anfügt  oder  anfügen  lässt,  und  dass  er  ihn  dann  «in 
eine  redliche  Person  indossirt  und  so  in  weitere  Circulation  setzt. 
Wenn  nun  der  letzte  Inhaber  die  2alilung  bei  Verfall  verlangt,  so 
kann  er  durch  den  Bezogenen  abgewiesen  werden,  dem  nach  Na. 
408.  Einspruch  vom  wahren  Eigentliümer  eingelegt  worden  wäre. 
Hat  der  Bezogene  starken  Argwohn  über  die  Individualität  des  In- 
habers, so  ist  es  sogar  Pflicltt  für  ihn,  die  Zajilung  zu  verwei- 
gern, nnd  diess  theils  in  seinem  Interesse ,  weil  nach  No.  197. 
und  401.  er  bloss  durch  die  Zahlung  die  Veraiuthung  für  sicli  hat, 
dass  er  giltig  befreit  sei^),  nnd  dass  ihm  eine  grosse  Unklugheit 
opponlrt  werden   könnte. 

455.  Wenn  derjenige,  welcher  vorgibt,  einen  Wechsel  ver- 
loren zu  haben,  Einspruch  getlian  hat,  dem  die  Weigerung  des 
Bezogenen,  an  den  Inhaber  zu  bezahlen,  zum  Grunde  liegt,  so  muss 
zwischen   diesem  letztern   und   dem  Opponenten   entschieden   werden. 

Wenn  der  Grundsatz,  dass  Niemand  seines  Eigenthums  olme 
seine  Einwilligung  beraubt  werden  kann,  im  Interesse  des  Handels 
durch  den  Grundsatz,  dass  bei  beweglichen  Gütein  der  Besitz  als 
Urkunde  gilt^),  modificirt  wird ,  so  muss  diese  Regel  auf  körper- 
liche Gegenstände  beschränkt  werden^).  Für  die  Schuldfordertm- 
gen  giebt  es  verschiedene  Regeln  (s.  No.  313  n.  f.),  in  deren 
Folge    derjenige,     welclier    durch    Indossament    Eigentliümer    eines 


1)  H.  0.  B.  145.  —    2)~C.  G.  B.  2279.  —    3)  Abw.  Ürth,  12.  Mai  1824. 
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Wechsels  wird,  mir  diireh  ein  von  ihm  unterzeichnetes  Indossu- 
ment  aiifliört,  es  zu  sein.  Anders  verhielte  es  sich  aber,  wenn  er 
den  Wechsel  in  bianco  indossirt  verloren  und  der  Dieb  ihn  zu  sei- 
nen Gunsten  ausgefüllt  hätte ;  er  muss  sich  dann  diesen  Feliler 
selbst  zuschreiben  und  ist  nach  Ao.  446.  nur  berechtigt ,  gegen  den 
Inhaber  des  falschen  Indossaments  aufzutreten.  Würden  nach  i\o. 
401.  die  Gerichte  entscheiden,  dass  derjenige,  welcher  den  Wecli- 
sel  bezahlte,  nicht  giltiger  Weise  befreit  ist,  so  könnte  er  den 
redlichen  Inhaber,  der  empfangen  hat,  nicht  zur  Restitution  an- 
halten ;  dieser  wäre  nur  gehalten ,  sein  Klagereclit  gegen  seinen 
Indossenten  zu  cediren ,  so  dass  man ,  wenn  der  in  iNo.  452.  be- 
zeichnete Weg  eingeschlagen  wird,  bis  zum  Urheber  des  Falsums 
gelangen    könnte. 

456.  Ans  allem  diesen  folgt,  dass  der  Bezogene,  von  dem 
man  die  Zahlung  des  Wechsels  verlangt,  sich  zu  derselben  wei- 
gern kann,  es  sei  nun,  dass  er  die  Unterschrift,  die  man  als 
die  seinige  angibt,  abläugnet,  oder  dass  er  beliauptet,  dass  die 
Summe  verfälscht  ist,  oder  auch,  weil  bei  ihm  von  Seiten  des  wah- 
ren Eigenthümers  des  Weclisels  Einsprucli  gethan  wurde.  iNichts- 
destoweniger  ist  der  Inhaber  gehalten,  zu  protestiren  und  seine  Re- 
gressklage anzustellen,  nnd  selbst  dann,  wenn  zulezt  die  Fälschung 
erwiesen  würde,  wäre  er  nicht  des  Verfalls  seiner  Rechte  gegen 
seinen   Cedenten    oder    die    andern  Wechsel-Interessenten    enthoben. 

Es  bliebe  ihm  kein  anderer  WVg,  als  der  in  iVo.  452.  an- 
gegebene, übrig;  denn  wenn  er  den  Wechsel  zu  geliöriger  Zeit 
protestirt  hat,  so  liegt  ihm  wenig  daran,  ob  durch  irgend  einen 
Umstand  der  Indossent,  an  den  er  sich  wendet,  seine  Wiederbe- 
zahlung erhalte;  bleibt  ihm  aber  nur  übrig,  sich  an  den  Urlieber 
des  FalsuFns  oder  an  denjenigen,  der  dafür  haften  muss,  zu  wenden, 
80   kann    diese  Person    insolvent  sein. 


Zelintes  Capitel. 

Vom    unvollkommenen    >Veclisel,    j^emeini  jjli  ch   „An^vei- 


suiig"  jf  e  nanu  t . 


457.  Die  Bedürfnisse  und  der  ^'utzen  des  Handels  haben 
begebimgsfiiliige  Eiferten  eingeführt,  dit;  mit  dem  Wechsel  das  ge- 
mein Iiaben^  dass  der  AussteHer  Jemanden  darin  beauftragt,  einem 
Dritten  eine*  Zahlung  zu  leisten,  welches  Ellect  sich  aber  vom  Wech- 
selbriefe darin  iinterscheidet,  dass  es  nicht  alle  Formen  und  Er- 
fordernisse enthält,  die  diesem  eigen  sind  (s.  iNo.  .1.U\  ).  Ein 
solches    Elfect    ist   also    nur   ein    unwillkommener  Wechsel  ,    den  man 
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Delegation^   Assfgnatlon,    Rescrlption^    am  gewöhnlich- 
sten An  weis iin  g   oder  Mandat   (tnandat)  ^)  nennt. 

In  naclifolgenden  drei  Abschnitten  sollen  abgehandelt  werden : 

1)  die  unvollkommenen  Wechsel  durch  Unterschiebung; 

2)  diejenigen   durch   Auslassung; 

3)  die  Wirkungen,  welche  diese  Arten    von  Acten   hervorbringen. 


Erster    Ab  sehn iit* 

Von    deu    durch    Unterschiebung    unvollkommenen 

Wechseln. 

458.  Von  den  verscliiedenen  Erfordernissen ,  die  im  II.  Ca- 
pitel. dieses  Hauptstücks  entwickelt  wurden,  können  nur  diejeni- 
gen, welche  den  Aussteller,  Bezogenen,  oder  Nehraer,  die  Geld- 
versendung von  einem  Orte  zum  andern ,  oder  die  Angabe ,  auf 
welche  Art  der  Werth  gegeben  sei,  betreffen  ^),  untergeschoben 
werden. 

Die  Unterschiebung  von  Personen  ist  vorhanden: 

1)  Wenn  der  Aussteller  eines  Wechsels  ihn  unter  einem  falschen 
Namen  unterzeichnet  oder  unterzeichnen  lässt,  und  ihn  ac- 
ceptirt,    oder  durch   den    wahren   Bezogenen   acceptlren    lässt; 

2)  wenn  ein  wahrer  Aussteller  auf  ein  Individuum,  da^  nicht 
existirt ,  trassirt; 

3)  wenn  ein  Wechsel,  der  von  einem  wirklich  existirenden  Indi- 
viduum auf  ein  anderes  existirendes  gezogen,  einen  unter- 
geschobenen Nehmer  aufstellt,  unter  dessen  falschem  Namen 
das  erste  Indossament  unterzeichnet  und  der  Wechsel  in  Cir- 
culatlon  gesetzt  wird.  ^>.  \ih   nn-iff 

Diese  Unterschiebungen  können  in  gewissen  Fällen  imd  nach 
den  daraus  hervorgehenden  Umständen  als  Falsum  betrachtet  werden 
(s.   No.   448,). 

Nicht  so  verhielte  es  sich  mit  der  Unterschiebung  des  Orts, 
oder  es  müsste  sich  aus  den  Umständen  ergeben,  dass  dritte  Per- 
sonen dadurch  in  Schaden  versetzt  und  dass  sie  in  der  Absicht, 
ihn  zu  verursachen,   gemacht  wurde. 

Was  die  Unterschiebung  im  Werthe  betrifft,  so  ist  das,  was 
in  No.  340.  gesagt  wurde,    hinreichend,     um  zu    beweisen,    dass 
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die  Angabe  eines  Werthes  statt  eines  andern  nicht  als  Unterschie- 
bung angesehen  werden  könnte.  Würde  aber  xom  Ricliter  erkannt, 
dass  irgend  ein  anderer  Werth  nicht  gegeben  wurde,  so  könnte  er 
nach  den  Umständen  zwischen  den  Parteien ,  die  zu  dieser  Angabe 
einer  falschen  Ursache  beigetragen  haben,  entscheiden,  als  wäre 
von  demjenigen ,  der  den  Werth  empfangen  zu  haben  scheint,  kein 
Werth   geliefert  worden*), 

459.  Diese  Unterschiebungen  können  durch  die  Beweismit- 
tel ,  die  ausser  dem  Wechsel  liegen,  begründet  werden.  Hier  könnte 
man  sich  nicht  auf  die  Regel  berufen ,  die  den  Zeugenbeweis  ge- 
gen das,  was  im  Act  oder  ausser  demselben  enthalten  ist,  ver- 
bietet') (s.  die  Gründe  in  \o.  2G2.  und  263.).  Die  Gerichte  ha- 
ben in  Betreff  dieses  Beweises  zu  entscheiden  und  dabei  hauptsäch- 
lich   die   Qualität   der  Parteien   in   Betracht    zn   ziehen^). 

Sobald  diese  Unterschiebungen  erkannt  sind,  so  wird  der  Act, 
der  sie  enthält,  angesehen,  als  wäre  darin  seit  seiner  Bildung  die 
Wahrheit  der  Thatsaclien  respectirt  worden.  Daher  würde  ein 
Wechsel,  in  welchem  bei  dessen  Ausstellung  ein  wesentlicher  Thell 
untergeschoben  worden,  den  Aussteller  nicht  minder  verpflichtei>, 
wenn  es  sich  ergäbe,  dass  er  gegen  ein  Aequivalent  sich  verbind- 
lich gemacht  hätte,  eine  Summe  bezahlen  zu  lassen«  Diess  folgt 
uns  der  in  iN'o«  170.  gegebenen  Vorschrift,  Da  aber  ein  solcher 
Act  kein  eigentlicher  Wechsel  ist,  so  sollte  die  von  dem  einen 
der  Contrahenten  als  auf  Wechsel  erliobene  Gebülir  für  das,  was 
den  erlaubten  Zinsfuss  überstiege,  restituirt  oder  zu  Capital  ge- 
schlagen   werden. 

460.  Die  Befugniss,  eine  Unterschiebung  im  Wechsel  ein- 
zuklagen imd  sogar  den  Beweis  darüber  zu  führen ,  hängt  von  der 
Qualität   desjenigen  ab,    der  diese  Exception   vorsclilägt. 

Wenn  der  Nehmer  des  Wechsels  wissen  konnte,  dass  Unter- 
schiebung Statt  hatte,  so  muss  er  sich  selbst  seinen  Irrthum  oder 
sein  fiinverständniss  beimessen.  Der  Beweis ,  djjss  der  vorgeblicjn' 
Wechsel  Unterschiebungen  enthält  und  nur  die  Wirkung  einer  hh)s- 
sen  Promesse  haben  soll,  kann  daher  durch  Jeden,  der  dabei 
betheiligt  ist,  gegen  ilin  gefülirt  werden,  selbst  wenn  derjenige,  wel- 
clier  die  Exception  anwenden  würde,  die  Unterschiebung  gekannt 
und   Theil   daran    genommen  hätte*). 

Man  kann  aber  nicht  die  nämliche  Exception  einem  dritten  Iiilia- 
ber  oder  den  Indossenten ,  die  iliren  Uegress  ausüben,  opponiren ; 
denn    es    wäre    ungerecht,    gegen     sie    auf    Beweise    hin^     die   n»<*lit 


1)  Abw.  Urth.  2o.  Jan.   18l5,  20.  Nov.   1S17.  —     2)  C.  G.  15    Mil.  — 
3)  Ahw.  Urth.  2U.  Juni  1810  —  1.  Aiip.   1810.  —     4)  Abw.   Urlh.   2.    \mdif 
mlaire  X.  —  8.  Brumaire  XIV. 
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aus  dem  Act  selbst  hergenommen  worden  imd  nach  einer  ünter»- 
schiebimg,  wobei  ihre  Tlieilnahme  daran  nicht  erwiesen  würde, 
zu  entscheiden,  dass  der  Wechsel,  wovon  sie  Inhaber  sind,  blosse 
Promesse  sei*). 

Zweiter    Abschnitt. 

Von   der    UriT  ol  Ik  omin  enhei  (,    die  durch  Aiisl  ass  u  n  g  der 
Erfordernisse  zur  Gilfigkeit  ei  «es  Wechsels 

entstehen. 

461.  Da  es  den  Contrahenten  frei  steht,  die  zwischen  ihnen 
zu  Stande  kommenden  Acte  zu  ändern  oder  zu  modificiren,  so  lan- 
ge dadurch  nicht  dem  Gesetze  zuwidergehandelt  wird,  sa  kann 
eine  Person  einer  andern  den  Auftrag  zur  Zahlung  einer  Summe 
an  einen  Dritten  ertheilen  und  diese  Ordre  tlieilweise  in  Wechsel- 
form  einkleiden,  .    '  - 

Dadurch  allein,  dass  dieser  Act  nicht  alle  Formen  vereinigt, 
wird  er  hur  als  ein  unvollkommener  Weclisel  angesehen,  und  kelirt 
in  die  No.  179.  angegebene  allgemeine  Regel  zurück,  nach  welr 
eher  ein  Act  nacli  den  Ausdrücken,  in  welchen  er  abgefasst  ist^' 
gewürdigt   werden  soll, 

462.  Begründet  die  Abfassung  dieses  Acts  keine  Obligation, 
so  dass  er ,  wenn  er  als  Wechsel  unvollkommen ,  es  aücli  in  Be- 
treff der  allgemeinen  Ordnung  der  Obligation  als  Vertrag  sei ,  so 
ist  kein  Engagement  vorhanden  ).  Diess  wäre  der  Fall,  wenn  die 
zu  zahlende  Summe,  oder  deren  W^erth,  oder  der  Name  des  Be- 
zogenen weggelassen  wäre.  Diese  Auslassimg  würde  jedocli  keine 
nachtlieilige  Folge  haben ,  wenn  der  unvollkommene  Wechsel  ac- 
ceptirt  worden  wäre,  weil  dadurcli  der  Acceptant  anerkannt  hätte, 
dass  er  an  ihn   adressirt  war. 

Wenn  die  Un Vollkommenheit  nur  in  der  Auslassung  oder  Nicht- 
beobachtung  der  wesentlichen  Merkmale  eines  Wechsels  besteht,  so 
würde  der  Act  sich  nur  auf  die  Art  von  Engagement  reduciren, 
den  er  constatiren  würde.  Demnach  würde  der  Auftrag,  Waaren 
oder  Verzehrungsgegenstände  und  nicht  Geld  auszuliefern,  oder 
eine  Anweisung  auf  eine  Summe  Geldes ,  die  am  Orte  der  Aus- 
stellung zu  erheben  ist,  als  Promesse  gelten,  dass  dieser  Werth 
durch  die  dritte  angegebene  Person  ausgeliefert  wird,  oder  dass 
der  Auftraggeber  ihn   selbst  ausliefern  wird, 

463.  Ein  Gleiches  lässt   sich  sagen ,   wenn   die   Schrift  aus- 


1)  Abw.  Urth.  26.  Dec.  1808.    25.  Jan.  1815.     18.   März  1819.  23.  Jan.  1825. 
-    2)  Abw.  Urth.  26.  Dec.  1827. 
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drückt,  dass  ein  Werth  vom  Aussteller  empfangen,  aber  nicht 
angeführt  wurde ,  in  was  er  bestanden  ^) ,  weil  dieses  Erforderniss 
im  Wecliselbrief  (s.  No.  340.),  zu  allen  Gattungen  von  Engage- 
ments nicht  wesentlich  ist  ^^,  Würde  aber  die  Auslassung  die 
Thatsache  eines  bezahlten  Werths  betreffen,  so  würde  die  Schrift, 
selbst  ,wenn  sie  sonst  die  Form  eines  Wechsels  hätte,  nur  eine 
Vollmacht  sein,  die  vom  Aussteller  an  den  Nehmer  gegeben 
wurde,  um  die  angegebene  Summe  oder  deren  Werth  zu  er- 
heben ,  was  dann  diesem  die  Verbindlichkeit  auferlegen  würde,  da- 
für Rechnung  zu  halten. 


Dritter    A  h  s  c  li  n  i  1 1  • 

Wirkung  der  u  n  v  oll  k  ora  m  enen  Wechsel. 

464.  Die  Anweisung  wird  nur  in  sofern  Handelsacte,  als 
sie  ein  Handels-  oder  Bankgeschäft  etc.  betrifft,  oder  wenn  sie 
nach  JN^o.  50.  zwischen  Handelsleuten  Statt  gehabt  hat;  woraus 
folgt,  dass  der  Aussteller,  wenn  er  nicht  Handelsmann  ist,  die 
Summe  mit  Worten  ausgedrückt  wiederholen  muss ,  sonst  kann  dar- 
aus   eine   Promesse   für   ihn    entstehen'). 

Die  Anweisung  kann  an  den  Inhaber  zaiilbar  lauten ,  wo  dann 
die  in  iVo.  313.  gegebenen  Vorschriften  befolgt  werden;  sie  kann 
aucli  an  Ordre  lauten  und  indossirt  werden ,  in  welchem  Fall 
die  über  die  Begebung  der  Wechsel  ertheilten  Vorschriften  befolgt 
werden.  Der  Umstand ,  dass  ein  solches  Effect  nicht  die  erfor- 
derliche Form  habe,  um  Wechsel  zu  sein,  könnte  nicht  in  Be- 
tracht gezogen  werden,  um  die  Negociatronen,  die  durch  Indossa- 
ment Statt  geliabt  hätten,  als  ungiltig  zu  erklären^),  weil  nach 
No.  313.  auch  Anweisungen  und  eigene  Wechsel,  die  an  Ordre 
lauten,  eben  so  gut  wie  Wechsel,  dufch  Indossament  negocirt  wer- 
werden    können. 

463.  Was  auch  die  Veranlassung  zur  Ausstellung  einer  An- 
weisung sein  mag,  so  begründet  sie  zwischen  Aussteller  und  IVeli- 
mer  Verhältnisse,  die  unter  zwei  Gesichtspunkten  betrachtet  wer- 
den können,  je  nachdem  der  Aussteller  in  den  Händen  des  Bezo- 
genen Werthsrliaften  hat  oder  niclit.  Im  erstem  F'all  liesse  sich 
das  anwenden  ,  was  in  \o.  358,  375  u.  f.  über  das  Kecht,.  die 
Annahme  fordern  und  sie  zu  geben,  und  über  die  Wirkung  der 
Annahme  gesagt  wurde.  Der  Empfang  des  darin  ausgedrückten 
Werthes    ^on  S<!iten   des    reclitmdssigen    Inhabers    befreit,    nach    No. 

/- 

1)  H.  G.  B.   flu.  _    2)  Abvv.  Urth    24    Juli  ISSa,  30.  Aug.   I82(J    — 
3)  C.  ü.  ß.  1320.    —     4)  Cass.   18.  J.m.   1S2(1. 
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196.,  den  Bezogenen ,  der  bezahlt.  Im  andern  Fall  kann  der  Be- 
zogene znr  Zahlung  der  Anweisung  nicht  gezwungen  werden,  es 
sei  denn ,  dass  er  sich  dazu  verbindlich  gemaclit  hat ;  that  er  diess 
aber ,  so  stehen  dem  Inhaber  der  Anweisung  alle  Rechte  eines 
directeu  Gläubigers  gegen  ihn  zu ;  der  Zahler  wird  dann  Gläubi- 
ger des  Ausstellers  für    die  vorgeschossene  Summe  ^), 

466.  Wer  eine  Anweisung  ausstellt,  kann  diess  zu  Gunsten  sei- 
nes Gläubigers  thun ,  um  sich  von  der  Schuld  zu  befreien,  was  dann 
nach  No.  196  und  223.  durch  die  Zahlung  der  Anweisung  geschieht. 
Er  kann  sie  auch  ausstellen,  um  dadurch  dem  Nehmer  ein  Dar- 
lehen zu  machen;  dann  aber  entsteht  ein  Vertrag  zwischen  ihnen, 
der  nach  den  im  folgenden  Ilauptstück  angegebenen  Regeln  beur- 
theilt  wird.  Er  kann  endlich  eine  Anweisung  ausstellen,  damit 
der  Nehmer  bloss  als  Vollmachtliaber  den  Betrag  erhebe ,  was  sich 
aus  deren  Abfassung  ergiebt.  In  den  beiden  erstem  Fällen  kann 
die  Anweisung  nur  mit  Einwilligung  des  Nehmers  oder  seiner 
Recirtsinhaber   widerrufen  werden. 

467.  Aus  welchem  Grunde  auch  der  Empfänger  einer  An- 
weisung sie  besitzen  mag ,  so  ist  er  berechtigt  und  sogar  geheil- 
ten, das  Nötliige  zu  Erliebung  des  Betrags  zu  besorgen.  Zu  dem 
Endzweck  gelten  in  Betreff  der  zu  beobachtenden  Form  und  Frist 
nur  diejenigen  Vorscliriften ,  welche  durch  die  Convention  der  Par- 
telen festgesetzt  wurden,  oder  diejenigen,  denen  sie  sich  nacli  Um- 
ständen   und   Gebrauch    muthmasslicher  Weise    unterworfen    liatten. 

Im  Fall  der  Nichtzahlung  ändern  sich  die  Rechte  des  Nehmers 
der  Anweisung  nach  der  Beschaffenlieit  der  Verhandlung.  Hat  er  sie 
als  Zahlung  erhalten,  so  muss  er  sich  nach  No.  223.  richten.  Em- 
pfing er  sie  als  Darlelien,  so  kann  er  sich  nicht  der  Zahlungs- 
forderung unter  dem  Vorgeben  entheben,  er  b(jdürfe  der  Summe 
nicht  mehr.  Wird  die  Zahlung  in  diesen  beiden  Fällen  verwei- 
gert, so  hat  ef  ^Veineii  Regress  gegen  den  Aussteller  zu  nehmen, 
urn  ihn  zur  Zalilung  des  Capitals,  der  Zinsen  und  Kosten  zu 
zwingen,  vorbehaltlich  der  rechtsmässigen  Einreden,  die  Letzterer 
entgegensetzen  könnte.  Hat  er  aber  die  Anweisung  erhalten,  um 
als  Vollmachthaber  zu  handeln,  es  sei  nun  mit  dem  Auftrag,  den 
Betrag  davon  auszuzahlen ,  oder  ihn  auf  das  ,  was  er  zu  fordern 
hat ,  anzurechnen ,  so  ist  er  nur  verbunden ,  dem  Aussteller  die 
Aufforderung  zur  Zahlimg  und  deren  Verweigerung  bekannt  zu 
machen. 

Wenn  der  Aussteller  der  Anweisung,  auf  den  der  Nehmer 
zurückkäme,   bewiese,    dass    der   Bezogene   bei    Verfall   sein  Schuld- 


1)  C.  G.  B.  1999. 
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ner  oder  Depositar  von  Geldern  war,  die  zur  Zahlung  bestimmt 
waren;  dass  er  zahlungsfähig,  auch  punktueller  Zaliler  ist;  dass 
die  Zahlung  erst  nach  dieser  Verfallzeit  gefordert  worden  und  der 
llegress  gegen  ihn  nur  in  einem  Augenblick  genommen  wird ,  in 
welchem  er  sicli  nicht  mehr  bezalilt  machen  kann:  so  träfe  der 
Verlust   den   nachlässigen    Inhaber. 

Diess  ist  Folg-e  der  in  No.  313.  und  314.  erklärt  Grund- 
salze *) ,  so  wie  derjenigen,  die  Jeden,  der  durch  seinen  Fehler 
oder  durch  seine  Nachlässigkeit  Jemanden  iu  Seliaden  gebracht  hat, 
verpflichten,  ihn  zu  ersetzen  2). 

Wenn  in  mehrern  Fällen  die  Nichtzalilung  einer  Anweisung 
zur  Gewährleistung  Anlass  gibt,  so  ist  es  nicht  unwichtig,  die  Er- 
fordernisse hiezu  zu  untersuchen.  Wurde  die  Anweisung  an  Ordre 
ausgestellt,  so  liaben  sich  die  Contrahenten,  wenn  sie  auch  kein 
wirkliches  Wechselgeschäft  machten,  der  eine  der  Gewährleistung,  der 
andere  den  Bedingungen  unterwerfen  wollen ,  die  zum  Anbringen  der 
Klage  auf  Gewährleistung  vollkommener  Wechsel  erfordert  werden. 
Wenn  es  nicht  gestattet  ist,  auf  die  Verjährung  zu  verzichten,  so 
ist  es  erlaubt,  iiber  die  Bedingungen,  unter  welchen  eine  Gewähr- 
leistung ausgeübt  werden  kann,  iibereinzukommen  und  die  Zeit 
zu  bestimmen,  zu  welcher  sie  nicht  mehr  zulässig  ist.  Diess  ha- 
ben die  Parteien  darunter  verstanden ,  indem  sie  ihrer  Verhand- 
lung die  Formen  der  Weclisel  anpassten  ^).  Das ,  was  die  Con- 
trahenten gethan  haben ,  ist  aucli  auf  die  ludossenteu  anwendbar ; 
es  wird  angenommen,  als  habe  jeder  von  ilineu  die  nämliche  Form 
der  Verhandlung   annehmen   wollen. 

Jedoch  Hesse  sich  nicht  daraus  schliessen,  dass  selbst  dann,  wenn 
Anweisungen  durch  Handelsleute  an  Ordre  ausgestellt  wurden,  wo- 
durch sie  indossirt  werden  können ,  die  daraus  hervorgehende  Kla- 
ge bloss  in  fünf  Jahren  verjähren  würde.  Diese  Verjährung  hat 
im  jetzigen  Zustande  der  Gesetzgebung  für  Tratten  (s.  i\o.  330 
u.  f.)  und  eigene  Wechsel  an  Ordre  Statt,  die  von  Handelsleu- 
ten oder  Nichthandelsleuten  in  Handelsgeschäften ,  wovon  j\o.  478, 
die  Rede  sein    soll,    ausgestellt   wurden. 

Das,,  was  der  Verjälirung  besonders  eigen  ist,  kann  nicht  we- 
gen angebliclier  Analogie  von  einem  Fall  auf  einen  andern  ausge- 
dehnt werden;  in  diesem  Betracht  muss  mau  auf  das,  was  No. 
240.  gesagt  worden,  zurückgellen,  um  die  Kegeln  der  Verjiilirung 
anzuwenden. 

Was  die  Anweisungen  betrifft,  die  nicht  an  Ordre  lauten,  so 
möchte    der  Umstund  ^   dass   sie  mittels   Indossament  verhandelt  wor« 


1)  Cas8.   16.  Pluvioso  XIII.  —    Z)  C.  G.  B.  1382.  -^     n)  Abw.  Irth.  *i.  Jiii. 
lH2:j. 
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den,  keine  andere  Wirkung,  als  diejenige  haben,  dass  man  den 
Lfebertrag  des  Eigenthums  geltend  machen  will.  Hier  ist  aber  nicht 
der  Fall,  die  Vorschriften  über  die  in  No.  248  \u  f.  angegebe- 
nen Fristen,  den  Regress  betreffend,  anzuwenden.  Die- Klagen, 
die  aus  einem  unvollkommenen  Wechsel  ^  der  nicht  an  Ordre  lau- 
tet, hervorgehen ,  sind  nur  den  allgemeinen  Vorschriften  der  i'ibri- 
geu  Kla^  unterworfen. 


Drittem  Haiipt^tüek. 

om        D      anriehen 


468.  Es  giebt  zwei  Arten  von  Darlehen :  1)  das  Darlehen 
zum  Gebrauch  (pret  a  itsage)  und  2)  dasjenige  zum  Verl)rauch 
(pret  de  consommatlon)  •).  Die  Bescliaffenlieit  der  dargeliehenen 
Sachen  und  manchmal  die  Umstände,  die  das  Darlehen  beglei- 
ten, können  beitragen,  dass  man  erkenne,  ob  das  Darlehen,  wel- 
ches beim  ersten  Schein  als  Darlehen  zum  Gebraucli  angesehen 
werden  könnte,  als  Darlelien  zum  Verbrauch  betrachtet  werden 
kann.  Nur  von  letzterer  Art  Darlehen  kann  und  soll  allein  die 
Rede  sein,  da  ein  Darlehen  zum  Gebrauch ,  selbst  wenn  es  Waa- 
ren  beträfe,    nur  nach   dem   gemeinen    Recht   behandelt  würde. 

469.  Unter  Darlehen^)  (prei)  versteht  man  jedes  Engage- 
ment, das,  was  auch  dessen  Ursache  sein  mag,  so  beschaii'tn  ist,  dass 
es  eine  Schuld  begründet,  die  entweder  in  Geld  oder  in  fungi- 
blen Sachen  zahlbar  ist.  Wenn  Handelsleute  gegenseitig,  abrech- 
nen, und  der  eine,  welcher  Schuldner  bleibt,  nicht  saldirt,  so 
erkennt  er  sich  wegen  des  scliuldigen  Saldos  eben  so  als  Schuld- 
ner an,  als  wenn    er   wirklich   entlehnt  hätte. 

Im  ersten  der  nachfolgenden  Capitel  sollen  die  allgemeinen 
Grundsätze  über  Darlehen  und  Vorschüsse  zwischen  Handelsleuten 
angeführt  werden;  das  zweite  wird  die  Acte  angeben,  wodurch 
sie  sich   gewöhnlich  realisiren ,    und  das  dritte  soll    die   Vorschrif- 


1)  C.  G.  B.  1874.  j     TT      . 

-  2)  Das  Darlehen  ist  ein  unvollkommener  zweiseitiger  Vertrag;  die  Hauptver- 
bindlichkeit  in  diesem  Contract  ist  dem  Entlehner  aufgelegt,  dass  er  namlich 
das  Empfangene  zurückgebe.  Die  Verbindlichkeiten  des  Darleihers  sind  nur  als 
accessorisch  und  incident  anzusehen.  Dieser  Vertrag  ist  reell,  d.  h.  er  kann 
nur  durch  die  Uebergabe  der  Sache  gebildet  werden  ;  denn  die  Verbindlichkeit, 
sie  zurückzugeben,  welche  die  Haupt-Verbindlichkeit  des  Darlehens  und  sein  We- 
sen ausmacht,   kann  nicht  entstehen,   bevor  nicht  die  Sache   empfangen  wurde. 

Rogron.  zu  Art.  1674. 
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ten   enthalten,    die    d*{m  Versatz    eigen   sind,     der    manchmal    ac- 
cessorischer  Theil  und    Gewährleistung    des  Darlehens    ist. 


Erstes  CapiteL 

Allgemeine  Grundsätze  über  das  Darlehen    und  die  Vor- 
schüsse  u  n  te  r  Haudelsleu  t  e  n  • 

470.  Der  Entlehner  contraliirt  durch  den  ihm  dargeliehe- 
nen und  ausgelieferten  Werth ,  oder  in  Folge  der  Verhandlungen, 
wodurch  er  per  Saldo  Scliuldner  einer  Rechnung  wird,  zwei  Ar- 
ten von  Obligationen:  die  Zahlung  1)  des  Capitals  und  2)  der 
Interessen. 

Was  das  Capital  betrifft,    darüber  sind  in  No.    183.    nud  202.  in 
Betreff  der  Zeit  und  der  Zablunn-sart  die  Begriffe  gegdjen  worden. 

Die  Zinsen  sind  zu  entrichten,  wenn  deren  versprochen  wor- 
den, oder  wenn  die  Verpflichtung,  -sie  zu  zahlen,  entweder  aus 
der  Beschaffenheit  und  der  Art  Verhandlung  oder  aus  dem  Orts- 
gebrauch hervorgehen,  der  in  Ermangelung  ausdrücklicher  Lk'her- 
einkunft  in  vielerlei  Umständen  bestehen  kann ') ;  der  Gläubiger 
dart  deren  nicht  über  fünf  Jahre  liinaus  fordern^),  wenn  er  sich 
nicht  das  Recht  dazu  in  Folge  der  in  No.  240.  angegebenen  Mit- 
tel vorbehalten  hat. 

471.  Ist  das  Darlehen  durch  Wechsel  oder  durch  domicilirte 
Billets  an  Ordre  gemächt  worden,  wodurcli  eine  Geldversendung 
von  einem  Ort  zum  andern  nöthig  wird,  so  dehnt  sich  die  Ver- 
bindliclikeit  des  Schuldners  nach  \o.  4-37  u.  f.  bis  auf  den  Rück- 
weclisel  aus.  Mit  Ausnahme  dieses  Falles  darf  aber  der  Zlnsfuss 
niclit  sechs  Procent  übersclireiten  •^) ,  und  kann  nicht  vom  Darlei- 
her zum  Voraus  erhoben  werden,  indem  er  auf  die  dem  Enlleliner 
bezahlte  Summe  den  Zins  zurückbehält;  denn  da  der  Zins  nur 
der  Gebrauchspreis  und  gewissermaassen'  der  civile  iNutzen  des  Gel- 
des ist,  80  kann  man  ihn  nicht  zum  Voraus  schuldig  sein,  auch 
reiclit  eine  einfache  Rechnung  hin,  um  den  I3eweis  zu  fiihren,  dass, 
wenn  er  zum  Voraus  bezogen  würde,  der  gesetiilirhe  Zinsfuss  über- 
schritten würde ,  wenn  aucli  der  äussere  Schein  diess  niclit  zeigt. 
Wenn  diese  Grundsätze  beim  freiwilligen  Discontiren  (s.  Ao.  19».) 
nicht  beobachtet  sind,  und  namentlicli  bei  Farturen ,  bei  der  Ces- 
«ion  von  Wechseln  etc.,  so  sieht  man  eher  darin  eine  besondere 
Zusammensetzung  auf  den  llauptpreis  der  cedlrteu    oder  verkauften 


1)  C.  a.  B.  n3o,  }l\X  llfiO.    Abw.  Urth.  Ä.  Trndrminirc  XI. -^  2)  C.  O.  B. 

C277  und  Casö.   v.  1,1.    Maiz   I^T).   -~     3,   lies.    >.  ',].   Soj>t.   1^07. 
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Sache,    als    eine  Verminderung  der  Interessen,    die    das   discontirte 
Document  hervorgebracht  hätte  ^). 

472.  Die  Erhebung  unrechtmässiger  Zinsen  kann  nicht  durch 
Conventionen ,  die  den  Namen  des  Vertrags  verändern,  um  dem 
gesetzlichen  Verbote  auszuweichen ,  verfehlt  werden  -).  Darüber  soll 
ein  Beispiel  angeführt  werden ,  wenn  von  der  Einlage  des  Societäts- 
Capitals  die  Rede  ist.  Das  Verbot  des  Wuchers  darf  sich  aber 
nicht  auf  das  Discontiren  erstrecken,  so  wie  auch  nicht  auf  die 
Convention,  wodurch  Jemand,  dereinem  Andern  ein  Darlehen  zum 
Einkauf  von  Waaren  gemacht  hat,  Versicherer  dieser  Waaren  wür- 
äjdj  die  Prämien  könnten  nur  insofern  als  ein  Zuwachs  von  Zin- 
sen betrachtet  werden,    als  die  Verschleierung  des  Contr^cts  erwie- 

Uebrigens  kann  diese  Verschleierung  und  alle  andere  Beweise 
von  Wucher  durch  Zeugenbeweis  gefiihrt  werden^),  wie  No.  263« 
zu   ersehen ,    weil    es   sich   um    List    oder  Betrug  handelt. 


Zweies  Capitcl. 

y  ou  den  verschiedeuen    Mittelu,    wodurch    die    Darleheu 
und  Vorschüsse  im  Handel  bewirkt  weYden. 

473.  Oft  contrahirt  ein  Handelsmann  die  Verbin dliclikeit.  Je- 
mandem Gelder  oder  begebungsfähige  Effecten  bis  zu  einer  be- 
stimmten Summe  zu  liefern  diess  nennt  man  einen  Credit  er- 
öffnen (ouvrir  im  credit)  \  ein  andermal  machen  sich  die  Par- 
telen gegenseitig  Geldsendungen,  Rimessen  zum  Einziehen  und  zur 
Begebung,  Vorschüsse  und  Auslagen,  diess  nennt  man  in  Conto- 
Corrent  sein  (ef re  eji  compte  coiiranf),  mit  Jemandem  in  lau- 
fender Rechnung  stehen;  endlich  stellen  sie  Promessen  aus,  deren 
Form  und  Wirkung  nach  Willkühr  sich  ändern.  Darüber  sollen  nun  in 
nachfolgenden  drei  Abschnitten  die  nöthigen  Begriffe  gegeben  werden. 


Erster    Abschnitt. 

Vom      offeueu     Credit. 

474.      Obgleich    man    in    grammatikalischer   Bedeutung    sagen 
kann,    dass  es  nur   dann    ein  Darlehen    gibt ,    wenn  der  Werth,  der 


1)  Cass.  8.  April  1825  —  26.  Aug.  1823.  Abw.  Urth.  4.  Febr.  1828.  Cass. 
1628.  (Alle  diese  Urtheile  von  der  Criniinalkammer  ausgegangen.)  —  2)  Abw. 
Vri\L  ^,  März  1822.  ~    3)  C.  G.  B.  1348. 
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die  Forderung  aiismaelit,  demjenigen,  der  sich  als  Schuldner  da- 
von anerkennt,  geliefert  wurde,  so  lässt  sich  doch  nicht  läugnen, 
dass  das  Versprechen ,  eine  gewisse  Summe  Geldes  oder  eine  ge- 
wisse Quantität  Waare  darzuleihen  oder  zu  entlehnen ,  ein  Enga- 
gement ist,  das  im  Interesse  des  Handels  Wirkung  hervorbringen 
muss ;  darin  bestehen  die  Verhandlungen",  die  man  im  Handel  einen 
offenen  Credit  (itn  credit  ouvert)  nennt  (s.  No.  156.  und  302.). 
Ein  Handelsmann,  der  einen  offenen  Credit  bei  seinem  Handels- 
freunde hat,  trassirt  auf  ihn  im  Vertrauen,  dass  er  die  Wechsel  etc., 
die  er  bis  zum  Belauf  der  verabredeten  Summe  abgibt  oder  bei  ihm 
zu  zahlen  ausstellt ,  acceptiren  oder  zahlen  wird ;  dieser  kann  sich 
daher  ohoe  rechtmässige  Ursache  dessen  nicht  weigern.  In  Folge 
dieser  Zahlungen  wird  derjenige,  dem  der  Credit  eröffnet  wurde, 
Schuldner  des  erstem,  und  diess  sowohl  für  das  vorgeschossene 
Capital,  als  auch  für  die  Provisionsgebühr  etc.  und  die  Zinsen  des 
Vorschusses,  die  von  Rechtswegen  vom  Tage,  wo  die  Zahlungen 
und  Vorschüsse  geleistet  wurden ,  laufen.  Da  derjenige ,  welcher 
den  Credit  versprochen  hat,  seinerseits  gehalten  ist,  Gelder  zu 
dessen  Verfiigung  zu  halten  und  andere  Verhandlungen  vielleicht  ab- 
gewiesen hat,  um  seine  eingegangene  Vcrbindliclikeit  zu  erfüllen, 
so  ist  er  berechtigt,  für  den  Schaden,  den  er  durch  die  Niclit- 
vollziehung  des  Vertrags  erleidet,  Entschädigung  zu  verlangen.  Der- 
jenige, welcher  sich  dieses  Creditmittels  versichert,  liefert  zum 
Voraus  Bürgschaft,  Hypothek  oder  andere  Sicherheiten,  wovon  noch 
die  Wirkungen  angegeben  werden  sollen,  wenn  von  der  Bürgscliaft 
und  dem  Falliment  die  Rede  ist.  Gewöhnlich  geben  die  Vorschüsse, 
die  derjenige  macht,  welcher  den  Credit  eröffnet,  und  die  Rückzali- 
lung  des  Scliuldners  Veranlassung  zum  Conto-Corrent,  wovon  im 
nächsten   Abschnitt  die   Rede  sein    soll. 


Z  w  0  i  t  e  r    Abschnitt. 

Vom      Conto-Corrent. 

475.      Man    nennt    Conto-Corrent    (cowpfc   courant)^) 
die  Zusammenstellung    Alles   desjenigen,   was    sich   zwei    Correspon- 


,1)  Conto-Corrent  hei.sst  laufende  Rechnung,  und  ninn  versteht  Hnr 
unter  dipjt'nigc  Kotlinnn;!,  die  v\n  KiuiriniUM  ?rin»*n  Hun<lolsfronndcn  in  riiu'iu 
ci|;««nH  dazu  Ixvstimmton  Hiiche ,  Conto  ('nrrontliiich  j;on.nnnt  ,  oder  an  dessen 
ErMi.m};elun{;  im  Ihmplhuch ,  erüllnet ,  um  darauf  im  Soll  und  H.ihcn  de*  Con- 
to8  eine.s  Joden  die  t;r;;rnstiti;jen  For«l«'nmfjrn  und  SrlUildrn  ,  wiUhe  im  LaulV 
der  Geschälte  mit  ihnrn  entstt-hen  u\u\  in  einem  gewissen  Zeitraums  lorlliuleii, 
zu  ver/tMrhnen.  Zieht  nuni  nun  eine  »tdehe  Kei-hnunj;  hernuj«,  um  .^ic  dem  H  n 
dcL«.freundc  einzusenden,  so  nennt  m.in  sir  U  o  <  Im  u  n ;- «    Au*/,  ui:.  oder  «tu  i 
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denten  gegenseitig  für  Wechsel,  Anweisungen  etc.  schulden,  die  biq 
sich  übertragen  oder  auf  wechselseitige  Aufforderung  bezalilen  oder 
einnehmen,  kurz  alles  das,  was  successive  in  Soll  und  Haben  ^)  ge« 
bracht  wird.  Derjenige ,  welcher-  etwas  liefert ,  ist  Creditor 
(^creancier^  und  derjenige,  welcher  empfängt,  ist  Debitor  (^dd'* 
hiieiir)  (s.  No. .  85.).  Zur  verabredeten  oder  durch  den  Ge- 
brauch bestimmten  ?Jeit  ertheilt  Jeder  dem  Andern  den  Auszug 
seines  Conto-Corrents,  an  dessen  Schluss  der  Saldo  (solde)  ^)  an- 
gegeben ist,  und  so  wird  fortgefahren,  bis  die  Rechnungen  be- 
richtigt sind.  Selbst  dann,  wenn  diese  Rechnungs-Absclilüsse  un- 
terzeichnet und  gegenseitig  angenommen  sind,  kann  noch  der 
Conto-Corrent  wegen  Irrthümer,  Auslassung,  doppelt  eingebrachter 
Posten  etc.  in  Riclitigkeit  gebracht  werden  ^).  Ein  solcher  Conto- 
Corrent  zwischen  zwei  Handelsleuten  begründet  eine  Art  Contract, 
der  zugleich  zum  Darlehen  und  zum  irregulären  Depositum  ge- 
hört, wovon  noch  die  Wirkungen  im  folgenden  Hauptstück  ange- 
geben  werden   sollen. 

Das  Eigenthümliche  des  Conto-Corrents  ist,  dass  dessen  Saldo 
nach  Belieben  gefordert  werden  kann.  Der  Schuldner  ist  verbun- 
den, dagegen  Anschaffung  zu  machen  und  nicht  darauf  warten  zu 
lassen;  bleibt  er  in  Verzug,  so  ist's  Gebrauch,  auf  ihn  zu  tras- 
ßiren. 

.  Diese  Conto-Corrente  tragen  von  Rechtswegen  Zinsen  *),  weil 
die  Correspondenten  gegenseitig  Mandatare  sind.  Nach  der  üeber- 
einkunft  oder  nach  Gebrauch  kann  dieser  Zins  nacli  Verlauf  einer 
gewissen  Zeit  zum  Capital  gesclilagen  werden,  um  neuen  Zins 
hervorzubringen  ^)  und  ausser  demselben  kann  noch  eine  gewisse 
Gebühr  für  Provision  ^)  erhoben  werden ,  ohne  dass  sie  als  Wu- 
cher-Zins angesehen    werden   darf  '*  ^). 


Conto-Corrent.     In  Betreff  des    theoretischen   und   practischen    Theils  des 
Conto  Correnti?  s.  Schiebe,  die   Contorwissenschaft  2.  Aufl. 

1)  Das  Soll  nimmt  die  linke  Blattseite  ein,  das  Haben  die  rechtö;  ersteres 
begreift  die  Forderungen,  die  man  an  den  Handelsfreund  hat,  wie  sie  nach 
und  nach  entstanden  sind ,  letzteres  nimmt  auf  gleiche  Weise  die  Posten  auf, 
welche  die  Forderungen  des  Handelsfreundes  an  uns  ausmachen.  A.  d.  H. 

2)  Saldo  ist  die  Summe,  die  man  zur  Gleichstellung  einer  gegenseitigen 
Rechnung  einbringt,  oder  deis.Rest,  den  einer  schuldig  bleibt  oder  zu  gute  hat 
und  der  dann  auf  neue  Rechnung  vorgetragen  wird-,  daher  saldiren,  eine 
Rechnung  durch  Einstellung  des  Restes  ausgleichen  ,  abschliessen ;  dann  heisst 
es  auch:  den  schuldigen  Rest  einer  Rechnung  bezahlen.  A.  d.  H. 

.3)  Cass.  9.  Aug.  1792.     Abw.  Urth.  11).  Sept.  1812.     Cass.  12.   .lan.    1818.  — 
4)  Abw.  Urth.  5.  Decbr.  1821,   17.  März  1824.—   5)  Abw.  Urth.  10.  Decbr.  18t8, 
10.    Decbr.    1827.    —     6)  Gewöhnlich  |  —  4  ^.  —     7)  Abw.    Urth.    19.    Decbr. 
.  1827,  4.  Febr.  1828. 

8)  Ausser  der  Provision,  welches  diejenige  Gebühr  ist,  die  der  Bankier  als 
Conimisslonär  für  seine  Mühwaltung  anrechnet,  berechnet  er  auch  noch  die  Sen- 
sarie (Courtage,  Mäklerlohn),  von  Wechseln  auf  auswärtige  Plätze,  oder  von 
bes'-ahlten  oder  eingezogenen  Geldern  auf  fremden  Plätzen.  Diese  beträgt  ge- 
wöhnlich 1  promille,  in  Paris  |  g.  Dann  .bringt  er  auch  noch  das  ausgelegte 
Briefporto  ein.  '  A.  d.  H. 
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476.  Die  Werthscliaften ,  die  fn  Conto  -  Corrent  gebraclit 
werden,   sind  verschiedener  Art  ')• 

Wird  ein  Wechsel  aiiT  den  Platz,  der  noch  nicht  verfallen 
ist,  in  das  Haben  eines  Conto-Corrents  g^ebracht,  so  kann  er  nur 
bedingungsweise  creditirt  werden ;  denn  wenn  er  nicht  bezahlt 
wird,  so  muss  dieser  Posten  aus  dem  Credit  wieder  weggeschafft 
werden,  und  derjenige,  der  ihn  empfangen  hat,  wird  Gläubiger  der 
Protestkosten  und  anderer  rechtmässiger  Gebühren,  die  durch  den 
Mangel  an  Zahlung  entstanden  sind.  Geschieht  es,,  dass  ein  ne- 
gocirter  Wechsel,  dessen  Product  creditirt  wurde ,  mit  Protest  zu- 
rückkommt, so  muss  er  in  Folge  der  Gewährleistungen,  wovon  im 
vorigen  Hauptstück  die  Rede  war,  riraborsirt  werden.  Dann  wird 
der  Posten,  der  im  Credit  gebildet  worden,  stornirt,  d,  h,  es  wird 
ein  Gegenposten  auf  der  entgegengesetzten  Seite  gebildet,  und  der- 
jenige, der  ihn  eingebracht  hatte,  wird  nun  Gläubiger  an  Capital, 
Protest-  und    andern   Kosten. 

Wenn  unter  solchen  Umständen  der  eine  oder  andere,  oder 
^ar  die  beiden  Correspondenten  in  Fallimentszustand  gerathen,  so 
können  sich  dann  Schwierigkeiten  erheben,  die  noch  grösser  wer- 
den können,  wenn  das  Interesse  Dritter  mit  demjenigen  des  Falli- 
ten verflochten  ist.      S.   VI.   Abtheilung  No.    1218. 


Dritter    Abschnitt. 

Von    den    Zahliing-s-Promessen    oder   ßillets   '). 

477.  Die  Zahlungs  -  Promessen  unter  dem  Namen  Bill  eis 
(hilleis,  eigene  Wechsel),  wozu  man  auch  die  Anweisungen  rech- 
net (s.  No.  466.),  werden  nur  in  zwei  Fällen  als  Handelsge- 
schäft angesehen:  1)  wenn  sie  durch  Handelsleute  unterzeichnet 
sind;  dann  wird  von  Rechtswegen  nach  No.  49  u.  f.  angenommen, 
als  seien  sie  für  ihren  Handel  ausgestellt;  2)  wenn  sie  durch 
Nichthandelsleute  unterschrieben  sind,  ?iber  angeben,  dass  ihnen 
nach    No.    5    u.    f.    ein    Handelsgeschäft    zum    Grunde    liegt,    oder 


1)  Sie  können  bestehen  im  Debet:  au»  baaren  Zahhingcn,  oder  Baarsendun- 
gen  ,  die  an  den  ll.indt'lsfreimd  oder  fnr  dessen  Rrcbnunp;  an  einen  Dritten  ge- 
macht wurden;  aus  Wechseln,  die  für  ihn  be/ahlt  «tirden  ,  o.s  sei  nun,  dass  er 
oder  Andere  für  ihn  sie  fjezoRen  haben,  so  \»  ie  aus  Kiine>sen  ,  die  für  seine 
Rechnun«;  an  Dritte  peniaeht  wurden  ;  in  Kinkäufen  für  ihn  in  Conimission  ,  in 
Verkäufen  von  Waaren  an  ihn,  in  Spesen  etc.  Das  Cre«"Ht  kann  .bestehen:  in 
Kinnahme  von  (ieldern  durch  enipfan^jene  Zahbinjzeu  oder  IJa.irsendunuen  \on 
ihm,  oder  von  Andern  für  seine  Ueclnuin^,  in  rinp;ez(»^enen  oder  nej^oeirfen  Ui- 
niessen,  in  Tratten,  die  auf  ihn  oder  für  seine  Keehnuu^  auf  einen  Drillen  ge- 
zo<;en  wurden,  in  Spesen,  in  Verkäufen  >on  Wauren,  die  er  in  Conimission  ge- 
sandt hat  etc.  A.  d.  H. 

S)  Schiebe,  L.  d.  W.  Cap.   XIX. 
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trenn  die  Ursache  nicht  angegeben,    der  Beweis    aber    darüber  ge- 
fuhrt wird  '). 

In  den  zwei  folgenden  §§♦  soll  nur  das,  was  die  Billets  an 
Ordre  und  die  Billets  an  den  Inhaber  betrifft,  angeführt  werden. 

Von   den   Billels   oder   eigeuen   Weehj^je\ii. an   Ordre, 

478.  Ein  Billet  oder  eigener  Wechsel  an  Ordre 
(hillet  ä  ordre)  ist  dasjenige  Engagement,  wodurch  eine  Person 
fiich  verbindlich  macht,  eine  gewisse  Summe  dem  darin  angegebe- 
nen Gläubiger  oder  demjenigen,  welcher  von  ihm  durch  Indossa- 
ment  rechtmässiger  Inhaber  wird,    zu   bezahlen. 

Dieses  Billet  muss  datirt  sein,  es  rauss  angeben:  die  zu 
Zahlende  Summe,  den  Namen  desjenigen,  an  dessen  Ordre  es  aus- 
gestellt ist,  die  Zahlungszeit,  den  in  baarem  Gelde,  in  Waaren, 
in  Rechnung   oder    auf  jede    andere  Art    gegebenen   Werth '). 

Ein  von  einem  Nichthandelsmanne  ausgestelltes  Billet  an  Or- 
dre muss,  nach  IVo,  245.,  ganz  von  seiner  Hand  geschrieben  sein, 
oder  die  Genehmigung  der  Summe  mit  Buchstaben  ausgedrückt 
enthalten  ^),  selbst  wenn  man  gegen  ihn  den  Beweis  führen  könnte, 
dass  er  zu  verschiedenen  Zeiten  Handelsgeschäfte  gemacht;  es  sei 
denn,  dass  ihn  die  Gerichte  nach  No.  77  u.  f.  für  einen  Handels- 
mann erklärten,  denn  für  diese  Billets  kann  die  Ausnahme  in 
Betreff  der  Wechsel,  deren  Wirkung  No.  330.  erklärt  wurde,  nicht 
Statt  haben. 

479.  Alle  den  Wechsel  betreffende  Erfordernisse  sind  auch 
auf  die  Billets  an  Ordre  anwendbar,  ihre  Auslassung  kann  nicht 
durch  fremde  Beweise  ergänzt  werden  und  das  Billet,  das  nicht 
alle  in  sich  fasst,  hat  nach  No.  464.  nur  die  Wirkung  einer 
Promesse*). 

Diese  Billets  können  manchmal  lur  einen  Werth,  der  in 
einem  Orte  empfangen  und  im  andern  zahlbar  ist,  ausgestellt 
werden,  in  welchem  Falle  sie  eines  der  Merkmale  des  Wechsels, 
nämlich  die  Geldversendung  von  einem  Orte  zum  andern,  an  sich 
tragen,  weshalb  sie  aber  noch  nicht  Wechsel  sind.  Man  nennt 
sie  gewöhnlich  domicilirte  eigeneWechsel  (billeis  ä  do^ 
micile).  Nach  der  Natur  der  Operation  sind  sie  schon  an  sich 
selbst   Handelsgeschäfte  ^). 

480.  Alle    Verfügungen,    die   Verfallzeit,    das    Indossament, 


1)  Abw.  Urth.  38.  Nov.  1821.  —  2)  Desgl.  —  3)  C.  G.  B.  1326.  Cass. 
26.  Mai  1823.  —  4)  Cass.  28.  Juli  1823.  —  5)  H.  G.  B.  033.  Abw.  ürtli. 
30.  Au«.  1825. 
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die  Solidarität,  den  Aval,  die  Zahlung,  die  Zahlnng  durch  Inter- 
vention, den  Protest,  die  Rechte  und  Pflicliten  des  Inhabers,  den 
Ri'ickwechsel  und  die  Zinsen  der  Wechsel  betreffend,  sind  auf  die 
Billets  an  Ordre  zahlbar^),  selbst  auf  diejenigen  anwendbar,  de- 
nen eine  dem  Handel  fremde  Ursache  zum  Grunde  liegt  ^)'  Ob 
das  Billet  von  einem  Handelsmann  oder  Nichthandelsmann  aus- 
gestellt ist,  macht  keinen  Unterschied ;  das  Interesse  letzterer  ist 
hinlänglich  ^arantirt  und  diess  einerseits  durch  das,  was  nach 
No«  241.  den  Beweis  ihrer  Obligation  betrifft,  und  anderseits 
durch  die  Befreiung  vom  Personal- Arrest,  wenn  dem  von  ihnen 
ausgestellten  oder  indossirten  Billet  kein  Handelsgeschäft  zum 
Grunde  liegt  ^),  weil  nach  No.  245.  die ,  blosse  Form  dieser  Bil- 
lets daraus  keine  Handels-Acte  macht*),  was  den  wesentlichen 
Unterscliied  zwischen  Billets  an  Ordre  und  Tratten  begründet. 
Die  Gerichte  sind  nicht  berechtigt,  ohne  die  Einwilligung  des 
Gläubigers  einem  Aussteller  oder  Indossenten  eines  Billets  an  Or- 
dre  eine    Zahlungsfrist    zu    gestatten. 

j  Ibie  Verfügungen  wegen  des  Rückwechsels  sind  nur  in  sofern 
auf  die  Billets  an  Ordre  anwendbar,  als  die  Verhandlimg  eine 
Geld-Versendung  von  einem  Orte  zum  andern  betraf^  da  nur  der 
Rückwechsel    in    diesem    Falle   gefordert   werden   kann, 

481.  Man  könnte  die  Frage  aufwerfen,  ob  nach  Verlauf 
der  Frist  zum  Protest  der  Inhaber  eines  domicilirten  Billets,  was 
eine  Geld  Versendung  von  einem  Orte  zum  andern  nötliig  macht, 
seiner  Rechte  ^t'gvn  den  Aussteller  verlustig  ist,  wenn  dieser  be- 
weiset, dass  zur  Zeit,  als  der  Protest  Jiätte  erhoben  werden  sol- 
len, die  Gelder  am  Zahlungsorte  vorlianden  waren?  Die  Gründe, 
diess  zu  bezweifeln,  lassen  sich  aus  Folgendem  ableiten  :  Dadurch 
allein ,  dass  das  Billet  zur  Verfallzeit  nicht  präsentirt  wurde, 
kann  ein  Scluildner  nicht  von  seiner,  Scliuld  befreit  sein;  dass 
in  diesem  Falle  der  Scluildner  sich  zu  erkundigen  hat,  ob  sein 
Mandatar  bezalilt  habe,  und  nur  durch  die  Deposition ,  nach  den 
in  No.  213  u.  f.  angegebenen  Formen,  befreit  werden  kann;  dass 
das  domidlirte  Billet  sich  wesentlich  von  der  Tratte  unterschei- 
det, da  diese  durch  den  Bezogenen  vervollständigt  wird  und  seine 
Acceptation  verschafft  oder  Bürgschaft  geleistet  werden  luuss  ') ; 
dass  das  domicilirte  liillet  hingegen  denjenigen,  in  dessen  Duniicil 
es  bezalilt  werden  soll ,  nicht  als  iutegrireuden  Theil  zulässt, 
weil  es  nicht  seine  Person,  sondern  sein  Haus  ist,  das  man  da- 
bei berücksichtigt,  und  der  Aussteller  immer  der  alleinige  directe 
Schuldner   ist.      Dessenungeachtet    hat     eine    entgegengesetzte     Mei- 


1)  H.  (J.  n.  187.  —     2)  Chss.  13.  Nov.  1821.     Ahw.  Urth.  28.  Nov.  tv^2l.— 
3)  H.  (V.  B.  <i37    —     4)  Ca.ss.    14,    Ocf     1791.  —     5)   H.   (i.   B.   13». 
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nnng  das  Uebergewicht  erhalten,  und  im  Interesse  des  Handels 
wird  der  Aussteller  eines  solchen  Billets  zugelassen,  dem  nach* 
lässigen  Inhaber  den  _  Verlust  der  Rechte  unter  den  nämlichen 
Umständen  und  Bedingungen,  unter  welchen  der  Aussteller  einer 
Tratte    (s.   No.    434.)    es   kann,   entgegen    zu   setzen  ^). 

482.  Die  auf  Billets  an  Ordre  bezüglichen  Klagen  verjäh- 
ren in  fünf  Jahren  ") ,  sowohl  in  Betreif  der  von  Handelsleuten 
'ausgestellten  Billets  an  Ordre,  als  van  solchen,  die  von  INicht- 
handelsleuten  ausgestellt  sind,  wobei  ,  ein  Handelsgeschäft  zum 
Grunde  liegt.  Liegt  aber  bei  letztern  kein  Handelsgeschäft  zum 
Grunde,  so  tritt  für  sie  nur  die  gewöhnliche  Verjährungszeit  ein 
(»•    No.    240.). 

§•2.'       -      ,    . 

Vom    Billet    an    den    Inhaber    zäM'ftiÄF. 

483.  Unter  dem  Billet  an  den  Inhaber  zahlbar 
{billet  au  porteur)  können  nicht  nur  diejenigen  Billets  verstan- 
den werden ,  die  keinen  Namen  eines  Gläubigers  angeben  und 
worin  sich  der  Schuldner  nach  No.  181.  und  313.  verbindlich 
machte  in  die  Hände  desjenigen  zu  zahlen,  der  bei  Verfall  Inha- 
ber ist,  sondern  auch  noch  die,  nach  No.  353.,  eingegangenen 
Verbindlichkeiten,  worin  der  Name  des  Gläubigers  in  hianco  ge- 
lassen  worden    wäre. 

Da  diese  Arten  von  Effecten  angesehen  werden,  als  gehören 
sie  demjenigen,  in  dessen  Händen  sie;  sich  befinden ,  so  hat  der 
Inhaber  gegen  denjenigen ,  der  sie  als  sein  Eigenthum  vindiciren 
würde,  keinen  Beweis  zu  führen,  sondern  es  ist  an  diesem,  zu 
beweisen,  dass  der  Besitzer  sie  nur  auf  eine  precäre  Weise  em- 
pfangen,  oder   gestohlen,    oder  wissentlich  vom  Dieb   erhalten  liat  ^). 

Diese  Billets  werden  ihrer  Form  nach  nicht  indossirt  und 
gehen  aus  einer  Hand  in  die  andere  über.  Würde  sich  also 
ausser  der  Unterschrift  des  Ausstellers  noch  eine  andere,  von 
einer  andern  Person,  auf  der  Vorder-  oder  Rückseite  befinden,  so 
wäre  daraus  zu  schliessen,  dass  diese  Person  angesehen  werden 
sollte,  als  habe  sie,  wie  ein  Avalgeber  ,(s.  No,  39G.) ,  die  Zah- 
lung   verbürgen  wollen. 

Uebrigens  sind  auf  die  Billets,  an  den  Inhaber  zahlbar,  die 
allgemeinen  Grundsätze  anzuwenden,  und  nicht  die  der  Billets  an 
Ordre,    die     allein    den    Tratten     gleichgestellt    wurden;     demnach 


1)  Cass.  4.  Frimaire  VIII.     Abw.  Urth.    31.  .Tuli   1817.     Cass.    26.   Jan.  1818. 
—  2)  H.  G.  B.  189.  —    3)  Abw.  Urth.  1.3.  Nivose  XII,  10.  November  182^ 
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würde  die  Verjährung  in  fünf  Jahren  das  daraus  entstellende 
Klagerecht,  selbst  wenn  sie  von  Handelsleuten  ausgestellt  oder 
durch  Handelsoperationen   entstanden   wären,   nicht  erlöschen. 


»rittes   Capitcl. 

Vom    Unterpfand    als    S  icherheit    eines    Darlehens    oder 

Vorschusses. 

484.  Häufig  geschieht  es,  dass  dem  Gläubiger  eine  beweg- 
liche Sache  vom  Schuldner  oder  für  diesen  von  einem  Dritten 
zur  Sicherheit  der  Schuld  gegeben  oder  geliefert  wird.  Diess 
nennt   man   Unterpfand,  Faustpfand   (ßagCy  nanilssemcni)* 

Das  Versprechen ,  ein  Unterpfand  zu  geben ,  kann  ebenfalls 
eine  Wirkung  haben.  Wer  im  Vertrauen  darauf  Vorschüsse  oder 
andere  Auslagen  machte,  hat,  ausser  dem  persönlichen  Klagerecht 
gegen  den  Verpflichteten,  ein  reelles  Klagerecht  auf  den  gewissen 
Körper,  der  ihm  geliefert  werden  sollte,  und  diess  so  lange,  als 
dieser   Körper  noch  in   den   Händen   seines   Schuldners  ist*). 

485.  Alle  körperliche  oder  unkörperliche  verkäufliche  Sa- 
chen können  auch  als  Unterpfand  gegeben  werden;  selbst  für  die 
Schiffe   gilt  keine   Ausnahme. 

Die  Formalitäten  in  den  Scripturen,  wodurch  verhindert  wer- 
den soll,  dass  Dritte  betrogen  werden,  können  zwischen  Schuldner 
und  Gläubiger  nicht  lungangen   werden. 

So  könnfe  z.  B. ,  ^yenn  das  Gericht  es  ziilasst ,  ein  Glanbig-er 
sich  zu  dem  Beweis  durch  seine  Büclier,  Corresponden^  ')  und  soij"nr 
durch  Zeug;en  erbieten  und  ihn  führen  ^  dass  ihm  ein  Unterpfand  von 
seinem  Schuldner  versprochen  wurde.  Ein  ScLuldiier  koiuite  das  Aiim- 
llche  geg-en  denjenigen  thun,  der  als  Besitzer  einer  Saclie  die  Prä- 
suinrioii,  wovon  No.  272.  die  Hede  war,  tinrufeii  würde,  um  sirh  aN 
liigenthüiner  davon  auszugeben  •*)  ,  und  könnte  diesen  Gegenslaiid  zu- 
rückfordern, ii>dem  er  bewiese,  dass  er  ihn  nur  n)»  Uulerpfaud  gege- 
ben habe,   unter  der  Bediuguug  jedocli .   seinerseits  die   Verbiiidlichkei- 

^eu  zu   nriullen,  wozu   dieses   Unterpfand  als  Sicherheit  diente. 
-u. 


1)  In  dor  VT.  Abtheihing,  wo  die  Rede  von  de"n  Rechten  der  Glnuhiger  im 
Concurs  ist,  sollen  die  Kornialitäten  nngegrhi^n  uerdcn,  welch«»  nöthlg  sind,  um 
dorn  (iläul)i^er  ein  g»'gen  Drifte  ;;ilti!^«'s  l'ri\ile;;iiim  auf  ein  Unterpiiind  zu  si 
ehern,  und  wenn  in  der  nnndiclien  \l)theilnnj:  von  den  Handlungen  die  H««de  i>t, 
die  l)etrü<;liolicr  Weise  zinn  Nachflieil  der  liljiul>i{;rr  l)ej;iin';en  wurden,  so  soll 
des  in  der  Form  anderer  Contracte  verschiei.'rlen  Interpl.uuii  erwähnt  wer- 
den. Hier  soll  aber  nur  das  Unterpland  in  seinen  Verhältnissen  vom  (iläuhi^er 
zum  Schuldner  in  IJetracht  gezogen  werden.  l*ard. 

2)  Abw.  Urlh.  13.  Juli  1824.  —    3)  C.  G.  B.   2279. 
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486.  Es  gibt  sogar  stillschweigende  Pfandconventioneii ,  die 
aus  einer  gesetzlichen  Präsumtion  hervorgehen, 

Z.'B.  wenn  derjenige  Schuldner,  der  bereits  seinen  Glaubiger 
durch  Unterpfand  gedeckt  hat,  seitdem  eine  andere  Schuld  contrahirte, 
die,  bevor  die  erstere  eingeloset  \\urde,  exigibel  ist,  so  gilt  das 
Unterpfand  von  Rechtswegen  als  SicherLeit  beider  Forderungen  ').  Es 
gibt  noch  eine  andere  stillschweigende  Pfand-Convention  zu  Gunsten 
derjenigen ,  denen  Waaren  von  einem  andern  Orte  in  Consiguation 
oder  als  Depositum  eingesandt  wurden,  S,  No.  1203.  Eben  so  haf- 
ten, als  Unterpfand  durch  stillschweigende  Convention,  die  Rimessen, 
die  in  Conto-Corrent  gebracht  wurden,  dem  Empfanger  derselben.  So 
'  ist  auch  der  Acceptant  eines  Wechsels  aus  den  in  No.  379.  angefübr- 
teu  Gründen  nicht  verbunden,  das,  was  er  dem  Aussteller  schuldet, 
aus  den  Händen  zu  geben. 

487.  Der  Glänhiger  erwirbt  durch  die  Convention  das  Recht, 
-sich  das  versprochene  Unterpfand  ausliefern  zn  lassen ;  hat  er  es 
erhalten ,  oder  ist  es  einem  Dritten  zur  Aufbewahrung  eingeliefert 
worden,  so  ist  er  berechtigt,  es  bis  zur  vollständigen  Zahlung  zu 
behalten,  und  ist  es  ihm  durch  List  oder  Betrug  aus  den  Händen 
gespielt  worden,  so  kann  er  es  vindiciren.  Er  muss  sorgfältig, 
wie  ein  salarirter  Depositar,  über  Erhaltung  des  Unterpfandes  wa- 
chen, und  haftet  für  jede  Verschlimmerung  oder  jeden  Verlust,  der 
nicht  durch  Uebermacht  oder  durch  eigene  Mängel  an  der  Sache 
entstanden  ist").  Falls  er  es  missbraucht  oder  vernachlässigt,  so 
kann  verordnet  werden,  dass  er  es  sogar  vor  der  Zahlung  der 
Schuld  restituire  ^). 

488.  Der  Gläubiger  muss  dem  Schuldner  für  den  Nutzen, 
den  das  Unterpfand  bringen  konnte,  Rechnung  halten.  Resteht  es 
in  einer  Forderung,  die  Zinsen  trägt,  so  muss  er  sie  erheben, 
und  sie  auf  die  Zinsen  der  Schuld,  oder  wenn  sie  keine  Zinsen 
producirt,  auf  das  Capital  abrechnen  ^),  es  sei  denn,  dass  die  Be- 
schaffenheit der  Verhandlung  es  nicht  zulässt,  wie  No.  471,  und 
486.  zu  ersehen.  Bei  Verfall  der  ,  verpfändeten  Forderung  muss 
er  das  Nöthige  zur  Eintreibung  und  zur  Erhaltung  der  Rechte  be- 
sorgen;  endlich  sogleich  nach  erfolgter  gänzlicher  Einlösung  seiner 
Forderung  das  Unterpfand  oder  den  erhobenen  Werth  restituiren. 
Seinerseits  kann  er  immer  ausflurlitsweise  gegen  die  Klage  auf 
Restitution  des  Pfandes,, die  der  Schuldner  gegen  ihn  einleiten 
würde,  seine  Forderung  verlangen,  ohne  dass  dieser  die  Verjäh- 
rung, die  in  der  Zwischenzeit  eingetreten  wäre,  entgegensetzen 
könnte. 

489.  Daraus  ersieht  man,  dass  ein  Gläubiger,  der  eine 
Sache    als   Unterpfand    erhalten    hat,    niemals    durch    irgend    einen 


1)  H.  G.  B.  2082.  —    2)  C.  G.  B.  2080.  —  3)  C.  G.  B.  2081.  —    4)  Desgl. 
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Zeitverfluss  deren  Eigenthiim  erwerben  kann  *),  Wer  das  Unter- 
pfand gegeben  hat,  oder  dessen  Rechtsinhaber,  behält  immer  das 
Recht,  es  zu  vindiciren  -).  Der  Pfandbesitzer  kann  sich  nicht  da- 
gegen opponiren,  noch  sich  weigern,  es  denjen^'jen  vorzuweisen,, 
die  es  kaufen  wollen;  er  ist  aber  nicht  gehalten,  sich  dessen  zu 
begeben,  ohne  gänzlich  an  Capital,  Zinsen  und  Kosten  wegen 
Erhaltung    der    Sache    bezahlt   afu  sein  ^). 

Der  Gläubiger  darf  im  Falle  der  Nichtzahlung,  selbst  wenn 
der  Schuldner  in  Concurs  gerathen  wäre,  keineswegs  pure  i'ibcr 
das  Unterpfand  verfügen,  um  sich  dadurch  bezahlt  zu  machen, 
selbst  wenn  er  durch  die  Convention  dazu  ermächtigt  wäre;  er 
muss  auf  gerichtliche  Verordnung  antragen,  dass  das  Unterpfand 
an  Zahlnugs  Statt  und  bis  zum  Belauf  seiner  Forderung,  es  sei 
nun  durch  öffentliche  Versteigerung  oder  nach  gewissen  in  No.  131. 
,  '  und  270.  angegebenen  Formen,  verkauft  werde,  oder  dass  es  ihm 
zum  Abschätzungspreis  verbleibe  ^).  In  dem  einen  und  andern 
dieser  Fälle  wird  der  Preis  auf  seine  Forderung  abgerechnet,  un- 
beschadet seines  Rechts,  den  Rest  zu  fordern^).  In  No.  272. 
ist  angegeben  worden ,  was  in  Betreff  einer  dritten  Person  von 
gutem  Glauben  die  Wirkung  sein  würde,  wenn  der  Besitzer  der 
verpfändeten    Sache   darfiber    verfügt   hätte, 

490.  Diese  Grundsätze  können  in  vielen-  Verhältnissen 
durch  Gesetze  oder  durch  Verordnungen  modificirt  werden,  wie 
diess  mit  den  autorisirten  Leihhäusern  (s.  No,  31.)  der  Fall 
ist  *'). 


Viertes  Ilaiiptstück. 

o     m  D     e     p     o     8     i     t     u     ni 


491.  Unter  Depositum  ((h'pöi^  verstellt  man  im  Han- 
del denjenigen  Vertrag,  wodurcli  sich  eine  Person  verbindlirh 
macht,  gegen  eine  gewisse,  oft  bedungene  Gebühr,  die  meistens 
nach  Gebrauch  bestininit  wird,  eine  fremde  Saclie  aufzubewahren 
und  demjenigen,  der  sie  übergeben,  oder  an  dessen  Stellvertreter 
wieder  zurückzugeben  '). 


I)  C.  G.  D.  2236.  —     2)  M.  G.  D.  53«.  ~    3)  C.  G.  FJ.  20S2.  —     4)  C.  G. 
B.   2078.    —     5)  H.  G.  B.  537.    —     «)  C.  G.  B     2084.    —     7)  C.  G.   B.  IIMÖ. 

1<)28. 
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Das  Depositum  erzeug-t  eine  Art  Dienst-  oder  Lohnvertrag',  weshalb 
daraus  ein  interessirter  Vertrag"  entsteht,  und  nur  dann,  wenn  es  die- 
ses Merkmal  an  sicli  trägt,  wird  es  zum  Handelsgeschäft  (s.  No.  138.). 
Ein  bloss  unentg-eldlicbes  Depositum  aus  Gefälligkeit  zwischen  zwei 
Handelsleuten  ^\'dre ,  selbst  wenn  es  in  Waaren  bestände,  die  "dem 
Deponenten  ang^ehören,  kein  kaufmännisches  Eng^agemeut. 

Da  also  das  Depositum  für  den  Depositar  Mittel  zum  Ge- 
winn ist  und  es  andererseits  im  Interesse  des  Deponenten  liegt, 
einen  Depositar  zu  finden ,  so  gibt  das  Versprechen ,  zu  deponi- 
ren  oder  aufzubewahren,  jedem  der  Contrahenten  das  Recht,  den 
Andern  «ur  Erfüllung  seines  Engagements  anzuhalten.  Weigert 
er  sich,  so  kann  Entschädigung  gefordert  werden,  und  zwar  von 
dem  Erstem  wegen  des  Gewinnes,  auf  den  er  zählte,  vom  An- 
dern wegen  des  Nachtheils,  den  er  hat.  Hier  gilt  die  nämliche 
Regel,  die  in  No.  474.  über  das  Versprechen  zum  Erborgen  oder 
Darleihen   gegeben   "wurde. 

Das  Depositum  ist  entweder  freiwillig  oder  noth ge- 
drungen^); ersteres  kann  regulär  oder  irregulär  sein. 
In   nachfolgenden    drei    Capiteln   soll    diess   abgehandelt    werden. 


Erj^tes  Capitel. 

Vom    freiwilligen,    regulären    D  e  p  o  si  t  um«jt^-.| 

492.  Das  freiwillige,  reguläre  Depositum  (Jede' 
pöt  voloniaire  regulier)  bezieht  sich  auf  Waaren  oder  andere  Ge- 
genstände von  dieser  Beschaffenheit.  Die  Geldsummen  sind  ins- 
besondere Gegenstand  des  irregulären  Depositums,  jedoch  können 
sie  auch  als  reguläres  Depositum  anvertraut  werden;  lii  welchem 
Falle  aber  die  Parteien  die  deponirten  Summen  mit  solchen  Merkma- 
len von  Individualität  bezeichnen  müssen,  dass  man  an  der  Iden- 
tität  des    Depositums    nicht   zweifeln   kann    (s.    No.    1274.). 

493.  Ein  Handelsmann  kann  durch  mehrere  Ursachen  ver- 
anlasst   werden,    Waaren    zu    hinterlegen.     ^ 

'  .  •  '       Ti;;1i>'>ip«.'     T^^-  «'V 

Manchmal  geschieht  die  Hinterlegung  Wosr  der  Erhaltung  der 
Rechte  wegen;  Läufiger  ereignet  es  sich,  dass  Waaren  zu  einer  Be- 
stimmung versandt  werden,  woliiu  sie  nur  gelangen  können,  wenn  sie 
an  gewissen  Orten  unterwegs  hinterlegt  wurden,  um  da  den  Untersu- 
chungen unterworfen  zu  sein,  die  der  Sicherheit  und  des  öffentlichen 
Gesundheitszustande»  oder  der  Douane  etc.  wegen  geboten  sind;  oder 
um  mit  andern  Gütern  vereinigt  zu  werden,  oder  nm  die  Verfügung 
des  Versenders  oder  einer  andern  Person  abzuwarten  etc. 
* 

1)  C.  G.  B.  1930. 


419 

494.  Derjenige,  welcher  die  Waaren  empfängt,  heisst  Con- 
slgnatär  (consignaiaire)»  Sind  sie  ihm  zum  Verkauf  überge- 
ben worden,  so  ist  er  Co  mmissionär;  hat  er  sie  zur  Wei- 
terbeförderung empfangen,  so  wird  er  Spediteur.  Ausser  den 
Verpfliclitungen,  die  ihm  als  Depositar  in  diesen  Fällen  auferlegt 
sind,  und  ausser  den  Rechten,  die  er  in  dieser  Qualität  er^virbt, 
hat  er  noch  andere,  wovon  im  VI.  Hauptstück  die  Rede  sein  soll, 
da  hier  nur   vom    einfacJien    Depositum    die    Rede    ist. 


Erster    A  I)  s  c  h  n  i  1 1 . 

Pflicliteu    des    Depositars. 

495.  Derjenige,  an  den  Waaren  zur  Aufbewahrung  gesendet 
werden ,  muss  alle  Sorgfalt  bei  dem  Empfang  derselben  anwenden. 
Sind  sie  Declarationen,  Gebühren  etc.  unterworfen,  so  rauss  er 
die  Bedingungen  erfüllen,  oder  sie  müssten  ihm  ausdrücklich  vom 
Versender  untersagt  sein.  Würde  ihn  aber  dieses  Verbot  direc- 
ten  gerichtlichen  \erfolgungen  und  Strafen  aussetzen,  so  kann  er 
nichtsdestoweniger  die  nothigen  Formalitäten  besorgen  und  ist  be- 
rechtigt, vom  Versender  die  Erstattung  seiner  Auslagen  zu  ver- 
langen, ebenso,  als  wenn  ihn  dieser  ausdrücklich  dazu  ermäch- 
tigt  hätte. 

JN'ur  dann  hat  er  die  Fracht  zu  zahlen,  wenn  er  Alles  in 
guter  ücschafTenheit  nach  Angabe  des  Frachtbriefes  gefunden  hat, 
widrigenfalls  er  den  Frachtführer  verantwortlich  machen  und  über 
den  Zustand  der  Sachen  durch  Sachverständige  ein  Protocoll  auf- 
nehmen lassen  muss'),  das  er  dem  Versender  oder  demjenigen, 
der  ihm  für  diesen  Fall  angegeben  ist,  einzusenden  hat;  auch 
musa   er   manchmal   verfahren,    wie    die    Umstände    gebieten. 

'Er  muss  auch  Sorge  tragen,  dass  beim  Abladen  und  wenn 
die  Waaren  auf  das  Lager  gebracht  werden.  Alles  vermieden 
wird,   was   sie    verschlimmern    könnte    etc.  ^ 

496.  Der  Depositar  muss  die  ihm  anvertrauten  Sachen  ge- 
treu verwahren.  INach  allgemeiner  Kegel  soll  er  nicht  erforschen, 
worin  sie  bestehen  '),  falls  sie  in  ein«*m  Koffer  verschlossen  oder 
mit  versiegeltem  Umschlag  versehen  sind.  Jedoch  ist  es  häufig 
nothwendig,  dass  der  Ilaudelsmanu  den  Inhalt  wisse^  um  sich  dar- 
nach richten  zu  können.  Docli  wäre  diess  kein  Grund,  ans  Neu- 
gierde  eine    Indiscretion    zu    begehen,    und    der    Depositar   darf    nur 


1)  H.  G.  B.  100.  —    2)  C.  G.  B.  I93l. 
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zur  Eröffnung  schreiten ,  wenn  er  die  üblichen  Formalitaten  er- 
füllt hat,  die  für  solche  Fälle  vorgeschrieben  sind;  das  Risico, 
das  durch  Mangel  an  Zutrauen  entstanden,  würde  dann  auf  den 
Deponenten  zurückfallen.  Der  Depositar  wäre  durch  die  Üeber- 
gabe  der  Gegenstände,  wi6*  er  sie  ihrer  äusserlichen  Beschaffen- 
heit nach  erhalten ,  befreit  und  könnte  wegen  ermangelnder  An- 
gabe   nicht  verantwortlicli   gemacht   werden, ^:  - 

497.  Hätte  ein  Depositar  durch  ivgVM  einen  Zufall  er- 
fahren, worin  das  Depositum  bestehe,  so  hat  er  darüber  zu  schwei- 
gen, es  sei  denn ,  dass  das  ihm  anvertraute  Gut  aus  verbotenen 
Waaren  bestehe,  deren  Aufbewahrung  allein  ihn  schon  in  Strafe 
versetzen  könnte,  in  diesem  Falle  muss  er  klug  und  redlich  zu 
Werke  gelien. 

üebrigens  lässt  sich  die  Ermächtigung,  deponirte  und  unter 
Verschluss  oder  Siegel  befindliche  Sachen  zu  untersuchen,  leicht 
durch    die    Umstände  vermuthen,  •ijtiui!^ 

Würde  einem  versclilossenen  Koffer  der  Schliii^el  bef^egiebfen ,  so 
"würde  diess  die  KinwiMigiing'  zur  liröffnimg-  anzeigen ,  wenn  es  der 
Fall  erlieisclit.  So  ^vüide ,  wenn  versiegeile  Pakete  übergeben  AVnt- 
den,  um  sie  auf  einem  \Tege  weiter  zu  befordern,  anf  welchem  der 
Inhalt  angegeben  werden  ninss.^  dicss 'die.  lirinüc|itig',iii»g  .mi^alteh,  die- 
>.     sen  Inhalt  zn   nntcrsuclien*:?/)  i^of/^e.;»««-;    mmU"  T  t^^-^k    ^.5    ?«^<i; 

498.  Da  das  Depositum  häufig  Folge  directer  oder  indirecter 
Dienstanerbietungen  gegen  gewisse  Gebühren  ist  (s.  No.  42  u.  f.), 
so  hat  der  Depositar  zur  Erhaltung  der  deponirten  Sache  Alles 
dasjenige   beizutragen,    was    der   Deponent   selbst   gethan   hätte  ^), 

Der  Depositar  haftet  in  allen  Fällen  für  die  Feliler,  welche 
sich  die  von  ihm  angestellten  Personen  zu  Schulden  kommen 
lassen;  sie  werden  als  von  ihm  selbst  begangen  angesehen  (s. 
No,    192.). 

Wenn  bei  einer  Feuersbninst,  bei  einer  Plünderung,  der  Dej)osi- 
,  far  sein  eigenes  Gut  ^erettet^  fremdes,  ilim  deponirtes  aber  preisgege- 
ben hätte ,  so  wäre  er  der  Nachlässigkeit  wegen  strafbar.  Er  hatte 
Lteuie  genug-  zn  deren  Rettung  anstellen  sollen  ^);  nur  in  dem  Falle 
würde  eine  Ausnahme  gemacht,  wenn  er  erweisen  würde,  dass  seine 
Bemühung'  um  die  Rettung-  vergeblich  war ,  iiud  dass  die  Rettung  sei- 
ner eig-enen  Sachen  keine  Schuld  an  der  Abandonnirung  oder  an  der 
Hintansetzung  fremder  tragt,  die  seiner  Vervyahrung  anvertraut  waren. 

499.  Ebenso  verhielte  es  sich  in  den  Fällen ,  wo  unter  mehreru 
von  verschiedenen  Personen  deponirten  Sachen  die  einen  gerettet,  die 
andern  zu  Grunde  gegangen  waren.  Hier  würde  vermnthet ,  als ,  sei 
der  Depositar  redlich  und  pünctiich  zu  Werke  gegangen,  so  lange 
uämlicli  nicht  erwiesen  würde,  dass  er  die  einen- oder  die  andern  ret- 
ten konnte;  oder  dass  er  in  der  Nothwendigkeit,  zu  wählen,    die  we- 


1)  C.  G.  B,  1927.  —    2)  C.  G,  B.  1882. 
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niser  kostbaren  Gei^cnsläiide,  die  Vei^vaiid(eii  oder  Freunden  zuirphör- 
len,  gereüef,  weit  kostbarere  aber,  die  einem  ComwiiUeiUen,  der  ihm 
weniger  bekannt  ist,  gehörten  nnd  leichter  oder  wenigstens  eben  bo 
leicht  hätten  gerettet  werden  können^  zn  Grunde  gehen  liess. 

500.  Wurden  dem  Depositar  Schuldfordeningen  als  Deposi- 
tum übergeben,  so  miiss  er  die  Zinsen  davon  und  selbst  die  Ca- 
pitalien  einziehen,  wenn  der  Verzug  in  der  Erhebung  dem  Depo- 
nenten schaden  könnte,  oder  wenn  dessen  Absicht,  den  Depositar 
dazu  zu  ermächtigen,  aus  der  Hinterlegung  der  Documente  her- 
vorginge nnd  die  Beschaffenheit  dieser  Papiere  den  Depositar  in 
den  Stand  setzte,  diesen  Auftrag  zu  vollziehen.  In  diesem  Falle 
Hesse  sich  leicht  ein  Mandat  voraussetzen,  dessen  Vorschriften 
dann  befolgt  werden  müssten;  die  Gerichte  haben  hierin  die  Um- 
stände   Behnfs   der   Entscheidung    zu   erwägen  '). 

501.  Ohne  die  Erlaubniss  des  Deponenten  darf  sich  der 
Depositar  der  deponirten  Sachen  nicht  bedienen ,  noch  sie  weg- 
leihen   oder    verraietlien  ^'  ^). 

Er  würde  eine'  Untreue  begehen,  die  gesetzlich  verboten  ist.  nnd 
dem  nngetrenen  Depositar  wird  die  Rechtswohlthat  der  Guterabtre- 
tung'nicht  nachgelassen  *),  weil  eine  solche  Handlung  einem  betrüge- 
rischen Bankerott  gleich  wäre  *),  auch  specielie  Strafen  gegen  den 
Schuldigen  in  den  Fallen  ausgesprochen  sind,  in  welchen  er  nicht 
fallit  ist  6). 

Diese  Strafen  würden  aber  nur  dann  angewendet ,  wenn  er  das 
einfache  Depositum  gemissbraucht  hätte;  wäre  es  mit  einer  Vollmacht 
begleitet  gewesen,  so  würden  ^vegen  der  Summen,  die  der  Depositar 
iiir  sich  auf  die  Seite  geschafft  hat,  die  Hechtsgrundsätze,  den  un- 
treuen Mandatar  betreffend,  angewendet  "). 

502.  Das  Depositum  nuiss  dem  Deponenten,  sobald  er  es 
verlangt,  zuriickgegeben  werden,  selbst  wenn  man  desshalb  einen  Ter* 
min  festgesetzt  hätte  ^-  '') ;  wäre  jedoch  der  Depositar  im  Augenblick 
der  friihzeitigen  Zuri'ickforderung,  die  er  nicht  voraussehen  konnte, 
abwesend,  so  könnten  die  Gerichte  auf  die  Griinde  seiner  Abwesen- 
heit Riickslclit    nehmen. 

Die  VerpÜichtung,  das  Depositum  bei  erster  Aulforderung  zu- 
rückzugeben, wür^e  nur  dann  eine  Aenderung  erleiden ,  wenn  sie 
aus  irgend  einem  andern  Vertrag  oder  aus  irgend  einem  Factum 
hervorginge,    in   Folge  dessen    der  Depositar    oder  sogar  Dritte,    de- 

•n 

1)  Abw.  Urth.  5.  Decbr.  182.').  —    2)  C.  G.  B.   l'l.k). 

3)  Denn  diese  Sacli«Mi  werden  an;ieschen  ,    als  lä^rn  sie  beim  Doponontcn  und 
als  habe  der  Depositar  bloss  den  Ort  dazu  lu'r^e^eben.  A.   d.  \\. 

4)  c.  G.  B.  i'ur,.  —    5)  n.  G.  n.  mx  —   «)  v.  g.  b.  um,  vk  — 

7)  C.  G.  B.  \m%  i9(M').     Casfl.  MV  Jun.  1808,  18.  Nov.  1813,  20.  Mai   1HI4, — 

8)  C.  G.  H.    11)44. 

9)  Dadurch,    i\,\?.<s,  das  DepoMtnm    auf  erstes  Verlangen  ziirückj^cg'bcn  werden 
nmss,  untersclicidct  ca  sieb  wcscullicli  vom  Darleihen. 
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ren  Rechte  ihm  notificirt  wiirdtMi ,  ein  Interesse  hätten ,  dass  das 
Depositum  ohne  ihre  Einwilligung  oder  Kefriedigung  restituirt 
würde. 

503.  Der  Depositar  muss  die  deponirte  Sache  selbst  zu- 
rückgehen. Hätte  er  sie  bei  einem  Andern  deponirt,  so  konnte 
er  sich  nicht  zur  Cession  seines  Klagerechts  anbieten,  um  sich 
von  seiner  persönlichen  Verbindlichkeit  loszumachen,  es  sei  denn, 
dass  er  Gründe  gehabt  hätte,  diese  Partie  zu  ergreifen ,  worüber 
die  Gerichte    zu    entscheiden    hätten. 

Dieser  Grundsafz  kö'iiiUe  auch  nach  Uinslatideu  inodificlrt  werden, 
wenn  nämlich  ein  Depositum  eher  des  Etablissements ,  als  der  Person 
wegen  g'emacht  wurde. 

Z.  B,  wenn  Waaren  bei  einem  Kaufmann  deponirt  worden  wa- 
ren, dessen  Gewerbe  es  mit  sich  bringt ,  dass  er  deren  gewöhnlich  iu 
Deposition  annimmt,  er  aber  nachher  seine  Handlung  vedvauft  hatte 
und  seinem  Nachfolger  die  als  Depositum  empfangenen  Waaren  in  sei- 
nem Mag-azin  hinterlassen  hätte  ^ ).' 

504.  Wenn  der  Depositar  in  Folge  eines  begangenen  Feh- 
lers, für  den  er  haften  muss,  nicht  das,  was  ihm  anvertraut  wor- 
den, zurückgibt,  so  kann  er  nicht  nur  zur  Zahlung  des  durch 
Experten  bestimmten  Werths  gezwungen,  sondern  noch  ausserdem 
zu  Schadloshaltung  angehalten  werden.  In  diesem  Falle  kann  es 
häufig  geschehen,  dass  dem  Kläger  vom  Gericht  der  Eid  aufer- 
legt  wird  -)   (s.   Vll.  Abtheilung). 

Wäre  aber  der  Depositar  durch  unwiderstehliche  Gewalt,  oder 
durch  sonst  einen  Zufall,  wofür  er  nicht  verantwortlich  gemacht 
werden  könnte  ^),  in  die  Unmöglichkeit  versetzt  worden,  das  De- 
positum zurückzugeben,  so  ist  er  nach  J\o.  238.  zu  nichts  An- 
derm  gehalten,  als  sein  Klagerecht  zu  cediren,  wenn  ilim  eines 
zusteht,  und  das,  was  ihm  von  den  deponirten  Sachen  geblieben 
-ist,   oder  den   Werth,   den   er  dafür   erhoben   hätte,   zurückzugeben. 

505.  Der  Depositar  muss  gerade  eben  die  Sache  zurückge- 
ben, die  er  empfangen  hat^),  selbst  wenn  es  eine  Quantität  fungi- 
bler Sachen,   z.   B.   eine   Summe  Geldes   wäre. 

Wenn  er  z.  B.  eine  Anzahl  20-Francsstticke  mit  der  Jahreszahl 
1820  als  Depositum  erhalten  hatte,  die  au  Schrot  und  Korn  denjeni- 
gen von  1824  gleich  waren,  so  würde,  w^enn  der  Depositar  das  De- 
positum von  letzter  Prägung  zuriickgäbe ,  angenommen ,  als  habe  er 
das  Depositum  benutzt,  und  er  würde  zur  Zahlung  der  Zinsen  ange- 
halten ^).  Wäre  kein  so  offenbarer  Beweis  vorhanden,  so  kann  die 
Identität  nur  aus  Sortenzetteln  hervorgehen ;  sind  aber  -keine  entwor- 
fen worden,  und  sind  auch  sonst  keine  im  Handel  ^  zulässige  Beweise 
vorhanden ,  so  muss  dem  Eide  des  Depositars  über  den  Bestand  ge- 
glanbt  werden  *), 


1)  Cass.'ll.  Vendemiaire  VII.  _    2)  C.  G.  B.  1360.  —  3)  C.  G.  B.  1934.— 
4)  C.  G.  B.  1932.—  3)  C.  G.  B.  1936.  Cass.  ö.Thcrmidor  V.  —  6)  C.  G.  B.  1934. 
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506.  Der  Depositar  ist  bloss  verbunden,  die  hinterlegte  Sa- 
che in  dem  Zustande,  worin  sie  sich  im  Augenblick  der  Zurück- 
gabe befindet,  zurückzugeben  '•  -) ;  Abgang,  Verminderung  in  Werth 
und  Verschliramenmgen  können  ihm  nur  zur  Last  gelegt  werden, 
wenn  sie  durch  sein  Verschulden  entstanden  sind  ^),  Er  mussle 
aber  nach  No.  495.  den  Zustand  der  Sachen  constatiren  lassen ; 
that  er  diess  nicht,  so  wird  angenommen,  als  habe  er  sie  in  gu- 
tem Zustande  erhalten  und  er  kann  auf  Reclinung  des  Deponenten 
nur  diejenigen  Abgänge  und  Verschlimmerungen  bringen ,  die  nach 
dem  Empfange  entstanden  sind,  und  die  dem  Gebrauch  gemäss, 
nach  Besclidffenheit  der  deponirten  Sachen ,  nach  der  Jahreszeit 
und   andern   Umständen   bestimmt  werden. 

507.  Diese  Zurückgabe  muss  an  dem  durcli  die  Convention 
bezeichneten  Orte  geschehen,  und,  falls  darüber  nichts  ausgedrückt 
ist,  in  dem  Orte,  wo  der  Depositionsvertrag  durch  die  Uebergabe 
des  Depositums  realisirt  wurde*),  selbst  wenn  diese  Sache  sich 
nicht  zur  Zeit,  wo  sie  zurückgegeben  werden  soll,  vorfände;  nur 
ist  zu  merken,  dass,  wenn  sie  in  Folge  einer  Thafsarlie ,  wofür 
der  Depositar  nicht  verantwortlich  ist  ^),  an  dem  bestimmten  Orte 
niclit  restituirt  werden  kann,  er  nur  gelialten  ist,  sie  an  demjeni- 
gen Orte,  wo  sie  sich  in  Folge  eingetretener  Umstände  befindet, 
zurückzugeben. 

508.  In  der  Regel  muss  der  Deponent  die  nöthigen  Maass- 
regeln zur  Rücknalime  des  Depositums  nehmen ,  aber  nacli  Ge- 
brauch und  Umständen  muss  der  Depositar  bei  der  Verladung  und 
Versendimg  die  nämliche  Sorgfalt  verwenden,  wie  diess  bei  der 
Ankunft  geschah,  und  wenn  er  auch  niclit  für  die  Frachtführer, 
die  es  abliolen ,  verantwortlich  ist,  so  Iiaftet  er  doch  für  die  be- 
gangenen Felller  oder  den  V'erlust ,  der  während .  der  Wegnahme 
vom  Lager  und  der  Aufladung  entstanden.  Er  muss  die  nöthigen 
Zolldeclarationen  machen  und  den  FVachtführer  mit  den  erforderli- 
chen  Papieren   versehen,   damit   die  Waare'  ungehindert   reisen    kann, 

509.  Der  Depositar  muss  das  Depositum  nur  demjenigen 
zurückgeben,  der  es  ihm  anvertraut  hat,  oder  demjenigen,  der  von 
diesem  tur  Zurücknahme  beaul'tragt  ist*'),  oder  auch  demjenigen, 
tn  dessen  Auftrag  und  für  dessen  Rechnung  die  Hinterlegung  ge- 
schehen  ist.      Wenn   melirere   Deponenten   vorhanden    sind ,   so   wer- 


1)  C.  G.  B.  im 

2)  Denn  da  die  Sache  dem  Deponenten  forfwülirend  antjehort ,  so  blieb  sie 
auch  auf  «eine  Gefahr. 

3)  Abw.  Urth.  4.  Jan.   1825.  —     4)  C.  G.  a  l»42,  1«43. 

5)  Z.  H.  wenn  er  das  Depositum  an  einem  andern  Orte  als  demjenigen,  ^*»> 
er  es  zurückgeben  muss,  empfangen  hat,  o<lcr  wenn  rr  «*s  aus  rr.  lilni:issi;M'n 
Ursachen  nn<lrr>varts  «Irponiil   hätte. 

tS)  ('.  (,'.   ».    i«);37. 
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den  die  in  No.  181.  über  die  Solidarität  zwisclien  Gläubigern  ge- 
gebenen Vorschriften  befolgt.  Ist  der  Deponent  gestorben ,  und 
hat  mehrere  Erben  hinterlassen,  so  Iiaben  sie  sich  ^  wenn  das  De- 
positum untlteilbar  ist ,  wegen  der  Rüclvforderung  und  Empfang- 
nahme desselben  zu   vereinbaren  ^). 

510.  Wenn  die  Person,  der  das  Depositum  angehört,  nn- 
ter  der  Gewalt  eines  legitimen  Administrators  steht,  so  Iiann  das 
Depositum  nur   von   diesem    zurückverlangt    werden^). 

Z»  B.  wenn  eine  ledig-e  Frauensperson  sich  nach  der  De]>osi(ion 
verheiralhet  hat  und  sich  unter  der  Gewalt  des  Mannes  befindet  und 
weder  als  Handelsfran,  noch  durch  den  Ehevertrag'  auforisirt  wäre, 
das  Deposiüun  znriickzunehuien;  wenn  der  Erbe  des  Deponenten  min- 
der jährig  wäre;  wenn  der  Deponent  fallirt  hätte. 

Ist  das  Depositum  durch  einen  Ehemann,  einen  Vormund 
oder  durch  die  Syndici  einer  Fallitmasse  gemacht  worden ,  so 
kann,  wenn  ihre  Geschäftsführung  oder  Verwaltung  aufgehört  hat, 
die  hinterlegte  Sache  nur  der  Person  zurückgegeben  werden,  wel- 
che diesen  Ehemann,  Vormund  oder  Syndicus  vorstellte  5  trtir"  sie 
kann    darüber   giltig   quittiren  ^),    '^  t^.  -  ä   ^      ;    -j   iJn^    Himijn  »j^»,. 

Manchmal  kann  die  Art,  Mtb  tie'bepl^tioü''^lh%h^  M^ 
dem  Depositar  die  Pflicht  auflegen,  das  Depositum  einem  Andern 
als   dem  Deponenten   zurückzugeben,--^^       ^    ^    ^'j*Wj?h;'^    w^y 

'^***    Diess  g-escliieht;  wenn  6r  Frachtstücke  empfangen,    die  er  einem 
Destinatar    zu    übergeben  hat.     Letzterer   ist  zum   Em|)fang  berechtigt, 
.c..«ind    die  Bescheinig ung*,    die    er    darüber    g:ibt ,    befreit  Uen  De^jositar. 
Würde  aber  der  Deponent  seinen  Entschhiss  andern  und  über  das  Depo- 
situm anders  verfügen,  so  wäre  der  Destinatar  niclit  befugt^  die  Ueber- 
gabe  zu  verlangen,  und  seine  Onidnng-    würde  den  Deposi^^r  nicht  be- 
freien, es  sei  denn,  dass  die  Eigenthunis-Urknnde  über   die  dej)onirten 
.Sachen,    die    Factur,    das    Connossament    nur    au  den   Inhaber  lautete, 
.oder  dass  er,   wenn  sie  an  Ordre  gestellt  wäre ,    durch    regelmässiges 
Indossament  nach  No.  313  u.  f.  Besitzer  gewordeir.^  «»»fy 

'5>ll«  Di«  ,p^^  der  Öepositiou  erlaubt  nicht,  dass  der 
Depositar  unter  dem  Vorgeben,  dass  ein  Anderer  Eigenthümer 
des  Depositums  sei,  dem  Deponenten  das  Recht  streitig  ma- 
chen könnte,  es  zurückzufordern,  es  sei  denn,  dass  Opposition 
oder  Arrest  eingelegt  worden  sei,  in  welchem  Falle  der  Richter 
zu  entscheiden  hätte.  Wenn  jeäoch  der  Depositar  entdeckte,  dass 
das  Depositum  Jemandem  angehöre,  der  durch  Diebstahl ,  oder 
weil  er  es  verloren  hat,  unrefchtmässiger  Weise  darum  gekommen 
ist  ),  sö  kann  er  diesen  wahren  Eigenthümer  davon  unterrichten 
und' ihm  anbieten,   es    ihm   ztt Übergeben ,  nachdem  ^er  ^s   contra- 


>bRO/f^rr,    ;. 


!)  C^G.  Bj  i5l7i  1218,  1939;  -^,  2i  Cf  G.  B.  1940>^^  S)^.   G.  B.  IÖ41: 
-  i)   C.  0;B.  1938. 
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dictorisch  mit  dem  Deponenten  verordnen  Hess  ^),  Wurde  der 
Depositar  entdecken,  dass  das  Depositum  ilim  selbst  angehörte,  so 
hört  es  auf,  Depositum  zu  sein  ^) ,  folglich  hebt  sich  auch  die 
Verpflichtung"    Hilf,   es   zuriickziigeben, 

..Zweiter    Abschnitt, 

'Verbindlic-hkeiteu    des    Deponenten. 

512,  Der  Deponent  ist  verbunden,  dem  Depositar  für  seine 
Muhe,  Sorgfalt,  sowie  für  die  Gefahr  der  Verantwortlichkeit,  die 
er  auf  sich  nimmt,  eine  gewisse  Gebühr  zu  bezahlen,  die  durch 
die  Convention,  oder  in  deren  Ermangelung  durch  den  Gebrauch 
bestimmt  wird.  £r  muss  ihm  ausserdem  noch  die  zur  Erhaltung 
der  deponirten  Saclie  verlegten  Kosten,  Auslagen,  Gebühren  etc., 
worüber  der  Depositar  Nota  zu  ertheilen  hat,  und  die  der  Depo» 
nent  zu  erörtern  berechtigt  ist,  erstatten  ■^).  Es  könnte  sogar 
geschehen ,  dass  bei  eingetretener  üebermacht  der  Depositar  sein 
Eigenthum  zum  Opfer  gebracht,  um  das  des  Deponenten  zu  ret- 
ten ,  in  welcliem  Falle  dieser  zur  Entscliädigung  beitragen  muss 
(s»   No,    192.). 

Zur  Sicherheit  dieser  Zahlung  hat  der  Depositar  ein  Reten- 
tionsreclit  auf  das  Depositum  *),  Beim  Falliment  sollen  die  Vor- 
zugsrechte,   die  er    vor    andern   Gläubigern   hat,   angegeben    werden. 

513,  Hätte  das  Depositum  durch  Verschulden  des  Depo- 
nentea  dem  Depositar  einen  besondern  Verlust  verursacht,  so 
wäre  der  Deponent  gehalten,  ihn  dafür  schadlos  zu  halten,  ohne 
sich  damit  entschuldigen  zu  können,  dass   er  selbst   es  nicht  wusste. 

,  Z.  13.  wenn  dem  Depositar  die  Keschaffenheit  oder  die  beson- 
deni  lii«;eiiscliaft€n  gewisser,  wenig'  bekannter  Misclumgeii  nicht  an- 
gegeben \vorden  Aviireu  und  Feuchligkeit,  Giihrniig',  Hi(ze  dem  Deposi- 
tar Schaden  bei  sicJi  oder  anderswo  verursacht  hatten ;  Avenu  kranke 
Tliiere,  die  eingestellt  wurden,  andere  im  Stalle  ansteckten. 


5e weite!!*    f^apirli. 

Vom     irregulären     Depositum. 

514.      Das     irreguläre    Depositum    (jh'poi    im'gnller) 
ist    ein   Vertrag,    durch    welchen    Jemand   einem   Andern    Geld   oder 


I)  Diese   Vorschrift    liessc    sich    hauptsächlich    in    FnItimontstnIIrn    «nwcnilon 
\\m  dem  Ar^wolin  zu  on(fi;<'hcii ,    als  wäre  man  mit  dem   Falliten  im  Kin\»^rsliiiid, 
niss.   —    2)  C.  G.  U.  1940.  —  3)  C.  ü.  D.  IU47.  H.  G.  B.  IK).  —  4;  C  G.  U 

H)48. 
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eine  gewisse  Quantität  fungibler  Sachen  mit  der  Befugniss^  da- 
von Gebrauch  zu  machen,  anvertraut  und  einwilligt,  dass  ihm  der 
Depositar  das  Depositum  nicjit  identisch  zurückgebe,  sondern  bloss 
in    einer   gleichen    Summe   oder   Quantität  *•  ^), 

Die  Wirkung  dieser  Art  Deposition  ist  ungefähr  die  nämli- 
che, wie  die  des  Darlehens,  es  ist  jedoch  ein  merklicher  Unter- 
schied darin.  Der  directe,  ursprüngliche  wnd  Hauptzweck  des 
Darleihens  ist:  den  Entlehner  zum  Eigenthümer  der  dargeliehenen 
Gelder  oder  fungiblen  Sachen  zu  machen,  damit  er  daraus  einen 
Nutzen  ziehe,  wofür  er  fast  immer  einen  Zins  bezahlt,  so  dass 
der  Darleiher,  nach  No.  183.,  die  Wiedererstattung  nach  Gutdün- 
ken fordern  kann,  selbst  wenn  die  Obligation  keinen  Termin  dazu 
bestimmt  ^).  Beim  irregulären  Depositum  hingegen  muss  die  an- 
vertraute Summe  sogleich  auf  erste  Requisition  herausgegeben  wer- 
den, wenn  nicht  zur  Herausgabe  ein  Termin  bestimmt  wurde  oder 
durch  den  Gebrauch  eingeführt  ist.  Daher  liegt  es  im  Wesen 
dieses  Contracts,  dass  der  Depositar  keine  Zinsen  bezahlt;  würde 
er  deren  bezahlen,  so  ginge  das  Depositum  in  ein  Darlelien  üben 
Diess  hindert  aber  nicht,  dass  der  Depositar,  der  hinsichtlich  der 
Restitution  in  Verzug  ist,  zu  den  Zinsen  verurtheilt  würde,  was 
aber  durch  Anwendung  anderer  Grimdsätze  der  Fall  wäre,  die 
in  No.    189,   erklärt    wurden. 

Da  der  Depositar  berechtigt  ist ,  von  den  deponirten  Sachen 
Gebrauch  zu  machen,  um  sie  in  gleicher  Quantität  zurückzugeben, 
so  kann  er  nicht  durch  den  Umstand  befreit  werden,  dass  ihm 
durch   offene  Gewalt   die   Summen    gestohlen    worden    sind. 

Wenn  aber  die  Geldsorte,  in  welcher  das  irreguläre  Depo- 
situm gemacht  wurde,  ausser  Curs  gesetzt  würde  (s.  No.  204.), 
so  müsste  ein  Unterschied  gemacht  werden.  Sind  die  Gelder 
nicht  factisch  vom  Depositar  zurückbehalten  worden ,  so  wird  an- 
genommen, als  wären  sie  zur  freien  Verfügung  des  Deponenten  *) 
und  der  Verlust  wäre  für  letztern  ^).  Wenn  im  Gegentheil  der 
Depositar ,  ungeachtet  der  Aufforderung  des  Deponenten ,  sie  be- 
halten hat,  so  muss  er  diesen  Verlust  tragen  und  den  Werth 
zurückgeben,  den  die  Münze  entweder  zur  Zeit  seines  ersten 
Verzugs  oder  sogar  zur  Zeit  des  Eingangs  hatte,  je  nachdem  die 
Umstände  waren.  Ebenso  verhält  es  sich ,  wenn  nach  der  Be- 
schaffenheit der  Convention  oder  nach  der  Eigenschaft  des  Depo- 
sitars  es    hinlänglich    erwiesen   ist,    dass   Letzterer    die    Gelder   in 

\),C.  G.  B.  1930. 

2)  Die  Banken,  wovon  No.  29  ii.  f.  die  Rede  war,  geben  ein  Beispiel  davon, 
und  zur  näoiliclien  Classe  können  auch  die  Gelder  gerechnet  werden,  die  ein 
Commissionär  für  Jemanden  eingezogen  hat  Pard. 

3)  C.  G.  B.  1900.  —  4)  C.  G.  B,  i895.  -*-  5)  Abw.  Urth.  8.  Gerniinal  XI, 
CO.  Germinal  XIII,  3.  März  1800. 
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seinem  Interesse    empfangen    und    behalten    hat,     obgleich    er  nicht 
in   Verzug  gesetzt  wurde,    sie  zurückzugeben. 


Drittes  Capitel. 

Vom     notLgedrungenen     Depositum. 

515.  Ein  Depositum  ist  n  o  t  h  g e  d  r  u  n  ge  n  (jJepöt  nvces^ 
S(iere)^  wenn  der  Deponent  den  Depositar  nicht  wälilen  kann^  oder 
selbst  dann,  wenn  unter  der  Wahl  von  mehreren  Depositaren  das 
Bedürfniss ,  einen  davon  zu  nehmen,  so  gebieterisch  ist,  dass  man 
es  als  eine  Art  Nothwendigkeit  anseilen  kann.  Dieses  Depositum  ist 
mit  Ausnahme  einiger  Modificationen ,  die  noch  angegeben  werden 
sollen,    den    Vorscliriften   der  freiwilligen  Deposition   unterworfen'). 

Die  erste  Art  von  nothgedrungenem  Depositum  hat  Statt,  wenn 
man  dazu  durch  Zufall,  wie  z.  B.  Feuersbrunst,  SchllFbrucli  oder 
irgend  ein  dergleichen  unvorliergeselienes  Ereigniss  genötliigt  wor- 
den  ist^). 

Man  war  niimlich  der  IMeiming",  dass  derjenige,  welcher  bei  der 
KeJtuiig'  seiner  Effeclen  sie  dem  Ersten  Besten  anvertraut  y  das  persön- 
liche Zutrauen,  das  dieser  einflösst,  nicht  in  Betraclit  ziehen,  nocli 
seine  Rechte  durcli  eine  Cescheinig-ung;  oder  vveuig^stens  durch  Ein- 
ßclireiben  in  die  Bücher  sichern  kann.  Diese  Art  Deposiluin ,  die  iin 
Civilreclit  bekannt  ist,  verändert  ihren  Cliarakter  nicht  und  ist  keiner 
speciellen  Regel  unterworfen,  wenn  der  Depositar  das  Gewerbe  des 
Handels  treibt. 

516.  Die  zweite  Art  nothgedrungenen  Depositums  hat  von  Sei- 
ten derjenigen  Statt,  die  ihre  Effecten  gewissen  Zwisclienpersonen 
im  Handel   anvertrauen   müssen, 

Diess  sind  die  Wecliselagenten,  denen  die  Inscriplionei»  auf  das 
Staatssriuildenbuch  und  andere  Papiere  übergeben  werden  niüssi'ii,  um 
deren  TJebertrag  zu  bewerkstelligen*);  ferner  das  Depositum  an  Fuhr- 
leute und  andere  Trans|)orfunteniehnicr ,  und  endlich  dasjenig-e,  das 
ein   Heisender   in  einem   dasthause   macht  M* 

Bereits  sind  in  ]\o.  I'JO.  die  uöthi^en  Begriffe  über  das  Deposl- 
tnm  an  die  Wechselageiiteu  gegcbeu  ;  was  dasjeuigc  an  den  Fracht- 
führer betrifft,    s.  No.   638. 

Was  die  AVirthe  oder  Gastgeber  betrifft,  so  haften  sie  für  die 
Effecten,  die  iiuien  und  ihren  angcslPÜten  i^euten  vom  Hrisonden  an- 
vertraut wurden  ^jy     selbst    für  diejenigen,      welche    die  Beisenden    in 


I)  C.  G.  H.  if)5i.  —     2)  C.  G.  n.   11)49    —  .^)  II.  G.  B.  W.  —  i)  C.  G.  B. 
178-:,  1053.  —    5)  C.  G.  ü.  J952. 
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den  von  iliiieii  ang-egebenen  Orten,  selbst  auf  einen  Theil  der  Strasse 
verlegt  hatten,  wo  diese  Wirthe  g-ewölmlich  die  Fuhrwerke  derje- 
uig"en,  die  bei  ihnen  absieigen,  Stationiren  lassen.  Sie  haften  aucli  für 
Diebstahl  oder  Beschädigung"  der  Effecten  des  Reisenden ,  das  eine 
oder  andere  mag-  von  dem  Gesinde,  oder  denjenig-en ,  welche  dem 
Gasthofe  vorstehen,  oder  von  fremden  Personen,  die  bei  ihnen  aus- 
und  eing^ehen,  lierrühren  *).  Sie  sind  von  dieser  Verantwortlichkeit 
selbst  dann  nicht  befreit,  wenn  sie  den  Reisenden  oder  Fuhrleuten 
zur  Niederleg ung-  ihrer  Effecten  oder  Waaren  Locale  ang-ewiesen  hät- 
ten, die  verschlossen  werden  können,  und  diesen  die  Schlüssel  dazu 
überg-eben  hätten ;  es  sei  denn ,  dass  die  Reisenden  oder  Fuhrleute 
vernachlässigt  hätten ,  die  Thüren  zu  verschliessen  und  sorg^ßiltig"  die 
Schlüssel  aufzuheben.  Kurz  die  Verantwortlichkeit  hört  nur  dann  auf, 
wenn  der  Schade  durch  Verschulden  des  Deponenten  ,  oder  durch 
Ereignisse,  die  sie  bei  der  g-rössten  Aufmerksamkeit  weder  vorhersehen 
noch  verhindern  konnteit,  entstanden  ist  2).  '  Sie  haften  also  nicht  für 
den  Verlust,  der  durch  einen  Brand,  dessen  Entstehung  weder  ihnen 
noch  andern  Ursachen,  wofür  sie  verantwortlich  wären ,  zugeschrieben 
werden  kann. 


Fünftel  'Half pt^tüek . 

Vom    Miethcontract    der    Dienste    und    Arbeiten, 

517.  Es  gibt  zwei  Arten  von  Miethe,  nämlich  Sach- 
«nd  Arbeits-  oder  Dienst- Miethe  (loiiage  de  choscs  und 
louage  cPoiwrage   oder  du  iravail    oder  de  Vindiistrte)^). 

Bereits-  ist  in  No.  33.  der  Grund  angegeben  worden ,  warum 
diese  zweite  Gattung  von  Miethe  in  den  Handelsgeschäften  vor- 
kommt.     Sie  soll  auch  allein  Gegenstand  dieses  Hauptstficks   sein  "*). 

Die  Hauptarten  der  Dienstmiethe  sind :  1)  der  Lehrvertrag ; 
2)  der  Accord  bei  Unternehmungen  im  Fabrikwesen ;  3)  der  Dienst- 
oder Lohn  vertrag  von  Arbeitern,  Commis  und  andern  Dienern ;  4)  der 
Transportvertrag.  Was  die  Verträge  betrifft,  die  sich  auf  die  Aus- 
übung irgend  eines  Talents  beziehen,  z.  B.  mit  Schauspielern, 
Musikern  oder  andern  Künstlern  und  Unternehmern  von  Schau- 
spielen oder  Festlichkeiten ,  so  sind  diese  nach  No*  46.  von  Seite 
de^  Erstem    kein  Handelsgeschäft,    und    die  Regeln ,  nach  welchen 


1)  G.  G.  B.  1953.  —    2)  C.  G.  B.  1954.  —    3)  C  G.  B.  1708. 

4)  Mit  Ausnaliiiie  der  Schiffsmiethe  und  derjenigen  des  Schiffsgcräthes  könnte 
eine  Saclimiethe,  die  von  der  Dienstmiethe  unabhängig  ist,  nnr  nach  den  Grund- 
sätzen des  Civilreclits  behandelt  werden,  selbst  wenn  sie  zwischen  Handelsleu- 
ten Statt  fände.  l'ard  . 
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in  streitigen  Fällen  gegen  Directoren  und  Unternehmer,  die  zur 
Classe  der  Handelsleute  gehören,  zu  entscheiden  ist,  sollen  beim 
Dienstrertrag  angegeben   werden. 


Kr^tes  Capitel. 

Vom      Lebrvertrag. 

518.  Der  Lehrvetrag  (Convention  (Pappreniissage)^  des- 
sen Definition  No.  34,  gegeben  wurde ,  gibt  zu  Conventionen  An- 
lass,  deren  Erfüllung  gesetzlich  bestimmt  ist  ^);  zur  Redaction 
des  Vertrags,  der  die  Bedingungen  bestimmt,  ist  aber  keine  spe- 
cielle  Form  vorgeschrieben;  jedoch  sind  Lehrgeld  und  Lehrzeit 
im  Allgemeinen  durch  die  dabei  interessirten  Parteien  festgesetzt, 
Ist  diese  Feststellung  vergessen  wordeu,  oder  war  das  Engage- 
ment unbestimmt,  so  liaben  die  Gerichte  nach  den  Umständen, 
nach  der  Lage  der  Parteien  oder  nach  Gebrauch  zu  entscheiden. 
Eben  so  verhält  es  sich  mit  den  accessorisclien  Bedingungen,  wie 
z.  B,  einer  Bürgschaft,  falls  der  Lehrherr  dem  Lehrling  Geld 
oder  Geldeswerth  anvertrauen  würde,  Ist  der  Lehrling  minderjäli- 
rig,  so  müssen  aucli  nacli  No.  57.  diejenigen,  unter  deren  Gewalt  er 
steht,  dem  Vertrage  beitreten.  Wurde  er  in  einer  öffentlichen  An- 
stalt erzogen,  so  muss  die  Ermächtigung  durch  die  gesetzlich  da- 
zu speciell  bezeichnete  Person  gegeben  werden*), 
'.;  519.  Der  Lehrherr  muss  den  Lehrling  unterrichten  und  ihn 
redlicli  mit  den  Elementen  seiner  Kunst  bekannt  machen ;  allein 
er  ist  nicht  verbunden,  iJim  die  besondere  Verlalirungsweise,  die 
sein  ausschliessliches  Eigenthum  ist,  mitzutheilen,  es  sei  denn,  dass 
er  sich  ausdrücklich  verbindlich  dazu  gemacht  liat,  oder  dass  diess  sich 
aus  den  Umständen,  der  Natur  des  Vertrags  oder  aus  der  Höhe  des 
Lelirgeldes  vennutlien  liesse.  Er  hat  über  die  Aufführung  des  Lehr- 
lings zu  wachen,  ihm  mit  Katli  und  That  beizustehen  und  ihm 
mit  einem  guten  Beispiele  voranzugelien,  wie  diess  Eltern  oder 
Vormünder  tliun  sollen^  'deren  Verantwortliclikeit  er  auf  sich  nimmt^). 
Er  muss  den  Lehrling  gut  behandeln  und  darf  ilin  auch  nicht  zu 
häuslichen  Arbeiten  gebrauchen,  die  sich  nicht  mit  den  Beschäfti- 
gungen  des  Standes,  zu  dem  er  ihn  vorbereiten  soll,  vereinbaren« 
Er    kann    ihn    nur   aus    legitimen  Ursaclien  verabschieden, 

AV'ie  7.    H.    \v«'ji»'n    scb^vorpr   rntrcur,   beh^di^eiider  Injurit'n   odor 
riiällirbkeifpii .    die   er  ji^fi'^ii   den   J*4'iirl«errn  oder   i^eueii    Personen   sei- 

1)  Go>    V.    VI.    April    1803   C2'2.    Gcrniinal    XI).  —    2)  Gm.  v.  A.    Kol.r.  1H^5 
(15.  Phi>iü«c  \UI).  ~     3)  C.  G.  B.  i:J84. 
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ner  Familie  verübt,  oder  weg-en  fortdauernden  IriderUchen  Lebens- 
A/^^andels,  wenn  alle  Vorslellungeu  dag-eg-en  niclits  gefruclilel  Laben. 
Ebenso  kann  er  den  Lehrling'  fortschicken ,  "vvenn  sicli  ergibt .  dass 
er  ans  Mangel  an  Anlag-en,  aus  hartnäckiger  Ungelehrigkeit  kein  Ge- 
schick zu  dem  Gewerbe    hat ,     in    dem    er  unterrichtet  wird. 

Hat  der  Lehrling  seine  Lehrzeit  überstanden,  so  darf  ihn 
der  Lehrherr  nicht  über  diese  Zeit  hinaus  zurückhalten,  noch  ihm 
sein  Lehrzeugniss  verweigern,  es  sei  denn,  dass  dieser  seine  Ver- 
bindlichkeiten  nicht  erfüllt  habe. 

520.  Der  Lehrling  muss  seinerseits  der  Mühwaltnng  des 
Lehrherrn  entsprechen  und  ihm  in  Allem,  was  die  ihm  aufgetra- 
gene Unterweisung  und  Aufsicht  betrifft,  folgen.  Er  darf  den  Prin- 
cipal   nicht   vor   beendigter   Lehrzeit   verlassen. 

Jeder  Fabrikant  oder  Gewerbsmann,  der  einen  solchen  niclit  los- 
gesprochenen Lehrlinge  annähme ,  würde  zu  Schadloshahung-  gegen 
den  Lehrherrn  verurtheilt,  die  sich  bis  zur  aunoch  unbezahlten  Sum- 
me des  Lelirgeldes  oder  zu  der  Höhe  der  Vorschüsse ,  die  er  dem 
Lelirling-e  g^emacht .  erstrecken  ^vürde.  Doch  muss  der  Fall  der  f'on- 
scription  ausgenommen  werden,  der  alle  persönlichen  Engagemenls  auf- 
hebt. Eben  so  verJiält  es  sich,  wenn  der  Lehrling  seine  Plllchten 
wegen  zerrütteter  Gesundheit  oder  wegen  jeder  andern  Gebrc(hlich- 
keit ,  die  ihn  zu  dem  Gewerbe,  das  er  ergreifen  will,  untauglich 
macht,    nicht  erfüllen  kann. 

521.  Der  Ursachen,  warum  ein  Lehrvertrag  wegen  Ver- 
letzung aufgehoben  wird,  sind  mancherlei.  In  solchen  Fällen  fin- 
den die  Regeln  über  die  V^erbindlichkeit,  etwas  zu  thun ,  ilire 
Anwendung,  Die  besondere  Beschaffenheit  dieses  Vertrags  leidet 
nicht,  dass  er  die  Erben  der  Contrahenten  verbindlich  macht 
(s.  Ao.   190.). 

So  können  also  weder  die  Wittwe  noch  die  Erben  des  einen  der 
Verpflichteten  gehalten  werden,  die  Unterweisung  fortzusetzen;  auch 
kann  der  F^ehrling  nicht  gezwungen  Averden ,  unter  deren  Leitung  zu 
bleiben.  Was  au  voraus  bezahltem  Lehrgeld  zu  restituireu  ist,  Tvird 
nach  Umständen  und  Billigkeit  bestimmt.  Hier  muss  einerseits  die 
Nahrung  des  Lehrlings  und  anderseits  die  Mühwaltung  und  Unterwei- 
sung- des  Lehrherrn  in  Betracht  gezogen  werden. 

Stirbt  der  Lehrling,  so  hat  sein  Lehrherr  kein  Kostgeld 
mehr  zu  empfangen.  Falls  daher  im  Lehrvertrage  zwischen  Kost 
imd  Lehre  kein  Unterschied  gemacht  wurde,  so  müssen  das  Al- 
ter des  Lehrlings  und  die  Dienste,  die  er  leisten  konnte,  in 
Betracht    gezogen  werden. 

Was  die  versprochene  Summe  betrifft ,  die  als  Ersatz  für  die 
I^Iühwaltnng  und  Unterweisung  des  Lehrherrn  angesehen  werden 
könnte,  so  kann  man,  streng  genommen,  behaupten,  dass  der  Lehr- 
herr nur  berechtigt  ist,  den  Lohn  seiner  Mühwaltung  für  die  Zeit, 
während  welcher  der  Lehrling  bei  ihm  war,  zu  fordern,  wobei  jedoch 
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ZW  berücksiclitigen  ist,  dass  der  Lehrling'  in  der  ersten  Zeit  die  mei- 
ste Äliilie  bei  der  Unterweisung"  vernrsaclite.  Man  könnte  aber  in  die- 
sem Falle  die  Bemerkung  maclien,  dass  die  Hoffnung,  von  der  Ar- 
beit eine»  Lehrlings  in  der  letztern  Zeit  seiner  Lehrjahre  zu  ))rofiti- 
ren,  oft  der  Beweggrund  ist,  der  den  Lehrherrn  bestimmt,  sich  mit 
einer  massigen  Summe  zu  begnügen,  und  der  Lehrvertrag  gewisser- 
massen  eine  aleatorische  Bedingmig  enthalt.  Daher  möchte  das  Ab- 
leben des  Lehrlings  ,  das  kurz  nach  seinem  Eintritt  in  die  Lehre  er- 
folgt ist,  im  Allgemeinen  dem  Lehrherrn  das  Recht  benehmen,  das 
ihm  für  seine  Mühwaltung    versprochene    ganze  Lelirgeld    zu    fordern. 

522.  Ein  Lehrling,  dessen  dürftige  Umstände  nicht  gestat- 
ten ,  Lehrgeld  zu  bezahlen ,  kann  sich  verbindlich  machen ,  seinem 
Lehrherrn  einige  Zeit  i'iber  die  Lehrzeit  hinaus  ohne  Lohn  zu  dienen. 

Das  erwähnte  Gesetz  vom  12,  April  1803  setzt  diesen  Fall  vor- 
aus. Da  aber  zu  befürchten  war,  dass  der  Einffnss,  den  nothwen- 
diser  Weise  in  einem  Contract  dieser  Art  der  instruirte  Mensch  auf 
denjenigen  hat,  der  sich  inslruiren  will,  um  ihm  lästige  -Bedingun- 
gen anfziilegen ,  so  hat  man  durch  eine  besondere  Ausnahme  dem 
Lehrling  die  Befugniss  gestaltet,  den  Contract  aufzulösen,  und  zugelassen, 
dass  er  sicli  tou  der  Arbeit  lossage  und  eine  Ablösung^  in  Geld  gebe* 


Zweites  Capiiel. 

Von    Unternehmungen  in  Arbeiten, 

523.  In  No.  35.  ist  bereits  angegeben  worden ,  was  man 
unter  Unternehmungen  in  Arbeiten  {cnlrcprlses  (Pouvra" 
yesy  Veraccordiriing ,  Verdingiing) ,  versteht.  Wer  seine  Arbeit 
vermietliet,  ist  gehalten,  das  ihm  anvertraute  Werk  zu  ver- 
fertigen; er  kann  sich  aber  durch  Arbeiter,  die  er  in  seiner 
W\'rkstätte  anstellt,  oder  durch  einen  andern  Unternehmer,  dem 
er  die  V^erfertigung  der  übernommenen  Arbeit  zu  einem  geringern 
Preis  als  demjenigen,  den  er  empfängt,  aufträgt,  ersetzen  lassen. 
Diese  Befiigniss  kann  ihm  nur  durch  eine  ausdrückliche  oder  nach 
Beschaflenheit  des  Vertrags  muthmaassliche  Convention  untersagt 
werden,  wenn  erwiesen  wird,  dass  der  iVame  und  das  Talent  des 
Künstlers  in  Betracht  gezogen  wurden  (s.  )\o.  -M().).  Ist  die  Ar- 
beit von  der  Art,  dass  sie  nur  unter  der  Leitung  des  Ihiterneli- 
mers  und  in  seiner  Werkstätte  durch  seine  Arbeiter  gemacht  wer- 
den soll,  so  muss  diess  ausdrücklich  bestimmt  werden,  oder  er- 
wiesen sein,  dass  man  bei  Abschluss  des  Contractes  daran  gedacht 
habe;  er  darf  dann  keine  Sachen  in  einer  fremden  Werkstatte  ver- 
fertigen lassen. 

524.  Die   Arbeit   muss    zum   festgesetzten    Termin   f<r(i:r  und 
geliefert    werden    (s.     IVo.     18.^    und    238.).      Wer   eine   Arbeit    bc- 
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stellt  hat^  ist  nicht  gehalten,  den  Preis  vor  der  Ablieferiing  zu 
bezahlen,  es  sei.  denn,  dass  es  gegen  Convention  oder  gegen  Ge- 
brauch wäre  *) ;  hat  er  sie  aber  theilweise  erhalten ,  so  muss  er 
auch  theilweise  bezahlen,  und  der  Arbeiter  ist  nicht  verbunden, 
das  ihm  in  Arbeit  Gegebene  aus  den  Händen  zu  geben,  bevor  er 
nicht  bezahlt  wurde ;  denn  liefert  er  die  Arbeit  ans,  ohne  sich  dafür 
bezahlt  zu  inaclien ,  so  läuft  er  Gcfalir,  sein  Vorzugsrecht  zu 
verlieren  (s.  No.  1202.).  Der  Umstand,  dass  die  in  Arbeit  ge- 
gebene Sache  nicht  vom  Eigenthümer  dem  Arbeiter  iibergeben  wor- 
den, ändert  nichts  an  dem  Grundsatze,  dass  sie  ihm  für  seinen 
Lohn  hafte  ^). 

525.  Der  Unternehmer  von  Arbeiten  muss  getreu  den  ihm 
zu  seiner  Arbeit  gelieferten  Stoff  verwenden ,  und  das ,  was  er 
nicht  verwendet,  restituiren,  falls  die  Convention  ihn  niclit  davon 
enthebt.  Die  Arbeit  muss  den  dem  Unternehmer  gegebenen  In- 
structionen gemäss  verfertigt  werden  ^) ;  er  ist  nicht  berechtigt,  da- 
von abzuweichen  unter  dem  Vorwande,  er  habe  sie  besser  machen 
wollen.  In  Ermangelung  besonderer  Instructionen  muss  er  die  Re- 
geln der  Kunst  befolgen ,  die  durch  Sachverständige  bestimmt  wer- 
den, wenn  die  Parteien  nicht  einig  sind.  Ein  Unternehmen  kann 
sich  nicht  wegen  her  Unvollkommenheit  seiner  Arbeit  entschuldi- 
gen und  die  Schuld  auf  die  Ungeschickliclikeit  der  von  ihm  ange- 
stellten Arbeiter  werfen*);  denn  die  von  ihm  getroffene  Wahl  fällt 
ihm  zur  Last.  Hat  er  durch  Ungeschicklichkeit  oder  auf  eine  an- 
dere Weise  die  Arbeit  so  sclilecht  ausgeführt,  dass  sie  der  Bestel- 
ler auf  eine  rechtmässige  Weise  anzunelimen  verweigert,  so  ist  er 
gehalten ,  den  W'erth  des  ihm  zur  Verarbeitung  gelieferten  Stoffes 
zu    bezahlen  oder  in  gleicher   Quantität    und  Qualität   zu    erstatten. 

526.  Geht  die  Materie  oline  Verschulden  des  Unternehmers 
oder  derjenigen,  die  er  zu  deren  Verarbeitung  angestellt,  zu  Grun- 
de, so  haftet  er  nur  dafür,  als  Märe  er  iu. Verzug^),  und  selbst  diese 
Verantwortlichkeit  hört  auf,  wenn  die  Sache  ohnehin  beim  Eigen- 
thümer zu  Grunde  gegangen  wäre  ^) ;  er  muss  aber,  nach  IVo*  504., 
M'ie  der  Depositar,  seine  Einrede  beweisen").  Selbst  wenn  er 
nicht  verantwortlich  wäre,  kann  er  nach  IVo.  238.  keinen  Lohn 
fordern,  weil  der  nämliche  Zufall,  der  die  Hauptsache  zu  Grunde 
richtete ,  die  Arbeit  und  den  Kunstfleiss  zerstört  hat  ^),  und  dann 
auch  keine  Möglichkeit  mehr  vorhanden  ist,  zu  untersuclien ,  ob 
die  Arbeit  gut  oder  schlecht  gemacht  wurde ;  in  diesem  Fall  kann 
der  Unternehmer  keine  Zahlung  verlangen,  indem  er  sich  erbie- 
tet,   die   Arbeit   an    neuen    Materialien  liefern. 


l)  C.  G.  B.   1631.  —    2)  Abw.  Urth.  16.  Aug.  1826.  —  3)  C.  G.  B.  1793.— 
4)  C.  G.  B.  1797.  —    5)  C.    G.    B.   1789,    1790.  —     6)  G.   G.  B.  1302.  — 
7)  Abw.  Urth.  U.  Juni  1827.  ■—    8)  C.  G.  B.  1790. 
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Anders  verhielte  es  '^ich  aber,'  wenn  derjenige,  welcher  die 
Arbeit  anvertraute,  sie  in  Empfang  genommen  und  untersucht  hatte, 
oder  M-enrf  er  in  Verzug  gesetzt  worden  wäre,  sie  in  Empfang  zu 
nehmen  imd  zu  untersuchen*),  weil  die  Empfangnahme  und  wirk- 
liche Untersuchung  die  angegebenen  Gründe  verschwinden  maclit, 
und  die  Verzugsetznng  die  nämlichen  Wirkungen  hervorbringt.  Die 
Billigkeit  lässt  auch  eine  Ausnalime  für  den  Fall  zu ,  wo  die  Sa- 
che durch  eigene  schlechte  Beschaffenheit  zu  Grunde  ginge,  die  der 
Unternehmer  mittels  der  seinem  Gewerbe  eigenen^  Kenntnisse  nicht 
bemerken  konnte*).  In  solchem  Falle  hat  der  Eigenthüraer  den 
Fehler  begangen,  einen  fehlerhaften  Stoff  verarbeiten  zu  lassen, 
selbst  wenn  er  dessen  Mängel  nicht  gekannt  Iiätte,  was  aber  den 
Unternehmer  seines  Lohnes  nicht  berauben  kann.  War  er  aber  be- 
auftragt, die  Sache  zu  kaufen,  oder  sie  beim  Verkäufer  in  Em- 
pfang zu  nehmen ,  so  wird  angenommen  ,  als  habe  er  die  schlechte 
Beschaffenheit  der  Saehe  gekannt,  und  er  haftet  für  die  getroffene 
schlechte  Wahl. 

Die  Klagen,  die  ans  derarlij;en  Vertrag-en  entstehen,  verjähren 
in  sechs  Monaten  vom  Tag-e  der  Lieferung  au  ^),  ]\acb  Analogie  des- 
sen, was  No.  54().  in  Beireff  der  Frachfführer  g-esagt  wird,  konnte 
man  entsclieiden ,  dass  die  Klagen  derfenigen ,  welclie  einen  Arbeiter 
anstellten ,  nicht  mehr  zugelassen  werden ,  wenn  die  Sache  abgelie- 
fert und  bezahlt  ist,  es  sei  denn,  dass  die  Umstände  glauben  lassen, 
"  dass  der  Fehler  an  der  Arbeit  nicht  gleich  erkannt  wei  den  konnte ; 
die  Abweisung  der  Klage  könnte  aber  demjenigen  nicht  opponirt  "sver- 
den,  der,  vom  Arbeiter  zur  Zahlung  vorgeladen,  die  fehlerhafte  Ar- 
beit als  Einrede  geltend  macheu  wollte. 


Dritte^^  Capitel. 

Vom  D  iei»s  tverlr  a  g    der    Arbeiter    (louagc    ilu  travnU). 
.  4''  "      •  ■       -■<  II  .- 

527.  Der  Contract  zwischen  dem  Meister  und  seinem  Gesel- 
len erfordert  wenig  Formalitäten ,  oft  ist  er  stillsch>Yelgend.  Ist 
er  ausdrücklich,  so  muss  jede  Convention,  die  auf  Treue  und 
Glauben  geschlossen  worden,  voUzogeu  werdeij^);  ist  cj  still- 
schwe.igeud,  so  ist  er,  wie  der  Lehrvertrag,  den  lU'geln  un- 
terworfen ,    die    der    Gebraucli    allein    eingeführt    hat. 

528.  Der  Meister  ist  berechtigt,  die  Aufsicht  über  die  bei 
ihm   wolinenden  Gesellen   zu    führen    und    so    viel    als    möglich   >üm 


1)  C.  G.  U.   1738.  —    2)  C.  G.  R.  1702    —     3)  C^    G.    B.  2371.   —     4^  (Jes. 
V.   12.  April  1803  (22.  Germinöl  \h. 
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Laster  und  von  Irrwegen  abzuhalten;  denn  er  haftet  für  sie  in 
vielen  durch  Folicei- Verordnungen  und  allgemeine  Gesetze  bestimm- 
ten Fällen. 

Der  Arbeiter  ist  verbunden  y  die  ihm  anvertraute  Arbeit  fleis- 
sig.  und  treulich  zu  machen.  Wohnt  er^  im  Hau^e  des  Meisters, 
so  muss  er  sich  der  darin  eingeführten  Ordnimg  unterwerfen ,  und 
hierin  sind  seine  Pflichten  denjenigen  des  Lehrlings  gleich.  Er 
darf  keine  andere  Arbeit,  als  die  bei  ihm  bestellte  vornehmen, 
nodi  sich  einer  ihm  aufgetragenen  weigern,  oder  die  policcilichen  Ge- 
setze müssten  die  Arbeit  selbst  oder  die  Art,  sie  zu  verfertigen, 
verboten  haben.  Er  hat  genau  die  Regeln  der  Kunst  zu  befol- 
gen, und  weil  er  Lohn  empfängt,  haftet  er  für  alle  Fehler, 
Würden  aber  die  ihm  wegen  Verfertigung  einer  gewissen  Arbeit 
gegebenen  Instructionen  von  den  gewöhnliclien  Vorschriften  abwei- 
chen und  auf  specielle  Art  bestimmen ,  wie  sie  gemacht  werden 
soll ,  so  mwss  er  sich  darnach  richten ,  wo  dann  seine  Verant- 
wortlichkeit   niclit   so   gross    wäre. 

Er  kann  sicli  ohne  Einwilligung  des  Meisters  niclit  ersetzen 
lassen,  und  hat  er  dessen  Einwilligung  erhalten ,  so  haji'tet  er 
nicht  für  seinen  Ersatzmann ,  wenn  nichts  Entgegengesetztes  be- 
stimmt  ist. 

529.  Die  local-policeilichen  Verordnungen  bestimmen  die  ge- 
genseitige Aufkündigungsieit;  sie  gründen  sich  im  Allgemeinen  auf 
die  Regierungs-Verordnung  vom  1.  Dec.  1803  (9.  Frimaire  XII) 
und  bezwecken,  den  Coalitionen  der  Arbeiter  vorzubeugen  und  zu 
verhindern ,  dass  ein  Arbeiter  in  «in  anderes  Etablissement  ver- 
führt wird. 

Kein  Arbeiter  kann  den  Meister  ohne  Abgangsscliein  (cottge 
d^acqtiit),  der  ihm  ohne  rechtmässige  Gründe  nicht  verweigert  werden 
darf,  verlassen;  der  Meister,  dereinen  Gesellen  ohne  einen  solchen 
Schein  aufnehmen  würde,  kann  nach  No.  520.  zu  Schadloshal- 
tung verurtlieilt  werden ').  Der  Arbeiter  kann  seinerseits  von  sei- 
nem Meister  einen  Abgangsscliein  in  der  gesetzlich  bestimmten  Form 
verlangen ,    wenn  er   dazu    berechtigt   ist. 

Dadurch,  dass  die  Conveutlonen  zwischen  Meister  und  Gesel- 
len fast  immer  stillschweigende  oder  wenigstens  mündliche  sind,  ist 
der  Termin  des  Engagements  oft  unbestimmt  oder  ungewiss.  Ein 
Arbeiter,  der  kein  schriftliches  Engagement  eingegangen  hat,  ist 
nicht  gehalten,  länger  als  ein  Jahr  zu  bleiben,  oder  er  müsste 
Aufseher  oder  Führer  der  übrigen  Gesellen  sein ;  in  diesem  Falle 
wird  der  Beweis  eines  selbst  mündlichen  Engagements  auf  längere 
Zeit   zugelassen,    und  war  nichts  festgesetzt,    so  wird  nach  Gebrauch 


1)  Abw.  ürth.  19.  Juni  I82S. 
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und  Umständen  entschieden.  Der  Meister  behält  übrigens  das  Recht, 
den  Arbeiter  zu  verabschieden ,  so  wie  dieser  seinerseits  berech- 
tigt ist ,  ihn  in  den  nämlichen  Fällen  zu  verlassen ,  in  welchen 
der  Lehnertrag  wegen  Nichterfüllung  der  gegenseitigen  Verpflich- 
tungen  aufgehoben   werden  kann. 

530.  Was  in  No,  523  u.  f.  über  die  Unternelimungen  von 
Arbeiten  gesagt  wurde,  kann  unter  gewissen  Umständen  auf  die 
Arbeiter,  die  in  Manufacturen  etc.  angestellt  sind ,  angewendet  wer- 
den, hauptsächlich  wenn  sie  überhaupt  oder  nach  dem  Stück,  statt 
um  Tagelohn  arbeiten.  Sind  sie  tagweise  gedungen ,  so  gehören  ilire 
Verhältnisse  melir  zur  Dienstmietlie,  besonders  was  das  Recht  des 
Meisters  betrifft,  dem  Arbeiter  für  Arbeitsversäuraniss ,  selbst  wenn 
sie  durch  Uebermacht  Statt  hat ,  einen  verhältnissmässigen  Abzug 
am  Lohn  zu  machen.  In  dem  einen  wie  im  andern  Falle  wären 
die  Grundsätze  des  Civilrechts  anwendbar,  nach  welcliem  im  Streit- 
fall dem  Meister  über  den 'l'heil  des  Lohnes  und  die  Ab  s  chlags - 
Zalilungen  auf  seinen  Eid  geglaubt  wird ').  Um  seine  Klage  an- 
zubringen,  sind   dem    Gesellen   nur   sechs    Monate    eingeräumt'). 


Viertes    Capitel. 

V  o  II   D  4  c  u  !4  1  -     und    I  n  d  u  s  t  r  i  e  -  M  i  e  t  li  e . 

531.  Der  einzige  Dienstvertrag  (louage  de  Services)^  der 
hier  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  betrifft  denjenigen  zwisclien  Han- 
delsleuten und  iliren  Ilandlungsgehülfen,  sie  mögen  nun  intellec- 
tuelle  oder  körperliche  Dienste  leisten  ;  hierzu  gehören  Factoren, 
Commis,  Diener^).  Liegen  diesem  Dienstvertrag  bloss  häus- 
liche Dienste  zum  Grunde,  so  hört  er  auf,  kaufmännischer  Na- 
tur   zu    sein. 

Das,  was  bereits  in  No.  37.  gesag^t  wurde  und  noch  im  foljicn- 
den  AbscliniU  über  die  Ausdelinnn«»'  der  Volhnaclit  und  die  Verpllich- 
(ungen  dieser  Personen  gesagt  werden  soll,  besclninikt  das,  ^vas  liier 
zu  »ag-en  ist,  auf  einige  einfnche  IJegriffe,  bei  deren  An^vendung•  so- 
wohl die  aiisdriickllcIitMi,  als  stillscliweigenden  Conventioneii  die  Ki- 
genschaft ,  Stellung  und  Verhältnisse  der  Parteien.  Locnigebriüiclie 
und  Unislande   berücksiclitigt  werden   müssen. 

532.  Die  Dienstmiethe  (Verdingung)  kann  auf  unbestimmte 
oder  bestimmte  Zeit  Statt  haben  ^).  Im  erstem  Falle  ist  jede 
Partei    berechtigt,    die    eingegangene   Verbindlichkeit    nacli    Beliehen 


l)  C.   G.  B.   17SI.  Cass.  21.  MSrz  IS27.  —     2)  C.  G.  B.  2271.    (  a-^s.  7.  J  lu. 
1824.  —     3)  H.  G.  ü.  (»;U.  —     4)  C.  G.  B.  I7H0. 
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aufzuheben,  es  sei  denn,  dass  Local Verordnungen  und  Gebräuche 
die  Formen  und  Fristen  zur  Aufkündigung  bestimmt  hätten.  Ira 
andern  Falle  konnte  derjenige,  der  sich  verdungen  hat,  nicht 
abgehen  und  dürfte  nicht  ohne  Ursache  rerabscliiedet  werden  (s.  No. 
529),  weil  im  Grunde  genommen  die  absolute  Unmöglichkeit  allein 
von  der  Scliadlosl»altung  dispensiren  kann,  zu  welcher  die  Niclitvoll- 
ziehung  einer  Verbindlichkeit  Anlass  gibt.  Gebrauch  und  Umstän- 
de sind  jedoch  allein  von  den  Gerichten  in  Erwägung  zu  zielien. 
Im  Allgemeinen  müsste  ein  klarer  Beweis  vorliegen,  dass  der  Com- 
mis  sich  bestimmter  Weise  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunct  enga- 
girt    hat. 

Gewöhnlich  werden  diese  Arten  von  Engagements  so  belrachlef, 
als  wären  sie  in  der  Absicht  geschlossen  ^vorden,  dass  es  der  eiiien 
oder  andern  Parlei  frei  stehe,  sie  nach  Belieben,  jedoch  nach  vor- 
hergegangener AnfkiindiguMg ,  oufzulieben ,  wie  es  der  Ortsgcbrancli 
mit  sich   bringt.  ^ 

533.  Die  Art  Dienste ,  welche  diese  Personen  leisten ,  er- 
fordert, dass  sie  in  gewissen  Fällen  Depositare  des  Zutrauens  ihres 
Principals  sind  und  als  seine  Mandatare  angeselien  werden.  Die 
allgemeinen  Grundsätze  über  die  gegenseitigen  Verpflichtungen  der 
Mandatare  und  Mandanten  müssen  mit  denjenigen  des  Dienstver- 
trags verknüpft  werden. 

Obgleich  ein  gewölinlicher  Mandatar  sich  ersetzen  lassen  kann, 
'  wenn  ihm  diese  Befugniss  nicht  untersagt  ist ,  so  Hesse  sie  sich  doch 
im  Allgemeinen  i»icht  bei  Angestellten  vermulheu ,  die  ihre  Dienste 
vermiethen  ,  weil  das  Becht,  auf  welclies  sie  sich  als  JMandotare  be- 
rufen, durch  ihre  Oualität  als  Locator  modillcirt  würde.  Aus  No. 
210.  ergibt  sich,  dass  eine  Verbindlichkeit,  etwas  zu  tJuin,  nicht 
diircii  einen  Andern  erfüllt  werden  kann,  wenn  dein  Glanbigcr  daran 
gelegen  ist ,    dass  sie   durch  den   Schuldner  seihst  erfüllt  werde  *). 

Ein  Commis  darf  ohne  Bewilligung  seines  Principals  keine 
eigene  Geschäfte  treiben,  besonders  wenn  sie  von  gleicher  Art,  mit 
denjenigen  seines  Principals  sind.  Da  er  seine  Dienste  vermiethet 
hat,  so  wird  angenommen,  als  habe  er  sie  in  ihrer  ganzen  Aus- 
dehnung versprochen;  wenn  er  aber  für  seine  Rechnung  handelt, 
so  würde  er  darüber  seine  Arbeit  vernachlässiiren.  Er  muss  dem 
Principal  für  allen  Gewinn  Rechnung  halten,  selbst  wenn  er  er- 
weisen würde ,  dass  persönliche  Rücksicht  das  mit  ihm  geschlos- 
sene  Geschäft    bewirkt  hätte. 

53 -f.  Die  beim  Handelsmann  augestelUen  Personen  sind  für 
allen  Schaden  verantwortlich,  den  ihre  Aufführung,  ihre  Unklug- 
heit,     ihre    Nachlässigkeit    oder    Ungeschicklichkeit    dem    Principal 


1)  C.    G.  B.  1237. 


437 

zugefügt  hat  Dagegen  sind  sie  zur  Forderung  eines  Gehalts  he-- 
reclitlgt.  Wenn  auch  niclits  darüber  bestimmt  wäre,  so  müssten 
diess  die  Gerichte  thuu.  Man  muss  sich  sowohl  für  den  Betraff 
.  als  für  die  gemacliten  Zalilungen  an  die  Bücher  des  Principals  hal- 
ten *).  Würden  sie  aber  niclits  Bestimmtes  darüber  angeben,  oder 
Angaben  enthalten,  die  von  den  vom  Principal  erhobenen  Forde- 
rungen verscliieden  wären ,  so  könnte  diesem  niclit  nach  den  Vor- 
schriften des  Civilrechts  der  Eid  zugesclioben  werden;  denn  da  er 
der  Verpflichtung  nicht  nachgekommen  ist,  seine  Bücher  genau 
zu  führen,  so  können  die  Gerichte  dem  Commis  den  Eid  auf- 
erlegen *). 

535.  Da  nacli  No.  238.  die  Unmöglichkeit,  versprochene 
Dienste  zu  leisten,  denjenigen,  der  sich  dazu  verbindlich  gemacht, 
davon  entbindet,  so  ist  auch  der  Principal  von  der  Verbindlich- 
keit befreit,  .den  Preis  dafür  zu  bezahlen.  War  aber  diese  ün- 
mögliclikeit  nur  momentan  und  auf  eine  legitime  Ursache  gegrün- 
det, so  darf  der  Principal  dem  aufs  Jahr  oder  auf  unbestimmte 
Zeit  gemietheten  Angestellten  keinen  verhältnissmässigen  Abzug  ma- 
chen, weil  er  sich  auf  solclie  Ereignisse  gefasst  machen  muss. 
Daraus  folgt,  dass,  wenn  der  Angestellte  durch  seinen  Fehler, 
z.  B.  in  Folge  von  Ausschweifung  oder  eines  Streites  erkrankt,  man 
ihm  am  Gehalt  einen  Abzug  machen  kann  ■^).  Derjenige  aber,  der 
nur  auf  den  Tag  gedungen  ist,  gälte  nur  als  Arbeiter,  der  bloss 
ein   Recht   auf   die   Tage    hat ,    an   welchen   er    arbeitet. 

536.  Der  Principal  des  Angestellten  muss  diesem  ausser  dem 
versprochenen  Gehalt  oder  Lohn  alle  Auslagen,  die  er  für  seinen 
Dienst  gemacht  haben  kann,  ersetzen,  wenn  sie  nicht  zu  denje- 
nigen gehören,  die  der  Commis  auf  sich  nehmen  muss  und  unter 
seinem  Gehalt  verstanden  sind.  Da  jedoch  der  Commis  eher  ein 
Locator  seiner  Dienste,  als  dessen  Mandatar  ist,  so  hat  der  Prin- 
cipal ihn  nicht  für  den  Verlust,  den  er  in  seiner  Geschäftsfüh- 
rung erlitten,  auf  eine  so  ausgedehnte  Weise  zu  entschädigen,  wie 
diess  ein  Mandant  seinem  Mandatar  schnldig  wäre,  er  ist  nur  ge- 
lialten ,  ihn  für  den  Verlust  schadlos  zu  haiton,  der  bei  der  Ge- 
schäftsführung, nicht  aber  für  den,  der  bei  Gelegenlieit  derselben 
entstanden.  Uebrigens  muss  er  ihm  für  die  Folgen  dieser  Iland- 
liMigen  stehen,  falls  sie  ans  dem,  was  er  legitim  gethan ,  ent- 
standen sind,  oder  für  Alles,  Mas  er  in  ausdrücklichem  Auftrag 
seines  Herrn  vollzogen  hat ,  indem  er  innerhalb  der  Grenzen  sei- 
ner   Anstellung    geblieben    ist  ^). 

Die  Ivlai^eu  dieser   AngestelUen    verjähren  in  sechs  Monaten  vom 


I)  C.  G.  n.    I7SI.  —     2)  H.    G.    B     S.      C.    G.   B.     ISOT.   —     3)    IL    Ci.    B 
2()J.  —     4)  C.  G.  B:   19Ü^. 
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Tage  an  gerechnet  ^  wo  ihre  Verrichtungen  aufgehört  haben.  Bei  der 
Anwendung  dieser  Regel,  so  wie  anderer,  die  in  diesem  Hauptstiick 
entwickelt  wurden ,  darf  man  nicht  gewisse  Agenten ,  die  in  der 
Wirklichkeit  After  -  Unternehmer  sind,  mit  den  Angestellten  ver- 
wechseln ^). 


Fünftem  CapUel. 

Von    der  Miethe  zum  Personen-    und  W  aaren-Tran  Sport. 

537.  Die  Transport-Unternehmung  ist  ein  Vertrag ,  wodurch 
der  Frachtführer  (Fuhrmann  oder  Schiffer)  sich  gegen  den  Ver» 
sender  zu  einem  gewissen  Preis  verhindlich  maclit ,  Personen  oder 
Sachen    zu  führen^). 

Da  hier  von  Seiten  des  Unternehmers  die  Zufälle  in  Betracht 
gezogen  werden ,  denen  das  Steigen  oder  Fallen  der  Frachtpreise 
während  der  Dauer  der  Unternehmung  unterworfen  ist,  um  dar- 
nach einen  festen  Preis  zu  begründen,  so  bringt  diess  für  beide 
Parteien  einen  Glücksvertrag  hervor,  auf  welchen  die  in  No.  300 
u.  f.  angegebenen  Grundsätze  analogisch   angewendet   werden  können. 

Die  Verbindliclikeiten ,  die  ein  Transport-Unternehmer  ein- 
geht, gehören  nicht  zu  denjenigen,  die  er,  wenn  es  nicht  eine 
Clausel  ausdrücklicli^  verlangt,  nur  in  eigner  Person  erfüllen  kann  ^). 
Häufig  geschieht  es ,  dass  man  die  zu  transportirenden  Sachen 
einem  After-Unternehmer  übergibt,  der  sich  seiner  Seits  wieder  Zwi- 
schenpersonen bedient,  bis  sie  endlich  an  ihre  Bestimmung  gelan- 
gen. Solche  Personen  belegt  man  eigentlicher  Weise  mit  dem  Na- 
men Commissionäre  für  Transporte  (cominUsionalres  de 
iransport)  y  die  aber  im  Grunde  genommen  nur  Unternehmer  sind. 
In  No.  578.  soll  der  Nutzen  und  die  Ursache  dieses  Unterschieds 
angegeben    werden. 

Es  gibt  zweierlei  Arten  von  Transport-Unternehmern.  1)  Sol- 
che, die  sich  zu  gewissen  Preisen  nach  Gutdünken  mit  dem 
Transport  befassen  und  sich  für  keinen  öffentlichen  Dienst  ange- 
kündigt haben;  diese  kann  man  Partie  ular-Unternehmer 
(entrepreneurs  particuliers)    nennen.      2)  Solche,     die  ihr   Eta- 


1)  So  sind  z.  B.  die  Lohnkufscher  in  Paris  (ßncres)  weder  Dienstboten,  noch 
Angestellte.  Ihre  Herren  vertrauen  ihnen  zwar  Wagen  und  Pferde  zu  einem  ge- 
wissen Preise  an,    was  sie  aber  über  diesen  Preis  verdienen,  gehört  ihnen. 

Pard. 

2)  So  wie  man  Lieferungen  unternehmen  kann,  die  eine  Art  Glücksvertrag 
sind,  eben  so  kann  auch  eine  Transport-Unternehmung  für  eine  mehr  oder  min- 
der längere  Zeit  zu  einem  bestimmten  und  unveränderlichen  Preise  abgeschlossen 
werden. 

3)  Abw.  Urth.  1.  Aug.  1820. 
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blissement  mit  Angabe  der  Fraclitp reise  und  regelmässiger  Ab- 
gangszeit dem  Publicum  angezeigt  hüben  und  daher  zu  den  ange- 
zeigten Preisen  verladen  und  zur  bestimmten  Zeit  abfahren  müssen; 
diese  kann  man  öffentliche  Unternehmer  (cntrepreneurs 
publics)    nennen. 

Der   Unterschied  zwischen    beiden   soll    in    nachfolgenden   Ab- 
schnitten   abgehandelt    werden. 


Erster    Abschnitt. 

Von  (!en  Parti  ciliar -Un  terne  h  mar  n  von  Transporten. 

538.  Es  steht  den  Parteien  frei,  die  Bedingungen  zu  bestimmen, 
unter  welchen  der  Transport,  den  die  eine  für  die  andere  übernimmt, 
Statt  haben  soll.  Diese  Bedingungen  sind  gewöhnlich  im  Fracht- 
brief   enthalten ,   den   der   Versender   dem    Frachtführer    übergibt '). 

Dieser  Brief  musa  dafirt  sein ;  es  miiss  darin  angeg-ebeii  sein : 
die  Beschaffenheit,  das  Gevviclit  oder  der  Inhalt  der  zu  versendenden 
Giiler,  die  Angabe  der  Zeichen  und  Nuuiinern  derselben ,  die  Liefe- 
rnngszeit,  der  Name  und  der  Wohnort  des  Versenders  inid  desjeni- 
gen, an  dea  die  Güter  adressirt  sind,  so  "^^  le  auch  der  Name  und 
der  Wohnort  des  Fraclilfiilirers,  der  Fraclitlolin .  die  auf  den  Fall 
verspäteter  Ablieferung  zu  leistende  lintscliadigung ,  die  Unterschrift 
de»  Versenders  oder   ConunissionÜrs'-'). 

539.  Wenn  auch  der  Frachtbrief  nicht  alle  erforderlichen 
Angaben  enthalt,  so  muss  ihm  docli  Glauben  beigemessen  werden, 
sobald  nicht  daraus  die  Unmöglichkeit  hervorgeht,  die  zn  trans- 
portirenden  Sachen  imd  die  wesentlichen  Bedingungen  des  Trans- 
ports zu  erkennen,  oder  sie  nach  Gebrauch  oder  durch  Exper- 
tise zu  ergänzen.  Nur  darf  kein  Beweis  gegen  die  Angaben  im 
Frachtbrief  zugelassen,  noch  ^om  Frachtführer  mehr  oder  etwas 
Anderes,    als   der  Frachtbrief    angii)t,    verlangt    werden. 

W^er  behauptet,  Gegenstände  einem  Fraciufiihrer  überg-eben  zu 
haben,  oder  vorgibt,  sie  mit  lACcht  fordern  zu  können,  kami  die  Er- 
fiiihntg  der  im  Fraciilbrif^fe  enihiiltenen  BediiiguMg*»n  niclil  ver^veigern, 
und  ist  eine  nothxvendige  Ai»gabc  darin  ausgelassen,  oder  dunkel,  so 
wird  sie  im  z^veIfelhHfle^  Falle  nach  den  in  No.  l'Jl.  augefiihrleu 
Grundsätzen   ausgelegt. 

Ist  kein  Frachtbrief  vorhanden  ,  worin  die  Beschaffenheit  der 
Güter,  die  der  Frachtführer  empfangen  oder  deren  Uebergabe  mau 
ihm  beweisen  kann,  nicht  augegebeu  ist,  so  Mird  \eruiuthet,  dass 
diese  Güter    in   gutem  Stande    waren,    denn    es  stand   ihm  frei,^  die 


I)  H.  G.  B.  101.  —    2)  n.  G.  B.  102. 
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Frachtstücke   ohne  Frachtbrief  aDztinehmen   oder  denjenigen  zu  ver- 
weigern,   der    ungenaue  Angaben   enthielt    (s.    No,    506.). 

540.  Daraus   ergibt  sich,     dass   ein  Frachtbrief  nicht   unum- 
gänglich  nöthig    i*t,    um    einen  Frachtfiilirer   zu    zwingen,   die  ihn^,; 
anvertrauten   Sachen   zu   übergeben.  .».j  ui/i    x-Y. 

Da  die  Uebergabe  der  Waaren  eine  Handelsangelegenh^iit  und 
ein  nothgedrungenes  Depositum  ist  ^),  so  kann  sie  durch  Zeugen 
oder  durch  jeden  andern  Beweis  dargethan  werden,  in  welcliera 
Falle  die  Gerichte  nach  Umständen  und  Gebrauch  über  die  Be- 
dingungen   des    Transports    entscheiden^). 

Der  Auftrag,  den  ein  Frachtfiilirer  von  einer  bekannten  Person 
erhält,  Waaren  in  einem  öffentlichen  Orte  abzuholen,  ist  zu  sei- 
jien  Gunsten  ein  hinreichender  Rechtstitel,  um  ihn  gegen  die  Einklage 
desjenigen  sicher  zu  stellen,  der  unter  dem  Vorgeben,  Eigenthü- 
mer  davon  zu  sein,  diesen  Frachtführer  angreifen  würde,  als  ha- 
be er  sie  entwendet.  Gibt  er  aber  denjenigen  nicht  an ,  der  ihm 
den  Auftrag  zur  Beziehung  der  Waare  gegeben ,  so  ist  die  Klage 
gegen    ihn   giltig. 

541.  Der  Frachtführer  muss  die  ihm  anvertrauten  Sachen 
demjenigen  zurückgeben ,  von  dem  er  sie  empfangen ,  oder  an 
denjenigen  übergeben ,  der  ihm  vom  Versender  angegeben  worden. 
Ist  der  Frachtbrief  an  Ordre  oder  an  den  Inhaber  ^) ,  so  werden 
die  in  No.  313  u.  f.  angegebenen  Regeln  befolgt.  Kann  der  Fracht- 
führer die  angegebene  Person  nicht  ausfindig  machen ,  so  muss 
er  nach  erfolgter  Nachforschung  die  Waare  in  dem  vom  Präsiden- 
ten des  Handelsgerichts  oder  dem  Friedensrichter  angegebenen  Orte 
niederlegen*). 

Uebergibt  er  die  ihm  anvertrauten  Sachen  nicht,  so  muss 
er  sie  zum  Preise,  den  sie  im  Augenblick  haben,  wo  die  Ueber- 
gabe geschehen  sollte ,  bezahlen ;  hätte  sich  dieser  Preis  vermin- 
dert, so  ist  der  Destinatar  berechtigt,  den  Ankaufspreis  nebst 
Schadloshaltung  zu  fordern.  In  Ermangelung  von  Facturen  oder 
anderer  Auskünfte  über  Quantität  und  Qualität  des  Inhalts  der  Fracht- 
stücke können  die  Richter  nach  No.  504.  den  Eid  des  Klägers 
aufnehmen. 

542.  Der  Frachtführer  muss  über  Erhaltung  der  Waaren 
während  der  Reise  wachen ,  und  sie  im  nämlichen  Zustande,  wie 
er    sie    empfangen,    zurückgeben    (s.    No.    51G.)  ^). 

Seine  Verantwortlichkeit  beginnt  im  Augenblicke,  wo  ihm 
oder    einem  seiner    Leute    ani.  Gestade    oder    in    einer   öffentlichen 


1)  H.  G.  B.  632,  _    2)  C.  G.  B.  1348,  1950.     H    G.  B.  109. 

3)  Wie  z.  B.  das  Connossament;    dasselbe  kann  aber  auch  auf  eine  bestimmte 
Person  ausgestellt  werden,  wie  diess  der  Fall  beim  Frachtbrief  ist.         A.  d,  H. 

4)  H.  G.  B.  lös.—    5)  C.  G.  B.  1782,  1915. 
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Niederlage  die  Waare  nbergeben  worden  ist  *).  Er  nniss  nicht 
nur  Alles ,  was  zum  Aufladen  und  zur  Krlialtiing  nöthig  ist,  er- 
füllen,  z.  B.  Fässer,  welche  rinnen,  repariren  etc.,  sondern  er 
muss  auch  die  vom  Gesetze  oder  von  Local- Verordnungen  verlang-' 
ten  Formalitäten  und  Bedingungen  erfüllen,  wie  jVo,  495.  gesagt 
wurde  ^).        '  '    • 

Sind  ihm  die  Sachen  als  zerbrechlich  angegeben  worden,  so 
haftet  er  für  das  Zerbrechen ;  auch  ist  er  für  den  Schaden  ver- 
antwortlich ,  der  durch  äussere  Beschädigung  oder  durch  Mangel 
an  Sorgfalt  und  Aufmerksamkeit  von  seiner  Seite  entstanden  ist, 
selbst  wenn  er  erklärt  hätte,  nicht  dafür  stehen  zu  wollen'); 
denn  Niemand  kann  bedingen ,  dass  er  nicht  für  seine  Fehler 
stehen  will;  in  dieser  Beziehung  würde  man  die  Grundsätze  über 
die  Pflichten  der  Depositare  befolgen.  Diese  Waaren  müssen  aber 
ihrer  Beschaffenheit  nach  gut  conditionirt  und  verpackt  gewesen 
sein,  weil  es  imbillig  wäre,  wenn  man  den  Fuhrmann  die  Unfälle 
aufbürden  wollte,  die  aus  fehlerhafter  Verpackung  oder  \  ernach- 
lässigung  der  Vorsichtsmassregeln  von  Seiten  der  Versender  entstan- 
den sind.  Wird  der  Frachtführer  desshalb  zur  Verantwortung  ge- 
zogen ,  so  kann  er  keine  verhältnissmässige  Schadloshaltung  anbie- 
ten,  sondern  er  ist  gehalten,  die  AVaare  für  seine  Keclinung  an- 
zunehmen   \md    sie    nach    Experten-Aussage    ganz    zu  bezahlen. 

543.  Sind  die  Frachtstücke  in  Kisten,  Umschlägen  etc.,  so 
ist  es  genug,  wenn  der  Frachtführer  die  Ballen ,  Kisten  etc,  äusser- 
licli  gut  beschaffen  zurückgibt,  es  müsste  sich  denn  aus  dem 
Frachtbriefe  oder  aus  andern  Beweisen  oder  sonst  aus  Umständen 
ergeben,  dass  er  die  specifischen  Qualitäten  und  Quantitäten  ge- 
kannt, dass  er  sie  untersucht  hat,  oder  sie  nacli  Gebrauch  un- 
tersuchen konnte^)  und  sollte,  oder  endlich,  dass  er  sich  auf 
jede  andere  Weise  dafür  verantwortlich  gemacht  hat.  Konnte  die 
Qualität  oder  Quantität  ohne  äussern  Einbruch  sich  verschlimmern 
oder  verändern ,  so  hat  der  Frachtführer  bloss  das  zu  liefern,  was 
angegeben   worden   ist. 

Ausser  dieser  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  kann  er 
auch  zu  Schadloshaltung  imd  zur  Strafe  gezogen  werden,  wenn 
er  das  ihm  an> ertraute  Gut  missbrauclite  und  >vegeD  begangener 
Untreue  noch  den  peinlichen  Gesetzen  stran)ar  würde,  so  »ie  we- 
gen   anderer    Delicte    und   Verbrechen"). 

544.  Der  Frachtführer  liaflet  auch  fiir  das  richtige  Fin- 
treffen  der    Güter    in    der    durch    den   Frachtbrief    bestimmten  Lie- 


1)  C.  G.  n.  1783.  —  2)  Ch55.  10.  März  |SI4.  —  .S)  Al>w.  llnli.  21.  Jan. 
\m%,  —  4)  Cass.  20.  IMui  1818.  —  5)  P.  G.  B.  38«,  3b7.  Abw.  L'riti.  17. 
Nov.  18<>8. 
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ferungszelt^).  Der  Empfänger  der  Güter  oder  der  Versender  sind 
nach  Umständen  berechtigt,  Schadloshaltung  zu  fordern  (s.  JVo.  180^.), 
es  sei  denn,  dass  die  Verspätigung  in  der  Ankunft  der  VVaare  durch 
fehlerhafte  Angabe  des  Destinatars  oder  aus  andern  Ursachen  entstan- 
den sei,  was  dann  der  Entscheidung  der  Richter  anlieimgestellt  ist^). 
In  diesem  Falle  aber  kann  der  Frachtführer  nicht  gezwungen  werden, 
die  Waaren  für  seine  Rechnung  zu  behalten  ,  wenn  sie  nicht  der  Ver- 
zug überflüssig  gemacht   hat"*). 

545.  Die  Verantwortlichkeit  des  Frachtführers  hört  auf,  wenn 
das  ihm  anvertraute  Gut  durch  Zufall  oder  unwiderstehliche  Ge- 
walt zu  Grunde  gegangen ,  oder  beschädigt  worden  ist  *) ;  es  Ist 
aber  nicht  genug,  dass  er  diess  als  Entschuldigung  anführe,  die 
Vermutliung  ist  immer  zu  Gunsten  der  Verantwortlichkeit  und  die 
üebermacht  nur  eine  Ausnahme,  die  der  Frachtführer  erweisen 
muss  ^'  *^). 

Zeiig'en-Bericlile j  die  niclit  an  dem  Orte,  wo  der  Zufall  sich 
ereignet  hat,  abg<»fasst  sind,  wären  zii  diesem  Beweis  unzureichend. 
Ein  rouipetenter  Beamter  muss  sich  an  Ott  und  Stelle  verfingen  imd 
die  Thatsachen  untersuchen,  und  es  muss  sich  daraus  ergeben,  ob 
der  Fraclitfiihrer  dem  Unfall  vorbeugen  oder  ihm  entgehen  konnte. 
Er  muss  also  den  Beweis  führen ,  dass  er  sicli  niclit  unkluger  Weise'aus- 
geselzt  noch  Veranlassung  dazu  gegeben  bat.  So  ist  er  z.  B.  nicht 
für  die  Beraubung  mit  be\\  affneter  Macht  verantwortlich ,  allein  diess 
muss  gehörig  constalirt  sein.  Der  Unfall  muss  ihn  auf  ^em  directen 
Wege  nach  seiner  Bestimmung  begegnet  sein ,  und  diess  zu  einer 
nicht  ungebülirenden  Stunde;  er  darf  nicht  Nebenstrasseu  einsclilagcn, 
noch  des  Nachts  reisen  ^),  es  sei  denn,  dass  es  iiim  vom  Versender 
erlaubt  wurde,  oder  er  in  Folge  eines  Zufalls,  der  ihm  nicht  zur 
Last  gelegt  Averden  kann/  verhindert  Avurde,  bei  Tage  irgendwo  einen 
Aufenthaltsort  zu  finden.  Eben  so  würde  die  Ausflucht,  die  ein 
Schiffer  vorschützt,  nicht  zugelassen,  der  nach  den  bestehenden  Ver- 
ordnungen keinen  Lootsen  genommen  und  in  Ermangelung  dieser  Vor- 
sicht Schiffbruch  gelitten  hatte  ^). 

In  Folge  der  nämlichen  Grundsätze  haftet  der  Frachtführer 
auch  nicht  für  die  Verschlimmerungen ,  Schäden ,  Verluste  etc.,  die 
durch  eigenthümliche  fehlerhafte  Beschaffenheit  des  Gutes  entstan- 
den sind^)  oder  durch  Verluste  und  Schäden,  die  durch  Güter,  welche 
Andere  aufgeladen,    versursacht   wurden.     Es  darf  ihn    aber  nicht 


1)  H.  G.  B.  97.  —    2)  Abw.  Urth.  8.  März  1827. 

3)  Z.  B.  Wenn  sie  erst  nach  einer  gewissen  Zeit  angekommen  wären,  die  für 
den  Verkauf  fremder  verbotener  Waaren  gesetzlich  bestimmt  war. 

4)  C.  G.  B.  1784.  —     5)  H.  G.  B.   103,  104.     C.  G.  B.  1315. 

6)  Es  wird  immer  vermuthet ,  dass  der  Frachtführer  Srhuld  am  Verlust  oder 
an  der  Avarje  sei;     er  muss  also  das  Gegentlieil  beweisen  können.  A.  d.  H. 

7)  Der  Frachtführer  kann  sich  nicht  auf  unwiderstehliche  Gewalt  berufen,  wenn 
er  verbotene  Wege  eingeschlagen  oder  Nachts  gefahren ,  überhaupt,  wenn  er 
gefehlt  hat.  ^  A.  d.  H. 

8)  Cass.  21.  Messidor  XI.  —    9)  H.  G.  B.  103. 
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der  Vorwurf  treffen,  dass  er  bei  einer  Ladung  Gegenstände  vereint 
hätte,  von  denen  er  wisste,  dass  sie  sich  gegenseitig  verderben  und 
den  Verlust,  wofür  man  ihn  verantwortlich  maclien  will,  verursa- 
chen können  ;  übrigens  milsste  er  die  Exception ,  auf  die  er  sich  be- 
ruft,   erweisen,         « 

Der  Versender  mag  nun  in  seinem  Namen  oder  durch  eine 
Mittelsperson  contraliirt  haben ,  so  kann  er  diese  Klagen  gegen 
den  Fraclitführer  einleiten ;  sie  können  auch  von  Seiten  der  De- 
stinatare eingeleitet  werden ,  besonders  wenn  die  Güter  für  deren 
Rechnung  reiseten  (s.  No.  278.  und  542.).  Der  Frachtführer  kann 
daher  der  Klage  des  Einen  seine  Befreiung  gegen  den  Andern  ent- 
gegensetzen. 

Thut  er  dar,  dass  die  Waaren  demjenigen  "übergeben  wur- 
den, den  der  Fraclitbrief  bezeichnete,  so  ist  diess  zur  Abwei- 
sung der  Klage  des  Versenders  hinreichend.  Tritt  der  Destina- 
tar gegen  ihn  auf,  so  kann  er  sich  auf  den  vom  Versender  er- 
theilten  Auftrag  berufen,  wodurch  dieser  die  Bestimmung,  wi«  er 
es  befugt  war  (s.  No.  510.),  verändert  liatte ,  und  hat  er  sich  nach 
diesem  Auftrag  gerichtet,  so  ist  er  dem  ursprünglichen  Desti- 
natar   nichts    schuldig '). 

5^6.  Die  Verjährung  der  Klagen,  zu  welchen  die  Nichter- 
füllung der  Verbindlichkeiten  des  Fraclitfülirers  Anlass  geben  kön- 
nen, riclitet  sich  nach  den  Ursachen  und  Fristen,  die  nach  der 
Beschaffenheit  dieser  Verbindlichkeiten  und  die  Qualität  derjenigen, 
die    sich  auf  sie   berufen ,    ändern. 

Die  Klage  des  Versenders  oder  des  Destiiiafars  ^vpg•en  Nlcnt- 
iiberlieferiing  der  Frarlifsfiicke  oder  BescLädig-uii<>^  verjälirt  bei  Seu- 
diingeii  im  Innern  von  Frankreicb  nacli  sechs  Monaten  und  bei  Sen- 
dungen ins  Ausland  nacli  einem  Jalire.  Diese  Verjährungszeit  wird 
nach  d'in  Gegenstande  der  Rlige  verscliiedenarfig  berecJinet.  Wird 
beliauptet,  dass  die  dem  Frachlfiihrer  iibergebenen  Giitor  nicht  ganz 
oder  nur  tlieilweise  an  ihre  Be.slininiung  geliefert  wurden,  so  lii'uft 
die  Frist  vom  Tage  an,  an  welchem  der  Frachlfiihrer  sie  am  üesliin- 
mungsorte  abzuliefern  liatte^).  Dieser  Zeitverlaul  ist  zu  Gunsten  des 
-  Kliigers  eine  Veruuilhung  für  den  Verlust  der  Sache  und  er  hat  nur 
die  faclische  Verladung  zu  erweisen*).  Würde  aber  behauptet,  das» 
durch  erwiesene  Convention,  oder  gar  in  Folge  der  Anstellung,  die 
aus  Localgebräuchen  hervorgeht,  der  Frachtführer  gehalten  war,  im 
Interesse  des  Versenders  einige  Formalitäten  zu  erlüllen,  z.  13.  "wena 
er  an  den  Durchgangsbureaux  Zollschpin(>  oder  andere  Papiere  dit-ser 
Art,  die  zur  Kntlastuiu;;  des  Versenders  ^^^f'ii  den  Fiscus  dienen, 
visiren  lassen  niusste ,  so  ist  die  Klage  dieser  VerautNvortlM'hkeit  we- 
gen weder  in  sechs  Monaten,  noch  iu  einem  Jahre  verjährt.  Die 
Verpflichtung  des  F'rachlfüUrers    geht    aus  einer  speciellen  Anstellung 


I)  Cass.  8.  März  1819.  —    2)  H.  G.  B.  108.—  3)  Abw.  Urlh.  »).  Juni  1826. 
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hervor,  nnd  der  cliircli  jliii  in  diesem  Falle  verursachte  Schaden  kann 
nicht  als  ein  Verhist  oder  eine  Bescbiidig-nng-  auijesehen  werden  *). 
Die  Gericlite  konnten  jedoch  die  Unislaiide  und  die  Tliatsachen  in  Er- 
wägung' ziehen,  nach  welchen  ein  Versender  in  diesem  Fall  mit  «ei- 
^   her  Klage  gegen  den  Frachtführer  nicht  zugelassen  werden  könnte. 

547.  Ist  der  Frachtführer  seiner  Verpflichtung ,  die  Wäare  zu 
iiherliefern,  nachgekommen  und  man  gibt  vor,  sie  sei  durch  sein  Ver- 
schulden beschädigt,  so  muss  die  Klage  in  den  vorerwähnten  gesetzli- 
chen Fristen  eingeleitet  werden.    Derjenige ,   an  den  die  Frachtsti'icke 

,  adressirt  wurden ,  muss,  er  mag  nun  Eigenthiimer,  Depositar  oder 
Consignator  sein,  diese  Beschädigungen  constatiren  lassen.  Wer  Gü- 
ter in  Empfang  genommen  und  aufs  Lager  gebracht,  oder  ganz 
oder  theilweise  darüber  verfügt  hat,  nachdem  sie  am  Gestade,  oder 
in  einer  Niederlage  der  Douane  abgeladen  worden,  und  ausser- 
dem die  Fracht  dafür  bezahlt  hat,  ohne  innerhalb  vierundzwanzig 
Stunden  dagegen  reclamirt  oder  eine  Protestation  eingelegt  zu  ha- 
ben, verliert  seine  Klage;  waren  jedoch  die  Verschlimmerungen, 
worüber  er  Klage  führt,  Folge  von  Betrug  oder  von  persönlicher 
Untreue  des  Frachtführers^),  die  durch  die  peinlichen  Gesetze  be- 
straft werden,  so  würde  die  Klage  nur  in  der  nämlichen  Frist, 
wie  Delicto    und    Verbrechen ,   verjähren  ^). 

Wird  die  Annahme  der  abzuliefernden  Güter  \xirweigert  oder 
bestritten ,  so  muss  ihr  Zustand  durch  Sachverständige  constatirt 
werden  nnd  es  müssen  Maassregelu  zu  ihrer  Erhaltung  und  Hin- 
terlegung   genommen   werden. 

Diese  Sachverständigen  werden  vom  Präsidenten  des  Handelsge- 
richts oder  in  dessen  Ermangelung  vom  Friedensrichter  mittelst  einer 
auf  die  eingereichte  Bittschrift  gesetzten  Ordonnanz  ernannt.  Er  kann 
die  Hinterlegung  oder  Beschlagnahme  der  Güter  und  ihre  Transpor- 
lirung  in  ein  ölfentliches  Lagerhaus  verordnen  *).  Alles  jedoch  auf  Ge- 
fahr und  Rosten  desjenigen ,    den  sie  betrelfen. 

548.  Der  Frachtführer,  der  die  A¥aare  in  guter  Beschaffen- 
heit an  ihre  Bestimmung  überliefert,  hat  wegen  seiner  Fracht 
und  der  zu  ihrer  Erhaltung  gemacliteu  Auslagen  ein  Klagerecht 
gegen  den  Versender,  von  dem  er  Waare  und  FVachtbrief  empfangen, 
oder  gegen  den  Destinatar,  dem  er  sie  übergeben.  Wegen  der  ge- 
richtlichen Betreibung,  Geldstrafe  und  anderer  Kosten  mehr,  in 
die  ihn  der  Versender  versetzt  hätte,  der  die  nöthigen  Forma- 
litäten nicht  erfüllt  hatte ,  denen  die  Circulation  gewisser  Waa- 
ren    ausgesetzt  ist,    kann    er    sogar    Schadloshaltung   erhalten. 

549.  Bei  nicht  erhaltener  Zahlimg  der  Fracht  kann  der 
Frachtführer   durch  den   Präsidenten    des  Handelsgerichts    den   Ver- 


1)  Abw.  Urth.  20.   Juni  1823.  —    2)  H.  G.  B.  105.  —    3)  H.  G.  B.  108.    — 
4)  H.  G.  B.  10«. 
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kauf  der  Waaren  bis  zum  Belauf  dessen,  was  er  an  Fracht  zn 
fordern  hat,  rerordnen  lassen^).  Diese  Verfügung  wäre  aber 
nicht  anwendbar,  wenn  ein  Streit  über  Beschädigung  der  Waare 
oder  anderer  Umstände  wegen  entstände,  wofür  der  Frachtfiilirer 
haftet,  weil  einerseits  die  durch  den  Verkauf  erlialtene  Zahlung 
der  Fracht  den  Erweis  der  Beschädigung  verhindern  würde  und 
man  dann  andererseits  keine  Schadloshältung  durch  Abzug  auf  die 
Fracht  erhalten    könnte. 

Reicht  durcli  irgend  ein  Ereigniss  der  Erlös  der  Waaren 
zur  Zahlung  der  Fracht  niclit  hin,  so  steht  ihm  niclitsdestowe- 
niger  seine  Klage  ,gegen  den  Versender  offen.  Dieser  kann  ihr 
nacli  jN'o.  204.  nicht  ausweichen ,  unter  dem  Vorgeben ,  die  Sa- 
chen hätten  durcIi  unwiderstehliche  Gewalt  oder  durch  Zufällt! 
so  an  Werth  verloren ,  dass  sie  zur  Zahlimg  nicht  mehr  hin- 
reichen. 

550.  Tritt  in  Folge  von  Ereignissen-),  wofür  keine  der  Parteien 
verantwortlicli  gemacht  werden  kann,  die  Unmögliclikeit  ein,  dass 
der  Versender  sein  Engagement,  dem  Frachtfülirer  Güter  zur  Ver- 
ladung zu  geben,  nicht  halten  kann,  so  ist  die  Convention  von 
Rechtswegen  aufgehoben  '^),  ohne  dass  die  eine  oder  andere  Par- 
tei zu  Schadloslialtung  gehalten  ist;  jede  trägt  die  Kosten,  die 
sie  wegen  der  getroflenen  Vorkehrungen  zum  Transport  gehabt 
haben  kann.  Hat  aber  ein  Versender  mit  einem  Frachtführer 
einen  Accord  geschlossen,  dass  dieser  Frachtstücke  irgendwo  ab- 
hole, und  sie  würden  sich  da  nicht  vorfinden,  weil  sie  zu  Grunde 
gegangen  oder  aus  andern  Ursachen  nicht  vorhanden  sind,  so 
wäre  er  die   festgesetzte   Fracht    schuldig. 

551«  Hat  der  Transport  begonnen,  kann  aber  in  Folge 
nnwiderstelilicher  Gewalt  nicht  fortgesetzt  werden  und  der  Fracht- 
führer hat  keine  Instruction  für  einen  solchen  Fall  erlialten ,  so 
hat  er  in  seiner  Eigenschaft  als  Mandatar  das  RecIU,  zur  Er- 
haltung der  Fraclitstücke  alles  das  zu  thun,  was  ein  kluger  3Iann 
für  sicli  selbst  thun  würde;  er  kann  sie  hinterlegen,  oder  die 
Reise  auf  einem  andern  Wege  fortsetzen.  Sclilägt  er  einen  läu- 
gern  Weg  ein,  so  ist  er  zu  einer  Entschädigung  berechtigt,  dii 
diess  gleiclisam  eine  Auslage  ist,  die  er  zur  Erfüllung  seines 
Mandats  macht.  Ladet  er  die  Güter  an  einem  Orte  ab,  der  dem  Be- 
stimmungsorte, zu  dem  er  nicIit  gelan^ren  kann ,  am  nächsten  liciit, 
oder  ist  er  genöthigt,    sie  wieder  zurückzuführen ,    so  muss  er  für  die 


1)  II.  (;.  n.   lOf).  DIcss  poscliicht  auch  im  Falle,  wo  der  Dcstinntnr  im  nngc- 
{^fboiu'n  Orte  niclit  auf/u(inden  ist.  A.  d.   II 

2)  Durch  Kri«*;;,  durch  ein  Verbot  der  Reuicrung  und   ähnliche  Lr.Hathcu. 
3;  11.  a.  n.  270. 
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ihm  Tersprochene  Fracht  bezahlt  werden ,  als  hätte  er  die  Reise 
beendigt. 

552.  Der  Versender  kann  auch  andern  Sinnes  werden. 
^Geschieht  diess  vor  der  Abreise,  so  kann  er  zur  Zahlung  der 
Fraclit  nicht  gezwungen  werden,  er  ist  nur  zu  ScJiadloshaltung  gehal- 
ten, die  nach  den  Umständen  vom  Kichter  bestimmt  wird.  Ist 
aber  der  Frachtführer  schon  abgefahren,  so  muss  er  diesem  die 
volle   Fracht    bezalilen. 

Der  Verzug,  der  durch  Ueberraacht  oder  durch  unvorherge- 
sehene Fälle  entsteht,  ist  auf  Gefahr  der  Parteien;  der  Fracht- 
führer kann  keine  Frachtzulage  verlangen,  hingegen  kann  auch 
der  Versender  keine  Entschädigung  für  den  Nachtheil,  den  er  er- 
leidet,  fordern,  und  gibt  er  den  Waaren  eine  andere  Riclitung, 
indem  er  andere  Transportmittel  anwendet,  so  muss  er  das  ganze 
Frachtlohn  bezalilen,  selbst  wenn  der  neue  Weg,  den  er  einschlägt, 
kürzer  wäre;  ist  er  aber  wirklich  länge/,  so  muss  er  eine  Fracht- 
zulage geben. 

Die  Gerichte  müssen  nach  den  Umständen  enfscLeiden ,  ob  ein 
Hinderniss,  das  durch  iinwidersteliliche  Gewalt  entstanden^  vom  Fracht- 
fiilirer  nur  als  eine  Noth^vendigkeit  im  Verzug'  ang*eseben  werden 
sollte,  oder  ob  er  vermocht  wurde,  die  Reise  abzubrechen  und  zu 
haudehi,  wie  in  No.    550.  gesagt  wurde. 

Zweiter    AI)  schnitt. 

Von   öffentlichen  T  ransport  -  Unt  ernehm  e  rn  . 

553.  Die  öffentlichen  Transport  -  Unternelimer  (^eyilrepre^ 
neurs  piihlics  de  transport)  sind  nach  No.  537.  gelwlten,  an 
den  von  ihnen  angezeigten  Tagen  und  Stunden  abzufahren,  selbst 
wenn  die  Anzahl  der  zu  transportirenden  Personen  oder  Gegen- 
stände nicht  hinreichte,  um  ihre  Ladung  vollständig  zu  machen, 
oder  um   sie  für  ihre  Kosten   zu   decken. 

Manchmal  ertbeilt  die  Regierung-  das  Recht,  diese  Art  Industrie 
auszuüben,  in  welchem  Falle  dann  die  Verbindlichkeiten  unter  ihnen 
und  denjenig-en,  die  sich,  ihrer  bedienen ,  durch  specielle  oder  Local- 
Vcrordinmgen  modificirt  s-ind.  Iliezu  geliören  die  Pächter  von  Fahren. 
Ausser  diesen  Fällen  sind  diese  Art  Untenielimungen  freigegeben. 

Alles,  was  im  vorigen  Abschnitte  gesagt  wurde,  ist  auf  die 
Transport -Unternehmer  anwendbar*).  Ausserdem  sind  sie  auch 
noch  den  die  öffentliche  Verwaltung  betreffenden  Verordnungen 
unterworfen  '),   die   einige   ihrer  Verhältnisse  zu   Particular-Personen 


1)  H.  G.  B.  107.    —    2)  C.  G.  B.  178G. 
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und    ihre    speciellen    Verbindlichkelten     ^eg^en     die    Regierung    be- 
stimmen  ')• 

Sie  sind  gpehalten,  über  die  GelJer,  Effecten  und  Packete,  die  sie 
tibemeiiinen,  ein  Register  zu  führen^).  Ihre  Einreg-isfrininjrs- Zettel 
dienen  als  Beweis  geg^en  sie,  und  was  die  Obliut  über  ihre  Magazine 
betrifft,  so  haben  sie  die  nämlichen  Verpflichtungen,  wie  Wirtlje  und 
andere  Depositare  ^).  Geschieht  es ,  dass  sie  in  den  Empfangsschei- 
nen, die  sie  ausgeben,  ihre  Verant^vortlichkeit  auf  eine  angegebene 
Summe  beschränken,  so  wäre  eine  solche  Einschränkung  der  allgemei- 
nen Grundsätze  über  die  Verantwortlichkeit  der  Fubrieute  nicht  obli- 
gatorisch für  die  Personen,  die  ihnen  auf  diese  Weise  ihre  Effecten  an- 
vertrauen,  wie  diess  in  J\o.   542.  der  Fall  ist  *). 

554.  Die  Reise-  und  Güterwagen ,  die  von  diesen  Etablis- 
sements abgehen,  stehen  unter  der  Leitung  von  Angestellten,  die 
durch  ihre  Qualität  ermächtigt  sind,  Gegenstände,  die  man  ihnen 
unterwegs  anvertraut,  auf  eine  Weise  in  Empfang  zu  nehmen,  die 
ihre  Committenten  verbindlich  macht  ^);  nur  müssen  sie  auf  ihrem 
Bogen   eingeschrieben   sein  ^'). 

Bevor  die  Destinatare  über  den  Empfang  am  Rande  des  Bo"-en!j 
quittiren,  müssen  sie  sich  von  der  Bescbaffenbeit  der  FraclifsJücke,  die 
sie  empfangen,  nach  No.  547.  versichern.  Würde  ein  Reisender  sei- 
nen Platz  und  den  Transport  seiner  Effecten  bezahlen,  ohne  das,  \va8 
er  verloren  haben  könnte,  zu  reclamiren,  so  würde  er  dieser  Zahlun»' 
wegen  zu  keiner  Klage  zugelassen  ^). 

Diese  Unternehmer  sind  der  nämlichen  Klage,  wie  die  Fracht- 
führer, unterworfen  und  können  auf  die  nämliche  Verjährung  op- 
poniren. 

Sfnd  die  Gegenstände  nicht  in  der  sechsmonntlichen  Frist  vom 
Tage  der  Einregistriruug  reclamirt  worden,  so  wird  ihr  Verkauf  von 
der  Administration  der  Domänen  betrieben  und  der  Erlös  an  den  üf- 
fentliclieu  Schatz  ausgeliefert ,  vorbehaltlich  der  Rechte  der  Parteien, 
die  ihre  Qualität ,  in  welcher  sie  diesen  Erlös  vom  Staate  zurückfor- 
dern, beweisen  -würden. 


1)  Ges.  V.  26.  Aug.  17»0.  Verordn.  v.  28.  Aug.  1808.  Ord.  v.  2S.  Sept.  1S27. 
2)  C.  G.  B.   1785.  —     3)   Ahw.  ürth.  2.  Thormidor  VIll. 

4)  In.  No.  503.  sind  einii;o  BegrilVc  ^oj^eljon  worden  ,  nach  wckhon  sich  ent- 
scheiden Insst ,  unter  welchen  Umstanden  die  Cessionare  oder  Nachfoli;iT  dieser 
Art  Etahlissements  für  die  Verbindlichkeiten  ihrer  Vürjjänj^er  einstehen. 

P  a  r  d. 

5)  C.  G.  n.  13S4.  —  0)  Al)w.  Urth.  lO.  Frim.>ire  VIT,  5.  März  I8H.  C«ss. 
2«.  März  1814.  —    7)  Ahw.  Urth.  10.  Nov.  1S29. 
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Sechstes   Hamptstüefe- 

Von   Vollmachten,    Anstellungen,    G  eschaftBf  ülir  un 
gen  und  Commi  ssi  onen. 


555.  Handels  -  Geschäfte  werden  auch  oft  durch  Personen 
gemacht,  die  kein  individuelles  Interesse  daran  haben,  die  aber 
die  eigentlichen  Interessenten  dabei  vertreten.  Diese  Vertretung, 
die  nichts  an  der  Beschaffenheit  eines  an  und  für  sich  selbst 
kaufmännischen  Gescliäfts  ändert,  bringt  jedoch  diejenigen  Wirkun- 
gen hervor,  die  in  folgenden  vier  Capiteln  dieses  Hauptstücks,  die 
Vollmachten  (procuratmis)  ^)  ^  Anstellungen  (.preposltions) ,  Ge- 
schäftsführungen (gestton  (Taffaires)  und  Commissionen  (jcammts^ 
slons)  betreffend,   erklärt  werden   soll. 


Erstes   Capitel. 

Von         Vollmachten. 

556.  In  No.  40.  ist  bereits  der  Unterschied  zwischen  der 
Vollmacht  und  der  Commission  gegeben  worden.  Obgleich  diese 
letztere  Art  Verhandlung  im  Handel  häufiger  vorkommt,  als  die 
blosse  Vollmacht,  und  auch  im  Allgemeinen  die  Präsumtion  mehr 
dafür  ist,  so  gibt  es  doch  Fälle,  in  welchen  man  sie,  nach  der  Art 
und  Weise,  wie  sich  die  Parteien  erklärt  haben,  nur  als  blosse 
Vollmacht  ansehen  darf,  ja  es  gibt  sogar  Fälle,  wo  sie  es  nach 
Beschaffenheit    der  Dinge   nicht  anders   sein   kann  ^). 

Direcloreu  und  UiitenieLiner  von  öffenüicheu  Versteigerungsbu- 
reaux  oder  Ageiilureii  (s.  No.  42.  und  45.),  Wecbselagenlen  und 
Makler,  sie  mögen  nun  von  der  Regierung"  bestallt  sein  oder  nicht 
(s.  JN'o.  121  u.  f.),  AdniinJslraloren  anonymer  Socielalen,  Agenten  nnj 
Syndiks  in  Falliiuenten   (s.  V.  und   VI.  Abtheihing)  contraLiren  nur  als 


1)  Die  Vollmacht ,  die  Bevollmächtigung,  das  M  an  d  a  t  (njßwrf«^, 
procuration)  j  ist  ein  Vertrag,  wodurch  .lemaud  einem  Andern  den  Auftrag  gibt, 
ciu  Geschäft  oder  mehrere  Geschäfte  zu  besorgen  ,  deren  Besorgung  dieser  zu 
übernehnjen  verspricht  und  sich  verbindlidi  macht,  ihm  darüber  Rechnung  abzu- 
legen. Ersterer,  der  die  Vollmacht  ertheilt,  heisst  Vollmachtgeber,  Man- 
dant {mnndanl),  letzterer,  der  sie  annimmt,  ist  V  o  1 1  m  a  ch  t  h  ab  e  r  ,  Bevoll- 
mächtiget er,  Mandatar  (mandatuire).  Manchmal  wird  auch  die  Vollmacht 
jjProcura'^  (procuratio?))  und  derjenige,  welchem  sie  ertheilt  wird,  Procura- 
träger,  Procurist    {procurcur  fonde,  fonde  de  pvocuration)  genannt. 

A.  d.  H. 

2)  Abw.  Urth.  18.  Nov.  1829. 
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» 

BevollmHclitigle ,  und  können  niemals  als  Cominissionäre  ang^eselic  ii 
werden.  In  andern  Fallen  habeu  die  Gerichte  nach  den  ob-waUenden 
Unislanden  zu  entscheiden. 

Es  sollen  nun  in  nachfolgenden  Abschnitten  die  Regeln  an- 
gegeben werden:  1)  über  die  Bildung  der  Vollmacht;  2)  iiber  die 
wechselseitigen  Verpflichtungen  des  Mandatars  und  Mandanten ; 
3)   über  ilwe  Verbindlichkeiten  und  Pflichten  gegen  Dritte, 


Erster    Abschnitt. 

Regeln     über    Entstehen    der    Vollmacht. 


& 


f  •        55T.     Die  Vollmacht  kann  vom   Gesetze ,    vom  Richter,   oder 
Jiirch   Uebereinkunft  ertheilt  werden  *). 

So  hat  z.  B.  im  Assecuranzweseu  dfr  Versichertc  nicht  nur  das 
Recht,  auf  die  Rettung  der  g-estrandeten  Güter  bedacht  zu  sein,  son- 
dern es  ist  ihm  sogar  die  Pflicht  auferlegt,  es  zu  thnn  -),  Im  Falli- 
ment sind  die  Ag-enten  oder  Sjndici  vom  Richter  als  Mandatare  der 
blasse  eingesetzt. 

Was  die  conventioneile  Vollmacht  betrifl*t  (s.  No.  241.),  so 
darf  man  im  Allgemeinen  weder  den  Allegationen ,  noch  den  In- 
dicien  Glauben  beimessen,  um  zu  bestimmen,  dass  Jemand  mit 
einem  Geschäft  beauftragt  war  ^).  Sind  aber  einmal  die  Parteien 
i'iber  die  Thatsache  einig,  so  kann  man  nach  Muthmaassungen  ent- 
scheiden ,  die  sich  entweder  aus  ihrer  Stellung  folgern  lassen, 
oder  aucli  aus  ihrer  wahrscheinlichen  Absicht,  um  zu  bestimmen, 
wie  weit  eine  Vollmacht^  die  nicht  schriftlich  ertheilt  wurde, 
sich   erstrecken    sollte. 

So  lasst  sich  z.  ß.  auf  eine  natürliche  Weise  vermuthen  ,  dass, 
wer  zu  einer  Verbindlichkeit  ermächtigt  war,  es  auch  hinlänglich  ist, 
um  zahlen  zu  können,  und  wer  beauftragt  war,  die  Sache  eines  An- 
dern zu  verkaufen ,  dadurch  auch  ermächtigt  ist,  den  Uetraf;  davon  zu 
erheben. 

Z  w  eitor    Abschnitt. 

Wechselseitige    Verbindlichkeiten    des    IMandatars      und 

Mandanten. 

55s.  Derjenige,  welchem  eine  Vollmacht  aniretragrn  wird, 
ist    nicht   verbunden,    sie    anzunehmen;    hat    man    ihm    aber    diesen 


1)  Sic  kann  durch  ötrontliihc  Urkiindo,  durch  Privntschrift,  dnrcli  Brief,  uid 
niündlicl),  ja  so}»ar  stiilschwci^^rnd  rrthcilt  wi'nlcn,  in  welchem  Irtztorn  K.illo  sit 
nur  nun  den  Uni8tnnden  hcr\orKeht.  S.  Kortnulnrc  von  >ollmirhten  in  kwc 
Sprachen  in  ,,l)ie  Contorwi.MPnsch.Tfl  \nn  ^chloh^".  A.  d.   H. 

2)  H.  (i.  B.  SSi.  —     8)  Cnss.   II.  Vcnd.iiniaire  Ml. 
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Antrag  schriftlich  gemacht ') ,  so  miiss  er  sogleich  auf  dem  kür- 
zesten Wege  seine  Weigerung  bekannt  machen ;  sonst  könnte  seine 
verzögerte  Antwort  nach  No,  253.  gerechte  Veranlassung  geben, 
dass  man  seine  Annahme  voraussetzt,  und  er  könnte  zu  Schad- 
loshaltung verurtheilt  werden.  Aber  selbst  dann,  wenn  er  sich 
weigert,  eine  ihm  ertheilte  Vollmacht  anzunelimen,  hat  er  doch 
eine    gewisse    Sorgfalt  im   Interesse    des    Mandanten    anzuwenden. 

Derjenige^  Avelcliem  Wanren  eing'esandt  würden ,  Min  damit  nach 
Ang-abe  zu  verfahren,  darf,  falls  er  dem  Auftrag-  nicht  naclikommeo 
■will,  sie  nicht  preisgeben  oder  sie  zurücksenden,  sondern  er  muss,  un- 
g-eaclitet  seiner  Weigerung,  dennoch  über  ihre  Erhaltung*  vsachen,  und 
würde  ihm  diess  zu  grosse  Mühe  verursachen,  so  muss  er  Maassre- 
gelu  ergreifen ,  die  denjenigen  in  No.   282.  und  547.  gleich  kommen. 

Willigt  der  Mandatar  in  die  ihm  gegebene  Vollmacht,  so 
ist  eine  Erklärung  dieser  Einwilligung  nicht  nöthig  ^).  Die  Voll- 
ziehung der  Vollmacht  ist  hinreichend ,  um  ihn  und  den  Man- 
danten   gegenseitig  zu   binden    (s.    No.    251.). 

Wer  sich  zur  Vollziehung  einer  Vollmacht  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  verbindlich  gemacht  hat,  kann  sich  derselben  nicht 
entheben,  es  sei  denn,  dass  der  Mandant  seine  gegenseitige  Ver- 
bindlichkeit nicht  erfüllt  und  ihm  das,  was  an  Geldern,  Credit 
und  Sicherheiten  festgesetzt  oder  Jurch  Gebrauch  bestimmt  ist, 
nicht  anschafft,  oder  dass  er  durch  dessen  Falliment  oder  des- 
sen Vermögens-Zerrüttung  gegründete  Ursache  habe,  zu  befürch- 
ten,  nicht    rimborsirt   zu    werden  ^). 

Selbst  dann,  wenn  er  keinen  legitimen  Grund  hat,  steht  es 
ihm  frei,  auf  die  Vollmacht  zu  verzichten  *),  nur  muss  diess  in 
gehöriger  Zeit  geschehen,  damit  der  Mandant  das,  was  er  ihm 
aufgetragen,    persönlich   oder    ein  Anderer   für   ihn   verrichten    kann. 

Er  muss  sich  buchstäblich  an  die  erhaltenen  Instructionen 
halten  und  haftet  für  jeden  Fehler,  den  er  sich  zu  Schulden 
kommen  lässt  ^) ,  es  sei  denn ,  dass  er  beweise ,  dass ,  wäre  er 
dem  Auftrage  buchstäblich  nachgekommen,  er  das  ihm  vom  Man- 
danten anvertraute   Interesse   compromittirt  hätte,      üeberhaupt  muss 


1)  C.  G.  B.  1984,  1985.  —    2)  C.  G.  B.  1985.  —    3)  C.  G.  B.  2003. 

4)  C.  G.  B.  2007.  Da  der  Mandatar  sich  etwas  zu  thun  verbindlich  ge- 
macht hat,  und  diese  Verpflichtung  sich  in  Schadloshaltung  auHöst ,  so  kann  er 
immer  auf  die  Vollmacht  verzichten,  jedoch  muss  er  den  Mandanten  entschädi- 
gen, wenn  er  ihm  dadurch,  dass  er  das  Geschäft  unbeendigt  liegen  lässt,  ISach- 
theil  bringt.  Kann  er  aber,  ohne  selbst  grossen  Schaden  zu  erleiden,  das  Amt 
eines  Mandatars  nicht  verwalten,  und  müsste  er  wichtige  Geschäfte,  sein  eigenes 
Interesse  betreffend,  darüber  vernachlässigen,  so  kann  er  dieser  Schadloshaltung 
enthoben  werden;  denn  der  Dienst,  den  er  leisten  wollte,  dart  nicht  zu  seinem 
Schaden  ausfallen,  nemini  suum  officium  debet  essQ  damnosum.  Rogron, 

5)  C.  G.  B.  1992.  Denn  indem  er  das  Mandat  angenommen,  hat  er  sich  auch 
verbindlich  gemacht,  ihm  alle  Sorgfalt  zu  widmen;  er  haftet  für  seinen  Eifer 
und  seine  Geschicklichkeit,  spondet  diUgcntiam  et  industriam.  Rogron. 
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er  selbst  clas  Mandat  vollziehen  3  aber  die  Befugniss  zu  siibstitni- 
ren ,  wird  bei  kaiifmännisclien  Vollmachten  leiclit  vermnthet. 
Manchmal  ist  sogar  diese  Substitution  durch  die  Verhältnisse  so 
geboten,  dass  das  Geschäft  nicht  anders  vollzogen  werden  kann, 
Da!ier  würden  nach  Umständen  die  Vorschriften  des  geraei- 
nen Rechts  über  die  Substitutionen  der  Vollmacht  angewendet  ^). 
Uebrigens  tritt  der  Substituirte  für  Alles,  was  er  gethan  oder 
thun  sollte,  in  die  nämlichen  Pflichten  und  Rechte,  als  wenn 
ihm    die    Vollmacht   direct   ertlieilt    worden    w5re. 

Der  Mandant  niuss  dem  Mandatar  seine  Auslagen  ersetzen  ^), 
dieser  hat  ihm  darüber  IVote  zu  geben  und  die  nöthigen  Belege 
zu  liefern.  Von  diesen  Auslagen  sind  vom  Tage,  wo  sie  ge- 
niaclit  wurden,  die  Zinsen  zu  entrichten  ),  es  sei  denn,  dass  der 
Mandatar  mit  seiner  Rechnung  in  Verzug  wäre,  wodurch  er  dann 
sein  Reclit ,  Zinsen  zu  fordern ,  verliert  *).  JVlit  Ausnahme  des 
in  No,  219.  angegebenen  Falles  ist  er  aber  gegen  den  Mandan- 
ten und  dessen  Mitverbundenen  niclit  in  die  Rechte  eines  Gläu- 
bigers eingesetzt,  den  er,  in  Folge  der  erhalteneD  Vollmacht,  aus 
seinen    eigenen    Geldern    bezahlt    liätte. 

Wer  also  eine  Tratte,  womit  der  Anssleller  einen  Glatibig-er  be- 
zahlte ,  aus  Gefalh'gkeit  acceptirt  hat,  könnte  nicht  nach  deren  Zah- 
lung- behau|)ten,  dass  er  in  die  Hechte  dieses  Gläubigers  getreten  sei, 
um  mittels  dieser  Wechsel  die  Hypothekar-Rechte  auszuüben  oder  ge- 
gen  die  Mitschuldner  der  auf  diese  Weise  bezahlten  Schuld  aufzutre- 
ten ^).  Ebenso  verhielte  es  sich  mit  demjenigen ,  der  von  einem  der 
Unterzeichner  als  Nothodresse  auf  dem  Wechsel  anijejieben  wurde. 
Würde  er  ohne  Protest  bezahlen,  der  doch  nach  No.  405.  der  Inter- 
vention vorausg-^hen  muss,  so  kö'inite  er  nicht  vorgeben,  in  die  Rechte 
des  Inhabers  gesetzt  zu  sein,  gleichsam,  als  wenn  er  nach  erhobenen» 
Protest  bezahlt  hatte.  Da  diess  durch  den  Protest  allein  bewirkt 
wird,  diese  Bedingung  aber  nicht  erfüllt  w^urde ,  so  ist  dioss  bloss  ein 
Mandat  zur  Gestion,  das  zwar  dem  Geranten  gegen  denjenigen,  für 
den  er  bezahlt  hat,  eine  Klage  gibt,,  ihn  aber  nicht  in  die  Rechte  des 
Inhabers  einsetzt. 

Der  Bevollmächtigte  ist  auch  berechtigt,  für  die  Verluste, 
die  er  bei  Gelegenheit  seiner  Gestion  ohne  sein  Verschulden  er- 
erlitten hat,  Entschädigung  zu  fordern,  sowie  für  die  Folgen  des- 
sen,  was    er  innerhalb    der    Grenzen    seiner    Vollmacht    gethan    hat. 

Wenn  nicht  aus  den  Llmstünden  liervorgeht,  dass  der  Man- 
datar uneutgcldliche  Dienste  leisten  wollte,  was  sich  nach  ISo.  138. 
schwerlich    im     Handel    vorauMsetzen    lässt,     so    kann    er    für    seine 


1)  C.  G.  R.  iniT4.  —     2)  C.  G.  R.  IDOf).  —     3)  C.  G.  B.  2<K)I.  —    4)  Cai«. 
21.  Juni  ISlü.  —    r»)  Abw.   Hitli.   10.  Decbr.    1823. 
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Mühwältung  eine  Gebühr  fordern,  die,  wenn  nichts  darüber  be- 
stimmt   ist,   nach    Gebrauch    oder   vom   Richter    bestimmt    wird. 

Wer  eine  Vollmacht  ertheilt,  muss  sie  auf  eine  klare  und 
bestimmte  Weise  abfassen.  Die  Ausdrücke  in  der  Convention  müs- 
sen streng  befolgt  und  nacli  Gebrauch  und  der  Stellung  der  Par- 
teien ausgelegt  werden.  '  Ist  in  der  Vollmacht  bloss  gesagt,  dass 
man  im  Interesse  des  Mandanten  handeln  soll,  so  soll  der  Man- 
datar so  handeln,  wie  der  pünctlichste  Familienvater  in  gleicher 
Lage  handeln  würde  ^). 

Ob  ein  Mandatar  gut  oder  nicht  gut  gehandelt  hat,  lässt 
sich  nach  den  Umständen  und  der  Beschaffenheit  des  Geschäfts 
oder  den  Verhältnissen  der  Parteien  entscheiden  -) ;  die  Gefahr, 
in  welcher  die  Handelsleute  beständig  schweben ,  in  Concurs  zu 
gerathen,  und  das  Risico  bei  einem  Verzuge,  müssen  jedoch  deix 
Richter    strenger,    als   in    Civilsachen,    machen. 

So  würde  ein  Maudatar,  der  erwiese,  dass  er  unter  den  na'mli- 
lichen  Bedingungen  ein  ähnliches  persöniiclies  Geschäft  jiesclilossen 
Latte,  nicli):  immer  zu  enlscLnldigen  sein,  wenn  erkannt  würde,  dass 
man  zu  gleicher  Zeit  gewöhnlich  unter  giinsligern  Bedingungen  abge- 
sclilossen  hat. 

Der  Mandatar  muss  sogar,  ohne  ausdrückliche  Ordre  abzu- 
warten ,  Alles  dasjenige  thuji ,  was  unumgänglich  nöthig  ist  oder 
vom  Gesetze  erfordert  wird ,  wie  z.  B.  Auslagen  zur  Erhaltung 
der  Sache,  Zahlung  von  Zoll-,  Transit-,  Niederlags-  und  ande- 
ren Gebühren  etc.  In  allen  diesen  Fällen  haftet  er  für  die  Feh- 
ler, die  er  in  der  Wahl  der  von  ihm  angestellten  Personen  be- 
geht ■^),  und  ist  nur  nach  den,  in  den  zwei  vorigen  Hauptstücken 
erklärten,  Grundsätzen  durch  unwiderstehliche  Gewalt  hinlänglich 
entschuldigt. 

Ist  die  erhaltene  Instruction  dunkel  oder  ungewiss,  so  ist 
der  Mandatar  nicht  berechtigt,  willkührlich  zu  handeln,  sondern 
er  muss  bestimmtere  Erklärungen  fordern.  Würden  ihm  aber  die 
Umstände,  oder  die  Beschaffenheit  des  Auftrags  nicht  Zeit  lassen, 
sich  Raths  zu  erholen,  und  er  wäre  nach  Gebrauch  verfahren, 
oder  dem  Laufe  ähnlicher  Geschäfte  gefolgt,  so  könnten  die  Re- 
clamationen  des  Mandanten,  der  ihn  durch  dunkle  Worte  in  der 
Correspondenz   in    Irrthum    geführt,    nicht   berücksichtigt   werden, 

.  Der  Kaufmann,  der  mit  einer  Operation  beauftragt  ist,  muss 
seinen  Mandanten  von  Allem,  was  er  gethan  hat,  unterricliten ; 
ebenso  muss  er  ihm  das  mittheilen,  was  vielleicht  auf  eine  Wil- 
lensänderung  Einfluss    haben    könnte.      Vernachlässigt   er    diess,    so 


1)  C.  G.  B.  1927;    1992.  —    2)  Abw.  Urth.    22.  April  1823.  —    3)  C.  G.  B. 
1994. 
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finden    die    in    No    145. ,    252.    und   253.    angeführten    Grundsätze 
ihre    Anwendung. 

659.  Der  Mandatar,  der  für  seinen  Comraittenten  Geld  er- 
hoben hat,  muss  ihm  dafiir  in  den  iiblichen  Formen  und  Fristen 
Rechnung  halten,  selbst  wenn  das,  was  er  in  Folge  seiner  Voll- 
macht erlioben,  der  Vollmachtgeber  nicht  zu  fordern  gehabt  hätte  *)• 
Verwendet  er  etwas  davon  für  sich,  so  ist  er  den  Zins  davon 
vom  Tage  dieser  Verwendung  an  schuldig;  bringt  er  die  Einnahme 
in  Conto-Corrent,  so  werden  die  in  No.  475.  und  476.  erklär- 
ten Vorschriften  befolgt.  Ausser  diesen  Fällen  ist  er  nur  den 
Zins  vom  Tage  an  schuldig,  an  welchem  er  in  Verzug  gesetzt 
wurde.  Wegen  der  Miinz-Veränderungen  wird  befolgt,  was  IVo." 
514.  gesagt  wurde.  Nach  allgemeinen  Regeln  (s.  No.  201.)  ist 
er  nur  gelialten,  die  empfangenen  Gelder  in  seinem  eigenen  Do- 
micil  zu  zahlen,  jedoch  kann  es  auch  nach  Uebereinkunft  durch 
Weclisel  im  Domicil  des  Mandanten,  oder  in  dem  Orte,  den  die- 
ser angibt,  geschelien.  Ist  diese  Art  Uebermacliimg  vom  Man- 
danten vorgeschrieben  worden,  so  läuft  der  Brief,  der  die  Rimes- 
sen enthält,  auf  dessen  Gefalir,  falls  der  Mandatar  keinen  Feh- 
ler dabei  beging.  Hat  aber  der  Mandant  weder  direct  noch  in- 
direct  in  die  Uebermachungsart  eingewilligt,  so  geht  der  Brief 
auf  Gefahr  des  Mandatars,  weil  diess  nicht  die  specielle  Vollzie- 
hung der  Vollmacht  betriift,  er  aucli  nicht  sagen  kann,  dass  die 
Anscliaffung  von  den  Geldern  herrührt,  die  er  für  Rechnung  des 
Mandanten  erlioben;  sondern  es  sind  Wechsel  seines  eigenen  Ge- 
schäfts,   die   er    Übermacht  hat   und    wofür    er    haftet. 

Die  Vollmacht  kann  nach  Gutdünken  zurückgenommen  wer- 
den '),  unbeschadet  der  Rechte  des  Mandatars  wegen  Entschädi- 
gung für  Alles,  was  er  gethan,  bevor  dieser  Widerruf  ihm  be- 
kannt  war  ^). 

Dieser  Giiiwd.snlz  kann  jedoch  durch  Convention  oder  dnrcli  Um- 
stände eine  Aeiulerung'  erleiden.  Z.  B.  ^venll  die  Voilzieluinji^  der 
Volhnacbt  entweder  denjenigen,  der  sie  empfanj^en  ,  oder  einen  Drit- 
ten, in  dessen  Interesse  und  mit  seiner  UebereiostiinnHUig"  sie  gegeben 
worden   (s.   No.    19G.),  interessiren   würde. 

In  Betreff  des  Einflusses ,  welchen  das  Falliment  des  >Ian- 
danten    oder    Mandatars  auf   die    empfangenen   oder    gegebenen    Voll- 


1)  C.  G,  n.  1003.  Der  Mandatar  hat  nur  im  Namen  dos  Mandnnton  und  an 
d«'ssrn  Klollc  j^ehandolt  ;  Alles,  was  <m-  der  N'ollmaclit  tjemäss  rrlialleii  hat,  uurdc 
ihm  nur  in  seiner  Qualität  als  Renräscntnuten  des  Mandanten  j;e;;el>en;  er  mu->s 
es  also  letzlerm  /ui  iiiki^rhen  ;  und  ist  etwas  an  «len  Mandatar  ln'zahit  uor»lon, 
was  dem  Man<lanlen  nicht  schuldi;;  war,  so  kann  n»an  es  >on  diesem  >indiciron, 
weil  er  angesehen  wird,  ab  habe  er  es  durch  seiuen  Mandatar  erhalten. 

A.  d.  H. 

2)  e.G.  ü.  2<R)l.  —    .3)   Abw.  Urth.  24.  Pccbr.  1S17. 
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> 

machten  hat,  s.  VF,  Abtheilimg,  Im  Allgemeinen  geht  die  Voll- 
macht nicht  auf  die  Erben  oder  Nachfolger  über,  es  sei  denn, 
dass    die  in    No.   503,    angegebene   Modification    einträte. 

Sind  mehrere  Personen  mit  einem  Geschäft  beauftragt  wor-» 
den,  so  müssen  sie  vereint  handeln,  es  sei  denn,  dass  Ausdrücke 
|n  der  Vollmacht,  oder  wenn  nichts  darin  bestimmt  ist,  die  Ab- 
sicht der  Parteien  vermnthen  lassen ,  dass  einer  oder  wenigstens 
die  ]V|ehrheit  der  Bevollmächtigten  zu  handeln  berechtigt  war  *)• 
Diese  Personen  sind  nur  in  dem  Falle  solidarisch  verbunden, 
wenn  die  Solidarität  oder  die  Untheilbarkeit,  welche  die  Solida- 
rität bewirkt,  ausdrücklich  festgesetzt  ist  (s.  No.  182.)  ^).  Ha- 
llen sich  aber  mehrere  Mandanten  zn  Ertheilung  einer  Vollmacht 
vereinigt,  so  sind  sie  solidarisch  gegen  den  Mandatar  verbunden, 
ohne   dass    es  nöthig   war,   diess   zu   bestimmen. 

Dritter    Abschnitt. 

Verbiudlichkeiteii    und    Recbte    des    Mandanten    oder    des 
IMcindatars   g-eg-en    Dritte. 

560.  Ein  Dritter,  der  mit  einem  Mandatar  abgeschlossen 
hat,  wird  betrachtet,  als  habe  er  sich  direct  gegen  den  Mandan- 
ten verbindlich  gemaclit,  der,  ohne  dass  eine  Subrogation  nöthig 
sei,  ihn  ebenso  gerichtlich  belangen  kann,  als  hätte  er  persönlich 
stipulirt.  Als  natürliche  Folge  erlangt  derjenige,  der  mit  einem 
Mandatar  abgesclilossen ,  ein  Klagereclit  gegen  die  Person,  die 
durch  ihn  vorgestellt  ist  ^),  und  kann  sie  gericlitlich  zur  Vollzie- 
hung dessen  anhalten  lassen,  was  sein  Mandatar  in  den  Ausdrücken 
der  Vollmacht  versprochen  hat.  In  diesem  Betraclit  ktinnen  Acte, 
Thatsachen  und  Umstände  zur  Entscheidung  der  Frage  dienen, 
ob  der  Mandatar  die  Grenzen  der  Vollmacht  überschritten  hat 
oder  nicht  *). 

Der  Mandatar ,  der  in  dieser  Qualität  mit  einem  Dritten 
contrahirt,  den  er  von  der  erhaltenen  Vollmacht  in  Kenntniss  ge- 
setzt hat,  ist  in  Hinsicht  dessen ,  was  über  die  Grenzen  derselben 
hinaus  geschehen  ist,  keine  Gewährleistung  schuldig,  es  sei  denn, 
dass  er  sich  persönlich  verbindlich  gemacht  ^),  oder  das  Gesetz  ab- 
Xveichende  Vorschriften    ertheilt    hat,    wie    diess    nach   No.   129.  in 


1)  Abw.  Urth.  24.  Febr.  1839.  —  2)  C.  G.  B.  1995.  —  3)  C.  G.  B.  1998, 
1375.  —    4)  Abw.  Urth.  8.  Juli  1807. 

5)  C.  G.  B.  1997.  Da  der  Mandatar  seine  Vollmacht  überschritten  hat,  so 
hat  der  Mandant  das  Recht,  das,  was  er  gethan ,  nicht  zu  genehmigen  j  Dritte 
können  sich  also  nicht  an  den  Mandatar  deshalb  halten?  denn  da  sie  von  ihm 
in  Kenntniss  gesetzt  worden,  wie  weit  sich  seine  Vollmacht  erstreckt,  so  müssen 
sie  es  sich  selbst  zuschreiben,  wena  sie  in  das,  was  er  überschritten,  eingewilligt 
haben.  Rogron. 
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Betreff  der  Wechsela^enten  und,  nach  Cap.  IV.  dieses  Ilaiiptstücks, 
bei  den  Commissionären  der  Fall  ist.  Hat  aber  Jemand  ein  Ge- 
schäft geschlossen,  "wobei  er  vorgibt,  nur  als  Mandatar  gehandelt 
zu  haben,  so  steht  es  den  Gerichten  zu,  nach  den  Umständen 
zu  entscheiden,  ob  diese  Person  wirklich  Mandatar  gewesen,  oder 
in   ihrem    eigenen   JVamen    gehandelt    hat  ^). 

Es  kann  oft  geschehen,  dass  ein  Kaufmann  durch  einen  an- 
dern, mit  dem  er  in  Correspondenz  steht,  den  Auftrag  erhält,  ein 
Geschäft  abznschliessen,  das  einen  Dritten  interessirt.  Dieser  Um- 
stand, und  selbst  wenn  ihm  der  JVame  und  die  Rechte  der  Per- 
son ,  welche  das  Geschäft  interessirte,  bekannt  wäre,  machen  ihn 
nicht  gegen  diesen  Dritten  verbindlich.  Er  hat  nur  mit  seinem 
Correspondenten  zu  schaffen,  und  wenn  er  z.  B.  in  Folge  der 
erhaltenen  Instructionen  Gelder  für  diesen  Dritten  erhebt ,  so  ist 
er  giltiger,  Weise  befreit,  wenn  er  sie  seinem  Correspondenten  be- 
zahlt,   oder   sie   ihm   in    Rechnung    bringt. 


Zweites  Capitel. 

Von        Anstellungen. 

561.  Die  verschiedenen  Angestellten ,  die  unter  den  io 
No.  531.  angegebenen  Benennungen  bekannt  sind,  und  manchmal 
die  Frau  eines  Handelsmannes  (s.  ]\o.  G5.),  oder  der  Mann  ei- 
ner Handelsfrau  (s.  ^ü.  69  )  sind  unter  gewissen  Umständen  als 
bevollmächtigt  angesehen.  ünifr.ng  und  Dauer  dieser  Bevollmäch- 
tigung sind  entweder  durch  die  gewöhnliche  Art  Beschäftigimg 
dieser  Angestellten  bestimmt,  imd  durch  das,  was  sie  bereits  ohne 
Einwendung  oder  ohne  Genehmignng  desjenigen,  der  sie  angestellt, 
gethan  haben ;  oder  nach  dem,  was  üblich  ist,  solchen  Angestell- 
ten   anzuvertrauen. 

Also  ein  Faclor,  der  in  aligemeiiuMi  Ausdrürkeii  einoni  knufiniüi- 
nisclien  Ktnlilissrnient  vorsieht,  isl  /ii  Allein  eiiM.iclill|;t,  >vas  zur  Di- 
reclioti  des  iiini  {uivertrauteii  (»esrhärts  nölliig"  isf;  und  >vonn  dcrjenijie, 
der  ihn  anstellt,  vorgibt,  ihn  in  iManrbeni  bescliriinkt  zu  linbeii,  so 
inuas  er  beweisen,  dass  der  Dritte,  der  mit  dem  Factor  abjjesclilosseii 
hat,  diess  gewnsst  liabe.  Der  reisende  Jlandinn^sdiener ,  Nvelelier  in 
dieser  Eigenschaft  angekündigt  wird,  oder  mit  Papieren  versehen  ist, 
wodurch  sie  ihm  beigelegt  wird,  ist  je  nach  der  Art  des  (lesehiifts, 
fiir  welches  er  reiset,  berechtigt  zu  kaufen,  zu  verkaufen  oder  Coni- 
uiissionen   anfznnehnien. 

Nach    den    Ausdrücken    der     Ton    ihm     geschlossenen    Con>eulion, 


1)  Abw.  Unh.  23.  Nov.  1839. 
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oder  nach  clen  Umstanden  Hesse  sieb  die  Wirkung*  der  von  ihm  ein- 
gegangeneu Verbindlichkeiten  in  Beziehung-  zu  seinem  Priucipal  beur- 
theilen  »).  Wer  auf  Messen  und  Märkte  g^esandt  wird,  um  Ein-  und 
Verkäufe  zu  besorg^en,  macht  nur  denjenigen,  der  ihn  dazu  bestellt, 
,  für  die  Geschäfte  verbindlich,  ohne  welche  ef  sein  Mandat  nicht  hätte 
erfüllen  können;  so  z.  B.  darf  er  ohne  specielle  Ermächligiing'  keine 
Gelder  aufuebmen;  blosse  Commis  oder  Lehrlinge,  die  in  Laden  zum 
Verkauf  ang^estellt  sind,  werden  angesehen,  als  seien  sie  berechlig-f,  die 
Waaren  zu  verkaufen,  ihren  Betrag*  zu  empfang-en  und  dafür  zu  quit- 
tiren.  Ausser  dem  Geschäft  des  Principals  kann  ihnen  im  Allgemei- 
nen keine  Zahlung'  g-iltig-er  Weise  g'emacht  werden ,  oder  sie  müssten 
die  Waare  oder  Rechnung*  darüber  überbringen,  in  welchem  Falle  sie 
quidiren  können,  weil  sie  in  ihrer  Eigenschaft  als  Angestellte  das 
Document  in  Händen  haben,  das  zur  Giltigkeit  der  ibnen  auf  Treue  ^ 
und  Glauben  hin  gemachten  Zahlung*  hinreichend  ist.  Buchhalter  und 
andere  bei  den  Scripttiren  angestellte  Commis  machen  den  Principal 
nur  in  sofern  verbindlich,  als  alles  das,  was  sie  in  die  üblichen  Bü- 
cher eingetragen,  als  von  ihm  eing-etragen  angesehen  wird.  Würden 
sie  aber  Briefe  „per  procura'^  unterzeichnen,  so  würde  diess  den 
Principal  nur  dann  verbindlich  machen,  wenn  er  durch  Circulare,  aus- 
drückliche Vollmacht,  oder  eine  fortdauernde  Genehmig-ung  ang*ezeigt 
hätte,  dass  sie  dazu  berechtigt  sind  ^).  Worin  auch  die  Verrichtun- 
gen dieser  Ang-estellten  bestehen  mögen ,  so  sind  sie  obue  schriftliche 
oder  specielle  Vollmacht  nicht  ermächtigt,  Wechsel  anszustellen,  zn  x 
accepliren,  zu  indossiren,  zu  unterzeichnen  oder  zu  scontriren. 

Die  Vollmacht  des  Angestellten  wird  Im  Allgemeinen  weder 
durch  das  Falliment,  noch  durch  das  Ableben  des  Principals, 
noch  durch  dessen  Ersetzung  durch  einen  Erben  von  Rechtswe- 
gen aufgehoben,  so  lange  die  Geschäftsführung  nicht  Andern  an- 
vertraut wurde;  ein  ausdrücklicher  Widerruf  würde  sogar  spätere 
Acte  nur  in  sofern  ungiltig  machen,  wenn  derjenige,  mit  dem 
das    Geschäft    abgeschlossen    wurde,    davon    Kenntniss    hatte  ^), 

Der  Präponent  muss  dem  Angestellten  alle  Auslagen  und 
Kosten  erstatten  und  ihm  den  versprochenen  Lohn  für  das,  was 
er  innerhalb  der  Grenzen  seiner  Anstellung  gethan,  bezahlen  *). 
Hätte  dieser  jedoch  das  ihm  geschenkte  Zutrauen  zu  seinem  per- 
sönlichen Nutzen  gemissbraucht,  so  hat  Letzterer  eine  Klage  ge- 
gen ihn  ^).  Sind  mehrere  Personen  angestellt,  so  haften  sie  so- 
lidarisch   (s.    No.   559.). 

Diese  Verantwortlichkeit  erstreckt  sich  bis  auf  die  Civil  Wir- 
kungen  der  Delicte   und    Quasidelicte  ^). 

Wenn  Factore,  Commis,  Dienstleute  die  Gesetze  über  Zölle,  Oc- 
troi  und  andere  dem  Öffentlichen  Schatze  zugehörenden  Gebühren  über- 
treten, so  fällt  die  Strafe  auf  den  Principal,  der  sich  seinerseits  au 
den  Untergebenen  dafür  halten  kann ;    er  kann  sich  nicht  davon  lossa- 


1)  Abw.  Urth.  19.  Decbr.  1821,  18.  Nov.  1829.  —  2)  Abw.  Urth.  22.  Ven- 
tose  XII.  —  3)  C.  G.  B.  2008.  —  4)  C.  G.  B.  1998,  1999.  —  S)  Cass. 
26.  März  1813.  —    6)  C.  G.  Ö.  1384.     Cass.  7.  Febr.  1833. 
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g:en,  selbst  vrenn  er  die  Sachen,  welche  die  Verliandliing-  önsinaclifen, 
abaudoiinireii  will  *);  der  Principal  ist  aber  nicht  für  die  liiig^ag^einents, 
die  von  denjenigen  contrahirt  wurden,  welche  der  Angesleihe  subsli- 
luirt  hat,  veranlworllich,  falls  diese  Siibsti(ntion  dem  Principal  nicht 
bekannt  oder  stillsclnveiüend  ztii^elassen  Avurde. 

Ob  diese  Ang-e;5lell(en  sich  an  und  für  sich  selbst  verbindlicli 
inachen  können,  ist  g-leichviel  ^),  es  ändert  nichts  an  dem  Eng^a^ement 
oder  der  Veranlworüichkeit  desjenigen,  der  ihn  angestellt  hat. 

Wenn  sich  aus  der  Unterschrift  des  Angestellten  oder  ans 
dem  gemachten  Geschäft  ergibt,  dass  er  für  den  Principal  gehan- 
delt hat,  so  ist  er  nicht  persönlich  verbindlich  ^) ,  es  sei  denn, 
dass  es  aus  einer  ausdrücklichen  Bedingung  *) ,  aus  dein  Willen 
des  Gesetzes,  oder  aus  dem  im  Handel  üblichen  Gebrauch  her- 
vorgehe, und  dann  müsste  ein  solcher  Angestellter  die  Fähigkeit 
zu    coTitrahiren    haben. 

Ist  der  Coramis  weder  ausdrücklich  noch  stillschweigend  er- 
mächtigt, so  kann  die  Person,  welche  mit  ihm  verhandelte,  nur 
in  den  Fällen,  wovon  bei  der  Gescliäftsführung  die  Rede  ist,  be- 
haupten ,  dass  der  Principal  verbindlich  sei.  Nach  den  nämli- 
chen Grundsätzen  würde  auch  die  Verbindlichkeit  des  Commis 
gegen  Dritte  beurtheilt  werden,  die  nicht  in  der  Lage  waren, 
seine   Qualität  und  den   Umfang  der  Bevollmächtigung  zu  beurtüeilen. 


Da^itfcs  CapUcI. 

Von    der    Gescliäftsführung. 

562.  Die  Geschäftsführung  unterscheidet  sich  von  der  Pro- 
cura dadurch,  dass  sie  voraussetzt,  der  Geschäftsführer  handele, 
ohne    dazu   vorläufig   ermächtigt    zu    sein. 

Sie  kann  also  Statt  haben,  wenn  Jemand  ohne  ausdrückliche  oder 
slillscjjweigende  Volhnacht  für  einen  Andern  handelt/  oder  wenn  ein 
Mandatar  seine  Volhnacht  überschreiten  würde.  lu  diesen  Fi» Ihn 
inuss  man  sich  durcli  die  BiHigkeit  leiten  lassen,  welche  nicht  erlaubt, 
sich  auf  Rechnung"  Anderer  zu  bereichern. 

Die  Verbindlichkeiten  desjenigen,  der  ohne  ausdrückliche  oder 
muthmaassliche  Vollmacht  das  Geschäft  eines  Andern  besorgt  liat, 
beginnt  vom  Augenblick  an,  wo  diess  geschieht  und  endigt  nur 
mit    der   Kechnungsablegung, 


1)  Nur  das  Soerccht  macht  eine  Ausnahmo  in  povisson  Fällon  ,  dir  den  Cipi- 
tän  oder  die  ScIüHsnicumschaft  l>otrcircn,  wofür  der  SchiUs-Eij^eutliiiiner  nur  auf 
eine  liinitirte  \\v\sq  verantwortlich  ist.     H.  G.  ü.  210. 

2)  C.  G.  B.  1990.  —  3)  Abw.  Urth.  32.  Pluviose  X ,  8.  Thermidor  X.  — 
4)  C.  G.  ü.  1997. 
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Durch  diese  Gescliäftsfühning  erwirbt  er  das  Recht,  die 
Rückzahlung^  seiner  Vorschüsse  oder  dessen,  was  er  in  Folge  ei- 
ner Verurtheilung  bezahlen  müsste,  zu  verlangen.  Er  wird  aber 
nicht  so  begünstigt,  wie  ein  Mandatar  oder  ein  Angestellter;  er 
kann,  wenn  das  Geschäft  Mehrere  betrifft,  sie  nicht  solflarisch 
belangen,  sie  müssten  denn  associirt  sein.  Die  Thathandlnng  al- 
lein ist  nicht,  wie  beim  Mandat,  hinreichend,  nm  ihm  Rechte  zu 
ertheilen,  ihr  Nutzen  muss  von  demjenigen,  für  den  er  das  Ge- 
schäft gemacht  hat,  anerkannt  sein.  -  Z.  B.  dass  nothwendiger 
Weise  vorausgesetzt  wird,  dass  der  Principal,  wäre  er  gegenwär-^ 
tig  gewesen,  das  Geschäff  ebenfalls  gemacht  hätte.  Diess  lässt 
sich  nach  den  Umständen  entscheiden  nnd  im  Allgemeinen  wird 
die  Existenz  dieses  Naitzens  nicht  vermnthet,  so  lange  nicht  Noth- 
wendigkeit  oder  Dringlicbkeit  vorhanden  ist.  Es  mnss  aber  ur- 
sprünglich Vortheil  zum  Grunde  gelegen  liaben,  selbst  wenn  dur^h 
ein   späteres  Ereigniss   dieser    Vortheil    aufgehört  hätte  *), 

Ist  nngewiss,  ob  derjenige,  für  den  man  gehandelt,  dieses 
Geschäft  gemaclit  hätte,  so  kann  der  Geschäftsführer  ein  Klagerecht 
nur  in  Betreff  der  Nützlichkeit  haben,  die  im  Augenblick,  wo  er 
handelt,   für  seinen   Principal   daraus   entsteht. 

Scheint  eine  Person,  nm  eine  Provision  zu  verdienen,  sich  in  ein 
Gescliäft  gemischt  zu  liaben,  das  ihr  iiicht  ausdrücklich  anvertraut 
war,  so  hat  sie  die  nämlichen  Verpflichtungen,  wie  ein  besoldeter 
Mandatar  (s.  No.  534).  War  jedoch  die  Geschäftsführung  ihrer 
Beschaffenheit  nach  schwierig  und  von  einer  Art,  die  nur  von 
Personen  ihres  Gewerbes  gut  besorgt  werden  kann,  oder  war  das 
Geschäft  gleichsam  abandonnirt  und  konnte  es  diese  Abandonnirung 
erleiden ,  so  könnte  man  diese  Verpflichtungen  weniger  streng 
nehmen. 

Ebenso  verhielte  es  sich ,  wenn  die  Geschäftsführung  durch 
die  Verbindung  das  Interesse  des  Garanten  mit  demjenigen  der 
Personen,  denen    er  Dienste  leistet,   nothwendig  geworden   wäre. 

Z,  B.  v\'enn  Waaren,  die  mdirern  Eigenlliiiinern  g-eijoreii ,  in 
Folg-e  eines  Scbilfbniches  znsaimnen  gemischt  Avurden  ,  und  der  Eine 
von  ihnen  die  uÖthigen  IVIaassregelii  zu  iiner  Grlialtung^  und  Fortschaf- 
fung-  an   einen   sichern  Ort  ergreifen  wurde. 

Man  haftet  nicht  nur  für  die  Verbindlichkeiten^  die  aus  der 
Geschäftsführung  entstehen,  wenn  man  das  Geschäft  für  einen  An- 
dern ohne  Auftrag  vollzogen  hat,  sondern  man  kann  auch  angese- 
hen   werden,    als    hafte    man    für   die  Verbindlichkeiten    eines    Ge- 


I)  Diess  ist  der  Fall  mit  einem  gestrandeten  Schiffe,  das  wieder  flott  gemacht 
worden  und  nachher  durch  unwiderstehliche  Gewalt  zu  Grunde  gegangen  ist; 
denn  es  war  nicht  v^orajiszusetzen,  dass  ein  vernünftiger  Mensch  sein  gestrande- 
tes Schiff  habe  wollen  zu  Grunde  gehen  lassen.  Pard. 
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schäftsnilirers ,  wenn  man  einem  Andern  angezeigt  hat,  etwas  für 
'Ihn   geihan    zu   haben,   es   aber   nicht   vollzogen   Iiätte. 

Streng  g^enomnien  wäre  derjenige,  welcher  ausdrücklich  Je- 
mandem erklärt  hat,  dass  er  sich  nicht  in  das  Geschäft  mischen 
will,  oder  der  einem  Andern  für  den  nämlichen  Gegenstand  spe- 
ciell  bevollmächtigt  hat,  zu  nichts  gegen  den  Geranten  gehalten; 
Treue  und  Glauben  wi'irde  aber  diese  Strenge  verwerfen  ,  wenn  in 
der  Wirklichkeit  der  Bevollmächtigte  sich  seines  Mandats  nicht 
entledigt  hätte,  oder  wenn  es  schiene,  dass  das  Verbot  zu  han- 
deln in  der  Ungewissheit  gewisser  Particulari täten  gegeben  wurde, 
die,  hätte  man  sie  gekannt,  einen  andern  Entschluss  veranlasst  hätten. 

Die  Verbindlichkeiten  desjenigen,  dessen  Geschäft  gerirt  wur- 
de, sind  nicht  so  ausgedehnt,  wie  diejenigen  eines  gewöhnlichen 
Mandanten;  er  ist  dem  Geranten  für  den  Verlust,  den  er  bei 
der  Gestion  gehabt  haben  konnte,  keine  Entschädigung  schuldig; 
er  liat  ihm  bloss  seine  legitimen  Auslagen,  nebst  Zinsen  vom  Ta- 
ge der  Vorschüsse  zu  erstatten,  imd  ist  Uim  auch  nach  Gebrauch 
eine  Gebühr  für   seine    Müh  waltung    schuldig, 

IVun  bleiben  noch  die  Rechte  zu  untersuchen  übrig,  die  der- 
jenige welcher  mit  Jemandem ,  der  die  Geschäfte  eines  Andern  be- 
sorgt, entweder  gegen  den  Geranten  oder  gegen  denjenigen  erwirbt, 
dessen  Geschäft  so  gemacht  wird.  Seine  Rechte  gegen  den  Letz- 
tern sind  allerdings  nicht  direct,  die  gemachten  Auslagen  müssten 
denn  ein  Vor/ugsreclit  geben ,  das  demjenigen  fiir  Kosten  wegen 
Erhaltimg  einer  ^ache  gleich  kommt.  Diesem  Dritten  steht  aber 
nach  j\o.  190.  gegen  deiijenigen,  dessen  Geschäft  gerirt  wurde, 
das   Klagerecht    des   Geranten    mit  gewissen    Ausnahmen  zu. 


Tiertcs  CapiteL 

Von       C     o     ni     m     i     8     s     i     o     II     e    u   '). 

563.  Aus  dem  Vorliergegangenen  lässt  sich  leicht  der  Un- 
terscliied  zwis<hen  Commission  imd  Vollmachten,  Anstellung  und 
Geschäftsführung    erkennen. 


I)  Die  Commission  ist  lrdi;;lirh  ein  k«ufmnnnischor  \  ortrn«;,  dor  im  lutoro^«»» 
desHamU'I.s  eiii;;eliilirt  uurdr.  Dt'injrni;;<Mi,  «elcluT  diiraiis  siin  (iesohäft  niJithr, 
stehen  immer  Mitfei  und  We^e  zu  (iehote,  die  der  gewöhnliche  Kiiuiin mn  niiht 
kennt.  Dieser  kann  nicht  mit  ihm  in  Commis.si(»nspcschäften  ,  hesonder.«  in  sol- 
chen ,  welche  Kulirikate  hetrellen  ,  con«urriren,  d«  der  Conunissionär  durch  -»ei- 
ne Vcrhindunj^en  in  den  JStand  gesetzt  ist  ,  leichter  und  hesser  einziik.uifen 
und  zu  verkaufen,  als  ein  Anderer,  der  das  ronmiissions;j;c5chätt  nur  nelunbei 
betreibt.     Uebrigens  i«t  dasselbe  nicht   so  leicht,    wie   dicss   manche   junge  An- 
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Die  Wichtigkeit  dieser  Unterschieds  betrifft  eigentlich  dritte  Per- 
sonen^). In  Betraclit  derselben  wird  der  Commissionär  immer  an- 
geselien ,  als  handele  er  in  seinem  eigenen  Namen  und  zwar  so, 
dass  sie  kein  directts  Klagerecht  gegen  den  Coramittenten  haben, 
selbst  wenn  es  ihnen  gelänge,  seinen  Namen  zu  entdecken,  vor- 
behaltlich der  Rechte,  die  der  Commissionär  nach  No,  190.  ge- 
gen den  Committenten  haben  könnte.  Daraus  folgt,  dass  der  Com- 
missionär niemals  gehalten  ist,  den  Namen  des  Committenten  an- 
zugeben und  selbst  In  den  Fällen ,  wo  gesetzlich  gefordert  wird, 
dass  er  angebe,  ob  er  als  Commissionär  Iiandelt  oder  nicht ^),  ist 
er  nur  gehalten,  seine  Qualität  anzugeben,  ohne  seinen  Commit- 
tenten zu   nennen. 

,  In  allen  übrigen  Verhältnissen  aber,  wo  nämlich  die  gegen- 
seitigen Rechte  und  Verbindliclikeiten  des  Commissionärs  und  Com- 
mittenten zu  bestimmen  sind ,  gelten  die  im  ersten  Capitel  er- 
klärten Grundsätze,  den  Mandanten  und  Mandatar  betreffend,  je- 
doch mit  den  Modificationen ,  welclie  die  Beschaffenlieit  der  Sachen 
gebietet. 

\Yenn  also  der  Commissionär  in  Folge  von  Operationen,  die  er 
in  Auftrag"  und  für  Rechmiug  eines  Committenten  gemacht ,  seine  Ver- 
biiidliclikeit  erfüllt  bat,  so  erwirbt  er,  ausser  seiner  Klage  gegen 
diesen  letztern,  die  legale  Snbrogation  ^),  deren  Wirkung  in  No.  219* 
erklärt  wurde.  Bei  der  Viudicatiou  im  Falliment  sollen  einige  Bei- 
spiele angeführt  werden. 

564.  Da  in  der  Regel  die  Verhältnisse  des  Commissionärs 
zu  seinem  Committenten  nicht  anders  sind,  als  diejenigen  des  Man- 
datars ,  No.  558  und  f.,  so  haftet  er  letzterm  nicht  für  die  Fol- 
gen seiner  Verhandlung,  wenn  er  in  den  Schranken  seiher  Instruc- 
tionen geblieben  ist.  Nur  die  Commissionäre  für  Gütertransporte 
(s.  No.  574.)  machen  davon  eine  Ausnahme.  Er  kann  aber  diese 
Garantie  übernehmen ,  wozu  es  zweierlei  Arten  im  Handel  gibt. 
Die  eine  ist    das    Delcredere    (ducroire)^   die   andere  die  Pro- 


fanger  glauben.  Der  Commissionär  unterscheidet  sich  wesentlich  vom  Mandatar; 
ersterer  handelt  in  seinem  eigenen  Namen  ,  in  Auftrag  und  für  Rechnung  eines 
Dritten,  dessen  Namen  er  geheim  hält;  der  Mandatar  aber  contrahirt  für  sei- 
nen Mandanten.  Das  Mandat  ist,  wenn  nichts  ausbedungen  ist,  unentgeldlichj 
die  Commission  hingegen  wird  salarirt.  Der  Mandatar  verpdichtet  den  Mandan- 
ten,  ohne  sich  selbst  verbindlich  zu  machen,  der  Commissionär  verptlichtet  sich 
aber  persönlich  ,  so  dass  der  Committent  nicht  direct  gegen  Dritte  auftreten 
kann,  und  umgekehrt  diese  nicht  gegen  ihn,  wie  diess  beim  Mandat  der  Fall 
ist.  Der  Commissionär  unterscheidet  sich  auch  vom  Mäkler  dadurch,  dass  die- 
ser nur  eine  Mittelsperson  zwischen  Käufer  und  Verkäufer  ist,  nicht  selbst  das 
Gescliäft  macht  und  der  Mandatar  zweier  Parteien  ist;  auch  kann  dieser  keine 
Geschäfte  für  seine  Rechnung  machen,  darf  nicht'Kaufmann  sein  ,  ist  auf  sei- 
nen Wohnort  beschränkt,  und  muss  zu  seinem  Amte  bestellt  sein  ^  der  Com- 
missionär hingegen  ist  als  Kaufmann  etablirt ,  und  wohnt  an  einem  andern  Ort 
als  sein  Committent.  A.  d,  H. 

1)  H.'  G.  B.  91.  —    2)  H.  G.  B.  333.  —    3)  C.  G.  B.  1251. 
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Vision  {commissioii).  Steht  der  Commlsslonär  Delcredere, 
so  steht  er  fiir  die  Zahlung  des  Scluildners  ein.  Diese  Gebiilir 
ist  gewöhnlich  doppelt  so  stark  als  die  Provision  ^).  Empfängt  der 
Coramissionär  bloss  eine  Provision ,  so  haftet  er  nicht  für  die  Perso- 
nen,  mit  denen  er  handelt,  insofern  er  keinen  Scliaden  verur- 
sacht oder  einen  Feliler  oder  eine  Unkluglieit  begangen  hat,  selbst 
dann  nicht^  wenn  er  Termine  gestattet  hat,  was  ilim  nicht  unter- 
sagt war. 

Der  Platzg^ebrauch  kann  allein  bestimmen,  welche  von  beiden 
Verantvrorllichkeiteu  der  Commissiouär  auf  sich  zu  nelimen  liat,  wenn 
er,  um  die  strengere  zu  umgehen,  vorg-ibt,  nur  eine  eiufiiche  Pro- 
vision verstanden  zu  haben« 

Der  Coramissionär  muss  seinen  Committenten  Rechnung  ab- 
legen,  er  kann,  oline  der  Untretie  bescluildigt  zu  werden,  niclit 
mehr  verlangen,  als  er  ausgelegt  hat,  noch  darf  er  weniger  an- 
reclinen,  als  er  empfangen  Iiat.  Haftet  er  aber  fiir  die  Zahhmgs- 
faliigkeit  des  Käufers,  so  hat  er  niclit  nötliig^  einen  Xamen  an- 
zugeben ,  wenn  nicht  die  Natur  des  Geschäfts  oder  der  Ortsgebrauch 
es  mit  sich  bringt.  Ein  nnredliclier  Committent  könnte  sonst  dio 
gegebene  Anzeige  missbrauchen,  und  in  der  Folge  direct  Corre- 
epondenten  seines  Commissionärs,  die  ihm  auf  diese  AVeise  bekannt 
wurden ,   Anerbietungen    maclien. 

In  nachfolgenden  vier  Abschnitten  soll  die  Commission  zu 
verkaufen,  kaufen,  spediren  und  zu  Wecliseloperationen  angegeben 
werden.  Was  dabei  gesagt  wird,  dient  aucli,  um  die  Sciiwierig- 
keiten  zu  lösen,  die  in  den  Verhandlimgen  vorfallen  können,  die 
Jemand  in  seinem  eiÄcnen  ^Jameu  für  Rechnung?  Anderer  schlies- 
sen   würde. 


Erster    Abschnitt. 

Von   der    Commission,     zu    verkaufen. 


56j.  Der    mit    einem   Verkauf  beauftragte   Commissioniir    liat 

die    in    iNo,  41)5    u.  f.    angrgebenen    Verpllic-htungen    des    Depositars 

für    Alles,  was    den    Empfang    der   Waaren     betritft,     zu    crfiillen. 

Hat  er    bei  deren    Empfang   nichts  AVidriges   constatiren  lassen,     so 


I)  Die  ProvisioD  im  AVocIiselRescIiaft  ist  gewöhnlicli  \ — ^  ?.  Das  Dolcrciicro 
cl)eiv  so  >i«l.  Im  Wnaren«;cscli;irt  ist  sie  2  f;,  oft  weniger,  das  l)«McTedcre  oI»cn 
80  viel,  oder  beides  mit  einander  3,;.  Uebrij^ens  hängt  dns  DeKrodcre  aiicb 
von  der  Länge  der  Zeit  und  der  niciir  oder  minder  t;iössern  >  erkauls^oialir  ab, 
der  maD  dabei  ausgesetzt  ist.  A.  t!.  II. 


462 

wird  deshalb  schon  angenommen  y  als  habe  er  sie  in  dem  ihm  an- 
gezeigten Zustande  empfangen;  er  haftet  für  allen  Verlust  und  je- 
de Beschädigung,  wenn  er  nicht  erweisen  kann,  dass  sie  vor  der 
ilim  gemacliten  üebergabe  Statt  hatte,  nocli  Folge  einer  üeber- 
macht  oder  anderer  legitimen  Ursachen  wäre.  Ginge  die  Waare 
durcli  irgend  einen  Fehler,  wofür  er  verantwortlich  ist,  zu  Grun- 
de, so  muss  er  sie  dem  Committenten  bezahlen,  jedoch  nicht  zii 
dem  ihm  angegebenen  Verkaufpreise ,  was  unter  gewissen  Umstän- 
den ungerecht  wäre,  sondern  zum  liöchsten  Preise,  den  die  Waare 
von    nämlicher  Gattung    und    Qualität    bei   dem   Ereigniss   hatte. 

Er  muss  beim  Verkauf  der  Waaren  die  Zeichen  und  Angaben 
beibehalten,  wodurch  sich  der  Committent  Zutrauen  versciiairen, 
oder  seinen  Ruf  begründen  kann ;  auch  .muss  er  sich  nach  den 
ihm  festgesetzten  Preisen  richten.  Würde  er  zu  einem  höhern 
Preise,  als  dem  ihm  angegebenen  verkaufen,  und  nur  für  diesen 
Rechnung  halten ,  sich  also  den  TJeberschuss  zueignen ,  so  würde 
er  eine  sträfliche  Handlung  begehen ,  es  müsste  ihn  denn  eine 
specielle  Convention ,  wie  die  in  JVo.  306.,  zum  Innebehalten  die- 
ses  Ueberschusses    ermächtigen. 

566.  Würde  ein  Commissionär  unter  dem  Preise  verkaufen, 
so  könnte  der  Committent,  wenn  seine  Instruction  deshalb  nicht  befolgt 
wurde,  die  Rückgabe  der  Waare  nicht  vetlangen.  Er  wäre  hinlänglich 
entschädigt,  wenn  ihm  der  Commissionär  den  Preis  ergänzte.  Dieser 
könnte  seinerseits  nur  insofern  dieser  Verbindlichkeit  entgehen  ,  wenri 
er  die  in  No.  131.  und  270.  angegebenen  Formalitäten  erfüllt  hätte« 
Der  Verkauf,  wodurch  er  dem  Käufer  das  Eigenthum  eben  so  über- 
trägt, als  wenn  er  seine  eigene  Saclie  verkaufte,  die  Quittungen  oder 
eingewilligten  Navationen  und  andere  Befreiungs-Mittel,  die  er  gegen 
sich  durch  den  Käufer  erworben ,  würden  letztern  gegen  den  Com- 
mittenten  befreien. 

567.  Ein  Commissionär  kann  nur  auf  Credit  verkaufen,  wenn 
er  die  Ermäclitigung  dazu  erhalten  oder  nacli  Gebrauch  verfahren 
ist,  der  ihm.  vom  Committenten  nicht  untersagt  wurde,  widrigen- 
falls er  ohne  Rücksiclit  auf  die  gestatteten  Termine  den  Preis 
baar  bezahlen  muss.  Hätte  er  jedoch  in  diesem  Falle  zu  einem 
höheren,  als  zu  dem  ihm  zum  haaren  Verkauf  festgesetzten  Limi- 
tum  verkauft,  so  wäre  er  berechtigt,  den  Ueberschuss  zurückzu- 
behalten, falls  der  Committent  nicht  vorzog,  den  Verkauf  auf  Ziel 
sich    gefallen   tu  lassen. 

In  den  Fällen,  in  welchen  er  nicht  Delcredere  steht  und  er- 
mächtigt ist,  auf  Credit  zu  verkaufen,  hat  er  sich  mit  einer  ver- 
hältnissmässigen  Provision  zu  begnügen;  er  darf  weder  auf  zu  lan- 
ges Ziel ,  noch  theurer  an  minder  solide  Personen  verkaufen ;  er 
muss    dann   in   der  Wahl   der   Käufer    um    so   sorgfältiger   sein ,    als 
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wenn  er  Delcredwe  stände,  wodniK:h  er  persönlicher  Schuldner 
würde. 

Wünscht  der  Committent,  der  seiner  Gelder  benüthigt  Ist, 
vor  Verfall  des  dem  Käufer  zugestandenen  Termins  bezahlt  zu  sein, 
80  kann  ihm  der  Commissionär  des  \erkaufproduct  discontiren  (s.  No, 
31.   und    199.). 

56H.  Der  Commissionär  hat  über  die  empfangenen  Waaren 
genaue  Rechnung  zu  fuhren ,  damit  die  bei  dem  Gf^schäft  bellui- 
ligten  Personen  im  vorkommenden  Falle  das  Vindicationsrecht  we- 
gen  des   Preises    oder    der  Sache    (s.   VI.  Abth.)  ausüben   können. 

569.  Jeder  Commissionär  muss  bei  Verfall  die  Einziehung 
des  Betrags  und  allenfalls  die  nöthige  Betreibung  der  Klage  besor- 
gen und  die  Gelder  seines  Committenten ,  den  erhaltenen  Instruc- 
tionen gemäss,  anwenden,^  Seine  Verpflichtungen  sind  durch  die 
Grundsätze  des  irregulären  Depositums  bestimmt,  wenn  niclits  an- 
zeigt, dass  er  die  empfangenen  Geldsorten  individualiter  aulbewali- 
ren  sollte.  Conventionen ,  oder  in  deren  Ermangelung  der  Ge- 
brauch können  allein  zur  Entscheidung  dienen.  Mann  er  die  Zin- 
sen der  Gelder,  deren  er  sich  bedient,  bis  er  sie  dem  Commit- 
tenten Übermacht ,  zahlen  soll.  Im  Allgemeinen  müsste  man  diö 
In  l\o.   205.   514.   und   559.    angegebenen   Grimdsätze    befolgen. 

570.  Ist  ein  Commissionär  zugleich  mit  dem  Ein  -  und  Ver- 
kauf gleicher  Waaren  beauftragt,  so  kann  er  wohl  diese  zwei  Coiii- 
missionen  in  einer  Person  vereinigen,  allein  Treue  imd  Glauben 
gebieten  ihm  in  solclien  Fällen,  dass  er  jeden  seiner  Committen- 
ten davon  in  Kenntniss  setze  und  von  ihnen  um  so  bestimmtere 
Instructionen  verlange,  da  er,  ohne  sich  Unannelimlichkeiten  aus- 
zusetzen ,  von  jedem  von  ihnen  nicht  den  Auftrag  erhalten  kann, 
zu  thun,  was  er  für  dienlich  hält.  Der  Gebrauch  allein  und, 
in  dessen  Ermangelung,  die  Billigk('it  entscheiden,  ob  er  von  dem 
Einen  imd  Andern  die  ganze  Gebühr  für  seine  Mühwaltung  for- 
dern   kann.  "" 

Er  darf  um  so  weniger  persönlich  Käufer  sein  ,  weil  diess  sich 
nicht  mit  dem  ihm  geschenkten  Zutrauen  vereinbart ') ,  und  wenn 
einige  Umstände  es  erheischen,  dass  er  Waaren,  mit  deren  \  er- 
kauf er  beauftragt  ist,  kaufen  muss,  oder  es  wünscht,  so  nniss 
er  sich  seinem  Committenten  darüber  erklären  und  seine  Absicht 
freimüthig  kund   tliun. 

571.  Kann  der  Commissionär  die  ihm  «dressirten  Waaren 
nicht  verkaufen ,  so  muss  er  den  Committenten  davon  benaclirich- 
tigen  und  seine  Verfügung  abwarten.  iNimmt  dieser  sie  zurück, 
so    bestimmt   der   Gebrauch   die  Gebülir,    die   dem  Commissionär  fiir 

1)  C.  G.  B.  1506. 


464 

seine  gehabte ,  obgleich  fniclitlose  Mühe  zulcommt.  Letzterer  kann 
sich  zu  deren  Herausgabe  weigern ,  bis  Ihm  die  geliabten  Ausla- 
gen und  Provision,  auch  Vorschüsse*),  die  er  darauf  gemacht 
hätte,  erstattet  sind^)  (s.  No.  489.);  ja  er  kann  sogar,  um  zu 
seinem  Gelde  zu  gelangen ,  sich  zum  Verkauf  der  Waaren  ermäch- 
tigen   lassen   (s,   No,    131.). 


Zweiter   Abschnitt. 

Von    der    C  o  m  m  i  s  s  i  o  n    zum    G  i  n  k  a  u  f  e  ii . 

572«  Der  mit  einem  Einkauf  beauftragte  Commissionär  muss 
in  der  Auswahl  der  Waaren  die  nämliche  Sorgfalt  anwenden ,  als 
wenn  er  für  eigene  Rechnung  kaufte;  gegen  den  Verkäufer  steht 
er  als  Käufer  da,  und  iibernimmt  dessen  Verbindlichkeiten.  Gegen 
seinen  Committenten  ist  er  für  Alles,  was  die  Qualität  und  Quan- 
tität der  eingekauften  und  ihm  spedirten  Sachen  betrifft ,  gewisser- 
maassen  Verkäufer. 

Er  muss  sich  nach  den  empfangenen  Instructionen  oder  nach 
der  Beschaffenheit  der  Saclien  richten  oder  nach  dem ,  was  er  bei 
Annahme  des  Auftrags  zu  thun  angezeigt  hat;  weicht  er  davon  ab, 
so  muss  unterschieden  werden ,  ob  dieser  Feliler  die  Gattung  oder 
Qualität  der  Waare  betrifft,  da  der  Committent  nicht  gehalten  ist, 
etwas  Anderes  zu  empfangen ,  als  er  begelirt  hat ;  hätte  aber  der 
Commissionär  bloss  den  limitirten  Preis  überschritten ,  so  könnte 
er,  indem  er  einwilligt,  die  Differenz  zu  tragen,  den  Commit- 
tenten zwingen,  die  Waare  zu  dem  ihm  angegebenen  Preis  anzu- 
nehmen. 

In  diesem  Falle  ktinnte  der  Committent  gegen  seinen  Com- 
missionär klagen ,  selbst  wenn  er  die  Waare  vom  Fuhrmann  in 
Empfang  genommen  und  die  Fracht  ohne  Protestation  bezahlt  hätte  ^). 
Hier  könnte  nur  das,  was  in  No.  282,  gesagt  wurde,  angewen- 
det  werden. 

Ist  er  beauftragt,  Waaren  von  der  nämlichen  Gattung  und 
Qualität,  wie  die  ihm  zugehörenden,  zu  kaufen,  oder  für  einen 
Andern  zu  verkaufen ,  so  darf  er  sie  nicht ,  wie  No.  570.  ge- 
sagt wurde,  seinem  Committenten  in  Einkaufrechnung  bringen, 
selbst  nicht  zu  den  von  diesepi  angegebenen  Preisen,    ohne  ihm  von 


1)  Der  Cassationshof  hat  unterm  23.  Juni  1830  entschieden,  dass  unter  dem 
Worte  „Vorschüsse"  (avances)  im  Allgemeinen  alle  Summen,  alle  Sachen  oder 
alle  Werthschaften  zu  verstehen  sind,  die  der  Commissionär  aus  den  Händen 
gibt ,  und  dem  Committenten  nutzen.  A.  d,  H. 

3)  C.  G.  B.  2083.    H.  G.  B.  93.  —    3)  Abw,  Urth,  37.  Dec.  1825. 
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diesem  Umstände  Nachricht  zu  geben ;  in  diesem  besondern  Falle 
befolgt  man  die  in  No,  278.  über  die  Gefahr  der  vericauften  Sache 
angegebenen  Regeln, 

573.  Sobald  der  CommissionäT  die  fiir  Rechnung  seines 
Committenten  von  einem  Dritten  gekauften  und  gelieferten  Waaren 
in  Empfang  genommen  hat,  so  sind  sie  auf  Gefaljr  des  Letztern. 
Der  Commissionär  ist  ihrer  Erhaltung  wegen  der  nämlichen  Ver- 
antwortlichkeit unterworfen ,  bis  er  sie  ihm  spedirt  hat.  Wenn 
aber  sein  Gewerbe  oder  die  empfangene  Vollmacht  ihn  niclit  zu- 
gleich zum  Transport-Unternelimer  macht,  so  liört  seine  Verant- 
wortlichkeit auf,  sobald  die  \^aare  aus  seinen  Magazinen  in  guter 
Beschaffenheit   ausgegangen   ist  ^). 

Uebriuens  foiiit  ans  den  in  No.  219.  ang;eiiebenen  Grundsätzen, 
dass  ihm  die  Vorziigs-Heclite  zustellen,  die  der  Verkaufer  dieser  Sa- 
chen gegen  den  Käufer  hat,  der  seine  Verbindlichkeit  nicht  erfüllt ,  und 
die  er  in  den  nunilichen  Fällen  verliert ,  wo  der  Verkäufer  sie  selbst 
verlieren  würde. 

Hat  der  Commissionär  von  seinem  Committenten  Gelder  zum 
Einkauf  empfangen  und  sie  lange  an  sich  behalten,  oline  die  Auf- 
träge zu  vollziehen ,  _  so  ist  nach  Umständen,  Gebrauch  und  nach 
No.  569.  zu  entscheiden,  ob  er  dem  Committenten  Zinsen  für 
diese  Gelder  vergüten   muss. 

In  solclieui  Falle  ist  in  Detracht  zu  ziehen,  ob  der  Verzug  in 
der  Vollzieliung*  Folge  unvorhergesehener  Ereignisse  ist,  oder  ob  mau 
die  Schuld  dem  Commissionär  beilegen  kann. 

Hätten  die  Parteien  auszumachen  vergessen ,  wie  der  Com- 
missionär für  seine  Vorschüsse  gedeckt  werden  soll,  und  es  ent- 
stände unter  ihnen  ein  Streit,  der  nicht  durch  Local-Gebraucli  ent- 
schieden werden  konnte,  so  müsste  der  Committent  seinem  Com- 
missionär Anschauung  machen  und  könnte  ihn  nicht  zwingen,  auf 
ihn  zu  trassiren ,  weil  dieser  die  Tratte  wieder  rimborsiren  müsste^ 
falls   sie   nicht   eingelöset  würde. 

Der  Commissionär  Iiat  auch  das  Recht,  sicli  vom  Handels- 
gerichte ermächtigen  zu  lassen,  um  dieA>aaren,  auf  die  er  Vor- 
schüsse gemacht,  verkaufen  zu  können  ,  falls  der  Committent  sie  zu 
erstatten  verweigert,  oder  ilim  nicht  hiureicliende  >  erhaltungsre- 
geln  gibt,  um  diesen  Verkauf  nach  dem  Curs  zu  bewerkstelligen. 
In  diesem  Falle  wird  nach  den  in  \o,  131.  angegebeneu  Formen 
verfahren. 


1)  IT.  G.  B,  100. 
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466  . 

DritterAbschnitt. 

Von  den  Commissionärenfür  Transporte. 

574.  Wer.  in  seinem  Namen  für  Rechnung  Anderer  Trans- 
port-Geschäfte mit  Fuhrleuten  abscliliesst ,  um  die  Waareu  seines 
Conimittenten  weiter  zu  verführen ,  wird  Commissionär  für 
Transporte   (commissionna'tre  de  transporis)    genannt. 

Manche  legen  sich  diesen  Titel  bei ,  spediren  Waareu  durch 
Leute,  die  in  ihrem  Dienste  stehen,  oder  kommen  mit  Fährleuten 
oder  Schiffern  über  einen  niedrig^ern  Preis,  als  denjenigen,  den  sie 
sicli  von  ihrem  Committenten  zahlen  lassen,  überein.  In  diesem  Falle 
sind  sie  wahre  Unternehmer  und  müssen  als  solche  angesehen  wer- 
den ,  wenn  sich  Gelegenheit  ?u  einer  Verantwortlichkeit  darbietet. 
/  Hier  ist  vorausgesetzt,  dass  sie  iu  den  Schranken  der  Commission 
bleiben. 

575.  Kann  eine  Spedition  nicht  durch  einen  und  denselben 
Fuhrmann  bewerkstelligt  werden  imd  zertheilt  sie  sich  unterwegs  in 
mehrere  Richtungen,  so  bedarf  der  Versender  wesentlich  eines  Com- 
missionärs  ^).  Dieser  adressirt  dann  die' Güter  an  seine  Commis- 
sionäre  und  gibt  ihnen  wegen  der  Weiterbeförderung  die  nöthi- 
gen   Instructionen. 

576.  Der  Commissionär,  an  den  sich  ein  Fuhrmann  gewen- 
det hat,  ist  gegen  Letztern  der  eigentliche  Verbindliche,  und  ist 
nichts  Engegengesetztes  bestimmt,  so  haftet  er  für  den  Fuhrmann, 
dem  er  die  empfangenen  Gegenstände  anvertraut  hat,  was  eine  Aus- 
nahme von  der  in  No.  564.  angegebenen  Regel  ist.  Diese  Ver- 
antwortlichkeit ist  nach  No.  495,  538  u.  f.*  ganz  derjenigen  der 
Depositare  und  Fuhrleute  gleich  und  hört  auf  gleiche  Weise  auf'). 
Jedoch  ist  ein  Unterschied  zu  machen,  der  aus  der  Natur  der 
Dinge  hervorgeht;  Verluste,  Diebstahl,  Avarie,  woran  der  Fuhr- 
mann Schuld  ist,^  machen  den  (Kommissionär  verantwortlich,  der 
blosse  Verzug  kann  .  aber  nicht  die  nämlichen  W  irkungen  hervor- 
bringen. Nach  dem  Frachtbriefe  muss  der  Destinatar  einen  Abzug 
machen  und  der  Commissionär,  der  nicht  Unternehmer  des  Trans- 
ports   ist,   hat   nicJit   für    den   Verzug  zu  haften, 

Uebrigens  kann,  wie  gesagt  wurde,  der  Commissionär  im 
Fraclitbriefe  bestimmen ,  dass  er  für  Avarie  und  Verlust  des  Gutes, 
woran  der  Fuhrmann  Schuld  ist,  nicht  verantwortlich  sei  ^).  Da 
Niemand  bedingen  kaim,  dass  er   von   der   Vertretung   seiner   eigenen 


1)  Der  Commissionär  für  Transporte  muss  ein  folnrtes  und  paraphirtes  Regi- 
ster führen,  worein  er  die  Frachtbriefe  copirt ,  was  ohne  Zwischenräume  in  un- 
unterbrochener Ordnung  gesshehen  muss.  (H.  G.'B.   103.) 

2)  Abw.  Urth.  18.  Juni  1827.  —    3)  H.  G.  B.  98. 
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Thatsaclie  befreit  sei,  was  dem  Fuhrmann  nicht  gestattet  ist,  so 
liat  jeder  das  Recht,  zu  stipuliren,  dass  er  nicht  für  das  Factum 
eines  andern  hafte,  fiir  den  er  durch  die  Natur  des  Contracts  garant  ist. 

Bei  dieser  Veranlassung  muss  wohl  ein  ünterscliied  sein  zwischen 
dem  wahren  Commissionär  Tür  Transporte  und  demjenigen ,  der, 
wenn  er  sicli  dafür  ausgibt,  nur  ein  Unternehmer  für  Trausporte 
wäre,  es  sei  nun,  dass  er  sich  Leute  darauf  Jiält,  oder  milden 
Fuhrleuten  einen  andern  Lojin  bedingt,  als  denjenigen,  den  er  sei- 
nem Committenlen  anrechnet.  Die  Befugniss  der  Fiilirleute,  die 
Facta  auszuschliessen  ,  die  aus  der  Verantwortliclikeit  des  Fuiirmanns 
entstehen,  möclite  in  diesen  Fällen  niclit  zulässig  sein,  und  der- 
jenige, welclier  beweisen  würde,  dass  der  angebliche  Commissio- 
när in  seinem  Betracht  nur  ein  Unternehmer  zu  Transporten  war, 
könnte  ilm  gerichtlich  belangen;  selbst  wenn  die  Clausel  von  IN icht- 
verantwortlichkeit  im  Frachtbriefe    stände. 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  und  unter  gleichen  Einschränkungen 
haftet  der  Commissionär,  wenn  er  nichts  Entgegejigesetztes  bedungen 
hat,  für  den  Zwisclien-Commissionär ;  er  kann  daher  für  Verluste,  Ava- 
rien  etc.  seinen  Regress-  gegen  ihn  nehmen,  Verurtheilung  erlial- 
ten*),  selbst  wenn  dieser  Regress  nacli  Ablauf  der  in  iS'o,  546. 
angegebenen  Klagefrist  genommen  wird,  wenn  nur  das  gerichtliclie 
Anbringen  des  Eigenthümers,  das  er  ilim  insinuirt,  zu  gelioriger 
Zeit    gemaclit    wurde  ^). 

Man  kann  aber  denjenig-en  iiicbt  als  Z-svischen  Coinnilssionar  an- 
seilen, den  der  Versender  dem  urspn'ingliclien  Comniissioniir  bezeich- 
net bat.  Die  Verantwortlichkeit  bat  in  diesem  Falle  nicht  Statt,  >veil 
dieser  ConsI;;natar  keine  jMittelsperson  ist ,  die  der  Coinnilssionar  (Vei- 
^viIIi{»•  wählen  konnte;  er  ist  im  Ge<»-entheil  vom  Versender  nnijesfeiit. 
Uebrigens  ist  der  Zwiscben-ComniissionÜr,  im  Interesse  des  JiaupUoni- 
missionärs  oder  des  Versenders,  der  ihn  angegebeji  hat,  ein  wahrer 
Destinatar,  der  bei  Einjjfang-  der  Güter  sich  nach  den  in  l\o.  495,  538 
II.  f.  fiegebeneu  Regeln  richten  muss. 

Alle  Klagen,  die  der  Versender  gegen  dm  (^ommissicuiär 
anbringen  kann ,  kann  er  auch  gegen  den  Frachtfrihrer  und  an- 
dere Mittelspersonen  wegen  des  sie  betreifenden  Transports  an- 
bringen. Manchmal  kiunite  er  ein  Klagerecht  gegen  denjenigen  ha- 
ben, mit  welchem  er  contrahirt  hat,  das  gegen  letztere  nicht 
zugelassen   würde, 

Z.  H.  A.  bat  nn  Z.  den  Auftrag-  {jeg-eben  ,  srine  AVnnren  nach 
Donlcnnx  zn  l^ande  zn  sjx'dJnMi  ;  Z.  sprdirt  aber  oinen  Tbeil  davon 
zur  S.e.  Diese  \\  aare  gebt  ohne  Vrrscbulden  drs  Sc  bifftrs  zn  (inin- 
de;  A.  hat  also  g-egen  diesen  keine  Klog-e.  Da  aber  Z.  sein  M.ui- 
dat  nicht  piincllicb   befolgt  hat,    Avie  er  sich  dazu   verbindlich  gemacht, 

1)  H.  G.  D.  1)9.  ~    2)   Abw.  llrth.  5.  ^fai  182». 
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so  fallen  iLm  die  Folg-en  eines  Zufalls  zur  Last,  der  sich  nicLt  er- 
eignet hätte,  wenn  er  die  Versendung  auf  die  ihm  vorgeschriebene 
Weise  gemacht  hatte. 

577.  Diese  Vorschriften  sind  nur  auf  die  Commissionäre 
anwendbar,  welche  die  Verbindlichkeit  auf  sicli  genommen  haben, 
Transportmittel  zu  verschaffen.  Sie  Hessen  sich  nicht  auf  den 
Fall  anwenden,  wo  ein  Verkäufer  von  Waaren  vom  Käufer  wäre 
ersucht  worden,  sie  Ihm  auf  Gefahr  des  Letztern  zu  spediren 
(s,  No.  278.).  Dieser  Umstand  hat  nichts  mit  der  Verkaufs-Com- 
ftiission  gemein,  weil  vorausgesetzt  wird,  dass  sich  der  Verkäufer 
nicht  verbindlich  gemacht  hat,  die  Waaren  an  ilire  Bestimmung 
zu  liefern,  in  welchem  Fall  er  dann  nur  Mandatar  ist,  der  dar- 
thun  muss ,  dass  er  die  Versendung  auf  die  vorgeschriebene  Weise  voll- 
zogen hat  und  nur  in  dem  Fall  verantwortlich  ist,  wo  er  die  Sendung 
nicht  au  die  angegebene  Adresse  auf  dem  vorgeschriebenen  Wege 
gemacht  hat.  Ist  ihm  kein  Weg  speciell  vorgeschrieben  worden, 
so  haftet  er  nur  für  das,  was  ihm  wegen  der  Wahl  des  Fuhrmanns 
zur  Last  gelegt  werden  kann,  der  übrigens  ^(^^tn  den  Eigenthü- 
mer  der  Waaren  allein  verantwortlich  wäre.  Eben  so  verhielte  es 
sich ,  wenn  nicht  durch  die  vom  Verkäufer  eingegangene  Verbind- 
lichkeit oder  durch  die  Umstände  (z.  B.  wenn -es  sein  Gewerbe 
wäre,  sich  mit  dem  Transport  zu  befassen)  erwiesen  würde,  dass 
er  Güterbestäter  ,der  verkauften   Sachen  sein  wollte. 

Vierter    Abschnitt. 

Von   der    Commissionim   Wechselgeschäft. 

578.  Alle  Wechselgeschäfte,  wovon  im  11.  Ilauptstück  die- 
ser Abtheilung  die  Rede  war,  lassen  sich  auch  commissionsweise 
machen. 

In  nachfolgenden  drei  §.  §.  soll  die  Commission'zum  Tras- 
siren.  Kaufen,  Begeben  und  Einziehen  der  Wechsel  abgeliandelt 
werden. 

Da  bereits  in  No.  379  u.  f.  das  Nöthige  über  die  Acceptation 
gesagt  wurde,  so  ist  hier  nicht  weiter  die  Krde  davon,  denn  was 
auch  in  der  Wirklichkeit  die  Stelhmg  der  Bezogenen  zum  Aussteller 
sein  mag,  so  tritt  zwischen  ihnen  ein  wahrer  VoUmadits-  oder  Com- 
missions- Vertrag  ein,  der  in  gewissen  Fällen  durch  ihre  gegenseitige 
Lage  modificirt  ist. 

§.1. 

Von     der    Commission,     zu    trassiren. 

579.  Da  derjenige,  welcher  von  einem  Dritten  beauftragt 
ist,    für  dessen  Rechnung   zu  trassiren,   entweder  ausdriicklich  oder 
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folgeningsweisc  die  Verbindlichkeit  übernommen  hat,  den  Auftrag 
zu  vollziehen,  «o  muss  diess  nach  der  vorgeschriebenen  Summe 
und  Verfallzeit  geschehen.  Da  er  aber  gegen  den  Inliaber  und  ge- 
gen Dritte  für  die  Deckung  liaftet,  so  muss  er  er  sich  der  Annahme 
seiner  Tratten  vergewissern. 

Trassirt  er  zu  Gunsten  eines  darin  bezeichneten  IVehmers,  ^o 
hat  er  sich  nach  den  erlialtenen  Instructionen  oder  nach  der  Be- 
schaffenheit der  Operation  zu  richten ,  "wodurch  bestimmt  wird,  ob 
und  wie  er  den  Preis  fordern  oder  nicht  fordern  wird.  Er  kann 
auch  zu  seinen  eigenen  Gunsten  trassiren,  wenn  nämlich  der  Corü- 
mittent  sein  Schuldner  ist  oder  es  durch  eine  ihm  aufgetragene 
Operation  wird;  dieses  Trassiren  kann  auf  einen  Dritten  oder  auf 
den    Committenten  selbst  geschehen. 

580.  Nach  allgemeinem  Gebrauch  gibt  der  Aussteller,  wenn 
er  auf  einen  Dritten  zieht,  die  Anfangsbuchstaben  des  iXamens 
des  Committenten  in  der  Tratte  an.  Selbst  wenn  er,  was  selten 
geschieht,  den  \ehmer  die  zum  Trassiren  erlialtenen  Fustructionen 
und  den  Namen  des  Committenten  mittheilte,  so  hätte  der  Inha- 
ber wegen  nicht  erfolgter  Annahme  oder  Zahlung  die  nämliche 
Klage  gegen  ihn  ,  als  wenn  er  für  eigene  Rechnung  trassirt  hätte  *  ~)  ; 
der  Inhaber  könnte  also  nicht  gegen  den  Ordre-Geber  direct  auf- 
treten-^). 

Wenn  auch  der  Bezogene,  ohne  Deckung  zu  haben,  ac- 
ceptirt  oder  bei  Verfall  bezahlt  hätte,  so  würde  er  keine  Rechte 
gegen  den  Aussteller  haben,  der  commissionsweise  gezogen  hat*). 
Dieser  ist  nur  eine  3Iittelsperson,  die  beauftragt  ist,  den  Bezoge- 
nen um  Acceptation  und  Zahlung  zu  ersuchen ,  und  geht  der  Be- 
zogene es  ein,  &o  kann  er  nur  Rechte  gegen  den  Committenten 
haben.  Will  er  aber  für  den  Aussteller  acceptiren  oder  bezahlen, 
so    kann    es    per    Intervention    geschehen;     dann    erwirbt    er    nach 


1)  n.  G.  R.  iir,. 

2)  Der  Art.  115.  (Jos  II.  G.  B.  lautete  ursprünglich  foli^eiulormanssrn :  Der 
Aussteller  oder  De  ijciii^c,  für  dessen  Ueclinun^;  d.r  \V«\Iisol  ^jezo^on  >\erdensoll, 
uiiiss  für  die  l)r(rkun};  ;;esor{;t  lialx-n.  Indessen  l>l«ilit  d;d)oi  der  Aussteller  per- 
sönlicli  verpHicIUet.  Dicsor  Art.,  der  Siint-r  dunklen  AMassun;;  wejion  zu  Pro- 
zessen Aniass  {;»!),  wurde  durch  Gesetz  \<)ui  ersten  März  LSlT  «ie  folt;t  umjiie- 
iindert :  Dii-  Deckung;  mu.ss  vom  Aussteller  oder  von  demjeni;;en  nngcschatit 
Verden,  für  dessen  llechnuntj;  *'*-*'"  Wechsel  «;ezoiicn  ist,  ohne  dass  jedoch  der 
Aussteller,  der  für  Hccliiniiiji  eines  Andern  zo;:,  aufhört,  persönlich  gO{.:en  (!ea 
Indossrnicn  und  den  ln!ial»i'r  ld«>ss  vcrpMiilitct  zu  sein.  Dnrcli  ('al)inet«<ordre  v.  31. 
Ocl.  IS:V3  wurde  der  nämliche  Art.  für  die  preuss.  Ulnini'r(>\inzen  fol^ender- 
niaassen  ahf^eändert  :  ,,I>ie  |)(>ckun;;  niuss  von  den»  \usslcllfr  «ies  Wechsels  oder 
vo»  d.nijeni;,'en  ant^eschalU  werden,  für  dessen  Kechnuir^  er  ;;ezo{;cn  ist.  Hat 
der  Uezo^^ene  };e\vusst,  dass  der  We«-hsel  für .Rechnun;!  eine.s  Dritten  «;ezo(jen 
worden,  so  kann  er  shh  \\r;;cn  «ler  Deckung  nur  an  den  Dritten  hallen  und  hat 
keinen  Anspruch  an  den  Aussteller,  der  jeiioch  den  Iftdobseutcu  und  dem  Inha 
her  persönlich  \erpllichlet   hieiht.  A.  d.  IJ. 

a)  Cass.   lü.  Uec.  1821.  —    4)  Ges.  ?.  19.  Mnra  1S2I. 
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No.    407.    die  Rechte  des  Inhabers   selbst  gegen  den   Commissionär, ' 
der    zur  Deckung  gegen  den   Inhaber  un4    diejenigen ,    die   in   seine 
Rechte   sirbrogirt   sind,    gehalten   ist. 

Ausser  dem  Bericht,  den  der  Commissionär  seinem  Coinmit- 
tenten  über  die  Vollziehung  des  Auftrags  zu  ertheilen  hat,  muss 
er  auch  dem  Bezogenen  den  nöthigen  A.\is  geben  (s.  No.  323.); 
hätte  dieser  aber,  ohne  den  Avis  abzuwarten,  die  Tratte  bezahlt 
und  könnte  er  erweisen,  dass  der  Commissionär  durch  den  Com- 
mittenten  zur  Ziehung  beauftragt  war,  so  könnte  er  von  diesem 
diie   Wiederbezahlung    fordern  *). 

Da  derjenige,  welcher  commissionsweise  gezogen  hat,  vom 
Inhaber  oder  denjenigen,  gegen  die  er  seinen  Regress  genommen, 
gerichtlich  belangt  werden  kann,  so  ist  er  berechtigt,  gegen  sei- 
nen Committenten  aufzutreten  ,^  der  ihn  dafür  zu  entschädigen  hat. 
Dieser,  gegen  den  nun  der  Regress  genommen  ist,  könnte  ihn 
durch  den  Beweis  abwenden ,  dass  er  dem  Bezogenen  die  Deckung 
gemacht  habe,  wenn  er  nach  No.  435.  diese  Einrede  dem  Inha- 
ber entgegensetzen  kann.  Der  Commissionär,  der  in  Folge  die- 
ser Grundsätze  die  Tratte  rimborsirt  hätte  und  fände,  dass  der 
/  Bezogene  Schuldner  des  Committenten  war^  könnte  die  Rechte  des 
Letztern  auf  die  in  No.  190.  angeführte  Weise  und  vorbehaltlich 
der   erwähnten    Exceptionen    ausüben. 

Führt  der  Commissionär  den  Beweis  nicht,  dass  der  Bezo- 
gene Deckung  hätte,  so  entsteht  die  Frage,  ob  er,  wenn  er  die 
factische  Acceptation  als  Argument  aufstellt,  behaupten  kann,  dass 
der  Bezogene  in  Betreff  seiner  zur  Zahlung  der  Tratte  gehalten 
sei  ?  Hier  kann  man  ihm  einwenden ,  dass  er  nicht  mehr  Rechte 
hat,  als  sein  Committent,  und  dass  nach  No.  389.  die  factische 
Acceptation  das  Vorhandensein  der  Deckung  im  Interesse  des  Letz- 
tern gegen  den  Acceptanten  nicht  voraussetzt.  Darauf  kann  man 
als  Folge  des  Grundsatzes,  der  dem  Acceptanten  eine  Klage  ge- 
gen ihn  gestattet,  erwiedern,  dass  dieser  seine  eigene  Schuld  aus 
der  Tratte  gemacht  hat;  dass,  da  er  hinlänglich  wusste,  dass 
der  Committent  sein  alleiniger  Schuldner  gewesen,  er  seine  Vor- 
sichtsmaassregeln  hätte  nehmen  sollen ;  dass  er  sich  gegen  jeden 
Inhaber  verbindlich  gemacht  liat;  dass  der  Commissionär,  der  den 
Wechsel  rimborsirt  hat,  ein  wahrer  Inhaber  ist,  der,  da  er  in 
dieser  Eigenschaft  gegen  den  Acceptanten  auftritt,  den  Committen- 
tenten    nicht   repräsentirt. 

In  der  Regel  und  wenn  das  Handelsrecht  nicht  Grundsätze  an- 
geuommen  hätte j  die  von  denjenigen  des  Civilrechts  verschiedeu  wa- 
ren ,  sollte  dieser  Aussteller  der  Conimissioustratte  niemals  dem  Inha- 


1)  Abw.  Urth.  14.  Aug.  1817. 
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Laber  Iiaften ,  sobald  er  sein  Mandat  iiicbt  überschritten  Ljrt»).  Wenn 
er  aus  Gründen,  die  sich  auf  das  specieile  Interesse  des  Handels  stützen 
dem  Inhaber  haftet,  ^o  kann  dieser  Umstand,  der  dem  Acceptanten 
fremd  ist ,  ilin  nicht  der  Ausübung;  seiner  Hechte  als  Inhaber  berau- 
ben ,  die  er,  indem  er  rimborsirte ,  erworben  hat ;  er  kann  daher 
Tom  Acceptanten  Alles  dasjenig-e  verlang-en,  was  der  Inhaber  von  ihm 
Latte  verlangen  können ;  der  Acceptant  hatte  also  den  Inhaber  durch 
die  Einrede,  dass  ihm  die  Deckung*  nicht  g-emacht  wurde,  nicht  ab- 
weisen können.  Hier  verhalt  es  sich  g-anz  anders ,  als  in  dem  No. 
402.  aug^eführten  Fall,  nach  welchem  der  directe  Aussteller  keine 
Klage  gegen  Letztern  hat,  wenn  er  ihm  nicht  die  Deckung;  g^emacht 
hat  f  die  Verbiiidliciikeit ,  die  Deckung"  zu  machen,  ist  aber  demjeni- 
g;en  ,    der  commissionsweise  trassirt ,    nicht  auferleget. 


§.  2. 


Von    der  Commission,    Wechsel  einzukaufen. 

581.  Der  Commissionär,  der  einen  Wechsel  für  Rechnung 
eines  Coramittenten  auf  eine  der  in  No.  323.  angegebenen  Arten 
kauft,  macht  sich  gegen  den  Verkäufer  des  Wechsels  eben  so  ver- 
bindlich, als  wenn  er  einige  Waaren  gekauft  hätte.  Deninarh 
müssen  die  in  iVo.  572  u.  f.  gegebenen  Vorschriften  gänzlicli  be- 
folgt   werden. 

Wenn  der  Comraissionär  die  gekauften  Wechsel  an  seine  Ordre 
statt  an  die  des  Committenten  stellen  oder  indossiren  lässt ,  so 
mnss  er,  um  das  Eigenthumsrecht  diesem  zu  übertragen,  sie 
seinerseits  an  ihn  nach  No.  350.  indossiren ,  was  ihn  wegen  die- 
ser Cession  zu  aller  Verantwortlichkeit  gegen  Dritte  anhält.  Die- 
ses Indossament  würde  ihn  aber  nicht  zur  Garantie  gegen  seinen 
Committenten  verbindlicli  machen ,  er  müsste  denn  Delcredere  ste- 
hen,  was  sich  am  häuligsten  durch  das  Indossament  ergibt*), 
was  er  zu  dessen  Gunsten  unterschreibt,  ohne  durch  Correspon- 
denz  oder  auf  andere  Weise  einen  Vorbehalt  zu  machen.  Ausser 
diesem  Falle  und  wenn  erwiesen  ist,  dass  er  gegen  seinen  Com- 
mittenten nur  die  Verbindlichkeiten  eines  blossen  (■ommissionärs 
erfüllt  hat,  und  er  keine  grosse  Unklugheit  sich  zu  Schulden  kom- 
men   Hess,    das    Zahlimgs- Linvermögen     des    Wechselgebers    weder 


I)  H.  G.  B.  1907. 
2 

sam 


2)  Will  er  nicht  Dclcrrdcro  sfchen,  so  mii8s  diess  nm  Schlüsse  des  IihKxs- 
„..menls  ausdrücklich  anj;o;ji'bni  wcnien.  Z.  B.  ,,ohne  mein  Delcrodere*'  oder 
,,olnu'  nu'inc  (laiMiitie"  od«*r  ,,t>lim'  inciii  ()l»li;;o  noch  Pr.'ijiidi/".  In  Kult;»'  eines 
solchen  >  ()rl)cli;ilts ,  \v«)riil»»'r  er  zinor  «lic  KinN^illi^un^  dos  l'onnuillcntcn  oin- 
holon  nuiss ,  uird  er  bei  der  Ko^ircssnuhnie  iilM'r};an;;(Mi.  V,v  kiMiu  Much  ,  nni 
dem  Kcy;rcs8  /u  onl«;»'lion,  den  eint;ekniirhMi  Wechsel  so};leich  nn  die  Ordre  sei 
nos  Committenten  stellen  lassen,  er  lässt  nVior  dann  dabei  anlülircn  .  «li""*s  er 
(('ornniissit.när)  der  Wrrtligcber  sei.     S.  Schiebe,    1..  d.   W.   \M.  <mii>. 
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evidcDt  noch  notorisch  war,  bringt  das  Indossament,  das  er  un- 
terzeichnet, "was  auch  seine  Form  sein  mag,  zu  Gunsten  des  Com- 
mittenten  keine  der  Wirkungen  imd  Garantien  hervor,  die  aus  den 
gewöhnlichen  Negociationen  hervorgehen, 

§.  3. 

Von    der    Commissi  o,n,     die    Acceptation,    die    Beg-ebung 
oder   das  Eiiizieben    von   Wechseln   zn   besorgen, 

582.  Oft  erhält  der  Kaufmann  von  seinem  Correspondenten 
Wechsel  zum  Einziehen  oder  zur  Begebung,  wofür  er  dann  dem  Com- 
mittenten  Rechnung  zu  halten  hat.  Ihre  Einsendung  muss  so  gesche- 
hen, dass  ihm  zur  Ausführung  seiner  Commission  die  nöthige  Zelt  vor 
Verfall  gelassen  wird.  Besitzt  davon  der  Committent  mehre  Exem- 
plare, so  muss  er  sie  einzeln  einsenden,  damit,  falls  ein  Exem- 
plar verloren  geht,  es  durch  ein  anderes  ersetzt  werde ;  und  wurde 
eines  zur  Acceptation  gesandt  (s.  No.  342.),  so  muss  der  Com- 
mittent seinen  Commissionär  benachrichtigen,  woher  es  zu  bezie- 
hen   ist  *), 

583«  Derjenige,  welchem  ein  W^echsel  remittirt  wurde,  muss 
den  Empfang  davon  anzeigen  und  den  Wechsel  zur  Annahme  prä- 
sentiren,  wenn  ihm  diess  nach  No.  358.  gesetzlich  oder  nach  den 
erhaltenen  Instructionen  auferlegt  ist  oder  es  die  Khigheit  gebie- 
tet. Unterlässt  er  diess,  so  haftet  er  für  die  Folgen  seiner  Nach- 
lässigkeit. Hat  sich  der  Acceptant  in  seiner  Acceptation  etwas 
vorbehalten ,  sogar  bloss  gegen  den  Aussteller ,  so  muss  er  diess 
sogleich  melden  und  haftet  für  alle  Folgen^).  Er  ist  verbunden, 
bei  Verfall  die  Zahlung  des  W'echsels  zu  fordern  ^),  selbst  wenn 
er  nur  mit  der  Acceptation  beauftragt  war;  er  darf  keine  De- 
legation auf  einen  Dritten  an  Zahlungsstatt  nehmen.  Hätte  er 
durch  irgend  einen  Zufall  den  Weclisel  verlegt  oder  verloren ,  so 
muss  er  nach  No.  408  u.  f.  verfahren ,  und  sogleich  seinem  Com- 
mittenten  Nachricht  davon  ertheilen.  In  jedem  Fall  muss  er  pro- 
testireri  und    alle  Acte   zur   Erhaltung   der  Rechte  aufnehmen  lassen. 

Hat  er  einmal  das  Nöthige  zur  Vermeidung  des  Verfalls  der 
Rechte  besorgt,    so   kann    der   Committent,    der  davon  bennachrich- 


1)  Dieses  geschieht  aber  nicht  brieflich  ,  sondern  das  Duplicat  gibt  an ,  wo 
der  zur  Acceptation  gesandte  Wechsel  abzuholen  ist.  Z.  B.  Prima  zu  Annahme 
(oder  Prima  acceptirt)  bei  (Name  des  Depositars -der  Prima).  S.  Schiebe,  L. 
d.  W.  XXII  und  XXIII.  Cap.  und  §.  249.  u.  250. 

2)  Cass.  7.  März  18 J  5. 

3)  Besteht  der  Wechsel  in  einem  Duplicat  oder  in  einer  Copie,  so  muss  er 
zuvor  die  Prima  oder  das  Original  bei  demjenigen  beziehen,  welchem  das  Eine 
od^r  Andere  zur  Annahme  und  zur  Verfügung  des  Inhabers  des  Duplicats  oder 
der  Copie  eingesandt  wurde.    S.  Schiebe,  desgl. 
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tigt  worden,  den  Wechsel  nicht  für  Rechnung  des  Commissionärs 
lasseh  und  Torschützen,  der  Protest  wäre  ihm  in  den  No.  429. 
angegebenen  gesetzlichen  Fristen  nicht  notificirt  worden ,  weil  kein 
Wechselcontract  zwischen  ilinen  Statt  hatte.  Der  Commissionär  ist 
nur  verantwortlicli ,  wenn  er  die  Papiere  nicht  zurückgesandt  hat. 
Hat  er  den  Wechsel  begeben,  so  haftet  er  nach  No.  354. 
gegen  den  Inliaber  auf  die  nämliche  Weise,  als  wenn  er  für  eige- 
ne Rechnung  indossirt  hätte.  Falls  er  aber  niclit  selbst  aus  irgend 
einem  besondern  Grunde  gegen  seinen  Committenten  haftet,  ist  er 
berechtigt,  sich  von  ihm  die  gerichtlichen  Klagen  und  Urtheile, 
denen  er  ausgesetzt  ist,  oder  die  zur  Vermeidung  derselben  ge- 
machten Zahlungen  garantiren  zu  lassen.  Er  ist  nicht  mehr  be- 
günstigt, als  derjenige,  der  per  Intervention  bezahlen  würde'), 
und  diese  Zahlung  sichert  ihm  die  legale  Subrogation  zu,  wovon 
No.    129.    die    Rede  war. 


j§iebeiitfe^   Ilaiipti^tiiek. 

Vom       Bürgschafts-Vertra 


584.  Die  Vorsichtsmaassregeln ,  die  man  nimmt,  um  sich 
Verluste  verbürgen  zu  lassen ,  die  von  Begebenlieiten  entstehen, 
welclie  vom  Willen  desjenigen,  den  sie  treffen,  nicht  abhängen,  können 
in  zwei  Fällen  genommen  werden:  1)  Wenn  ein  Gläubiger  sei- 
nem Scliuldner  die  Verbindlichkeit  auferlegt ,  ihm  einen  Bürgen 
zu  stellen,  der  sich  verbindlich  macht,  in  dem  Fall  zu  zahlen, 
wo  der  Schuldner  nicht  zur  festgesetzten  Zeit  sich  der  Schuld  ent- 
ledigen würde.  Diess  nennt  man  Bürgschaft  (cauiiotuiemcni)  '). 
2)  Wenn  der  Kigenthümer  eines  Rechts  oder  einer  Saclie  Etwas 
verspriclit,  unter  der  Bedingung,  dass  man  ihn  für  den  Verlust 
entscliädige ,  den  er  durch  Ereignisse,  deren  Möglichkeit  man 
voraussielit,  erleiden  kann;  diess  ist  eine  gewisse  Sohenz-Ner- 
siciierung'),  wovon  im  nachfolgenden  Ilauptslück  die  Rede  sein 
soll.  Daraus  ersieht  man ,  dass  die  Bürgschaft  unter  zweierlei 
Verhältnissen    in    Betracht   gezogen    werden    kann. 

1)  Die'  Verbindlichkeit,    dass    ein     Scliuldner    einen    Bürgen    lie- 
fern   muss; 

2)  die    Verbindlichkeiten,    die    der    Bürge   liat. 


1)  Abw.  Urlli.  31.  Juli  1S2S.    2)  C.  G.  D.  2011.  —    3)  IL  G.  D.  XVI. 
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Wa$  eleu  erstem  Pimct  betrifft,  darüber  ist  schon  in  No.  382, 
394,  408.  u.  B.  w.  bei  der  Verbnrgung-  der  Wechsel  die  Kede  ge- 
wesen, und  in  der  VII.  Abtheiliiug-  sollen  die  Vorschriften  über  die 
Bürgschaftsleistung,  zu  welchen  ein  Urtlieil  verbindlich  macht,  ertheilt 
werden.  Hier  soll  besonders  von  der  Conventionellen  Bürgschaft  die 
Rede  sein.  -  ,  ' 

In  nachfolgenden  zwei  Capiteln  sollen  summarisch:  1)  die 
Bildnng  des  Bürgschafts-Vertrags;  2)  die  Wirkungen  dieses  Ver- 
trags ia  seinen   Verhältnissen  zum  Handelsrecht  angegeben  werden. 


Erstes  Capitel. 

Von    der  Bildung    des    Bürg-schafts-Vertrag-Ä, 

585,  Die  Bürgschaft  wird  in  Folge  einer  zwischen  dem 
Schuldner  und  seinem  Gläubiger  geschlossenen  Uebereinkunft  ge- 
leistet. Wer  versprochen  hat,  einen  Bürgen  zu  stellen,  muss  die- 
ses Versprechen  erfüllen,  es  ist  ihm  aber  erlaubt,  seinem  Gläii- 
higer  statt  des  versprochenen  Bürgen  ein  zur  Versicherung  hin- 
längliches Unterpfand  in  Versatz  zu  geben  '),  oder  eine  hinläng- 
liche Sumoie  zu  deponir-en  ^).  Hier  begreift  man  leicht,  dass  die 
Verbindlichkeit  desjenigen,  der  sich  für  einen  Andern  als  dessen 
Bürgen   aufstellt,  mir    Folge   seines  freien    Willens   sein    kann. 

Alles,  was  die  Bürgschaft  betrifft,  hängt  also  sowohl  in  der 
Form  als  in  der  Hauptsache  von  der  Convention  der  Contrahen- 
ten  ah;  nur  ist  zu  merken,  dass  eine  Obligation,  die  oft  weder 
den  Namen,  noch  den  äussern  Schein  einer  Bürgschaft  an  sich 
trägt,  in  der  Wirklichkeit  doch  nichts  Anderes  ist.  So  ist  manch- 
mal ein  solidarisches  Engagement  von  Seiten  einiger  Mitschuldner 
nur  eine  Verbürgung  zu  Gunsten  der  Andern.  Diess  ist  jedesmal 
der  Fall,  wenn  das  Geschäft  nur  einen  oder  einige  der  Mitver- 
pflichteten betrifft  (s.  No  182.)  ^).  Dieser  Umstand  hindert  ge- 
wöhnlich nicht,  dass  der  Gläubiger  seine  Solidaritätsrechte  aus- 
übe ■*)  und  sich  direCt  an  denjenigen  solidarischen  Bürgen  wende, 
welcher  ihm  beliebt,  ohne  zuvor  gehalten  zu  sein,  gegen  den 
Hauptschuldner  aufzutreten;  dann  ist  die  gemachte  Bemerkung 
nur  nützlich,  wenn  es  sich  um  den  Regress  des  einen  Mitschuld- 
ners gegen  die  andern  handelt.  Jedoch  gibt  es  Fälle,  worin  das 
liecht  des  Gläubigers,  jeden  Mitschuldner  nach  Belieben  gericht- 
lich   zu   verfolgen,    durch   den   Umstand  modificirt   ist,  dass  er  nach 


1)  C.    G.   B.   2041.  —    2)  Ord.  v.   3.   Juli    ISIG.  —    3)  C.    G.   ß.    121G. 
4)  C.  G.  B.  2021. 
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der  Natur  der  Convention  wissen  mnss,  dass  er  sich  an  diejeni- 
gen zu  wenden  habe,  die,  obgleich  solidarisch  gegen  ihn  verbun- 
den, es  nur  als  Garanten  oder  Bürgen  waren.  In  diesem  Falle 
kann  er  vom  Rechte,  sich  an  letztere  zu  wenden,  keinen  Ge- 
brauch machen,  bevor  er  nicht  d^;»  Hauptschuldner  in  Verzug  ge- 
setzt hat  (s.  iVo.  414.  und  417.  in  Bezug  auf  den  Aussteller 
und  die  Indossenten  eines  Wechsels  und  No.  480,  in  Bezug  auf 
die   Billets    an    Ordre). 

Die  Bürgschaft  muss  ausdrückllcli  gegeben  sein  *),  was  nach 
No.  202.  die  INothwendigkeit  nicht  voraussetzt,  dass  sie  schrift- 
lich gegeben  sei ;  sie  kann  durch  Zeugen  erwiesen  werden,  wenn 
die  Rede  von  Handels-Engagements  ist,  oder  wenn  ein  formelles 
Gesetz  die  schriftliche  Bürgscliaft  nicht  auferlegt  hat.  In  ^era 
einen,  wie  in  dem  andern  Falle  muss  der  Wille,  sich  zu  ver- 
bürgen,  ausdrücklich    kund   gethan    worden   sein. 

IMaii  könnte  also  nirht  einem  En)|>felihingsbrlef  zu  Gunsten  einer 
Person,  oder  einer  vortheilhaflen  Anskiinfi  ,  die  man  ilber  deren  Red- 
lichkeit und  Zahhingsvennö^-en  gibt,  den  JXaineii  Verbiirgnnj:  beilegen. 
Wer  aber  Jemanden  Avissentlicb  oder  aus  grober  Fabrliissig^keit  damit 
Lintfro-angen  liiilte,  könnte  zu  ScliadlosLaltung  verurlheilt  a'n erden; 
ober  nicht,  ^^t^\  er  sich  verbürgt  hatte,  sondern,  -weil  auf  ilin  der 
Grundsatz  ang•e^vendet  'würde,  dass  jede  menschliche  H^indlung-,  die 
einem   Andern  Scliaden  zufügt,   denselben  ersetzen  muss  ^). 

Alan  muss  aber  nicht  die  Empfelilungsbriefe  mit  den  Credilbrlefeii 
verAvecliseln,  wodurch  man  Jemand  bei  einem  Dritten  Uir  eine  gewisse 
Summe  accreditirt ,  mit  dem  Auftrag-,  die  Gelder,  die  er  darauf  vor- 
laiig-t,  auszjiza!»len.  Diess  sind  wirkliche  lingag-ements,  wodurcii  sich 
der  Aussteller  des  Creditbriefes  verbindlich  macht,  die  dem  Arrredi- 
tirten  bezahlten  Gelder  zu  erstatten ;  es  sind  folglich  Verbindlichkei- 
ten, die  directer  sind,  als  die  Bürgschaft. 

Obgleich  fast  immer  die  Bürgschaft  aus  Dienstfertigkeit  ge- 
leistet \^ird,  so  würde  der  Contract  niclits  an  seiner  BeschallVn- 
heit  verlieren,  wenn  der  Schuldner  dem  Bürgen  irgend  eine  Ge- 
bühr bezahlen  MÜrde.  Dieser  Umstand  würde  bloss,  von  diesem 
Gesichtspuucte  aus  betrachtet,  die  Verhältnisse  zwischen  dem  Bür- 
gen und  dem  verbürgten  Schuldner  modificiren.  Diese  Bürgschaft 
würde  aber  nicht  zugelassen,  um,  wie  es  das  gemeine  Recht  ge- 
stattet, nach  Verlauf  von  zelin_  Jaliren  zu  verlangen,  dass  der 
Schuldner   ihm    seine    Befreiung   verschaffe  "*). 

Wenn,  um  das  Kngagement  des  Bürgen  zu  erhalten,  diesem 
die  Gebühr  durch  den  Gläubiger  bezahlt  würde,  so  wäre  der  \  er- 
trag eine  Solvenz-Versicherung,  wovon  im  nächsten  llauptstück  die 
Rede  sein    soll. 


1)  C.  G.  B.  2015.    —    2)  C.  G.  B.  1382.  —    3)  C.  G.  B.  2(^2. 


476 


Zweites  Capitel. 

Von   den  Wirk n  11  gen    desBürgscliafts-Verlrag-s. 

586.  Der  Bürge,  der  sein  Engagement  auf  eine  bestimmte 
Summe  nicht  limitirt  Int,  mnss  Alles  bezahlen,  vas  zur  Verfall- 
zeit,  oder  wönn  die  Begebenheit  eintritt,  an  Capital  und  Schad- 
loshaltnng   etc.   zahlbar   ist. 

Die  BeschaflTenheit  der  verbürgten  Obligation,  oder  die  ge- 
genseitige Stellung  der  Parteien  dient  oft  zur  Bestimmung,  wie 
weit    sich   eine   Bürgschaft   erstreckt. 

Z.  B.  ein  Kaufmann  bittet  einen  Bankier,  einer  g-ewisseu  Person 
einen  Credit  von  50,000  Francs  zn  eröffnen;  so  lauge  er  diesen  Auf- 
trag- iiiclit  widerrufen  liat,  oder  der  Termin,  den  er  zur  Dauer  dieses 
Credits  bestimmte,  nicht  abgelaufen  ist,  ist  er  bis  zum  Belauf  dieser 
Summe  verbindlich.  Es  kann  aber  geschehen ,  dass  der  Accr^dilirte 
mehrere  Male  dem  Bankier  Geld  zurückgegeben  und  indessen  wieder 
Geld  über  die  50,000  Francs  hinaus  aufgenommen  hat;  dann  könnte 
der  Bürge  nicht  behaupten ,  dass  die  garautirte  Schuld  nmborsirt  und 
eine  neue  entstanden  sei.  In  diesem  Puncte  unterscheidet  sich  die 
Bürgschaft  eines  Credits  von  derjenigen  eines  blossen  Anlehens.  Hatte 
der  Kaufmann  bloss  den  Bankier  ersucht,  seinem  Freunde  50,000  Francs 
darzuleihen,  und  der  Entlehner  hatte  sie  zurückgezahlt,  oder  er  hätte 
in  Conto-Corrent  mit  seinem  Gläubiger  gestanden,  und  es  würde  sich 
bei  Untersuchung  der  Rechnimg  ergeben ,  dass  er  zu  einer  gewissen 
^  Zeit  nicht  mehr  Schuldner  ^var,  wäre  er  es  auch  spater  wieder  durch 
neue  Operationen  ge^vordeu  ,  so  hätte  der  Bankier  nur  auf  seine  Ge- 
fahr neuerdings  dargeliehen  und  die  ihm  versprochene  Garantie  würde 
sicli  nicht  auf  diese  neue  Obligation  erstrecken. 

Es  ist  um  so  wichtiget,  die  Ausdrücke  in  der  Bürgschaft 
zu  erwägen ,  da  ihr  Unterschied  in  den  Wirkungen  anders  ist. 
Wer  also  das,  was  ein  Anderer  timn  soll,  zn  thun  verspricht, 
macht  sich  bei  Strafe  der  Schadloshaltung  verbindlich  *),  dass  das, 
was  er  versprochen,  erfüllt  werde;  er  verbürgt  aber  nicht  die  Folgen 
dieses   Factums,   sobald   er    es   versprochenermaassen   erfüllt  hat. 

Z.  B.  wer  verspricht ,  dass  eine  ge^vlsse  Person  einen  gewissen 
Verkauf  macht ,  macht  sich  verbindlich ,  dass  die  Einwilligung  dazu 
g'egeben  werde  ;  er  haftet  aber  nicht  für  die  Enlwährung  ,  auch  nicht 
für  Betrug,  den  der  Verkäufer  durch  falsche  Erklärung  im  Act  be- 
gehen würde. 

587.  Der  Bürge,  von  dem  anerkannt  ist,  dass  er  sich  nicht 
solidarisch  mit  dem  Schuldner  verbindlich  gemacht  hat,  ist  be- 
rechtigt, zu  verlangen,  dass  der  Gläubigef  zuerst  letzlern  ausklage, 
bevor  er  sich   an  ihn  wendet  ^),    und   selbst   dann,  wenn   die  Bürg- 


1)  C.  G.  B.  1130.  —    2)  C.  G.  B.  2031. 


477 

Schaft  solidarisch  ist,  kann  der  Gläubiger  nicht  den  Bürgen  aus- 
klagen, bevor  er  nicht  durcli  eine  Aufforderung  in  gesetzlicher 
Forin  die  Weigerung  des  Schuldners,  seine  Verbindlichkeit  zu  er- 
füllen, conslatiren  liess,  denn  der  Bürge  hat  nur  zu  zahlen  ver- 
sprochen, wenn  der  Schuldner  nicht  bezahlt  ^).  Jedoch  darf  nicht 
vergessen  werden,  dass  dieser  Grundsatz  auf  den  in  No.  585« 
angeführten  Fall  nur  auf  die  darin  angegebene  Weise  anwendbar 
ist,  weil  im  Allgemeinen,  wenn  man  die  solidarische  Obligation 
sich  ausbedungen  hat,  nicht  vermuthet  wird,  als  kenne  der  Gläu- 
biger die  besondern  Ursachen ,  in  deren  Folge  einer  oder  einige 
dieser  Mitschuldner  nur  wahre  Bürgen  wären.  Es  wird  vermuthet, 
dass  er  diesen  Umstand  nicht  weiss,  und  nur  wenn  die  Ausdrücke 
oder  die  Merkmale  der  Verhandlung  darthun,  dass,  wenn  er  glaubte, 
in  diesem  oder  jenem  einen  wahren  Bürgen  zu  erkennen,  ist  er 
genöthigt,  sich  vorläufig  an  den  verbürgten  Schuldner  zu  wenden. 
Da  der  Bürge  nur  insofern  zu  zahlen  verbunden-  ist,  als  der 
verbürgte  Schuldner  nicht  bezahlt  und  die  Bürgschaft  manclimal 
nur  für  gewisse  Schulden  eines  Schuldners  gegeben  wurde,  so 
muss  ihm  daran  gelegen  sein,  zu  wissen,  ob  sich  der  Schuldner 
von  der  Schuld  befreit  hat,  und  die  zwischen  ihm  und  seinem 
Gläubiger  bestehenden  Conto-Corrente  untersuchen ,  sowie  in  sei- 
nem Interesse  Exceptionen  geltend  machen,  die,  wemi  sie  vom 
Ilauptschuldner  angerufen  würden,  weder  Kraft  hätten ,  noch  von 
Nutzen   wären. 

Z.  B.  A.  luul  O.  sind  mit  einander  vom  1.  Jan.  bis  31.  Oct. 
1S37  in  CoiUo-Correiit  gewesen.  Ünrin  waren  im  Debet  vom  A, 
g-ewisse  Posten  eingebracht,  die  dnrch  Aval  oder  anf  eine  andere 
W^eise  von  J.  verbür<rt  wurden.  Beim  Abschhiss  des  Conlo-Corrents 
schnhlet  A.  an  B.  p.  Saldo  25,000  Francs.  B.  ,  der  vom  Schnidiier 
A.  nicJit  Zülilung-  erbalten  kann ,  tritt  gegen  J.  in  Folge  der  Biirg- 
»chaft  anf,  die  er  für  einige  Debet-Posten  im  Conto-Corrent  geleistet 
hat.  J.  ist  berechtigt  ,  diesen  Gonto-Corrent  zu  untersuchen  und  sich 
zu  versichern  ,  ob  nicht  ein  Zeitpunct  darin  ist ,  an  w  elchcni  die  von 
ihm  verbürgten  Engagements  durcli  Conipensation  getilgt  sind.  Ange- 
nommen, difse  Engagements  waren  am  1.  Äliirz  verfallen  gewesen  und 
A.  Ware  am  1.  August  in  Folge  von  ihm  gemachter  ZabliiDgen  und 
Biinessen  an  diesem  Tage  Gläubiger,  nachher  aber,  durch  neue  Ope- 
rationen bis  zum  Schlüsse  der  Rechnung,  wieder  Debitor  geworden; 
so  kann  dieses  uaclilierige  Ereigniss  nichts  an  d«Mu  Factum  ,  das  den 
1.  April  erfiiilt  Avurde,  andern.  Die  Conipensation,  die  ein  wesent- 
liches Element  der  Conto-Corrente  ist,  hi^tte  die  von  J.  verbürgten 
Engagements  getilgt,  spatere  Verbaudhuigen,  an  denen  er  keinen  1  heil 
genonunen  und  n(Mie  Engagements,  die  er  nicht  verbürgt  hat,  konneu 
diejenigen,  welche  durch  diese  Conipensation  getilgt  worden,  nicht 
"Nvieder  aullebeu  machen.     Man  würde  sich  irren ,    wenn  man  glaubte, 


1)  C.  G.  B.  2011. 
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dass  die  Compensalion  in  einem  Cortto-Correitt  nicht  Statt  hat;  sie  er- 
fordert weg^en  der  Beschaffenheit  dieser  Art  Operationen  weuig-er 
strengte  Beding-nngen,  als  im  gemeinen  Recht  *) ,  sie  existirt  aher  nicht 
weniger  im  Interesse  Dritter, 

Ausser  den  allgemeinen  Mitteln,  wodurch  die  Obligationen 
getilgt  werden,  wie  z.  B.  Zahlung,  Novation  etc.  und  welclie  nach 
No.  221*  der  Bürge  geltend  machen  kann,  kann  er  auch  alle 
reellen  Einreden ,  die  dem  Hauptscliuldner  gegen  die  *  Schuld  zu- 
stehen, anrufen  ^),  z.  B.  eine  Nullität,  die  sich  auf  Betrug,  Zwang, 
Irrthura,  ermangelnde  Ursache  gründet.  Ans  diesem  Grunde  be- 
freit den  Bürgen  der  dem  Hauptscliuldner  über  den  Grund  der 
Schuld  auferlegte  Eid  *).  Ebenso  befreit  de;i  Bürgen  eine  Ueber- 
lassuug  (daiioii)  an  Zahlungsstatt,  in  welclie  Gläubiger  und  Schuld- 
ner eingewilligt  haben,  auch  wenn  dem  Gläubiger  die  empfangene 
Sache  abgestritten  würde  *).  Der  Bürge  kann  aber  die  vom  Ge- 
setz zu  Gunsten  des  Hauptschuldners  festgesetzten  Exceptionen 
oder  Einschränkungen    nicht    anrufen    (s.    No.    181.    und    41ö.). 

Von  der  Verbürgung  der  Wechsel  ist  bereits  die  Rede  gewesen. 
In  der  VI.  Abtheilung  sollen  noch  die  Verbindlichkeiten  und 
Rechte  des  Bürgen  angegeben  werden.  Hier  mag  es  hinreichen, 
zu  sagen,  dass,  wenn  mehrerp  Personen  sich  solidarisch  für  einen 
Andern  verbürgt  haben,  derjenige,  welcher  den  Gläubiger  rinibor- 
sirt  hat,  nach  No.  219.  auf  die  nämliche  Weise,  wie  der  solida- 
rische  JMitschuldner  ^),   gegen   seine  Mitbürgen   eine  Klage   hat. 


Achtem    IIanpt§tü€&. 

Vom      Assecuranz-    Vertrage 


588.  Man  nennt  im  Allgemeinen  Assecuranz  oder  Ver- 
sicherung (jttsstirance)  die  Convention,  wodurch  einer  der  Con- 
trahenten,  der  Versicherer  (jcissnreiir^y  sich  verbindlich  macht, 
dem  Andern,  dem  Versicherten  (jassurc^,  g**ö^n  einen  gewis- 
sen Risico-Preis,  Prämie  genannt,  den  dieser  ihm  bezalilt  oder 
zu  bezahlen  verspricht,  in  Fällen,  die  im  Allgemeinen  oder  spe- 
ciell  im  Contract  angegeben  sind ,  eine  gewisse  Summe  oder  einen 
angenommenen    Werth  zu  bezahlen^). 


1)  Abw.  Urth.  6.  Frimaire  XHT.  —  2)  C.  Ö.  B.  2036.  —  3)  C.  G.  B.  1365. 
—  4)  C.  G.  B.  2038.  —     5)  Ahw.  Urtli.  .30.  März.   1810. 

6)  Die  franz.  Gesetze  htiben  nichts  über  die  Assecuranzen  festgesetzt.  Die 
See-Versicherungen  sind  zwar  für  Handelsgeschäfte  erklärt  (H.  G.  B.  633.),  aber 
über  diejenigen  zu  Lande,  worüber  sich  nicht  minder  oft  wichtige  Fragen  erhe- 
ben, schweigen  sie  ganz. 


479 

Oft  geschieht  es,  «lass  Personen,  die  der  nämlichen  Art  Ri- 
Bico  ausgesetzt  sind,  sich  gegenseitig  asseciiriren ;  dann  ist  es  eine 
Art  Association ,  die ,  obgleich  sie  nicht  als  wirkliche  Societät  an- 
gesehen werden  kann ,  von  letzterm  Vertrag  einige  Formen  oder 
einige  Regeln  entlehnt,  die  mit  denjenigen  der  Assecuranzen 
combinirt  werden   müssen. 

Da  die  Assecuranzen  ihrer  Natur  nach  keine  Handels-Opera- 
tionen sind,  so  können  sie  nie  in  Betreff  des  Versicherten,  ef 
mag  auch  noch  so  häufig  assecuriren  lassen,  als  solche  angesehen 
werden.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Versicherer ,  wenn  es 
sich  ergibt,  dass  er  dabei  keine  kaufmännischen  Speculationen  be- 
zweckte. So  können  auch  nicht  die  gegenseitigen  Versicherungen 
zwischen  Eigenthümern  als  kaufmännische  Operationen  angesehen 
werden  ^).  Nur  die  Geschäftsführung  derartiger  Gesellscliaften  wird 
nach  No.  44.  als  Handelsgeschäft  betrachtet.  Die  Assecuranzen 
gegen  Prämien  {assurcutces  ä  prime)  wären  aber  von  Seiten 
der  Versicherer,  mit  wenigen  Ausnahmen ,  die  aus  den  Umstän- 
den entstehen  können,  Handelsgescliäfte,  weil  sich  die  Berechnung 
auf  die,  Verscliiedenheit  und  die  Menge  der  Zufälle  gründet,  so 
dass    von  ilirer   Seite   diese   Art  Assecuranz  zur  Speculation   wird  ^). 

In  Betreff  der  Giltigkeit  der  Convention  müssen  in  den  As- 
eecuranzen  die  allgemeinen  Regeln  beobachtet  werden,  und  da  sie 
wesentlich  aleatorisch  sind,  so  werden  die  in  No.  305.  erklärten 
Grundsätze   dem,  was  darüber  gesagt  werden   soll,   als  Basis   dienen. 

Hier  sollen  nur  diejenigen  Assecuranzen,  die  sich  auf  Ge- 
fahren zu  Lande  bezielien,  abgehandelt  werden ;  da  aber  zur  Ver- 
ständliclikeit  der  allgemeinen  Regeln  di«  See-Versicherungen  nicht 
iibergangen  werden  dürfen,  so  soll  angegeben  werden,  wie  Re- 
-geln  dieser  Gattung  von  Assecuranz  auf  die  erstere  anwend- 
bar   sind. 

Dieses   Hauptstück    zerfällt  in  folgende   fünf  Capitel : 

1)  In    die   allgemeinen    Grimdsätze    über   die   Assecuranzen ; 

2)  in    die    Personen,    die   eine   Sache    können    assecuriren    lassen; 

3)  in   die    Form    des    Assecuranz-Vertrags    und   die   Angaben,    die 
er    enthalten    muss ; 

4)  in    die   Klagen    und   Einreden,    welclie   der   Vertrag     dem    Ver- 
siclierten   und    Versicherer    gestattet; 

5)  in    die    gegenseitigen   Assecuranzen. 


1)  Abw.  ürth.  15.  Juli  1829.  —    2)  Cass.  8.  April  1828. 
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Erstes   Capitel. 

Allffemeine  Grundsätze   über   die   Assecuranz  en. 


o 


589,  Alles,  , was  nach  No,  154  u.  f.  und  271  u.  f.  ver- 
käuflich oder  sonst  Gegenstand  kaufmännischer  Verhandlungen  ist, 
kann  Gegenstand  des  Assecuranz-Vertrags  sein.  Ausserdem  ist  es 
nicht  nöthig,  dass  das,  was  man  assecuriren  lässt,  körperlicli  oder 
sogar   verkäuflich    sei. 

Obgleicli  die  ZalilungsfüLigkeit,  der  Credit  einer  Person^  tron  der 
Meinung  abhängt,  die  man  von  ilir  Lat,  und  nicht  wie  eine  bewegliche 
_  SacJie  oder  ein  Fonds  verkauft  werden  kann;  so  kann  döcli  der  Gläu- 
biger die  Zahlungsfähigkeit  seines  Schuldners  assecuriren  lassen.  Ob- 
gleich ]\iemand  seine  Freiheit  verkaufen,  noch  sie  für  immer  vermie- 
then  kann,  so  kann  doch  diese  Person  stipuHren,  dass,  falls  sie  in 
Gefangenschaft  geriethe,  derjenige,  der  ihre  Freiheit  versicherte,  sie 
loskaufen  miisste.  Obgleich  JNiemcind  durch  Verlrag  einem  Andern 
Rechte  auf  sein  Leben  geben  kann ,  so  kann  docli  eine  Person  bedin- 
gen, dass  der  Versicherer  bei  ihrem  Ableben  entweder  in  einer  ge- 
^vissen  Zeit,  oder  in  gewissen  vorhergesehenen  Umständen  au  deren 
Erben  oder  an  die  von  ihr  bezeichnete  Person  eine  gewisse  Summe 
.    bezahle.   .  '^cf)i«J> 

Wer  sein  Leben  versichert,  stipnlirt  flir  einen -i^'all ,  der,  wenn 
er  sich  ereignet,  ihm  keinen  Nachtheil  bringt.  Durch  die  üeschaffen- 
Lcit  des  Vertrags  wird  er  niemals  den  bestimmten  Preis  erhalten ; 
diess  hört  aber  auf,  wenn  für  Andere,  und  noch  mehr,  wenn  für  Er- 
ben stipnlirt  wird  *), 

Da  nach  No.  11.  die  IVegersclaven  in  den  Colonien  als  Waare 
betrachtet  werden  können,  so  kann  anch  ihr  Leben  assecurirt  werden. 
Um  so  mehr  können  diejenigen ,  welche  Gefangene  aus  der  13erberei 
loskaufen,  sich  diese  assecuriren  lassen,  d.  h.  sie  können  slipuliren, 
dass,  im  Falle  diese  nicht  nur  gefangen  genommen  würden ,  sondern 
anch  durch  Zufall  ihr  Leben  verlören,  das  an  den  Versicherer  be- 
zahlte Lösegeld  von  diesem  zurückgezahlt  würde. 

Zur  Giltigkeit  einer  Assecuranz  ist  erforderlich ,  dass  die 
Sachen,  die  man  assecuriren  will,  existiren,  Existirten  sie  niclit 
bei  der  Uebereinkunft  und  sogar  nicht  mehr  im  Augenblick ,  in 
welchem  das  Risico  zu  laufen  anfinge,  oder  wären  sie  aus  irgend 
einem  Grunde  dem  Risico  mehr  ausgesetzt,  gegen  das  sie  asse- 
curirt wurden,  so  wäre  der  Contract  null  oder  er  miisste  aufge- 
hoben werden.  Selbst  die  Redlichkeit  des  Versicherten,  dem  der 
Untergang  der  Sache  unbekannt  war,  wiirde  diese  Nullität,  wegen 
Nichtexistenz    der    Sache,    nicht   verhindern.      , 

Diess  ist  gerade  beim  Kauf  der  Fall,  wo  das  Nichtvorhandensein 
der    verkauften  Sache    im  Augenblick  >les    geschlossenen  Vertrags  ihn 


1)  C.  Gf.  B.  1121,  1123. 
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aimullirt.  Zwar  ist  in  No.  304.  i^esag-t  ^vorden,  dass,  selbst  wenn 
der  Verkauf  Inuscharfig*  ist,  die  Parteien  iibereinkoinnjen  können,  dass, 
im  Faü  die  Sache  ohne  ihr  Vorwissen  zu  Grunde  geg;angen,  dieser 
Verlust  den  Käufer  träfe,  ßeim  Assecuranz- Vertrag-  im  Seereclit  er- 
leidet diess  eine  Ausnahme  *),  bei  allen  iibri'jen  Assecuranzen  aber 
nicht.* 

Das  Civilrecht  liefert  eine  Analog-ie  mit  dem  aleatorischen  Ver- 
trag^, indem  es  nämlich  erkliirf ,  dass  jede  Leib -Rente,  die  auf  deu 
Kopf  einer  Person  angelegt  wurde,  's>elche  am  Tage  des  Vertrag-s  g-e- 
storben,  keine   Wirkung'  hervoi'briu<jt  ^). 

So  könnte  man  anch  nielit  die  Freiheit  einer  bereits  in  Gefang-en- 
schaft  g-erathenön  Person,  das  Leben  eines  Individuums,  das  gestorben 
oder  mit  Todesstrafe  belegt  ist,  assecuriren  lassen.  JVur  '  mnsste  man, 
soviel  es  die  Beschaffenheit  des  Vertrag-s  zulasst,  das,  was  No.  178. 
über  die  Ursache  der  Oblig-ationen  g^esagt  ^vorden ,  anwenden.  Wer 
also  sein  Haus,  das  mit  seinem  W^issen  abg-ebrannt  oder  zerstört  ist, 
durch  Jemand  assecuriren  lasst,  der  nichts  von  diesem  Ereig-niss  weiss, 
wäre  zur  Zahlung*  der  Prämie  nicht  verbunden,  da  er  sie  als  Kisico- 
Preis  nicht  mehr  schuldig  ist.  Da  er  aber  dem  Versicherer  schaden 
konnte ,  der  vielleicht  ^veg-en  dieser  Assecuranz  eine  andere  verwei- 
gerte, so  würde   er  zu   Schadloshaltung-  condemnirt. 

Wenn  nach  No.  156.  und  305.  zu  hoffende  und  sogar  even- 
tuelle Sachen  Gegenstand  von  Conventionen ,  Verkäufen  etc.  sein 
können,  so  ist  diess  nicht  der  Fall  mit  dem  Assecuranz- Vertrag. 
Die  besondere  Beschaffenheit  desselben,  die  Furcht  vor  Missbräu- 
chen, und  besonders  diejenige,  dass  er  zur  Wette  werden  könnte, 
gebieten,  dass  er  einen  gegenv^ärtigen  und  gewissen  Gegenstand 
betreffen  muss,  der  dem  Untergang  oder  der  Entwährung  durch 
Zufälle  ausgesetzt  ist;  dass  es  folglich  nicht  erlaubt  ist,  sich 
bloss  eventuelle  Producte  assecuriren  zu  lassen,  wie  z.  B.  die 
Hoffnung  eines  Gewinnes  auf  gekaufte  Waaren ;  denn  die  Assecu- 
ranz kann  dem  Versicherten  kein  Mittel  ziim  Gewinn  sein,  son- 
dern bloss  eine  Entschädigung  für  den  Verlust,  den  er  erleiden 
kann;  dieser  Profit,  der  von  möglichen  Fällen  einer  zukünftigen 
Verhandlung  abhängt,  ist  im  Augenblick  des  Vertrags  nur  ein 
mögliches ,  aber  kein  vorhandenes  Wesen ,  so  dass  man  wirklich 
nicht  sagen   kann,    dass    er    einem    Kisico    ausgesetzt  sei. 

Zwischen  diesen  Grundsätzen  und  der  liefu^niss,  sich  g:eg-en  Ha- 
gel oder  Frost  assecuriren  zu  lassen,  ist  nichts  ^^'iders|>rechoades. 
Der  Zweck  einer  solchen  Assecuranz  ist  nicht  der,  den  Kitrag-  oder 
eine  gewisse  Qjraulilät  des  lürdags  des  angcsaeten  l>oJens,  oder  eines 
Weinbergs  zu  verbürgen,  sondern  der,  dass  man  sich  rine  Entsrliädi^-un«»- 
für  den   materiellen   Schaden   verschaffe,   den  der  eine   oder  nnderc   die- 


1)  "Nach  dicsom  Rechte  ^ilt  dor  Grundsatz,  dass,  >vcnn  die  versicherte  Sache 
im  Aiigcublick  i]i^s  y<Ttra{i;s  zu  (irunde  {je^an^tMi ,  oder  {glücklich  angekommen 
ist,  so  dass  sie  physisch  unmö}^Iich  das  Risico  mehr  hiufen  knnn  ,  {.regen  das  sie 
asüccurirt  wurde;  so  ist  es  hinreichend  zur  Gilti;;keit  des  >ertrags,  dass  der 
Versicherte  contrahict  hat,  ohne  das  Erei^niss  gekannt  zu  haben. 

2)  C.    G.  IJ.  1974.  t,         b 
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ser  Zufalle  veranlassen  würcie.  Zwar  ist  im  Aii^genMick ,  wa  cler 
Vertrag"  geschlossen  wird,  die  Ernte ,  die  man  sich  verbürgen  lassen 
will,  nocb  nicht  prodiicirt;  der  Vertrag  ist  aber  auch  nur  dann  gillig", 
wenn  es  eine  gibt,  auf  die  er  sich  bezieht.  Wäre  das  Feld  nicht  an- 
g*esäet,  so  könnte  der  Hagel  auch  keine  Ernte  zerstören,  die  nicht  vor- 
handen sein  kann. 

Das  Verbot,  einen  gehofften  Gewinn  zu  assecuriren ,  innss  jedoch 
wohl  verstanden  werden.  Würden  Waaren,  die  am  Orte  der  Ver- 
sendung 20  Francs  der  Centner  kosteten,  im  Orte  der  Ankunft  zn 
25  oder  30  Francs  der  Centner  verkauft  werden  können,  so  hindert 
nichts^  sie  zum  Preise,  zu  welchem  man  sie  an  diesem  Orte  verkaufen 
könnte,  zu  assecuriren.  Der  Unterschied  zw^ischen  dem  neuen  Preis 
und  dem  Ankaufpreis  ist  nicht  mehr  ein  eventueller  Gewinn,  sondern 
ein  wirklicher,  der  im  Augenblick  der  Assecuranz  realisirt  werden 
kann. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  hier  oben  angeführten  ersten  und 
zweiten  Falle  stellt  sich  deutlich  heraus.  In  dem  einen  würde  der 
Verlust  der  Waare  den  Gewinn  auf  den  Wiederverkauf  verhindern, 
folglich  ist  dieser  Gewinn  im  Augenblick,  'svo  das  Risico  begimit,  kein 
gewisser  Gegenstand,  der  ihm  ausgesetzt  Averden  kaniK  Im  andern 
Falle  können  die  Gegenstände  durch  unwiderstehliche  GeAvalt  mit  der 
Preisvermehrung  zu  Grunde  gehen,  welche  die  Reise  oder  die  Curs- 
Erhöhung  ihnen  verschafft  hat.  Im  erstem  Falle  hatte  der  Versicherte 
nur  eine  Hoffnung,  im  zweiten  hat  er  eine  Vermehrung  erworben. 

Da  die  Verwahrung  gegen  Verlust  Gegenstand  der  Assecu- 
ranz ist,  so  folgt  nothvrendiger  Weise  daraus,  dass  man  eine  be- 
reits versicherte  Sache  nicht  assecuriren  kann,  Diess  muss  aber 
gehörig  verstanden    werden,       ' 

Allerdings  kann  derjenige,  der  ein  Haus,  überhaupt  Waaren,  as- 
securiren liess ,  sie  durch  Niemand  mehr  assecuriren  lassen ,  weil  er 
kein  Risico  mehr  hat;  er  wäre  bloss  befugt,  sich  die  Zahhingsflihig- 
keit  seines  Versicherers  verbürgen  zu  fassen,  da  er  sich  lediglich  der 
Gefahr  aussetzt,  nicht  bezahlt  zu  werden,'  wenn  im  Augenblick,  wo 
er  seine  Zahlung  fordert,  der  Versicherer  zahlungsunfähig  ist* 

Der  Versicherer  aber,  der  das  Risico  trägt,  kann  sich  fiir 
die  Zufälle ,  denen  er  sich  aussetzt ,  reassecuriren  lassen, 
welche  Reässecuranz  aber  nicht  zwischen  dem  Versicherer  und 
Versicherten  Statt  haben  kann,  da  sonst  ihr  Vertrag  aufgelöset 
wäre.  Um  so  mehr  würden  die  angeführten  Grundsätze  nicht 
verletzt,  wenn  man  theilwelse  und  successive  dieselbe  Sache,  wenn 
sie  auch  nicht  theilbar  ist,  in  Quantitäten,  die  zusammengenom- 
men ihr  Ganzes  nicht  überschreiten,  versichert.  Ebenso  kann 
man  durch  Jemand  eine  Sache  gegen  gewisse  Gefahren  assecuri- 
ren lassen,  und  die  nämliche  Sache  gegen  unterschiedene  durch 
eine  andere, 

590,  Der  Assecu rauT:- Vertrag  bezweckt,  fiir  den  Verlust, 
dem  man  ausgesetzt  ist,  Ersatz  zu  erhalten.  Es  gehört  demnach 
das   Risico   zum   Wesen    dieses    Vertrags. 
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Jed^s  Rhico,  das  durch  Ziifdlle  oder  iinwiderstehliclie  Ge- 
vralt  entstehen  und  abgeschätzt  werden  kann,  kann  Gegenstand  des 
Assecuranz^Vertrags    sein  *)• 

Der  Ausdruck  Risico  darf  aber  nicht  so  weit  airegedehnt 
werden,  dass  er  dem  Versiclierten  als  Mittel  diene,  um  dem 
Versicherer  tn  scliaden ,  und  das  Princip  von  Treue  und  Glau- 
ben, das  jeder  Convention  zum  Grunde  liegen  muss,  zerstöre. 
Es  unterliegt  keinem  Zweifel,  dass  der  Versicherer,  vorbehaltlich 
der  Modificationen  oder  Einschränkimgen,  welche  die  Gesetze  oder 
die  Clansein  des  V^ertrags  herbeiführen  würden  ^  nicht  für  jede 
unwiderstehliche  Gewalt  oder  für  einen  Zufall  hafte,  der  anf  keine 
Weise  durcli  Verscliulden  des  Menschen,  oder  durch  Gewalt  oder 
Bosheit   Dritter    verursacht  wufde. 

CJerade  gegen  diese  Arten  von  Risico  will  der  Versicherte  ga- 
l'antirt  sein ;  es  wäre  abei"  ebenso  der  Absicht  der  Parteien  und 
der  Billigkeit  entgegen ,  wenn  der  Versicherer  für  den  Verlust, 
wovon  der  Versicherte  der  directe  Urheber  wäre,  verantwortlicli 
gemacht  würde  *).  Die  in  No.  305.  über  die  aleatorischen  Ver- 
träge erklärten  wesentliclien  Grundsätze  würden  verletzt,  wenn 
der  Versicherte  durch  sein  Ilinzuthun  zu  dem  Ereigniss  Anlass 
geben   könnte,     das   den   Versicherer    gegen   ilin    verbindlich   macht. 

Wenn  also  derjenige,  \velclier  sein  eigenes  Leben  assecnrirt  hat, 
dasselbe  in  Folge  einer  gesetzlichen  VenirÜieilunji",  die  man  sogar  iiii- 
gereclit  fände,  verlieren  würde,  oder  wenn  er  sich  entleiben,  oder  von 
seineu  Krben  ermordet  würde,  so  w^are  der  Versicherer  gegen  letztem 
entlastet.  Wenn  aber  Jemand  das  Leben  eines  Andern  assecnriren 
liess,  so  können  ihm  diese  Umstände  nicht  0]>i)onirt  werden  .  die  ein- 
zige zulässige  Exceptiou  wäre  diejenige,  dass  er  den  Tod  dieser  Per- 
son verursacht  hat. 

Bei  der  Assecurauz  gegen  Fenersgpfahr  oder  andere  Zun»lle 
tviirde'  der  Versicherer  nicht  für  den  Sciiaden  haften,  der  durch  Ver- 
schulden des  Versicherten  entstanden  ist^  Wenn  in  Folge  dieses 
Grundsatzes  Waaren  confiscirt  oder  zerstört  würden ,  sei  es  wegen 
^  Ueb'^rtretinig  der  Polizei-  oder  Dotiane- Gesetze  ,  Sonitätsmaassre- 
geln  etc.,  so  kann  der  Versicherte,  dem  diese  ContraveutioinMi  zur 
Last  fallen,  von  dem  Versicherer  den  Ersatz  des  Verlusts  nicht  ver- 
langen. 

JMittels  dieses  Grnndsaizes  lässt  sich  die  Frage  lösen,  wie  weit 
nämlich  der  Versirliercr  für  den  Verlust  von  Waaren  h;»fte,  der  durch 
einen  Act  der  Ortsbehörde  entstände  V*  Hier  ist  zuvörderst  zu  unter- 
suchen,  ob  der  Versicherte  irgend  eine  Veranlassung  zur  Uebertretnng 


1)  Z.  B.  Brandsrhiiden,  Pliindornnf»  in  Kri^'ji^vTseiten,  bei  Aufruhr,  Sterblichkeit 
der  Thiere  bei  Mehseuchen,  Verlieerun;;en  durch  Orcane,  Hnf!;«^!.S{li;idfn  ,  ü'ewit- 
ter,  Frost,  Diebstähle  nüt  bewatlneter  Hand,  Schiiri)ru»li  oder  llavcroien  bei 
"NVaaroii.  {\\q  zu  Lande,  auf  Flüssen  uud  auf  Canälen  Statt  hal)en. 

2)  M.  li.  IS.  352. 
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der  VerorclmiDg  dieser  Beliörde  g-eg'eben  hat.  Rann  man  ihm  in  die- 
sem Betracht  nichts  zur  Last  legen,  so  haltet  der  Versicherer  für  den 
Verhist. 

So  wäre  die  Demolirnng",  das  Ahbrennen  eines  Gebandes  auf 
Befehl  der  Behörde,  oder  bei  einer  Belagenmg-  oder  bei  einem  Ein- 
fall des  Feindes  ein  Risico ,  das  ein  Versicherer  auf  sich  nehmen 
kann«  Ebenso  wurde  der  Verhist  eines  assecurirten  Hauses,  das  bei 
einem  Brande  niedergerissen  wird,  auf  den  Versicherer  falkn  ,  selbst 
wenn  er  behauptete,  d.ass  die  Niederreissung*  unnöthig-  war.  Der  Ver- 
sicherte war  nicht  Richter  in  der  Sache  und  musste  sich  die  von  der 
Behörde  genommenen  Maassreg'eln  g-efallen  lassen ;  hier  ist  also  nn^vi- 
derstehliche  Gewalt  eingetreten.  Wäre  aber  die  Feuersbrunst  durch 
den  Versicherten  veranlasst  worden ,  so  könnte  er  keine  Schadloshal- 
tnng;  verlangen. 

Bei  Plünderungen  wäre  es  schwierig',  auszumitteln ,  ob  der  Ver- 
sicherer die  Veranlassung-  zum  erlittenen  Verlust  g'egeben  hat.  Eine 
Plünderung-  von  Seilen  des  Pöbels  ist  nie  legitim  und  kann  nicht  un- 
ter dem  Vorgeben  g-erechtfertigt  werden,  dass  der  Bürger,  der  das 
Opfer  davon  war,  auch  die  Veranlassung-  dazu  g-egeben  hätte.  Hat 
er  das  Recht  g-eg-en  sich,  so  ist  es  an  der  Obrigkeit,  ihn  zu  richten, 
aber  Niemand  darf  sich  selbst  Gerechtigkeit  verscholfen.  Was  auch 
die  Ursache  sei ,  welche  der  Versicherer  der  Phinderung-  zuschreiben 
wollte,  so  ist  diess  ein  durch  Uebermacht  herbeigeführtes  Ereigniss, 
wofür  er,  wenn  der  Vertrag-  nicht  eine  Ausnahme  für  diesen  Fall  ent- 
hält, haftet. 

Das  Handelsinteresse  hat,  selbst  in  den  Fällen,  wo  gewiss 
ist,  dass  der  Versicherte  den  Verlust  verursachte,  die  Grundsätze 
des   strengen   Rechts    modificirt. 

Obgleich  eine  Assecuranz  ungesetzlich  ist,  worin  eine  Person  sti- 
pulirte,  dass  sie  nicht  für  Zufälle  oder  Verluste  haften  wolle,  die  ihr 
beigemessen  werden  können;  so  muss  doch  nach  No.  161.  die  Giltig- 
keit  derjenigen  zugelassen  werden,  die  über  Waaren  geschlossen 
würde ,  welche  der  Versicherte  als  Contrebantle  zur  Ein  -  oder  Aus*- 
fulir  angibt.  Es  wird  ang-enommen,  als  habe  der  Versicherer  das 
Risico  der  Confiscation,  oder  die  Strafe,  welche  die  Gesetze  des  Lan- 
des, wo  sie  eingeschwärzt  werden  soll,  aussprechen ,  auf  sich  genom- 
men. Um  diese  Absicht  zu  vermuthen,  wäre  sogar  hinreichend,  wenn 
die  ihm  beim  Vertrag-  vorg^elegten  Acten,  oder  der  Contract  selbst  er- 
wiesen, dass  der  Versicherer  die  Prohibition  der  Gegenstände  kannte  *). 

Oft  kann  auch  vom  Ersatz  von  Verlusten  die  Rede  sein, 
welche  durch  Individuen,  für  die  der  Versicherte  nach  dem  Ci- 
vilrecht  haftet,   verursacht   werden. 

Wer  Dienstboten  anstellt,  haftet  in  der  Regel  für  die  von  ihnen 
in  dem  übertragenen  Dienste  begangenen  Fehler  und  selbst  für  deren 
Vergehen  2).  Daraus  könnte  man  folgern,  dass  eben  so  wenig  ein 
Versicherter,  der  seine  eigenen  Waaren  verführt,  gegen  Verluste ,  die 
ihm  zur  Last  gelegt  würden,  versichern  lassen   kann ;    eben    so   wenig 


1)  Abw.  Urth.  21.  Decbr.  1836.  —    S)  C.  G.  B.  138*. 
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kann  er  sicli  gegen  diejenigen  assecuriren  lassen ,  die  durch  den  Feh- 
ler des  von  ilim  gewidilten  Fubrinamis  eu(standen  sind;  diese  Folge- 
rung- wäre  jedoch  zu  streng. 

Hier  miisste  ein  Unterschied  gemacht  "werden.  Ist  die  Waare 
direct  einem  Fuhrmann  iiberg^eben  worden,  der  nicht  im  persönlichen 
und  ausschliesslichen  Dienste  des  Versicherten  steht ^  oder  bediente 
man  sich  gar  der  Vermittelung*  eines  Commissionä'vs ,  so  ist  es  ausser 
Zweifel,  dass^,  selbst  "ohne  specielle  Stipulation,  der  Versicherer  nicht 
für  den  durch  deiv  Fuhrmann  entstandenen  Verlust  haftet.  Schwieri- 
g-er  wäre  es,  Avenn  der  Fuhrmann  direct  oder  als  Diener  des  Versi- 
cherten angestellt  war.  Diese  Befug-niss,  sich  gegen  die  Fehler  seiner 
Angestellten  versiehern  zu  lassen,  ist  im  Seerecht  admittirt,  erfordert 
aber  eine  specielle  Stipulation,  jedoch  möchte  eine  ähnliche  bei  den 
Landassecuranzen  nicht  unumgänglich  nöthig  sein.  Es  wird  angenom- 
men ,  als  habe  der  Versicherer  in  dieselbe  eingewilligt ,  wenn  der 
Vertrag  ihm  die  Möglichkeit  zu  erkennen  gibt,  dass  direct  Angestellte, 
Diener  des  Versicherten,  durch  ihr  Verschulden  zu  einigen  der  Risicos, 
die  er  auf  sich  nimmt,  Anlass  geben. 

Wenn  also  ein  Haus  versichert  ^vurde  und  durch  Unvorsichtig- 
keit oder  Bosheit  eines  Dienstboten  des  Versicherten  in  Brand  geriethe, 
80  könnte  der  Versicherer  die  Klage  des  Versicherten  nicht  ab^veisen 
und  vorgeben,  dass  der  Brand  durch  Unvorsichtigkeit  oder  verbreche- 
rischer Weise  von  Seiten  seines  Dienstboten  veranlasst  wurde. 

Ausser  dem  Verlust,  den  eine  Feuersbrunst  direct  verursacht,  in- 
dem sie  versicherte  Gegenstände  zerstört  oder  verdirbt ,  kann  sie  Ver- 
anlassung- zur  Klage  ^'^g^n  denjenigen  geben,  der  darunter  gelit- 
ten hat. 

Z.  B.  ein  Miethsmann,  der  nicht  erweiset ,  dass  die  Feuersbrunst 
durch  Zufall,  unw^iderstehliche  Gewalt,  fehlerhafte  Bauart,  durch 
Mittheilung  des  benachbarten  Hauses  entstanden  ist,  haftet  dem  Eigen- 
ihiimer  ').  Sind  mehrere  Miethleute  in  einem  Hause,  so  haften  sie 
alle  solidarisch  dem  Eigenthümer ,  wenn  sie  anders  nicht  beweisen 
können ,  dass  das  Feuer  in  der  Wohnung  eines  von  ihnen  ausgebro- 
chen ist  oder  wenigstens  bei  ihnen  nicht  anfangen  konnte  ^).  Daraus 
kann  die  Frage  entstehen  ,  ob  der  Ermiether  eines  Hauses  oder  Zim- 
mers, der  seine  Mobilien  assecuriren  liess,  nach  der  Beschaffenheit  des 
Contracts  verlangen  kann,  dass  ihm  der  Versicherer  die  Entschädigung 
bezahle,  zu  der  er  nach  den  hier  angeführten  Präsumtionen  gegen  den 
Vermielher  oder  seinen  Nachbar  gehalten  ist?  Diess  möchte  nicht  der 
Fall  sein;  denn  der  Versicherer  hat  nur  versj)rochen,  den  Schaden  zu 
ersetzen,  den  die  Mobilien  des  Mipthers  erleiden  ^^ürden;  es  sind 
aber  weder  das  dem  Vermiether  gehörende  Haus ,  noch  die  Mobilien 
des   Nachbars  von   ihm   assecurirt  worden. 

Ein  Miether  kann  sich  auch  gegen  Chancen  von  IMöglichkeit  des 
Regresses  von  Seiten  des  Hausei^enthümerj»  oder  eines  andern  Mie- 
thers, welche  die  erv^iihnte  Präsumtion  anrufen  würden,  assecuriren 
lassen,  in  A\elchein  Falle  der  dem  IMicther  sub.stituirte  Versicherer 
alle  Einreden  geltend  machen  kann ,  die  er  zu  seiner  llechlferligung 
nach  dem  gemeinen  Rechi  hätte  vorschützen   könneiu 

Der    Veriiidierer  haftet    nicht    für    Verlust,  Abgang   oder  Ver- 
1)  C.  G.  B.  1733.  —    2)  C.  G.  B.  1734. 
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schlechterung ,  die  der  eigenthiimliche  Mangel  ^)  der  versicherten 
Sache  verursachen  könnte,  es  sei  denn,  dass  er  diese  Verbindlich- 
keit übernommen  liat,  oder  dass  es  gerade  der  Verlust  ist,  der 
aus  solchen  Mängeln  an  der  Sache  entsteht  und  Gegenstand  der 
Assecuranz  war^ 

Nach  dem,  v?is  i«  No.  305.  gesagt  wurde,  steht  es  einem 
Contrahenten  nicht  zu,  vas  er  auch  vorschützen  mag,  an  den  beim 
Abschluss  des  Vertrags  erwähnten  oder  darunter  verstandenen  Chan- 
cen etwas  zu  ändern,  es  sei  denn,  dass  unwiderstehliche  Gewalt 
es  erheische. 

So  kämien  versicberJe  Wuaren  vom  Orte ,  ^vo  sie  nach  Vertrag 
lag^en  oder  liegen  sollten,  nicht  wegg-eschafft  w  erden  ;  und  wurde  de- 
clarirt,  dass  sie  transportirt  werden  sollen,  so  können  sie  nicht  auf 
einem  andern,  als  dem  ang-eg-ebenen  Weg-e  spedirt  ^verden.  So  kann 
ein  versiclierJes  Magazin  zu  keiiiem  Gebrauch  ver^vendet  werden,  wo- 
durch es  einer  Feuersbrunst  leichter  ausgesetzt  würde,  als  für  die  im 
Vertrag"  ang-egebene  oder  bekannte  Bestimmung-«  Eine  Aendernug-  aber 
in  der  Person  des  Eigenthiimers  der  versicherten  Sache  ist  keii»e  Ab- 
weichung' von  der  Convention,  es  sei  denn,  dass  diese  Person  selbst 
Anlass  zu  J^isico  gäbe.  Wenn  also  derjenige,  dessen  Leben  oder 
Freiheit  assecurirt  worden,  in  den  Krieg-  zieht,  über  See  reiset,  oder 
sich  einem  gefahrvollen  Leben  preis  gibt,  so  ist  die  Assecuranz  auf- 
g^ehoben ,  wenn  sich  nicht  diese  Bcfugniss  ausdrücklieb  oder  folge- 
rungsweise aus  der  Convention  ergibt.    . 

591.  Der  Versicherer  rauss  für  das  Risico,  das  er  läuft, 
eiü  Aequivalent  erhalten;  dieses  nennt  man  Prämie  (^pnm<*). 
Eigentlich  sollte  sie  nur  der  richtige  Preis  der  Gefahr  sein,  die 
er  auf  sich  nimmt,  aber  die  Ungewissheit  der  Begebenheiten  und 
die  Verschiedenheit  der  Umstände  gestatten  nicht,  dass  man,  um 
diesen  Preis  zu  bestimmen,  die  Regeln  des  tauschartigen  Vertrags 
anrufe.  Die  Bedingung  einer  übermässigen  Prämie  könnte  vor  Ge- 
richt nicht  als  Einrede  gelten ,  oder  es  müsste  List  und  Betrug 
dabei  vorgefallen   sein   (s,   No.   lÖl,). 

Die  Prämie  kann  in  Waaren  oder  in  Diensten ,  die  abgeschätzt 
werden  können,  bestehen.  In  diesem  Falle  sind  die  früheren  Regeln 
anwendbar,   die  erkennen  lassen,  auf  welche    Weise    die    Parteien    dicv 


1)  Unter  dem  Ausdruck  „  eigenthiimliche  Mängel  einer  Sache"  ist  hier  nicht 
eine  fehl' '-hafte  Zusammensetztmg  oder  Bildung  zu  verstehen,  wodurch  eine 
Sache  in  sich  seihst  den  Grund  der  Zerstörung  trägt,  die  nicht  Statt  gehabt 
hätte,  wenn  die  Zusammensetzung  besser  gewesen  wäre  (diess  würde  man  ,, ver- 
borgene Fehler"  oder  „Mängel  der  Sache"  nennen) ;  sondern  man  versteht  unter 
,, eigen! hümlichem  Mangel  an  einer  Sache"  im  eigentlichen  Sinne  die  Verschlim- 
merungen, Zerstörungen  oder  Verluste,  die  durch  Zufälle  entstehen  können,  wel- 
chen eine  Sache,  seihst  wenn  sie  auch  in  ihrer  Art  noch^so  vollkommen  ist,  ihrer 
l^eschalTenheit  nach  unterworfen  ist.  So  kann  z.  B.  der  beste  Wein  ungeachtet 
aHer  darauf  zu  seiner  Erhaltung  verwendeten  Sorgfalt  an  Qualität  verlieren  oder 
sauer  werden.  So  können  ungeachtet  aller  Vorsichtsmaassregeln  Motten  in  Zeu- 
gen oder  Pielzwaaren  entstehen.  Piird. 
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durck  Vertrag-  versprochenen  Gegenstände  zu  bez^clinen  Laben.  Die 
Prämie  kann  auch  in  einer  Sache,  die  man  gehen  oder  (hun  will,  b«- 
slehen,  es  sei  nun  zu  Gunsten  des  Versichert^i,^.  wie  bei  den  gegen- 
seitigen Versicherungen,  oder  zu  Gunsten  eines  Dritten ;  denn  nach 
Ko.  141.  kann  man  anch  znm  Vortiieil  eines  Andern  stipuliren^  wenu 
diess  die  Bedingung  einer  Stipulation  ist,  die  man  fiir  sich  selbst 
maclit  *). 

Die  Prämie  k»nn  in  Gelde  bestehen,  es  sei  rmn  zu  einem  gewis- 
sen Procent  vom  Werth  der  versicherten  Sache,  oder  in  einer  be- 
stimmten Summe,  z.  ß.  3,  4,  5000  Francs,  ohne  dass  ein  bezeichne- 
tes Verhältniss  mit  dem  versicherten   Capital  vorhanden  ist. 

Der  Versicherer  erwirbt  die  Prämie  nur  im  Aug-eiiblick,  wo  das 
Risico  beginnt,  denn  obgleich  der  Assecuranz- Vertrag  zwischen  den 
Contrahenten  unwiderruflich  ist ,  so  hat  er  iiur  Wirkung  vom  Augen- 
blick,  '^vo  die  Gefahr  beginnt  ^). 

Würde  ein  Hau«,  das  am  1.  Juli  unter  der  Bedingung  assecu- 
rirt  wurde,  dass  die  Gefahr  vom  1.  Septbr.  beginnt,  in  der  Zwisdien- 
zeit  abbrennen,  so  wäre  der  Vertr{ig  aufgelöset,  weil  die  versicherte 
Sache  nicht  im  Augenblick  existirte  y  wo  nach  dein  Vertrag  die  Ge- 
fahr für  den  Versiclicrer  anfing ;  die  Prämie  kann  also  nicht  verlangt 
werden,  und  war  sie  bezahlt,  so  inuss  sie  zurückgegeben  werden. 


Zweites  Capitel. 

W em    steht  das    Recht   zu,    eine  Sache  asrsecuriren  zu 

lassen? 

592.  Als  erste  Bedingung  der  Giltigkeit  eines  Assecuranz- 
Vertrags  wird  erfordert,  dass  derjenige,  der  sich  eine  Sache  ver- 
eichern  lässt,  Eigenthümer  davon  sei,  oder  dass  er,  wie  ein  Niitz- 
niesser,  airs  irgend  einem  Uechtsgrnnde  das  nämliche  Interesse  zur 
Erhaltung  der  Sache  habe,  oder  endlich,  dass  er  im  Namen  des 
Interessenten  handle,  ^widrigenfalls  die  Assecuranz  nur  eine  Wette, 
ein  Spiel  wäre,  in  welchem  man  die  Chance  liefe,  eine  gewisse 
Summe  zu  verlieren,  oder  eine  andere  zu  gewinnen,  je  nachdem 
ein  gewisses  Ereigniss  einträfe  oder  nidit.  Für  diesen  Fall  ge- 
stattet das  Gesetz  keine  Klage  ^). 

So  könnt«  ein  Deposifar  die  ihm  anvertrauten  Gegenstände  in  »ei- 
netH  eigwcn  INaiuen  gegeti  Feuersg^fahr  oder  andere  uum  idersteliliche 
Gewalt  nicht  assecMriren  lassen ,  weil  er  nach  i\o.  504.  dem  Depo- 
ueniftu  itir  «lie»e  lireii(ni.sse  nicht  haftet.  Die  Assecuranz  kanu  nnr 
im  J\amen  des  (iigenlhüniers  genchehen,  es  «ei  mui,  dass  er  als  M»n- 
dntftr  diesen  letztem  angibt,  oder  dass  er  als  ('Uiumissionär  den  Na- 
men des  Coinmittenten  nach  No.    5G.i.   versch>veigt. 


1)  C.  G,  B.  1121.  —    2)  H.  G.  B.  3«).  —    .11  C.  G.  B.  IWS. 
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Man    kann    aber    zur  Erhaltung    der    Saclie  eines  Andern   ein 
wirkliches  Interesse  haben, 

Ehi  Gläubiger  kauii  daher  die  seinem  Schiddner  zugehörigdi  Gu- 
ter \'ersichern  lassen  ^);  denn  giiig-eu  sie  zu  Grunde,  so  hatte  der 
Gläubiger  nichts  mehr,  das  iliin  für  seiue  Forderung*  haflele;  jedoch 
inuss  unter  solchen  ünistäuden  ein  UnlerscLied  gemacht  werden.  Gibt 
der  Gläubiger  au ,  dass  er  in  seinem  eig-eiieu  INfameu  handeU ,  so  darf 
die  Versicherung"  die  Forderung,  die  er  sich  erhalten  will,  nicht  über- 
steig-en,  und  überschreitet  sie  die  Tersprochene  Summe,  so  kann  eine 
Reduction  zu  Gunsten  des  Versicherers  Statt  haben.  Erklärt  dieser 
Gläubiger,  dass  er  nicht  in  seinem  eigenen  Namen  assecuriren  lässt, 
sondern  für  den  Eig-entbiimer,  den  er  nennt,  oder  dass  es  nicht  seine 
Sache  ist,  die  er  assecuriren  lässt  ^  und  er  für  einen  Andefn  handelt, 
so  hat  der  Eigenthümer  des  versicherten  Gegenstandes  das  Recht,  die 
Wirkungen,  die  der  Vertrag  hervorbringt,  nach  den  in  JSo,  562.  über 
die  Geschäflsfüliiuug  gegebenen  Regeln  in  ihrer  völligen  legalen  Aus- 
dehnung' zu  verlangen  ^).  Diese  nämlichen  Grundsätze  dienen  auch 
zur  Bestimmung  seiner  Verhältnisse  mit  dem  Gläubiger,  der  assecuri- 
ren liess.  Er  niuss  ihm  also  die  Prämie  zurückzahlen,  Avelche  Rück- 
zahlung sogar  i\h  Kosten  zur  Erhaltung'  der,  Sache  privilegirt  ist  *), 
mit  Ausnahme  jedoch,  dass,  falls  der  Schuldner  in  Concurs  g-eräth, 
der  Gläubiger  kein  ausschliessliches  Rechte  auf  die  Summe  hat,  die 
der  Versicherer  im  Fall  eines  Verlustes  bezahlen  musste. 

Nach  diesen  Grundsätzen  kann  auch  nach  folgendem  Falle  ent- 
schieden werden: 

A.,  dem  an  der  Erhaltung  eines  gewissen  Magazins-,  das  dem 
J.  gehört,  nichts  gelegen  ist ,  kommt  mit  B.  übereiu ,  dass  er  es  für 
100,000  Francs  assecurire.  Das  Magazin  brennt  ab.  J.  erhält  Rennt- 
niss  von  diesem  Assecuranz-Vertrag-  und  beweiset  ihn  auf  eine  Weise, 
dass  die  von  B.  geschlossene  Assecuranz  falsch  dargethan  wird:  könnte 
er  gegen  ihn  auftreten  ?  Negando  könnte  man  sagen,  dass  J.  niemals  den 
A.  beauftragt  hat,  das  erwähnte  Magazin  assecuriren  zu  lassen;  dass  er 
das,  was  dieser  gethan,  nicht  ratificirt  hat;  dass  es  keinem  Zweifel 
unterliegt ,  dass  er ,  wäre  das  Magazin  nicht  abgebrannt,  dem  A.  die 
Rückzahlung'  der  Prämie  nicht  angeboten  hätte.  Darauf  kann  man 
aber  antworten ,  dass ,  da  A.  keine  Wette  machen  durfte ,  die  da» 
Gesetz  verbietet,  er  angesehen  ist^  als  habe  er,  was  es  erlaubt,  ge- 
than ,  d.  h.  als  habe  er  freiwilh'g  das  Geschäft  von  J.  besorgt  *).  Da 
er  im  Grunde  genommen  ohne  Auftrag  des  Letztern  gehandelt  hat, 
so  hat  er  sich  in  die  Lage  versetzt,  nach  den  in  No.  562.  angege- 
benen Grundsätzen  streng  gerichtet  zu  w^erden.  Dieser  Punct  ist  aber 
dem  B,  fremd,  der,  da  er  nicht  beweiset,  dass  vor  der  Auffor- 
f  dening  des  J.  die  Assecuranz  widerrufen  worden  w  äre ,  deren  Folgen 
nicht  ausweichen  kann.  Hätte  er  an  A.  bezahlt,  so  wäre  dieser  ge- 
halten gewesen  ,  die  Summe  an  J,  unter  Abzug  der  Prämien  und  Ro- 
sten zurückzugeben*),  denn  dieser  Empfang  wäre  nur  die  Vollziehung 
des  Quasi  -  Coutracts  der  Geschäftsführung  gewesen;  er  könnte  der 
Anforderung    des  J.    unter  dem  Vorgeben    einer  Wette   nicht   answei- 


1)  C.  G.  B.  llf)6.  —    2)  Abw.  Urth.  39.  Decbr.  1824.  —    3)  C.  G.  B.  2102. 
4)  C.  G.  B.  1372.  ~    5)  C.  G.  B.  1993. 
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clieii ;  diess  liiesse  eine  üebertrefim^  der  Gesetze  einwenden ,  was 
uieinals  erlaubt   ist. 

Daraus  ersieJit  mau .  welches  Srliicksal  eine  assecnrirte  Sache 
hatte,  die  einer  der  Mit-Kigenthiimer  tofal  versichern  Hess,  und  wie 
die  Umstände  und  die  Abfassung-  des  Contracts  zur  Entscheidung  die- 
nen würden,  ob  er  angeseiien  werden  soll,  als  habe  er  ausschliess- 
lich in  seinem  Interesse  stipuliren  wollen. 

Nach  den  hier  obeu.  ani>efiihrten  Grundsiitzen  kann  der  Glaubiger 
einer  auf  den  Kopf  einer  Person  gestifteten  F^ebensrente  das  Leben 
dieser  Person  assecuriren  lassen;  eben  so  könnten  Personen  in  aufstei- 
gender Linie  das  Leben  oder  die  Freiheit  ihrer  Rinder,  und  umge- 
kehrt,   assecurireu  lassen. 

Da  man  die  Sachen  Anderer  assecuriren  kann ,  wenn  man  ein 
Interesse  zu  ihrer  Erhaltung  hat,  so  kann  ein  Versicherer,  auf 
dem  das  Risico  der  von  ihm  assecurirten  Sachen  haftet ,  bei  An- 
dern reassecuriren  lassen  ').  Was  auch  der  Unterschied  in  den 
Bedingungen  wäre,  so  könnte  er  diese  Convention  nicht  mit  sei- 
nem Versicherten  schliessen ,  da  diess  eher  ^ine  Auflösung  des 
Contracts,  als  eine  Reassecuranz  wäre,  üebrigens  kann  die  Reassecu- 
ranz  die  Auslagen  hegreifen ,  die  er  für  die  Erlialtung  der  ver- 
sicherten  Sachen   gehabt  hat. 

Diese  Reassecuranz  hat  nichts  mit  der  ersten  gemein ,  jede 
hat  ihre  Wirkungen ,  die  sowohl  in  der  Anwendung  der  \  or- 
schriften  über  die  Gihigkeit  der  Convention ,  als  in  ihren  weitern 
Wirkungen  von  der  andern  verschieden  und  unabhängig  sind.  Der 
ursprüngliche  Versicherer  bleibt  persönlich  gegen  seinen  Versicher- 
ten verbindlich ,  der  seiner  Seits  kein  besonderes  Recht  gegen  den 
Reassecuranten  erwirbt,  beide  sind  einander  fremd.  Der  Reasse- 
curant  ist  in  Betreff  zum  Letztern  als  Eigenthümer  der  Sachen 
angesehen,    für    die  er   Versicherer   geworden    ist. 


Drittes  CapiteL 

Von  der  Form  des   Assecu ranz-Vertrags  und    den  An- 
gaben,   die  er  enthalten  muss. 

593.  Es  gibt  kein  Gesetz,  welches  verlangt,  dass  die  Asse- 
curanzen zu  Lande  schriftlich  in  specieller  Form  constatirt  werden 
müssen.  Man  muss  daher  auf  die  allgemeinen  Grundsätze,  die  in 
No.  241  u.  f.  über  den  Beweis  angeführt  worden,  seine  Zufluclit 
nehmen.  Es  wäre  bloss  an  den  Gerichten,  die  Gefahr  und  das 
Ungewisse  des  Zengenbeweises,  so  wie  d^e  grosse  Schwierigkeit, 
durch  dieses  Mittel  oft  sehr  complicirte  Bedingungen  zu  he\>ei>en, 
zu    berücksichtigen;     man  kann  aber  nicht  als  Regel  annehmen,   das« 

1)  H.  G.  B.  842. 
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der  Zeiigenb^T^eis  gänzlich  untersagt  sei,  nnd  Iianptsachlich ,  dass 
man  keinen  andern  Beweis  zulassen  kann,  als  denjenigen,  der  aus 
einem  für  die  Seeassecuranzen  in  der  erforderlichen  Form  abg€- 
Cassten    Contract    hervorgeht  *)• 

Die  Assecuranzen  zu  Lande,  wovon  hier  allein  die  Rede  ist, 
werden  immer  durch  Compagnien  gebildet ;  sie  haben  ihre  Agen- 
ten in  verschiedenen  Städten,  die  befugt  sind,  sie  mittels  ihrer 
Unterschrift  in  der  Police  und  durch  die  Empfangnahme  der  Prä- 
mien oder  Prämienbillets  verbindlich  zu  machen,  ohne  dass  man 
den  Personen,  die  in  gutem  Glauben  mit  diesen  Agenten  gehan- 
delt, entgegensetzen  kann,  dass  sie  ihre  Instruction  überschritten 
haben -)♦ 

In  Betreff  einer  Assecuranz  zu  Lande,  die  durch  einige  Par- 
ticularpersonen  geschlossen  wird,  sollen  die  Regeln,  die  hier  sum- 
marisch angeführt  werden,  bei  den  gegenseitigen  gerichtlichen  Kla- 
gen der  Versicherer  vervollständigt  werden.  Jedoch  muss  hier  be- 
merkt werden,  dass  eine  Assecuranz  nebenbei  mit  einem  Vertrag 
Qjiderer   Art   stipulirt  werden  kann« 

So  kann  z.  B.  der  Fuhrmann  die  Zufalle  und  Ueberinacbt  aitf  «ich 
nehme«;  der  Coiuuaissio»är  kaua  nach  ^<^  564.  seinem  Committenten 
Delcredere  stehen. 

Die  wesentlichen  Bedingungen  der  Police  sind  im  Wesentlichen 
folgende : 

1)  Der   Name    des  Versicherers;    dieser  ist,    wie   in    jedem  an- 
dern Vertrag   nöthig. 

Der  Versicherer  macht  sich  verbindlich ,  ^en  Verlwst ,  der  Folg'e 
des  Risicos  sein  kann,  das  er  anf  sich  nimmt,  zu  ersetzen;  er  stellt 
sich  dafür  als  Schuldner  auf,  und  jede  Oblig^atiou  muss  deu  Namen 
desjenigen,    der  sich  verbindlich  macht,  enthalten. 

2)  Die  Unterschrift  des  Versicherers. 

Würde  aber  der  Name  des  Versicherten  darin  vergessen,  so  wäre 
desshalb  die  Police  nicht  ungiltig ,  "vveun  andere  Angaben  oder  die 
Umstände  ihn  ergänzen  können. 

3)  Die   Angabe   des   Domicils, 

Sie  dient,  um  die  Ausübung  der  aus  dem  Vertrag  hervorgehen- 
den Rechte  zu  erleichtern,  und  die  Zweifel  über  die  Identität  der  Per- 
sonen,  die  ähnliche  Namen  haben  würden,    zu  heben.. 

4)  Die  Angabe,  in  was  die  versicherte  Sache  bestehe ,  und  Alles, 
was  ^dem  Versicherer  zu  wissen  nothig  ist,  um  das  Risico, 
dem  er  sich    aussetzt,    darnach  würdigen  zu   können. 

So  inuss  im  LebensversicherHugs  -  Vertrag  nicht  mir  Vor  -  und 
Nachname    des  Versicherten ,    so   wie  noch  andere  Auskunft  über  sei- 


1  Abw.  Urth.  15.  Febr.  1826.  —    2)  Abw.  Urth.  15.  Febr.  1820. 
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iie  iiidividHalitat  angre^eb^n  werden,  sondern  aiicli  sein  Alter,  der  Zu- 
stand seiner  Gesundi^eit  nud  sein  Gewerbe.  Wiire  Kiner  mit  einer 
KranU^it  beliaflet,  welclier  zu  Foljie  er  sicJi  eiitscblossen  hat,  sich 
der  Gefahr  einer  cliirurg^iseheu  Operalion  zu  unterwerfen ,  wie  z.  H, 
dem  Steinscbuitt ,  und  wollte  sein  Leben  assecnrirea  lassen;  so  tuuss 
er  diesen  U*nsland  angeben.  Würde  eru  iesen  ,  das«  er  sich  zur  Ope- 
ration vor  dem  Assecii ranz- Vertrag-  entschlossen  hat ,  ohne  diess  zu 
erklären,  so  könnte  die  Assecuranz  im  Interesse  des  Versicherers  an- 
DuUirt  werden. 

Bei  der  Versicherung-  der  Freiheit  muss  erklärt  werden ,  ob  der 
Versicherte  sich,  in  Betreff  seiner  Person,  genihrlicheu  Unterneh- 
mungen hingibt,    oder  derg-leichen   Projecte  kund  tliat. 

In  der  Versicherung*  gegen  Feuersgi'fahr  muss  über  das  versicherte 
Gebäude  alle  Auskunft  gegeben  werden ,  w  odurch  man  deji  Umfang 
und  die  Art  Risico,  dem  es  durcli  seine  Bauart ,  seine  Lag-e^  seine 
Nüchbarsdiaft ,  durch  das  Gewerbe  derjenig-en ,  die  es  bewohnen,  die 
Art  Waaren,  die  darin  liegen,  selbst  wenn  sie  assecurirt  "wären, 
kennen  kann. 

Bei  der  Versicherung"  von  Geg-enständeu,  die  zu  Lande  oder  en 
Wasser  versaiuJt  werden,  ujuss  der  Frachlfiihrer  die  Gatiuug*  oder  Qua- 
lität der  Gegenstände ,  die  Strasse,  die  eingeschlag-eu  wird ,  den  Ort 
der  Abführt  und  denjenigen  der  Bestinunung-  bezeichnen.  Sachen,  die 
ihrer  ]\at4jr  nach  Verschliimnerungen  ausgesetzt  sind');  müssen  in  der 
Police  angegeben  werdeu,  weil  diess  auf  das  Hisico  des  Versicherers 
Kiulluss  haben  kaiui. 

5)   Der   Werth    der    asseciirirten   Sache;     jedoch    kann    man    sich 
das  Uecht  vorbehalten,    ihn  in   der  Folge  bestimmen  zu  lassen. 

Ist  dieser  Werth  ausgedrückt,  so  muss  er  wenigstens  der  vorn 
Versicherer  versprocheneu  Summe  gleich  sein,  widrig-enfalls  die  ße- 
schaifeniieit  der  Convention  verändert  würde ,  weil  es  Grundsalz  ist, 
«lass  dieser  Vertrag-  für  den  Versicherten  kein  Mittel  zm  Gewinn 
sein  kann  ;  sondern  bloss  eins,  um  Verlusten  zu  entgehen,  luid 
•c«  g-ef«hi4ich  wäre,  'weim  der  Versicherte  im  Verluste  der  garantir- 
ten  Sachen   ein  IMiltfl   zu   Ge^Ainn  sähe  (s.   iN'o.  274.), 

Da  dieser  Vl'erth  veränderiich  ist,  so  kaiui  man  die  Fr©g«  aaf- 
w  erfen :  ob  der  Werth  den  assecurirten  Sachen  nach  dem  für  sie 
bezahlten  Preise,  oder  nach  demjenigen,  den  sie  im  Augenblick  dos 
Vertrags  baben  ,  foslg^esetzt  werden  soll;  denn  niemals  ist  die  Il«'de 
vom  Werlbe  am  Bestimmungsorte,  wie  sehr  er  auch  mehr  oder  min- 
der g^ross  sein   mag-, 

Wohl  knnn  man  Waaren  bis  zum  Belauf  ihres  Einkaufspreises 
versichern  lassen,  die,  ohne  irgend  eine  Avarie  erlitten  zu  haben,  beim 
Abschluss  des  Vertrags  im  Preise  gefallen  waren;  denn  bedielte  mau 
sie  noch  liing-fT  auf  dem  Lager,  so  könnten  sie  den  urspriiiigliclien 
Werth   wiedi'r   erhalten   oder  ilin   noch  überschreiten. 

Daraus  konnte  man  vielleicht  schliessen,  dass  AVaaren,  die  aus 
langer  Hand  bezogen  \>urden,  wenn  sie  '  im  Preise  sich  verniindert 
hätten,  dennocli  zum  l>elauf  d<'s  Einkaufspreises  assecurirt  nn  erden 
können.     Ein  anderer  Grundsatz  aber   modilicirt  in   diesem  Fall  die  uU- 


1)  H.  G.  B.  855. 
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g-emeine  Re^el.  Der  Zeitverlauf,  der  Lauf  der  Beg-ebenlielten ,  La- 
germiethe,  die  Rosten  zur  Eflialtung'  der  Sacbe  etc.,  die  Zinsen  des 
Einkaufspreises,  sind  die  Ursache  dieser  Verinelirnng',  die  der  Waa- 
re  einen  böliern,  aber  immer  gewissen  und  reellen  Preis  gibt.  Es  ist 
daiier  nicbt  verboten ,  einen  bereits  erworbenen  Wertb.  zu  assecuriren. 

Hätte  der  Versicherte  die  erwähnten  Waaren  am  Tag-e  und  Ort 
der  Assecuranz  verkaufen  wollen  ,  so  hätte  er  diesen  Preis  dnrch  die 
ang-egebenen  Ursachen  erhalten  können ;  das  Ereigniss ,  das  ihn  dieser 
Chance  berauben  kann  ,  würde  ihm  in  der  Wirklichkeit  den  auf  die- 
se Weise  gesteigerten  Preis  wegnehmen.  Jedoch  gibt  es  Fälle,  in 
welchen  der  durch  Factur  angegebene  Werth  denjenigen ,  den  der 
Versicherte  vernünftiger  Weise  zur  Zeit  und  am  Orte  der  Assecuranz 
hoffen  konnte ,  so  übersteigt,  dass  man,  ohne  ungerecht  zu  sein ,  ihu 
als  Basis  nehmen  könnte. 

Obgleich  ein  Verkauf  auf  Credit  zu  einem  höhern  Preise  Statt 
hat,  als  ein  baarer  Verkauf,  so  zieht  man  keinen  Discont  bei  Waa- 
ren   auf  Termin  ab,  wenn  sie  abgeschätzt  werden  sollen. 

6)  Das  Versprechen  des  Versicherers,  dem  Versicherten  eine  Sum- 
me oder  einen  andern  zahlbaren  Werth  in  dem  Falle,  wo 
die  erwähnten  Begebenheiten   sich   zutragen,    zu  bezahlen. 

Die  Angabe  der  Summe,  die  der  Versicherer  zu  zahlen  hat,  ist  jedoch 
nicht  nöthig.  Schweigt  der  Contract  darüber,  so  setzt  er  oft  die  Ab- 
sicht voraus,  den  Beirag  des  Verlustes  durch -Sachverständige  bestim- 
men zu  lassen.  j\ur  bei  der  Lebensversicherung  ist  diese  Angabe 
wesentlich  nölhig;  wäre  für  den  Sterbefall  einer  Person,  deren  Le- 
ben assecurirt  worden,  keine  Summe  angegeben,  so  wäre  die  Ver- 
sicherung ungiltig%  Aveil  dann  kein  Mittel  mehr  vorhanden  wäre,  diese 
Auslassung  zu  ergänzen. 

Würde  in  einem  Vertrage  bestimmt ,  dass  im  Fall  eines  Verlu- 
stes oder  einer  Verschlimmerung,  ohne  dass  man  den  Grund  oder  die 
Grösse  des  Schadens  untersuche,  der  Versicherte  zu  einer  gewissen 
Summe  berechtigt  wäre,  so  Aväre  dieser  Vertrag  verboten;  er  würde 
nicht  melir  den  Ersatz  des  Schadens,  den  der  Versicherte  erlitten, 
bezwecken,  es  ^väre  eine  Wette,  welche  die  französische  Gesetzge- 
bung nicht  zulässt  *)• 

7)  Der  Zeitpunct,  an  welchem  das  Risiko,  ,das  der  Versicherer 
auf  sich  nimmt,   beginnt  und   wann  es   aufhört. 

Im  Allgemeinen  Ciugt  das  Risico  in  dem  im  Vertrage  bestimmten 
Augenblick  an;  wäre  jedoch  diess  nicht  gehörig  ausgedrückt,  so 
könnte  dieser  Anfang,  wenn  die  Gesetze  nichts  deshalb  vorschreiben, 
nach  der  Auslegung  des  Vertrags  und  nach  dem  ,  -was  die  Parteien 
verstanden  haben  können ,  vom  Richter  bestimmt  werden.  Die  Zah- 
lung der  Prämie  wird  im  Allgemeinen  nicht  in  Betracht  gezogen. 


1)  C.  G.  B.  196o. 
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Viertes  Capitel. 

Von  den  Klagen  und  Einreden,    die  aus  dem  Assecuranz 

-Vertrag-    entstehen, 

594.  Nach  der  Beschaffenheit  des  Assecuranz-Vertrags  ist 
der  Versicherte  der  eigentliche  Kläger,  weil  er  es  ist,  der  sti- 
pulirt  hat,  dass  der  Versicherer  den  Schaden,  den  er  innerhalb  der 
vom  Gesetz  oder  der  Convention  bestimmten  Gränzen  und  ihrer 
Ausdehnung    erleiden    könnte,     ersetzen  wird. 

Da  der  Ersatz  des  Verlusts  Gegenstand  der  Assecuranz  ist, 
so  ist  die  Klage  des  Versicherten  im  Allgemeinen  nur  offen,  wenn 
die  Begebenheit  eintritt;  dennoch  könnte  er  zugelassen  werden, 
vor  der  Begebenheit  in  einigen  besondern  Fällen  eine  Klage  an- 
zubringen. 

Wie  z.  B.  die  Klage  auf  Nullität  des  Contracts  ,  es  sei  nun  ^vegeD 
eiuer  Ursache,  die  allen  Obiig-ationcii  im  Allgemeinen  g:emeinschaftlich 
ist,  oder  für  eine  den  Assecuranzen  eigene  Ursache,  oder  auch  im  Fal- 
limenlsfall  des  Versicherers ,  in  welchem  Fall  sich  der  Versicherte  an 
einen  andern  Versicherer  wenden  kann,  um  sich  eiue  Gewalirlei.sluiig 
zu  verschaffen,  die  ihm  der  Fallit  nicht  mehr  darbieten  kann').  Die 
Concursmasse  kann  ihm  aber  die  Versicherung  so  verbürgen,  dass  er  den 
ganzen  Verlust  nach  Maassgabe  der  Assecutanz  bezahlt  erhalt.  Hat 
der  Versicherer  die  Priimie  empfangen ,  was  manchmal  geschieht,  so 
bietet  die  Masse,  die  an  der  Au/rechtlialtung  des  Vertrags  kein  In- 
teresse mehr  hat,  keine  Bürgschaft  für  ihn  dar  und  lasst  den  Ver- 
trag auflieben.  Dem  Versicherten  bleibt  aber  unbestritten,  dass  er 
Schadldsbaltung  gegen  sie  erhalten  kann  2),  für  welche  er  aber  nur 
einen  verhaltnissmassigen  Beitrag  erhalt.  Würde  er  aber  nach  No. 
112G.  der  blasse  noch  etwas  für  den  aufgehobenen  Vertrag*  schulden, 
so  würde  sich  dieser  Rest  seiner  Schuld  zu  seinem  Nutzen  mit  der 
Schadloshaltung,  die  er  erhalten  würde  ,    compensiren. 

Klagt  der  Versicherte  wegen  des  Ersatzes  für  den  erlitte- 
nen Schaden  ein,  so  ist  es  gleichviel,  ob  die  Priimie  noch  nicht 
bezahlt  wurde;  der  Assecuranz- Vertrag  ist  ein  Consensual- Vertrag, 
der  Versicherer,  der  eine  Prämie  contant  zahlbar  stlpulirt  hätte, 
könnte  nicht  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  ihm  noch  nicht  be- 
zahlt sei,  der  versprochenen  Gewährleistung  entgehen;  es  inüsste 
denn  eine  aufhebende  (,^lausel  förmlich  bedungen  worden  sein,  oder 
der  Versicherer  müsste  vor  der  Begebenheit,  welche  die  Klage 
des  Versicherten  begriindet,  diesen  letztern  durch  eiue  Mahnung, 
die  seine  Absicht,  den  Vertrag  aufzulösen,  anzeigt,  in  Verzug 
gesetzt    haben. 

Ist   die  Police   auf  den  Namen    eines  Versicherton  gestellt ,   der 


I)  U.  ü.  B.  31ü.  -     2)  Abw.  Urth.  1.  Juli  1828. 
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für  sich  selbst  stipiilirte,  so  kann  keine  Scliwlerigkeit  obwalten, 
ura  zu  wissen,  wem  das  Reeht  zusteht,  dem  Versicherer  die  Ver- 
gütung des  durch  die  versicherten  Sachen  erlittenen  Schadens  zu 
verlangen.  Ihm  steht  die  Klage  zu  nnd  im  Fall  seines  Ablebens 
steht  sie  den  Personen  zu,  die  nach  den  Gesetzen  über  die  Suc- 
cessionen  oder  die  Testamente  berechtigt  sind,  ihn  z«  reprä- 
sentiren. 

Dieses  Recht,  gegen  den  Versicherer  aiifzutreten ,  kann  auch 
einem  Andern  als  dem  Versicherten  zustehen ,  wenn  dieser  seine  , 
Reell te  cedirt  hat,  es  sei  nun  auf  eine  ausdrückliche  Weise,  durch 
Verkauf  seiner  Forderung  auf  den  Versicherer,  oder  auf  eine  still- 
schweigende Weise,  indem  er  die  tersicherte  Sache,  deren  Asse- 
curanz  eine.  Art    Accessorium   Ist  (s.   No.   2^1.),   verkauft   hat. 

Nur  in  einem  Fall  kann  die  Klage  von  Seiten  des  Versi- 
cherten noch  in  seinem  Namen  Statt  haben ,  nämlich  bei  Lebens- 
versicherung. 

Da  der  Tod  des  Versicherten  g'crade  zur  VerbhidlicLkeit  des  Ver-  i 
sicherers  Veranlassung'  g'ibt ,     so    kauii    die  Klage   geg"en    Letztern   nur 
durch  die  Erben  des  Versicherten  oder  durch  diejenig-e  Person,   zu  deren 
Gunsten  er  die  Assecnranz- Prämie  stipullrt  hat,    eingeleitet  werden. 

Da  nach  No.  593.  Jemand  eine  Sache,  wovon  er  nicht  Ei- 
genthümer  ist,  versiehern  lassen  kann,  so  ist  es  hier  am  Orte, 
einige  Unterscheidungen  anzugeben ,  um  bestimmen  zu  können,  wem 
die  Klage  gegen  den  Versicherer  zusteht.  Hat  eine  Person  aus  Zu- 
neigung für  eine  andere  die  dieser  letztern  zugehörenden  Sachen  asse- 
curiren  lassen ,  so  steht  offenbar  dem  Eigenthümer  der  Sache  die 
Klage  zu.  Will  er  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch  machen,  so 
könnte  derjenige ,  welcher  stipulirt  hat,  in  seinem  eigenen  Inter- 
esse nicht  zugelassen  werden,  da  er  nicht  Eigenthümer  der  ver- 
sicherten Sachen  wäre,  denn  ihm  verursacht  der  Verlust  dieser 
Sachen    keinen   Schaden. 

Hat  der  Gläubiger  die  seinem  Schuldner  Angehörenden  Sa«» 
chen  versichern  lassen,  so  dienen  die  in  No.  593.  ei-klärten  Gnmd- 
sätze,  um  zu  bestimmen,  wem  die  Klage  gegen  den  Versicheret 
zusteht. 

W^er  ohne  irgend  eines  der  angeführten  Motive  die  Sache 
eines  Andern  assecuriren  liess,  kann  keine  Klage  gege^i  den  Ver- 
sicherer einleiten ,  weil  eine  solclre  Assecuranz  eine  Wette  wäre ; 
jedoch  ist,  wie  bereits,  gesagt  wurde,  der  Eigenthümer  der  ver- 
sicherten Sache  berechtigt,  gegen  den  Versicherer  aufzutreten,  da 
derjenige,  welcher  die  Assecuranz  stipulirt  hat,  als  sein  Geschäfts- 
führer  angesehen  wird. 

Hat  endlich  Jemand,  der  sich  als  Commissionär  ausgibt,  eine 
Sache   assecuriren   lassen,    so    gibt    UiuX    der    näml^iche   Rechtstitel, 
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der  ihm  erlaubte,  sie  asseciiriren  zu  lassen,  auch  das  Recht,  ge- 
gen den  Versicherer  aufzutreten;  Letzterer  kann  aber  verlangen, 
dass  der  Commissionär  zur  Unterstützung  seiner  Klage  den  Beweis 
führe ,  dass  er  von  seinem  Committenten  bestimmt  oder  folge- 
rungsweise den  Auftrag  hatte,  die  zu  Grunde  gegangene  Sache 
ässecuriren    zu    lassen. 

In  der  Voraussetzung,  dass  über  die  Qualität  desjenigen,  der 
versichert  worden,  und  über  sein  Recht,  Schadenersatz  zh  ver- 
langen ^  kein  Zweifel  obwaltet,  kann  man  auch  voraussetzen,  dass 
dieser  Versicherte  nicht  auftritt.  Dann  ist  zu  untersuchen,  ob 
seine  Gläubiger  zugelassen  würden,  seine  Rechte  auszuüben;  dar- 
über möchte  wohl  kein  Zweifel  obwalten ,  denn  nach  allgemeiner 
Regel  können  die  Gläubiger  (s.  No.  19G.)  alle  ihrem  Schuldner 
zustehenden  Klagen  ausüben. 

In  diesem  Falle  kann  aber  die  Frage  entstehen,  ob  der  Gläubi- 
ger ,  der  auf  die  versicherte  Sache  ein  Hjpotfrekarrecht  und  selbst 
ein  PrivileiriHm  halte,  so  dass  er  bei  ihrem  Verkauf  sich  den  Preis 
Torzngsweise  vor  allen  andern  Glaubig-ern  zueig-nen  hissen  könnte, 
gegxiindet  ware^  dieses  Privilegium  a^if  den  Assecuranzpreis  auszu- 
üben, wie  diess  der  Verkäufer  k<tHn,  der  ein  Privilegium  auf  den  Preis 
halte,  zu  welchem  sein  Räufer  wieder  verkatift  hat?  Diess  möchte 
nicht  der  Fall  sein  ;  weil  zur  Entscheidung  nicht  der  nämliche  Grund 
vorhanden  ist.  Beim  Verkauf  mnss  der  Preis  der  Beschaffenheit  der 
Sachen  nach  die  verkaufte  Sache  darstellen,  da  der  EigentJiiimer  sie 
deswegen  nur  weggegeben  hat.  Bei  der  Assecuranz  ist  diese  Sache 
zu  Grunde  gegangen ,  sie  wurde  also  nicht  mittels  eiues  Preises  ce- 
dirt ;  der  Schuldner  hat  sich  zwar  eine  Garantie  verschafft,  mittels 
welcher  der  Versicherer  ihm  den  Werth  davon  bezahlt;  aber  diese  Ga- 
rantie ist'  das  Resultat  einer  Convention,  die  von  den  iinga:^emenls  des 
Versicherten  gegen  seine  Gläubiger  unabhängig  ist.  Der  bezahlte  AVerth 
stellt  nur  die  versicherte  Sache  in  den  Verhältuisseu  des  Versicherers 
mit  dein  A  ersicherten  dar;  iu  den  Verhältnissen  des  Letztern  nn't 
seinen  Gläubigern  ist  sie  nur  ein  Zuwachs  zu  der  Masse  seiner  Güter,  auf 
welchen  diese  ihr  Klagerecht  ausüben  können,  und  diess  nach  dem  im 
Civilrecht  ausgesprochenen  Grundsatze,  dass  alle  Güter  eines  Schuldners 
seinen  Gläubigern  gemeinschaftlich  Jiaften '),  jedoch  ohne  Vorzug,  weil 
darauf  kein   besonderes  und   privilegirtes   Recht  ruht  ^). 

Der  Gläubiger  hätte  nicht  mehr  Grund,  die  Zahlung  dieses  Asse- 
curanzpreises  in  dem  Fall  zu  verlangen,  wo  er  bei  Ausübung-  dt>r  re- 
ßolulorischen  Klage,  die  ihm  das  C'ivilrechl  zugesteht,  seine  Fonds, 
die  er  verkauft  hatte,  wieder  haben  wollte*).  Hat  er  diese  Klage 
vor  dem  Ereigniss  des  Unfalls  ausgeübt,  so  ist  vs  keinem  Zwiifel  un- 
terworfen, dass  die  arcaasorische  Assecuranz  des  unbi'Wf'glichen  (iu- 
tes  mit  diesem  Gute  sowohl  aclive  als  passive  in  seine  Hände  über- 
geht. Wenn, aber  vor  Anstellung  der  Klage  das  Ereiginss  sich  zuge- 
Irngen  fiat ,  so  ist  das  Begehren  auf  Aulfösnng  nach  No.  239.  zweck- 
los.    Durch  diese  Feuersbrnnst  w»irde    der  Versicherte  GIäubi;:cr   des 


1)  C.  G.  B.  2092.  —    2)  Abw.   Urth.    8.    Juni    1829.   —     3)  C.  ü.  13.  Km4. 
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Betrag-s  der  Asseciiranz,  und  diese  Forderung" ,  die  g'änzlidi  vou  dem 
iinbeweglicben  Gut  uuterschieden  ist,  auch  wenn  sie  durch  den  Zu- 
fall ,  den  das  Hans  erlitten ,  veranlasst  wurde ,  gehört  der  Con- 
cursmasse. 

Derjenige,  welchem  das  Recht  zusteht,  gegen  seinen  Versi- 
cjierer  aufzutreten ,  ist  oft  der  Natur  der  Dinge  nach  zu  gewis- 
sen vorläufigen  Verpflichtungen ,  zur  Anbringung  der  Klage  gehalten. 
Er  muss  also  dem  Versicherer  die  Facta,  welche  zur  Eröffnung  sei- 
ner Verbindlichkeit  Anlass  gaben  oder  Anlass  geben  können,  darle- 
gen ^),  und  so  viel  möglich  sich  mit  ihm  über  die  weitern  Maassregeln, 
die  er  zu  nelimen  hat,  verabreden;  er  muss  hauptsächlicli  dessen 
Vorschriften  befolgen  und  in  der  Zwischenzeit  Alles  dasjenige  thun, 
was  zu  thun  nöthig  ist,  um  den  Schaden  abzuwenden  oder  zu 
vermindern  ^). 

Zweitens  muss  er  darthun,  dass  er  zur  Zeit,  wo  sich  der  Scha- 
den ereignet  hat,  ein  Recht  auf  das  Eigenthum  oder  ein  legiti- 
mes Interesse  zur  Erhaltung  der  beschädigten  Sache  hatte  (s.  No« 
589.),  oder  er  muss  beweisen ,  dass  er  nach  universalem  oder  sin- 
gularem  Rechtstitel  Successor  des  Rechtsinhabers  ist ,  weil  die  Asse- 
curanz  der  Sache  als  accessorisch  folgt  (s,  No.  271.).  Ist  die  Asse- 
curanz  nicht  zu  seinen  Gunsten  eingewilligt  worden ,  oder  zu  Gun- 
sten desjenigen,  den  er  vorstellt,  so  muss  erbeweisen,  das  der- 
jenige,    gegen   den  sie   contrahirt   wurde,    sein    Commissionär   war. 

Drittens  muss  er  den  Unglücksfall  beweisen.  Diese  Vorschrift 
ist  auf  jede  Art  Assecuranz  anwendbar,  jedocli  mit  Modificationen, 
welche   die   Beschafl'enheit    der  Dinge    erfordert. 

Ein  Thier,  das  durch  Viehseuche  gefallen,  die  Verheerung-en 
des  Hagels  und  besonders  diuch  Ueberschv\ enunungen  sind  J'hatsaclien, 
die  notorisch  oder  leicht  zu  erweisen  sind.  Meistens  rückt  man  in 
die  Police  ein,  dass  der  Versicherer  sich  mit  der  affirmativen  Erklä- 
rung- des  Versicherlen  begnügen  v^  ird ,  was  jedoch  keinen  entj>e^en- 
g-esetzten  Beweis  verhindert ,  denn  diese  affirmative  Erkliirung^  träg-t 
nicht  die  Merkmale  des  Schatzungs  -  oder  Wiirdigung"seides  an  sich. 

Kiue  Feuersbrunst  kaun  durch  Verschulden  des  Versicherten 
Statt  gehabt  haben.  Diese  Einreden  können  daher,  ungeachtet  der 
Erklärung"  des  Versicherten,  durch  jede  Art  schriftlichen  Beweis  oder 
durch  Zeng-en  bewiesen  werden.  Die  Uebereinkunft,  dass  der  Ver- 
sicherer sich  in  Betreif  des  Unglücksfalls  an  die  eidliche  Aussag:e  des 
Versicherlen  halten  wird,  würde  nicht  unwideruflich  den  Versicherer  bin- 
den ,  denn  Niemand  kann  als  alleiniger  Zeuge  in  seiner  eig-enen  Sache 
constiluirt  werden ,  er  würde  bloss  die  Rollen  verrücken,  indem  er  dem 
Versicherer  die  Verbindlichkeit   auferlegt,  seine   Einrede    zu    erweisen. 

Es  gibt  noch  eine  andere  nicht  minder  nothwendige  Ausnah- 
me,   nämlich    diejenige  des  Schaden-Bestandes. 


1)  I^.  G.  B.  374.  —    2)  H.  G.  B.  383. 


497 

Wenn  also  Waaren  versichert  wurden,  so  mnss  man  big  znm 
Aug-enblick  des  Unglücksfalles,  z.  B.  einer  Fenersbrnnst,  darlbnn,  dass 
der  Versiclierte  in  den  verbrannten  Sachen  deren  eij^entbümlicb  besass, 
die  dem  WerlL  der  versicherten  Summe  gleich  kommen. 

Diese  Obligation  gehört  so  sehr  dem  gemeinen  Rechte  an, 
dass  eine  Erwähnung  davon  in  der  Police  unnöthig  ist;  die  Ver- 
sicherer wären  nicht  durch  die  Clansel  gebunden,  dass  der  Ver- 
sicherte nicht  gehalten  sei,  seine  Police  zu  prodiiciren,  um  Scha- 
denersatz zu  erhalten.  Die  in  diesem  Act  enthaltenen  Angaben 
können  nicht  als  Beweis  entgegengesetzt  werden,  dass  die  Gegen- 
stände im  Augenblick  des  Unglücksfalls  vorhanden  waren.  Mobi- 
lien ,  Waaren  können  seitdem  weggeschafft  oder  im  Augenblick  des 
Brandes  unterschlagen   worden   sein. 

Endlich  da  nach  einer  der  wesentlichsten  Regeln  der  Asse- 
curanz  der  Versicherer  den  Schaden  nur  nach  dem  Werthe  bezahlt 
den  die  Sachen  im  Augenblick  des  Vertrags  hatten,  so  rauss  der 
Versicherte  diesen  Werth  durch  jedes  ihm  zu  Gebote  stehende 
Mittel   erweisen. 

Keine  Art  Beweis  ist  speciell  vorgeschrieben  und  die  Rich- 
ter haben  nach  den  Umständen  und  namentlich  nach  der  Beschaf- 
fenheit der  versicherten   Sachen    zu   entscheiden. 

Im  Vorhandensein  eines  Gebäudes  liegt  nichts  Problematisches, 
Selten  ereignet  sich,  dass  keine  Urkunde  nach  der  Fenersbrnnst  mehr 
vorlianden  ist,  wodurch  man  den  Werth  des  Eig;enthums  kennen 
lernt. 

Was  die  Mobilien  eines  Hauses  betrifft,  so  ist  der  Versicherer 
oft  genolhig-t ,  sicli  auf  Treue  niid  Glauben  des  Versicherten  zu  ver- 
lassen,  oder  die  Documente ,  die  offenkundig  sind,  einzufordern,  «m 
sie  mit   der  Police    und    den  Declarationen    zu    vergleichen. 

Wnrden  Waaren  für  die  Daner  einer  besfinimten  Reise  versi- 
chert, so  kann  <ler  Versicherte,  Avas  ihn  betrifft,  nin-  Facturen 
lind  Be^"^eise  der  Versendung  liefern.  Hatte  der  Versicherer  einen 
Grmid,  Betrug  zu  beargwöhnen,  so  wurde  er  zugelassen,  den  Beweis 
zu  führen,  dass  durch  Einverstiindniss  zwischen  Versender  und  Fracht- 
führer die  Waaren  vor  oder  waluend  des  Unglücksfalles  untirschla- 
gen  wurden. 

In  Betreff  der  sich  auf  dem  Lager  befindtMideu  und  bei  der  Ver- 
sicherung augegebenen  Waaren  muss  der  Versiclierte  beweisen,  ^nas 
die  niinilichen  Sachen  zur  Zeil  <les  (J^nglücksfallcs  noch  in  dem  näm- 
lichen IMagazin  gelagert  haben;  wurden  sie  versichert,  so  kann  der 
Versicherte  nur  gehalten  werden,  zu  beN> eisen,  dass  ^^'aa^eu,  von 
welcher  Gattung  es  auch  sei  .  von  clnmi  Werth  vorhanden  waren^ 
der  demjenigeuf^    der  in  der   Police  erwähnt  ist,    gleich   kommt. 

In  Betreff  der  Vorriithe,  die  Pachtern  angehören,  weiM  m»n 
ungefähr,  was  diese  aufgespeichert  hatten  und  was  davon  wieder  aus- 
gegangen ist,  was  sie  davon  cousiunirt  oder  durcli  ihren  Viehbestand 
consumiren  Hessen,    oder  an  Fremde   verkauft    haben;    darnach    i»t    es 
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clann  möglicli,  «ti  berecluiön,  \Yas  im  Ang-enblick  des  Üiig^lncksfallea 
vorrälliig"  "War. 

Wenn  jedoch  der  Versicherte  fAme  sein  VersehuWen,  oder  oii^ie 
eine  Unredlichkeit  zu  begehen,  die  hu  AiigenbUck  des  Unglücksfalls 
vorhandenen  Vorräthe  nicht  angeben  kann  ,  wenn  er  weder  Urkunden 
noch  Bücher,  noch  Correspondenz  noch  Zeugen  hat^  so  kann  er 
zum    Eide    Eugela.ssen   werden  *•  ^). 

In  den  iibrieen  Arten  von  Assecuranzen  mnss  man  bei  ermang-eln- 
den  Claiisehi  nach  der  besondern  ßeschaflenheit  des  Vertrags  entschei- 
den. Wer  also  die  Zahlungsunfähigkeit  seines  Schuldners  assecuriren 
liesi^,  umss  durch  Acte  in  gehöriger  Form  abgefasst  beweisen,  dass 
er  ihn  vergebens  zur  Zahlung  gerichtlich  anhalten  Hess.  Die  Gefan- 
genschaft eines  Menschen  wird  durch  Correspondenz  oder  sogar  durch 
Zeu^enbeweis  erwiesen,  da  diess  nicht  immer  durch  authentische 
Actenstücke  dargethan  w^erden  kann.  Das  Abieben  der  Person,  deren 
Leben  assecurirt  wurde,  muss  in  den  legalen  Formen  dargethan  wer- 
den; aber  ein  Urtheil,  Avodurch  die  Erben  eines  Ab'wesenden  in  seine 
Güter  eingesetzt  werden  können,  würde  die  Erklärung  der  Abwesenheit 
dieser  Person  erganzen,  jedoch  miissfe  der  Kläger  nach  den  Vor- 
schriften des  Civilrechts  Bürgschaft  stellen  ^J. 

595*  Der  Versicherer  kann  seiner  Seits  zur  Einklage  be- 
rechtigt sein  und  am  häufigsten  kann  er  Ausnahmen  gi'gan  den 
Versicherten   geltend   machen. 

Die  Hauptklage  des  Versicherers  entstellt  wegen  der  Zahlung 
der  Prämie;  sie  hängt  von  den  Conventionen  ab,  und  über  die 
Art,    diese   Klage   auszuüben,     gibt   es  keine   besondere    Vorschrift. 

Am  häufigsten  wird  die  Prämie  baar  bezahlt ,  oft  in  Billets  (Pro- 
messen), die  nach  der  Art  ihrer  Abfassung  eine  Novation  bewirken 
können  oder  nicirt.  Die  Prämie  kann  auch  versprochen  worden  sein, 
nm  mir  nach  dem  für  die  Dauer,  de«  Rislcos  festgesetzten  Termin  be- 
zahlt zti  werden,  so  da«s  sie  sich  bei  ereignendem  üng-lücksfaH  bis 
zu  dem  vom  Versicherer  schuldigen  Belauf  des  Preises  compeus^iren 
soll.  Diese  Art  Convention  kommt  übrigens  w^eit  häufiger  bei  den 
Seeassecuranzen,    als  bei  denjenigen  zn  Lande  to**. 

Das  Falliment  des  Versicherten  kann  auch  zu  einer  Klage  von 
Seiten  des  Versicherers  Aulass  geben,  dem  die  Prämie  nicht  bezahlt 
wurde.  Er  ist  berechtigt,  die  Aufhebung  des  Vertrags  zu  verlan- 
.  g'en,  und  wenn  auch  der  Versicherte  nicht  in  Concurs  g-erathen  w^are  *) 
und  zur  festgesetzten  Zeit  nicht  bezahlt  halte,  deren  Zahlung  bis 
zum  Ereigniss  nicht  verschoben  worden  wäre  ,  so  hätte  sogar  der 
Versicherer  das  JRecht,  die  iVuflösung;  des  Vertrags  nach  Wo.  239, 
zii  provocireu,  / 

Der  Versicherer  kann  die  Klage  des  Versicherten  durch  alle 
Einreden,  die  aus  dem  Vertrag  entstehen ,  abweisen ,  es  sei  nun, 
dass   er   beweiset,     dass  die  Assecuranz  null  wäre    oder  umgestos- 


i4&&.- 


1)  C.  G.  B.  1367.  —  2)  Es  gibt  sogar  Versicherer^  die  sich  den  Eid  der  Ver- 
»icberten  ^norbehalten.  A.  d.  H. 

"8)  C.  6    Ä    IS3.  —    4)  H.  G.  B,  846. 
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sen  werden  kann ,  oder  das»  er  angebliche  Zufälle  als  unwahr  dar- 
thiit  oder  erweiset,  dass  sie  dem  Versicherten  zur  Last  gelegt 
werden  können.  Die  nöthigen  Begriffe  hierüber  sind  sclion  ge- 
geben   worden. 

Steht  dem  Versicherer  kein  Mittel  zu  G^'bote,  die  Klage  ab- 
zuweisen ,  so  muss  er  den  Schaden  nach  der  gemachten  Abschä- 
tzung  und   innerhalb   der  Gräuzen   der  Stipulirung   ersetzen. 

Die  Leljeusversicheriiiig-  kann  nnr  in    dem  Engag-ement    bestehen, 
.    die  fesJgesetzfe   Summe    zu    bezalilen,     und    zwar    geschieiit  diess   auf 
den   Beweis   des  wirklichen   oder  des  leg-al  vermndiefen  Ablebens    der 
ang-egebenen  Person  oder  zur  Zeit,   wenn  sich   das  iLreigniss  zuträft. 

Die  Versiclierung-  der  Freihei.f  kann  manchmal  in  dem  Versprechen 
einer  fixen  Summe  bestehen,  mancbinal  auch  in  der  Verbindliclikeit, 
der  versicherten  Person  die  Freilieil  zu  versdialfen.  Im  erstem  Falle 
ist  es  eine  bedingungsweise  Obligation,  etwas  zu  geben;  tragt  sich 
die  Bedingung  zu,  so  kann  die  Eifiiilu\ig  der  Obligation  gefordert 
werden;  es  ist  genug,  dass  die  Person  gefangen  wurde.  Erlangt 
sie  ihre  Freiheit,  es  sei  nun  durch  Begnadigung,  durch  Gewalt  oder 
durch  einen  gewandten  Streich,  so  ist  ibr  nicht  minder  die  Summe 
zu  eniricbten  ,  selbst  iliren  Erben ,  wenn  sie  nach  einem  einzigen  Au- 
genblick  nacb  ibrer   Gelangenuebmuiig  stirbt. 

Im  andern  Fall  ist  es  eine  Obligation,  etwas  zu  thun ,  die,  was 
ihre  ürfiillnng  betrifft,  si.h  uäcb  ailgc^nieinen  Vorschriften  richtet.  Der 
Versicherer  muss  also  den  Loskauf  bewerkstelligen ,  oder  sich  in  der 
in  der  Police  anberaumten  Frist  damit  befassen,  und  ist  keine  bestimmt, 
so  muss  der  Loskauf  gleich  nach  Anzeige  der  Gefangenuehmung  gesche- 
hen. Ist  einmal  der  Loskauf  effectuirt  und  die  Person  wird  wieder 
gefangen,  so  ist  der  Versicherer  nicht  gehalten,  ein  neues  Löse- 
geld zu  bezahlen,  es  sei  denn,  dass  er  die  Freiheit  für  eine  ge- 
wisse Anzahl  Monate  assecurirt  hatte ,  was  auch  die  Ereignisse  sein 
mögen.  Wenn  also  eine  wirkliche  Unmöglichkeit  zum  Loskauf  yor- 
handen  ist,  wie  z.  B.  das  Ableben  des  Gefangenen,  bevor  der 
Versicherer  in  Verzug  gesetzt  wurde,  oder  wenn  vor  dieser  Verzug- 
selzung  die  gefangene  Person  ihre  Freiheit  wieder  erlangen  wurde, 
auf  welche  Weise  es  auch  sei,  so  wäre  ihr  oder  ihren  Erben  der 
Versicherer  nur  die  Summen  schuldig,  die  er,  um  die;se8  Resultat 
zu  erbalten,  ausgelegt  hat,  jedoch  bleiben  die  ^Mittel  zu  erörtern, 
die  er  mehr  oder  minder  klug  angewandt   hat. 

Es  könnte  geschehen,  dass  n^an  zur  Loslassung  der  Person,  deren 
Freiheit  ,  assecurirt  wurde,  eine  ungeheure  Sunune  verlange;  diess 
könnte  die  Auflösung  des  Vertrags  bewirken  und  die  Prämie  müsste 
restituirt  werden;  die  Billigkeit  würde  diese  Abweichung  von  der 
allgemeinen   Griindsatz(Mj    über   die   aleatorischen  Vertrage   gebieten. 

Der  Versicherer  gegen  Feuersgefahr  haftet  nicht  bloss  für  den  Ver- 
lust oder  Schaden  an  den  versicherten  Sachen,  sondern  auch  noch  für  deu- 
jenigen ,  der  in  Folge  der  gehabten  Mühe  entstanden  ist,  um  sie  vor 
Gefahr  zu  retten.  Er  ist  nicht  verbunden,  die  Gegenstände,  die  nur 
einen  theilw  eisen  Verlust  erlitten,  Tür  ^eine  Rechnung  anzunehmen, 
weiui  dies3  nicht  speciell  bestimmt  wurde,  nur  der  effective  Schadeo- 
betrag-  muss   von   ihm  bezahlt  werden. 

\\'enu   aber  irgend  eine   Masse  für  eine  Summe    assecurirt   wurde 

32* 
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imcl  er  sie  g-anz  bezahlt ,  so  g-ehÖren  die  g-erefteten  ocler  wieclerg-e- 
fandenen  Geg-enstände  iliin  an.  Der  Versiclierle  inuss  ilim  zu  diesem 
Behuf  jede  ihm  zug-ekommene  Auskunft  mittheileu,  und  Tvenn  es  der 
Versicherer  verlaug^t,  muss  er  eidlich  erliärteu ,  dass  er  nichts  zurügk,- 
beh alten  hat. 

Da  es  den  Contrahenten  freisteht,  nach  Belieben  die  Be- 
dingungen des  Vertrags  zu  stipiiliren ,  .  so  lassen  sich ,  was  die 
Bestimmung  der  Intensität  des  Risico  betrifft,  in  Betreff  der  Aus- 
legung ihrer  Convention  keine  andern  Regeln  aufstellen ,  als  die- 
jenigen,  welche  in  No.  191,  und  in  den  drei  vorhergegangenen 
Capiteln    angegeben  wurden. 

In  der  Voraussetzung"  aber,  was  am  häufigsten  geschieht,  dass 
man  sich  nur  auf  eine  allg-emeine  Weise  erklärt  habe,  z.  B.  wenn 
die  Assecuranz  gegen  Feuersgefahr  genommen  wäre  ;  so  könnte  man 
zu  entscheiden  haben,'  ob  der  Versicherer  für  den  Schaden  haften 
muss,  den -Waaren  durch  die  ausserordentliche  Hitze  eines  benach- 
barten Feuers,  z,  B.  durch  einen  Ofen,  der  an  einer  gemeinschaflli- 
chen  Mauer  angebracht  ist ,  erlitten  haben  ,  ohne  dass  ein  Brand  oder 
eine  Verbrennung*  Statt  gehabt  hat. 

In  einem  solchen  Fall  ist  nicht  die  Rede  von  der  Schaden-Ver- 
gütung", die  der  Nachbar  zu  zahlen  hätte,  da  sie  ein  Punct  ist,  der 
den  Verhältnissen    des   Versicherers    und    des   Versicherten    fremd    ist. 

Die  allgemeinen  Ausdrücke  in  der  Assecuranz  ,, gegen  Feuer" 
oder  Brand,  könnten  den  Versicherer  nicht  zu  Schadenersatz  verpflich- 
ten ,  der  Schaden  ist  nicht  direct  durch  das  Feuer  verursacht  worden, 
sondern  durch  die  ausserordentliche  Hilze ,  wofür  allerdings  der  Ur- 
heber verantwortlich  g-emacht  werden  kann ,  was  aber  nicht  einen 
Brand  erzengt  hat ,  wofür  einzig  und  allein  der  Versicherer  haften 
wollte.  Anders  möchte  es  sich  aber  verhalten  und  der  Versicherer  zu 
Schadenersatz  gehalten  sein ,  wenn  d«s  Feuer  das  an  das  Waaren- 
lager  anstossende  Haus  in  Brand  gesteckt  und  das  Resultat  der  Feuers- 
brunst den  Schaden, wovon  die  Rede  war,    erzeugt  hatte. 

Schwierig-er  würde  aber  die  Lösung'  der  Frage ^  ob  ein  Versi- 
cherer, der  gegen  Blitz  assecurirt  hatte,  den  dadurch  verursachten 
Schaden  ersetzen  müsste ,  wenn  der  Blitz  nicht  gezündet  und  die 
assecurirten  Sachen  bloss  zerstört  oder  beschädigt  hätte.  Hier  müsste 
maii  bejahend  antworten,  es  sei  denn,  dass  der  Versicherer  sich  nur 
in  der  Police  verbindlich  g'emacht  hat ,  den  Schaden  bei  einem  wirk- 
lichen  Brand,    der  durch  den   Blitz  Statt  gehabt  hat,   zu  ersetzen. 

Eine  der  wichtigsten  Einreden,  die  der  Vo'rsicherer  dem  Ver- 
sicherten entgegensetzen  kann,  ist  diejenige,  w^eun  er  ihn  selbst  als 
Urheber  oder  Mitschuldigen  des  Verlustes  oder  der  Beschädigung  der 
versicherten  Sachen  anklagt.  Diese  Einrede  kann  nach  Beschaffenheit 
der  Sachen  durch  Zeugen  erwiesep  werden  und  der  Versicherer  ist 
nicht  verbunden,  eine  Criminalklage  zu  erheben,  um  zu  diesem  Be- 
weis zu  gelangen.  Ein  solcher  Fall  gehört  nicht  vor  die  Handels- 
gerichte, und  die  Thatsache ,  dass  der  Brand  das  Werk  des  Versi- 
cherten ist,  reicht  hin,  um  den  Versicherer  der  versprochenen  Ge- 
währleistung zu  entheben.  In  dieser  Beziehung  bleibt  ihm  nach  No. 
264,  das  Recht,  eine  Civil-Klage  anzusüellen,  selbst  wenn  der  Versicherte 
von  der  Criminalitlage  durch  einen  Gerichtshof  freigesprochen   würde. 
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Der  Versiclierer  haftet  nicht  nur  uiclit  für  deu  Brand,  der  durch 
die  frei\villig:e  llaiidiun^-  des  Versicherten  entstanden  ist,  sondern  auch 
uiclit  einmal  für  denjenigen ,  der  durch  dessen  Unkhigheit  oder  iXach- 
lässig:keit  Statt  gehabt  hat. 

Es  kann  in  vielerlei  umständen  gescheiten ,  dass  der  Verlust 
oder  der  Schaden,  den  der  Versicherer  ersetzen  muss,  durch  Ver- 
schulden oder  verbreclierischer  Weise  durch  einen  Dritten  veran- 
lasst wurde.  Hier  entsteht  nun  die  Frage,  ob  und  wie  der  Ver- 
sicherer Rechte  ausüben  kann ,  die  der  Versicherte  bestimmt  aus- 
geübt hätte,  wenn  die  Police  die  Mittel  enthielte,  sich  für  den 
erlittenen   Schaden   entschädigen   zu   lassen. 

Dieser  Fall  ist  keiner  Schwierigkeit  imterworfen ,  wenn  durch 
eine  Clausel  in  der  Police  stipulirt  wurde,  dass  mittels  des  Scha- 
denersatzes der  Versicherer  in  die  Rechte  des  Versicherten  gegen 
Jeden  eingesetzt  wird,  der  diesen  Schaden  veranlasst  oder  gesetz- 
lich   dafür    verantwortlich   ist. 

Hat  der  Versiclierer  die  Vorsicht  nicht  gebraucht,  diese  Ces- 
sion  der  Klage  zum  Voraus  zu  stipuliren,  so  hat  er  offenbar  das 
Recht,  sie  zu  verlangen,  wenn  er  den  Versicherten  bezahlt,  und 
kann  sich  bis  dahin  weigern,  es  zu  thiin,  wenn  nicht  darin  ein- 
gewilligt wird. 

In  der  einen  oder  andern  Voraussetzung  schiene  der  Urhe- 
ber oder  Garant  des  Schadens ,  der  zur  Ausübung  der  Rechte  des 
Versicherers  gegen  den  Versicherten  Anlass  gegeben  hat,  nicht  ge- 
gründet, die  Klage  des  Versicherers  gegen  ihn  abzuschlagen,  in- 
dem er  ihm  einwendet,  er  habe  keine  Qualität.  Wenn  einmal  an- 
erkannt ist,  dass  er  den  Schaden  verursachte  oder  dafür  civiliter 
verantwortlich  ist,  so  wäre  es  gegen  die  Billigkeit,  dass  er  von 
der  Verbindlichkeit,  ihn  zu  ersetzen,  entladet  würde,  weil  er  schon 
demjenigen,  der  ihn  erlitten,  ersetzt  worden  wäre;  denn  dieser 
Ersatz  wurde  durch  einen  Andern  bezahlt,  welcher  Cessionar  der 
Rechte   des   Versidierten   ist. 

Dieser  nämlichen  Billigkeit  gemäss  ist  anzunehmen,  dass  so- 
gar ohne  Stipulation  der  Versicherer  das  Recht  hat ,  den  Urheber 
des  Schadens  oder  denjenigen,  welcher  dafür  verantwortlich  ist, 
gerichtlich  zu  belangen.  Diess  wäre  nicht  in  Folge  einer  legalen 
Subrogation,  denn  der  Versicherer ,  der  den  Versicherten  bezahlte, 
hat  ihn  nicht  bezahlt,  als  sei  er  mit  dem  Urheber  des  Schadens 
oder  für  denselben  gehalten.  Diess  geschähe  aber  in  Folge  der 
Billigkeit,  welche  die  Richter  auf  alle  Fälle  anwenden  müssen, 
wo   sie,    wenn   das  Gesetz    schweigt,   zurichten    haben'). 

Z.  B.  würde    ein  Haus    iu   Braud  gtslccLt,   so    hatte    alleidüi^s 

1)  c.  (>.  n.  i. 


504 

die  Gesammtsurame  eines  Schadens,  wenn  er  bedeutend  ist,  nicht 
ersetzt  oder  nur  sp<ät  ersetzt  wird,  Sie  können  andere  Vorsieh ts- 
sichtsmaassregeln  ergreifen  ,  bei  welchen  es  fast  immer  unmöglich 
ist,    dass  sie    nicht   mit  einigen    Nachtheilen   verkniipft  sind. 

Wie  dem  auch  sei ,  so  machen  die  Statuten  das  Gesetz  der  Con- 
trahenten  aus;  an  ihnen  ist  es ,  die  Vortheile  oder  Naclillieile  die- 
ser Assecuranz  oder  der  Prämienassecuranz  zu  erwägen ,  worin 
die  Zahlungsunfähigkeit  des  Versicherers  seiner  Seits  eine  Gefahr  ist, 
die  man  bei  den  geg-enseitigen  Assecuranzen   niclit  zu    befürchten    hat, 

Üebrigens  kann  die  besondere  Lage  der  Associes  in  den  ge- 
genseitigen Assecuranzen  die  allgemeinen  Grundsätze ,  welche  in 
den  Tier  vorhergehenden  Capiteln  dargestellt  wurden,  nur  unter 
dem  Gesichtspiinct  der  Klagen  raodificiren,  die  nach  der  durch 
Contract   bestimmten    speciellen  Weise    eingeleitet   werden  muss. 

Dessenungeachtet  möchte  der  in  No.  589.  erklärte  Grund- 
satz, nach  welchem  das,  was  bereits  assecurirt  ist,  nicht  zum 
zweiten  Male  es  werden  kann ,  auf  die  gegenseitigen  Versiche- 
rungen nicht  anwendbar  sein.  In  diesen  Arten  von  Associatio- 
nen ist  jeder  Versicherer  auch  Versicherter;  als  Versicherer  sei- 
ner selbst  kann  er  sich  gegen  die  Chance,  die  er  hat,  die  Ver- 
luste in  Folge  der  Repartition  zu  tragen,  reassecuriren  lassen; 
liäiifig  untersagen  diess  die  Statuten,  aber  es  unterliegt  keinem 
Zweifel,  dass  eine  solche  Clausel  erlaubt  ist  und  streng  vollzogen 
werden  kann. 


Tierte  Abtliellnii^. 


Da  es  nicht  in  dem  Plane  des  Verfassers  des  vorliegenden 
Werkes  liegt,  das  Seerecht  zu  geben,  welches  die  vierte  Abthei- 
lung von  Pardessus,  cours  de  droit  commercial  ausnaacht,  so 
wird  es  hier   gänzlich    übergangen.  -     * 


H    \iid^    ^^  :^*^f~hnn 


Fünfte  Abtheilnii^« 

Von    den     Handels  -Societäten. 


966.  -I  *as  Wort  Societät  (socieie)  hat  im  raerkantilischen 
Sprachgebrauch  zweierlei  Bedeutung.  Bisweilen  drückt  es  den 
Vertrag  aus,  durch  welchen  melirere  Personen  sich  verpflichten, 
verschiedene  Gegenstände  zu  vereinigen,  oder  irgend  etwas  gemein- 
schaftlich zu  unternelimen,  um  einen  erlaubten  Gewinn  daraus  zu 
zielien.  Bisweilen  bedeutet  es  anch  den  moralischen  Körper,  der 
durch   die  Vereinigung    dieser   Personen   gebildet  ist. 

Obgleich  der  Societäts  -  Contract  eigene  Merkmale  hat,  die 
eine  Verwechselung  mit  andern  Verträgen  verhindern,  so  kann  er 
doch  einigermaassen  als  accessorischer  Theil  derselben  angesehen 
werden,  in  dem  Sinne  nämlich,  dass  alle  Arten  Handelsoperatio- 
nen in  Societät  getrieben  werden  können.  Dennocli  erleiden  die 
allgemeinen  Regeln  über  die  kaufmännischen  Verträge  und  die 
Grundsätze,  die  einem  jeden  derselben  eigen  sind,  keine  Aende- 
rung,  obgleich  mehrere  Personen  zu  deren  Erfüllung  sich  socie- 
tätsraässig  verbinden.  Allein  dieser  Umstand  begründet  Verhält- 
nisse specieller  Art  zwischen  diesen  Personen,  die  man  Associe's 
nennt,  und  selbst  zwischen  ihnen  und  Dritten,  gegen  welche  sie 
sich   verbindlich    machen. 

Die  nachfolgenden  vier  Ilauptstücke  sollen  angeben:  1)  die 
allgemeinen  Grundsätze  über  die  Ilandelssocietäten;  2)  die  ver- 
schiedenen Arten  von  Societäten,  und  die  Regeln,  die  jeder  der- 
selben eigen  sind;  3)  die  Auflösung  der  Societäten  und  4)  die 
Folgen   und  Wirkungen   dieser  Auflösung. 


Er^teis  Ilauptistiiek. 

Allgemeine    Grundsätze    über    Ilan  dels-S  oc  ie  t  ä  te  n. 


967.  Um  die  Ilandels-Societät  nicht  mit  andern  Verhand- 
lungen zu  verwechseln,  «luss  man  ihre  wesentlichen  Merkmale  in 
Betracht  ziehen ;  diess  soll  Gegenstand  des  ersten  Capitels  sein ; 
im  zweiten  sollen  einige  Grundsätze  über  die  Einlage  der  Asso- 
cie's  aufgestellt  werden;    das   dritte    wird   Regeln   über  die   Beslim- 
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mung  der  Antlieile  beim  Gewinn  und  Verlust  angeben,  ,und  im 
vierten  soll  von  der  Verpflichtuag  der  Associes  die  Rede  sein, 
ihre  Streitigkeiten   dem   Schiedsspruch  zu   unterwerfen. 


Ei'stes  Capitel. 

Wese»Uiche    Merkmale    der  Handels  *  Sacietät. 

968.  Die  Schwierigkeiten,  welche  diese  Materie  darbietet, 
können  unmöglich  gelöset  werden,  wenn  man  nicht  genau  weiss, 
wie  sich  eine  Societät  von  der  blossen  Gütergemeinschaft  unter- 
scheidet; wie  die  Aufnahme  der  Associes  und  die  Cessionen  von 
Interesse-Antheilen  Statt  finden  können;  wie  eine  Societät  ein 
Wesen  bildet,  das  von  den  Personen,  aus  denen  sie  besteht,  ge- 
trennt ist;  wie  endlich  die  Berathschlagungen  genommen  werden 
müssen.  Diess  Alles  soll  in  nachfolgenden  vier  Abschnitten  be« 
handelt  werden. 


E  r  s  t  e  r    A  b  s  c  h  n  i  1 1. 

Un lerscliied    zwischen    der  Societät    und    der  Güter-Qe- 
meinschaftj    oder  dem  Mit-Eigeuthiim. 

969.  Es  gibt  keine  Societät,  die  nicht  aus  freiem  Willen 
entstanden  ist  *).  Dadurch  unterscheidet  sie  sich  von  gewissen 
Verträgen,  welche   irgend  eine  Aehnlichkeit  mit  ihr  haben   konnten. 

So  ist  die  Gemeinschaft^  welche  aus  dem  Mit-Eigentlium  einer 
Sache,  oder  in  Reclileii ,  deren  Tiieihing  die  Resuhate  zwischen  den 
Interessenten  noch  niciit  bestimmt  hat,  keine  Societät.  Diese  Gemein- 
schaft besteht  immer  durch  ein  Factum,  das  nicht  aus  dem  WiUen  der 
Parteien,  sich  mit  einander  zu  verbinden ,  entspringt ,  und  selbst  dann, 
Wenn  ihr  beiderseitig-er  Wille  dazu  Anlas§  gegeben  hat,  ist  dieser 
Umstand  verschieden,  wenn  es  nicht  augenscheinlich  ist,  däss  sie  ur- 
sprünglich die  Absicht  hatten,     mit  einander  in   Socielät  zu   treten. 

Auf  diese  Wei«e  sind  die  hinterlassenen  Kinder  eines  Kaufmanns 
als  dessen  Erben  keineswegs  Associes,  obgleich  die  ganze  Verlassen- 
schaft  mir  in  Handelsgeg^^nständen  besieht.  Eben  so  wenig'  sind  die 
Gläubiger  eines  Falliten  mit  einander  associirt ,  obgleich  jeder  Verlust 
in  der  Activmasse  die  Rechte  eines  Jeden   von  ihnen  schmälert. 

Der  Commis,  den  sein  Principal  im  Geschäft  interessirt ,  ist  kei- 
neswegs Associe,  da  er  bloss  seine  Dienst«  unter  adeatorischer  Bedin- 
gung" vermielhet.  Er  wäre  den  Veibindlichk^itea  dieser  Societät  ge- 
gen IDritte  nur  dauu  unterworfen,  weim  er  seine  Vollmacht  iiberschril- 

1)  C.  G.  B.  1«38. 
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fen ,  oder  persönlich  jrnt  g-esagt  häiie ,  M-ie  es  iwcli  IVo.  560.  feder 
Bevollmäcbfigte  ist.  Wem»,  wie  J\o.  306.  gesagt  wurde,  eine  Person 
einer  andern  Gegejisfände  zum  Verkauf  anvertraut,  und  ihr  das  Ganze 
oder  einen  Tkeil,  der  eine  gewisse  Summe  über  den  lirlos  übersteigt, 
verspricht,  so  besteht  ebenfalls  keine  Societal  zwischen  ilmen,  sondern 
es  entsteht  bloss  ein  salarirtes  Äland^t ,  im 'Handel  Commissiou  ge- 
nannt. Um  Socieiät  zu  sein_,  miisste  der  Vertrag  der  Parteien  die 
Absicht  knnd  thun ,  cTass  die  zu  verkaufende  Sache  das  Ganze ,  oder 
einen  Theil  des  Societats-Foinls  ausmache. 

Ein  Vertrag,  nach  welchem  einige  Personen,  selbst  Handelsleute, 
eine  Summe  Geldes  gemeinschaftlicli  unter  der  Beding-ung-  znsammen- 
zuschiessen  ,  beschlossen  haften,  dass  jede  ab^vechselnd  -wahrend  eines 
bestimmten  Zeitraums  Nutzen  daraus  ziehen  dürfte  ,  würde  keine  So- 
cietät  bilden,  weil  diese  Fonds  nicht  bestimmt  waren,  im  g-emeinschaft- 
lichen  Interesse  verwendet  zu  werden ,  sondern  weil  jede  von  ihnen 
abv\'echselnd  fiir  ihre  eignen  Geschäfte  JXutzen  ziehen  sollte  ^).  Ein 
Vertrag-  aber,  'wodurch  Personen  ,  die  eine  ähnliche  Industrie  treiben, 
sich  verpflichten  würden,  einen  Theil  ihrer  Gewinne  in  eine  gemein- 
schaftliche fasse  zu  leg-en,  um  sie  zu  gew^issen  Zeitpuncten  unter  «ich 
zu  theilen,   hatte  allerdings  die   JMerkmale  einer  w^irklichen   Societät. 

9  /O.  Ebenso  dürfen  die  Tontinen  nicht  mit  den  Socielä'ten  ver- 
wechselt werden  (s.  INo.  44.,)  da  eine  Tontine  weder  Arbeit  noch  Er- 
zaigniss  darbietet  und  ein  blosser  Vertrag-  ist  ,  wodurch  die  Älit- In- 
teressenten aut  gut  Glück  einem  persönlichen  Vortheil  dasjenige  opfern, 
was  sie"  ihren  Erben  hätten  hinterlassen  können.  Nur  der  Zufall  des 
Ueberlebens,  der  "weder  von  der  Arbeit,  noch  irgend  einer  Handels- 
luduslrie  abhäitg-t,  beg'ünstigt  einige  der  Mit- Interessenten  durch  Ge- 
winne, die  von  dem  jnenschlichen  Willen  und  Bestreben  unabhäng-ig* 
sind. 

Eine  g-eg-enseitig-e  Assecuranz-Corapag-nie  g^eg-e«  Fenersbrunst,  Ha- 
gel etc.  würde  eig-entlich  keine  Societät  ausmachen,  da  für  die  Con- 
trahenten  weder  Hoffining-  noch  Möglichkeit  des  Gewinns  vorhanden 
ist,  und  sie  sich  darauf  beschränkt,  den  zufälligen  Verlust  eines  jeden 
von  ihnen,  im  Verhältniss,  gemeinschaftlich  zu  tragen. 

"7l,  Nach  diesen  Kegeln  ist  auch  der  Gros- Avantnr- Vertrag 
{conirat  a  1a  grosse)  ^)  kein  Societäts  -  Vertrag ,  ^venn  derselbe  eine 
Art  von  Interesse  -  Gemeinschaft  zwischen  dem  Darleiher  und  dem 
Entleliner  erzeugt  *).  Der  Gewinn,  den  sich  der  Darleiher  ausbeduuge», 
ist  bloss  der  Preis  für  die  Gefuhr,  der  er  ausgesetzt  ist^  Alles  zu  ver- 
lieren, und  für  die  eingegangene  Bedingung,  nur  in  d^^m  Fall  brz.ihlt 
zu  werdon,    wenn    die    Sendung  glücklich   anlangt.      Uebrigens  würde 


1)  Ahvr.  Urtli.  4.  Juli  IS2fl. 

2)  Der  (J  r  os  -  A  v  a  n  t  u  r  -  V  e  r  t  r  a  g  {rontrat  ä  la  ffros»e)  ist  derjenige  ,  wo- 
durch eine  Person  einer  andern  eine  gewisse  Summe  lieldes  zum  Ankmif  von 
>Vaar«n,  die  über  die  See  ^ehen,  darleiht,  oder  sich  dnliir  Waaren,  die  der  K.nt- 
lehner  auf  Credit  kaufte,  ver|)t"än<len  lä's.st  ,  unter  der  Hedingunj; ,  dass  der  Dar- 
leiher die  (iefahren  der  Sre  trä^t,  so  dass,  wenn  die  Waaren  untergehen,  das 
Capital  auch  verloren  ist  ,  wenn  sie  aber  am  Bestimmungsorte  glück  lieh  eintref- 
fen, der  iMitlehner  ^^ehalten  ist;  dem  Darleiher  das  Cnpitai  ,  nelist  dem  stipulir- 
teo  Zias  {pr({/ii  tnniitiniv)^  /,ui  ückxuzahlen.  üei  diec«m  Nwtnng  ist  es  nl»er  er- 
laubt, höhere  Zinsen,  als  die  sonst  gesetzlich  erlaubten,  zu  bedinj^en.  Kr  war 
schon  bei  den  Römern  unter  dem  Namen  fotnus  nauticunu  pccunia  trairctitia  in 
Gcl)rauch.  A.  d.  H. 

8)  H.  G.  B.  325. 
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diess  nicht    hindern  ,    dass  der  Enllehner  nnd  der  Darleiher  besondere 
Verträg'e  abschlössen,    -welche   die  Merkmale    eines  Parlicipations- Ge- / 
Schafts  haben  könnten. 

972.  Der  hier  beispielsweise  angegebene  Unterschied  ist 
wichtig;  weiter  unten  wird  man  nocli  erselien,  dass,  wenn  in 
einer  Societät  die  Einlage,  eines  Associe ,  die  er  ilir  als  Eigen- 
tliiira  verliehen,  zu  Grunde  geht,  sie  für  Alle  zu  Grunde  geht*), 
ohne  dass  derjenige,  welcher  sie  gemacht  Iiat,  sein  Recht  an  die 
gemeinschaftlichen  Vortheile  verliert,  und  dass  er  sogar  manchmal, 
w^enn  die  Liquidation  Statt  findet,  den  Wertli  dieser  Sache  wieder 
zurücknehmen  kann,  ebenso,  als  wenn  die  Societät.  dieselbe  auf 
eine  Nutzen  bringende  Weise  verwendet  liätte.  Bei  der  Gemein- 
schaft hingegen  geht  jeder  Gegenstand  für  die  individuelle  Rech- 
nung   des   Eigen tliümers   zu   Grunde. 

Ein  Beispiel,  aus  einem  Bankerot  entnommen,  soll  diess  naher  be- 
zeichnen. Wenn  bei  der  Concurs-Masse  ein  Gläubiger  mit  einer  For- 
derung- beiheiligt  wäre,  die  gesetzh'ch  oder  durcli  jede  andere  Ursache 
von  höherer  Gewalt  vernichlet  wurde,  so  würde  diese  Vernichtung-, 
indem  sie  ihn  aller  seiner  Rechte  beraubt,  ihn  jeder  ferneru  Theil- 
nahme  au  den  Ergebnissen  der  Activmasse  berauben. 

s 

/ 

Zweiter    Abschnitt. 

Von  der  Aufnalime   von  Associes    und  den  Nu tz- A btre tiin- 
g-eniueinerHandels-Societät. 

973.  Es  gehört  zum  Wesen  eines  Societäts- Vertrags,  dass 
die  Associes  sich  gegenseitig  wählen,  mithin  kann  kein  Associe 
die  andern  zwingen,  an  seine  Stelle  eine  Person  aufzunehmen, 
der  er  seine  Rechte  ganz  oder  theilweise  abtreten  wollte;  sogar 
als  Administrator  des  Geschäfts  darf  er  keinen  neuen  Associe  an- 
nehmen -). 

,  '  Die  Annahme  eines  neuen  Associes  muss,  zu  welchem  Zeit- 
puncle  es  auch  geschielit,  der  Regel  nacli  einstimmig  sein.  Die 
Majorität  könnte  ilin  nicht  der  Minorität  aufdringen,  selbst  wenn 
aucli  derjenige  oder  diejenigen,  welche  letztere  ausmaclien,  keinen 
Grund  der  Weigerung  angeben  wollten.  Diese  Regel  kann  aber 
durch  eine  Clausel  im  Societäts  -  Vertrag,  oder  durch  spätere  Ueber- 
einkunft  modificirt   werden. 

So  können  z.  B.  die  Mitglieder  einer  Socielät  die  Beding^ung-  fest- 
setzen, dass,  wenn  einer  von  ihnen  stirbt,  die  Erben  des  früher  Ver- 
storbenen an  seiner  Stelle  IMitglieder  der  Societät  werden ;  die  Wir- 
kung dieser  Bedingung  soll  No.  1059.  angegeben  werden.  So  kann 
der  Societäts- Vertrag  den  Administratoren  gestatten,  neue  Associes  auf- 


1)  C.  G.  B.  1851.  —    2)  H.  G.  B.  1S61. 


509 

zunehmen,  ohne  dass  eine  ausdrückliche  und.  gpecielle  Beratlischlagung 
erforderlich  ist,  oder  er  kann  einem  Associe  gestalten,  seine  gesell- 
scljaftlichen  Rechte  im  Ganzen  oder  theihveise  zu  cediren.  Oft  wird 
diess  nnr  unter  der  Bedingung-  gestattet,  dass  die  neu  aufgenommenen 
Ässocies  rücksiclitlich  der  Verwaltung  der  Societat,  oder  in  Betreff 
der  Befugniss,  von  den  Büchern  oder  dem  Stande  des  Gescliiifis  etc. 
Einsicht  zu  nehmen,  weniger  Rechte  als  die  urspn'inglicJien  Ässocies 
liaben.  In  diesem  Falle  wird  vermulhet,  dass  die  Aeu-Aufgenomme- 
neu  die  Früheren  als  unwiderruHicJie  Mandatare  ernannt  haben  ^} ;  eine 
Bedingung,  die  dem  Wesen  des  Mandats  nicht  entgegenliiuft ,  weil 
sie  eine  Bedingung  zur  Aufnahme  dieser  neuen  Ässocies  ist. 

Um  das  Ganze  oder  einen  Tlieil  des  Antheils  in  einer  So- 
cietat zu  cediren ,  ist  nicht  immer  eine  besondere  Bestimmung 
nöthig ;  bisweilen  ist  der  Gegenstand  der  Association  liinreichend^ 
um    das   Bestehen    dieses    Rechts    vermuthen    zu  lassen. 

Die  Associationen  zu  Participationsgeschäften ,  deren  im  zweiten 
Hauptsliick  erwäiint  werden  soll ,  bieten  hierüber  h;iufige  Beispiele 
dar.  So  konuen  IMit-Rlieder  ihren  Antheil  au  den  Schilfen  ohne  die 
Zustimmung  der   Andern   verkaufen. 

Diese  Vermuthung  hat  auch  Statt,  wenn  die  Parteien,  als 
sie  sich  associirten,  das  gesellschaftliche  Interesse  in  Actien  ein- 
getheilt  haben  ^).  Diese  Ässocies,  gewöhnlich  Actionäre  ge- 
nannt, werden,  w/enn  der  Contract  ihnen  diese  Befugniss  nicht  un- 
tersagt, angesehen^  als  wären  sie  von  den  üebrigen  zum  Verkauf 
der  ihnen  zugehörigen  Actien  ermächtigt,  um  so  den  Käufer  zum 
Mitglied   der    Societat    zu    machen  •^). 

Diesen  Grundsätzen  zufolge  ist  der  Cessionar,  wie  auch  die 
Bedingungen  der  Cession  sein  mögen,  zu  allen  Lasten  gehalten, 
^ie  in  Folge  von  Societäts  -  Operationen ,  welche  ohne  Betrug  ge- 
macht wtirden ,  entstanden ,  vorbehaltlich  jedoch  seines  Regresses 
an  ihn ,  wenn  er  nicht  damit  beauftragt^  war  "*),  In  allen  diesen 
Fällen  werden  die  Cessionare  nach  No.  992.  Mitglieder  der  So- 
cietat, nach  Verhältniss  des  Antheils,  den  sie  erAVorben  haben, 
und  nur  unter  den  Einschränkungen ,  die  allenfalls  durch  den 
Vertrag  festgesetzt  worden  sind.  Die  Bedingung,  dass  ein  Asso- 
cie seinen  Anllieil  an  Fremde  nur  dann  verkaufen  kann,  wenn  er 
ihn  vorher  seinen  Mlt-Associes  angeboten  hat,  wäre  jedoch  erlaubt. 
Diese  Convention  verpflichtet  auf  eine  active  und  passi\e  Weise, 
und  ist  der  Preis,  zu  welchem  diese  Cession  gemacht  werden 
soll,  nicht  durch  den  Societäts  -  Vertrag  oder  durch  irgend  eine 
spätere  Convention  bestimmt  worden,  so  niuss  es  durcii  Sach>er- 
ständige    geschehen. 

liier  wäre  dos  anzuwenden,   was  in  IVo.   275.    für    den    Fall   ge- 


1)  C.  G.  B.  ISoO.  _    2)  H.  G.  B.  34.  --     3)  H.  G.  B.  :iö,  30.  —     4)  Cass. 
23.  Vcntöse  MII. 
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sag-t  wurde,  wo  eine  Perswi  einer  andern  versprocLen  lia(,  ihr  eine 
Saciie  TAX  dem  ilir  dafür  g^ebotenen  Preise  zu  bezalilen.  Diese  Bedin- 
g'Hng'  brauckt  nicht  immer  ausdriicklich  zu  sein;  die  Naiur  der  Con- 
venlion  kann  sie  vennulhen  lassen.  Würde  unter  Associes  bedungen, 
dass  der  Tod  des  Einen  unter  ihnen  die  Societäfr  nicht  au/iöse,  und 
sie  zwischen  den  Ueberlebenden,  jedoch  nicht  mit  den  Erben  des  Ver- 
storbenen, forfbestehen  soll,  so  entsieht  daraus  für  diese  Letztern  die 
Verpflichtung",  ihre  Antheile  mittels  Abschätzung,  an  die  überlebenden 
Associes  abzutreten.  Diess  ist  eine  von  den  Ausuahmen  bei  dem  in 
No.  2G8.  und  275.  ang^eführteu  Grundsätze,  der  verlangt,  dass  der 
Verkauf  frei, sein  muss. 

OT-I.  Man  ersit'ht,  dass  die  Befiigniss,  einem  Fremden  den 
Antheil  an  einer  Socieiät  abzutreten,  von  dem  Rechte  verschieden 
ist,  welches  jedem  Assooie  zusteht,  einen  Dritten  in  seinem  An- 
theil zu  interessiren  ^) ;  ein  Recht,  welches  er  ohne  irgend  eine 
Ermächtigung  seiner  Mitassocies  ausüben  kann,  wenn  er  nämlich 
nicht   darauf  verzichtet  hat. 

Z.  B.  A.,  B.  und  C.  vereinigen  sich  zn  einer  Socierät,  legen  je^ 
der  10,000  Francs  ein  und  theilen  sie  in  Actien  von  1000  Francs  ab. 
Wen«  A.  einen  Tlieil  seiner  Actien  verkauft,  wahrend  die  Andern  die 
ihrigen  behalten,  so  sind  die  Käufer  nicht  nur  Theilhaber  an  dem  An- 
theil ihres  Verkäufers,  sondern  sie  sind  auch  im  Verhallniss  des  Be- 
trags der  von  ihnen  gekauften  Actien  Mitglieder  der  Societät  gewor- 
den, und  das  Recht  des  A.  ist  in  demselben  Verhaltniss  vermindert» 
Ware  ihm  hingegen  nicht  gestaltet  worden ,  einen  Dritten  einzusetzen, 
so  würde  die  CVssion,  die  er  diesem  geniachl  hätte,  und  beirüge  sie 
auch  seinen  ganzen  Antlieil,  denselben  nicht  zmn  Mitglied  der  Socie- 
ität  jnachen.  Der  Cedent  würde  immer  als  alleiniger  Associe  für  den 
im   Socieläts- Vertrag  festgesetzten   Antlieil  betrachtet  werden. 

Die  Wirkungen  der  Cession  eines  Antheils  hängen  von  den 
Ausdrücken  ab,  in  welchen  sie  abgefasst  wurde*  ^  Hat  der  Associe 
einem  Dritten  einen  Theil  seiner  Rechte  abgetreten,  so  wird  die- 
ser Dritte  Theilhaber  an  seinem  Antheil,  ohne  Mitglied  der  So- 
cietät geworden  zu  sein.  Diesen  n^'nnt  man  Participant 
(particlpant ,  gronpier)»  Es  bildet  sich  alsdann  zwischen  dem 
Associe  und  seinem  Participanten  eine  wirkliche  Societät,  die  von 
der  llaupt-Societät  abgesondert  ist,  wodurch  nichts  abgeändert 
wird,  nnd  die  nrsprünglichen  Verhältnisse  der  Associes  in  ihrem  . 
ganzen  Umfange  fortbestehen;  eine  Association,  welche  den  beson- 
dern Regeln  nnterworfen  ist,  die  ans  der  Beschaffenheit  oder  den 
AüsdriVcken    des    Vertrags    entstehen. 

Wt^nn  ein  Associe,  dem  durch  SpeciaJ-Ckusel  oder  nach  der 
Natur  der  Societät  die  Befugniss  nicht  ertheilt  ist,  seine  Rechte 
an  einen  Dritten  abzutreten,  dennoch  in  die  Cession  seines  gan- 
zen  Antheils   eingewilligt   hat,    so    muss    msn    mit   dem    Grundsatz, 

1)  C.  G.  ß.  i861. 
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welcher  dem  Cessionar  nicht  gestattet,  Societäts-Mitglled  zu  wer- 
den ^),  jene  andere  Kegel  vereinigen,  nach  welcher  jeder  Ver- 
trag, der  nicht  verboten  ist,  vollzogen  werden  seil.  Da  derje-' 
nige,  welcher  seinen  ganzen  Antheil  cedirt  hat,  seinem  Cessionar 
den  Genuss  des  Cedirten  verschaffen  soll,  und  dieser  nicht  das 
Recht  hat,  sich  in  die  Angelegenheiten  der  Societät  zu  mischen, 
so  ist  der  Cedent  verpflichtet,  in  allen  Geschäften  so  aufzutreten, 
als  wäre  er  Associe  geblieben,  damit  die  Repartitionen  den  ur- 
sprünglichen Bestimmungen  gemäss  gemacht  werden.  Es  wird  an- 
genommen ,  als  habe  er  sich  zum  Mandatar  seines  Abnehmers 
eingesetzt  und  er  hat  gegen  ihn  die  Verpflichtungen  eines  jeden  sa- 
larirten  Mandatars.  Daraus  würde  hervorgehen,  dass,  wenn  sein 
Antheil  an  der  Societät  in  seiner  Thäligi«Leit  und  Geschickliclikeit 
bestände,  obschon  er  eigentlich  kein  Recht  mehr  aiif  deren  Er- 
gebnisse hätte,  er  dennoch  verpflichtet  wäre,  diese  'I'hätigkeit  fort- 
zusetzen. Daraus  folgt ,  dass  der  (Zessionar  gegen  den  Cedenten 
wegen  Betrugs  gerichtlich  auftreten  könnte,  wenn  dieser  zn  Gun- 
sten der  übrigen  Associes  in  Veiträge  gewilligt  Jiätte,  die  zur 
Schmälerung  seiner^  Rechte  Anlass  geben  könnten,  und  in  welche 
er  ohne  Zweifel  nicht  gewilligt  haben  würde,  wenn  er  das  P^igen- 
thnni  seines  Antheils  an  der  Societät  für  sich  befialten  hätte« 
Die  Associes  könnten  aucli  nicht,  nachdem  ilmen  die  Cession  in- 
fiinuirt  worden ,  unter  sich  die  ursprüngliciien  Bestimmungen  auf 
eine  Weise  abändern,  dass  die  Rechte  des  Cessionar«  verletzt 
würden. 

Uebrigens  ist  Letzterer  nicht  berechtigt,  weder  bei  den  jähr- 
lichen oder  periodischen  Abrechnungen,  noch  bei  der  definitiven  Li- 
quidation als  Associe  zu  interveniren  ^) ;  nur  kann  er,  nachdem 
er  gt^e»  seinen  Cedenten  ein  ürtheil  erhalten,  das  Folge  ihres 
Particular-Engageraents  ist,  seine  Rechte  nacli  IVo.  190.  auf  glei- 
che Weise  geltend  machen,  wie  jeder  andere  Gläubiger  ^).  Kei- 
neswegs könnte  er  irgend  eine  Operation  der  Societät  mit  einem 
Dritten  unter  dem  Vorwande  hemmen ,  dass  sie  das  Capital  od<?r 
den  Gewinn,  an  welchem  sein  Schuldner  ein  Recht  hat,  schmt- 
lem  würde.  Er  seinerseits  hat  keine  Verpfliclitungen  auf  sicli, 
weder  gegen  die  Associes  des  Cedenten,  noch  gegen  die  Gläubi- 
ger der  Societät.  Hätte  dieser  Cedent  der  Societät  etwas  entzo- 
gen, um  es  seinem  geheimen  Participanten  zu  geben,  so  könnten 
sich  die  Mitglieder  der  Societät  nicht  an  diesen,  sondern  nur  an 
ihren  Associe  halten.  Ebenso  verhielte  es  sich ,  wenn  der  I*ar- 
ticipant,  indem  er  ein  Societätsgeschiift  niaclU,  womit  ihn  derje- 
nige,  welcher    ihn   zu   seinem    Associe    genommen,    beauftragte,    ir- 

1)  C.  G.  B.  1861.  -    a)  C.  G.  B.  882.  —    2)  C.  G.  B.  1166. 
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^end  einen  Fehler  begangen  hätte;  die  übrigen  Assoclt^s  würden 
nur  dann  eine  directe  Klage  gegen  ihn  haben,  wenn  das,  was  er 
gethan,   ein   Delict   oder  ein   Quasi-Delict  wäre, 

DritterAbschnitt. 

Unterschied    zwischen    der    Societät    und   den  Personen, 
aiiswelcheusiebestelit. 

975*  Aus  der  gegebenen  Definition  ergibt  sich,  dass  eine 
Societät  eine  njoralisclie  Person  ist,  die,  unter  vielen  Umständen, 
durch  Verträge  aller  Art  oder  Quasi-Verträge ,  Verbindlichkeiten 
eingehen,  oder  Andere  gegen  sich  verbindlicli  machen  Ivann.  Selbst 
die  Personen,  welche  sie  bilden ,  stehen  bisweilen  in  Verliältnis- 
sen  zu  ihr,  nach  welchen  sie  unter  ähnlichen  Umständen  in  die- 
selben Rechte  und  Verbindlichkeiten,  wie  dritte  Personen  treten 
können,  ohne  dass  ilire  Eigenschaft  als  Associes  irgend  eine  Ver- 
schmelzung bewirkt  oder  diese  Verhältnisse  auf  irgend  eine  Art 
verändert^)..  So  kann  ein  Associe  der  Natur  der  Dinge  gemäss 
individuelle  Rechte  Iiaben,  die  von  seinen  gemeinschaftlichen  Rech- 
ten verschieden  sind,  so  dass  ein  entgegengesetztes  Interesse  da- 
bei vorkommt.  Die  Forderungen,  welche  ein  Associe  an  die  So- 
cietät während  ihrer  Dauer  erwirbt,  haben  sogar  in  gewissen  Fäl- 
len den  besonderen  Vortheil,  von  Rechtswegen  Zinsen  hervorzu- 
bringen,  weil  vermuthet  wird,   dass   er  als  Mandatar  gehandelt  Iiat  ^), 

Ein  Associe  kann  auch  die  Rechte  eines  Dritten  an  die  So- 
cietät erwerben  und  in  demselben  Maasse,  wie  dieser,  gerichtlich 
gegen  sie  verfahren;  er  kann  an  die  Societät,  der  er  angehört, 
Verkäufe  oder  Darlehen  machen,  so  wie  er  es  an  dritte  Personen 
machen  könnte,  jedoch  ist  den  Gerichten  vorbehalten,  nach  dem 
Merkmal  der  Societät  und  nach  den  Umständen  zu  entscheiden, 
ob  er  nicht  wegen  der  Ausübung  seiner  Reclite  gehalten  sein  soll, 
die  Reclinungs-Absclilüsse  oder  die  Liquidirung  abzuwarten,  oder 
ob  diese  Ausübung  der  Rechte  nicht  andere  Modificationen  erlei- 
den  kann. 

Diese  Regel  ist  von  grosser  Wichtigkeit,  Eine  Abweichung 
würde  grobe  Irrthüraer  erzeugen» 

Z.  B.  A.  hat  als  Mitglied  einer  Societät  20,000  Francs  eingelegt; 
nach  den  Grundsätzen,  die  nocli  aufgestellt  vserden  soHeii,  fällt  aller- 
dings diese  Summe  den  Societäts-Gläubigern  mit  Ausschluss  der  Pri- 
vat-Gläubiger des  A.  auLeim ;  allein,  ausserdem  Jiat  er  dieser  Societät 
eben  so  viel  dargeliehen,  oder  ihr  für  20,000  Francs  Waaren  ver- 
kauft; seine  Privat-Gläubiger  können  sicli ,  als  übten  sie  seine  Rechte 
aus,   im   Passivum  der  Societät  für  die  Dividende    collociren    lassen^), 

1)  C.  G.  B.  1845;  1846,  1847,  1853.  -^  2)  C.  G.  B.  2Ü01.  —  3)  G.  G.  B.  1166. 
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welche  diese  Forclening",    wenn    sie    einem  Andern    angehörte,    g^eben 
würde.      Gibt  nun   die  Societat  50% ,    so    rediiciren    sieb    diese    20,000' 
Francs  auf  die  Hälfte,    die    mit  dem  Rest  des   Privat- Activ-Vermöji^ens 
des  A.  vereinigt  wird,    wofür    seine    Privat  -  Glänbig-er  mit  denjenigen 
der  Socieiät  im  Verliältniss  zu  stehen  kommen. 

Diese  Trennung  der  Qualitäten  in  einer  und  derselben  Person  ist  in 
vielen  andern  Fällen  nützlich.  So  wäre  z,  B.  eine  von  der  Societat  P. 
und  Comp,  geschlossene  Assecuranz  über  Waare^  die  am  Bord  eines 
gewissen,  bezeicbneten  Scbilfes  verladen  wurde,  nicht  auf  Waaren  an- 
wendbar, die  dem  P.  allein  angehören,  ^vie  allgemein  auch  die  Aus- 
drücke in  der  Police  sind.  Obgleich  gewisse  Acte,  die  ein  Fallit  in- 
nerhalb der  zehn  Tage  vor  Eröffnung  seines  Falliments  geschlossen, 
nichtig  sind  *),  so  w^are  diess  nicht  der  Fall  mit  einem  derartigen  Act, 
den  ein  Societats-Mitglied ,  das  nacbher  privatim  fallirte,  Namens  der- 
selben in  dieser  Zeit  eingegangen  hat.  Dieser  Umstand  würde  auf 
die  Giltigkeit  des  für  sie  eingegangenen  Acts  gar  keinen  Einfluss 
Laben. 

Aus  diesem  Grundsatze  ergibt  sich  ferner,  dass  der  Privatgläubi- 
ger eines  Associe  nicht  Gläubiger  der  Societat  ist,  zu  welcher  dieser 
geliört,  dass  also  die  Frau  eines  Associe  in  dieser  Qualität  kein  For- 
derungsrecht  auf  diese  Societat  hat.  Ihre  Qualität  als  Frau  madit  sie 
nicht  zum  Gläubiger  ihres  IManues :  würde  sie  erweisen,  dass  ihr  Ein- 
gebrachtes zur  Societäts- Einlage  des  Mannes  verwendet  wurde,  so 
wäre  sie  deshalb  ebenso  Societäts  -  Gliinbiger,  wie  es  ein  Dritter  ist, 
der  Jemaiidem  eine  Summe  geliehen  hat,  die  der  Entlehner  ange^ven- 
det  hätte,  um  damit  seine  Einlage  in  einer  Societat  zu  mächen.  Der 
Privat-Gläubiger  eines  Associe  kann  also  das  Activum  einer  Societat, 
unter  dem  Vorgeben,  doss  ein  untheilbarer  Theil  davon  seinem  Schuld- 
ner angeiiö'rt,  nicht  mit  liescblag  belegen  lassen-);  er  muss  die  Li- 
quidirung  abwarten,  sich  auf  die  Einreden  beschränken,  wodurch  er 
seine  Recbte  be^valiren  kann^  und  bei  der  Theihing-  des  GeAvinnes,  zu 
der  durch  die  Convention  bestimmten  Zeit,  diejenigen  seines  Schuld- 
ners ausüben  ^)  ;  er  könnte  sich  sogar  nicht  unter  dem  Vorwande,  dass 
die  Rechte  dieses  Schuldners  durclv  zweifelhafte  Speculationen  Gefuhr 
laufen,  denselben  widersetzen,  wenn  sie  von  der  Societat  beschlossen 
worden,  noch  könnte  er  bei  den  Berathschlagungen  derselben  inlerve- 
niren.  Wäre  aber  die  Societat  aus  Actien  gebildet  (s.  No'.  .973.), 
so  könnte  der  Gläubiger  auf  den  Verkauf  der  Actien  des  Schuldners 
antragen,  es  sei  denn,  dass  der  Societäts^vertrag,  der  in  den  gesetzli- 
chen Formen  bekannt  "emacht  worden,  dieselben  als  unübertragbar  er- 
klärt  hätte.  Ebenso  könnte  derjenige,  welcher  Giätibiger  eines  der 
Associ^'S  und  Scliuldner  der  Societat  wäre,  zu  seiner  !5efreinng  ^veder 
in  seinem  Interesse  die  Compensation  anrufen,  noch  durch  die  Einrede 
der  Compensation,  die  der  Schuldner  auf  Antrieb  der  Societat  geltend 
machen  würde,  in  seiner  gegen  iiin  angebrachten  gerichtlichen  Klage 
abgewiesen  werden. 

976.      Da    also     angenommen    "wird ,     als     sei    jeder    einzelne 
Associe    vom   gesellschaftlichen   Körper,   dessen  iMitglied   er    ist,    ge- 


1)  H.  G.  n.  W^,  444.     Cass.  11.  MHrz  I8<)C.  —    2}  Abw.  ürtb.  13.  MHrz  lS.23. 
■3    CG.  B.  882,  I1C6,  llÜT. 
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trennt,  so  haben  die  Unglücksfälle,   die    den   Einen   betreffen,  auf 
den  Andern  keinen   Einiluss. 

Wenn  P.  Mifglied  einer  Societat  ist,  welcLe  fallirt,  so  ist  diess 
kein  Grund ,  ihn  selbst  für  fallit  zu  erklären  ;  er  miiss  nach  den  von 
ihm  eingegangenen  Verbindlichkeilen  behandelt  werden.  Wenn  die 
Art,  auf  Avelche  er  in  die  Sociefat  g-etreten,  ihn  nur  zur  Zahlung-  von 
Schulden  bis  zum  Belauf  einer  g-ewissen  Summe,  die  er  noch  nicht 
in  die  Socieliits- Gasse  eingeleg-t  hat,  verpflichtet,  so  mus»  er  dieser 
Zahhmg*  wegen  gerichtlich  belaugt  werden,  und  wird  erst  dann  fiir 
persönlich  fallit  erklärt,  wenn  sein  Vermög-en  nicht  hinreicht ,  «m  sie 
^    zu  leisten. 

Diese  Regel  würde  selbst  dann  befolgt,  wenn  die  Art,  auf 
welche  Einer  in  Societat  getreten,  ihn  zur  Zahlung  der  sämmtli- 
chen  Schulden  verpflichten  würde.  Das  Falliment  der  Societat 
rerhindert  nicht,  dass  er  mit  seinem  Privat- Vermögen  alle  Ver» 
bindlichkeiten    der   Societat   erfülle, 

Z.  B.  A.,  B.  und  C.  gründen  eine  Fabrik  iu  Societat  unter  g-e- 
ineinschaflHchem  Kamen,  die,  wie  im  folg-enden  Hauptstück  zu  erse-, 
hen  ist,  jeden  Associe  solidarisch  zu  den  sämmtlichen  SocielÜ(s-Schul* 
den  verbindlich  macbt.  Das  Etablissement  gedeiht  nicht  und  fallirt. 
Die  Passiva  belaufen  sich  auf  200,000  Francs.  A.,  der  hundert  Stun- 
den davon  entfernt  -wohnt  und  weder  an  der  Geschäftsführung' ,  noch 
an  der  Falliments-Erklärung  Antheil  nimmt^  kann  ohne  Zweifel  allein 
zur  Zahlung-  dieser  Summe  gerichtlich  belangt  werden ,  hat  er  aber 
800,000  Francs  Vermögen,  so  liat  er  mehr  als  er  zur  Zahlung-  braucht. 
Wenn  er  also  Alles,  was  als  Schuld  der  in  Coucurs  geratlienen  So- 
cietat gesetzlich  anerkannt  wird,  tilgt,  oder  zu  tilgen  sich  erbietet,  so 
kann  man  nicht  behaupten,  dass  die  Zahlungs-Eiustellung-  der  Societat 
bewirkt  habe,  ihn  persönlich  für  fallit  zu  erklären,  was  hinsichtlich 
der  Wirkungen ,  welche  der  Falliments  -  Zustand  auf  das  Vermögen 
und  ^ie  Person  desjenigen,  den  es  triflt,  hervorbringt,  sehr  wichtig- 
ist,  wie  noch  in  der  VI.   Abtheilung  angeg-eben   werden   soll. 

Diesem  Princip  gemäss  können  die  Gläubiger  einer  Societat 
sich  nicht  auf  die  Solidarität  berufen ,  um  einen  Associe  in  sei- 
nem Privatdomicil  anzugreifen,  sondern  sie  müssen  ihre  Klage  ge- 
gen die  Societat  in  deren  Doraicil  richten,  um  für  ihre  Forde- 
rung  ein    Urtheil   zu    erhalten  *). 

Handelsleute  können  bei  mehrern  verschiedenen  Societaten 
interessirt  sein.  In  diesem  Falle  liegt  wenig  daran ,  ob  diesel- 
ben Individuen  Mitglieder  dieser  verschiedenen  Societaten  sind, 
oder  ob  sich  in  den  einen  Assodes  befinden,  ^ie  den  andern 
fremd  sind.  Jede  hat  ihre  eigene  Masse,  und  die  Gläubiger  der 
einen  müssen  nicht  mit  denen  der  andern  vermengt  werden. 
Daraus  entstehen  im  Fallimentsfall  wichtige  Folgen,  die  in  Wo. 
1089.   und    1207.    angegeben   werden    sollen. 

1)  G.  O.  69. 


515 

OTT.  Aus  dem,  was  so  eben  gesagt  worden,  ersieht  mah, 
dass  eine  Societät,  wenn  es  ihre  Bescliaffenhcit  zulässt,  einen 
Naraen  führen  muss  '),  der  sie  niclit  nur  von  jeder  andern,  son« 
dem  sogar  \on  den  Personen,  aus  denen  sie  besteht,  so  unter« 
scheidet,  dass  jedem  Irrthuni  vorgebeugt  wird.  Diess  ist  die  So- 
cietäts-Firraa    (^raison  sociale). 

Um  «liese  zu  bilden ,  vereinigen  die  Associes  die  IVamen  aller 
oder  einiger  von  ihnen,  iiiiH  diese  Zusammenstellung  von  Wörtern  bil- 
det den  iXainen ,  unter  welchem  die  Societät  in  ihren  Verhandlungen 
jiuflritt  und  sich  bekannt  inaclit.  In  diesem  Namen  müssen  au  sie  die 
g-ericlitliclien  Vorladung-en ,  Bekanntmacbnngen  und  andere  ähnliche 
Acte  gericbtct  oder  auf  ihr  Ansucben  gegeben  werden  ^).  Ebenso 
vevhalt  es  sich  mit  den  Hypothekar- Vormerkung^en,  welche  gegen  die  4 
Societiit  oder  zu  ihren  Gunsten  Statt  finden  ^);  man  könnte  diejenig-en 
nicht  für  ungiltig'  erklärtii,  welche  niir  unter  der  Societuts-Firma  statt, 
unter  dem  Namen  aller  Associes,  Micschulduer  oder  Miteigeuthümer 
der  Schuldforderung"  g-emacht  worden  -waren. 

978.  Die  Societäts-Firma ,  die  bisweilen  auch  Handels- 
firma {raison  de  commerce)  genannt  wird,  darf  nicht  mit  der 
Benennung  verwechselt  werden,  die  ein  Handels-Etablissement  füh- 
ren kann.  Die  Firma  ist  der  Name,  welcher  allein  in  Acten 
aufgenommen  und  unterzeichnet  werden  kann ;  diess  ist  gewisser- 
maassen  das  Mittel ,  eine  gewisse  moralische  Person  von  einer 
gewissen  andern  zu  unterscheiden,  sowie  die  Familien-Namen  die 
Individuen  von  einander  unterscheiden.  Die  zweite  Benennung  ist 
eher    der    Name   der    Sache,    als   der   der   Person. 

Z.  B.  A. ,  B.  und  C,  associiren  sich  zur  Fabrikation  5:ewisscr 
Producte,  oder  um  ein  Kfnblissement  in  einem  gewissen  I^ocale  zu  er- 
richten. Sie  kommen  iiberein,  dass  die  Wörter  A. ,  B.  und  Comp, 
vereinigt  von  nun  an  die  Unterschrift  der  Societät  ausmachen  sollen ; 
diess  ist  also  die  Socieiiits-Firma.  Um  sich  namentlich  in  entfernten 
Städten  bekannt  zu  machen,  leg-cn  sie  ihrem  Etablissement  die  Benen- 
nung- :  ,,  Hunkelriiben  -  Zuckerfabrik  in  ..."  bei ,  oder ,  wenn  sie 
dazu  ermächtigt  sind:  ,,  König^liche  Porzellan -Fabrik  in  .  ,  .  *'  etc. 
Diese  Bezeichnung-  ist  also  der  Name  ihres  Etablissements. 

Es  kann  Societäten  geben,  die  nur  eine  Societäts-Firma  ha- 
ben, ohne  Etablissements-Benennung,  und  diese  existiren  am  häu- 
figsten; es  sind  alle  diejenigen,  deren  Geschäfte  im  Stillen  be- 
trieben werden  können,  ohne  dass  die  InteresMenlen  für  nöthlg 
erachten,  das  öllentliche  \  ertrauen  durch  Ankündigung  ihres  Et«- 
blissements  zu  gCM  innen.  Es  gibt  deren ,  die  Beides  haben : 
1)  die  Societäts-Firma,  -weil  ein  Name  nöthig  ist,  um  Acte  zu  un- 
terzeichnen und  vor  (jlerirht  zu  erscheinen;  dann  2)  die  Etablis- 
sements-Bezeichnung,   um    seine    Producte    und    den    Zweck    der   As- 

1)  H.  G.  B.  21.  —    2)  Cass    21.  Nov.    1808.  —     3)  Abu.  Urtli.  1.  Marx  1810 
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sociation  anzuzeigen.  Andere  Etablissements  können  endlich  nie 
anders  bekannt  werden,  als  durch  den  Namen  des  tJnternehmersj 
wenn  sie  von  der  Art  ^ind,  dass  die  Namen  aller  Associes  un- 
bekannt bleiben  *).  Diess  sind  die  anonymen  Societäten ,  die  im 
III.   Capitsl    des    II.   Hauptstüfcks   abgehandelt   werden   sollen. 

Diese  Unterscheidung  hat  einen  andern  Zweck.  Die  in  No. 
158.  aufgestellten  Grundsätze  lehren  hinreichend,  dass  man  nicht 
durch  irgend  einen  Contract  ermächtigt  werden  kann,  die  Socie- 
tätsfirma  von  Personen  anzunehmen ,  deren  Erbe  man  würde  ^), 
noch  kann  man  behaupten,  dass,  weil  man  ihr  Geschäft  gekauft, 
man  auch  folgerungsweise  von  ihnen  die  Firma  erstanden  hatte; 
denn  da  die  Unterschrift  nur  die  Namen  der  Associes  vereinigt, 
60  darf  sie  nie  aus  Namen  zusammengesetzt  sein,  die  der  Socie- 
tät   fremd  sind  ^). 

Wer  zulässt,  dass  sein  Name  in  der  Firma  einer  Societät 
geführt  wird,  wovon  er  nicht  Mitglied  ist,  kann  mit  Recht  zur 
Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  derselben  verurtheilt  werden,  weil 
man  im  Vertrauen  auf  seinen  Credit  mit  dieser  Societät  contra- 
hiren  konnte,  und  weil  jede,  selbst  nicht  strafbare  Handlung, 
durch  welche  einem  Andern  Schaden  zugefcigt  wird,  zum  Ersatz 
dieses  Schadens  verbindet  *).  Er  kann  sich  nicht  auf  die  Bedin- 
gungen des  Vertrags  berufen ,  unter  welchen  er  diese  Ermächti- 
gung unter  dem  Vorbehalt  gegeben  hat,  nicht  für  die  Schulden 
zu  haften.  Selbst  in  dem  Falle,  wo  dieser  Vorbehalt  auf  dem 
in  No.  1005.  angegebenen  Wege  öffentlich  bekannt  gemacht  würde, 
ist  es  zweifelhaft,  ob  er  dem  Urtelspruch  zu  Gunsten  eines  Drit- 
ten  entgehen .  könnte. 

Associes,  welche  in  der  Absicht,  sich  Credit  zu  verschaffen, 
ihrer  Societäts-Firma  den  Namen  einer  Person  beifügen  würden, 
die  in  der  Wirklichkeit  kein  Societäts-Mitglied  wäre,  würden  eine 
wahre    Prellerei   gegen    die  getäuschte    dritte  Partei    begehen  ^). 

Der  Name  des  Etablissements  kann  aber  verkauft  werden, 
und  wird  sogar  oft  mit  vollem  Recht  mit  •  dem  Etablissement,  als 
dessen    accessorischer   Theil,    cedirt  ^)    (s.    No,    155.    und    271.). 

Eine  Societäts-Firma  darf  auch  nicht  aus  Namen  von  Perso- 
nen bestehen,  die  nicht  mehr  Associes  sind,  es  sei  nun,  dass^  sie 
sich    zurückgezogen   haben,  oder    dass   sie    gestorben    sind. 

Die  ßefngniss,  eine  solche  Firma  fortzuführen,  -würde  zu  Irrthü- 


1)  H.  G.  B.  29.  —     2)  H.  G.  B.  21. 

3)  Der  Artikel  21.  des  H.  G.  B.  bestimmt  ganz  deutlich,  dass  nur  die  Namen 
der  Gesellschafter  in  die  Societäts-Firma  aufgenommen  werden  können;  dadurch 
wollte  man  verhindern,  dass  Niemand  sich  einen  andern  Namen ,  als  den  seini- 
gen beilege,  damit  das  Zutrauen  des  Publicuras  nicht  hintergangen  werde. 

A.  d.  H. 

4)  C.  G.  B.  1383.  —    5)  P.  G.  B.  405.  —    6)  C.  G.  B.  1615. 
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mern  und  Ueberlistuiig^en  Aiilass  geben;  man  -sviirde  sicli  falscher  IVa- 
men  bedienen,  wenn  man  als  Societäts-Mitglieder  Personen  anführte, 
die  derselben  nicht  mehr  angehören. 

Da   die   Acte,    welche    die   Societät    interessiren ,    von    denjeni- 
gen,   welche    nur    ein   Interesse  für  einige    ihrer    Mitglieder  haben, 
bei    der  Soeietäts-Firma  unterschieden  werden   müssen,    so    darf  ein 
Associe,    selbst   wenn   er    die   Societät  verwalten   würde,   sich    nicht 
ihrer   Firma    für    seine    eigenen    Geschäfte    bedienen,    sonst    wären 
seine    Mit-Associes    berechtigt,    ihn   auszuschliessen   und    sogar  we- 
gen Betrugs   gerichtlich   zu   verfolgen.      Würde  ihm   aber  seine  Qua- 
lität die   Verwaltimg    gestatten,    so    könnten    dritte    Inhaber    dieser 
Engagements   gerichtlich    gegen   die  Societät  auftreten.      Nur   in  dem 
Falle,    wo    dieser    Associe    sich    der    Unterschrift    einer    öffentlich 
aufgelösten   Societät    bediente    und    folglich   ein    wahres   Falsum   be- 
ginge,   könnten     Dritte,     die    durch     die    Bekanntmachung    von     der 
Societäts-Auflösung  in    Kenntniss    gesetzt    wären ,     auf    keine   Weise 
gegen    deren    vormalige    Mitglieder    auf   gerichtlicliera    Wege    ver- 
fahren. 

Vierter    Ab-schnitt. 

Von    den    Berathschlagnng^en    der    Societät. 

979.  Jeder  Associe  hat  gleiches  Recht  auf  die  Societäts- 
Verwaltung;  dieses  Rechts  kann  er  nur  insofern  beraubt  werden, 
als  er  sicIi  dessen  begeben  wollte,  um  es  den  Andern  anzuver- 
trauen ^), 

Wenn  von  den  verschiedenen  Arten  von  Societäten  die  Rede 
ist ,  soll  angegeben  werden ,  wie  dieser  Grundsatz  seine  Anwen- 
dung findet,  oder  wie  er  durch  die  ihnen  eigenen  Regeln  modi- 
ficirt  wird.  Hier  sollen  nur  einige  Begriffe  über  die  Art  und 
Weise  gegeben  werden,  wie  die  Berathschlagungen  im  Allgemei- 
nen gepflogen  werden  sollen ,  und  welche  Liebereinkunft  die  Asso- 
cies    in    dieser    Bezieh img   treffen   können. 

Da  eine  Societät  eine  vertragsmässige  Verbindung  melirerer 
Personen  ist,  um  etwas  gemeinschaftlich  zu  betreiben  "),  so  darf 
natürlicher   Weise   nichts   ohne   die   Einwilligung   Aller    geschehen. 

Sind  die  Associes  zahlreich  ,  so  vertrauen  sie  stets  eiulj^en  von 
ihnen  die  Geschiiflsfiihrung-  an ,  oder  übertrapfeii  sie  IJevollmachtii^ten, 
die  nicht  Associe»  sind ,  deren  Rechte  und  Verbindlichkeiten  ebenso, 
wie  die  Ansdehnunij;  der  Vollmacht  bestimmt  sind  (s.  No.  5^56  n.  f.). 
Selbst  daim,  Avenn  die  Associ«?«  nicht  die  Vorsicht  };ebrnncJit  haben, 
Geschäftsführer  zu  ernennen,  und  deshalb  allein  die  Vernuilhniiij'  ent- 
steht,  als   sei   jeder  von   ihnen   zur  Verwnltnni;-   hevolliMiichti};!,   so  sind 


1)  C.  G.  B.  1859.  -     2)  C.  G.  B.  1633. 
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die  Üebrigen  berechtigt,  sich  dem  projectirten  Geschäft,  bevor  es  abge- 
schlossen wird,  zu  -widersetzen  *), 

Der  Regel  nach  hat  jeder  Associe  berathende  Stimme;  Con- 
ventionen  aber,  welche  dieses  Recht  beschränken  und  es  einigen 
untersagen,   hätten  nichts   Principwidriges   an    sich. 

Wenn  sich  z.  B.  eine  Societät  anf  Actien  gebildet  hat,  iim  da- 
von einige  cediren  zu  können,  so  können  die  Actionäre  bedingen,  dass 
ihnen  das  Recht  der  Berathschlagung  im  gemeinschaltlichen  Interesse 
ansschliesslicli  zustehen  soll,  und  dass  die  Cessionare  von  Actien  selbst 
nicht  berechtigt  wären,  den  Versammlungen  beizuwohnen,  oder  dabei 
Stimmrecht  zu  haben,  oder  dass  diess  ihnen  nur  dann  gebührt^  wenn 
sie  eine  gewisse  Anzahl  Actien  besitzen,  oder  wenn  sie  von  denjeni- 
gen Assoeies,  denen  das  Recht  der  Berathschlagung  zusteht,  zugelas- 
sen sind  ^).  —  Von  jedem  Actien-Raufer  wird  vermnthet,  dass  er 
erst  dann  Actien  gekauft  hat,  nachdem  er  von  der  ursprünglichen  Con- 
vention Kenntniss  genommen  und  sich  derselben  unterworfen  hat  (vergl. 
No.  973.).  ' 

Gewöhnlich  bestimmen  die  Assoeies,  auf  welche  Weise  die 
Stimmen    gezählt    werden. 

Hatten  sie  diese  Vorsicht  vernachlässigt ,  so  entstände  die  Frage: 
ob  nach  den  einzelnen  Köpfen ,  oder  im  Verhältnis»  des  Acithcils  ab- 
gestimmt werden  soll?  Dem  Interesse  gemäss  soüle  man  Letzteres 
annehmen.  Allein  die  Einlage  ist  nicht  imir>er  der  richtige  Maassstab 
des  Antheils  an  der  Societät;  in  den  Handels-Societäten' sind  die  As- 
soeies auf  eine  unbestimmte  Weise  und  solidarisch  gegen  die  Gläubi- 
ger verpflichtet,  und  nur  ausnahmsweise  ist  dieser  Grundsatz  in  ge- 
wissen, speciell  angegebenen  Fällen  modificirt.  Jeder  von  ihnen  muss 
also  gleichen  Einfluss  auf  die  zu   nehmenden  Beschlüsse   haben. 

Würde  nach  dem  Ableben  eines  Assoeies  die  Societät  mit  dessen 
Erben  fortgesetzt,  so  könnten  diese  sich  nur  durch  einen  von  ihnen, 
*  der  für  Alle  nur  eine  Stimme  hätte,  vertreten  lassen.  \^'ären  die 
Erben  minderjährig,  so  würde  alsdann  der  VormuiKl  in  dieser  Eigen- 
schaft hinreichend  ermächtigt  sein,  den  Beralhschlagungen  beizuwoh- 
nen und  mit  den  übrigen  Associ^iS  seine  Stimme  abzugeben. 

980.  Es  kann  geschehen,  dass  bei  den  Societätsberath- 
schlagungen  die  Meinungen  der  Assoeies  über  gemachte  Vorschläge 
ungleich   getheilt   sind, 

Z.  B.  dass  unter  zwölf  Berathschlagenden  fünf  einerlei  Meinung, 
vier  einer  andern  und  die  drei  letzten  ebemfalls  anderer  Absicht  sind. 
Die  Meinung  der  erstem  hat  für  sich  die  Mehrheit  der  Stimmen ;  hat 
sie  aber  nicht  die  absolute  Mehrheit,  so  gebührt  ihr  daher  nicht  der 
Vorzug,  da  sie  nicht  die  der  Mehrheit  ausmacht,  weil  sieben  Assoeies 
sie  verwerfen ,  obgleicL  diess  aus  verschiedenen  Gründen  geschehen 
kann.  Die  Assoeies  müssen  also  ihre  Berathschlagung  fortsetzen  und 
neuerdings  die  Stimmen  sammeln.  Diejenigen,  deren  Meinung  die  ge- 
ringste Anzahl  für  sich  hat,  müssen  sich  mit  der  einen  der  beiden  starkem 
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vereinigen ,  so  dass  die  BeratLschlagnn^  nur  noch  in  zAveierlei  Mei- 
nungen getlieiit  \väre  ;  nnd  wenn  sie  sieb  weigerten,  oder  ^ven^  von 
jeder  Seit«  die  Anzahl  gleich  wäre,  so  Tvürde  man,  wie  im  Falle 
eines  Streites  zwischen  den  Associes ,    entscheiden  lassen'). 

Die  Berathschlagiingen  der  Mehrzahl  haben  nur  in  Bezug 
auf  die  Verwaltmag  Kraft;  sie  könnten  die  ursprünglichen  Bedin- 
gungen ,  nach  welchen  die  Societät  begründet  wurde ,  nicht  abän- 
dern, wenn  nicht  der  Vertrag  selbst  dazu  ermächtigt.  Nur  durch 
Einstimmigkeit  der  Associes  könnte  eine  Abänderung  an  einem 
Vertrage  getroffen  werden,  weil  er  das  einstimmige  Werk  derer 
war,    die   ihn   Anfangs    unterzeichnet   haben.' 

Diejenigen,  welclie  die  Minderzaljl  ausmachen,  kö'ouen  mit  Recht 
behaupten  ,  das»  sie  nur  im  Vertrauen  auf  <lie  unabänderliche  lirliil- 
lung  der  Bedingungen  hinsiclitlicb  der  Art  der  Berallisclilagung-  der 
Societät  beigetreten  sind.  Jedoch  wird  dieses  Unistandes  am  hänlig- 
sten  iin  Societats-Vertrage  g^dadit  und  bestimmt,  wie  gross  die  An- 
zahl der  Deiiberanten  und  Stiminen  sein  muss ,  um  Modi/icationen  in 
dem   Grund-Vertrage  zu   treffen. 

981.  Selbst  dann,  wenn  über  GegenstHnde,  die  Verwaltung 
der  Societät  betreffend,  die  Mehrzahl  einen  Beschluss  gefasst  hat, 
kann  die  Natur  der  Dinge  gestatten ,  dass  Associes  auf  eigene 
Gefahr    thun    können,    was   diese   Mehrzahl  verweigert  hat. 

So  z.  B.  könnte  Jemand,  der  in  einem  Etablissement  associirt 
ist,  seinen  Antheil  versichern  lassen;  und  falls  das  ganze  Vermögen 
zu  Grnude  ginge,  ko  würde  -er  alleiu  g^egen  den  Versicherer  Rechte 
haben,    woran  seine  Mitassocies   keinen  Tbeil  halten. 

Wenn  also  eine  Societät  zur  Zahhmg  g-erichtlich  vernrtheilt  wurde 
und  die  Mehrzahl  es  nicht  für  dienlich  erachtet ,  den  gesetzlichen  \Veg 
zu  betreten,  so  hat  ein  einzelner  Associe,  wenn  er  auch  nicht  ad- 
ministrirt,  das  Recht,  gegen  diese  Vernrtheilung  einzukommen.  Da 
jeder  Associe  in  irgend  einem  gewissen  Verhiiltniss  die  Passiva  der 
Societät  tragen  muss ,  so  steht  ihm  auch  das  Reclit  zu,  zu  deren  Ver- 
minderung beizutragen  ^).  Zwar  hat  wohl  derjein'ge  ,  den  die  Ver- 
nrtheilung getroffen,  nicht  minder  seine  vollen  Rechte  gegen  die  Societät 
fiir  sein  ganzes  integrales  Guthaben;  falls  aber  das  Aclivverniogen 
zur  Tilgung  der  Schulden  hinreichte  ,  und  dieser  Gläubiger  gegen  die 
Associes  insbesondere  gerichtlich  verfahren  wollte,  so  hatte  er  keine 
Rlage  gegen  denjenigen  zu  führen,  der  die  Verurlheilung  ungiltig  ge- 
macht hätte.  Ks  scheint  sogar  gerecht  ,  dass  dieser  Letztere  von  selt- 
nem Beitrags- Antheil  gegen  seine  Mitassocies  freiges|>ri)fh«'n  würde, 
^Telche  sich  zuzuschreiben  hätten^  zur  Vernrtheilung  ihre  Zustim- 
mung gegeben  zu  haben. 


1)  Die  Meinungs  Verschiodenheil  der  A«»ocit^s  bei  Berat luiiigon  üI)«t  geniit»  int- 
Vorschläge  gehört  nielit  vor  Schieilsricliler  i  diese  haben  kein  Reiht,  in  der- 
gleichen Fällen,  die  ledigÜcli  Sache  der  Assoeit'S  sind,  zu  entscheidt-n  ,  s«>n 
dern  nur  in  Prozessen,  die  nnfer  ihnen  entstehen  können.  Ist  bei  soU  Iien  l>e- 
rathun;jon  die  Stiniinenzahl  gleich  ,  so  ist  es  besser,  man  gibt  die  in  Vor^rhlng 
gebrachte  Sache  auf.  .  ^.   d.  II. 

2)  Cass.  30.  Ventüsc  XI. 
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Zweites  Capitel. 

Von    der    Einla^eder    Associes« 

982«  Durch  die  Definition  der  Societät  ist  hinlänglich  fest- 
gestellt, dass  jeder  der  Associe's  gewisse  Sachen  beibringt,  oder  bei- 
zubringen sich  verpflichtet,  nm  sich  dadurch  Gewinn  zu  verscliaf- 
fen,  der  unter  ihnen  getheilt  werden  soll.  Dieses  nennt  man  das 
Eingebrachte  (^apport)  oder  die  Einlage  (mise).  Die  Ver- 
einigung der  Einlagen  bildet  das  Societäts-Capital  (fonds 
social)  *). 

Es  soll  nun  in  nachstehenden  sieben  Abschnitten  das  Nö- 
thige  hierüber    angegeben    werden« 

I,  Von  der  Nothwendigkeit  der   Societäts-Einlage, 
II.   Worin   kann   sie  bestehen? 

III.  Wie    muss   der   Antheil  bestimmt   werden  ? 

IV.  Die  Wirkungen  der  Verbindlichkeit,  die  Einlage   zu   gewähren« 
V.  Die    Wirkungen   der  Gewährung    der    versproclienen    Einlage. 

VI.  Von   der  Vertheilung  des   Capitals   in   Actien. 
VII.   Von  der  Ergänzung  oder  Ersetzung    der   Einlage«    ' 


Erster    Abschnitt. 

Von    der   Nothweudig-keit    einer    Socie  täts-Eiulage. 

983«     Man  kann  nicht  Mitglied  einer  Societät  werden,   ohne 
irgend  etwas  einzulegen. 

Der  Vertrag,  wodurch  Personen,  die  sich  mit  einander  asso- 
euren,  einem  von  ihnen  ein  Interesse  im  Geschäft  einräumen  würden, 
ohne  dass  er  eine  Einlag-e  gemaclit  hatte ,  wäre  im  Allgemeinen  eine 
Freigebigkeit,  die  kein  Gesetz  untersagt  und  deren  Wirkungen  durch 
das  bürgerliclie  Recht  bestimmt  würden. 

Dieser  Grundsatz  muss  aber  im  richtigen  Sinne  verstanden  und 
angewendet  werden. 

Wenn  derjenige  also,  welcher  ein  Etablissement,  ein  Unterneh- 
men gründet,  oder  irgend  eine  Handels-Operation  begonnen  hat,  Je- 
mandem ein  Ouart,  die  Hälfte ,  oder  sonst  einen  Antheil  in  diesem 
Unternehmen  schenken  würde ,  so  konnte  diese  Freigebigkeit  nicht 
als  eine  blosse  Schenkung  künftiger  Güter  betrachtet,  noch  mit  dem- 
selben Verbot  belegt  werden  2) ;  dieser  geschenkte  Antheil  ist  eine 
gegenwärtige  Sache,  ein  gewisses  Recht  auf  möglichen  Gewinn.  Er 
kann  sogar  verkauft  werden;  daher  ist  kein  Grund  vorhanden,  dass 
er  nicht  verschenkt  werden  kann.  Diese  Art  zu  verfügen  ist  eben 
so  wenig  eine  Schenkung  zukünftiger  Güter ,   als  es  die  eines  Lotterie- 
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Looses  sein  würde,  wodurch  dem  Inbaber  der  auf  die  Niimmar  fallende 
Treffer  ziig^esicbert  werden  soll.  Die  einzige  notliwendige  Bedingung-, 
die  aber  weder  von  der  Natur  der  Dinge,  uocb  von  den  Gnindsiitzen 
des  Handels -Rechts  abbiingt ,  wiire ,  dass  bei  einer  solchen  Schen- 
kung nicht  die  Absiebt  zu  Grunde  läge,  die  Gesetze  zu  uingebeuj 
welcbe  gewissen  Personen  die  Befugniss ,  Schenkungen  zu  macben, 
verbieten  oder  beschränken  *). 

Die  Einlage  darf  auch  nicht  in  einem  Document  und  unter  Be- 
dingungen bestehen,  die  mit  dem  Wesen  des  Societals-Vertrags  im 
Widersjjruch  ständen.  Würde  z.  B.  Jemand  eine  Einlage  mit  Vorbe- 
halt des  Rechts  gemacht  haben,  sie  nach  Gutdünken  Avieder  zurück- 
zunehmen, so  wäre  diess  nur  ein  Darlehen.  Würde  Jemand  in  eine 
Societät  treten ,  um  sie  zu  verwalten ,  aber  statt  an  dem  Gewinn  uud 
Verlust  Theil  zu  nehmen,  nur  einen  festen  Gehalt  haben,  so  wäre 
diess  ein  Dienst-Vertrag,  aber  nicht  eine  Societät,  wie  Wo.  9G9.  zu 
ersehen  ist. 

Zweiter    Abschnitt. 

W orin  kann  die   Einlage   der  Associes  bestehen? 

984.  Alks,  was  nach  Geld  abgeschätzt  und  Gegenstand 
von  Verträgen  werden  kann,  kann  auch  die  Einlage  bei  einer  So- 
cietät ausmachen. 

So  z.  B.  kann  ein  Associe  Waaren,  Effecten,  W^echsel,  Geldsum- 
men, Schuldforderungen  einbringen,  oder  einzubringen  versprecben. 
Die  Einlage  kann  entweder  aus  Sacben  bestellen ,  die  dem  Associe 
eigentbümlich  angeboren ,  oder  ans  dem  blossen  IViessbrauch  dieser 
Saciien ;  daraus  entstehen  UnterscJüede,  die  in  der  Folge  angegeben 
werden  sollen. 

Es  ist  sogar  nicht  nothwendig ,  dass  dasjenige ,  was  eine  Person 
eingelegt  hat,  um  Mirglied  einer  Societät  zu  werden,  wirklich  in 
die  Societät  einkomme    und    zum  Activum  beitrage. 

Also  ausser  den  im  vorbergehenden  Abschnitt  angegebenen  Fallen, 
könnte  ein  Handelsmann  seinem  Gläubiger  einen  Antheil  zu  einem 
Quart,  zur  Hälfte,  in  seiner  Handlung ,  oder  in  sonst  einent  Hau- 
delsgeschäft,  als  Zahlung  geben. 

Die  Beschaffenbeit  der  in  die  Societät  eingelegten  Sacben  konnte 
allein  die  Wirkungen  des  Eigentliums-Uebertrags  modificiren.  Wonu 
also  die  Einlage  eines  Associe  aus  Immobilien  oder  aus  Rcciiten  beklebt, 
die  mit  Hy|)otbek  belegt  werden  können,  so  haben  die  Gläubiger 
gegen'  die  Societät  dieselben  Recbto ,  die  sie  gegen  den  Käufor  eines 
gegen  ibre  Scliuldforderungen  verpfändeten   Gutes   Itnben   ^v^irden. 

Gcistesproducte ,  wie  z.  B.  das  ]{echt,  ein  Erfinduiigspalent  zu 
benutzen,  die  ansscbliesslicbe  Herausgabc  eines  Werkes  ,  die  IMitlbei- 
lung  einiger  ^vicbtigeii  I^lutdeckuiigen,  einiger  Gebeiuuiisse  in  Kiins((>n, 
Wissenscbaften  etc.,  können  nacb  No.  30  7  u.  f.  aucli  eine  Sociel.i(s- 
Eiidage  machen.  Aus  dem  niiinlirbeii  Grunde  würden  HnnHnrbeif, 
Thätigkeit,  Aufsiebt,  Gewandtheit    in    der  Leitung    der  Gescbäfte,    als 

I)  C.  G.  B.  854^ 
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Societäte  -  Einlage  gelte«,  weil  uacL  No.  351  u.  f.  diese  Sacbeu 
verinietliet  werden  können. 

Oft  geschieht  es,  dass  sich  Associes  zn  einer  Operation  vereini- 
gen, w^ozu  der  Eine  das  nötliige  Geld  berschiesst^  während  der  An- 
dere nnr  seine  Dienste  dein  Geschäft  widmet ,  ohne  welche  die  So- 
cietät  keinen  Erfolg  haben  würde. 

Selbst  der  Credit ,  in  welchem  ein  Kanfmana  steht ,  kann  znr 
Societäls-Einlage  nnd  in  Anschlag  gebracht  werden,  seine  Einlage 
kann  schwächer  sein,  als  die  von  nnbekanriten,  oder  Wf'iiiger  be- 
kannten Personen,    mit  denen  er  in  ^ocietat  tritt  (s.  iXo.   158.). 

Dritter    Abschnitt. 

Wie    mnss    der   Antheil    der    respectiven    Einlagen    fest- 
gestellt  werden?  \ 

985.  Gewöhnlich  erklären  sich  die  Contrahenten  über  das 
Verhältniss  ihrer  respectiven  Einlagen  und  über  den  Bestand  der- 
selben. Hätten  sie  jedoch  hierüber  geschwiegen ,  so  würde  ver- 
muthet,   dass  ihre  Einlagen  gleich   seien. 

Wäre  bloss  die  Eigenschaft  oder  der  Werth  einiger  derselben 
bestimmt  worden,  so  würde  man  vermiitlken,  dass  die  nicht  be- 
stimmten Einlagen  der  niedrigsten  von  denjenigen,  deren  Werth 
erwiesen  ist,  gleich  sind.  Dieser  Kegel  zu  Folge  wird  der  Bei- 
trag an  Fleiss,  in  Ermangelung  einer  Abschätzung,  so  angerech- 
net, dass  er  der  niedrigsten  Einlage  der  abgeschätzten  Gegen- 
stände gleich   ist'). 

Da  sich  das  Verhältniss  des  Gewinns  nnd  Verlustes  der  So- 
cietät  meistens  nach  den  Einlagen  richtet,  und  es  sich  sogar  eben 
so  verhält,  wenn  die  Parteien  keine  andere  Convention  geschlossen 
haben,  so  ist  es  wichtig,  die  Darlehen  oder  Vorschüsse ,  welche 
Associes  der  Societät  machen  können,  nicht  mit  der  Einlage  zu 
verwechseln.  , 

So  kann  ein  Associ^  der  Societät ,  ausser  seiner  Einlage ,  noch 
'  Vorschüsse  gemaclit  haben ,  oder  deren  zu  machen  sich  verpflichten, 
wofür  er  dann  Privat-Glanbiger  wird;  er  kann  sich  von  der  Sacie- 
tät  die  Zahlung  der  Interessen  ansbediugen,  oder  am  Ende  jedes  Jahrs 
diese  Interessen  sich  anhäufen  lassen ,  damit  sie  für  ihn  ein  neues 
Capital  ausmachen,  das  in  Conto  -  Correut  wieder  Interessen  trägt. 
In  beiden  Fällen  werden  diese  Associes  als  Gläubiger  der  Societät  be- 
handelt ,  vorbehaltlich  der  Einreden  Dritter ,  die  behaupten  würden, 
dass  die  in  obligirten  Conto-Corrent  gebrachten  Summen  hinsichtlich 
ihrer  als  verschleierte  Supplementär  -  Einlagen  anzusehen  seien. 

Nach  den  Umständen  und  namentlich  nach  dem  ,  was  die  Con- 
trahenten beabsichtigt  hätten,  mnss  sich  ergeben,  welches  der  genaue 
Betrag  der  Einlage  eines  jeden  ist ,   und  ob  diese  Einlage  nur  aus  der 
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arspHing-liclieu  Zahlung"  besteht,    oder    ob    man    noch    das    liiiiznfiig'en 
soll,    was  er  geIeg;entHch  für  die  Societät  bezahlt  haben  könnte. 

Vierter    Abschnitt, 

Von  der    jedem  Associe    auferlegten  Verpflichtung,     die 
versprochene  Einlage  zu   gewähren. 

986.  Worin  auch  die  Einlage  bestehen  mag,  zu  der  sich 
ein  Associe  verpflichtet  hat,  so  rauss  er  zu  gehöriger  Zeit  und 
auf  die  verabredete  Weise  seine  Verbindlichkeit  erfüllen.  In  die- 
ser Beziehung  muss  man  sich  nach  dem  Vertrage  richten  und 
die  Auslieferung  vom  Augenblick  des  Gontracts  an,  oder  zur  ange- 
gebenen Frist  geschehen ,  je  nachdem  es  die  Parteien  bedungen 
haben ,  oder  der  Zusammenhang  tler  Bedingungen  des  Contracts  es 
zu  erkennen   gibt. 

Da  also  eine  Socieiät  contrahirt  werdeu  kann ,  um  erst  nach  einer 
bestimmten  Zeit  ihren  Anfang  zu  neliineii,  so  waren  die  A&sodes 
erst  bei  Ablauf  der  bestimmlen  Frist  genölhigt,  ihre  Einlctg-en  zu  ma- 
chen, weim  nicht  die  Convention  anders  lautet').  Mau  könnte  sogar 
eiueu  Contract  abschiiessen  ,  durcli  welchen  eine  Person  einer  andern 
eine  Summe  Geldes  unter  der  Bedingung  zahlen  wurde,  dass  eiu  ge- 
wisses Ereigniss  bestinimeu  soll  ,  ob  diese  Siinune  als  Darlehen,  oder 
als  Societiits-Einlage  gegeben  ist.  Das  eingetretene  Ereigniss  wird 
den  Vertrag  bestimmen,  M'eii  nach  No.  184.  die  erfüllte  Bedingung 
eine   rückwirkende  Kraft   hat  '). 

In  Ermangelung  einer  Special-Clausel  über  die  Art,  wie  die 
Einlage  realisirt  werden  soll,  muss  man  diejenige  befolgen,  wel- 
che die  Parteien  wahrscheinlicher  Weise  nach  der  ISatiir  der  ver- 
sprochenen Sachen,  nach  der  Art  und  dem  Zweck  ihres  Contracts, 
verstanden   haben. 

Wer  also  versprochen  h::t ,  gewisse  Körper,  Waaren  oder  andere 
körperliche  Gegenstände  in  die  Socieliit  einzulegen  ,  muss  sie  in  drr  ver- 
sprochenen Qnalitiit  und  Qnnnliliit^  n,»ch  IN'o.  282  u.  f.,  liofern.  II;)!  er 
Hechle  versprochen,  so  ist  er  gehalten,  der  Societät  die  Urkurid»Mi 
EU  übertragen  und  zu  übergeben.  Soll  seine  Einlage  in  der  Mililtei- 
lung  gewisser  Entdeckungen  oder  eines  gewissen  Verfahrens  beste- 
hen, hat  er  vers|)roclH'u ,  der  Socieiät  bloss  durch  seine  Arbeil,  Müh- 
waltuiig  oder  Industrie  V(M-tlH;il  zu  schauen ,  oder  hat  er  ausserdem 
noch  eine  effective  Einlage  zu  machen  ,  so  ist  er  geh;»llen  ,  sein  Ver- 
sprechen zu  erfüllen.  }lat  er  eii»€  Suu)me  (ieldes  versprochen,  so 
liuiss  er  sie  zum  bezeiciiiu'ten  Termin  einzahlen,  oder  unverzüglich, 
weun   keine  Zeit   beKitumit  worden  ist. 

Unwiderslehlirhe  (iewnit  kann  aber,  wie  in  allen  andern  Ver- 
tragen ,  eine  rechlmässige  Ausnahme  sein  *) ;  und  in  dieser  Beziehung 
müssen  die  in   No.    188.  erklärten   Vorschi iften   befolgt   werdeu. 

Diejenigen  Vorschriften,    welche  in  No.   238.   über  die  gänzliche 
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Ünmö'g^licLkeit ,  eine  Verbindlichkeit  zu  erfüllen,  aufgestellt  wurden, 
können  ebenfalls  als  Ausnahme  dienen,  jedoch  mit  Modificationen^ 
welche  die  besondere  Beschaffenheit  des  Societats-Vertrag-s  erfordert. 
Das  Hauptbeispiel,  welches  man  hierüber  anführen  kann,  ist  der  Ver- 
lust der  Sache,  die  geliefert  Averden  sollte.  Man  mnss  dann  unter- 
scheiden, ob  die  Einlag-e  in  bestimmten  öder  unbeslimmten  Sachen  g'e- 
macht  werden  sollte ;  um  diesen  Unterschied  machen  zu  können,  die- 
nen die  in  No.   156.  angeg^ebenen  Vorschrifren. 

"oX  In  der  Voraussetzung* ,  dass  einer  der  Contrahenteu  sich 
verbindlich  g-emacht  habe,  Sachen  von  letzterer  Gattung^  einzulegen,  w^ie 
z.  B.  Geld,  Verzehrung-sg-eg-enstände,  oder  andere  ahnliche  Sache«,  und 
dass  eine  unwiderstehliche  Gewalt  dasjenige  vernichtete,  was  er  zur 
Erfüllung"  seiner  Verbindlichkeit  bestiinmte_,  könnte  er  wohl  behaupten, 
dass  er  seines  Versprechens  hinsichtlich  der  Einlag-e  enthoben  sei,  und 
dann  verlang-en,  Associe  zu  bleiben,  um  fernerhin  in  dieser  Eig^enschaft 
an  Gewinn  oder  Verlust  Theil  zu  nehmen?  —  Die  JVeg-ative  scheint 
nicht  zweifelhaft:  sie  ist  die  Folge  der  in  No.  187.  und  277.  er- 
klärten Grundsätze.  —  Könnte  er  wenigstens  verhmgen,  dass  eut- 
W^eder  die  Societat  nicht  Statt  habe ,  wenn  die  Operationen  noch  nicht 
beg-onnen  haben,  oder  dass  sie  aufgelöst  werde,  Avenn  die  Opera- 
tionen schon  ihren  Anfang-  g-enommen  haben?  Diesen  nämlichen  Grund- 
sätzen zufolg-e  ist  diess  nicht  anzunehmen.  Um  aber  die  Rechte,  \velche 
die  übrigen  Contrahenten  g'eg-en  ihn  g-eltend  machen  können ,  zu  wür- 
digten^ niuss  man  dann  merken,  dass,  da  die  Societat  ein  Vertrag" 
ist,  in  welchem  die  Verpflichtung-,  etwas  zu  thun ,  diejenig-e,  etwas 
zu  liefern ,  überwieg-t ,  wenn  die  Operationen  noch  nicht  beg-onneu 
haben,  und  dieses  Individuum  sich  w^eig-ert,  versprochenermassen  sei- 
nen Antheil  in  Gelde  oder  andern  Sachen  einzulegen:  es  steht  so  den 
Uebrig-en  kein  Mittel  zu  Gebote,  ihn  zu  zwingen,  der  Societat  bei- 
zutreten, um  seine  Verpflichtung-eu  zu  erfüllen,  die  Folge  davon  sind, 
und  wovon  die  Einlag-e  nur  einen  Theil  ausmacht;  sie  können  nur 
eine  Entschädig-ung-  erhalten,  die  nach  dem  Nachtheil  berechnet  wird, 
den  sie  durch  die  Nichterfüllung:  des  Vertrag-s  erleiden  mögen. 

Haben  die  g-emeinschaftliclien  Operationen  schon  beg-onnen ,  und 
dieser  Associe  besteht  hartnäckig;  auf  der  Weig^erung- ,  seine  verspro- 
chene Einlag^e  zu  macheu,  so  ist  diess  ein  Grund  zur  Auflösung^ 
(s.  No.  1062  u.  f.). 

988.  Ang-enommen ,  die  Einlage,  welche  g-emacht  werden  sollte, 
bestehe  in  gewissen  bestimmten  Körpern  ,  so  könnte  man  ohne  Zwei- 
fel nach  No.  278  ir.  f.  schliesseu ,  dass  derjenig-e ,  welcher  sie  ver- 
sprochen,  sie  aber  unmög-lich  liefern  kann,  seiner  Verbindlichkeit  ent- 
hoben ist,  und  dass  er  desshalb  nicht  minder  Associe  bleiben  muss^ 
wenn  die  Societat  so  contrahirt  ist,  dass  das  Eigenthum,  und  nicht 
der  Genuss  der  Einlag-e ,  eingebracht  worden  ist ;  wie  in  einem  ähn- 
lichen Fall  der  Verkäufer  das  Recht  hat ,  den  Kaufpreis  für  die  Sache 
zu  verlang-en,  die  er  verkauft  hat,  obschon  dieselbe  zufällig-  vor  der 
Lieferung  zu  Grunde  gegang-en  ist. 

Es  verhält  sich  aber  nicht  also,    weil    die    Grundsätze,    die    So- 
cietat betreffend ,    von  denen  des  Verkaufs    merklich  verschieden  sind. 

Da  der  Societäts- Vertrag,    obgleich  durch    die  Einwilligung    per- 
fect,  niemals  eine  blosse  Verbindlichkeit  zu  liefern   erzeugt,     sondern 
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zwischen   den  Contrahenlen    persöuIicLe  Verhältnisse   schafft,    die    der 
Verbindlichkeit,    etwas  zu    thiin,     anhängen^     so    ist  er  ein  Vertrag, 
auf  welchen  sich  die  in  No.   184,    und    238.  aufgestellten  Regeln  be- 
ziehen ,    denn    die  Lieferung ,    welche   gewöhnlich    jedem  Verhaltuiss 
ZMischen  dem  Käufer  und   Verkaufer    ein  Ende    macht,     ist    nur    das 
Priucip  der  individuellen  Verhaltnisse ,    welche    die    Societat    wahrend 
ihrer  Dauer  zwischen    den  Associes    erzeugt.     Es    wird  angenommen, 
als     ob    die    Contrahenteu    nur    unter     der     ausdrücklichen    Bediuirnuff 
in  Societat  getreten ,    dass  jeder  Ton   ihnen    die    zur    Bildung    des  So- 
cieta'ts- Fonds    bestimmte     Einlage    entrichten    würde,     ohne     welchen 
Fonds  die  Societat  kein  Mittel    zur  Existenz    hatte.      Es    verhalt    sich 
in   diesem  Falle   mit    der    Societat    wie    mit    der    Assecuranz,     -welche 
zwar     durch    die    alleinige    gegenseitige  Einwilligung    perfect,  deimocb 
aber  ihre  Wirkungen  nicht  hervorbringt ,    wenn    das  Risico  ,     das    bei 
dieser  Convention  ■wesentlich  ist,    nicht  anfangt'). 

Wenn    derjenige ,     welcher   versprochen    hat ,     die    Societat    zum 
Eigenthümer  eines  gewissen  Körpers   zu  machen  ,    die  Lieferung  nicht 
macht ,    auf  deren  Glauben  hin    die  Andern    mit    ihm    in   Societat    ge- 
treten sind,    so   könnten  diese  sich  nicht  auf  die    in  No.    1S7.   angege- 
benen  Grundsatze  berufen,    um    in    den   Besitzstand    des    versprochene« 
Gegenstandes  zu   kommen,     da  diess    nicht    das    Einzige    ist,     was    er 
versprochen,    sondern  er  sich  auch   verbindlich  gemacht   hat,    Associe 
zu  sein.      Er  hat  nicht  bloss   ein  Eigenthum   übertragen,    sondern  auch 
versprochen,    ein   Eigenthum  mitzutheilen,    an    welchem    seine    Eigen- 
schaft   als    Associe    ihm   ungetheilte   Rechte    lassen    wird.      In  diesem 
Falle  gestattet  die  Natur  der  Dinge  den  Andern    nur    Schaden-Ersatz, 
der  mit  dem  Nachlheil,     den  sie   dadurch   erleiden,    dass  die  eingegan- 
gene  Societat  nicht   ins   Leben   tritt,  im  Verhaltniss  steht.   Ohne  Zwei- 
fel wird  dieser  Schaden- Ersatz  nicht  gegen    denjenigen   ausges|»rocheii, 
der     durch     unwiderstehliche    Gewalt    in    die    Unmöglichkeit     versetzt 
wurde ,    sein   Versprechern  zu  erfüllen  *)•     Allein    die   Wirkungen    die- 
ser Annahme  beschranken  sich  auf  dieses  Resultat,   uud  er  kann   nicht 
verlangen ,     dass  man  ihn  als  Associe     zu    betrachten    verpflichtet    sei. 
Daraus   ersieht  man ,     wie  diese  Grundsatze  angewendet    Avürden, 
wenn     die     Einlage     eines    Associe     entweder    in     der     Verpllichfung, 
etwas  zu  thun,   oder  in  der  Mittheilung  gewisser  Verfahrungs-\Veisen, 
oder  auch    in    dem   Recht ,     eine    litterarische    Composition    durch    den 
Druck  bekannt  zu   machen,    bestehen  sollte.      Die  Nichterfüllung  würde 
die   Auflösung  des  Vertrags  herbeiführen  und   zwar  ohne  Schadloshal- 
tung,    wenn  sie  nicht  demjem'gen  zugeschrieben   werden   kann,   der  sie 
versprochen  hatte,    und  mit  Schadloshaltung,  weu«  sie    ihm    zur    [jast 
gelegt  wird. 


Fünfter     A  b  s  c  Ii  n  i  1 1 . 

Von     den    W^  i  r  k  u  n  g  e  n     der    1'^  r  f  ü  1 1  u  n  g     der    ver- 
sprochenen   E  i  n I a  gen. 

989.      Wenn    Jemand   seinem   Versprochen   gemäss   einen    gewis- 
sen  und  bestimmten  Gegenstand   in   die  Societat  eingelegt   h;it,     so 
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miiss  er,  dem  Vertrag  zu  Folge,  für  dessen  Eigentlmm  «nd  Ge- 
brauch einstehen;  eine  Verpflichtung,  die  derjenigen  ähnlich  Ist, 
welche  einem    Verkäufer   auferlegt  wird  ^). 

Wenn  also  ein  Dritter  den  durch  einen  der  Associes  der  Socie- 
tät  als  Einlage  g-elieferlen  Gegenstand  vindicirt  und  sich  ■ermäclitigen 
lässt,  ihn  zurückzunehmen,  so  mnss  dieser  Associe ,  der  sirh  diese '^ 
Entwährung  zuzuschreiben  hat,  dessen  Werlh  bezahlen,  oder,  wo 
möglich,  einen  andern  liefern,  der  zum  vorgenoinmeneu  Zwecke^  eben- 
falls geeignet  ist. 

Hat  er  also  der  Societät  Schuldforderungen  übertrag-en ,  so  miiss 
er  dafür  haften  (s.  No.  313  u.  f.),  und  diese  Garantie  würde  sich, 
in  Betracht  der  besondero  Art  von  Scliuldforderuug',  um  die  es  sich 
handelte  ,  modificiren.  W^eigert  er  sich ,  oder  kann  die  Societät  ohne 
den  Gegenstand  selbst ,  dessen  Besitz  sie  verloren ,  uidit  bestehen,  so 
können  seine  Mitassocies  auf  die  Airflösung-  antrag^eii  und  ausserdem 
muss  er  ihnen  Schadloshaltuug  g-eben. 

Der  Analog'ie  nach  lassen  sich  auch  noch  die  Fragen  entschei- 
den ,  die  man  in  dem  Fall  aufwerfen  könnte ,  wo  die  Einlage  eines 
Associe  in  einer  nicht  körperlichen  Sache  bestände,  z.  B.  im  ]\iess- 
brauch  von  Zeichnungen,  von  Stoffen,  Erfindung-s-Patenten ,  litera- 
rischen Producten,  die  bereits  öffentliches  Eig-enthum  waren,  oder 
wovon  dieser  Associe,  durch  Erfüllung-  der  in  No.  109  n.  f.  er- 
wähnten Formalitäten,  sich  nicht  das  ausschliessliche  Recht  der  Aus- 
übung' zug-esichert  hätte. 

Eben  so  verhalt  es  sich  in  dem  Falle,  wo  die  Einlage  in  In- 
dustrie oder  in  Arbeit  besteht^).  Da  in  diesem  Falle  ang-enommen 
werden  muss ,  als  habe  der  Associe  einen  Dienst- Vertrag*  eingeg-ang'en, 
so  muss  man  nach  dem ,  Avas  die  Parteien  \vahrscheinlicher  Weise 
darunter  verstanden  haben,  dasjenige  in  Ordiuuig*  bringen,  was  der 
Vertrag-  unbestimmt  g-elassen  iudle.  Wenn  die  Rede  von  der  Gesell- 
schaft unter  vereinigtem  Namen  ist,  sollen  über  diese  Reg-el  einig-e  Bei- 
spiele ang-efiihrt  werden. 

Man  muss  ihr  aber  keine  ungerechte  Ausdehnung-  geben.  Es  wäre 
von  einem  Associe  nicht  zu  verlang-en ,  dass  er  zinn  Geg>ens(and  der 
Societät  fremde  Industrie  bringe  und  dass  er  ihr  die  daraus  entste- 
henden ProducCe,  welche  die  Parteien  nicht  voraussetzen  konnten^  ein- 
'  brinü'e,  wozu  die  Societät  eher  die  Gelegenheit  gegeben ,  als  deren 
Quelle  sie  gewesen  ist. 

So  kann  ein  Commis,  der  unter  der  Bedingung,  die  Bücher 
zu  führen,  Associe  geworden,  seine  Mussestunden  zUr  Führung  der 
Bücher  eines  andern  Hauses  anwenden ,  um  sich  nebenbei  etwas  zu 
verdienen.  Ein  Associe  kann  Geschäfte  machen,  die  von  denje- 
nigen der  Societät  verschieden  sind,  und  diess  selbst  in  dem  Falle, 
wo  die  gemeinschaftlichen  Geschäfte  ihm  zur  Erleichterung  eigener 
Unternehmungen  den    Weg  gebahnt  hätten. 

990.  Die  von  dem  Associe  gemachte  Einlage  kann  zu  Grunde 
gehen.      Di^'ser  Verlust    bringt  verschiedene   Wirkungen    hervor,    je 
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nachdem   die  Einlage   zum  Eigenthiim   oder  zum  Gebrauch   der  Sa- 
chen  gehörte. 

Da  die  Societät  im  ersten  Falle  Eigenthumer  der  Einlage  ge- 
worden,  so  behält  der  Associe,  der  sie  gemacht  hatte,  alle  seine 
Rechte  daran ,  so  lange  andere  Theile  der  Societäts-Activa  zu  Ope- 
rationen Veranlassung  geben  können.  Diejenigen ,  deren  Einlage 
vorhanden  ist ,  sind  nicht  berechtigt  y  die  Auflösung  zu  verlangen, 
oder  zur  Zeit  der  Theilung  auf  mehr  Rechte  Anspruch  zu  machen, 
als  der  Associe,  dessen  Einlage  zu  Grunde  gegangen  ist,  weil  die 
erfolgte  Einlieferung  der  Einlage  das  ehemalige  aiisschliessliclie 
Eigenthura  des  Associe  beendigte,  um  dasselbe  durch  ein  Miteigen- 
thuiA  zu  ersetzen ,  das  dem  einen  der  Associes ,  selbst  demjeni- 
gen,  welchem  es  angehörte,  nicht  mehr  gestattet,  auf  mehr  Rechte, 
als    die   andern,    Anspruch   zu    machen. 

So  verhält  es  sich  aber  nichts  wenn  die  Societät  den  Ge- 
brauch, den  Gewinn  oder  die  Früchte  der  Sachen  gehabt  hat; 
da  jeder  Associe  Eigentliümer  seines  Beigebrachten  geblieben  ist, 
so  fallt  der  Verlust,  falls  dieselben  zu  Grunde  gehen,  auf  seine 
eigene  Rechnung ') ;  nur  dann ,  wenn  dieser  Fall  vorausbestimmt 
worden  ist,  hat  er  das  Recht,  Entschädigung  zu  verlangen,  weil 
die  Societät  nur  Nu tzniesser  ist  und  keine  derartige  Lasten  zu 
tragen  hat.  Dieses  Ereigniss  führt  die  Auflösung  herbei ,  wovon 
im  III.   Hauptstiick    die   Wirkungen    entwickelt   werden    sollen. 

Wenn  aber  irgend  ein  Ereigniss  den  Gebrauch  oder  die  IVutz- 
niessung  der  von  einem  Associe  eingebrachten  Sache  unnütz  machte, 
oder  wenn  die  Sache,  deren  Früchte  in  Societät  eingelegt  worden, 
dergleichen  nicht  auf  kürzere  oder  längere  Zeit  einbringen  würde, 
so  wären  durch  diess  Ereigniss  weder  die  Societät  aufgelöst,  noch 
die  Rechte  des  Associe  geschmälert,  da  es  nur  als  ein  Socieiäts- 
Verlust   angesehen   wurde. 

Die  Anwendung  dieses  Grundsatzes  kann  jedocli  einige  Schwie- 
rigkeiten darbieten.  Sind  die  Sachen  gekauft  worden ,  seitdem  die 
Societät   contrahirt   wurde,    so    ist  die  Frage   immer    leicht  zu  lösen. 

Diese  Thatsache  hebt  jede  Ungewisslieit,  wenn  man  aucli  be- 
weisen würde,  dass  eine  gewisse  Geldsumme,  welche  die  Einlage 
eines  gewissen  Associes  ausmachte,  zum  Ankauf  irgend  eines  zu 
Grunde  gegangenen  Geg<nstandes  verwendet  Morden  ist;  denn  wenn 
nicht  eine  besondere  Ucbereinkunft  getroffen  oder  ein  Ue^eis  des 
Gegentheils  vorhanden  ist,  so  hat  der  Associe  diese  Sache  nicht 
gemeinscliaftlich  eingelegt,  sondern  die  Societät  ist  es  vielinelir, 
welche   die   von    ihm  eingelegte  Summe   zu  jenem  Ankauf  verwendet. 


1)  C.  0    B.  iJiol,  1867. 
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Nur  dann  könnte  eine  üngewissheit  obwalten,  wenn  die  Ein- 
lage in  Sachen  bestände ,  welche  vor  der  Convention  dem  Assocle 
angehörten ,  oder  wenn  er  sicli,  verpflichtet  hatte ,  sie  für  sich  zu 
kaufen^    um  sie   in  die  Societät  einzulegen. 

So  können  z.  B.  zwei  Fuhrleute  eine  Societät  für  Transport- 
ünternehmung^en  bilden }  ist  klar  erwiesen ,  dass  Pferde  und  Wag-en 
ihnen  gemeinschaftlich  angehören,  so  betrifft  der  Verlust  die  Societät, 
Anders  verhalt  es  sich  aber,  wenn  sie  übereingekommen  sind,  dass 
jeder  den  Gebrauch  einer  gewissen  Anzahl  Pferde  und  Wagen  liefern 
solle ;  in  diesem  Falle  würde  der  Verlust  dieser  Gegenstände  nur 
denjenigen  betreffen,  welcher  sie  geliefert  hat,  es  sei  denn,  dass  er 
durch  die  Schuld  einer  Person  entstanden  wäre,  die  sie  gemeinschaft- 
lich angestellt  haben ,  für  w^elche  also  die  Societät  verantwortlich 
wäre  *),  wie  jeder  Herr  es  für  die  Leute  ist ,  die  in  seinem  Dienste 
stehen.  Allein  dieser  besondere  Fall  würde  keine  Aenderung  des 
allgemeinen  Grundsatzes  bevrirken. 

Die  Beschaffenheit  der  in  Societät  eingelegten  Sachen  oder 
die  Convention  der  Parteien  gibt  aber  meistens  ein  Mittel  an  die 
Handy    die  üngewissheiten   zu    heben. 

Wenn  also  Sachen  in  Societät  gebracht  werden,  die  sich  durch 
den  Gebrauch  verzehren  und  nur  als  Verkaufs-Gegenstand  Gewinn 
bringen  können,  wie  Lebensmittel,  Geld  etc.;  wenn  von  jedem  As- 
socie  Sachen,  die  nicht  in  diese  Classe  gehören,  eingebracht  wurden, 
um  den  Fonds  einer  Handlung,  welche  im  Absatz  derselben  bestehen 
soll,  zu  bilden,  oder  wenn  endlich  die  Associes  sie  inventirt  und! 
abgeschätzt  haben ,  so  haben  sie  hinreichend  zu  erkennen  gegeben,- 
dass  sie  verstanden  haben,  die  Societät  könne  das,  was  Jeder  unter 
dieser  Bedingung  eingebracht  hat,  verkaufen;  und  folglich  läuft  sie 
allein  die  Gefahr. 

Der  Zweck,  den  sich  die  Associes  vornehmen,  kann  auch 
zur   Enlsclreidung  dieser  Ungewissheit   dienen. 

Z,  B.  zwei  Pferdehändler  associiren  sich  und  unternehmen  in 
Sociefät  eine  Kemonte  für  die  Keilerei ;  sie  kommen  überein ,  die  in 
ihren  Ställen  stehenden  Pferde  in  Societät  zu  bringen ;  daher  ist  zn 
vermulhen ,    dass  sie   ihr   Eigenthum  in   Gemeinschaft  gelegt  haben. 

Wenn  hingegen  zwei  Fuhrleute  zu  Transportunternel^mungen 
sich  assodiren  und  ihre  Pferde  und  Wagen  in  Societät  bringen,  so 
ist  zu  vermulhen ,  dass  sie  nur  den  Gebrauch  dieser  Gegenstände  ein- 
zubringen haben. 

Wenn  nun  in  Folge  dieser  Grundsätze  ein  Associ^  den  Ge- 
brauch eines  Erfindnngs-Patentes  einbringt,  wofür  ihm  ein  ausschliess- 
liches Privilpgiiim  auf  zehn  Jahre  bewilligt  wurde  ,  ihm  aber  von  der 
Kegierung  im  öffeallichen  Interesse  oder  aus  Eigenmacht.,  wozu  er 
keinen  Anlass  gegeben  ,  schon  im  zweiten  Jahre  entzogen  und  die 
Bekanntmachnng  der  Erfindung  verordnet  ^vird ,  so  trifft  dieser  durch 
un^viderstehliche  Gewalt  verursachte  Verlust  die  Societät ;  können  un- 
geachtet dieser  Znrücknahnxe  die  Oj)eralionea    derselben    dennoch    fort- 


1)  C.  G.  B.  1384. 
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gesetzt  werden,  lo  wird  der  Associe,  dessen  Einlag^e  auf  diese  Weise 
■  zu  Grunde  ^egangeu  ist,    seine  Rechte    eben    so    ausüben,     als    Latte 
seine  Einlajje  in  einem  der  Societät  übertrag-euen  Hause  bestanden,  das 
durch  den  Blitz  zerstört  wurde  *). 

Je  grösser  der  Unterschied  zwischen  der  Einlage  des  Eigen- 
thiims  und  derjenigen  der  Prodiicte  oder  Gewinne  einer  Sache  ist, 
desto  mehr  miiss  man  die  Absicht  der  Contrahenten  zu  erforschen 
suchen.  Kann  man  durch  die  Ausdrücke  der  Convention  keinen 
Aufschluss  erhalten,  und  untersucht  den  Zweck,  den  sich  die 
Parteien  vorgenommen  haben,  so  wird  man  ersehen,  dass  sie 
ohne  Unterschied  das  Eigenthum  oder  den  Gebrauch  der  Saclien 
in  Societät  einlegen  konnten;  über  die  Art  und  Weise,  wie  sie 
operirt  haben ,  wie  Gewinn  oder  Verlust  getheilt  werden  sollte, 
werden  die  Umstände  und  alle  übrigen  Mittel ,  deren  sich  die  Ge- 
richte bedienen  können,  um  sich  in  der  Sache  aufzuklären,  zu 
einer   Entscheidung  hinreichend    sein. 

Wenn  also  in  einer  Societät,  in  welche  der  eine  Associe  seine 
blosse  Indtistrie  bring-t ,  der  andere  eine  körperliche  Sache  eingele<;t 
hat,  weder  über  die  Bedingunj:;;en  etwas  g-enau  festgesetzt,  noch  die 
Umstände  sonst  bestimmt  sind ,  so  ^VMrde  anri-enommen,  als  habe  der 
letzlere  nur  den  Gebraurli  dieser  Sachen  übertragen ,  weil  dieser  Ge- 
brauch ein  genaueres  Aeqnivalent  -der  von  dem  andern  Associe  eing-e- 
brachten  Industrie  ist,    als  es  das  ganze   Eigenthum  sein  würde. 

991«  Die  von  der  Societät  gemachten  Ausgaben,  selbst  die- 
jenigen zur  Unterhaltung  der  Sachen ,  wovon  sie  nur  den  Niess- 
brauch   hat,    machen   einen  Theil    ihrer  Lasten   aus. 

Nach  der  Beschaffenheit  und  der  Dauer  der  Societät  kann  oft  be- 
stimmt werden ,  -welche  Arten  von  Ausgaben  gemeinschaftlich  getra- 
gnen werden  müssen  ♦  denn  nicht  immer  könnte  man  nach  de»  Reg-eln 
über  den  i\iessbrauch  enischeiden. 

Wenn  also  eine  Societät  auf  drei  oder  fünf  Jahre  contrahirt  Avird, 
"wobei  der  Associe  den  Gebrauch  seines  Hauses  und  der  dazu  jrehöVijren 
Magazine  als  Einlage  einbringt,  und  während  der  Dauer  der  Societät 
Haupt- Ausbesserungen  vorzunehmen  sind  2),  so  ist  es,  ausser  wenn 
die  Convention  es  anders  bestimmt ,  unbillig ,  die  Societät  damit  zu 
belasten ;  die  festgesetzte  Dauer  lässt  glauben ,  man  habe  nur  beab- 
sichtigt,   dass  sie  die  Ausbesserung  der  Wohnungen  zu  trag-en  habe. 

Die  Gewohnheit  kann  auch  oft  als  Hichtschnur  dienen,  um  die 
Absicht  der   Parteien   zu   erkennen. 

Sechster    Abschnitt. 

Von    derEinthciiungdcs    Capitals    iu  Actien. 
992.      Oft   wird,    i*ie   in    ^o,   973.    angegeben    ist,     bedun* 


1)  Abw.  Urth.  7.  Febr.  1830.  —     2)  C.  G    B.  005. 
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gen ,    dass  das  Capital    einer  Societät  in  eine  gewisse  Anzahl  Thelle, 
die  manActien   (actions)  nennt  ^),    getheilt  werde. 

Gewöhnlich  wendet    man   diese  Art   von    Eintheilung   des    Ca- 
pitals    und  Vorstellung    des  Antheils    auf  Societäten  an ,    in  welchen 
alle  Associes,   oder  bloss    einige,    nur    bis    zum   Belauf  ihrer    Ein-; 
lagen   verantwortlich   sind. 

Wie  auch  die  Actien-Societät  sein  mag ,  so  ist  die  Actiei 
ausser  dert  speciellen  Regeln ,  die  in  der  Folge  noch  aufgestellt 
werden  sollen ,  ein  untheilbarer  Theil  des  Eigenthums.,  das  den 
Societäts-Fonds  ausmacht    (s.   No.   973.). 

Hat  die  Societät  ein  festes  und  gesichertes  Einkommen,  so 
ist  die  Actie,  welche  zur  Vertheilung  der  Gewinne  bereclitigt, 
ein  reeller  und  gewisser  Gegenstand.  Sind  die  Gewinne  zufällig 
und  ungewiss,  so  ist  sie  eher  eine  Hoffnung,  als  ein  wirkliches 
Gut;  sie  ist  aber  stets  nach  No.  983.  ein  nützliches  Recht,  das 
verkauft,   cedirt,    verschenkt  werden   kann   etc. 

Je  nachdem  die  Chancen  sind ,  von  welchen  das  Geschäft  abhänget, 
so  ist  auch  der  Ertrag  einer  Aclie  mehr  oder  minder  sicher  oder  bedeu- 
tend und  immer  nur  ein  Einkommen,  das  von  diesem  Gesiclitspuncte  aus 
in  Betracht  g-ezog-en  würde,  Avenn  die  Rede  davon  wäre,  die  Rechte 
einer  Person ,    die  den  IViessbradch  davon  hatte ,    zu  reg-uliren. 

Die   Vereinigung    der   Actien   bildet    das    Capital    der  Societät. 

Daraus  aber,  dass  eine  Actie  in  einer  Handels-Societät  jedem 
Actionär  ein  untheilbares  Miteigenthum  an  Allem,  woraus  sie  be- 
steht, im  Verhältniss  zu  dem  Betrag  dieser  Actie  gibt,  muss  man 
nicht  schliessen,  dass,  falls  das  Activum  in  Immobilien  bestände, 
jeder  Associe  ein  Immobiliar-Recht  hätte,  das  mit  seinen  Hypo- 
theken belegt  werden  könnte;  dass  also  die  Käufer'  der  Societäts- 
Immobllien  genöthigt  wären ,  in  Betreff  der  Gläubiger  eines  jeden 
Associe ,  alle  zur  Cassation  der  Hypotheken  der  Verkäufer  erfor- 
derlichen Formalitäten  zu  erfüllen ;  und  dass  anderseits  die  Gläu- 
biger dieses  Associe,  die  dessen  Actien  verkaufen  lassen  wollten, 
die  Procedur  in  Betreff  der  Expropriation  untlieilbarer  Güter  vor- 
nehmen  müssten. 

So  lang^  die  Societät  besteht ,  berechtigt  die  Actie  nur  zur 
Theilung    des    Ertrags. 

In  No.  1085.  sollen  die  Merkmale  dieser  Actien,  bei  Auf- 
lösung  der  Societät,   angegeben   werdien. 

993.      Dieses   Wenige  reicht    hin,    um    darzuthun,    dass   eine 


1)  Die  Actien  werden  nach  franz.  Gesetzen  (C.  G.  B.  Art.  529.)  als  beweg- 
liches Eigenthum  an^^esehen,  diejenigen  aber  der  franz.  Bank  können  zur  Classe 
der  Immobilien  gerechnet  werden ,  wenn  die  Actionärc  ihnen  diese  Eigenschaft 
zur  StiftujJg  von  Majoraten  beilegen.  A.  d.  H. 
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Actie  nicht  mit    einer    Schiildforderiing    an    die    Societät*  verglirlien 
werden   kann. 

Actio  II  är  eiiierSocielät  sein.  Iieisst :  einen  Antlieil  an 
dem  Fonds  dieser  Societat  Laben,  oder:  Mi(eigei»tliiinier  davon  sein. 
Gehen  die  Gebinide  durch  Fenersbrunst  zu  Grunde,  oder  erleidet  die 
Socielät  irgend  einen  andern  Verlust,  so  werden  die  Antheile  der 
Actiona're  um  so  viel  g-eschmalert  ;  vermehrt  sich  der  Capital-Werth, 
so  gewinnen  sie  dadnrcli.  Derjenig^e  hing-eg'en,  welcher  einer  Socie- 
tat ein  Darlehen,  einen  Verkauf  von  Waaren  gemacht  Jiat,  überhaupt 
der  auf  irgend  eine  Weise  Gläubig-er  derselben  geworden  ist,  ist  nicht 
dem  Zufall  unterworfen .  seine  Rechte  im  Verhallniss  des  Ge^vinn8 
oder  Verlusts  dieser  Societat  sich  vermehren  oder  vermindern  zu  sehen. 
Seine  Ansprüche  au  sie  entstehen  nicht  aus  einem  MitfM'genthum,  son- 
dern aus  den  Rechten ,  die  jeder  Gläubiger  an  das  Kigenthum  seines 
Schuldners   hat  ^). 

Siebenter    Abschnitt. 

Von   der  Ersetzung    oder  Erg-iinzuiig  der  Einlag-e. 

994.  In  No.  990.  sind  die  Wirkungen  des  Verlusts  der 
Societäts-Einlagen,  je  nachdem  sie  im  Gebraiicli  oder  im  Eigen- 
thiim  der  Sa(  lien  bestanden ,  abgehandelt  worden ,  und  wenn  die 
Rede  von  der  Auflösung  der  Societäten  ist,  soll  die  Entwicke- 
lung  der  Grundsätze  i'iber  diese  Materie  vervollständigt  werden. 
Hier  soll  aber  noch  untersucht  werden ,  ob  Associes  verbunden 
sind ,  entweder  üire  zu  Grunde  gegangene  Einlage  zu  ersetzen, 
oder  sie  nach  Erforderniss  der  Umstände  zu  vermehren.  Nach  allge- 
meiner Regel  ist  kein  Associe,  dessen  Einlage  zu  Grunde  gegan- 
gen, verbunden,  sie  zu  ersetzen  (s.  No.  990.),  es  sei  denn,  dass 
er  sich  dazu  verbindlich  gemacht  habe.  Geht  dieselbe  auf  Rech- 
nung der  Societat  zu  Grunde,  so  vergrössert  dieses  Ereigniss  den 
Verlust  der  Socielät  und  vermindert  bloss  das  Activum ,  wie  diess 
der  Fall  mit  jedem  andern  Gegenstande  ist,  der  von  gemeinschaft- 
licher Mitarbeit  herrührt.  Geht  sie  für  Rechnung  des  Associe  zu 
Grunde,  so  muss  dieser  Verlust  im  Allgemeinen  die  Societat  auf- 
lösen ,    wovon   im  IIL  Hauptstiick  die  Wirkung  angeführt  werden  soll. 

995.  Eben  so  sind,  dem  allgemeinen  Grundsatz  gemäss, 
Associes  nicht  berechtigt,  die  Uebrlgen  zu  zwingen,  mehr  als 
das  zu  liefern,  wozu  sie  sicli  verbindlich  gemacht  haben.  Hat 
jedoch  eine  Keitrags-Ergänzung  nicht  Statt,  und  kann  man  den 
gemeinschaftlichen  Zweck   nicht  einreichen ,    so   muss  nach  der  Mehr- 


1)  So  z.  B.  kann  der  Inhaber  einer  Actie  auf  die  frnnr»>sischc  Bank  sich 
nicht  von  ihr  den  Betraft  auszahlen  lassen  ,  so  lan^xe  si«'  nicht  aiif;;clost  wird  ; 
hingegen  kann  jeder  Inhaber  einer  B  a  n  kn  o  te  jeden  Augenblick  ihre  Auaeah- 
lung  von  der  Bank   verlangen  (s.  No.  30.). 
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heit  der  Stimmen  entschieden  werden,  ob  die  Societät  aii%e1öset 
werden,  oder  ob  sie  fortbestehen  und  jeder  Associe  einen  neuen  Bei- 
trag zum  Societäts-Fonds  liefern  soll ;  diejenigen ,  welche  sich  wei- 
gern, können  dann  gezwungen  werden,  sogar  vor  Ablauf  der  So- 
cietät aus   derselben   zu  treten. 

Bedarf  man  aber  der  neuen  Beiträge  nur,  um  den  Societats- 
Geschäften  eine  grössere  Ausdehnung  zu  geben ,  die  nicht  selbst 
Folge  vorher  berathschlagter  Operationen  wäre,  so  hätte  die  Mehr- 
zahl kein  Recht,  über  eine  Vermehrung  der  Einlage  zu  entschei- 
den, oder  wenigstens  könnte  ein  Associe,  fiiUs  er  sich  weigerte, 
diesen  Betrag  zu  liefern,  ungeachtet  des  genommenen  Beschlusses, 
nicht  von  der  Societät   ausgeschlossen   werden. 

Diese  Fälle  werden  g-e^vöhnlich  im  Societa'ls-Vertrag' ,  oder  durch 
nacliträgliche  Conventioueu  oder  Ziisdtz-BerathschlagMing^i  bestimmt. 
Ist  nichts  darüber  festgesezt,  so  müssen  die  Umstäude  und  die  Recht- 
lichkeit al»  Riclilschüur  dienen. 


Drittes  Capitel. 

Von  der  Bestimmung  der  Gewinn-undVerlust-Anth  eile. 

996.  Jede  Societät  muss  für  das  gemeinschaftliche  Interesse 
der  Theihaber  geschlossen  sein  ^) ,  woraus  folgt ,  dass  jeder  an  Ge- 
winn   und  Verlust    Theil    nimmt. 

Eine  Ciausel,  "wodurch  dem  einen  der  Associ^s  aller  Gewinn 
zugetheilt  wird,  selbst  ^venn  sie  ihn  auch  allen  Verlusten  unterwürfe, 
würde  das  Eigeutbümliche  der  Convention  verändern  2).  Sie  wäre 
zwar  nicht  wncherlich ;  deun  wenn  daraus  hervorgeht ,  dass  die  übri- 
g-en  Associes  keinen  Gewinn  haben ,  so  hätten  sie  auch  keinen  Ver- 
hist  zu  tragen ;  allein  sie  würden  auf  diese  Weise  keinen  Antheil  an 
der  Societät  haben ,    und  folglich  ganz  überflüssig'  sein. 

Es  ist  der  IXatur  der  Sache  gemäss,  dass  der  Antheil  eines 
jeden  Associe  an  Gewinn  und  Verlust  in  gleichem  Verhältniss  sei- 
ner Einlage  zu  demjenigen  der  übrigen  festgesetzt  werde.  Wenn 
Parteien  ihre  Einlagen  nicht  in  Anschlag  gebracht  hätten,  so  würde 
angenommen,  als  hätten  sie  beabsichtigt,  dass  dieser  Antheil  gleich 
sei.  Allein  die  Kenntnisse  und  kaufmännischen  Mittel  des  einen 
oder  andern  Associe  modificiren  diesen  Grundsatz  von  Gleichheit, 
der   nur    in  Ermangelung   einer   Convention    angewendet   wird. 

Man  kann  auch  darüber  übereinkommen  ,  dass  der  eine  Associe 
nur  im  Fall  eines  gewissen  Ereignisses  Theil  an  Gewinn  oder 
Verlust    haben   soll,    während  die  Rechte   und  Verbindlichkeiten  der 


1)  t.  G.  B.   1833.  —    3)  C.  G.  B.  1855. 
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^  öbrigen  ähnlichen  Chancen  nicht  .unterworfen  sind,  wenn  nur  das 
Ereig^iss   nicht    von    dein   Willen    der  Associes    abhängt. 

997.  Oft  kann  ein  Associe,  zu  dessen  Gunsten  eine  vor- 
theilhafte  Chance  stipulirt  worden,  diesen  Vortheil  mit  irgend 
einer  andern  compensiren ,  die  er  seinen  Mit-Associes  einbringt, 
«nd  auf  welche  die  Contralienten  einen  Werth  setzen,  ohne  dass 
sie  für  nöthig  liielten ,  es  auszudrücken.  Bisweilen  macht  sich 
auch  ein  Associe  verbindlich ,  der  Societät  seine  Dienste  zu  wid- 
men, seinen  Namen  herzugeben,  oder  sich  Gefaliren  und  körper- 
lichen Strapazen  auszusetzen ,  wälirend  die  übrigen  dazu  nicht  ver- 
bunden sind.  Dann  gibt  es  auch  Personen ,  deren  Industrie  von 
einem  so  grossen  Werth  ist,  dass  sie  einer  Societät  mehr  Nutzen 
bringt,    als    Qeld  oder   feste  Werthschaften. 

Kurz,  es  liegt  nicht  im  Wesen  einer  Societät,  dass  zwischen 
den  sämmtlichen  Interessenten  eine  gänzliche  Gleicliheit  in  der 
Theilnahme  an  den  Lasten  und  Gewinn  Statt  finde.  Man  kann 
durch  Special-Conventionen  von  dieser  Regel  abweiclien ;  sogar  kann 
man  die  Antheile  an  dem  Gewinn  in  einem  Verhältniss  bestimmen, 
das   von  dem  Beitrag   bei   Ausgaben    oder  Verlusten   verscliiedtn    ist. 

Kein  Mitglied  einer  Societät  darf  am  Gewinn  participiren,  be- 
vor   nicht   die    Ausgaben    in    Abzug  gebracht    worden    sind. 

In  einer  Societät  aber,  in  welche  der  Efne  seine  Industrie 
lind  der  Andere  einen  reellen  Werth  einbringt,  kann  man  die  Ueber- 
einkunit  treffen,  dass  derjenige,  welclier  die  Fonds  hergibt,  sie 
mit  einem  bestimmten  Theil  der  Producte  zurücknehme,  imd  dass 
der  Andere,  der  jedoch  nur  seine  Mühwaltung  und  Industrie  ein- 
gebracht hatte,  Kigenthümer  des  Bestes  bleibe;  oder  a«ich ,  dass 
derjenige,  welcher  seine  Industrie  einbringt,  nur  dann  Theil  am 
Gewinn  hätte,  wenn  dieser  eine  gewisse  Summe  überstiege ,  und 
zwar  nur  in  dem  Ueberscliuss.  Bei  einer  solchen  Convention  ist  es 
der  Billigkeit  gemäss,  dass  der  Preis  für  die  Industrie  dieses  As- 
socie^ den  er  zu  verlieren  Gefalir  läuft,  falls  der  Gewinn  sich 
nicht  auf  das ,  was  bestinmit  worden  ,  beläuft,  der  gehoff'ten  Summe 
gleicli    komme,    auf   welche    sicli    dieser    Gewinn    belaufen    kann. 

Ueberhaupt  kann  man  jedesmal  zur  Belohnung  eines  Associe, 
der  irgend  einen  besondern  \  ortheil  in  die  Societät  bringt,  die 
Uebereinkunft  treffen,  dass  er  theilweise,  oder  sogar  gänzlich  von 
dem  Verlust    frei    gehalten  werde.  -  . 

Eben  so  kann  man  bedingen,  dass,  wenn  nach  Auflösimg 
der  Societät  die  Summe  des  Gewinns  den  Verlust  übersteige,  die- 
ser Associe  seinen  Antheil  auf  den  Ueberscliuss  erheben  könne; 
oder  umgekehrt,  dass,  wenn  der  gesammte  Verlust  den  gesamniten 
(Jewinn  übersteige,  dieser  Associe  nur  einen  gewissen  Tlieil  der 
Schulden   trage,    oder  dass,     wenn    er  »eine   Einlage   elnbübse,    er 
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weiter  nichts  zu  tragen  habe ;  und  dass  er  sogar ,  wenn  er  nur 
seine  Industrie  eingebracht ,  jeden  Beitrags  zur  Deckung  der  Schul- 
den überhoben  sein  solle.  Wenn  der  Associe,  zu  dessen  Gun- 
sten diese  Clausel  stipulirt  wurde,  den  zufälligen  Vortheil  unbe- 
stimmten Gewinns  zu  hoffen  hatte,  so  hatte  er  auch,  obgleich 
auf  eine  beschränkte  Weise,  den  zufälligen  Nachtheil  zu  befürch- 
ten, zum  Verluste  beizutragen,  sei  es  nun  durch  den  Verlust  sei- 
ner Einlage,  oder  weil  er  seine  Industrie  rein  aufgeopfert  hatte, 
was  dann  hinreichead  ist,  damit  die  wesentlichen  Grundsätze  der 
Societät  nicht   verletzt   werden. 

998.  Diese  Grundsätze  würden  aber  verletzt ,  wenn  sich 
aus  den  Umstanden  ergäbe ,  dass  der  Societäts- Vertrag  nur  ein  ver- 
schlimmerter Act  ist,   dem  wucherische  Darlehen  zum  Grunde  liegen. 

Zu  solclien  verbotenen  Claiiseln  gehört  die  Bedinguno-,  wodurch 
einer  der  Associes  sich  verbindlich  machen  würde,  den  andern  bei 
Aufiösunf»;  der  Societät  ihic  Geldeinlage  nebst  einem  Antheil  vom  Ge- 
winn, falls  sich  einer  ergäbe ,  zurückzuzahlen ,  und  wenn  die  So- 
cietät in  Verlust  sei ,  diese  Capitalien  oline  irgend  einen  Abzug*  für 
den  Verlust  zurückzuzalilen.  ^ 

Obgleich  eine  verbotene  Clausel  ungiltig  ist,  so  ist  diess 
nicht  der  Fall  mit  dem  übrigen  Inlialt  des  Societäts-Vertrags  *), 
Die  Societät  wird  bestehen,  und  die  Participation  am  Gewinn  oder 
Verlust  regulirt  sich  so,  als  hätten  die  Associes  in  dieser  Bezie- 
hung nichts  bestimmt;  es  sei  denn,  dass  die  Gerichte  nach  den 
Ausdrücken  im  Vertrag  dafür  halten,  dass  die  Convention  nur  ein 
gewöhnliches  Darlehen  sei ,  dessen  Zinsen  auf  den  gesetzlichen 
Fuss   zu  reduciren   sind. 

Mittels  dieser  Grundsätze  liesse  sich  die  Giltigkeit  einer  Clausel 
beurtheilen ,  wodurch  ein  Associe  entweder  die  in  Ao.  986.  jangege- 
bene  Beding-ung-  aufstellen  würde,  oder  sogar,  dass  er,  falls  die  So- 
cietät nach  Verfluss  des  ersten  Jahrs  Verlust  hatte,  oder  nicht  einen 
den  Einlagen  verhaltnissmässigen  Gewinn  darböte ,  sich  zurückziehen 
und  seine  Einlag^e  entweder  verzinst  oder  unverzinst  zurückempfan- 
g-en  kann.  Diese  Bedingung  an  sich  selbst  mag  nicht  untersagt  und 
folglich  nicht  geselzv^^idrig*  sein.  Uebrigens  ist  die  Clausel  nicht  un- 
giltig" .  laut  welcher  ein  Associe  dem  andern ,  selbst  vor  Auflösung- 
der  Societät ,  jeden  etwa  zu  hoffenden  Gewinn  gegen  eine  feste 
Summe  überlassen  würde ;  auch  nicht  diejenig-e ,  nach  welcher  sich 
ein  Associe  durch  einen  andern,  oder  durch  die  Societät  selbst,  seine 
Einlage  g-egen  eine  Prämie  verbürgen  liesse.  Eine  solche  Clausel 
wäre  eine  blosse  Versicherung,  welche,  da  sie  ein  Dritter  geben 
kann^  auch  durch  einen  Associe  oder  durch  die  Societät  gegeben 
werden  kann.  Sie  würde  durch  die  in  J\o.  388  u.  f.  angeführten 
Grundsätze  regulirt  werden.  Ergibt  sich  hinlänglich  aus  den  Umstän- 
den,   dass  diese  vorgebliche  Versicherung:  eine  wucherlichc  Convention 

1)  C.  G.  B.  1855. 
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Terdecke ,  so  könnte  sie  anniillirt  werden ,  weil  die  erlaubten  Conven- 
tionen  uietoals  ziiin  Mitlei  dienen  können,    unerlaubte  zu  versclileiern. 

Die  Associes  können  auch  die  üebereinkunft  treffen,  dass 
die  Antlieile  durch  einen  von  ihnen ,  oder  durch  einen  Dritten  be- 
stimmt werden;  diese  Bestimmung  könnte  nur  dann  angegriffen 
werden,  wenn  sie  augenscheinlich  der  Jjilligkeit  zuwiderliefe^). 
Sogar  in  diesem  Fall  ist  der  PJiuspruch  unzulässig,  wenn  von 
Seiten  des  Einspruch  Thuenden  die  Vollziehung  dieser  Bestimmung 
schon  augefangen  hat,  oder  wenn  drei  Monate  verflossen  sind,  seit- 
dem   er   davon    in  Kenntniss   gesetzt   wurde. 

Wollte  oder  könnte  der  Dritte  nicht  zu  dieser  Bestimmung 
schreiten,  so  könnte  man  einen  Unterschied  machen:  entweder 
hätte  die  Bestimmung  vor  Anfang  der  Societäts-Geschäfte  gemacht 
werden  müssen ,  oder  sie  hätte  es  nur  werden  soJlen ,  um  die 
Wirkungen  einer  schon  hestehenden  Societät  zu  bestimmen.  Im 
ersten  Falle  hat  die  Societät  niemals  bestanden,  denn  da  sie  einer 
Bedingung  unterworfen  ist,  so  hat  die  Unmöglichkeit  ilirer  Erfül- 
lung die  Convention  nngiltig  gemacht").  Ini  zweiten  Falle  müss- 
ten  die  Richter  zu  der  Bestimmung  schreiten ,  welche  ein  dazu 
erwählter  Schiedsrichter  verweigern  würde;  denn  weil  die  durch 
die  Parteien  bestimmte  Art  unmöglich  ist,  so  dürfte  man  nicht 
daraus  schliessen ,  dass  man  für  den  Fall,  wo  keine  Convention 
vorhanden  ist,  auf  den  in  ISo.  996.  angeführten  Grundsatz  der 
Gleichheit  zurückkommen  müsse.  Indem  die  Associes  festsetzten, 
dass  ein  Dritter  mit  der  ßestimmtmg  der  Antlieile  beauftragt  würde, 
haben   sie   hinreichend   ihren   entgegengesetzten    Willen    beurkundet. 

Diese  Conventionen  lassen  sich  nicht  vermutheh ,  sondern  sie 
müssen  ausdrücklich  und  genau  bestimmt  sein :  das  Stillschwei- 
gen muss  zu  Gunsten  der  verhältnissmässigen  Gleichheit  ausge- 
legt werden. 

Hätte  man  z.  B.  bestimmt ,  dass  ein  '  Associe  die  zwei  Drittel 
des  Ge\^  inns  Laben  sollte ,  ohne  des  Verlusts  zu  er^v;ibne^ ,  so 
müsste  er  ihn   in  dem   nämlichen  Verhältniss  tragen  ,  als  den   Ge^vinll. 

999.  Gewinn  und  Verlust  müssen,  wenn  keine  besondere 
Convention  vorhanden  ist,  nach  gemachtem  jährlichen  Inventarium 
ermittelt  werden. 

Um  den  Gewinn  und  Verlust  aasznmitteln ,  muss  die  Werlhs- 
Verniinderung  und  die  durch  den  Gebrauch  wachsende  Verschlinime- 
mn^  der  Utensilien  und  anderer  Gcf^-enstände  ,  deren  sich  die  Socie- 
tät zum  Betrieb  ihres  Geschäfts  bedient,  so  wie  anch  die  Zu-  oder 
Abnahme  des  Werthes  der  der  Societät  zügehörenden  Waaren  io 
Anschlag*  2:ebracht  werden. 


•o    b' 


1)  C.  G.  n.  iS^A.  —     2)  C.  G.  B.  1176. 
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1000.  Dadurch,  dass  auf  diese  Weise  eine  Socletät  den  ge- 
habten Gewinn  und  Verlust  constatiren  muss,  folgt  nicht,  ,  dass 
die  Associes  den  im  Laufe  des  Jahres  etwa  erhaltenen  Gewinn  im 
Verhältniss  ihrer   Antheile    theilen    müssen. 

Häufig  wird  dieser  Ge^'S'^inn  zum  Capital  gesclilagen,  und  die 
Gläubiger  eines  Associe  könnten  sich  nicht  unter  dem  Verwände,  die 
ihnen  nach  No.  975.  zustehenden  Rechte  gehend  zu  machen,  dagegen 
widersetzen.  Aus  diesem  Grunde  bedingt  man  gewöhnlich  in  Socie- 
täts-Verträgen ,  dass  jeder  Associe  jährlich,  zu  seinem  Unterhalt  und 
demjenigen  seiner  Familie,  eine  gewisse  Summe  entnehmen  kann ;  dass 
aber  keiner  eine  grössere  Summe  erheben  kann,  er  müsste  sie  denu 
in  Conto-Correut  aufnehmen,  und  dass  er  folglich  als  Entlehner  mit 
volleip  Recht  verpflichtet  ist,  Interessen  davon  zu  zahlen*),  w^eil 
jeder  Gewinn,  in  diesem  Fall,  erst  bei  Ablauf  des  Societäts- Ver- 
trags getheilt  w^erden  soll. 

In  Ermangelung  einer  Convention  dieser  Art  steht  es  aber  jedem 
Associe  frei,  über  seinen  Antheil  an  dem  jährlichen  Gewinn  zu  ver- 
fügen und  ihn  aus  der  Societät  zu  nehmen;  selbst  die  Mehrheit  der 
Stimmen  kann  ihn  nicht  zw^ingen ,  denselben  zurückzulassen  ,  um  das 
Societäts-Capital  zu  vermehren.  Jedoch  muss  jeder  Associe  abwarten, 
bis  ihm  diese  Auszahlung  gemacht  werden  kann ,  damit  die  Fortsetzung 
des  Geschäfts  nicht  betheiligt  werde. 

Wenn  es  sich  übrigens  um  die  Regulirung  der  im  Societäts- Ver- 
trag ,  oder  in  spätem  Conventionen  ^unbestimmt  gelassenen  Puncte  han- 
delt,   so  ist  auch  die  Art  von  Societät  in  Betracht  zu  ziehen. 


Viertes    Capifel. 

Von  der  Verbindlichkeit    der    Associes^     ihre    Streitig- 
keiten du  rch  Schiedsrich  ter  entscheiden    zu   la»sen. 

1001.  Alle  Streitigkeiten,  die  während  der  Dauer,  oder  hei 
der  Auflösung  der  Societät,  zwischen  den  Associes  entstehen, 
müssen    durch   Schiedsrichter  entschieden   werden. 

Die  Contrahenten  können  sich  dieser  speciellen  Gerichtsbarkeit 
weder  durch  Convention  noch  durch  ein  gemeinschaftliches  Factum 
entziehen,  um  sich  freiwillig  vor  dem  gewöhnlichen  Richter  zu  stel- 
len ^) ,  es  sei  denn ,  dass  ihre  Societät ,  w^enn  sie  auch  nach  den 
Formen  einer  Handels-Societat  contrahirt  worden,  Operationen  zum 
Zweck  hätte,  die  nach  No.  4  u.  f.  nicht  zu  den  Handels-Geschäfteu 
gerechnet  werden  können  ^). 

Diese  Streitigkeiten  müssen  auf  die  Verhältnisse  der  Socie- 
tät zu    ihren   Mitgliedern  Bezug  haben. 

Würde  also  eine  Person  leugnen,  in  einer  Societät  Associe  zu 
sein,   so  gehört  der  Streit  hierüber  nicht  zur  Competenz  der  Schieds- 


1)  C.  G.  B.  1846.  — .   3)  Cass.  7.  Jan.  I8l8.   —    3)  Abw.  ürth.  14.   Decbr. 
1819,  23.  Aug.  1820. 
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ricilter,  wie  diess  No.  1409.  erklart  werden  soll,  weil  liier  nicht 
von  der  Vollziehung"  die  Rede  wäre.  Würde  aber  eio  Associd  be- 
haupten, der  andere  habe  ihn  iu  Irrfhum  geführt,  indem  er  ihm  eine 
Capilal-Einlag-e  versprach,  die  nicht  reell  war,  oder  die  er  nicht  rea- 
lisirt  hafte,  so  wäre  das  Gesuch  wegen  Auflösung-  des  Contracts  von 
schiedsrichterlicher  Competenz ,  denn  hier  wird  nicht  melir  die  That- 
sache,  dass  die  Societiit  gebildet  wurde,  bestritten,  sondern  gerade 
weil  sie  besteht ,  wird  ihre  Auflösung  verlangt.  Um  so  mehr  wiirda 
diess  der  Fall  sein ,  wenn  ein  Associe  gegen  den  andern  die  Auf- 
lösung der  Societät  verlangte ,  weil  dieser  seine  Verbindlickkeiten 
nicht  erfüllt  hat  *). 

Die  Contrahenten  können  übrigens  die  allgemeinen  Regeln 
iiber  den  sclüedsrichterlichen  Spruch ,  wovon  in  der  Vll.  Abthei- 
lung die  Rede  sein    soll^    modificiren. 

Sie  können  z.  B.  bestimmen ,  aus  welcher  Classe  die  Schieds- 
richter zu  nehmen  sind  ,  in  welcher  Form  deren  Ernennung  Statt  ha- 
ben soll ,  die  Anzahl  der  zu  einer  Entscheidung  nöthigen  Stimmen,  ^vie 
verfahren  werden  soll ,  oder  dass  sie  sich  der  Appellation  begeben  ^), 

1002.  Wenn  das  Ableben  eines  Associe  die  Regulirnng 
geraeinschaftliclier  Interessen  mit  einem  minderjährigen  Erben  des- 
selben nöthig  macht,    so    sind   immer   Schiedsrichter    zu    ernennen. 

Der  Vormund  bedarf  keiner  Ermächtigung  von  Seiten  des  Fami- 
liengerichts, weder  um  das  Interesse  dieses  Minderjährigen  vor  Schieds- 
richtern zu  vertreten ,  die  schon  zu  Lebzeiten  des  Vaters  ernannt 
waren,  noch  um  Schiedsrichter  zu  wählen.  Um  so  mehr  sind  AVit- 
wen  und  volljährige  Erben  von  Associes ,  oder  die  Gläubiger')  eines 
Falliten  dem   Schiedspruch  uuter\vorfen  *). 

Zu  Folge  der  Qualität  der  Parteien  wird  hier  nur  ein  Unter- 
schied gemacht.  Der  Vormund  kann  nicht  auf  das  Recht  zu  appel- 
liren  verzichten*),  und  man  inuss  sogar  nach  No.  1391.  glauben,  dass, 
wenn  der  Vater  des  Minderjährigen  in  das  Urtheil  letzter  Instanz  ge- 
willigt hätte ,  die  Schiedsrichter  diese  Macht  nicht  beibehalten  würden  *). 


Wt\¥eite^   ilaiipt^tüek. 

Von  den    verscliiedenen   Arten    von  Ilandels-Socletäten. 


1003.      Es    gibt    vier    verschiedene    Arten    von    Ilandels-So- 
cietäten  ^'  ^^: 


1)  Abw.  Urth.  21.  Aug.  1828.  —  2)  H.  G.  B.  52.  —    3)  H.  G.  B.  62. 

4)  Der  künij^l.  Gericlitshof  in  Paris  hat  unterm  3.  Juni  l.S'U  entsrhitHlon,  i\i\n* 
ein  GlHul)ii;ror  wie  sein  Schuldner  verlan};on  kann,  dass  die  1.i(|uidation  oin«'r 
Societät,  die  der  Schuldner  contrahirt  hatte,  durch  Schiedsrichter  ijeinacht  >*er- 
den  kann.  —  5)  H.  (;.  B.  (i3.  —  ti)  G.  ().  1013.  —  7)  H.  G.  B.  10,  47.  — 
8)  In  Betretr  der  Societäten  in  England  ».  Schiebe,  Universal  l.exicon  der 
ilundelswisaenschaften  und  Näheres  in  Mac-Culhch  Commtrcial-Dictionary. 
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1)  Die  Gesellschaft  unter  vereinigten  Namen,  namentlich  ver- 
einte   Societät   (soclete  en  tiom  collectif)  ; 

2)  dier  Commandite     (societe  en  commxmd'de) ; 

3)  die  anonyme  Societät     (jsociete    anonyme)   und 

4)  die  Association  zu  Tarticipations-Geschäften ,  oder  dön  han- 
delsgesellschaftlichen Vereinigungen  auf  gemeinschaftlichen  Ge- 
winn und  Verlust    (jctssociatton  en  pariicipatiori). 

In  Nachfolgenden  vier  Capiteln  sollen  die ,  diese  Societäten  be- 
treffenden Vorschriften  ertheilt  und  gleichzeitig  darin  gezeigt  wer- 
den ,  wie  die  im  vorhergehenden  Hauptstück  aufgestellten  allge- 
meinen Grundsätze  durch  die  einer  jeden  von  ihnen  eigene  Be- 
schaffenheit modifipirt  sind. 


Erstes  Capiftel. 


\ 


Von    der    Societät    unter    vereinten    Namen. 

1004.  Die  Societät  unter  vereinten  Namen  ist  diejenige, 
welche  aus  mehreren  Personen  gebildet  wird,  die  mit  einander 
unter  einer  gesellschaftlichen  Firma  diejenigen  Handelsgeschäfte,  die 
sie  für  erspriesslich  halten ,  während  der  ganzen  Zeit  ihrer  Dauer 
vornehmen  *).  Sie  dient  einigermaassen  den  übrigen  Societäten  zum 
Muster.  Es  liegt  im  Wesen  dieser  Societät ,  dass  ihre  sämmtliclien 
Mitglieder  zu  ihrer  Verwaltung  beitragen,  oder  angesehen  werden, 
als  «eien  sie  dazu  durch  Vollmacht  delegirt,  und  dass  jede  unter 
dem  gemeinschaftlichen  Namen  contrahirte  Verbindlichkeit  an  und 
für  sich   eine  Scliuld  für. Alle  ist. 

In  nachfolgenden  drei  Abschnitten  sollen  folgende  Puncte  in 
Betracht  gezogen    werden : 

1)  Die  Art  und  Weise,    wie  ihre  Existenz  erwiesen  werden  kann; 

2)  ihre    Geschäftsführung ;  • 

3)  die  Wirkung  der  gesellschaftlichen   Verbindlichkeiten. 


Erster    Abschnitt. 

Von  der  Form  und  Veröffentlichung:  derVertrage  einer 
namentlich    vereinten  Socieiät.    " 

1005.      Jeder  Vertrag  einer  namentlich  vereinten  Societät  miiss 
schriftlich  sein,  der  Zeugenbeweis   wird  nicht  zwischen  denjenigen, 


1)  H.  G.  B.  20. 
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die   sich  für  Associes  ausgeben ,   zugelassen ,    selbst    wenn    das   So- 
cietäts-Capital  nicht   über    150   Francs   beträgt  *). 

Dieser  Vertrag  kann  durch  Privatschrift  abgefasst  sein ,  wenn 
er  nui*  nach  No.  245.  in  eben  so  vielen  Originalen  gemacht  wird, 
als  Parteien    dabei   interessirt  sind"). 

Was  im  vorhergebenden  Haiiptstück  g-esag-l  wurde,  g-ibt  Aufsclilnss 
über  die 'Hauptbedingmig-en ,  "welclie  die  Conlrabeuteu  in  ihren  Con- 
venlioiieo  aufstellen  l&ö'nnen.  Sie  müssen  dieselben  um  so  sorgfalliger 
ausdrücken ,  als  zw  ischen  ibneu  ein  Zeugenbeweis  weder  für  noch 
g-egeu  den  Inhalt  des  Societätsvertrag-s  und  was  man  sonst  noch  vor- 
geben könnte,  zulässig  sein  würde  ^} ,  so  gering  auch  die  Summe 
wäre,    um  ^velche  es    sich  liandelte  *). 

Eine  der  wesentlichen  Bedingungen  der  namentlich  vereinten 
Societät  ist  ihre  Handels-Firma  ^).  In  dieser  Bezleliung  niuss  man 
aiif  das,  was   in    No.    977    und   978.    gesagt  wurde,   zurücivkommen. 

1006.  Der  Auszug  des  Societäts- Vertrags  muss  veröffentlicht 
werden;  wird  der  Vertrag  vor  JNotaren  gescliiossen,  so  muss  er 
von  diesen  unterschrieben  werden ;  ist  er  aber  unter  Privat-Un- 
terschrift  geschlossen ,  so  haben  ihn  alle  Associes  zu  imterzeich- 
nen.  Folgende  Bedingungen  sind  der  Veröffentlichung  wegen  vor- 
geschrieben '). 

Der  Auszug  muss  binnen  vierzehn  Tagen,  von  der  Zeit  der  Aus- 
fertigung- an  gerechnet ,  in  die  Handeisgerichlskanzlei  des  Bezirks,  in 
■welchem  das  Handelshaus  der  Compagnie  errichtet  wird,  übergeben 
werden,  damit  er  in  die  Hegister  eingetragen  und  während  dreier 
Monate  im  Audienzsaale  anoeschlajren  bleibe.  Er  muss  enfhali^n  : 
den  Vor-  und  Zunamen,  das  Gewerbe  und  die  Wohnorte  der  Ge- 
sellschafter, die  Handelsfirma  der  Societiit ,  die  Namen  derjenigen 
Handeisgesellschafter,  welche  der  Societät  vorstehen,  deren  Geschäfte 
führen,  verwalten  und  für  die  Gesellschaft  unterzeichnen,  denZeitpuiict, 
wann   die   Gesellschaft  ihren  Anfang  nehmen  und   wann  sie  enden   soll. 

Kurz,  der  Auszug'  muss  Alles  enthalten,  was  einem  Dritten  ent- 
gegengesetzt werden  könnte.  Besitzt  die  Societät  mehrere  Handels- 
häuser, in  verschiedenen  Bezirken  gelegen,  so  muss  die  Einrt'iilinng, 
das  Eintragen  und  der  Anschlag  des  erwähnten  Auszugs  bei  dem  Han- 
delsgerichte eines  jeden  dieser  Bezirke  gescheh^i.  Dieser  Auszug 
nuiss  auch  in  das  Amtsblatt  und  in  das  Handels-JouruHl  des  Departe- 
ments  eingerückt   werden  ' > 

Die  nämlichen  Bedingungen  müssen  bei  der  Fortsetzung  der  So- 
cietät erfüllt  werden  *),  ferner  bei  jeder  Veränderung  oder  dem  Aus- 
tritt eines  Associe ;  bei  jeder  Aenderung  in  der  Firinai ;  bri  jeder 
neuen  Clausel,  welche  mit  dem  ursprünglichen  Societäts- Vertrag  hätt« 
bekannt  gemacht  werden  sollen,  N'venn  sie  damals  schon  darin  enl hal- 
ten gewesen  ^). 

1)  H.  G.  B.  41.  —  2)  II.  (I.  n.  39.  ('.  G.  H.  1325.  —  3)  C.  G.  B.  IS.34. 
-r  4)  H.  G.  B.  41.  —  5)  H.  G.  H.  21.  —  0)  H.  (i.  B.  42,  43,  44.—  7)  CaiJ. 
27.  Jan.  18.30.  Verordn.  v.  12.  Fobr.  ISI4.  —  8)  H.  G.  B.  4(i. 

i>)  Der  Cassationshof  hat  durch  Urthcil  v.  2J.  Febr.    1S32   entschieden,  da»», 
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1007.  Ist  ein  Societäts-Vertra^  nicht  in  den  angegebenen 
Formen  abgefasst  oder  veröffentlicht  worden ,  so  hat  jeder  der  Con- 
trahenten  das  Recht,  auf  dessen  Nullität  anzutragen,  ohne  dass 
gegen  ihn  eine  Klage  unstatthaft  wäre,  wenn  er  zu  dessen  Voll- 
ziehung beigetragen   hätte. 

Diese  Nullität  muss  ausg-esproclien  werden ,  selbst  wenn  die  Un- 
terlassung- des  AnscLlag-s  durch  eigenes  Verschulden  des  Associe  ent- 
standen wäre,  vorbehaltlich  jedoch  der  Schadloshahung-,  welche  die 
übrigen  wegen  des  Nachtbeils,  den  ihnen  die  Aulhebnii*  der  Socie- 
tat  verursacht,  von  ihm  verlangen  können,  s.  No.  987  u.  f.  Hätte 
der  Gerichtsschreiber,  in  dessen  Hände  der  Auszug-  des  Societäts- Ver- 
trags deponirt  wurde ,  den  Anschlag-  zu  machen  unterlassen ,  so  wäre 
der  Vertrag  ebenfalls  null  und  nichtig-;  der  Gerichtsschreiber  würde 
dann  wegen  der  Schadloshaltung^  jedem,  der  sie  von  Rechtswegen  ver-^ 
langen  könnte,  haften;  und  da  diess  ein  Amts -Versehen  ist,  so  würde 
diese  Schadloshaltung-  auf  seine  Caution  privilegirt  sein. 

Wenn  nach  No.  1 58  u.  f.  der  Vertrag  weg-en  eines  gesetzwi- 
drigen Gegenstandes,  wie  z.  B.  weg-en  Schleichhandels,  unerlaubt  wäre, 
was  keine  Klag-e  von  Seiten  der  Contrahenten  znlässt,  so  verhält  es 
sich  nicht  so  mit  der  Nullität,  die  bloss  ans  der  Nichterfülhuig^  der 
zur  Bestätigung-  und  Veröffentlichung-  des  Vertrags  vorgeschriebenen 
Formalitäten  entstehen  würde. 

Wenn  diejenigen,  welche  auf  diese  Weise  eine  Societät  nicht 
schriftlich  contrahirt,  noch  sie  veröffentlicht  haben,  in  Verhältnissen 
oder  in  GeschäftSrGemeinschaft  standen,  welche  der  Moralilät  nicht 
zuwiderlaufen  ,  so  können  sich  die  Gerichte  nicht  weigern,  nach  Bil- 
ligkeit zu  entscheiden.  Die  Nullität  hinsichtlich  der  Interessenten  soll 
also  nur  darin  bestehen,  dass  keiner  von  ihnen  gezwungen  werden  kann, 
seine  Verbindlichkeit,  in  Societät  zu  treten,  zu  erfüllen,  wenn  sie  noch 
nicht  ihren  Anfang  genommen  hat ;  hat  sie  bereits  begonnen,  so  kann  jeder 
von  ihnen  sie  auflösen ,  sobald  er  nicht  dabei  bleiben  will,  ohne  dass  die 
übrigen  ihn  zur  Vollziehung-  des  Vertrag-s  ,  der  ihre  Dauer  bestimmt, 
zwing-en  können.  Hätte  einer  der  Associes  durch  irgend  ein  persönliches 
Factum  den  übrig^en  zu  einer  Klage  auf  Schadloshaltung  gegen  ihn 
Anlass  gegeben ,  so  möchte  er  schwerlich  der  Verurlheilung  entgehen, 
wenn  er  sich  auf  die  Nichtbekanntmachung^  des  Vertrags  bezöge.  Er 
war  allerdings  berechtigt,  auf  die  Nullität  anzutragen,  allein  in  die- 
sem Falle  hat  er  sich  des  Betrugs  schuldig  gemacht,  und  muss  den 
dadurch  verursachten  Schaden  ersetzen. 

Daraus  folgt,  dass  ein  Trennungs-Vertrag  einer  Societät,  der 
nicht  schriftlich  abgefasst  und  angeschlagen  wurde,  nicht  ohne  Ursache 


wenn  der  ursprüngliche  Societäts-Vertrag  später  durch  einen  Act  in  BetreflT  der 
Vertheilung  des  Gewinns  umgeändert  würde,  diess  der  vorgeschriebenen  Be- 
kanntmachung nicht  unterworfen  sei,  und  zwar  aus  dem  Gründe,  weil  nach 
Art.  42.  des  H.  G.  B.  die  Societät  nicht  gehalten  war,  im  Auszug,  den  sie 
einreichen  musste  ,  die  Art  und  Weise  anzugeben ,  wie  der  Gewinn  und  Verlust 
unter  die  Associes  zu  theilen,  diess  folglich  auch  nicht  von  einer  Zusatz-Acte, 
wodurch  die  Antheile  der  Associe's  umgeändert  werden,  zu  verlangen  ist.  Für 
den  Fall  aber,  wo  ein  nicht  publicirter  Societäts-Vertrag  Veränderungen  erlitten 
hätte,  ist  durch  den  Cassationshof  unterm  9.  .luJi  1833  entschieden  worden,  dass 
»ie  den  nämlichen  Formen,  wie  der  ursprüngliche  Vertrag,  unterworfen  sind, 

A.  d.  H. 
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flir  einen  unwilligen  erklärt  wfirde ,  falls  sich  einer  oder  einige  As- 
soci^s  zu  irg-end  einer  Zahlung-,  als  Preis  für  diese  Auflösung-,  g-egeo 
die  übrigen  verpflichtet  hatten.   - 

1008.  Wer  in  dem  so  eben  angegebenen  Falle  seinen  Ge«»-ner 
zwingen  wollte,  eine  Socielat,  deren  Vertrag  nicht  schriftlich  abge- 
ffisst  wurde,  bis  zur  festgesetzten  Auflösungszeit  forlzusetzeu ,  könnte 
sie  nicht  durch  einen  schriftlichen  Beweis ,  oder  durch  Vorleiruu» 
eines  Vertrags,  dem  die  zur  Veröffentlichung  vorgeschriebenen  For- 
malitäten fehlen,  beweisen. 

1009.  Wenn  Dritte,  die  in  ihrem  eigenen  Namen  handel- 
ten und  die  Rechte  eines  der  vorgeblichen  A^socies  ausübten,  der 
Befugniss  beraubt  würden ,  und  den  Beweis  führen ,  dass  zwischen 
Personen,  die  keinen  Societäts-Vertrag  geschlossen  haben  oder  keinen 
vorzeigen  wollen,  dennoch  eine  Societät  bestanden  hat,  so  könnten 
ihnen  diese  die  Nullität,  die  aus  der  Nichterfüllung  dieser  Formalitäten 
entstanden,  nicht  entgegensetzen,  um  sich  der  Erfüllung  ihrer  aus 
drücklichen   oder  stillschweigenden  Verbindlichkeiten   zu   entledigen. 

VTird  der  Zeugenbeweis  zugelassen  ,  so  muss  er  sich  auf  That- 
sachen  beziehen,  die  denjenigen  betreffen,  gegen  welchen  man  ihn 
aufstellen  will  *) ;  denn  weil  A.  unter  der  Firma  A.  et  B.  einen 
Wechsel  unterschrieben  hat,  so  folgt  daraus  nicht,  dass  kein  näherer 
Beweis  vorhanden  ist,    dass  B.  der  Associe  des  A.  sei. 

Diese  Beweise  über  die  Existenz  einer ,  obgleich  nicht  schrift- 
lich abgefassten  Societät,  können  oft  auf  Ausdrücke  in  den  Büchern 
begründet  oder  aus  Circularen  der  Associes,  oder  aus  ihren  Anzei- 
gen in  öffentlichen  Blättern  entnommen  werden.  Diese  Beweise 
wären  noch  mehr  zulässig,  wenn  nach  der  Auflösung  einer  Societiit, 
obgleich  sie  in  den  gesetzlichen  Formen  angezeigt  wurde,  eine  Fr- 
neuerung  oder  Fortsetzung  derselben  Statt  hat.  Wenn  also  Jemand 
ans  einer  Societät  ausgetreten  ist ,  die  ihre  Auflösung  bekannt  ge- 
macht hat  und  weiss,  dass  sein  Name  bei  FortsetZui»g  der  nämlichen 
Geschäfte  in  der  Firma  geblieben  ist,  ohne  dass  er  sich  widersetzt 
hat ,  so  könnte  er  mit  Grund  für  einen  Associe  erklärt  werden. 
Uebrigens  ist  zu  bemerken,  dass  ein  Urtheil  dieser  Art  nur  demje- 
nigen, zu  dessen  Gunsten  es  gefällt  wurde,  einen  Rechtstitel  geben 
und  die  vorgeblichen  Associes,  die  bessere  Einwendungen  machten, 
nicht  hindern  würde ,  gegen  andere  Personen  entscheiden  zu  lassen, 
dass  die  Societät  nicht  existirte ;  dann  ist  auch  zu  merken,  dass, 
wenn  sich  der  Beweis  einer  solchen  Societät  aus  einem  Act  ergibt, 
'  der  von  einem  Dritten,  der  ihrer  Existenz  erwähnt,  producirt  wird, 
dieser  Act,  selbst  wenn  er  nicht  gehörig  veröffentlicht  "wurde  ,  nicht 
getheilt  w^erden  könnte;  er  würde  als  Basis  dienen,  um  über  das 
angebrachte  gerichtliche  Ansuchen  gegen  diejenigen,  Avejche  man  für 
Associes  erklärt  haben  wollte,    zu    entscheiden. 

Schliesslich  soll  noch  in  Betreff  des  Be\veises  über  die  Exi- 
stenz einer  Societät  eine  Schwierigkeit,  die  bisweilen   entstehen  kann. 


1)  Ab\v.  ürth.  23.  Nov.  1813. 
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gelöset  werden.  In  No.  1089.  «nd  1207.  wird  angeffilirt ,  dass  die 
Gläubiger  einer  SocieJät  ein  aussdiliessliclies  Kecbt  auf  die  Gegen- 
stände Laben,  die  den  Socieläfs-Foncis  ausmachen.  Wenn  nun  Gläu- 
biger, um  diesen  Vorzug  zu  g-eniessen ,  anführen ,  dass  ein  fallit  ge- 
wordener Schuldner  eine  Societät  contrahirt  hatte,  deren  Waaren  in 
einem  g-ew^issen  Magazin  ihr  Aclivum  ausmachten ,  nnd  auf  diese 
Gegenstände,  als  Gläubiger  dieser  Societät,  vorzugsweise  und  mit 
Ausschluss  der  librig-en  Gläubiger  des  Falliten,  ihre  Rechte  ausüben 
wollen,  so  können  sie  nicht  durch  einen  nicht  angeschlagenen  Act 
die  Existenz  dieser  Socielat  beweisen  und  behaupten  ,  dass  sie  dnlte 
Perspneu  sind  ,  denen  die  Ermangelung-  der  Publicität  nicht  entgegen- 
gestellt werden  könnte.  Durcli  die  Behauptung,  ihr  Schuldner  habe 
eine  Societät  gebildet,  sind  sie  in  dieser  Beziehung  an  seiner  eige- 
nen Stelle,  und  können  die  Existenz  der  Societät  nur  in  dem  Maasse 
beweisen,  wie  dieser  selbst  ^). 

1010.  Diesen  Grundsätzen  gemäss  muss  enti^chiedeu  werden, 
dass  derjenige,  welcher  mit  einer  Societät  contrahirt  hätte,  deren  Exi- 
stenz durch  einen  nach  I\o.  1006  pnblicirten  Act  nicht,  erwiesen  ist, 
unter  diesem  Vorwande  nicht  berechtigt  wäre,  die  Erfüllung  seiner 
Verbindlichkeiten  gegen  diese  Societät  zu  verweigern;  er  könnte  bloss, 
falls  nach  seinem  Schulddocument  die  Associes  nicht  solidarische  Gläu- 
biger wären,  sich  weigern,  demjenigen,  welcher  sich  als  Geschäfts- 
führer ausgeben  würde,  das  Kecht  abzusprechen,  im  Namen  der  üe- 
brigen  die  Erfüllung^)  der  Verbindlichkeit  zu  verlangen,  w^eil  der 
Act,  welchem  zufolge  dieser  Associe  sich  für  berechtigt  hielte,  seine 
Mitgläubiger  vorzustellen ,  die  gesetzliche  Publicität  nicht  erhalten 
hätte. 

Wenn  man  aber  nicht  in  Zweifel  ziehen  kann ,  dass  Personen, 
zwischen  welchen  eine  Societät  ohne  die  Beobachtung  der  vorge- 
schriebenen Formalitäten  gebildet  worden  ist,  sich  bei  ihrer  Einwen- 
dung gegen  Dritte  nicht  auf  die  Nullität,  welche  Gläubiger  dieser 
Societät  sind ,  berufen  können  ,  so  muss  man  umgekehrt  nicht  daraus 
schliessen,  dass  der  Privat-Gläubiger  eines  dieser  Associes,  Avelcher 
Interesse -dabei  hätte,  z.  B.  um,  trotz  der  vorgeblichen  Associes  sei- 
nes Schuldners ,  .Rechte  an  die  von  diesem  der  Societät  eingebrach- 
ten Gegenstände  auszuüben,  die  gesetzliche  Existenz  der  Societät 
nicht  conte«tiren  könnte,  indem  er  sich  auf  die  unterlassene  Bekannt- 
machung stützt*).  Die  einzige  nothwendige  Bedingung  in  einem 
ähnlichen  Falle  wäre,  dass  seine  Eigenschaft  als  Gläubiger  des  Asso- 
cie ,  "welcher  auf  diese  W^eise  einen  unregelmässigen  Vertrag  con- 
trahirt hat,  zu  der  Zeit  existirte,  wo  dieser  Schuldner  die  Societ-at 
gegründet  hat  *). 

1011.  Obgleich  gesetzlieh  unter  Actien  nur  die  Antheile  ver- 
standen w^erden,  nach  w^elchen  Associes  für  Commanditen  und  ano- 
nyme Societäteu  nur  bis  zum  Belauf  ihrer  Einlage  verbunden  sind, 
so  könnte  doch  eine  namentlich  vereinte  Societät  auf  Actien  gegrün- 
det sein,  wenn  nicht  der  Umstand  dem  Wesen  dieser  Societät  entge- 
gen wäre ,    dass   die  Eigenthümer    dieser  Antheile  neue  Associes  den- 


1)  Abw.  ürth.  13.  Febr.  1821.  —    2)  C.  G.  B.  119.    —     3)   Abw.   Urth.    13. 
Febr.  1831.  —    '4)  Abw.  Urth.  16.  Decbr.  1823,  > 
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jenig-en  subsliüiiren  könnten,  welche  der  an^eschlag-ene  Act  dem  Pn- 
blikiira  bekannt  g:Pinacht  hat.  Diese  Art  und  Weise,  die  Societats- 
Antheile  eines  jeden  der  nrspriing^lichen  Associes  einzulheilen  und  so- 
g^ar  zu  überlrag-en,  würde  nicht  ihre  Verantworlh'chkeit  zerslören, 
lind  die  Cessionare  waren  in  der  TJiat  nur  die  blossen  g^ehelmen 
Theilhaber  ihrer  Cedenten,  die  den  in  No.  974  erklärten  Regeln  un- 
terworfen sind. 


Zweiter    Abschnitt. 

Von  der  Geschäftsführung  der  nameutlich  vereinten 

Socie  tat. 

1012*  Die  namentlich  vereinte Sorietät  ist  eine  solche,  die 
hauptsächlich  nach  den  Vorschriften  des  Civil-Rechts  behandelt  wird, 
und  in  welcher  die  im  vorhergehenden  Haiiptstiick  auseinanderge- 
setzten   Grundsätze  die   wenigsten   Modificationen   erleiden. 

Bei  Anwendung  dieser  Grundsätze  ersieht  man,  dass  die  Asso- 
cies einigen  unter  ihnen  das  Recht  der  Societäts- Verwaltung,  wel- 
ches alle  haben ,  übertragen  können  ^) ,  und  dass  dieses  Recht  Jedem 
zusteht,     wenn    keine   Vollmacht    ertheilt  worden   ist. 

üebrig-ens  werden  alle  Associes,  wenn  sie  das  Recht  der  Ge- 
schäftsführung' ßkn  Coininis  oder  an  andere  Deleg-irte  übertragen  baben, 
als  Verwalter  angesehen ,  wo  dann  die  in  J\o.  5G1.  angegebenen 
Grundsätze    in  Anwendung  zu  bringen  sind. 


§  1 


Von    der    Bevollmächtigung    der     Geschäftsführer. 


to  "  "ö 


1013.  Am  häufigsten  wird  zwischen  den  Associes  die  üe- 
bereinkunft  getroffen,  dass  einige  von  ihnen  das  Geschäft  verwal- 
ten,  und   diese   nennt   man   Geschäftsführer. 

Ihre  Ernennung  geschieht  entweder  durch  den  Societäts- Ver- 
trag oder  durch  besondere  Beschlüsse 2).  Der  Unterscliicd  dieser 
beiden  Ernennungs  -  Arten  zieht  keinen  Unterschied  in  den  Verliält- 
uissen   der   Geschäftsführer  und  der  Societät  mit  Dritten   nach  »ich. 

Die  Verträge,  welche  Associes  in  Betreif  der  Verwaltung,  der 
Beschatfenheit  und  Ausdehnung  der  Vollmachten  der  Geschäftsfüh- 
rer schliessen ,  können  sehr  verschieden  sein,  wenn  sie  nur  keine 
Bestimmungen    enthalten ,     welche    den    im    vorhergehenden    Ilaupt- 


1)  c.  G.  B.  la^n. 

2)  Ist  die  Bevollniächtii^unf;  von  Gcschnftsführern  verüfTontlirht  worden,  äo 
«inil  alle  diejenigen  von  der  Verwaltunt?  au^jgeschlouen,  die  nicht  dazu  ermäch- 
tint  sind.  A.  d.  11. 
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stück  entwickelten  Grundsätzen  zuwiderlaufen  und    das    Wesen   der 
Societät  zerstören. 

Sind  die  Vollmachten  unbestimmt ,  so  haben  die  associirten 
Geschäftsführer  das  Recht,  Alles  vorzunehmen,  was  die  Natur  und 
der  Gegenstand  der  Societät  zu  ihrem  Bestehen  erheischen. 

1014.  Entstehen  Zweifel  über  die  Reclitmässigkeit  der  Ge- 
schäfte, die  ein  geschäftsführender  Associe -nicht  nnr  mit  einem 
Dritten,  sondern  auch  zwischen  den  übrigen  Associe's  und  einem  Drit- 
ten macht,  so  muss  untersucht  werden,  ob  das,  was  er  gemacht, 
Verwaltungs  -  Sache  ist. 

So  kann  z,  B.  der  g-eschäftsfubrende  Associ^  einer  Manufactiir 
in  seiner  Qualität  Waareu  kaufen  und  sich  zu  deren  Zahlung^  ^  oder 
sog-ar  für  entlehnte  Gelder  yerbindlicL  inacben.  Er  kann  die  fabri- 
cirten  Geg^eustande  verkaufen,  weil  diess  ilire  Bestimmung'  ist ,  selbst 
die  ersten,  zur  Fabrikation  von  der  Societät  erkauften  Stoffe  kann  er 
verkaufen ,  weil  es  nicbt  uumög-lich  ist ,  dass  in  g-ewissen  Fallen  die 
Umstände  oder  die  Hoffnung^  auf  Gewinn  zu  derg^leicben  Wieder- 
verkäufen fübren.  Er  bat  das  Recht ,  alle  der  Societät  scbuldigeii 
Summen ,  selbst  auf  g-erichtlicbem  Wege,  einzutreiben  ;  woraus  folgt, 
dass  er,  mittelst  conventioneller  Compensation  ,  die  Scbuld  eines  So- 
cietäts  -  Gläubig^ers ,  dessen  Privat  -  Gläubiger  er  selbst  wäre ,  tilgen , 
kann. 

Würde  er  aber  ohne  Special -Vollmacbt  seiner  Mit-Associ^s  das 
Haus  und  die  zur  Manufactur  oder  zum  Handel  gehörenden  Blagazine 
verkaufen,  so  wäre  dieser  Verkauf,  selbst  in  Betreff  der  Räufer, 
offenbar  ungiltig,  da  diese  hatten  wissen  sollen^  dass  die  Vollmacht 
eines  Gescbäftsfübrers  sich  nie  so  ^veit  erstreckt,  dass  er  das  Etablis- 
sement verkaufen  kann.  Eben  so  kann  man  mit  Grund  glauben,  dass 
ein  geschäftsflibrender  Associ^  in  seiner  Qualität  wegen  eines  gütli- 
licben  Vergleichs  unterbandeln  oder  den  Societats-Gläubigern  Sicber- 
heit  geben  kann.  Wäre  aber  die  Societät  für  fallit  ,erklärt,  so  ist 
es  zweifelliaft,  ob  dieser  Gescbäftsfiihrer  allein  in  einem  Concordat 
giltiger  Weise  so  stipuliren  könnte ,  dass  die  übrigen  Associes  da- 
durch verbindlich  gemacbt  Avürden,  weil  das  Falliment  die  Societät 
auflöst  *).  üebrigens  könnte  er  nicbt  freiwillig  eine  Cession  der  gan- 
zen Societäts-Activa  zu  Gunsten  der  Gläubiger  eingeben ,  denn  diess 
hiesse  eber  den  allen  Associes  gemeinscbaftlich  angehörenden  Fonds 
verkaufen ,  als  ihn  verwalten.  Um  so  weniger  wäre  dieser  Geschafts- 
fiihrer  befugt ,  Sacben ,  die  er  zu  verkaufen  berechtigt  ist ,  zu  ver- 
scbenken  ,  "weil  seine  Vollmacht  nur  das  umfasst,  was  dem  Societuts- 
Contract  angehört. 

Diese  Vorschrift  muss  übrigens  wohl  verstanden  aa  erden.  Es  ge- 
schieht oft  im  Handel,  dass  man  denjenigen,  welcbe  der  Societät 
wichtige  Dienste  geleistet  haben,  Gratificationen  bewilligt;  noch  öfter 
ereignet  sich,  dass  man  einen  fallit  gcAVordenen  Schuldner  einen 
Nachlass  auf  gnllichem  Wege  bewilligen  mussj  die  Geschäftsführer 
sind  zu  dem  Einen  wie  zum  Andern  befugt« 
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Es  verhalt  sich  eben  so  mit  dein  Recht ,  im  Interesse  Äer  So- 
cietät  Vergleiche  zu  schliessen,  oder,  falls  Streitigkeilen  über  diesen 
Pnnct  entstehen ,  sie  der  Entscheidung;  von  Schiedsrichtern  anheim  zu 
stellen. 

Auf  diese  Weise  wären  dergleichen  Acte,  die  von  Geschäfts- 
führern gemacht  -würden,  obligatorisch  für  die  Societiit.  Die  Ge- 
schäftsführer müssen  jedoch  in  ähnlichen  Fällen  mit  Klugheit  verfah- 
ren und  sich  durch  die  Zustimmung-  der  übrigen  Associes  ermächti- 
gen lassen;  diese  Vorsicht  wäre  nur  in  ihrem  eigenen  Interesse  und 
würde  sie  vor  Verant^vortliclikeit  schützen  ;  was  sie  aber  ohne  diese 
Zustimmung*  gethan  hätten ,  machte  die  Societät  g^egen  Dritte  nicht 
minder  verbindlich. 

1015.  Da  der  geschäftsfiihrende  Associe  nur  durch  die  ihm 
übertragene  Qualität  das  Recht  hat,  die  Societät  verbindlich  zu 
machen,  so  folgt  natürlicher  Weise  daraus,  dass  die  Societät,  selbst 
gegen  Dritte,  nur  für  das  verpflichtet  ist,  was  er  in  dieser  Qualität 
gemacht  hat;  daher  es  billig  ist,  dass  er  sie  bekannt  macht.  Würde 
er  jedoch  Operationen ,  die  von  der  Societät  abhängen ,  in  sei- 
nem eigenen  Namen  und  oline  seine  Eigenschaft  anzugeben ,  ma- 
chen, so  könnten  sich  diejenigen,  welche  Verhandlungen  mit  ihm 
abgeschlossen  hätten ,  nicht  weigern ,  ihre  Verbindlichkeiten  gegen 
die  Societät  zu  erfüllen,  die  sich  ihrerseits  erbieten  würde,  Alles, 
was   der  Geschäftsführer   gemacht   hätte,   einzugehen. 

In  dem  Falle,  wo  weder  der  Societäts-Vertrag,  noch  spätere 
Conventionen  die  Geschäftsführung  mehreren  Associes  anvertrauen, 
muss  man  untersclieiden ,  ob  jeder  besonders  zu  handeln  bevollmäch- 
tigt ist,  oder  ob  sie  es  nur  gemeinschaftlich  thun  können.  Im  er- 
sten Fall  ist  jeder  Geschäftsführer  hinreichend  ermächtigt,  ohne 
Mitwirkung  der  übrigen  zu  uegoziren*),  obschon  diesen  ein  ähn- 
liches Recht  zustellt;  im  andern  Fall  müssen  sie  gemeinschaftlich 
handeln  *)• 

Da  in  den  gemeinschaftlichen  Berathschlagung-en  die  Minderzahl 
sich  nach  der  Mehrzahl  richten  muss  ,  so  ist  daraus  nicht  zu  schlies- 
sen ,  dass  auch  die  Mehrzahl  der  Geschäftsführer,  die  gewählt  wur- 
den ,  um  insgesammt  zu  handeln ,  die  Societät  verbindlich  machen 
konnte.  Ihre  Einstimmigkeit  ist  eine  Garantie  ihrer  Führung,  eine 
Bedingung  der  ihnen  zugetlieilten  Vollmacht.  Dritte  könnten  gegen 
ihre  Redlichkeit  nichts  ein\N enden,  sobald  die  ertheilte  Vollmacht 
öffentlich  bekannt  gemacht  worden   ist. 

1016.  Ein  Geschäftsführer  darf  sich  keine  günstigere  Lage, 
als   die  übrigen   Societäts-Mitgiieder,   schafTen. 

Demnach  können  ihn  seine  Mit-Associes  ZAvingeu  ,  deo  Gewinn, 
den  er  sich  durch  persönliche  Geschäft«^  erworben  hat  .  ht-rbeizusriiat- 
feu,  und  ihn,  da  nöthig,  zur  Schadioshaltung  Verurtheilen   lassen;  allein 
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es  fände  keine  Reciprozltät    zn    seinen    Gunäten    Statt,    falls   das    Ge* 
Schaft  uaclitlieilig;  würde,  ^veil  seine  UnredlicLkeit  Strafe  verdient. 

Hieraus  folgt,  dass,  w-^enn  er  für  seine  eigene  RecLnung*  Glänbiger 
einer  Person  wäre^),  welche  gleichzeitig-  Schuldner  der  Societat  sein 
würde,  das,  was  er  Ton  dem  Schuldner  erhielte,  verhältnissmässig'  nach 
seiner  Forderung"  und  derjenigen  der  Societat  verrechnet  w^erden  würde; 
es  sei  denn,  dass*  nach  Wo.  218»  oder,  was  ganz  gleich  ist,  auf  Ver- 
lang-en  des  Schuldners,  diese  Anrechnung'  für's  Ganze  die  Socielat  be- 
träfe. Nur  dann,  ^venn  er  selbst  die  Anrechnung  gemacht  hat,  wird 
ang'enommen,  als  habe  er  sein  Interesse  demjenigen  der  Societat  vor- 
gezog-en. 

Dieser  Grundsatz  kann  aber  nicht  in  umgekehrtem  Sinne  ang^ezo-^ 
g-en  werden.  Der  Geschäftsführer ,  der  das  Kecht  hat ,  die  erhaltene 
Summe  verhältnissmässig*  auf  seine  Forderung-  und  auf  diejenige  der 
Societat  anzurechnen,  könnte,  -wenn  er  sie  g-änzlich  auf  diejenig-e  der 
Societat  angerechnet  hätte,,  nicht  auf  diesen  Punct  zurückkommen^ 
weil,  da  es  ihm  nicht  erlaubt  ist,  seine  Lag-e  zum  ]\achtheil  der 
Societat  zu  verbessern ,  es  ihm  auch  nicht  verboten  ist ,  deren  Inter- 
esse seinem  eigenen  vorzuziehen. 

Diese  Vorschriftea  können  auf  alle  ähnliche  Fälle  ausgedehnt 
werden. 

Der  g-eschäffsführende  Associd  darf  sich  also  keine  Vortheile, 
Nachlass  oder  Keductionj  die  er  bei  einem  Verkauf  oder  jeder  an- 
dern Operation  erhalten  würde ,  zueignen.  Es  existirt  z.  B.  eine 
Societat  zwischen  zwei  Personen ,  wovon  die  eine  beauftrag-t  ist ,  ür- 
stofTe  zu  kaufen  und  den  fabricirten  JStoff  zu  verkaufen.  Wenn  nun 
dieser  Associe  Gelder  in  Casse  hat ,  die  von  Verkaufen  herrühren, 
und  den  ürstoff  zum  laufenden  Preise  kauft,  dann  aber  die  Zahlung 
anticipirt  und  einen  Discont  g-eniesst,  so  muss  er  diesen  Nutzen  der 
Societat  lassen.  Er  wäre  sogar  nicht  berechtigt,  diesen  JVachlass  un- 
ter dem  Vor^vande  sich  zuzueignen,  dass  er  ihm  nur  aus  besonderer 
Rücksicht  fiir  seine  Person  bewillfg-t  worden.  Da  die  Geschäfte  der 
Grund  der  Societat  sind ,  so  muss  er  seinem  Mit-Associe  seinen  An- 
theil  zukommen  lassen. 

Ein  geschäftsführender  Associe  kann  für  seine  eigene  Rechnung 
die  nämlichen  Geschäfte,  wie  diejenigen,  womit  sich  die  Societat 
befasst,  treiben,  wenn  ihm  diess  nicht  ausdrücklich  untersagt  ist, 
oder  es  nicht  aus  der  Natur  der  Societat  folgt,  worüber  No,  989« 
ein   Beispiel    angeführt    ist. 

Um  überhaupt  auf  eine  rechtliche  Weise  Schwierigkeiten,  die  in 
diesem  Falle  vorkommen  könnten,  zn  entscheiden^  würde  hier  eine 
Unterscheidung  zweckmässig  sein.  Ist  die  Societat  für  jedes  vorkom- 
mende Geschäft  gegründet  oder  für  einen  sehr  ausgedehnten  Handels- 
zweig* gebildet ,  so  ist  es  schwer,  einem  Associe  das  Recht  zn  unter- 
sagen, fiir  seine  eigene  Rechnung  ähnliche  Operationen  zu  machen, 
es  sei  denn,  dass  er  dieses  Recht  missbraucht,  um  seine  Mit-Associes 
zu  betrügen.  Ist  es  Gegenstand  einer  Special-Industrie,  so  kann  die 
Untersagung  leicht  vermuthet  werden ,  selbst  dann ,  wenn  dcfr  Socie- 
(äts-Act  darüber  schwiege. 

1)  C.  G.  B.  1848.  ' 
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Die  Uiiista'nde  müssen  ganz  besonders  in  Betracht  g-ezog^o  wer- 
den. Z,  13.  A.  isl  GescliäflsfüJirer  einer  BaiimwoUenspinnere'i ,  die 
er  in  Societät  mit  B.  und  C,  besitzt.  Er  besitzt  ^ber  auch  für  sich 
ein  Ühnliches  Etablissement.  Würde  er  mm  seine  Gespinnsie  vorzug-s- 
weise  vor  denjenigen  der  Socielat  verkaufen,  so  würde  er  ntir  in  ao- 
fern  eine  Unredlichkeit  geg-en  sie  btgohen,  als  sicli  erg-abe,  dass  er 
diejenig-eu^  welche  von  der  Societül  Baumwolle  kaufen  w^ollten,  ab- 
wendig- g-emacht  oder  dass  er  niclit  gethan ,  was  in  solchem  Fall  ein 
Commissionar  nach  I\o.   5/0.  zu  thun   verbunden  ist. 

1017.  Ist  ausdrücklich  erwiesen,  oder  lässt  sich  vermiithen, 
dass  der  Associe,  der  das  Geschäft  führt,  aus  persönlichem  Zutrauen 
der  andern  Associes  gewählt  wurde,  so  kann  er  sich  Niemanden  ohne 
specielle  Ermächtigung  oder  ohne  dringende  IN oth wendigkeit  sujjsti- 
tuiren,  sonst  liaftet  er  für  denjenigen,  den  ü^t  an  seine  Stelle  gesetzt 
hat,  und  da  er  den  Geschäften  der  Societät  die  nämliche  Sorgfalt, 
wie  seinen  eigenen,  widmen  rauss'^),  so  könnte  sich  diese  Ver- 
antwortlichkeit auf  die  Wahl  erstrecken,  die  er  in  Betreff  seines 
Ersatzmannes  getroffen,  wenn  er  zu  dieser  Wahl  berechtigt  ist, 
oder  auch  auf  die  Factoren  und  Angestellten  des  Societätsgeschäfts, 
wenn    er  in    deren    Wahl    unklug    gewesen. 

Daraus  folgt,  dass  jeder  GcschäTtsfübrer  den  durcli  sein  Ver- 
sclinlden  zugeftiglen  INarhtheil  ersetzen  muss,  wenn  er  von  der  Art 
ist ,  dass  Personen  in  gemeinschaftlichem  Einverständnisse  nichts  Aehn- 
liebes  in  ihren  eigenen  Geschäften  thun  würden.  Er  konnte  die  be- 
deutenderen Gewinne,  die  er  der  Societät  bei  andern  G»;legenheilen 
durch  seine  Sorgfalt  und  seine  Industrie,  die  er  ihr  wiiUnt^n  muss, 
verschafft  hat,  nicht  anrechnen^);  denn  indem  er  dtm  Geschäfte  gut 
vorstand,  that  er  nur,  was  er  musste,  und  die  Erfülinng-  «einer  l*ilic!i- 
teu  in  einem  Falle  entschuldig-t  ihn  nicht  weg-eu  Vernachlässigung  der- 
selben in  andern  Fallen. 

1018.  Die  übrigen  Associes  dürfen  sich  nicht  in  die  Verwal- 
tung der  Societät  mischen. 

Man  kann  daf)er  das  nicht  auf  sie  anwenden,  was  in  No.  1010 
in  Betreff  der  Verbindlichkeit  gesag-t  '\Aurde,  die  de?n  Geschuftsf^ihrer 
obliej^t,  das,  was  ihm  ein  Privalschuldncr  bezahlt  hat,*  der  zugl^^irb 
Schuldner  der  Societät  war,  auf  seine  Forderun;^  und  diejeniff«*  der 
Societät   anzurechnen. 

Sie  behalten  das  Hecht,  die  Ernannten  Geschäftsführer  lu  be- 
aufsichtigen, selbst  wenn  sie  es  sich  nicht  ausdrücklich  ausbedun- 
gen   haben. 

Sie  sind  demnach  bfrechci;;!  ,  die  Führung:  der  Bii(  h(>r  zu  unter- 
ftuch^n  (s.  iSo.  üj.)  und  zu  priiten  ,  ob  die  InvcMilurieu  g^uaii  aufg-e- 
genommeu  worden  ,  weil  die  Veruadiliissigung  dieser  Verfügung  die 
Societät  nicht   nur   iu   Schaden,   sundcin  auch   noch,    falls  die   Societät 
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fallirte,  in  die  Strafen  versetzen  kann,  die  über  den  Bankerott  ver- 
Längt  sind.  Jedoch  würde  ihre  Sorg-losig'keit  in  diesem  Piincte  den 
Gescliäftsführer  uiclit  vor  Scliadlosbaltung-  gegen  seine  Mifassocies 
scliiitzen ,  denen  dieser  Mangel  der  BücLser  oder  deren  regelmässige 
Fiihrnng'  scliaden  •würde,  oder  um  Letztere  des  Rechts  zu  berauben, 
die  Belege  zu  seinen  Rechnungen  zu  liefern,  die  er  nicht  auf  regel- 
mässig g;efülirte  Bücher  stützen  würde;  es  sei  denn,  dass  sie  selbst 
zu  den  Unregelmässigkeiten  beigetragen  hätten. 

Die  Rechnungen  müssen  zu  dem  im  Societätscotitract  bestimmten 
Zeitpuncte  abgelegt  werden  und,  falls  nichts  darüber  festgesetzt  ist, 
zu  demjenigen,  welcher  auf  Antrag  der  Nicht-Geschäftsführer  durch 
Berathschlagung  der  Societät  bestimmt  werden  kann.  Die  übrigen 
Associes  können  sich  nicht  dem,  was  die  Geschäftsführer  thun,  op- 
poniren,  sie  haben  bloss  die  Befugniss,  ihre  Vollmacht  zu  wider- 
rufen. Wenn  aber  nach  dem,  was  No.  979.  gesagt  wurde,  die  Be- 
voUmächtigimg  durch  den  Societätsvertr^g  selbst  ertheilt  wurde,  so 
wird  sie  als  eine  der  Bedingungen  angesehen,  ohne  welche  die  So- 
cietät nicht  gebildet  worden  wäre  ^)  und  die  Vollmacht  kann  den 
Associes,  welche  Geschäftsführer  sind,  nur  aus  Gründen  entzogen 
werden,   deren  Legitimität   einem  Urtheil  unterworfen    ist. 

Es  ist  jedoch  nicht  erforderlich ,  dass  in  diesem  Falle  die  Asso- 
cies ,  welche  die  Vollmacht  des  Geschäftsführers  widerrufen ,  eine 
Klage  gegen  ihn  einleiten ,  sondern  es  ist  genug^ ,  wenn  ihm  die  ge- 
troffene Berathschlagung  insinuirt  wird.  Tritt  er  ihr  bei,  so  wird 
-sie  vollzogen,  tritt  er  ihr  nicht  bei,  so  haben  Schiedsrichter  darüber 
zu  sprechen. 

Ist  im  Gegentheil  die  Bevollmächtigung  später  als  der  So- 
cietätscontract  ertheilt  worden,  so  kann  sie  wie  ein  gewöhnliches 
Mandat  widerrufen  werden  und  die  Associes,  welche  demjenigen, 
den  sie  widerrufen,  ihre  Berathschlagung  insinuiren  lassen,  kön- 
nen sich  im  Weigerungsfalle,  ohne  weiter^  Formalitäten  des  Con- 
tracts  und  der  Societäts-Papiere  bemächtigen ;  ferner  können  sie  dem 
entlassenen  Geschäftsführer  jede  Einsicht  ins  Geschäft  untersagen, 
und  demjenigen,  den  sie  an  dessen  Stelle  setzen,  General- Vollmacht 
ertheilen. 

Von  der  Mitwirkung  aller  Associes   bei    der  Ver- 
waltung. 

1019,  Wenn  die  Associes  keine  Vollmacht  ertheilt  haben, 
so  wird  angenommen,  als  sei  jeder  von  ihnen  stillschweigend  durch 
die  Andern  zur  Verwaltung  ermächtigt").     Jedoch  ist  kein  Associe' 
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gehalten ,    allein  zu  administriren ,  wenn  er  sich  nicht  dazu  verbind- 
lich gemacht   hat,   und  liann  die  Andern  dazu  auffordern. 

Die  Vollmacht,  ^velche  sich  die  Associe»  in  diesem  Falle  miuh- 
masslicher  Weise  gegeben  Laben,  kommt  im  Allg-emeinen  derjenigen 
der  Geschaftsfiilrt-er  gleich  und  darf  nicht  weiter  ausgedehnt  >verdea. 
Demnach  darf  kein  Associe  einem  Fremden  die  Geschäftsführung  eines 
Theils  des  Societäts-Interesse  anvertrauen. 

1020,  Ein  Associe  darf  übrigens  sein  Recht  nicht  mi«s- 
brauchtn. 

Er  darf  z.  B.  nicht  eigenmächtig  Bauten,  Verandeningen  oder 
andere  Arbeiten,  als  die  Reparaturen  an  den  Socie(ä(sgel)äuden  etc. 
vornehmen  lassen;  seine  Mitassocies  könnten  es  nicht  gut  heissen,  sie 
müssten  es  denn  stillsch-sveig-end  genehmigt  haben.  Ausser  diesem 
Falle  oder  selbst  dann,  -wenn  nach  No,  1014.  diese  Associes  im  In- 
teresse Dritler  verbindlich  Aviiren ,  könnten  sie  g"egen  ibren  IMitassocie 
den  Beweis  fuhren  ,  dass  er  seine  Vollmacht  überschritten  liabe,  und 
ihn  verurtheilen  lassen,  nicht  nur  die  Ausgaben,  die  ihren  IMehrwerth 
überschreiten  würden,  allein  zu  tragen,  sondern  sie  gänzlich  zu  be- 
zahlen, wenn  man  für  schädlich  hielte,  die  gemachten  Arbeiten  nie- 
derzureissen  und  die  Societät  für  den  ihr  durch  diesen  Bau  zugefüg- 
ten Nachtheil  zu  entschädigen.  Das  Recht  jedes  Associe  erstreckt  sich 
auch  dahin,  dass  er  von  den  Schuldnern  der  SocieJät  Zahlungen  an- 
nehmen kann,  Aveil  nach  Ao.  181.  ein  Schuldner  sich  nicht  Aveigero 
kann,  an  den  einen  der  solidarischen  Gläubiger  zu  bezahlen,  so  lange 
ihm  nicht  ein  Anderer  durch  gerichtliche  Klage  oder  Opposition  zu- 
vorgekommen ist  '). 

1021.  Schon  durch  die  Geschäftsführung  allein  ist  der  As- 
socie, obgleich  ihm  nicht  ausdriicklirhe  Macht  gegeben  worden,  zu 
den  Obligationen  gehalten,  die  laut  vorigen  §.  dem  Geschäftsführer 
auferlegt  sind;  da  aber  alsdann  die  Autorisation  zur  Verwaltung  ge- 
wisserinassen  precär  ist,  so  kann  jeder  Associe  gegen  die  vom  an- 
dern, projectirte   Operation    Opposition    einlegen. 

Soll  entschieden  werden ,  ob  ein  Associe  ohne  Rücksicht  auf 
diese  0|)posilion  etwas  thun  kann  ,  oder  ob  er  in  gewissen  Verhand- 
lungen, die  er  in  Abwesenheit  oder  ohne  Vorwissen  yiner  IMitasso- 
cies  geschlossen,  die  Rechte  einer  gewöhnlichen  Ver\val(ung  über- 
schritten hat ,  so  hat  der  Wille  der  Majorität  zu  entscheiden ,  ob  die 
Opposition  dem  gemeinschaftlichen  Interesse  gemäss  ist  oder  nicht, 
lind  ob  man  sogar  auf  Nullität  der  gegen  Dritte  eingegangenen  Ver- 
bindlichkeit antragen  soll.  Die  Verhandlung,  deren  Nichlaiierkennung 
für  gütige  erklärt  wird,  fällt  demjenigen  zu,  der  sie  geschlossen  liat, 
und  war  sie  im  glücklicheu  Falle  iucrativ ,  so  würde  er  allein  den 
Nutzen  davon   ziehen. 

Das ,  was  hier  im  Betreff  von  Bauten  oder  andern  Arten  von 
Veränderungen  an  den  Ininiobilien  gesagt  wurde,  könnte  auch  der 
Analogie  nach   zur  lilntscheidung  der  Fragten  dienen,  die  sich  auf  Vor- 


1)  C.    G.  n.  1198 
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anJerung'en  oder  Neiieriing'eii  bezielien  würcleii,  die  ein-  Associe  in 
dem  Geschäft,  in  der  Arbeit  oder  in  der  Industrie  der  Societat  ge- 
inaciit  hätte. 

Da  Alles,  was  ein  Associe  in  seiner  Geschäftsführung  oder 
Verwaltung  vornimmt,  nur  als  Folge  eines  stillschweigenden  Man- 
dats angesehen  wird ,  so  dient  seine  Qualität  als  muthmasslicher  Ad- 
ministrator zur   Grundlage. 

Um  also  beiirtheilen  zu  können,  ob  das,  was  er  thnt,  an  und 
für  sich  selbst  gütig-  ist,  muss  man  sich  nicht  nach  der  persönliclieo 
Befähig-ung'  des  Associe  richten ,  sondern  nach  dem ,  was  der  Socie- 
tat zusteht  (s.  i\o.   561.)  *)• 

Bedient  sich  ein  Assosie  der  Sachen,  welche  der  Societat  an- 
gehören, ohne  dafür  eine  Gebühr  zu  bezahlen,  so  rauss  nach  den 
umständen  entschieden  werden,  auf  welche  Weise  sich  die  Vor- 
schriften des    gemeinen   Rechts   darüber   anwenden  lassen. 

Selten  kommt  eine  solche  Befngniss  im  Handel  vor.  Man  ver- 
mnthe't  dabei  leicht,  dass  der  Gebranch,  den  ein  Associe  von  g-emein- 
schaftlichen  Sachen  auf  eine  ihm  nützliche  Weise  macht,  von  den  an- 
dern nur  unter  der  Bedingung  gestattet  oder  g-ednld^l  wurde,  dass 
er  das,  was  Fremde  hatten  bezahlen  können,  bezahlen  wird. 

Der  Umstand ,  dass  d»e  andern  Associes  sich  nicht  der  g-emein- 
schafllichen  Sachen  bedienen  wollten,  ist  nicht  immer  ein  Grund  zu 
Gunsten  des|enig*en ,   der   davon  Gebrauch  machte. 

Wenn  z.  B.  ein  Schiff  Mehrern  g-ehörte,  so  kann  der  Eine  der 
Miteig-enthümer  es  nicht  zu  seinem  IXntzen,  bei  Verweigerung-  der  An- 
dern, fortseudeu ,  ohne  die  Fracht  dafür  zu  bezahlen. 


Dritter    Abschnitt. 

Wirkung     der    von     einer    namentlich     vereinten    Societat 
eingegangenen  Verbindlichkeiten. 

.  1022.  Die  namentlich  vereinten  Associes  sind  solidarisch  und 
unbestimmt  wi  allen  Engagements  der  Societat  verbunden,  von  wel- 
cher Beschaffenheit  und  Ausdehnung  sie  sein  mögen  ^),  ohne  dass 
diejenigen,  die  nicht  Geschäftsführer  gewesen,  sich  von  dieser  Ver- 
bindlichkeit befreien  können ,  indem  sie  ihren  Antheil  in  der  Societat 
Preis   geben, 

1023.  Um  aber  das,  was  man  unter  Engagements  einer  na- 
mentlich vereinten  Societat  versteht,  gehörig  zu  kennen j  rauss  un- 
terschieden werden,  ob  die  Associes  einigen  von  ihnen  die  gesell- 
schaftliche Unterschrift  ertheilt,  oder  ob  sie  diese  Vorschrift  unter- 
lassen liaben« 


1)  C.  G.  B,  1990,  —     2)   C.  G.  B.  1863.  H.  G.  B.  32  Abw.  Urth.  30.  Aug. 
1826, 
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Im  erstem  Falle  ist  die  Societät  nur  durch  die  Geschäftsführer 
imd  durch  die  von  ihnen  ernannten  Angestellten  in  den  P  allen  ver- 
hunden,  wo  diese  Angestellten  ihre  Committenten  verbindlich  ma- 
chen können.  Da  die, Bevollmächtigung  angeschlagen  werden  muss, 
80  können  Dritte,  die  sich  mit  einem  Associe,  der  nicht  Geschäfts- 
führer ist,  eingelassen,  nicht  vorgeben ,  sie  hätten  um  diese  Veröf- 
fentlichung nicht  gewusst  und  in  gutem  Glauben  gehandelt,  Sie 
können  nur  dann  die  Gerichte  anrufen,  wenn  sie  hintergangen  wor- 
den. Selbst  wenn  die  Bevollmächtigung  nicht  veröffentlicht  wurde, 
verhält  es  sich  ebenso ,  wenn  derjenige ,  welcher  gegen  die  Societät 
ein  von  einen  Associe  gegen  ihn  eingegangenes  Engagement  vor- 
weiset und  den  Act ,  wodurch  diesem  Associe  die  Geschäftsführung 
untersagt  wird,   gekannt    hätte.    ^ 

Welche  auch  die  Qualität  dieser  Associes  sein  mag,  welche 
die  Unterschrift  nicht  haben ,  so  haben  ihre  Engagements ,  selbst 
wenn  sie  angeblich  der  Societät  wegen  eingegangi'n  worden,  gegen 
diese  nur  in  sofern  Wirkung,  als  erwiesen  würde,  dass  sie  ihr  ge- 
nutzt haben,  oder  dass  sie  durch  ihren  Beitritt  genehmigt  wurden. 
Aber  auch  Alles ,  was  die  Geschäftsführer  oder  die  Angestell- 
ten in  ihrer  Geschäftsführung  und  was  davon  abhängt,  thun  ,  sogar  be- 
gangene Delicte  imd  Quasi-Delicte,  verbinden  alle  Associes,  selbst 
wenn  einige  derselben  sich  geg^n  den  Abschluss  des  Geschäfts  er- 
klärt hatten  ,  und  wenn  auch  diese  Opposition  von  Dritten ,  die  das 
Geschäft  gemacht,  gekannt  war,  selbst  wenn  kein  Gewinn  oder  so- 
^ar  noch  Verlust  fiir  die  Societät  herausgekommen  wäre,  wenn  maa 
nur  nicht  diesen  Dritten  erweisen  kann,  dass  sie  auf  eine  betrüg- 
liche  Weise  Theil  daran  genommen  und  dass  der  Geschäftsführer 
im  Namen  der  Societät  und  nicht  in  seinem  eigenen  gehan- 
delt hat. 

Was  hier  in  Betreif  der  Geschäftsführer,  welche  die  Societät 
verbindlich  machen,  gesagt  wurde,  muss  iiu  Sinne  der  Bevoll- 
mächtigung   selbst,   die    sie    erhalten,  verstanden   werden. 

^^  enn  also  in  einer  veroirenllichfen  Claiisel  jjesaj^t  wurde,  d«ss 
die  Gesrhaflsführer  die  Societät  nur. durch  die  g-emeiiischafiliche  iMit- 
Avirkun;;-  aller  Gescl)iif(sfiilirer  oder  einer  g-ewissen  Anzahl  vrrbiu<!Hrh 
machen  können ,  ,so  ist  diese  C'Iausel  für  Dritte  oblipitorisch ;  deiui 
durch  den  Sori«'fäl8  -  Vertraji  .  der  ihnen  diese  Hedinjinnj^-en  bekannt 
gemacht  hat,  sollen  sie  wissen,  Tver  die  Societäts-Untersclirift  hat. 

1024.  Im  zweiten  Fall,  wo  nämlidi  die  Associes  keinem  von 
ihnen  insbesondere  das  Hecht  ertheilt  haben ,  die  Engagements 
der  Societät  zu  unterzeichnen,  sind  sie  alle  durcli  das,  was  der 
eine  von  ihnen  thut ,  verbunden,  weil  alle  sich  als  iMandatare  auf- 
gestellt und  sie  angesehen  werden,  als  haben  sie  dem  Publicum 
angezeigt,  dass  das,  was  der  eine  thut,  als  für  alle  geüian  an- 
zusehen  sei. 
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Sobald  also  ein  Associe  eine  g-ewisse  Snmme  anfniinnit,  otiie 
dass  die  andern  sich,  \^Me  sie  nach  No.  1021.  das  Recht  haben,  wi- 
dersetzen^ so  kann  es  dem  Darleiher  gleich  sein,  ob  dieser  Associ^ 
das  Geld  in  die  Societäts-Gasse  legt,  oder  ob  er  es  für  seine  Privat- 
geschäfte anwendet.  Die  Societat  bleibt  immer  Yerbindlich.  Eben 
so  verhält  es  sich  nach  No.  1020.  mit  der  Zahlnng,  die  ein  Socie- 
läts-Schnldner  diesem  Associe  machen  -würde.  Die  übrigen  haben  es 
sich  zuzuschreiben ,  wenn  sie  einen  unredlichen  Associe  angenommen 
haben,  so  wie  sich  ein  Principal  vorwerfen  mnss,  wenn  ein  von  ihm 
angestellter  Commis  sein  Zutrauen  gemissbi'aucht  hat  *). 

1025.  Die  Societat  ist  aber  nur  durch  die  Engagements  der 
Geschäftsführer  oder  jedes  Associe  nach  den  hier  oben  angeführ- 
ten Unterscheidungen  in  so  fern  verbindlich,  als  sie  unter  der 
Societätsfirma  unterzeichnet  haben.  Ein  Associe  muss  individuelle 
Engagements  eingehen  können,  ohne  dass  die  Andern  einer 
Verantwortlichkeit  ausgesetzt  sind.  Diess  ist  Folge  dessen,  was 
No.    977.    in   Betreff  der    Societäts-Firma  gesagt  wurde. 

Ein  Engagement ,  dass  nicht  mit  der  Firma  oder  mit  einem  an- 
dern Namen  unterzeichnet  wäre,  könnte  der  Socielät  nicht  zur  Last 
fallen ;  jedoch  muss  man  diess  nicht  g'eradezu  buchstäblich  nehmen, 
denn  wenn  ein  Geschäftsführer  als  Chef  eines  Hauses  unterzeichnete, 
so  würde  er  angesehen,  als  habe  er  unter  g-esellschaftlicher  Firma 
unterzeichnet  ^).  '^ 

Dadurch  allein ,  dass  ein  Engagement  den  Namen  eines  ein- 
zigen Associe  enthält,  ohne  dass  der  Societäts-Firma  Erwähnung 
geschieht,  muss  jedoch  nicht  geschlossen  werden,  dass  der  Gläu- 
biger nicht  zu  dem  Beweise  zugelassen  würde,  dass  dieses  En- 
gagement im  Interesse  der  Socieiät  unterschrieben  und  daraus 
ein   Societäts-Geschäft   geworden   sei. 

Die  obige  Vorschrift  ist  das  Resultat  einer  Präsumtion, 
die  der  Evidenz  nachstehen  muss.  Die  Societat  muss  für  die 
Engagements  haften,  wenn  sie  auch  nicht  unter  der  gesellschaft- 
lichen Firma  unterzeichnet  sind,  sobald  daraus  hervorgeht,  dass 
es  für    sie  geschah  ^*  *)  ^ 

In  diesem  Falle  wäre  es  ungerecht,  wenn  in  Ermangelung*  der 
Societäts-Firma  die  Gesellschaft  von  den  Verbindlichkeiten ,  die  aus 
einer  Operation,  die  wirklich  ihr  Interesse  betraf,  sich  lossagen  wollte  ^) ; 
sie  wird  mehr  als  jeder  Privatmann  begünstigt,  der  in  ähnliche« 
Umständen  verbunden  ist,  die  Engagements  einer  Person  zu  halten, 
die  für  ihn  ohne  Vollmacht  gehandelt,  sobald  er  das  Geschäft,  wel- 
ches diese  Engagements  zur  Folge  hat,  g-enehmigt^),  oder  selbst 
Wenn  er  es  nicht  g-enehmigt^  dieses  Geschäft  gut  geführt  war,  wena 


1)  Cass.  28.  Germ.  XIII.  16.  Oct.  1816.  —  2)  Abw.  Urth.  23.  April  1816. 
3)  C.  G.  B,  1864.  —  4)  Diess  wäre  der  Fall  mit  dem  Pacht  von  Gebäuden, 
die  zu  ihrem  Handel  verwendet  werden.  —  5)  Abw.  Urth.  ISFruct.  IX.  —  33 
Frim.  XIII.  —  30.  Juli  1810.  —    6)  C.  G.  B.  1375. 
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sclioTi  ein  ziifälllg-es  und  nnvorliergeselieoes  Ereigniss  es  mehr  scliäd- 
lich  als  niitzlicli  g^emaclit  hiiite. 

In  diesem  Falle  bloss  iniisste  der  Klag-er  den  Beweis  führen,  dass 
das  Geschäft  die  Societät  betraf  ^)  ,  -während  die  Societäts-Firma,  de- 
ren man  sich  bediente,  zn  seinen  Gunsten  eine  Vennntlning;  wäre, 
die  ihn  jedes  Beweises  entheben  und  sogar  den  Geg^enbeweis  unzu- 
lässig machen  würde  ^). 

Der  BeAveis ,  dass  eine  Summe  in  die  Societäts  -  Casse  g-ezahlt 
wurde,  wäre  z.  B.  nicht  hinreichend;  man  miisste  darthun,  dass  diese 
Zalilung  für  Rechnung"  der  Societät  in  ihrem  Interesse,  und  nicht 
in  demjenig-en  des  Associe,    der   unterzeichnet  hat,    g-eleistet    worden, 

Z.  B.  Der  Associe  A.  entlehnt  unter  seinem  alleinigen  Namen 
10,000  Francs,  womit  er  den  Betrag  von  100  Fass  Wein  bezahlt,  die 
in  die  Magazine  der  Societät  eingeliefert  wurden  ;  sie  ist  dadurch 
verbindlich  gemacht.  Da  er  aber  in  seiner  Eigenschaft  als  Associä 
10,000  FVancs  einlegen  soll,  so  borgt  er  diese  Summe  unter  seinem 
alleinigen  Namen,  und  diess  erst,  als  die  Societät  ihren  Anfang  ge- 
nommen hat ,  und  legt  diese  Summe  in  die  Societäts-C'asse.  Obgleich 
die  Societät  dieses  Geld  erhalten  hat ,  so  ist  doch  nicht  das  Anlehen 
für  sie  gemacht  w  orden ,  sondern  A.  hat  es  unter  seinem  eigenen  Na- 
men erborgt   und  hat  damit  die  schuldige  Einlage  bezahlt. 

1026.  Nachdem  die  Verbindlichkeiten  angegeben  worden, 
die  einer  Societät  zur  Last  gelegt  werden  können,  ist  noch  anzii- 
fii/iren ,  wie  die  Gläubiger  gegen  jeden  der  Associes  individualiter 
auftreten    können. 

Verbindet  man  mehrere  der  bereits  erklärten  Gnmdsätze  mit 
einander,  so  kann  man  bestimmen,  wie  diese  Rechte  beschaffen 
Bind    und   wie   weit    sie   sich   erstrecken. 

Die  Associes  sind  solidarisch  verbunden ,  folglich  kann  der 
Gläubiger  nach  dem,  was  No.  182.  gesagt  wurde,  nach  Relieben  den 
einen  oder  andern  Associe  gerichtlich  belangen,  er  kann  die  Klage 
gegen  den  einen  fallen  lassen  und  sie  gegen  einen  andern  einlei- 
ten,  er  kann  auf  denjenigen,  gegen  den  er  die  Klage  fallen  Hess, 
wieder  zurückkommen  u.  s.  w.^).  Er  kann  ferner,  wenn  er  dem 
einen  Associe  seinen  Theil  erlässt,  ihn  von  der  Solidarität  be- 
freien, dann  aber  von  den  Andern  nur  den  Rest  verlangen^).  Die- 
sen bleibt  jedoch  gegen  denjenigen,  dem  die  Schuld  erlassen 
wurde,  der  Regress  offen,  wenn  Angenommen  werden  sollte,  als 
müsse  dieser  Associe  für  das  Ganze  der  Schuld  haften  (s.  IV. 
Hauptstück). 

Die  Associes  haften  aber  nur  solidarisch  für  die  Engagements 
der  Societät. 

Eil»  («laubiger  kann  also  nicht  w  illkiihriich ,  ohne  die  Soricdit 
ausgeklagt  zu   haben  ,   einen  Associr  w  tgcu  der  Zahlung  einer  Sclmhl 


1)  Abw.  Urth.  28.  Anpust  1S28.  —    2)  C.  G.  B.  1353.  —    3)  C.  ü.  R.  12t>3 
und*  1201.  —    4)  Abw.  Urth.  8.  August  1820. 
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oder  we^en  VoIIzieliimg'  eines  Societats-Eng'ag'einents  so  belang-en ,  als 
hätte  dieser  Associe  es  direct  und  für  eigene  Reclinnug"  contrabirt 
(s.  No.  97G.).  Die  Qnalität  der  Associes  ist  in  diesem  Falle  niclit 
gerade  dein  Verhältnisse  blosser  Mitscbuldner  gleich  ,  sie  neigt  sich 
melir  zur  Bürgschaft  hin.  Er  kann  gegen  sie  nur  auftreten,  wenn  er 
die  Wahrhaftigkeit  und  den  Belauf  der  Schuld  gegen  die  Societät  ge- 
richtlich feststellen  Hess.  Die  Klage  gegen  die  Societät  inuss  bei  dem 
Gericht  angebracht  werden,  wo  der  Sitz  ihrer  Operation  ist;  es  sei 
denn,  dass  besondere  Vorschriften  wegen  der  Competenz  die  Vorla- 
dung vor  andere  Gerichte  gestatten.  Nur  nach  erhaltener  Verurthei- 
Jung  kann  der  Gläubiger  gegen  jeden  der  Associes  auftreten  und  ihre 
Person  und  Güter  zur  Erfüllung  der  Engagements  zwingen  (s.  No, 
1090.), 


Zweites  Capitel. 

Vou     der     Commandite, 

1027.  unter  Commandite*)  versteht  man  diejenige  Ge- 
sellschaft, welche  zwischen  einem  oder  mehrern  verantwortlidien 
und  solidarisch  haftenden  Gesellschaftern'),  Co  mplem  en  tirer 
(complimentaires)^)  oder  Commanditirte  (commandites)  ge- 
nannt, und  einem  oder  mehrern  Gesellschaftern,  die  man  Cora- 
manditäre  (commanditaires)  nennt,  und  die  nur  bis  zum  Be- 
lauf der  geleisteten  oder  Tersprochenen  Societäts- Einlage  haften^ 
geschlossen   wird. 


1)  Die  Pacotille- Geschäfte,  die  zur  Zeit  der  Kreuzzüge  nach  der  Levante 
unternommen  Murden  ,  sollen  den  Grund  zu  den  später  entstandenen  Comman- 
dit  -  Gesellschaften  gelegt  haben.  Die  alten  Statuten  der  Handelsplätze  am 
mittelländischen  Meere  und  Italiens  erwähnen  dieses  Pacotille- Vertrags  unter  dem 
Namen  commendum,  commenda,  accommenda.  Der  Geber  auf  Pacotille 
hiess  Commendans,  der  Nehnier  Commendatarius.  Der  Commendans  hatte 
auf  die  Retouren,  die  der  Commendatarius  mitbrachte,  ein  Vorzugsrecht  vor  dessen 
übrigen  Gläubigern ,  da  jeder  vom  Commendatarius  gemachte  Kinkauf  oder 
Eintausch  von  Rechtswegen  angesehen  war ,  als  sei  er  mit  den  Geldern  des 
Commendans  gemacht  worden ,  und  als  haften  die  Retouren  als  Pfand  dafür. 
Vom  Seehandel  ging  dann  diese  Art  Societät  auf  die  Handelshäuser  der  Carap- 
soren  über;  die  italienischen  Bankiers  nahmen  Gelder  von  Privatpersonen  an; 
behielt  sich  nun  der  Geber,  statt  einen  Nutzen  davon  zu  nehmen,  der  aber 
nicht  hier  genannt  werden  durfte,  einen  Antheil  am  Gewinn  vor,  so  nannte 
man  diess  accommendare.  (v.  Martens,  Versuch  einer  historischen  Entwickelujig 
des  Wechselrechts  $.  7.) 

Der  Commendans  konnte  nicht  mehr,  als  sein  Capital  verlieren,  das  er 
in  Societät  gelegt  hatte.  So  hildete  sich  nach  und  nach  die  Commandite  aus, 
die  im  17.  Jahrhundert  in  Frankreich  unter  dem  Namen  Socie'te  en  commende 
und  endlich  durch  Ordonnanz  von  1673  Societe  en  commandite  genannt  wurde. 
(Pardessus,  coilection  des  lois  maritimes;  Fremery ,  etudes  de  droit  commercial.) 

A.  d.  H. 

2)  H.  G.  B.  2.3. 

3)  Vom  italienischen  Worte  compiere,  vollenden,  endigen,  vollziehen^  im  Sub- 
stantiv compimento. 
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Der  Societäts  -  Vertrag  kann  vor  Notar  oder  nnter  Privatschrift 
abg-efasst  -vserdeii»)«  ''"  letztem  Falle  miiss  er  in  eben  so  viel  Ori- 
ginalien,  als  interessirte  Parteien  dabei  sind,  aiisg^eferligt  werden;  fe- 
docb  ist  ein  einziges  Orig-inal  für  alle  Commandilare ,  wie  gros«  auch 
ibre  Anzabl  sein  mag",  liinreicliend. 

Gibt  es  zwei  und  melir  Commanditirte,  so  ist  die  Societät 
in  Betreff  ihrer  eine  namentlich  vereinte').  Die  in  dem  vorigen 
Hanptstück  angegebenen  allgemeinen  Grundsätze  werden  durch  das, 
was  in  den  zwei  Abschnitten  1)  über  die  Grundsätze,  die  den 
Coramanditen  eigen  sind,  2)  über  die  Wirkung  der  Engage- 
ments   dieser   Societäten   gesagt   werden   soll,  raodificirt« 

Erster    Abschnitt. 

Grundsätze,    die    d,eu    Commanditen    eigen     sind. 

1028.  Da  die  Commandite  eine  Ausnahme  vom  gemeinen 
Kecht  macht,  so  muss  sie  genau  bestimmt  werden,  denn  sie 
lässt   sich    nicht    vermuthen. 

Die  genaue  Bestimmung  einer  Summe,  die  jeder  Associ^  einzti- 
legen  bat,  die  Gescbäflsfiilirung,  die  einem  oder  mebrern  von  ihnen 
ausschliesslich  vor  den  Andern  anvertraut  ist,  könnten  allein  nicht  die 
Vermuthung  erzengen ,  dass  man  eine  Commandite  habe  bilden  woU 
len.  Der  Umstand,  dass  es  zum  Wesen  dieser  Societät  gehört  (s, 
Wo.  10.^0),  dass  der  Commanditar  keinen  Theil  an  der  Geschäftsfüh- 
rung nimmt,  ist  kein  Grund,  um  diese  I^ezeichnung  und  die  daraus 
hervorgehenden  Wirkungen  einer  Societät  beizulegen  ,  in  welcher  die 
Gesclia'flsfiilirung  einem  oder  mehrern  Associes  mit  Ausschluss  der 
andern  anvertraut  würde;  denn  nach  No.  1013.  kann  es  eben  so  in 
der  namentlich  vereinten  Societät  sein.  Desswegen,  dass  es  zum  We- 
sen der  Commandite  gehört,  dass  das  Hisico  des  Cummanditars  sich 
nur  auf  seine  Einlage  erstreckt*),  ist  kein  Gnnul  vorhanden,  um  eine 
Societät,  welcher  ein  Associe  auf  diese  Weise  sein  Risico  limilirt 
Latte,  w^ie  dless  nach  No.  99  7.  möglich  ist,  fiir  eine  Con>mandite  zu 
erklären,  weil  diese  Clansei  legitime  Wirkungen  zwischen  den  As- 
Boci<'*s  haben  könnte,  ohne  die  Hechte  Dritter  zu  benachtheiligen  ,  alle 
IMilglieder  der  Societät    solidarisch  vor  Gericht   zu    verfolgen. 

Damit  eine  Societät  wirklich  Commandite  sei,  muss  im  Ver- 
trag angegebi'u  werden,  wer  von  den  Associes  von  der  Admini- 
stration ausgeschlossen  ist  imd  dass  sie  nur  bis  zum  belauf  der 
^Summen,   die   sie   einlegen   sollten,    verl)unden    sind. 

Dipse  do[)i)eltP  wesentlich  charakteristische  Stipulation  muss  nicht 
in  ausdriicklicheu  A\  orten  abgefasst  sein,  sie  würde  mit  vollem  Hecht 
in  <>inem  Act  \prn)ulh»>t,  der  ohne  nähere  Erklärung  diesen  udt>r  i'Mien 
nis  ('ommandilär  angäbe,  weil  man  durch  dieses  N^'ort  der  Umschrei- 
bung entgeht,    deren  man  sich  sonst  bedienen  müsstr. 

1)  H.  G.  B.  30.  —    t)  H.  «.  D.  2\.  —     3)  C«m.  28.  Mai  l«0<i. 
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Diese  Clausel  darf  sich  ancli  nicht  durch  irg-end  eine  andere  im 
Societäts- Vertrag"  oder  in  einem  tspätern  Act  als  illusorisch  darstellen. 
Derjenig-e ,  welcher  im  Societäts-Vertrag'  stipulirt  hatte ,  dass  er  ad-« 
miuistriren  wird ,  würde  vergebens  erklären ,  dass  er  nur  Commandi- 
tär  sein  will;  seine  Erklärung,  sein  Vorbehalt,  seine  Protestatio!! 
würden  durch  die  Beschaffenheit  des  von  ihm  unterzeichneten  Ver- 
trags *)  nach  No.   191.  widerlegt. 

Es  gehört  zum  Wesen  einer  Commandite ,  dass  diejenigen, 
welche  sie  administriren ,  ihr  Risico  nicht  nach  Maassgabe  ihrer 
Einlage  limitiren  können.  Dieses  Merkmal  steht  der  anonymen 
Societät   zu  (s.  das    folgende    Capitel). 

Nur  in  einem   Falle    erleidet    dieser  Grundsatz    eine  Modification, 

V     nämlich  bei  der  Rhederei.     Hier  sind  alle  Associes  Commanditäre  und 

ihre  Obligationen  sind  auf  ihre  Einlage   limitirt,  ohne   dass  diejenigen, 

die  sich  mit  der  Ausrüstung*    des  Schiffes    oder  'mit   der  Leitung   und 

Administration  befassen  ^    unbestimmt  verantwortlich  wären. 

Damit  Niemand  hintergangen  wird,  darf  der  Vertrag  keine 
zweideutigen  Clausein  enthalten,  mittels  welcher  sich  ein  Asso- 
ci^  die  Wahl  zusicherte,  Mitglied  einer  namentlich  vereinten  So- 
cietät oder  einer  Commandite  zu  sein ,  je  nachdem  er  es  seinem  In- 
teresse für  zuträglich  hielte.  Diese  Conventionen ,  wenn  sie  auch 
einen  Associe  zum  Commanditär  qualificirten ,  würden  ihm  Rechte 
beilegen,  die  allein  ein  Associe  einer  namentlich  vereinten  Ge- 
sellschaft ausüben   kann  ^). 

So  w^ürde  die  Clausel,  wovon  in  No.  983.  die  Rede  war,  wo- 
durch ein  Commanditär  stipulirt  hatte,  dass  es  ihm  frei  stehe ^  nach 
dem  ersten  Jahre  aus  der  Societät  zu  treten  und  seine  Einlage  als  Dar- 
lehn zurückzunehmen,  gegen  Dritte  ungiltig  sein,  in  so  fern  sie  im 
Auszug  des  veröffentlichten  Societäts-Vertrags  (s.  No.  1006.)  angege- 
ben worden.  Die  Ausdrücke  im  Vertrag  müssen  gehörig  erwogen 
werden,  weil  es  unmöglich  ist,  alle  Fälle  vorauszusehen  und  weil 
die  Frage  eher  eine  factische,  als  eine  Rechtsfrage  ist  ^). 

1029.  Der  Societäts-Vertrag  mag  nun  nach  No.  1027.  vor  No- 
tar oder  durch  Privatschrift  abgefasst  worden  sein,  so  muss  ein  Aus- 
zug veröffentlicht  werden.  Dieser  Auszug  muss  die  Anzahl  der  Com- 
manditäre angeben ,    ohne  sie  gerade  namentlich  anzuführen  *•  *) ;  auch 


1)  Abw,  ürth.  17.  Germinal  XL  —  2)  Abw.  Urth.  27.  Floreal  XIII.  — 
3)  Abw.  ürth.  2.  Febr.  1808.  —    4)  H.  G.  B.  42  und  43. 

5)  Als  Grund  der  Unterlassung,  die  Commanditäre  namentlich  anzuführen,  gibt 
man  an  ,  dass  das  Zutrauen  des  Publicums  zur  Societät  sich  nach  der  Einlage 
und  nicht  nach  dem  Namen  richtet.  Aber  dennoch  trägt  die  Bekanntmachung 
des  Namens  des  Commanditärs  zum  Credit  der  Societät  viel  bei,  wenn  dieser  Name 
im  Handel  vortheilhaft  bekannt  ist  und  man  die  Ueberzeugung  dadurch  ge- 
winnt, dass  der  Commanditär  nur  einem  soliden  Geschäft,  das  von  tüchtigen 
Commanditirten  geführt  wird,  sein  Zutrauen  schenkt  und  er  sein  Capital  sonst 
nicht  wagen  würde.  Daher  auch  in  manchen  Circularen  bei  Errichtung  einer 
Commandite  ausser  dem  Commandite  Fonds  auch  der  Name  des  Commanditärs 
angeführt  wird.  Ja,  der  Commanditär  gibt  darin  manchmal  seine  Erklärung  dar- 
über ab.    S.  S  c  h  i  e  b  e ,  kaufm.  Briefe ,  3te  Aufl.  A.  d.  H. 
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muss  «"enan  an^efiilirt -werden ,  worin  die  Einlage  besteht^  and  ob  sie 
gemacht  worden  oder  nocb  zu  machen  ist.  Dritte,  die  mit  der  Societäl 
•  Geschäfte  machen ,  können  durch  diese  Ang^abe ,  die  von  sehr  g^rosser 
Wichtigkeit  ist,  erfahren,  das  ausser  der  persönlichen  und  unbestimmten 
Zahlung-sfähig-keit  der  verantwortlichen  und  solidarisch  haftenden  Associes 
das  Capital  der  Societat  aus  diesen  oder  jenen  Summen  oder  Werth- 
schaften  besteht,  deren  Zahlung-  die  Creditoren  vom  Commanditär  ver- 
langten können,  Tvenu  er  nicht  erweiset,  dass  er  sie  in  die  Societäts- 
Casse  eing-eschossen  hat;  oder  worüber  die  solidarischen  Associes 
Rechnung"  abzuleg^en  haben,  wenn  der  Commandilar  erweiset,  dasa 
er  seine  Einlag-e  g-emacht  hat.  Würde  erwiesen ,  dass  eine  falsche 
Angabe  g^emacht  ^vurde ,  so  würde  sie  als  Prellerei  angesehen,  di« 
nach  den  peinlichen  Gesetzen  bestraft  würde  *). 

1030.  Der  Commanditär  muss  diese  Qualität  nicht  nur  ans 
der  Beschaffenheit  oder  den  Ausdrücken  der  Convention  erhalten^ 
sondern   er    darf   auch    nicht    davon    abweichen. 

Er  kann  also  weder  durch  sich  selbst,  noch  durch  einen  Reprä- 
sentanten, für  den  er  verantwortlich  wäre,  eine-  Handhing-  der  Ge- 
schäflsführnng"  vornehmen,  noch  in  Geschäften  der  Gesellschaft  g-e- 
braucht  werden,  selbst  nicht  vermöge  einer  Vollmacht  2)  ,  widrigen- 
falls angenommen  wird,  als  verzichte  er  auf  seine  Qualität  als  Com- 
manditär und  folglich  auf  den  Vortheil,  gegen  die  Gläubiger  nur  bis 
zum  Belauf  ihrer  Einlage  verbunden  zu  sein. 

Diese  Vorschrift  erleidet  durchaus  keine  Ausnahme,  so  dass  Fac- 
toren  oder  Commis  nicht  als  Commanditare  in  das  Geschäft  ihrer 
Principale  aufgenommen  werden  können,  es  sei  nun,  dass  sie  ihre 
eigenen  Fonds  oder  ihre  Arbeit  als  eine  auf  eine  bestimmte  Weise 
abgeschätzte  Einlage  ansehen  lassen.  Diess  steht  mit  dem ,  was  in 
No.  984.  gesagt  wurde,  nicht  im  Widerspruch,  dass  nämlich  die 
Einlage  eines  Associe  in  Arbeit  bestehen  kann,  'v>'enn  man  so  über- 
eingekommen ist.  Dieser  Grundsatz  ist,  wie  die  meisten,  die  aus  dem 
gemeinen  Recht  entspringen ,  Modificationen  oder  Ausnahmen  unter- 
worfen, welche  die  Furclit  vor  Missbräucheu  uothwendiger  Weise 
gebietet. 

Der  Commis,  der  alle  Geschäfte  der  Societat  oder  einen  Theil  da- 
von besorgt,  für  sie  kauft  und  verkauft,  kann  wohl  mit  seinen  Com- 
niittenten  "wegen  der  Fonds,  die  er  einschiesst,  oder  wegen  der 
Summe,  auf  welche  man  seine  Arbeit  und  seine  Industrie  anschlägt, 
Asoocie  einer  namentlich  vereinten  Gesellschaft  sein  ,  weil  die  Sorg- 
falt ,  die  man  den  Geschäften  oder  der  Verwaltung  einer  Societat  wid- 
met, im  Allgemeinen  mit  der  Qualität  als  Associes  >vohl  verträglich 
ist.  Diese  Sorgfalt,  diese  Verwaltung  verträgt  sich  aber  nicht  mit 
dem  limitirten  Engagement  eines  Commanditärs  ;  der  Commis  kann 
nicht  Associe   in  dieser  Qualität  werden. 

Jedoch  kann  die  Einlage  eines  Commanditärs  in  industriel- 
len Gegenständen  bestehen ,  Trie  z.  B.  in  Geheimnissen  einer 
Kunst  oder   der  Chemie  ,  die   mit  der   Geschäftsführung  nichts    ge- 


1)  P.  G.  B.  403.  —    2)  H.  G.  D.  27. 
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mein  haben;  würde  aber  die  Aiisfiilirun^  der  Mittel ,  dieses  Ge- 
heimniss  zu  benutzen ,  vom  Commanditär  erfordern ,  dass  er  sicli 
in  die  Gescliäftsfülirung  mische,  so  würde  sich  obiges  Verbot  auch 
hierauf  ausdelinen. 

Dieses  Verbot  ist  aber  nicht  anwendbar  auf  die  kaufmänni- 
schen Transactionen ,  die  zwischen  dem  Commanditär  in  seinem 
Privatnamen  und  der  Societat  statt  haben,  die  durch  die  imbe- 
stimmt  verantwortlichen   Associes  handelt. 

Z.  B.  A.  ist  als  Handelsmann  Commanditär  iu  einer  Societäf, 
deren  verantwortliche  Associes  B.  und  C.  solidarisch  sind.  Diese  Bei- 
den,  die  allein  zur  FüLrung*  und  Verwaltung;  des  Geschäfts  berech- 
tigt sind,  finden  es  vortheilhaft,  eine  Partie  Waare,  die  dem  A.  zu«eliört, 
einznkanfeu.  Es  wird  nicht  angenommen,  als  habe  A.  AVcgen  dieser 
Operation  seine  Eig-enschaft  verloren ,  denn  nichts  ist  zu  bemerken, 
'was   auf  die  Geschäftsfilhrung-  der  Societat  Bezug  hat. 

Diese  Societat  hat  mit  ihm  den  Handel  geschlossen ,  wie  sie 
es  mit  jedem  andern  Kaufmann  gethau  hätte.  Eben  so  verhielt  es 
sich,  wenn  A.  von  den  geschäftsfiihrendeu  Associes  den  Auftrag  er- 
hielte ,  Waareu  der  Societat  einzukaufen ,  zu  verkaufen ,  Wechsel 
oder  andere  Creditpapiere  zu  negocireu.  Er  ist  dann  weder  Conimis, 
noch  Angestellter,  sondern  Commissionar  (s.  No.  563.).  Diess  ist 
formell  durch  ein  Gutachten  des  Staatsraths  vom  17.  Mai  1809  ent- 
schieden worden  und  ist  Folge  der  in  No.  975.  angegebenen  Grundsätze. 

Mittels  dieser  Grundsätze  kann  man  entscheiden,  dass  der  Com- 
manditär einer  Assecuranz-Compagnie  nicht  deren  Agent  iu  einem  See- 
hafen sein  könnte.  Indem  er  die  Policen  im  Namen  -der  Societat  ab- 
schliesst  und  unterzeichnet,  ist  er  wirklich  ihr  Mandatar;  er  reprä- 
sentirt  direct,  kurz  er  übt  kein  Conunissionsgeschäft  aus,  sondern  ist 
bloss  Angestellter. 

1031.  Wenn  auch  dem  Commanditär  die  Geschäftsführung 
untersagt  ist,  so  kann  er  doch  den  Berathschlagungen  der  So- 
cietat beiwohnen,  welche  die  Rechnungsführung,  die  Theilung 
der  Dividenden,  die  Nothwendigkeit,  neue  Gelder  aufzunehmen, 
die  Genehmigung  der  Operationen,  die  Ermächtigung  zu  neuen 
Engagements  betreffen.  Er  hat  das  Recht,  zu  verhindern,  dass 
die  Commanditirten  nicht  Operationen  machen,  die  der  Societats- 
vertrag  untersagt,  und  zu  untersuchen,  ob  die  Commanditirten  ihren 
eingegangenen    Verbindlichkelten  nachkommen  oder  nicht. 

Dieses  Recht  geht  aus  der  Beschaffenheit  der  Sachen  hervor, 
denn  die  Commandite  unterscheidet  sich  unr  in  dem  einzigen  Puncte, 
dass  die  Obligationen  der  Commanditare  gegen  die  Glän'oiger  liuiitirt 
sind.  Was  die  Individuen  betrifft ,  aus  welchen  sie  zusammengesetzt 
ist,  so  bestehen  die  socialeu  Verhältnisse  nicht  miirder  unter  ihnen. 
Die  Commanditare  sind  nicht  bloss  Leiher  von  Geldern,  sondern  sie 
sind  Associes.  Sobald  die  Commandite  Dniien  gegenüber  Wirkungen 
hat,  die  von  denjenigen  der  namentlich  vereinten  Societat  verschieden 
sind,  so  ist  sie  nichts  destoweniger  eine  Societat,  und  nimmt  mau 
davou  Alles,    was  diese  Dritten  irre  leiten  kauu,    aus,     so    miwss    sie 
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zwischen  Associ^s  die  nämlichen  Verbindlichkeiten  und  Rechte,  wel- 
che diese  Art  Convention  zulasst,  schaffen;  denn  weun  der  Societals- 
Fonds  zu  Grunde  geht,  so  sind  die  Conimanditäre  der  Gefahr  ausg^e- 
setzt ,  ihre  Cnpitalien  zu  verlieren ,  ohne  eine  Riag-e  geg-en  ihre  JVIit- 
Bssocies  zu  haben.  Ein  Coininanditar  kann  niemals  als  Associe  mit 
Dritten  ein  Geschäft  machen ,  sonst  würden  diese  mit  Grund  daran« 
schliessen,  dass  er  Geschäftsführer  der  Societät  sei,  kurz,  dass  das  Hecht 
fijr  die  Societat  zu  handeln,  nur  den  verantwortlichen  und  solidarisch 
haftenden  Commanditaren  zustehe,  vorbehaltlich  der  Rechte  der  Com- 
manditäre  gegen  sie,  wenn  diese  einige  besondere  Bedingtmgen  ihrer 
Association  übertreten  hatten. 

Um  diesen  Fall  von  der  ]\litwirknng  bei  der  Administration  zu 
unterscheiden,  was  dem  C'ommanditar  gänzlich  untersagt  ist,  haben 
die  Gerichte  bei  der  ihnen  zustehenden  Erwägung  der  Thafsachen  und 
Umstände  zu  merken '),  dass  die  Berathschlagtmgen  nur  den  Comman* 
ditär  verketten,  dass  sie  den  Conimanditirlen  nicht  hindern,  mit 
Dritten  auf  eine  diesen  Berathschlagungen  entgegengesetzte  Weise 
zu  handeln  und  die  Societät  giltiger  Weise  zu  verbinden;  dass  end- 
lich ein  Coininandilär  nicht  zugelassen  Avürde ,  die  Convenlionen  des 
Commanditirten  mit  Dritten  auf  den  Gnmd  hin,  dass  sie  den  irühern 
Berathschlagungen  entgegen  sind ,  anzugreifen^  vorbehaltlich  seiner 
Schädenklage  gegen  seinen   Assod«^ 

Würde  der  Commanditär  in  den  zwischen  Dritten  nod  der  So- 
cietät geschlossenen  Conventionen  iuterveuiren,  so  liätte  er  nach  ^o. 
1028.  seine  Qualität  verändert  und  die  Vortheile  einer  Verantwort- 
lichkeit verloren,     die  sich  nur  bis  auf  seine  Einlage  erstreckte. 

1032.  Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich,  dass  der  Name  des 
Commanditärs  nie  in  die  Societäts-Kirnia  aufgenommen  werden  kann '), 
sonst  würde  das  Publicum  meinen,  er  hafte  unbestimmt,  und  würde 
dann  hintergangen ;  es  könnte  in  diesem  falschen  Glauben  der  So- 
cietät einen  Credit  gestatten,  den  es  nicht  den  blossen  Comman- 
ditirten   geben    würde. 

Wenn  die  Commandite  nur  ans  zwei  Personen  besteht,  wovon 
die  eine  (A.)  Commaiiditirter  und  die  andtre  (B.)  Commandiliir  ist, 
und  die  Firma  A.  et  Comp,  lautet ,  so  ist  der  i\ame  des  B.  nicht 
folgernngsweise  in  derselben  begriffen  und  setzt  ihn  nicht  drn  Ver- 
bindlirhkeiten   einer  namentlich  vereinten   Societät  aus* 

Die  Firma  A.  et  Comp,  bezweckt,  dass  inau  Avisse ,  dass  A. 
nicht  allein  handelt,  sondern  in  Societät  ist;  sie  schliefst  aber 
nicht  die  Möglichkeit  einer  Commandite  aus,  deren  Vertrag  durch 
Anschlag  das  Das  in  und  die  Sociotäts-Firuia  zngiriih  anzt'ijii.  Da^ 
Publicum  kann  nicht  hintergangen  werden.  Wenn  derjenige,  der  ao 
unterzeichnet,  nicht  darthut,  dass  er  einen  Associe  habe,  so  hat  er 
sich  einer  Prellerei  schuldig  gemacht;  ist  d^r  Socictäts-Vcrtrag  ange- 
schlagen, so  kann  jeder  dessen  Bedingungen  einsehen,  ist  er  es  nicht, 
so  kaim  ein  Dritter,  der  die  Association  nachweiset,  sie  als  collictiv 
ansehen  lassen. 

Uebrigens    hat  man  iu  No.  1027.  ersehen ,    dass,    weua  uich- 
J)  Abw.  Urtb.  la.  Nof.  |821.  -^    2)  II.  G.  B.  25. 
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rere  solidarisch  haftende  und  namentlich  bezeichnete  Assocles  da 
sind,  die  Gesellschaft  in  Betreff  ihrer  alle  Merkmale  der  na- 
mentlich vereinten  Societät  an  sich  trägt  ') ;  ihre  Namen  können 
also  In   der  Societäts-Firma   aufgeno'mmen  werden. 

Daraus  erg^ibt  sich,  dass  die  Coinmanditirten,  obg-leich  sie  ohne 
Mitwirkung  der  Commanditäre  mit  Dritten  sicli  einlassen  könneu,  des- 
halb uiclit  minder  g'eg-en  diese  letztern  verantwortlich  sind. 

Da  aber  die  Verbindlichkeit  ,  der  Commanditirten  bei  den  So- 
cietäts-Engagements  unbestimmt  ist,  so  wird  im  Allgemeinen  an- 
genommen, als  haben  sie  in  gutem  Glauben  gehandelt;  täuschen 
sie  sich,  so  darf  man  ihnen  nur  den  erwiesenen  Betrug  oder  so 
grosse  Fehler,  die  man  als  Betrug  ansehen  kann,  zur  Last  le- 
gen und  das  Stillschweigen,  das  die  Commanditäre  beobachteten, 
als  ihnen  die  Geschäftsführung  dargelegt  wurde,  gilt  für  deren 
Genehmigung.  Diese  Qualität  als  Mandatare,  welche  die  Com- 
manditirten gegen  die  Commanditäre  haben,  kann  zur  Lösung  eini- 
ger Schwierigkeiten  in  den  Fällen  dienen ,  wo  der  eine  von  Ihnen, 
falls  es  mehrere  Commanditirte  sind,  sich  zurückziehen  wollte  und 
die  Commanditäre  ein  Interesse  zu  haben  glaubten,  sich  diesem 
Riicktritt   zu   opponiren     (s.    No.    1069.). 

1033.  Ist  eine  Commandite  auf  Actien  gegründet ,  so  hat 
diess  zur  Folge ;  1)  dass  angenommen  wird ,  als  sei  die  Einlage, 
die  durch  die  Actie  vorgestellt  ist,  in  die  Societäts-Casse  einge- 
schossen worden,  wenn  nichts  Gegentheiliges  aus  dem  Societäts- 
Vertrag  hervorgeht;  2)  dass  die  Cessionare  oder  Erben  der  Actio- 
näre   sie  von   Rechtswegen  in  die  Societät  anlegen. 

Diese  Befugniss ,  das  Capital  in  Actien  eiuzutheilen ,  erstreckt 
sich  aber  nicht  so  weit,  um  die  oben  angegebenen  Vorschriften,  die 
Commandite  betreffend,  zu  entkräften;  es  ^jst  also  unumgänglich,  dass 
es  unter  den  Actionaren  solche  gibt,  die  verantwortliche  und  solida- 
risch haftende  Associes  sind  ^),  deren  Actien  nur  unter  der  in  No. 
1011.  angegebeneu  Modification  cedirt  w^erden  können',  sonst  könnte 
man  unter  dem  Namen  Commandite  eine  anonyme  SocieJa't  verbergen,. 
.  um  sich. der  Erfüllung  der  Formalitäten  zu  entziehen,  wovon  im  fol- 
genden Capitel  die  Rede  sein  soll,  oder  um  den  Commanditirten  den 
Verbindlichkeiten  der  Societät  zu  entziehen. 

Die  Befugniss,  die  Commandite  auf  Actien  zu  gründen ,  kann  sich 
aber  nicht  so  weit  ausdehnen,  dass  diese  Actien  an  den  Inhaber 
zahlbar  gestellt  würden,  weil  deren  Besitzer  als  Mandatare  der 
Societät  angestellt  werden  könnten,  ohne  dass  Dritte  gegen  sie  be- 
weisen könnten ,  dass  sie  zugleich  Commanditäre  waren ,  und  auf  sie 
das  Princip  unbestimmter  Verantwortlichkeit  anwenden  könnten  ^). 

1)  H.  G.  B.  24.  _    3)  H.  G.  B.  23. 

2)  Der  Art.  38.  des  H4  G.  B.  sagt:  „Das  Capital  einer  Commandite  kann 
auch  in  Actien  getheilt  werden,  ohne  dass  dadurch  an  den  für  diese  Art  So- 
cietät festgesetzten  Regeln  etwas  abgeändert  würde."  Zu  bemerken  ist,  dass 
das  Wort  „auch"  sich  auf  die  vorhergehenden  Art.  34.  und  35.   bezieht,    nach 
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Ergibt   sich    ans   dem   Vertrag,    dass    eine    Societät,    die    als 
Commandite   angezeigt  wurde,    alle   Merkmale    einer    anonymen   So- 


welchen  die   Actie  nominativ  oder  an  den    Inhaber   lauten   kann.     Der    Art.    3S. 
spricht  aber  nur  im  Allgemeinen.     Nun  hat  man  die  Frage  aufgeworfen,   ob  eine 
Commandite  auch  auf  Actien  an  den    Inhaber    lautend    gegründet  werden  kannV 
Zu  dieser  Frage  gab  ein  merkwürdiger  Process  in  Paris   Anlass,     wo  eine   Com 
mandite  (Armand,  Lecomte  et  C.)    auf   Actien    an  den    Inhaber    mit  10  Millionen 
Francs    Capital    so    gegründet   war,    dass    die    Actionäre  vorläufig   nur   -J  einzu 
Bchiessen  hatten,    die  übrigen  l  aber    nur  dann    aufgerufen    würd«*n ,    wenn    man 
derselben  benötliigt  wäre    und    es   jedem    Actionär   frei    stände,     seinen    Antheil 
daran  zu  liefern  ,    oder  falls  er  die.ss  nicht  wollte    oder    nach    geschehenem    eiii- 
monatliclien  Aufruf  in  Verzug  wäre,   sein  eingeschossenes  \  der  Societät  anheim- 
fiele. Ueber  den  Punct:  ob  eine  Commandite  auf  Actien  an  den  Inhaber  gegrün- 
det werden  kann  V    waren  die  Meinungen  der    berühmtesten    Advocaten    ge.theilt. 
Persil,  Dupin  aine,  Horson  verneinten  diese  Frage,  wie  hier  ebenfalls  Pardessus  ; 
bejaht   wurde   sie    hingegen  von  Odillon-Barrot ,    l)upin  jeune,     Üevaux  ,  Mollot. 
Ueber   das   Für    und   Wider    erschienen    höchst    interessante    Consultationen. 
Das  Für  wurde  durch  Urtheilsspruch  des  Handelsgerichts  in  Paris  vom  ]4.  Aug. 
1830  ausgesprochen,    welches   Urtheil    der    königl.  Gerichtshof,  an    den  appellirt 
wurde,  am  7.   Febr.   1833  bestätigte.     Dieses  Urtheil  ist  zu  merkwürdig,  als  dasi 
es  nicht  hier    im  Wesentlichsten    angeführt  werden   sollte,  um  so    mehr,   da    da-s 
franz.    H.  G.  B.  in  den  ehemaligen  franz.  Rheinprovinzen  Rechtskraft  hat,  auch 
das  neue  spanische  den  nämlichen  Fehler   bt'geht  wie    das    französische  ,     indem 
es  Art.  275.  bestimmt,    dass  das  Capital  der  Commandite    in  Actien    und    diese 
wieder  in  Actien-Coupons  abgetheilt  werden  kann.     Folgendes  ist   der    Urtheils- 
spruch:    ,,In  Betracht,    dass  die  Commandite  als    ein    gemischter  Vertrag   ange- 
Rehen  werden  muss ,   der  zugleich    in   die  namentlich    vereinte   und   die    anonyme 
Societät  eingreift,    dass  er  von  der    erstem    seine  (xeschäftsführer    und    von    der 
zweiten  seine  (ri\il-Capitalien  entlehnt  j     dass    der    einzige  Unterschied,    welcher 
zwischen  diesem  Vertrag  und  der  anonymen    Societät   besteht,     in    der  Krmäch- 
tigung  der  Regierung  und  der  Verantwortlichkeit  der  Geschäftsführer  liegt^  dass, 
wenn  man  in  Wahrheit  sagen  kann  ,  dass  für  die  Geschäftsführer  der  namentlich 
vereinten    Societät    ein    Rechtsverband   besteht,     man    anerkennen    muss,    dase 
die  Commandite  für  die  Commanditäre  nur  eine  Societät  von  Capitalien   ist,    die 
nach  den  Ausdrücken    des    Art.    23.  des    H.   G.  B.   nur   ihr    Geld    herschiessen ; 
dass  nach  dem  Art,  24.  und  43.  ihre  N^men  nicht  in  der  Societätsfirma  erschei- 
iien  dürfen,  sogar  nicht  in  dem  Auszug,  der  verölTentlicht  werden  muss,  angege- 
ben werden  müssen  ;  dass  endlich,  da  laut  Art.  .34,   und  35.    die  anonymen  Socie- 
täten  in  Actien,  an  den   Inhaber  lautend,  abgetheilt  werden  können,  der  (»esetzge- 
ber  im  Art.  .38.  noch  hinzufügt,   dass  das  Capital   der   Commandite    ebenfalls    in 
Actien  abgetheilt  werden  kann  ;  in  Betracht,  dass,  wenn  man  von  diesem  (irundsatz 
ausgeht,    das  Gesetz  keinen   Unterschied    macht,    daraus    also  geschlossen    wer- 
den muss,    dass  es  erlaubt,  was  nicht  verboten  ist,    dass    die    Nichtigkeiten    im 
Rechte    beschränkt    sind  ,    und    nicht    nachgetragen    werden    können ,     wenn  sie 
nicht  geschrieben  sind;    in   Betracht    übrigens,    dass,    wenn   in   Folge    des  Socie 
täts-^'ertrags  zwischen  Arnifind  ,    Lecomte    et  C.    es    geschehen    kann,     d.iss    ein 
grosser  Theil   der  ('ommandite  nicht    eingeschossen    vird,     wie  wichtig    und    ge- 
fährlich auch  dieser  eventuelle  Zustand   für  das  Publicnui  s.e\n  mag,     so  können 
weder  Dritte  noch  die  Associes  ihre   Unwissenheit   vorschützen  ,  da  es  ihnen  fr'*i- 
gestanden ,    die  Bedingungen  des  Socieläts  \  ertrags    \ov    dessen    Abschluss    ken- 
nen zu  lernen  etc.** 

Die  (iegn<'r  in  dieser  Streitsache  behaupten  aber,  dass  den  C«>mmanditären 
durch  den  Art.  *27.  des  II.  (i.  B.  verboten  ist,  sich  in  die  (feschäftsführung  zu 
mischen,  die  Actien  an  den  hiliHber  ihnen  grwde  diese  Finmischimg  gestatten 
würden  ,  und  sie  dann  als  Mandatare  «ler  Societät  angestellt  werden  Könnten, 
ohne  dass  Dritte  im  Stande  wären,  g«'gen  sie  den  Beweijt  tm  fähren,  dass  sie 
zugleich  Conun.inditäre  wären;  dass  dah«'r  auch  hier  der  (irundsHts  unbestimm 
tcr  Verantwt)rtlichk<'it ,  wie  bei  der  mnirntlioh  v<'reintpn  Societät,  nnwen<lb«r 
sei;  auch  wäre  der  Societäts  ^  ertray  nichtig,  weil  die  Actie  an  den  Inh«fnT 
jeden  (icdanken  an  ein  lüigagenient  ge^en  die  Geschäil«führer  au.tschliesst,  lolj|{- 
lieh  kein  \  erband  zwischen  Personen  >orhandcn  ist,  uikI  weil  auch  «ler  Ver- 
band   der    Capitalien    mangelt,  da  es  den  Actiuuären  freisteht  ,     die    drei  fet/ten 
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cktät  an  j^kh  trägt,  so  verliert  sie  die  Vortheile  der  Cofnman« 
dite,  und  da  die  P'otm alitäten  nicht  beobachtet  wurden,  welch« 
für  die  anonymen  Societäten  vorgesdirieben  sind,  so  kann  sie  al« 
namentlich  vereinte  Societät    angesehen   werden. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  den  Wirkung-en  der    von    einer    Cammandite    eing^e- 
g-ang-enen    Verbindlichkeiten. 

1034.  Wenn  der  Commanditar  nicht  erweiset,  dass  er  seine 
Einlage  gemacht  hat,  so  können  ihn  die  Gläubiger  der  Societät 
bis  zur  völligen  Einzahlung  direct  und  gerichtlich  verfolgen ;  er 
kann  ihnen  weder  die  Compensation  von  Forderungen  entgegen- 
setzen, die  er  seit  der  Bildung  der  Societät  gegen  den  Geschäfts- 
führer erworben,    noch,   wenn    er   seine  Einlage  nicht  gemacht,   den 


Quart  in  die  Societät   zu   schiessen ,    wodurch  nach   den   Statuten   gegen  Dritte 
vom   ganzen    Capital    Erwähnung  gethan  wird  etc. 

Es  wäre  zu  wünschen  gewesen,   dass  dieser  Fall   dem    Cassations-Hofe   zur 
Entscheidung  vorgelegt  worden  wäre,    da    dessen  Ausspruch   gleichsam    als  Ge- 
setz   gegolten    hätte.     In    der  Folge    aber    kann    ein   solcher    Rechtsstreit  nicht 
mehr  in  Frankreich  vorkommen,    da  die  Regierung  mit  dem  sehr  weisen  Project 
umgeht,   alle    Commanditen    auf  Actien  zu  verbieten,    so  dass  also  der  Art.  38. 
des  H.  G.  B.  gänzlich  wegfiele.     Bereits  ist  der  Gesetz- Entwurf  einer  Commis- 
«ion  der  Deputirten-Kammer   zur  Prüfung    und  Begutachtung  vorgelegt.     Besag- 
ter Art.  38.  hat   viel  Unheil  gestiftet;     denn    um   die  Ermächtigung    der  Regie- 
rung zu  umgehen,    die  zu   anonymen  Societäten    unumgänglich   nö.hig    ist,   ver- 
fielen PPusmacher  auf  den  Gedanken,    Commanditen  aut  Actien   an   den  Inhaber 
lautend  zu   gründen.     Das    Capital,    das    in   solchen  Societäten    in   den    letzten 
zwölf  Jahren  angelegt  wurde,   soll    sich    nach  dem  Bericht   des    Finanzmini-stera 
über  eine  Milliarde  belaufen.     Die  bei  dem  Pariser  Handelsgericht  angemeldeten 
neuen  Commanditen  beliefen  sich  im  Jahre  J833  auf  t(»6,  mit  45 Millionen  Francs; 
1836  gründeten  sich  21«  mit  ca.  157  Millionen  Francs  ;     im  Jahre   1837  nahmen 
diese  Societäten    noch    mehr   überhand ,     es    wurden    288   neue  gestiftet    mit  ca. 
361  Millionen  Capital  und  damit  auch  selbst  das  kleinste  Privatvermogen  an  die- 
sen unheilbringenden  Compagnien  Theil  nehmen  konnte,    ivurden  Actien  von  50, 
sogar  von  20  Francs  ausgegeben  (!).  Das  Project  zu  einem  Gesetz-Entwurf,  wo- 
durch diesen  Compagnien  gesteuert  werden  soll,  ist  im  Wesentlichen  Folgendes: 
1)  Alle  Commanditen    auf   Actien    sind    verboten ,    bei  Strafe,    dass    die  Societät 
annullirt    wird    und    die    Commarrditirten    persönlich    für  die    sofortige    Rückzah- 
lung der  Actien,    so  wie  für  alle  Schulden  der  Societät  nebst    Zinsen   und    Ko- 
sten haften ;    ausserdem  sind   sie   den    Strafen   des    peinlichen    Ges. -Buches    Art. 
405.  verfallen.     2)  Gleichen  Strafen  sind   die  Actien-Gesellschaften    unterworfen, 
die  sich  ohne  specielle  Ermächtigung  der  Regierung  gründpu.     .3)  Actien  an  den 
Inhaber  können  nur  ausgestellt  werden,   wenn  der  volle  Betrag  eingezahlt   oder 
garantirt  ist.     4)  Nur  das,    was  sich  nach  gemachtem  Inventarium,    welches  der 
Societät  vorzulegen  ist,    als  reiner  Gewinn  ergibt,    kann  als  Dividende  vertheilt 
werden,  im  Uebertretungsfalle  sind  die  Geschäftsführer  straffällig.  5)  Processe  der 
Actien-Societäten    dürfen    nur    von  Commissarien    der    Societät  grführt    werden ; 
diese  sind    von    der  General-Versammlung   oder    vom  Handelsgericht  zu  wählen; 
der  einzelne  Actionär  kann   zwar  dabei  interveniren  ,   jedoch    nur  auf  seine  Ge- 
fahr und  Kosteui     6)  Alle  Streitigkeiten  zwischen  den  Actionären  ,  die  Societät; 
betreffend ,    sind    durch    das  Handelsgericht   zu    entscheiden.     Bei    dem  jetzigen 
Associationsgeiste  wäre  es  zu  wünschen,     dass    die  Gesetzgebung  aller   Staaten, 
die  Societäten  betrettend,  zeitgemäss  umgeändert  würde;   denn  überall  bedarf  sie 
einer  giossen  Reform,   da  sie  sich  längst  überlebt'  hat.  A.  d.  H. 
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Gläubigem    erwidern,    dass   er   sie  Dicht  kenne   und   nur  gegen  sei- 
nen  Mitassocie    verbunden    sei. 

In  dieser  Art  Societät  sind  alle  Commanditirte  und  Comman- 
ditäre  zur  Zahlung  der  Schulden  verbunden ,  jedoch  mit  dem  Un- 
terschied,  dass  erstere  es  unbestimmt  sind,  die  andern  aber 
nur  bis  zum  Belauf  ihrer  Einlage.  Wenn  letztere  nicht  bei 
den  Verhandlungen,  welche  die  Societät  betreffen,  ersclieinen,  so 
contrahiren  sie  niclits  destoweniger  mit  den  Gläubigern  durch  die 
Vermittelung  der  Commanditirten ,  denen  sie  die  ausschliessliche 
Geschäftsführung  überlassen  iiaben.  Sie  können  die  Klage  der 
Gläubiger  nur  dann  zurückweisen ,  wenn  sie  den  Beweis  fiihren, 
dass  sie  ihre  Einlage  in  die  Hände  der  verantwortlichen  und  so- 
lidarisch liaftenden  Associes  gemacht  liaben.  Die  Commanditir- 
ten müssen ,  bei  Vermeidung  der  Strafen ,  in  welche  ein  Ban- 
kerotircr  verfällt,  der  alle  seine  Einnahmen  nicht  nachweiset,  die 
Einlage   der  Commanditäre  erweisen  ^), 

Daraus  mnss  aber  nicht  g-esrhiossen  ^Verden,  dass  die  g-egen  die 
Societät  ergani^enen  Verurlbeiliin£»'eii  flas  Hecht  i^eben,  auf  die  Güter 
des  f -oinmandilär»  Hypothek  zu  nehmen ;  der  Gläiib»<>-er  bot  btoss 
eine  Klag-e,  die  der  Comfnan*lilär  nicht  mehr  streitig  inachtri  kann» 
die  aber,  wie  jede  andere  Klage,  vor  Gericht  angebracht  werden  iniii.% 
wenn  man   eine  directe  A  ernrtheihmg-  gegen  ihn  erhallen  will. 

Hat  der  Commanditär  seine  Einlage  nicht  g'einacht,  so  kann  er 
nicht  verlangen,  dass  der  Gläubiger  zuerst  den  verantwortlichen  As- 
socie  ausklage  und  erst  dann  die  Klage  gegen  ihn  einleite;  denn  hat 
er  sie  nicht  gemacht,  so  ist  er  sie  noch  schuldige  und  ist  fiir  die 
Schulden  bis  zum  Belauf  dieser  Einlage  gehalten.  Diese  Verbind- 
lichkeit ergibt  sich  ans  dem  Societäts- Vertrage,  der  durch  seine  Ver- 
olfentlichung  gegen  ihn  einen  Rechtstitel  zu  Gunsten  Dritter  gibt,  ge- 
gen welche  er  durch  den  Geschäftsfiihrer,  s-  inen  IMandalar,  verbind- 
lich gemacht  würde.  Diese  Klagen  der  Gianbig-er  vt-rjähren  jedoch 
in  den   nächsten  fünf  Jahren  nach   Auflösung  der  Societät. 

103d.  Mehr  durch  die  Umstände,  als  durch  eine  absolute 
Regel,  lässt  sich  entscheiden,  ob  ein  Commaivditär,  der  nach 
Einzahlimg  seiner  Einlage  während  der  ersten  Jahre  einige  Sum- 
men als  Gewinn  bezogen  liaf,  verbunden  wäre,  sie  zurückzuge- 
ben, oder  ob  sie  unter  der  alleinigen  Verpüichtung,  den  C'redi- 
toren  für  seine  Einlage,  die  immer  in  der  Societät  bleiben  luussy 
Rechnung   zu  führen,    behalten    küunte  ^). 


1)  H.  G.  R.  mx 

2)  Auch  ül)tT  (liefen  Punct  «chweigt  da«  H.  (J.  B.,  so  wi^  die  H.  G.  Büchfr 
nnd«?rer  Stant«'n  ;  selbst  das  nouo  Mpaivi'H'he  H.  G.  \\.  eruähnt  d«'<wen  nicht,  und 
die  tVnn/üsi.scheii  Autoren  .sind  darüluT  in  ihren  M<inu'>i»i'n  j{i*theilt.  hrr  <i'e 
riohtshof  von  K«)u«mi  hatte  einen  t^onirnanditar  verurtlieilt .  di«  erhobenen  H«- 
\*inne  wieder  herauszugeben,  n\s  die  Socielit  \  erlöste  hntte,  die  nicht  durch  <\nB 
>  ermüden  derselben  g«'deckt  werden  konntt?n.  Der  CHSMjitions-Hot"  ca-^sirte  »her 
dasUrtheil   (14.  Febr.   I8lü)  und  cnt>chied  ,    dass  der   Comniünditär  lur  Heritus- 

30  • 


364 

Mit  einigem  Sclieing-rimd  kann  man  sagen,  dass  die  vergangenen 
Gewinne  als  consiimirt  angesehen  werden ;  dass ,  wenn  man  anders 
entscheiden  wollte,  diess  die  Lag«  des  Commandilars  verändern 
hiesse,  die  wesentlich  darin  besteht,  dass  er  nicht  über  seine  So- 
cietäts-Einlage  hinaus  verlieren  kann  *). 

Daranf  liesse  sich  aber  erwidern:  Die  Verbindlichkeit  des  Com- 
manditärs  bewirkt,  dass  er,  falls  die  Sociefät  in  Verlust  ist,  seine 
Einlage  aufopfern  muss ,  ohne  dass  er  wiegen  der  Rückforderung  der- 
selben weder  mit  den  Societäts- Gläubigern  concurriren ,  noch  von 
den  verantwortlichen  Associes  als  Gläubiger  etMas  verlangen  kann, 
es  daher  gerecht  scheint,  dass  er  von  dem,  ^vas  er  in  dieser  Eigen- 
schaft von  der  Societät  erhalten  haben  konnte  ,    nichts  behalte. 

Uebrigens  könnten  daraus  zahlreiche  Missbräuche  entstehen» 
Wenn  eine  Societät  ihr  Inventarium  macht  und  sich  Ge^vinn  ergibt, 
so  erheben  oft  alle  Associes  ohne  Unterschied  einen  Theil  der  Ge- 
winne, obgleich  sie  nur  eventuell  und  muthiiiaasslich  sind,  da  sie 
auf  der  Voraussetzung  der  Sicherheit  und  Beständigkeit  der  in  das 
Activum  gebrachten  Werlhschaflpn  beruhen ,  die  später  durch  man- 
cherlei Umstände    sich    vermindern    oder  gar   wegfallen   können.     Es 


gäbe  der  bereits  bezogenen  Gewinne  nicht  gehalten  sei,  da  er  für  die  Verluste 
nur  bis  zum  Betrag  seiner  Kinlage  hafte  (Art.  26.  des  H.  G.  I>.)  und  es  dem 
Wohle  des  Handels,  wie  der  Absicht  des  Gesetzgebers  zuwider  sei,  wenn  der 
Commanditär  den  in  gutem  Glauben  empfangenen  Gewinn ,  den  er  verzehrt  ha- 
ben könne,  zurückgeben  müsse.  Der  Streit  hierüber  wurde  an  den  königl.  Ge- 
richtshof in  Paris  verwiesen,  welcher  aber,  durch  Urtheiisspruch  vom  11.  Febr. 
1811,  der  Meinung  des  Gerichtshofes  von  Rouen  beitrat,  aus  dem  Grunde,  dass, 
da  der  Commanditär  in  Betracht  seiner  Societäts  Einlage  an  allem  Gewinn  Theil 
nimmt,  er  ebenso  auch  an  den  Verlusten  zu  tragen  hat  und  der  reine  Gewinn 
aller  gemachten  Operationen  sich  nur  nach  Ab^ug  aller  Verluste  ergibt ,  und 
nur  allein  das  Endresultat ,  das  sich  aus  der  Zusammenstellung  der  einzelnen 
jährlichen  Resultate  herausstellt,  zu  erkennen  gibt,  ob  wirklich  Gewinn  oder 
Verlust  herausgekommen  ist,  der  Commanditär  demnach  das,  was  er  antici- 
pando  aus  der  Societätscasse  erhoben,  entweder  behält,  oder  herausgibt;  dass  die 
durch  die  theilweisen  Inventarien  angegebenen  Gewinne  nur  muthmaasslich  sind, 
die  auf  der  Voraussetzung  beruhen,  dass  der  Werth  des  Activums  sich  nicht  ver- 
mindert, noch  dass  er  zerstört  wird  ;  dass  es  der  Natur  der  Dinge  zuwiderliefe, 
wenn  man  annehmen  wollte,  dass  das,  was  anticipationsweise  erhoben  wurde, 
Gewinn  wäre,  wenn  die  Zusammenstellung  der  Resultate  das  Gegentheil  be- 
wiese; dass  endlich,  wenn  der  Commanditär,  nach  strenger  Regel,  die  Auflö- 
sung der  Societät  abwartete,  um  eine  Repartition  zu  haben,  falls  die  Societät 
falJirt,  nicht  mehr  erhalten  würde,  noch  erhalten  könnte  etc.  Diesem  Urtheils- 
spruche  wird  aber  von  Autoren  {Frcmery,  etudes  de  droit  conimercini)  entge- 
gengesetzt, dass  der  Commanditär  nur  Associe  bis  auf  seine  limitirte  Einlage  ist, 
dass  diese  seine  Person  vorstellt  und  dieser  Antheil  für  die  Schulden  haftet,  nicht 
aber  er.  Diese  Einlage  abgerechnet,  ist  er  nicht  mehr  Associe'.  Folglich  ist  Alles, 
was  in  der  Societät  nicht  seine  Einlage  ausmacht,  ihm  aber  doch  angehört, 
eine  Societätsschuld  gegen  ihn.  AVenn  also  die  realisirten  Gewinne  seine  Ein- 
lage übersteigen,  so  ist  er  Gläubiger  für  diesen  Ueberschuss^  er  kann  ihn 
nicht  nur  zurückziehen,  sondern  wenn  er  ihn  in  der  .Societät  lässt,  so  ist  er 
ein  Darlehen  ,  das  er  ihr  macht,  wofür  er  sich  Zinsen  ausbedingen  kann.  Wie 
übrigens  die  Frage  zu  entscheiden  ist,  möchte  sich  am  besten  aus  dem  Socie- 
täts-Vertrage  ergeben  ;  ist  er  veröflentlicht  worden  ,  und  bestimmt  eine  Clausel, 
dass  die  Associes  ihren  jährlichen  Gewinn  beziehen  können,  so  könnte  diess 
wohl  Dritten  entgegengesetzt  werden.  Der  oben  angeführte  Spruch  des  Cassa- 
tionshofes  stützt  sich  übrigens  auf  ein  Gutachten  des  Staatsraths  und  ist  dem 
ehemaligen  Gebrauch  in  Frankreich ,   wie  sich  aus  Savarv  ergibt,    ganz    conform. 

A.  d.  H. 
I)  Cass.  14.  Febr.  1810. 
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Jtann  aiicL  g^escLeLen,  iass  man  im  AcHviim  zweifelhafte  Schulden  oder 
momentane  Gewinne ,  die  wieder  verschwinden  können ,  einbringt. 
Vertheilung^en  von  Geldern  ,  die  sich  auf  solche  Grundlagen  stützen, 
können  dem  Gommanditär  eben  so  viel  und  mehr ,  als  er  eingeleg-t, 
in  die  Hände  spielen  und  ihm  die  Chance  zukünftiger  Gewinne  las- 
sen ,    ohne  dass  er  irgend  einem  Verlust  ausg-esetzt  ist. 

In  einer  so  delicaten  Frage  können  sich  die  Gerichte  nach  den 
veröifentlichlen  Clausein  des  Vertrags  und  nach  der  Redlichkeit  der 
Operationen  richten. 

1036.  Die  Verbindlichkeiten  des  Coramanditärs  ^egen  die  So- 
cietäts-Gläubiger  erstrecken  sich  nidit  iiber  seine  Einlage  und  das, 
was  er  zurückzuerstatten  gehalten  sein  kann  ^) ;  hat  er,  ausser 
dieser  Einlage,  der  Societät  andere  Gelder  vorgeschossen  oder 
dargeliehen,  ohne  die  Bestimmung,  dass  sie  einen  Zuschuss  zur 
Capital-Einlage  ausmachen  sollen,  so  stehen  ihm  für  diese  Vor- 
schüsse oder  Darlehen  die  nämlichen  Rechte  und  Klagen ,  wie 
allen   übrigen   Gläubigern,    zu. 

In  dem  Falle,  wo  ein  Comraanditär  in  die  Societät  Gelder 
in  obligirtem  Conto-Corrent  gegeben  hätte  (s.  Xo.  985.),  können 
sich  einige  Schwierigkeiten  darbieten.  Oft  ereignet  sich,  dass 
hinter  einer  solchen  Verbindlichkeit  unter  dem  INamen  Darlehen 
ein  Theil  der  Einlage  versteckt  ist ,  um  dessen  Rücknahme  zum 
Nachtheil  der  Gläubiger  zu  erleichtern ;  denn  ein  Darlehen  ist  ganz 
freiwillig,  und  so  oft  etwas  Gezwungenes  dabei  vorkommt,  ist 
es  dann  nur  eine  Obligation ,  eine  Bedingung  der  Societät  und 
folglich  eine  Einlage.  Wenn  jedoch  die  Parteien  im  Societäts- 
Vertrag  ausdrücklich  stipulirt  hätten,  dass  der  Commanditär  die 
so  eingelegte  Summe  als  Forderung  zurückfordern  könnte,  wenn 
sie  eine  besondere  Masse  bilden  würde,  die  immöglich  mit  dem 
Commandite-Capital  zu  vermengen  ist,  und  besonders,  wenn  der 
Societäts-Vertrag  ausdrücklich  Erwähnung  davon  machte ,  da  dann. 
Dritte  die  Stipulation  sowolil  als  den  Grad  der  Verantwortlich- 
keit kennen  sollen ,  so  sollte  man  Letztem  weniger  streng  be- 
handeln. 

1037.  Da  der  Commanditär,  welcher  an  der  Geschäftsfüh- 
rung Theil  nimmt,  für  alle  Schulden  der  Societät  unbestimmt 
haftet,  so  können  ihn  die  Gläubiger  desshalb  eben  so  gerirhtlicli 
belangen  ,  als  hätte  er  eine  solidarische  Bürgschaft  zu  Gunsten 
der  Societät    eingegangen  *). 

Entsteht  Streit  über  die  factische  Geschäftsfiibrung,  so  kann 
Ute  durch  Zeugen  erwiesen  werden.  Ein  solcher  Beweis  könnte 
nicht  gegen  den  Inhalt  des  Vertrags  dienen,  weil  die  Thatsaclie, 
nach   welcher    sich    die    (Qualität    des    Coramanditärs    >eräudert   hat, 


V  U.  G.  n.  20.   -^     2)  II.  G.  13.  27.  und  28. 
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später  entstanden  ist.  Anders  verhielte  es  sich  aber,  '«renn  man  be- 
weisen wollte ,  dass  bei  Abfassung  des  Acts  ausgemacht  wurde, 
dass  ein  Associe,  der  nur  als  Commanditär  darin  vorkam  und 
dieser  Qualität  nicht  zuwider  handelte,  dennoch  verantwortlich 
sein  und  solidarisch  haften  sollte ;  diess  hiesse  dann  direct  das 
Gegentheil  von  demjenigen  beweisen,  Was  im  Vertrage  ange- 
geben ist. 

Wenn  aber  die  Gläubiger  diesen  Beweis  gegen  den  Comman- 
ditär führen  können,  so  entsteht  die  Frage,  ob  daraus  geschlos- 
sen werden  muss ,  dass  ihm  die  Qualität  als  Kaufmann  mit  allen 
ihren  in  No.  77  u.  f.  angeführten  Folgen  beigelegt  werden  soll, 
und  dass  alle  Wirkungen  des  Vertrags ,  wodurch  er  als  Comman- 
ditär eingesetzt  wurde,  in  dem,  was  seine  Verhältnisse  mit  den 
Commanditirten    betrifft,    vernichtet   werden    sollen? 

Die  'Lösung  dieser  Frage  soll  durch  folgendes  Beispiel  ver- 
ständlich   gemacht  werden. 

Ein  Raufuiann  A.  hat  eine  Maniifactur  g-eg-riindet.  P._,  der  als 
Privatperson  Eig-entbiimer  davon  ist,  tritt  als  Commandilär  mit  50,000 
Franc»  in  das  Geschäft  ein.  Statt  sich  auf  die  Rechte  zu  beschrän- 
ken, die  dem  Coramanditär  zustehen,  mischt  er  sich  in  die  Geschäfts- 
führung'. A.  fallirt;  und  da  seine  Gläubiger  entdecken,  dass  P.  Hand- 
lung-en  begangen  hat,  die  ihm  als  Commandilär  nicht  Kustandeu, 
so  lassen  sie  ihn  zur  Zahlung  der  sammtlichen  Societätsschulden  ver- 
urtheilen.  Da  aber  diese  Verurtheiliingen  sein  Vermög-eu  übersteigen, 
so  wollen  sie  ihn  ebenfalls  als  falHt  erklärt  haben ;  sie  behaupten, 
d«R5S  die  Societät  die  Merkm&le  einer  Commandite  i^eändert  habe  und 
dass  sie  eine  namentlich  vereinte  Societät  ge'svorden  sei;  da*s,  vseil  in 
Societät  Handels-Geschäfte  gemacht  wurden,  beide  Associes  Handels- 
leute seien  ,  P.  dalier  nach  dieser  Qnalification  beurtlieilt  werden  soll, 
dass  man  folg-lich  auf  ihn  die  Regeln  über  die  Fallimente,  die  von 
denjenigen  der  zahhing-suiiffihigen  iXichthandeislente  (s.  VI.  Abthei- 
lung-)  verschieden  sind ,    anwenden   muss. 

Diese  Behauptung  wäre  aber  uicht  gegründet.  Allerdings  wer- 
den die  von  P.  im  Namen  der  Societät  geflogenen  Geschäfte  nach  No. 
4  u.  f.  als  Handelsgeschäfte  aiig-eselien ;  sie  waren  aber  nur  ein  ein- 
zelnes oder  mehrere  einzelne  Geschäfte,  die  ihn  nicht  als  Handels- 
mann bezeichnen.  * 

Dieser  Punct  ist  von  grosser  Wichtigkeit.  P.  hat  ^vahisdieinlich 
nie  daran  gedacht,  die  nach  No.  82  u.  f.  den  Handelsleuten  aufer- 
legten speciellen  Oblig-ationen ,  wie  z.  ß.  Buchhaltung-,  VeröfFentli- 
chung  der  Ehecontracte  etc.  zu  erfüllen  ').  Seine  Particnlar-GIänbiger, 
seine  Ehefrau  können  ihn  eben  so  wenig-  als  Handelsmann  ansehen. 

IVljin  würde  daher  den  öffentlichen  Glauben  hinterg-ehen ,  wenn 
man  auf  sie  die  speciellen  Verfügungen  ,  die  die  Gläubig-er  und  Ehe- 
frauen der  fallit  gewordeneu  Handelsleute  betreffen,  anwenden  wollte. 
Die  Gläubiger  der  Societät  haben    dabei  kein   Interesse.     Der    einzige 


1)  H.  G.  B.  8.  und  67. 
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Unterscliied ,  der  zwischen  dem  Fall  besteht,  ^vo  der  Cominandilär 
gerirt,  und  deiiiienig:en,  wo  er  nicht  g:erirt  hat,  besieht,  ^vas  erBte- 
ren  betrifft,  dario,  dass  sie  von  ihm  nicht  mehr  als  seine  Einlage 
verlan^-en  können ,  Avie  bedeutend  auch  die  Schulden  sein  xnög-en,  und 
im  zweiten ,  dass  sie  die  Gesamnitsumme  der  Schulden  verlanj^en  kön- 
nen, wie  sehr  sie  auch,  seine  Einlag-e  übersteigen  mög-en.  I\un  fragt 
es  sich,  ob  man  im  ersten  Falle  sagen  kann,  dass,  w^enn  ein  Cora- 
manditär,  der  die  Societätseiulage  ganz  oder  zum  Theil  schuldet  und 
zahluiigsunHihig^  ist,  in  Falliments-Zustand  erklärt  werden  kann,  un- 
ter dem  Vorg-eben,  dass  sein  Engagement  auf  eine  Handels-Socie- 
tat  Bezu^  hat? 

Welclien  andern  Unterschied  g^Ibt  es  jedocL  zwischen  dem  einen 
inid  andern  Falle ,  wenn  es  njcht  derjenige  ist ,  dass  im  erstem  die 
Verbindlichkeit  des  Commanditkrs  liinitirt  und  im  zweiten  unhe- 
ßlimmt  ist? 

1038.  Aufweiche  Weise  man  swicli  die  Frage,  welche  die  So- 
cietäts-Glänbiger  gegen  den  Commanditär  P.  betrifft,  entscheidet,  so 
bleibt  noch  die  zweite  zu  untersuchen  übrig.  P.  kann  solvent  sein, 
und  um  der  gerichtlichen  Klage  der  Gläubig-er  zu  entgelien  ,  die  So- 
cietäts-Schnlden ,  die  sich  z.  ß.  auf  200,000  Francs  belaufen,  bezaJi- 
len ,  obgleich  seine  Einlage  nnr  ans  50^000  Fraocs  bestand.  Kon« 
er  mit  Recht  gegen  A.  fiir  den  Ueberschuss  von  150,000  Franc«  auf- 
treten ,  oder  kann  ihm  wohl  die  Masse  der  Privat-Gläubiger  von  A. 
mit  Recht  entg-egensetzen ,  dass  er  nie  Commanditär,  sondern  solida- 
sischer  Associe  gewesen  ist;  dass  er  die  Hiilfte  der  Socielätsschulden 
tragen  soll  und  folglich  nur  einen  Regress  fiir  100,000  Francs  habe? 
Um  diese  Schwierigkeit  zu  lösen ,  muss  untersucht  werden ,  in  wel- 
chem Interesse  der  Grundsatz  festgestellt  wurde,  dass  ein  Comman- 
ditär, der  eine  HandJung"  der  Geschäftsführung  vornehmen  würde, 
sich  solidarisch  zu  allen  Engagements  der  Societät  verbindlich  inachen 
würde;  es  ist  ausg-emacht,  dass  diess  nur  im  Interesse  der  Gläubiger 
sein  kann.  Es  ist  ge'svissermaassen  eine  Strafe,  die  zu  ihren  Gunsten  ge- 
gen den  Versuch,  sie  zu  hintergehen,  den  man  muthmaasst,  ausgespro- 
chen ist ;  eine  Schadloshaltung  darf  aber  nur  denjenigen  nützen,  zu  deren 
Gunsten  sie  bestimmt  w  urde.  Ertheilt  man  dem  Associe  des  Commandi- 
tärs  das  Recht,  sich  auf  die  Strafe  g'pg^'n  Lelzlern  ^zu  Gunsten  der  Socie- 
täts-Gläubiger  zu  berufen,  ko  hiesse  diess,  ihm  Schadloshaltung  für  eine 
Klag-e  zug-estehen,  die  ihm  nicht  schade»  konnte,  die  übrigens  nur 
mit  seiner  Einwilligung-  Statt  habeji  konnte,  und  wovon  er  Mitsclnil- 
diger  wäre,  wenn  sie  Tadel  verdiente.  Es  wird  an^enonunen,  als 
Laben  die  Associos  in  diesem  Falle  eine  Sorietät  bilden  >vollen,  in 
^velcher  einer  oder  mehrere  von  ihnen  fiir  die  Schulden  mir  hin  r.um 
Heiauf  ihrer  Einlagen  haflen  würden,  A\;is  juich  INo.  ü  7.  zwischen 
Associes   ohne   irgend  eine   Beschränkung   erlaubt   und   giliig  ist. 

Demnach  Avürde-  der  Contmandiiär,  dessen  Einhige  50,000  Francs 
betrug-  und  der  in  Folge  der  von  Seiten  der  Gläubiger  gfgen  iliQ 
gericiiteten  Klngc  verpflichtet  war,  ihnen  den  Relnnf  der  Socicläts» 
schulden  mit  200.000  Franrs  tm  bezahlen,  ge;;f*D  den  ('onimaudilirlcJi 
eine  Forderung  von  150,000  Francs  haben;  durch  die^e  /.alilung  hnt 
er  nicht  seine  i'igene  Schuld  be/ahlt ,  sondern  eine  Sfhuld  .  >>ofÜr 
er  AoJidariacher    Bürge     war  ')  ;     er    iutt   «;eselxl<(h    in    die    Reriif    der 

1)  C.  (»    B.  1251. 
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Gläubiger  eingesetzl  ,  um  sie  im  Falliment  seines  Associe  auszuüben, 
fedocb  bleiben  der  Fallit-Masse  vorbehalten  ihre  Einreden  wegen  der 
seine  Geschäftsführung-  betreffenden  Bechnnngen  oder  die  Geltendma- 
chung- des  der  Socielät  verursachten  Schadens. 


Drittes  Capitel. 

Von    den    anonymen   Gesellschaften. 

1039.  Die  Bezeichnung  anonyme  Gesellschaft')  will 
nicht  sagen ,  dass  ihre  Geschäfte  geheim  bleiben ,  sondern  sie 
rührt  von  dem  Umstände  her,  dass  sie  mehr  eine  Societät  von 
Capitalien,  als  von  Personen  ausmacht,  dass  die  Garantie  eines 
Associe  nicht  auf  dessen  Credit  oder  persönlicher  Zahlungsfähig- 
keit beruht,  wie  diess  bei  den  übrigen  der  Fall  ist,  und  dass 
sie  keine  gesellschaftliche  Firma  haben  kann,  sondern  nur  durch 
den  Gegenstand  ihres  Geschäftes  oder  ihrer  Unternehmung  be- 
zeichnet   wird  ^). 

Besteht  die  Societät  ans  einem  grossen  Verein  von  Associes,  die 
ein  bedeutendes  Unternehmen  vorhaben ,  so  wird  sie  gemeinig-lich 
Compag-nie  genannt ;  mit  dem  IVamen  „anonyme  Societät''  werden 
die  minder  zahlreichen  und  wichtig-en  Vereine  bezeichnet. 

In  nachfolgenden  vier  Abschnitten  soll  die  Bildung  dieser 
Societäten,  ihre  Verwaltung  und  die  Verhältnisse  der  Associes  un- 
ter  einander    angegeben   werden. 


Erster-Abschnitt. 

Von  der  Bildung-  der  anonymen  Gesellscliaft. 

1040.  Bei  dieser  Art  Gesellschaft  wird  nicht  wie  bei  den 
andern  erfordert,  dass  sie  aus  Associes  bestehe,  die  unbestimmt 
für   die   Societätsschulden    haften,    noch    dass   die  Societäts-Engage- 


1)  Diese  Art  Societät  kommt  erst  in  der  neuem  Gesetzgebung  Frankreichs 
vor.  Obgleich  sie  vor  dem  H.  G.  B.  in  Gebrauch  war,  so  war  sie  nicht  ge- 
setzlich eingeführt  und  die  Ordonnanz  von  1673  schweigt  ganz  darüber.  Diese 
Art  Societät  hat  in  neuern  Zeiten  einen  grossen  Aufschwung  genommen,  da  sie 
die  einzige  ist,  die  sich  für  grosse  Unternehmungen  eignet.  Auch  der  Minder- 
begüterte kann  sich  dabei  interessiren.  Man  kann  darin  eine  Masse  von  Capi- 
tahen  vereinigen  und  damit  die  grössten  Unternehmungen  ausführen,  wozu  das 
Vermögen  Einzelner  nicht  hinreichend  wäre.  Sie  gewährt  dem  Interessenten 
den  Vortheil ,  dass ,  wenn  er  auch  sein  Geld  aussetzt ,  er  nie  mehr  als  seine 
Einlage  verlieren  kann  ,  dabei  keine  Verantwortlichkeit  hat  und  seine  Repu- 
tation nicht  aufs  Spiel  setzte  da  er  nicht  gekannt  ist.  A.  d.  H. 

2;  H.  G.  B.  29.  ü.  30. 
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ments  eine  Solidarität  zwischen  den  Associes  bewirken.  Keiner 
von  ihnen ,  selbst  wenn  er  sich  in  die  gemeinschaftlichen  Ge- 
schäfte mischt,  sie  leitet  oder'  verwaltet,  kann  mehr  als  seine 
Einlage  verlieren,  und  doch  hat  er  Hoffnung  auf  Antheil  am  Ge- 
winn ,    wie   gross    dieser   auch   sein    mag. 

Im  Allgemeinen  können  alle  Handelsoperationen  Zweck  einer 
anonymen  Gesellschaft  sein,  ausgenommen  solche ,  die  durch  all- 
gemeine  oder  besondere  Verbote    untersagt    sind. 

Da  die  Verantwortlichkeit  aller  Mitglieder  einer  anonymen 
Societät  limitirt  ist  und  dergleichen  Etablissements  durcli  Betrug 
oder  ünkluglieit  in  der  Organisation  oder  durch  schlechte  Geschäfts- 
führung nachtheilige  Folgen  für  die  Gläubiger  haben  können,  so 
dürfen  Societäten  dieser  Art  nur  mit  Ermächtigung  der  Staatsregie- 
rung  errichtet   werden. 

Bevor  diese  Ermächtigung  verlangt  wird,  muss  der  Socie- 
tätsvertrag  durch  Notariatsurkunde  abgefasst  ')  und  darin  die  Ver- 
bindlichkeit der  Associes  in  einer  Form  ausgedrückt  sein ,  nach 
welcher  ihre  Societätseinlage  oder  ihr  Versprechen ,  sie  zu  liefern, 
80  lange  unwiderruflich  ist,  bis  die  Ermächtigung  oder  die  ^  er- 
weigerung  eingetroffen  ist ;  bis  dahin  sind  die  Associes  nur  bedin- 
gungsweise verbunden.  Wird  sie  verweigert ,  so  sind  sie  von  ihrer 
Verbindlichkeit  befreit  und  werden  angesehen ,  als  wären  sie  nie- 
mals Associes  gewesen ;  hätten  sie  aber  dennoch  einige  Operatio- 
nen angefangen,  ohne  die  Ermächtigung  der  Kegierung  abzuwar- 
ten ,  so  würde  die  Wirkung  nach  den  Grundsätzen  bestimmt,  die 
bei  der  namentlich  vereinten  Societät  oder  der  Commandite,  welche 
nicht   legal  veröffentlicht   wurden,   angegeben   sind*). 

Nach  ertheilter  Ermächtigung  kann  weder  in  der  Basis,  noch 
im  Zweck  der  anonymen  Gesellschaft  eine  Veränderung  vorgenom- 
men werden ,  ohne  dass  man  deslialb  neuerdings  in  den  nämli- 
clien  Formen  darum  eingekommen  ist,  bei  Strafe  der  Interdiction 
der   Societät. 

Die  königl.  Ordonnanz,  welclie  eine  solche  Societät  ermäclitigt, 
ernennt  gewöhnlich  einen  Commissär,  der  über  die  \  ollzlehnng  dtr 
Statuten  zu  wachen  hat;  sie  können  widerrufen  >\ erden,  in  wel- 
chem   Fall   dann    die   Societät  unt(-rsagt   wird. 

Die  Ordonnanz  zur  Ermäclitigung  und  dvr  Societätsvertrag 
müssen    in    der    nnmiichen    Form    und   während   der   nämliclien  Zeit, 


1)  n.  G.  n.  40. 

2)  Kine  Insfriiction  des  Ministers  dos  Innern  vom  22.  Oft;  1^17  hostiuimf    die 
Fornion,   in  uclchi'n  dir  Erm:icliti;;un^  drr  Ilr^iiTim;;   vorhin;;!   nml  l»»'\»illi^t   «ird; 
aurh  i;il)i   s\i'    ruidfSMi.s   an  ,  was  aber  zur  tr.xparnn;;    dos    Haiiin«v*    bior    wt'j;,;r 
lassen  uiid 
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wie  die    Auszüge    der   übrigen  Societäts vertrage,    wovon  No.    1006* 
die   Rede   war,    angeschlagen    werden  *)• 

Zweiter    Abschnitt. 

Von    der  Verwaltung^    der  anonymen  Societäten. 

1041.  Die  Geschäfte  der  anonymen  Societäten  werden  durch 
erwählte  Directoren  oder  Commis,  die  auch  Associes  sein  können, 
manchmal  anch  durch  Personen,  die  der  Unternehmung  fremd  sind, 
administrirt  ^).  Diese  Administratoren  stehen  meistens  unter  einem 
Ansschuss  von  Actionären ,  der  sie  leitet  und  beaufsichtigt.  Kein 
Anderer  darf  sich  in  die  Societätsgeschäfte  misclien ,  selbst  unter 
dem  Vorgeben,  dass  die  Administratoren  sich  der  Nachlässigkeit 
oder  Veruntreuung  schuldig  gemacht  hätten ;  jedoch  kann  den  Sta- 
tuten gemäss  oder  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  über  die  So- 
cietät  auf  ihre  Absetzung  angetragen   werden.  , 

Wenn  die  Statuten  gar  nicht  oder  unbestimmt  festsetzen, 
wie  weit  sich  die  Vollmacht  der  Directoren  oder  Angestellten  er- 
streckt, so  sind  die  in  No.  1013  ii.  f.  angegebenen  Regeln  selbst 
für  den  Fall^  dass  diese  Administratoren  Associes  wären,  nicht 
anwendl^r;  man  muss  dann  zu  den  Grundsätzen  des  gemeinen 
Rechts,  das  salarirte  Mandat  betreffend,  seine  Zuflucht  nehmen, 
ohne  dass  sie  als  Mitglieder  der  Societät  die  in  No.  1032.  ange- 
führte Berüeksichtiguug  ansprechen  können ,  weil  nicht  die  näm- 
lichen Gründe  vorhanden  sind  und  sie  nicht  gegen  Dritte  eine  un- 
begrenzte Verbindlichkeit    eingehen,    die  ihre  Mitassocies  beruhigt. 

Diese  GescLäflsfiibrer  stehen  in  doppeher  Eigenschaft  da ,  die 
uiclil  mit  einander  verwechselt  werden  darf:  als  Mandatare  sind 
sie  der  nämliclien  Verantwortlichkeit,  wie  die  ge^vohnlich  Ang-eslell- 
ten  unterworfen^);  als  Associes  sind  sie  gegen  Dritte  nicht  mehr, 
als  ihre  Mitassocies  verbunden ,  weil  nach  J\o.  560.  der  Mandatar 
seinen  Mandanten  und  nicht  sich  selbst  personlidi  verpflichtet ;  und 
darin  unterscheidet  sich  die  anonyme  Societät  von  der  Comraandite. 
Mit  Dritten  ,  die  mit  ihnen  contrahireu ,  handeln  sie  nur  m  ihrer  £i- 
g-enscLaft  als  Mandatare  und  die  Societät  contrahirt  durch  ihre  Ver- 
inittelnng;  sie  können  in  ihrem  JXamen  nur  in  dem  No.  560.  ange- 
führten Falle  gerichtlich  verfolgt  werden,  wie  diess  bei  Coramis  der 
Fall  ist ,  die  ihre  Vollmacht  überschritten  oder  sich  für  Operationen 
ihrpr  Commitfenten  verbürgt  haben.  Die  Administratoren ,  welche 
nicht  associirt  sind,  können  in  Folge  einer  ßeratschlagnng  entlassen 
werden,  selbst  wenn  sie  durch  den  Societäfsvertrag*  angestellt  wurden. 
in  Betreff  derjenigen,  welche  Associes  sind^  ist  mehr  Zweifel  vor- 
handen. Gewöhnlich  verweigert  die  Regiernng*  ihre  /jenehmigung- 
den  Statuten  ,    die  unwiderruflich  die  Administration  an  Associes  iiber- 


1)  H.  G.  B.  45.  —    2)  H.  G.  B.  .31.  und  32.  —    3)  H.  G.  B.  33. 
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tragen  haben,  selbst  vrenn  diese  das  Etablissement  begründet  fiiitten. 
Wäre  jedoch  diese  in  den  Statuten  enthaltene  Clausel  von  ünwider- 
ruflichkeil  durch  die  Ordonnanz,  ^veIche  die  Societat  autorisirt,  ohne 
Modifirationen  j^enelimii^t  ^vorden,  so  inüsste  ihr,  da  sie  nacli  No. 
1018.  nichts  Unerlaubtes  enthält,  nachg^eg-nngen  werden,  denn  sie  be- 
Avirkt  nicht j  dass  der  Mandatar  entlassen  werden  kann,  sondern  nur, 
das«  die  Entlassuns^  wegen  eines  Grandes,  der  g^epriift  und  über  den 
abgeurtheilt  wordeu  ,   Statt  haben  kann. 

Im  Allgemeinen  werden  die  Mitglieder  der  Societat  zu  ge« 
wissen  ih  den  Statuten  angegebenen  Zeitpnncten  oder  bestiraraten 
Umständen  ziisammenberufen ,  um  iiber  das  gemeinschaftliche  In- 
teresse zu  berathschlagen  oder  die  Rechnungen  in  Empfang  zu 
nehmen  imd  die  Geschäftsfiilirung  der  Administratoren  zu  unter- 
suchen. 

Ist  die  Anzahl  der  Actionäre  betrachtlich ,  so  bestimmen  oft  die 
Statuten ,  dass  man  in  dieser  Versammluno;  nur  die  am  meisten  be- 
iheiligten  Actionäre,  deren  Anzahl  und  Verhältuiss  ang^egeben  ist, 
zulasse  (s.  i\o.  979  u.  f.). 

Dritter  Abschnitt, 

Von  den  Verhältnissen,    welche     die     anonymen    Societä- 
ten    zwisrchen  den  Associes  beg^riiudeu, 

1042.  Das  Capital  einer  anonymen  Societat  ist  gewöhnlich 
in  Actien*)  abgetfieilt  und  sogar  in  Coupons,  die  zusammen 
genommen  dejn  Werth  der  getheilten  Actie  gleich  kommen.  Diese 
Actieu,  wovon  in  INo.  992.  lu  f.  die  niUhigen  Begritt'e  gegeben 
wurden,  können  Gegenstand  kaufmännischer  Operationen  werden. 
Sie  können  au  Ordre  gestellt  sein,  übertragen  werden  (s,  INo.  315.), 
oder    auch   an    den  Inhaber   lauten. '•  ^' ^). 


1)  Es  gibt  auch  Actien  ohne  Capital,  diess  sind  die  I  n  d  ii  s  tri  e  -  A  et  ien, 
in<iustrielle  Actien  {ncttons  Wtndustn'c^  indvstn'c/les^  actiotis  de  joti4asanc9 
oder  f/'  usufiuit).  Diese  werden  für  denjenigen  geschatlen  ,  der  l)loss  seine  In- 
dustrie in  die  So<:iefät  einlogt,  die  zu  einem  gewissen  Preis  »n;xesclil«t;cn  wirtl. 
Sie  können  niirht  nbertrajjen  werden.  Je  nachdem  (Kt  Societäts-N  ertrng  laufet, 
geb>'n  sie  ein  R«'cht  auf  das  Caijital  d«r  (jiesellschalt  und  die  (jirtvinn-Anfheile, 
oder  auch   nur  ant"  diese   letztern.  A.   d.   H. 

H)  H.  (;.  fj.  :h,  ;j6,  :m». 

3)  Nach  No.  129.  können  die  Wechselsensale  allein  mit  ihrer  Verhandlung 
beaurtra;;t  werden. 

4)  Der  Mif^enthüiner  einer  Artie  heisst  Actionär  {artionnm're).  Sind  die  Ac- 
tien nominativ,  d.  h.  nn  die  Or<lre  des  Migentluhners  pesteilt,  so  yvird  d»^ 
Ki<:entliiini  auf  den  Societäts  Hüeliern  lte<iriindet.  Sind  sie  hin^epen  an  den 
Inhalier  pestellt  ,  so  pilt  der  Uesitz  als  lüpenthum  ;  i«ie  pehen  von  Hand  ru 
Hand  ohne  w^jitere  Kornialität  als  durrh  LWlierpahe  des  DocunieiHs.  Die  Aetit-n 
Coupons  können  eI»enso ,  wie  die  Actien  seihst,  nominativ  sein  od«»r  an  dm 
Inhaher  lauten.  Wenn  das  Capital  einer  Actio  in  niohrern  Temunen  einr.iisehies- 
*en  ist,  so  stellt  man  im  AunenMick  ,  v»onn  sie  gezeirlinft  \M'rden ,  ein  provi- 
sotisrhes  l)<»cunient,  A  e  t  ie  n  -  P  r  o  m  e  s  s  e  «»enannt,  ans,  na<  h  «rl«hi  t  jede  Kin 
Kahlunp   verzinset  vird,    und   tf'nd    «lann  alle   I.in/Jililunj;*n    ^.•■»cluhen,   tu    »ird 
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Um  das  Eigenthiimsreclit  auf  diese  Art  Actien  zu  erhalten, 
werden  die  Vorschriften  über  die  Fähigkeit,  Handelsgeschäfte  zu 
treiben,  nicht  angewendet, 

Ueber  die  Rechte,  welche  den  Actionären  rücksichtlich  der 
Aufsicht  über  die  Verwaltung  des  Geschäfts  und  der  Einsieht  in 
den  Status  der  Societät  zustehen,  lassen  sich  keine  festen  Regeln 
geben,  weil  die  Statuten  das  Nöthige  darüber  bestimmen,  Nut 
in  Ermangelung  dieser  Bestimmung,  und  auch  dann  noch  mit 
Vorsicht  und  Modificationen ,.  welche  die  Umstände  angeben,  könnte 
man  auf  die  anonyme  Gesellschaft  das,  was  in  No.  1018.  und 
1031.    über    die    anderen    Societäten   gesagt  wurde,    anwenden. 

Die  Actionäre  participiren  im  Gewinn  in  Folge  der  Reparti- 
tion ,  die  man  zu  gewissen  Zeiten  macht  und  die  man  Dividende 
nennt  (s.  No.  992.).  Ist  in  den  Statuten  von  einem  Reservefonds, 
der  auf  den  Gewinn  erhoben  wird,  nichts  gesagt,  der  zur  Reduc- 
tion  des  ursprünglichen  Capitals  oder  zu  dessen  Vermehrung 
beitragen  soll,  so  wird  diess  durch  die  Ordonnanz,  welche  die  Er- 
mächtigung ertheilt,  bestimmt.  Wäre  dieser  Reservefonds  unzu- 
reichend, die  erlittenen  Verluste  zu  decken,  so  dürfte  so  lange 
keine  Dividende  bezahlt  werden ,  bis  das  ursprüngliche  Capital 
wieder  durch  die  Reserve  gedeckt  wäre.  Sind  aber  die  Verluste 
so  gross,  dass  die  Societät  dritter  Personen  keine  Bürgschaft 
mehr  gewährt,  so  muss  sie  aufgelöst  werden.  Für  diesen  Fall 
bestimmt  die  Ordonnanz,  wodurch  sie  ermäclitigt  wurde,  das,, 
was  die   Statuten   nicht    bestimmt    haben   könnten. 

Diese  schreiben  auch  vor,  wie  sich  diejenig-en  ansziiweisen  ha- 
ben, welche  die  Divideuden  im  Namen  eines  Actionüts  erheben  wol- 
len, so  wie  die  Art  und  Weise,  Avie  das  EigenlJiuni  der  Actieu  uacl* 
den  iu  No.   315.   angeführten  Grundsätzen  übertragen  wird. 

Vierter    Abschnitt. 

Wirkung-    der    anonymen    Societäten    in    Betreff  Dritter. 

1043.  Die  Actionäre  einer  anonymen  Societät  können  nicht 
persönlich  wegen  der  von  der  Societät  contrahirten  Verbindlich- 
keiten    und    Schulden     gerichtlich     belangt     werden.      Diejenigen, 


die  Promesse  bei  Uebergabe  der  wirklichen  Actien  wieder  eingetauscht.  Statt 
der  Promessen  ertheilt  man  auch  I  n  t  e  r  ims  s  ch  ei  n  e  für  die  Einzahlungen. 
Wenn  jedoch  diese  zu  machenden  Einzahlungen  nur  in  einige  Raten  eingetheilt 
sind  ,  so  können  auch  die  Actien-Promessen  oder  Interimsscheioe  unterlassen 
werden,  und  man  bescheinigt  diese  Einzahlungen  airf  der  Actie  selbst,  wenn  sie 
zu  diesem  Behuf  eingerichtet  ist.  S.  die  Actientorinulare  in  Sc  hiebe:  ,7  Die 
Contorwi.s.senschaft  und  irt  dessen  Universal  -  Lcxicon  der  Handelswissenschaft 
unter  dem  Artikel  Handelsgesellschaften.  In  beiden  Werken  kommen  auch  Six- 
cieta'ts- Verträge  vor.  A.  d.   U. 
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welch«  sich  als  Gläubiger  ausgeben,  können  bloss  die' Administra- 
toren vor  Gericht  laden,  gegen  sie  ein  ürtheil  erhalten  und  die 
beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  und  jedes  andere  Activum 
der  Societät  mit  Arrest  belegen  lassen.  Ist  diess  unzureichend, 
so  können  die  Associes  nur  in  dem  Fall  gerichtlicli  belangt  wer- 
den,  wenn  sie  ihre^  Einlage  noch  ganz  oder  theilweise  schulden'); 
es  wird  jedoch  immer  vermuthet,  dass  diese  Einlage  gemacht  wor- 
den. Da  die  anonyme  Societät  eine  Societät  von  Capitalien  ist, 
das  Capital  also  allein  haften  muss ,  so  finden  hier  die  in  J\o, 
1034.  angegebenen  Grundsätze  weder  wegen  Zurückgabe  des  er- 
hobenen Gewinns ,  noch  wegen  der  Folgen  der  Geschäftsführung 
der    Commanditäre   iVnwendung. 

Daraus  folgt,  dnss  ,eiii  Aktionär,  der  sein  Rpclit  auf  die  Societät 
verkauft  oder  cediret  hat  ,  nicht  inelir  wegen  der  aheii  Engagements, 
die  diesem  Zeitpimkt  vorangegangen  sind,  belangt  "werden  kann. 
Diese  Eng-ageinents  sind  eher  eine  Schuld  der  Sorietätsactien,  als  die- 
^'enig-e  der  Personen.  Dieser  unbestreitbare  Grundsatz  kann  in  6i^n 
Fällen  einige  Schwierigkeiten  darbieten,  ^vo  die  urspriingiirhen  Ac- 
tionäre  nur  einen  Theil  ihrer  Actien  bezahlt  und  für  den  Rest  Pro- 
inessen,  zahlbar  in  geAvissen  Zeitpuncten  oder  in  g-ewissen  Fällen, 
ausjrestellt  hätten. 

Diese  Art  Operation  ,  die  grossen  Nachtheil  bringen-  kann  und 
daher  nntersagt  werden  sollte ,  dennoch  aber  im  jetzigen  Zustande 
der  französischen  Gesetzgebung  antorisirt  ist ,  gibt  zu  einer  Frage  An- 
lass  ,  die  nicht  ohne  Interesse  ist.  Der  Aussteller  einer  solchen  Pro- 
messe, die  einen  nicht  bezahlten  Theil  seiner  Actie  vorstellt,  kann 
vor  Zahlung-  der  IVomesse  die  ihm  ausgelieferte  Actie  verkaufen. 
Wenn  ihm  nun  die  Administratoren  der  Societät  seine  Promesse  nicht 
zurückgeben,  so  bleibt  er  Schnldner  dafür  und  kann  auf  Ansuchen 
der  Societät  zur  Zahlung-  g-erichtlich  verfolgt,  werden.  Es  bleibt  ihm 
vorbehalten,  sich  nach  Gutdünken  mit  seinem  Cessionar  zu  verstehen. 
Können  aber  die  Administratoren  der  Societät,  ohne  sich  verantwort- 
lich zumachen^  ihm  seine  Promessen  zurückgeben  uud  sie  durch  die  des 
Cessionars  im  Portfeuille  -der  Societät  ersetzen?  Diese  Frage  kann 
van  grossem  Interesse  sein,  w^'un  die  Societät  in  Concnrs  geräth. 
Allerdings  haben  die  Gläubiger  das  Hecht,  alle  Actioniue  zur  Einzah- 
Inng  ihrer  noch  unbezahlten  Actien  zu  zwingen.  Sie  könnten  in  die- 
sem Fall  dem  ursprünglicheu  Actionar  sagen,  dass  er  der  Regel  nach 
seine  Actie  bei  Empfang-  hätte  zahlen  sollen;  dass,  Avenn  er  ein« 
Frist  erhalten  hat  und  ihm  gestaltet  wurde,  statt  der  zu  machenden 
Einzahlung  Promessen  auszustellen,  diese  Promesseii  eine  Schuld  be- 
gründf'ten  ,  die  er  gegen  die  Societät  eingegangen  und  von  der  er  nicht 
befreit  werden  könnte,  indem  er  einen  Andern  an  seine  Stelle  als 
Schuldner  eing*^setzt  ,  dass  er  daher,  selbst  wenn  er  seine  Actie  ce- 
dirt  hat,  zur  Zalilung  seiner  Promesseii  ebenso  verbunden  ist,  A>ie 
derjenige,  Avclcher  ein#«n  Gegenst«nd  auf  Credit  gekauft  und  Hin  wie- 
der  verkiiuft    hat  .     ohne   seinen   Verkäufer   /u    hefrietli;>en  ,    und    d.thir 


I)  H.  G.  B.  33. 
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nicLt  wenig^er  gegen  diesen  verbunden  bleibt.  Darauf  lä'sst  sich  aber 
erwidern,  dass  die  Societät ,  welche  Gläiibig-fer  der  Proinessen  ist,  die 
die  Tlieile  der  nicht  bezahlten  Actien  vorstellen,  beliebige  Novation 
vornehmen  könnte,  dass  sie  dnrch  die  Annahme  der  Promessen  des 
Cessionars  nnd  durcli  Rückgabe'  derjenigen  des  Cedenten  ihre  Forde- 
rniiff  gegen  letzteren  getilgt  hat,  dass  also  Alles  in  der  Ordnmig  ist, 
sobald  die  Administratoren  der  Societät  ihre  Einwilligung  zur  Substi- 
tuiruno-  gegeben  haben;  dass  allerdings  Missbräuclie  entstehen  können^ 
es  aber  der  Regierung  zusteht,  ihnen  in  den  Statuten,  die  sie  geneh- 
migt, zu  steuern,  indem  sie  z.  B.  erklärt,  dass  der  Cedent  der  So- 
cietät für  die  Zahlung  der  nicht  saldirten  Acfie  haftet;  dass  in  Er- 
mangelung einer  Claiisel  dieser  Art  in  den  Statuten  oder  eines  allge- 
meinen Gesetzes  glicht  als  Grundsatz  aufgestellt  werden  kann ,  dass  in 
diesem  Falle  der  ursprüngliche  Actionär  mit  vollem  Rechte  verbunden 
bleibt,  seine  Einzahlung  zu  vervollständigen,  wenn  ein  Cessionar  an 
seine  Stelle  angenommen  würde,  es  sei  denn,  dass  er  einen  Betrug 
nachweise. 

Die  Gerichte  können  die  Folgen  dieser  Novation  auf  die  Admi- 
nistratoren zurückfallen  lassen  ,  wenn  der  Cessionar  ,  dessen  Engage- 
ments von  ihnen  an  die  Stelle  der  Verbindlichkeiten  des  Cedenten  an- 
genommen werden,  sie  nicht  einlösen  würde.  Auch  müsste  man  sich 
nach  den  Umständen  und  nach  der  Beschaffenheit  der  Relationen  oder 
der  Operationen  richten,  um  zu  entscheiden,  ob  Clausein,  die  dem 
gemeinen  Rechte  Eintrag  thnn  {derogaioires)  und  in  die  Statuten 
einer  anonymen  Societät,  die  man  mit  der  erhaltenen  Ermächtigung 
publicirt  hätte,  eingeschoben  sind,  dritten  Personen,  die  mit  den  Ad- 
ministratoren oder  den  Delegirten  dieser  Societät  verhandelt  haben, 
entgegengesetzt  werden  können^). 


1)  Der  Behauptung  von  Pardessus,  die  Societät  habe  als  Gläubiger  eines  Ac- 
tionärs,  der  für  die  Hälfte  seiner  Adle  Proniessen  ausgestellt,  die  Befugniss, 
eine  Novation  zu  machen,  indem  sie  die  Promessen  des  Cessionars  au  die 
Stelle  derjenigen  des  Cedenten  annimmt,  widerspricht  Persil  in  seinem  Werke 
,;des  socie'tes  commerciales  ".  Er  behauptet,  dass  eine  solche  Substitution  des 
Schuldners  zu  gefährlich  für  Dritte  sei,  und  sagt:  Wenn  es  der  Societät  frei 
steht,  ihr  Recht  als  Eigenthümer  zu  gebrauchen,  indem  sie  einen  Cessionar  an 
die  Stelle  des  ersten  Ausstellers  der  Promessen  annimmt,  so  kann  sie  dieses 
Recht  nur  in  so  fern  ausüben ,  als  die  Rechte  Dritter  nicht  Gefahr  laufen-,  ver- 
letzt zu  werden.  Damit  nicht  Missbräuche  entstehen,  dürfen  dergleichen  Ver- 
änderungen in  der  Person  des  Schuldners  nicht  gestattet  werden.  Angenommen, 
drei  Actionäre  hätten  die  eine  Hälfte  ihrer  Actien  bezahlt,  für  die  andere  aber 
eigene  Wechsel  ausgestellt.  Später  cediren  sie  ihre  Actien  in  Ueberei^stimmung 
mit  den  übrigen  Actionären.  Die  Cessionare  ersetzen  deren  Wechsel  durch  an- 
dere, die  sie  auf  sich  ausstellen,  können  sie  aber  nicht  einlösen,  da  sie  insol- 
vent geworden;  dann  würde  das  Capital  der  Societät,  das  allein  den  Gläubi- 
gern als  Garantie  dient,  zu  ihrem  Nachtheil  betrüglicher  Weise  verringert.  Der 
Regierung  ist  es  nicht  möglich ,  die  Aufsicht  zu  fuhren,  die  ihr  Pardessus 
auferlegt^  sie  ist  bloss  berechtigt,  diejenigen  Artikel,  die  dem  allgemeinen  In- 
teresse entgegen  sind,  zu  inspiciren  und  zu  revidiren.  Entweder  ist  in  den  Sta- 
tuten festgesetzt,  dass  die  Actionäre,  welche  den  Betrag  ihrer  Actien  nicht 
einschiessen,  durch  Novation  die  Schuld  tilgen  können  oder  nicht.  Im  erstem 
Falle  wird  die  Regierung  diese  Befugniss  streichen,  weil  sie  dem  ötrentliehen 
Wohl  entgegen  ,  und  dann  ist  die  anonyme  Societät  nach  Art.  37.  des  H.  G.  B. 
untersagt,  oder  der  König  ertheilt  seine  Genehmigung,  ohne  die  Statuten  ver- 
worfen zu  haben,  und  dann  muss  der  Wechsel  des  Schuldners  wieder  verboten 
werden,  well  er  die  Unredlichkeit  begünstigt  und  die  Verletzung  der  Rechte 
der  Gläubiger  erleichtert.     Ist  in  den  Statuten    keine   Rede    von  diesem   Nova- 
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Tfertes  Capifel. 

Von     den    Associationen     zn    Participations-GescLaften 
oder  den  ha  nd  elsg^ellsch  aftl  ichen  Vereinigungen    auf   ge- 
meinschaftlichen Gewinn  und  Verlust. 

1044.  Ausser  den  drei  angesehenen  Arten  von  Handels- 
gesellschaften gibt  es  noch  eine  vierte,  die  man  Association 
zu  Participations  -  Geschäften  oder  h  a  ndelsgesell- 
gchaft liehe  Vereinigung  auf  gemeinschaftlichen 
Gewinn  und  Verlust  (association  commerciale  en  pariiclpa^ 
Uoti)   nennt*  *). 

Bei  dieser    Art   Societät   ist  Folgendes   in   Betracht  zu   zielien: 

1)  Die    Merkmale,   wodurch    sie   sich    von   den   andern   Societäten 
unterscheidet.  > 

2)  Die   respectiven    Verhältnisse   der  Theilnehmer  unter    sich. 

3)  Die    Verbindlichkeiten,   welche  die    Theilnehmer  gegen    Dritte 
in   einem   Pärticipationsgeschäft   eingegangen. 

Diess   soll    in    nachfolgenden    drei     Abschnitten    abgehandelt 
Verden. 


Erster  Abschnitt. 

Von  den  Unterscheidungsmerkmalen  der  h  and  e  !  sges  e  Il- 
se haftlich  en   Vereinigung; 

1045.  Die  handelsgesellschaftlichen  V^ereinigungen  dürfen 
nicht    mit  den    Societäten  verwechselt  werden. 

Die  Personen ,  aus  welchen  eine  Societät  besteht ,  bilden 
durch  ihre  Vereinigung  ein  moralisches  Wesen ,  das  seine  Indi- 
vidualität und  seine  Particularrechte  hat ,  dem  man  nach  No, 
977.  einen  iVamen  geben  muss,  unter  welchem  es  sich  dem 
öffentlichen  Zutrauen  für  alle  Geschäfte ,  die  es  während  seiner 
Dauer   machen    wird,    ankündigt.      Die  bestimmten  Unternehmungen, 


tlonsrecht,  da«  der  Societät  zuRestanHcn  wurde,  so  muss  es  um  so  mrhr  ver- 
weigert werden.  Um  so  mehr  auch  muss  eptsohieden  werden,  dnss  die  l*rom»'s- 
sen  des  Actionärs  eine  Schuld  {,?e^.'n  die  Societät  be»rründen  ,  von  der  er  sich 
nicht  durch  einen  Cr.ssionar  lossH^^en  kann,  dessen  Promessen  er  an  der  Stelle 
der  seinijj;en  darbietet,  weil  diese  Novation  für  das  Interesse  Dritter,  das  der 
(lesetzfijt'her  in  seinen  Schutz  {^pnomnien  hat  ,  zu  g«'fälirli(h  wäre.        A.  d.  H. 

2)  H.  G.  B.  47.  liOcre  in  seinem  ,,rsprit  du  co<ie  de  commc/«c"  sa;»t  p;an?s 
richtig;  in  der  n«'merlvun<;  zu  Art.  47.:  Die  Association  zu  Particijmiion.s^ie.schaf • 
ten  ist  nur  die  Uebereinkuntt  eine«  Au<;enl)licks  ,  die  sich  auf  irgend  eine  vor- 
Ubcrp»*hen(le  Operation  bezieht,  und  sie  unterscheidet  sich  diriu  von  der  Socie 
tat,  deren  dauerhafteres  Dand  zwischen  den  Associds  eine  fortdauernde  Jnteresse- 
(jlemeinüchaft  begründet. 

A.  d.   U. 
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die  Gegenstand  der  Participationsgescliäfte  sind,  erfordern  nichts 
Aehnliches. 

Da  gewöhnlich  das  Participationsgeschäft  von  Einem  allein 
ausgeführt^),  der  seinen  Mitinteressenten  Rechnung  darüber  abzu- 
legen hat  und  der  Gewinn  gemeinschaftlich  getheilt  oder  der  Ver- 
lust eben  so  getragen  wird ,  so  ist  dazu  keine  Societäts-Firma  er- 
forderlich. 

Die  Theilnehmer  können  auch  übereinkommen,  dass  Alle  ge- 
meinschaftlich mitwirken.  Diese  gemeinschaftliche  Mitwirkung  ist 
bestimmt,  sie  kann  sich,  wie  die  Vereinigung  selbst,  auf  eine 
oder  mehrere  Handelsoperationen  erstrecken ;  ihre  Dauer  beschränkt 
sich  auf  die  der  Unternehmung '') ;  daher  sich  auch  in  diesem 
Puncte  diese  Societät  von  der  namentlich  vereinten  unterscheidet. 
Die  Kenntniss  der  Verhältnisse  zwischen  Participanten  ist  im  All- 
gemeinen für  Dritte  von  keiner  Wichtigkeit.  Die  Societät  hat  kei- 
nen Etablissements -Ort,  wo  die  Klagen,  die  aus  dieser  Participa- 
tion  entstehen ,  angebracht  werden  können  5) ;  es  ist  daher  nicht 
nöthig,  dass  die  Conventionen  der  Parteien  schriftlich  abgefasst  wer- 
den,  noch  weniger,  dass  ein  Auszug  des  Vertrags  veröffentlicht  werde. 
Man  kann  den  Beweis  durch  Bücher,  Correspondenz  oder  durch  Zeu- 
gen führen  ^) ;  kurz  diese  handelsgesellschaftlichen  Vereinigungen 
sind  den  für  die  andern  Gesellschaften  vorgeschriebenen  Förm- 
lichkeiten  nicht  unterworfen. 

1046.  Das  der  Participation  eigenthümliche  Merkmal  ist,  dass 
sie  eine  oder  mehrere  Handelsoperationen  betrifft,  deren  Gegenstand 
im  Augenblick  der  Uebereinkunft  der  Parteien  entsteht  und  dass  die 
Association  sich  nicht  über  die  zur  Beendigung  der  Operation  nöthige 
Zeit  hinaus  erstreckt,  wo  hingegen  eine  wirkliche  Societät  in  der  Ab- 
sicht gebildet  wird,  sich  successiven  Operationen  zu  widmen,  wie  sie 
der  Lauf  der  Dinge  und  die  Geschäfte,  denen  sie  sich  widmet,  her- 
beiführen. 

Haben  die  Parteien  ihre  Conventionen  schriftlich  abgeschlossen, 
so  ist  diess  kein  Beweis,  dass  sie  damit  beabsichtigt  haben,  eine  na- 
mentlich  vereinte   Gesellschaft   zu   bilden. 

Die  iinternommene  Operation  mag  auch  noch  so  bedeutend  sein, 
so  ist  diess  kein  Grund,  die  Association  als  eine  solche  Gesellschaft 
anznsehen.  Man  kann  sich  für  eine  grosse  Operation  in  Participation 
associiren ,    während    eine    namentlich    vereinte    Societiit    sich    nur   für 


1)  Die  Besorgung  eines  Participationsgeschäfts  kann  entweder  1)  durch  uns 
selbst,  2)  durch  einen  Theilhaber,  oder  auch  3)  durch  eine  dem  Geschäft  ganz 
fremde  Person  übernommen  und  vollzogen  werden.  Jede  dieser  drei  Personen 
kann  die  ganze  Leitung  der  Operation  im  Ein-  und  Verkauf  oder  auch  nur  zum 
Theil  haben.     S.  Näheres  in  j,Sch^iebe,  Lehre  der  Buchhaltung". 

2)  H.  G.  B.  48.  —  3)  Abw.  ürth.  14.  März  1810.  —  4)  Abw.  ürth.  19.  Fructi- 
dor  XI,  28.  Gerrainal  XII,  26.  März  1817.  H.  G.  B.  Art.  49  u.  50. 
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eine  Reibe    kleiner    Geschäfte    bildet,     die    ziisammeng^enoramen     nicht 

einem  einzigen   Parlicipafions  -  Gescbaft  gleichkommen.  ^ 

■  M'   ti 

Wenn  handelsgesellschaftliche  Vereinigungen  in  Monopole  aus- 
arten ,  so  würden  dadurch  die  in  INo.  162.  gegebenen  Regeln  ver- 
letzt und  jede  Klage  müsste  dann  abgewiesen  werden;  das  Delict 
müsste  angezeigt  und  vom  corapetenten  Richter  bestraft  werden'). 
Da  sich  in  dieser  Hinsicht  keine  bestimmten  Vorschriften  ertheilen 
lassen/  so  haben  die  Richter  in  solchen  Fällen  nach  den  Thatsa- 
chen  und  Umständen  zu  entscheiden,  ob  die  Convention  der  Con- 
trahenten    giltig    und    obligatorisch    ist   oder   nicht'). 

In  iVo.  978.  ist  gesagt  worden,  dass  ein  Associe  oline  Ein- 
willigung der  andern  einem  Dritten  in  seinem  gesellscliaftlichen  An- 
theil  interessiren  kann.  Die  gegenseitigen  Rechte  und  Verbindlich- 
keiten des  Cedenten  und  Cessionars  begründen  unter  ihnen  eine 
wahre   Participation. 

vi 047.  Der  Unterschied  zwischen  den  Societäten  und  den  han- 
delsgesellschaftlichen Vereinen  ist  in  RetrelF  der  Klage  Dritter  wich- 
tig. AVird  das  Vorhandensein  einer  namentlich  vereinten  Societät 
erwiesen,  so  haften  die  Associes  für  die  durch  einen  von  ihnen 
eingegangenen  Verbindlichkeiten  solidarisch^),  und  die  Ermangelung 
eines  Societäts-Vertrags.  oder  die  Unterlassung  seiner  Veröifentlichung 
kann  nach  No.  )009.  Dritten  nicht  entgegengesetzt  werden^).  Be- 
trifft sie  aber  nur  eine  handelsgesellschaftliche  Vereinigung,  so  stehen 
ihnen  gegen  den  Mitparticipanten,  der  die  eingegangene  Verbindlich- 
keit nicht  mit  unterzeichnet  hat,  nur  die  in  No.  1049  u.  f.  ange- 
führten   Rechte   zu. 

Dieser  Unterschied  ist  zwischen  den  angeblichen  Associes  selbst 
nicht  minder  wichtig.  Wird  erkannt,  dass  sie  in  wirklicher  Societät 
mit  einander  waren ,  so  ist  die  zwischen  ihnen  bestandene  Conven- 
tion, wenn  sie  die  vorgeschriebenen  Formen  nicht  beobachtet  haben, 
null,  (s.  No.  1007.)  und  der  eine  kann  den  andera  nicht  zwingen, 
sie   während    der    verabredeten    Zeit    zu    erfüllen. 

AAird  erkannt  oder  zugestanden,  dass  sie  bloss  in  Participalion 
stehen ,  so  miissen  sie  während  der  ganzen  Dauer  des  unternomme- 
nen Geschäfts    ihrer   Verbindlichkeit  nachkommen. 

Zweiter    A  1)  s  c  h  n  i  1 1 . 

Von    den    gegen  seil  igen   VerlialtnisseQ    unter    den 

T  h  e  i  I  n  c  h  m  e  r  D. 
t 

1048.  Die  Verhältnisse  zwischen  den  I'articipanten,  beson- 
ders was    die  Verbindlichkeit   eines  jeden  von    ihnen  betrifft,    nichts 

1)  P.  G.   B.     411).  —     2)  Abw.  Tith.    18.  Juni    1828.  —      3)  H.   G.   B.  22.  — 
4)   U.     G.    B.42. 

37 
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zum  Nachtheil  der  Association  vorzunehmen  und  deren  Interesse  zu 
wahren ,.  sind  im  Allgemeinen  nach  den  in  dem  ersten  Hauptstiicke 
und  nach  den  Grundsätzen  über  die  namentlich  vereinten  Societäten 
zu  bestimmen;  aus  dem  nämlichen  Grunde  müssen  die  Vorsclirif- 
ten  ,  die  in  Betreff  der  Liquidation  der  Societäten  in  No.  1071 
u.  f.  gegeben  werden  sollen,  beobachtet  werden.  Um  diese  Ver- 
hältnisse und  Antheile  am  Geschäft  zu  reguliren ,  können  sie  sich 
auf   die    der    Commandite  eigenen   Grundsätze    basiren. 

So  können  sich  zwei  Personen  zur  Lieferung'  des  nÖtbig^en 
Brennholzes  für  ein  g-ewisses  Etablissement  verbinden  und  überein- 
kommen ,  dass  der  Eine  eine  bestimmte  Summe  einscbiesse  und, 
wenn  das  Geschäft  misslingt ,  sein  Antbeil  am  Verlust  seine  Einlage 
nicht  überscbreiten  darf  5  diese  Beding-ung  ist  der  Commandite  entlehnt. 

Dritter    Abschnitt. 

W ie     die    Theilnehmer    weg'en    desGeg:enstandes    ihrer 
Association     für     die    eing-egang'enen    Verbindlich- 
keiten hafte  n. 

1049.  Die  Fragen ,  wozu  die  Schulden  der  Theilnehmer  An- 
lass  geben  können,  wenn  deren  Gläubiger  behaupten,  dass  sie  ge- 
meinschaftlich zu  tragen  seien ,  lassen  sich  nach  dem  Unterschiede 
der  eigentlichen  Societäten  von  den  bloss  Iiandelsgesellschaftlichen 
Verbindungen   entscheiden. 

Zuvörderst  wird  vorausgesetzt ,    dass  die    Beschaffenheit  der  As- 
sociation gebörig-  zugestanden  ist;  dass  der  Gläubiger,  ^vie  in  dem  in 
No,   1009.   erwäbnten    Falle,  das    Dasein    einer   wirklieben     Socielät 
anfübrt,    bei  welcher  die  Abfassung  des  erforderlichen  Vertrags    und 
dessen  Verö[fen(Iichung  nicht  beachtet  wurde;    oder    dass    wenigstens 
auf    diese    Bebauptung    hin     durch  ürtbeilsspruch    eine    handelsgesell- 
scliaftlicbe    Vereinigung    erkannt    wurde.       Unter   solchen   Umständen 
können  diejenigen ,     welche     mit    einem    der  Participanten    contrabirt 
haben  ,  nach  dem  strengen  Recht  nicht  behaupten,   Gläubiger  der  übri- 
gen zu  sein  ;    denn  da   kein  Act  ihnen  das  Dasein  einer  Societät  und 
das  Recht,    das  der   Eine  hatte,     die  Andern  verbindlich  zu  machen, 
zu   erkennen  gab ,  so  köunen  sie  niclit  sagen  ,  sie  seien  hintergangen 
worden,  weil  sie  ein  Riagerecht  gegen  denjenigen  haben,    der    sich 
gegen  sie  verbindlich  gemacht  hat. 

Da  jedoch  die  Billigkeit  nicht  erlaubt ,  dass  man  sich  auf  Ro- 
sten Anderer  bereichere  und  sie  den  Rechten  zur  Grundlage  dient, 
die  derjenige  ,  der  mit  dem  Gescliäftsfiihrer  einer  Person  contrahirte, 
gegen  letztere  hat,  so  dürfen  auch  nicht  diese  Rechte  absolut  abge- 
sprochen werden.  Um  die  Rechte,  die  Andere  ausüben  dürfen,  ge- 
hörig erwägen  zu  können,  muss  zuvor  z^vischen  den  Handlungen, 
die  der  Associalion  vorangegangen  sind,  und  denjenigen,  die  deren 
Folge  waren,   ein  Unterschied  gemacht  werden. 

Fiat  ein  Individuum  ursprünglich  in  einem  Geschäft  oder  in  einer 
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Unternehmung  allein  figiirirt,  nachher  aber  eine  oder  mehrere  Perso- 
nen als  Theilnehmer  darin  interessirt,  um  mit  ihnen  Gewinn  oder 
Verlust  zu  theilen,  so  ist  das  Geschäft,  wie  zuvor,  diesem  Indi- 
viduum angehörig,  und  der  Gläubiger  hat  kein  Klagerecht  ge- 
gen die  andern  Interessenten,  die  dabei  nichts  unterschrieben  ha- 
ben*). In  diesem  Falle  befindet  sich  besonders  derjenige,  wel- 
cher sich  bei  einem  Societäts  -  Antheil  einer  Person  interessirt 
hat.     (s.  No.   974.) 

So  wenig-  ein  Räufer  von  W^aaren  zur  Erlang-ung;  des  Eigen- 
thums  nötliio-  hat,  sicli  beim  Verkäufer  zu  erkundigen,  ob  er  deren 
Preis  bezablt  hat  oder  nicht,  und,  wenn  er  redlich  gekauft,  nicht 
vom  frühem  Verkäufer  belangt  werden  kann ,  eben  so  w^euiji-  kann 
derjenige,  welcher  vom  Räufer  eiiif'r  Partie  Waaren  als  Participant 
dabei  interessirt  wird  ,  dessen  Mitschuldner  am  Einkaufpreise  ^Verden, 
wenn  dieser  Preis  nicht  bezahlt  wurde,  da  der  Räafer  allein  Schuld- 
ner des  Verkäufers  ist ,    der  gegen  ihn  personlich  auftreten  kann. 

Was  die  Geschäfte  betrifft,  die  seit  der  Bildung  der  Association 
gemacht   wurden ,    so    muss   imterschieden    werden ,     ob   alle  Parti- 
cipanten   das    Engagement    unterschrielcn    liaben,    oder     ob   es  nur 
von   einem   von   ihnen   imterzeichnet   wurde,   auch  wenn   es   auf  die 
in    Gemeinschaft  gemachte   Operation   Bezug  hat.      Im  erstem  Falle 
sind    sie  ihrer  Unterschrift  wegen    alle   verbunden,   und    diese  Ver- 
bindlichkeit ist  solidarisch,  wenn  diess   auch  nach   I\o.    182.   nicht 
stipulirt  ist.      Im   andern  Falle  können  sie  Alle  gerichtlich  belangt 
werden,     wenn   der   Gläubiger    nach   No.   241   ii.  f.    darthut,    dass 
er  mit  den  Mit-Participanten  contrahirt  hat,  oder  wenn   er,    obgleich 
das  Engagement    nur   von   dem  Einen   von   ihnen  unterschrieben  ist, 
durch  Zeugen  oder  einen  schriftlichen  Beleg  beweiset ,  dass    das  ,  was 
er   geliefert,   in    das   gemeinschaftliche   Geschäft    geflossen').      Dar- 
aus   ersieht  man ,      dass     ein    Fall    dieser  Art    ausschliesslich  vom 
Richter  nach   Erwägung   der    Umstände     abhängt^),     so    wie    auch 
von  der  Anwendung  der    in    No.  501.   angeführten  Grundsätze,   dass 
das ,   was   durch    einen    Angestellten    oder     durcli     einen    Geschäfts- 
führer gethan   wurde,   denjenigen   verbindet,     für   den    das    Geschäft 
gemacht  wurde. 

Mau  ersieht  auch  hier  daraus,  worin  sich  eiue  haudflsgesellschaft- 
liche  Vereitiij>uug  von  der  iianienilich  vereintt-n  Socioliit  unterscheidet* 
In  dieser  haften  Alle  durch  die  Unterschrift  des  Kinen  und  wegen 
des  einzigen  Umsfandes  des  Societäts  -  Verlraji-s.  In  der  Participation 
inuss  ihr  <>(!meinschaflliches  Ein>virken  erwiesen  werden,  hn  erstem 
Falle  haften  die  Associes  solidarisch,  die  unter  Socieläts -Firma  g-e- 
machten  Anlehen  mögen  zum  gemeinschafiiicheii  IXutzen  vprwend»»t 
worden  sein  oder  nicht;    in   der   Participation   muss  der  Gläubiger,   uui 


1)  Al»w.  Urtb.  0.  Jan.    18121.  —      2)    Abw.    lirtli    W.  Nivosc  X.   2S.  (Jorminn 
XII,  2(1.   Miirz  lbl7. ,  18.   Nov.  lS2i).   —     3)  Abw.  Lrth.   13.  Frucficor  LV 
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seiue  Klage  geg^en  die  Participanteo  zu  begründen ,  die  nicht  mit  iLm 
contrabirt  haben,  den  Beweis  -  fiilire« ,  dass  das  Geld  liir  Reclmung' 
der  Association  Terwendet  worden ;  darans  folgt,  dass,  wen«  die  Suin- 
inen ,  die  er  dem  einen  Participanten  als  dargelieben  erweiseu 
würde,  nicht  im  Participations  -  Conto  eingebracht  waren,  der  Dar- 
leiher kein  RlagerecLt  gegen  die  übrigen  hätte;  kurz,  dass  selbst 
im  Falle,  wo  die  gelieferten  Gegenstände  oder  Werthscbaflen  in  das 
Acti\'um  der  Association  eing'egangen  wären,  dennoch  untersucht  w^er- 
den  muss,  unter  welchem  Rechtsgrunde  diess  gescheJien  ist.  Geschah 
es  als  Einlage  des  Participanten ,  so  stehen  dem  Gläubiger  nach  No« 
1025«  nur  Rechte  gegen  ihn  zu ;  geschah  es  als  Lieferung  an  die 
Association  und  begründete  es  eine  seiner  Operationen ,  so  kann  der 
Gläubiger  zum  Beweis  der  Verwendung  für  gemeinschaftliche  Rech- 
nung gelassen  werden^). 

Das  Recht  des  Gläubigers,  gegen  den  Mit  -  Participanten  aufzu- 
treten, der  sich  nicht  personlich  verbindlich  gemacht  hat,  ist  noch 
einer  letzten  Bedingung  unterworfen,  nämlich  der,  dass  die  Associa- 
tion zwischen  den  Participanten  nicht  aufgelöset  und  liquvdirt  werde, 
sonst  könnte  sich  dev  Gläubiger  nur  noch  an  den  wenden,  mit  dem 
er  contrabirt  hat  ^).  Seine  Rechte  gegen  den  Participanten,  den  er  ver- 
klagt, obgleich  er  nicht  unmittelbar  mit  ihm  gehandelt  hat ,  entsprin- 
■  gen  nicht  aus  einer  directeu  Forderung;  er  kann,  nur  diejenigen  aus- 
üben, die  dem  Individuum,  mit  dem  er  handelte'),  zustehen.  Wenn 
dieser  seine  Rechnungen  mit  dem  Participanten  abgeschlossen ,  seine 
Relationen  mit  ihm  aufgehört  haben  und  dieser  ihm  nichts  mehr  schul- 
dig ist,  so  stehen  ihm  keine  Rechte  mehr  zu. 


Drittelt  II^iipti§tüek. 

Von     der    Auflösung     der     S  o  c  i  e  t  ä  t  e  n. 

1050.  Die  Auflösung  einer  Societät  kann  durch  vielerlei  Ur- 
sachen herbeigeführt  werden,  die  verschiedenartige  Wirkungen  her- 
vorbringen. 


1)  Z.  B.  A.  und  B.  übernahmen  in  Participation  die  Lieferung  von  Lebens- 
mitteln für  einen  gewissen  Platz,  den  die  Regierung  verproviantiren  will;  sie 
kamen  überein,  innerhalb  .vier  Tagen  in  das  gemeinschaftliche  Magazin  hundert 
Säcke  Getreide  als  erste  Einlage  einzuliefern.  A.  kauft  dieses  Quantum  auf 
Credit  und  liefert  es  ab;  der  Verkäufer  hat  keine  Klage  gegen  B.,  wenn  Ä.  ihn 
nicht  bezahlt  hat,  weil  er  nur  diesem  verkauft  hat,  und  dieser  nicht  für  die 
Association  kaufte ,  sondern  um  seine  Einlage  machen  zu  können.  Er  hat  nicht 
mehr  Rechte,  als  ein  nicht  bezahlter  Verkäufer  gegen  einen  Dritten  hätte,  der 
seinem  Käufer  Waaren  ,  die  dieser  auf  Credit  genommen,  abkaufen  und  bezahlen 
würde.  (Cas^.  7.  März  1"S27.)  AVenn  aber,  nachdem  die  Einlagen  gemacht 
wurden,  zur  Fortsetzung  der  Unternehmung  von  A.  und  B.  weitere  Einkäufe 
erforderlich  wären  und  A.  sie  allein  machen  würde,  ohne  dabei  anzugeben,  dass 
er  dazu  von  B.  ermächtigt  sei,  so  würde  die  Verwendung  dieses  Getreides  zu 
den  Lieferungen  in  Participation  bewirken,  dass  er  dafür  Schuldner  würde,  er 
haftet  dafür  wie  ein  Kaufmann  für  die  Einkäufe  seines  C\)mnii5;  einstehen  muss, 
sobald  die  Waare  in  sein  Magazin  eingegangen  ist,  obgleich  dieser  nicht  dazu 
ermächtigt  war.  "  •  Pard. 

2)  AöW.  Urtii.  16.  Febr.  1813.  ~    3)  C.  G.  B.  1166. 
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Manchmal  kann  die  Auflösung  von  Rechtswegen  Statt  ha- 
ben, ohne  dass  ein  Associe  nöthig  Iiat,  seinen  Willen  desshalb 
zu  erklären,  oder  dass  er  sie  gerichtlich  herbeiführt;  in  diesem  Falle 
hört  die  Societät  vom  Augenblicke  an  auf,  wo  die  Begebenheit,  welche 
die  Auflösung  bewirkt,    sich  zuträgt. 

Die  Associes  haben  dann  bloss  noch  eine  Interesse -Gemein- 
schaft,  die   derjenigen  \on   Mit -Erben   gleich   kommt. 

Ein  ander  Mal  wird  die  Societät  in  Folge  gemeinschaft- 
licher üebereinkunft  aufgelioben ;  dann  kann  auch  die  Auf- 
lösung durch  einen  oder  melirere  der  Associes  gegen  die  übrigen 
herbeigefülirt  werden;  in  diesem  Falle  muss  sie  verlangt,  be- 
willigt oder  durcli  Urtheil  ausgesprochen  werden  imd  die  Societät 
hört  nur  im  Augenblicke  auf,  wo  die  Auflösung  begehrt  worden, 
oder  wo    die   Transaction    liierüber,     oder    das    Urtheil    erfolgt    ist. 

Diess  soll  in  nachfolgenden  drei  Capiteln  ~  in  Betracht  gezo- 
gen   werden. 


Erstes   Capitel. 

Auflösiin«;    einer    Societät    von    Rechts^vegen. 

1051.      Die   Societät   hört   von    Rechtswegen    auf  ^) : 

1)  durch   den   Ablauf  der  Zeit  oder    der  Begebenheit,   auf  welche 
sie    eingegangen    wurde ; 

2)  durch  die  Vollendung  des  Geschäfts ,  das  Gegenstand  der- 
selben  war ; 

3)  durch  den  Untergang  des  Gegenstandes ,  der  den  gemein- 
schaftliclien   Fonds    ausmachte; 

4)  durcli  den  natürlichen  oder  bürgerlichen  Tod  eines  der  Asso- 
cies,  falls  nicht  bestimmt  wurde ,  dass  sie  mit  den  Erben 
fortgesetzt    werden   sollte. 

Der  Grund,  >varuin  die  Vermc>jj>:enszerrüttuii^  eines  Assoclii ,  die 
xwar  auch  von  Iirclils\v»'{;^en  zur  Aullosiirj;-  einer  Societät  Anhiss  iribi, 
hier  nicht  mit   aiiij:i'fiibrt  wird,    soll   in   iNo.    lOGG.   angegeben   Nverdea. 


Erster    A b s cli n i 1 1. 

Von  der   Anriösiing  der  Societut    durch  Ablauf    der  Zeit, 
auf    welche    sie    geschlossen  worden. 

1052.      \Vird    der   Zeitpunct    bestimmt^    an    welchem    die   ><»- 
1)  C.  G.  ß.  ISO.V 
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tietät  ihr  Ende  erreicht,  so  rauss  diess  genau  angegeben  wer- 
den ,  so  dass  darüber  keine  Ungewissheit  herrsche  ^).  Hängt  die 
Auflösung  von  einer  Bedingung  oder  einer  ungewissen  Begebenheit, 
statt  von  einem  festgesetzten  Zeitpunct  ab,  so  finden  die  in  No. 
184.  angegebenen  Vorschriften  über  die  untergeordneten  Conven- 
tionen  ihre  Anwendung.  Erheben  sich  Schwierigkeiten  über  die* 
sen  Punct,  so  können  sie  nur  durch  die  Ausdrücke  im  Vertrag 
und  wenn  diese  ungewiss  sind,  nach  ihrer  Auslegung  gehoben 
werden,  und  diess  besonders,  wenn,  nachdem  die  Bedingung  oder 
die  Begebenheit  sich  zugetragen,  eine  Auflösung  von  Rechtswegen 
daraus  hervorgeht,  oder  bloss  ein  Befugniss  für  die  Associes,  die 
Auflösung  herbeizuführen.  Später  soll  die  Wichtigkeit  dieses  Un- 
terschieds   angegeben    werden. 

Zweiter    Abschnitt. 

Von  der  Auflösung^  einer  Societät  durch  Beendigung 

des    Geschäfts. 

< 

lOaS.  Wenn  die  Societät  wegen  eines  bestimmten  Gegenstan- 
das  geschlossen  Miirde,  so  hört  sie  mit  der  Beendigung  dieses 
Geschäfts    auf'). 

Z.  B.  ^Zwei  Personen  Lab'  n  sich  zur  Ausrüstung  und  Befrachtung 
eines  Schifi'ps  associirt,  das  Waaren  an  einen  gewissen  Ort  füliren 
soll.  Vom  Augenblicke  an ,  wo  diese  Waaren  am  Bestimmungsorte 
abgeliefert ,  wenn  sie  nur  den  Transport  unternommen ,  oder  wo  sie 
verkauft  wurden ,  wenn  sie  ihnen  angehörten ,  hat  ohne  Weiteres  die 
Societät  aufgehört. 

Wenn  ein  Societäts  -  Vertrag  zugleich  die  Dauer  und  einen 
Geschäfts -Gegenstand  angibt,  so  kann  man  manchmal  ungewiss 
sein,  welcher  Angabe  der  Vorzug  gegeben  werden  soll.  In  sol- 
chem Falle  lässt  sich  aus  den  Umständen  auf  die  Absicht  der 
Parteien  schliessen,  um    ihr  gemäss   entscheiden   zu  können. 

Eine  Socielät ,  die  für  ein  gewisses  Geschäft  geschlossen  wurde, 
das  in  einer  bestimmten  Zeit  beendigt  sein  soll,  muss  bis  zu  dessen 
Beendigung  fortdauern,  ^venn  die  Zeit  von  den  Associes  nur  als  Ne- 
bensache in  Betracht  gezogen  wurde.  Uebrigens  darf  mau  nicht  Ver- 
änderungen oder  Modificationen ,  die  in  einem  unternommeneu  Geschäft 
eingetreten  sind,  als  eine  Vollendung  ansehen.  So  wäre  zi  B.  eiue 
,  Societät,  die  sich  gebildet  hätte,  um  öffentliche  Arbeiten  nach  einem 
gegebenen  Plane  zu  übernehmen ,  dadurch  allein  nicht  aufgelöset,  weil 
die  Regierung  den  Plan  des  Baues  veränderte  und  einen  neuen  Con- 
tract  abschloss,  wenn  die  Arbeiten  gleiclier  Art  sind  und  von  den 
Associes  gemeinschaftlich  fortgesetzt  wurden. 


1)  C.  G.  B.  1844,  1865.  —    2)  C.  G.  B.  1844,  1865. 
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Dritter      A  !>  s  c  h  ii  i  1 1. 

Von    der  Auflösung-   einer  Societät    durch  Krlö sehen    des 

Geg-e  ns  tand  e  s. 

1054.  Der  Untergang  oder  der  gänzliche  Verlust  der  Sa- 
chen, die  den  gemeinschaftlichen  Fonds  der  Societät  ausmachen, 
führt    ebenfalls    deren  Auflösung   nach   sich. 

Z.  B.  Z^vei  RaijfleuCe  haben  sich  associirt,  um  ein  Schiff  zu 
kaufen  und  Befrachtutigen  zu  übernehmen;  dadurch  aber,  dass  es  zu 
Grunde  geht  oder  genouimen  ^vird,  ist  die   Societät  zu  Ende. 

Geht  aber  bloss  ein  Theil  des  Societäts  -  Fonds  zu  Grunde, 
80  muss  unterschieden  werden ,  wie  die  Associes  ilire  Einlage  ge- 
macht haben.  Bestand  sie  nach  den  in  No.  990.  angegebenen 
Vorschriften  oder  Präsumtionen  im  Eigenthum,  so  hat  der  Ver- 
lust der  Einlage  des  Einen  von  ihnen,  selbst  wenn  sie  ganz  zu 
Grunde  ginge ,  keinen  Einfluss  *) ;  die  Societät  besteht  mit  dem 
Rest  fort.  Haben  die  Associe's  nur  den  blossen  Genuss  der  Sa- 
chen eingelegt"),  so  ist  es  schon  genug,  dass  die  Einlage  des 
Einen  zu  Grunde  gegangen  ist,  um  die  Societät  aufzulösen;  denn 
es  liegt  im  Wesen  der  Societät,  dass  jeder  der  Associes  zum 
Societäts -Fonds  beiträgt,  und  dass  der  Verlust  der  von  dem  FJinen 
eingebrachten  Sache  den  Zweck  dieser  Bedingung  unerreichbar 
macht. 

Wenn  also  zwei  Personen  sich  associirt  haben ,  nin  Kaperei  zu 
treiben,  die  gemaclite  Beute  zu  theilen,  und  jede  den  Gebrauch  ihres 
Schiffes  dazu  eingelegt  häite ,  eines  der  Scliiffe  aber  zu  Grunde  gelrt, 
so  ist  die  Societät  aufgelö'set.  Der  Eigenthiimer  des  zu  Grunde  g-p- 
g^ngenen  Schiffes  hat  auf  die  vom  Andern  gemachten  Prisen  nur  ein 
KecJit  bis  zum  Tage,  au  welchem  er  sein  Schiff  verloren  hat* 

Wenn  aber  gewisse  und  bestimmte  Körper,  deren  jVutzniessung 
durch  einen  der  Associes  gemeiuscliaftlich  eingelegt  wurde,  nur 
theilweise  zu  Grunde  gingen ,  so  könnte  nacli  Umständen  entM  e- 
der  eine  Verminderung  seines  Antheils  am  Gewinn ,  oder  die  Auf- 
hebung  der  Societät  verordnet  werden. 

Die  Anwendung  dieser  Vorschriften  kann  zu  einer  ziemlich  wich- 
lig-en  Frage  Anlass  geben.  Eine  Societät  wurde  für  eine  gewisse 
Auzahl  Jahre  zwiscluii  Personen  gebildet,  wozu  die  Einen  die  Fonds 
lind  die  Andern  ilire  Arbeit  und  huhistrie  eintiebracht  hatten;  da  die 
Fonds  während  der  ersten  Jahre  duixh  Verhiste  absorbirt  winden,  so 
entsteht  die  Frage,  ob  die  Associes,  die  sie  geliefert  habnu.  gehalten 
sind,  ihre  Einlage  bis  zum  Ablauf  der  Societät  zu  liefern?  Hier  ist 
es  nöthig,  einen  Unterschied  zu  inaclun.  Wenn  im  Societäts  -  Ver- 
trag auf  eine  unbestiuunte  Weise  gesagt  ist ,  dass  der  Societäts-Fouds 


1)  C.  G.  n.   lStJ7    —     0.  (      (J.  n.  1851. 
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durch  diesen  oder  jenen  Associe  ang-escliafft  wird,  so  können  diejeni- 
g-en  ,  die  ihn  auf  sich  genommen  haben  ,  gezwungen  ^Verden ,  ihn  so 
zn  erneuern,  dass  das  Activnm  der  Societat  wahrend  deren  Daner  im- 
mer aus  der  versprochenen  Summe  bestelle.  Ist  aber  gesagt,  dass  die- 
ser oder  jener  Associe  diese  oder  jene  Summe  in  die  Socielajt  einlege, 
und  die  Einlage  wird  gemacht ,  so  können  sie  nicht  mehr  zu  neuen 
Einzahhnigen  angehalten  werden ;  dann  hebt  der  totale  A'^erlnst  des 
Capitals  die  Societat  auf.  Wird  es  nur  vermindert,  so  hat  derjenige, 
welcher  nur  seine  Industrie  und  seine  Arbeit  einzulegen  hat ,  weder 
einen  Grund,  sich  zu  weigern,  indem  er  die  Geringfügigkeit  der  übrig- 
gebliebenen Fonds  vorschützt,  noch  kann  er  verlangen,  dass  das  Ca- 
pital vervollständigt  werde. 

1055.  Das  ausschliessliche  Recht  eines  Erfindiingspatents, 
oder  dasjenige,  Geistesprodncte  zu  pnbliciren,  kann  nach  No.  984. 
und  No.  989.  Gegenstand  einer  Einlage  sein.  AVürde  sich  ereig- 
nen, dass  einer  Societat,  die  sich  zu  einem  solchen  Zwecke  ge- 
bildet hätte,  durch  Ablauf  oder  Aufhebung  des  Privilegiums  diese 
Vortheile  entzogen  würden ,  so  wäre  dadurch  Biich  die  Societat 
aufgelöset. 

W  äre  dieses  Reclit  durch  Verschulden  des  Associe  verloren  ge- 
gangen,  der  es  als  Einlage  in  die  Societat  gegeben  hatte,  und  seine 
Mit -Associes  könnten  diess  erweisen,  so  können  sie  ihn  auf  Ent- 
schädigung belangen.  Diese  Klage  stellt  auch  ihm  gegen  die  üebri- 
gen  offen ,  wenn  dieser  Verlust  seiner  Rechte  durch  ihr  Verschul- 
den entstanden  ist. 

Die  nämliche  Vorschrift  wäre  nicht  auf  den  Fall  anwendbar, 
wo  die  Societat  zum  Gang  oder  zrjn  Erfolg  ihrer  Geschäfte  nicht 
mehr  die  Industrie  eines  Associe  bediirfte,  der  keine  andere  Ein- 
lage gemacht  hat.  Die  Einlage  dieses  Associe  ist  nicht  zu  Grunde 
gegangen,  er  kann  und  muss  seine  Industrie  wieder  liergeben,  so- 
bald sie    wieder   nöthig   wird. 

Erleidet  die  Societat  so  grosse  Verluste,  dass  man  die  Mög- 
lichkeit nicht  voraussieht ,  sie  ersetzen  zu  können,  so  ist  diess  hin- 
reichender Grund  für  einen  Associe,  ihre  Auflösung  zu  verlangen. 
Die  Schiedsrichter  haben  die  Umstände,  so  wie  die  Gründe  derje- 
nigen zu  erwägen ,  die  sich  weigern  würden ,  in  dieses  Begehren 
einzuwilligen ;  die  Beschafifenheit  der  Societat  könnte  aber  manch- 
mal   dieses    Princip   modificiren. 

Wenn  also  eine  anonyme  Societat  unter  Beobachtung  aller  in 
No.  1040.  angegebenen  Formen  gegründet  würde,  so  kann  das  Recht, 
deren  Auflösung  zu  verlangen,  wenn  dieser  Fall  in  den  Statuten  oder 
in  der  Ordonnanz  nicht  erwähnt  ist,  nur  den  Administratoren  und  der 
General -Versammlung  der  Actionäre  oder  deujein'geu  der  Actionäre 
zustehen,  die  nach  den  Statuten  die  Societiit  repräsentiren  könueu. 
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Vierter    Abschnitte' 

Von  der  Auflösung-    einer  Societät    in    Folge    des     uatiir- 
liclien  oder   bürg-erliclien  Todes    eines  Associe. 

1056.     Das   Ableben   eines    der   Associes    muss    die   Societät 
auflösen  ^). 

Die  VerLältnisse  ,  welche  der  Socieliits- Vertrag:  erzeugt,  bestehen 
nicht  nur  in  einer  Interesse- Gemeinschaft ,  sondern  in  einer  freiwilli- 
g-en  Vereinigung'  von  Personen.  Wer  sicJi  mit  einer  ge^vissen  Person 
associirt  hat ,  wollte  es  nicht  mit  einer  gewissen  andern  sein ,  wenn 
er  sich  nicht  darüber  erklärte,  folglicli  wollte  er  es  auch  nicht  mit 
den  Erben  seines  Associes  werden  ,  die  er  beim  Abschlnss  des  Ver- 
trags nicht  kennen  konnte.  ^  on  dieser  Regel  ist  ntir  der  Fall  aus- 
genommen ,  w^o  es  das  Interesse  der  noch  lebenden  Associes  erheischt, 
mit  den  Erben  des  Verstorbenen  die  Vollziehung  der  gegen  Dritte 
gemeinschaftlich   eingegaugjenen  Verbindlichkeiten  forliusetzen. 

lOoi.  Wendet  man  diesen  Grundsatz  auf  jede  der  Societa'ten 
an,  die  ira  vorigen  Hauplstiick  in  Betracht  gezogen  wurden,  so  kann 
man  mit  einem  Anschein  von  Grund  glauben ,  dass  er  sich  bloss  auf 
-  die  namentlich  vereinte  Gesellschaft  beschränkt,  wobei  alle  Associes 
zur  Geschäftsführung,  für  die  sie  solidarisch  haften,  berufen  sind, 
folglich  Redlichkeit,  Inteiligenz  eines  Jeden  gegenseitig  in  Betracht 
gezogen  werden  können.  Die  Commandite  setzt  aber  von'  Seiten  der 
Geschäftsführer  kein  persönliches  Zutrauen  in  die  Commanditärs  vor- 
atis  ,  und  da  deren  Interesse  und  Rechte,  die  ausschliesslich  auf  ihre 
Einlage  beschränkt  sind  ,  nicht  durch  ihr  Ableben  sich  modificiren,  so 
kann  man  glauben,  dass  ilire  Erben,  die  an  ihre  Stelle  treten,  in 
Folge  dieses  Ablebens  die  Auflösung  der  Societät  nicht  verlangen  dür- 
fen und  die  Commanditirten  sich  ebenfalls  nicht  auf  dieses  Erei^niss 
berufen   können. 

Schon  dadurch  allein  ,  dass  die  Commanditirten  durch  das  Able- 
ben des  Commanditärs  die  Societät  aufheben  können,  wenn- sie  ihr  In- 
teresse dabei  finden,  können  die  Erben  ein  Gleiches  verlangen,  da  der 
Societäts- Vertrag  gegenseitig  war.  Vergebens  würde  man  einAvendeu, 
die  Erben  seien  verbunden,  in  den  Händen  der  Schuldner  des  Erblas- 
sers den  lii'trag  der  ihnen  geliehenen  Summen  bis  zur  Verfall/eit  zu 
lassen.  Wer  dargeliehen  hat,  ist  Gläubiger,  sein  Recht  ist  festge- 
setzt, er  oder  f;ein  Erbe  kann  es  auf  alle  Güter  des  Schuldners  aus- 
üben. Der  Cominanditär  oder  sein  Erbe  hat  nur  ein  Reclit  tM\f  das 
Activum  der  Societät;  ist  der  Societäts -Fonds ,  der  aus  den  verschie- 
denen Einlagen  besteht,  erschöpft,  so  hat  er  seine  Einlage  verloren, 
und  kann  nicht  auf  den  A  ermögensrest  der  Conunandilirten  zurück- 
gehen. Der  Commanditär  ist  nicht  blosser  (»laubiger  der  Societät,  denn 
er  kann  nichts  aus  der  Societät  zurücknehmt'u  ,  so  lange  deren  Ciläu- 
biger  nicht  bezahlt  sind;  selbst  dann,  wenn  sie  ein  Activum  darbietet, 
hat  er  noch  keinen  Anspruch  als  Gläubiger  daran  ,  sondern  als  IMifei- 
genthümer* 

Es  ist  daher  kein  Grund  vorhanden,  dass  eine  Commandite  beitn 
Ableben  eines  ihrer  Associca  nicht  aufgclöset  w  erde ,  sie  müsste  d«  nn 


I)  C.  G.  B.  18(i5. 
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auf  Actien  gegründet  sein,  wovon  No.  973.  und  1033.  die  Rede  war. 
Da  in  diesem  Falle  die  Associes  ohne  Ermäcbligung'  der  übrigen  jeden 
snbstitiiiren  können ,  so  können  die  Erben  eines  Associes  ilin  eben  so 
mit  vollem  Recht  ersetzen ,  als  Cessionare  seiner  Reclite  es  iLun 
konnten. 

1058.  Darans  lässt  sich  übrigens  schliessen,  dass  der  Tod  eines 
Associe  niemals  Veranlassnng*  znr  Auflösung  einer  anonymen  Socie(ät 
sein  kann,  da  es  im  Wesen  dieser  Societät  liegt,  dass  die  Rechte 
eines  Jeden  nach  seinem  Belieben  cedirt  w^erden  können  ,  ohne  dass 
die  Andern  ihre  Beistimmnng  dazu  zu  geben  haben. 

Was  die  handelsgesellschaftlichen  Vereine  betrifft,  so  mnss  nach 
der  Art ,  wie  die  Convention  abgeschlossen  worden,  und  nach  der  An- 
sicht, welche  die  Parteien  von  den  persönlichen  Relationen  und  einem 
individuellen  Zutrauen  hatten,  entschieden  werden.  Die  Auflösung 
Latte  im  Allgemeiuen  nur  Statt,  wenn  der  Verstorbene  eine  persön- 
liche Arbeit  übernommen  hatte ,  die  nicht  mehr  ausgeführt  werden 
könnte. 

1059.  Wurde  im  Vertrag  stipnlirt ,  dass  die  Societät  Ton  den 
Ueherlebenden  und  den  Erben  des  Verstorbenen  fortgesetzt  wird^); 
(s.  No.  973.),  so  würde  sie ,  nicht  aufgelöset,  selbst  wenn  die  Er- 
ben  minderjährig   wären, 

Diess  w^iirde  sifch  aber  nicht  auf  den  Vermächtnissnehmer  aus- 
dehnen ,  oder  der  Societäts- Vertrag  müsste  ihm  dieses  Recht  ertheiU 
haben;  der  ßeneficiar  -  Erbe  könnte  ebenfalls  nicht  die  Wirkung  be- 
sagter Stipulation  anrufen,  da  die  Succession  gewissermaassen  zahlungs- 
unvermögend ist;  seine  Verbältnisse  zur  Societiit  würden  hemmend 
sein  und  hauptsachlich  nicht  mehr  die  Garantie  darbieten,  die  der 
Verstorbene  in  seiner  Person  darbot.  ' 

In  allen  Fällen  könnten  die  grossjährigen  oder  minderjäh- 
rigen Erben  eines  Associe  nicht  verlangen ,  die  Geschäftsführung 
beizubehalten,  die  demjenigen,  den  sie  repräsentiren ,  anvertraut 
war;  oder  sie  müssten  durch  persönliche  Delegation  dazu  ermäch- 
tigt  sein. 

Selbst  dann ,  wenn  wegen  der  Fortsetzung  der  Societät  keine 
Uebereinkunft  getroffen  wurde,  können  die  Erben  eines  Associe 
zugeben,  dass  man  sich  ihres  Namens  in  den  spätem  Acten 
bediene,  oder  sie  können  an  Geschäften  Theil  nehmen,  die  von 
den  bereits  bei  dessen  Abiehen  angefangenen  unabhängig  sind, 
um  die  Beschaffenheit  und  die  Ausdehnung  ihrer  Verbindlichkei- 
ten zu  bestimmen,  sind  die  in  i\o.  1009.  angegebenen  Vor- 
schriften  zu    befolgen. 

1060.  Das  Ableben  eines  Associe  bewirkt,  selbst  unter  den 
Ueherlebenden,  die  Auflösung  der  Societät.  So  wie  sie  nicht 
mehr    zwischen   den    nämlichen  Personen   und    auf  die   Weise,  wie 


1)    CG.  B.  1858. 
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sie   gebildet   wurde,    fortgesetzt  werden    kann,    können   die   üeber- 
lebenden  zur  Fortsetzung  ihrer  Verhältnisse  nicht  angehalten  werden. 

Soll  aber  nach  dein  Societäts- Vertrag*  die  Societät  unter  den  IJe- 
berlebenden  forlijeselzt  werden ,  so  können  die  Erben  des  Verstorbe- 
nen nur  dessen  Antheil  nacli  dein  Gescbäfts-Status  verlangen,  wie  er 
sich  am  S(erbetag;e  herausstellt'),  und  umgekehrt  können  die  Gliinbi- 
g'er  aus  Ursachen,  die  erst  nach  dem  Ableben  entstanden,  keine  Hechte 
gegen  sie  ansprechen,  sie  miissten  denn  aus  Geschäften  entspringen, 
die  vor  der  AuHösung-  ang-efang-en  waren.  Die  Societiit  wird  alsdann 
wuter  den  übrigen  Associes  auf  die  nämliche  Weise  fortgesetzt ,  wiö 
sie  vor  dem  Sterbefalie  bestand. 


Zweites  Capitel. 

Von    der    con ventionellen  Auflösung". 

1061.  Die  conventioneile  Auflösung  einer  Societät  mnss  durch 
einstimmige  Einwilligung  ihrer  Mitglieder  geschehen,  es  sei  denn, 
dass  nach  Uebereinkunft  die  Mehrzahl  zu  entscheiden  liat.  Unter 
diesen  Umständen  sind  keincj  andern  Vorschriften  zu  ertheilen,  als 
dass  die  Auflösung  zu  veröff"entlichen  ist"),  damit  Dritte  vor  Be- 
trug geschützt  werden,  und  da  diese  Vorschriften  nur  im  Inter- 
esse Dritter  sind,  so  ist  die  Societät  dennoch  aufgelöset,  auch 
wenn  diese  Formalitäten  nicht  erfüllt  würden.  Gehört  sie  aber  zu 
denjenigen,  deren  Vertrag  schriftlich  abgefasst  sein  muss,  so  kann 
ein  mündlicher  Beweis  oder  eine  Präsumtion  nicht  zugelassen  wer- 
den ,  'die  Auflösung    darzuthun^). 

Wurden  Associes  Waaren  unter  sich  theilen  ,  um  sie  jeder  für 
sich  zu  verkaufen ,  wie  das  hauptsächlich  bei  einem  Participationsge- 
schaft  geschehen  kann ,  so  kann  diess  nicht  immer  als  eine  Societals- 
Auilösuug  an'g'esehen  ^Verden.  So  könnte  nach  dem  in  No.  104  9.  an- 
geg-ebenen  Falle  ein  Dritter  behaupten  und  darthun ,  dass  die  unter- 
nommene Operation  noch  nicht  beendigt  ist,  niul  dass  die  Participnii- 
len  ,  nachdem  sie  die  Theilung  gemeinschaftlich  vorgenommen,  die  Ge- 
schiiTlsführiing  unter  sicli  getheilt  haben ^  ohne  ihre  Kechnungen  zu 
liquidiren. 


Dritte«^  Capitel* 

Von  der  Auflösung;    die    durch  einige  Associes    verlangt 

•  wird. 

1062.      Die  Auflösung  der  Societät  kann  durch  einen  oder  meh- 
rere Associes    gegen    die    übrigen,   selbst    wenn  diese    die    Majorität 


1)  C.  G.  13.  I8(i8.  —    2)  II.  G.  H.  40.  —    .3)  II.   G.  B.  41. 


588 

ausmachen,  verlangt  werden,  es  sei  mun  nach  dem  blossen  Willen 
derjenigen,  die  sie  herbeifüliren ,  oder  ans  angeführten  Motiven, 
worüber  die  Schiedsrichter  zu  entscheiden  haben.  Diess  soll  Ge- 
genstand nachfolgender   zwei  Abschnitte    sein. 


Erster    Abschnitt. 

Von  der  Auflösung-    durch    den  blossen  Willen    eines    der 

Asso  cies. 

1063.  Ist  eine  Societät  contrahirt  worden,  ohne  das»  de- 
ren Dauer  limitirt  wurde,  oder  ohne  Bestimmung  eines  bezeich- 
neten Gegenstandes,  so  wird  angenommen,  als  sollte  sie  nicht 
anders  als  durch  den  Tod  oder  aus  legitimen  Gründen  aufgelöset 
werden*).  Um  aber  die  Hindernisse,  die  mit  einer  Interesse- 
Gemeinschaft  verbunden  sind,  welche  fiir's  ganze  Leben  der  As- 
socies  gestiftet  ist  und  besonders  die  Scliwierigkeiten  zu  umgehen, 
die  häufig  zwischen  uneinigen  Associes  entstellen  würden,  so  l^ann 
einer  allein  die  Auflösung  verlangen,  indem  er  den  andern  notifi- 
cirt,  dass  er  niclit  mehr  in  Societät  bleiben  will.  Von  dieser  Be- 
fugniss  dürfen  sogar  diejenigen  Societäten  nicht  ausgeschlossen 
werden,  in  welchen  der  Antlieil  einem  der  Associes  durch  Ehe- 
Vertrag  unter  dem  Vorgeben  zugestanden  worden  wäre,  dass  die 
Eheberedung  keine  Veränderung   erleiden   könne» 

Dieser  Grundsatz  miiss  unter  den  Modificationen  verstandeH  wer- 
den ,  die  sich  aus  den  Clausehi  des  Societats-Vertrags  ergeben.  Ware 
z,  B.  in  einem  Vertrag  stipulirt ,  dass  die  Associes ,  welche  aus  der 
Societät  treten  wollen  ,  ihre  Antlieile  au  Dritte  verkaufen  können  ,  so 
hätte  ein  Associe  keinen  Grund,  die  Auflösung  zu  verlangen,  wenn 
die  übrigen  sie  verweigerten ;  diese  Auflösung  könnte  nur  Folge  des 
Willens  der  Majorität  sein.  Diese  Regel,  die  auf  jede  Societät  ange- 
wendet Averden  könnte ,  wo  es  den  Associes  frei  steht ,  iliren  Antheil 
zu  verkaufen,  wäre  um  so  mehr  auf  die  Bergwerks  -  Societäten  oder 
andere  derartige  Concessionen  anwendbar  ,  die  gänzlich  zu  Grunde  g^e- 
richtet  würden,  wenn  ein  Associe  nach  Belieben  die  Auflösung-  ver- 
.  langen  könnte;  denn  Avenn  er  diess  nicht  mehr  sein  will,  so  wird 
docli  nicht  die  Existenz  der  Societät   gefährdet-). 

Ist  man  nicht  im  Falle  der  hier  erwähnten  Ausnahme,  so 
müssen  zwei  Sachen  zur  Auflösung  der  Societät  beitragen  ,  1)  muss 
die  Verzichtleistung  redlich,  und  2)  darf  sie^  nicht  zur  Unzeit 
geschehen  ^). 

Eine  Verzicbtleistung  geschieht    nicht    auf    eiue    redliche  Weise, 
wenn  der  Associe  mir  darum  der  Societät  entsagt,  um  sich  allein  den 

1)  C.  G.  B.  18J4,  18©9.  —  3)  Abw.  Urth.  7.  Juni  1830.  —  3)  C.  G.  B.  1860. 
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Gewinn  znanei^nen ,  clen  die  andern  g-emeinscliaftlicli  aus  dem  Ge- 
scliaft  zu  ziehen  hofften. 

Eine  Verzichtleistung'  g-eschieht  zur  Unzeit,  wenn  sie  zu  einem 
Zeitpunct  statt  hat,  wo  die  Sachen  nicht  mehr  in  iutegro ,  also  g;iiu- 
sti«^ere  Umstände  abzuwarten  sind.  Hier  muss  das  Interesse  der  So- 
cietät  und  nicht  das   Privat-Interesse  in  Betracht  g-ezogen  werden. 

Es  könnte  aber  geschehen  ,  dass  der  Gegenstand  der  Societat  ein 
Hinderniss  ist,  dass  jede  Verzichtleistnng  des  einen  der  Associes  red- 
lich oder  z(ir  gehörigen  Zeit  geschehe  ^). 

Der  Grundsatz,  dass  man  sich  immer  trennen  kann,  muss  also 
demjenigen  der  Billigkeit  nachstehen ,  nach  'welcheni  der  Kiicktritt 
eines  Assosie  niemals  den  Andern  schaden  darf,  sonst  würde  diess 
zu  Schadioshaltung-  Anlass  geben. 

1064.  Verzichtet  ein  Associe  auf  die  Societat,  so  wird  sio 
nur  dann  aufgehoben ,  wenn  er  den  übrigen  seine  Verzichtleistung 
notificirt  hat.  Würde  bei  der  Notificirung  einer  derselben  über- 
gangen ,  so  wird  die  Societat  nicht  nur  mit  ihm,  wenn  er  sein 
Interesse  dabei  findet,  fortgesetzt,  sondern  auch  noch  mit  dem- 
jenigen, der  auf  sie  verzichtete,  und  den  übrigen  Associes,  denen  die 
Verzichtleistung  notificirt  wurde. 

Diese  Verzichtleistung-  muss  schriftlich  entweder  durch  Act  eines 
Gerichtsboten,  oder  durch  Privatact  geschehen,  worin  die  Andern 
anerkennen,    dass  ihnen  der  Rücktritt  des  Associe  kund  gethan  wurde. 

AVird  die  Verzichtleistung  auf  die  Societat  bestritten,  so  muss 
derjenige,  der  verzichtet,  die  Andern  vor  Gericht  laden,  damit 
ihre  Giftigkeit  entschieden  werde;  denn  hätten  sich  seit  der  No- 
tificirung  dieser  Verzichtleistung  die  Societätsgeschäfte  verschlim- 
mert und  die  Vibrigen  Associes  den  Act  für  unzeitig  erklären  las- 
sen, so  würde  er  seinen  Antheil  am  Verlust  tragen  müssen;  hätte 
aber  im  Gegentheil  die  Societat  Gewinn  gemacht  und  die  andern 
Associes  auf  iVullität  der  Verzichtleistung  nicht  provocirt,  so  könnte 
er  seine  Erklärung  nicht  widerrufen ,  noch  kritisireo  ;  er  hätte  die 
andern  gegen  sich  losgesagt,  obgleich  er  nicht  gegen  sie  losge- 
sagt  wäre. 

Ist  im  Societätsvertrag  festgesetzt,  dass  derjenige,  welcher 
ihre  Auflösung  verlangt,  den  übrigen  eine  Entschädigung  als  Ab- 
stand zu  zahlen  verbunden  ist,  so  muss  der  Verzichtleistende 
dazu    angehalten    werden. 

Dergleiclien  Bedingungen  %> erden  «her  nur  gemacht,  um  sich 
gegenseitig  gegen  Laune  und  Uubestaniiigkeit  zu  schützen  und  uiciit 
denjenigen  zu   bestrafen,    der  sein  Begehreu  auf  Ereignisse  stützt,    die 


1)  Besteht  die  Einlage  in  (j'old,   in  Waaren  etc.,    so  ist  die  Trennung  b'i.hf, 
die  Associes  theilen  sicli  darein,  und  dor  SociotSts- Vertrag    kann  ohiio   llindir 
niss  aufgehoben  werden.     Besteht  aUer   die  Kinlagc  des  einen    Associe  in    einem 
Kunst -Ci eh einmiss  ,    so   wäre    es    ihm   uumöglich  ,    sie  ganz  zurückznnehmen. 

1*  a  r  d  • 
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von  seinem  Willen  nicht  abhängen ,  oder  von  cler  Art  sind,  das8  man 
die  Auflösimg'  aussprechen  lasse. 

Ausser  dem  aDgeführten  Falle  kann  kein  Associ^  ff^gen  den 
Willen  der  andern  und  ohne  triftige  Gründe,  "wie  noch  in  nach- 
folgenden Abschnitten  gesagt  werden  soll ,  sich  ans  einer  Socie- 
tät  zuri'ickziehen ,  ohne  den  übrigen  eine  Schadloshaltiing  zu  be- 
zahlen ;  denn  hier  verhält  es  sich  eben  so  wie  mit  der  in  No, 
187,  erwähnten  Verbindlichkeit,  etwas   zu  thun. 

Zweiter    Abschnitt. 

Von    der  Auflösung,    die   sich  auf  ang^eführte    ür- 

sac  beug  rundet. 

1065.  Ist  die  Dauer  einer  Societät  durch  den  Vertrag  be- 
stimmt, so  kann  nach  allgemeiner  Regel  ein  Associ^  die  Auflö- 
sung  nur  aus  triftigen   Gründen  verlangen. 

Diess  kann  hauptsächlich  g-eschehen,  wenn  einer  der  Associ^s 
fallirt,  oder  wenn  eiuer  der  Mitassocies  seine  Verbindlichkeiten  ge- 
g-en  die  Societät  nicht  erfüllt,  oder  wenn  ihn  eine  aulialtende  Ge- 
brechlichkeit zu  den  Geschäften  untauglich  macht,  oder  wenn  eine  re- 
solutorische  Clausel  die  Aufhebung  bewirkt;  jedoch  g-ibt  es  noch  an- 
dere Gründe,  die  nicht  so  leicht  sich  vorsehen  lassen  und  deren 
Würdigung^  den  Schiedsrichtern  anheim  g-estellt  ist  *). 

Die  angeführten  Ereignisse  oder  legitime  Grüude  haben  das  mit 
einander  gemein,  dass  sie  die  Auflösung-  nicht  von  Hechtsweg-en  er- 
zeugen, sondern  dass  sie  bloss  demjenigen,  der  daraus  einen  Grund 
zur  Einwendung-  hernehmen  will,,  ein  Mittel  an  die  Hand  geben, 
diese  Auflösung-  zu  verlangen.  Einige  derselben  geben  sogar  nicht 
jedem  der  Associes  das  Recht,  sein  Begehren  anzubringen.  Derjenige, 
v^elchem  mau  sie  mehr  oder  minder  zur  Last  legen  kann,  konnte 
sich  nicht  auf  sie  berufen,  um  die  Auflösung-  ohne  die  Genehmigung" 
der  übrigen  erklären  zu  lassen« 

1066.  Das  Falliment  des  Einen  der  Associes  ist  hinläng- 
licher Grund  für  die  übrigen,  die  Auflös'.mg  der  Societät  zu 
Verlangen. 

Dieser  Grund ,  der  in  seiner  ganzen  Ausdehnung-  auf  die  na- 
mentlich vereinten  Societäten  an^vendbar  ist,  wäre  es  aber  nur  mit 
Modificationen  anf  die  übrigen  Arten  von  Societäten. 

So  könnte  das  Falliment  eines  Commanditars,  der  seine  Einlage 
gemacht  hat,  für  seine  librigen  Associes  kein  Grund  sein,  die  Auf- 
lösung der  Societät  mit  ihm  zu  verlangen,  weil  sie  bei  seinem  Zah- 
lungsunvermÖgen  kein  Risico  laufen  ;  hätte  er  aber  noch  nicht  seine 
Einlage  vervollständigt,  so  ^vürde  sich  das  Recht,  die  Auflösung- lier- 
beizurufen ,  anf  die  Principien  gründen,  die  in  No.  1067  u.  f.  emge- 
fiibrt  werden. 


1)  C.  G.  B.  1871. 
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Eben  so  wiirde  in  der  anonymen  Sociefät  das  FalJimenl  eines  As- 
socie  die  Fortsetzimn^  derselben  mit  seinen  Glänbig-ern  niclit  Ji Indern, 
da  diese  ihn  repräsenliren  und  nach  Gutdünken  seine  Actie  verkaufen 
können.  So  kann  ein  Participant ,  der  nicht  fallirt,  das  ang-efai)i^ene 
Parlicipationsg-eschaft  mit  den  Glaubig-ern  des  fallit  g-e^vordenen  Parti- 
cipanlen  fortsetzen  und  beendig-eu  und  mit  diesen  Gläubigern  Gewinn 
und  Verlust  theilen. 

Nun  entsteht  aber  die  Frage ,  ob  die  Fallitmasse  des  x\ssocie, 
die  eben  so  in  dessen  Rechte  g^etreten  ist,  \vie  Benefiziarerben  in 
diejenigen  ihres  Erblassers  treten,  gegen  den  Willen  der  übrigen 
Associes,  M'elche  die  Societiit  fortführen  Avoll^n,  die  l^iquitlation  ver- 
langen und  behaupten  kann,  dass  das  Falliment  vom  Älonüt  des  Aus- 
bruchs au  und  von  Hechtsweg-en  die  Socielat  aufgelöset  liat,  wie  diess 
beim  Ableben   eines  Associe  in  INo.  1056.   der  Fall   ist? 

Diese  Frage  könnte  nur  bei  einer  Societiit  erhoben  werdru,  de- 
ren Gegenstand  und  Dauer  limitirt  ist ;  denn  würde  sie  bei  einer  un- 
bestimmten Societät  vorkommen^  so  liesse  sie  sich  nach  dem,  was  in 
No.   1063.   g-esagt  wurde,  auflösen. 

Allertlings  sind  durch  das  Falliment  die  sinnmtlichen  Schulden 
des  Falliten  fiillig;  allein  es  erlheilt  nicht  der  Masse  das  Hecht,  die 
Schuldner  des  Falliten  zur  Zahlung  vor  Verfall  zu  zwingen  Die 
Gliiubiger  köimen  zwar  ihre  KecJite  ausüben',  jedorli  nur  in  dem 
IMaasse ,  als  er  selbst  es  kann;  sie  müssen  demnach  den  zur  Li<jui- 
dation  und  Theilung'  im  Vertrage  festgesetzten  Zeltpunkt  abwarten. 
In  allen  Vertragen  gibt  die  INichterfiillung  der  dem  Einen  auforleg-ten 
Pflichten  dem  Andern  alUin  das  Recht,  deren  Auflösung  zu  verlangen, 
welches  Hecht  niemals  demjenigen  zustellt,  der  seine  Verbindlichkeiten 
nicht  erfüllt  hat.  Faliirt  der  Kaufer  eines  Grundstücks,  so  ist  der 
nicht  bezahlte  Verknuf'-r  zur  Aufliebung  des  Verkaufs  berechtiget  *; ; 
diess   steht   ^veder  dem   Falliten  ,   noch   seinem   Gläubiger  zu. 

Demnach  ist  es  ausser  Zwtifel,  dass.  wenn  ein  Individuum  zah- 
lungsunvermög-end, wird  oder  fallirl,  dessen  Milassocies  nicht  berechtigt 
sind  ,  gegen  ihn  oder  gegen  die  Älasse  seiner  Gläubiger,  die  ihn  re- 
jiräsentirt,  die  Aufhebung'  der  Societät  zu  verlangen;  wollen  sie  diess 
nicht  ^  so  können  sie  dem  Falliten  die  ihm  anvertraute  Administration 
nelnnen  und  begehren,  dass  das,  was  den  Societäts -Fonds  aiisinaclit, 
von  der  Masse  des  Falliten  getrennt  werde,  und  sich  die  Direction 
der  Socielat  zueignen,  oder  sie  können  ihm  das  Hecht  nehmten,  So- 
cietäts-Engagemeuts  einzugehen,  wenn  dieses   l^ecljt  Allen  zusteht. 

DieKc  Vrrändt'rnng  muss  aber  im  Interesse  Dritter  nach  INo.  1000. 
verölfei'llichl  werden.  Da  aber  das  Falliment  el"«  lUlich  k*'ine  "«"?'. 
freiwillig^  Handlung,  sondern  öfters  Folge  eines  zufilllgen  /u.saunneu- 
trelft-ns  von  l^nsländen  ist,  so  wären  die  Milnssocit'S  nicht  bercrhtigt. 
Schadloshalinng  zu  fordern,  wie  sie  es  wären,  wenn  ein  bloss  frei- 
williges  Factum  «lif  Auflösung   herb«'lführlo. 

Um  so  mehr  muss  nach  den  hier  erklärten  Gründen  entschiedrn 
werdiu,  dass  da»  Falllnwnt  des  eineji  der  Assorles  nirht  die  Soci*'täl 
zwischen  den  andern  aufhf  bt ,  welche  die  Sucietals  -  Operation  sei! 
diesem   Freigniss   fortgesetzt   haben   *). 

Iü67.      Da  ein  Societäts- Vertrags  jedem  der  Gesellschafter  Ver- 


1)  C.  ii.  l\.  IÜI3,  ir>54.  —    t)  Abw.  Urth.  17.  Febr.  1830. 
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bindlichkelten  auferlegt,  so  ertlieilt  derjenige,  welcher  seine  En- 
gagements nicht  erfüllt,  den  andern  das  Recht,  die  Auflösung  der 
Societät  und  Schadloshaltung  zu   verlangen. 

In  No.  986  u.  f.  ist  aug^eg^eben ,  -wie  diese  Vorschrift  sich  auf 
den  Fäll  anwenden  la'sst,  ■wo  ein  Associe  seine  Einlag-e  nicht  macLeu 
würde.  Er  g-ibt  dadnrcli  zu  erkennen,  dass  er  die  desshalb  eingegan- 
g-ene  Verbindlichkeit  nicht  halten  "will,  um  derentwillen  die  Societät 
mit  ihm  contrahirt  ^viirde ;  er  gibt  Veranlassung-  zur  Anwendung'  der  , 
resohitorischen  Clansel,  die  in  jedem  zweiseitigen  Vertrag-e  stiilschwei- 
g-end  enthalten  ist  *),  und  kann  zu  einer  Geldbusse  au  seine  Ässocies 
verurlheilt  A^^erden ,  deren  Betrag*  mit  dem  Interesse  im  Verhältuiss 
steht,  das  sie  durch  die  Societät  bez^vecken  ,  so  wie  mit  dem  Nach- 
theil, der  dadurch  für  sie  entsteht.  Würde  er  aber  durch  eiueu  Zu- 
fall oder  durch  uu^viderstehliche  Ge^valt  verhindert,  die  Einlage  zu 
machen,  so  ist  er  zu  keiner  Entschädig-ung  g^ehalteu. 

Eben  so  kann  ein  Associe  von  der  Societät  ausgeschlossen 
werden ,  der  die  Erfüllung  der  von  ihm  zum  Vortheil  der  ge- 
meinschaftlichen Geschäfte  eingegangenen  Verpflichtungen  verwei- 
gert, der  betrüglicher  Weise  gehandelt,  die  Societäts-Firma  ge- 
niissbraucht  hat,  oder  gegen  den  Urtheile  erlassen  wurden,  die 
seinen   Namen  brandmarken. 

Herrscht  zwischen  den  Ässocies  eine  solche  Uneinigkeit,  dass 
es  nach  No.  979  u.  f.  unmöglich  wird,  irgend  eine  Operation 
vorzunehmen ,  so  kann  aus  diesem  Grunde  die  Auflösung  herbei- 
geführt und  ausgesprochen   werden. 

1088.  Die  anhaltende  Gebrechlichkeit  eines  Associe  ^),  die 
ihn  zu  den  wersprochenen  Leistungen  untauglich  macht,  ermäch- 
tigt ihn,  seinen  Rücktritt  zu  verlangen  und  würde  als  Folge  da- 
von die  Klage  der  Andern  gegen  ihn  begründet.  Die  Interdiction 
des  einen  Associe  würde  seinem  Vormund  Grund  geben,  die  Liqui- 
dirimg   zu    verlangen  ^) ,    um   ihn   ausser  Berührung   zu   setzen  *), 

Der  Rücktritt  wäre  auch  legitim ,  wenn  einer  der  Ässocies 
seinen  Beitrag  zur  Verunehrung  des  Societatscapitals  verweigern 
würde ,  wofür  die  Mehrzahl  der  Societätsmitglieder  gestimmt  hat, 
obgleich  im  Societäts-Vertrag  nichts  davon  erwähnt  ist  (s,   No.  995.). 

Die  Auflösung  der  Societät  kann  ebenfalls  verlangt  werden, 
wenn  sich  ein  Ereigniss  zuträgt,  dessen  eine  resolutorische  Clau- 
sel  im  Contract  erwähnt.  Die  Schiedsrichter  haben  in  diesem  Fall 
zu    entscheiden,    ob   nach   den    Ausdrücken     der    Convention  dieses 


1)  C.  G.  B.  1184.  —    2)  C.  G.  B.  1861.  —     .3)  CG.  B.  1865. 

4)  Annlogisch  Hesse  sich  auch  der  Fall  anwenden,  wo  ein  Associe,  der  seine 
Älühwaltung  versprochen,  zum  Militairdienst  aufgerufen  und  den  Geschäften 
entzogen  würde ,  wie  diess  nach  No.  .520.  beim  Lehrling  der  Fall  ist.  Hier 
wtirde  seine  Einlage  gleichsam  erlöschen,  es  würde  eine  unwiderstehliche  Ge- 
walt eintreten,  »die  ebenso  denjenigen  befreit,  der  etwas  zu  thun  echuldig  ist, 
als  denjenigen,  der  die  Verbindlichkeit,  zu  liefern,  hat.  -  Pard. 
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Ereigniss  sich  wirklich   zugetragen   hat ,    und  welche  Wirkungen  es 
haben   soll. 

1069.  Obgleich  diese  Ursachen  nach  No.  1065.  keine  Auf- 
lösung von  Rechtswegen  bewirken,  so  gibt  es  deren  doch,  die 
so  gebieterisch  sind ,  dass  den  Schiedsrichtern  nichts  Anderes  übrig 
bleibt,  als  diese  Auflösung  ohne  Weiteres  auszusprechen.  Diess 
ist  der  Fall  beim  Falliment  und  der  Interdiction.  Andere  müssen 
zuvor  untersucht  werden.  W^enn  die  Motive  zur  Auflösung  nach 
dem  Ermessen  der  Schiedsrichter  als  legitim  erkannt  werden,  so 
geht  deren  Wirkung  auf  den  Tag  zurück,  an  welchem  sie  bean- 
tragt  wurde. 

Die  besondere  Beschalfeulieit  der  Commandite  gibt  Aulass  zu  der 
Frag-e ,  auf  die  in  No.  1032.  Ling-ewiesen  VMirde,  ob  einer  der  soli- 
dariscbeu  und  namentliclien  Associes ,  der  sich  von  der  SocietÜt  zu- 
rückziehen will,  die  Einwilligung"  der  übrig-en  Gescbäftsfiihrer  dazu 
haben  muss? 

Man  kann  sag-en,  dass  letztere  allein  ein  wirkliebes  Interesse 
haben ^  weil  sie  allein  unbestimmt  verantwortlich  sind;  diess  könnte 
aber  zu  Missbräncben  und  Betrug"  zum  Nacbtlieil  der  Coinraanditare 
Aniass  geben.  Jeder  Gescliaftsfiibrer  ist  dnrcb  sie  als  Mandatar  con-  * 
stitnirt ,  keiner  von  ibnen  kann  also  auf  seih  Mandat  ohne  deren  Ein- 
willig'ung"  oder  legitime  Gründe  verzichten;  diese  Gründe  mijssen  aber 
erwogen  werden.  Sie  waren  z.  B.  vorhanden,  ^venu  einer  der  Ge- 
schäftsführer, sofern  er  erweiset,  dass  die  Societiit  ein  Deficit  hat, 
für  ihre  Auflösung-  stimmte ,  die  andern  aber  diesen  Vorschlag"  ver- 
werfen und 'neue  Anlehen  und  Schulden  confrahiren  würden.  Dieser 
Geschäftsführer  kann  nicht  g-ezwung-en  werden,  lustige  Operationen 
fortzusetzen,  deren  Last  nicht  auf  die  Commanditare  fällt  *).  Dieser 
Grund,  sowie  jeder  andere  dieser  Art,  ist  allerdings  legitim.  Existirt 
er  aber  nicht,  so  kann  sich  ein  Geschaflsfiihrer  nicht  zurückziehen 
und  fährt  fort,    für  die  Verwaltung"  der  übrig;en  zu  haften. 

Wird  eine  Societat  wegen  einer  der  erwähnten  Ursachen  aufge- 
löset,  PO  können  sich  zwei  ziemlich  wichtige  Fragen  darbieten: 
1)  Wen.  ein  Associe  sich  in  einem  Falle  befindet,  der  die  übrigen 
ermächtigt,  g^egen  ihn  die  Auflösung-  der  Societat  zu  beg:ehren,  kann 
einer  allein  g:egen  den  ^Villen  der  Älehrheit  dieses  Beg^ehren  anbrin- 
gen? 2)  Wenn  die  Ausschliessung-  eines  Associe,  wer  sie  auch  ver- 
langt haben  mag,  ausgesj)rochen  ist,  kann  einer  der  Ucbgggeblifbenen 
die  g:änzliche  Auflösung-  der  Societat  verlangen,  indem  er  die  in  No. 
1060.   angeführten  Grniidsätze  ainiift  ? 

Um  diese  beiden  Fragen  zu  lösen,  müssen  die  Grundsätze  über 
die  Rechte  der  Associes  in  gemeinschaAlichen  Geschäften  und  die- 
jenigen J{erh(e,  die  der  Mehrheit  zustehen,  die  Puncte  zu  reguliron, 
über  welche  sie  nicht  einig  sind,  mit  einander  combinirt  werd»ii; 
auch    sind  die  Umstände  dabei  in  Betracht  zu  ziehen. 


t)  C.  G.  B.,3007. 
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Folgen      und    Wirkungen     der      Auflösung 

einer     Societät. 


1070.  Die  Folgen  und  Wirkungen  einer  Societät  lassen  sich 
unter  zwei  Gesichtspuncten  auffassen:  1)  Hören  die  Societäts- 
Verhältnisse  und  respectiven  Rechte  der  Associes  auf  eine  Weise 
auf,  dass  diejenigen,  welche  die  Unterschrift  hatten,  ein  Falsum 
begehen  würden,  wenn  sie  sich  derselben  nachher  anders  bedienen 
würden,  als  zur  Beendigung  angefangener  Geschäfte  und  zur  Liqui- 
dirung  *) ;  2)  müssen  sie  durch  Liquidation  und  Theilung  auf  eine 
absolute  Weise  der  zwischen  ihnen  bestehenden  Gemeinschaft  ein 
£nde  machen;    diess  ist  Gegenstand    des    ersten  Capitels. 

Obgleich  im  Allgemeinen  Associes  bei  ihrer  Trennung  weder 
das  Recht,  noch  die  Macht  haben,  ihre  Verbindlichkeiten  und 
ihre  Qualität  gegen  diejenigen,  mit  welchen  sie  Geschäfte  ge- 
schlossen ,  zu  ändern ,  so  führt  doch  die  besondere  Beschaffenheit 
der  Societäten  einige  Modificationen  herbei,  die  im  zweiten  Ca- 
pitel    angeführt    werden   sollen. 


Erstes  Capitel. 

Folgen    und    Wirkungen    der    Auflösung    einer    Societät 

zwischen    den  Associes. 

1071.  Jeder  Associe  ist  berechtigt,  Ton  seinen  Mitasso- 
cies  oder  deren  Erben  zu  verlangen,  dass  zur  Abrechnung  und 
Theilung  der  gemeinschaftlichen  Sachen  geschritten  wird  ^) ;  jedoch 
muss  man*  sich  über  das,  was  zu  beendigen  ist,  verständigen. 
Können  diess  die  Parteien  nicht,  so  werden  die  beschlossenen 
Operationen,  wenn  sie  auch  nicht  angefangen  sind,  entweder 
durch  Berathschlagung  oder  auf  eine  andere  legale  imd  obliga- 
torische Weise  als  gemeinschaftliche  Geschäfte  betrachtet,  wenn 
daraus  schon  Rechte  und  Obligationen  für  die  ganze  Societät  her- 
vorgingen. 

Wenn  z.  B.    eine    Schiffsladung    nach  Martinique    gesandt  wurde 
mit  der  Vorschrift,    für  den  Ertrag  Waaren  einzukaufen  und  zu  sen- 


1)  Cass.  28.  Germinal  XIII,  16.  Oct  1806.  —    2)  C.  G.  B.  815,  1872. 
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den  und.  vor  der  Rückkunft  de»  Scliiffes ,  oder  sog-ar  wiilirend  der 
Hiufabrt  ein  Associe  stfirbe,  so  liällen  die  Erben  Autheil  au  den 
Retoureu ,    es  sei  nun  im   Gewinn  oder  Verlust. 

Aus  den  nämlichen  Grundsätzen  folgt  auch,  dass,  "wenn  seit 
dem  Ableben  eines  Associe  der  andere  einen  neuen  vortheilhaflen  Han- 
del im  näuilichen  Geschaftszw^eig  gemacht  halte ,  für  welchen  die 
Societat  contrahirt  wurde,  der  aber  mit  keiner  Torliergeg-ang^enen  Ope- 
ration in  Verbindung-  stellt,  der  Erbe  des  Verstorbenen  keine  Ansprüche 
daran,  und  umgekehrt,  Avenn  der  Handel  Verlust  g-egeben  hat,  er 
uichts  daran  zu  tragen  hat. 

1072.  Die  Klagen,  t^-ozu  der  Societäts -Vertrag  jedem  Asso- 
cie? gegen  die  andern  ein  Recht  gibt,  es  sei  nun  der  Liquidation 
wegen ,  oder  um  sich  wegen  einer  besondern  Geschäftsführung 
Rechnung  ablegen  zu  lassea  etc.,  verjähren  in  dreissig  Jahren  wie 
die   persönlichen    Klagen  *). 

Wer  die  Liquidirung  und  Tlieilung  verlangt,  muss  gegen  seine 
Mitassocies  austreten  ;  hatte  er  nur  einen  von  ihnen  vorgeladen, 
so  wäre  dieser  berechtigt,  ausnahmsweise  den  Kläger  aufzufor- 
dern, auch  die  iibrigen  zu  citiren,  da  die  Theilung  nicfit  tlieif- 
weise  vorgenommen    werden   kann. 


Erster    Abschnitt. 

Von    der     Liquidation    und     den  Liquidatoren. 

1073.  Um  die  Rechnungs-Verhältnisse  einer  Societat  gehö- 
rig auseinander  zu  setzen ,  muss  die  Liquidation  vorgenommen 
werden.  Hat  desshalb  der  Societäts -Vertrag  nichts  bestimmt,  oder 
können  die  Maassregeln,  die  er  bestimmt  hat.  Umstände  halber 
nicht  vollzogen  werden,  so  sind  die  Associes  berechtigt,  auf  die 
Mittel  zur  Liquidation  bedacht  zu  sein ,  einstweilen  aber  ha- 
ben die  Administratoren  die  Vorarbeiten  zur  Liquidation  vorzu- 
nehmen. 

Ein  oder  mehrere  Associes  können  entweder  durch  den  So- 
cietäts -  oder  Trennungs-Vertrag,  wrnn  die  Trennung  conventio- 
nell  ist,  zu  Li([uidatoren  ernannt  sein.  Ist  nichts  darüber  be- 
stimmt, so  kann  dicss  in  Folge  der  Kntscheidung  von  Schiedsrich- 
tern geschehen,  die  nach  l\o,  1001.  alleinige  Richter  in  Streit- 
fällen  zwisdien    Associes   sind. 

Der  durch  den  Societäts -Vertrag  oder  spätere  Uebereinkunft 
zur   Liquidation    bestimmte   Associe    kann    durch    seine    Mitassocii*:* 


1)  C.  G.  D.  2201. 
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aufgefordert  werden,  Bürgschaft  zu  leisten ,  wenn  er  derselben 
nicht  durch  die  Ernennungsacte  enthoben  ist;  die  Schiedsrichter 
können  ihn  dazu  verurtheilen ,  wenn  die  andern  sich  zur  Liqui- 
dation  unter  Bürgschaftsleistung  erbieten. 

Wollen  mehrere  Associes  die  Liquidation  übernehmen,  deren 
Recht  sich  nicht  auf  einen  Societats-Verfrag'  g-ründet ,  so  muss  immer 
einer  der  iiberlebendien  Associes  den  Erben  des  verstorbeuen  Torg-e- 
zogen  werden;  bei  gleichen  Rechten  hat  derjenig^e  den  Vorzug-,  der 
-während  der  Dauer  der  Societät  speciell  mit  der  Verwaltung*  und 
hauptsächlich  mit  demjenigen  Theil  davon  beauftragt  ^var,  der  mit 
dem,  was  die  Liquidation  constituirt,  am  meisten  im  Verhaltniss  steht; 
oder  derjenige  kann  Liquidator  werden,  der  das  Etablissement  g-e- 
griindet  und  die  andern  in  Societät  aufgenommen  hat;  dann  kann  es 
auch  derjenige  sein,  der  die  stärkste  Einlage  g-emacht  hat^  und  Aga- 
ren sie  gleich ,  derjenige ,  welcher  die  stärksten  Vorschüsse  geleistet, 
oder  dessen  Conto-Corrent  am  bedeutendsten  war,  kurz  derjenig-e,  der 
durch  seine  Lage  die  meiste  Gewährsleistung'  für  eine  pünctliche  Ge- 
schäftsführung* gibt. 

Sind  diese  verschiedenen  Umstände  nicht  vorlianden,  oder  können 
si«  keinen  Vorzug-  einräumen,  so  müssen  die  Associes,  deren  Namen 
in  der  Societäts-Firma  erschienen  sind,  denjenigen  vorgezogen  werden, 
deren  Namen  keinen  Theil  daran  hatten,  und  unter  diesen  endlich 
derjenige,  dessen  Name  vorausging".  In  den  letztern  Fällen  können 
die  Schiedsrichter  verordnen,  dass  nach  Umständen  die  Liquidatoin  ge- 
meinschaftlich gemacht  wird. 

Daraus  ersieht  man ,  wie  nothwendig-  die  Acte  sind  ,  w^odurch 
die  Wahl  eines  Liquidators  erwiesen  wird  und  die  ihm  ein  .Recht  er- 
lheilen ,  das  Dritte  nicht  constatiren  können ;  denn  diejenigen ,  geg-en 
welche  er  in  dieser  QuaUtät  auftritt,  können  verlangten ,  dass  er  seine 
Ernennung-  darthue,  weil  diese  Dritte,  besonders  wenn  sie  Schuld- 
ner sind,  ein  Interesse  haben,  sich  giltiger  Weise  zu  befreien.  Da- 
her muss  man  in  den  Circularen  ,  welche  die  Auflösung-  einer  Socie- 
tät anzeigen,  auch  zugleich  den  Liquidator  angeben,  und  gleiche 
Vorsicht  wird  gebraucht  in  den  die  Auflösung-  betreffenden  Anschläge- 
Zetteln. 

Die  Verrichtungen  eines  Liquidators  sind  ein  Mandat;  er 
kann  also  ^ohne  die  Einwilligung  der  übrigen  alten  Assosies  sich 
Niemanden  sustituiren ;  stirbt  er ,  so  geht  seine  Vollmacht  nicht 
auf  die  Erben  über. 

107 4.  Bevor  ein  Liquidator  seine  Functionen  antritt,  muss 
ein  Inventarium  über'  das  Activum  und  Passivum  der  Societät  ge- 
macht werden,  weil  sonst  sein  Verfahren  und  seine  Verantwort- 
lichkeit  nicht    gehörig  beurtheilt   werden   könnten.  ' 

Nicht  nur  hat  er  die  Verbindlichkeiten  eines  Mandatars  auf  sich, 
er  ist  auch  einer  Verantwortlichkeit  unterworfen,  die  derjenig-en  eines 
Geschäftsführers  gleich  kommt.  Dalier  muss  er  nach  gemachtem  In- 
ventarium die  Activschulden  einziehen  und  den  Verkauf  der  Waaren 
bis  zum  Belauf  dessen ,  was  zur  Abtragung  des  Passivums  nöthig-  ist 
vornehmen. 
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Er  ist  Terantwortlicli  Hir  Alles,  was  er  hei  Wechseln  vernach- 
lässigt; er  inuss  mit  jedem  Gläubiger  abreclineii ,  so  wie  mit  jedem 
der  Associes. 

Die    Liquidation  wird  auf   Rechnung    der  Societät  gemacht. 

Kein  Associe  hat  ein  Recht  zu  den  Repartitionen ,  so  lange 
tr    nicht  das,     was    er   der    Societät   schuldet,     bezahlt  hat. 

1075.  Erheben  sich  Zweifel,  wie  weit  sich  die  Vollmacht 
des  Liquidators  erstreckt,  so  lassen  sich  diese  mittels  einiger 
einfachen  Regeln  heben.  Ist  ein  Associe  durch  seine  Mitassocies 
oder  durch  Schiedsrichter  mit  der  Liquidation  beauftragt  worden  ^), 
80  wird  er  in  Betreff  Dritter,  die  mit  der  Societät  abzurechnen 
haben ,  nicht  angesehen ,  als  habe  er  eine  minder  ausgedehntere 
Vollmacht,  als  sie  selbst  haben  konnten ,  und  wenn  er  in  dieser 
Beziehung  während  der  Dauer  der  Societät  irgend  eine  specielle 
Vollmacht  i'iber  Sachen,  die  über  den  gewöhnlichen  Kreis  der  Ad- 
ministration hinausgehen,  erhalten  hätte ^  so  bliebe  sie  ihm  auch, 
bis  sie  widerrufen  würde ;  die  factische  Auflösung  würde  sie  nicht 
vernichten,  allein  für  alle  Schulden  und  Forderungen,  die  de- 
finitiv regulirt  werden  müssen ,  gehört  er  der  Societät  ganz  allein 
an,  und  alle  Vorladungen  vor  Gericht,  die  dieser  Societät,  so 
lange  sie  bestand,  in  ihrem  Domicil  insinuirt  wurden,  können 
dann    in    demjenigen   des    Liquidators    behändigt  werden. 

Wenn  also  im  Augenblick  der  Auflösung-  Operationen  ang-efan- 
gen  waren ,  so  ist  der  Liquid.itor  durch  das  erhaltene  IMandat  hin- 
länglich ermächtigt ,  sie  zu  beendigen ,  und  wären  zu  [iireichung  die- 
ses Zwecks  neue  Negociationen  nöthig-,  so  wäre  er  ebenfalls,  ennäch- 
tigt,  sie  Yorzunelimen ,  uar  muss  diese  Nothwendigkeit  erwiesen 
werden. 

Reicht  das  Activum  der  Societät  zur  Abtragung  des  Passivumg 
nicht  aus,  oder  ist  das  Passivum  in  einer  kurzen  Zeit  zahlbor,  während 
das  Activum  erst  später  eingefordert  weiden  kann ,  so  kann  es  ge- 
schehen,  dass  der  Liquidator  Gelder  nothig  hat,  um  die  geniemschart- 
liciien  Engagements  einzulösen;  dann- ist  er  berechtigt,  auf  seine 
!RIilintert'Ssenten  zu  trassiren.  Diese  können  die  Annahme  und  Zah- 
lung der  Tratten  nicht  verweigern ,  wenn  sie  Avegen  der  Liquidalioii 
der  Societät  ausgestellt  w«irden,  oder  sie  miissten  die  Rechte  des 
Ausstellers  contcsliren.  IMachl  er  von  der  Hefiigniss ,  zu  tr;i.ssireu, 
keinen  Gebrauch,  so  kann  er,  indem  er  seine  (^)ualilät  als  Liquida- 
tor ausdrückt,  Anlehen  machen ,  wofür  er  aber  gegen  seine  Mitasso- 
cies verantwortlich  ist.  Die  Gläubigor,*  mit  welchen  er  so  contrahirte, 
hätten  eine  persönliche  K.lage  gegen  ihn -)  und  ausserdem  stünden  ilmeii 
noch  gegen  die  Nichtliiiuidalorcn  alle  Rechte  zu  ,  die  der  Li(|uid.Uai' 
selbst  hätte.  Sje  müssen  sich  aber  auch  dvn  Einreden  unterN>erfeu, 
die  der  Dezogene  dem  Litpiidator  hätte  ent^egens»Uzen  können  ,  wenn 
er^   statt  zu  trassiren,     eine    direcle    uud   Uauplklage   zur    Einzahlung; 


1)  Abw.  Urth.  17.  Juni  1823.  —    2)  Cnss.  3.  Aug.  1S19. 
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von  Geldern  angestellt  hätte.  Daraus  ersieht  man  den  ünterscliied 
zwischen  den  Eng-ageiuents  eines  Liquidators  und  eines  Associe^  der 
Geschäftsführer  ist. 

So  lange  die  Societät  dauert,  macht  sich  der  Geschäftsfüh- 
rer durch  alle  Acte  verbindlich,  die  unter  der  Societäts-Firma 
ausgestellt  sind  (s.  No.  1022.),  ohne  dass  die  Societätsraitglieder 
einem  Dritten  Einreden  opponiren  können,  die  vom  Geschäftsfüh- 
rer ausgehen.  Im  Gegentheil,  nach  der  Auflösung  ist  der  Li- 
quidator nur  Mandatar,  er  muss  seine  Qualität,  den  Zweck  der 
Acte ,  die  er  unterzeichnet,  angeben  und  diejenigen ,  gegen  die 
er  sich  in  dieser  Qualität  verbindlich  gemacht  hat ,  können  durch 
die  nämlichen  Einreden  abgewiesen  werden ,  wodurch  er  selbst  ab- 
gewiesen wurde. 

Der  Liquidator  ist  auch  berechtigt,  zu  transigiren  und  zu 
compromittiren ,  Schiedsrichter  zu  wählen ,  so  wie  es  die  Societät 
durch  ihre  Geschäftsführer  thun  konnte  *) ,  sonst  wäre  es  in  vie- 
len Umständen  unmöglich,  zu  liquidiren ,  da  diess  auf  gütlichem 
Wege  oft  nicht  geschehen  kann.  Alle  Vergleiche ,  die  Liqui- 
dation betreffend,  die  der  Liquidator  mit  Dritten  schliesst,  ma- 
chen alle  Interessenten  verbindlich ,  sobald  dabei  niclit  die  Voll- 
macht überschritten  wird ,  welche  die  Geschäftsfülirer  in  gleicher 
Ueziehung  während  der  Dauer  der  Societät  gehabt  hatten.  Der 
Liquidator  haftet  für  allen  Nachtheil,  den  er  seinen  Mitintereg- 
senten    durch   sein    Verschulden   zugefügt  hat. 

Es  kann  geschehen,  dass  Associt?s,  besonders  wenn  sie  nicht 
zahlreich  sind ,  keine  Liquidatoren  ernennen ;  dann  wird  ange- 
nommen, als  hätten  sie  die  Liquidation  eben  so,  wie  die  Ge- 
schäftsverwaltung, übernommen.  Wenn  also  alle  zur  Administra- 
tion berechtigt  waren  (s.  No.  10J9.),  so  haben  sie  die  nämlichen 
Rechte  zur  Liquidation,  und  das,  was  Jeder  von  ihnen  mit  Schuld- 
nern oder  Gläubigern  der  Societät  ohne  Opposition  des  Andern 
abgeschlossen  hätte,  müsste  vollzogen  werden.  Ob  aber  einer  allein 
compromittiren  kann ,  so  dass  es  für  die  Andern  obligatorisch  ist, 
diess  ist  nicht  der  Fall,  denn  sie  werden  nicht  angesehen ,  als 
hätten  sie  sich  eben  so  ausgedehnte  Reclite  ertheilt,  wie  sie  ein 
Liquidator  hat  ^).  Wie  ausgedehnt  übrigens  die  Vollmacht  eines 
Liquidators  sein  mag,  so  bezwecken  sie  nur  die  Feststellung  des 
activen  und  passiven  Vermögens  der  Societät.  Was  das  Recht  be- 
trifft, die  ihr  zugehörigen  Gegenstände  zu  vergrössern ,  so  würde 
es  entweder  durch  den  Act  bestimmt,  wodurch  der  Liquidator  er- 
nannt wird,  oder  durch  die  Umstände  und  die  Beschaffenheit  der 
Sachen« 

1)  Der  Cass.-Hof  hat  am  15.  Jan.  1813  das  Gegentheil  entschieden. 

2)  Cass.  8.  Aug.  1835. 
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Ein  Liquidator  ist  zwar  befagt,  Waaren  zn  verkaufen,  Wechsel 
nnd  andere  verfallene  Forderungen  einzuzieliei»  etc.,  er  kann  aber  keine 
Forderungen,  die  noch  nicht  verfallen  sind,  noch  "svenig-er  die  derSocie- 
tät  anf-ehörigen  Iininobilien  verkaufen ,  obne  dazu  ausdrückliche  Voll- 
macht zu  haben,  oder  -wenigstens  eine  solche^  die  sich  aus  den  Um- 
B^ändeu  vermulheu  lässt. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von  den   Forder nng^en    und    Schulden    der    Assocfes 

gegen  die    Societat. 

1076.  Haben  die  Liquidatoren  das  Rechnungswesen  mit 
Dritten  in  Ordnung  gebracht,  Activ-F orderungen  eingezogen  und  die 
Schulden  bezahlt,  so  schreiten  sie  zur  Liquidation  des  Rechnungs- 
wesens mit  den  Associes ,  zuvörderst  zu  demjenigen  der  Admi- 
nistratoren der  Societat.  Diese  müssen^  wenn  es  verlangt  wird, 
wo  möglich  die  Belege  beibringen. 

Hatte  ein  Geschäftsführer  Summen  in  Ausgrabe  gebracht,  die  nach 
umständen  wahrsclieinlich  "waren,  worüber  aber  die  genauen  BeAveis- 
mittel  fehlen,  so  muss  die  regelmässige  Führung  der  Bücher  und 
nöthigen  Falls  sein   Eid  hiureicbeu. 

Wäre  einem 'Associe  ein  specielles  Geschäft  übertragen  worden, 
worüber  er  nach  Uebereinkunft  keine  specificirte  RecLnung  zu  geben 
hätte ,  so  muss  man  sich  mit  seiner  Erklärung  begnügen ;  Avürden 
aber  seine  Angaben  als  unrichtig  erAviesen  ,  so  müssle  er  zur  genauen 
Rechnungsablegung  verurtheilt  werden  und  konnte  sich  i»icht  auf 
eine  Begünstigung  berufen  ,    deren  er  unwürdig  war. 

1077.  Der  Associe,  welcher  seine  Einlage  weder  vollständig, 
noch  theilweise  eingeschossen  hat,  wird  sowohl  Schuldner  dafiir,  als 
auch  für  die  Zinsen  ').  Wurde  er  in  Folge  gerichtlichen  An- 
bringens  zu  Schadloshaltung  verurtheilt,  so  ist  er  gleichfalls 
Schuldner  dafür.  Wurde  sie  aber  vor  Ablauf  der  Societat  nicht 
abverlangt,    so    kann    sie    auch   nicht    mehr    gefordert    werden. 

Jeder  Associe  muss  noch  in  die  Societat  Alles,  was  er  seit 
der  Auflösung,  selbst  für  seinen  Tlieil  von  Schuldnern  empfan- 
gen hätte,  in  die  gemeinschaftliche  Masse  einschiessen  ") ;  denn 
da  liier  das  Interesse  und  die  Rechte  gemeinschaftlich  sind ,  so 
kann  er  nicht  handeln ,  als  hätte  er  im  Societäts-Fouds  einen  ge- 
trennten   und    bestimmten    Tlieil. 

Hätten  die  Associes  in  Folge  eines  günstigen  ersten  Status 
schon  Gelder  in  der  Societätsinasse  erhoben,  und  es  eri^ibt  sirli 
später  ein  Deficit,  so  müssen  sie  das,  was  sie  zu  viel  erhalten, 
wieder  beibringen;    eben   so    verhielte  es   sich,     wenn    ein    Associe 


1)  C.  G.  D.  tW6.  —    3)  C.  G.  B.  1849. 
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seit  der  Auflösung  der  Societät  Waareii  verkauft  hätte,  die  ihr 
angehörten ;  er  müsste  an  sie  den  Erlös  einzahlen  und  dürfte 
ihn  nicht   auf  Rechnung   seines    Guthabens   bei  ihr  behalten. 

Jeder  Associe,  welcher  durch  sein  Verschulden  der  Socie- 
tät Schaden  zugefügt  hätte,  ist  Schuldner  dafür  bis  zum  Belauf 
desselben  ^) ,  er  ist  in  solchen  Umständen  nicht  mehr  begünstigt, 
als    ein  Fremder. 

Der  Associe,  welcher  bei  der  Societät  Geld  erhoben,  oder 
Waaren  von  ihr  bezogen  hat,  um  sie  für  seine  Privat-Geschäfte 
anzuwenden,  wird  nicht  nur  für  den  Betrag  Schuldner  der  So- 
cietät ,  sondern  auch  für  die  Zinsen  vom  Tage  an ,  wc  er  ihn- 
für  sich  bezogen  hat ,  bis  zum  Tage,  wo  er  sich  der  Schuld  ent- 
ledigt, vorbehaltlich  weiterer  Entschädigungen,  wenn  deren  ge- 
fordert werden  können  ^). 

Jeder  Associe  muss  auch  das,  was  er  an  persönlichen;!  Ge- 
winn  im    gemeinschaftlichen   Geschäft   bezogen,   zurückgeben. 

Es  kann  geschehen,  dass  ein  Dritter  bei  Gründung  der  So- 
cietät, oder  durch  Act,  der  während  ihrer  Dauer  eingegangen 
wurde,  die  Einlage  eines  der  Associes  verbürgt  hatte.  Der  Bürge 
wäre  dann  nicht  zu  den  angeführten  verschiedenen  Secundar-Ver- 
bindlichkeiten  gehalten ,  oder  es  müsste  sich  ergeben ,  dass  er 
verstanden  habe,  sie  einzugehen.  Hätte  ^ber  der  verbürgte  As- 
socie nur  ein  Dritttheil  oder  die  Hälfte  seiner  Einlage  gemacht, 
und  er  wäre  genöthigt,  nicht  nur  den  von  ihm  erhobenen  Theil 
zurückzuzahlen,  sondern  sogar  die  Total-Einlage  zu  complettiren, 
so  wäre  der  Bürge,  der  allerdings  das  Erhobene  nicht  zurück- 
zahlen müsste,  doch  gehalten,  den  vom  Associe  nicht  eingezahl- 
ten Theil  der  Einlage  zu  bezahlen,  wenn  nicht  aus  den  Umstän- 
den hervorgeht,  dass  die  übrigen  Associes  diesem  Mitassocie  die 
Einzahlung  erlassen  hätten,  weil  dann  die  in  No.  224.  erklärten 
Grundsätze  befolgt  würden. 

1078.  Wird  zur  Rechnungsaufstellimg  dessen  geschritten, 
was  die  Societät  jedem  Associe  für  persönliche  Auslagen  oder  für 
Verbindlichkeiten,  die  er  für  sie  eingegangen,  schuldet^),  so  sind 
ihm  die  Zinsen  dieser  Vorschüsse  vom  Tage  an  zu  entrichten, 
wo  sie  constatirt  sind*)  (s.  No.  55S.).  Diese  Zinsen  laufen  so- 
gar nach  der  Auflösung  der  Societät  fort  und  könnten  nur  in  dem 
Falle  aufgehoben  werden,  wo  der  Associe  in  Verzug  wäre,  seine 
Rechnung   abzulegen  ^). 

Ein  Associe  kann  auch  noch  zu  seiner  Forderung  die  Schul- 
den   oder  Schäden,   die   ihm    einige   Zufälle   als    nothwendige  Folge 


1)  C.  G.  B.  1850.  —    2)  C.   G.  1846.  —    3)  C.  G.  B.  1853.  —  4)  C.  G.  B. 
2001.  —    5)  Cass,  21.  Juni  1819. 
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seiner  Gestion  verursacht  haben  und  nur  diese  zum  Grunde  hat- 
ten, schlagen;  denn  da  die  Societät  den  Gewinn  benutzt,  der  sich 
aus  seiner  Geschäftsführung^  ergeben  hat,  so  ist  es  auch  billig, 
dass    sie    das    Risico    trage, 

Z.  B.     Wenn    der    Associe    einer    Societät    in     ihren    Geschaffen 
nach  der  Levanlß   f^esandt  Aviirde  und   da  von  Seiten  der  Türken  Geld- 
Erpressungen   {avaries)  erlitle ,    oder    Avenii   er  aufgefangen  würde    und 
'ein  Lösegeld  bezahlt  Averdeu  niüsste,   so  uuisste  diess   Alles   die    So- 
cietät trag^en. 

In  solchen  Fällen  werden  die  Vorschriften  des  gemeineo 
Rechts,    die  Schadloshaltung    betreffend,   angewendet^). 

Wenn  also  ein  Associe ,  der  fü'r  die  Socieliit  Gescliiifte  macht, 
von  Räubern  angefallen  und  beraubt  ^vürde,  so  hat  ibn  die  Societät 
in  Betracht  seines  Standes  und  der  Dauer  oder  des  Zwecks  seiner 
Reise  nur  für  den  Verlust  dessen  zu  entschädigen ,  was  ihm  noth- 
wendig-  und  dienlich  war.  Hatte  er  mohr  Geld  als  er  bedurfte,  oder 
Sachen  mit  sich  g-eführt,  die  er  entbehren  konnte,  so  ist  ihm  die 
Societät  für  das,  was  überflüssig-  w^ar,  keine  Entschädigung  scliul- 
dig-.  In  diesem  Falle  wird  das  ,  was  den  Räubern  oder  Dieben  ent- 
gangen ist,  verhcältnissmässig-  auf  das,  was  er  nach  Convenienz  und 
dem  Zweck  seiner  Reise  haben  uuisste,  so  Avie  auf  das  Ueberflüssig^e 
angerechnet. 

1079.  Hat  der  Liquidator  das,  was  ein  Associe  pr,  Saldo 
seines  Conto-Corrents  an  Auslagen  etc.  zu  fordern  hat,  ihm  nicht 
herausgezahlt,  so  wird  diess  auf  die  zu  vertheilende  Societäts- 
masse  erhoben,  weil  das  Activum  sich  um  so  viel  vermindert 
hätte,  wenn  die  Zahlung  im  Lauf  der  Societät  geschehen  wäre. 
Verblieb  aber  ein  Associe  Schuldner  eines  Saldo  oder  auf  sonst 
eine  Weise,  so  wird  ihm  diess  auf  das,  was  ihm  an  der  So- 
cietät herauskommt ,  an  Capital  und  Zinsen  abgezogen.  Ob  die 
Forderung  des  Associe  an  die  Societät  oder  diejenige  der  Socie- 
tät an    ihn    verfallen   ist,    darauf  wird   nicht  Rücksicht    genommen. 

Würde  das  Resultat  dieser  Operationen  zu  einer  Verurtheilung- 
zu  Gunsten  eines  Associe  gegen  die  übrigen  Anlass  gfbcn ,  so  wäre 
keine  Solidarität  vorhnndpu  ')  ,  da  diese  Art  Verbindlichkeit  nur  Dritte 
begünstigt.  Jedoch  darf  dieser  Fall  nicht  mit  drnijonigen  verwechselt 
werden  ,  wo  die  Administratoren  der  Societät  zur  Zahlung:  eines  lU*s- 
tes  gegen  ihre  Mitassori»^  verurlheilt  würden;  denn  sie  waren  Man- 
datare und  zwar  JMandolare  einer  unthi'ilbaren  Adnünisii.iilnn.  Hier 
"Ware  der  in   i\o.    182.  erwähnte  Fall  anzuwenden  ^). 

In  allen  Fällen  würden  diese  V«'rurllnilungeu  den  rersounlarrest 
nach  sich  zielien  ,  w  le  diess  bei  allen  Verurlheihm^en ,  EiigagenieiUs 
unter  Handelsleuten    helrelH  lul  ,    der  Fall   ist   (s.    VII.    Ablheilung)- 

1080.  Revor   ein  Associi^    seine  Einlage   zurücknehmen   kann, 


1)  C.  G.  D.  1140.  —    2)  C.  G.  B.  12U.  —    3)  Abw.  Urth.  IT.  T  ebr.  183«. 
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miiss  untersucht  werden ,  ob  die  Parteien  die  Absicht  liatten,  dass 
sie  der  Societät  gemeinscliaftlich  angehören  sollte,  oder  ob  ver- 
standen worden,  dass  jeder  Associe  sie  vor  der  Theiliing  des  Ge- 
winns   erheben   sollte. 

Da  im  erstem  Falle  die  Societät  Eigen thümer  der  Einlage 
geworden,  so  kann  sie  der  Associe,  der  sie  gemacht  hat,  nicht 
zurückfordern ,  selbst  wenn  sie  noch  bestünde.  Da  im  an- 
dern Falle  die  Societät  nur  Nutzniesser  war,  so  kann  sie  der 
Associe  wieder  in  natura  zurückfordern,  wenn  sie  vorhanden  ist, 
oder  den  Preis  nach  Abschätzung  verlangen  *),  oder  in  die  aus- 
schliessliche Ausübung  der  in  seiner  Industrie  gemachten  Ent- 
deckungen   zurücktreten    etc. 

Dieser  Punct,  der  bei  gleicher  Einlage  unwichtig  ist,  ist 
aber  sehr   wichtig,   wenn   Ungleichheit   vorhanden   ist, 

Z.  B.  A.,  B.,^  C.  haben  sich  assocürt.  A.  ie^te  10,000  Francs 
jn  Societät,  B.  7500  Francs  und  C.  5000  Francs.  Soll  jeder  seine 
Einlage  zurückziehen  ,  so  wird  A.  mehr  als  die  übrig;en  herausneh- 
meu,  da  das,  was  erhoben  wird,  auf  die  reine  Activmasse  erhoben 
-wir*!.  Hätte  jeder  seine  Einlage  gänzlich  Teräussert,  so  dass  jedes 
'Recht  zur  Zurücknahme  ausgeschlossen  wäre,  so  würde  C.  factisch 
einen  Vorlheil  erhalfen ,  indem  er  seinen  Anlheil  vom  üeberschusse 
der  Einlage  der  übrigen  nehmen  würde. 

Es  ist  beinahe  unmög^lich ,  dass  sich  nicht  die  Parteien  in  diesem 
Betracht  erklärt  haben.  Im  zweifelhaften  Fall  muss  man  glauben,  dass 
jeder  berechligt  ist,  seine  Einlage  zurückzunehmen,  die  Umstände 
können  aber  viel  Einfluss  dabei  haben.  Z.  B.  A.  und  B.  haben  sich 
auf  fünf  Jahre  mit  einander  assocürt.  Die  Einlage  des  A.  Besteht  ia 
3000  Francs;  B.  legt  nur  seine  Mühwaltung-  und  Industrie  ein,  die, 
wenn  sie  von  Jemandem  bezahlt  würde,  dem  er  seine  Dienste  ver- 
miethete ,  jährlich  1000  —  1200  Francs  werlh  wären,  was  man 
also  auf  fünf  Jahre  auf  5000  Francs  anschlagen  kann.  Wenn  bei 
Auflösung"  der  Societät  A.  seine  Einlage  zurückzieht,  so  ist  das  In- 
teresse von  B.  verletzt.  Die  Bedingung  dieser  Zurücknahme  wäre 
sogar  eine  Ungerechtigkeit,  die  Richter  müssten  sich  daher  der  gänz- 
lichen Rücknahme  der  Einlage  des  A.  widersetzen. 

Ist  der  Gebrauch  allein  in  Societät  gelegt  worden ,  so  än- 
dert sich  die  Art  der  Zurücknahme  nach  den  in  No.  990  u.  f. 
erklärten  Grundsätzen.  Hat  die  Beschaffenheit  dieser  Gegenstände 
oder  der  Convention  der  Societät  ein  Recht  ertheilt,  darüber  zu 
verfügen,  oder  sind  sie  durch  jede  andere  Ursache  auf  deren  Ri- 
sico  gestellt  worden ,  so  ist  der  Associe  nur  Gläubiger  des  ihnen 
im  Augenblick,  wo  sie  zur  Verfügung  der  Societät  gestellt  wur- 
den, beigelegten  Werthes;  ob  sie  nun  zu  Grunde  gegangen  oder 
sich    verschlimmert   haben,     ist  gleichviel.      Im    entgegengesetzten 
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Fall  Dimmt  der  Associe  die  Sachen,  wie  er  sie  vorfindet,  zurück, 
lind  sind  sie  zu  Grunde  gegangen,  so  liat  er  nitlits  zn  verlan- 
gen ;  es  sei  denn ,  dass  dieser  Verlust  oder  diese  Verschlimme- 
rung die  Folge  eines  Fehlers  sei ,  wofür  die  Societät  verantwort- 
lich  ist. 

Tragen  die  Einlagen  oder  Vorschüsse  Zinsen,  sie  mögen 
nun  bedungen  worden  oder  von  Reclitswegen  zu  zahlen  sein,  so 
laufen   sie   fort  (s.    No.    1078.). 

108!«  Was  in  diesem  Abschnitte  gesagt  wurde,  kann  zur 
Lösung  einiger  Schwierigkeiten  in  den  Fällen  dienen ,  wo  die  Par- 
teien sich  nicht  erklärt  hätten.  Den  Associes  stand  es  frei,  die 
Art  und  Weise  zu  bestimmen ,  wie  die  Liquidation  bei  Auflösung 
der   Societät  gemacht  werden    soll. 

So  kann  bestimmt  VTerden  ^  dass  die  Erben  eines  Associ^^  dem 
$ie  siicceJiren ,  wejü^en  dessen  Aiidieils  am  Geschäft  sich  an  das  letzte 
Inventarium  halten  müssen  ,  nur  muss  die  Societät  die  Aufnahme  des 
Inventariums  reg'elmässig  jährlich  und  namentlich  im  Jahre  gemacht 
haben,  das  dem  Sterbejahre  des  Associes  vorausging,  dessen  Erben 
man  diese   Clausel  entgegensetzt. 

Man  kann  auch  bedingen,  dass  ge\^'isse  Associes  Alles  behalten, 
nnd  den  übrigen  den  Betra^^  ihres  Antheils  hernuszahlen.  IVur  ist  zu 
merken ,  dass ,  wenn  in  ihren  Conventioncn  Punkte  vergessen  sind, 
die  sich  aus  der  INafur  der  Dinge  ableiten  lassen  ,  diess  nicht  als  eine 
Verzichtleistung  auf  die  daraus  hervorgehenden  Hechte  angesehen  wer- 
den kann;  die  Associes  können  auch  übereingekommen  sein,  dass  der 
Antheil  des  zuerst  Verstorbenen  den  Ueberlebenden  zuwachse.  Diese 
Bedingung,  die  das  Wesen  einer  Schenkung  hiitte  ,  ohne  deren  For- 
malitäten unterworfen  zn  sein ,  köimte  von  den  Erben  nicht  bestritten 
werden,  weil  es  ein  aleatorischer  Vertrag  zwischen  den  Associes  war. 

Dritter    Abs  c  h  n  1 1 1 . 

Von    der    Tbeilung    der    Societät« 

1082.  Die  Theilung  einer  Societät  kann  nur  nach  geschehe ;.er 
Liquidation  oder  nach  der  Auseinandersetzung  der  respectiven  Rechte 
SUtt    haben  ^). 

Wa%  von  der  Activmasse  an  beweglichen  Sachen  bleibt ,  kann 
unter  die  AsH0ci«'s  verlheilt  werden;  jedoch  folgt  daraus  nicht,  dass 
jeder  verlanj^en  kann,  dass  man  jede  Suche  indi>  Idiinliler  ablheile. 
Sachverständige  mü.sscn  mit  möglichster  Gleichheit  Loose  daraus 
machen. 

Die  Theilung  i\cr  Artiv  -  Fordernng*»n  geht  auf  die  nämliche 
VVeise  vor  »ich.  IMan  >orloost  so  gleich in.'iJiMi"^  als  inöiilich  die  c^iilcu 
Forderungen.      Was  diejenigeit   betiiilt,    deren  Eingang  uugc\>is8  oder 
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-^schwierig"  ist,  so  werden  sie  g-ewÖhnlich  einem  der  Accocies  cedirt 
oder  zu  irg'cnd  einem  Preis ,  der  unter  ihrem  NominaUvertli  ist ,  ver- 
looset,  oder  es  wird  mit  df»ren  Einziehung'  ein  Associe  oder  selbst  ein 
Fremder  beauftragt ,  der  darüber  Rechnung'  abzulegen  hat. 

1083.  Die  Handelsbücher,  Dociiraente  und  andere  Papiere 
verbleiben ,  wenn  nichts  darüber  bestimmt  wurde ,  dem  Liquidator, 
lind  zwar  dem  ältesten  von  ihnen,  wenn  deren  mehrere  sind. 
Gab  es  keine  Liquidatoren  ^  so  nimmt  sie  derjenige  Associe  an  sich, 
der  dieses  Amt  nach  No.  1073.  zu  übernehmen  hatte.  Dieser 
Depositar  ist  gehalten,  den  übrigen  Associes  zu  jeder  Zeit  Mitthei- 
lungen aus  den    Büchern    zu   macheu  ^). 

Was  das  Recht  betrifft,  die  Waaren  mit  den  Zeichen,  deren 
sich  die  Societät  bediente,  zu  stempeln,  so  könnte  dasselbe  manch- 
mal ihr  Gründer  oder  derjenige,  der  ihre  Hauptstütze  war,  an- 
sprechen ;  im  Allgemeinen  aber  wird  es  ausdrücklich  oder  folge- 
rungsweise durch  Theilungsacte  einem  der  Associes  zugesprochen, 
'dem  die  Fortsetzung  der  Handlung,  oder  die  Miethe  des  Eta- 
blissements,   oder    die    Werkzeuge    des    Geschäfts     cedirt     werden, 

Ist  desshalb  zwischen  den  Associes  weder  im  Societäts- Ver- 
trag, noch  später  etwas  bestimmt  worden,  so  können  diejenigen, 
welche  das  nämliche  Geschäft  fortsetzen,  sich  dieser  Aushänge- 
schilde'oder  Zeichen  bedienen,   indem    sie   diess    veröffentlichen. 

1084.  Kann  man  die  Immobilien  nicht  theilen,  so  müssen 
sie  in  den  gewöhnlichen  Formen  verkauft  werden^),  es  sei  denn, 
dass  der  Societäts- Vertrag  diess  anders  bestimmt  hätte.  Dieser 
Vertrag  würde  durch  die  Qualität  der  Erben  eines  Associe  nicht 
modificirt,  z.  B.  wenn  sie  minderjährig,  interdicirt  wären,  da  eine 
solche  Clausel  einen  Theil    des   Societäts- Vertrags  ausmacht. 

Ebenso  verhält  es  sich,  wenn  ein  Mittheilhaber  sich  mit 
dem  Preis  seines  Antheils  begnügen  muss,  wie  ihn  Sachverstän- 
dige bestimmt  haben ;  diess  geschieht ,  wenn  bei  einem  Sterbe- 
falle eine  Societät  mit  den  überlebenden  Associes,  mit  Ausschluss 
der  Erben  des  Verstorbenen ,  fortgesetzt  wird ;  diese  müssen  sich 
in  dasjenige  fügen ,  was  ihr  Erblasser  bestimmt  hat ,  und  da  die 
Theilung  oder  der  Verkauf  das  Societäts  -Etablissement  aufheben 
würde,  so  müssen  sie  es  ganz  den  Ueberlebenden  überlassen  und 
sich  mit  dem  Abschät^ungspreis  ihres  Antheils  begnügen.  Durch 
die  Auflösung  der  Societät  werden  sie  mit  vollem  Recht  Gläu- 
biger der  Summe,  zu  welcher  ihr  Tlieil  angeschlagen  wird,  und 
geniessen    alle    Vortheile    einer    privilegirten   Forderung. 

Mittels  der  Auflösung  der  Societät  hört  sie  auf,  ein  von  ihren 
Mitgliedern   getrenntes  Individuum    auszumachen.      Jeder   von  ihnttii 
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wird  Miteigentliiimer  des  Societäts-Fonds,  wie  es  die  Erben  wer- 
den ,  denen  die  Güter  ihres  Erblassers  zufallen.  Die  Rechte  jedes 
Associe  sind  dann  mobiliar  oder  immobiliar,  je  nachdem  beweg- 
liche  oder    unbewegliche    Güter   zu    theilen    sind. 

Dann  könnte  die  Frag-e  enfsfehen ,  ob  die  Persoren ,  die  nach 
auf'  elö'sler  Societät  Kaufer  von  Gütern  ^würden,  die  darauf  Ton  jedem 
'  der  Associes  anfg-enomuienen  Hypotheken  abtragen   müssen  ? 

Hier  muss  ein  Unterschied  geinaclit  ^verden.  KutAveder  hat  der 
Käufer  in  Folge  der  Licitation  zwischen  den  Associes  g-ekauft ,  -vvas 
noch  hiernach  untersucbt  Averden  soll,  oder  die  Veräussening-  ist  durch 
den  Li(juidator  vorgenomnieu  Avorden,  und  da  die  Societät,  so  lange 
li([uidirt  Avird  ,  gewisserniaassen  sich  verlängert  und  ganz  durch  den 
Liquidator  handelt,  so  Aväre  es  eben  so,  als  hatte  der  Verkauf  "wäL- 
rend   ihrer  Existenz  Statt  gehabt. 

1085.      Die  Theilung  einer  Societät  ist  den  nämlichen  Grund- 
sätzen   unterworfen,    wie    diejenige   zwischen   Miterben '). 

Die  wichtigsten  Folgen  sind  die  hiernach  angegebenei>: 

1.  Kann  die  Theilung  anfgelöset  werden,  wenn  einer  der  As- 
socies um  mehr  als  ein  Viertel  zu  seinem  Scbaden  verletzt  worden 
ist*).  Das  Hecht,  diese  Aullösung  zu  verlangen,  dauert  zebu  Jahre. 
In  dieser  I5eziehnfjg  darf  man  nicht  die  Theilung-  mit  der  Hestimnum^ 
der  Antbeile  verwecbseln,  die  einem  Associe  oder  einem  Dritten  iiber- 
trauen  war  und  nur  innerlialb  drei  Monaten  anfie«jrill"en  werden  kauu 
(s.  No.  998.)^);  diese  Oj)eration  ist  keine  Tlieiinng,  ihr  Zweck  ist 
nur,  das  Verhäldiiss  der  Tbeiluiig-  kennen  zu  lernen. 

?.  In  Gemässheit  dieser  Theilung^  wird  jeder  Associe  angesehen, 
als  KCl  «r  immer  alieiniger  Figenthümer  der  ihm  durchs  Loos  zuge- 
fallenen  Gegenstände  gewesen*). 

Z.  B.  A.  und  13.  sind  associirt  ;  nach  aufgelö'seter  Societät  wird 
das  Activum  getheiit.  Ein  Haus,  das  der  Societät  angehört,  fällt  durch 
das  Loos  dem  A.  zu  .  der  aber  dagegen  auf  se'inen  Autheil  herausge- 
ben muss.  Hatte  I*.  Hypothekar-Gläubiger  auf  seine  säuuntlichen  Gü- 
ter ,  so  könnten  diese  kein  Hecht ,  das  daraus  folgt ,  geg^eii  A.  aus- 
üben unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  dasjenige  von  H.  erworben  hät- 
ten ;  die  Theilung-  bewirkt  ein  gewissermaassen  conditionelles  Figen- 
thuni  denj  A  zu  geben,  dessen  linsitz  ihm  nicht  entzogen  werden  kann, 
und  zu  erklären,  dass  H.  niemals  Hechte  darauf  gebnbt  hat.  Das,  Mas 
er  dage;i(*n  herausempfÜJigt ,  würde  unter  alle  seine  (iläubiger  vcr- 
thrilt  ,  ohne  dnss  dabei  die  Hypothekar  -  Gläubiger  ein  Vorzugsrecht 
hätten.  Die  uämliclu;  Vorschrift  gilt  auch  für  den  Fall,  wo  durch 
Vcrsleigcrung-  ein  Dritter  Käufer  des  Hauses  würde.  Man  N>iirdedie 
Grundsätze  des  C'ivilrechts  über  die  \  erHtcigerung  befolgen  ,  die  zwi- 
schen iMiterben   Statt  haben. 

Dann  würde  aber  eine  nicht  unwichtige  Fragte  eutatehen.  Das 
der  Societii't  gehörige  Haus  könnte  auf  Veriuilassung  der  Societät  mit 
Hyjiothek  belegt  worden  sein;  Avenn  es  dann  durch  Versteigerung 
oder  Theilung-  auf  einen  der  Associes  iiberg-eht ,  go  eutstoht  die  Frage, 
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oh  eile  Gläubig^er  dieses  Associe ,  welche  früher,  als  die  Societais- 
Gläiibiger,  luscription  genoiiimeu  und  eine  General-Hypothek  auf  alle 
zukiinAige  Güter  halten  ,  diesen  letztern  vorang-ing-en  ?  Nein,  Das 
Hans  kehrt  nur  an  den  Associe  mit  den  darauf  haftenden  Lasten  zu- 
rück und  die  Particular-Gläubiger  des  Associe  haben  nur  dann  An- 
sprüche daran,  nachdem  es  von  den  auf  ihm  ruhenden  Lasten  durch  den 
Act,    wodurch  dieser  Associe  Eigenthümer    davon    geworden,    befreit 

wurde. 

3.  Könnte  ein  Dritter,  dem  ein  Associe  seit  der  Auflösung*  der 
Societät  seine  Societätsrechte  gegen  eine  Summe  Geldes  cedirt  hat, 
ent^veder  durch  alle  Associes  oder  durch  einen  einzig-eu  von  ihnen  von 
der  Theihing  beseitigt  werden ,  indem  man  ihm  das ,  was  er  als  Stei- 
gerung-spreis  bezahlt  hat,  rimborsirt  ^) ;    endlich 

4.  haftet  jeder  dem  Andern  für  sein  Leos*),  und  sind  Immobi- 
lien eiugeschosseu ,  so  behält  die  hypothekarische  Inscription  ,  die  in- 
nerhalb der  sechzig  Tage  der  Theilung  genommen  wurde,  das  Vor- 
zugsrecht   dieser    Garantie    gegen    alle  Privat  -  Gläubiger  des  Theilha- 

bers  *). 

Da  in  Folge  der  Theilung  jeder  Associe  ausschliesslicher  Eigen- 
thümer seines  Looses  wird,  so  hätte  derjenige  Associe,  dem  durch 
das  Loos  eine  Forderung  zugefallen  wäre,  einzig  und  allein  das  Hecht, 
deren  Zahlung  zu  verlangen,  und  man  könnte  ihm  keine  Einrede  auf 
Antrieb  seines  Mitassocie  opponiren*). 

1086.  Da  bei  der  Auseinandersetzung  der  Socletäts  -  Ver- 
hältnisse die  vollkommenste  Gleichheit  im  Interesse  der  Associes 
herrschen  ranss  und  einer  dem  andern  dafür  haftet,  so  geht  dar- 
aus hervor,  dass,  wenn  Einer  für  seineu  Theil,  der  etwas  ans 
der  Societät  erhalten  hätte,  und  aus  einem  Grunde,  wofür  die 
Societät  verantwortlich  wäre,  gerichtlich  ausser  Besitz  gesetzt 
^ürde ,  er  berechtigt  ist ,  sich  dafür  auf  die  übrigen  Societätsgüter 
das  Aequivalent  geben  zu  lassen ,  ohne  dass  die  andern  Associes  oder 
deren    Gläubiger    sich    dagegen    opponiren  könnten^). 

Eine  ziemlich  -wichtige  Frage,  die  gewissermaassen  im  mnge- 
kehrlen  Simie  ist,  könnte  jedoch  in  dem  Fall  erhoben  werden,  wo, 
statt  .'in  Activum  zu  theilen,  die  Associes  nur  unter  sich  die  Zahlung 
der  Societätsschulden  zu  theilen  hätten.  Hier  ist  klar,  dass  sie  im 
übereingekommenen  Verhaltniss  getragen  werden  müssen;  da  aber  der 
Eine  von  ihnen  den  Gläubigern  mehr  bezahlt  haben  kann ,  als  er  nac  h 
der  verhältnissmässigen  Berechnung  zu  zahlen  gehalten  wäre ,  so  müs- 
sen die  Andern  ihm  dafür  Rechnung  halten;  der  Vertrag-  allein  kann 
in  diesem  Fall  als  Vorschrift  dienen. 

Z.  B.  P.  und  L  hatten  eine  Societät  contrahirt ,  die  nachher  in 
Concurs  geräth;  die  Societätsschulden  belaufen  sich  auf  200,000  Frs., 
zu  deren  Zahlung  aber  ilir  vereinigtes  Gesammt- Vermögen  nicht  hin- 
reicht ;  sie  treten  ihren  Gläubigern  ihre  sämmtlichen  G-iter  ab.  Diese 
Abtretung  ist  ungleich,  P.  cedirt  80,000  Frs.,  und  l.  50,000,  so 
dass  sie  im  Ganzen  nur  130,000  Frs.  und  die  Gläubiger  70,000  Frs. 


1)  C.  G.  B.  841.  —    2)  C.  G.  B.  sS84.   -     S)  C.  G.  B.  2109.   -~    4)    Cass. 
16.  Jan.  1828.  —    5)  Abw.  Urth.  20.  Mai  1824. 


607 

verlieren ,  nichts  desto  wenig^er  aber  ihre  Schuldner  und  I.  qnitt  Kal- 
ten. Nach  Verlauf  einigfer  Jahre  kommt  I.  wieder  zu  Rrafteu  niid 
Stellt  seine  Geschäfte  wieder  her.  Rann  nun  P.  verlangten,  dass  ihm 
I.  die  15,000  Frs. ,  welche  die  Hälfte  dessen  ausmachen,  was  P.  an 
die  Socieläts-Glaubiger  mehr  bezahlt  hat,  bezahle?  Zu  dessen  Gun- 
sten kann  man  sagten  ,  dass ,  w  enu  die  Societäts-Gläubiger  auch  nicht 
ganz  befriedigt  wurden,  die  bezahlte  Summe  jedoch  die  Socielat  be- 
freit hat,  dass,  da  jeder  die  Hälfte  dieser  Summe  schuldete  und  wenn 
die  Umslände  ungleiche  Zahlung-  herbeifiihrlen  ,  diess  eine  Art  Dar- 
lehen war  ,  dessen  liiickzahhing  von  demjenigen  verlangt  werden  kann^ 
der  es  gemacht  hat,  sobald  sein  ehemaliger  Associe  in  bessere  Um- 
stände versetzt  wurde.  Darauf  lässt  sich  aber  mit  Grund  erwiedern, 
dass  die  Anforderung  des  P.  ungegn'iiidet  ist.  Durch  das  Falliment, 
wodurch  die  SocietÜt  aufgelöset  wurde,  haben  aile  Verbindlichkeiten 
eines  Jeden  ihr  Ende  erreicht;  wenn  beide  200,000  Frs,  ihren  Gläu- 
bigern schuldeten,  so  war  jeder  verbunden,  bis  zum  Belauf  von  100,000 
Frs.  zu  bezahlen.  P.  hat  sich  von  dieser  SchuM  mit  SO. 000  Frs.  befreit. 
I.,  der  ebenfalls  1 00,0(X)  Frs.  schuldete,  befreite  sich  von  seiner 
Schuld  mittels  50,000  Frs.,  die  er  bezahlte.  P.  hat  also  nicht  mehr, 
als  er  schuldete,  bezahlt,  er  hat  also  nichts  zur  Kritlastung  des  I.  be- 
zahlt. Der  i^egress  eines  Mitsrhnldners  gegen  srinen  solidarischen 
Blitschuidner  ist  nur  für  das,  was  er  über  seinen  Tli*»il  hinaus  bezahlt 
hat,  gegründet;  die  Erlassung  ist  nicht  der  Societät  gemacht  worden, 
die  nicht  mehr  existirte,  sondern  jedem  der  IVIitschuldner  fjir  das,  was 
er  benutzen  konnte. 

1087.  Wird  der  Grundsatz  ,  dass  jeder  Glänbiger  alle  Hechte 
und  Klagen  seines  Schuldners  ausüben  kann  (s.  \o.  975)'),  auf  die 
Societäten  angewendet,  so  ermächtigt  er  den  Gläubiger  eines  As- 
socie, bei  den  übrigen  Associes  ()j)positi(»n  einzulegen*),  damit  sie 
mit  seinem  Schuldner  keine  Liquidation  anders,  als  in  seinem  Bei- 
sein eingehen.  Er  kann  aber  nicht  vor  der  Auflösung  Einsicht 
von  den  Societäts  -  Geschäften  nehmen,  und  unter  dem  Vorwand, 
dass  ein  Theil  des  Societäts-Capitals  Eigenthiira  dieses  Schuldners 
sei.  feine  Theilung  verlangen,  oder  das  Mobiliar- Vermögen  der  So- 
cietät mit  Beschlag  belegen  lassen.  Ja  er  könnte  nicht  einmal  bei 
einer  namentlich  vereinten  Societät,  wo  die  Associes  zu  gewissen 
Zeiten  einige  Tlieile  ihres  Gewinnes  bezögen,  Anspruch  auf  einen 
solchen  Theil  seines  Schuldners  machen ,  es  sei  denn ,  dass  er 
Bürgschaft  leiste,  das,  was  er  bezogen,  zuletzt  wieder  beizubrin- 
gen, weil  es  geschehen  kann,  dass  die  nachfolgenden  Jahre  V^er- 
luste  gebracht  hätten ,  die  wieder  auf  die  Associes  zurückfallen 
würden;  nach  der  Auflösung  aber  kann  er  bei  der  Tht  iliing  ein- 
treten ,  damit  sie  nicht  zum  ^ac  htheil  seiner  Kechte  gemacht 
werde.  l\lan  würde  in  diesem  Falle  die  allgemeinen  Gruu(Uälze 
über    die   Hechte    befolgen  y    welche    den    Gläubigern    eines    Erben 


I)  C.  G.  B.  11C6.  —    2)  C.  G.  B.  883. 
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zustehen  j    nämlich    bei  der  Tlieilung  der  Siiccession ,     in    welcher 
sie  Antheil  liaben,   einzuschreiten^). 


Zweites  CapateL 

Wirkung:en    «ud  Folg-en    der  Auflösung-   einer    Societät   in 

Betreff   Dritter. 

1088.  Was  auch  die  Ursache  der  Auflösung  einer  Societät 
sein  mag,  so  ändert  sie  nichts  an  ihren  Verbindlichkeiten  gegen 
die  Societäts-Gläubiger. 

Diese  Verbindlichkeiten  bestehen  nicht  nur  für  Alles,  was  g'etlian 
wurde,  sondern  auch  noch  für  Alles,  was  tue  Folge  »lavon  wäre  ^). 
Noch  mehr,  der  Austritt  eiues  Associe  befreit  ihn  für  die  spätem 
S^chulden  gegen  Dritte  mir  in  sofern,  als  das  Publicum  durch  An- 
Schlagzettel  iu  der  in  No.  1006«  angegebenen  Form  benachrichtigt 
wurde  ^). 

Nur  eine  Ausnahme  gibt  es  für  den  Fall,  mvo  der  Societats- Ver- 
trag ,  der  angeschlagen  worden ,  den  gewissen  und  unveränderlichen 
Zeitpuiict  bestimmt ,   an  welchem  die  Societät  aufhört. 

Würde  diese  Formalität  nicht  erfüllt,  so  ^vürde  diess  zu  Gun- 
sten Dritter  bewirken,  dass  die  Societät  angesehen  wird,  als  bestehe 
sie  noch  und  als  halte  die  Auflösung  nicht  Statt  gehabt ,  und  selbst 
Personen  ,  die  mit  einem  der  Associes  contrahirt  hätten  ,  der  zur  Un- 
terschrift berechtigt  war  (s.  l'>12  u.  f.),  könnten  den  Beweis  führen, 
dass  ungeachtet  dieser  Anflösung  die  Societät  fortgesetzt  wurde*).  In 
diesem  Fall  wären  die  Beweise  die  nämlichen,  wie  diejenigen,  mit- 
tels welcher  man  darthun  kann,  dass  factisch  eine  Societät  zwischen 
Personen  existirt  habe ,  die  keinen  Vertrag  aufgesetzt  oder  dessen  Be- 
dingungen nicht  bekannt  gemacht  haben.  Ans  dem  nämlichen  Grunde 
könnte  der  Gläubiger  eines  Associe,  der  ein  Interesse  hätte,  das  Ria- 
gerecht seines  Schuldners  auszuüben ,  den  nämlichen  Beweis  führen, 
nur  müssen  seine  Rechte  ein  ge"v\^isses  Datum  haben ,  das  demjenigen 
der  Aullösung ,  die  er  als  unächt  anficht ,  vorangeht  *)♦  Daraus  kanü 
man  schliessen,  dass,  w^enn  eine  Societät  bestanden  hätte,  die  nicht 
durch  Anschlag  bekannt  gemacht  wurde,  und  sie  aufgelöset  worden 
wäre ,  ein  Gläubiger ,  mit  welchem  einer  der  Associes  ein  Geschäft 
geschlossen,  seit  dieser  hinlänglich  erwiesenen  Auflösung  sich  nicht  auf 
die  Nichtveröfl'entlichung  des  Trennungs- Vertrags  stützen  könnte,  um 
die  hier  erklärten  Grundsätze  anzurufen^). 

Wendet  man  diese  Grundsätze  auf  die  verschiedenen  hier  ersvaihn- 
ten  Fälle  an,  so  ergibt  sich,  dass,  wean  die  Associes  die  Auflösung 
der  Societät  nicht  bekannt  gemacht  haben  ,  die  nachher  von  jedem  von 
ihnen  eingegangenen  Engagements  sie  eben  so  verbindlich  machen  wür- 


1)  C.  G.  B.  882.  —  2)  Abw.  Urth.  8.  Prairia!  XIII.  —  3)  H.  G.  B.  46.  — 
4)  Ab\T.  ürth.  25.  Floreal  XIII.  —  5)  Abw.  Urth.  16.  December  1833.  — 
6)  Abw.   ürth.  23.  Jau.  1825. 
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den ,  als  waren  sie  noch  mit  einander  associlrt ,  sei  es  nun ,  dass  sie 
alle  der  Adminislration  vorgestanden  oder  Gesell aftsfiihrer  waren.  Wäre 
die  AuflÖRung-  der  Socieiät  durch  das  Ableben  eines  der  Associes  er- 
folgt ,  so  würden  die  Eiigag^einents  der  Ueberlebenden  g^eg-en  die  Erben 
des  Verstorbenen  die  nainliclien  RecLte  beg^riinden ,  als  wäre  bedung-eo 
worden ,  dass  die  Societat  mit  ihnen  fortgesetzt  worden  soll,  Ilat 
die  Auflösung"  in  Folge  von  Interdiction  eines  Associe  Statt  g-ehabt,  so 
fjihrt  er  fort,  verbindlich  zn  sein,  eben  so,  als  wenn  er  zu  contrahi- 
ren  befJihig^t  wiire,  vorbehaltlich  der  Verantwortlichkeit  seines  Vor- 
mundes. 

In  diesen  Fällen,  wie  in  den  übrlg-en,  können  die  Associes  die 
Anfiö'sun«^  nicht  einwenden,  der  Erfüllung"  von  Verbindlichkeiten 
zu  entg;ehen ,  die  als  Societäts-Eng"ag'ements  angesehen  würden ,  wenn 
diese  bestanden  hatte.  Jedoch  bleibt  ihnen  der  Regress  g"egen  dieje- 
nlg"en ,   welche  sie  eingegangen  haben. 

1089.  Alle  Sücietätsschulden  müssen  ans  dem  Activiim  der 
Socieiät  bezahlt  werden  mit  Ausschluss  der  Privatgläubiger  der  As- 
socies, "Weil  die  Societat  ein  moralisches  Wesen  war,  das  seine 
Individualität  und  seine  Rechte  hat,  die  von  denjenigen  jedes  ihrer 
Mitglieder    getrennt    sind '). 

Der  Grund  davon  ist  leicht  einzusehen.  Die  Privatgläubiger  eines 
Associe  können  auf  nicht  mehr  Rechte  Anspruch  machen,  als  er  de- 
ren selbst  hätte,  er  kann  daher  deren  nur  ausüben,  wenn  alle  Schul- 
den bezahlt  sind.  In  i\o.  1207.  sollen  die  Folgen  angegeben  werden, 
die  im  Fallimentsfall  daraus  entstehen.  Diese  Grundsätze  sind  auf 
alle  Arten  von  Societäten ,  selbst  auf  die  Handels -Verbindungen  zn 
gemeinschaftlichem  Gewinn  und  Verlust,  anwendbar,  die  sich  von 
den  andern  Societäten  nur  in  gewissen  Puncten  Unterscheiden,  aber 
nothwendiger  Weise  allen  wesentlichen  Grundsätzen  dieser  Arten  von 
Verträgen  unterworfen  sind  2).  Daraus  folgt ,  dass  die  Frau  eines  As- 
socie auch  keine  andern  Rechte,  als  diejenigen  eines  Gläubigers  ihres 
Mannes  haben  kann. 

Ist  aber  das  Activum  der  Societat  unzulänglich,  so  können 
die  Gläubiger  ihre  Rechte  auf  das  Privat-Vermögen  der  Associes 
ausüben,  sie  concurriren  dann  mit  deren  Privatgläubiger,  und 
kehrt  man  zum  gemeinen  Recht  zurück,  da  die  angegebene  Aus- 
nahme   somit    ihre    Wirkimg  nicht   mehr   haben   könnte. 

Die  Rechte  der  Gläubiger  gegen  die  Associes  individualilor 
sind  nach  den  im  zweiten  Ilaiiptstück  angegibvnen  Regeln  mehr 
oder  minder  ausgedehnt;  sie  bestehen  nach  dem  Ableben  jedes 
Associe  gegen  seine  Erben  und  wird  die  StKietät  ui<ht  mit  ihnen 
fortgesetzt,  so  theilt  sich  nach  dem  ("ivilrcrht  die  ganze  Schuld 
unter  diese, 

Z.  B.   Zwei   Personen  sind  mit  einander  in  Societat ,  diese  schul- 
det einem  Dritten  20,000    Fr.      Dieser  Dritte  kann  die  ganze  Summe 


I)  Abw.  Urth.  20.  Mai  1824.—  2)  Cnu.  II.  März  1806.  Abw.  Urlh.  I9.  JuDi 
182«. 
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von  demjenigen  der  Associes  fordern,  von  welcbem  er  will.  Stirbt 
der  Eine  Ton  ihnen  Tor  der  Zahlung"  der  Schuld ,  so  kann  wolil  seine 
Snccession  der  Solidarität  gemäss  zur  Zalilung"  der  20,000  Fr,  ange- 
halten werden,  hat  er  aber  mehrere  Erben  hinterlassen,  so  ist  jeder 
Ton  ihnen  nur  den  Viril-Theil  schuldig  ^). 


Im  Allgemeinen  darf  die  Dauer  und  die  Erhaltung 
der  Rechte  eines  Gläubigers  gegen  seinen  Schuldner  nicht  \on> 
diesem  abhängen,  und  niemals  kann  er  durch  sein  Hinzuthun  die 
Beschaffenheit  und  die  Ausdehnung  seiner  Obligationen  verändern. 
Das  HandelsinteFesse  modificirt  diese  Grundsätze  des  gemeinen 
-Rechts    aus   Rücksichten,   die    dem   Societäts- Vertrag    eigen  sind. 

So  lange  die  Societät  besteht,  ist  die  Befugniss,  gegen  sie 
aufzutreten ,  nur  der  Verjährung  unterworfen ,  die  ein  solches 
Klagerecht  zu  Gunsten  jedes  andern  Schuldners  vernichten  würde; 
ist  sie  aber  aufgelöset,  so  existirt  die  moralische  Person  nicht 
mehr,  jedes  Mitglied,  das  sie  bildete,  rechnet  mit  seinen  Asso- 
cies   ab,    um    andere   Geschäfte   vorzunehmen. 

Die  Bücher,  Papiere  etc.  können  nicht  immer  in  einpr  Jiemein- 
ßchaftlichen  Niederlage  bleiben ,  wie  diess  wahrend  der  Societät  der 
Fall  ist.  Daher  verjährt  auch  jede  Klage  gegen  die  Person  jedes  As- 
socie  oder  gegen  dessen  Wiltwe  ,  Erben  etc.  in  fünf  Jahien  ,  wenn 
die  Verjährung  nicht  durch  gerichtliche  Schritte  unterbrochen  wurde  ^). 
Diese  Verjährungszeit  nimmt  ihren  Aufang  vom  Tage,  an  welchem 
die  Dauer  der  Societät  auf];ürt,  weim  der  Societäts- Vertrag  nach  No. 
1006.  veröffentlicht  wurde;  hat  aber  dieser  Vertrag  keinen  bestimm- 
ten Termin  angegeben  ,  oder  ist  die  Societät  vor  dem  Termin  aufgeho- 
ben worden ,  so  beginnt  die  Verjährungszeit  vom  Tage ,  wo  die  Auf- 
hebung durch  Anschlag  bekannt  gemacht  wird.  Diese  Verjährung 
könnte  also  nicht  auf  die  Schulden  angewendet  werden,  die  aus  Par- 
ticipalions^eschäften  entstanden  sind,  für  welche  in  diesem  Fall  die  in 
Wo.    1049.  gegebenen  Vorschriften  befolgt  werden   müssen. 

Die  Qualität  der  Schuld  oder  des  Gläubigers  ändert  nichts  an 
diese,  Vorschrift;  es  ist  gleich  viel,  ob  der  Gläubiger  liquide  Rechte 
habe  oder  solche ,  die  bestritten  oder  einer  Prüfung  unterworfen  wer- 
den können,  es  sei  denn,  dass  die  Forderung  von  einer  Bedingung 
oder  von  einem  Ereigniss  abhänge,  ^veil  dann  die  Verjährung  nur  im 
Augenblick  anfängt,  wo  diese  Bedingung  oder  das  Ereigniss  eintrifft*). 
Diese  Frist  läuft  sogar  nach  No.  240.  gegen  Minderjährige*),  und 
der  Eid  kann  den  vorgeblichen  Schuldnern  über  den  Punct  zugescho- 
ben werden,  ob  die  Schuld  noch  existirt  oder  nicht,  weil  gerade  diese 
Ungewissheit  die  Ursache  der  Verjährung  ist.  So  lange  diese  Ver- 
jährung nicht  erworben  ist,  steht  es  dem  Gläubiger  frei,  nach  Gut- 
dünken einen  der  Associes  anzugreifen-,  und  derjenige  j  gegen  den  er 
gerichiliche  Schritte  thut ,  kann  nicht  behaupten,  beireit  zu  sein  nnter 
dem  Vorgeben,  dass  ein  anderer  Associe  die  nöthigen  Gelder  zur 
Zahlung  empfangen  oder  sich  damit  befasst  habe^).     Nichts  desto  we- 


1)  C,  G.  B.  1320,  2249.  —  3)  H.  G.  B.  64.  ~  3)  C.   G.  B.  2257.  —    4)  C. 
G.  B.  2278..  —    5)  Abw.  Urth.  24.  März  1830. 
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m^er  Lb'reii  die  an^efiilirfen  Ürsachea  vom  Ang-enblict  an  auf,  wo  es 
oifenbar  ist,  chss  sie  Personen  befreien  Tvürden,  die  nicht  beg^riindet 
Bind,  sich   befreit  zu  glauben. 

Wenn  also  die  Associes  einen  oder  melirere  Litjnidatoren  ernannt 
haben  ,  so  kann  es  diesen  nicht  nnbewusst  sein ,  dass  diese  oder  jene 
Schuld  noch  nicht  abg-etrag-en  ist,  da  sie  im  Besitz  der  »Scripturen  sind. 
Wenn  auch  der  Klage  g'^gen  die  andern  Associes,  die  nichts  von 
der  Socielät  besitzen,  noch  deren  Lage  kenneu,  ein  Termin  festge- 
setzt ist,  so  ^viirde  der  nfünliche  BcTseg-griuid  nicht  zu  Gnnsten  des 
Liquidators  spreclien.  Die  Verjährung-  kann  also  nicht  von  ihm,  seiner 
Wittwe,  seinen   Erben   oder  Rechtsinhabern   angerufen  werden. 

Wird  er  nach  Verlauf  der  fünf  Jahre  gericlitlich  verfolgt,  so 
kann  er  g^egen  seine  elienialigen  Associes  auftreten ,  damit  sie  ilim  Ge- 
wahr leisten.  Wenn  die  Möglichkeit,  dass  sie  ihm  die  Mittel  zur 
Zalilung  der  Schulden,  oder  Exceptionen  g'egen  die  Ansprüche  der 
Gläubiger  lieft" rten  ,  die  Verjährung  begründet  hat,  die  sie  geg-en  letz- 
tere anrufen  können,  so  will  die  Billigkeit  niclit ,  dass  ein  Verfall 
der  Hechte  bestehe  ,  der  sich  auf  die  Präsumtion  der  Zahlung*  g-ründet, 
wenn   erwiesen  ist  ,  dass  diese  Zahlung-  nicht  gemacht  wurde. 

Die  Gläubiger,  die  dann  nicht  mehr  g'eg-cn  die  IViclit  -  Liquidato- 
ren eine  directe  Klage  haben  ,  können  afjer  gegen  sie  auf  Antrieb  des 
Liquidators  gerichtliche  Schritte  tliun ;  allein  zwischen  dieser  Klag-e 
luid  derjenigen,  die  sie  ausüben  würden,  A>enn  die  Verjiihrung'  nicht 
erworben  wiire ,  ist  ein  g-rosser  Unterschied.  In  letzterm  Falle  könn- 
ten ihnen  die  eingeklagten  Nicht -Liquidatoren  njir  die  Einreden  ent- 
gegensetzen ,  die  mit  der  Schuld  unzertrennlich  sind,  oder  diejenig-en, 
welche  ihnen  persönlich  zustehen.  Treten  ab^r  im  Gegentheil  die 
Gläubiger  auf  Antrieb  des  Liquidators  auf,  so  sind  die  auf  diese 
Weise  eing-eklagten  Associes  berechtigt,  alle  Einreden  geltend  zu  ma- 
chen ,  die  sie  diesem  Liquidator  hatten  enfg-egensetzen  können  .  z.  B. 
dass  er  zur  Zahlung-  hinlängliche  Gelder  empfangen  habe,  oder  dass 
Grund  zu  Privat -Compensationen  vorhanden  sei  ;  kurz,  statt  in  die 
Rechte  der  Societäts-Gl.-ubiger  zu  treten,  hatten  Dritte  in  diesem 
Fall  keine  -weitem  Bechte  als  diejenigen,  welche  die  Privat-Gläu- 
biger des  Liquidators  haben.  Daraus  folgt,  dass  in  diesem  Falle  der 
Gläubiger  niemals  seine  ganze  Forderung-  von  den  Associes,  die  uicht 
Liquidaforen  sind,  begehren   kaim. 

Z.  B.  Angenommen,  die  Societat  hätte  aus  drei  Associes  bestan- 
den, wovon  einer  zum  Licpiidator  ernannt  wurde.  ]\ach  Verlauf  von 
fünf  Jahren  kingt  ein  (»hsubiger  seine  Forderung-  von  1?,00U  Fr,  ge- 
gen den  Liquidator  ein  und  auf  dessen  Antrieb  zugleich  auch  geg'cn 
die  beiden  andern,  die  nicht  mit  der  iJcpiidation  beauftragt  siinl ;  er 
kar)n  nur  von  jedem  von  ihnen  4000  Fr.  verlangen  und  diess  noch 
vorbehälllich  dvr  Einretlen,  welcjie  ihm  diese  auf  Antrieb  des  Li«jni- 
dators  enlgegensetzpu  können.  In  diesein  Falle  üben  sie  nur  die  Klay-e 
des  Licpildafors  aus  und  dieser  kann  nach  No.  IS?,  von  jedem  seiner 
Mitassocii's   nicht   mehr  als   den   ihn   betreffenden    Antheil   verlanüren. 

Ilaben  die  Associes  keinen  Liquidator  aufgestellt,  so  werden  sie 
angesehen,  als  haben  sie  alle  dieses  Ami  übernehmen  wollen;  daher 
es  deui  (leiste  des  (lesetzes  geuiäss  scheint ,  ki  ine  Verjährung  7U  ihren 
(iunsten  zu/ulassen.  ^^  ar  jedoch  die  Societat  eine  (,'ouunanilife  .  so 
würden  die  Commandiräre  mit  vollem  Bechte  immer  als  INicht-Liqui- 
datoren  angesehen  und   könnten  nur  in   den  nämlichen   F'rtsfen    und    iu 
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den  nämlichen  Umständen  gericlitlicli  belangt  werden.  Eben  so  ver- 
Lielte  es  sieb  mit  einem  Associe,  der  sieb  von  der  Societät  zuriickge- 
zogen  Iiat  oder  ausgestossen  wurde ;  er  wird  mit  vollem  Reclit  nicbt 
als  Liquidator  angeseben. 

Würde  ein  Associe  bei  Aufliebung  der  Societäf  die  Zablung  aller 
Schulden  gegen  eine  Summe,  welche  die  Andern  ihm  zustellen,  über- 
nehmen ,  so  kann  diese  Uebereinkunft  nicht  die  Gläubiger  berühren, 
diese  behalten  ihre  Rechte  gegen  jeden  der  Associes.  Diese  Conven- 
tion ist  den  Gläubigern  fremd,  sie  sind  desshalb  nicht  weniger  berech- 
tigt, gegen  jeden  der  Associes  aufzutreten  *)• 

Häufig  geschieht  es ,  dass  der  mit  der  Liquidation  beauf- 
tragte Associe  das  Geschäft  unter  seinem  eigenen  Namen  fortsetzt; 
es  ist  daher  zu  bestimmen,  ob  die  Summen,  die  er  einem  So- 
cietäts-Gläubiger  bezahlt  hat,  der  in  Geschäfts-Verbindung  mit 
ihm  getreten  ist,  auf  die  Schuld  der  alten  Societät  oder  auf  die 
seinige  anzurechnen  sind.  Diess  mag  folgendes  Beispiel  anschau- 
lich  machen. 

A.  und  B,  waren  mit  einander  in  Societät,  sie  wuifde  am  1. 
April  1824  aufgehoben  und  A.  als  Liquidator  ernannt.  P.,  Tvelcher 
Gläubiger  der  alten  Societät  war,  hat  seine  GeschäftSr Verbindung  mit 
A.  fortgesetzt.  Dieser  fallirt  aber;  B.,  als  zahlungsfähiger  ehemaliger 
Associe,  kann  behaupten,  dass  die  verschiedenen  Zahlungen,  welche 
an  A.  gemacht  wurden,  auf  die  alte  Societätsschuld  anzurechnen  sind 
und  sie  getilgt  haben. 

Zur  Lösung  dieses  Falles  können  auch  die  Umstände  dienlich 
sein ,  jedoch  lässt  sich  als  Regel  aufstellen ,  dass  P.  nicht  angesehen 
wird ,  als  habe  er  seine  alten  Schuldner  befreien,  und  dafür  einen 
neuen  annehmen  wollen ,  wenn  er  diess  nicht  ausdrücklich  erklärt 
hat;  dass  die  Präsumtionen  von  Zahlungsanrechnung,  \^'ovon  in  No. 
218.  die  Rede  war,  nicht  in  diesem  Fall  au^vendbar  sind  ^),  weil  die 
Schulden  getrennt  waren ,  mid  dass  folglich ,  w  enu  nicbt  der  Gläubi- 
ger für  das,  A^as  ihm  die  alte  Societät  schuldete,  Quittung  erhalten 
hat,  die  ihm  von  A.  gemachten  Zahlungen  angesehen  ^vs^erden,  als 
seien  sie  ihm  zur  Abtragung  seiner  persönlichen  Schulden  gemacht 
worden. 

Hätte  aber  eip  Gläubiger  diesem  Liquidator  Vollmacht  ertheilt, 
um  alle  seine  Forderungen  ohne  Unterschied  einzuziehen,  und  dieser 
dafür  seine  Associes  quittirt,  oder  hätte  auf  jede  andere  W^eise  der 
Gläubiger  diesen  Liquidator  als  seinen  alleinigen  Sciiuldner  acceptirt, 
so  müsste  anders  entschieden  werden.  Daraus  ersieht  man  leicht  den 
Unterschied  zw^'schen  dieser  Hypothese  und  der  ihr  vorhergegangenen, 
und  in  diesem  Fall  ist  evident,  dass  die  andern  Associes  giltiger  Weise 
befreit  waren  ^). 


I)  Abw.  Urth.  24.  März  1830.  —  2)  C.  G.  B.  1357.  —  3)  Cas^.  6.  Frimairc  XIV- 


üeehiste  Abtheiliiii^. 

Vom     Falliment     und     dem    Bankerott ')• 


1091.  iVlan  nejint  Falliment^)  (faiWte)  die  Zalilimgsein- 
stellung  eines  Handelsmannes  ;  liat  er  sich  dabei  eines  groben  Ver- 
schuldens oder  des  Betrugs  schuldig  gemacht,  so  wird  das  Falliment 
zum  Bankerott^)    (Jbanqueroiite)*). 

Wenn  nach  dem  P'alliment  der  Fallit  alle  seine  Gläubiger  gänz- 
lich befriedigt,  so  kann  er  wieder  in  die  Rechte  eingesetzt  wer- 
den ,  die  er  durch  das  Falliment  verloren  hatte ;  diess  nennt  mau 
W iedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  (Rehabilitirung,  rehubi^ 
liiation)  ^). 

Nach  diesen  Definitionen  kann  die  blosse  vorübergehende  Zah- 
lungseinstellung nicht  als  Falliments-Zustand  betrachtet  werden  ,  auch 


1)  Es  gibt  nichts  Scliwieriperes  in  der  Handelsgesetzgebung ,  als  eine  gufe 
Falliten- Ordnunji ,  da  im  Falliment,  wie  im  Bankerott,  so  manche  lnteres!ien 
sicli  berühren  und  durchkreuzen  ,  und  eine  Menge  Rechtsfragen  genau  zu  erwä- 
gen und  zu  entsclieiden ,  auch  Zeit-  und  Kostenersparniss  wesentlich  /u  berück- 
sichtigen sind,  damit  der  Concurs  sich  nicht  über  die  gebührende  Zeit  in  die 
Länge  ziehe.  Das  Handelsgesetzbuch  hatte  zwar  bei  seinem  Erscheinen^  im  Jalire 
1SU8,  im  >  ergleich  zur  frühem  Gesetzgebung,  manchem  üebelstande  abg»'hulfen, 
dennoch  entsprach  es  nicht  den  Bedürfnissen  des  Handels  ,  und  mit  der  Zeit 
sah  man  immer  D)ehr  seine  INIänge!  und  (iebrechen  ein  ;  man  hotfte  ,  dem  sträf- 
lichen Bankerott  zu  steuern,  man  vermochte  es  aber  nichts  denn  die  Fälle,  wo- 
durch er  bezeichnet  wird,  sind  uii\ollständig ;  auch  ist  das  (jJesetz  in  mancli«-n 
zu  streng  und  zu  willkührlich  in  der  Anwendung;  nicht  minder  hemmend  sind 
die  zu  beobachtenden  Formen.  Gegen  diesen  IJelx^lstand  erhoben  sich  inmuT 
mehr  Stimmen.  Endlich  wurde  im  Jahre  1834  der  Deputirten-Kanuner  der  Kiit 
wurf  einer  neuen  Falliten  Ordnung  vorgelegt,  von,  ihr  aber  im  .lahre  IKi'»  »nii 
geändert.  Die  Regierimg  nahn>  die  Sache  wieder  auf  und  legte  im  folgend. mi 
Jahre  eine  neue  .Arbeit  \or.  Im  Jahre  ISM  wurde  wieder  eine  Uniarlxilinn; 
vorgenommen  ,  die  ebenfalls  zur  Spraclie  kam;  gegenwärtig  liegt  der  Kntuurf  in 
der  Deputirten  Kammer  >or.  Ob  es  endlich  zu  einem  Resultate  kommt,  uutl  .»l» 
dieses  den  Anforderungen,  die  man  an  eine  gute  Falliteu Orduung  macht,  ent- 
spricht, muss  die  Zeit  lehren.  So  y\c\  ist  aber  gewiss,  dass  das  neu»'  (io- 
selz  von»  altrn  nicht  sehr  abweichen,  und  dass  es  besonders  an  zeitrauin-ndo» 
und    kostspieligen   Ki)rmcn  abermals  nicht    fehlen   wird.  A.  d.   H. 

2)  Obgleich   im  gemeinen  l-eben  di.*  ^Vörter  ., Falliment**   und   ..Bankerott"  aU 
gleichbedeutend  genommen  werden,    »o    nineben    denn(»cli  «üe    (icsetze  einen  we 
»entliehen  Unterschied  darin.     Fallit    ist  derjenige  Kaufmann,    der   durch  un- 
vorhergeseliene  Unglücksfälle,  die  er  nicht  abwenden  k*>nnte,  l\»lglicli  unverschul- 
det in  die  Lage  \ersetzt  wurde,    seine  Zahlungen  einzustellen,  un»l  sein«^  Gliu 
biger  nicht  befrieiligeii    kann.       I'.in     B  a  n  k  e  r  o  t  t  i  r  e  r    hnigegen    ist    derjenige, 
welcher  durch  eigenes  sliafbares  \  erschuUlen  (durch  Betrug,    Mulhwillen,  Wo-* 
heit  ,  Fahrlässigkeit,      Lnbcsonncnheil)  das    Interesse  .««einer    (iläubiger  \crlet2t. 

A.  d.   H. 

3)  >'om  italienischen  Ausdruck    havco  rotto  oder /»«nra  ro/^n  ,  zerbrochene  Bank. 
zerl)rorliener  ^V»>chs^•l tisch  eines  iusohcnt   gewordenen  liaukicrs.        A.  d.  IL 

4)  H.  G.  B.  437,  4:VS,  43J.  —    5)  H.   G.   U.  Ü04. 
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passt  diese  Bezeichnung  nicht  für  das,  was  man  bei  Nicht-Han- 
delsleuten unter  Zahlungs-Unverraögenheit,  Verraögens- 
Zerrüttung,  Verraö  gens  verfall    (deconfiture)   versteht. 

Das  Falliment  und  der  Bankerott  soll  in  den  zwei  nachfolgen- 
den Hauptstücken  abgehandelt  werden,  und  da  die  Güterabtretung 
eine-  Art  Befreiung  ist,  die  dem  Falliment  und  der  Zahlungs- 
ünvermügenheit  gemeinschaftlich  ist  ,  so  sollen  auch  Vorschriften 
über  diesen  Gegenstand  ertheilt  werden. 


Vom    Falliment. 


1092.  In  diesem  Hauptstücke  soll  das  Falliment  in  Allem, 
was  die  pecuniären  Verhältnisse  betrifft,  in  Betracht  gezogen  wer- 
den, ohne  zu  unterscheiden,  ob  die  Aufführung  des  Falliten  ihn  vor 
dem  Argwohn  des  Bankerotts  schützt  oder  niclit.  Es  soll  in  zehn 
Capitel   zerfällt    werden : 

1)  von    der  Erklärung   des   Falliments; 

2)  von   den   unmittelbaren    Folgen  desselben ; 

3^  von  den   ersten   Maassregeln,    die     zur  Erhaltung   der  Rechte 
der  Gläubiger  zu   nehmen    sind; 

4)  von  der    Ernennung    der    provisorischen    Agenten    und    dei*en 
Amtsverrichtungen ; 

5)  von    derjenigen    der    provisorischen    Syndike    und    ihrer    Ver- 
waltung; 

.6)   von   der   Verification   der  Forderungen; 

7)  von  der  Klage   auf  Widerruf  in    Betreff  betrüglicher   Acte; 

8)  vom    Concordat; 

9)  von    der  Vereinigung    der  Gläubiger; 
10)  von  der   Vindication.  ' 


Erstes    CapiteL  - 

Von     der     Falliments-Erkläriing. 

1093.  Ein  Schuldner  kann  nur  in  Fallimentszustand  er- 
klärt werden,  wenn  er  Handelsmann  ist,  was  sich  aus  den  Be- 
griffen   ergeben    muss,    die  in   No.   77    u.   f.    gegeben   wurden*), 


1)  Abw.  Urth.  2.  December  1836.  1.  April  1829, 
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Von  dieser  Re^el  sind  (in  Frankreicli)  nnr  die  "VVecliSflaj^enten 
und  die  Courliers  ausg-enoninien,  die,  obgleicli  sie  keine  kaiifniaiini. 
sehen  Geschiffte  für  ilire  Keclinnn^-  treiben  dürfen,  deinindi  in  F.tlli- 
inenlsznstand  erklärt  werden,  wenn  sie  in  Fol<,^e  einj;:ejran-ener  Ver- 
bindliclikeiten  oder  PrivatspeCulalionen  ihre  Zahlungen  einstellen;  ihr 
Falliment  wird  von  Kechtswegeu  als  betrügliclier  Bankerott  be- 
trachtet*-2). 

Es  soll  nun  angegeben  \rerden,  1)  welclier  Behörde  das  Recht 
zusteht,  einen  fallit  gewordenen  Ilandelsm-ann  im  Fallimentszii- 
stand  zu  erklären;  2)  woran  man  diesen  Zustand  erkennt;  3)  wie 
der  Zeitpunkt  bestimmt  werden  muss,  von  welchem  die  Eröff- 
nung des  Falliments  ausgeht;  4)  ob  ein  Handelsmann  nacli  sei- 
nem Ableben  noch  in  Fallimentszustand  erklärt  werden  kann ; 
5)  wie  das  ürtheil,  welches  das  Falliment  ausspricht,  ver-ilfent- 
licht  wird;   6)   in    welchen  Fällen    dagegen    einzukomraen   ist. 


Erster    Abschnitt. 

Welche    Behörde    das    Falliment    erklären    kann. 

1094.  Das  Recht,  einen  Handelsmann  in  Fallimentszustand 
zu  erklären,  steht  dem  Handelsgericht  zu'),  und  zwar  nur  dem- 
jenigen, in    dessen   Bezirk   der  Fallit  sein  gesetzliches  Domicil   hat 

Diess  hindert  jedoch  nicht,  dass ,  wenn  der  Öffentliche  Anwalt 
eine  Anklage  wegen  Bankerott  corri'ctloju'il  oder  ciinünell  einleiten 
würde,  die  Gerichte  berechtigt  wiiren  ,  das  Falliment  als  fictisch  zu 
erklären,  ohne  vorläufig  an  das   Handelsgericht    zu  verweisen. 

Um  das  gesetzliche  Domicil  des  Fallit  ge\\ordenen  Kanfinanns  zu 
erkennen  und  zn  bestimmen,  sind  die  Vorschriften  des  (.'ivilrechls  zn 
befolgen*^,  und  da  eine  Socieliit  eine  moralische  Person  ist  (s.  No.  97  3. 
und  1089.),  so  gebührt  dein  Gericht  des  Socieliits-Doniicils  das  Recht, 
ihr  Falliment  zn  erklären. 

Hat  also  ein  Handelsmann  oder  eine  Societät  mehrere  Etablisse- 
ments, 80  gehört  die  I^allimentserklürung  nicht  vorzugsweise  demjeni- 
gen Gericht  on ,  wo  einea  der  Etablissements  zuerst  seine  Zaiiiungen 
eingestellt  hat,  sondern  dem,  wo  das  ilaiiptdomieil  ist.  A^  ird  abiT 
Unredlichkeit  verninlhet,  dass  niimlich  ein  Domicil  absichllich  verän- 
dert wurde,  um  sich  der  Gerichtsbarkeit  eine«  Gerichtes  zu  entzieh'*», 
das  schon  vom  üblen  Zustande  der  Gosch.'iftc  Kenntniss  haben  kunute. 
80  ist  die  Competenz  des  letztem  Gerichts  anzuerkennen^). 


1)  Diess  bestimmt  treni;;ston«  dns(Ir»et3!;  d«  aber  die  Strafe,  die  darauf  steht, 
(ZMnngsarbeil  auf  Zeit,  oder  naeli  L'in.HiiiiiiliMi  auf  l.eUcn^zcil)  '/u  h.irt  ht  ^  so 
ist  sie  iu  den  Fall  inenton  mehrerer  l'ariser  NVethsela;;entin  nicht  nn;;e\Ton(tot 
worden.  Die  Gläubiger  zogen  vor,  sich  im  Stillen  mit  dem  ^Schuldner  xn  »er- 
j^leiehiMi.  A,  <1.   11. 

2)  H.  G.  n.  8».  P.  (..  H.  h)i.  —  3;  H.  G.  D,  441.  —  4)  C.  ü.  ü.  102  — 
5)  Abw.  Urth.  30.  Aug.  1N25. 
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Ist  bei  melirern  Elablissements  einer  Societät  das  Hauptefablisseineiit 
uicLt  erwiesen,  so  hat  das  Handelsgericht,  welches  sich  zuerst  mit 
der  Sache  befasst  hatte ,  das  Recht  zur  Fallimentserkläriing'  (s.  No. 
976.)«  Sind  die  nämlichen  Handelsleute  in  getrennten  Etablissements 
associirt  (s.  No.  976.) ,  so  haben  die  Gerichte  des  Gerichtsbezirks 
jedes  Etablissements  respective  das  Falliment  zu  erkennen,  selbst  wenn 
das  Falliment  des  einen  dasjenig^e  des  andern  mit  sich  gerisseii  und 
entschieden  hätte. 


Zweiter    Abschnitt. 

Kennzeicliendes     Falliments. 

1095.  Das  Geständniss  des  Falliten  ist  das  sicherste  Mittel, 
um  sich  zu  vergewissern,  ob  er  im  Fallimentszustande  sich  be- 
findet. Verschweigt  er  aber  diesen  Zustand,  so  können  die  Cre- 
ditoren  nicht  darunter  leiden,  Diess  giebt  Veranlassung  zu  fol- 
genden drei   §§. 


§  1 


Von    der    Fallimentserklärung    von    Seiten    des 

S^hiildnfirs. 

1096.  Jeder  Fallit  ist  g-ehalten,  spätestens  binnen  drei  Tag-en 
nach  der  Einstellung  der  Zahlungen  die  Erklärung-  darüber  in  der 
Gerichtsschreiberei  des  Handelsg-erichts  abzugeben  *) ,  ist  keines  in  dem 
Gerichtsbezirk,  so  wird  sie  in  der  Gerichtsschreiberei  des  Civilgerichts 
abgegeben  ^).  Der  Tag ,  an  welchem  er  zu  zahlen  aufgehört  hat,  ist 
unter  diesen  drei  Tagen  mit  begriffen. 

Der  Gerichtsschreiber  nimmt  darüber  ein  Protokoll  auf.  Diese 
Erklärung  kann  auch  von  einem  Mandatar  abgegeben  werden ,  die 
Vollmacht  muss  aber  speciell  sein ,  und  der  Gerichfsschreiber  wäre 
berechtigt,  eine  notarielle  zu  verlangen.  Bei  dem  Falliment  einer  So- 
cietät  unter  vereinigten  IXamen  muss  die  Anzeige  des  Falliten  den 
Namen  und  die  Anzeige  des  Wohnorts  eines  jeden  der  solidarisch  ver- 
einigten Gesellschafter  enthalten^).  Fallirt  eine  Commandite,  so  reicht 
esr  hin ,  die  solidarischen  Associes   anzugeben. 

Die  Falliments-Erklärung  einer  Sozietät  unter  vereinigten  Namen 
k^nn  durch  jeden  Associe  geschehen ,  er  mag  nun  der  Administration 
vorstehen  oder  nicht,  da  im  letzteren  Falle  seine  Verantwortlichkeit 
ebenfalls  solidarisch  und  unbestimmt  ist  und  es  ihm  daran  gelegen 
sein  kann ,  die  Lage  der  Societät  nicht  noch  mehr  durch  die  Präsum- 
tion eines  Bankerotts  zu  verschlimmern,  die  in  Ermaogehmg  einer 
freiwilligen  Erklärung  entstehen  kann. 

Da  der  Commanditär  oder  der  Actionär  einer  anonymen  Societät 
nicht  mehr  als  die  Einlage  oder  den  Betrag  seiner  Actien  verlieren 
kanu^  und  nicht  verantwortlich  ist,   so  hat   er   kein    Interesse,   diese 


1)  H*  G.  B.  440.  —    2)  H.  G.  B.  640.  —    3)  H.  G.  B.  440. 
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Erklaning-  zu  machen;  nur  dann  möchte  er  zugelassen  werden^  wenn 
er  mit  seiner  Qualität  die  eines  Gläubigers   verbinden  Aviirde. 

1097.  Die  Erklärung  ,  die  ein  Handelsmann  von  sich  gibt, 
dass  er  fallit  sei,  constatirt  schon  an  und  für  sich  selbst  das 
Falliment.  Sein  Geständniss  ist  jedoch  nur  ein  Mittel,  das  Ur- 
tlieil   zu   bestimmen. 

Wenn  also  ein  Schuldner ,  der  sein  Falliment  erklärt  hat ,  IMit- 
tel  und  Wege  fände  ^  vor  dem  Urfheilsspriicli  seine  Gläubiger  befrie- 
digen zu  können,  so  kann  er  seine  Erklärung  wieder  zurücknehmen 
(s.  den  VI.  Abschnitt).  Um  so  mehr  können  die  Associt's  einer  na- 
mentlich vereinten  Societät  gegen  die  Erklärung  ihres  Mitassocie  ,  dass 
die  Societät  fallit  sei,  eiukommeu  und  sie  für  ungegründet  erklären.  Hat 
kein  Creditor  die  Falliinents-Erklärung  verlangt,  oder  ist  dem  Gericht 
nichts  bekannt,  wodurch  das  Falliment  bestätigt  würde,  so  kann  es  die 
Falliments-Erklärung  verweig'ern,  jedoch  steht  dem  Associe,  der  sie  ver- 
langt hat ,  frei ,  gegen  seine  Mitassocies  die  Aufhebung  der  Societät  zu 
verlangen.  Daraus  folgt,  dass,  ^venn  eine  Societät  liquidirt  und  die  Liqui- 
datoren die  von  ihr  ausgestellten  Wechsel  nicht  eiulöseten ,  die  Nicht- 
liquidatoren  die  Falliments-Krklärung  verlangen  könnten;  jedoch  müsste 
man  in  diesem  Falle  ihr  Interesse  berücksichtigen.  W^enn  also  eine 
Societät  liquidirt  und  die  Gläubiger  eingewilligt  haben,  vom  Liqui- 
dator den  ihn  betreffenden  Antheil  an  den  Socielätsschulden  zu  em- 
pfangen ,  so  könnte  der  Associe ,  der  nichts  mit  der  Li(|uidation  zu 
schaffen  hat  ,  der  aber  gerichtlich  von  ihnen  verfolgt  Avird  ,  die  Fal- 
liments-Erklärung der  Societät  nicht  verlangen ;  er  hätte  bloss  eine 
Klage  gegen  den  Liquidator,  um  diesen  zu  zwingen,  in  dem  Falle, 
wo  er  hinlänglich  Gelder  zur  Zahlung  des  Ganzen  hatte ,  ihn  von 
jeder  Verurtheilung  zu  befreien  '). 

1098.  Die  Falliments-Erklärung  hat  nur  die  angegebene 
Wirkung,  wenn  sie  auf  der  Gerichtsschreiberei  zu  Protocoll  ge- 
bracht   wird  '). 

Geständnisse,  die  der  Schuldner  in  Briefen  an  Gläubiger  gemacht, 
oder  ihnen  bei  einer  Zusammenbernfnng^  gethan,  gerichtliche  Insinua- 
tionen, Befehle,  Arreste  etc.,  wie  formell  sie  auch  sein  mögen,  und 
weiui  auch  der  Schuldner  augezeigt  hätte  ^  das»  er  unter  seinen  Ge- 
schäften sei ,  diess  Alles  -würde  die  erwähnte  Erklärung  nicht  er- 
setzen. Die  Gläubiger  könnten  aber  zur  Unterstützung  ihrer  Klage  da- 
von Gebrauch  machen  (s.  (.  2.);  auch  den  Hichtern  Nvürde  rs  dieuCn, 
mu  den  Zeitpunct  der  Eröffnung  festzusetzen  (s.  III.   Abschnitt). 

§.2. 

Von  der  Falliments-Erklurung,  die  durch  die  Gläubiger 

verlangt     wird. 

1090.  Erklärt  der  Geraeinsrhuldntr  sein  Falliment  ni<Iit, 
60      ist   jeder    Gläubiger    dazu    berechtigt,     die     Schuld    mag    nun 


1)  Abw.  Urth.  8.  Aug.  1830.  •-    2)  H.  G.  D.  440. 
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Handelsschuld  sein  oder  niclit,  verfallen  oder  noch  nicht  verfal- 
len sein;  denn  alle  Güter  des  Gemeinschiildners  haften  für  die 
von  ihm  eingegangenen  Verbindlichkeiten,  von  welcher  Art  sie 
auch    seien  ^-  ^). 

Der  Conveuienz  wegen  kann  aber  die  Klag-e  auf  Fallimenfs-Er- 
klärnng  vom  Sobne  geg-eu  den  Vater,  von  einer  Frau  g'eg'en  ihren 
Mann ,  selbst  wenn  sie  g  etreunt  lebte ,  nicht  Statt  haben ,  weil 
bei  dem  Zustand  des  Falliments  mehr  oder  minder  positiv  die  Mei- 
nung vorherrscbt,  als  sei  ein  Fehler  oder  ein  Verbrechen  begangen 
worden. 

1100.  Da  das  Gericht  unter  diesen  Umständen  durch  das 
Geständniss  des  Gemeinschuldners  nicht  geleitet  wird,  so  rauss 
es  sich  an  Indicien   halten,    die  klar  am  Tage  liegen. 

Die  Abwesenheit  des  Gemeinscbuidiiers ,  der  Scbhiss  seiner  Ma- 
gazine ist  hier  indifFerent.  Das  einzige  und  richtige  Merkmal  ,  das 
allein  Grund  zur  Falliments-Erklärung-  gibt,  ist  die  gänzliche,  Zah- 
lungseinstellung ^) ;    ihr  geht  der  Verlust  des  Gredits  voraus, 

1101.  Die  ^Engagements ,  deren  Zahlung  vom  Gemein- 
schuldner nicht    geleistet  wird ,    müssen    kaufmännischer  Art    sein. 

1102.  Bei  der  Falliments-Erklärung  muss  besonders  das 
Geschäft,   das    der   Gemeinschuldner   treibt,   berücksichtigt   werden. 

Würde  ein  Bankier  eine  einzige  Zahlung  nicbt  leisten  können, 
oder  gar .  eine  einzige  eingegangene  Verbindlichkeit  protestiren  lassen, 
so  wäre  sein  Credit  vernichtet.  Anders  verhielte  es  sich  aber  mit 
dem  Fabrikanten,  oder  mit  dem  Detaillisten;  wenn  sie  auch  bei  Ver- 
fall eine  legitime  Schuld  nicbt  riclitig  zahlen ,  andere  aber  einlösen, 
ihr  Geschäft  dabei  fortsetzen,  so  sind  sie  dennoch  nicbt  in  Falliments- 
^ustand  zu  erklären.  Es  können  auch  ürtbeile  gegen  sie  erlassen 
werden,  sie  können  Zahlungsfristen  begehren,  ohne  dass  Gläu- 
biger, ihrer  noch  nicht  fälligen  Forderungen  wegen,  berecliligt  w^ä- 
ren,  daraus  schliesseu  zu  wollen,  dass  der  Scliuldner  im  Falliments- 
Zustand  wäre.  Nur  dann  kann  er  vernünftiger  Weise  als  in  diesem 
Zustande  befindlich  betrachtet  werden,  wenn  er  der  Last  seiner  En- 
gagements unterliegt. 


§. 


Von    der   Erklärung   des  Falliments,    w^e'nn  dasselbe 

offenkundig    ist. 

1103.      Die  Falliments-Erklärung    eines  Schuldners  kann  auch 
ohne   die   Gläubiger    herbeigeführt  werden; 

Diess  kann  geschehen,  wenn  das  Gericht  auf  die  blosse  Notorietät 
von  der  Zahhmgs-Einstellung  hin  das  Falliment  erklärt  *);  sie  muss  sich 


1)    C.   G.    B.   2093.  —    2)   C.    G.   B.   1188.  —    3)   H.    G.   B.  441.  — 
4)  H.  G.  B.  449. 
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aber  auf  Profeste  und  älmlicLe  Acte  gründen  iind  das  Gericht  darf 
sieb  nicht  auf  die  öffentlicJie  Stimme  verlassen ,  da  deren  Grund  oft 
Ignoranz  oder  Bosheit  ist. 

Auch  der  Friedensrichter  kann  auf  die  Notorietat  hin  conserva- 
torische  IMaassreg-ehi  erg-reifen^  Avenn  das  Falliment  noch  nicht  Tom 
Handelsgericlit  erklart  wäre  ^);  er  kann  ejr  oj/icio  die  Siegel  anle- 
gen, muss  aber  sogleich  das  Prolocoll  über  die  Torgenommene  Ver- 
siegelung mit  den  Gründen,  die  sie  veranlasst ,  an  das  Handelsge- 
richt einsenden  *).  INur  die  Notorietat  kann  ihn  zu  dieser  Versiege- 
lung veranlassen ,  die  Glaubiger  aber  nicht ,  diese  haben  sich  au  das 
Gericht  zu  Tveuden. 

Dritter    Abschnitt. 

Von   der    Bestimmung    des    Zeitpnncts    der    Eröffnung 

des    Falliments. 

1104.  Bei  der  gerichtlichen  Erklärung  ^es  Falliments  wird 
auch   der   Tag   der   Erölfnung    des   Creditwesens    bestimmt  ^). 

Diess  dient  dazu,  die  Verhaltnisse  der  Gläubiger  onter  sich  zu 
beurtheilen,  da  es  geschehen  kann ,  dass  gewisse  Acte ,  die  mit  dem 
Falliten  geschlossen,  oder  gewisse  l»echle_,  die  gegen  ihn  erworben  wur- 
den,  anmillirt  oder  angegriffen  werden  künden,  je  nachdem  sie  inner- 
Laib der  zehn  Tage  vor  dem  Falliment  oder  schon  früher  geschlossen 
oder  erworben  wurden. 

Manchmal  wird  die  EröfTnungszeit  des  Falliments  nur  provi- 
sorisch   festgesetzt. 

In  jedem  Falle  hat  sich  das  Gericht  zur  Festsetzung  des  Falli- 
ments nach  gewissen  Vorschriften  zu  richten,  die  hiernach  angegebeu 
werden  sollen. 

1105.  Da  die  Einstellung  der  Zahlungen  das  eigentliche 
Merkmal  ist ,  woran  das  Falliment  erkannt  wird ,  so  dient  sie 
zur   Bestimmung    des  Zeitpunctes  der  Eröffnung. 

Wenn  der  Glaubiger  am  Tage,  wo  er  seine  Zahlungen  einsftdit, 
seine  Fallimcnts-Erkiarung  abgibt,  oder  die  Gläubiger  diese  Krklä- 
rung  verlangen,  so  wird  dje  Erolfiiung  des  Fallimenis  auf  diesen  Tag 
festgesetzt.  Ergibt  sich  aber,  da.ss  diesem  Tage  Acte  vornusg^an- 
gen  sind  ,  die  dem  Aeussern  nach  dritte  Personen  von  der  Zahlungs- 
einstellung bonarhrirhtigen  ,  oder  haben  diese  sich  scheinbar  L'nvor.sirh- 
tigkeiten  zu  Schulden  kunwnen  l.iss*>n  ,  als  sie  mit  ihui  uulerhandel- 
teii ,  80  musH  die  Falliuienls-EriJHiuing  auf  den  Tag  ftstgeserzt  wer- 
den,   wo   sich   einKH   dieser  öfrenflicli(Mi  Merkmale   kund    gelhan   hat  *). 

Würde  »ich  aus  der  llntersncliung  <|pr  Iliicher  ergeben  ,  dass  dir 
Fallit  f»chon  lange  unter  seinen  («esrhiilten  war,  so  wäre  diess  ein  Be- 
weis, dass  er  auf  eine  strafbare  N^'eiNQ  unklug  handelte,  indem  er^sio 
fortsetzte ^).     So  lange  er  Credit  geno^s  und  stiiuin  GeschäfteJi   vorstand, 


1)  H.  O.  D.  450.  —    3)  H.  ü.   D.  4ß3.  —    3)   H.    Q.   1).    4o4.  —     4)  Abw. 
Urth.  3.  I»luviüsc  X.  —    5)  H.  ü.  R  ööO. 
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können  Dritte,  die  man  der  Unredliclikeit  nicKt  überführt,  nicLt  dess- 
Lalb  strafbar  sein,  weil  sie  das  nicht  g-ewiisst  haben,  was  die  Ge- 
richte selbst  nur  seit  der  Falliinents-Erklärims-  und  der  Untersuchuns: 
der  Bücher  oder  durch  andere  Auskunft,  die  nichts  Oeffentliches  an 
sich  trug-j   erfahren  haben. 

Würde  der  Schuldner,  der  kurz  abwesend  war,  seine  Zahhin- 
gen  während  dieser  Zeit  einstellen ,  sie  aber  wieder  bei  der  Rück- 
kehr eine  kurze  Zeit  fortsetzen,  dann  neuerdings  damit  inne  hal- 
ten, so  würde  die  Falliments-Erklärung  nicht  auf  den  Tag*  zurück- 
g-esetzt  werden,  t\o  sich  der  Schuldner  ahsentirt  hatte  *).  Diesen 
Fall  aber  ausgenommen,  könnte  die  Abwesenheit,  die  von  dem  Tage 
anfängt ,  wo  die  Falliments-Erklärung'  verlangt  wird ,  ein  Zeitpunct 
sein,  auf  welchen  das  Gericht  die  Eröffnung-  des  Falliments  zurück- 
führt 2). 

Das  Gleiche  lasst  sich  sagen ,  wenn  der  Schuldner  seine  Ma- 
g-azine  zuschliesst,  so  dass  daraus  ein  Ausbruch  des  Falliments  er- 
kannt würde. 

IIUO«  Eine  blosse  Zahlungs-Verweig^erung',  welche  die  Credi- 
toren  anführen,  könnte  kein  Grund  zu  einer  Falliments -Erklärung 
sein ,  wenn  diess  nicht  aus  Acten  hervorgeht ,  die  erweisen ,  dass 
g-erichtliche  Schritte  g^ethan  wurden,  und  diese  Acte  nicht  zaihlreicli 
g-enug  sind,  um  das,  was  man  eine  Zahlungs-Einstellung'  nennt,  zu 
begründen;  .  ist  aber  einmal  das  Falliment  erkannt,  so  können  die 
ersten  Acte,  welche  die  Zahlung-s-Weigeruug'  darthun,  zur  Bestim- 
mung' des  wahren  Zeitpuncts  der  Falliments- Eröffnung  dienen.  Diese 
Weigerung"  darf  jedoch  nicht  Ursachen  oder  Umständen  zugeschrieben 
"werden ,  die  dem  Gedanken  an  Zahlungsunfähigkeit  fremd  sind.  Z.  B. 
ein  Kaufmann  kann  Wechsel,  in  einem  Domicil  zahlbar,  ausgestellt 
«nd  die  Fonds  dafür  zu  machen  vernachlässigt  haben;  Avahrend  hier 
protestirt  wird ,  fahrt  er  in  seinen  Zahhingen  am  Wohnorte  fort. 
Kurze  Zeit  darauf  fallirt  er  aber  in  Folg-e  eines  unvorhergesehenen 
Ereignisses ;  in  diesem  Falle  wäre  es  ungerecht ,  w^enn  man  die  Er- 
öffnung- des  Falliments  auf  diesen  isolirten  Protest  zurückführen  wollte, 
da  er  nicht  Folg-e  einer  Zahlungs-Einstellung-  war  *). 

1107.  Im  Allgemeinen  werden  die  Proteste  wegen  Man- 
gels an  Zahlung  zum  Grunde  gelegt,  um  den  Zeitpunct  der  Zah- 
lungs-Einstellung zu  bestimmen;  jedoch  können  auch  noch  andere 
Zahlung«- Verweigerungen  einer  Handelsschuld  diesen  Zeitpunct  be- 
stimmen. 

Z.  B.  die  nicht  begründete  Weigerung-,  eine  abgeschlossene  Rech- 
nung- oder  den  Preis  baar  verkaufter  W^aaren  zu  bezahlen ,  der  Arrest 
auf  Mobilien ,  der  Verkauf  derselben,  die  Einsperrung-  des  Schuld- 
ners sind  äussere  unzweifelhafte  Beweise.  Prolongationen  von  Wech-  , 
sein,  Sicherheiten,  die  unter  der  Hand  gegeben  wurden,  um  Ter- 
mine zu  erhalten ,  wodurch  der  Credit  nicht  zerstört  wird ,  können 
aber  nicht  in  Betracht  kommen ,  ^veil  Dritte  nichts  darum  ^vissen  und 
ihr  Interesse  bei  dieser  Feststellung-  zu  berücksichtigen  ist,  Hätte  ein 
Kaufmann   von  seinen  Gläubigern    selbst   durch    Circulare    Zahlungsfri- 


1)  Cass.  2.  Thermidor  VIU.  —    2)  H.  G.  B.  441.  —    3)  Abw.  Urth.  6.  Jan. 
1813. 
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slen  dir  verfallene  Sclnilden  verlanj^t,  so  könnte  diess  onr  nach  er- 
folg-ler  Erklärung"  des  Falliments  als  Be^veis  dienen,  dass  es  schon 
in  der  Wirklichkeit  Statt  hatte,  als  diese  Tliatsachen  vorfielen.  So 
Ovaren  auch  die  Zusammenbernfnngen  von  Glänbig-ern ,  die  Fristen, 
die  sie  ihm  gestatten,  die  Aufsicht,  die  sie  über  sein  Geschäft  filhreu, 
Grund  genug- ,    die  Zeit  der  Eröffnung-  des  Falliments  zu   bestimmen. 

Damit  der  Zeitpiinct  der  Eröffnung  des  Falliments  genau  be- 
stimmt werden  kann,  muss  unmittelbar  darauf  die  absolute  Zah- 
lungs-Einstellung folgen ,     auf    welche    das   Falliment    erklärt  wird. 

Hätte  der  Schuldner  in  der  Zwischenzeit  seine  Geschäfte  forfg-e- 
führt ,  so  Avären  die  ersten  Judicien  seines  Falliments  g-ewissermanssen 
vertilgt  und  könnten  aiig-esehen  "werden ,  als  waren  sie  unabhängig 
von  dem  Falliment ,    dessen  Eröffuung-szeit  bestimmt  werden  solL 


Vierter    Abschnitt. 

Von    der    Falli  m  ents -Erkl  ä  rnng"   nach    dem    Ableben 

des    Falliten. 

1108.  Ein  Kaufmann  kann  innerhalb  der  Zeit,  wo  sein 
Falliment  ausgebrochen  ist,  und  dem  Tage  der  gerichtlichen  Er- 
klärung  desselben   mit   Tode   abgehen. 

Den  Creditoren  mag-  anfiing-lich  an  der  Falliments-Erklarnng  we- 
nig liegen,  weil  sie,  die  Succession  mag-  nun  pure  oder  unter  der 
Kechtswohlthat  des  luvenfariums  angenommen  oder  abg-^lehnt  worden 
sein,  im  Civilrecht  ^)  hinlängliche  IMittei  ßuden,  bezahlt  zu  werden,  oder 
dass  wenigstens  das  Ganze  des  Activums  unter  sie  vertheilt  werde. 
Aber  ausser  den  Maassregeln,  die  im  Fallimentsfall  geg-en  die  Person 
des  Schuldners  genommen  w  erden  ,  die  aber  nach  seinem  Tode  nicht 
mehr  vollzogen  werden  können,  Averden,  wie  noch  die  Hede  sein  soll, 
dessen  Güter  durch  Delegirte  der  Gläubiger  administrirt ,  die  gesetz- 
lichen Präsumtionen  von  Nullität  gewisser  Acte  finden  Anwendung, 
sowie  die  Älodificationen ,  Avelche  die  Hechte  der  Frau  erleide«. 
Würde  er  aber  nach  Einstellung-  seiner  Zahlungen  vor  der  vom  Ge- 
richt ausgesprochenen  Falliments-Erklärung  sterben,  so  ändert  sein  Ab- 
leben nichts  an  der  Lage  der  Sachen,  weil  die  Zahlungs-Eiiistellung 
das  Falliment    begründet    und    nicht    die    Erklärung  des   Gerichts  ^). 


F  il  11  f  t  c  r    A  h  s  c  h  11  i  1 1 . 

Wie    das     U  r  t  h  e  i  l     notorisch     wird. 

1109.  Das  Urthell,  wodurch  die  Fallirucnts-Erlvlärung  aus- 
gesprochen Mird  und  den  Zeitpunct  der  Eröffnung  festsetzt,  muss 
öffentlich   bekannt    gemacht   werden. 


1)  C.  G.  ü.  Sü8,  813.  —     2)  Abw.  Urtli.  21.  Vendemiaire  XU,  84.  I>«ceiiibcr 
ISIS. 
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Es  miiss  auf  Betrieb  der  Ag-eiifen  im  Auszug-  in  ein  öffentliches 
Blatt  des  Ortes,  wo  das  Gericht  seinen  Si(z  hat,  eingenickt  wer- 
den, und  erscheint  da  keines,  so  mnss  die  Einnickung"  in  einer "  der 
Zeitungen  des  Departements  Statt  haben  *).  Es  mnss  ausserdem  an- 
g-eschlagen  und  dieser  Anschlag-  durch  ein  Protocoll  eines  Gerichts- 
boten bezeugt  werden.  Dieses  ürtheil  g-elangt  provisorisch  zur  Rechts- 
kraft. 

Sechster    Abschnitt. 

Wie  das  ürtheil  abg^eandert  werden  kann. 

1110.  Das  ürtheil,  wodurch  das  Falliment  erklärt  und  die 
Zeit  der  Eröffnung  bestimmt  wird,  kann  von  Seiten  des  Han- 
delsmanns,   gegen   den   es   erlassen   wird,    angegriffen  werden. 

Diess  mnss  in  den  nächsten  acht  Tagen  nach  dem  Tage  des  An- 
schlags geschelien ,  ohne  dass  er  eim»Tendeii  kann ,  dass  das  ürtheil 
weder  seiner  Person,  noch  in  seinem  Domicil  nolificirt  wurde.  Diese 
Opposition,  ^velche  den  ernannten  Agenten  insinuirt  wird  (s.  No.  1144.), 
trägt  alle  Merkmale  derjenigen  an  sich  ,  die  beim  Contumaclal-Urtheil 
geg'en   nicht  erscheinende   Parteien  eingelegt  Averden  ^), 

Die  Gründe  der  Einrede  des  Falliten  können  sich  auf  den  um- 
stand stützen,  dass  er  niclit  zu  zahlen  aufgehört  habe,  und  kann  er 
in  diesem  Falle  das  ürtheil  zurücknehmen  lassen ,  so  kann  er .  nach 
umständen  von  denjenigen,  welche  die  Falliments-Erklärung'  herbei- 
geführt haben,    Schadloshai lung'  verlangen. 

Es  kann  auch  geschehen,  dnss,  ohne  die  g'Pgen  ihn  angeführten 
Thatsachen  zu  läugnen ,  der  Schuldner  behaupiet ,  dass  da  er  zuvor  zur 
,  Güterabtretung  zugelassen  wurde ,  er  nicht  mehr  in  Fallimentsznstand 
erklärt  werden  kann.  In  solchem  Fall  kann  also  die  Falliments-Erklä- 
rung nicht  Statt  haben,  jedoch  kann  der  Gläubiger,  der  klagt,  das  ür- 
theil, das  ihm  opponirt  wird ,  auf  dem  Rechls^veg-e  angreifen,  in  wel- 
chem Falle  das  Handelsgericht  die  Vollstreckung-  aufschieben  mnss  ^). 
Ist  aber  die  Güterabtretung  noch  nicht  gerichtlich  ausgesprochen,  so 
würde  dieser  umstand  die  gerichtliche  Fallimeirts- Erklärung  nicht 
verhindern. 

Der  Schuldner  kann  auch,  selbst  wenn  er  sein  Falliment  einge- 
steht, gegen  das  Datum  der  Eröffnung  einkommen  und  darthun ,  dass 
es  auf  einen  Zeitpunct  gestellt  wurde,  der  ihn  gewissen  Präsumtio- 
nen von  Betrug  aussetzt.  Hat  der  Fallit  die  Frist  verstreichen  lassen, 
um  sich  gegen  die  Falliments-Erklärung  zu  opponiren,  so  kann  er  in- 
nerhalb dreier  Monate ,  vom  Tage  an ,  wo  die  Oppositionsfrist  aufge- 
hört hat ,    appelliren  *). 

1111.  Der  Beschliiss,  wodt^rch  das  Falliment  erklärt  oder 
der  Zeitpunct  der  Eröffnung  bestimmt  wurde,  kann  auch  von 
Gläubigern    angegriffen  werden, 

Haben  sie  auf  die  Falliments-Erklärnug"  angetragen  und  wurde  ihr 


1)  H.    G.    B.   457.   —     2)  H.    G.   B.   457.   —     3)   Cass.    4.   Nov.    1823. 
4)  G.  O.  443. 
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Bcg^ehren  verworfen,  oder  hatte  das  Gericht,  indem  es  das  Beg:eliren 
ziiliess,  die  Eroiriuini,'-  d^s  Falliiuenls  aiif  eine  andere  Zeit  festg^esetzt,  als 
diejenige  war,  welclie  sie  bestimmt  Laben  wollten,  so  Laben  sie  da- 
geg^en   auf  dem  Weg-e  der  AppeHation  einzukommen. 

Haben  aber  Gläubig;er,  die  nicLt  den  DescLLiss  der  Falliments- 
Erklärung;  bewirkten,  ein  Interesse,  ilin  anzugreifen,  so  muss  diess 
auf  dem  Weg-e  der  Opposition  geschehen",  da  es  wohl  möglich  sein 
konnte,  da.ss  ilmen  daran  g^eleg-en  ist,  entscheid'^n  zu  lassen,  dass 
das  Falliment  nicht  existirte.  Wenn  also  Jemand,  der  einig-e  kauf- 
männische Oj)erationen  gen)acht,  sich  für  fü Hit  erklärt  oder  dafür  er- 
klärt wird,  so  könnten  die  Gläubig-er  behaupten,  dass  man  sich  in 
seiner  Oualität  geirrt,  indem  er  nicht  Handelsmann  sei  (s.  No.  73.  u, 
Wo.  1321.).  Würde  ein  Raufmann  seine  Zahlungen  einstellen,  weil 
er  sich  irrthümlich  unter  seinen  Geschäften  g^laubt  und  daher  in  Fal- 
limenls-Zustand  erklärt  werden,  so  könnten  seine  Gläubiger,  wenn 
sie  erkennen ,  dass  ihr  Schulduer  fa.«^  über  seinen  Geschaffen  ist, 
zusammentreten  und  einstimmig*  ihm  Termine  grestalten.  Würden  sia 
die  Zurücknahme  des  Deschlusses ,  der  ihn  in  Falliments-Zustand  er- 
klärte, verlangten,  so  könnte  ihnen  diess  Hecht  vom  öffentlichen  An- 
walt nicht  bestritten  werden  und  das  Gericht  könnte  ihre  Opposition 
zulassen,  nur  muss  der  l>eschlnss  noch  nicht  die  Hechtskraft  bestrit- 
ten haben,  sonst  würde  ihr  Cegrliren  abg-ewiesen  »);  der  Schuldner 
'  hätte  dann   nur  seine   Zahlungen  suspeiidirt. 

Kommen  die  (»laubiger  g'egen  den  /eitpunct  der  Eröffnung"  des 
Falliments  ein,  indem  sie  behauptf"n,  dass  ent^veder  der  Tag"  derselben 
zu  weit  vorueschobeu  oder  zu  nahe  ist,  so  kann  dieRlage,  nur  beim 
Vorhandensein  irgend  einer  Einwillig^ung" ,  die  mit  Sachkenntniss  g-egeben 
worden,  abg-ewiesen  werden,  was  nach  den  Umständen  zu  erAN  ägen 
ist  ').  Z.  B.  A>enn  ein  (illäubiger  selbst  die  FalÜments-Erklärung;  sei- 
nes Schuldners  verlangt  hätte,  so  könnte  er  nicht  verlang-en ,  dass 
die  Zeit  der  ErÖifnung-  auf  ein  späteres  Datum  als  seine  Einklage  ver- 
legt -würde. 

Die  Frist  zur  Einrede  ist  verschiedenartig-  bestimmt ,  fe  nach  der 
Stelln.ig'  derjenigen,     welche  davon   Geliranch   mach'Mi   wollen. 

Die  Gläubiger  oder  andere  Interessenten,  die  sich  in  Person  pra- 
sentirt  haben  oder  sich  bei  der  Verilication  der  Forderungen  reprä'sen- 
tiren  Hessen ,  können  sich  bis  und  mit  Inbegriff  des  Tages,  an  wel- 
chem Jeder  seine  Forderung-  verificiren  liess ,  oi)poniren.  ^^  as  die 
Gläubig^er  betrifft,  die  in  Verzuge  sind,  so  können  sie  bis  zur  zwei- 
ten  Tagfahrt  zug^elassen  werden. 

DiejiMiiuen  (iliüibiger,  welche  kein  KIngerecht  g-eg-en  den  Falli- 
ten, noch  Hechte  nii  die  Atasse  haben,  können  sich  nicht  bei  l^rolfnung: 
des  Falliments  als  Gläubig^er  ansg«*ben ,  wenn  g:eg;en  sie  eine  Klag^e 
nnf  Nullität  oder  Widerruf  von  Acten,  die  sie  mit  dem  Falliten  ein- 
gegangen,  angebracht  wird,  und  sie  es  ihrem  Interesse  g^emiiss  Lnl- 
ten  ,  den  Deschluss  der  FallimeniH-Erklärung-  an  sich  selbst  oder  we 
g'en  des  Tag-s  der  Eröffnung-  anzug;rrifen  ;  sie  haben  vom  Augenblick  an, 
wo  man  g-egen  s'u*  davon  (Gebrauch  macht,  ein  Hecht  da/u;  es  ist  eine 
Ausnahme,  die  aus  der  Klag:e  selbst,  geg-eti  ilie  sie  sich  vertheidi- 
gen,  i'ulspringt,     und    die     so    lange    dauern    muss^  als    diese    Klage. 


l)  Cass.  28.  Nov.  1S27.  —    3)  Abw.  ürlh.  7.  April   1819. 
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Jedocil  kann  man  darauf  antworten,  dass  die  Verfügung'  des  Gesetzes, 
sowolil  gegen  die  Gläubiger  als  gegen  die  Mitinteressenten,  eine  abso- 
lute ist ,  dass  liier  von  einer  speciellen  Procedur  die  Rede  ist,  ^velche 
die  Grundsätze  des  gemeinen  Rechts  über  die  Oppositionen  Dritter 
niclit  zulässt,  und  dieser  letztere  Gedanke,  obgleicli  einig'en  Inconve- 
nienzen  unterworfen,    scheint  vorgezogen  worden  zu  sein  *). 

1112.  Der  Weg  der  Einrede,  der  den  Gläubigern  oder 
andern  dritten  Interessenten  gegen  die  Falliments-Erklärung  offen 
steht,  hat  nicht  die  nämlichen  Merkmale,  wie  die  Einrede,  zu 
welcher  der  Fallit  gelassen  wird.  Die  Frist  beschränkt  sich  anf  eine 
kürzere  Zeit,  als  diejenige,  yelche  das  gemeine  Recht  zugesteht; 
wer  sie    verstreichen  liess ,    kann    nicht  mehr  appelliren. 

Unter  Avelclien  Umständen  auch  das  Urtheil  angegriffen  wird,  so 
muss  die  Rechtsfrage  der  Entscheidung  des  Gerichts  anlieimgestellt. 
werden,  das  die  Eröffnung  des  Falliments  ausgesprochen  hat;  jedes 
andere  ist  incompetent  ^).  Was  die  Appellation  betrifft ,  die  denjeni- 
gen zusteht,  welche  in  erster  Instanz  unterlegen  sind  s.  VII.  Ab- 
theilung, 

1113«  Sind  aber  die  Interessenten  dem  Beschluss  der  Fal- 
liraents-Erklärung  und  der  Bestimmung  der  EröfFniuig  stillschwei- 
gend beigetreten,  oder  hat  das  darüber  abgesetzte  Verfahren  ein 
anderes  Resultat  nicht  herbeigeführt,,  so  kann  das  Gericht  die 
Zeit  der  Fixation  ändern.  Diess  behäU  es  sich  fast  jedes  Mal  vor, 
indem  es  die  Eröffnung  nur  provisorisch   festsetzt  (s,  No,   1104.). 

Dieser  neue  Beschluss  kann  vom  Falliten  angegriffen  werden, 
weil  er  ihn  der  gerichtlichen  Verfolgung  wegen  Bankerotts  aussetzt. 
Um  aber  diesen  Beschluss  anzugreifen ,  kehrt  man  zum  gemeinen 
I^echt  zurück,  das  Jedem,  der  ein  Interesse  hat,  gestattet,  wider  die 
Rechtskraft  eines  Urtheils,  zu  welchem  er  nicht  vorgeladen  wurde  und 
das   seine  Rechte   benachtheiligt,  einzukommen  ^*  *). 


Zweites  Capitel. 

Von    den   nnmittelbaren   Folgen   des   Falliments. 

11 14.  Sobald  der  Fallimentszustand  erklärt  ist,  so  ist  der 
Fallit  gewisser  politischer  oder  kaufmännischer  Rechte  beraubt. 
"Was  sein  Vermögen  betrifft,  so  ist  es  vom  Augenblick  an,  wo 
er  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  den  Gläubigern  gemeinschaft- 
lich  verpfändet.     Da  ihnen  der  Fallit  keine  Sicherheiten  mehr  dar- 


1)  Cass.  10.  Nov.  182^.  -^    2)  Cass.    30.    Nov.   1824.  —    3)  G.  O.   474. 
4)  Cass.  15.  März  1830. 
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bietet,  so  können  alle  seine  Schulden  eingefordert  werden.  Alle 
Vollmacliten ,  Anstellungen,  oder  Commissionen,  die  er  ertheilt 
oder  empfangen  hat,  hören  nach  No.  555.  auf;  die  Societä- 
ten,  die  er  contrahirte ,  sind  aufgelöset  (s.  IVo.  10GG.)  ;  Acte, 
die  er  kurz  vor  dem  Falliment  eingegangen ,  um  Creditoren  vor 
Andern  zu  begünstigen,  wenn  auch  kein  directer  Beweis  von  Be- 
trug vorliegt,  geben  Anlass  zur  legalen  Vermuthung  von  INulli- 
tät;  diess  soll  in  nachfolgeirden  drei  Abschnitten  näher  angegeben 
werden. 


Erster    Abschnitt. 

Von    der  Entzieh  unj^"   der  Ver  möge  ns- Ve  rwal  t  n  n  g". 

1115.  Dem  Falliten  ist  vom  Tage  des  Falliments  an  die 
Verwaltung  seines  ganzen  Vermögens  von  Rechtswegen  entzogen. 
Diese  Entziehung  darf  aber  nicht  mit  der  Zwangsexpropriation  ver- 
mengt  werden ,    da    die    Resultate    nicht    die   näraliclien    sind. 

Die  Z>vang'S-Expropriation  (ea^proprtalion  Jorc<h)  benimmt  dem 
Falliten  die  Ki;;eiiscliaf(  als  Ei*^enthümer  und  übertrüirt  sie  dem  Käu- 
fer des  Ei<>-en(luims.  Die  Enlziehuiij^  der  Verniöueiis-Venvaltnug'  siis- 
|teiulirt  nur  aug-eiiblicklicb  die  Ausübung  des  EigentliumsreclilH.  Aach 
der  J5esliiCij;;ung'  des  Concordais  tritt  der  Sclndduer  wieder  in  die  Aus- 
übung^ die1$es  Hechts  ein,  ohne  dass  er  nutliig  habe,  durch  ein  Ur- 
theii  in  sein  Eigenthum  eingesetzt  zu  werden. 


§  1 


Wie    die     Entziehung    der    Verniogens-Verwaltang 

Statt  hat. 

1116.  Der  Fallit  ist  lediglich  durch  die  gerichtliche  Fal- 
liments-Krklärung  dtr  Verwaltung  seines  Vermögens  verlustig'). 
Es  bedarf  keiner  besondern  Verfügung  im  Urtheil ,  auch  könnte 
das    Gericht   ilin    ni<'lit   davon    befreien. 

Ist  die  Zeit  der  Eröirinmg  des  Falliuienfs  auf  ein  friilieres  D.itnm, 
als  dasjenige  der  ricblerliclien  Erkliiriin;;  vt?rlegt,  so  uiiissJe  streng  ge- 
iioinnieii  nach  No.  1]()4.  und  11 'J2.  Alles,  wa»  der  r'allit  in  drr 
Zwischenzeit  ^-emnclit ,  annullirt  werden ,  weil  der  Momeul  der  Fal- 
lile  a«irli  derjenige  ist  ,  an  welchem  dem  (■»•meinsrlmMaer  sein«^  Ver- 
uiüf^ens-Verw.'dlnn;;;  »Mitzogen  ist*}  (s.  Ao,  A,).  Du  das  Interessi* 
Dritter,  tlie  redlich  gehandelt  iiHhou ,  diese  Modiricalion  gebietet,  so 
werden   diest;   Acte   von   Seiten  des  Fulliten    immer    aU  belrüulicli    an- 


I)   II.  U.  U.  Wi.  —    2)  Abw.  Lrth.  21.  MSr»  1821. 
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gesellen  *) ;    denn  da  er  seine  Lage  kennen  sollte ,    SQ   kann    ei»   sich 
auf  seine  Ketllichkeit  nicht  berufen. 

Der  Fallit  hat  der  Erhaltung  seines  Activ- Vermögens  bis  zum 
Augenblick,  wo  es  von  den  legitimen  Administratoren  iiberqom- 
roen  wird,  vorzustehen,  und  wenjn  er  über  etwas  davon  verfugte, 
unter  welchem  Vorwande  es  *uch  sei,  so  würde  diess  die  Ver- 
miithiing  lies  Betrugs  gege^  sich  haben,  worüber  er  sich  recht- 
fertigen muss. 

Diese  Vermuthnng'  g-ebt  sogar  auf  zehn  Tage  vor  der  Eröffnung 
zurück,  und  beweiset  er  niclit ,  dass  er  die  Wer(bscliaften ,  worüber 
er  verfügte,  oder  die  er  empfangen,  nülzlicli  verwendet  hat,  so  kann 
er  als  betrügerischer  Bankeroltirer  belaugt  werden. 


§2. 


Auf  was    sich  die   Entziehung    der   Vermögens-Verwal- 

tuu  g  e  rs  treckt. 

1117.  In  was  auch  die  Güter  des  Falliten  bestehen,  sie 
mögen  nun  seinem  Handel  angehören  oder  nicht,  so  ist  ihm  die 
Verwaltung  derselben  entzogen.  Da  aber  die  Entziehung  keine 
Interdiction  ist,  so  bleibt  er  befähigt,  die  Klagen,  die  dieser 
Verwaltu:ig  fremd   sind,  einzuleiten    oder  zu   unterstützen. 

Z.  B.  er  kann  gegen  das  Unheil,  das  ihn  in  Falliraents-Zustaud 
versetzt  einkominen,  und  um  seine  persönlichen  Rechte  gegen  die  Masse 
geltend  zu  machen,  sich  den  Acten  ^vidersetzen ,  die  diese  Rechte 
verletzen  könnten  etc.  ^).  Eben  so  verliert  er  nkht  die  Vormundschaft 
über  seine  Rinder,  bis  sie  ihm  in  den  legalen  Formen  entzogen 
wird ;  auch  nicht  die  Geschlechtsvormundschaft  über  seine  Frau  ,  bis 
die  Gütertrennung  ausgesprochen  ist  ') ;  unter  diesen  Umstanden  kön- 
nen die  Gläubiger  .die  Einkünfte  der  Güter  seiner  Rinder  oder  seiner 
Frau  nur  unter  der  Bedingimg  erheben,  dass  sie  auch  die  civih*echt- 
lichen  Lasten  übernehmen. 

Da  Alles ,  was  der  Fallit  seit  dem  Ausbruch  seines  Falli- 
ments erwirbt,  das  gemeinschaftliche  Unterpfand  der  Gläubiger  ist, 
so  fällt  es,  wie  es  nach  und  nach  erworben  wird,  in  diese  Ver«^ 
mögens-Entziehung  *). 

Der  Fallit ,  der  irgend  ehie  persöuliche  Arbeit  oder  eine  Indu- 
strie treibt,  sollte  also  um  das,  was  er,  so  zu  sagen,  täglich  erwirbt, 
nicht  gebracht  werden.  Auch  können  Güter,  die  der  Fallit  einige 
Zeit  vor  dem  Falliment  erworben,  nur  mit  den  Lasten,  die  darauf 
ruhen ,    in  die  Masse  gezognen  werden. 

So  könnten  die  Gläubiger  einer  Erbschaft  die  Absonderung  der 
Güter  des  Erblassers  von  denen  des  Erben  verlangen  und  erhalten  *), 
so  dass  die  Gläubiger  des  Falliten  nicht  mit  ihnen  in    die  Güter    ei^- 

1)  H.  G.  B.  443.  —    2)  Cass.  21.  Nov.  1827.  ~    3)  C.  G.  B.  444,   1441.  — 
4)  C.  G.  B.  2093   2093.  —    5;  C.  G.  B.  878. 
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Stehen ,  die  ihnen  anf  diese  Weise  zufallen.  So  würden  die  Lasten, 
die  auf  einer  Schenkung'  ruhen,  vor  den  Schulden  des  Falliten 
auf  die  g-eschenkten  Güter  eing-elöset.  Diese  Grundsätze  dienen  auch, 
nm  zu  entscheiden,  ob  ünternehmung^en  oder  andere  kaufmännische 
Operationen,  die  der  Fallit  machen  würde,  an  und  für  sich  selbst 
g-iltig^  "Nvären ,  wenn  sie  nur  nicht  das  Schicksal  derjenigen ,  die  vor 
der  Entziehung"  der  Vermüg-ens-Ver^valtung-  gemacht  wurden,  ver- 
schlimmern oder  verändern.  Die;enig^en,  welche  in  Folge  dieser  spä- 
tem Geschäfte  anf  einig-e  Rechte  Anspruch  machen  würden ,  könnten 
verlangen,  dass  man  das,  was  diese  neneu  Geschäfte,  wobei  ihre  Rechte 
entstanden  sind,  abwerfen,  niclit  in  die  Fallitmasse  bringe,  es  sei  denn, 
dass  die  daraus  hervorgehenden  Verbindliciikeiten  nicht  erfüllt  werden. 
IVach  den  hier  und  in  der  vorigen  Abtheilung  angegebenen  Grund- 
sätzen lässt  sich  über  die  Association  entscheiden,  die  ein  Fallit  seil 
der  Krö'ffnung  des  Falliments  contrahirt  hätte.  Er  kann  zwar  nichts 
im  Aclivuin  seiner  blasse  erheben,  um  seine  Einlage  zu  machen,  be- 
steht sie  aber  in  seiner  Industrie,  wird  ihm  die  Einlage  durch  einen 
Freund  gemacht,  bei  dem  man  keinen  Betrug  argwöhnt,  so  ist  eine 
Eimviliignng  der  Creclitoren  nicht  erforderlich  ;  die  Societät  wird 
eine  Masse  bilden,  die  ihre  Individualität  hat;  ihre  Rechte  und  Schul- 
den betreffen  die  Lage  des  Falliten  niclit;  hat  sie  Verluste,  so  tragt 
sie  die  Fallitmasse  nicht;  kommt  Gewinn  heraus,  so  können  die 
Gläubiger,  wenn  sie  notificiren ,  dass  sie  sich  der  Liquidation  oppo- 
niren ,  das,  was  ihm  rein  zukommt,  erheben.  Der  Rilligkeit  gemäss 
dürfte  sich  die  Masse  dieses  Gewinnes  nicht  bemächtigen,  oder  sie 
niüsste  sich  einen  Abzug-  fiir  die  Alimeute  des  Falliten  und  seiner  Fa- 
milie gefallen    lassen. 


§.  3. 


Von    den   Wirkungen   der   entzogenen  Vermögens- 

Verwalt  u  ug, 

1118,  Wenn  dem  Falliten  die  Verwaltung  seines  Vermö- 
gens entzogen  wird ,  so  hat  diess  keine  rückwirkende  Kraft  über 
den  Tag  hinaus,  an  welchem  die  Eröffnung  des  Falliments  fest- 
gesetzt wurde,  es  miissten  denn  einige  Kegeln,  wovon  noch  im 
111.  Abschnitt  die  Rede  sein  soll,  angewendet  werden  können 
(s.    auch    VI,   Cap.). 

Würde  aber  das  Gericht  (nach  No.  IMG.)  die  Krölfniing 
des  Fallinunts  auf  einen  'lag  zurücksetzen,  der  dem  proAisorisrhen 
voranginge  ,  so  »ürde  die  Kntziclnina^  der  Vcnnöiirns-VerwaUung 
von    diesem   Tage    an    beginnen. 

Hier  würden  sich  nun  uiancherlci  Schwierigkeiten  über  die  Gil- 
tigkeii  imd  die  Wirkung  der  Acte,  di»»  dor  Fnllil  zwischen  dem  pro- 
visorisrhon  und  definitiven  Tag  der  Eröffnung  des  Falliments  eingegan- 
gen,   erhrben. 

1  I  ly.  Geschäfte  oder  Acte,  die  nach  dvr  zu  Eröffnung  des 
FallinientM  festgesetzten  Zeit  geschlossen  und  ab;:tthan  wunlen,  könn- 
ten desshalb    nicht  annullirt    v> erden,     \>enn   nicht    eine    belriigerisclu: 

40» 
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Ursache  zum  Grunde  läg-e.  Dritte ,  die  in  g-utem  Glauben  gehandelt, 
küunten  nicht  vernrtheilt  werden  ,  das  ,  was  sie  g-ekauft  oder  empfan- 
gen hatten,  an  die  Masse  wieder  heranszug-ebeu.  Der  Fallit  aber  wurde 
uichts  desto  weniger  bestraft  (s.  11.  Hauptstück),  w^eil  er,  ungeachtet 
der  Renntniss  seiner  Lage,  dennoch  Geschäfte  gemacht  hat  *).  Diess 
würde  um  so  melir  der  Fall  sein,  wenn  er  in  dieser  Zwischenzeit 
auf  gerichtliche  Schritte  und  Verurtheiluugen  liin  Zahlungen  gemacht 
oder    empfangen  hätte  r^). 

1120.  Zw^eifelhafter  wären  die  Geschäfte,  bei  welchen  dem 
Falliten  auf  Credit  verkauft  oder  geliehen  wurde.  Hier  könnte 
mau  den  Gläubigern  das  Recht  einräumen ,  die  Erfüllung  der  von. 
ihm  eingegangenen  Verbindlichkeiten  zu  verAveigern ,  wenn  sie 
kein  Interesse  dabei  haben,  oder  wenn  nicht  erkannt  wird,  dass 
diese  Geschäfte  aus  Recliten  entstanden  sind ,  die  der  Falliments-Er- 
öffnung vorangingen.  In  diesem  Falle  bliebe  denjenigen,  welche  dem 
Falliten  Vorschüsse  gemacht ,  nichts  übrig ,  als  sich  als  Gläubiger  der 
Masse  einschreiben  zu  lassen ,  wenn  aus  den  Büchern  hervorginge, 
dass    diese    Werthschaften    iu    die  Masse   kamen. 

1121.  So  liesse  sich  auch  über  die  Giltigkeit  einer  Zalilung 
entsclieiden,  die  der  Fallit  in  Waaren  von  seinem  Lager  geleistet  hat. 
Hier  wäre  die  üeberlassung  an  Zahlungs  Statt  eben  so  giltig  wie  ein 
Verkauf,  wenn  der  Empfänger  nichts  von  den  Umständen  des  Fal- 
liten gewusst  hat.  Hätte  aber  die  so  bezahlte'  Forderung  zu  gericht- 
lichen Schritten  Anlass  gegeben,  woraus  sich  der  Falliments-Zusland 
erweisen  würde,  so  würde  die  Redlichkeit  des  Gläubigers  verdächtig 
sein  und  diess  um  so  mehr ,  wenn  sich  aus  seinen  genommenen 
Maassregeln      ergäbe ,    dass  er  diesen  Zustand  ge^vusst  hat. 

11 22.  Was  die  Verhandlungen  seit  der  Veröffentlichung  des 
Urtheils  über  die  Fallimenis-Erklärung  betrifft,  so  können  sie  unter 
keinem  Vorwand  giltig  sein,  oder  sie  müssten  von  Reisenden  des 
Hauses  oder  eines  Angestellten,  die  entfernt  sind  ,  mit  Personen  von 
gutem  Glauben  geschlossen  worden  sein  ^) ,  oder  auch  vom  Falliten, 
w^enii  sie  von  den  Administratoren  der  Masse  genehmigt  wurden, 
Z.  B,  TV^enn  er  fortfährt,  dem  Absatz  seiner  Waaren  vorzustehen 
oder  zu  fabriciren.  Wechsel  auf  Dritte,  die  ein  Schuldner  seinem 
Gläubiger  remittirt  und  deren  Zahlungszeit  sj)äter  fiele,  als  der 
Ausbruch  des  Falliments  würden  niclit  als  Zahlung  seit  dessen  Er- 
öffnung angesehen ,  wenn  sie  der  Gläubiger  ohne  Betrug  empfangen 
hätte;  liier  müsste  der  Tag  der  Rimesse  und  nicht  derjenige  der  Zah- 
lung in  Betracht  gezogen  werden  *). 

1123.  In  Folge  der  Entziehung  der  Vermögens-Verwaltiing 
wird  die  Lage  der  Gläubiger  festgestellt,  so  dass  einerseits  keiner  von 
ihnen  besondere  Rechte  zum  Nachtheil  der  Masse  erlangen  kann 
und  anderseits  conservatorische  Acte  nicht  mehr  nöthig  werden, 
um  gegen  die  Masse  die  Ausübung  der  im  Augenblick  des  Falli- 
m£nts    bestehenden  Rechte    zuzusichern. 


1)  H.  G.  B.  586.  —  2)  Abw.  ürth.  10.  Mai  1815.  —  3)  C.  G.  B.  2008, 
2009.  Abw.  Uiili.  15.  Febr.  1808.  —  4)  Abw.  ürth.  25.  April  1826.  Cass. 
20.  Aug.  1828. 
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Daraus  lässt  sich  aber  nicbt  scLliessen ,  dass  ^er  Ff>IIImf*nfs7ii- 
sfand  eines  Scliiildiiers  zu  Gunsten  seiner  Gläubig-er  die  Verj.'^hning 
g-egen  ihre  Keclite  siispendiren  sollte;  sie  müssen  sieb  zur  Verification 
ibrer  Forderungen,  ^vovon  nocb  die  Rede  sein  soll,  prasenliren, 
wenn  sie  nach  Bescbaffenbeit  ibrer  Forderung-  zur  Krbaltuni^  ihrer 
Kecbte  keinen  speciellen  Acten  unterworfen  sind  (s.  ISo.  ^-kX).  Wenn 
der  Verjäbrung-sterinin  auf  dem  Puncto  ist ,  vor  dem  IMoment ,  wo 
man  sicL  mit  der  Verification  der  Forderung-en  zu  befassen  bat,  ab- 
zulaufen ^  so  müssen  sie  greg-en  die  Masse  auftreten,  so  das«  die  Vcr- 
jäbrung"  nacb  den  Vorscbriflen   des  g-emeinen  Hecbts  «nterbrocbeu  wird» 

Sind  Recbte  g"egen  Dritte  durch  H^  potbekar-Inscriplion  zn  ver- 
wahren, so  können  um  so  weniger  die  Gliiubiger  durch  das  Falli- 
ment des  Schuldners  von  der  Erneuerung;  ihrer  Inscription  eulhoheii 
werden  (s.   No.   1136.). 

Ueber  die  Riagen,  die  den  Falliten  active  und  passive  interes- 
sireU;  s.  IV.  Capitel. 

Zweiter  A  h  s  c  li  ii  i  1 1. 

Von    der  Exigibilität  der  Forderungen. 

1124.  Wenn  ein  Gliiubiger  seinem  Schuldner  Termine  gestattet, 
so  geschieht  es  unter  der  Bedingung,  dass  der  Schuldner  Eahhingsfiiliig 
bleiben  wird.  Fallirt  er,  so  können  alle  Fordenmgen  auf  den 
Schuldner  eingefordert  werden ,  der  Gläubiger  ist  dazu  bef.igt, 
ohne  den  festgesetzten  Termin  abzuT^arten  ').  (S.  in  UetreU*  des 
Falliments    eines    Societäts-Mitglieds    i\o.    10G5.) 

In  den  zuei  nachfolgenden  §§.  sollen  die  ^Virk^ngen  die- 
ser Exigibilitüt  angegeben   werden. 


§   1 


Von    den    Wirkungen    der   Exigibilität    in    Bezug*  auf 

die  Masse. 

1125.  Die  Evigibilitiit ,  wovon  liier  die  Hede  ist,  liat 
nicht  die  nämlichen  Wirkungen  wie  die,  welclie  aus  einer  regel- 
mässigen VerfttUzeit  eines  couAentionellen  Termins  entstanden  ist. 
Sie  berechtigt  den  Gläubiger  nicht,  beim  An>l)ruch  des  h'alli- 
ments  den  Integralbetrag  seiner  Forderung  weder  zu  %erl.nigtu, 
noch  zu  empfangen.  Da  sie  nur  durch  das  Falliment  und  durcli 
die  Begebenheit,  wodurch  die  Vermögins  -  N'erwaltung  entzogen 
wurde,  entstanden,  so  ist  sie  Allem,  was  natürliche  Folge  da>on 
ist,  und  namentlich  dem  CJmstande  unterworfen,  dass  der  Gläu- 
biger nur  Zahlung  mittels  Bepartitioneii ,  die  in  der  Folgt!  Stntl 
haben,  em])fangen  kann,  es  sei  denn,  ifass  die  Eigenschaft  sei- 
ner   Forderungen    ihm    irgend    ein    \  orzugsrecht    einräume. 


1)  r.  G.  W,  IlSS,    ini.J,  \\)\:].     II.   C.  n.  44S.     Alm.  Urlli.   10.   Mai  i*^m. 
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Diese  zufällige  Exigibilität  bewirkt  also  keine  Compensation 
mit  einer  Forderung  ^    die   an   sich   selbst   exigibel  ist, 

Z.  B.  im  Aug-enblick^  -wo  A.  in  Conciirs  g-eratben  ist,  war 
B.  Schuldner  dessen  für  eine  verfallene  Schnld.  Seinerseits  schul- 
dete ihm  A.  eine  Summe,  die  spater  verfallt;  B.  kaun  die  Compeu-, 
sation  nicht  eutg^egensetzen ,  weil  die  Passiv-Scbulden  des  A.  eing^e- 
fordert  werden  können;  was  er" ihm  scbuldet^  ist  das  eig-eutlich  nicht 
mehr,  was  er  vom  A,  aus  seinem  Documente  begebren  konnte;  er 
hat  nur  ein  Recht  auf  den  Antbeil ,  der  ihm  als  Massa-Gläubig-er  zu- 
kommt. Würde  er  die  Integral -Zablnng*  erbalten,  so  würde  er  auf 
Kecbnung"  der  übrig'en  Gläubiger  begünstigt;  nacb  No.  235»  kann  die 
CompensatioD  nicht  ziun  Nachtheil  Dritter  Statt  haben  *).  Sie  würde 
ihm  die  Zablung"  anticipando  verscbaffeu ,  was  untersaget  ist ,  und  da 
die  Falliments-Erklärung"  des  A.  diesem  nicht  mehr  gestattet ,  freiwil- 
lig zu  bezahlen,  so  geht  daraus  hervor,  dass  die  Compensation  nicht 
zugelassen  werden  kann  *), 

Der  umgekehrte  Fall  tritt  ein,  wenn  Einer  Gläubiger  des  Fal- 
liten für  eiue  verfallene  Summe  ist  uud  zugleich  Schuldner  einer  For- 
derung auf  Termin;  er  könnte  nach  No.  199.  diese  Summe  nicht  mit 
dem ,    was  er  schuldet ,    compensiren. 

Z.  B.  A.  ist  Gläubiger  des  B,  von  1000  Francs,  dieser  fallirt 
und  hat  von  A.  eine  gleiche  Summe ,  aber  erst  in  G  Monaten  zahl- 
bar, zu  fordern,  A.  kann  nicht  auf  diesen  Termin  verzichten,  um 
compensiren  zu  wollen;  denn  er  schuldet  nicht  mehr  dem  B.,  sondern 
an  dessen  Masse.  Da  der  Fallit  nicht  mehr  über  seiu  Vermögen  ver- 
fügen kann ,  so  kann  ihm  auch  keine  Zahlung  gemacht  werden  ^)> 
sondern  es  muss  an  die  Blasse  -  Curatoren  geschehen.  A.  wird  für 
seine  Forderung  die  Dividenden  erhalten ,  seine  Schuld  aber  muss  er 
au    die  Masse  voll  bezahlen,  Avenn  sie  verfallen  ist. 

Wären  in  beiden  Fallen  die  Schulden  vor  Ausbruch  des  Falli- 
ments verfallen  gewesen ,  so  wären  sie  von  Rechtswegen  getilgt 
(s.  Ko.  225.). 

Was  die  Schulden  betrifft,  die  gleichzeitig  am  nämlichen  Ter- 
min ,  aber  nach  Ausbruch  des  Falliments  verfallen ,  so  hat  die 
Compensation  nur  bis  zum  Belauf  der  von  der  Masse  schuldigen 
Dividende  Statt;  denn  beide  Schulden  bestehen  nicht  auf  die  näm- 
liche Weise. 

1126.  Da  nach  No.  235.  die  Compensation  zum  Nachtheil 
Dritter  nicht  Statt  haben  kann,  so  folgt  daraus,  dass  der  Fallit, 
wenn  er  wieder  in  den  Genuss  seines  Vermögens  durch  einen 
Nachlass-Vergleich  eingesetzt  ist,  diese  Ausnahme,  die  allein  sei- 
ner  Masse    zustand,    geltend  machen  könnte. 

« 
Diese  Grundsätze  über  die  Compensation   können    aber   nicht    auf 
den  Fall  augewendet  werden,   wo  die  eine    und.  die    andere    Schuld, 


1)  C.  G.  B.  1208  —  2)  Cass.  13.  Febr.  1811,  17.  Febr.  1823.  —  3)  C.  G.  B. 
121i8.     H.  G.  B.  443. 
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obgleich  sie  zn  verschiedenen  Zeiten   eiiisi-efordert  werden  könneo,    aus 
dem   nämlichen  l^echlslilel   entspringen   nnd   correlativ   sind. 

Z.  B.  der  Fallit  A.  halte  die  Waaren  des  P.  mit  100,000  Fr. 
g-eg-en  eine  Prämie  von  10,000  Fr.  assecuriren  lassen.  Seini?  Masse  kann 
nicht  verlang-en ,  dass  P.  bei  einem  Ungliicksfull  die  Prämie  von 
10,000  Francs  bezahle  und  für  das  Capital  von  100,000  Frjncs  ein- 
trete. Dieser  ^vird  die  versprochene  Prämie  zurJickbehalleo  und  nur 
für  90,000  Francs  eiulreleu   (s.   No.   5S(5.  und   1218.). 

1127.  Von  dieser  Evigibilität  sind  auch  iiiclit  die  privile- 
girten   oder   die   durch  Pfand    verbürgten  Forderungen    ausgenommen. 

Da  die  Gläubig-er  das  Activum  der  ]Masse  realisiren  müssen,  um 
die  Gelder  vertheilen  zu  können,  so  wäre  diess  nicht  möglich,  wenn 
die  auf  bewegliche  GiKer  generaliter  haftenden  Privilegien  nicht  auch 
eingefordert  werden  könnten;  denn  diejenigen,  Avelchen  sie  schuldig 
sind,  wären  berechtigt,  sich  ihrer  Sicherheit  "wegen  gegen  jede  Ver- 
tlieiluiig  einer  Dividende  zu  opponiren,  besonders  gegen  den  Verkmif 
von  Sachen,  worauf  ihr  Privilegium  haftet.  Aus  dem  näinlirheii 
Grunde  sind  auch  die  Iljpothekar-Schulden  exigibel   (s.  Wo.   l-MKi  •• 

1128.  Es  könnte  aucli  geschehen,  dass  die  nicht  verfal- 
lene Obligation  eines  Falliten  in  wechselseitiger  Bezichimg  zu 
einer   andern  v^üreJ    die    der  Gläubiger    gegen    ihn   contraliirt  hätte, 

Diess  wäre  z.  ß.  der  Fall  bei  der  Vermiethung  eines  Hauses, 
eines  IMagazins  etc.;  der  Vermiether  köimte  dann  aus  Furcht,  den 
Miethzins  niciit  zu  erhalten,  alle  noch  verfallende  IMiethe  verlangen,  ohne 
geuöfhigl  zu  sein,  sich  mit  den  Mobilien  zu  begnügen,  weil  die  Ver- 
bindlichkeit,  sich  mit  Hausi^-eräthe  zu  versehen,  |Vdem,  selbsf  nicht 
fallit  gewordenen  Miether  auferlegt  i«t,  und  da  der  Miethcontract  auf 
mehrere  Jahre  sein  kann,  so  stellt  der  Werth  des  Mobiliars  nicht 
den  ganzen  IMielhzins   während  der  übereingekommenen  ]\Iiethzeit  vor  ')• 

Da  der  Vermiether  nur  bedingungsweise  Gläubiger  ist,  so  kann 
die  Masse  Hürgschaft  leisten  ;  sie  würde  diese  Hegünstigung  geniessen, 
auHi  wenn  sie  ihre  Hechle  cedirte  oder  das  Haus  zu  ihren  Gnnsfen 
in  Afl«M-mielhe  gäbe.  Der  gleiche  Grundsatz  liesse  sich  auch  auf 
einen  Verkauf  von  ^Yaaren  anwenden,  deren  Lieferung  auf  einen 
spätem  Zcitpunct  als  das  Falliment  fiele.  Der  Räufer  war»'  berech- 
tigt ,  Caution  zu  fordern ,  dass  er  zur  festgesetzten  Zeit  integr.dit«*r 
bezahlt  werde,  widrig»*nf»lls  «»r  die  Aufliebuug  des  Kaufs  verlang*»» 
kann.  Das  nämliche  Kecht  stünde  auch  nach  i\o.  SO.),  dem  Connui^i- 
sioD.ir  zu,    der   für  8ein<Mi   (\)nunilteiiten   gekauft    hätte. 

l\]anelunal  kann  Sogar  die  iNalnr  det»  Gesch. ills  von  der  Art  sein, 
dass  der  Käufer  berechtigt  ist  ,  den  Kauf  ohne  ('aution  aiilheb»Mi  ZM 
lassen.  Diess  ist  der  Fall  ,  wenn  «in  Autor  s»mu  Mnniiscript  ver- 
kauft hätte,  der  V»Tleg»»r  aber  vor  dfÄseu  Aiislich'rung  fallirt«;  denn 
da  die  Publication  eines  \\'erks  oft  (•rgnistaud  eines  p**rsaulich"ii  Zu- 
trauens ist,  so  kann  drsseu  Autor  eben  so  >venig  /.u  diii  Ma:».se- 
Gläubigern  .    als  zum   fallit  geNVordeueu  Verlcj^or  Zulrauea  hab«u. 


1)  C.  G.  D.  1752.  Abw.  Urth.  l(h  ücc,  IS07. 
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,  Die  au%eslellteii  Grundsätze  waren  auch  auf  denjenig'en  anwend- 
bar, zu  dessen  Gunsten  der  Fallit  für  ein  versprochenes  Aequivalent 
eigene  Weclisel  ausgestellt  hätte  ^  deren  Verfallzeit  auf  den  Zeifpunct 
der  Falliments-Eröffnung'  fiele.  Der  Empfänger  dieser  Wechsel  kann, 
wenn  er  sie  der  Masse  zurückgibt ,  oder  wenn  er  sie  negocirt  hat 
und  Bürgschaft  leistet,  dass  die  Masse  zu  deren  Zahlung  nicht  gehal- 
ten ist,  die  Erfüllung  seines  Engagements  verweigern.  Er  ist  in 
dem  in  No,  289.  erwähnten  Fall  eines  Verkäufers,  der  mit  Grund 
befürchtet,  nicht  bezahlt  zu  werden.  S.  übrigens  II.  Capitel  X. 
-Hauptstück. 

Was  die  übrigen  bedingungsweisen  und  eventuellen  Forderungen 
betrifft,  so  können  die  Vorschriften  hierüber  jedesmal  angew^endet 
werden,  wenn  die  Convention  ,  statt  bloss  auf  einen  Termin  gerichtet 
zu  sein,  nur  successive  und  zukünftige  Wirkungen  hervorbringen  soll 
(s.  No.  184.). 

§.  2. 

Wirkung    der  Exigibilität    in   Betreff  der    solidarischen 
Mitschuldner,    oder  der    nicht  fallit  gewordenen 

Bürgen. 

112^.  Die  Schuld,  zu  der  sich  der  Fallit  verbindlich  gemacht 
hat,  kann  solidarisch  sein ,  was  nach  den  in  No.  172.  angeführten 
Grundsätzen  beurtheilt  werden  muss.  Es  ist  nicht  gerecht,  auf  die 
nicht  fallirten  Mitschiildner  die  Wirkungen  einer  Lage  auszudehnen, 
in  welcher  sie  sich  nicht  befinden.  Der  Gläubiger ,  der  sich  bei 
der  Fallitniasse  präsentirt,  um  seine  Dividende  zu  erheben,  kann 
also  diese  nicht  fallit  gewordenen  Mitschuldner  nur  zur  bestimmten 
Verfallzeit   gerichtlich  belangen. 

Ist  jedoch  die  Forderung  aus  einem  Wechsel  oder  sonst  einem 
Engagemer.t  entstanden ,  das  indossirt  werden  kann,  so  wird  sie 
gegen  Alle  exigibel  ^) ,  wenn  auch  nur  Einer  fallit  geworden  ist, 
es  sei  denn,  daSs  die  nicht  fallit  gewordenen  Mitschuldner  Bürg- 
schaft leisten,  in  welchem  Fall  sie  den  übereingekommenen  Ter- 
min  geniessen. 

Die  Beschaffenheit  der  Verbindlichkeiten ,  welche  diejenigen  ein- 
geben,  die  in  einer  Negocialion  von  Effecten  dieser  Art  vorkommen, 
hat  zn  dieser  Abweichung  vom  gemeinen  Recht  Veranlassung  gegeben, 
die  aber  nicht  auf  andere  Fälle  ausgedehnt   werden  kann. 

1130,  Ist  die  Schuld  nicht  solidarisch,  so  kann  der  Gläu- 
biger für  den  Antheil,  zu  welchem  der  Fallit  gehalten  ist,  gegen 
dessen  Masse  auftreten,  und  diess  entweder  auf  sein  Document  hin, 
oder  nach  den  in  No.  183.  und  1124.  erklärten  allgemeinen  Grund- 
sätzen; nur  in  Betreff  des  Antheils  der  übrigen  Mitschuldner  hat 
er  eine  Klage   gegen  sie   zur  Verfallzeit. 

1)  II.  G.  B.  448 
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Ist  die  Schuld  bloss  verbürgt  und  niclit  solidariscli '),  so  ist 
zu  unterscheiden,  ob  der  Ilaiiptschuldner,  oder  der  Btirge  oder 
einer    von   ihnen,    wenn   es   melirere   sind,   fallit  geworden. 

Im  erstem  Fall  hat  der  Gläubiger  des  solvent  gebliebenen 
Bürgen  nichts  zu  verlangen,  im  andern  Fall  kann  der  Ilaupt- 
schuldner  der  Klage  auf  Wiederbezahlung  nicht  anders  entgelten, 
als  wenn  er  einen  neuen  Bürgen  an  die  Stelle  des  fallitgeworde- 
nen  einstellt,  es  sei  denn,  dass  dieser  speciell  vom  Gläubiger 
gewälilt  und    verlangt  wurde  ^). 

Dritter    Abschnitt. 

Von    den    legalen    Verinuthung-en,     "wodurch    die    in    den 
zehn    Tagen     vor    Eröffnung    des     Falliments    eingegan- 
genen    Acte     oder     erworbenen     Hechte      anuuiiirt 

werden. 

1131.  Die  Masse  ist  zwar  nach  Xo.  190.  berechtigt,  alle 
Acte,  die  der  Schuldner  nach  ihrem  Dafürhalten  auf  eine  betrüglithe 
Weise  zu  ihrem  iNachtheile  gemacht  hat,  anzugreifen^).  Allein  die- 
ses JMittel,  dessen  Wirkungen  im  VlI.  Capitel  erklärt  werden  sol- 
len, wäre  nicht  immer  hinreichend,  um  zum  Zwecke  zu  gelan- 
gen. Die  grosse  Schwierigkeit,  den  Betru«:  zu  erweisen,'  gestat- 
tet eine  legale  Präsumtion,  wenn  sich  ergibt,  dass  in  den  letz- 
ten zehn  Tagen  vor  Ausbruch  des  Falliments  Vorzugs  -  und  hypo- 
thekarische Kechte  auf  die  Güter  des  Falliten  erlangt  oder  nicht 
verfallene  Handelsschulden  bezahlt  wurden  ^).  Alle  derartige  Iland- 
Iimgen  sind  nichtig  und  ohne  Wirkung.  In  nachfolgenden  drei 
§§.    soll  das    Nähere  darüber  abgehandelt   werden. 


§   1 


Von   der   Nichtigkeit   dpr   in   den   zehn  Tagen  vor  AiiKbriicli 
des     Fallimeuts     erworbenen    Vorzngsreciitt*     oder 

Hypotheken. 

1132.  WVnn  in  einer  dem  Falliment  nahen  Zeit  ^'o^zug^- 
rechte  eingeräumt  oder  Hypotheken  gegeben  werden,  so  erregt 
diess  mit  Kecht  den  \  erdarlit  einer  Betrügerei;  SirluTheiten  die- 
ser Art  sind  daher  ungiltig,  ohne  dass  diess  jedoch  der  Fall 
mit  dem  Kngagement,  das  dazu  \erantassung  gab,  an  und  fiir 
bich   selbst    ist. 

In   nachfolgenden    drei    Artikeln    soll    von    den   l*ri\ilegien    auf 


I)  C.  (;.  H.  2U21.  ~     2)  C.   ü.  U.  2020.  —     3    ('    (J     0.   tir.7    — 
4)  H.  Ü.  b.  44.),  44»,  440. 


634 

die  Mobilien   tind  Immobilien  und    den  Hypotheken  die  Rede  sein, 
die   auf   diese    Weise  für   ungiltig    erklärt    werden. 


ErsterArtikel. 

Von  den  in  den  zehn  Tagen  erworbenen  Privilegien  auf 

Mobilien. 

1133.  Um  die  Wirkung  der  Nullität  gehörige  verstehen  und 
anwenden  zu  können,  muss  ein  Unterscliied  zwischen  den  Fällen 
gemacht  werden,  wo  das  Gesetz  der  Forderung  ein  Privilegium 
gibt,  das  nicht  vom  Willen  des  Schuldners  abhängt,  und  zwi- 
schen den  Fällen ,  wo  der  Gläubiger  nur  ein  Vorzugsrecht  er- 
wirbt, weil  es  ihm  der  Schuldner  freiwillig  concedirt  und  es 
einer  Forderung  beilegte,  die  dieses  Merkmal  gesetzlich  nicht 
erhielt« 

Folgende  Kosten  werden  dem  Gläubiger  als  Privilegium  zuge- 
standen,  .ohne  dass  der  Schuldner  sich  darüber  zu  erklären  oder  seine 
Zustimmung  zu  geben  hat ;  nämlich  die  Gerichts  -  und  Leichenko- 
8ten,  diejenigen  der  letzten  Krankheit,  der  Dienstlohn,  die  Lieferung 
von  i\ahrnn<;smitteln  *) ,  die  öffentlichen  Abgaben ,  die  Privilegien  der 
Personen ,  ^velclie  Wechselsensale  oder  Mäkler  angestellt  haben  ,  auf 
die  Bürgschaft  dieser  Beamten,  diejenigen  eines  Defensors  eines  An- 
geklagten ,  das  Vorzugsrecht  des  Commissionärs  auf  Gegenstände ,  auf 
welche  er  Darlehen  oder  Vorschüsse  gemacht ,  dasjenige  des  Fuhr- 
manns für  Fracht,  des  Arbeiters  für  seinen  Lohn  auf  Gegenstände, 
die  er  ausbessert^),  die  Auslagen  desjenigen,  welcher  Auslagen  oder 
Arbeiten  zn  Ausbesserung  oder  Erhaltung  einer  Sache  macht  etc» 
Diese  Vorzugsrechte  entstehen  mit  der  Schuld  selbst,  auf  welche  sie 
nicht  nach  Willkühr  ertheilt  werden  können. 

Die  Gläubiger  können  dergleichen  Vorzugsrechte  auf  den  Grund 
hin  bestreiten ,  d,ass  die  Thatsache  erst  in  den  zehn  Tagen  vor  dem 
Falliment  vorgefallen  ist. 

Vorzugsrechte,  welche  die  Parteien  einer  Forderung  eingeräumt 
haben,  die  ohne  dieselben  bestehen  könnte,  sind  null,  Avenn  sie  in 
den  zehn  Tagen  vor  dem  Falliment  eingeräumt  Avurden^).  Hierher 
gehört  der  Versatz  gegen  Gelder,  die  der  Schuldner  entlehnt  hatte, 
ohne  dass  das  Anleiten  die  Forderung-  faclisch  privilegirt  hätte. 

Man  kann  den  Einwurf  nicht  machen,  dass,  weil  in  den  zehn 
Tagen  vor  dem  Falliment  Mobiliar- Verkäufe,  Gessionen  von  Wechseln, 
die  erst  nach  dem  Falliment  verfallen.  Statt  haben,  nicht  annullirt  wer- 
den,  die  in  diesem  Zeitraum  gegebenen  Verpfandungen  aus  demsel- 
ben Grunde  giltig  seien.  Allerdings  konnte  det  Fallit  Waaren  ver- 
kaufen, Wechsel  zu  Gunsten  eines  Andern  indossiren,  die  er  nur  als 
Versatz  gegeben;  dergleiclien  Negociationen  könnten  nicht  angegriffen 
werden,  wenn  nicht  die  Unredlichkeit  des  Käufers  oder  Nehmers  er- 


1)  C.  G.  B.  2101.  —    2)  C.  G.  B.  2103.  —   3)    H.  G.  B.  443. 
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wiesen  würde*  Contracte  aber  können  nicht  damit  vemiisclit  wer- 
den nud  der  Unlerscliied  ,  welcher  zwischen  dem  Pfand  und  dem  Ver- 
kauf der  iJcschaffenLeit  und  der  Wirkunj»*  nacli  besteht ,  gebot  Vor- 
schriften ,  die  fiir  den   einen   und   andern  Fall  verschieden   sind. 

Nun  g-iebt  es  noch  ein  Vorzug-srecht,  das  aber  manche  Schwie- 
rig-keit  darbietet;  diess  ist  dasjenige  des  Vermiethers  eines  Ilaii«es 
oder  Magazins,   (s.  No.   1109). 


Zweiter      Artikel. 

Vo  n  d  en  PriTÜ  eg)  e  n  auf  Immobi  1  i  en  ,    die    in   den   zehn   Tagen 
Tor   dem  Falliment   erworben  wurden. 

1134«  Diese  Privilegien  sind  entweder  solche,  die,  obgleich 
in  den  zeJin  Tagen  vor  dem  Falliment  erworben,  dennoch  gillig 
sind,   oder   solche,    die    annullirt   werden. 

Giltige  Privilegien  sind:  Die  allgemeinen  Vorzugsrechte,  die  in 
Ermangelung  be\veglicber  Güter  sich  subsidiarisch  auf  die  Immobilien 
erstrecken.  Sie  sind  gesetzlich  und  es  sind  darunter  mehrere,  die 
von  der  Art  sind  ,  dass  sie  erst  beim  Ausbruch  des  Fuiliments  ent- 
stehen *).  Ferner  die  Privilegien  des  Verkäufers  auf  das  unbewegliche 
Gut  ,  das  er  einer  Person  verkauft  hat ,  die  in  den  zehn  Tagen  nach 
nusgebrochenem  Falliment  dieses  Gut  gekauft  hat;  der  Erben  auf  die 
^Güter  ihres  Älit- Erben,  der  Vermachtnissnehmer  und  Glaubiger  einer 
Succession,  welche  die  Theilung  ihres  Erbguts  verlangt  haben,  der  Bau- 
'  meister  oder  Unternehmer  auf  die  von  ihnen  erbaute  Sache  oder  auf 
den  Mehr-Werth  der  ausgebesserten  Sache,  wenn  das  f'allinjeul  in 
weniger  als  den  zehn  Tagen  ausbrechen  würde,  nachdem  diese  Acte 
abgefasst  wurden.  Alle  diese  Privilegien  können  ebenfalls  nicht  an- 
nullirt werden,  weil  sie  die  IV'dingung  des  Titels  ausmachen,  und 
diese  Immobilien  in  das  Activum  eingegangen  sind.  Dagegen  sind 
ungiltig  alle  Pfandschaften  ,  die  wahrend  der  zehn  Tage  vom  t^andels- 
niann  auf  die  Güter  eingeräumt  wurden,  deren  Eigenthümer  er  im 
Augenblick   war,  wo  er  sie  bewilligt    hat. 

Die  Nichtigkeit  der  auf  die  Immobilien  erworbenen  Privilegien 
wäre  also  nur  auf  die  PfanHiintzun<y  anwendbar  und  da  «li'Sf»  Art 
Vertrag  nur  ein  Kecht  auf  die  t'rüchte  gibt'),  die  bewegliche  Sachen 
sind  ,  so  erzeugt  sie  eigentlich  kein   Privilegium  auf  die  iunuobilieu. 

Dritter     Artikel. 

Von  den  Hypotheken,  die  in  den  zolin  Tngon  vor  Ausbruch  des 
Falliments    erworben    wurden. 

1135.  Die  Hypotheken  bind  entweder  gesetzlich,  oder  ge- 
richtlich,   oder    con^enlionell  '). 

Unter  den  gesetzlichen  Hypotheken  nniss  ein  Ihiterschied  »wi- 
schen  denjenigen   gemacht    werden,   die    ans    einer  Con\enlion  ent- 


1)  C.  G.  D.  2101,  2103,  210J.     2)  C.  G.  B.  2085.  —    8)  C.  G.  D.  «tin. 
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springen ,  welche  im  freien  Willen  der  Parteien  stand,  und  den- 
jenigen, deren  Ursache  eine  lediglich  vom  Gesetze  auferlegte  Obli- 
gation ist,  die   von  keiner  Convention  abliängt. 

Würde  ein  Handelsinann  innerLaib  der  zehn  Tage  nach  sei- 
ner Verheirafbiing  falliren ,  so  Iiätte  seine  Frau  keine  Hypothek  auf 
seine  Güter";  eben  so  verhielte  es  sich  mit  der  Hypothek  der  Regie- 
rung oder  Öffentlicher  Anstalten  auf  die  Güter  der  Einnehmer  oder  an- 
derer Rechnungs  -  Verweser.  In  beiden  Fallen  war  eine  Convention 
vorhanden,  die  freiwillig  eingegangen  wurde,  folglich  Möglichkeit  zu 
Betrug. 

Wenn  aber  die  Frau  eines  Handelsmannes  einige  Tage  vor  seinem 
Falliment  stirbt,  und  er  Vormund  seiner  Kinder  bleibt,  oder  wenn  er 
in  den  zehn  Tagen  zu  einer  Vormundschaft  ge^vahlt  wird,  so  zwingt 
ihn  das  Gesetz ,  diess  Amt  sogar  gegen  seinen  Willen  anzunehmen  *), 
«nd  in  diesem  Falle  ist  die  legale  Hypothek  der  Minderjährigen  gil- 
tiger Weise  erworben. 

1136«  Alle  gerichtlichen  und  conventioneilen  Hypotheken  sind 
null,  denn  da  sie  immer  durch  denjenigen  bestehen,  der  dazu  Veran- 
lassung gegeben  hat,  so  können  sie  auch  leicht  zu  heimlichem  Ein- 
Verständniss  und  Betrug  Anlass  geben, 

Uebrigens  ist  wohl  zu  merken,  dass  die  Hypothek,  sie  mag  nun 
durch  Verurfheilung  oder  Convention  gegeben  sein,  nur  dann  eine 
nützliche  Wirkung  hat ,  wenn  sie  inscribirt  ist^;.  Das  Datum  der 
Forderung  trägt  nichts  dazu  bei. 

Eine  nicht  inscribirte  Hypothek,  sie  mag  nun  durch  Verurthei- 
lung  oder  durch  Uebereinkunft  gegeben  w^orden  sein,  wird  nicht  an- 
gesehen ,  als  existire  sie  gegen  Dritte.  Diejenige,  welche  in  den  zehn 
Tagen,  die  dem  Falliment  vorangegangen,  genommen  w^urde ,  wenn 
sie  auch  aus  altern  Urkunden  hervorgegangen,  ist  also  ohne  Wirkung*), 
selbst  wenn  die  Forderung  im  Verkauf  eines  unbeweglichen  Gutes  be- 
stände*). Dem  Verkäufer  bliebe  dann  kein  anderes  Recht  übrig,  als 
wegen  ermangelnder  Zahlung  die  Auflösung  des  Raufs-Vertrags  zu 
verlangen*).  Diese  Vorschrift  darf  übrigens  nicht  auf  die  Inscriptio- 
nen  ausgedehnt  werden ,  welche  Gläubiger  zu  Erhaltung  ihrer  Rechte 
erneuern  müssen,  ohne  sich  davon  unter  dem  Vorgeben  des  eingetre- 
nen  Falliments  befreien  zu  können  ^)  ;  diese  neue  Inscription  würde 
sich,  was  ilire  Wirkung  betrifft,  auf  die  frühere  beziehen,  selbst 
wenn  sie  in  den  zehn  Tagen  vor  dem  Falliment  genommen  würde ^). 

1137.  Ausser  den  Hypotheken,  die  demjenigen,  welcher 
bereits  Gläubiger  ist,  gestattet  sind,  gibt  es  noch  welche,  die 
nur  zur  Verbürgung  einer  zukünftigen  Forderung  gegeben  wer- 
den 8). 

Ob  die  Hypothek,  die  vor  den  zehn  Tagen  vor  Eröffnung  des 
Falliments  zur  Sicherheit    eines    Darlehns    oder    einer   Lieferung,    die 


1)  C.  B.  G.  390,  433.  —  2)  C.  G.  B.  3134.  —  3)  Abw.  ürth.  19.  December 
180^.  —  4)  Abw.  ürth.  16.  Juli  1818.  Cass.  24.  Juli  1824.  —  5)  C.  G.  B.  lfi.54. 
—  (})  Abw.  Urlh.  15.  December  1839.  —  7)  Abw.  ürth.  18.  Febr.  18(18;  4.  Juli 
1815.  Cass.  5.  April  1808;  15.  December  1809.  —  8)  Cass.  2.  December  1812. 
Abw.  ürth.  36,  Jan.  1814. 
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wahrend  dieses  Zeitraums  nicht  im  Ganzen  oder  iLeihveise  ani^efiihrt 
wurde,  fiiir  das,  was  dem  Gliiiibig^er  g^elielieu  oder  geliefert  wurde, 
giltig"  ist,  soll  folg^endes  Beispiel  angeben.  Ein  Fabrikant  schlägst 
einem  Bankier  vor,  ihm  einen  Credit  zu  eröTTnen  ,  wodurch  er  nach 
seinen  Bedürfnissen  bis  zum  Belauf  der  festgesetzten  Summe  Gelder 
erliebt,  wofür  er  ihm  Hypothek  auf  seine  unbeweg-Iichen  Güter  g"ibt. 
Nun  kann  es  geschelien,  dass  einige  Summen  in  den  zeJin  Tagen  vor 
dem  Falliment  vom  Bankier  bezahlt  werden.  Dieser  kann  mit  Hecht 
behau|)ten,  dass  seine  Hypotliek  giltig  sei,  und  kann  sie  gegen 
die  Masse  sowohl  für  das,  was  er  vorher,  als  während  der  zehn 
Tage  vor  Ausbruch  des  Falliments  in  gutem  Glauben  bezaJiIt  hat, 
geltend  machen;  denn  hier  hat  ein  wirklicher  zweiseitig-er  Vertrag- 
Statt  g-ehabt ,  in  welchem  Jeder  gegen  den  Andern  eine  Obligation 
einging,  deren  Ursache  die  von  ihm  unterzeichnete  war.  Der  Fabri- 
kant, gegen  den  sich  der  Bankier  verbindlich  gemacht  hat,  ihm  einen 
Credit  zu  erölfnen ,  ist  Gläubiger  einer  Obligation  geworden,  die  von 
Seiten  des  Bankiers  darin  besteht,  ihm  nach  Belieben  Gelder  zu  lie- 
fern ,  wenn   sie  nur  nicht  den  Credit   übersteigen.  . 

Seinerseits  hat  der  Fabrikant  gegen  den  Bankier  "svegen  der 
luickgabe  der  Summen,  die  er  bei  ihm  erheben  wird,  keine  even- 
tuelle Obligation  contrahirt,  sondern  eine  Ilnuptobligalion ,  um  in  einer 
gewissen  Frist  eine  gewisse  Summe  zum  festgesetzten  Zinsfuss  anf- 
zunehmen;  erfüllt  er  sie  nicht,  so  kann  er  in  Schadlosiiallutig  ver- 
urtheilt  werden.  Seine  Verbindlichkeit  ist  also  nicht  bloss  potestativ, 
weil  er  sie  nicht  ungestraft  verweigern  kann. 

Sobald  der  Contract  giltig  ist  ,  so  ist  es  auch  die  accessorische 
Hypothek  eben  so  wie  jede  andere ,  wodurch  eine  Obligation  ver- 
bürgt Averden  soll,  die  ihrer  Existenz  wegen  condifionell  ist  ^).  Wie 
gross  auch  die  inscribifle  Summe  sein  mag,  so  kann  der  Gläubiger 
nur  verlangen,  ^vas  er  wirklich  bezahlt  zu  haben  erweisen  kann. 
Hat  er  aber  vor  den  zehn  Tagen  vor  dem  Falliment  seine  Inscription 
genonunen,  so  kann  sie  die  Masse  nicht  annulliren,  uuter  deui  Vor- 
geben, dass  die  Uebergabe  der  Summen,  wodurch  diese  condilionelle 
Convention  entstanden  ,  sich  nur  w  ährend  der  zehn  Tage  realisirt  hat, 
weil  (nach  I\o.  18-1.)  die  Bedingung,  wenn  sie  einmal  erfüllt  ist, 
auf  dan  Tag  tier  Obligation  zurückwirkt*).  Die  Masse  hat  bloss  das 
lieeht,  den  guten  («lauben  der  in  den  zehn  Tagen  vordem  Fallliiuut 
gemachten  Zahlungen  anzugreifen. 


§•2- 


2, 

Von    den    u  n  e  n  t  ;^  c  1  d  1  i  c  h  e  n    V  e  r  a  u  s  s  e  r  u  n  g^  e  n. 


1138.  Obgleich  Freigt'higkeitt'n  kurz  vor  dem  Falliment  den 
Gläubigem  Mirklirlien  Schaden  ziifiigeu,  so  sind  Schenkungen  in 
beweglichen  Gütern  \on  Hcclitswegen  uivht  iingillig,  die  Gläubi- 
ger haben  nur  »lio  Klage  auf  »iderruf,  ilie  j^ich  auf  den  lJf\*eis 
von    Betrug  gründet,    (s.  7.  Cap.) 

1)  C.  ü    ü.  2ia2.  —     2)   C.  Ci    l\.  I17!K 
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Was  ^ie  Schenkungen  an  Immobilien  betrifft,  in  welcher 
Form  und  unter  welchen  Namen  sie  gemacht  wurden,  so  wird 
dadurch  allein,  dass  sie  in  den  zehn  Tagen  vor  dem  Falliment 
angenommen   würden,  ihre    Nullität   vermuthet'*  ^), 

Z,  B.  ein  Kaufmann  g-ibt  seiner  Tochter  eine  Mifg-ift  Ton  100,000 
Francs  mit.  Gleich  darauf  fallirt  er,  die  Schenkung*  ist  an  sich  selbst 
nicht  ungihig^).  Gab  er  ihr  aber  diese  Summe  in  hnmobilien  mit, 
mag  auch  die  Schenkung"  in  gutem  Glauben  gegeben  und  genommen 
worden  sein,  so  haben  sie  die  Gerichte  zu  annnliiren,  ohne  Rück- 
sicht auf  das  zu  nehmen,  was  zw  Gunsten  dieses  speciellen  Falles 
nach  No.  264.  wegen  der  legalen  Präsumtion  streitet.  Diese  Nullität 
ist  aber  nur  zu  Gunsten  der  Gläubiger;  Rinder  oder  andere  Interessen- 
ten ,  die  nicht  Gläubiger  sind,  können  sich  nicht  darauf  berufen,  und 
bezahlt  der  Fallit  integraliter ,  so  können  die  Donataren  mit  Grund 
die  Vollziehung"  der  Schenkung"  verlangen.  Sie  nützt  den  spatem 
Gläubigern  nicht  und  wenn  der  Preis  der  Güter  den  Betrage  der  Sum- 
me übersteigt,  die  diejenigen  schuldig-  sind,  welche  die  Schenkung 
anrufen  können ,  so  gehört  der  Ueberschuss  den  Donataren. 

§3. 

Von     den    anticipirten    Zahlungen, 

1139.  Die  Zahlung  einer  noch  nicht  verfallenen  Schuld  ist 
ungiltig,  da  vermuthet  wird,  dass  der  Schuldner  dadurch  den  Gläu- 
biger begünstigen    wollte^)» 

Unter  dem  Ausdrucke  „  Schuld  ^'  versteht  man  nicht  nur  die 
Geldsummen,  sondern  noch  jede  Auslieferung  von  Gegenständen;  je- 
doch muss  nach  No.  277.  ein  Unterschied  zwischen  gewissen  und 
bestimmten  Gegenständen  gemacht  werden ;  die  anticipirte  Lieferung 
der  erstem  würde  nicht  annullirt,  wei!  in  diesem  Falle  der  Gläubiger 
Gründe  hätte  ,  sie  von  der  Masse  zu  vindiciren.      (s.   X.  Capitel.) 

1140.  Würde  die  Zahlung  einer  Waarenschuld  oder  eines  eigenen 
Wechsels  durch  Discontiren  anlicipirt,  so  könnte  nicht  vorgegeben  wer- 
den, dass  der  Discont  eine  Art  Tausch  oder  Verkauf  sei,  und  dass  Nego- 
ciationen  dieser  Art  nicht  annullirt  sind.  Zwar  ist  nach  No.  471.  eine 
nicht  vei-fallene  Forderung,  die  unter  Discont  negocirt  wird  ,  ein  Ver- 
kauf, aber  vom  Schuldner  zum  Gläubiger  ist  es  immer  eine  anticipirte 
Zahlung. 

Der  Gläubiger  aber ,  der  seine  anticipirte  Zahlung  in  Wechseln 
erhalten  hatte,  die  beim  Ausbruch  des  Falliments  noch  nicht  fällig 
waren ,  wäre  nur  verbunden ,  diese  Urkunden  wieder  beizubringen, 
oder  zu  verbürgen,  dass  ihre  Zahlung  nicht  verlangt  wird,  und  mau 
könnte  von  ihm  nicht  die   Summe  verlangen ,  die  sie  vorstellen. 


1)  U.  G.  B.  444. 

2)  Würde  eine  solche  Schenkung  durch  Testament  vor  den  zehn  Tagen,  die 
dem  Falliment  vorangehen,  gemacht,  der  Testator  aber  innerhalb  der  zehn  Tage 
mit  Tod  abgehen,  so  wäre  sie  unuiltig,  da  das  Testament  nur  vom  Tage  seines 
Ablebens  in  Kraft  tritt.     (C.  G.  B.  Art.  895,  932.)  A.  d.  H. 

3)  H.  G.  B.  446. 
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Drittes  Capitel. 

Von    den    ersten  I\Iaa.ssrej;:eln,    die   zn    Griialtung   der 
K  echte  der  Gläubig-er  zu  ergreifen  sind. 

1141.  Die  provisorischen  Maassregeln,  "welche  das  Handels- 
gericht bis  zum  Augenblick  zu  nehmen  hat,  wo  die  Gläubiger 
zusammen  berufen  werden  können,  sind:  1)  Die  Pirnennung  eines 
Uichter-Commissars;  2)  der  Agenten;  3)  die  Verwahrung  der 
Person  des   Falliten ;     4)   die    Anlegung  der  Siegel, 


Erster  Abschnitt. 

Von  der  Ernennung-  des  Commlssars. 

.  1142.  Das  nämliche  Urtheil,  das  die  Eröfliiung  des  Fal- 
liments erklärt ,  ernennt  eines  seiner  Mitglieder  als  Commissar 
(  juge  -  conimissaivc)  *). 

Seine  Functionen  beginnen  mit  seiner  Ernennmig  nnd  dauern  bis 
zur  definitiven  Liquidation  oder  bis  zum  Zei((}unct ,  an  \velcbeni  der 
Fallit  durch  Coucordat  ^vieder  in  die  Ve^^valtung  seiner  Güter  eing^e- 
setzt  wurde. 

Diese  Functionen  sind  folg-ende:  Er  bat  dem  Handelsgericht 
über  alle  Streitigkeiten,  "svelclie  das  Falliment  reranlasscu  mag,  so 
Aveit  sie  zur  Coinpetenz  des  (jerichls  gehören,  Bericlit  zu  erKtalten  *). 
Er  führt  die  Aufsicht  über  die  Gescluiftsluiirung'  der  Massa- Curato- 
reu.  Seine  Hechte  geben  aber  niciit  so  "sveil,  das«  er  Verhöre  an- 
stellen dürfte,  um  Heweise  der  Slrallälligkeit  g:eg-en  deu  Falliten  zu 
sammeln^);  er  ist  nur  mit  dem  Civil  -  Interesse  beauftragt,  und  ist 
nur  berechtigt,  in  Fällen,  die  speciell  vorgeschrieben  sind,  zu  han- 
deln *•*). 

1143.  Nur  in  den  Fällen,  wo  die  ausdriicklirhe  Geneh- 
migung des  Commissars  in  Betreff  von  Acten ,  welche  die  i>lasse- 
Curatorcn,  die  wälirend  des  Falliments  angestellt  sind,  vorzu- 
nelinun    hthen ,    liat    er    diese   Genehmigung    zu    ertheilcn. 

H;W)eu  die  (iläubiger  irgend  einen  Grund  ,  mit  den  Maassregeln 
der  Cnratorcn  unzufrieden  /u  sein,  so  ^vellden  sie  sich  an  den  Com- 
missar,   der  als  unparteiischer  Zeuge    ihrer    Handlungrn    nölhigeufalls 


1)  H.  (J.  \\.  434.  —     2)  H.  (i.  B.  4oS.    —    3)  Caw.  13.  Nov.    lS*il    — 
4)  Abw.  Urth.  1.   Fohr.    \KV\. 

5)  Nach  finoni  Statut  von  (ienna  vom  Jahre  UH*^,  und  einem  ."»jtHtern  vom 
JiihfP  l.ViS,  vtodiircli  (l;is  fnilirre  r»'lormirt  wiirtle.  gJit)  e*  eine  »pecielie  ;\Inj;istra- 
tur  für  die  Fallitcu  {ofriciiim  luptoniw);  diese  haftr  das  llerhf,  «'100111  Mi"«pr«t 
g«'wor(!»MU'ii  ScIuiUhirr  zu  verliörrn  ,  .«eine  Hörlior  /u  uiitersneiioii  ,  mul  >irh  in» 
lhi;i»Milalls  soiiipr  Person  /u  vcr.siehern ,  wenn  dies«*  Maas»,  «'nein  tlin-ch  rin«*n 
Glaubiger  herbeigerufen  wurden.      fVinirry,    ctudet  «/c  droit  cotumn't»*'^'  p.  'S»l. 
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selbst  verfiigt  ocler  nii  Jas  Handelsgi^riclit  Bericht  erstattet*).  Die- 
sem steht  die  Entscheidung'  zu ,  gegeu  welclie  daun  appellirt  wer- 
deu  kann. 


Zweiter    Abschnitt, 

Von    der  Ernennung"  der  provisorischen  Agenten, 

114'l,  Das  nämliche  ürtheil,  welches  das  Falliment 
als  eröffnet  erklärt,  ernennt  auch  einen  oder  mehrere  Agenten 
(agens), 

Sie  können  unter  den  muthmaassh'chen  Glaubig-ern  oder  aus  allen 
andern  Personen  erwählt  werden ,  welc'je  für  die  Treue  ihrer  Ge- 
schäftsführung die  meiste  Sicherheit  darbieten  ^)  ;  damit  aber  ]\ieniand, 
der  nicht  Gläubiger  ist ,  ein  Gew^erbe  aus  solchen  Agenturen  mache, 
so  darf  er  nicht  z^^^eimal  im  Lauf  des  nämlichen  JaJires  zum  Ag'en- 
ten  ernannt  werden*). 

Die  Amtsverrichtungen  dieser  Agenten  beginnen  mit  denjenigen 
des  Coramissars  vom  Augenblick  des  ürtheils ,  das  sie  ernennt  *) ,  so 
dass ,  wenn  es  auf  dem  Weg-e  der  Opposition  angegriffen  wird,  diese 
auf  den  Bericht  des  Commissars  contradictorisch  mit  ihnen  abgeur- 
iheilt  werden  muss.  Bevor  sie  aber  ihr  Amt  antreten,  müssen  sie 
vor  dem  Commissar  den  Eid  ablegen ,  es  g*etrenlich  zu  erfiillen  *). 


Dritter    Abschnitt. 

Von  der  Verwahrung:    der  Person   des  Falliten, 


» 


1145.  Indem  das  Handelsgericht  da?  Falliment  erklärt,  ver- 
ordnet es  zu  gleicher  Zeit  entweder  die  Verwahrung  der  Person 
des   Falliten   oder   dessen   Bewachung^'  '). 

Ist  bereits  der  Fallit  auf  Ansuchen  eines  Gläubigers  im  Arrest- 
haiise,  so  kann  das  Gericht  verordnen,  dass  er  in  Verhaft  bleibe; 
weitere  Anträge  auf  Superarrest  (recominnndatw^i)  in  Folg-e  von  ür- 
theilen  in  Handelssachen  können  aber  nicht  angenommen  werden ,  sie 
haben  nur  in  dem  Falle  Statt ,  wo  civile ,  correctionelle  oder  crimi- 
nelle Verurtheilung-en ,  die  den  Personalarrest  nach  sich  ziehen,  ge- 
g-en  ihn  erlassen  werden,  oder  wenn  er  Rechnungsführer  des  öffent- 
lichen Schatzes  gewesen  ist. 


1)  H.  G.  B.  495.  —  2)  H.  G.  B.  454,  456.  —  3)  S.  die  Note  zu  No.  1167. 
—  4)  H.  G.  B.  457.  —    5)  H.  G.  B.  461.  —    6)  H.  G.  B.  455. 

7)  Diese  Verhaftung,  welche  das  Gesetz  verordnet,  kann  also  den  Falliten 
eben  so,  wie  den  Bankerottirer  treffen ,  was  abermals  ein  Fehler  in  der  Gesetz- 
gebung ist.  Zur  Zeit  ,  als  das  Handelsgesetzbuch  in  Kraft  gesetzt  wurde,  rich- 
tete man  sich  buchstäblich  nach  diesem  Artikel,- und  mancher  unglückliche  Fallit, 
der  olmediess  schon  durch  das  ihn  betrolfene  Schicksal  tief  genug  gebeugt  war, 
wurde  es  noch  mehr  durch  eine  solche  Strenge  im  Gesetze.  Nach  und  nach  ist 
aber  dieser  Artikel  sehr  in  Verfall  gekommen ,  wie  diess  immer  bei  einer  za 
strengen  und  fehlerhaften  Gesetzgebung  der  Fall  ist.  A.  d.  H. 
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Die  Verwahruug;  der  Person  des  Falliten  Avird  anf  Ansnclien  der 
Agenten  und  unter  der  AufsicJit  des  Coiuinissars  vollzogen*;.  Würden 
erstere  dabei  eine  Nachlässigkeit  zeigen,  so  hat  der  königliche  Pro- 
curator  das  Recht,  einzuschreiten. 

Vierter    Abschjiitt. 

Von     der     Anlegung     der     Siegel. 

1146.  Die    Anlegung    der    Siegel    ist    eine    conservatorische 
Maassregel,    die  schleunig   ergriffen    werden    muss. 

Hat  die  Versiegelung  nicht  vor  der  gerichtlichen  Falliments- 
Erklärung  nacli  No.  1103.  Statt  gehabt^),  so  ^vird  sie  durch 
den  nämiiclien  ßeschluss  verordnet  und  auf  Ansuchen  der  Agenten 
vorgenommen  ^),  Jedoch  kann  der  Frit'densricliter  zur  Versiegelung 
schreiten,  "wenn  die  Agenten  noch  nicht  ihr  Amt  angetreten  hätten; 
er  kann  sogar  die  Siegel  ejc  officio  anlegen,  bevor  er  den  Beschluss 
vom   Gericht  erhalten  *). 

Hat  eine  namentlich  vereinte  Societat  faflirt ,  so  müssen  die  Sie- 
gel im   Domicil   aller  Associes  angelegt  Averden  ^). 

Die  Versiegelung  könnte  bei  einem  Coinmandilär  nur  dann  vor- 
genommen werden ,  wenn  er  nach  Urlheilssprnch  si'ine  Qualilat  über- 
schritten und  sich  in  die  Geschäftsfülirung  gemischt  hätte,  so  dass  sich 
einige  Theile  des  Activums  ,  Papiere  etc.  des  Falliments  bei  ihm  befiinden. 

Bei  einer  anonymen  Societat  können  die  Siegel  nur  'auf  die  Eta- 
blissements und  Magazine  gelegt  "svcrden  .  auf  das  Activum  und  das  im 
Domicil  der  Administratoren,  nicht  als  seien  diese  auf  eine  unbestimmte 
Weise  verar.twortlich ,    sondern  weil  sie  Kechnung    abzulegen    haben. 

1147.  Es  werden  imter  Siegel  genommen;  die  AVaarenlager, 
Contore  ,  Cassen,  Portefeuille,  Bücher,  Register,  Papiere,  I\Iubilien 
wnd  Effecten  des  Falliten®).  Von  dieser  Versiegelung  werden  frei- 
gelassen die  Mobilien  und  Gegenstände,  die  das  Gesetz  nicht  für  be- 
schlagfähig  erklärt  oder  zum  Gebraucli  des  Falliten  und  seiner  Familie 
stellt. 

Was  nicht  versiegelt  werden  kann,  wird  der  Obhut  der  Agenten 
anheim  gestellt,  wenn  sie  die  Versiegelung  angeordnet  haben.  Sie 
bezeichnen  die  Person,  die  deshalb  angestellt  wird^). 

Die  Bücher  des  Falliten  Avcrden  von  der  Versiegelung  befreit 
und  von  dem  Friedensrichter,  nachdem  er  sie  vorher  abgeschlossen 
hat,  den  Agenten  zugestellt.  In  seinem  ProtoroU  führt  er  ihren  äus- 
sern und  materiellen  Zustund  an.  Die  im  Portefeuille  behudllrhen 
ElfectPii ,  deren  ^>rfHllz(•it  nahe  ist,  oder  die  der  Acceptotiori  unter- 
worfen sind,  w/»rden  ebenfalls  nicht  mit  versiegelt,  noudem  vom  Frie- 
densrichter heraus;:enünim('n  und  brsrhrieben  ;  Büchor  und  EfTerfcn 
werden  den  Agenten  übergeben.  Ein  Verzi'ichniss  der  letztern  wird 
dem  Commisüar  zu:restellt. 


1)  Dioses  Recht  sullic  nljein  dorn  k«"»ni;;lic!ien  Procurator  zustehen,  und  di«*»."» 
nur,  Mcnn  kn)lün<^iielic  Indicien  eines  Hajikciotts  \otlkindeii  sind.  Sehuerlidi 
werden  die  Agenten  auf  die  ^erwah^un}»  antragen  ,  d:»  ein  solcher  Schrill  >ou 
ihrer  Seite  etwas  (iehä.ssijjes  nn  .sich  trüge.  A.  d.    11. 

2)  H.    (i.     B.  44!).  —      .3)   11.  (i.    ».  4ti2     —      4)  H.  G.  B.  450,  i^-V     — 
r^)  W.  G.  B.  452.  ^    0)  H.   G.  B.  451.  —    7)  II. nG.  B.  463. 
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Hatte  der  Fallit  in  einem  andern  Bezirk ,  als  in  dem  seini^eu, 
noch  Mobilien ,  so  bat  der  Fried ensrictter  seinem  Colleg-en  dieses  Be- 
zirks Nacliriclit  zu  geben.  . 


Viertes  Capitel. 

Von  den  AmtSYerriclitungen  der  Ag-euten. 

1148.      So    me    die    Agenten     ihr   Amt    antreten,    ist    dem 
Falliten    die    Verwaltung    seines   Vermögens    genommen, 

Sie  haben  dann  durch  eine  Bilanz,  die  sie  aufstellen,  die  wahre 
Lag-e  des  Falliten  g-enau  zu  entwerfen*)  und  conservatorische  Maassre- 
g-ehi  zu  ergreifen.  Da  eine  solche  Arbeit  die  Gegen^vart  des  Falliten 
uöthig-  machen  kann ,  so  muss  vorher  untersucht  werden ,  ob  er  in 
Freiheit  g-esetzt  w^erden  darf. 

,  Diese  Puncte  sollen   in  nachfolgenden   vier   Abschnitten    abgehan- 
delt werden. 


Erster    Abschnitt. 

Von  der  provisorischen  Loslassuug-   des  Falliten. 

1149.  Die  Verhaftung^  des  Falliten  hört  aulj  so  wie  si^  zweck- 
los wird. 

Nach  erfolgter  Versieg-elung;  hat  der  Commissar  dem  Gerichte 
über  den  anscheinenden  Znstand  der  Geschäftslage  des  Falliten  Be- 
richt zu  erstatten  2)  und  findet  er  nichts  Tadelnswerthes,  so  kann  er 
in  diesem  Bericht  darauf  antragen,  dass  er  freig-elassen  wird,  oder 
gehörige  Bürgschaft  der  Freilassung-  Avegen  stellt. 

Ist  vom  Commissar  kein  Vorschlag  dieser  Art  g-eschehen ,  so 
kann  der  Fallit  selbst  die  Freilassung- vom  Gericht  verlangen  3'  *),  wel- 
ches deshalb  zuvörderst  den  Commissar  und  die-  Ag;enten  hört ,  und 
dann  resolvirt.  In  dem  einen  und  andern  Fall  wird  ihm  provisorisch 
ein  sicheres  Geleit  ertheilt.  War  der  Fallit  schon  vor  der  FalUments- 
Erklärnng-  wegen  Schulden  verhaftet ,  so  wird  er  ebenfalls  in  Freibeit 
gesetzt,  da  vom  Augenblick  des  Falliments  an  jede  individuelle  ge- 
richtliche Verfolgung  gegen  seine  Person  aufhört.  Wenn  jedoch  dei* 
Gläubiger,  der  auf  Personal -Arrest  gegen  ihn  angetragen  hafte,  be- 
hauptet, dass  der  Fallit  wegen  groben  Vergehens  oder  Betrugs  straf- 
bar ist,    so    kann    er    sich    der   Freilassung    des   Falliten  widersetzen. 


1)  Diess  können  sie  nicht,  denn  ihre  Amtsverrichtungen  sind  von  zu  kurzer 
Dauer,  als  dass  sie  sich  mit  dem  Entwurf  einer  Bilanz  abgeben  könnten,  beson- 
ders wenn  —  was  am  häufigsten  der  Fall  ist  —  die  Bücher  nicht  beigeschrie- 
ben sind ;  höchstens  können  die  Agenten  die  nöthigsten  conservatorischen  Maass- 
regeln ergreifen. 

3^)  H.  G.  B.  466.  ■—  3)  H.  G.  B.  467.  —  4)  Diess  ist  der  gewöhnliche  Gang. 

A.  d.  H. 
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Seiiierseils  kann  sie  ancb  das  Gericlit  eac  officio  oder  auf  Antfa«;^  des 
Cominissars  oder  eines  Glänbigers  widerrufen ,  wenn  der  Fallit  seine 
Freiheit  niissbranclit ,  oder  es  sich  zeii»:en  würde,  dass  er  betrüblicher 
Weise  gehandelt  hat. 


&" 


Zweiter    A  I)  s  c  h  ii  i  1 1 . 

Von  der  Bilanz. 

1150.  Die  Bilanz  kann  in  Betreff  ihrer  Form  und  der 
Personen,  die  mit  ihrer  Abfassung  beauftragt  sind,  in  Betracht 
gezogen  werden. 

§.  I. 

Form  und  Inhalt  der  Bilanz. 

1151.  Die  Bilanz  muss  die  Aufzählung  und  die  Taxation 
aller  beweglichen  und  unbeweglichen  Güter  des  Falliten ,  das 
Verzeichniss  der  Activ-  und  Passiv- Schulden,  so  wie  seiner  Aus- 
gaben   und    der   Gewinne    und    Verluste    enthalten '), 


§ 


2. 

Durch  wen    die   Bilanz  ab*>^efasst  werden  soll. 

11 3^*  Eig-entlicb  ist  die  Bilanz  vom  Falliten  anziifertig-en,  da  er 
die  Lage  seiner  Geschäfte  am  besten   kennt. 

Hat  er  sie  vor  der  Lürnennung^  der  Agenten  angefertigt ,  so  muss 
er  sie  binnen  vier  und  z^vanz^g'  Stunden  nach  dem  Antritt  ihrer  Amls- 
Terrichtnngen  überg-eben  2),  sie  muss  von  ihm  als  wahr  bescheinigt, 
datirt  und   unterzeichnet  sein^). 

ll^J«  Hat  der  Fallit  zur  Zeit,  wo  die  Agenten  ihr  Amt  an- 
traten, die  Bilanz  noch  nicht  ent^vo^•fen  ,  so  ist  er  verbunden,  sie  mit 
ihnen  zu  machen  "^ )  ,  und  da  sich  seine  Bücher  imd  Piipier»  in  ihren 
Händen  befinden,  so  niüsscn  sie  ihm  mit^etheilt  werde-'i.  Hat  er  kein 
sicheres  Geleit  erhalten,  so  ist  er  befugt,  Jemanden  zur  ^  erfertigUHg- 
der  Bilanz  zn   bestellen. 

Ist  der  Fallit  vor  oder  nach  der  r'röffnnng-  des  Falliments  »esfor- 
ben,  so  können  seine  Ehegattin  nnd  Kinder  den  Erblasüer  bei  VerlVr- 
tigtnig  der   Bilanz   v«Mtret«Mi  *). 

Jn  allen  Fällen,  wo  die  Bilanz  ^M•der  vom  Falliten,  nocli  durch 
einen  l]evollm;ichligt('n  anfg^esetzl  Nvnrde,  oder,  wenn  die  Krben  sich 
weigerten  ,    oder  es   ihnni   unmöglich    wurde  ,    sie    zu    machen ,    haben 


1)  H.  G.  B,  -3TI.  Die  .^n^jübe  d»'r  Au^galien  ud<!  der  (lewione  und  N  eriustf 
ist  zwar  (geboten,  hv\  kotimn  aber  nur  bei  einer  gtTt'^eltfn  nuch)iAltun;{  Stntr 
lnben  ,  boi  velcher  di?r  Saldo  des  Verlust-  und  Gewinu  -  Cuotos  gennu  mit  «bm 
Deficit  übercinAtinimen  würde.  A.  d.  II. 

2  (iewöbniich  de|K)nirl  sie  der  F;iHit  auf  der  Gerichts  -  Kanzlei  dos  Handel»« 
perioht*.  A.  d.  H. 

3i  11.  G.  B.  470.  —    4)  H.  G.  B.  472.  —     5)  H.  G.  I).  475. 
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die  Agenten  sie   aufzustellen ').     Diess  gescLielit   nach    den   Bucliern 
des  Falliten. 

1154.  Die  Agenten  sind  auch  bereclitig-t,  Erkundigungen  und 
Nachrichten ,  die  sie  für  nützlich  halten ,  bei  der  Ehefrau  des  Falliten, 
dessen  Rindern,  dessen  Handlungsdienern  und  andern  in  seinen  Dien- 
sten angestellten  Personen  einzuziehen  2).  Da  zu  befürchten  ist ,  dass 
diese  Personen  den  Agenten  die  gehörige  Auskunft  nicht  geben  wol- 
len,  so  kann  der  Commissar  so^vohl  von  Amts^vegen,  als  auf  Ansu- 
chen eines  oder  mehrerer  Gläubiger ,  oder  auch  der  Agenten ,  diese 
Personen ,  mit  Ausnahme  der  Ehefrau  und  Kinder  des  Falliten ,  ver- 
nehmen^); sie  können  sich  nicht  weigern,  zu  erscheinen  oder  Ant- 
wort zu  geben ,  ohne  sich  den  Strafen  auszusetzen ,  denen  ausgebliebene 
Zeugen  uuler^vorfeu  sind  *) ,  und  ohne  sich  sogar  dem  ArgAvohn  aus- 
zusetzen ,  als  seien  sie  Mitschuldige  an  einem  betrügerischen  Bankerott« 


Dritter      Abschnitt. 

Von  den    conservatorischen  Acten,    der   EinzieLung    von 
W  e  c  li  s  e  1  n  etc.  und    dem  Verkauf  der  W  a  a  r  e  n  • 

1155.  Hat  der  Fallit  ein  sicheres  Geleit  erhalten,  so  müssen  die 
Agenten  ihn  zu  sich  bescheiden ,  um  contradictorisch  mit  ihm  den  Ab- 
schluss  der  Bücher  vorzunehmen^*^).  Leistet  er  diesem  Begehren 
keine  Folge,  so  ^vird  ihm  von  Gerichtswegen  auferlegt,  sich  zu  stel- 
len. Stellt  er  sich  nicht  binnen  zweimal  vier  und*  zwanzig  Stunden^ 
so  w^ird  angenommen ,  er  habe  sich  absichtlich  entfernt.  Der  Fallit 
kann  aber  durch  einen  Bevollmächtigten  erscheinen,  wenn  er  Ver- 
Linderungen angibt,  die  vom  Commissar  für  giltig*  anerkannt  werden. 
Der  Fallit ,  welcher  kein  sicheres  Geleit  erhalten  hat ,  muss  sich  eben- 
falls durch  einen  Bevollmächtigten  vertreten  lassen ,  widrigenfalls 
wird  seine  Entfernung  für  absichtlich  geachtet'). 

1156.  Die  an  den  Falliten  gerichteten  Briefe  werden  den  Agen- 
ten zugestellt ;  sie  werden  in  seiner  Anwesenheit  eröffnet ,  ist  er  aber 
abwesend  ,   so  geschieht  ihre  Eröffnung  durch  die   Agenten  ^). 

1157.  Die  Agenten  sind  gehalten,  alle  Acte  vorzunehmen,  die 
zur  Erhaltung  der  Rechte  der  Masse  nöthig  sind.  Sie  haben  im  Na- 
men der  Masse  auf  die  ihnen  bekannt  gewordenen  Immobilien  des  Fal- 
liten Hypothek  zu  suchen^).  Auch  sind  sie  gehalten,  diejenigen  In- 
scriptioneu  zu  nehmen ,  die  der  Fallit,  ungeachtet  der  Rechtstitel ,  die 
er  dazu  hatte,   nicht  genommen  hat^^). 

Die  Agenten  haben  die  Wechsel  einzuziehen  ,  die  wahrend  ihrer 
Geschäftsführung  verfallen ;  sie  versehen  sie  mit  ihrem  acqtiit  und 
ihrer  Unterschrift,  ^vobei  sie  ihre  Qualität  angeben.  Was  die  For- 
derungen betrifft,  die  nicht  in  Wechseln  bestehen,  so  haben  sie  eben- 


1)  H.  G.  B.  473.  —    2)   H.    G.  B.   473.  —  3)  H.  G.  B.  474.  —    4)  G.  O. 
263.  —    5)  H.  G.  B.  468. 

6)  Da  die  Functionen  der  Agenten  nur  vierzehn  Tage  dauern,  so  hütet  sich  Je- 
der, seine  Zeit  durch  solche  Arbeiten  zu  verlieren,  und  thut  nur  das  Nothigste. 

A.  d.  H. 

7)  H.  G.  B.  469.  —    8)  H.  G.  B.  463.   —     9)   H.   G.    B.    500.  — 
10)  H.  G.  B.  499. 
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Talls  das  l?!inzieLen  derselben  zu  besorg-en  ,  ibre  Qnhdrun^  aber  vom 
Coininissar  visiren  z«i  lassen.  In  beiden  Fällen  haben  sie  alle  nutbi- 
gen  Schrille  so^volil  geg-en  die  Scbiildoer,  als  gegen  deren  Garanten 
zu  thun  *) ,  überhaupt  haben  sie  Alles  Torztiuehmen ,  -wodurch  das  In- 
teresse der  Masse  verwahrt  wird. 

1158.  Sind  Waaren  vorhanden,  die  einer  nahen  Verderbniss 
«usg-esetzt  sind ,  so  haben  die  Agenten  deren  Verkauf  zu  besorgen^ 
müssen  aber  dazu  die  Ermächtigung-  des  Coinmissars ,  dem  sie  ihre 
Gründe  vortragen,  einholen^).  Falls  keine  disponible  Fonds  vorhan- 
den sind,  um  die  nöthigen  Ausg-aben  zu  bestreiten,  können  sie  auch 
Waaren ,  die  nicht  dem  Verderben  ausgesetzt  sind ,  verkaufen ,  wozu 
sie  aber  die  Ermächtigung-  des  Gerichts  einholen  müssen,  die  ihnen 
auf  den  Bericht  des  Comniissars  ertheilt  wird. 

In  der  Kegel  isollen  diese  Verkäufe  nur  durch  Abschatzung-s-Com- 
inissare  vorgenommen  werden,  und  sind  keine  am  Orte ,  so  muss  es 
durch  Notar  oder  Gericlitsboten  geschehen;  jedoch  können  mit  Geneh- 
mig uns-  des  Handelsgerichts  die  Verkäufe  "»-e wisser  Gattungen  von 
Waaren  durch  Vermittelung  der  Mäkler  erfolgen  (s.  ]\o.  131.).  In 
diesen  Fällen  steht  ihnen  die  Wahl  der  Personen  zu ,  die  sie  anstel- 
len, und  der  Commissar  hat  sich  nicht  hinein  zu  mischen  (s.  No.  114'2)  ; 
die  Verkäufe  gescliehen  gegen  baare  Zalilungi  denn  würden  sie  auf 
Credit  ohne  förmliche  Ermächtigung.  gemacJit,  oder  ohne  dass  es  der 
Gebrauch  mit  sich  führte,  so  wären  sie  auf  Gefahr    der  Agenten. 

1159.  Wenn  die  Agenten  dafür  halten,  dass  der  Fallit  durch 
Fortsetzung  seines  Handels  seine  -Geschiifte  wieder  herstellen  oder 
seine  Activmasse  verbessern  kann,  so  können  sie  die  Ermächtigung 
dazu  vom  Gericht  verlangen,  und  wird  sie  ihnen  ertheilt ,  so  sind  sie 
wegen  des  Verkaufs  der  Waaren  an  keine  der  angeführten  Vorschrif- 
ten gebunden.  Sie  können  auch  bei  ihrer  Geschäftsiührung  C'ommis 
anstellen^  sogar  können  sie  sich  des  Falliten  unter  ihrer  Verantwort- 
lichkeit dazu  bedienen,  das  ihm  gegebene  Mandat  widerrufen  oder 
einschränken   und   ihm   einen   Gehalt  zugestehen  ^). 

11  od.  Alle  von  den  Agenten  eingenommenen  Gelder  werden  in 
eine  mit  dop))eltem  Schlosse  versehene  Casse  gethan.  Den  einen  Schlüs- 
sel zu  derselben  erhält  der  älteste  unter  den  Agenten  ,  den  andern 
derjenige  unter  den  Gläubigern,  den  der  Commissar  zu  diesem  Behuf 
anstellt*-  ^), 

Jede -Woche  muss  dem  Commissar  der  Cassenbestand  schriftlich 
angegeben  Averden*),  der  auf  den  Antrug  der  Agenten  und  nach  den 
Cuiständen  verordnen  kann,  diiss  die  (Felder  ganz  oder  zum  Tlieil  in 
die  Consignations-Casse  abgegeben  werden  sollen  "'•  "),  die  sie  der  Masse 
zu  3  l*rocent  verzinst^);  die  ^^  iedereinziehung  dieser  Gelder  geschieht 
mittels  einer  \erordnung   des  Commissar.i  ^'0* 


1)  II.  G.  n.  463.  —  2)  Tl.  G.  n.  4G4.  —  3)  11.  G.  B.  4ai.  —  4)  H.  G. 
IJ.  4().-,,  4{)r». 

.%)  ^Vir(l  flor  t^instäiidlic  hkeit  \u't;on  selten  befolgt,  oder  c*  niii^stcn  sehr  be- 
deutende   Imare   Fon«l.s  Mirli.inden  .sein.  .'\.  d.   II. 

<i)  Dio.ts  wird  niclit  bucli.stähiiili  befoli^t.  A.  d.  IL 

7)  n.  (i.   11.  41)7.  —     «)   In  Taris  nändich  ,     in  den     Dcpartcoionton  beim    G«- 

ncrni-lMnneluiier.  A.  d.   H-     ♦ 

U)  l'lrst  nacli  Verlauf  eines  Monats.  A.  d.   H. 

10)  11.  G.  IJ.  45)S. 
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1161*  Es  k^iin  gescheben  ,  dass  im  Augenblick  der  Eröffnung 
des  Falliments  eine  Civilklage  geg-en  die  Person  des  Falliten  anbangig 
ist.  So  lange  das  Urlbeil  uicbt  ängescblageu  und  in  die  Journale  ein- 
gerückt ist,  kann  die  Proceclnr  giltiger  Weise  gegen  ibn  forlgesetzt 
werden,  und  die  Venirtbeilungen,  selbst  die  Contumacial  -  Urtbeile, 
sind  für  die  Masse  obligatorisch ,  diese  kann  sie  bloss  auf  dem  Recbts- 
wege  angreifen.  Vom  Augenblicke  an  aber  ,  wo  die  Agenten  ihre 
Functionen  angetreten  haben,  müssen  die  anhängigen  Civilklagen  fort- 
gesetzt und  die  neuen  Klagen  gegen  sie  gerichtet  w^erden  *).  Die  bloss 
gegen  den  Falliten  erlassenen  Venirtbeilungen  würden  keine  Rechte 
auf  die  Masse  geben,  selbst  wenn  derjenige,  der  sie  erhalten,  be- 
baupteiL  würde ,  dass  er  nichts  nm  das  Falliment  gewusst  habe ,  oder 
sich  darauf  stützte^  dass  ihm  die,  Agenten  dieses  Ereigniss  nicht  be- 
kannt gemacht. 

Da  übrigens  die  Agenten  nicht  von  den  Gläubigern  angestellt  und 
ihre  Amtsverrichlungen  nur  von  kurzer  Dauer  sind,  so  haben  sie  sich 
nur  auf  das  streng  Nothwendige  zu  beschränken. 

116>2,  Wenn  aber  die  Streitigkeit  so  beschaffen  ist,  dass  sie 
keinen  Aufschub  erleidet,  so  müssen  die  Agenten  alle  ihnen  zu  Gebote 
stehenden  Mittel  anwenden ,  um  sie  zu  vertheidigen.  Der  Fallit  wird 
dazu  gerufen,  oder  ist  wenigstens  berechtigt,  dabei  zu  erscheinen  und 
kann  ,  selbst  wenn  die  Agenten  nicht  erscheinen  ,  in  seinem  Interesse 
vor  Gericht  sprechen  ^) ,  denn  er  steht  nicht  unter  der  Gewalt  der 
Agenten,  wie  ein  Minderjähriger  unter  seinem  Vormunde,  indem  die 
Entziehung  der  Vermögens-Verwaltung  keine  Expropriation  ist  (s.  No. 
1115,  u.  1117.);  er  kann  noch  immer  hoffen,  einen  Vertrag  zii 
machen. 

Es  gibt  sogar  Streitigkeiten,  in  welchen  die  angebrachte  Klage 
die  Gegenwart  des  Falliten  notliwendig  macht.  Z.  ß.  eine  Klage 
auf  Güierti-ennung  von  Seiten  der  Frau. 

1163.  Die  Compelenz  des  Gerichts,  welches  dns  Falliment  er- 
klärt hat,  richtet  sich  nach  dem,  was  in  der  Vif.  Ablheüung  gesagt 
wird.  In  allen  Fällen  aber,  wo  die  Beschaffenheit  des  Geschäfts  er- 
laubt ,  die  Klage  bei  dem  Gericht  anzubringen ,  welches  das  Falliment 
erklärt  hat,  muss  über  die  Sache,  auf  den  Bericht  des  Commissars 
hin,  abgeurtheilt  werden.  Diese  Klage  bezieht  sie!;  aber  nur  auf  die 
Vermögensumslände  des  Falliten.  Die  Klagen  aus  Delicleu  oder  Ver- 
brechen haben  Statt,  als  hätte  sich  die  Lage  des  Falliten  nicht  ver- 
ändert. 

Alle  anssergerichtlichen  Acte,  wie  z.  B.  Proteste,  Insinuationen 
etc.,  die  bloss  dem  Falliten  oder  in  dessen  Domicil ,  und  nicht  den 
Agenten  notificirt  werden,  könnten  nicht  bestritten  werden, 

1164.  Wenn  Creditoren  in  Folge  executorischer  Rechtstitel  ge- 
gen den  Falliten  einschreiten,  so  muss  unterschieden  werden,  ob  sie 
einen  Personal arrest  oder  gericblliclien  Beschlag  auf  dessen  Mobiliar- 
Vermögen,  Auspfändung  etc.  betreffen.  Im  erstem  Fall  ist  das,  was 
No.  1149.  gesagt  wurde,  hinreichend,  im  andern  Fall  muss  jeder  ge- 
richtliche Schritt  aufhören,  da  kein  Gläubiger  an  die  Masse  vor  der 
Untersuchung  seiner  Forderung  einen  Anspruch  machen    kann,    jedoch 


I)H.  G.  B.  494.  —    2)Abw.  Urth.  19.  April  1826. 
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stebt  ihm  die  Befiig-niss    zu ,     die    nöthig^en   Maassregeln    zu    ergreifen, 
um    dem  Verfall   seiner  Rechte  zuvorzukommen. 

Diess  erleidet  jedoch  nur  eine  Ausnahme  bei  den  Vorzugsrechten, 
die  einem  Gläubiger  zustehen.  Wer  also  durch  Pfflnd  gedeckt  ist, 
kauu  den  Verkauf  desselben  verlangen,  wenn  der  Zahlungstermin  ein- 
getreten ist,  jedoch  bleibt  es  dem  Agenten  vorbehalten,  die  Vollzie- 
Luog  der  gerichtlichen  Verfolgung  zu  suspendiren  oder  anzuhalten,  was 
dem  Ermessen  der  Gerichte  anheimgestellt  ist.  Eben  so  verhalt  es 
sich,  vreun  Steuer-Einnehmer  Rechte  gegen  die  Falliten  ausüben  wol- 
len (s.  N.   1208.). 

Was  die  Beschlaglegung  der  Immobilien  betrifft ,  so  könnte  der 
Gläubiger,  der  einen  executorischen  Rechtstitel  besitzt,  wodurch  er 
nach  dem  gemeinen  Recht  befugt  wäre,  die  Immobilien  zu  exproprii- 
ren ,  bei  Verfall  des  Conventionellen  Termins  sie  anbringen  ,  oder  wenn 
sie  vor  Eröffnung  des  Falliments  angebracht  waren,  so  könnte  er  die 
gerichtlichen  SchriMe  fortsetzen,  ohne  dass  sich  dieA;:ienten  derselben' 
entgegensetzen  dürften^)  ,  dann  aber  miissten  alle  NotÜicirungen ,  wel- 
che diese  Procedur  erfordert,  an  sie  gerichtet  werden-). 

llu5.  Diejenigen,  welche  sich  als  Gläubiger  ausgeben,  sind 
nicht  berechtigt,  das  Verfahren  der  Agenten  zu  beaufsichtigen,  nocli 
können  sie  verlangen  ,  dass  die  Papiere  oder  sonstigen  üocumente  in 
andere  Hände  deponirt  werden;  sie  haben  ihre  liescji werden  dem 
Commissar  vorzutragen  ^) ,  der  dem  Handelsgerichte  Cericht  ersfallel ; 
dieses  kann  die  Agenten  naeh  Gutdünken  widerrufen*),  jedoch  bleibt 
es  den  com|)etenten  Richtern  vorbehalten  ^) ,  sie  persönlich  zu  den  Un- 
kosten der  Klagen  zu  verurtheilen,  in  welchen  sie  das  Interesse  der 
Masse  com|)romiltirt  hätten  ^).  Der  Schuldner  kann  ebenfalls  gegen 
die  Amtsvergehen  der  Agenten  einkommen.  Er  könnte  sie  um  so 
mehr  gerichtlich  belangen  und  auf  Schadloshaltung  antragen  ,  wenn  sie 
ihn  in  ihren  Berichten  (s.  INo.  1'229.)  durch-  INachiässigkeit  oder  ab- 
sichtlich einer  Einklage  auf  Rankerott  ausgesetzt  hatten,  der  grundlos 
befunden  wurde. 

Die  Agenten  könnten  aber  in  allen  diesen  Fällen  wider  das  ge- 
gen sie  gefüllte  Urtheil  appellireu. 


Vierter    Abschnitt, 

Von     der    Anf  hörung     der    Amtsverrichtuugen 

der      Agenten. 

ilOQ*  Die  GeschäftsfJiliruna*  der  Agenten  kann  höchsttMis  vom 
Tage,  an  welchem  sie  ihr  Amt  antreten,  vierzehn  läge  diiuerii ,  es 
sei  denn,  dass  das  (»ericlit  für  nöllii;^-  erat  liti' .  die  Air^nlschnfl  um 
weitere  vierzehn  ra;j;e  zu  >eriimi:»'rn  ).  Sir  \>  rrden  dann  durch  die 
provisorischeu  Sjudiken  ersetzt.  W  ürde  aber  ihre  Ersetzung  eiueVer- 
spätigung  erleiden  ,  so  können  sie  die  (ieschäflsfiibrung  nicht  aufgebt'ii; 
sie  sind  duuu  mehr  faclisch  als  >on   Rechtswegen    bevoUmitchtigt    und 


1)  H.  G.  n.  532.  —  2)  C.ss.  2.  ^lärz  IftlO.  —  3)  U.  (..  ».  4!^,.  — 
4)  11.  (i.  H.  4(iO.  —  5)  (J.  O.  132.  —  ü)  Abw.  Urlh  17.  Juni  I8UI. 
25.  März  182:3.  —     7)  II.  G.  B.  45!K 
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sind  sie  vor  Gericht  citirt,  um  eine  Klag'e  geg-eii  die  Masse  zii  ver- 
tlieiciig-en,  so  haben  sie  diesen  Umstand  dem  Gericht  anzug-eben,  bei 
Strafe ,   in  Schadloshaltnng*  condemnirt  zu  werden. 

11  v'«  Binnen  -vier  und  zwanzig'  Stunden  nach  der  Ernennung^ 
der  provisorischen  Syndiken  legen  die  Agenten  in  Geg'enwart  des  Cora- 
missars  über  alle  ihre  Operationen  und  die  Lage  des  Falliments  Rech- 
nung' ab  ^) ,   es  sei  denn,   dass  sie  auch  zu  Sjndiken    ernannt  werden  ^), 

Was  die  Rechuungsablegung  betrifft ,  so  Averden  die  g-eAVÖhnli- 
chen  Regeln  der  Proceclur  befolgt  ^).  Erginge  gegen  sie  eine  Verur- 
theilung,  so  wäre  sie  nach  No.  182.  solidarisch*),  ^^eil  ihre  Amts- 
verrichtungen untheilbar  sind,  sie  würde  sogar  den  Personal  -  Arrest 
nach  sich  ziehen^)  ,  wie  jede  Art  gerichtlicher  Sequestration. 

Die  Agenten  haben  ,  wenn  sie  nicht  Masse-Glanbiger  sind  ,  nacli 
abgelegter  Rechnung-  Anspruch  auf  -eine  Entschädig-ung  ^),  die  vom  Ge- 
richt in  Ermangelung  von  Local -Bestimmungen  nach  den  Umstanden 
festgesetzt  wird  ^).  Diese  Entschädigung  für  ihre  Bemühung  ^vird  auf 
die  Einnahme,  v\-elche  die  Agenten  gemacht,  erhoben,  und  haben  sie 
keine  gemacht,  so  g-eschieht  es  auf  die  Gelder,  w^elche  den  Syndiken 
eingehen. 


1)  H.  G.  B.  481.  —    2)  Diess  ist  gewöhnlich  der  Fall.  A.  d.  H. 

3)  G.  O.  527.  —  4)  C.  G.  B.  I2l8  und  1223.  —  5)  C.  G.  B.  206.  — 
6)   H.  G.  B.  483,  484,  485. 

7)  Bei  dem  Entwurf  des  H.  G.  Buches  war  man  der  Meinung,  dass  die  Agen- 
ten und  Syndiken ,  welche  aus  den  Gläubigern  genommen  werden  und  die  Admi- 
nistration des  Fallitwesens-  unentgeldlich  übernehmen  ,  der  Masse  mehr  Nutzen 
schaffen,  als  fremde  Personen,  die  man  zu  diesen  Aemtern  bestellt  und  retri- 
buiren  muss  Man  irrte  sich  aber  sehr  i  denn  wer  als  Gläubiger  je  einmal 
Agent  oder  Syndik  gewesen  ,  dankt  für  immer  für  eine  solche  Ehre,  da  man  da, 
bei  viele  Zeit  verliert,  sein  eigenes  Geschäft  darüber  vernachlässigt,  sich  viel- 
fältigen-Verdrüsslichkeiten  und  einer  grossen  Verantwortlichkeit  aussetzt  und  am 
Ende  noch  Undank  einerntet.  Ob  durch  einen  solchen  Agenten  oder  Syndik 
das  Interesse  der  Masse  mehr  gefördert  wird  ,  ist  sehr  zu  bezweifeln,  da  die  Er- 
fahrung gelehrt  hat,  dass  Mancher  zur  Förderung  seines  Privat-lnteresse  sich 
eher  auf  die  Seite  des  Falliten,  als  auf  diejenige  der  Gläubiger  geneigt  hat. 
Dann  ist  noch  zu  berücksichtigen  ,  dass  durch  solche  nicht  retribuirte  Personen 
der  Kosten-  und  Zeitaufwand  vermehrt  wird,  da  sie,  mit  dem  Gange  der  Sache 
nicht  bekannt ,  ängstlich  zu  Werke  gehen,  sich  immer  beiRechtsgelehrfen  berathen 
oder  ihnen  Rechtssachen  übertragen  müssen^  die  Sachverständige,  welche  mit  den 
Gesetzen  vertraut  sind,  mit  leichter  Mühe  auf  dem  Wege  der  Güte  und  schnell 
abthun  könjiten;  kurz,  solche  Administratoren  werden  meisten^  über  das,'  was  sie 
zu  thun  und  zu  lassen  hal)en  ,  im  Dunkeln  schweben,  die  Masse  wird  daher  auch 
von  dieserSeite  keinen  Vortheil  haben^  und  gibt  es  auch  Agenten  oder  Syndiken, 
die  in  der  Administration  einer  Fallitmasse  bewandert  sind,  so  stellen  sie  den- 
noch Jemand  für  sich  auf  Kosten  der  Masse  an  ,  der  für  sie  arbeitet.  Diesen 
Uebelständen ,  so  wie  denjenigen  des  Personen -Weclisels  in  der  Administration 
der  Masse  abzuhelfen,  was  ebenfalls  Nachtheil  bringt,  ist,  als  die  neue  Fal- 
liten -  Ordnung  zur  Sprache  kam,  der  Vorschlag  gethan  worden,  die  Agenten 
und  Syndiken  gänzlich  abzuschaffen,  dafür  aber  ein  Amt  für  Masse-Curatoren  zu 
begründen,  die  mit  einem  ötlentlichen  Charakter  bekleidet  würden  und  der  Ad- 
ministration der  Concursmasse  von  Anbeginn  an  bis  zu  Ende  vorständen.  Man 
scliien  aber  nicht  darauf  eingehen  zu  wollen.  Nach  dem  Project  sollen  zwar 
die  Agenten  abgeschnfft,  und  sogleich  provisorische  Syndiken  eingeführt  werden, 
so  dass  nur  ^vvei  Administratoren,  statt  dreie ,  wie  bisher,  einander  succediren 
würden;  Jedermann  weiss  aber,  was  ein  Provisorium  ist 4  es  ist  nicht  minder 
schädlich,  als  der  Personen-Wechsel  in  öffentlichen  Administrationen,  wie  diess 
in  Frankreich  leider  nur  zu  häufig  der  Fall  ist.  A.  d.  H. 


649 

Fünftes  Capitel. 

Vonden  provisorisch  en  Syndiken  und  ilirer  Ver  wa  1 1  ang. 

1168.  Die  Syndiken  sind  mit  der  Administration  des  Falli- 
ments beauftragt.  In  nachfolgenden  zwei  Abschnitten  dieses  Ca- 
pitels  sollen  die  Vorschriften  ertlieilt  werden  1)  in  Betreff  der 
Ernennung  der  provisorischen  Syndiken ;  2)  in  BetrelF  ihrer  Rechte 
und    Pflichten    bei   der  ihnen    anvertrauten    Administration, 


Erster    Abschnitt, 

Von  der  Ernennung-    der    proTisorischen  Syndik^n. 

1169,  Sobald  die  Ag-enten  dem  Cominissar  die  Bilanz  überg-e- 
beu  Laben  *)  ,  nuiss  dieser  spätestens  jn  drei  Tagen  die  bei  dein  Han- 
delsgericbt  einziireiclieiide  Liste  der  Gläubiger  entwerfen,  die  ihm 
durch  die  Bücher,  Papiere  und  selbst  durb  eingezogene  Erkundigung^ 
bekainit  sind  -)  ;  diess  kann  er  sogar,  obne  die  Verfertigung  der  Bi- 
lanz abzuwarten ,  wenn  die  Zeit ,  in  welclier  die  Agenten  in  Amts- 
verricbtung  sind,  abgelaufen  ist  ^).  Er  lässt  dann  durcb  Briefe,  An- 
scLIagzetlel  und  die  ciffentlicben  Blätter  die  Creditoreu  zusamnienbe- 
rufen  (i\o.  1109.)  und  bestimmt  in  diesen  Anzeigen  Tag,  Stunde  und 
Ort  der  Zusammenkunft  *),  Gewöhnlich  bat  sie  auf  dem  Handelsge- 
richt Statt ,  doch  kann  diess  auch  in  der  Wohnung  des  Commissars 
oder  des  Falliten   geschehen;    Letzterer  wird   nicht   dazu   gerufen. 

1170,  VV^er  sich  bei  dieser  Versammlung  als  Gläubiger  j'infindot, 
verndlt,  wenn  in  der  Folge  beftmden  wird,  dass  sein  Anspruch  eine 
zwischen  ihm  und  dem  Gemeinschuldner  verabredete  Scliuld-Forderung- 
ist,  in  die  dem  Mitschulduer  eines  betriigerischeu  Bunkerottirers  an- 
gedrohte Strafe  *). 

1171,  In  dieser  Versammlung  überreichen  die  vereinigten  Gläu- 
biger dem  Commissar  eine  Liste,  welche  dreimal  so  viel  Namen  ent- 
hält, als  ihrer  ^leinung  nach  provisorische  Sjndikfn  zu  ernennen  sind. 
Das  Handelsgericht  trifft  dann  die  Auswahl  ^).  Würde  sich  gar  kein 
Gläubiger  i)räsentiren ,  so  muss  deshalb  der  Commissar  das  Protocoll 
aufnehuicn  und  an  das  Gericht  berichten ,  das  dann  cjc  officio  die 
provisori-schcn   Syndiken   ernennt. 

Il7*ri.  Eh  ist  nicht  uuumgunglich  nölhig.  dass  Creditoren  als 
Svndiken  bezeichnet  werden,  es  können  auch  Frenide  sein,  oder  die 
frühem  Agenten  können  dazu  genommen  werden,  nur  müssen  die 
Syndiken  die  Fähigkeit  haben,  sich  verbindlich  zu  machen,  und  die 
freie   Verwaltung  ihrer  Güter  haben. 

Eben  so    würde    verfahren  ,    wenn    ein    S3  ndik    dieses  Amt    nicht 
anuohmen  wollte  oder  seine  Eutlassung    nähme. 


I)  S.  <lie  Note  zu  No.  1148.  —    2)  H.  U.  R.  47(i.  —     3)   H.  G.  B.  477. 
4)  H.  Ci.  13.  478.  —    Ö)  H.  G.  B.  47«.  —     Cj  H.  G.   D.  480. 
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Zweiter    Abschnitt. 

Rechte    und    Pflichten    der    SjndikeD. 

1173.      Die  provisorischen  Syndiken   setzen  die  von  denAg-enfea 
angefangenen  Operationen  fort  und  haben    sich  unverzüglich    mit    den- 
jenigen ihres  Amtes  zu  befassen*).      Alles,     was    in  No.   1148    u.  f. 
gesagt  wurde,    ist    auf    sie    anwendbar,     Sie    haben    die   Entsieg-elung 
.„.Vprzuuehmeu  und  zur  Verfertig^ung  des  Inventariums   zu  schreiten  2), 


§   1. 


'^^ 


Von    der  Entsieg-elung   und  dem  InventariuiOi;'^ 

1174.  Die  provisorischen  Sjndiken  haben  i.ft\\  Falliten  zur  Ent- 
sieg;elung  und  zum  Inventarium  zu  rufen.  Diese  Operation  Avird  auch 
in  Gegenwart  des  königlichen  Procurators  oder  seines  Substituten  vor- 
genommen ^*  *).  Yy^r  Gruud  dieser  letztern  Voisichtsmassregel  soll 
beim  Bankerott  angegeben  werden. 

Die  provisorischen  Sjndiken  köuuen  zum  Behuf  der  Würdernng 
Jemanden  zuziehen  ^). 

Die  gewöhnlichen  Formalitäten  der  Procedur  müssen  bei  diesem 
Inventarium  beobachtet  werden.  Dasselbe  kann  durch  die  Sjndiken  auf- 
genommen werden,  ohne  dass  ein  Notar  dazu  erforderlich  ist.  Der 
Friedensrichter  unterzeichnet  es.  Nach  beendigtem  Inventarium  wer- 
den die  Waaren,  das  baare  Geld,  die  Urkunden  über  Forderungen, 
die  Mobilien  und  die  Effecten  des  Falliten  den  Syndiken  zugestellt, 
welche  am  Schlüsse  des  erwähnten  Inventariums  den  Empfang  beschei- 
nigen ®).  Der  Comniissar  kann  davon  eine  doppelte  Ausfertigung  ver- 
langen, um  sie  auf  dem  Handelsgericht  niederzulegen.  Eben  so  kann 
den  Creditoren  oder  Dritten  die  Einsicht  in  die  Bücher  und  Papiere 
des  Falliten  nicht  verweigert  werden,  wenn  sie  dabei  ein  Interesse 
haben  (s.  No.   1259.>. 


§2. 


Von    der  Administration    des    Falliments. 

1175.      Die    Syndiken  vertreten  zugleich    die  Creditoren    und 
den   Falliten. 

Als  Verwahrung  des  Activums  der  Masse  haben  sie  es  nicht  nur 
gegen  Dritte,  sondern  noch  gegen  den  Falliten  selbst  zu  vertheidi- 
^^\\  ,  wenn  es  das  Interesse  der  Masse  erheischt ;  sie  haben  überhaupt 
Alles,  was  von  den  Agenten  angefangen  wurde,  oder  angefangen 
werden    sollte,    nach    J\o.    1155.    fortzusetzen   und   zu   beendigen. 

Es  ist  ihnen  untersagt,  auf  eine  directe  oder  indirecte  Weise  For- 
derungen auf  den  Falliten  zu  kaufen.     Würde  diess    dem  Gericht  an- 


1)  II.  G.  B.  483.  —  2)  IT.  G.  B.  486.—  3)  H.  G.  B.  4S7,  489.  —    4)  Wenn 
er  nänilicli  ein  Delict  zu  entdecken  glaubt,  sonst  aber  nicht.  A.  d.  H. 

5)  H.  G.  B.  486.  —     6)  II.  G.  B.  4üJ. 
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gezeigt,  ßo  könnte  ihre  Absetzung- ausgesproclien  und  verordnet  werden, 
dass  der  au  derg-leiclien  Geschäften  g-einachle  Gewinn  der  Masse  an- 
Leim falle  Hier  verhielte  es  sich  wie  mit  einem  Vormunde,  dem 
es  untersaj>t  ist,    Forderungen  auf  seine  Mündel  zu  kaufen^). 

In  der  Regel  kö'unen  sie  keine  Schulden  bezalilen.  Diess  steht 
nur  den  Definitiv -Sjndiken  zu.  Lag-e  es  jedoch  im  Interesse  der 
Masse  ,  eine  in  Versatz  g-egebene  SacJie  aus  den  Händen  des  Gliüibi- 
g-ers  zunickzuziehen,  so  müssen  die  provisorischen  Sjndiken  die  Er- 
mächtigung- dazu  verlangten  und  das  Gericht  kann  sie  ihnen  nach  Um- 
^ständen  crtheilen.  Eben  so  verhielte  es  sieb  ^vegen  der  Zahlung  der 
Justizkosten  und  anderer  pririleg;irter  Schulden ,  so  wie  z.  B.  der 
Mag-azinmiethe  etc. 

11  ib.  Die  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  provisorischen  Sjn- 
diken  sind  ausgedehnter,  als  diejenigen  der  Agenten  ;  sie  vertreten  die 
Masse  bei  allen  Klag^sachen  sowohl  als  Rlag-er,  ^vie  als  Beklag-te, 

1177.      Die    Fallitraasse    repräsentirt    den    Schuldner    passive 
und   active. 

Wenn  also  zu  einer  Zeit,  wo  dem  Falliten  die  Vermög-ensver- 
waltiMig-  noch  nicht  entzogen  war,  und  er  sich  noch  allein  gegen  eine 
g-erichtliche  Klage  vertheidigen  konnte,  eine  Verurtheihing"  g^eg-en  ihu 
erg^ang-en  ist,  so  können  die  Ag-enten  und  nach  ihnen  die  Syndiken  die- 
ses Urtheil  nicht  auf  dem  Wege  des  Einspruchs  eines  Dritten  aiH 
grelfen  ^). 

Älittelst  dieser  Reg-el  lassen  sich  die  Riagen  beurtheilen ,  die  gt?- 
g-en  die  IMasse  angebraciit  wurden.  Derjenig-e,  welchem  der  Fallit 
Waaren  verkauft  hätte,  ohne  sie  zn  liefern,  ist  berechtigt,  die  Voll- 
ziehung des  Verkaufs  zu  verlangen.  Um  aber  die  AVirkilng-  davon 
wohl  zu  keimen,  inuss  man  auf  den  in  l\o.  238.  und  2  78.  angegebe- 
nen Unterschied  zwisciien  g-eA>  issen  bestimmten  und  uubestimmteu 
Sachen  zurückg-ehen.  Hatte  der  Fallit  gewisse  Körper  verkauft,  de- 
ren Eig-enthum  dem  Käufer  nach  INo.  187.  und  27"!'.  übertragen  wurde, 
80  hatte   Letzterer  das   Recht  der  Se|)aration.   (S.  X.  Cap.) 

Hatte  aber  der  Fallit  unbestimmte  Sachen  verkauft,  so  hätte  der 
Räufer  nur  eine  blosse  Klage  ,  die  sich  nach  Hesclmlfeidieit  der  Sa- 
chen in  eine  pecuniäre  Verurtheihing'  auüösen  und  ihn  bloss  zum 
Gläubiger  der  Älasse  machen  würde.  Ebenso  verhielte  es  sich,  ^venIl 
der  Fallit  vor  ausgebrochenem  Falliment  die  Verbindlichkeit  ein^iegan- 
g:en  hätte,  Wechsel  zu  trassiren.  Da  die  g^egenseitige  Ein\villigung', 
die  hinreichend  war,  die  beiden  Parteien  zu  verbinden,  die  in  JSo, 
328.  angeführte  Wirkung  nicht  hatte  ,  um  im  Augenblick  der  Con- 
vention demjenigen,  dem  der  Wechsel  versj)rochi'n  Mar,  <He  Deckung 
eigenthümlich  zu  übertragen,  so  köimle  »t  ,  falls  das  Versprechen 
nicht  erfülll  wurde,  nur  Sehadloslialtung  fordern,  Modnrrh  er  für  die 
Summe,  deren  Zahlung-  der  WechHel  vcrschalfen  sollte,  bloss  Gläubi- 
ger der   I\fnsse   '\^iirde. 

Die  nämlichen  Vorschrifti-n  werden  befolgt ,  wenn  der  Fallit  die 
Verbindlichkeit  eingegangen  hätte,  elNvas  zu  thun  ,  was  das  Falliment 
zu  vollziehen  nicht  gestattete. 


I)  C.  G.  B.  4o').  -    2)  Abw.    Urth.  I5.  Febr.  IS08. 
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1178.  Daraus  aber,  class  in  gewissen  Fallen  clie  Fallitmassc  nnr 
zu  Schadloslialtimg-  venirtheilt  warden  könnte ,  folgt  nicLt ,  dass,  wenn 

*  diese  Masse  die  Convention ,  so  w ie  sie  geschlossen  worden ,  voU- 
'  ziehen  wollte,  sie  nicht  dazu  g-elassen  wurde.  Derjenige,  welcher 
mit  dem  Falliten  abschloss,  könnte  die  Erfüllung  nicht  verweigern ;  denn 
der  Umstand,  dass  das  Falliment  die  Ursache  sein  konnte,  dass  er  nicht 
aus  der  Convention  die  Vortheile  zog,  die  er  zu  hoffen  berechtigt  war,  ist 
kein  Grund,  dass  er,  der  seine  Verbindlichkeiten  erfüllen  kann,  sich 
dessen  weigere,  wenn  die  Masse  sich  erbietet,  die  ihrigen  zu  er- 
füllen 0- 

Die  Masse  Gläubiger  können  die  Nichtigkeit  oder  Aufhebung 
der  Verträge  verlangen,  gegen  welche  er  dieses  Mittel  nach  ]\o.  139. 
n.  f.  anrufen  kann,  wie  z.  B,  Betrug,  Z^vang,  Irrlhum,  Widerruf 
^iner  Vollmacht,  die  einem   Mandatar  gegeben  wurde  ^). 

1179.  Die  provisorischen  Syndiken  können  weder  freiwillig,  noch 
gerichtlich  den  Verkauf  der  Immobilien  vornehmen ,  auch  wenn  ein 
Immobiliar- Arrest  eingelegt  worden  (No.  1164.);  jedoch  können  sie 
die  Immobilien  vermiethen  oder  einen  Pacht  von  humobilien  cediren, 
nur  müssen  sie,  wenn  diese  Maassregel  dringend  nöthig  ist,  die  Er- 
mächtigung des  Tribunals  verlangen  ,  sonst  ist  der   Pacht  ungültig. 

1180.  Die  provisorischen  Syndiken  siud  auch  nicht  berechtigt,  die 
Mobilien  und  Waaren  des  Falliten  insgesammt  zu  verkaufen ,  sie  kön- 
nen aber  Einiges  davon  nach  eigener  Wahl  veräussern ,  wenn  sie  Geld 
zu  dringenden  Ausgaben  brauchen.  Diess  kann  durcli  Auction,  durch 
Mäkler   auf  der  Börse  oder  aus  freier  Hand  geschehen.    (S.   1158.)  ') 

1181.  Die  Syndiken  können  auch  ,  wenn  es  die  Nothwendigkeit 
erheischt  oder  die  Masse  dadurch  Vortheil  hat,  das  Geschäft  des  Fal- 
liten fortsetzen,  wenn  es  nicht  schon  die  Agenten  gethan  (s.  1143, 
1159.);  dazu  ist  iiinen  aber  die  Antorisation  des  Gerichts  nöthig.  Sie 
können  auch  Vergleiche  eingehen.  Diese  sind  dann ,  Avenn  sie  das 
Gericht  autorisirt  oder  gut  heisst,  für  die  Masse  obligatorisch*).  In 
Betreff  des  Rechts,  Streitigkeiten  durch  Schiedsrichter  schlichten  zu 
lassen,  muss  unterschieden  werden,  ob  der  Fallit  schon  vor  dem  Fal- 
liment darein  gewilligt  hat ,  oder  ob  die  Einwilligung  erst  voii  ihnen 
zu  geben  ist.  Im  erstem  Fall  müssen  die  Syndiken  seinen  Verbindlich- 
keiten nachkommen,  sie  können  und  müssen  daher  Schiedsrichter  er- 
nennen*), dürfen  aber  nicht  darein  willigen,  dass  in  letzter  Instanz 
gesprochen  wird,  wenn  diess  der  Fallit  nicht  eingegangen  hätte,  Im 
andern  Fall  können  sie  aber  kein  freiwilliges  Schiedsgericht  eingehen 
und  hätten  sie  deshalb  ein  Compromiss  eingegangen ,  so  wäre  es  ra- 
dical  null. 

Zahlungs  -Urtheile  gegen  die  Masse  würden  die  Syndiken  nur  für 
ihren  Antheil  betreffen  und  jeder  der  condemnirten  Gläubiger  würde, 
w^enn  das  Activum  nicht  ausreicht,  fiir  seinen  Antheil  sogar  persön- 
lich angehalten ,' wenn  die  Verurtheiluug  diese  Execution  nach  sich 
zieht  ®). 

1182.  Was  die  Einziehung  der  Forderungen  betrifft,  so  können 


1)  Abw.  Urth.  5.  Aug.  1812.  —  2)  Cass.  3.  Aug.  1819.  —  3)  H.  G.  B. 
492.  —  4)  Cass.  28.  Mai  1814.  —  5)  Abw.  Urth.  6.  Febr.  1827.  —  6)  Abw. 
Urth.  19.  Jan.  1819. 
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,clie  Syndici  die  Gelder  in  Empfang'  nehmen,  die  ihnen  von  den  Schuld- 
nern der  Masse  angeboten  werden,  und  diese  sind  berechtigt,  ihnen  in 
den  nämlichen  Fällen  ein  reelles  Anerbieten  zu  machen,  iu  v\ eichen 
sie  ihrem  Gläublg^er  eines  machen  könnten  *j.  Sie  können  und  müssen 
Alles,  \^as  verfallen  ist,  einfordern,  selbst  die  nicht  verfallenen  Schul- 
den, wenn  die  Unterlassung;  g-erichtlicher  Einklagung:  der  Masse  einen 
Verlust  verursaclien  würde.  Würden  Schuldner  der  Masse  falliren, 
so  haben  sie  bei  deren  ConcursJnasse  ihre  Masse  zu  vertreten;  die 
eingenommenen  Gelder  werden  nach  No.  1160.  iu  Verwährung  ge- 
nommen^). 

1183.  Würden  die  provisorischen  Sjndici  die  ihnen  ertheilte 
Vollmacht  überschreiten  oder  nicht  redlich  zu  Werke  gehen ,  wenn 
sie  z.  B.  Waaren  unterm  Preise  verkaufen  ^) ,  so  kann  sie  vom  Ge- 
richt widerrufen  und  eine  andere  an  ihre  Stelle  gegeben  werden. 
Jeder  einzelne  Gläubiger  oder  einige  derselben  können  sich  über  die 
Amtsverrichtungen  der  Syndici  beschweren,  wie  diess  (JVo.  1165.) 
ihnen  auch  gegen   die  Agenten  freisteht*). 

Die  Sjndici,  die  ihre  Vollmaclit  überschritten  haben,  können  auch 
solidarisch  zu  Schadloshaltung  verurtheilt  werden   (s.  No.   1167.). 


Sechstes    Capitel. 

Von    der  Verification    der  Forderungen. 

llo4.  Alle  Forderungen,  von  welcher  Beschaffenheit  sie  ancli 
sein  mögen ,  sind  der  Verification  der  provisorischen  Sjndici  unter- 
worfen. 


Erster    AbscFiiiitt. 

Formen  der  Verification    der  Forderungen. 

1183.  Alle  Gläubiger  des  Falliten,  selbst  diejenigpu ,  deren 
Forderung  nichts  mit  seinem  Handel  geniein  hiit.,  werden  durch  die 
öffendlchcn  Blätter  (s.  iXo.  1109.)  aufgefordert,  sich  bei  ihnen  eiii/.u- 
finden  ,  um  zu  erklären ,  unter  welchem  Kerhtslitel  und  fjir  welche 
Sunuue  sie  (Gläubiger  sind  M.  Dioienigru  ,  ^^elche  bereits  durch  die 
Bilair/.   bekannt  sitid  ,   \>  erden  ausserdem  noch   brieilich   tuiigeforderl. 

Wer  sich  als  Gläubiger  ausgibt ,  kann  ;«icli  durch  eiaeii  Maudalur 
vertreten  lassen,  dan  er  mit  Vollmucht  vor  Notar  oder  durch  Pritat- 
schrifl   versehen  hat. 

Der  Coinmissar  hat  dafiir  zu  sorgen,  das«,  so  wie  sich  di«  ^Gläu- 
biger nach  und    nach    einfinden,    ohne  Aufschub    mit    der    Verification 


1)  Cass.  11.  Mai  1823.  —    2)  H.  G.  B.  406.  —    3)  Abw.  Urth.  14.  Deoeoibr. 
1825.  —    4)  n.  G.  B.  495.  —    5    H.  G,  B.  5U3. 
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vorgcscliritten  werde.  Sie  wird  contradicforlsch  zwischen  jedem  Gläu- 
biger lind  den  Syndicis  in  Gegenwart  des  Coinmissars  vorg^enoin- 
inen  *)  ;  diejenig-e  eines  Syndici  geschiebt  contradictorisch  mit  den  An- 
dern  niid  an  der  Stelle  dieses  Sjndici  wird  ein  Gläubiger  -gesetzt. 

1186»  Der  Commissar  nimmt  ein  Protokoll  über  die  Verification 
euf^*  ^).  Es  besagt  die  Vorlegnng  der  die  Forderung  begründenden 
Urkunden,  den  Wohnort  der  Gläubiger  und  ihrer  Bevollmächtigten. 
Ausserdem  enthält  es  die  summarische  Angabe  der  Urkunden,  die  mit 
den  Büchern  des  Falliten  verglichen  ^verden  müssen.  Ist  im  Docu- 
ment  etwas  nacligetragen ,  ausgestrichen  oder  zwischen  die  Zeilen  ein- 
geschoben ,  so  muss  diess  erwähnt  werden.  Jeder  Gläubiger  hinter- 
legt seine  Urkunde  beim  Syndicus  oder  in  die  Gerichtsschreiberei  des 
Handelsgerichts    und  empfängt  dafür  einen  Schein. 

Der  Commissar  kann  erforderlichen  Falls  von  jedem  Gläubiger 
die  Vorlegung  seiner  Bücher  oder  einen  Extract  vom  Richter  des 
Orts  gemacht  verlangen*).  Diese  Vorlegung  kann  auch  nach-JXo.  259., 
selbst  wenn  Forderungstilel  vorhanden  sind ,   verlangt  werden. 

,  Jeder  Gläubiger >  dessen  Forderung  verificirt  und  bekräftigt  wor- 
den ist,  kann  der  Verification  der  übrigen  Forderungen  beiAVohnen 
und  dabei  gegen  die  bereits  vorgenommenen  oder  noch  vorzunehmen- 
den Veriücationen  Einwendungen  machen^),  M'elche  Befugnis»  ibin 
aber  nur  bis  zum  Schluss  des  Protokolls  gestattet  ist,  oder  er  müsste 
nachher  positive  Facta,  oder  den  Betrug  desjenigen,  desrsen  Urkunde 
er  angreifen  will,  anführen.  Wird  die  Forderung  nicht  bestritten,  so 
unterzeichnen  die  Sjndici  das  vorgelegte  Document  und  erklären,  dass 
der  Gläubiger  zum  Passiv  -  Status  des  Falliments  für  die  anerkannte 
Summe  zugelassen  ist^*  "'), 

Unter  diese  Erklärun«:  setzt  der  Commissar  Sein  Visa.  Jeder  Gläu- 
biger  ist  binnen  einer  Frist  von  acht  Tagen  nach  der  Verification  ver- 
bunden, in  die  Hände  des  Coinmissars  zu  bekräftigen,  dass  die  be- 
sagte Forderung  w^ahr  und  richtig  sei  ^) ,  welche  Bekräftigung  auch 
durch  einen  Bevollmächtigten  geschehen  kann. 

Wird  die  Forderung  ganz  oder  zum  Theil  bestritten ,  so  kann 
der  Commissar  auf  den  Antrag  der  Syndici  die  Hinterlegung  der  Be- 
weisurkunden des  Gläubigers  auf  der  Gerichtsschreiberei  veronluen®;. 
Er  kann  sogar  die  Parteien  mit  abgekürzter  Frist,  ohne  dass  eine  Ci- 
tation  nöthig  ist,  an  das  Handelsgericht  verweisen,  welches  auf  seinen 


1)  Diess  schreibt  zwar  der  Art.  501.  des  H.  G.  B.  vor,  allein  in  der  Praxis 
geschieht  es  nicht.  Die  Verification  wird  bei  demjenigen  der  Syndici  vorgenom- 
men ,  der  die  Bücher  des  Falliten  an  sich  genommen  hat.  Nur  bei  solchen 
Forderungen,  die  bestritten  werden  j  wird  der  Commissar  hinzugerufen.    A.  d.  H. 

2)  H.  G.  B.  503. 

3)  Das  Protokoll  wird  vom  Greffier  des  Handelsgerichts  abgefasst ,  wenn  eine 
Partie  Forderungen  verificirt  ist.  Wollte  man  alle  Formalitäten,  so  wie  sie 
vorgeschrieben  sind,  befolgen,  so  würde  sich  Niemand  zu  solchen  Aemtern  ver- 
stehen wollen;  daher  überlässt  man  die  Abfassung  der  Protokolle    dem  Greftier. 

A.  d.  H. 

4)  H.  G.  B.  15  u.  505.  —    5)  H.  G.  ß.  504.  —     6)  H.  G.  B.  506. 

7)  Diess  geschieht  mit  den  Worten  „ndmis  au  passif  de  la  faUlite  du  Sieur  N. 
N.  pour  la   somme    de  (Summe)  le  (Datum)- 

8)  Diess  sagt  zwar  das  H.  G.  B.  Art.  507.  Die  Bekräftigung  in  die  Hände 
des  Commissars     wird    aber  als    leere   Form  angesehen  und  übergangen. 

A.  d.  H. 
0)  H.  G.  B..  508. 
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Bf^feLl  enlsclieidet ,  i'edoch  iniiss  daraus  nicht  fiesclilossen  werden, 
dass  das  Gericht,  welcJies  das  Falliment  erklart  hat,  von  KecLts  we- 
^eu  competent  sei,  denn  es  kann  nnr  über  Handeis -lln<>a^einenfs  er- 
kennen (s.  Wo.  59. )•  Die  Rechte  also,  welche  der  öffentliche  Schatz, 
die  Frau  des  Falliten,  Minderjährige,  deren  Vormund  er  ist,  der 
Verkäufer  eines  unbeweg^lichen  Gutes,  ein  Geg^enstand,  der  bloss  zum 
Gebranch  dem  Falliten  j^eliehen  wurde,  besitzen,  müssen  im  Streitfall 
durcli  das  Civilgericht  abgeurtheilt  werden,  selbst  wenn  die  Rede  von 
Handelsgeschäften  wäre,  miissten  die  besondern  Competenz- Vorschrif- 
ten  befolgt  werden   (s.   VII.    Abtlieilung). 

llHi.  Das  competente  Gericht  muss  sich  durch  alle  ihm  zn 
Gebote  stehenden  Blitlel  von  der  Richtigkeit  der  Forderungen  überzeu- 
gen. Es  kann  keinen  Gläubiger  aus  dem  alleinigen  Grunde  abweisen, 
dass  sein  Document  vor  Eröffnung  des  Falliments  kein  gewisses  Da- 
tum hat,   wie  man  es  im   Civilrecht   nennt  (s.   JNo.   24G.). 

Das  Handelsgericht  kann  verordnen ,  dass  vor  dem  C'ommissar 
ein  Zeugenverhör  über  die  Thatsachen  Statt  finden  sollte*);  bei  andern 
Gerichten  müssen  die  gewöhnlichen  Regeln  der  Procedar  befolgt 
werden. 

1188.  Die  Verification  der  Forderung  muss  binnen  vierzehn  Ta- 
gen nach  Ablauf  der  vierzig  Tage,  innerhalb  welcher  die  Creditoren 
ihrer  Forderung  wegen  zu  erscheinen  haben,  beendigt  sein.  IVach 
Ablauf  derselben  fertigen  die  S_}ndici  ein  Protokoll  an,  welches  die 
Namen  der  nicht  erschienenen  Gläubiger  enthält  (s.  Wo.  1190.).  Die- 
ses Protokoll,  welches  von  dem  Commissar  geschlossen  wird,  setzt 
sie  in  Verzug  ^).  Würden  die  Syndici  in  den  angegebenen  Fristen 
einige  Forderungen  zu  verificiren  vernachlässigen  ,  so  müssen  die  Gläu- 
biger derselben  vom  Commissar  eine  Verordnimg  verlangen  ,  damit  die 
Syndici  zur  Verification  schreiten.  Von  einem  Gläubiger,  der  ihr 
keine  Folge  geben  "«'ürde  ,  \vird  angenommen ,  als  hätte  er  seine  For- 
derung nicht  verificiren   lassen. 

Auf  den  Bericht  des  Comniissars  setzt  das  Handelsgeririit  eine 
neue  Frist  fest.  Diese  Frist  wird  nach  der  Entfernung  des  AA'ohnor- 
tes  des  sich  in  Verzug  befindenden  Gläubigers  besliinint  und  zwar  so, 
dass  auf  jede  Entfernung  von  drei  Mjriameter  ein  Tag  gerechnet  ^'^  ird'). 
In  Ansehung  der  im  Auslande  wohnenden  Gläubiger  -werdpu  die  im 
Art.  73.  der  Civil -Gerichtsordnung  vorgeschriebenen  Fristen  beob- 
achtet*). 

Das  Urtheil,  ^velche8  die  neue  Frist  festsetzt,  wird  den  nicht 
erschienenen  Gläubigern  durch  die  öfrentlichcn  Rlältrr  bekannt  gemacht 
(s.  Wo.  1109.)*).  Die  Erfüllung  dieser  N  erbiritilichkeit  gilt  in  Roiirlf 
der  ausgebliebenen  (üäHbiger  als  Insinuation  ,  und  erschein«M»  sie  aber- 
mals  nicht,   so   werden   sie   von  den  Distributionen   ousgesclilosscn  **), 

Indessen  Rt<'ht  ihnen  bis  zur  lei/.lea  Dislr;bufion  der  (»eider  ein- 
schliesslich der  ^^  cg  ilrr  Oj>j)()silii)u  olfen;  diese  br.nirhl  nicht  >vie  eine 
Klage  bei  Gericlit  angebracht  zu  werden.  Es  reicht  hin,  \venn  der  Re- 
claui.'Kit  sein  Re^chrri)  d<Mn  CoininiMsar  rinreirlil  und  ilini  «rkliirt,  dass 
er  sich  den  fenicrn  Disiribiitiuurii  ,  in  denen  er  iii(  hl  begri/lcn  \n  urde, 
opponire  und   die  Verification    seiner  J*'oiderung  verlange,      ^^'ird   diese 


1)  11.  H.  (..  509.  —   2)  11.  (..  n,  r,io.  —   3)  II.  G.  n.  r>ii.  —   4)  g.  o. 

73.  —    5)  H.  G.  B.  513.  —    «;  H.  G.   H.  513. 
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Forclernng  nicbt  contestirt,  so  bat  er  sie  zu  bekräftigten  und  wird 
dann  in  den  nocb  Statt  babendeu  Distributionen  beg-rifien ,  obne  dass 
er  die  Acte ,  die  vor  seinem  Erscbeinen  Statt  batten ,  angreifen ,  noch 
einen  Anspruch  auf  bereits  vertbeilte  Dividenden  machen  kann,  die 
in  Bezug-  auf  ihn  unwiderruflich  sind,  selbst  wenn  er  unbekannt  ge- 
wesen wäre. 

Das  Nichterscheinen  solcber  Gläubiger  bindert  übrigens  nicht    dfeis 
Concordat  oder  die  Ernennung  von  Definitiv-Sjndiken  *). 


Zweiter    Abschnitt. 

Vorschriften,    welche   gewisse  Arten    vo  n  F  or  derungen 

besonders    betreffen. 

1189.  Unter  den  Forderungen  gibt  es  deren,  die  ausser 
der  Verification  ihrer  Rechtmässigkeit  und  dem  Belauf  der  Sum- 
me noch  Stoff  zu  andern  Schwierigkeiten  geben  können ,  es  sei  nun 
in  Bezug  auf  die  ihnen  eigenen  und  accessorischen  Wirkungen, 
oder  auf  die  Art  und  Weise ,  wie  deren  Existenz  zu  constatiren 
ist  und  wie  weit  sie  sich  nach  den  Grundsätzen  des  Handelsrechts 
erstrecken. 

Die  Forderungen,  die  besonders  in  Betracht  gezogen  zu  wer- 
den verdienen,  sind:  1)  die  privilegirten ;  2)  diejenigen,  worin 
sich  mehrere  Personen  verbindlich  gemacht  haben;  3)  diejenigen, 
welche  aus  Bürgschaften  entspringen;  4)  diejenigen,  die  durch 
Conto-Corrent  entstanden  sind;  5)  diejenigen  des  Ehegatten  der 
fallit  gewordenen  Person.  Diess  soll  in  nachfolgenden  fünf  §  §• 
abgehandelt  werden, 

§.  1. 

Von    den    privilegirten   Schuld -Forderungen, 

1190.  Man  nennt  Privilegium  das  Recht,  welches  die  Qua- 
lität einer  Schuld-Forderung  dem  Gläubiger,  der  es  ausübt,  er- 
theilt,  allen  Gläubigern,  selbst  denjenigen,  die  ihm  vorangehen, 
vorgezogen   zu  werden  ^). 

Dieses  Recht  ist  ein  reelles ,  d.  h.  es  ist  mit  der  Forderung  ver- 
bunden und  geht  mit  ihr  auf  alle  diejenigen  über,  die  es  durch  Ces- 
siou,  Subrogation  oder  auf  sonst  eine  Weise  erworben  haben;  es 
dauert  eben  so  lange,  wie  die  Klage  ^),  ausgenommen  in  den  be- 
sondern Fällen,  wo  es  sicli  nur  factisch  auf  den  Besitz  einer  Sache 
gründet,  und  hat  sich  der  Besitzer  dieser,  Sache  begeben,  so  ist  es 
verloren.  Haben  mehrere  Personen  sogar  durch  Acte  unter  verschie- 
denem Datum 'Theile  einer  privilegirten  Schuld  erworben,    so  concur- 


1)  H.  G.  B.  512.  —  2)  H.  G.  B.  2095.  —    3)  Abw.  Urtb.  14.  Juli  1829. 
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rjren  sie  im  VerliKltniss  ihrer  Rechte,    ohne  dass  die  alfern  Cessionäve 
ein  Priorifats-Recht  hätte»  »)• 

Da  im  Falliment  die  Privileg^ien  und  Hypotheken  lediglicli  den 
Vorschriften  des  Civilg-esetzbuches  unterworfen  sind,  so  ist  das,  Avas 
No.  1135  u.  f.  g-esag-t  wurde,  hinreichend,  um  zu  wissen,  in  Avas 
diese  Materie  vom  g-emeinen  Recht  abweicht.  Was  die  Wirkung-  die- 
ser Art  Rechte  betrifft,  s.  Cap.  IX.  Hier  soll  nur  die  Rede  von 
den  Privilegien  auf  bewegliche  Güter  sein. 

Die  Privilegien  sind  entweder  General  -  oder  Special-Privi- 
legien^). Diese  sollen  die  zwei  ersten  Artikel  dieses  §.  ausma- 
chen; im  dritten  sollen  einige  Begriffe  über  die  Privilegien  des 
öffentlichen  Schatzes    gegeben   werden. 

Erster     Artikel. 

,,    .  ,     ^  y  on     den     General-Privil  e-g  i  e  n  . 

■"Il91.  Diese  sind^):  1)  Die  Gerichtskosten ;  2)  die  Lei- 
thenkosten; 3)  die  Kosten  der  letzten  Kranklieit;  4)  der  Dienst- 
lohn ;  5)  die  Lieferungen  an  Subsistenzmitteln ;  6")  die  Vertliei- 
digimgskosten  des  Augeklagten.  Diese  Privilegien  gehen  im  All- 
gemeinen denjenigen  voraus,  wovon  im  11.  und  HL  Abschnitt  die 
Rede  sein  soll ,  es  sei  denn ,  dass  specielle  Verfügungen ,  die 
noch  angegehen  werden  sollen,  Ausnahmen  maclien.  Sie  erstrecken 
sich  auf  alle  unbeweglichen  Güter,  in  welclien  Händen  sie  sich 
auch  befinden  mögen ,  selbst  auf  diejenigen ,  welche  zur  Sicher- 
heit irgend  einer  Schuld  durch  specielles  Privilegium  angewiesen 
wurden. 

1)    Von    den    GericLtskosten. 

1192.  Hierzu  g^ehören  diejenigen,  welche  auf  die  Fallitmasse 
Bezug  haben,  als  die  Kosten  der  Versiegelung,  der  Inventur  und  an- 
dere gleicher  Art. 

Zu  den  Gerichtskosten  würden  aber  nicht  die  Kosten  gerechnet, 
die  ein  Privat  -  Glaubiger  vom  Falliten  zu  fordern  halte;  diese  wür- 
den mit  der  Forderung  gleiclies  Schicksal  haben.  Daraus  foliit, 
dass,  wenn  die  Agenten  odor  Sjndiken  einen  Process  im  gemeinschaft- 
liclien  Interesse  geführt  hatten,  die  von  ihnen  gehörig  err^iesenen  Ivo- 
sten  nicht  ;;*rado  als  GerichtHkostiMi  angeseiiea  ■würden  ,  die  da»  oben 
angeführte  Privilegium  geniessen ;  sie  würden  blos  zu  den  Erhebungen 
an  Gelde  Anlass  geben,  zu  welchen  diese  Mandatare  nach  i\o.  1107 
befugt  sind. 

2)     Von    den    Leichenkosten. 

119<j.      Wenn  nach  i\o.  11  OS.  ein  Handelsmann  nach  seinem  Tode  in 

1)  Cass.    4.    Aug.    1817.    —     2)  C.    G.    B.   210<).   —     3)  C.    G.    D.   2101.  — 
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Fallimentszustand  erklärt  wird,  so  fallen  die  Leichenkosfen  der  Masse 
zur  Last.  Die  Summe ,  auf  -welclie  sie  durch  das  competente  Gericht 
liquidirt  würden,  g-eniesst  eines  Privilegiums,  das  gleich  auf  die  Ju- 
stizkosten folgt  *),  Eben  so  verhält  es  sich  mit  den  ßesitzübertra- 
gung-sgebiihren :  Die  Regie  hat  dafür  ein  Privilegium  auf  alle  Güter 
des  Verstorbenen  2). 

3)     Von    den    Kosten    der    letzten    Krankheit. 

1194.  Alle  Kosten  der  letzten  Krankheit  des  Falliten,  wenn 
seit  dessen  Genesung  kein  Jahr  vergang-en  ist ,  gehören  in  den  drit- 
ten Rang  der  Privilegien  ^).  Gehörte  diese  Krankheit  zu  den  chroni- 
schen,  so  werden  diese  Kosten  durch  das  competente  Gericht  nach 
den  Vorschriften  des  gemeinen   Rechts  festgesetzt. 

Hätte  die  Krankheit  vor  der  Falliments  -  Erklärung*  angefangen  *) 
nnd  nach  derselben  noch  fortgedauert,  oder  wäre  sie  erst  eingetreten, 
seitdem  dem  Falliten  die  Verwaltung-  seines  Vermögens  entzogen  wor- 
den, so  würde  die  Menschlichkeit  g-ebietea,  dass  die  Masse  diese 
Rosten,  und  diess  nach  Anologie  von  dem,  was  IXo.  1258.  über  das 
Recht  g-esagt  wird,  das  dem  Falliten  zusteht,  für  sich  und  die  Sei- 
nigen eine  Unterstützung  zu  verlangten. 

4)     Vom    Lohn    der     Dienstleute. 

1193.  Dieser  ist  für  das  verfallene  und  das  laufende  Jahr  pri- 
vilegirt  und  zwar  auf  alle  Güter  des  Falliten  *). 

Alle  Personen,  die  ein  Kaufmann  in  seinem  Geschäft  mit  Gehalt 
anstellt,  werden  unter  den  Dienstleuten  begriffen.  Unter  der  Benen- 
nung ,, Dienstleute''  sind  aber  nicht  die  Wechsel  -  und  Waarensensale, 
Commissionäre  etc.  begriffen  (s.  Ko.  38.),  auch  nicht  die  Arbeiter,  die 
nicht  ausschliesslich  dem  Dienste  des  Falliten  angehören;  diese  g-e- 
niessen  nur  besonderer  Privilegien  in  dem  im  folgenden  §.  angegebe- 
nen Fall. 

Das  Privilegium  der  Personen,  die  ein  Kaufmann  in  seinem  Han- 
del anstellt,  ist  ein  allgemeines.  Oft  aber  vereinigen  diese  mit  Ge- 
halt Angestellten  auch  die  Qualität  eines  Mandatars  für  gewisse  Aus- 
gaben ,  die  sich  auf  den  Handelszweig,  den  sie  leiten,  beziehen.  In 
dieser  letztern  Beziehung  sind  sie  berechtigt,  anf  die  aus  ihren  Gel- 
dern bestrittenen  Sachen  besondere  Privilegien  auszuüben®),  ^v'ie  diess 
jeder  Fremde. thun  kann.  Diese  Art  Privilegien  werden  nur  auf  die 
Sachen ,  die  ihnen  speciell  angehören ,  ausgeübt ,  sind  aber  nicht  auf 
eine  bestimmte  Zeit  limitirt. 

,5)     Von    den  Privilegien   der  Lieferanten. 

1196.  Diese  bestehen  in  Allem,  w as  zur  Subsistenz  des  Schuld- 
ners und  seiner   Familie  uöthig  ist^). 


1)  C.  G.  B.  2101.  —  2)  Abw.  Urth.  9.  Vendemiaire  XIV.  —  3)  CG.  B. 
2272.  -.  4)  C.  G.  B.  2274.  —  5)  C.  G.  B.  2101.  —  6)  C.  G.  B.  2102.  — 
7)  C.  G.  B.  2101. 
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FleiscLer ,  Bäcker,  diejenig^en  ,  welche  mit  Stoffen  Landein^  die 
Chefs  von  Unterrichtsanstalten ,  die  keine  Pension  damit  yerbinden, 
können  mir  ein  Privileginm  für  die  sechs  lelzteo  Monate  haben ,  selbst 
wenn  der  Fallit  nnr  jährlich  mit  ihnen  abg-erechnet  hatte.  Diejeuloren, 
welche  Kostg^änger  halten,  Grosshändler,  als  Weinhäudler  im  Grossen, 
Holzhändler ,  die  einen  Holzhof  halten ,  können  ilire  Lieferungen  fiir 
ein  Jahr  verlangen. 

Da  derg^leichen  Fordenmg'en  nicht  kaufmännischer  Art  sind  ,  so 
lässt  sich  das,  was  No.  561.  g-esagt  wurde,  nicht  auf  Forderung-eo 
anwenden ,  die  durch  Vermittelung  von  Angestellten  contraliirt  wur- 
den. Wenn  manchmal  eine  Particular-Person  g'eg-eu  eine  andere,  die 
seiner  Frau  *)  ,  seinen  Kindern  und  Dienstboten  etwas  g-eliefert  hat, 
verbindlich  g-emacht  ^verden  kann  ,  so  geschieht  diess  aus  Rücksichten^ 
die  nur  mit  der  Handels-Jurisprudenz  die  Nothwendig^keit  gemein  La- 
ben,  in  der  sich  die  Richfer  befinden,  mehr  nach  Treue  nnd  Glau- 
ben der   Parteien,  als  nach   dem  streng^eu   Recht  zu  «rtheilen. 

Wer  Waaren  an  Dienstboten  oder  an  Arbeiter  liefert,  die  sich 
im  Namen  Jemandes  präsentiren,  liefert  sie  in  der  Reg-el  auf  seine 
Gefahr  ,  wenn  er  nicht  erweiset ,  dass  derjenige  ,  von  dem  er  die  Zah- 
lung- verlangt,  zur  Abholung-  dieser  Waaren  seine  ausdrückliche  oder 
stillschweigende  Einwilligung-  gegeben  hat.  Die  ausdrückliche  Ein- 
willigung- zu  einer  einzigen  Lieferung-  gibt  kein  Recht,  fernere  zu  ma- 
chen. Wurde  die  Anzahl  oder  das  Quantum  der  Gegenstände  nicht 
limitirt ,  so  kaim  derjenige,  der  zu  liefern  fortfuhr,  den  Principal  zur 
Zahlung-  zwingen ,  dieser  müsste  denn  erweisen ,  dass  jener  unredlich 
gehandelt  hat. 

Die  Ermächtigung  kann  stillschweigend  sein  ,  wenn  eine  Privat- 
person seiner  Frau,  seinen  Rindern,  selbst  seinen  Dienstboten  einen 
gewissen  Theil  an  der  Administration  lässt.  Eben  so  auch  ,  wenn 
ein  Lieferant  zu  den  Lieferungen  ein  Büchlein  oder  ein  Kerbholz  hält; 
der  Inhaber  davon  wird  dann  angesehen  ,  als  sei  er  hinreichend  er- 
inächtifit.  Wenn  aber  Jemand  seine  Dienstboten  oder  einen  Hand  wer- 
ker  ermächtigt  hätte,  für  ihn  bei  Jemandem  Sachen  zu  Iwlen,  so  ist 
diess  keine  Präsumtion  zu  Gunsten  Anderer  des  nämlichen  Hand- 
werks. 

6)  Von  den  Verthei  digungskosten  des  Angeklagten. 

1197.  Diese  entstehen,  wenn  der  Fallit  einer  criminellen  oder 
correclionellen  Anklage  ausgesetzt  ist^). 

ZweiterArtikel. 

Von    beson  d  e  rn  Pr  i  vi  I  e  g  ie  n  . 

1198.  Die  besondern  Privilegien  auf  unbewegliche  Giiter 
sind:  1)  die  Forderungen  des  Pachts  und  der  IMiethgelder  eines 
Pachtgutes,  Hauses,  der  Magazine,  die  der  Fallit  zu  seinem  Ge- 
schäft   inne   hatte  ') ;      2)    die    /ur    Krhaltwng     der    Sachen    ansge- 


1)  Abw.  Urth.  7.  Nov.  1820.  —  2)  Ges.  v.  5.  Sept.  1S07.  —  3)  C.  O.  U.  2101 
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legten  Kosten ;  3)  die  Kosten  der  Anpflanzung  und  des  Tagelohns ; 
4)  die  Pfandrechte ;  5)  die  Rechte  wegen  imbezalilter  Kaiifgelder ; 
6)  die  Frachten;  7)  die  Gebühr  auf  Bürgschaftsleistungen;  8)  die 
Rechte  der  Gläubiger  einer  Societät  auf  das,  was  davon  abhängt^ 
vorzugsweise   vor   den  Particular-G laubigem  der  Associes. 


1)    Vom  Privileg-ium    des  Verpächters. 

1199.  Der  Verpächter  eines  PacLfg-iites,  Hauses  etc.  bat  ei« 
Privilegium  auf  Alles  ,  Avomit  es  ausg-eriistet  ist ,  w  oraus  es  auch  be- 
stehen mag" ,  als  Mobilien ,  Utensilien ,  Ackerpferde ,  den  Preis  des  Vii- 
terpacbts ,  Ernten,  die  an  den  Wurzeln  bäng-en ,  oder  von  frühem 
Jahren^).  Diesem  Privilegium  gebt  nur  dasjenige  der  Arbeiter  voraus, 
die  zur  Verfertigung"  der  Sachen,  welche  auf  dem  Pfände  haften,  bei- 
getragen haben.  Es  gebt  den  Privilegien,  ayovou  im  vorigen  Abschnitt 
die  Rede  war,  vor 2),  mit  der  einzigen  Ausnahme  der  auf  den  Gegen- 
ständen haftenden  Verkaufsgebiihren. 

Dieses  Privilegium ,  das  sich  auf  alle  Obligationen  d6s  Locators 
oder  Pachters  erstreckt,  welchen  Namen  sie  auch  haben  mögen,  ändert 
sich,  je  nachdem  der  Miethcontract  ein  gewisses  Datum  hat  oder 
nicht.  Im  erstem  Fall  wird  es  für  das  verfallene  und  noch  laufende 
Jahr  ausgeübt ,  jedoch  bleibt  den  Gläubigern  vorbehalten  ,  es  in  Un- 
terpacht zu  geben,  indem  sie  den  Pacht  oder  die  Miethe ,  w^elche  noch 
verfällt,  bezahlen,  oder  hinlängliche  Bürgschaft  geben  (s.  No.  1128.). 
Der  Eigenthümer  kann  sich  dieser  Afterverinielliung  nicht  opponiren, 
selbst  wenn  der  Pacht  darüber  eine  Prohibitiv-Clansel  enthielte ,  es  sei 
denn,  dass  er  in  letzterm  Fall  vorzöge,  den   Pacht  aufzuheben. 

Hat  die  Verpachtung  kein  gewisses  Datum ,  so  hat  der  Eigen- 
thümer nur  ein  Privilegium  für  den  für's  laufende  Jahr  verfallenen 
Miethzins,  so  vN'ie  für  den  des  folgenden  Jahres,  aber  nicht  für 
die  zukünftigen  Termine  ^). 

Bezahlen  die  Gläubiger  diese  zwei  Jahre  Zins ,  so  können  sie 
frei  über  das  Blobiliar  verfügen,  womit  das  vermiethete  Gebäude  aus- 
gerüstet ist.  Dagegen  aber  ist  der  Eigenthümer,  gegen  welchen  nicht 
mehr  die  Obligation  vollzogen  wird,  in  hinlänglicher  Anzahl  mit  Mo- 
bilien auszurüsten,  berechtigt,    den  Miethvertrag  aufzuheben. 

Der  Vermiether  könnte  sich  in  den  in  No.  1158.  und  1180.  iin- 
gebenen  und  andern  Fällen  den  Verkauf  des  Mobiliars  nicht  opponi- 
ren, auch  wenn  der  Miethzins  nicht  bezahlt  wäre;  sein  Privilegium 
würde  sich  dann  auf  den  Verkanfpreis  erstrecken*);  er  müsste  aber 
dann  Opposition  in  die  Hände  des  Beamten  einlegen ,  der  mit  dem 
Verkauf  beauftragt  ist*). 

1200.  Das  Privilegium  des  Locators  würde  sich  im  Falliments- 
fall auch  auf  den  Erlös  der  von  der  Masse  verkauften  Waaren  aus- 
dehnen, da  in  diesem  Fall  zwischen  ihnen  und  den  Mobilien  kein 
Unterschied  gemacht  würde.  Im  Allgemeinen  darf  nicht  unterschieden 
werden ,  ob  die  Gegenstände ,  die  sich  auf  dem  gepachteten  Gute  oder 


1)  C.  G.  B.  2102.  —  2)  G.  O.  657,  662,  und  Abw.  Urth.  v.  20.  Aug.  1821.  — 
3)  Cass.  38.  Juli  1834.  —    4)  G.  »O.  662.  —    5)  Cass.  16.  Aug.  I8l4. 
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im  gemietlieteo  Hanse  vorfinden ,  dem  Pachter  des  Gutes  oder  dem 
Mietlier  des  Hauses  eig^eutliiimlich  ang^eliören  oder  iiiclit,  es  sei  denn, 
dass  der  Eig-entliüiner  die  Rechte  Anderer  nicht  gekannt  habe.  Je- 
doch gibt  es  Ausnahmen,  welche  die  Billigkeit  g-ebietet.  So  kann 
2.  B.  der  Eigenthiimer  einer  g-estohlenen  Sache  sie  zurückfordern,  ohne 
dass  der  Locator  sich  dagegen  auf  sein  Privilegium  berufen  kann;  ebeu 
so  Terhält  es  sich  mit  demjenigen  ,  der  augenblicklich  einem  Pachter 
einige  bewegliche  Sachen  geliehen,  verpllindet  oder  deponirt  hätte, 
seitdem  dieser  im  Genuss  ist  und  den  Pachthof  oder  das  Haus  hin- 
länu'lich  mit  Älobilien  ausgerüstet  hat.  Dieser  Unterschied  ist  -svichtis", 
weil  es  sich  ereignen  kann ,  dass  alle  Sachen ,  die  sich  in  den  dem 
Falliten  yermietheten  Localiläten  befinden ,  Dritten  angehören ,  die  sie 
bei  ihm  niedergelegt  oder  zum  Verkauf  in  Commission  gegeben  haben, 
oder  die  einige  Zubereitungen  erhalten  sollten.  Wer  Locale  zu  dieser 
Bestimmung  vermiethet,  wird  angesehen,  als  habe  er  gewusst ,  dass 
die  Gegenstande ,  die  man  deponiren  würde,  dem  Miether  nicht  ang«--, 
hörten*)^  und  muss  es  sich  selbst  zuschreiben,  dass  er  keine  andern 
Sicherheiten  von  Letzterm  verlangte.  In  solchen^  Fallen  entscheiden 
die   Gerichte  nach  den  Umständen  ^), 

Demnach  muss  auch  anerkannt  werden ,  dass  das  Privilegium  des 
Vermiethers  sich  nicht  auf  die  Mobilieu  des  Aftermiethers  ausdehnen 
kann.  Diese  Mobilien  haften  nur  für  den  Preis  der  Aftermiethe  ^),  und 
bezahlt  er  sie*  oder  beweiset  er,  dass  er  sie  nach  Gebrauch  und  oline 
Betrug  bezahlt  hat,  so  ist  er  berechtigt,  sie  wegzunehmen  oder  sie 
frei  von  aller  Verantwortlichkeit  -wegen  der  vom  Haupt  -  Miether  schul- 
digen Äliethe  zu  behalten*).  Der  Analogie  nach,  gehört  auch  hieher 
das  Privilegium  des  Gastgebers  auf  die  bei  ihm  nach  No.  515.  vom 
Reisenden  deponirten  Elfecten  ;  er  ist  ein  wahrer  Locator;  wusste  er, 
dass  von  diesen  Elfecten  Einiges  oder  Alles  dem  Reisenden  nicht  an- 
gehörte, und  wird  ihm  diess  erwiesen,  so  hat  er  keine  Ansprüche 
darauf. 

2)     Von    den    Kosten    zur    Erhaltung-    der    Saclie^). 

1201.  Hierzu  gehören  alle  Kosten  und  Auslagen,  wie  z.  B. 
Ausbesserung  von  Schilfen ,  Verpackung  der  Waaren  ,  die  Auslagen 
bei  Zufiillen ,  die  sich  beim  Transport  unter  Wegs  ereignen ,  der 
dadurch  veranlasste  Auf-  und  Abladerlohn,  aufs  Lager  bringen,  Un- 
terhaltungskosten etc.  Ferner  der  Commissionär  für  Vorschüsse  auf 
W^aaren  ,  die  er  für  Rechnung  des  Falliten  gekauft  und  nocfi  zu  for- 
dern hat  (s.  No.  1195.);  er  hat  das  Recht,  sie  bis  zur  Befriedigung^ 
an  sich  zu  halten,  und  hat  er  sie  bereits  geliefert,  so  bleibt  ihm  nichts 
übrig ,   als  sie  zu  vindiciren  (s.  X.  Cap.). 

3)      Vom     Privilegium    für  Jvosteii    des   Anbaues 

und     T  a  g"  e  1  0  h  n  s  '•) . 

Ulla.«      Alle   Schulden   für  Ansiieu  oder   I^ebauunji'  eines   Erbguts, 
oder  für  Früchte,   diu  es  hervorgebracht,   selbst  die  an  die  Tagelölmer, 


1)  C.  (;.  B.  2102.  —  2)  Abw.  Urth.  22.  Juli  IS23  und  31.  März  IS2().  — 
3)  C.  G.  B.  175?.  —  4)  Abw.  Urth.  1.  Auril  1800.  —  5)  C.  G.  B.  2102.  — 
6)   C.  G.   ß.    2102. 
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die  sich  ilir  Tagelolm  niclit  fag^Kcb  bezahlen  liesseri ,  sind  auf  die  Ernte 
privileg-irt  and  gehen  sog-ar  vor  dem  Eigeuthiimer  des  Grundstücks 
voraus  *). 

Hiezii  g-ehört  auch  das  ,  was  der  Fallit  einem  Arbeiter  schuldet, 
der  ihm  den  Werfh  einer  ihm  in  Arbeit  gegebenen  Sache  durch  seine 
Arbeit  oder  durch  Hinzufügung-  anderer  Materien  vermehrt  hat  (s. 
No.  525). 

Hätte  der  Arbeiter  die  Sache  aus  den  Händen  gegeben,  so  wäre 
in  der  Regel  dieses  Privilegium  für  ihn  verloren.  Jedoch  muss  auch 
auf  das ,  was  Gebranch  ist ,  Rücksicht  g-enommen  werden.  Ein  Ar- 
beiter, nachdem  er  durch  seine  Arbeit  und  was  er  dazu  geliefert,  den 
Werth  der  Sache  vergrössert  und  sie  zurückgegeben  ,  kann  es  nicht 
aus  den  Händen  desjenigen  zurückfordern,  dem  es  der  Unternehmer 
des  Werks  zugestellt  hat.  Er  hat  auch  kein  Privilegium  auf  das,  was 
im  Falliment  begriffen  wäre;  hat  er  aber  nur  von-  dem  Empfangenen 
einen  Theil  zurückgegeben ,  so  kann  er  auf  den  in  Händen  habenden 
Rest  ein  Privilegium  für  die  Arbeit  auf  das  Gelieferte  ausüben.  Hatte 
er  aber  Alles  geliefert  ,  ohne  sich  bezahlt  zu  machen,  so  könnte  er 
für  seinen  frühern  Lohn  kein  Privilegium  auf  das ,  Avns  ihm  nachher 
in  Arbeit  gegeben  w^urde ,  ausüben  2).  Diess  erleidet  nur  die  einzige 
Ausnahme  in  dem  Falle,  wo  ein  Unternehmer  von  öffentlichen  Arbei- 
ten noch  an  die  angestellten  Arbeiter  den  Lohn  schuldete,  sie  hätten 
dann  ein  Privileg^ium  auf  die  Gelder,  die  der  Staat  diesem  Unternehmer 
schuldet. 

Der  Analogie  nach  würden,  nach   dem, -svas  hier  oben  gesagt  wurde,* 
Arbeiter ,    die  in  einer  Werkstätte    um  Tagelohn    arbeiten ,    für    ihren 
Lohn  ein  Privilegium   auf  die  noch  in  der  Werkstätte  vorräthigen  Sa- 
chen haben ,  die  sie  bearbeiteten  ,    und    diess  •  selbst    dann ,    wenn    sie 
nicht  unmittelbar  vom  Eigenthümer  der  Sache  wären  angestellt  worden. 

4)     Von     den     Privileg'ien,     die     aus     dem    Pfände 

h er  vorge heu. 

l^Uo.  Der  Gläubiger  ,  er  mag*  nun  Handelsmann  sein  oder  nicht, 
der  eine  bewegliche  Sache  von  seinem  Schuldner  oder  für  dessen  Rech- 
nung von  einem^  Dritten  zur  Sicherheit  seiner  Forderung  empfangen 
hat,  er^virbt  anf  dieses  Pfand  und  seine  -occessorischen  Theile  ein  J^echt, 
■\vodurch  er  befugt  ist ,  die  Herausgabe  der  Sache  bis  zur  völligen 
Zahlung  zu  verweigern,      (S.   No,  484  u.  f.  und  J\o.    1176.) 

Das  Unterpfand  gibt  aber  ausserdem  dem  Gläubiger  das  Recht, 
sich  aus  der  Sache,  welche  Gegenstand  derselben  ist,  vorzugs^veise  vor 
den  andern  Gläubigern  (s.  No.  1191.)  bezahlt  zu  machen^).  Dieses 
Privilegium  Avird  nur  erworben ,  wenn  über  den  Werth ,  sobald  er 
mehr  als  150  Francs  beträgt,  ein  öffentlicher  oder  Privatact,  der  ge- 
hörig einregistrirt  Avorden ,  vorhanden  ist  *) ,  welcher  die  schuldige 
Summe  nebst  der  Art  und  Natur  der  zum  Unterpfande  gegebenen 
Sache  anzeigt,  oder  welchem  ein  Verzeichniss  über  Qualität  und  Maass 
derselben  beigefügt  ist^).  Diese  Angaben  sind  nur  erforderlich,  um 
zu  verhindern,  dass  in  manchen  Umständen    ein   Verkauf  nicht  in  ein 


1)  Cass,  24.  Juni  1807.  —    2)  Abw.   Urth.  17.  März  1829.  —     3)   C.   G.  JB. 
2073.  —    4)   C.  G.  B.  3074.  —    5)  Abw.  Urth.  4.  März  löll. 
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Pfand ,  und  umg-ekelirt  ein  Pfand  nicht  in  einen  Verkauf  betriig-licLer 
Weise  «mg-eändert  werde.  Ob  nun  der  Beweis  des  Pfandes  aus  den 
Bücliern ,  aus  der  Corresponden^  oder  aus  andern  unverdacLlig-en  Nacli- 
ricliten  genommen  ist,  darauf  kommt  nichts  an^).     (S.  auch  i\o.  495, 

538  u.  f.) 

Jedoch  werden  diese  Beding-img^en  nicht  erfordert,  wenn  das  Pfand 
zu  Gunsten  eines  Consig-natars  geg^eben  ist,  der  in  einem  andern  Orte, 
als  der  Versender,  wohnt.  Beweiset  er  durch  Conuossament  oder 
durch  Frachtbrief,  dass  sie  ihm  zugesandt  wurden,  so  hat  er  zur  Si- 
cherheit seiner  gemachten  Auslaj^en ,  Darlehen ,  oder  seiner  gegebenen 
Acceptationen  ein  Privilegium  auf  die  ihm  gesandten  Waareu-),  und 
diess  vom  Tage  an ,  an  welchem  sie  ans  den  Magazinen  des  Versen- 
ders ausg-egangen  sind,  wenn  das  Darlehen  der  Abseudung*  voraus- 
g-eht^),  und  vom  Tage  des  Darlehens,  wenn  es  wahrend  der  Reise 
gemacht  wurde.  Der  vom  Commissionar  für  sich  ang-eführte  Fracht- 
brief oder  das  Conuossament  muss  aber  auf  seinen  JNamen  lauten  oder 
die  Correspondenz  darthun  ,  dass  ilim  die  Sendung  zur  Sicherheit  von 
Vorschüssen  gemacht  wurde.  Wer  das  Connossament  an  den  Inhaber 
oder  an  Ordre  über  Waaren  in  Händen  Jiiilte ,  von  denen  erkannt 
würde,  dass  sie  einem  Dritten  angehörten,  würde  desshalb  nicht  an- 
gesehen, als  habe  er  ein  Privilegium  für  Vorschüsse,  die  er  dem  Ei- 
genthümer  gemacht  hat.  In  diesem  Fall  gibt  ihm  das  Connossament 
nur  das  Recht,  sie  in  Empfang  zu  nehmen,  und  den  Schiifer  giltiger 
Weise  zu  entlasten. 

Dieses  Privilegium  würde  nach  No.  1133.  selbst  dann  seine  Wir- 
kung haben  ,  wenn  das  Falliment  des  Entlehners  innerhalb  der  zehn 
Tage  nach  der  Versendung  eröffnet  würde.  Es  geht  den  Rechten  des 
Verkäufers  voraus  '*) ,  es  sei  nun ,  dass  dieser  das  Vindicationsrecht 
ausübt  (s.  No.  12  87.),  oder  dass  er  berechtigt  ist,  ein  Privilegium 
auf  den  Verkaufpreis,  wie  diess  manchmal  g-escliehen  kann,  auszu- 
üben (s.   hernach). 

Es  wäre  nicht  genug,  dass 'die  Waaren  von  einer  a'ndern  Stadt, 
als  derjenigen,  wo  der  Consignator' wohnt ,  kommen,  oder  dass  sie, 
lim  ihm  als  Pfand  zu  dienen  ,  in  eine  andere  Stadt  als  diejenige  sei- 
oes  Wohnorts  spedirt  würden ,  wenn  derjenige ,  dem  das  Darlehen 
gemacht  ist,  die  nämliche  Stadt,  wie  er,  bewohnte^),  weil  dann  die 
Parteien  sicli  ungehindert  nach  den  gewöhnlichen  Vorschriften  ricJiten 
köimten  und  kein  Grund  zu  einem  Handels -Interesse  vorhanden  ist, 
um  sie  davon  zu  entheben^).  Wären  aber  von  einer  andern  Stadt, 
als  derjenigen  des  Wohnortes  des  Gläubigers,  spedirte  ^^  aarea  zuvör- 
derst an  einen  in  dieser  Stadt  wohnenden  Consignator  gesandt  worden, 
der  sie  ihm  dann  im  A'anien  des  ersten  Versenders  als  Pfand  iiberge- 
beu  Latte,   so   wäre  das   Privilegium   hinlänglich   begründet. 

Diese  verschiedenen  Umstände  ,  die  «Mue  Ausnahme  vom  genn'i- 
nen  Recht  ausmachen,  müssen  durch  die  Richter,  die  sie  zur  Grund- 
lage des  zugestandenen   PrivilegiuiUK   nehmen,   constatirt    werden'). 

Was  hier  in  Betrrif  eines  Connnlssionärs  gesiigl  wurde,  der  k«'in 
Privilegium  auf  Waaren   hatte,    die  ihm   am  uämlichen  Orte,   wo  auch 


1)  Cass.  5.  .luÜ  1820.  —  2)  II.  G.  D.  OIJ.  Abw.  Urth.  22.  Juli  1817;  22.  Nov. 
1825.  Cass.  2!).  Juni  IK30.  —  8)  Abu.  Urth.  23.  April  181«.  —  4)  Ahv».  Urlh. 
8.  Juni  1820.  —  6)  H.  C.  11.  ».5.  —  ti)  Abw.  Lrlü.  28.  Juni  lö2(i ,  0.  Apiil 
182U.  —    7)  Abw.  Urth.  17.  April  1833. 
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sein  Sclniianer  woLnt,  übergeben  wurden,  wenn  nicht  ein  gereg-elter 
Act  das  Pfand  constatirt ,  darf  nicht  mit  dem  Darlehen  und  andern 
Vorschüssen  gleicher  Art  vermischt  werden  und  köunte  nicht  auf  Ro- 
sten zur  Erhaltung  der  Sachen  oder  auf  Transport- Auslagen  angewen-, 
det  werden.  In  diesen  Fällen  ist  derjenige,  welcher  diese  Vorschüsse 
gemacht,  zur  Ausübung  der  in  Wo.  1201.  und  1205.  angegebenen  Pri- 
vilegien berechtigt*). 

Der  Besitz  der  Sache  sichert  dem  Gläubiger  das  Privilegium,  das 
aus  dem  Pfände  entspringt,  zu.  Er  erwirbt  es  also  nicht  vor  der 
wirklichen  Auslieferung,  ausgenommen  bei  der  hier  oben  angegebenen 
Auslieferung,  folglich  verliert  er  es,  so  wie  er  nicht  mehr  im  Besitz 
des  Pfandes  ist ;  es  wird  aber  angenommen ,  als  habe  er  den  Besitz 
behalten,  so  lange  der  Gegenstand  entweder  in  einer  öfFentlichen  Nie- 
derlage oder  in  den  Händen  von  Personen  ist,  denen  er  es  selbst  als 
vorübergehend  übergeben  hätte.  Der  Coramissionär  also,  dem  der 
Comjnittent  versprochen  hatte,  seine  Auslagen  auf  die  ihm  gesandten 
Waaren  sogleich  zu  erstatten ,  und  dem  nicht  Wort  gehalten  wurde, 
behält  sein  Privilegium,  so  lange  die  Waare  noch  im  Hafen ,  in  einer 
Niederlage  oder  in  einem  andern  öfFentlichen  Orte  liegt ,  oder  sich 
noch  in  den  Händen  des  Fuhrmanns  befindet,  den  er  bestellt  hätte, 
um  sie  an  den  vom  Committenten  angegebenen  Ort  zu  bringen  ^), 
Dritte  könnten  keine  Rechte  zu  seinem  Nachlheil  erwerben.  Hat  aber 
der  Fuhrmann  die  ihm  anvertrauten  Sachen  dem  Committenten  oder 
einem  Commissionär ,  der  sie  indessen  Namen  zu  empfangen  hat,  über- 
geben ,   so  wäre  das  Privilegium  des  ersten  Cominissionärs  verloren. 

Es  köunte  geschehen  _,  dass  der  als  Unterpfand  gegebene  Gegen- 
stand vermiethet  werden  könnte,  und  dass  Schuldner  und  Gläubiger 
übereingekommen  wären ,  dass  letzterer  zu  dieser  Vermielhung  berech- 
tigt wäre ,  um  den  Ertrag  auf  seine  Forderung  anzurechnen  3  diese  Be- 
fug'niss  könnte  sogar  nach  der  Natur  des  als  Unterpfand  gegebenen 
Gegepstandes  mit  vollem  Rechte  bestehen,  wie  diess  z.  B.  mit  einem 
Schifie  der  Fall  wäre ,  das  ,  weil  es  nicht  gebraucht  wird ,  verdirbt, 
und  -w^enn  es  verwendet  würde ,  Fracht  einbringen   könnte. 

Ist  eine  Forderung  verpfändet  w^orden ,  so  muss  der  Act  dem 
Schuldner  uotificirt  werden^).  Kann  die  Forderung  durch  Indossament 
übertragen  Averden,  so  ist  keine  Notification  nöthig,  wenn  nur  das 
Indossament  die  erforderlichen  Bedingungen  erfüllt,  um  dem  Gläubiger 
das  Privilegium  zuzusichern  ^).  Bestehen  die  verpfändeten  Forderungen 
in  Actien  einer  anonymen  Societät,  deren  Uebertrag  durch  Inscription 
auf  den  Societätsbüchern  geschieht,  so  müssen  die  nämlichen  Forma- 
litäten erfüllt  werden,  als  wenn  ein  wirklicher  Verkauf  Statt  gehabt 
hätte. 

Lauteten  die  Forderungen  an  den  Inhaber  zahlbar,  so  würde  das 
Pfand  nicht  durch  die  Uebergabe  des  Forderungstitels  be^verkstelligt, 
selbst  vsenn  das  Eigenlhum  nach  No.  313.  auf  diese  Weise  hätte 
übertragen  werden  können.  Der  Gläubiger ,  der  eingestehen  oder 
^egen.  den  erwiesen  würde,  dass  er  diese  Forderung  nicht  zum  Eigen- 
thum,  sondern  als  Pfand  erhalten,  hätte  kein  Privilegium,  wenn  ein 
Act,  der  ein  gewisses  Datum  hat,  nicht  sein  Recht  coustatiren  würde. 


1)  Abw.  Urth.  7.  December  1826.   —    2)  Abw,  Urth.   7.  Juni  1825.  — 
3)  C.  G.  B.  2075.  —    4)  Abw.  Urth.  36. 
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Diese  VorscLriften  über  die  Notliwendlg^keit  von  Acten  mit  g^e- 
wissem  Datum  aiisg-estellt ,  um  das  Pfandprivilegium  zu  siciiern  ,  Lin- 
dern jedoch  nicht  die  Anwendung^  der  Grundsalze  des  gemeinen  Reclits, 
welche  die  Retentiou  der  Andern  zugehörigen  Sachen,  zur  Sicherheit 
der  darauf  g-emachten  Vorschüsse,  zulassen.  Wer  also  Wechsel  in 
Contü-Corrent  (s.  No.  1220.)  oder  als  Deckung-  seiner  Accej)lation  oder 
Waaren  dafür  empfangen  hat,  ist  berechtigt,  sie  bis  zur  TÖlIig-en  Zah- 
lung" der  g-anzen  Schuld  zu  behalten.  So  kann  der  Factor  oder  jeder 
andere  Mandatar ,  der  Waaren  für  einen  Handelsmann  gekauft ,  sich 
weig-em,  sie  aus  den  Händen  zu  geben,  bis  er  für  seine  Vorschüsse, 
Provision  etc.  darauf  bezahlt  ist.  Hat  ein  Commissionar  Waaren  iür 
Rechnung*  des  Committenten  verkauft  und  übergeben ,  so  ist  er  berecJi- 
tig^t,  für  den  Betrag*  seiner  Vorschüsse  Zinsen  und  Kosten  sich  aus 
dem  Verkaufsproduct  vor  allen  andern  Glaubig-ern  bezahlt  zu  machen'). 
Eben  so  verhalt  es  sich  mit  dem  Depositar,  daher  sich  auch  das  Pri- 
vilegium eines  Gastwirths  auf  die  Effecten  des  Reisenden  erstreckt  -), 
nnd  diess  so  langte,  als  die  Geg-enstiinde  nicht  aus  seinem  Gasthause 
oder  den  davon  abhängenden  Orten  ohne  Opposition  von  seiner  Seite 
Lerausg-eg'ang'en  sind. 


5)     Von    den    Privileg-ien    des    nicht    bezahlten 

Verkäufers. 

1204*  Im  Allg-emeinen  kann  der  Verkäufer  nicht  bezalilter  be- 
weglicher Effecten  sie  in  den  ersten  acht  Tagen  der  Lieferung*  aus 
der  Fallitmasse  des  Käufers  vincliciren  ^j,  wenn  sie  noch  im  nämlichen 
Zustande  sich  befinden ,  in  welchem  sie  g^eschehen  ist.  Bezahlen  ihm 
die  Gläubiger  nicht  seine  ganze  Forderung- ,  so  ist  er  berechlig;t,  diese 
Geg*enstände  vom  Activum  in  natura  zurückzuziehen,  selbst  wenn  der 
Fallit  sie  an  einen  Dritten  verkauft  hätte,  so  lange  sie  diesem  nicht 
ausgeliefert  wurden.  Nach  Verlauf  dieser  acht  Tage,  oder  Aveiui  der 
Verkauf  auf  Termin  abgeschlossen  ist,  kaim  der  nicht  bezahlte  Ver- 
käufer ihren  Wiederverkauf  nicht  verhindern.  Hat  er  aber  seine 
Rlag-e  auf  Vindication  vor  dem  Verkauf  angebracht,  so  hat  er  ein 
specielles  Privilegium  auf  das  Verkaufsproduct  *). 

Diese  Grundsätze  des  Civilrechts  siud  unbestreitbar  in  den  Falli- 
menten auf  Mobilien  ,  Spiegel,  Instrumente,  IMaschinen^)  und  antlere 
Gegenstände  anwendbar ,  Avenn  nicht  vermuthet  >>  ird  ,  dass  sie  der 
Fallit  des  Wiederverkaufs  wegen  g-eJvauft  habe.  Ist  die  Ixede  von 
Waaren,  .so  werden  die  in  I\o.  1287  u.  f.  gegebenen  Vorschriften 
befolgt.      (.S.  auch  No.   8.   9.  und   51.) 

Das  Einzige  ,  was  hier  gemerkt  werden  muss ,  ist  ,  dass  in  den 
Fällen  ,  wo  das  Gesetz  nur  die  Vindication  /.uläsKt ,  venu  der  Ver- 
käufer sein  Recht,  sie  auszuüben,  v<'rloren  hat,  er  kein  andere»  Pri- 
TÜeg-ium  auf  den  noch  unbezahlten  Preis  der  Geg-eustände  hat ,  die 
der  Fallit  einem   Dritten   verkauft    hätte. 

Unter  dem  Ausdrucke  ,,  bewegliche  Eiferten*',  dessen  man  sich 
bedient,  müssen  alle  nukö'rperlicheu  Suchen  vcrslandeu    werden  ,    wie 


1)  11.  G.  n.  04.  —    2)  C.  G.  R.  2102.  —     .3)    C.  ü.  D.   2102.    —    4)    Caw. 
U.  üct.  1814.  —    5)  Abw.  Urtü.  23.  Deccmb.  182«. 
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z.  B.  Fordening'en,  weil  sie  nach  der  Bestimiming'  des  Gesetzes  als 
unbewegliches  Gut  angeseLeii  werden').  So  wäre  also  derjenig-e, 
welcher  dem  Falliten  eine  Forderung-  ganz  öder  theilweise  verkauft 
und  übertragen  Lat,  die  ihm  aber  niclit  bezahlt  wurde,  bereclitigt, 
das  ang-efiilirte  Privilegium  auszuüben  *).  Es  darf  aber  nicht  übersehen 
^verden ,  was  bereits  wegen  der  körperlichen  unbeweglichen  Güter 
bemerkt  wurde,  dass  diess  nur  für  eine  cedirte  Forderung"  Statt  lia'lte, 
die  keinen  kaufmännischen  Gegenstand  ausmachte.      (S.  ]\o.   1295.) 

Hier  ist  es  am  Orte ,  auch  von  den  besondern  Privilegien  zu  spre- 
chen ,  die  eine  Regieruiigs-Verordnung*  zu  Gunsten  der  Unterlieferan- 
ten, Agenten  und  Angestellten  eines  Lieferanten,  der  mit  der  Regie- 
rung* oder  mit  einer  öffentlichen  Verwaltung  einen  Tractat  abgeschlossen, 
bestimmt.  Um  den  öffentlichen  Dienst  besser  zu  sichern  ,  wich  man  zu 
Gunsten  dieser  Unterlieferanten  vom  gemeinen  Rechte  ab  nnd  räumte 
ihnen  ein  Privilegium  auf  die  Summen  ein,  die  der  Staat  den  Haupt- 
lieferanten schuldig-  wird.  Sowie  auf  die  Bürgschaft,  die  sie  stellen 
inussten.  Ein  ähnliches  specielles  Privilegium  könnte  aber  nicht  von 
denjenigen  verlang-t  "werden ,  welche  diesen  nämlichen  Unterlieferanten» 
Waaren  verkauft  und  geliefert  hatten  ^). 


6)     Von  den  Privilegien  für  Frachtkosten, 

1205.  Die  an  Frachtführer  Avegen  Fracht  und  Nebenkosten  schul- 
digen Summen  sind  auf  die  geführte  Sache  privileg'irt*) ;  der  Fracht- 
führer kann,  um  sich  dafür  bezahlt  zu  machen,  sogar  auf  Verkauf 
antragen.      (S.   No.    549.) 

Hat  er  das  Frachtstück  aus  den  Händen  gegeben,  ohne  von  die- 
ser Befngniss  Gebrauch  zu  machen ,  so  verliert  er  deshalb  sein  Privi- 
legium nicht ;  denn  man  kann  nicht  verlangen  ,  dass  er  im  Augenblick 
der  Uebergabe  seine  Zahlung  fordere  und,  wenn  diess  nicht  sogleich 
geschieht,  seines  Rechtes  verlustig  gehe,  da  ihm  die  Convenienz  einige 
^Rücksichten  gebietet ,  die  Umstände  und  die  Verification  der  Beschaf- 
fenheit einigen  Aufschub  herbeiführen.  Hier  ist  nur  zu  merken,  dass^ 
wenn  bereits  ein  Theil  der  Güter,  worauf  die  Fracht  haftet,  aus  den 
Händen  des  Empfängers  gegeben  worden ,  der  Rest  der  Forderung  für 
das  Ganze  der  Schuld  haften  würde  ^). 


7)     Von    den    Privilegien    auf   Bürg^schafteu. 

Udo*  Die  Notare,  An%välte,  Gerichtsboten  und  besonders  bei 
der  Materie,  die  hier  abgehandelt  a^  ird ,  die  Wechselagenten,  die 
Courtiers,  die  Handels- Gardisten  {gar  des  du  commerce)^)  ^  die  an  den 


1)  C.  G.  B.  529,  535.  —  2)  Cass.  28.  Nov.  1827.  —  3)  Abw.  ürth.  3.  Jan. 
1823.  —     4)  C.  G.  ß.  2102.  —    5)  Abw.  Urth.  28.  Juli  1829. 

6)  Das  Amt  der  {^ardes  du  commerce  wurde  im  Jahre  1808,  aber  nur  für  Paris 
gestiftet ;  diese  gardes  sind  da  mit  den  Arrestaiionen  der  Schuldner  beauftragt,  gegen 
welche  der  Personalarrest  ausgesprochen  worden  ist.  Für  jede  Arrestation  sol- 
len sie  höchstens  120  Francs  fordern  dürfen,  und  60  Francs  für  einen  Superar- 
rest  {rccommandation)',  allein  sie  wissen  ihre  Rechnung  so  gut  zu  machen, 
dass  sie  von  einer  Arrestation  200,  250  —  280  Francs  beziehen.     Die  Rechnung 
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Hallen  von  Paris  ang:estellfen  Facforen ,  sind  g-ehalten,  eine  Bürg-- 
scLaft  zu  leisten,  wodurch  sie  für  die  Missbräuche  und  die  Oienstver- 
g-ehen   bei  der  Ausiibuug^  ihres  Amtes  haften. 

Alles,  "Nvas  diese  Beamten  persönlich  vornehmen,  selbst  wenn  sie 
dabei,  in  ihrer  Qualität  auftreten  ,  für  Aveiche  sie  Biirg-schaft  geleistet 
Laben ,  ist  nicht  immer  Sache  ihres  Amtes.  Würde  z.B.  ein  Mäkler 
nach  No,  1158.  zum  Verkauf  von  Waaren  angestellt,  und  den  Erlös 
mit  oder  ohne  Genehmigung-  der  Syndiken  und  des  Commissars  behal- 
ten,  nachher  aber  falliren  ,  ohne  diesen  Erlös  mit  allen  nöthigen  Zei- 
chen von  Individualität  von  den  übrigen  Geldern  g-etrenut  zu  haben,  so 
wäre  die  Forderung^  an  ihn  nicht  privilegirt,  weil  er  nicht  als  Depo- 
sitar des  Erlöses  aus  den  Waaren  angestellt  war.  Er  ist  nach  ISo, 
131.  von  der  Regierung"  nicht  beauftragt,  den  Betrag*  der  durch  seine 
Vermittelung"  verkauften  Sachen  einzuziehen.  Wenn  er  aber  bei  Aus- 
übung- seines  Amtes  einen  Betrug-  begeht,  und  W^aaren  unterm  Preise 
verkauft,  so  ^vürde  er  zu  Schadloshahung-  condemnirt ,  Avofür  seine 
Bürgschaft  haften  müsste.  So  würden  z.  B.  die  Gläubig-er  eines 
Wechselagenten,  der  geg-en  das  in  IN'o.  74.  erwähnte  Verbot  han- 
delte und  persönliche  Eng-Hgement*,  selbst  bei  der  Negociatiou  von  Staats- 
papieren,  eingegangen  hat,  kein  Privilegium  auf  dessen  Bürgschaft 
liaben.  Wäre  er  aber  von  einem  (Jlienten  mit  einem  Ein  -  oder  Ver- 
kauf von  Staalspai)ieren  beanfirngt  gewesen  tind  hätte  den  Verkaufs- 
preis nicht  saldirt  oder  die  Effecten,  zu  deren  Einkauf  er  die  Gelder 
erhalten,  nicht  g-eliefert ,  so  \vürde  seine  Bürgschaft  für  diese  Art 
Schuld  haften;  doch  dürfte  sich  diess  nicht  auf  den  Fall  ausdehnen, 
wo  ein  Client  mit  ihm  in  Coulo- Corrent  stünde;  was  er  dann  als 
Wechselagent  schuldig  wäre,  dafür  würde  kein  Privilegium  eing-e- 
räumt  0-  Dieses  Privileg-ium  hat  auch  zu  Gunsteu  des  öffentlichen 
Tresors  weg:en  der  Geldstrafen  Statt,  zu  welchen  diese  Personen  we- 
gen Amtsverg:ehen  verurlheilt  werden  können  ,  jedoch  nur  nach  Be- 
friedigung- der  Gläubiger  2j.  Würde  ein  W^echsel.sensal  ,  bevor  er  in 
Fallimentszustand  g-eräth ,  der  Hegierung-  einen  Successor  prÜsenlirt 
Laben  (s.  No.  15S.),  so  sollte  in  Ermangelung-  eines  Gesetzes  hierüber 
der  Preis  für  die  Stelle  in  die  Activmasse  des  Falliten  Jliessen. 

Eine  bloss  eventuelle  Obligation,  die  eine  Person  zur  Za!ilung; 
oder  Schadloshaltung-  irgend  einer  Summe  ausgestellt  hat,  halle  kein 
Privilegium,  die  Interessenten  wären  nur  gewöhnliche  Gläubig;er. 


über  einen  Suporarrest  wissen  sie  auf  das  Doppelte  ,  Droifarhc  und  Vierf.uhe  zu 
steigern  ,  indem  sie  ilmi  den  Anstrich  einer  urspningliclien  Arrestation  g«'l)en. 
Üie  schändlichen  Krpressnngen  dieser  Leute  haben  sctiDn  /u  lauten  Klagen  Anlass 
gegel^en,  und  es  ist  nur /usehr  bekannt  ,  uie  sie  in  \  erhindung  mit  >N  ucherern,  de- 
schältsagenten,  (ierichtshoten  {huis sicrs)  clc.  stehen,  und  in  Partici|>ation  nüt  diesen 
Forderungen  auf  Schuldner  einkaufen  ,  um  diese  Schuldner  dann  pfänden  zu  kön- 
nen. Hier  niöehte  man  doch  fragen:  zu  uas  d»*nn  die  lUirgsehalt  ,<  welche  difse 
pnrdrs  du  comnicrre  leisten  müssen,  nützte  und  >Mr  antworten:  lediglieh  ties 
Fiscus  wegen.  Wer  über  das  Treiben  dieser  Leute  und  ihrer  Associes  ,  so  «ie 
überhaupt  über  den  l'ersonaiarrest  in  Krankreieli ,  namentlich  in  Paris,  Näheres 
kennen  will  ,  den  verweisen  wir  auf  folgendes  >\erk  :  de  la  cofitraintc  pnr  rmps 
sn  rniUi(^re  civilii  tt  conuncrciaU  par  Loubcns  st  liourbon  Lehluncy  Patts  chcz  illuillitr. 

A.  d.  IL 
1)  Abw.  Urth.  10.  Mai  1827.   —     2)   Abw.   Urth.   7.   Mai   1816. 
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8)     Von     dem    Vorzug-,    welclier    den    Glaub  ig"  ern    einer 
Societät    auf   das  Activuin    derselben    zusteht. 

1207.  Nach  dem,  was  in  No.  975.  und  No.  1089.  in  Betreff 
einer  Societät  und  deren  Glänbiger  gesag't  wurde,  folg-t ,  dass  diese 
zwar  den  Privalgläubig-eni  der  Associes  vorgezogen  Averden,  dass  aber 
im  Gegentheil  der  persönliche  Gläubiger  kein  Privilegium  auf  die  Pri- 
vatgüter mit  Ausschliessung  der  Societäts-Gläubiger  hat  »)•  Aus  dem 
nämlichen  Grunde  haben  die  Gläubiger  zTveier  g-etrenuter  Societäten, 
obgleich  die  Associes  die  nämlichen  sind,  respective  ein  Privilegium 
auf  das  Activum  derselben;  jedoch  darf  wegen  des  Bew^eises  der  So- 
cietät das,  \^^as  No.  1010.  gesagt  Avurde  ,  nicht  übersehen  werden. 
^  Diese  Rechte  hören  übrigens  nach  der  Auflösung'  und  Abrechnung 
der  Societät  auf. 

Hätte  dann  einer  der  Associes  Alles  oder  einen  Theil  des  Socie- 
täts  -  Activums  erhalten ,  um  die  Schulden  derselben  zu  bezahlen ,  und 
würde  er  hernach  falliren ,  so  könnten  die  Gläubiger  auf  die  Gegen- 
stände, die  er  bei  der  Liquidation  Yon  seinen  Mit- Associes  empfangen, 
kein  Privilegium  ansprechen. 


Dritter     Artikel. 

Von  den  besondern  Rechten   des   öffentlichen  Schatzes. 

1208.  Der  öffentliche  Schatz  oder  die  ihm  unterg^ebenen  Ad- 
ministrationen können  in  einem  Falliment  ihre  besondern  Rechte 
ausüben  ,      1)    wenn     der     Fallit     öffentlicher   Cassabeamter     war ; 

2)  wenn  er  in  Prozesskosten  oder  eine  Geldbiisse  in  einem  crimi- 
nellen, correctionellen  oder  bloss  polizeilichen  Fall  verurtheilt  wurde; 

3)  wenn  er  directe  oder  indirecte  Abgaben  schuldig  ist,  in  dem 
Fall,  wo  ihm  die  Angestellten  einen  autorisirten  Credit  gemacht 
Ilaben.  ; 

Die  Einnehmer,    -welche   von  dem    Falliten  Gebühren  zu    forpern         ■ 
haben,  können  ohne   Weiteres    Zwangsrechte  gegen    ihn    ausüben,    als  ™ 

wäre  er  nicht  fallit;   sie  brauchen  nicht  abzuwarten,  bis  die  Sjndiken 
seine  unbeweglichen  Güter  verkauft  haben. 

1209.  Das  Privilegium  des  Öffentlichen  Schatzes  auf  die  Mobilien 
ihrer  Kechnungsbeamten  ^)  kommt  in  den  1.  und  2.  hier  oben  angeführ- 
ten Fällen  uumittelbar  ijach  demjenigen  zu  stehen,  wovon  in  den  vor- 
hergehenden zwei  Artikeln  die  Rede  war.  Dasjenige  für  Grund- , 
Mobiliar-,  Thür-  und  Fenster  -  Steuer  und  der  Patente  i'ür  das  verfal- 
lene und  laufende  Jahr  wird  von  jedem  Andern  auf  die  beweglichen 
Güter  ausgeübt*);  hat  aber  ein  Einnehmer  über  die  gebührende  Zeit 
Credit  gegeben  ,  so  geht  das  Privilegium  verloren ;  diess  bezieht  sich 
aber  nur  auf  die  directen  Abgaben,  indirecte  müssen  sogleich  baar 
entrichtet  w^erden. 


l)  Abw.  Urth.  18.  Oct.  1814.  —     2)  Cass.  9.   Jan.  1815.    —     3)  Ges.  v.  5. 
Sept.  1807.   —   4)  Ges.  v.  19.  ^'ov.  1808. 
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Jedoch  können  die  Einnelimer  <Ter  Donane  den  Kanfleiiten  Credit 
geben,  ihre  Billels  als  Zahlung-  nehmen  oder  Fristen  gciieii  Caution 
gestatten.  Die  Douaue  hat  dann  ein  Privileginm  sowohl  auf  die  Güter 
des  Hauptschuldners ,  als  der  solidarischen  Bürgen»),  welches  aber 
weder  den  Justizkosteu ,  noch  der  schuldigen  Äliethe  vorangeht. 


§.2. 


Von  den  Schnlden,  zu    welchen  Mehrere  solidariscb 

verbunden  sind. 


1210.  Der  Gläubiger  einer  rechtskräftigen  solidarischen  Schuld 
kann,  wenn  einer  oder  einige  der  Schuldner  in  Falliment  gerathen 
sind,  die  volle  Zahlung  verlangen,  ohne  den  conventionellen  Ter- 
min abzuwarten.  Bisweilen  kann  er  sie  nach  INo.  1129.  von  den 
i'ibrigen  solvent  Gebliebenen  fordern;  er  ist  daher  berechtigt,  sicli 
bei  der  Verification  zu  präsentiren;  der  Umstand,  dass  der  Fallit 
nicht  der  einzige  Schuldner  ist,  kann  jedoch  zu  Scliwierigkeiten 
Anlass    geben,   die   hiernach    erklärt   werden   sollen. 

Diese  Materie  kann  unter  zweierlei  Verhältnissen  in  Betracht 
gezogen  werden:  1)  in  Betreff  der  Rechte,  die  der  Gläubiger 
gegen  jeden  der  solidarischen  Schuldner  ausüben  kann,  uhd  2)  in 
Betreff  derjenigen ,  welche  die  31itschuldner  des  Falliten  gegen 
dessen  Masse  haben.  Von  den  respectiven  Regressen  der  Massen, 
falls  die  solidarischen  Mitschuldner  falliren ,  soll  bei  der  Admi- 
nistration   der  Definitiv -Syndiken    die  Rede    sein. 

Erster      Artikel. 

Von  den  Rechten  des  Gläubigers  gegen   seine   solidarischen 

Schuldner. 

-1211.  Die  in  No.  182,  413  und  587.  angeführten  allge- 
meinen  Grundsätze  sind  bekannt  genug.  Ihre  Anwendung  auf  das 
Falliment  gebietet  aber  einen  Unterschied  zu  machen,  je  nach- 
dem   der    eine    oder   andere   Mitschuldner   oder    alle    fiiUit   sind. 

Haben  bloss  einige  von  ilinen  fallirt ,  so  kann  der  Gläubiger 
nach  JNo.  1120.  verlangen,  in  deren  Masse  für  das  Ganze  zu- 
gelassen zu  werden,  unbescliadet  seiner  Reclite  gegen  die  nicht 
fallit    gewordenen    Schuldner    zur   conventionellen    Verfallzeit. 

Haben  alle  I\litschuldn('r  fallirt,  so  nimmt  der  Gläubiger  bis 
zu  seiner  vollkommenen  und  gänzlichen  Hefriedigung  an  den  Ver- 
theilungen  in  allen  iMassen  Theil  ^),  Er  könnte  nach  i\o,  224, 
182.    und     102G,    nicht    abgewiesen    werden. 

1)  Abw.  Urth.  12.  Decemb.  1S22.  —    3)  H.  G.  B.  ÄU. 
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Zweiter     Artikel. 

Von  den  Rechten  der  Mitschuldner  des  Falliten  gegen  dessen 

Masse. 

1212;  Diese  können  sich  ebenfalls  zur  Verification  präsen- 
tiren,  um  als  Gläubiger  für  die  Summen ,  die  sie  zu  seiner  Ent- 
lastung bezahlt  haben  ,  oder  noch  bezahlen  müssen ,  zugelassen  zu 
werden.  Hier  müssen  aber  folgende  Unterschiede  gemacht  wer- 
den :  1)  entweder  präsentirt  sich  der  solidarische  Mitschuldncr 
allein,  weil  der  Gläubiger  durch  ihn  bezahlt  wurde,  oder  weil 
dieser,  indem  er  sich  auf  die  Zahlungsfähigkeit  dieses  Mitschuld- 
ners verlässt,  nicht  für  gut  hält,  sich  in  eine  Verification  einzu- 
lassen ;  oder  2)  der  Gläubiger  präsentirt  sich  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Mitschuldner,  wenn  dieser  den  Gläubiger  nur  theilweise  oder 
noch    gar  nicht^  befriediget   hat. 


1)     Von    dem  Fall,   wo    der  Mitschiildner  sich    allein    bei 
der  Verification  präsentirt. 

1213.  Nur  in  zwei  Fällen  kann  es  sich  ereignen,  dass  sich 
der  Mitschuldner  allein  und  in  Abwesenheit  des  Gläubigers  prä- 
sentirt, nämlich  1)  wenn  er  ihn  bezalilt  liat  und  in  Folge  der 
Subrogation  auftritt;  2)  wenn  er,  obgleicli  er  den  Gläubiger  noch 
nicht  bezalilt  hat,  in  der  Voraussetzung,  dass  ihn  dieser  bei  der 
conventioneilen  Verfallzeit  verklagen  wird ,  von  dem  dem  Bürgen  und 
folglich  demjenigen  des  solidarischen  Mitschuldners  des  Falliten 
zustehenden  Rechte  Gebrauch  macht/),  zu  verlangen,  sogar  vor 
Verfall    entschädigt  zu    werden.  ' 

Um  in  beiden  Fällen  zu  entscheiden,  muss  das,  was  in  No. 
182.  wegen  der  Solidarität  bemerkt  wurde,  in  Erinnerung  gebracht 
werden. 

Ist  die  Solidarität  dadurch  entstanden ,  dass  die  Schuldcollec- 
tive  durch  Individuen  contrahirt  wurde,  wobei  jeder  ein  Hauptin- 
teresse hat,  das  sie  als  directe  Schuldner  fler  Obligation  consti- 
tuirte,  so  würde  die  integrale  Bezahlung  des  einen  dieser  Mitschuld- 
ner diesen  nur  in  die  Rechte  des  Gläubigers  für  den  Antheil  eines 
jeden  der  Uebrigen  subrogiren  (s.  No.  219.).  Er  kennte  also  in  den 
Fällen,  wo  die  im  nächsten  §.  erklärten  Vorschriften  ihn  zur  Verifi- 
cation zulassen,  nichts  mehr,  als  das,  wozu  der  Mit^chuldner  bei 
der  Schuld  gehalten  war,  verlangen.  Um  den  Betrag  festzusetzen, 
würde  man,  wenn  das  Document  schweigt,  das  gemeine  Recht  be- 
folgen. 


1)C.  G.  B.  2033. 
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So  verhält  es  sich  aber  nicht  in  dem  Falle  der  zweiten  Art 
von  Solidarität,  wie  diejenige  ist,  die  aus  einem  Wechsel  oder 
andern  Handelseflecten  entspringt,  die  mittels  Indossament  übertra- 
gen wurden.  Der  Acceptant  einer  Tratte,  oder  wenn  sie  nicht 
acceptirt  wurde,  ihr  Aussteller,  so  wie  der  Aussteller  eines  eigenen 
Wechsels  sind  zuletzt  die  einzigen  Scliuldner,  die  übrigen  Un- 
terzeichner sind  in  Betreif  seiner  walire  solidarische  Bürgen.  Wer- 
den sie  zugelassen,  so  können  sie  das  Ganze  der  bezalilten  Summe 
an  Capital,  Zinsen  und  Kosten  verlangen.  In  diesem  Falle  wer- 
den die  Vorschriften  über  die  solidarische  Bürgschaft  befolgt, 
(S.  No.   1216   u.'f.) 

2)  Von    den    Fällen,    in    welchen    der   Mitschuldner    und 
Mitg-Iäu biger  sich  gemeinschaftlich  bei  der  Verificalion 

einfinden. 

1214.  W^enn  der  Gläubiger  nach  No.  1211.  von  dem  Rechte 
Gebrauch  maclit,  sich  bei  der  Masse  jedes  seiner  fallirten  Mitschuld- 
ner zu  präsentiren ,  um  zugelassen  und  locirt  zu  werden ,  so  kön- 
nen ihrer  Seits  die  Mitschuldner  des  Falliten  zur  Sicherheit  des- 
sen, was  sie  selbst  in  Folge  der  Insolvenz  ihres  fallit  geworde- 
nen Mitschuldners  diesem  Gläubiger  zu  bezahlen  haben,  nicht  zu- 
gelassen werden.  Würden  ihre  Ansprüclie  zugelassen ,  so  würde 
die  Masse  zur  Zahlung  der  nämlichen  Forderung  zweimal  contri- 
buiren. 

Die  Reckte  des  Milschiildners  können  nur  auf  die  in  No.  219. 
erklärte  legale  Subro^adon  i;e<^rüiidet  werden,  wo  aber  keine  Siibro- 
galion  ist,  können  keine  RecJjle  mehr  sein,  denn  der  Gläubiiier  hat 
sie  erschöpft,  indem  er  sie  in  ihrer  ganzen  Ausdehnung,  welche  der 
Zustand   des  Falliments  ^estaKet,   ausübt  ^). 

1215.  Der  nämliche  Grundsatz  wäre  auch  auf  den  Fall 
anwendbar,  wo  einer  der  Mitschuldner  seitdem  erölTueten  Falliment 
eine  Abschlagszahlung  gemacht  liätte,  die  seinen  Autheil  in  der 
gemeinschaftlichen  Schuld  überstiege.  Fr  würde  nur  dann  zuge- 
lassen, wenn  der  Gläubiger  sich  einzufinden  vernachlässigt  hätte, 
weil  er  dann,  indem  er  sich  einfindet,  die  Hechte  ausübt,  die 
der  Gläubiger  nicht  geltend  gcmadit  hat ;  ausser  diesem  Fall  muss 
er   abgewiesen    werden.     (S.   No.  1247.) 

Daraus  folgt,  dass ,  wenn  der  Gli»nbi;;'er ,  nachdem  der  Milsrhnld- 
ner  zugelassen  worden,  sieh  anch  priis^nfireu  und  adir.illirl  v>  lirde, 
^vo7n  er  das  unbestrittene  iiecht  hat,  die  Zjil.issnnjr  dfs  Mitschnidners 
als  nicht  geschehen  angesehen  und  ihm  kein  Recht  auf  die  Dividenden 
geben  würde,  die  nur  dem  Gläubiger  bezahlt   werden   müssen. 


1)  Cngn.  22.  März  1811,  Abw.  Urth.  38.  J«n.   1817:  Cass.   1.  Üccember  1824; 
8.  Febr.  1827. 
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§.  3. 

Von  denRechten,  die  aus  der  Bürg-schaft  entspringen. 

1216.  Wer  sich  fiir  einen  Schuldner  verbürgt  hat,  muss 
auch,  wenn  dieser  fallirt,  das  Engagement  gegen  den  Gläubiger 
erfüllen  (s.  No.  585  n.  f.).  Er  kann  sich  daher  im  Falliment  prä- 
sentiren,  um  sich  für  das,  was  er  bezahlt  hat  oder  zahlen  zu 
müssen    bereit    sein  muss,    als   Gläubiger   coUociren  zu  lassen^). 

Gellt  die  Bürgschaft  aus  einer  Begebung-  von  Wechseln  berror, 
so  präsentirt  sicii  gewöhnlich  der  Unterzeichner,   der  ihn  eing-elÖset  hat, 

.  allein.  Hätte  a*ber  bei  Nichtzahhing-  des  Wechsels  der  Inhaber  ver- 
nachlässigt ,  aufzutreten ,  und  würden  sich  mehrere  der  Unterzeichner 
einfinden,  so  wäre  nur  eine  Adinission  zu  machen,  um  spater  nach 
den  Grundsätzen    begebungsfähiger    Wechsel    au  denjenigen    zu  bezah- 

.  len,  dem  die  Zahlung  gebührt. 

Die  Verification  einer  verbürgten  Forderung  kann  mehrere  Hy- 
pothesen darbieten.  Ergibt  sich,  dass  im  Augenblick,  wo  zur  Ve- 
rification der  Forderung  geschritten  wird,  der  Bürge  den  Gläu- 
biger bezahlt  hat,  so  muss  ersterer  ohne  Weiteres  admittirt  und 
dem  zufolge  eben  so  collocirt  werden,  wie  es  der  Gläubiger 
gewesen  wäre,  wenn  er  seine  Zahlung  nicht  erhalten  hätte;  diess 
ist   die  Folge  der  Grundsätze   über   die  Subrogation^). 

Hat  der  Bürge  bloss  einen  Theil  der  Forderung  bezahlt,  so 
kann  er  sich  in  Folge  der  legalen  Subrogation  als  directer  Gläu- 
biger dieses  Theils  in  seinem  eigenen  Namen  präsentiren  und  der 
Gläubiger  wird  nur  für  das  admittirt,  was  er  noch  zu  fordern 
hat^).  Da  ihn  aber  die  Dividende,  zu  welclier  diese  Admission 
ihm  ein  Recht  gibt,  nicht  vollständig  befriedigen  wird,  so  bleibt 
ihm  sein  Regress  gegen  den  Bürgen,  dem  die  Zahlung  des  Restes 
keine  Klage  mehr  gegen  den  Falliten  gibt.  In  dieser  Hypothese 
bilden  die  Rechte  des  Gläubigers  und  des  Schuldners  keine  dop- 
pelte Anrechnung,  sie  sind  getrennt,  obgleich  sie  aus-  einer  ge- 
meinschaftlichen Quelle  entspringen;  allein  in  Folge  der  allge- 
meinen Grundsätze,  die  nicht  erlauben,  dass  die  Subrogation  dem 
Gläubiger,  der  nur  zum  Theil  bezahlt  wurde,  schade*),  wäre 
dieser  berechtigt,  sich  ausschliesslich  vor  allen  Gläubigern  des 
Bürgen  die  Dividende  zuzueignen,  welche  dieser  für  den  Antheil 
der  von  ihm  bereits  bezahlten  Schuld  verlangt,  unbeschadet  des 
Rechts,  ihn   für    den  Rest  gerichtlich   zu    belangen.  ; 

Die  Schwierigkeiten  können  sich  compliciren,  wenn  Schuldner 
wnd  Gläubiger  zugleich  fallit  sind<  Die  Ausdehnung  der  Rechte 
des   Gläubigers   ändert    sich,    je   nachdem    es    sich    um    eine   soli- 


1)  C.  G.  B.  2033.   -~    2)  C.  G.  B.  1251,  2032.   —       3)    H.  G.  B.  538.     — 
4)  C.  G.  B.  1252. 
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darische  oder  pure  Bürgschaft  handelt.  Da  im  erstem  Fall  der 
solidarische  Bi'irge  gegen  den  Gläubiger  auf  die  nämliche  Weise 
Avie  der  Scliuldner  verbindlich  ist  und  keine  besondere  Aus- 
nahme geniesset,  so  kann  sich  der  Gläubiger  bei  der  Masse  des 
Biirgen  präsentiren ,  obgleich  er  sich  bereits  bei  der  des  Haiipt- 
schuldners  präsentirte  und  zugelassen  wurde  (s.  No.  1211.).  Da 
im  zweiten  Fall  der  Bürge  für  die  Obligation  nur  nach  Abzug 
dessen,  was  der  Ilauptscliuldner  bezahlt  hat,  haftet'),  so  kann 
der  Gläubiger  nur  für  das,  was  er  noch  zu  fordern  liat,  admit- 
tirt    werden. 

Z.  B.  Wenn  A.  und  B.  sich  niclit  solidariscli  fiir  eine  Sclmid 
von  3000  Francs  verbürgt  haben  ,  worüber  von  P.  zu  Gunsten  S.  ein 
Document  ausijestellt  Aviirde,  so  kann  sich  dieser  in  iLrer  Masse  nur 
für  das ,  was  er  nach  Abztig>  der  Dividende  ,  die  er  von  der  IMasse 
des  P.  sc]»on  ein|)faiii:;pn ,  nocli  zu  fordern  bat,  melden.  Haften  die 
beiden  Bürg-en  solidarisch,  was  wobl  der  Fall  sein  kann,  obgleich  sie 
niciit  mit  dem  liauptsclmldner  solidarisch  haften,  so  kann  sich  S.  in 
den  beiden  jNIassen  >on  A.  und  B.  für  die  ganze  HesJford^rung  mel- 
den. Findet  aber  zwischen  den  beiden  Biirgen  Iveine  Solidarität  Statt, 
so  kann  er  sich  nur  für  die  Ilüifte  dieses  Restes  in  den  beiden  blas- 
sen 'J)räsentiren., 

1217.  Kin  Fallit  kann  sicli  für  eine  solvent  gebliebene 
Person  verbürgt  haben.  Ist  die  Bürgschaft  solidariscli,  so  macht 
der  Gläubiger  von  den  in  No.  121 J.  angeführten  Rechten  Ge- 
brauch; ist  sie  nicht  solidarisch,  so  könnte  man  sagen,  dass  er 
nicht  berechtigt  ist,  seine  Zahlung  von  der  Masse  des  Bürgen 
zu  verlangen ,  da  diese  Masse  nur  in  sofern  zu  zahlen  verbunden 
ist,  als  der  Hauptschuldner  insolvent  ist.  Da  es  jedocli  geschehen 
kann ,  da«s  bis  zur  Verfallzeit  der  Hauptschuldner  insolvent  wird, 
so  ist  es  gerecht,  dass  der  Gläubiger  bei  der  Masse  des  Bürgen 
zur  Collation  zugelassen  werde;  die  Masse  könnte  ihrer  Seits 
aber  von  diesem  Gläubiger  entweder  Bürgschaft  für  das  verlangen, 
was  er  allenfalls  in  dem  Fall  zurückgeben  müsste  ,  wo  der  Haupt- 
schuldner zur  Verfallzeit  zahlen  wird,  oder  sich  ermächtigen  las- 
sen, die  Dividende  zu  deponiren,  es  «ei  nun,  dass  sie  bei  Ver- 
fallzeit vom  Glaubiger  erhoben  werde,  oder  dass  die  Masie  sie 
zurückfordere,  wenn  dieser  vom  Hauptschuldncr  befriedigt  wor- 
den ist.  Fs  kann  auch  sein,  dass  der  Fallit  sirh  li'ir  Jeman- 
den verbürgt,  der  nachher  auch  fallit  geworden  ist;  diess  wäre' 
der  Fall  mit  einem  Commissionar,  der  Delcredere  gestanden  hat. 
In  No.  1279.  wird  man  ersehen,  dass  der  ("ommittent  den  Preis, 
den  der  fallit  gewordene  Käufer  schuldig  ist,  >indiciren  kann; 
wenn    aber   die    Dividenden,  wie  diess  nothwendfge   Folge    Nt,   zur 


1)  C.  (i.  U.  2013. 
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Zahlung  dieses  Preises  nicht  hinreichen,  so  mnss  ihn  die  Masse 
des  Commissionars  vervollständigen.  In  diesem  Fall  würde  man 
einen    ähnlichen  Weg,    wie   den   so   eben  angegebenen,  einschlagen. 

Von  den  C  o  n  t  o  -  C  o  r  r  ent  -Gläubigern. 

1218.  Das,  was  No.  475.  und  476.  in  Betreff  des  Conto- 
Corrents  zwischen  zwei  nicht  fallit  gewordenen  Kaiifleiilefi  und 
dessen  llegiilirimg  gesagt  wurde,  ist  nicht  ausreichend,  um  die 
Schwierigkeiten  zu  heben ,  die  im  Fallimentsfall  entstehen  können, 
wo  dem  Falliten  seine  Masse  -  Gläubiger  substituirt  werden.  Mit 
dem  eingetretenen  Falliment  des  Einen  hört  jede  weitere  regel- 
mässige Verhandlung  zwischen  den  Parteien  auf.  Erheben  sich 
Schwierigkeiten  über  die  Regelmässigkeit  oder  Rechtmässigkeit  eines 
Artikels  im  Debet  des  Conto-Corrents  zu  einer  Zeit,  die  der  Eröif- 
nung  des  Falliments  nahe  ist,  oder  seit  dem  Tage,  auf  welchen 
das  Gericht  diese  Eröffnung  zurücksetzte,  so  würde  man  die  in 
No.    1118   u.   f.   gegebenen   Vorschriften    befolgen. 

Diess  vorausgesetzt,  sollen  nnn  einige  Hypothesen  angeführt 
werden.  Die  einen  beziehen  sich  auf  den  Fall ,  wo  einer  der 
Correspondenten  fallit  gewordeh  ist,  die  andern  auf  denjenigen, 
wo   beide  fallirt  haben. 


Erster     Artikel. 

Von  dem  Fall,  wo  der   eine    der     inCotito-Corrent    stehenden 
Handels  freunde  fallit  gewordeii  ist, 

1219.  Das  Recht,  die  Regulirung  des  Conto-Corrents  zu 
verlangen,  steht  gemeinschaftlich  dem  nicht  fallit  gewordenen  Ilan- 
delsfreunde  und  den  Gläubigern  des  Falliten  zu.  Tritt  die  Masse 
als  Gläubiger  auf,  so  sind  die  in  No.  476.  angegebeijen  Grund- 
sätze hinreichend.  Tritt  hingegen  der  nicht  fallit  gewordene  Ilan- 
delsfreund  als  Gläubiger  auf,  so  muss  er  sich  bei  der  Verification 
einfinden;  wird  der  Conto-Corrent  richtig  gefunden,  so  wird  der 
ihm    zukommende   Saldo   angenommen. 

Häufig  aber  ereignet  es  sich ,  dass  Wechsel  in  Conto-Corrent 
eingebracht  sind,  die  sich  die  Parteien  gegenseitig  geliefert  ha- 
ben. Nun  kann  es  geschehen,  dass  der  Correspondent,  der  nicht 
fallit  ist,  nur  desshalb  Gläubiger  ist,  weil  er  in  sein  Credit  Wech- 
sel bringt,  die  er  geliefert  hat,  die  aber  noch  niclit  verfallen 
sind. 
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Z.  B.  A.  war  mit  B.  in  Conlo-Corrent ;  dieser  fallirt,  das 
Credit  von  A.  belauft  sicli  auf  G0,000  Francs,  sein  Debet 
auf  50,000.  A.  wird  demnacli  beim  ersten  Ueberblick  für  10,000 
Francs  Gläubiger  der  Blasse  von  B,  sein.  Das  Credit  von  A. 
besteht  aber  zur  Zeit,  in  welcher  er  sieb  zur  Verification  mel- 
det, aus  iiocb  nicht  verfallenen  Wechseln,  das  Debet  liiojil'eg'en  aus 
Zahlnng-en ,  die  er  vom  oder  für  den  Falliten  empfang-en,  oder  in 
«relieferten  Waaren ,  oder  in  Wechseln,  deren  Betrag-  vor  dem  Aus- 
brucli  des  Falliments  von  ihm  oder  seinen  Cessionaren  eing-ezogen 
wurde.  Hier  ist  die  Fordernn":  der  10,000  Francs  der  Bedingunji: 
«uter^vorfeM  ,  das«  die  G0,000  Francs,  die  im  Credit  stehen,  bezahlt 
werden.  Da  A.  nicht  fault  ist,  und  vorausgesetzt  wird,  dass  die 
Unterzeichner  des  M'^echsels  ebenfalls  solvent  sind,  so  können  die 
W^eclisel  nicht  eingefordert  werden ;  sie  müssen  als  sichere  Wertli- 
schaften  aiig-esehen  werden.  A.  muss  demnach  als  Gläubiger  der 
Masse  B.  für  10,000  Francs  admiftirt  werden,  aber  nur  bedingung-s- 
weise ,  weil  es  nngewiss  ist ,  ob  die  von  ihm  ^-elieferten  Wechsel 
zur  VerfoUzeit  bezahlt  werden.  Hat  die  Verlheilung  der  Dividende 
vor  der  Einlösung^  der  von  A.  gelieferten  Wechsel  Statt ,  so  muss  er, 
in^i  Fall  einige  protesiirt  werden,  Bürjjschaft  leijiten,  dass  er  das,  was 
ihm  als  Dividende  bezahlt  wurde ,  wiedererstatte;  will  er  diess  nicht, 
so  wird   diese  Dividende   deponirt. 

Diese  bis  jetzt  einfache  Lage  kann  «ich  aber  durch  einen  Umstand 
compliciren ,  der  sich  manchmal  ereiiitieu  kann.  Nämlich  die  60,000 
Francs,  die  im  Credit  von  A.  stehen,  sind  nicht  mehr  in  der  Casse 
des  Falliten  B. ,  dieser  hat  sie  negocirt  und  die  Inhaber  sind  nach  No. 
1211.  berechtigt,  sich  bei  der  Verification  zu  präsentiren,  um  coHo- 
cirt  zu  werden  und  eine  Dividende  vor  V^erfall  zu  erhalten  ,  ohne 
jedoch  gegen  A.  auftreten  zu  können  und  ohue  dass  die  Masse  ihrer 
Seits  einen  Begress' gegen  ihn  ausüben  kann,  weil  er  nicht  fallit  ist. 
Hier  könnte  A.  nicht,  wie  im  vorhergehenden  Fall,  verlangen,  dass 
man  ihn  ge^en  Bürgschaft  collocire«  Die  Collocirnug  der  Inhaber 
seiner  Wechsel  verschafft  sie  ihm  und  selbst  über  das  hinaus ,  was 
er  verlangen  könnte.  Er  ist  es  im  Gegentbeil ,  der  bei  Verfall  der 
von  ihm  an  den  Falliten  cedirten  Wechsel  an  die  Masse  restituiren 
muss.  Man  w  ird  daher  folgendermaassen  zu  Werke  gehen :  Ange- 
nommen, die  Masse  gibt  25  Procent,  so  empfangen  die  Inhaber  15,000, 
folglich  haben  sie  von  A.  bei  Verfall  nur  45.000  Francs  zu  fordern, 
obgleich  er  für  60,000  Francs  haftet :  da  aber  die  Masse  zu  seiner 
Entlastung  15,000  Francs  bezahlt  hat,  so  kann  sie  diese  von  ihm 
verlangen  und  auf  diese  Summe  ist  er  berechtigt,  2500  Francs  für  die 
25  Procent  der  10,000  Francs  zu  fordern,  die  ihm  per  Saldo  zu- 
kamen. 

1220.  Es  kann  auch  geschehen,  dass  die  beiden  Ilandcls- 
freunde  sich  gegenseitig  begebun^sfähige  Wechsel  reu-ittirt  haben, 
die  beim   Ausbruch   des    Falliments    noch    nicht    verfallen   sind, 

Z.  B.  A.  hat  für  B.'  50,000  Francs  in  Tratten  acceptirt  nnd 
dieser  ihm  dagegen  für  70,000  Francs  Wechsel  gegeben  oder  cediri. 
Würden  die  Wechsel  bei  Verfall  bezahlt,  so  wäre  A.  für  seine  Ac- 
ceptation  gedeckt  und  müsste  den  Ueberschuss  von  20,000  Francs 
herausgeben;  allein  der  Fallimentszustand  von  B.  ist  von  der  Art. 
dass  man  mit  Kecht  befürchtet,  dass  die  70,000  Francs  Wochsel  nicht 
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bezablt  -sverclen ,  dass  folg^Hcb  A.  seine  Acceptaiion,  oline  Deckung: 
dafür  erhalten  zu  liaben ,  einlösen  inuss  ,  er  also  nui\  gelialten  werden 
kann ,  der  Fallitniasse  die  20,000  Francs  zuriickzu  i^eben ,  die  lien 
Betrag"  seiner  Acceplaliouen  überschreiten  und  seine/  Forderung  an  die 
Masse  von  B.  auf  50,000  Francs  reducirt  wird.  Diess  liefe  aber  dt^^n 
in  No,  476.  und  1203.  über  die  Conto-Corrente  gegebenen.  Grund- 
sätzen entgegen.  Die  70,000  Francs  Wechsel,  die  A.  empfangen 
hat,  sind  keine  reellen,  sondern  nur  conditionelle  Werlh  schalten ,  die 
zusainmengenommeu  und  auf  eine  untLeilbare  Weise  zur  Deckuis^i; 
seiner  Acceptationen  angewiesen  sind^).  Würde  man  ihn  zwingen, 
die  empfangenen  20,000  Francs  zurückzug-eben ,  so  wüi-den  die  Be- 
dingungen des  Vertrags  verändert,  ohne  welche  er  sich  nicht  verbind- 
lich gemacht  halte,  denn  es  ist  evident,  dass  50,000  Francs  im  Fal- 
liment von  A.  eine 'geringere  Dividende  als  70,000  Francs  produciren; 
dass  er  daher  berechtigt  ist,  das  Ganze  der  70,000  Francs  Wechsel 
zu  belialten,  und  bei  der  Masse  von  B. ,  wenn  dieser  die  Wechsel 
allein  unterzeichnet  lialte,  so  wie  bei  derjenigen  ernes  jeden  der  übri- 
gen  Unterzeiclmer ,  wenn  deren  sonst  noch  vorhanden  siind ,  admittirt 
zu  werden  ,  um  die  Dividende  zu  erheben.  AVürde  aber  diese  Divi- 
dende den  Betrag  «einer  eingelöseten  Acceptationen  übersteigen ,  so 
wird  er  für  den  üeberschuss  auf  eben  diese  Weise  Schuldner  der 
Fallitmasse  von  B. ,  als  wenn  dessen  Falliment  niclit  Statt  gehabt 
hätte.  Ist  die  Gesammtsumme  der  Wechsel  saldirt  worden,  so  hatte 
er  dem  B.  für  Alles,  was  er  über  seine  Forderung  empfangen,  Rech- 
nung zu  halten.   (S.    2.  Abschnitt  Gap.   IX.) 

IVun  ist  aber  noch  eine  Hypothese  anzuführen :  Es  kann  geschehen, 
das»  im  Augenblick,  wo  das  Falliment  von  B.  ausbricht,  ein  Tlieil 
der  von  diesem  an  A.  remittirten  70,000  Francs  Wechsel  bezahlt  ist, 
so  dass  dieser  ,  der  für  die  Gesammtsumme  seiner  Acceptationen ,  die 
sich  auf  50,000  Francs  belaufen,  gedeckt  ist  und  wegen  der  20,000 
Francs,  die  er  als  üeberschuss  im  Portefeuille  hat,  als  Restant  erklart 
werden  müsste.  Ist  er  dann  gehalten  ,  diese  Summe  in  Geld  heraus- 
zuzahlen, oder  kann  diess  in  den  ihm  übriggebliebenen  Wechsel« 
geschelien?  Zu  Gunsten  der  ersten  Frage  kann  n)an  sagen,  dass 
eine  Zahlung  in  Wechseln  in  einem  Conto-Corrent  die  nämlichen  Wir- 
kungen hervorbringt,  wie  Zahlungen  in  Gelde;  dass,  da  A.  Schuldner 
von  70,000  Francs  als  Preis  für  gleiche  Summe  in  Wechseln,  ge- 
worden, wahrend  er  nur  Gläubiger  von  50,000  Francs  ist,  er  den 
Saldo  in  Geld  herauszugeben  habe.  Diese  Argumente  mögen  aber 
vor  dem  Princip ,  dass  in  einem  Conto-Corrent  die  beiden  Correspon- 
denten  gegenseitig  Mandatare  sind,  keine  Kraft  habenl  Wer  die 
Wechsel  des  einen  empfangen  ,  hat  die  Verbindlichkeit  eingegangen, 
sie  für  Rechnung  des  Einsenders  zu  begeben  oder  einzuziehen,  A\ie 
diess  mit  „Werth  in  Rechnung^'  ausgedrückt  wird;  nun  aber  hört 
jedes  Mandat  durch  das  Falliment  auf;  der  Mandatar,  der  sie  der 
Masse  zuriickgeben  will,  handelt  nur  diesem  Princip  gemäss  und  das 
Falliment  des  Remittenten  kann  nicht  bewirken,  dass  der  Titel,  unter 
welchem  die  Rimesse  Statt  hatte ,  verändert  und  in  einen  Verkauf- 
Vertrag  umgeändert  werde.  Würde  es  sich  aber  anders  verhalten, 
wenn  A.  die  20^000  Francs  Wechsel  begeben  hätte,    so   dass    er    sie 


1)  Cass.  37.  Nov.  1827. 
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nicht  mehr  invainrftzmücV^ehcn  kaon  ?  Hier  liami  man  sage«,  dass 
er  durch  deren  Be"ebuug-  den  Preis  dafür  erhoben  hat,  dass  also  die 
Masse  von  ü.  keine  Ungerechtigkeit  begeht ,  wenn  sie  von  ihm  die- 
sen Preis  verlangt.  Da  aber  A.  ,  der  den  Preis  dieser  Wechsel  er- 
lioben  hat,  in  den  Fall  kommen  kann,  ihn  zurückzugeben,  wi^nn  sie 
bei  Verfall  niclit  bezahlt  ^vurden ,  so  mnss  diese  LJegebenheit  abgewar- 
tet werden,  nm  bestimmen  zu  können,  was  er  der  Älasse  von  B. 
schuldig  sein  wird.  Werden  die  AVechsel  bezahlt,  so  wird  A.  Schuld- 
ner von  20,000  Francs;  kommen  sie  aber  mit  Protest  zurück,  und 
er  rimborsirt  sie  in  Folge  des  Regresses ,  so  gibt  er  sie  als  baares 
Geld  an  die  Masse.  Auf  diese  Weise  nur  vereinbart  sich  das  Kecht 
mit  der  Billigkeit. 


Zvt^eiter      Artikel. 

Von  dem  Fall,    wo  die  beiden  Handelsfreundej    die  mit  einan- 
der in  Conto-Corrent  gestanden,  im  Fallimentszustande  sind. 

1221.  Der  Umstand,  dass  zwei  Ilaiidelsfreimde ,  die  mit 
einander  in  Conto-Corrent  gestanden ,  Fallit  geworden  sind ,  ändert 
nichts  an  den  respectiven  Verhältnissen,  die  ans  dem  Conto-Cor- 
rent entspringen,  die  beiden  Massen  müssen  sich  darnach  regii- 
liren.  iNur  in  dem  Fall,  wo  Wechsel  vorhanden,  die  der  eine  dem 
andern  oder  beide  einander  gegenseitig  geliefert,  welche  aber  noch 
nicht   verfallen   sind,    können   Schwierigkeiten   entstehen. 

Z.   B.      A.  hat  auf  B.   100,000   Francs  trassirt,    die  B.   acceptirt 
hat.     Um  sich  flir  seine  Acceptation   zu  decken  ,  hat  B.  seiner  Seits  aul 

A.  eine  gleiche  Summe  gezogen  ,  die  ebenfalls  acceptirt  AVurHe.  Sie 
creditiren  und  debitiren  sich  daher  gegensoifig  ,  vorbehaltlich  des  I^lin- 
g^angs.  Beide  falliren  vor  Vet'fali,  die  Inhaber  priisentiren  sich  in 
beiden  Älassen.  INun  kann  es  wahrsclu'iniich  sein,  dass  die  Masse 
von  B.  eine  grössere  Dividende  gibt,  als  tlie  Masse  von  A.  Nach 
dieser  Wahrscheiidichkeit ,  die  in  gewissen  Fallen  zur  Gewissheit 
^Verden  kann ,  könnte  die  ]Masse  von  B.  behaupten ,  dass  sie  für  den 
Ueberschuss  ihrer  Dividende  im  Vergleich  zu  derjenigen  ,  welche  di»» 
Masse  von  A.  bezahlen  wird ,  zur  Verification  in  der  Masse  des 
Letztern  gerufen  werden  soll.  Dieses  Hecht  dürfte  ihr  aber  nicht  zu- 
stehen. iNach  i\o.  l'J14.  kann  eine  Forderung-,  die  schon  eiiunal  bei 
riner  Fallilniasse  admittirt  wurde,  nicht  ztiin  zwiiten  ^lale  a<lniittirt 
werden.  In  der  voriiegenden  Sache  werdi'U  die  dritten  Inliaber  in 
tler  IMasse  von  A.  admittirt  und  erhebpu  d»Mnuach  die  Dividcnd<»n. 
Diese  Masse  ist  nlso  aus  dem  nämliclien  («runde  nichts  mehr  .^rhuldic- 
Würde  aber  A.  in  Ijessere  Umstände  kuumirn  und  seine  l^-habilitirung; 
verlangt!!,  so  könnte  er  sii;  nur  dann  erhaltc^n,  wenn  er  auf  die  uäin- 
liclie  Weise,   als   \v.ire   «r   nicht   falli<   gewesen,     mit    der    l^r.tsse    von 

B.  genau  abrechnete  untl  dieso  für  Vlies,  was  zu  seiner  l^ntlastung 
l>ezRUU  -worden  würe,  entsc^ädiiT^^;  die.ser  Umstand  ist  «her  der 
Frage,  woyon   hier  die   Üeiluist,   frenul. 

Nach    d«'n    niimlichen  (iund.^alzen    müssleu    auch    die    ?)ch>%  i«'rig- 
keitcn   gclöset  werden,   die  n  dein   Fall   eutstciicn    würde«,   'wo,  »tatt 
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unbedeckt  zu  acceptiren,  die  beiden  fallit  «gewordenen  Hanuelsfreimde 
sich  ^eg-enseili«:  Wertliscbaften  ausgestellt  und  in  Umlauf  gesetzt 
Latten. 

Z.  B,  A.  Iiat  zu  Gunsten  des  B.  für  100,000  Francs  eigene 
Wecbsel  ausgestellt  und  als  Gegenwerth  nur  50,000  Francs  iu  eig- 
neu  Wechseln  von  B.  erhalten.  Sie  falliren  vor  Verfall,  die  dritten 
Inhaber  prasentiren  sich  nach  No.  1211.  in  jeder  Masse.  Die  Masse 
von  A.  hat  kein  Kecht ,  sich  bei  derjenigen  von  B.  als  Glaubiger  des 
üeberschusses  von  50.000  Francs  zu  prasentiren.  Die  Zulassung  drit- 
ter Inhaber  hat  alle  Reclite  erschöpft.  Daraus  ,  dass  B.  in  Folg^e  der 
Neg-ociation  von  A.  Werthschaflen  erhalten,  die  das,  was  er  diesem 
dagegen  gegeben,  übersteigen,'  und  den  Vortheil  des  Credits  genossen 
hat ,  der  das  Resultat  davon  war ,  muss  nicht  geschlossen  werden,  dass 
seine  Fallitmasse  Schuldner  der  Älasse  von  A.  sei ;  denn  die  Ad- 
mission  dritter  Inhaber  hat  in  diesem  Fall  die  den  Wechseln  schul- 
dige Dividende  erschöpft ,  und  die  Massen  können  keinen  Regress 
inehr  gegen  einander  haben. 


§.  5. 


Von     den    Rechten    des    einen    Ehegatten    im    Fallimeat 

des     andern. 

1222.  liier  sollen  in  Betreff  der  Rechte  eines  Ehegatten 
gegen  den  andern  fallit  gewordenen  nur  die  speciellen  Regeln  der 
Ilandelslegislation  angegeben  werden ,  nnd  zwar  1)  die  Rechte 
der  Ehefrau  eines-  fallit  ge\>ordenen  Kaufmanns,  und  2)  die  Rechte 
des  Mannes  j   dessen   Ehefrau   in   Concurs    gerathen    ist. 


Erster     Artikel. 

Von  den  Rechten   der  Frau   eines  fallit   gewordenen  Handels- 
mannes. 

1223.  ^  Unter  welchem  Verhältniss  auch  (s.  No,  67  u.  f.) 
eine  Frau  verheirathet  ist,  so  kann  sie  die  in  die  Ehe  mitge- 
brachten und  nicht  in  die  Gütergemeinschaft  gelegten  Immobilien 
in  Natura  zurücknehmen,  ferner  diejenigen,  die  ihr  durcli  Erb- 
schaften, Schenkungen,  oder  Vermächtnisse  zugefallen  sind;  end- 
lich diejenigen,  welche  durch  sie  selbst  oder  in  ihr^m  Namen 
mit  den  ans  der  nämlichen  Quelle  geflossenen  Geldern  erworben 
wurden*).  Sie  muss  aber  darthun ,  dass  diese  Güter  ihr  vor 
ihrer  Verehelichung  angehörten  oder  die  Erwerbungs-Contracte  bei- 
bringen. Wurden  sie  während  der  Ehe  gekauft,  so  muss  der 
Ursprung    der  Gelder   durch  InventaTium   oder   durch   irgend   einen 


1)  H  G.  B.  544—546. 
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autli<^ntisdien  Act  imd  durch  die  im  Erwcrbungs -Vertrag  aiis- 
dri'icklich  entlialtene  Erklärung  wegen  der  Verwendung  dnrgethan 
werden. 

Hat    der    Mann    diesen    Ursprung    und    diese    Anwendung   der 
Gelder  nicht   legalltcr   constatircn    lassen ,    so   wäre   die   Frau   nicht, 
wie   im    ("ivilrecht,.  berechtigt,    zu    blosser    Bescheinigung    ihre    Zu- 
flucht  zu    nehmen,    da   für   die     Gläubiger    des    Falliten    die    legale 
Präsumtion    gilt,     dass    die    von    der    Frau    erworbenen    Güter    aus 
den  Geldern    des  Mannes   bezahlt   wurden    und  diesem    angeliören '). 
Die  Frau    muss     also    den    Beweis    ihres     FJigenthums   führen,    und 
selbst   wenn    sie,  diesen    geführt,     hat     die    Zurücknahme    nur  unter 
der  Bedingung   Statt,    dass    sie  die   auf   den    Gütern   allenfalls    hafr 
tenden   Schulden    und    Hypotheken     übernimmt,     sie    mag    sich    nun 
hierzu   freiwillig    verbindlich    gemacht  liaben ,    oder   gerichtlich  dazu 
vernrtheilt   sein~);  jedoch   wäre    es    den    übrigens  ziemlich   strengen 
Grundsätzen    des     speciellen    Rechts    in    Bezug    auf  die    Frau   eines 
Falliten    nicht    entgegen,    dass,    wenn   sie    vernrtheilt     würde    oder 
sich   für   ihren.  Mann    verbürgt    hätte,     sie   in    der    Masse   mit     den 
nämlichen    Rechten    aufgenommen    werden    kann^     wie     ein    Bürge, 
der   die  verbiirgte  Schuld  bezahlt  liat^). 

Hat   die    Frau    Schulden    für    ihren    Mann    bezahlt,     sie    mag 
nun    getrennt  oder   unter    d/m   Rechtsverhältniss    des    Brautschatzes 
verheirath/et  sein,   so    gilt  ungeachtet  jeder    stipulirten    Subrogation 
die   gesetzliche    Vermuthing,    dass    sie    diese    Zahlungen    aus    den 
Geldern   ihres   Mannes  gemacht    habej   demzufolge   kann    sie   an    die 
Masse   keinen  Anspruch  maclien,   vorbehaltlich  des   Gegenbeweises^}. 
Obgleich    es    »icht    dem    gemeinen     Recht    zuwiderläuft,    dass 
der    Frau    Mobfliir-Eff ecten '')    angehören     und    blosse  Angaben    des 
Mannes   oder  nfcht    authentische  Beweise   nach   diesem  Reclit   ireareu 
ihn    oder   sei»^    Erben    angezogen    werden    können,     so     wird     beim 
Falliment   »ermuthet,   dass    alle   diese   Sachen  aus   den    Geldern  de^ 
Mannes    lUgeschalft    wurden;   die   Frau   hat  nur   Rechte   auf  die   zu 
ihrem    Gebrauch    nöthigen    Kleider     und    Weisszeug').     Gleichwohl 
kann  '<ie   Frau   den    Schmuck,   die  Diamanten    und    das  Gold-    und 
Silbf^'^t'schirr ,     das  Weisszeug,  die  Mobilien    zurücknehmen,   wenn 
sie   nachweisen    kann,     dass    ihr   diese    Sachen    durch     Jemand     an- 
«"ers,    als    durch    ihren     Mann,     im  Ehevertrag     geschenkt     wurden, 
oder    ihr  durch     Erbschaft    zugefallen   sind,    nur   müssen,  wenn  Gü- 
tergemeinschaft   vorhnnden    ist,   diese    Gegenstände    als    ihr  angehö- 
rig   stipulirt    worden    sein.       Eben     so  verhielte    es    sich    mit    den 


^-D  ""  ^A^;,*'"'^''-  "~     -^  "    *•    "    "»^^    -  «)  ^'  G*  B.  5.3S.  -   I)  H.  G.  n. 
?M.    ""    '.'P^'«  '^-  ^    Wei»»zoug,    kleidor,  Schmuck,    Dinnianten,   Gold-  und 

())  11.  G.   B.  551. 
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Sachen ,  von  denen  sie  erweisen  •  könnte ,  dass  sie  ihr  während 
der  Ehe  erblich  zugefallen  sind;  den  Sachen,  die  sie  durch 
Freigebigkeit  erhalten,  ist  nicht  die  nämliche  Begünstigung  ein- 
geräumt, da  es  möglich  wäre,  däss  der  Mann  aus  der  Hand 
einem  Dritten  gibt,  der  dann  der  Frau  eine  Schenkung  damit 
macht. 

Die  Frau  kann  in  dem  Falliment  keine  Klage  hinsichtlich 
der  ihr  im  Ehevertrag  zugesicherten  Vortheile  anstellen^),  selbst 
wenn  sie  gegenseitig  wären;  dadurch  unterscheidet  sich  die  an 
einen  Nichtliandelsmann  verlieirathete  JFrau ,  die  selbst  dann,  wenn 
ihr  Mann  insolvent  stiirbe,  alle  Vortheile  mit  legaler  Hypothek 
vom  Tage  der  Verheirathung ,  die  ihr  der  Ehevertrag  zusicliert, 
geniess^  würde").  Das  einzige  Aequivalent,  das  die  Frau  eines 
Handelsmannes  in  diesem  Fall  erhält,  besteht  darin,  dass  die 
Gläubiger  des  Mannes  auf  die  Vortheile,  die  sie  ihrem  Manne 
gemacht,    keinen    Anspruch    haben. 

Die  Frau,  deren  Mann  zur  Zeit  der  Verheirathung  Handels- 
mann war,  hat  wegen  der  ihm  laut  authentischer  Acte  als  Braut- 
schatz zugebrachten  Gelder  oder  Mobiliar -Effecten^),  oder  wegen 
des  Ersatzes  für  ihre  walirend  der  Ehe  veräusserten  Güter  nnd 
wegen  ihrer  Entschädigung  für  die  mit  ihrem  Mann^  zugleich 
gemachten  oder  für  ihn  bezahlten  Schulden ,  nur  anf  die  Immo- 
bilien Hypothek,  welche  ihr  Mann  zur  öbbesagten  Zek  eigen- 
thümlich   besass  *). 

Ausserdem  wird  sie  nicht  anders,  als  ein  blosser  Chirogra- 
phar  -  Gläubiger  behandelt.  Was  die  später  v%na  Manne  erworbe- 
nen Güter  betrifft,  so  wird  angenommen,  als  s«-ien  sie  mit  dem 
Gelde  der  Gläubiger  gekauft  worden,  daher  die  Frau  kein  Vor- 
zugsreclit    vor   ihnen   haben   kann. 

Diess  ist  es ,    worin  hauptsächlich  ein    g-rosser    Uütetschied    zwi- 
schen  den  RecLteu   der  Frau    eines  Handelsinannes  und   derjfjiio-e,|  eines 
INiiclithandelsmaniies  besteht.      Die  iegrile  Hypotkek   dieser  lev^Aern  für 
Ansprüche  dieser  Art  trih^t  sowohl   die   dem  Manne  zur  Zeit  ier  Ver- 
heirathung- ziigeliörigeii  Güter,  aU  tiuch  die  später  erworbenen.    Uebri- 
gens  ist  der  Hang^  der    legalen   Hypothek  der    Frau    eines   Fallitbi    in 
ßpzng>  auf  die  ihr  nicht  genoinuiewen  Rechte   nicht  minder  vortheilh,ft, 
als  diejenig-e    der  Hypothek    jeder  andern    Frau    «nd    es    ist    zu    derui 
Ausübung  nicht  nöthig-,   dass  sie  ihre  Gütertrennung-  aussprechen  lasse. 
Alles,  was   hier    (den  Art.  549.   u.  551.  des  H.  G;  B.  gemäss) 
esagt   worden,  ist    auch    anwendbar    auf    die    Frau,     deren    Mann 
it'ht    Handelsmann,    sondern    Sohn    eines    Handelsmannes    ist    und 
l_ 

n  H.  G.  B.  549.  —  2)  C.  G.  B.  2121.  ..         .  ^     , .      - 

Eine  blosse  Angabe  des  Eingebrachten    im   Ehevertrag  wäre   nicht    ümrei- 
d.  (Cass.  21.  Febr.  1827.) 
H,  (i.  B.  551. 
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zur  Zeit  der  Verheirathiing  kein  bestimmtes  Gewerbe  hatte,  nach- 
her aber  Handelsmann  "w  urde ;  oder  auch  auf  die  Frau ,  deren 
Mann  bei  Schliessung  der  Ehe  entschieden  einen  andern  lieruf 
hatte,  als  den  kaufmännischen,  da  er  nicht  einmal  Sohn  eines 
Handelsmannes  war  und  im  ersten  Jahre  seiner  Ehe  sich  dem  Han- 
del gewidmet   hat^). 

1224.  Die  Privat-Gläubiger  der  Frau  oder  diejenigen,  ge- 
gen welche  die  Frau  mit  ihrem  Manne  verbindlich  ist ,  können 
Rechte  derselben  selbst  dann  ausüben,  wenn  sie  niclit  auf  Gü- 
tertrennung angetragen  und  nicht  selbst  auftreten  wollte').  \>  enn 
sie,  um  dem  Manne  die  3Iittel  zu  erleichtern,  mit  seinen  Gläu- 
bigern ein  Concordat  abzuschliessen ,  auf  ihre  Rechte  verzicliten 
würde,  so  könnten  diese  nämlichen  Gläubiger  diesen  Act  legaliter 
angreifen ,  ohne  dass  man  ilinen  entgegensetzen  könnte ,  dass  sie 
nicht  gegen  das  Concordat,  welches  diese  Verzichtleistung  enthielt, 
in  den    gehörigen    Fristen   eingekommen   sind   (s.    No.  j  239.)^). 

Es  ist  daher  sehr  wichtig ,  die  Frau  eines  Handelsmannes 
nicht  mit  einer  Handelsfrau  zu  verwechseln ,  da  zwischen  beiden 
ein  merklicher  Unterschied  ist.  Ist  die  Frau  Handelsfrau  und 
zugleich  mit  ihrem  Manne  im  Fallimentszustand,  so  können  ihre 
Privat-Gläubiger  die  Rechte,  die  sie  gegen  letztere  hätte,  nicht 
mehr  ausüben,  weil  sie  Schuldner  aller  Engagements  ist,  die  sie 
im  gemeinschaftlichen  Geschäft  eingegangen  hat.  Ist  sie  nicht 
Handelsfrau ,  so  ist  sie  Gläubigerin  ihres  Mannes  und  ihren  Pri- 
vatgläubigern  steht  die  Ausübung  ihrer  Rechte  zu  (s.  IVo.  190.)^). 
Im  Allgemeinen  kann  man  sagen,  dass,  wenn  der  Mann  Handel 
treibt,   die  Frau   nicht  Handelsfrau    ist. 

122j.  Diese  Einschränkungen  der  Reclite  der  Frauen  sind 
aber  nur  zu  Gunsten  der  Gläubiger  gegründet,  weder  der  IMann 
nocli  dessen  Erben  können  sie  anrufen,  und  sie  sind  nur  auf 
das  Falliment  anwendbar.  Stand  ein  Handelsmann  in  gutem  Oedit 
bis  zu  seinem  Tode,  so  könnten  die  Gläubiger,  wie  gross  auch 
die  Insolvenz  des  Nachlasses  wäre,  sich  nicht  opponiren,  dass  die 
Frau  alle  Rechte,  die  sie  nach  den  Cinü  -  Gesetzen  hat,  anrnlt  ; 
denn    in  diesem    Fall  wäre  nach  I\o.  1108.  kein  Falliimnt  vorhanden. 

Zweiter      Artikel. 

Von    den   R  e  c  li  t  e  n    dos   I\I  a  n  n  e  s  ,    d  o.  s  s  c  n  Frau    als  H  a  n  d  e  I  s  f  r  a  u 

la  I  lirt  hat, 

122().  Ist  die  Frau  allein  Handelsfrau ,  so  kann  nur  sie 
für     fallit     erklärt     werden.       Die    Lage     ihres      Mannes      ist     ais- 


1)  H.  G.  B.  r>52  u.  553.  --  2)  C.  G.  B.  1440.    —  3)  Cass.  19.  Jan.  1820.  — 
4)  C.  G.  B.  lUHi. 
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dann  durch  das  Verhältniss  bestimmt ,  unter  welchem  sie  ver- 
eint leben. 

Ist  Gütergemeinschaft  vorhanden ,  so  ist  der  Mann  nach  No, 
67,  Asiiocie  seiner  Frau,  und  Alles,  was  fiber  die  Societäten  und 
das  Falliment  der  Associt's  gesagt  wurde  ,  beweiset,  dass  er  dafür 
ohne'  Unterschied   für    alle  Schulden    haftet. 

Eben  so  verhält  es  sieh ,  wenn  keine  Gütergemeinschaft  vdr- 
lianden  ist;  denn  die  Frau  erwarb  nur  für  den  Mann.  Leben  sie 
aber  in  Gütertrennung,  so  ist  allerdings  die  Frau  allein  verbun- 
den ;  dann  müssen  aber  ihre  Bücher  genau  untersucht  werden, 
um  au  wissen,  ob  nicht  ihre  Gewinne,  oder  einige  Theile  ihres 
Activums  über  die  durch  den  Ehecontract  festgesetzte  Proportion 
der  Lasten  der  Ehe  oder  des  Drittels,  das  sie,  wenn  keine  Ueber» 
einkunfi  Statt  hatte,  dazu  beitragen  muss,  dem  Manne  genützt 
bßben  ^). 


Siebentes  Capitef. 

VondenKlag-enaufBescission   von  Acten,    die    zi^r  Ver- 
kürzung- der  Gläubiger  gemacht  wurden» 

1227.  Der  Grundsatz,  dass  Alles,  was  zur  Verkürzung  det* 
Gläubiger  geschehen ,  annullirt  wird ') ,  besteht  in  seiner  vollen 
Kraft  und  muss  nicht  nur  auf  das ,  was  zur  Competenz  der  Han- 
delsberichte und  in  andern  Fällen  vor  die  Civilgerichte  gehört, 
angewendet  werden ,  sondern  auch  durch  die  Assisen ,  wenn  eine 
Klage  wegen    betrügerischen    Bankerotts   angebracht  wird. 

Hier  sollen  nun  einige  Begriffe  über  eine  Materie  gegeben 
werden,  wo  die  Entscheidungsgründe  sicli  nach  den  Umständen 
richten.  Nur  ist  zu  merken,  dass  man  in  diesem  Fall  den  in 
No.  1 1 78.  angeführten  Grundsatz  nicht  anwenden  kann ,  dass  näm- 
lich der  Masse  mir  die  Rechte  des  Falliten  zustehen.  Dieser 
Grundsatz  ist  nur  in  dem  Fall  anwendbar,  wo  die  Masse,  wenn 
sie  keinen  Betrug  oder  kein  specielles  Gesetz  für  die  Gläubiger 
anruft,  bloss  die  Rechte,  des  Falliten  ausübt.  Wenn  aber  die 
Gläubiger,  die  in  ihrem  eigenen  Namen  handeln,  vorgeben,  dass 
gewisse  Acte  null  oder  betrüglich  sind^),  so  repräsentiren  sie 
nicht  den  Falliten  und  sie  können  in  ihrem  Interesse  Mittel  an- 
wenden ^  deren    dieser    sich    nicht  bedienen    könnte. 

1228.  Die,   aussergesetzlicheu  Vermuthungen    eines    Betrugt 


1)  C.  G.  B.  1537.  —    2)  H.  G.  B.  447.  —   3)    C.  G.  B.  1167. 
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sind  der  Klugheit  und  dem  Gewissen  der  Richter  anheim^estellt  ^) ; 
die  Lage  der  Parteien  vor  und  nach  den  angegriffenen  Acten, 
die  Merkmale  der  Convention,  die  Qualität  der  Contrahenten,  die 
Orte,  wo  die  Acte  vollzogen  wurden,  ihre  Anzahl  und  die  Zeit, 
wenn  sie  geschlossen  wurden ,  sind  eben  so  viele  Umstände ,  die 
den    Betrug   mehr  oder   minder  wahrscheinlich    machen. 

1229.  Kin  wichtiger  Punct  ist  hauptsächlich  in  Betracht 
zu  ziehen.  Man  muss  nämlich  wissen ,  ob  der  angegriffene  Act 
das  gegenseitige  Interesse- betrifft ,  d.  h.  ob  er  anzeigt^  dass  von 
demjenigen,  der  ihn  geltend  macht,  ein  Aequivalent  gegeben  wor- 
den ist,  oder  ob  dieser  Act  ihm  einen  bloss  unentgeldlichen  Vor- 
theil    bringt. 

Im  letztem  Falle  kann  der  einzige  Umstand ,  dass  die  Crediloreii 
durch  das  i  actum  dps  Falliten  verlieren,  ein  hinlä'ng-Iicbes  Millel  sein, 
lim  deinjenig-en  eine  Begiinstig'ung'  zu  neLmen ,  die  er  benutzt  und  die 
ihn  bereichert  hat,  wie  z.  B.  eine  Verzirbfleistung'  auf  irg-end  eine 
Niitzniessung*,  eine  anlicipirte  Abaiidonniriingf  voi>  Güten»,  di«  mit  der 
Auslieferung*  behaftet  sind,  die  VerzicLtleisJung,  eine  Befreiung-,  di« 
sicJi  auf  (He  Verjährung'  gründet,   anzurufen-). 

Gibt  aber  der  Act  an,  das  der  Fallit  ein  Aequivalent  erhallen,  so 
kann  er  auf  den  Antrag-  der  Gläubig-er  bin  nur  dann  für  niclifig  er- 
khirt  "werden  ,  wenn  der  Bichter  S|)uren  des  Betrugs  daran  entdeckt, 
«nd  besonders,  wenn  er'wiesen  wird,  das»  er  den  Gläubigern  g-esclia' 
det  hat  ^).  Wenn  man  also  bloss  eine  Absicht  von  Betrug-  von  Seiten 
des  Falliten  darlbut  und  die' Kedlicbkeit  derjenigen,  mit  welclien  er 
contrabirt  hat,  anerkannt  wird,  so  geht  ZAvar  hieraus  g-egen  den 
Schuldner  eine  Präsumtion  von  betriigeriscbein  Bankerott  Iiervor,  der 
Act  ist  aber  im  Interess''*  des  andern  Coutralienfen  gihig'*).  Anders 
verhielte  es  sich  aber,  wenn  die  Uinslände  sieb  vereinigten,  um  die 
Unredlichkeit   desjeniijen  .  der  mit  de;n  Falliten  contraliirte  ,   darzulliun. 

1230.  Die  Gläubiger  können  immer  zugelassen  werden, 
dergleichen  Acte  ihres  Schuldners  anzugreifen ,  nicht  aber  dieser 
selbst,  da  er  das  Gesetz  iibertreten  hat,  um  sich  der  Vollzie- 
hung des  von  ihm  eingegangenen  Acts'  zu  entheben.  Eben  so 
werden  auch  diejenigen  abgewiesen,  die  mit  ihm  conlrahirt  habiu 
und  die  Nullität  des  angegriffenen  Acts  anrufen  würden ;  denn 
sie  hat  nur  im  Interesse  der  Gläubiger  Statt.  Daraus  folgt,  da>s, 
wenn  durch  die  Kescission  der  Acte  ein  lUberschuss  für  deli 
Falliten  entstand^,  so  dass  alle  Gläubiger  befriedigt  würden,  die- 
ser sie  nicht  benutzen  dürfte.  Nach  dem,  was  Mo.  1227.  gesHgt 
wurde,  kann  diese  Ausflucht  der  Concursmasse  nicht  oppouirt 
werden. 

12!il.  Ist  der  Betrug  erwiesen,  so  muss  er,  von  welcheju 
Datum   auch    der    Act     sein    mag,     anuuUirt    werden.       Jedoch    lut 


1)  C.  G.  n.  IV>3.  —    2)  C.  G.  B.  633,  Btt3,  2225.  —    3)  H.  ü.  D.  444.  — 
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diese   Nichtigkeit     nur    Statt    mit    Ausnahme    der   Rechte  Dritter, 
denen   der    Betrug"   fremd    war. 

Hat  also  ein  Fallit  einen  Weclisfel  znr  Verkürznng'  seiner  Gläii- 
big-er  untersdirieben  «nd  der  Nebuier  ihn  zu  Gunsten  eines  Dritten 
indossirt,  so  vrird,  wenn  der  Betrugt  von  Seiten  des  Indosseuten  er- 
\viesen  ist,  ohne  in  Betreff  des  Inhabers  dargethan  zu  sein,  dieser 
Letztere  im  Falliment  admittirt ,  der  Erste  aber  ist  gehalten,  die  IMasse 
der  Gläubiger  für  das,  was  dem  Inhaber  bezahlt  wird,  schadlos  zu 
halten. 


Achtes  Capitel- 

Vom       €oncordat. 

1232.  Die  Gläubiger  eines  Falliten  haben  eher  ein  Inter- 
esse ,  irgend  einen  Vergleich  einzugehen ,  als  es  zu  einem  Ver- 
einigungs  -  Vertrag  kommen  zu  lassen ,  wodurch  gewöhnlich  die 
Activmasse  sich  aufzehrt.  Da  aber  selten  Alle  einig  werden,  so 
entscheidet   die   3Iajorität. 

Die  Vorschriften  zur  Giltigkeit  des  Concordats  sollen  in  nach- 
folgenden fünf  Abschnitten    angegeben    werden. 


Erster    Abschnitt. 

Von  der  Versammlung  der   Gläubig-er. 

1233.  Nach  Ablauf  der  den  bekannten  Gläubigern  zur  Be- 
kräftigung vorgeschriebenen  Fristen  werden  diejenigen  Gläubiger, 
deren  Forderungen  angenommen  sind,  zusammenberufen.  Diese 
Zusanimenberufung  geschieht  binnen  drei  Tagen  nach  erwähntem 
Ablauf  durch    Briefe   der   Syndiken    und   öffentliche    Blätter'). 

Ort,  Tag-  und  Stunde  der  Versammlung-  \verden  vom  Corainis- 
sar  bestimmt,  er  kann  jedoch  auch  nach  umstanden  den  Tag  ver- 
•  schieben  -). 

Der  Gommissar  darf  übrigens  die  Zusammenberufung  erst  dann 
genehmigen ,  wenn  er  sich  überzeugt  hat ,  dass  Alles  ,  was  den  Ent- 
^vurf  d^er  Bilanz,  das  Inventarium  ,  die  Bekräftigung  und  die  Verifi- 
cation  der  Forderungen  betrifft,   regelmässig  ausgeführt  wurde-*). 

Die  \  ersammlung  hat  unter  seinem  Vorsitz  Statt.  Nur  aner- 
kannte   Gläubiger   oder    deren    Bevollmächtigte    werden    zugelassen  *), 


1)  H.  G.  B.  6U. 

2)  piess  kann  z.  ß.  geschehen ,  wenn  der  Fallit  im  Verdacht  des  Bankerotts, 
und  eine  Untersuchung  desshalb  eingeleitet  wäre.  Pard. 

3)  H:  G.  B.  519.  —     4)  H.  G.  )i.  515. 
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SolcLe  also,  deren  Qualität  als  Glaubiger  bei  der  Verificatioii  con- 
testirt  Murde,  können  der  Versammlung-  nicht  beiwohnen,  wohl  aber 
solche,  die  zwar  Gläubiger  sind,  mit  denen  man  aber  noch  nicht  über 
die  Summe  einii;-  ist.  Auf  Verlangen  können  sie  aber  provisorisch  als 
^iSläubig^er  für  die  Summe  zugelassen  werden ,  welche  die  Sjndiken  , 
au<»rkenuen  wollen. 

Mitsdinlduer  oder  Biirg-en  des  Falliten ,  die  nicht  fallit  sind,  kön- 
nen Lach  No.  ,1210  ü.  f.  nicht  beim  Concordat  erscheinen  ,  wenn  der 
Gläubiger  sich  v«i»senlirt,  oder  wenn  er  durch  die  Verificarion  seiner 
Forder^^e^  das  IWcht  dazu  erhingt  hat.  Würden  sie  aber  dorn  Gliiu- 
big:er  Bürgscbaft  anbieten,  um  ihn  zur  conventioneilen  Verfallzeit  zu 
bezahlen,  so  könAen  sie  sich  opponiren,  dass  er  ohne  ihr  Zugeständ- 
iiiss  in  einen  NacVlass  willige,  weil  nach^No.  1247.  das  'Resultat 
dieses  JXaclilasses  zu  ihrem  JXaclitlioil  ausfallen  kann,  da  der  Glaubi- 
jer  das  Keclit  hat,  s>e  für  den  schuldigen   Hest  zu  belangen. 

Hat  der  Fallit  ein  sicheres  Geleit  erhalten  ,  so  wird  er  zu  die- 
ser Versammlung-  gernfen')  ;  er  mnss  sicli  persönlich  einfinden  und 
kam  sicli  nur  aus  giltig-en  ,  vom  Commissar  gebillig^fen  ürsathen  da- 
bei vertreten  lassen.  Erscheint  er  aber  nicht  in  Person,  noch,  wenn 
er  entschuldigt  ist,  durch  einen  IJevollmiichligten ,  so  ist  er  in  Ver- 
dacht des  liankeroUs  und  ein  Concordat  kann  dann  nicht  Slat»  '«»öen. 
Her  Commissar  pr.ift  Jig  Vollmachton  derjenif^en  ^'•e  sich  als 
Hevollinächtig-te  einfinden;  in  seiner  Gegenwart  ^-^^f»  ^'^  P'ovisori- 
schen  Syndiken  Kechenschaft  Über  Alles  ,  *^^**  ^^^  gethan  und  über 
den   Zustand  des   Falliments  ^b  2). 

Würde  sich  zeigen,  di»^"  g^ewisse  Operationen  d<'r  Syndiken 
übergangeo  wurden  ofloi  uiirtgelmiissig  sind,  so  muss  der  Commissar 
verordnen,  dass  man  sie  voruehvie ,  oder  sie  von  iNeuem  anfange,  und 
bis  dahin  die  Versamnduiig  a^fsciileben,  ohne  zu  gestalten,  dass  man 
weiter  g-ehe  ■'). 

1234.  Der  Fallit  oder  s*in  Bevollniächtiiiter  kann  oin  Con- 
cordat vorschlagen;  dann  verfähn  man  wie  im  folgenden  Absehnitt 
gesagt  werden  soll.  Sind  aber  die  Creditoren  nicht  zahlreich 
genug,  um  die  erforderliche  IMajo-ität  zu  einem  Concordat  aus- 
zumachen, oder  präsentirt  sich  der  ^'allit  weder  persönlich,  noch 
durch  einen  Be>ollmiichtigten ,  so  V^rd  eil»  Vereinigungs -Vertrag 
gebildet.    (S.   folg.  Cap.) 

Lieber  das,  was  in  dieser  Versanuulung  xoroebracht  und  beschlos- 
sen worden  ist,  nimmt  d(;r  Connnissar  ein  iVotocoll  auf*).  W^er  nicht 
nntersclireihen  kann  ,  bedarf  keines  iVutars  da/u.  ^^'elfh'Ml  Iwschlnss 
auch  das  Protokoll  ciilliahcii  mag-,  so  ist  os  nur  authenli^th  ^  niilit 
aber  executorisch.      (S.    den    Unterhcliied   in  INo.    242.') 

Zweiter     A  1)  s  c  h  ii  i  1 1 . 

Wie  das   Concordat  bc  ra  t  Iisc  h  I  »  g  t   und   abgeschlossen 

w  erde  n   u«  u  s  s.  - 

1235.  Das  Keelit  der  Ueratlnmg  sieht  alhu  Cliirographar- 
glüuhigeru    ohne    Unterschied    zu.      Darunter    sind    n  cht    nur    di(-jr- 

1)  H.  (i.  D.  510.  -^  2)  H.  G.  IJ.  517.  -  3)  W.  G    Ii.  :»!!».  -  4)  II.  <i.  B.  MH, 
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nig^en  Gläiihiger  begriflon,  "Welche  Infiaber  eines  nicht  authentischen 
Rechtstitels  sind ,  sondern  auch  noch  diejenigen ,  \^elche  als  Be- 
sitzer eines  authentischen  Rechtstitels  dennoch  nicht  Hypothekar" 
Gläubiger   sind. 

Die  mit  eingetragenen  Hypothekar-Forderungen  ,  so  %We  dlf?  niit 
Fausfpfändern  versehenen  Gläubiger  haben  bei  diesen  <?as  Co»corclat 
betreffenden  Beratbungen  keine  Stimme*).  Der  Analc^g'ie  nacli  kann 
diess  awrji  auf  die  privilegirteu  Gläubiger  ausgedehnt  werder,  da  sie 
sieber  sind,  allen  übrigen  Gläubigern  vorauszugeAen.  Solche  Hy]>o- 
thekar-Gläubiger  aber,  die  nicht  nülzlicber  Weise  collo^irt  sind,  es 
sei  nun,  dass  ibre  Hypotbek  im  Ganzen  oder  /nm  Theii  zn  einer  Cbi- 
rograpliar-Forderung  wird,  können  dann  als  C/nrogra|)bar- Gläubiger 
6er  Beratbung  beiwohnen.  Der  Comtnis^ar  o^^er  da»  Gericht ,  wein 
er  ai)  dasselbe  referirt,  entscheidet  in  Betreff  der  Sninme ,  für  weLbe 
sie  in  die  Cbirographar-Masse  zugelassen  werden  sollen.  Eine  gleiche 
Modification  würde  auch  für  die  Pfandgläiibiger  eintreten. 

Würde  übrigens  ein  Gläubiger,  der  eine  Hyporiiek  ,  ein  Privile- 
gium oder  ein  Pfand  besitzt,  darauf  verzichten ,  so  wird  er  mir  voUem 
Kecbt  Chirographar-Gläubiger. 

Wie  nahe  auch  ein  Gläubiger  mit  dem  Falliten  verwandt  sein 
mag,  so  1^  diess  kein  Grund,  ihm  seine  .Stimmfähigkeit  bei  Aor  Be- 
ralbnng  zu  netin....  Allein  ein  Gläubiger,  dessen  ForderungstiJel 
nicht  angenommen  wurd^  selbst  wenn  er  bei  den  Gerichten  anhängig 
gemacht  wird,  kann  nicht  zu,  Heralb^ng  zugelassen  Avcrden ,  oder  er 
müsste  vom  Gericht  durch  ürtheil  v.in)ächliüt  sein,  bis  zum  ungefäh- 
ren Belauf  der  Summe,  die  nach  ümstandeu  bestimmt  würde,  unter 
den  Gläubigern  aufgenommen  zu  werden. 

Halte  Jemand  die  Rechte  mehrerer  Gläubiger  vor  oder  nach  dem 
Ausbruch  des  Falliments  erworben,  so  kann  dieser  Cessionar  bei  der 
Majorität  in  der  Zahl  nur  tür  eine  Stimme  gelt**n.  / 

1236*  Da  das  Concordat  als  eine  Begünstigung  anzusehen 
ist,  die  dem  redlichen  Falliten  gestattet  wird,  so  kann  bei  Strafe 
der  Ungültigkeit  derjenige  kei»  Concordat  abschliessen ,  aus  des- 
sen Büchern  und  Papieren  n?ch  geschehener  Untersuchung  einige 
Vermntbung   eines   Bap&erotts  sich    ergäbe^)« 

Eine  blosse  Klage,  wegen  welcher  der  öffentliche  Anwalt  nicht 
glaubte  einschreiten  zu  müssen ,  w^ürde  das  Concordat  nicht  verhin- 
dern') ;  noch  weniger,  wenn  der  Fallit  durch  die  Assisen  oder  ein 
Corrections -Tribunal  freigesprochen  wurde. 

1237.  Das  Concordat  kann  nur  dann  zu  Stande  kommen, 
wenn  die  Majorität  der  anwesenden  Gläubiger,  welche  drei  Vier- 
theile der  Totalsumrae,  die  den  verificirten  einregistrirten  Passiv- 
status ausmachen,  repräsentiren *) ;  es  muss  bei  Strafe  der  Un- 
gültigkeit  während  der  Sitzung    unterzeichnet   werden^). 

Einzeln  erhaltene  Unters'chriften ,    die    der    Fallit    bei    Gläubigern 


1)  H.  G.  B.  52J.  —    2)  H.  G.  B.  521.  -    3)  Abw.    Urth.  10.   April    1810 
19.  Juni  1821.  —    4)  H-  G.  B.  519.  -    5)  H.  G.  B.  523. 
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eing^eliolt  liat,  sind  iiiclit  gfiltig";  "wäreo  sie  aber,  nachdem  die  g^eliö- 
rig-e  Anzahl  iiiilerzeichiiet  liatle,  hinten  uach  «^eg^eben  worden,  so  >väre 
dies»   kein  Fehler  im   Concordat.  ^ 

Wenn  in  der  ersten  Sitzung*,  wo  über  die  Annahme  des  Concor- 
dats  abgestimmt  werden  soll ,  die  Majorität  der  anAVesenden  Gliinbiger 
ihre  Zustimmung^  ertheilt ,  jedoch  der  Summe  nach  nicht  die  drei  Vier- 
theile der  Passiva  ausmacht ,  so  w  ird  die  Beratiuing^  durch  den  Com- 
missar  ein  -  fiir  allemal  auf  aclit  Tage  hinausgesetzt.  Die  Punkte,  die 
zur  Sprache  g-ekommeu  sind ,  werden  dann  in  dieser  Versamnilung- 
neiiPiding-s  zur  Spraciie  gebracht.  Kann  aber  der  Fallit  die  erforder- 
liche zweifache  Majorität  wieder  nicht  erhalten  ,  so  wird  nach  iSo. 
1262.  verfahren. 

Würde  aber  die  Zusammenkunft  durch  ein  Ercigniss  verliindert, 
z.  B.  wenn  ein  Gläubiger  eine  Klagte  g^eg^en  den  Falliten  angebracht 
Latte ,  die  dessen  Einsperrung"  oder  eine  Untersuchung'  geg-en  ihn  zur 
Folg-e  hätte,  so  konnte  der  t'ommissar  einen  andern  Tag-  bestimmen, 
damit  man,  im  Fall  die  Klag-e  als  unbegründet  verworfen  würde, 
zum   Concordat   schreiten  könnte. 

Dem  Commissar  lieget  ob ,  dass  kein  Concordat  abg^esclilossen  wird, 
ohne  dass   alle   Vorschriften  befolgt  wurden  '). 

Sind  Minderjährige  oder  Interdicirte  beim  Falliment  interessirt, 
SO  ist  keine  besondere  Formalität  erforderlich.  Der  Vorm»ind  hat 
nicht  nöthig,  einen  Familienrath  und  eine  specielle  Aiitorisotion  ein- 
zuholen^). 

1238.  Würden  Gläubiger,  deren  Stimme  zum  Concordat 
nöthig  ist,  ihre  Einwilligung  dem  Schuldner  gewissermaassen  ver- 
kaufen und  sich  als  Supplement  der  Dividende  eigene  Wechsel 
dafür  ausstellen  lassen,  so  könnten  die  Gerichte,  wenn  sie  sich 
den  Beweis  über  ein  solches  dem  Concordat  vorangegangenes 
Engagement  verschafft  haben,  dem  angeblichen  Gläubiger  nach 
INo.  177»  die  Klage  verweigern,  besonders  wenn  Dritte,  deren 
Hechte  durch  den  angeblichen  Gläubiger  verletzt  würden ,  diese 
Klage  contestiren '•) ;  übrigens  würde  nach  INo.  178.  der  Ausstel- 
ler der  Obligation  nicht  zum  Beweis  zugelassen ,  dass  der  Beitritt 
des  Gläubigers  zu  einem  Concordat  dor  wahre  Grund  ihrer  Aus- 
stellung  sef^),   diese   Einrede    steht  nur    Dritten    zu. 

Wer  sich  jedoch  bei  mehrern  IMasseu  präsentiren  oder  gegen 
mehrere  Verbindliche  auftreten  kann ,  das  Concordat  des  Kintn 
unterzeichnet ,  diesem  dann  seine  Hechle  an  die  übrigen  cedirt 
und    sich    von  ilini    Engagements    geben    Hesse,   die   von   dem,   was 


1)  Tl.  (i.  n.  521. 

2)  DWm'T  Meinung  «teht  ahcr  entgetjen  ,  da.i.^  »ie  eine  durch  kein  Geset»  be- 
pründote  Ausnalinio  v(tn  der  allgomeinpii  Rph«-!  drs  \rtik«'ls  4ti7.  de.-«  C  ^i.  H. 
bildet,  und  dass  dorn  Han<l('lsgcricht  ,  welch  e.Mi  ach  Art.  S'Hi.  nur  >»ej;en  »nhleili- 
tcn  lletrftiiens  oder  wepen  netru;:5«  des  Kslliten  dorn  Coneordafe  >on  Amls\»rg.Mi 
seine  lUvstäti^unjr  Torsiiiien  «hirf,  zur  Wuhrnehtuunu  df«  Utere.Me  hfVoriMunJ*'i'T 
Personen  '^:\r  kein  Mittel  zu  (iehote  steht;  s.  das  U.in«lels;iesetz!»ueh  der  kunigl. 
preuss.   llhein|)ro\inzvn  \on   Broicher  nnd  (irinun,   Note  zu    Art.    "»1!'. 

:i)  Abw.  IJrth.  30.  Mär»   18.«».  —     4)  Abw.    Urtü.  12.  April  1J»21. 
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ihm    durch    das    Concordat  zufällt,  unabhängig   sind,    würde  keinen 
Betrug    begehen. 

D  r  i  1 1  e  r    A  b  s  c  li  11  i  1 1 . 

Von  den  Oppositionen  g-eg^en  das  Concordat. 

1239.  Das  Recht,  sich  dem  Concordat  zu  opponiren, 
steht  jedem  Gläubiger  zu,  nur  muss  seine  Forderung  verifi- 
cirt  sein.  Selbst  denjenigen  steht  es  zu,  die  das  Concordat  nn- 
terzeichnet  hätten ,  weil  angenommen  wird ,  dass  sie  nur  einen 
regelmässigen  Act  eingehen  wollten  und  ihnen  bei  der  Versamm- 
lung kein  Mittel  zu  Gebote  stand,  von  den  vorgeschriebenen  For- 
men abzuweichen.  Um  so  mehr  steht  dieses  Recht  dem  Gläubiger 
zu,  der  seinen  Beitritt  verweigert  oder  den  Berathnngen  nicht 
beigewohnt  hat;  seine  Forderung  muss  aber,  wie  gesagt,  verifi- 
cirt  und  angenommen  sein,  sonst  würde  er  in  den  Augen  des 
Richters  niclit  als  Gläubiger  erscheinen  und  nicht  zugelassen  wer- 
den, einen  Act  zu  critisiren,  an  dem  er  nicht  berechtigt  war, 
Antheil    zu  nehmen  *). 

Es  könnte  jedoch  «escbehen,  dass  die  Sjndiken  oder  Gläubiger 
aus  blosser  Chicane  gegen  die  Venficatioii  Incideiizpuiicte  erhoben  hät- 
ten,  so  dass  die  Litispendenz  bis  znr  Zeit  des  Concordats  sicli  ver- 
längern würde,  ohne  dass  6er  Gläubiger,  dem  man  seine  Forderung^ 
streitig  macht,  des  in  J\o.  ri35.  angegebenen  Hilfsmittels  sich  bedie- 
nen könnte.  Ein  solcher  Gläubiger,  der  sich  in  der  achttägigen  Frist 
opponiren  würde  nnd  dessen  Forderung  vordem  über  diese  Opposition 
gefällten  Urtheil  adrnittirt  Avurde ,  sollte  nicht  unter  dem  Vorgeben, 
dass  er  beim  Concordat  noch  nicht  adrnittirt  war  ,  abgewiesen  werden 
können.  Das  Urtheil,  das  ihn  als  Gläubiger  anerkannte,,  constatirt, 
dass  er  es  vom  Tage  an  war,  an  dem  er  sein  Begehren  angebracht 
hat  und  dass  die  Contestationen  seiner  Gegner  nicht  gegründet  waren. 
Eben  so  möchte  auch  derjenige,  ^velcber  sich  für  den  Falliten  gegen 
einen  Glänlno-er,  dps«cii  Forderung  admittirt  warde,  verbürgt  hat,  zur 
Opposition  berechtigt  sein,  gleichsam  als  übe  er  die  Rechte  dieses 
Gläubigers  aus^). 

1240.  Die  Gläubiger,  welche  sich  dem  Concordat  wider- 
setzen ,  sind  gehalten ,  ihre  Opposition  den  Syndiken  imd  dem  Fal- 
liten insinuiren   zu    lassen^). 

Diess  muss  binnen  acht  Tagen ,  als  der  einzigen  vergönnten  Frist, 
gescheiten;  der  Verfall  der  Rechte  würde  sogar  auf  Minderjährige  an- 
gewendet, das  Privilegium  des  Alters  gilt  nicht  als  Ansnahmei  jedoch 
behalten  sie  ihren  Regress  geg^en  denjenigen,  der  die  Scbidd  an  die- 
sem Verhalten   tragen   würde. 

Der  Weg  der  Opposition  ist  unumgänglich  nüthig,  um  die 
Ilomolögation    des   Concordats   zu    verhindern. 


1)  Abw.  ürth.  19.  Juni  1831.  —  2)  CG.  B.  1233,  3033.  —  3)  H.  G.  B.  523. 
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Unreg-elmässi^keiteii ,  die  man  g-eltend  machen  will ,  eine  Pro- 
testation, selbst  -svenu  sie  in  der  Versammlung^  gemacht  Avurde  ,  eine 
Klag-e  auf  Bankerott,  obg-leich  sie  dem  Coocordat  vorangeg-ang-en,  kön- 
nen die  Opposition  niclit  ergänzen  *). 

1241.  Die   Opposition    muss    motivirt   sein. 

Alles ,  was  über  die  erforderliclien  Bedingungen  zum  Concordat 
lind  über  dessen  Formen  gesagt  wurde,  gibt  die  Mittel  zur  Opposi- 
tion an« 

1242.  Das  Handelsgericht  erkennt  über  die  Oppositionen 
gegen  das  Concordat,  wenn  die  Contestationen  sich  auf  Acte  oder 
Geschäfte    gründen ,   die   vor   dessen  Competenz   gehören  ^), 

In  allen  andern  Fällen  werden  diese  Oppositionen  Tor  den  Ci- 
vilg'erichten  des  Domicils  des  Falliten  abgeurtheiit.  Geg^en  diese  ür- 
tlieiie  kann,  wie  g^^gen  andere,    appellirt  werden. 

Wurde  die  Opposition  zugelassen  ,  so  kann  dennoch  io  mancliea 
Fällen  ein  neues  Concordat  abgeschlossen  w^erden.  IVur  dann  könnte 
diess  nicht  geschehen,  wenn  sich  dessen  j\ich(igkeit  auf  den  Fall  stüizt, 
wo  das  Gesetz  den  Abschluss  untersagt;  dann  dürfte  es  nicht  wieder 
aufüenommen  werden. 

Würde  die  INichtig-keit  aber  nur  wegen  eines  Fehlers  in  der 
F^rm  ,  'vvegen  IMangels  an  vorläufigen  Bedingungen  annnllirt ,  so  kann 
ein  Unterschied  zugelassen  worden  sein  ,  wenn  auch  nicht  ohne  eini«^e 
Inconvenienzen.  Wird,  was  selten  der  Fall  sein  mag,  das  Concor- 
dat von  denjenigen,  die  es  eingegang^eo ,  wegen  Fehler  in  der  Form 
angegriffen ,  so  kann  es  annullirt  und  ■^^^eder  von  Neuem  aufgenommen 
werden.  Haben  sich  aber  bloss  einige  Creclitoren  opponirt  und  sind 
die  übrigen  stillschweigend  beigetreten,  so  wird  die  Nullität  nur  im 
Interesse  der  Opponenten  ausgesprochen.  Diejenigen  Gläubiger,  welche 
binnen  acht  Tagen  keine  Opposition  eingelegt  haben ,  können  sich 
nicht  der  Homologation  entziehen,  das  Gericht  darf  sie  nur  in  dem  in 
No.  1243.  angegebenen  Fall,  der  hier  nicht  vorhanden  ist,  cjt  officio 
verweigern  *). 

Könnte  sich  der  Fallit  nicht  mit  dem  Gläubiger,  dessen  Opposi- 
tion zugelassen  wird .  vereinigen  und  würde  diess  die  Vollziehung 
des  Concordats  verhindern,  so  würden  diejenigen,  die  es  eingegangen, 
dessen  Auflösung  nach  No.  239.  verlangen.  Wenn  aber  der  Fallit 
den  Op|)onenten  zufrieden  stellt  und  Verbindlichkeiten  gegen  die  übri- 
gen Gläubiger  erfüllt,  so  können  letztere  sich  nicht  auf  die  uusge- 
sprocheue  Nullität  beruftu. 

Zu  den  Ursachen ,  aus  denen  ein  Concordat  angegriffen  werden 
kann,  geliÖrt  fluch  ein  Betrug,  der  angeführt  ^^  ird.  Der  Gläubig»^r, 
der  e«  auf  diese  Weise  angreifen  wiirde .  selbst  derj.nigf,  der  es 
unterzeichnet  hatte ,  inuss  den  Beweis  in  den  Friktcn  iiud  Formeu  d«>s 
gemeinen  Hechts  führen*).  Wird  »eine  fvlage  zugelassen,  so  ist  das 
Concordat  in  Betreff  »einer  Person  ohne  Wirkuu«i  und  im  Fall  ea  »n- 
nullirt  wird  ,  übt  er  seine  Hechte  ebe/i  so  aus  ,  als  wenn  in  der  Form 
gefehlt  worden   wäre. 


I)  Caw.   17.  Juni  1812.  —  2)    H.  G.  B.  W5.  —   3)  Cafi.  25.  Febr.  18IT    — 
♦)  Abw.    Urlli.  8.   Au«.  u.U.  Decemher  IK27. 
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Vierter    Abschnitt. 

Von  der  gericlitUclieti  Bestätigung  des  Concordats. 

1243.  Damit  das  Concordat  obligatorisch  wird,  ist  die  ge- 
richtliche Bestätigung  unumgänglich  nöthig,  selbst  für  diejenigen, 
die  es  unterzeichnet  haben  ^).  Das  Recht,  die  Bestätigung  zu 
verlangen,  steht  dem  Schuldner  und  seinen  Gläubigern  zu,  die 
durch   die   Syndilten  vorgestellt  sind. 

Diese  Bestätigung-  wird  bloss  durch  ein  schriflliches  Gesuch  nach 
Ablauf  der  zur  Opposition  anberaumten  achttägigen  Frist  (s.  JVo.  1140.) 
verlangt 2);  das  Gericht  erwägt  dann,  ob  der  Fallit  die  nacbgesurhte 
Begünstigung  verdient  oder  nicht ;  es  kann  demnach  seine  Biiclier,  Pa- 
piere etc.  untersuchen,  lun  sich  zu  überzeugen,  ob  sie  nicht  zu  Ver- 
muthinigen  eines  Bankerotts  Anlass  geben  oder  ob  keine  Procedur 
über  dieses  Delict  eingeleitet  worden  *) ;  denn  der  einzige  Umstand, 
dass  eine  Klage  durch  einen  oder  mehrere  Gläubiger  geführt  wurde, 
wäre  kein  hinlänglicher  Grund  zur  Verweigerung*,  wenn  dieser  Klage 
kein  Erfolg  gegeben  würde*),  üebrigens  wäre  das  Gericht  befugt, 
seine;  Bestätigung  zu  verweigern,  selbst  wenn  der  Fallit  freigespro- 
chen worden  wäre.  Eben  so  verhielte  es  sich,  wenn  die  Aufführung 
des  Falliten  Merkmale  von  ünklugheit ,  Verschwendung,  Agiotage  an 
sich  trägt. 

liie  gerichtliche  Bestätigung  muss  auch  verweigert  werden,  wenn 
das  Coiicordat  nicht  anführt ,  dass  die  Bücher  des  Falliten  gestempelt 
imd  visirt  sind ,   und  zwar  so  lange ,  bis  diese  Formalität  erfüllt  ist  ^). 

Jede  Verletzung  einer  Form  oder  einer  Garantie  des  Privat  -  In- 
teresse bleibt  ohne  Wirkung,  wenn  diejeni?;en,  zu  deren  Gunsten  sie 
eingeführt  ist,  nicht  dagegen  reclamiren.  Das  Interesse  der  abwesen- 
den Gläubiger  erfordert  diess  sogar  nicht,  da  alle  Gläubigpv ,  deren 
Forderung  verificirt  wurde,  berechtigt  waren,  bei  der  Versammlung 
zu  erscheinen.  Haben  sie  sich  nicht  opponirt,  so  wird  ihr  Stillschwei- 
gen als  Beitritt  angenommen  ^), 

1244.  Wird  die  gerichtliche  Bestätigung  verweigert,  so  sind 
auch  die  gegenseitigen  Verbindlichkeiten  vernichtet,  die  das  Con- 
cordat auferlegt,  und  die  Parteien  in  den  nämlichen  Zustand,  ^rie 
vor    der    Versammlung   der   Gläubiger,   versetzt. 

Diese  Weigerung  erzeugt  sogar  mit  vollem  Recht  den  Verdacht 
des  Bankerotts  des  Falliten,  der  sich  noch  nicht  darin  befände;  er 
wird  dann  von  Rechtswegen  vor  den  königlichen  Procurator  verwie- 
sen ,  dfer  dann  von  Amtswegen  gegen  ihn  verfahren  muss  ^). 

Würde  aber  der  Fallit  in  der  Folge  freigesprochen,  so  wäre 
desshalb  das  Handelsgericht  nicht  verbunden,  das  Concordat  zu  bestä- 
tigen. In  diesem  Betracht  übt  es  eine  schiedsrichterliche  Gewalt  aus, 
jedoch  bleibt  es  dem  Falliten  vorbehalten,  den  Weg  der  Appellation 
zu  betreten ,  wie  hiernach  noch  zu  ersehen  ist. 


1)  H.  B.  G.  524.  —  2  )  H.  G.  B.  635.  —  3)  H.  G.  B.  Cass.  526.  18. 
Nov.  1812.  —  4)  Abw.  ürt  h.  19.  Juqi  1821.  —  5)  Ges.  V.  28.  April  1816.  — 
6)  Cass.  17.  Febr.  1817.   —     7)  H.  G.  B.  536. 


691 

Wird  das  ConcorJat  bestätigt,  so  erklärt  ziigleicli  das  Gericht 
dass  der  Fallit  zu  eiitscJinldig-eii  ist  und  reliabilitirt  werden  kann. 

1243.  Da  das  Bestätig-iin^s-Urthcil  nicLt  in  Folge  einer  gericlit- 
liclien  Debatte  erlassen  wird,  so  kann  nicht  ohne  ünterscliied  da^'-e^-en 
appellirt  werden.  Allerding«  können  diejenig-en,  welche  die  ßesta- 
ligung-  verlangten,  aber  nicht  erhielten,  das  Unheil  au  den  köni" li- 
ehen Gerichtshof  bringen  ,  der  dann  die  Motive  erwäg-t ,  und  gleiches 
-d^echt  wie  das  Haudelsg-ericht  hat,  die  Umstände  zu  ermessen.  Die 
Gläubig:er  aber,  g"egen  w^elche  diese  Bestatig-nng*  das  Concordat  execu- 
torisch  macht,  falls  sie  nicht  zu  g-ehörig-er  Zeit  sich  opponirt  haben 
oder  ihre  Aiigrilfsmittel  verworfun  wurden,  könnten  nicht  als  Appel- 
lanten .auftreten  ,  unter  dem  Vorgeben,  dass  sie  ungebiihrender  VVeise 
und  ung-eachtet  einiger  Unregelmässigkeiten  g-eslattet  Avorden,  Sie  kön- 
nen nur  geg^en  das  Bestatignngs-Urtheil  einkommen,  wenn  sie  behaup- 
ten, es  sei  der  Form  nach  nichtig-,  oder  wenn  sie  dnrthnn,  dass  die 
Bestätigung"  ausg^esprochen  Avurde ,  bevor  über  ihre  Op])ositionen  und 
zum  IXachtheil  der  Litispendenz  statiiirt  wurde ;  dann  möchte  auch 
nicht  in  dieser  Beziehung-  der  Weg'  der  Api)eIIafion  zulässig-  sein, 
weil  das  angegriffene  Unheil  nicht  mit  contr.idictorisch  war,  Sie  könn- 
ten nur  eine  Hauptklage  auf  Auililut  anstellen,  oder  sich  als  drilce 
Opponenten  dabei  auf  die  nämliche  Weise.  \\te  in  dem  Fall  l\o. 
1110.,  einstellen,  der  einige  Analogie  mit  diesem  hat,  mit  dem  Vor- 
behalt,  gefjen  das  Urtheil,  das  ihre  Opposition  verwiirie,  zu  ap- 
pelliren. 

Werden  ihre  Bechtsmittel  verworfen ,  so  bch.ilt  das  Concordat 
seine  Kraft  geg-en  sie;  werden  sie  angenommen  und  das  Concordat 
aniuillirt ,  so  hat  diese  Nichtig^keits-Erklaruug-  die  in  No.  1242.  anjje- 
gebeneu  Wirkung-en. 


Fünfter    Abschnitt. 

Von    den  Folgen    der    g-erichtlicheuBestätig-ung-    des 

Concordats. 

1246.  Ein  Concordat  kann  verschiedene  Resultate  hahen. 
Manchmal  abandonnirt  der  Schuldner  den  Gläubigern  seine  Guter 
ganz  oder  theilweise;  dann  ist  es  eine  freiwillige  Guterabtretung 
(s.  VI,  llaupstück).  Arn  Jiäufigsten  restituirt  dieses  Concordat  dem 
Falliten  die  Disposition  über  seine  Güter,  unter  mehr  oder  min- 
der grössern  Beschr<änkungen  und  Vorsichtsmaassregeln ,  inid  ge- 
stattet ihm  entweder  Fristen  oder  einen  \achlass,  um  sich  zu 
befreien.  In  diesem  letztern  Fall  bewirkt  das  Concordat,  dass  der 
Fallit  wieder  in  die  Verwaltung  seines  Vermögens  ohne  Ausnahme 
eingetetzt    wird  '). 

Zu   dem   Fnde   nuis»  er  das   Urtlieil    d»-n   Sj  tidiken   notificiren    las- 
sen, die   ihm   dann    in  Geg^en\v»rt  de«  CommiHsais  ihn-   Srhliissr.'cliiiun^ 


1)  H.  G.  B.  525. 
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ablegeil.  Entstellt  darüber  eia  Streit,  so  entsclieiclet  das  Handelsge- 
richt, Die  Syndiken  übergeben  dem  -Falliten  wieder  Seine  Bücher, 
Papiere  und  andere  Effecten,  wofür  er  ihnen  Bescheinigung  ertheilt, 
Somit  hören  dann  die  Functionen  der  Syndiken  und  des  Commissars 
auf.     Dieser  nimmt  über  das  Ganze  ein  Protokoll  auf. 

Es  könnte  jedoch  gescliehen ,  dass  nach  dem,  was  No.  1245.  ge- 
sagt wurde,  das  Bestatigungs-Urtheil ,  obgleich  vollzogen,  doch  im 
Interesse  einiger  Gläubiger  in  Folge  einer  nach  der  Vollziehung  Statt 
gehabten  Appellation  widerrufen  oder  für  nichtig  erklärt  würde.  Wie 
gross  auch  der  Schaden  ^väre,  den  sie  ^vegeii  der  Wiedereinsetzung 
des  Falliten  vorschützen ,  so  waren  die  Syndiken  nicht  verantwortlich, 
wenn  ihnen  kein  Fehler  oder  Betrug  vorzuwerfen  ist. 

Blanchmal  wird  auch  ein  Concordat  unter  der  Bedingung  einge- 
gangen ,  dass  zu  mehrerer  Sicherheit  der  Creditoren  der  Fallit  seine 
Geschäfte  nur  unter  der  Aufsicht  von  Commissaren,  die  aus  der  Mitte 
der  Creditoren  gewählt  werden,  übernehmen  darf.  Eiue  solche  Con- 
vention bringt  keine  Veränderung  in  dem ,  was  gesagt  "wurde,  hervor. 
Diese  Commissare  haben  dann  der  Delegation  gemäss,  die  ihnen  von 
den  Gläubigern  gegeben  wurde ,  zu  handeln.  Dies»  hindert  aber  nicht, 
dass  im  Interesse  Dritter  der  Fallit  nicht  der  Entziehung  der  Vermö- 
gens-Verwaltung  enthoben  wird.  Dem  zu  Folge  sind  diejenigen, 
welche  eine  Klage  gegen  ihn  anzubringen  haben,  nicht  mehr  gehal- 
ten ,  sie  gegen  die  Syndiken  anzubringen  *). 

1247.  Der  Schuldner  ist  für  das,  was  ihm  durch  das 
Concordat  an  den  Forderungen  nachgelassen  wird,  völlig  befreit 
und  kann  weiter  nicht  mehr  weder  für  seine  Person,  noch  we- 
gen der  Güter,  die  er  später  erwerben  würde,  in  Anspruch  ge- 
nommen werden. 

Sein  Anerbieten  nachzutragen,  würde  nur  in  so  fern  für  ihn 
verbindlich  sein,  als  es  die  nach  Noc  138  u.  f.  zur  Giltigkeit  eines 
Engagements  nölhigen  Erfordernisse  hätte.  In  Folge  des  nämlichen 
Grundsatzes  ist  der  zugestandene  Termin  ein  Rechtstermin  und  kein 
Gnaden-Termin,  denn  das  Concordat  ist  eine  obligatorische  Convention, 
selbst  in  Betreff  derjenigen,  die  nicht  eingewilligt  hatten./ 

Dieses  Concordat  hat  aber  keine  Wirkung  zu  Gunsten  der 
solidarischen  Mitverpflichteten,  der  Falliten  oder  seiner  Bürgen. 
Da  diese  Personen  aber  gezwungen  sind,  dem  Gläubiger  die  Zah- 
lung der  Schuld  vollständig  zu  machen,  so  können  sie  das,  was 
sie  verlieren,  nicht  vom  Schuldner  zurückverlangen^).  Sie  tragen 
diesen  Verlust,  so  wie  es  der  Gläubiger  hätte  thun  müssen, 
wenn  er  nicht  Rechte  gegen  sie  gehabt  hätte;  diess  folgt  aus 
No.    1215'. 

Das  Recht  des  Gläubigers,  die  Mitschuldner  oder  Bürgen 
für  das,  was  ihm  vom  Falliten  nicht  bezahlt  wurde,  gerichtlich 
zu  verfolgen,  wird  nicht  durch  den  Umstand  modificirt,  dass  er 
dem    Concordat  freiwillig   beigetreten    ist;   statt    dessen   Bestätigung 


1)  Cas«.  21.  Juni  1835.  —    3)  Cass.  33.  März  1814. 
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abzuwarten,  wird   angenommen,   als   habe  er  gethan,   was   ihm   die 
Klugheit  gebot   und    im    guten   Glauben    gehandelt. 

Man  kann  ibin  nicht  die  Unmö'g-liclikeit  znr  Last  Ie»-en ,  worin 
sich  der  Mitschnldner  oder  der  Bürj^-e  befindet,  in  seine  Rechte  ein- 
gesetzt zu  werden,  die  Natnr  der  Dinge  ist  es,  die  dieses  liesnhat, 
df«s  vom  Willen  der  Parteien  nnaljbiing-ig"  ist,  herbeifiilirt.  Da  diese 
Mitscbnidner  oder  ßürgen  selbst  Gläublg-er  des  Falliten  sind  und  zu 
dcu  Verificationen  und  Versamtnlung-en  der  Gläubiger  eing-eladen  wer- 
den,  so  haben  sie  entweder  Opposition  g'eg-ea  das  Concordat  eing-elegt 
oder  nicht.  Tbaten  sie  letzleres ,  so  liaben  sie  die  Unmöglichkeit  ein- 
gesehen ,  mehr  vom  Scluildner  zu  erlialten ,  und  köimen  dann  dem 
Gläubiger  keinen  Vorwurf  machen;  eben  so  verhält  es  sich,  ^yenn 
sie  Opposition  einlegten  und  damit  abg^ewiesen  -wurden,  -sveil  dann 
ang-enommen  Tsird,  dass  das  Concordat  den  Gläubigern  nützlich  war; 
wurde  im  Gegentheil  ihre  Opposition  zugelassen,  so  ist  das  Concor- 
dat für  sie  nicht  oblig-atorisch  und  der  Beitritt  des  Gläubigers  ist  dann 
g'änzlich  indifferent.  Die  Vorsicht  des  Hau|)tgläubigers ,  einen  Vor- 
behalt gegen  die  IMitschuldner  oder  Bürgen  zu  machen  und  sogar  ihnen 
zu  notificiren,  dass  er  das  Concordat  auf  ihre  Gefahr  unterzeichnen 
will,  ohne  von  seinen  Rechten  g;egen  sie  abzustellen ,  wä're  zwar  nütz- 
lich, scheint   aber  nicht  uuumgiingUch   nb'thig". 

Es  ist  daher  Avichtig-,  den  freiwilligen  Nachlass  (s.  No.  224.) 
vom  g-ezwungenen  zu  unterscheiden.  Sobald  keine  Falliments- Erklä- 
rung' erfolgt,  oder  selbst  weim  sie  g-escbah,  aber  kein  Vorschlag-  zum 
Concordat  in  Erfiillung;  gegangen,  hat  ein  Nachlass,  der  durch  Ver- 
trag- eingegangen  wurde,  nur  die  Merkmale  eines  freiwilligen  IVach- 
lasses,  und  ^ver  darein  gewilligt  hat,  kann  nicht  melir  gegen  den  Bür- 
gen auftreten*),  weil  er  sich  ausser  Stand  gesetzt  hat,  ihn  in  seine 
Rechte  einzusetzen,  es  sei  denn,  dass  er  dessen  Einwilligung  und 
seine  Rechte   g^egen   ihn  nach  gemeinen   Regeln  erhalten  hat. 

Der  Nachlass  beim  Concordat  einer  Societät,  in  welcher  die 
Associes  solidarisch  haften,  nutzt  jedem  derselben,  sobald  er  für 
Alle  Statt  hat  und  der  Gläubiger  kann  das,  was  er  einmal  erlas- 
sen ,  nicht  wieder  zurückfordern ,  denn  er  hat  nicht  mehrere  For- 
derimgen ,  sondern  eine  einzige,  die  durch  eine  ausgedehntere 
Verantwortlichkeit  verbürgt  ist').  Jedoch  muss  nicht  daraus  gf- 
sclilossen  werden,  dass  der  Nachlass,  der  durch  Concordat  einem 
einzigen  fallit  gewordenen  Associe  der  Societät  nützen  soll ;  der 
Unterschied    in    den    Motiven    ist    evident. 

Im  erstem  Fall  ist  dir  Nachlass  der  Person  gemacht,  die  in 
dem  collectiven  Wesen  begriffen  ist,  welches  die  Societät  bild«t  ,  und 
ist  folglich  auf  Jedes  Interesse  anwendbar,  welche  diese  Penton  ha- 
ben kaim ;  im  andern  Fall  ist  die  Person  ein  Individuum,  dem  man 
den  Nachlass  macht  und  die  Societät  ist  nicht  unter  dieser  Bezeich- 
nung  begriffen. 

1248.  Das  Concordat  schadet  den  privilegirten  und  Hy- 
pothekar-Gläubigern   nicht   für    das  ,    was    die    Ausübung   ilirer    I'rl- 


1)C.  G.  B.  2037.  —    2)  Abw.  Urtli.  23.  April   I81S;  Ca»».  3.  Jnn.   1**!^- 
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vilegien  und  Hypotheken  betrifft ') ;  es  ist  im  Ge^entheil  ein  Rechts- 
titel zu  ihren  Gunsten ,  um  im  Verhältniss  der  Chirographar-Gläu- 
biger  bezahlt  zu  werden ,  ohne  dass  ilire  Reclite  auf  das ,  Avofür 
das  Privilegium  oder  die  Hypothek  haftet,  betheiligt  würden.  Ha- 
ben sie  aber  Personalarrest  gegen  den  Schuldner  erhalten,  so  fällt 
er,  wie  für   die    Chirographar-Gläubiger,   weg^). 

Man  kann  ihnen  daher  die  Befiigniss  nicht  nehmen,  die  Nullität 
des  Concordats  g-eUend  zu  machen,  es  sei  nun,  weil  es  nicht  von  der 
in  No.  1237.  angefahrten  doppelten  Majorität  berathschlag-t  würde, 
oder  aus  jeder  andern  Ursache ,  aus  welcher  die  andern  Gläubiger 
diese  Nichtigkeitserklärung  erhielten  *). 

Wollten  sie  sich  gegen  das  Concordat  opponiren ,  so  könnte  dies» 
auch  nach  Verlauf  der  acht  Tage  nach  dem  Concordat  geschehen,  da 
sie  nicht  zu  demselben  gerufen  wurden,  folglich  von  dessen  Abschluss 
keine  Kenntniss  haben  konnten. 

Die  zweite  Wirkung  der  gerichtlichen  Bestätigung  ist,  dass 
die  Chirographar-Forderiingen  zu  Hypothekar-Forderungen  werden, 
nicht  als  concurriren  sie  mit  den  Hypothekar-Gläubigern ,  die 
ihnen  vorangehen,  sondern  weil  sie  vor  denjenigen,  die  nach 
Ausbruch   des   Falliments   Gläubiger   wurden,     den  Vorrang    haben. 

Diese  Hypothek,  da  sie  aus  dem  Bestätigungs- ürtheil  entsteht, 
ist  gerichtlich  und  erstreckt  sich  auf  alle  gegeihvärtigen  und  zukünfti- 
gen Güter  des  Schuldners  ;  sie  hat  jaber  nur  Kraft  vom  Tage  der  In- 
scription ,  Avelche  die  Syndiken  aJs  Mandatare  der  Gläubiger  nehmen 
müssen  *)  ,  es  müsste  denn  durch  das  Concordat  anders  bestimmt  wor- 
den sein.  Diese  Inscription  wird  individualiter  zu  Gunsten  eines  jeden 
der  im  Protokoll  der  admittirtenFoideruugen  augeführten  Gläubiger  ge- 
nommen. Wer  nicht  dabei  erschienen  ist,  mag'  sich  die  Schuld  bei- 
messen ,  dass  seine  Forderungen  nicht  inscribirt  worden  sind. 

1249.  Da  durch  das  Concordat  der  Falliments -Zustand 
und  Alles,  was  daraus  erfolgt,  gänzlich  aufhört,  so  ist  auch  mit 
ihm  das  Verbot  zugleich  aufgehoben ,  Hypothekar  -  Rechte  gegen 
den  Schuldner  zu  erwerben^)  (s.  No.  1135,);  die  Gläubiger,  fiir 
welche  nach  den  in  No.  1242  und  J245.  angeführten  Fällen 
laut  ürtheil  ^as  Concordat  nicht  obligatorisch  ist,  hätten  gegen 
die  Person  und  die  Güter  des  Schuldners  die  nämlichen  Rechte, 
als  wäre  er   nicht  in    Fallimentszustand    erklärt  worden, 

Sie  wären  nicht  genö'thigt,  weder  gegen  die  Syndiken,  noch  ge- 
gen die  in  No.  1246.  erwähnten  Commissare  aufzutreten  und  konnten 
den  Personal- Arrest  ausbringen ,  wenn  ihre  Forderungen  ihn  nach  sich 
ziehen  würden,  weil  die  Entziehung  der  Vermögens -Verwaltung  auf- 
gehoben ist.  Sie  befinden  sich  in  der  nämlichen  Lage,  wie  neue  Gläu- 
biger, gegen  welche  sich   der   Fallit    seit  dem    Concordat   verbindlich 


1)  Cass.  9.  December  1792  u.  22.  Pluviose  X.  —  2)  Abw.  Urth.  26.  April 
18U.  —  3)  Cass.  26.  Jan.  1808.  —  4)  C.  G.  B.  3134;  H.  G.  B.  524.  — 
5>  Cass.  11,  Floreal  XI. 
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g^emacLt  Lälte  *).  Würde  der  Scijuldiier  in  der  Folge  seine  Verblnd- 
iicLkciten  niclit  erfüllen  und  nenerdinjüs  seine  ZaLliiiioeu  einstellen,  so 
Aviirde  ihn  diess  in  einen  neneu  Fallinienfsznstijnd  versetzen,  über -we- 
der die  Knfzielinng-  der  Verinög^ens -Verwaltnng^,  die  das  vorhergeg-an- 
gene  Falliment  hervorgebracht,  noch  den  Personal-Arrest,  der  vor  dem 
Coucordat  existirte,   wieder  auileben   machen^). 

Demnach  ^viirden  die  Glänbi<>or  des  ersten  Falliments  kein  aus- 
Rchliessliches  Kecht  auf  das  Mobiliar -Vermögen  haben,  Avoriiber  sie 
den  Beweis  führen  könnten .  dass  es  dem  Falliten  vor  dem  Concordat 
zno'ehörte;  sie  hätten  aber  alle  unter  dem  nämlichen  Datum  auf  die 
Immobilien,  die  der  Fallit  damals  gehabt,  oder  die  *'r  seitdem  er- 
worben hat,  eine  gerichtliche  Hypothek  ,  die  unmittelbar  auf  die  letzte 
der  giltiger  Weise  eingeschriebenen  Forderungen  des  frühern  Falli- 
luenti^  folgen  Avürde. 

1250.  Die  Bestätigung  maclit  das  Concordat  obligatorisch 
fiir  alle  Gläubiger,  die  nicht  in  den  in  No.  1242  und  1245. 
angeführten  Ausnahmsrallen  sich  befinden,  selbst  für  diejenigen, 
die  in  dasselbe  nicht  eingewilligt  hatten,  obgleich  sie  berechtigt 
waren ,  daran  Theil  zu  nehmen ,  und  vorgeben  t\  ürden ,  weder 
der  Verification ,  noch  den  Versammlungen  der  Gläubiger  beige- 
wolint    zu    liaben^). 

Ob  eine  Ausnahme  zu  Gunsten  desjenigen  S'att  hat,  der  vor^-e- 
ben  würde,  in  der  Bilanz  vergessen  worden  zu  sein,  ist  zweifelhaft, 
oder  man  müsste  in  dieser  Auslassung  die  Absicht  eines  Betrugs  er- 
kennen*) ,  was  dann  diesem  Gliinbiger  das  Kecht  gäbe,  in  seinem 
Interesse  das   Concordat  anzugreifen. 

Der  Fallit  ist  gegen  jeden  Inhaber  von  Obligationen  auf 
ihn  im  VerhUltniss  der  im  Concordat  festgesetzten  I)i\idende  >er- 
bindlich ;  er  kann  nur  nach  den  Kegeln  des  gemeinen  Kechts 
über  Irrthum  und  andere  Ursachen  von  Nullität,  die  von  seinem 
Falliment  unabhängig  sind ,  die  Forderimgen  streitig  machen,  die 
adniittirt  wurden^  oder  die  er  in  seine  Bilanz  gebracht,  was  ein 
schriftliches    Geständniss  von    seiner   Seite    ist. 

Es  verhielte  sich  aber  nicht  so  mit  den  Kürgen  des  C-on- 
cordats ,  wenn  es  schiene,  dass  er  nur  verstanden  habe,  es  für 
den    Betrag   der    verilicirten    F'orderungen    zu    verbürgen. 

Hatte  ein  Gl-üibiger  in  Folge  des  nämlichen  Grundsatzes  seil  Aus- 
bruch des  Falliments  eine  contradirforische  N  erui  theilung  gegen  den 
lalliten  erhalten,  ohii»'  nach  ^o.  1  I  (">  I .  gegen  die  Svndikeii  anf/ulre- 
teu^  so  konnte  der  Fallit  das  l'rtiM'il  nicht  angreifen  und  vorgaben, 
duss  er  unnihig  geN%esin  sei.  Die  IVolhueniligkeit  ,  die  dem  (■läubi- 
g-er  auferlegt  ist,  pegeii  die  Syndikeu  auf/ulrelen  ,  ist  nur  im  Intere»se 
der  IMasse  anf»'rh*gt  "•). 

Hier  ist's  am  Ort**,  eine  Frage  zu  erörlern ,  /.u  welcher  die  So- 
lidarität zwischen   mehrerii   fallit  gewordenen  Sdnildnern  Aulass  geben 


1)  Abw.  Urth.  21.  Juni  1825.  —   2)  Cjim.  3.  .l«n.  IHI4  ;     Abw.  Urlh    27     M«i 
|82}>.  —     3)    raw.    9.    Mniz    IMI:    17.  Juni  ISIÜ;     10.  Juni   IS2S;     1*^.    No% 
ISat).  —    4)  Abw.  Urlh.   Iti.  Jan.  I.sUtK    -     .V   Al.w.  Itili    U    Dicmibcr  lSi3. 
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kann;  folg-endes  Beispiel  wird  sie  begreiflicli  macben,  A.  hat  einen 
eig-enen  Wechsel  an  Ordre  von  10,000  Francs  zu  Gunsten  B.'s  ansg-e- 
stellt,  dieser  cedirte  ihn  an  P, ,  der  Inhaber  davon  war,  als  A. 
und  B.  fallirten.  B.  schloss  ein  Concordat  ab,  welchem  zufolge  er 
50  Procent  zu  bezahlen  verspricht.  A.  konnte  aber  keines  abschliesseu 
und  eine  Vereinigung  der  Gläubiger  (union)  hat  Statt.  Welche  Rechte 
kann  B.  g"egen  die  Masse  des  A.  in  Betreff  der  Dividenden  ausüben? 
Präsentirt  sich  P. ,  so  wird  B.  nach  No.  1214.  zurückgewiesen,  oder 
die  Dividenden  inüssten  von  der  Art  sein,  dass  sie  dem  P.  mehr  als 
die  ihm  noch  schuldigen  50  Procent  g-eben  ,  in  welchem  Fall  B.  den 
Ueberschuss  verlangen  kann  (s.  No.  1255).  Wenn  sich  aber  P.  nicht 
präsentirt,  so  ist  allerding"s  B.  berechtigt,  Theil  an  der  Dividende  zu 
nehmen;  muss  er  dann  für  sämmtliche  10,000  Francs  Betrag*  des 
Schulddocuments  oder  bloss  lür  die  bezahlten  5000  Francs  erschei- 
nen ?  ^-  Was  den  letztern  Punct  betrifft  ^  so  kann  man  sagen ,  dass 
er  nicht  mehr  fordern  kann  ,  als  er  bezahlt  hat ,  dass  er  keine  Subro- 
g-ation  in  die  Rechte  des  Inhabers  anrufen  kann ,  da  er  ihn  nicht  wirk- 
lich bezahlt  und  ihn  genöthig-t  hat ,  sich  mit  einem  Theile  zu  begnü- 
g-en ;  dass  er  keinen  triftigen  Grund  anführen  kann  ,  als  befürchte  er 
für  den  Rest  g-ericlitlich  verfolgt  zu  w^erden;  dass  durch  das  Concordat 
die  Rlag-e  von  P,  erloschen  sei,  ui^d  dass  es  gehässig  wäre,  wenn 
sein  Falliment  für  ihn  eine  Quelle  des  Ge^vinns  geworden  wäre. 
Darauf  Hesse  sich  aber  antworten,  was  in  diesem  Fall  anzunehmen 
wäre:  dass  B.  den  Wechsel  mit  10,000  Francs  beim  Kauf  dessel- 
ben bezahlt  hat;  dass  diese  Summe  aus  seinem  Activum  ausg-eg-ang-en ; 
dass ,  wenn  er  sie  integraliter  zurückverlangt  oder  wenigstens  eben- 
soviel als  die  Dividenden  vom  A.  liefern  können,  er  nur  das,  was 
ihm  g'ebüiirt,  verlangt;  dass  sein  Concordat  mit  P.  eine  ganz  fremde 
Sache  sei  und  ihn  nicht  hindern  kann ,  das ,  was  man  ihm  schuldet, 
zu  verlangen,  weil  der  Schuldner ,' der  mit  seinen  Gläubigern  unter- 
handelt, desshalb  nicht  die  Verbindlichkeit  eing-eht,  um  seinen  Schuld- 
nern einen  ähnlichen  Nachlass  zu  machen.  Anders  verhielte  es  sich 
aber,  w^enn  B.  bloss  durch  Aval  den  von  A.  ausgestellten  Wechsel 
verbürgt  hätte;,  dann  dürfte  er  nicht  mehr  verlangen ,  als  er  ansg-elegt 
hatj  und  hier  liessen  sich  die  Argumente ,  die  so  eben  bestritten  wor- 
den, mit  anwenden,  weil  ein  Bürge  niemals  von  einem  Schuldner 
inehr  verlangen  kann,  als  er  für  ihn  bezahlt  hat. 

1251.  Hier  ist  es  auch  am  Orte,  zu  imtersnchen ,  ob  nach  g-e- 
richtlich  bestätig-tem  Concordat  die  Eröffnung-  des  Falliments  noch  fest- 
g-esetzt  w^erden  konnte,  wenn  das  Urtheil,  wodurch  das  Falliment 
erklärt  wurde  ,  diess  nicht  bestimmt  hätte ,  oder  wenn  ein  Grund  vor- 
handen wäre ,  die  Eröffnung"  umzuändern  ?  Der  einzige  Fall ,  in  wel- 
chem diese  Fr^ge  in  Betreff  der  Chirographar  *  Gläubiger  vorkommen 
könnte,  wäre  derjenige,  wo  diese  sich  durch  das  Concordat  g-ewisse 
Theile  des  Activums  oder  den  muthmaasslichen  Gewinn  irg-end  einer 
Klage  auf  Rescission  vorbehalten  hätten  und  verbunden  wären ,  in- 
dem sie  Dritte  eingreifen,  den  wahren  Zeitpuuct  der  Eröffnung-  aus- 
zuklagen. 

Bei  dem  Hypothekar-Gläubigern  kann  diese  Frage  häufiger  vor- 
kommen, Ihnen  ist  das  Concordat  fremd,  sie  können  ihre  gerichtlichen 
Verfolgungen  auf  die  Güter  fortsetzen  und  wenn  der  Preis  davon  nach 
dem  Range  der  Privilegien  und  Hypotheken  getheilt  w^erden  soll,  so 
ist  es  mmichmal  wichtig,    zu  beurtheilen ,   ob   eine   Person,  die  sich 
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fiir  einen  Hypotliekar-GIaubiger  aus«?ibt,  ihre  Hypothek  nicht  inner- 
halb der  zehn  Tag;« ,  die  der  Eröffnung"  des  Falliments  vorangehen, 
erlangt  hat. 


TüTeiintes  Capitel. 

Von    den    Defin  itir-Sy  nd  i  keu    und     der   Verei  ni  geling   der 

Gläubig-er. 

1252.  Drei  Ursachen  verhindern  den  Abschliiss  eines  Con- 
cordats  ;  1)  Wenn  nach  dem  Charakter  des  Falliments  kein  Con-« 
cordat  Statt  haben  darf*);  2)  wenn  das  Concordat  von  der  lega- 
len Majorität  verworfen  wird;  3)  wenn  es  nicht  gerichtlich  be- 
stätigt wird.  Eben  so  verhält  es  sich ,  wenn  der  Fallit  vom 
Angenblick  des  aiisgebrochenen  Falliments  an  seine  Güter  abge- 
treten (s.  VI.  Ilanptstück) ,  oder  wenn  er  diese  Maassregel  wäh- 
rend   des    Falliments    ergriffen    hat. 

In  allen  diesen  Fällen  müssen  die  Gläubiger  einen  Verei- 
nigungs -Vertrag    (contrat  d^tmioii)    schliessen. 


Erster    Abschnitt. 

Von    der    Bildung^    der  Vereinig: ung*    und    der     Ernennung 
der  Definitiv-Syndiken. 

1253.  Die  Chirographar- Gläubiger,  deren  Forderungen  ve- 
rificirt  und  admittirt  wurden,  können  den  Vereinigungs-Vertrag 
bilden;-  jedoch  sind  davon  nicht  die  Hypothekar-Gläubiger  imd 
andere  in  No.  1235.  bezeichnete  ausgeschlossen,  da  sie  bei  der 
Veräusserung  und  Distribution  des  aus  den  Gütern  des  Gemein- 
schuldners erhaltenen  Preises  eben  so  viel  Hechte  haben ,  wie  die 
Chirographar-Gläubiger").  Die  Zalil  der  berathschlagenden  (iläu- 
bfger  ist  indifferent,  da  es  bloss  darum  zu  thun  ist,  im  gemein- 
schaftlichen  Interesse    zu    liandeln. 

Durch  den  nämliclien  Nertnig,  der  die  Ntninigung  consti- 
tuirt,  mi'issen  die  Creditoren  zur  Ernennung  der  Delinitiv- JS^n- 
diken   schreiten'). 


1)  Z.  B.    urnn  sich  niis  der  rntcrsiK-lninp  der  Arte,  Riieher  und  Papiere  den 
Falliten  der  Verdacht  eines  IJankcrolts  er<;il)l  ,    in  welchem   Fall    »ich    dir  Cum 
niissar  dem  Ahschluss  eines  ('oncordats  opponiren  nuiNs.  (H.  G.  B.  521.) 

2)  Abw.  Urth.  2.  Juui  1812.  —    3)  H.  U.  D.  527. 
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Zu  diesem  Amte  können  die  provisorisclien  Syndiken  erwählt 
werden.  Niemand  kann  die  Annahme  ohne  legitime  Gründe  verwei- 
gern,  weil  es  sicli  danim  handelt,  das  gemeinschaftliche  Interesse  zu 
vertheidigen ,  auch  diese  Ernennung"  der  Bestätigung  des  Handelsge- 
richts nicht  bedarf.  Zur  Ernennung-  werden  keine  Candidaten  vorg^e- 
schlag-en.  Die  Sjndiken  können  übrigens  wie  blose  Mandatare  nach 
Gutdünken  der  Gläubiger  -wieder  ihres  Amtes  enthoben  werden,  ohne 
dass  es  nöthig  ist,  über  die  Gründe  abnr(heln  zu  lassen  *). 

Die  Gläubiger  müssen  auch  noch  einen  Cassirer  ernennen^  det 
alle  der  Masse  zng-ehörenden   Gelder  in   Empfang*  nimmt. 

1254.  Der  Vereinigungs-Vertrag  ist  nicht  den  zum  Con- 
cordat  erforderlichen  Bedingungen  unterworfen  und  bedarf  keiner 
gerichtlichen  Bestätigung,  nur  müssen  die  Incidenzklagen  abgeur*- 
theilt  werden ,  wenn  nämlich  ein  Gläubiger  die  Vollziehung  die- 
ses Acts  oder  einige  Operationen  der  Syndiken  streitig  machen 
würde. 

Der  Commissar  muss  über  alle  diese  Umstände  an  das  Gericht 
Bericht  erstalten;  dieses  spricht,  wie  im  Fall  des  Concordats ,  aus, 
ob  der  Fallit  zu  entschuldigen  ist  oder  nicht  und  rehabilitirt  ^verden 
kann.  Der  Commissar  ist  aber  nicht,  wie  beim  Concordat,  verbun- 
den ,  den  Gläubigern  über  die  Lage  -  des  Falliments  Rechenscliaft  ab- 
zulegen ^).  Das  sichere  Geleit  muss  auch  fortbestehen ,  jedoch  kann 
es  vom  Gericht  widerrufen  werden,  das  auch  den  Falliten  einsperren 
lassen  kann  (s.   No.   j  145). 

Weigert  sich  aber  das  Gericht,  den  Falliten  als  entschuldbar  zu 
erklären ,  oder  hat  die  Vereinigung^  Statt ,  weil  die  Bestätigung*  des 
Concordats  verworfen  wurde,  so  ist  der  Fallit  dadurch  allein  nach 
IVo.   1244.  im  Verdacht  des  Bankerotts. 

Zweiter  Abschnitt. 

Von   der  Verwaltung*    der  Definitiv-Syndiken. 

1255.  Die  Definitiv-Syndiken  haben  alle  das  Falliment 
betreffenden  Operationen  zu  beendigen ,  sie  repräsentiren  die 
Masse  ^). 

Sie  nehmen  in  den  vier  und  zwanzig*  Stunden  ihrer  Ernennung* 
den  provisorischen  Syndiken,  in  Gegenwart  des  Commissars  ,  die 
Rechnung  ab  ,  es  sei  denn ,  dass  diese  zu  Definitiv-Syndiken  erwählt 
worden*;.  Sie  sind  auch  berechfigt,  die  Bilanz  zu  untersuchen  ,  ob 
darin  nicht  Artikel  im  Activum  ausgelassen  oder  Forderungen  nicht 
ung^bührender  W^eise  admittirt  wurden. 

Die  Definitiv-Syndiken  müssen  auch  zur  Regulirung  der  zwi- 
schen der  Masse  nnd  Dritten  bestehenden  Solidaritäts  -  und  Bürg- 
schafts-Verhältnisse  schreiten   (s.    No.    1210   u.   f.). 

Die  Anford  ernngen,  welche  die  Masse  gegen  die  Mitverpflichte- 
ten einer  Schuld   machen  kann,  deren  Gläubiger  zugelassen  wurde  und 


1)  C.  G.  B.  2004.  —  2)  H.  G.  B,  521.  —  3)  H.  G.  B.  52$.  —  4)  H.  G.  B.  527. 
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die  Dividencle  im  Falliment  erhoben  hat ,  sind  mehr  oder  minder  aus» 
gedehnt,    je  nachdem   letztere  selbst  fallit  oder  nicht  IVillit  sind. 

Ang-enommen,  der  Mitschuldner  des  Falliten  sei  solvent  geblieben. 
Der  Gläubiger,  der  uacli  No,  1129.  nicht  greg-en  ihn  vor  dem  coiiven* 
tionellen  Termin  auftreten  konnte,  Avar  berechtigt,  sich  im  Falliuient 
-des  falliten  Älitschuldners  z»i  prasentiren  und  es  koimte  g-eschehen, 
dass  er  in  Dividenden  mehr  emplang-eu  hat,  als  der  Antheil  dieses 
letztern  in  der  Schuld  beträg-t.  Da  er  um  so  viel  weniger  vom  an- 
dern Mitschuldner  zu  beg-ehren  hat,  so  können  die  Sjndiken  diesen 
zwingen,  bei  der  iibereing-ekommenen  Verfallzeit  den  Theil,  wofür  er 
entlastet  wurde,   an  sie  zu  bezahlen. 

Die  nämliche  Vorschrift  wäre  auch  auf  den  Fall  anwendbar,  wo 
unter  mehrern  solidarischen  Mitschuldnern  zwei  oder  mehr  fallirt  hät- 
ten und  die  andern  solvent  geblieben  waren.  Z.  B.  Z.  hat  sich  als 
Gläubiger  von  30,000  Francs,  welche  A.,  B.  und  C.  solidarisch  g^e- 
gen  ihn  eingeg;angen  ,  im  Falliment  des  C.  präsentirt,  der  50  l^rocent 
bezahlte,  und  empfing-  15.000  Francs;  eben  so  prasentirte  er  sich  bei 
der  Fallitmasse  Von  B, ,  der  ebenfalls  50  Procent  bezahlte;  dem  zu- 
folge ist  seine  Forderung-  gänzlich  berichtig-t;  da  also  jede  Masse 
3000  Francs  zur  Entlastung-  des  A. ,  dessen  Antheil  10,000  Francs 
betrug,  mehr  bezahlt  hat,  als  sie  sollte,  so  kann  sie  an  ihn  reg-re- 
diren  ,  weil  vorausgesetzt  wird,  dass  er  nicht  fallit  ist,  dass  er  also 
iutegraliter  bezahlen   muss. 

Wäre  der  Fallit  statt  Mitschuldner  ein  solidarischer  Bürge  (s.  No. 
1213.),  "wie  es  die  verschiedenen  Personen  sind,  deren  Unterschrift 
im  Wechsel  vorkommt ,  so  hätten  die  Sjndiken  das  Hecht,  von  den? 
Hauptschnidner  Alles,  w^as  die  Masse  zu  seiner  Kntlastung  in  Folge 
der  Collocirung,  die  der  Gläubiger  erhalten,  bezahlt  hat,  zu  verlan- 
gen (s.  rVo.    1217). 

Um  beurtheilen  zu  können,  ob  die  Masse  zur  Entlastung  des  nicht 
fallit  gewordenen  IVlitschuldners ,  an  den  sie  skli  wendet,  bezahlt 
oder  nicht  bezahlt  hat ,  würden  die  Vorschriften  der  verschiedenen 
Verträge  befolgt. 

Wenn  also  die  Masse  des  Acceptanten  eines  VVechsels  eine  Di- 
vidende dem  Inhaber  bezahlt  hat  ,  so  hat  diese  Masse  mir  in  sofern 
eine  Klage  gegen  den  Aussteller,  als  dieser  die  Deckung  nicht  gemacht 
liätte.  Demnach  kann  das  Begehren  niemals  durch  das  Fallinient  deg 
einen  der  Unterzeichner  eines  begebungsnihigeii  ^Vechsels  an  «l.ii inni- 
gen gerichtet  -werden ,  dem  er  nach  der  Ordnung  Aer  Negociationen, 
oder  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  '  <les  Hechts  diese  Garantie 
schuldig  war. 

Der  Falllmeniszustand  aller  Mit.schuldner  bietet  aber  eine  andere 
I-jage  dar  und  es  muss  dabei  ein  anderer  Weg  eingeschlagen  verd»'ii. 
Z.  B.  A.  und  B.  sind  Noiidarische  Schuldner  des  P.  Beide  f.iliiren. 
Die  Masse  von  A.  zahlt  75  Procent  (s.  l\o.  1211.)  und  diejeulge  von 
B,  25  Procent.  JNun  sollte  man  glauben,  dass  die  Masse  von  A. 
mit  Grund  25  Procent  von  derjenigen  von  B.  verlangen  kann,  weil 
jede  solidarische  Schnhl  zur  Hälfte  zwischen  den  briilen  iMitverbnnde- 
nen  abgeloset  werden  muss  (s.  Wo.  18-.),  was  auch  N>irk.lii-h  Statt 
Latte,  "wäre  ihr  Falliment  nicht  eingetreten.  Jedoch  möchte  im  vor- 
liegend<'n  Fall  der  llegress  der  Masse  des  A.  nicht  gegründet  sein 
(s.  ein  Beispiel  darüber  in  No.  108(").).  Es  gilt  in  Fyllimriitssarhen 
als  unverunderlicher    Grundsatz    (s.    No.    1214.),   dass    die   Dividende, 
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die  auf  eine  ForJernng;  bezahlt  wird,  diese  g-anz  vorstellt;  einen  Re- 
gress  gestatten,  Liesse  also  zwei  Ordnungen  von  Forderung-en  einfüh- 
ren j  wovon  die  eine  ein  Recht  zu  einer  doppelten  Dividende  und  die 
andere  zu  einer  einzigen  Anlass  geben  wurden.  Wirklich  ist  auch 
schon  die  Forderung-  des  P.  im  Falliment  vorg-ekommen ,  sie  hat 
die  Dividende  ganz  erhalten,  die  ihr  zukommen  sollte.  Würde  die 
Masse  von  A.  sich  auch  noch  präsentiren  ,  um  bis  zum  Belauf  der 
25  Procent  daraus  zu  schöpfen,  so  würde  diese  Forderung  zweimal 
in  der  Masse  vorkommen. 

Ein  solcher  Fall  kann  sich  in  Betreff  der  Bürgschaft ,  die  sich  die 
Falliten  gegenseitig*  im  Lauf  ihrer  Handelsoperationen  g-eleistet,  vor- 
kommen. Z-  B,  A.  hat  sich  für  B.  gegen  P.  für  einen  Credit  von 
100,000  Francs  verbürgt.  Seinerseits  verbürgte  sich  B.  für  A.  für 
ebenso  viel  gegen  P. ;  beide  fallireii,  A.  g-ibt  75  Procent,  B.  25  Pro- 
cent ;  obgleich  factisch  A.  für  B.  50,000  Francs  mehr  bezahlt  hat,  so 
tat  dessen  Masse  keinen  Regress  gegen  diejenige  von  B. ,  weil  die 
Collocirung"  des  Gläubigers  die  Dividende  aufgezehrt  hat.  ]\ur  in  dem 
Fall,  wo  B.  sich  rehabilitiren  würde,  könnte  die  Masse  des  A.  we- 
g-en  der  Dividende,  welche  seinen  Antheil  an  der  gemeinschaftlichen 
Schuld  überschreitet,  seinen  Reg^ress  ge^en  dessen  Mitschuldner  B. 
ausüben. 

Ist  jedoch  die  Forderung  eines  Glaubig-ers  in  Folge  der  ersten 
Dividende ,  die  er  in  einer  Masse  empfangen  ,  so  reducirt  worden,  dass 
sie  die  Dividende ,  welche  die  andere  Masse  an  die  Gläubiger  einer 
gleichen  Summe  bezahlt,  nicht  erschöpft,  so  könnte  diejenige,  welche 
den  stärksten  Theil  so  abgetragen  hat,  dass  sie  ihren  Antheil  an  der 
Schuld  übersteigt ,  die  Rechte  des  Gläubigers  bis  zum  Belauf  dessen 
ausüben,  was  die  Masse  von  B.  ihm  hätte  zahlen  müssen,  um  seine 
Dividende  vollständig  zu  machen.  Angenommen  nun ,  A.  und  B. ,  die 
als  solidarische  Mitschulduer  fallirt  haben,  würden  jeder  ihren  Gläubi- 
gern 75  Procent  bezahlen.  Da  P.  zuerst  bei  der  Masse  von  A.  75 
Procent  erhoben  hat,  so  hat  er  also  bei  B.  nur  25  Procent  zu  erhe- 
ben, um  vollständig  bezahlt  zu  sein.  Die  Masse  von  A.  kann  dem- 
nach die  Rechte  des  P.  gegen  die  Masse  des  B.  bis  zum  Belauf  der 
25  Procent  ausüben,  die  sie  über  ihre  Hälfte  an  der  Schuld  be- 
zahlt hat,  was  dann  die  von  ihnen  gemachten  Zahlungen  gleichstellen 
wird. 

Die  nämlichen  Grundsätze  sind  auch  anwendbar,  wenn,  statt 
Mitschuldner  bei  einem  gemeinschaftlichen  Interesse  zu  sein,  die  ver- 
schiedenen Mitverbundenen  nur  solidarisch  gegen  die  andern  verbürgt 
sind.  Z.  B.  wenn  der  Inhaber  eines  Wechsels  sich  im  Falliment  des 
Acceptanten  präsentirt  und  verhältnissmässig  zu  den  übrigen  Gläubigern 
eine  Dividende  erhalten  hat,  so  können  sich  nipht  die  Aussteller  oder 
die  Indossanten  ,  gegen  die  er  nach  No.  442«  seinen  Regress  nimmt, 
bei  der  Masse  dieses  nämlichen  Acceptanten  als  Gläubiger  für  das, 
was  sie  zu  seiner  Entlastung  bezahlt  haben,  präsentiren*).  Wenn 
aber  in  Folge  des  dem  Gläubiger  zustehenden  Rechts,  sich  von  demje- 
gen  des  Mitverpflichtelen,  den  er  wählt,  bezahlt  zu  macheu,  einige 
von  denen,  welche  Fallitgewordene  als  Garanten  haben,  zu  zahlen 
gehalten  waren,   so    sind    sie  berechtigt,    sich    bei    den   Massen    ihrer 


1)  Abw.  Urth.  22.  März  1814. 
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Garanten  zu  prasentir^n ,  die  dem  Inhaber  zustellenden  Recbte  darin 
auszuüben;  sie  können  nur  in  sofern  abg^e^viesen  ^verden,  als  dieser 
Inhaber  sich  selbst  schon  pr;isentirl  hatte,  und  selbst  in  diesem  Fall, 
wenn  letzlerer  nicht  die  Dividenden  g-auz  erschöpft  hätte,  wäre  die 
Masse  des  Verbiirg-lon  berechtiget ,  sich  in  derjenig:en  des  Garanten  zu 
präsentiren  und  den  Rest  der  Dividende,  die  der  Fordernng^  ang^ehört^ 
Wofür  er  nur  solidarischer  Bürge  war.  zu  erheben.  Dann  kann  aber 
eine  andere  Frag-e  entstehen.  A. ,  der  in  Conto  -  Corrent  mit  B.  steht, 
ist  per  Saldo  dessen  Schuldner  von  120,000  Francs;  um  ihm  diese 
Summe  zurückzuzahlen,  gibt  er  ihm  den  Auftrag",  für  seine  Kechnung- 
eben  so  viel  auf  P.  zu  trassiren.  Dieser  acceptirt ,  ohne  das»  er 
Deckung-  hat,  noch  dass  sie  ihm  je  durch  A.  gemacht  wird.  Alle 
falliren^  die  Inhaber  präsentiren  sich  in  der  ÄLisse  von  B.  ,  der  com- 
missionsweise  trassirt  hat ,  so  wie  in  derjenig-en  des  Acceptanten  V. 
Jede  dieser  Massen  bezahlt  eine  Dividende  nach  den  in  No.  1211, 
ang-eg-ebenen  Grundsätzen ;  da  aber  hernach  jede  dieser  Massen  eine 
Schuld  bezahlt  bat,  wofür  A.  ihnen  haftete,  weif  der  Wechsel  seine 
Schuld  ausmachte,  mid  die  Deckung  von  ihm  hatte  gemacht  Averdeii 
sollen*),  80  präsentirt  sich  jeder,  um  zur  Verification  und  n/ichher 
zur  CüUocirung-  in  der  IMasse  von  A.  zugelassen  zti  Averden.  Da  diese 
Masse  den  dritten  Inhabern  nichts  bezahlt  hat,  die  nach  No.  580.  kei- 
nen Keg-ress  an  sie  hatten  ,  so  kann  sie  sich  nicht  -sveig^ern  ,  die  eine 
oder  andere  der  erwähnten  Massen  zu  admittiren  ;  sie  ist  aber  nur 
verbunden,  eine  derselben  zuzulassen,  denn  nach  j\o.  1211.  kann  sie 
nicht  g-ehalten  werden,  für  die  nämliche  'Schuld  Dividenden  an  Meh- 
rere zu  bezahlen.  Nun  fragt  es  sich,  ob  die  durch  die  Masse  von  A. 
schuldig-e  Dividende  der  Masse  des  Cominissions-Trassenten  B.  vor- 
«ug-sweise  vor  denjenigen  des  Acceptanten  P.  gebifhrt,  oder  ob  sie 
unter  ihnen  vertheilt  'vvird?  Hier  möchte  die  Forderun;r  bei  der  Masse 
von  B.  (Aussteller)  gestattet  werden.  Denn  dadurch,  dass  die  Masse 
von  P.  bezahlte  ,  hat  diese  nur  ihre  eigene  Schuld  eing-clöset  ,  ^veiI 
er  als  Acceptant  nach  No.  3ö<3.  direrter  Schuldner  wurde ,  indem  er 
bezahlte.  Er  bat  also  keine  Subrogation  in  die  Rechte  des  Inhabers 
erworben.  Im  Gegentheil ,  B. ,  der  commissionsNveise  trassirte,  war  in 
B<'zug-  auf  A.  nur  solidarischer  Bürge,  er  war  Comniisiiionar ,  der, 
indem  er  diess  für  seinen  Committenten  bezahlte,  nach  Ao.  5  73.  die 
Subrogation  iu  die  Rechte  desjenigen  erwarb,  g:egen  den  ilin  diese 
Qualität  verbindlich  gemacht  hat.  Der  Billigkeit  nach  sollte  man 
glauben,  dass  die  Dividenden  zwischen  den  zwei  Massen  von  B.  und 
P.  g-elheilt  Averden  sollten,  die  Principieu  sind  aber  dagegen.  So  wie 
der  Bürge  einer  Schuld,  für  welche  der  Gläubiger  in  der  Masse  des 
Hauptschuldners  erscheint,  nicht  Gläubiger  in  dem  nämlichen  Falli- 
ment liir  dasjenige  >verdeii  kann,  was  er  aus  dem  in  IN'o.  1*2  H>.  er- 
klärten Grunde  zur  Vervollständigung  bezahlt,  ebenso  kann  auch  die 
Masse  des  Acceptantt-n  P.  im  vorgphgtrn  Fall  nichts  mehr  von 
derjein'gen  von  A.  verlangen,  der  seinem  Kommissionär  eine  Divi- 
dende für  den  nämlichen  Wechsel  bezahlen  muss  ,  weil  dieser, 
indem  er  den  Inhaber  bezahlt  ,  in  Fol^e  6pt  allgemeinen  Grund- 
sätze über  die  Subrogation  alle  Rechte  des  letztern  erworben  hat.  (S. 
^o.   580.) 


1)  H.  G.  B.  115. 
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1256.  Die  Syndiken  bekleiden  einen  legalen  Charakter ,  um 
die  Masse  Torziistellen ,  selbst  zu  processiren  oder  zu  appelliren, 
ohne  dass  dazu  specielle  Ermächtigung  oder  der  Beitritt  des  Fal- 
liten  nöthig   ist. 

In  Folge  des  blossen  Vereinigungs -Vertrags  schreiten  sie 
zum  Verkauf  der  unbeweglichen  Güter  in  den  bereits  angegebenen 
Formen. 

U57»  Ist  weg-en  besonderer  Umsläiide  eine  Versammlung  der 
Gläubiger  uötLig-,  so  sind  sie  durch  die  Syiidikeu  brieflich  und  durch 
die  Zeitungen  zusammen  zu  berufen.  Die  ßescLliisse  werdeu  nach 
absoluter  Stimmenmehrheit  g-enommen. 

Dergleichen  Znsammenberufungen  sind  nöthig*  bei  einem  Compro- 
luiss  über  frei^villiges  Schiedsgericht,  oder  A/\'enn  noch  nicht  realisirte 
Rechte  und  Auspriiche  in  Bausch  und  Bogen  zu  vergleichen  und  zu 
veräussern  sind.  Der  ßeschluss  muss  gerichtlich  bestätigt  werdeu  nnd 
der  Fallit  muss  bei  der  Versammlung'  zugegen  sein,  weil  wegen  des 
Activums  eine   üebereinkunft  getroffen  werden  muss  *). 

Alles,  was  in  No.  J165,  1107,  1181  und  J183  in  Betreff  der 
Verantwortlichkeit  der  provisorischeu  Syndikeu  bei  ihrer  .Geschäfts- 
fiiJirung  etc.  gesagt  wurde,  ist  auf  die  Definitiv -Sjndikeu  au^vendbar. 

Es  kann  jedoch  geschehen ,  dass  gewisse  Operationen  der  Sjn- 
diken  sie  und  die  Masse  auf  eine  directere  und  ausgedehntere  WeiSe 
verbindlich  machen.  Diess  wäre  der  Fall ,  wenu  eine  Vereinigung 
der  Gläubiger  ein  dem  Falliten  angehoriges  Etablissement  übernommen, 
um  es  fortzusetzen  und  die  Syndiken  Engagements  fiir  ürstoffe  oder 
Aehnliches  eingegangen,  so  v  ären  iti  diesem  Fall  alle  Masse-Gläubi- 
ger für  die  Engagements  der  Syudiken  unbestimmt  verantwortlich  mid 
könnten  wie  Associes  ,  die  nach  Wo.  1181.  mit  einander  in  Participa- 
tioii  sind  ,  verurtheilt  werden. 

Wäre  ein  Bürge  verbunden  ,  etwas  zur  Entlastung  der  Masse  zu 
bezahlen,  so  hätte  er  nicht  nur  Anspruch  auf  das  Activum  derselben, 
sondern  auch  noch  gegen  alle  Gläubiger,  welche  sie  bilden. 

1^.38.  Selbst  w^enn  der  Fallit  im  Verdacht  des  einfachen  oder 
betrügerischeu  Bankerotts  wäre,  so  werden  ihm  und  seiner  Familie 
die  zu  ihrem  persönlichen  Gebrauch  nölhigen  Kleider,  Sachen  und 
Mobilien  mit  Genehmigung  des  Commissars  verabfolgt;  die  Syndikea 
entwerfen   darüber  ein  Verzeichnisse). 

Ist  keine  Vermuthung  von  Bankerott  vorhanden,  so  ist  der  Fal- 
lit berechtigt ,  aus  seinem  Vermögen  eine  Unterstützung  zu  verlangen. 
Das  Gericht  bestimmt  deren  Betrag  auf  den  Bericht  des  Commissars 
hin ,  indem  es  die  Bedürfnisse  und  die  mehr  oder  minder  zahlreiche 
Familie  des  Falliten,  wie  auch  dessen  Redlichkeit  und  den  grössern 
oder  geringern  Verlust,  den  seine  Gläubiger  durch  ihn  erleiden,  be- 
rücksichtigt'). Ist  aber  seine  Familie  vor  Nothdurft  geschützt  und 
bietet  die  Activ-Masse  nur  eine  schwache  Dividende  den  Gläubigern 
dar ,  so  kann  es  die  Unterstützung  gäuzlich  verweigern  *).  Sie  kann 
aber  niemals  in  der  Nutzuiessung  von  Immobilien  in  natura  bestehen, 


1)  H.  G.  B.  5f)3.  —    2)   H-    G.  B.   539.   -    .3)  H.  G.  B.  530.  —     4)   Abw. 
Urth.  17.  Nov.  1818. 
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oder  sie  mh'sste  nnr  aiig^enblicklich  sein  und  in    nichts    den  Gang    der 
Operationen  der  Vereinigung-  stören. 

Dritter    Abschnitt. 

Von  der  Distribution  der    eingegangenen  Gelder. 

1259.  In  folgenden  §§,  soll  in  Betraclit  gezogen  wer- 
den 1)  die  Art  und  Weise,  wie  der  erlösete  Verkauf-Preis  des 
Mobiliars  vertheilt  wird,  2)  wie  die  darauf  Bezug  habenden 
Streitigkeiten  beurtheilt  werden  ,  3)  wie  die  Zahlungen  geleistet 
werden,    4)   der  Verkauf  und   die   Ordnung   des  Erlöses. 


§  1 


Vertheilnn?    des  Erlöses    ans  dem  Mobiliar, 


ö 


1260.  Nach  IVo.  1199.  wird  der  Verinielher  des  Hauses  oder 
der  Magazine,  welche  der  Fallit  inne  hatte,  vorzugsweise  vor  allen 
Gläubigern  bezahlt.  So  wie  hinreiclieud  Gelder  vorhanden  sind,  wer- 
den sie  von  den  Syndiken  unter  die  Gläubiger  nacb  Verhältniss  ihrer 
Forderung  vertlieilt  *), 

Zu  diesem  Behuf  iiberg-eben  die  Sjndiken  dem  Connnissar  einen 
Status  über  die  Lage  des  Falliments  und  über  die  in  der  Casse  be- 
findlichen Gelder.  Fr  verordnet  im  geeigneten  Fall  eine  Distribution 
und   bestimmt  den  Betrag. 

Alle  Kosten  und  Ausgaben,  "welche  die  Kinziehung  von  Geldern 
«nd  der  Verkauf  des  Mobiliar -Vermögens  verursacb;  haben  ,  werden 
bei  jedem  Artikel  sogleicli  abgezogen ,  so  dass  nur  der  i^einerlrag- 
ausgeworfen  ^vird.  Auch  wird  auf  diese  Gelder  die  dem  Falliten 
zugestandene   ünterstütznng  erhoben. 

Die  S^ndiken  erhf^ben  auch  alle  Ausgaben  ,  welche  ihre  Admi- 
nistration betreifen,  die  Kosten,  zu  welchen  die  Masse  in  Slreitig- 
keiten  mit  Dritten  venirtheilt  werden  konnte.  Hierzu  geliön  n  auch 
die  Fngagements,  welclie  sie  für  die  Masse  gegen  Drille  eingf^gan^-en 
haben;  dann  kommt  die  Reibe  an  die  Zahlung  der  privile^^irlen  Gläu- 
biger (s.  No.  1191.  u.  f.).  Diese  haben  i'iir  die  Zinsen  die  nämlichen 
I^echte ,  wie  für  da«  CanilaP).  Die  S^'udiken  legen  dem  Commissar 
das  Verzeicimiss  dieser  Gläubiger  vor^). 

Würde  das  Activum  zur  Zahlung  derarti^jer  Fordi'rungen  nicht 
hinreichen  ,  so  müsste  nach  der  bei  den  all^rn»ein«'n  Privilr-jien  unge- 
g^ebenen  Ordnung  verfahren  wertlen  ;  die  («l.iubiger  ,  welche  in  glei- 
chem Hang  stehen  ,  werden  zusanunen  nach  A  erhaltuiss  ihrer  Forde- 
rungen  bezahlt*). 

12bl.       Bei  der  C'ollociruug   dpr  auf  gewisse   Haus  -  Mobilien,   die 
den   Vermiether  nichts  angehen,    privilegirten    Gläubiger    können    »ich 


I)  H.  G.   n.  .'VSS,  559.  —  2)  Abw.  Urtü.  14.  Juli  IS2!).   —  3)  H.  G.  D.  533. 
4)  C.  G.   B.  2Ü7Ü. 
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melir  Scliwieng-keiten  erlieben.  Sind  die  Geg-eiistäi^de ,  worauf  das 
Privilegium  liaftet ,  vom  Falliten  vor  dem  Falliment  verkauft  ^vorden 
und  der  Preis  dafür  noclt  nicht  bezahlt,  so  hat  keine  Subrogation  des 
Preises  auf  die  Sache  Statt  (s.  ]\o.  956.)?  weil  die  Privileg-ien  stren- 
gen Rechtens  sind,  mit  Ausnahme  dessen,  was  im  folgenden  Capitel 
über  die  Vindication  deponirter,  gelieliener  oder  verpfändeter  Sachen 
gesagt  ^Verden  soll. 

Sind  die  Gegenstände,  worauf  ein  Privilegium  liaftet,  seit  der 
Eröffnung  des  Falliments  auf  gerichtliclies  Ansuclien  des  privilegirten 
Gläubigers  verkauft  worden  (s.  No.  1164.),  so  wird  im  Activum  des 
Falliments  nur  das,  was  von  den  verkauften  Gegenständen  nach  Ab- 
zug der  Rosten  und  der  schuldigen  privilegirten  Summe  übrig  bleibt, 
begriffen.  Der  Gläubiger  wird  dann  nur  znr  JXotiz  im  Status  der 
Collocirung  eingeschrieben  *). 

Sind  aber  die  Gegenstände ,  worauf  ein  Privilegium  haftet ,  durch 
die  i\genteu  oder  Sjndiken  verkauft  Avorden ,  so  können  die  Sjudiken, 
um  frei  über  die  Gegenstände  zu  verfügen,  dem  privilegirten  Gläubi- 
ger, der  sich  dem  Verkauf  opponirt  hätte,  seine  ganze  Forderung 
verbürgen.  Dieser  wird  dadurch  Gläubiger  der  Gesammtmasse  und 
muss  demnach  vor  jeder  Distribution  aus  den  Geldern  derselben  be- 
zahlt werden.  Der  Bürge ,  der  ihn  bezahlen  würde ,  hätte  durch  Sub- 
rogation die  nämlichen  Rechte. 

Aus  dem  Gesagten  muss  aber  nicht  geschlossen  werden ,  dass 
ein  Pfandgläubiger  berechtigt  sei,  von  den  Sjndiken  zu  verlangen, 
dass  sie  ihm  für  seine  ganze  Forderung  Bürgschaft  leisten ,  nm  die 
Befugniss  zu  haben ,  das  Pfand  zu  veräussern.  In  der  Regel  kann  er 
nur  den  Erlös  des  Pfandes  ansprechen  2).  Jedoch  kann  es  auch  ge- 
schehen,  dass  die  ganze  Schuld  verbürgt  werden  kann,  wenn  es  die 
Umstände  rechtfertigen.  Z.  B.  wenn  die  Schuld  verfallen  ist  und  die 
Umstände  zum  Verkauf  für  den  Gläubiger  ungünstig  wären ,  dass  er 
augenblicklich  nm  jeden  Preis  losschlagen  müsste,  und  Hoffnung  vor- 
handen ist,  beim  Abwarten  günstigerer  Umstände  einen  bessern  Preis 
dafür  zu  erhalten;  in  diesem  Fall  ist  der  Gläubiger  nicht  verbunden, 
einzuwilligen. 

Ausser  diesem  Fall  hat  der  Gläubiger  nur  ein  Privilegium  auf 
den  Preis.  Der  Verkauf,  selbst  wenn  er  auf  Requisition  der  Syndi- 
ken geschieht,  ohne  dass  er  sich  des  Rechts  bedient  hat,  ihn  selbst 
zu  betreiben  ,  kann  ihn  seiner  Rechte  nicht  verlustig  machen.  Dann 
hat  eine  Subrogation  des  5»*löses  Statt,  weil  dieser  Fall  nicht  der 
nämliche  wie  der  hier  oben  angeführte  ist;  wären  auch  Gelder,  die 
aus  den  verschiedenen  angegebenen  Ursachen  eingegangen  sind ,  zu 
andern  Ausgaben  verwendet  worden,  so  wäre  dieser  Umstand  ganz 
indifferent. 

In  diesen  verschiedenen  Fällen  sind  die  Gegenstände  ,  auf  w^el- 
chen  das  Privilegium  haftet ,  nach  Convention  oder  nach  Beschefffen- 
heit  der  Sachen  zu  bestimmen  (s.  No.  1190  u.  f.).  Ist  der  reine 
Ertrag  nicht  hinreichend  ,  um  das  Privilegium  auf  die  Sachen  abzulö- 
sen ,  so  geht  der  Gläubiger  für  den  ihm  zukommenden  Rest  mit  den 
Chirographar-Gläubigern  auf  die  Mobiliar-Masse  über. 

Die  Collocirung  der  besonderen  Privilegien  steht  übrigen»  nach 
No.   1191.  den  allgemeinen  Privilegien  nach. 


1)  H.  G.  B.  535.  —     2)  H.  G.  B.  536. 
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1262.  Es  kann  ßicb  ereig-nen ,  dass  ineLrere  Glaubig-er  auf  Jen 
näinlicLen  Ge^eiisland  und  aus  rerscliiedenen  Ursaclien  privilegirt  sind. 
Dann  innss  auch  die  Ordnung-  festgesetzt  Averden ,  iu  ^\•elc}le^  der 
Erlös  unter  sie  zu  vertlieilen  ist.  In  gewissen  Fällen  gestattet  die 
BescLaffenlieit  der  Forderung  nicLt ,  dass  sie  aus  verscliiedenen  Ur- 
saclien mit  einander  concnrriren,  diess  sind  z.  B.  die  Rechte  des 
Pfandglanbigers  ,  des  Wirthes ,  des  Fuhrmanns.  In  andern  Fallen, 
%vo  die  Concurrenz  der  Natur  der  Sachen  nicht  entgeg-euläuft ,  wenn 
mehrere  aus  dem  nämlichen  Grunde  Ansprüche  machen ,  z.  B.  wenn 
sie  zu  Schadlosiialtung  wegen  eines  Amtes  berechtigt  sind ,  wird  unter 
sie  die  Bürgschaft   veiiheiif. 

Hat  keiner  ein  Vorzugsrecht  vor  dem  Andern ,   so  concurriren  sie 
in  der  Ordnung  ,  wie  bei  den  Privilegien  gesagt  worden. 


§■ 


9 

cai« 

Wie  die  Streitigkeiten  über   die  Distribution   benrtheilt 

werden. 

1263«  Entstehen  Streitigkeiten  in  Betre/T  der  Ordnu'ig,  die  bei 
der  Collocirung  der  Gläubiger  bestimmt  wird,  so  haben  diejenigen, 
welche  ihr  Interesse  >f  rietzt  glauben ,  Opposition  bei  der  Distribnlion 
einzulegen. 

Dazu  ist  keine  peremptorische  Frist  bestimmt ,  weil  nach  Ko. 
12G0.  der  Status  der  Masse  nicht  notificirt  wird..  Hätte  man  aber 
die  Operationen  beendigen  und  die  Zahlungen  macheu  lassen,  so  konnte 
keine  Anforderung  melir  gemacht  werden. 

Was  diejenigen  Gläubiger  betrifft,  welche  eine  Collocirun»  be- 
stritten liaben ,  so  würden  sie  dennoch  zugelassen ,  wenn  sie  unge- 
achtet der  Litispendenz  vollzogen  wurde ;  wird  sie  widerrufen ,  so 
muss  derjeinge,  welcher  auf  eine  ungebühreude  Weise  empfangen  Iiat, 
restituiren. 

Ist  das  vorgeblirlie  oder  bestrittene  Privilegium  aus  einer  Ursache 
entstanden,  die  der  (ompetenz  des  Handelsgerichts  angehört,  so  ent- 
scheidet dieses ,  im  entgegengesetzten  Fall  aber  das  Civilgericht.  Die 
Kosten  werden  von  demjenigen  getrageuj   der  unterliegt*). 

§.  3. 

Wie  die   Zahlungen  geleistet  werden. 

i204.  Der  Commissar  ertbcilt  »eine  Ermächtigung  acur  Zalilnn«^ 
der  nicht  bestrittenen  oder  xlerjenigen  Pritilegieu ,  die  in  Folge  von 
Urtheilen   beibihuhen   \a  uril(*ii  ^). 

Wären  einige  Gläubiger  nur  unter  der  Bedingung  ,  das  sie  Bürg- 
schaft leisten,  collocirt  worden,  so  müssen  die  Syndiken  ,  bevor  sio 
bezahlen  ,  diese  Sidurheit  fordern.  Es  könnte  auch  geschehen  .  dnn« 
nach  No.  121G.  ein  GläuLiger,  der  mit  drin  Bürgen  zuiileich  collo- 
cirt ist,  von  dem  er  einen  Theil  der  Schuld  erhalten   hutle.  Opposition 

1)  U.  G.  B.  458,  633.  —    2)  H.  ü.  B.  559. 
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einlegte,  damit  die  dem  Biirg-en  zukommende  Summe  ihm  bezahlt 
würde  ,  um  seine  Ansprüche  daran  auszuüben  ;  diess  würde  dann  vom 
compefenten  Gericht  beurlheilt  und  die  streitige  Summe  bis  zur  Ent- 
scheidung deponirt  *).  ' 

Die  Gläubiger  werden' von  den  Beschlüssen  des  Commissars  und 
von  d(?r  Eröffnung  der  Distribution  benachrichtigt  ^).  Die  Hypothekar- 
Gläubiger  sind  von  dieser  Vertheilung  nicht    ausgeschlossen.    (S,  JNo. 

266.) 

Die  Distribution  der  Dividenden  geschieht  nach  einem  Verthei- 
lungs  -  Status ,  den  die  Syndiken  entwerfen  und  der  vom  Commissar 
genehmigt  wird.  Der  Empfanger  qnittirt  darauf  am  Rande  ^),^  Keine 
Zahlung  darf  aber  anders  geschehen ,' als  gegen  Vorzeigung  des  die 
Forderung  begründenden  Documents  ,  oder  wenn  die  Schuld  nicht  ge- 
gen Document  contrahirt  wurde,  gegen  Vorzeigung  eines  Extracts  aus 
dem  Protocoll,  worin  der  Gläubiger  admittirt  wurde. 

]\ur  dann,  wenn  der  Gläubiger  ii>tegraliter  bezahlt  wird,  ist  er 
genöthigt,   seinen  Rechtstitel  zu  übergeben. 

Die  von  jeder  Masse  bezahlte  Dividende  wird  auf  seinem  Titel 
angeführt  und  dadurch  verhindert,  dass  der  G|ä'ubiger  einer  solidari- 
schen Schuld,  der  in  mehrern  Massen  collocirt  ^vurde ,  mehr  erhält, 
als  ihm  gebührt.  Ereignet  sich  ,  dass.  durch  die  von  mehrern  Massen 
auf  einen  und  denselben  Rechtstitel  bezahlten  Dividenden  die  Schuld 
gänzlich' getilgt  wird,  so  entsteht  nun  die  Frage,  welcher  Masse  die- 
ser bezahlte  Titel  verbleiben  muss.  Diess  lässt  sich  folgendermaassen 
entscheiden:  Besteht  das  Document  aus  einer  solidarischen  Obliga- 
tion, die  von  alle  Falliten  solidarisch  unterzeichnet  ist,  so  hätten  die  Ge- 
richte zu  entscheiden,  bei  wem  unter  ihnen  es  deponirt  vN^erden  soll, 
unter  der  Bedingung-  jedoch,  es  bei  erster  Aufforderung  der  MilschulA- 
ner  vorzuzeigen;  besteht  es  bloss  aus  einerHauptobligation,  die  solida- 
risch verbürgt  ist,  so  wäre  der  Bürge,  der  einem  Dritten  haftet,  nach 
No.  219.  in  dessen  Rechte  subrogirt  *)  ,  wenn  er  für  den  Hauptschuld- 
ner bezahlt.  Würde  aber  ausser  dem  Falliten  auch  sein  Bürge  fal- 
liren  und  der  erstere  sich  rehabililiren  wollen,  so  ist  das  Schuld- 
document  Masse  des  letztern  zuzustellen, 

§4. 

Vom    Verkauf   der   Immobilien    und  der  Rangordnung   des 

Erlöses   derselben, 

12o5.  Die  definitiven  Syndiken  schreiten  ohne  Hinzuthrn  des 
Falliten  zum  Verkauf  der  Immobilien.  Diess  muss  binnen  acht  Tagen 
unter  Autorisation  der  Commissars  und  unter  Beobachtung  der  im  Ci- 
vilgesetzbuch  für  den  Verkauf  der  Güter  der  Minderjährigen  vorge- 
schriebenen Form  geschehen^).  Jeder  Gläubiger  kann'  binnen  acht 
Tagen  nach  dem  Zuschlage  ein  Uebergebot  darauf  thun ,  das  w^enig- 
stens  ein  Zehntel  des  höchsten  Gebots  betragen  muss^).  Er  hat  sich 
Dach  den  Vorschriften  des  gemeinen  Rechts  in  Betreff  der  Uebergebote 


1)  Ord.  V.  .3.  Juli   1816.   —    2)   H.  G.    B.   560.    —    3)   H.   G.    B.  561.    — 
4)  C.  G.  B.  1231.—     5)  H.  G.  B.  533.  —    6)  H.  G.  B.  565. 
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bei  freiwillig'er  Veransserimg'  zu  ricJiten  ').  Ist  schon  vor  Ernennnn^ 
der  Definitiv- Syndiken  eine  Klage  auf  g-ericLtlichen  Verkauf  der  Gruod- 
stiicke  des  Geineinschuldners  ang-estellt  worden  (s.  No.  11G4.),  so 
inuss  sie  Tom  Kläger  nach  den  ,  für  die  Verkäufe  von  in  Beschlag: 
g-enomnienen  Gütern ,  besfiminten  Formen  betrieben  werden  ^). 

1266.  Da  das  Falliment  alle  Güter  des  Falliten  begreift,  so 
inuss  ilir  Verkauf  vor  dem  Civilg:ericht  des  Orts  der  Eröffnung-  ge- 
schehen,   sie  mögen  auch  anderAvärts  geleg-en  sein. 

Alles  mnss  so  viel  als  möglich  in  einer  und  derselben  Operation 
begriffen  sein,  und  hier  werden  die  g-ewölinlichenReg^eln  der  Procedur 
befolgt. 

Wenn  es  geschieht^  dass  die  Distribution  des  Erlöses  aus  der 
Mobiliar-Masse  derjenigen  der  Inimobillar-Masse  vorang-eht  und  Hvpo- 
thekar-Gläubiger  ihrem  Rang-e  nach  (s.  IN'o.  1264  )  Theil  daran  neh- 
men ,  so  ist  desshalb  nicht  minder  jeder  von  iJmen  der  Ordnung-  nach 
so  locirt,  als  liä(te  er  nichts  empfangen^).  Präsentirt  er  sich  aber, 
um  für  den  Betrag"  seiner  Inscription  bezahlt  zu  worden,  so  zielit 
man  die  Summe  davon  ab,  die  er  in  der  Mobiliar- Dividende  empfen- 
gen  hat. 

Dieser  Abzug*  nützt  aber  den  Hypothekar-Gläubigern  nicht,  deren 
Inscription  später  genommen  wurde;  er  wird  als  eingegangenes  Geld 
vorg^etragen ,   das   an   Chirographar-Glaubiger  zu  verf heilen   ist. 

Geht  aber  die  Ordnung  der  Immobilien  der  Mobiliar- Distribution 
voraus ,  so  wird  der  Hjj)othekar-Gläubiger  dein  Rang-  nach  für  seine 
ganze  Forderung-  locirt  und  nimmt  nur  Theil  bei  dieser  letzten  Distri- 
bution für  das,  was  der  Ordnung-  nach  .  in  Folge  der  Unzulänglichkeit 
des   Erlöses    der  hypothecirten    Immobilisn   nicht    lorirt   worden    wäre. 

Wird  der  Hypothekar-Gläubiger ,  nachdem  er  in  der  Mobiliar- 
distribution begriffen  worden ,  nicht  völlig  befriedigt ,  so  werden  seine 
Rechte  auf  die  Chirogr^phar-JMasse  definitiv  und  nacli  d«Mi  Sunnnen  be- 
stimmt, für  welche  er  nach  seiner  Location  in  der  ImmobiÜar- Masse 
noch  Gläubiger  bleibt,  abzüglich  dessen,  was  er  bei  der  Ifvpothokar- 
Location  empfangen  hat;  demzufolge,  und  wenn  die  bei  der  !Mobiliar- 
distribution  erhobenen  Gelder  die  Dividende  überstieg-en  ,  darin  der 
Theil  seiner  Forderung,  welcher  dem  Rang:  nach  nicht  bezahlt  wurde, 
erhalten  sollte  ,  so  wird  ihm  dieser  Ueberschuss  abgezogen,  wie  diess 
bei  der  Chirographar-Masse  gesagt  wurde. 

1  —  67.  Diess  soll  durch  nachfolgende  Beispiele  näher  betrachtet 
werden  : 

Z.   B.   Die  sämmtlichen  Schulden  belaufen  sich  auf  000,000  Francs, 
und  zwar  wie  folgt : 
Hypothekar-Gläubiger: 

A.  für   150,000  Frs. 

B.  -        80,()()()      - 

c.    -      r)(),()o()    - 

D.  -      20,000     - 

E.  -        40,000      - 

^,  .  I       r«,  .  ,  •  :i50,000  Fr«. 

Inirograpnar-l»  laubiger, 

zusanuuen  für  250,000 


Zusammen   600,000  Frs. 


1)  Cass.  31.  Not.  1827.  —  2)  11.  G.  B.  432.  G.  O.  673.  —  3)  H.  G.  B.  544»,  541. 
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Erste  Hjpotliese.  Da  die  Immobilien  zn  310,000  Francs  rer- 
kauft  werden,  bevor  die  beweglichen  Güter  gänzlicli  realisirt  sind, 
so  wird  die  Vertlieilnng-  des  Netto  -  Ertrag s ,  der  liier  mit  300,01)0 
Francs  ang^enommen  wird,  Torg-enommen.  Die  drei  ersten  Hjpolbekar- 
Gläubiger  A.  B.  C.  werden  gänzlicli  befriedigt  (290,000  Francs). 
D.  empfängt  nur  10,000  Francs,  E.  aber  nichts.  Der  Erlös  der  be- 
weglichen Güter  beträgt  netto  15,000  Francs;  D. ,  der  nur  10,000  Francs 
empfangen  hat,  wird  also  Glänbiger  der  Mobiliar-Masse  für  10,000 
Francs ,  und  E.  geht  mit  seiner  ganzen  Forderung  von  40,000  Francs 
auf  diese  Masse  über.  Diese  50,000  Francs,,  verbunden  mit  den  250,000 
Francs  der  Chirographar-Glaubiger,  betragen  zusammen  300,000  Francs, 
so  dass  jeder  50  Procent  erhalten  wird. 

Zweite  Hypothese.  Der  Erlös  der  Mobiliar  -  Masse"  wird 
zuerst  vertheilt. 

Da  die  Hjpothekar-Gläubiger  nach  No.  1264.  berechtigt  sind, 
Theil  daran  zu  nehmen,  aber  noch  nichts  auf  ihre  Forderungen  erho- 
ben haben  ,  so  concurriren  sie  im  Verhaltniss  ihrer  Forderunizen  in  der 
Mobiliar-jMasse.  Die  Masse  der  Gläubiger ,  die  in  der  Vertheilung 
begTiffen  wird,  beläuft  sich  auf  02,500  Francs.  Die  Hypothekar-Gläu- 
big"er  sollen  empfangen: 

A.  37,500  Frs. 

B.  20,000     - 

C.  15,000     - 

D.  5,000     - 

E.  ,10,000     -  , 
und  die  Chirog^raphar-Gläubig-er    62,500     - 

Zusammen     150,000    Frs. 

Bei  dieser  zweiten  Hypothese  haben  die  Chirographar  -  Gläubiger 
nur  ein  Viertel  ihrer  Forderung-  erhalten,  statt  der  Hälfte,  die  sie  bei 
der  ersten  empfingen ;  diess  soll  ihnen  aber  ersetzt  werden.  Statt  die 
Hypothekar-Gläubiger  bloss  für  das,  was  ihnen  noch  zu  Gut  kommt, 
zu  lociren ,  werden  sie  locirt,  als  hätten  sie  niclits  erhoben,  z.  B.  A. 
für  150,000  Francs_^u.  s.  -vv. ;  so  dass  also  die  drei  erstem  für  ihre 
ganze  Forderung*  eingebracht  werden.  Da  sie  aber  bereits  ein  Viertel 
aus  der  Mobiliar-Masse  darauf  erhalten  haben  ,  so  wird  ihnen  dieses 
abgezognen,  und  g-eht  in  die  Chirograph a,r-Älass8  über,  um  mit  dieser 
vertheilt  zii  werden.  Da  der  vierte  Hypothekar-Gläubiger  D.  nur  die 
Hälfte  seiner  Forderung  empfangen  hat,  so  wird  er  nur  für  die  andere 
Hälfte  Chirog-rapliar-Gläubiger  ,  für  welche  er  bei  der  Mobiliar  -  Dis- 
tribution hätte  vorkommen  sollen  ;  dennoch  wurde  ein  Viertel  der  20,000 
Francs,  statt  ein  Viertel  von  10,000  Francs  eingebracht ;  es  'wer- 
den ihm  demnach  2500  Francs  eingeLiihen,  die  auf  die  Chirographar- 
Masse  übergehen.  Da  E. ,  letzter  Hypothekar  -  Gläubiger,  nach  der 
Locations-Ordnung-  nichts  erhoben  hat ,  so  bleibt  er  für  seine  ganze 
Forderung-  Chirographar-Glaubiger. 

Die  den  Hypothekar-Gläubigern  eingehaltenen  Summen  gehören 
den  Chirograi)har-Gläubigern  an,  und  ist  das  Resultat  der  zweiten 
Vertlieilungsart    demjenigen  der  er&terii    gleich. 
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Vierter    Abschnitt. 

Ende  der  Vereinigung^  «nd  dessen  Wirkungen. 

1268.  Nach  beendigter  Liquidation  versammeln  sitli  die,  auf 
Antrieb  der  Syndiken,  zusaramenberufenen  Gläubiger,  unter  dem  Vor- 
iltze  des  Coramissars  ^) ;  die  Syndiken  legen  dabei  ihre  Rechnung  ab, 
nnd  der  üeberscluiss  macht  die  lezte  Vertheilimg  aus.  Dann  ist  die 
Vereinigung  aufgelöset. 

Wären  dem  Falliten  im  Lauf  des  Falliments  Güter  zugefallen, 
80  könnten  seine  Gläubiger  den  Verkauf  derselben  betreiben  (s.  VL 
Hauptstück,    Cap.   2.), 

Der  Fallit  kann  der  Reclinungsablegnng  bei^vohnen  und  seine 
Einwendungen  maclian.  Ist  er  aber  nicht  erschienen,  so  Avird  auge- 
uominen,  als  genehmige  er  die  Rechnung.  Er  kann  sie  dann  nicht 
mehr  anders ,  als  nach  dem  gemeinen  Recht  ^vegen  Irrtliitmer  oder 
Anslassuiig  angreifen  -). 

Der  Fallit  bleibt  Schuldner  für  Alles,  was  die  Gläubiger  nicht 
in   Felge  von  Distributionen   erhalten   haben. 

Ob  aber  das  sichere  Geleit  und*  das  Verbot,  Personal- Arrest  ge- 
gen  ihn  zu  erhalten  oder  zu  vollziehen  (s.  ]\o.  1J45  und  11-19),  noch 
gegen  ihn  fortbestehen  kann  ,  möchte  zu  bezweifeln  sein  ,  da  die  aus- 
»ergewÖhnliche  Jurisdiction  des  Handelsgerichts  ,  das  in  jedem  andern 
Fall  kein  sicheres  Geleit  ertheilen  kann,  mit  den  Operationen  des  Fal- 
liments aufliö'rt').  Die  Ansprüche,  welche  nicht  bezahlte  Gläubiger 
machen,  aus  Avelchem  Grunde  es  auch  sei,  selbst  wenn  sie  sich  nicht 
bti  der  Verification  präsenlirt  hälteu ,  köiuien  nicht  mehr  gegen  die 
Syndiken,  deren  Administration  beendigt  ist  ,  angebracht  VN'erden.  Der 
Schuldn<*r  bleibt  und  kann  allein  gerichtlich  verfolgt  Averden ;  das  ein- 
zige Mittel,  dem  Personal- Arrest  zu  entgehen,  ist.  die  Güter  gericht- 
lich abzutreten.  Die  Gerichte  können  jedoch  in  Betracht,  dass  der 
Schuldner  noch  nichts  erworben  ,  ihm  Fristen  gestatten  *)  ,  was  aber 
eine  Hegünsligung  ist,  die  nicht  mehr  aus  dem  Fallimentszustande 
hervorgeht. 

l«2o9.  Wenn  sämmtliche  Gläubiger  dem  Falliten  Fristen  gestat- 
ten würden  und  ihm  die  freie  Verfügung  über  seine  Güter  überliessen, 
Nvcnn  sie^  dem  Gericht  ilire  gerechten  Gründe  und  ihren  und  den  evi- 
denten Vortheil,  den  sie  von  dieser  Concession  hoffen,  vorstellten  und 
verlcujgten  ,  dass  die  Funclionon  der  Syiuüken  und  des  ConunisHars 
auHiörtt  n  ,  so  könnte  das  (»«'rieht,  wenn  es  sich  von  der  Triltigkcit 
der  Gründe  überzeugt  hat,  ihri'ui  Begehren  wliUahreu,  jedoch  verlan- 
gen, dass  wegen  der  noch  unbekannten  Gliinbigpr ,  die  sich  noih  pra- 
senfircn  könnten,  Bürgschaft  geleistet  werde,  deren  Suumie  und  Dauer 
es  bestimmt. 

Der  Fallit^  der  auf  diese  Weise  in  die  Administration  sr5n*»r 
Güter  eingesetzt  wird,  erhalt  dadurch  die  freie  V^erfügung  darüber. 
Alle  Engagements ,  die  er  eingehen   würde ,  Hypothekcu  oder  Veriius- 


\)  ir.  G.  D.   502.  —  2)  G    O.  541.  Abw.  ürth.  15.  März  1826.  -  3)  Cas.^.  9. 
Mai  I8U.  —   4.  C.  G.  B.   1244. 
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serimg-en  ,  iii  die  er  willigte ,  würde  keine  leg-ale  Präsiimtion  von  Bc' 
trug"  treffeu,  und  würde  er  neuerding-s  in  Faliiinentszustand  g-erafbeii, 
so  könnten  die  iuzAvischen  gemachten  Acte  nur  dann  annullirt  ^verden, 
wenn  Betrag*  erwiesen  würde,  oder  wenn  sie  in  den  in  No.  1131 
u,  f.  ang-eg-ebenen  ,  das  neue  Falliment  betreffenden  Fristen  Statt  g-eliabt 
hätten.  Nacb  diesen  ang-efiibrten  Gründen  lässt  sieb  aucli  der  Fall 
benrtbeilen  ,  w^o  ein  Fallit ,  der  kein  Goncordat  erhalten ,  durch  Hilfs- 
mittel,  die  ihm  znfliessen ,  alle  seine  Creditoren  integraliter  bezableu 
^vill.  In  diesem  Fall  können  die  Syndiken  verurtbeilt  \verden ,  ihm 
Rechnung"  abzulegen  und  ibu  wieder  in  seine  Güter  einzusetzen ,  denn 
da  die  Gläubig-er  befriedig-t  sind,  so  haben  die  Sjndiken  nichts  mehr 
zu  verwalten. 

VTürden  aber  ausser  den  Gläubigern  ,  welche  die  Vereinigung 
ausmachen  ,  noch  andere  vorhanden  sein,  deren  Rechte  in  der  Bilanz 
oder  durch  ande're  Acte  constatirt  sind ,  so  könnte  das  Gesuch  um 
Aufhebung'  des  g-erichtlichen  Beschlags  nur  dann  zugelassen  werden, 
w^enn  darg-ethan  ist ,  dass  die  Gläubiger  befriedigt  sind ,  oder  dass 
ihnen  rechtskräftig'  keine  Rechte  zuerkannt  .würden. 


Zelinte^  Capite!. 

Von      der     Vindication. 

1270,  Unter  Vindication  (i^evendtcaiio7i)  versteht  man 
die  Klage,  wodurch  man  eine  Sache,  wovon  man  sich  als  Eigen- 
thümer  ausgibt,  zurückfordert.  Sie  kann  von  einem  Handels- 
mann gegen  einen  andern  in  verschiedenen,  dem  Falliment  frem- 
den Fallen  Statt  haben  (s.  VIl.  Abth.)  ;  wird  sie  gegen  die  Gläu- 
biger einer  Fallitmasse  ausgeübt,  so  bezweckt  sie,  gewisse  darin 
befindliche  Sachen  davon  abzusondern,  um  sie  ausschliesslich  dem 
Vindicanten  zuzueignen,  es  sei  nun,  dass  er  sie  zurückfordert, 
als  habe  er  sie  nie  transferirt,  noch  als  Eigenthum  dem  Falliten 
transferiren  wollen,  oder  dass,  nachdem  er  sich  des  Eigenthums 
dieser  Sachen  im  Glauben ,  dafür  bezahlt  zu  werden ,  zu  Gunsten 
des  Falliten  begeben ,  er  den  Verkauf  wegen  nicht  erhaltener 
Zahlung  aufheben  und  sein  Eigenthum  wieder  erlangen  will.  - 
Daraus  ersieht  man,  ^yorin  die  Vindication  von  dem  in  No.  1261. 
erwähnten  Rechte  sich  unterscheidet,  das  einigen  privilegirten  Gläu- 
bigern zusteht. 

Es  ist  gleichviel,  zu  ^velcher  Zeit  die  Vindication  Statt  hat,  ob 
gegen  die  provisorischen  Sjndiken  nach  den  in  No.  1176.  gegebenen 
Vorschriften  ,  oder  ob  sie  verschoben  wird ,  bis  die  Definitiv-Sjndiken 
ihr  Amt  angetreten.  Diese  können  die  Giltigkeit  oder  Wahrheit  selbst 
dann  conlestiren,  wenn  die  provisorischen  Curatoren  sie  schon  zuge- 
standen hätten^). 


1)  H.  G.  B.  585.  Abw.  Urth.  10.  Jan.  1831. 
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Die  Besc^iaffeiiLeit  der  Convention  oder  der  iVeirociatlon ,  welcher 
zufolge  die  viudicirle  Saclie  iu  die  Hände  des  Fulliieu  iil)eig-pg;ang'eu 
ist,  entscheidet  iu  diesem  Fall  über  die  C'ompetenz.  ^Velcliein  Gericht 
aucli  die  Entsclieidung-  ang-ehört,  so  sind  die  Gniudsätz^e  die  nämliclieii, 
und  aus  welchem  Grunde  auch  vindicirt  wird*),  so  ist  der  Vindicaut 
gehalten ,  der  Masse  die  Fracht ,  Provision ,  Assecnranz  und  sonstige 
Kosten  zu  bezahlen  ,  wenn  sie  vom  Falliten  nicht  berichtigt  wurden^), 
Uebrigens  kann  sie  nie  zum  Nachtheil  der  Douane  -  und  anderer  ähn- 
licher Gebühren  und  der  an  den  öirentlichen  Schatz  schuldig-eu  Strafen 
Statt  haben  ^). 

Dieses  Capitel  zerfällt  in  zwei  Abschnitte:  1)  in  die  Vin- 
dication ,  die  sich  auf  einen  Ei^enthumstitel  gründet;  2)  in  die- 
jenige des  Verkäufers  von  Sachen ,  die  von  ihm  verkauft  und 
geliefert    wurden. 


Erster    A  I>  s  c  li  ii  i  1 1. 

Von  der  Vindicatio  n,   die  sich  auf  einen  Cig-enthnmstitel 

gründet. 

1271.  Jeder,  der  darthun  kann,  dass  in  das  Activum 
eines  Falliments  bewegliche  und  unbewegliche  Gi'ter  gebracht  wur- 
den, deren  Eigenthünier  er  ist,  hat  das  Recht,  sie  zu  >indici- 
ren.  \>  urden  diese  Gegenstände  durch  die  Administratoren  der 
Masse    verkauft,     so   hat    er    den    Erlös    zu   vindiciren. 

Die  Vindication  setzt  voraus  ,  dass  der  Eigenthiimer  eine 
Sache  zuri'ickfordert,  deren  Besitzer  ihn  nicht  imgerechter  Weise 
beraubt  hat,  sonst  wäre  es  eine  AMedereinsetzuug  in  den  Besitz, 
die  ihrer  ISatur  nach  nicht  zur  Competenz  der  Handelsgerichte 
gehört  (s.  No.  53.),  weil  hier  von  der  Vindication  unbeweglicher 
Gilter  keine  Rede  sein  kann ,  da  sie  keine  Veranlassung  zu  einer 
Ilandelsfrage   geben. 

Die  Ilauptfälle  der  Vindication  sollen  in  nachfolgenden  fünf 
§§.   angegeben    werden. 


*^    I 


Von     der    V  i  n  d  i  c  n  l  i  o  n  ,     die     aus    d  e  ur    Darlehen     zum 

G  <'  b  .-  a  u  c  h  h  e  r  V  o  .  ;!  e  h  t. 

1272.  Der  l^uterschied  zwischen  dem  Darlehen  zum  Ge- 
brauch und  demjenigen  zum  Verbrauch  (s.  No.  4{JS.)  gibt,  was 
ersteres  betrilft,  dem  Darleiher  das  Recht,  die  geliehene  Sadu-, 
deren  Eigenthiuuer    er    geblieben,   \on    der   Masse    zurückzufordern. 


1)  Ka  sei  nun  «rgen  vcrknufler  oder  onsignirter  Waareo. 

2)  H.  G.  D.  37U.  --     3)  Cass.  11.  Florcai  iX. 
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Da  mancliinal  über  die  dargeliehene  Sache  "v^ed^r  etwas  Schrift- 
liches ,  noch  Zeugen  vorhanden  sind ,  so  müssen  in  diesem  Fall  die 
Mandatare  der  Masse  die  Unislande  er^\  ägen ,  um  entweder  in  die 
Rückg^abe  zu  willigen,  oder  sie  zu  contestiren. 


§.2. 


Von     der    Vindication,    die    aus    ei  ii  e  in  Verkauf   hervor- 
geht, den  der  Fallit  vor  dem  Falliment  gemacht  hat. 

1273.  Um  die  Rechte  zu  erkennen,  die  dem  Käufer  einer 
ihm  vor  Ausbruch  des  Falliments  verkauften ,  aber  nicht  geliefer- 
ten Sache  gegen  die  Masse  zustehen,  rauss  man  auf  den  in 
No.  178  und  278.  angeführten  Unterschied  zwischen  gewissen 
und  bestimmten ,  und  zwischen  unbestimmten  Körpern  zurückgehen, 
so  wie  auf  die  in  No.  1177.  desshalb  gemachte  Einwendung  im 
Falliment. 

Wurden  durch  Zufall  die  vom  Käufer  vindicirten  Gegenstände 
mit  andern  vermischt ,  die  dem  Falliten  oder  Dritten  angehören  ,  so 
ändert  diess  nichts  am  Vindioationsrecht  (s.  No.  279j;  die  zusammen- 
gemischten Körper  würden  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechts 
getheilt^).  Eben  so  verhielte  es  sich_,  wenn  nach  No.  296  u.  f.  ge- 
Avisse  Körper  unter  der  Bedingung  des  Wagens ,  Messens ,  Verkostens 
etc.  verkauft  würden. 

Ihrer  Seits  können  die  Masse  -  Ciiratoren ,  wenn  sie  es  für 
die  Masse  vortheilhaft  halten,  den  Käufer  zwingen,  die  gekaufte 
Sache  nach  Abwägung,  Verkosten  etc.  in  Empfang  zu  nehmen 
und  von  den  nämliclien  Rechten  Gebrauch  zu  machen,  die  dem 
Verkäufer  selbst  zustanden.  Enthielte  aber  der  Vertrag  eine  Sus- 
pensiv-Bedingung  wegen  seines  Bestehens  und  nicht  wegen  der 
Art  der  Ausführung,  so  könnte  der  Käufer  seine  Rechte  nur  aus- 
üben, wenn  er  sich  verbürgt,  den  Gegenstand  des  Vertrags  wie- 
der beizubringen,  falls  die  Begebenheit  von  der  Art  wäre,  dass 
der  Vertrag  nicht  vollzogen  werden  soll.  Diess  ist  Folge  von 
No.  184,  828  und   864. 

»  Der  Fallit  kann  unbestimmte  Sachen  verkauft,  aber,  nicht 
geliefert  haben,  dann  ist  nach  No.  156  und  187.  der  Käufer 
nur  berechtigt,  Schadloshaltiing  wegen  nicht  vollzogenen  Kaufs  zu 
fordern.  Hatte  er  aber  zum  Voraus  in  Wechseln  bezahlt,  die 
sich  noch  im  Portefeuille  des  Falliten  befinden,  so  ist  er  be- 
rechtigt ,   sie    zu    vindlciren. 

Diese  an  und  für  sich  einfachen  Vorschriften  können  sich  aber  in 
vielen  Fallen  compliciren.  Würde  nach  No.  40  und  563  ein  Geschäft 
durch  einen  Commissiönär  vollzogen,  so  entstände  die  Frage,    ob    der 


1)  C.  G.  B.  573,  574,  575. 
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Committent ,  der  einem  Commissionür  den  Auftrag"  znm  Einkauf  irgend 
einer  Saclie  geg-eben .  sie  von  letzterin  im  Fallimentsfall  Tindicireii 
kann  (s.   liiernacli  §.   4). 

Die  hier  anfsrestellten  Grundsätze  über  die  Einkäufe ,  die  ein  Hau- 
<lelsinann  g-emacLt  bat,  bevor  er  fallirte ,  lassen  sich  auch  auf  die 
Wecliseloperatiouen  an^venden  ,  die  unter  den  nämlichen  Umständen 
Statt  gehabt  haben.  Wäre  also,  in  Folge  einer  üebereinknnft  dieser 
Art,  ein  Wechsel  trassirt  und  dem  Nehmer  eing-esandt  Avorden  und  der 
Aussteller  fallirte,  bevor  der  Weclisel  an  seine  Adresse  gelangte,  so 
ständen  dem  Nehmer  nicht  ^veniger  alle  Rechte  zu,  die  ihm  die  wirk- 
liche Uebergab?  dieses  Weclisels  zugesichert  hätte.  Man  kann  noch 
■weiter  durch  folgende  Hjpotliese  gelien :  Um  P.  zu  bezahlen,  trassirt 
A.  auf  B.  ordre  P,  Er  lässt  an  diesen  einen  ßrief  abgehen,  worin 
€r  ihm  einen  W^echsel  zu  remittiren  glaubt,  den  er  aber  beiznlpgen 
verg-ass;  bevor  er  diesen  Irrthuui  gewahr  wird,  oder  bevor  er  ihm 
von  P.  bemerkt  wird,  fallirt  er.  Der  Wechsel  Avird  desshalb  nicht 
minder  dem  P.  angeboren  und  die  Gläubiger  des  A.  können  sich  nicht 
<ler  Viadication  des  W^echsels  opponiren ,  noch  verhindern ,  dass  er 
sich  dafür  bezahlt  mache,  wie  diess  nach  No,  408  u.  f.  der  Fall  mit 
«inem  verlorenen  AVecbsel  ist.  Diess  ist  Folge  dessen,  was  in  2\o» 
"272.  gesagt  wurde. 


§.  3. 


Von    der  Vindication,    die  sich    auf    den  Deposits ii- 

Vertrag  g- rundet. 

1274.  Aus  dem  Grundsatz,  da^s  das  Depositum  auf  den 
Depositar  l;ein  Ei^a*nthumsrecht  iiberträgt  (s,  ]\o,  495  ti.  f»)j  folg* 
natürlicher  Weise,  dass  der  Eigenthümer  von  Sachen,  die  er  bei 
einem  Handelsmann  deponirt  ]»at,  der  nachher  in  Concurs  gerätli, 
sie  lindiciren  kann,  indem  er  seine  J^eclite  gegen  die  Syndiken 
erweiset,  die  ihrer  Seits  diesen  Beweis  bestreiten  und  erörtern 
können. 

AVer  also  einem  Spediteur  oder  Giiterbestäter  Waareii  gesandt  hafte, 
init  dem  AufJrag-,  sie  zu  seiner  Verfügung-  zu  halten,  od«'r  sie  hu  den 
angegebenen  Ort  zu  versenden  ,  kann  sie  nicht  nur  in  den  Äl;«gazinen 
dieses  Commissionärs,  sondern  auch  in  deujenigon  der  Z^^  isrlien-Com- 
inissionäre  ,  Fuhrleute  elc.  ,  denen  «|pr  urspriingliclu'  Depositar  sie  nur 
auf  eine  precare  WeiHC  transmittirt  hätte  .  vindiciren.  Wer  nach  No. 
129.  bei  einem  Mäkler  oder  VVechselagentPU  AVaaren  od^'r  begrliungs- 
lahige  EllVclen  deponirt  hat,  kann  das,  v  as  davon  jiorh  in  Natura 
auf  dem  Lager  oder  im  Portefeuille  des  Falliten  vorhanden  ist,  von 
der  Masse  vindiciren  '). 

Strenp^  genommrn  wird  das  Depositum  nicht  vennuthet  -),  der 
IJesil/.er  einer  unl)e\>  egiichen  S;«chp  ^^  ird  als  Eiginjliiiiner  davon  an- 
gesehen, jedoch   können   die  ['nistände   von  grossem  (iewicht  sein  und, 


i;   n.   (i.  H.  5SI,  583.  —  3)  C.  Ct.  n.  2270. 
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Tvie  in  No,  264.  g-esag-t  wurde,  die  enfgeg-engesetzten  Präsiimtionen 
g-egeii  die  so  eben    angegebene  streiten. 

Z.  B.  ein  Kaufmann  Iiat  Waaren  bei  einem  andern  niederge- 
legt;  dieser  fallirt,  der  Eigenthümer  wiü  sie  vor  der  Versiegelung' 
herausnehmen ;  er"w  eiset  er ,  dass  ihm  das  Magazin  vernijethet  wurde, 
so  ist  er  zur  Vindication  berechtig-t,  ebenso,  wenn  er  durch  Zeugen 
oder  .auf  eine  andere  Weise  darthut,  dass  ihm  der  Gebrauch  des  Ma- 
gazins unentgelcllich  zng'estanden  'worden*).  Würde  sich  ein  nnreg-el- 
inJissig  indossirter  Wechsel  im  Portefeuille  des  Falliten  befinden,  so 
w^ird  angenommen  ,  als  sei  er  nur  als  blosse  Vollmacht  vom  Indossen- 
len  ertheilt  worden.  Dieser  kann  sich  nach  No.  415.  der  Zahlung^ 
an  die  Masse  opponireu  und  ihn  folglich  vindiciren ,  falls  nicht  die 
Sjndiken  den  Beweis  führen ,  dass  ihm  der  Betrag*  bezahlt  wurde. 
So  können  auch  Gegenstände  vindicirt  werden,  die  einem  Arbeiter  zur 
Bearbeitung  übergeben  wurden;  hier  ist  kein  schriftlicher  Beweis  er- 
forderlich. So  kann  ein  grossjähriges  oder  emancipirtes  Rind  das 
Haus  seines  Vaters  bew^ohnen  und  ein  ihm  eig-enes  Mobiliare  haben; 
im  nämlichen  Fall  können  sich  Commis  und  andere  Angestellte  befin- 
den; sie  wären  berechtigt,  diese  Gegenstände  zurückzufordern,  selbst 
wenn  sie  zum  Gebrauch  der  Handlung  des  Falliten  verwendet  wur- 
den. Wenn  W^aaren  von  zwei  Individuen  in  Participation  g-ekauft 
w^orden  und  sich  bei  dem  einen  der  fallit  Ge^vordenen  befinden,  so 
können  sie  vom  andern,  der  nicht  fallit  ist,  vindicirt  werden,  um 
allein  das  Participationsgeschäft  auszuführen  ;  er  muss  jedoch  nach  No, 
1066.  den  Gläubigern  des  Falliten  Rechnung  darüber  stellen.  Ebenso 
verhält  es  sich,  wenn  der  Eigenthümer  von  Waaren  sie  nach  IVo.  306. 
und  nach  dem  darin  angeführten  Unterschied  Jemandem  zum  Verkauf 
anvertraut  hätte,  um  den  erhaltenen  Gewinn  mit  ihm  zu  theilen,  fer- 
ner auch  mit  demjenigen,  welcher  dem  Falliten  Waaren  unter  der 
Bedingung"  eingesandt  halte,  um  sie  erst  zu  kaufen,  wenn  sie  ihm 
anstehen;  bis  dahin  ist  nach  No.  297.  die  Waare  nur  als  Depositum 
und  auf  Gefahr  des  Versenders. 

Hätte  aber  nach  No.  272.  der  Depositar  die  als  Depositum  über- 
gebene  Sache  veikauft,  so  könnte  der  Vindicant  nicht  verlangen,  eine 
dem  Preise  gleiche  Summe  aus  der  Masse  erheben  zu  v^ollen,  hätte 
sogar  dieser  untreue  Depositar  mit  dem  Gelde  einige  F'orderungen  ge- 
kauft, "wie  z.  B.  Actien  oder  körperliche  Sachen,  so  könnte  der  Vin- 
dicant ebenfalls  nicht  verlang-en ,  dass  man  sie  ihm  übergebe,  weil 
keine  Subrogation  der  Sache  vorhanden  ist.  Wäre  aber  der  Preis  der 
auf  solche  ungebührende  Weise  verkauften  Sachen  noch  niclrt  bezahlt,, 
so  könnte  der  Vindicant  sich  opponiren ,  dass  er  in  die  Masse  gezahlt 
würde,  und   sich  ihn  vom   Räufer  ausliefern    lassen.      (S.   No.   1279.) 

In  allen  diesen  Fällen  müssen  die  Deponenten  gegen  die  Masse 
die  Verbindlichkeiten  erfüllen,  die  aus  cem  Kechtstitel ,  aufweichen 
sie  sich  stützen,  oder  aus  der  Beschaffenheit  der  Convention,  auf  die 
sie  sich  berufen  ,  hervorgehen  ^). 

In  Betreff  des  Depositums  in  gemünztem  Gelde  ist  zu  merken, 
dass ,  wenn  es  in  einem  versiegelten  Sack  oder  Packet  zum  Aufheben 
übergeben  worden,  der  Deponent,  wenn  er  die  Individualität  des  De- 
positums erweiset,    das     Depositum    vindiciren    kann.     Trug^    aber    die 


1)  Abw.  ürth.  15.  Mai  1827.  —    2)  C.  G.  B.  1947;   H.  G.  B.  Ö79. 
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deponirfe  Snmme  kein  Zeichen  von  Individnalltat  an  sich,  obg-Ieich  als 
Deposifnin  iiberg^eben  ,  so  l>at  der  Dei)onpnt  kein  Recht  zur  Viiidica- 
tion.  Aveil  er  den  Be^veis  niclit  führen  kann,  dass  die  Geldsliicke  Avirk- 
lich  diejenig-en  waren,  die  er  deponirt  hatte. 


§.    4. 


Von    der     Vindication,      die     sich    auf    den     Pfand- 
Vertrag-     g-riindet. 

1273.  Dem  Scliiildner,  dem  der  Fallit  auf  Pfand  geliehen 
^at,  kann  daran  gelegen  sein,  das  Pfand  zuriiekzunehmen  und 
seine  Schuld  zu  bezahlen,  Diess  ist  der  umgekehrte  Fall  von 
dem,  was  in  No.  1203.  angeführt  worden.  Kin  Vindicant.  dieser 
Art  ist  nicht  verbunden ,  einen  Act  zu  producken ,  der  mit  den 
nämliclien  Bedingungen  bekleidet  ii>t  ,  wie  derjenige  eines  Pfand- 
gläubigers, der  sich  bei  der  Masse,  meldet,  weil  diese  Bedingun- 
gen, die  im  Interesse  der  Gläubiger  gegen  Dritte  nothwendig  sind, 
zwischen  dem  Gläubiger  und  Schuldner  nicht  gefordert  wurden ; 
hier  würde  eine  Schrift ,  deren  Aufrichtigkeit  nicIit  zu  bezweifeln 
ist,  der  Beweis  durch  Biiclier,  durcli  die  Correspondenz  oder 
Zeugen  zugelassen.  Wären  aber  nach  No.  272  und  1274.  die 
Terpfändeten  Sachen  verkauft  und  einem  Dritten  von  gutem  Glau- 
ben geliefert  worden,  so  hätte  der  Vindicant  kein  Recht  ge- 
gen   ihn. 

Diese  Gnindshtze  und  dieses  Recht  ,  eine  Sache  zn  viiidicirrn,  die 
der  Fallit  als  l^fand  besitzt,  köiineti  liiuifi;;'  durch  eineti  Atisstf'llfr  an- 
gerufen Averdeii ,  der  dein  Acceptanten  vor  de-^SPii  Falliment  \\  ;iaren 
oder  AVcchsel  zur  Deckung;;  eingesandt  oder  i>-elassen  hätte  ,  und  d*»ssen 
'IVaften  niiti  nicht  intf^graiiter  bezahlt  wnrd  'n.  Würde  an*>rka!Mit,  dass 
der  Aussteller  bloss  ('omniissioMÜr  zum  Verkauf  der  NVaaren  war, 
lim  mit  d;'neii  lirlos  die  auf  ihn  g-ezogeneu  Tratton  einzulösen,  so  könnte 
der  Coinmillent  g^egen  den  Cominissionür  die  Vindication  ausüben,  s. 
I\o.  12  78  u.  f.  Frgab  sich  aus  i\en  rhafsaclien  ,  dass  die  \\  .liiren  «lein 
Hpzogenen  gesandt  \>urden,  um  ihm  seine  Acceptation  zn  verbürg-rn, 
so  Konut'»  aurl»  da  die  Vindication  Statt  liaben  ,  denn  das  Pf.ind  über- 
trägt (l«Mn  Gliiubiger  das  Figenthnm  nicht,  und  wäre  es  sogar  nur  I  e- 
(rm;:ungs\vrise  zur  Sicjicihrit  der  zu  ifiaciieiuh  n  Zidilungrii  einpfrtii;;fn 
A>  Ol  den  ,  so  konnte  der  j«  iiige,  der  es  unt<"r  dirst-r  l>('«lingung  ciiipfau- 
grn  ,  a!)er  nicht  bezahlt  h.it  ,  die  von  ihm  unter  dl«vsiin  Tit«'!  ♦Mhalt»^- 
n<'n  S.irln'n  ,  olmc  nngerrrlit  zu  s»Mn  ,  belmlN'n  ,  rI)»Mi  so  \NPnig  könnte 
drsscn  Mass«*  Anspruch  d.ujuil  machen;  der\iiidic.ini  ^^äre  bloss  ver- 
bunden, i\vr  Älasse  alle  FoJg:n  der  voni  IJczoge'uen  gegebenen  Accep- 
tation  zu   verfjürgen. 

Das  dem  Aussti'ller  zustehende  Viiidicntionsrecht  kann  offeMibar 
nach  No.  191  .  \on  seineu  (»laubigem  ausgeübt  VM'rden.  ^^  enn  aber 
unter  ihnen  einige  Inhaber  der  ^^  echsel  vviiren,  wofür  die  vindicirten 
A^'aaren  di««  Deckung  waren  ,  könnleii  diese  ein  Vorzugsrerht  erhal- 
ten ?     Diess  kann  ihnen   jedes  Mal   von  den  Gerichten    ciiigeriminl  \>cr- 
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deo ,  wenn  ans  den  ümsländen  Lervorg-eht ,  dass  diese  Waaren  als 
specielle  Deckung-  und  als  Pfand  belraclitet  wurden,  auf  deren  Glaji- 
ben  hin  Dritte  die  Weclisel  genommen  liaben»).  Ob  nun  die  Wecli- 
sel  acceptirt  oder  nicht  acceptirt  wurden  j  daran  liegt  nicLts,  denn  nach 
No.  416.  hat  der  Inhaber  eines  protestirten  Wechsels,  selbst  wenn 
er  seinen  Regress  gegen  den  Aussteller  und  die  Indossenten  verloren 
hat  y  eine  Klage  gegen  den  Bezogenen ;  ist  nun  der  Wechsel  nicht 
acceptirt  ,  so  können  diese  Rechte  nicht  aus  der  Acceptation  entsprin- 
gen, sie  gehen  aus  der  Deckung"  hervor,  die  sich  in  den  Händen  des 
Bezogenen  befindet.  Wenn  also  der  Betrag  der  Deckung-  zur  Zahlung- 
aller  im  vorliegenden  Fall  ausgestellten  Weclisel  nicht  ausreicht,  so 
w  ären  die  Inhaber  zusammen  berechtigt ,  diese  Deckung-  mit  Aus- 
schluss der  übrigen  Glaubig^er  des  Ausstellers  zu  verlangen. 

Dieses  Vorzugsrecht  auf  die  Deckung^,  diese  Art  Besitznahme, 
welche  den  Gläubigern  die  Auslieferung  von  Wechseln  zu  ihren  Gun- 
sten verschafft  hat,  kann  aber  nicht  unbeschränkt  gegen  den  Aussteller 
oder  dessen  Fallimentsmasse  ang-erufen  werden.  Die  Zahlungen ,  w  eiche 
der  Bezogene  redlicher  Weise  dem  Aussteller  oder  jeder  andern  Per- 
son, die  dessen  Rechte  ausübt,  gemacht  hätte,  die  Compensation,  die 
er  gegen  den  Aussteller  erworben  hätte,  bevor  er  direct  zur  Zah- 
lung-aufgefordert  wurde ,  könnten  nur  in  so  fern  contestirt  werden ,  als 
sie  das  Resultat  eines  betrüglichen  Einverständnisses  oder  erst  nach 
einer  Acceptation  entstanden  wären. 

Was  hier  gesagt  wurde,  könnte  nur  Anwendung-  finden,  wenn 
die  Waaren  statt  dem  Falliten  als  Garantie  der  Deckung  übergeben 
worden  zu  sein ,  ihm  als  Eigenthum  übergeben  worden  waren ,  um 
von  ihm  durch  Acceptation  der  Wechsel  bezahlt  zu  werden ,  die  der 
Verkäufer  gezogen  hat.  Z.  B.  A.  trassirt  auf  P.  und  da  dieser  nicht 
unbedeckt  acceptiren  will ,  so  verlangt  er ,  dass  A.  in  seine  Hände 
oder  in  diejenigen  eines  Commissionärs,  den  er  angibt,  Waaren  oder 
Handels-Effecten  übergebe ,  deren  Preis  oder  Beirag-  ihm  zugestellt 
w  erden  soll ,  um  ihn  für  die  zufolge  seiner  Acceptation  gemachten 
oder  noch  zu  machenden  Zahlungen  zu  decken.  In  diesem  Fall  hat 
zw  ischen  ihnen  nur  eine  Art  Pfandvertrag-  Statt  gehabt ,  und  der  Weg- 
der  Vindication  steht  dem  Aussteller  oder  denjenigen ,  die  in  seine 
Rechte  treten ,  offen.  Wenn  aber  A.  in  Folge  einer  Reihe  von  Ope- 
rationen dem  P.  Waaren  auf  dessen  Beg-ehren  sendet ,  nnil  den  Betrag' 
auf  ihn  trassirt ,  obgleich  es  möglich  ist ,  dass  g-erade  gevs  isse  Waaren, 
die  sich  auf  dessen  Lager  belinden,  Veranlassung  der  Tratten  ge^vesen 
sind  ,  und  sie  folglich  die  Deckung»  vorstellen ,  so  hat  der  Aussteller 
kein  Vindicationsrecht;  da  ein  förmlicher  Verkauf  Statt  hatte,  der 
diess  nicht  zulässt, 

§.  5.  ■ 

Vou  der  Vindication  von  Seiten   eines  Committ  e  n  t  e  n . 

1276.      Diese   kann   in    folgenden    drei    Fällen    Statt    haben : 

1)    für   Waaren,    deren    Kauf  in   Conimission    er  dern   Falliten    auf- 

.   getragen   hat,    2)   für  solche,  die    er    zum  Verkauf  eingesandt  hat, 


i)  Abw.   Urth.  28.  Juli  1835. 
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3)    fiir    die   Handelseffecten ,    die   er    ihm   remittirt   und   deren  Ver- 
wendung  er    bestimmt  hat. 

Erster      Artikel. 

Von    der    Vindication    der    "NVaaren,     die    in     Commission 

eingekauft    wurden. 

1277.  Weun  ein  Comuiissionär  Waaren  eing;ekanft  hat  und  fal- 
lirt  ,  bevor  er  sie  an  den  Cominittenten  spedirt^  so  kann  sie  dieser 
als  [ii^enlliiiiner  (s.  No.  573.)  viudiciren,  Avenu  er  die  Gelder  dafür 
der  Masse  des  Cominissiouärs  anscliairt ,  oder  die  Masse  geg;en  den 
Verkäufer  ablöst. 

Der  Coimnissionär  ist  zwar  in  den  Anisen  Dritter  der  "svalire 
Räufer,  da  diess  aber  nacL  j\o.  564.  seine  Verlialtnisse  zum  Coin- 
mitteuten  ändert,  dessen  Mandatar  er  ist,  so  rulit  das  Ei^cnllium  nicht 
auf  ihm  und  es  ist  kein  neuer  Verkauf  nötbig-,  um  es  auf  den  Com- 
uiitteuten  zu  übertragen.  Da  übrigens  der  Eigenthiim^r  einer  bei 
einem  Comraissionur  dcponirten  Sache  sie  im  Fallimentsfaric  vindiciren 
kann  (s.  No.  1274.),  selbst  wenn  gegen  Dritte  der  Commlssionär  der 
walire  Verkäufer  gewesen  wäre,  so  muss  daraus  durch  Analogie  ge- 
schlossen Averden  ,  dass  derjenige,  für  dessen  Heclinuug  der  Cominis- 
sionär  die  Waaren  gekauft  und  empfangen  h;it,  sie  im  Falliment  dieses 
Commissionärs,  dem  er  den  Auftrag-  zum  Einkauf  gegeben  ,  vindiciren 
kann,  obgleich  angenommen  wird ,  dass  der  Commissionär  Dritten  ge- 
genüber der  wahre  Räufer  sei.  Die  Rechte  des  Committenten,  der 
Eigenlliümer  viudicirtcr  NA'aaren  ist,  können  aucli  i;ach  ]\o.  1275.  vom 
Inhaber  der  Wechsel ,  wofür  diese  Waaren  die  Deckung  ausmachten, 
ausgeübt  werden  ,  ohne  dass  jedoch  das  Privilegium  und  das  I{et(Mi- 
tionsrecht  des  Commissionärs  benachtheiligt  wiinlen.  In  diesem  tall 
nuisstcn  die   meisten  Ktseln  des  nathfo Inenden  Ailikcls  befolgt  werden. 


Zweiter      Artikel. 

Von    der    Vindication    der  Waaren,    «lie    zum  Verkauf   in  Com- 
mission    eingesandt    wurden. 

1278.  AVer  M^aaren  zum  Verkauf  consiguirt  hat,  kann  sie,  wenn 
der  Commissioniir  fallirt,  so  laiig-e  sie  noch  bei  letzterm  g-aiiz  oder 
iheilwrise  in  natnru  vorhanden  sind ,  vindiciren  ,  nur  muss  er  alle 
Vorschüsse  ,  die  der  Commissionär  nach  Gebrauch  oder  in  Folge  eines 
Auftrags  oder  einer  Ucberelnknuft  j;eniaclit  ,  rin)borsiren  ' ,'.  I'.benso 
inuss  er  auch  die  Masse  befreien  oder  ihr  die  nöthi;;en  Sicherheiten 
g-eben ,  wenn  im  Glauben  auf  die  Sendung  dieser  ^^  n.iren  hin  der 
Fallit  für  llechinmg-  des  Viiidicanten  Acceptaiionen  oder  sonstige  Enga- 
gements eingegangen  hat.  Im  Interesse  der  Masse  Rchieue  es  sogar  der 
liilligkeit  g:enüiss,  dass  die  Vindication  nur  unter  der  Dedingung  Siiiit 
haben  kann,  ihr  das  ganz  zu  he/.ahlen ,  n>  as  der  \  iiidicant  ilir  srhiil- 
dig   sein   kann,   aus   weitheni   Grunde   es   aucli  sein  mag;;    der   Coiunul- 


1)  If.  ü.  D.  5S1.     Abw.  Urth.  4.  Juli  1820. 
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teilt  ist  in  dieser  Bezichnng'  in  der  nämliclien  Lag^e  wie  der  Depositar 

(s.  No.  1274.),  mit  Ausnalime  der  Modificationen,  die  aus  dem  IMandat 
hervorg-eLen ,  das  er  zum  Verkauf  der  von  ihm  anvertrauten  Sachen 
gegeben  bat.  Die  kaufmannisclien  Operationen  sind  oft  so  complicirt, 
dass  man  untersuclieu  muss ,  ob  der  Fallit  nicht  Sachen  ans  eiuem 
Titel  empfangen  habe,  der  ihm  deren  Eigenthum  übertragt.  In  dieser 
Beziehung  variiren  die  BeAveise  und  Präsumtionen  bei  jeder  C'ontesta- 
tion  ,   die   Gerichte  können  sie  allein  würdigen. 

Es  ist  nicht  nÖthig ,  dass  der  Commitlent  dieses  Recht  ausübe^ 
dass  die  Waaren  weder  in  ihrer  Beschaffenheit ,  noch  in  Quantität  eine 
Veränderung-  oder  Verschlimmerung'  erlitten  haben,  vielmehr  reicht  es 
schon  hin ,  ^venn  man  sie  wieder  erkennt.  Ist  nur  ein  Theil  davon 
noch  vorhanden,  so  wird  dieser  Theil  vindicirt.  ,  Wurden  die  W^aa- 
ren  andersAVohiu  gebracht ,  so  verhinderte  diess  die  Vindication  nicht, 
sie  köjuite  auf  diejenigen,  die  sich  in  irgenfl  einer  INiederJage  oder 
selbst  bei  einein  Correspondecten  befunden,  dem  sie  der  Fallit  g-esaodt 
hätte  ,  es  sei  nun ,  um  sie  zu  deponiren  ,  oder  um  sie  zu  verkaufen, 
ausgeübt  ^Verden ,  vorbehaltlich  der  Privilegien ,  welche  letzterer  er- 
w^orben  halte. 

Hatte  aber  der  Fallit  das  ihm  geschenkte  Zuti*auen  gemissbraucht 
lind  in  seinem  eigenen  Interesse  selbst  unentgeldlich  Dritten  von  gutem 
Glauben  das  Eigenthum  der  Waaren  übertragen ,  so  könnte  der  Com- 
mitteiit  zum  Nachtheil  dieser  Dritten  nicht  vindiciren  (s.  N.  272  und 
1274.),  und  hatte  sie  der  Fallit  .seiner  Privatg-eschäfte  wegen  versetzt, 
so  könnte  sie  der  Committent  nur  dann  vindiciren,  wenn  er  die  Schuld, 
zu  deren  Sicherheit  sie  gegeben  wurden  ,  bezahlt;  vorbehaltlich  jedoch 
in  aaen  diesen  Fällen  seines  Regresses  geg-en  den  Falliten,  selbst  auf 
criminellem  Wege. 

1279.  Die  besondere  Beschaffenheit  des  Vertrags  zwischen  Com- 
mittent und  Commissionär  (s  jNo.  563  u.  f.)  g-eslattet  nicht  mehr,  dass, 
wenn  der  Cpmmissionar  die  Waaren  verkauft  hat,  der  Committent  sie 
aus.  den  Händen  des  Käufers  vindicire,  oder  dass  er  diesen  verhindern 
kann ,    sie  zu  beziehen ,  wenn   diess  noch   nicht   geschehen. 

Der  Preis  ist  der  Sache  subrogirt  und  kann  vindicirt  werden. 
Sind  die  Käufer  das  Ganze  oder  einen  Theil  davon  noch  schuldig,  so 
kann  ihnen  der  Committent  eine  Opposition  notificiren  und  verlangten, 
dass  sie  an  ihn  und  nicht  an  die  Masse  bezahlen  ;  die  Massegläubiger 
kömiten  nicht  fordern ,  dass  die  Summen  an  sie  bezahlt  würden ,  vor- 
'behältlich,  dass  der  Committent  verhältnissmässig  beitrage.  Sie  hatten 
dieses  Recht  nicht  selbst,  ^venn  der  Commissionär  Delcredere  gestan- 
den wäre.  Dieser  Umstand  ändert  nichts  an  der  Beschaffenheit  der 
respectiven  Verhältnisse ,  weil  der  Commissionär,  der  Delcredere  steht, 
das  Eigenthum  nicht  erwirbt,  sondern  nur    eine   Sicherheit    mehr  gibt. 

Zur  Ausübung"  der  Vindication  kann  der  Committent ,  dem  der 
Fallit  die  Zettel,  wovon  in  No.  558.  die  Rede  war,  nicht  übergeben 
oder  zugesandt  hätte,  die  Ermächtigung  erhalten,  von  den  Büchern 
des  letztern  Einsicht  zu  nehmen,  um  die  Räufer  kennen  zu  lernen 
nnd  seine  Rechte  auszuüben.  In  diesem  Fall  ist  wenig  daran  gelegen, 
ob  diese  Bücher  nur  den  Falliten  als  Verkäufer  angeben  und  nicht 
bezeichnen,  für  wessen  Redmung-  er  operirt  hat,  wenn  nur  die  in 
Handelssachen  zulässigen  Beweise  (die  Scontros ,  Factnren,  die  Cor- 
respoudenz)  oder  die  Präsumtionen ,  die  dem  Richter  anheimgestellt 
sind,  die  Mittel  an  die  Hand  geben,  zu  untersuchen,    ob  die  Waaren 
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des  Vindicanten  Gegenstand  der  Verliandlungen  waren,    wofür  dieser 
Drille   einen   Preis  schuldet. 

1280.  In  Folge  dieser  Grundsätze  kann  der  Coramittent  in  der 
Masse  die  eigenen  Wechsel  viiidiciren,  die  der  Käufer  der  AVaaren 
dem  fallito-ewordenen  Coinmissionär  als  Zahlung-  des  Preises  gegeben 
bat,  und  die  sich,  noch  im  Portefeuille  oder  in  den  Händen  Dritter, 
die  sie  nicht  eigenthünilich  besitzen  ,  befinden;  nur  müssen  hinreichende 
Indicien  vorhanden  sein,  um  ge^viss  zu  sein,  dass  sie  für  den  Preis 
der  Waaren  dvs  Vindicanten  verkauft  wurden.  Dieses  Recht  würde 
aber  oll'enbar  auihören  ,  wenn  der  Coinmissionär  den  vom  Käufer  noch 
nicht  getilgten  Ijett*ag*  einem  Dritten  von  gutem  Glauben  cedirt  hätte. 
Dieser  Dritte  wird ,  in  Belrelf  Aller ,  als  Eig;enthümer  des  Preises 
angesehen,  so,  als  wenn  er  es  von  diesen  Sachen  sein  konnte,  wenn 
sie  ihm   der  Commissionar  verkauft  hätte  *). 

Hat  der  Käufer  den  Commissionar  bezalilt ,  so  ist  dann  der  Com- 
luittent  blosser  Gläubiger  der  iMasse  für  den  vom  Falliten  erhobenen 
Preis.  Er  hat  kein  Privilegium  auf  das  Geld  ,  das  sicK  in  der  Masse 
befände,  selbst  w.im  die  g-enaueslen  iXotizen  vermuthen  Hessen,  dass 
dieses  Geld  vom  Verkauf  herrührte.  Aur  dann  liesse  sich  dieses 
Princip  modificireu,  wenn  dem  Käufer,  was  sehen  der  Fall  ist,  ver- 
siegelte und  mit  andern  Zeichen  der  Individualität  versehene  Säcke 
Geldes  übergeben  ^vürden  wären  mit  der  sj)eciellen  Bestimmung ,  dass 
sie  dem  Committenten  eingehändigt  werden  sollen,  welcher  Eigeuthü- 
mer  der  ihm  verkauften  Waare  ist.  lläite  jedoch  der  Käufer  erst 
seit  Ausbruch  des  Falliments  die  Agenten  oder  Sjndiken  bezahlt  .  so 
wäre  der  Committent  berechtiot,  den  von  der  Masse  erhobenen  Preis 
zu  vindiciren,  weil  im  Falliment  der  Tag-  der  Eröffnung  die  Hechte 
aller  Interessenten  festsetzt,  und  von  dieser  Eroffinmg  an  der  Commit- 
tent berechtigt   war,   das  noch   nicht  Bezalilte   zu   vindiciren. 

1281.  Daraus  folgt,  dass,  wenn  der  Preis  in  einem  Conto-Cor- 
rent  zwischen  dem  Käufer  und  dem  fallitgewordeuen  Commissionar 
verwendet  wurde,  die  A  indicalion  nicht  m«*hr  zu  Gunsten  des  Com- 
inittenlen  Statt  hat  ^).  Einerseits  wurdiMi  die  ^Vdaren  verkauft,  an- 
drerseits hat  dieser  Committent  kein  Kecht  gegen  den  Käufer  ,  der  auf 
diese  Weise  eben  so  giltig*  bezahlt  hat ,  als  wenn  er  eine  elfective 
Summe  in  Geld  gegeben  hätte,  da  die  conventionelle  Comjjensatiou 
eine    vollkommene  und   regelmässige  Zahlungsart   ist. 

l<id8M.  Der  umgekehrte  Fall  kann  aber  eintreten,  d^r  Käu- 
fer kann  den  fallitgewordenen  Commissionar  nicht  bezahlt  haben  und 
dieser  kann  seinen  Committenten  durch  \Vechs;d ,  die  vor  oder  nach 
dem  /alilungstennin  der  von  ihm  gemachten  Verkäufe  fallig-  siuti,  sal- 
dirt  haben  ;  er  könnte  ihm  sog:ar  Wechsel  antici|)ando  und  als  «\  Conto 
Zahlung  auf  tlas  Verkanfproduct  der  consignirlen  ^^  .-uiren  gegeben  ha- 
ben. (S.  i\o.  j<)7.)  Diess  würde  sich  noch  durch  den  Umstand  com- 
pliciren,   Avenn   der   Commissionar  Delcredere  stände. 

Wenn  in  allen  diesen  Fällen  bei  Eröffnung  des  Falliments  die 
W^echsel  des  Commissionäis  nicht  bezahlt  oder  noch  nicht  verfallen 
sind,  so  kann  der  Committent,  imlem  or  sie  un  die  Masse  zurück- 
gibt,  g^eg;en  die  Käufer,  die  noch  nicht    bezahlt  haben,    wie    iui  Fall 
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No.  1279.  auftreten.  Man  könnte  iliin  nicht  entgegensetzen,  dass 
daclurcli,  dass  er  auf  diese  Weise  die  Wechsel  seines  Oommissionärs 
empfangen ,  Novation  eingetreten ,  denn  nach  No.  223.  wird  sie  nicht 
Termuthet;  hätte  er  aber  die  Verkaufrechnungen  seines  Comnimissio- 
närs  ohne  Weiteres  quittirt  und  von  ihm  Rimessen  per  Saldo  dieser 
Rechnung  empfangen  ,  indem  er  ihm  das  Einziehen  der  Gelder  bei  den 
Käufern  iiberliess  ,  dann  wäre  wirklich  Novation  eingetreten. 

1283.  Es  gibt  nur  einen  Fall ,  wo  die  Vindication  der  Commit- 
lenten  aufhören  muss,  welche  Vorschrift  der  Bestellungs-Vertrag  ge- 
bietet. Diess  ist  der,  wenn  die  Käufer  den  Conimissionar  durch  Con- 
to-Gorreut  effective  oder  fictive  bezahlt  haben.  Sobald  aber  nichts 
beweiset  oder  vermulhen  iasst,  dass  sie  den  Falliten  bezahlt  haben, 
so  kann  die  Subrogation  des  Preises  an  die  Stelle  der  Sache 
ungehindert  ihre  volle  Wirkung  haben.  Der  Stand  des  Couto-Cor- 
rents  zwischen  dem  Conimissionar  und  dem  Comniittenten  ändert  nichts 
«n  den  Rechten  dieses  letzlern,  den  Preis  seiner  Sache  zu  vindiciren, 
der  sich  in  den  Händen  Dritter,  welche  ihn  noch  schulden,  befindet, 
vorbehaltlich  jedoch,  das  Debet  des  Commissionars  um  eben  so  viel 
zu  entlasten. 


Dritter     Artikel. 

Von  der  Vindication  von  Wechseln,  die  in  Commission  einge- 
sandt  wurden. 

1284.  Wer  einem  Falliten  direct  oder  durch  Vermittelung  eines 
Dritten  Rimessen  gemacht  hat,  mit  dem  Auftrag,  den  Betrag  einzu- 
ziehen^ und  nach  Verfügung  zu  verfahren,  befindet  sicli  in  der  näm- 
lichen Lage,  wie  ein  Committent,  der  Waaren  zum  Verkauf  in  Com- 
mission eingesandt  hat,  und  so  weit  es  die  Natur  der  Dinge  erlaubt, 
greifen  hier  die  bereits  angegebenen  Vorschriften  Platz*).  Man' kann 
also  die  noch  im  Portefeuille  des  Falliten  vorräthi«en  Wechsel  vindi- 
ciren,  worunter  auch  diejenigen  zu  verstehen  sind,  die  sich  in  deii 
Händen  Dritter  befinden  und  mit  unregelmässigem  Indossament  ver- 
sehen sind  ^) ,  -oder  die  erst  seit  Ausbruch  des  Falliments  regelmässig 
indossirt  ^vurden.  (S.  No.  346.)  Nach  den  in  No.  350.  angegebenen 
Grundsätzen  würde  dieser  Besitzer  nicht  zugelassen ,  durch  Notizen 
oder  andere  ä'nsserliche  Beweise  darzuthun,  dass  die  Effecten  ihm  als 
Eigenthum  oder  als  Pfand  remittirt  wurden  ')  ,•  VN^enn  aber  nach  No. 
1278.  der  Fallit  das  Eigenthum  der  Wechsel  Dritten  von  gutem  Glau- 
ben vor  dem  Falliment  durch  regelmässiges  Indossament  transferirt 
hatte ,  so  kann  deren  Vindication  in  Natura  nicht  Statt  haben.  Ist 
aber  der  Werth  dafür , ganz  oder  zum  Theil  noch  unbezahlt,  so  hat 
der  Committent  das  Recht,  sich  ihn  bezahlen  zu  lassen  und  sogar  die 
Wechsel  oder  Forderungstitel  ,  die  durch  diese  Dritte  als  Zahlung 
gegeben  wurden,  wie  bei  Waaren,  und  unter  dem  nämlichen  Bedin- 
gungen zurückzufordern. 

1285.      Was  auch  der  Grund  des  Indossaments  sein  mag,  so  kann 
der  Cedent  die  Wechsel  vindiciren,  wenn  unverdächtige  Beweise  dar- 
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ihiin ,  dass  der  üebertra^  anf  eine  bestimmfe  oder  Tom  Cedenten  ange- 
gebene Art  gescLelien  ist,  und  die  Bestimmung  dazu  ihre  Wirkung 
nicht  erliielt').  Der  Viodicant  muss  aber  darlliun  ,  dass  die  Masse  in 
Betreff  der  vom  Falliten  im  Glauben  auf  dieses  Pfand  bin  gegebeneo 
Acceptationen  oder  Indossamente  von  jeder  Obligation  befreit  ist.  Ebenso 
Terliielte  es  sich ,  selbst  wenn  der  Uebertrag  durch  regelmässiges  In- 
dossament, ohne  die  Verwendung  zu  bestimmen,  gemacht  worden  Ware, 
falls  die  in  No.  350.  angeführten  Umstände  erwiesen,  dass  es  iu  der 
Wirklichkeit  nur  eine  blosse  Vollmacht  Avar. 

Z.  B.  Der  Eigenthümer  eines  Wechsels  kann  einen  Freund  be- 
auftragt haben ,  ihn  einzuziehen.  Um  den  Compensationen  oder  Ex» 
ceptionen  von  Seiten  des  Schuldners  auszuweichen,  die  er  einem  drit- 
ten Inhaber  nicht  enfgei^^ensetzen  könnte ,  kann  er  den  Werth  im  Wechsel 
als  baar  empfangen  angeben  ,  obgleich  es  wohl  erwiesen  ist ,  dass  der 
Fallit  den  Wechsel  nur  zur  Besorgung  des  Incasso  erhalten  hat.  Seine 
Masse,  die  nicht  mehr  Rechte,  als  er,  hat,  kann  sicli  nicht  auf  das 
Indossament  stützen,  weil  es  alle  Merkmale  au  sich  trägt,  als  sei  da- 
durch das  Eigenthum  übertragen  worden  ,  und  kann  nicht  daraus 
schliessen ,  dass  der  Fallit  desshalb  wirklicher  Eigenthümer  aei. 


Zweiter    Abschnitt. 

VoD  der  Vindication  des  Verkäufers    von  Sachen,   die  er 
verkauft    und    geliefert    hat. 

1286.  Ein  Verkauf  kann  nach  No.  184  und  239.  mit  aufschie- 
bender oder  resolutorischer  C'lausel  gemacht  worden  sein  -).  Wenn 
,  im  erstem  Fall  der  Käufer  in  der  Zwischenzeit  vom  Contract  und  der 
Zeit,  "WO  die  Bedingung  realisirt  werden  sollte,  fallirt  hat,  so  kann 
der  Verkäufer,  der  nach  Vertrag  noch  nicht  geliefert  hat,  dessen  Er- 
füllungverweigern, wenn  sich  diese  Begebenheit  zuträgt,  es  sei  denn, 
dass  die  Masse-C'uratoren  die  vom  Falliten  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten in  ihrer  völligen  Ausdehnung  erfüllen.  (S.  IVo.  1128.)  Geschah 
der  Verkauf  mit  resolutorischer  CMausel  und  ist  die  verkaufte  Sache 
noch  nicht  geliefert,  so  können  keine  Schwierigkeiten  entstehen,  der 
Verkäufer  kann  tlie  Ablieferung  verweigern,  wenn  ihm  nicht  der  Be- 
trag integraliter  bezahlt  wird.  Ist  aber  die  Sache  geliefert ,  so  muss 
ein  Unterschied  gemacht  werden.  Jede  resolutorische  Clauscl ,  ilie  sich 
auf  eine  andere  Ursache,  als  tien  Blangel  an  Zahlung  grümlet,  kann 
angerufen  und  nuiss  vollzogen  werden ,  wenn  die  verkauften  Sacheu 
noch  im  Activum  tler  Fallitinasse  mit  den  Merkmalen  von  Indiviiluali- 
tät  sich  befinden  ,  die  sie  bei  der  Lieferung  an  sich  trugen.  Was 
diejenige  Ursaclu'  belrilft,  die  aus  einem  M.ingel  nn  Zahlung  liPrvor- 
ginge ,  es  sei  nun,  dass  sie  slipulirt  wurzle  oder  nur  die  Folge  und 
die  An^vendung  der  resolulorischen  Clausel  wäre,  «iie  bei  jedem  zNvei- 
seiligrn  Vertrag  verstanden  wiriP),  so  ;;ibt  ph  besondere  Vorschrifcen, 
die  nicht  weniger  anwendbar  auf  den  Verkäufer  von  Waaren ,  als  auf 
denjenigen  sind  ,  der  Wechsel  mittelst  Indoss.uuent  cedirt  hätte.  Da 
aber    einige    Untcrscheivlungcu    zu    macheu    sind,     die     aus    iler    IVutur 
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der  Sache  folg-en,   so  sollen  sie  in  uaclifolgenden  zwei  §§.  angeg'eben 
werden. 


§• 


1. 

Von  der  Vindication  verkaufter  und  niclit   bezahlter 


W 


aa  r  en. 


1287.  Da  der  Verkäufer,  der  die  Waaren  noch  in  Händen  hat, 
der  Vindication  nicht  bedarf  und  sie  bis  zu  erhaltener  Zahlung*  zurück- 
behalten kann')  (s.  No.  289  und  1128.),  so  ist  hier  nur  die  Rede 
von  der  Vindication,  die  derjenige  ausüben  will,  der  Waaren  gelie- 
fert hat,  deren  Preis  er  durch  das  Falliment  des  Räufers  zu  verlieren 
befürchtet. 

Unter  dem  Worte  „Lieferung"  ist  hier  nicht  die  üebertragung 
des  Eigenihums  zu  verstehen ,  die  nach  No.  277.  in  mehrern  Fallen 
durch  die  Convention  allein  S(alt  hat  2),  sondern  der  üebergang-  der 
Sache  in  den  reellen  Besitz  des"^  Räufers  oder  desjenigen,  der  beauf- 
tragt ist ,   sie  für  ihn  in  Enjj)fang  zu  nehmen. 

Wenn  also  ein  Holzschiag*  durch  den  Eigenthümer  an  einen  Han- 
delsmann verkauft  wurde  ,  der  seitdem  fallirt  hat ,  so  kann  sich  deV 
Verkäufer  opponiren,  dass  mit  dem  Fällen  der  Anfang-  g-emacht  wird, 
obg^leich  der  Räufer  durch  den  Rauf  Eig^enlhümer  davon  geworden 
ist.  In  No.  1291.  soll  angegeben  werden,  was  geschehen  könnte, 
wenn  der  Räufer  das  Holz  hätte  schlagen  lassen,  bevor  er  fallit  ge- 
worden. 

Obgleich  eine  Waare,  die  g-ezählt,  gewogen  oder  gemessen  wer- 
den kann,  vom  Augenblick  der  Zählung,  des  Wiegeiis  oder  Messens _ 
oder  vom  Augenblick,  wo  sie  mit  Zeichen  von  Individualität  bezeich- 
net wurde,  auf  Gefahr  des  Räufers  ist  3)  ,  so  kann  der  Verkäufer  die 
Auslieferung  verweigern,  wenn  sie  bei  Ausbruch  des  Falliments  noch 
in  seinem  Magazin  liegt.  Wenn  sich  der  Verkäufer  durch  besondere 
CJlausel  im  Vertrag  verbindlich  gemacht  hat,  die  verkaufte  Sache  in 
das  Domicil  oder  Magazin  des  Ränfers  oder  an  Jeden  andern  Ort, 
den  dieser  ihm  angiebt,  zu  liefern  und  die  Waare  ist  noch  unterwegs 
dahin,  so  wird  angenommen,  dass  sie  nicht  abgeliefert  ist  und  der 
Verkäufer  kann  si^^  weigern ,  sich  der^selben  zu  begeben ,  wenn  er 
nicht  bezahlt  wird,  er  mag  nun  baar  oder  auf  Zeit  verkauft  haben, 
weil  durch  das  Falliment  alle  Forderungen  betagt  werden. 

Um  dieses  Recht  auszuüben,  ist  es  gleich,  ob  der  Räufer  die- 
selben Waaren  einem  Dritten  auf  Factur  und  Frachtbrief  hin  verkauft 
hatte  (s.  No.  1290),  oder  ob  die  Waaren  irgend  eine  Veränderung 
oder  Verschlimmerung  erlitten  (s.No.  1292.),  weil  es  sich  hier  nicht 
mn  gelieferte  Waaren  handelt,  die  vindicirt  werden,  sondern  um 
solche ,  die  der  Verkäufer  zurückhält  und  zu  liefern  sich  weigert,  bis 
er  bezahlt  ist. 

Hier  ist  nur  von  perfecten  Verträgen  die  Rede ;  was  diejenigen 
betrifft ,  die  unter  aufschiebender  Bedingung  geschlossen  worden, 
s.  No.  1274. 
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1288.  Ist  aber  die  Waare  g-eliefert,  so  Lat  der  niclit  bezahlte 
Verkäufer,  er  ma^  nun  auf  Zeit  oder  nicht  auf  Zeit  verkauft  Laben, 
nur  in  sofern  ein  Recht ,  sie  zu  vindiciren  ,  als  sie  noch  nicht  in  die 
Man^azine*)  des  Falliten  oder  in  diejenigen  des  von  ihm  zu  deren 
Verkauf  beauftragten  Commissionärs  eingcg-ang^en  ist^). 

Bei  der  Vindication  wird  kein  Unterschied  g-einacht,  ob  der  Ver- 
kaufer Handelsmann  ist  oder  nicht;  worin  auch  das  Gewerbe  des 
Verkäufers  bestehe,    so  findet   sie  Anwendung-^). 

Der  Umstand  ,  dass  der  Betrag-  einer  Waare  in  einer  Anweisung^, 
einer  acceptirlen  oder  nicht  acceptirten  Tratte ,  io  eig-enen  Wechseln 
an  Ordre  bezahlt  oder  in  C'onto-Corrent  gebraclit  wurde,  wäre  nicht 
hinreichend ,  um  den  Verkäufer  vom  Reclit  der  Vindication  auszu- 
schliess^n  *)  ,  es  miisste  denn  erwiesen  werden,  dass  eine  wirkliche 
Novation   Statt  gehabt  hat.     (S.  No.  221  u.    1283.) 

Gehen  die  Waaren  aus  den  Magazinen  des  Verkäufers,  «m  in 
die  des  Räufers  einzugehen ,  so  haben  sie  eine  Strecke  Wegs  zu 
machen  und  können  folglich  vom  nicht  bezahlten  Verkäufer  vindicirt 
werden.  Diess  kanji  jedocli  zu  mehrern  Schwierigkeiten  Anlass  ge- 
ben, deren  I^ösung  nicht  unwichttig-  ist»  die  wesentlichsten  Hypothe- 
sen  können  folgende  sein  : 

Sind  die  W^aaren  schon  in  das  Mag-azin  des  Käufers  eiiigeg-ang'en, 
oder  hätte  er  sie  anderswohin  spedirt,  oder  sein  Commissionär,  nach- 
dem er  sie  empfangen  hatte,  um  sie  für  seine  Rechnung  zu  verkaufen, 
hätte  sie  ihm  wieder  zurück  -  oder  sie  aus  seinem  Magazin  versandt, 
so  hat  er  in  allen  diesen  Fällen  kein  Recht  zur  Vindication. 

Sind  die  Waaren  in  Folg-e  der  Auffräge  des  Räufers ,  selbst 
durch  dessen    directe    Fürsorge    oder    durch  Vermittelung*   eines  Com- 


1)  Bei  der  Vindication  ist  unter  dem  Worte  Magazin  oder  Waarenlager  des 
Käufers  nicht  die  T.ocalita't  (der  Laden)  zu  verstehen  ,  worin  "Waaren  vorhanden 
sind,  die  den  Handelsfonds  einer  Person  ausmachen,  welche  d«'m  \'erkäuror  oder 
Vermiether  dieses  Fonds  darin  succedirt,  denn  hier  lag  keine  Versendung  in  der 
Absicht  der  Parteien,  sondern  der  Käufer  wurde  in  den  Besitz  des  Geschälts  ge- 
setzt, das  die  Waaren  enthielt.  Dadurch  ist  dieserOrt  sein  Waarenlager  geworden; 
die  Vindication  kann  also  nicht  Statt  haben.  Nun  {;iht  es  auch  Gegenstände, 
wie  z.  B.  Stein-  und  Marmorblücke,  Bau-  und  Brennholz,  die  nicht  in  Maga- 
zine gebracht  werden  können,  sondern  die  man  an  ütlentlichen  leeren  Plätzen 
deponirt ,  bis  sie  zum  Verbrauch  abgeholt  oder  verkauft  werden.  Ist  nun  ge- 
bräuchlich, dass  solche  IMätze  eher  zum  Absatz,  als  zur  blosser  "Niederlogung 
oder  Einschillnng  dienen,  setzt  die  Art,  wie  der  Verkaut"  {:;eschlossen  wu'-tle, 
die  Waaren  im  Au;;enblick  der  Convention  mehr  auf  Gefahr  des  Käufers  ,  ohne 
«lass  der  Verkäufer  genöthigt  ist,  sie  anderswohin  zu  transporliren  ,  so  muss 
der  Ort,  wo  sie  liegen,  als  Mn^azin  des  Verkäufers  l)etraclitet  wenlen.  Di»*«e 
Vorschrift  lässt  sich  auch  auf  Waaren  anwenden,  die  am  Bord  verk.iul"t  wurden, 
liier  würilc  der  \  erkäut'er  ebenfalls  das  \  indicationsrecht  verlieren  ■»).  'Mii>"*fen 
jedt)ch  dii>  Waaren  gewogen  oder  ;;eni<'ssen  \»rrden,  so  wäre  nur  vom  Au^'enl)lfck 
an,  wo  diess  geschehen,  die  Vindication  nicht   mehr  zulässig.  (S.  >o.  '2!>7.)  l») 

Wäre  nach  der  Messung  am  Gestade  oder  auf  ötfcntlichem  IMatze ,  wo 
die  Waaren  im  Augenblick  des  Verkaufs  lagen,  <ler  Verkäufer  ;;ehalten,  sie  an- 
ders wohin  zu  transportiren  ,  »o  \*iir«le  dieser  Platz  auch  als  sein  Ma;;azin  ange- 
sehen und  nicht  als  dasjenige  des  Käufers.  Der  linistiind  «lerZahlnn;:  t"ür  Miethc 
der  Kocale,  wo  die  Waan^n  liet;en  ,  Miiterlohn,  Gehall  der  Personen,  denen  »lie 
Aufsicht  anvertraut  ist  ,  könnten  auch  Aulschluss  j^eben.  In  diesen  Fällen  h  iben 
die   Waaren  zwar  den  Besitzer,  aber  nicht  den   Platz  gewechselt.  J'ard. 

n)  ('.  (i.  B.  Ititit».  —    b)  C.  G.  B.  l.\s.-|. 

2)  II.  G.  B.  576,  577.  —    3)   Abw.  Urth.  10.    Jan.  1S21.    —    4)   Abw.   l'rtli. 
0.  Nov.  tSÄJ. 
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missionärs,  der  sie  ihm  spediren  soll,  aus  den  Mag-azinen  des  Ver- 
käufers ausgegangen,  oder  "wurden  sie  iu  ein  Schiff  geladen,  das  sie  an 
die  vom  Räufer  angegebene  Bestinimung-  oder  in  die  Mag-azine  eines 
Speditors  oder  GiiterscliafFners  bring-en  soll,  so  können  sie,  so  lang-e 
sie  in  diesen  Localiläten  oder  unter^vegs  sind ,  vindicirt  werden  *)• 
Sobald  sie  aber  einmal  im  Magazin  des  Räufers  oder  seines  Comrais- 
sionärs,  der  sie  verkaufen  soll,  eingetroffen,  selbst  wenn  erwiesen 
würde ,  dass  sie  eine  weitere  Bestimmung'  Latten  ^),  so  wird  nicht 
mehr  angenommen ,  als  seien  sie  unter^vegs. 

Eine  öffentliche  Niederlage,  avo  Waaren,  die  unterwegs  der  Ve- 
rificationen ,  Declarationen,  Verzollungen  Avegen  oder  in  Streitfälleu 
mit  der  Douane  ,  Octroi  und  andern  indirecten  Gebühren  deponirt  wür- 
den ,  könnte  nicht  als  Magazin  des  Räufers  oder  seines  Commissio- 
närs  angesehen  werden,  ausgenommen  in  dem  Falle,  wo  die  Waaren 
in  Auftrag  des  Räufers  für  seine  Rechnung  und  zu  seiner  Disposition 
eingegangen  waren  ^).  Diese  Ausnahme  wäre  auch  auf  die  momen- 
tane Niederlage  in  die  Magazine  des  Commissiouärs  des  Falliten  an- 
wendbar, wenn  dieser  sie  bloss  zur  Verfügung  halten,  uud  nicht  für 
seine  Rechnung  verkaufen  soll.  Der  Commissionar,  der  zum  Ver- 
kaufen beauftragt  ist,  ist  der  Repräsentant  des  Raufers ,  seine  Maga- 
zine werden  demnach  Avie  diejenigen  des  Räufers  selbst  angesehen. 
Der  Commissiouär  aber,  dessen  IMandat  sich  bloss  auf  den  Empfang 
beschränkt,  ist  nur  angebliclier  Depositar,  seine  Magazine  sind  bloss 
Niederlagen,  aus  welchen  die  Waaren  dahin  befördert  werden,  wo- 
hin sie  der  Fallit  haben  will.  Bis  sie  zu  ihrer  Bestimmung  gelangt 
sind,  kann  man  eigentlich  nicht  sagen,  dass  sie  in  die  Magazine  des 
Falliten  eingegangen. 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  können  auch  diejenigen  Waaren  vin- 
dicirt werden ,  die  erst  seit  Eröffnung  des  Falliments  in  die  Maga- 
zine des  Falliten  oder  seines  Commissiouärs  eingegangen  wären ^  da 
nach  No.  1123.  dieses  Ereigniss  aclive  und  passive  den  Stand  seiner 
Geschäfte  festgestellt  hat.  Was  nach  dem  Falliment  ankommt,  befin- 
det sich  gleichsam  unter  einer  legalen  Sequestration,  im  Interesse  des- 
jenigen, den  es  betrifft.  Hätten  die  Sjndiken  sie  verkauft,  so  kann 
der  Erlös  vindicirt  werden  und  wird  zur  gemeinschaftlichen  Schuld 
der  Masse. 

1289.  Hat  der  Vindicant  eine  Zahlung  auf  Abschlag  erhalten, 
oder  ist  der  Betrag  in  Wechseln  regulirt  worden,  die  nicht  bezahlt 
wurden  (s.  No.  1288.)  ,  so  muss  er  sie  restituiren,  und  hat  er  sie 
negocirt ,  so  muss  er  dafiir  der  JMasse  haften.  Ausserdem  ist  er  ver- 
bunden ,  der  Fallitmasse  alle  Vorschüsse  für  Wasser-^  oder  Landfrächt, 
Commission,  Assecuranz  oder  sonstige  Rosten  zu  erstalten  uud  die 
desshalb  schuldigen  Summen,  wenn  sie  noch  nicht  bezahlt  sind,  zu 
entrichten,  ohne  dafiir  einen  Anspruch  an  die  Masse  machen  zu  kön- 
nen*). Wären  die  von  ihm  vindicirten  Waaren  im  Preise  gesunken, 
so  kann  er  die  Vergütung  der  Differenz  nicht  verlangen,  auch  nicht 
seine  Commissionsgebühren,  wenn  er  diese  Waaren  für  Rechnung  des 
Falliten  gekauft  hätte  ^).  Er  hat  sieb  die  Schuld  zuzuschreiben  ,  dass 
er  auf  Credit  verkauft  hat ,    und   weil   nach    dem    strengen  Recht    die 


1)  Abw.  Urth.  9.  Nov.  18^3.—-.  2)  Abw.    Urth.   13.  Oct.   1823.  —    3)    Abw. 
Urth.  31.  Jan.  1826.  —    4)  H.  G.  B.  579.  —    5)  Abw.  Urth.   21.   Febr.  1828. 
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VinJication  ilim  verweig^ert  werden  konnte,   so  ist  sie    ihm   mir    mit- 
tels dieses  Opfers  g-eslattet. 

1290.  Hat  der  Fallit  die  Waaren  vor  Ankunft,  oLne  Betrugt, 
auf  Factur  und  Connossament  oder  Frachtbrief  hin  verkauft ,  so  kann 
die  Vindication  dann  nicht  zum  Naclitheil  eines  Dritten,  der  sie  in 
gutem   Glauben  auf  diese   Papiere  liin   g-ekauft  liat,  Statt  haben*). 

Der  Verkauf  auf  blosse  Factur  bin  wiire  niclit  hinreichend  und 
iimg-ekehrt  auch  nicht  auf  blossen  Frachtbrief  oder  anf  Connossament 
liin.  Diese  Papiere  haben  niciits  mit  einander  gemein  und  das  eine 
ist  niclit  Aequivalent  des  andern.  Die  Factur  dient  zur  Feststellung 
der  Verhältnisse  zwischen  dem  ursprünglichen  Verkäufer  und  Käufer, 
und  wenn  nach  No.  248.  der  urspriingliclie  Räufer  die  Waaren  wie- 
der verkauft ,  so  kommt  die  Factur  der  ^virklichen  Auslieferung-  gleich, 
was  die  Natur  der  Ding-e  oder  die  Stellung'  der  Parteien  niclit  anders 
zulässt.  Das  Connossament  oder  der  Frachtbrief  ist  das  Docninent, 
das  den  Scliiffer  oder  Fuhrmann  verpllichtet,  die  Waare  dem  Inhaber 
desselben  zu  übergeben.  Der  Besilz  eines  solchen  Documents  gibt 
diesem  das  Recht,  die  Waare  in  Empfang-  zu  nehmen  nnd  den  Schilfer 
oder  Fuhrmann  dafür  zu  enllaslen,  ohne  dass  diess  be^veiset,  dass 
er  Eig-enthümer  der  an  ihn  adressirten  Waaren  sei.  Beide  Docu- 
menta aber  (Factur  und  Connossament  oder  Frachtbrief)  vervollständi- 
g-en  den  Verkauf;  die  Factur  nämlich,  indem  sie  attestirt ,  dass  er 
direct  oder  durch  Cession  der  Rechte ,  die  sie  dem  Cedenten  gegen 
den  ursprünglichen  Verkäufer  gab,  Statt  gehabt  hat;  das  Connossa- 
ment oder  der  Frachtbrief  hingegen,  indem  dadurch  die  Befugniss 
ertheilt  wurde,  die  Üebergabe  der  verkauften  Gegenstände  gegen  den 
Schilfer  oder  Fuhrmann  zu  verlangen.  Um  so  mehr  Aväre  der  Ver- 
käufer ,  der  in  Auftrag  des  Räufers  die  verkauften  Gegenstände  an 
einen  Cessionar  der  Rechte  dieses  Käufers  adressirt  hätte ,  nicht  be- 
fugt, sie  zu  vindiciren ,  wenn  er  diese  Cession  gekannt  hätte.  Die- 
sem Verkaufsfall  ^vird  auch  die  Confiscation ,  in  welche  der  Fallit 
wegen  Defraudation  verfä^lt ,  gleichgestellt  nnd  nach  IVo.  1270.  kano 
der  Verkäufer  zum  iXachtheil  des  öffentlichen  Schatzes  nicht  vindi- 
ciren 2). 

1291.  Es  kann  auch  geschehen,  dass  der  Fallit  die  Waaren, 
die  noch  nicht  angekommen  sind ,  statt  auf  eine  privilegirte  Schuld 
(wie  z.  B.  auf  die  Fracht  des  Fuhrmanns)  auf  Vorschüsse  eines  Com- 
missionärs,  s.   No.    1203.  ange\viesen   hätte. 

Z.  B.  A.  hat  an  S.  Salz,  in  Nantes  liegend,  auf  6  Älonat  ver- 
kauft. Es  ^\'lrd  zu  Schilf  verladen  und  in  Folge  des  Auftrags  von  S, 
an  dessen  Commissionär  B.  in  Orleans  gesandt.  Dieser  macht  nach 
No.  484  u.  f.  auf  das  Connossament  oder  den  Frachtbrief  Vorschüsse 
auf  die  Waare,  bevor  sie  ankonnnt,  S.  fallirt  uud  da  das  Salz  noch 
in  Blois  ist,  so  vindicirt  es  A. ;  er  karni  diess  Recht  nicht  aus- 
üben^ ohne  das  Privilegium  von  B.  abzulösen,  diess  ist  Folge  vou 
No.   1289. 

1292*  Das  Recht  der  Vindication  des  Verkäufers  kann  nur  iu 
Ansehung  der  Waaren  Statt  finden  ,  deren  Identität  nicht  lu   bezwei- 


1)  H.  G.  B.  578.  Abw.  Urtli.  17.  Aug.    1825.  —    2)   Ges.   v.   22.    Aug.    1791. 
Verordii.  v.  22.  März  1805. 
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fein  lind  in  •  sofern  erkannt  ist ,  dass  die  Ballen ,  Fässer  oder  üm- 
schläg-e ,  worin  sie  sich  zur  Zeit  des  Verkaufs  befinden,  nicht  geöff- 
net, auch  die  Stricke  oder  Zeichen  nicht  weg'g'euominen  noch  verän- 
dert worden  sind,  und  dass  die  Waaren  in  Beschaffenheit  und  Ouan- 
tität  weder  eine  Verändernng',  noch   Umgestaltung-   erlitten   haben*). 

Wären  diesen  Stricken  oder  Zeichen  jedoch  in  betrügerischer 
Absicht  andere  subsituirt  worden ,  um  den  Verkäufer  des  Vindications- 
rechts  zu  berauben ,  und  dieser  Betrug  würde  erwiesen  ,  so  verdiente 
diese  Umänderung  nicht  in  Betracht  gezogen  zu  werden ,  es  sei  denn, 
dass  Dritte  in  gutem  Glauben  in  Folge  dieses  Umstandes  Rechte  dar- 
auf erworben  hätten.  Eben  so  verhielte  es  sich ,  wenn  die  Um- 
schläge oder  Stricke  in  Folge  erwiesener  Uebermacht  oder  durch  die 
Besichtigung  der  Douane  verändert  worden  wären. 

Daraus  muss  man  jedoch  nicht  schliessen ,  dass  die  Vindication 
einem  Verkäufer  verweigert  würde ,  der  Waaren  auf  eine  andere 
Weise,  als  die  hier  angegebenen,  versandt  hätte.  Hier  wäre  dana 
nach  Gebrauch  zu  entscheiden ,  um  sich  zu  überzeugen ,  ob  die  Waa- 
ren in  einem  Zustande  geblieben  sind ,  der  nicht  zu  dem  Glauben 
Anlass  gühe,  dass  der  Käufer  gewisse  Verfügungen  getroffen  habe, 
wodurch  sie  als  ihm  angehörig  betrachtet  w^urden. 

Die  Quantität  der  Waare  uiiiss  unverändert  sein.  Hätte  sie 
aber  durch  unwiderstehliche  Gewalt  oder  durch  sonst  ein  dem  Räu- 
fer fremdes  Factum  eine  Verminderung  erlitten,  so  würde  diess  die 
Vindication  nicht  verhindern.  Folgender  Fall  ,  der  sich  manchmal 
ereignen  kann,    würde    jedoch   mehr  Schwierigkeiten  darbieten. 

Z.  B.  A.  in  Paris  kauft  von  B.  in  Bordeaux  200  Ballen  Baum- 
wolle ;  dieser  versendet  sie  durch  mehrere  Fuhrleute  ;  die  einen  kom- 
men an  und  laden  sie  in  die  Magazine  von  A.  den  10.  April  ab,  die 
andern  sind  aber  noch  am  12.  unterwegs ,  an  w^elchem  Tage  das 
Falliment  von  A.  ausbricht.  Streng  genommen  könnte  man  behaup- 
ten, dass  die  Quantität  der  Waare  sich  geändert  habe,  aber  der  Bil- 
ligkeit nach ,  sollte  jede  Sendung  als  ein  getrenntes  Ganzes  angesehen 
und  die  Vindication  des  letztern  zugelassen  -werden. 

Die  Veränderung  oder  Umgestaltung  in  der  Beschaffenheit  oder 
Qualität  der  Waare,  welche  ebenfalls  die  Vindication  nicht  zulässt, 
muss  aber  durch  eine  menschliche  Handlung  geschehen  sein.  Z.  B. 
wenn  Getreide  in  Mehl  verwandelt  wurde.  Wolle  in  Tuch,  weisse 
und  rothe  Weine  mit  einander  vermischt  wurden.  Rührte  sie  aber 
von  der  Beschaffenheit  der  Sache  her,  wie  die  Verdunstung,  wodurch 
Flüssigkeiten  sich  vermindern,  oder  ein  Zufall ,  wodurch  Wein  sauer 
wurde,  so  hatte  die  Vindication  nicht  minder  Statt. 

Sind  Waaren  durch  unwiderstehliche  Gewalt  oder  aus  irgend 
einer  andern  Ursache  mit  andern  vermengt  worden  ,  so  haben  sie  dess- 
halb  ihre  Identität  nicht  verloren ,  wenn  es  möglich  ist ,  sie  zu  er- 
kennen ,  oder  wenn  die  Vorschriften  des  Civilrechts  über  die  Art, 
die  verschiedenen  Eigenthümer  vermengter  Sachen  zufrieden  zu  stellen, 
anwendbar  sind. 

Die  blosse  Veränderung  in  der  Form  würde  die  Vindication  nicht 
verhindern ,  wem»  sie  eine  uothweudige  Folge  der  Verhandlung 
wäre. 


1)  H.  G.  B.  580. 
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Z.  B,  wenn  ein  Eigentluimer  einem  Handelsmann  100  Morg-en 
WalJ  auf  dem  Stamm  verkaufen  Aviirde,  so  würde  Fällung-  des  Hol- 
zes die  JXatur  dor  Waare  nidit  verändern,  wenn  der  Riiufer  nocli 
niclits  davon  verkauft  liätte  *). 

Ob  derjenige,  welcher  das  Reclit  bat,  Waaren,  die  unterwegs 
ßind ,  zu  vindiciren,  aucli  den  Preis  der  Assecuranz  fordern  kann, 
venn  sie  unterweg-s  zu  Grunde  gegangen  sind,  möchte  zu  bezwei- 
feln sein, 

OJine  sich  in  das,  was  No.  594.  gesag-1  wurde,  einzulassen, 
reicLt  es  hin,  zu  sagen,  dass  selbst  im  System  derjenigen,  Avelche 
den  Assecuranz -Vertrag  dem  Verkaufsvertrag'  gleichstellen  würden, 
die  Vindication  abgewiesen  werden  miisste,  weil  der  nicht  bezahlte 
Verkäufer  niemals  den  Preis  des  VViederkaufs  für  Waaren,  die  der 
Räufer  verkauft  hat,  als  sie  noch  uuterwegs  waren,  vinrliciren  kann. 
Wären  aber  diese  Waaren  gestohlen  oder  böslicher  Weise  zerstört 
worden,  so  könnte  der  nicht  bezahlte  Verkäufer  die  von  den  Urhe- 
bern des  Delicts   schuldige  Scbadloshaltung   verlangen. 

In  allen  Fällen  ,  in  welchen  der  Verkäufer  vindiciren  kann,  steht 
den  Syndiken  der  Masse  die  Befugniss  zu,  die  vindicirten  Sachen  zn 
behalten ,  "wenn  sie  dem  Reclamanten  den  zwischen  ihm  und  dem 
Falliten  bedungenen   Preis   bezahlen  *). 

1293.  .Dieses  dem  Verkäufer  zustehende  Recht  haben  unter  den 
nämlichen  Bedingungen  und  Exceptionen  alle  diejenigen  ,  die  durch 
Umstände  ihm  subsliluirt  würden. 

Ein  Einkaufs-Commissionär ,  der  den  Betrag  bezahlt  halte,  oder 
ihn  dem  ursprünglichen  Verkäufer  noch  schuldig  und  für  seinen  Vor- 
scliuss  oder  für  seine,  wegen  des  Falliten  eingegangenen  Verbindlich- 
keiten nicht  gedeckt  wäre,  könnte  also  nach  JNo.  563.  in  allen  Fäl- 
len ,  wo  der  Verkäufer  dazu  befugt  ist,  die  für  den  Commitlenten 
eingekauften  Waaren  vindiciren*).  Es  ist  aber  zweifelhaft,  ob  man 
diess  auf  denjenigen  ausdehnen  kann,  der  Tratten  acceptirt  hätte,  mit 
der  Weisung,  den  Betrag  der  Waarcu  zu  bezahlen,  die  vimlicirt  wer- 
den können.  Dieser  Acceptant  ist  nicht  in  dem  Fall  der  Subrogation, 
die  dem  Einkaufs-Commissionär  zusteht.  Er  konnte  bloss  ,  nachdem 
er  die  Inhaber  bezahlt  hat,  das  in  No.  1275.  erwähnte  Recht  anru- 
fen,  dessen  Ausübung  nicht  ohne  Schwierigkeit    ist. 

Die  Rechte  eines  nicht  bezahlten  Coinmissionärs  von  Waaren ,  die 
er  für  seinen  Committenten  gekauft,  aber  aus  den  Händen  gegeben 
hat,  sind  bei  der  Vindication  beschränkt  und  allen  weiter  oben  erklär- 
ten Ijedingungen  unterwoilen.  Er  könnte  sich  ausserdem  nicht  im 
Falliment  präsentiren,  um  für  die  noch  unbezahlte  Commissionsgebühr 
sich  bezahlt  zu  machen,  und  mnss  es  all/.ugrossem  Zutrauen  zuschrei- 
ben,  dass   er  die  Waare    aus   den   Händen    gegeben   hat*). 

1294.  Uebrigens  ist  wohl  zu  merken,  dass  diese  (irun^lsätze 
über  die  Vindication  sich  nur  auf  Sachen 'erstrecken .  die  der  Fallit 
als  Waare,  die  seinen   Handel   beireileu  ,   eingekauft  hat. 

Wäre  also  ein  Handelsmann  noch  den  Preis  >on  Sachen  schul- 
dig", die  er  zn  seinem  eigenen  Gebrüuch  oder  für  sein  Hauswesen, 
oder  sogar  für  seinen  Gebrauch    im  (Geschäft ,    aber    ohne    die  Absicht 


1)  Abw.  Urth.  10.  Jan.  1821  scheint    entgegengesetzter   Meinung  xn  »v\n.    — 
2)H.  (i.ü.  5S3.    —  3)  Cass.  U.  Nov.   1810.  —  4)  Abw.  Lrlh.  21.    Febr.  182^. 


728 

des  Wieclerverkaiifs  ang-escliafft,  wie  z.  B,  eine  Mascliine  zum  Dienst 
einer  Manufactur  *) ,  kurz  von  Saclien ,  die  hiclit  zu  denjenigen  g-eliö- 
ren ,  womit  er  Landelt ,  so  müssen  die  Privilegien  und  Vindicationen, 
die  das  Civilreclit  bestimmt,  zugestanden  werden  und  der  nicht  be- 
zahlte Verkäufer  kann  nach  No.  1204.  sie  ausüben,  ohne  dass  man 
ihm  die  hier  erklärten  Grundsätze  opponiren  könnte^). 

Durch  das  so  eben  Gesag-te  lassen  sich  auch  die  Schwierig-keite« 
lösen,  die  sich  sehr  häufig-  beim  ,Verkauf  eines  Handhingsfonds  dar- 
bieten, wenn  der  Käufer,  bevor  er  bezahlt,  fallirt.  Hier  sind  einig-e 
ünterscheidung-en  zu  machen.  Der  Handlung^sfonds  kann  nur  in  der 
Rundschaft  bestehen,  die,  wenn  auch  nicht  eine  materielle  Sache, 
doch  unter  vielen  Umstanden  abg-eschatzt  werden  kann.  Der  Ver- 
käufer kann  auch  Instrumente ,  Maschinen ,  Utensilien  seiner  Profes- 
sion und  ausserdem  noch  ein  Sortiment  oder  einen  Rest  in  Waaren 
Linzug-efüg-t  haben.  Da  die  beiden  erstem  Gegenstände  schwerlich 
für  Waaren  gehalfen  werden  dürften  ,  so  könnte  sie  der  nicht  bezahlte 
Verkäufer  nach  No.  1204.  vindiciren  und  sogar  den  Vertrag-  auflösen, 
besonders  wenn  er  diess  stipulirt  hätte ').  Was  die  Waaren  betrifft, 
so  möchte  der  Umstand ,  dass  sie  mit  vindicationsfähigen  Gegenständen 
verkauft  wurden,  ihre  Vindication  nicht  zulassen,  sie  befänden  sich 
iu  dem  in  No.  1288.  ang-eführten  Fall. 


§.2. 


Von  der  Vindication   cedirter    Handels  -  Effecten,    deren 
Preis    nicht    bezahlt    wurde. 

1295.  Man  kann  zu  Gunsten  eines  Handelsmannes  Wechsel 
trassirt  oder  indossirt  haben,  der  nachher  fallirt  und  den  Preis  dafür 
noch  schuldig  ist.  Wendet  man  hier  die  in  No.  1286.  erklärten  Grund- 
sätze g-enau  und  streng-  an ,  so  könnte  derjenige  ,  der  sich  in  dieser 
Lage  in  Beziehung  auf  den  Falliten  befindet,  keine  Vindication  aus- 
üben. 

Die  von  ihm  au  den  Falliten  cedirten  oder  ,für  ihn  ausgestellten 
Wechsel  sind  in  das  Portefeuille  eingegangen,  das  für  dergleichen 
Gegenstände  eben  das  ist ,  was  Magazine  für  Waaren  sind.  Er  kann 
daher  die  dem  Falliten  cedirten  Wechsel  nicht  vindiciren,  noch  sich 
weigern ,  diejenigen  an  die  Masse  zu  bezahlen ,  die  er  ihm  ausge- 
stellt hat  ,  er  kann  sogar  nach  No.  1125.  den  Betrag  seiner  Forde- 
rung auf  den  Falliten  nicht  mit  dem,  was  er  schuldet,  compensiren  *). 
Wären  die  von  ihm  zu  Gunsten  des  Falliten  so  ausgestellten  oder  ce- 
dirten Wechsel  von  letzterm  an  Jemanden  cedirt  worden ,  der  den 
Preis  dafür  noch  schuldet,  so  hätte  er  auf  diesen  Preis  kein  ausschliess- 
liches Recht,  noch  könnte  er  verlangen,  dass,  um  sich  bezahlt  zu 
machen,  man  ihm  die  Wechsel  übergäbe,  welche  der  Fallit  als  Ge- 
genwerth  empfangen,  und  die  sich  noch  im . Portefeuille  dieses  Falli- 
ten befinden  würden ,  wenn  diese  Wechsel  sogar  constatiren  würden, 
dass  sie  identisch  den  Preis  der  von  ihm  unterzeichneten  Wechsel  aus- 


J)  Abw.  Urth.  23.  December  1829.  —     2)  C.  G.  B.  2102.  —    3)  Abw.  Urth» 
7.  April  1830.  —    4)  Cass.  15.  Jan.  18^3.  Abw.  Urth.  25.  Febr.  1839. 
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macben.  Um  so  "sveniger  könnte  der  Bezog-ene,  welclier  oLne  Dek- 
kunjj  acceptirt  hatte ,  Avofiir  der  Aussteller  vom  Nelimer  den  Preis  in 
einem  eigenen  Wechsel  bezahlt  hiitte  ,  der  sich  noch  im  Falliment  die- 
ses Ausstellers  befände,  verlangen,  dass  dieser  eigene  AVechsel  ihm 
übergeben  würde,  noch  sich  vorzngs^veise  vor  den  übrigen  Gläubigern 
der  Masse  für  den  Preis  bezahlt  machen  ,  den  der  Nehmer  schuldet. 
Dieser  eigene  Wechsel  ist  nach  No.  380.  der  Preis  eines  vom  Aus- 
steller gemachten  Verkaufs  und  g-ehört  seiner  Fallitmasse  an.  In  die- 
sem Fall  können  keine  andere  als  die  in  No.  1292,  angegebenen 
Grundsatze  angewendet  werden. 

Diese  strengen  Grundsätze  modiciOren  sich  einigermaassen  in 
dem  Fall ,  wo  begebungsfahige  Effecten  mit  „Werth  in  Rechnung" 
oder  auf  jede  andere  Weise  cedirt  Avurden ,  wodurch  sie  in  Conto- 
Corrent  eingegangen  waren.  Sie  können  vindicirt  werden  ,  wenn  der 
Reclamant  dem  Falliten  im  Augenblick,  wo  er  ihm  die  Kimessen  g-e- 
macht  hat ,  nichts  schuldete.  Alan  vermuthet ,  dass  ungeachtet  der 
Ausdrücke  im  Indossament ,  das  nach  No.  347.  den  Uebertrag  des 
Eigenthums  bewirkt ^  der  Fallit  nicht  Eigenthiimer  davon  geworden 
ist,  weil  er  ihm  nichts  schuldig  war,  als  er  sie  empfing-. 

Z.  B.  A.  und  B,  stehen  mit  einander  in  Conto-Corrent.  Dieser 
wird  am  1,  Febr.  abgeschlossen,  und  A.  ist  Gläubiger  per  Saldo  von 
20,000  Francs.  Am  4.  remittirt  er  an  B.  10,000  Francs;  da  dieser 
wenige  Tage  darauf  fallirt,  so  wird  dem  A.  die  Viudication  der 
10^000  Francs  in  Wechseln  zugestanden. 

lii9o.  Um  so  mehr  verhielte  es  sich  somit  einem  erst  eröffneten 
Conto-Corrent,  worin  derjenige,  welcher  die  Kimessen  gemacht  hat,  nur 
Creditor  ist  und  in  diesem  Augenblick  noch  nichts  schuldete.  Es  ist 
gleichviel,  ob  ihm  seit  dem  Zeifpunct  der  Rimessen  der  Fallit  Zah- 
lungen auf  die  eingegangenen  Wechsel  oder  Vorschüsse  auf  das,  >vas 
einzuziehen  ist,  gemacht  hat  ;  er  hat  sie  nur  in  der  nämlichen  Qua- 
lität als  Commissionär  gemacht,  die  er  allein  im  Augenblick  der 
Rimessen  haben  konnte,  eine  Qualität,  mit  welcher  diese  Vorschüsse 
unvereinbar  sind.  Die  Vindication  ist  dann  gegründet,  jedoch  bleibt 
es  der  blasse  vorbehalten,  für  die  seit  der  Einsendung  der  Wechsel 
und  bis  zum  Belauf  ihres  Betrags  gemachten  Vorschüsse  ihr  Reten- 
tionsrecht auszuüben. 

12«)/*  Die  Vindication  hört  aber  auf,  wenn  im  Augenblick,  wo 
die  Rimesse  gemacht  wurde,  der  Remittent  Schuldner  des  Falliten 
wurde.  Er  kann  seine  Rimessen  nicht  zurücknehmen,  selbst  wriiii 
er  sich  erböte,  seine  Schuld  zu  bezahlen  ,  damit  man  ihm  die  ^  iiidi- 
calion  gestatte;  hier  wird  angenonunen ,  als  habe  er.  sie  an  Zahlung 
seiner  Schuld  unter  dem  Vorbehalt  jrp^cben ,  sich  den  Ueberschuss 
herauszahlcn  zu  lassen  ;  er  ist  daher  nur  gewöhnlicher  Gläubiger  die- 
ses Ueberschusses.  Die  IMasse  hat  das  Kigenthum  der  auf  diese 
Weise  in  ('onto-(*orreut  remittirten  ^^'ech8el  jedesmal  erworben,  w»'nn 
im  Augenblirk,  wo  sie  gemacht  >vurd»Mi ,  eine  Ursache  zjir  Bcfniuug 
zu  Gunsten  des  Falliten  vorhanden  sein  konnte ,  und  die  A  indication 
wird  zugelassen,  sobald  erwiesen  ist,  dass  derjenige,  welcher  die 
RimesstMi  machte,  aber  nichts  schuldrte,  sie  nur  gemacht  hat,  um  in 
den  Händen  des  llandelsfreuudes  ^^  erthschnften  zu  seiner  ^  erfügung* 
zu    haben,  und  nicht,    um   sich  von  einer  Schuld  zu  befreien. 
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Vom     Bankerott. 


1298.  Der  Fallit,  der  sich  eines  Vergehens  oder  Betrugs 
schuldig  gemacht  hat,  kann  nach  Beschaffenheit  der  Thatsa- 
chen  für  einen  einfachen  oder  betrüblichen  Bankerottirer  erklärt 
werden  ^). 

In  nachfolgenden  drei  Capiteln  sollen  die  Vorschriften,  die 
dem  einfachen  und  betrüglichen  Bankerott  gemeinschaftlich  sind, 
so   wie  jede  Art  von  Bankerott   abgehandelt  werden. 

Hier  darf  nicht  übersehen  werden,  was  in  iVo.  J093.  gesagt 
wurde,  dass  unr  der  Handelsmann  für  fallit  erklärt,  auch  nur  als" 
Baukerottirer  verfolgt  werden  kauu^). 


Erstes   Capitel. 

Vorschriften,    die    deu    b    iden    Arten    von    Bankerott 
gemeinschaftlich  sind. 

1299.  Ob  die  Merkmale,  woran  man  den  Bankerott  erkennt, 
sich  seit  der  Eröffnung  des  Falliments  kund  gethan  haben  ^),  oder 
ob  sie  mit  der  Zahlungseinstellung  zugleich  erkannt  und  consta- 
tirt    wurden,   ist   gleichviel. 

Diese  Untersuchung ,  w^ie  diejenige  jedes  andern  Delicts ,  kann 
auf  die  Klage  oder  die  Denuncia(ion  der  interessirten  Parteien,  der 
Agenten  oder  Syndiken ,  Namens  der  Masse  oder  irgend  eines  Gläu- 
bigers'^) ,  selbst  auf  Denunciatiou  einer  Person,  die  dabei  nicht  be- 
theiligt ist,  angestellt  werden. 

Am  häufigsten  hat  sie  ohne  Hinzuthun  der  Gläubiger,  manchmal 
selbst  gegen  deren  Willen  *) ,  auf  Requisition  des  öffentlichen  Mini- 
steriums ejr  officio  Statt ,  und  die  Agenten  oder  Sjndiken  sind  gehal- 
ten, dem  königliclieu  Procurator  einen  Aufsalz  oder  eine  summarische 
üi'bersicht  von  dem  anscheinenden  Zustande  des  Falliments,  deu  Haupt- 
«rsarhen  und  Umständen  desselben  und  von  dem ,  was  sich  über  seine 
Beschaffenheit  vor  der  Hand  sagßu  lässt ,   einzureichen^). 

Auf  diese  Mittheihmg  hin  kann  sich  dieser  Beamte  oder  einer  sei- 
ner Substituten  in  die  Wohnung  des  Falliten  verfügen,  um  bei  der  Anfer- 
tigung der  Bilanz,  des  Inventariums  und  anderer  das  Falliment  betref- 
fend(^r  Acte  gegenwärtig  zu  sein ;  er  kann  sich  jede  Auskunft  geben 
lassen ,  und  dem  zufolge  die  erforderlichen  Handlungen  und  Schritte 
einleiten ,  und  diess  Alles  von  Amtswegen  und  kostenfrei  ^). 


1)  H.  G.  B.  438  u.  439.  —  2)  Cass:  21.  Nov.  1812.  —  3)  Cass.  5.  März 
1813.  —  4)  H.  G.  B.  .588  u.  595.  —  5)  Abw.  ürth.  26.  Fructidor  Vlll.  Cass. 
22.  Juli  1819.  —    6)  H.  G.  B.  488.  —    7)  H.  G.  B.  489. 
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Sind  aber  die  Operationen  im  Doraicil  des  Falliten  beendln^t,  so 
ist  der  konigliclie  Procurator  niclit  Aveiter  ermächtigt,  denjenigen  bei- 
znwolinen  ,  welche  die  Geg-enwart  des  Richter-Coininissars  erlieiscli^n. 
An  diesem  ist  es  nnn  ,  die  Be^veise  von  Betrng*  zn  sa-nmeln  und  dem 
Ölfentlichen  IMinisterium  die  nötliige  Auskunft  hierüber-  mitzutheilen. 
Vermuthet  der  königliche  Procurator  nach  der  erhaltenen  Auskunft, 
dass  ein  einfacher  oder  betriig-licher  Bankerott  vorlieg-e ,  so  kann  er 
.  gegen  den  Falliten  einen  Vorfiihrungs-,  Verwahrnngs  -  oder  Arreslbe- 
feh[  erlassen  ,  und  niuss  davon  unverzüglich  den  Commissar  des  Fal- 
liments in  Kenntniss  setzen,  damit  dieser  kein  siclieres  Geleit  in  Vor- 
Bchlag"  bring^e,  noch  das  Gericht  ein  solches  bewillige').  Hätle  aber 
das  Gericht  ein  solches  Geleit  vor  dieser  Anzeige  ertheilt  oder  auf 
diese  nicht  Rücksicht  genommen,  so  wäre  aus  diesem  Grunde  der 
Fallit  von  der  gerichtlichen  Verfolg;ung'  und  ArrestatioQ  von  Seiten  des 
Öffentlichen   Ministeriums    befreit. 

1300,  Zwischen  dem  Fall,  wo  der  Fallit  von  Dritten  und  dem- 
jenigen, wo  er  vom  ölfentlichen  Ministerium  verfolgt  wird,  ist  ein 
grosser  Unterschied.  Die  gerichtliche  Bestätigung-  des  Concordats, 
das  gegen  die  Kläger,  selbst  wenn  sie  sich  opponirten ,  als  rechts- 
kräftiges Urtheil  gilt,  macht  ihrer  Verfolgung  auf  Bankerott  ein  Ende  ; 
wo  hingegen  das  öffentliche  Ministerium  nicht  verhindert  werden  kann, 
einzuschreiten  2),  es  mag  nun  ejc  officio  auftreten,  oder  dem  Prozessgang 
der,  selbst  von  Parteien,  für  welche  das  Concordat  obligatorisch  ist, 
augi'brachten  Beschwerde  nachgehen,  oder  das  Handelsgericht  den 
Falliten  für  entschuldbar  erklärt  haben.  Man  kann  sich  zwar  über 
das  Civil  -  Interesse,  das  aus  Delicten  oder  Verbrechen  hervorgeht, 
ver:»leichen ,  allein  der  Ver^leirb  hindert  das  Verfahren  von  Selten 
der  Staatsbehörde  nicht  ^),  daher  auch  die  Gläubiger  in  einem  Falli- 
ment als  Zeugen  abgehört  -sverden  dürfen,  wenn  ihr  Schuldner  als 
Bankeroltirer  verfolgt  wird*).  Aus  dem  nämlichen  Grunde  kann  eiacr 
als  Bankerottirer  verfolgt  werden ,  ohne  dass  das  Gericht  ihn  in  Fal- 
limentszustand erklärt  hat.  Dann  wird  das  Falliment  zugleich  mit  dem 
Delict  durch    die   nämliche     Behörde   erklärt.      (S.  No.    1094.) 

1301.  Welchen  Charakter  auch  der  Bankerott  an  sich  trägt, 
so  erleidet  die  Administration  des  Falliments  keine  Aenderiing '), 
und  selbst  wenn  der  Fallit  als  betriiglicher  Bankerottirer  verfolgt 
würde,  so  würden  seine  Güter  nicht  vom  Staate  verwaltet,  >ue 
diess    bei    andern    Contumaz-Fällen   geschieht. 

Die  Klagen  und  0|)erationen,  welche  Gegenstand  des  vorigen  IIau|it- 
Rtiicks  ^var**n ,  sind  von  den  \  erfolguugpii ,  deren  Zweck  die  IJesIra- 
fung  des  Schuldigen  ist  ,  gelrctint  und  unabhängig.  Kur  sind  die 
Sjndikeii  gehalten,  dem  ölfentlichf^ii  Ministerium  alle  Act>Mislücke, 
Docuniente ,  Biichcr,  die  es  verlangen  würde,  zu  lirfern*').  Diese 
bleiben  wähn'ud  der  Instruction  auf  der  (ierirlitssehreiberei  deponirt. 
Die  Sjndikeu  können    davon    Mitlheilungen    uehnieu    und    sich  Privat- 


1)  IT.  G.  l\.  4()0.  —   2)  Cass.  0.  März  ISIl.  —  .3)  C.  G.  0.2040.  —  4)  Cass. 
15*  April  1825.  —  5)    li.  G.  B.  ÜOO.  —    t.)  11.  G.  B.  (iOl,  002,  (H)a 
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Auszüge  clarans  macLen  oder  aiiflieDfiscbe  claraiis  geben  lassen,  die  ilinen 
vom  Gericlitsschreiber  aiisg-efertigt  werden. 

Die  Uebergabe  der  Onginalien  geschielit  nach  gefälltem  Urtheil, 
es  sei  denn,  dass  das  Zuclitpolizeigericlit  oder  der  Assisenliof  die  ge- 
richtliche Hinterlegung  einiger  von  ihnen  verordnet  habe. 

1«j02.  Würde  der  Fallit  freigesprochen,  so  wäre  diess  kein 
Grund ,  das  Urtheil ,  vx^odnrcli  das  Handelsgericht  seine  Bestätigung 
zum  Concordat  verweigert ,  zu  entkräften ,  da  diese  Freisprechung  nur 
auf  die  correctionellen  oder  criminellen  Verfolgungen  Bezug  hat  (s. 
TSo.  264.),  "nd  der  Fallit  würde  dann  in  den  Personalarrest  zurück- 
fallen ,  von  dem  ihn  das  Handelsgericht  allein  durch  einen  Geleitsbrief 
befreien  kann. 

1303.  Wer  auch  die  Verfolgung  veranlasst  haben  mag,  so  fal- 
len die  Kosten  dem  Falliten  znr  Last,  wenn  er  condemnirt  wurde*), 
und  nach  No.  1-197.  muss  sie  die  Masse  bezahlen.  Wird  er  aber 
freigesprochen,  so  trägt  sie  die  Masse  nur  in  so  fern,  als  die  Unter- 
suchung von  den  Syndiken  ausgegangen  ist.  Er  könnte  diese  sogar  zu 
Schadloshaltung  verurtheilen  lassen ,  wenn  sie  gegen  ihn  einen  falschen 
Bericht  gemacht  hätten  2).  In  den  andern  Fällen  müssen  der  öffent- 
liche Schatz  oder  die  Gläubiger,  die  ihn  individualiter  verfolgt  haben, 
die  Kosten  bezahlen. 

1304.  Jeder  Versuch  zu  einem  betrüblichen  Bankerott  muss 
wie  das  vollbrachte  Verbrechen  in  den  nämlichen  Fällen  bestraft 
werden,  wo  der  Versuch  zu  jedem  andern  Verbrechen  bestraft 
wird^).  Wenn  diess  nicht  ebenso  beim  Versuch  zu  einem  ein- 
fachen Bankerott  der  Fall  ist,  so  geschieht  diess,  weil  es  wirk- 
lich schwer  halten  würde ,  Fälle  aufzufinden ,  wo  dies  e  Art  Delict 
möglich   wäre. 


1 


Kwestes  Capitel. 

Vom   einfachen   Bankerott. 

1305.  Ausser  der  Form  in  der  gerichtlichen  Verfolgung 
und  dem  Unterschied  in  den  Strafen,  unterscheidet  sich  auch 
noch  der  einfache  Bankerott  vom  betrüglichen  darin,  dass  der 
einfache  Bankerottirer  kein  Concordat  mit  seinen  Gläubigern  schlies- 
sen  darf^),  was  ihn  aber  nicht  hindert,  dass  er  zur  Güterabtre- 
tung und  Wiedereinsetzung  in  seine  bürgerlichen  Rechte  zuge- 
lassen werden  kann;  Vortheile,  die  dem  betrüglichen  Bankerottirer 
entzogen    sind^). 

Das  Zuchtpolizeigericht  des  Ortes,  wo  das  Falliment  ausgebrochen 
ist,  erkennt  über  das  Delict,  es  sei  denn,    dass  in  Folge  der  Proze- 


1)  H.  G.  B.  589,  590.  —  2)  Abw.  Urth.  1*.  Dec.  1825.  —    .3)  C.  G.  B.  2,  3. 
Abw.  ürth.  26.  Messidor  VUI.  —    4)  H.  G.  B.  526.  —     5)  H.  G.  B.  613. 
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clnr  vor  dem  Assisenliof  der  Fallit  nur  des  einfachen  Bankerolts  fiir 
sclinldiij:  erkannt  würde  ,  in  welcLein  Fall  dieser  Gerichtshof  die  cor- 
rectionelle  Strafe  an^venden  Aviirde  *). 

1306.  Die  mehr  oder  minder  grössere  Wichtigkeit  der  Ver- 
gehen des  Falliten  dient  zur  Bestimmung,  wenn  er  als  einfacher 
Bankerottirer  verfolgt  werden   muss   oder  verfolgt  werden  kann^-^). 

Hat  der  Fallit  iibertriehene  Ausgaben  g^emacht ,  g-rosse  Summen 
im  Spiel  oder  in  Operationen ,  deren  Erfolg  vom  reinen  Zufall  oder 
von  der  Agiolage  abhängen  (s.  ]\o.  102.)  verloren,  hat  er  Waarea 
unterm  Preise  verkauft,  oder  betrachtllcJie  Anlelien  in  einer  Zeit  ge- 
macht, zu  -welcher  er  nach  seinem  Inventarium  um  50  Proceut  unter 
seinen  Geschäften  war ,  hat  er  so  viel  Schuldscheine  und  AVechsel 
ausgestellt,  die  das  Dreifache  seines  ÄctivveruiÖgens  *)  laut  seines  letz- 
ten luventariums  übersteigen,  so  muss  er  als  einfacher  ßaukerotlirer 
verfolgt  werden. 

Diese  streuge  Verfügung  im  Gesetz  muss  aber  in  der  Anwen- 
dung w^ohl  verstanden  werden.  Würde  z.  B.  ein  Banquier  fiir  den 
dreifachen  Werth  seines  Activums  Werthschaften  remittiren ,  so  würde 
er  desshalb  nicht  in  Untersuchung  kommen  ,  da  diess  leicht  sein  Ge- 
schäft mit  sich   l>iingt. 

1307.  Hat  sich  aber  der  Fallit  keines  der  hier  angeführten  Ver- 
gehen zu  Schulden  kounneii  lasseu ,  und  kaim  man  ihm  bToss  einige 
Ünregehnassigkeiteu  iu  seiner  Aufführung  vorwerfen,  so  kann  er  ver- 
folgt werden,  es  ist  aber  nicht  unumgänglich  uothig,  dass  er  ange- 
klagt, oder  duss  ein  öffentliches  Verfahren  gegen  ihn  eingeleitet  wird. 
Die  Falle,  nach  welchen  er  als  einfacher  Baukerottirer  behandelt  und 
dafür  erklärt  w  erden  kann  ,  sind   folgende  : 

Weim  der  Fallit  die  in  JNo.  1096.  erwähnte  Erklärung-  gemacht 
hat*),  oder  sich  nicht  in  den  in  INo.  1155.  allgeführten  Fiiilen  bei 
den  Agenten  und  Syndiken  i)räsentirt  hat ;  wenn  er  unregelmässig  ge- 
führte, jedoch  von  keinem  Betrug  zeigeude  Ilaudelsbiicher  oder  nicht 
alle  seine  Bücher  produzirt. 

1308.  Die  Strafen  gegen  den  einfachen  Baukerottirer  und  des- 
sen IVlilschuIdige  bestehen  in  Gen»nguissstrafe  ,  in  öffentlichen  Anschlag- 
und  Eiurückung  des  Urthels  in  die  öffentlichen  Blätter  des  Departe- 
ments ^). 

1)  Abw.  Urth.  IS.  Nov.  1813.  —     2)  11.  ii.  U.  5S0,  r>S7. 

3)  In  dem  Werfe  ,,kMnn'' ,  das  auch  l)eim  l>etrü^lirluMi  Oankerott  vorkommt, 
liegt  eine  grosse  >Villkiihr,  >on  welclier  kein  Swulik,  kein  Kietiter  (Gebrauch 
UJiielit ,  >\ie  diess  die  KrOiIirnn;;  {gelehrt  hat.  Kiiierseils  ist  das  Ue?<etz  ;:el)iete- 
risch  ,  an<lererseits  i5t    es  in   HetreM"  drr  l''«>l;ien   r.irultativ.  A.  <1.   II. 

X)  In  der  nereehnun.1  >\  erden  ni<lit  nnr  die  r«iiiitlii  ten  Werihschnflen  begrif- 
fen, die  er  Avirklicli  ein^e/.o;;rn  hat,  sondern  aueli  notdi  diejeni;:en  ,  die  er  ans 
Getailigkeit  (if//tt/r.v  r/c  conipftiisanc)  nnterzelchnet  hat  ,  die  aKo  fin^irt  sind, 
yvas  manchmHJ  im  Handel  voikommt,  wo  sich  Mehrere  ihre  Unterschrilten  leihen, 
um  dem  Wechsel  Credit  zu  verschalfen.  Pard. 

5)  Krwelset  er  aber,  dass  er  \»»r\vnrrsfrei  ist,  und  bis  zum  letzten  Augenblick 
TIollnnM^;  hatte,  seiiMMi  N  erliimllichkeiten  Uhre  zu  machen,  z.  W.  dass  er  (Fel- 
der auf  Hypothek  auriiehnien  sollte,  oder  eine  SchilV^^ladimf;  erwartete,  die  7U 
(irnnde  ne;:;in};en  ist,  so  wäre  es  un;^erccht  ,  ihn  für  einen  Hankerollirer  erklarcii 
zu  lassen  und  ihm  besonders  die  iUl'ugniss  zu  nehmen,  ein  Concord.it  abzu- 
schliessen.  Pard. 

C)  C.  U.  B.  Gl),  423.   G.  ().  (383.      11.  G.  B.  592. 
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Der  köiiigliclie  Procuralor  ist  speciell  beaiiftrag't ,  geg-en  jedes 
Erkenntiiiss  des  Ziiclitpolizei^ericLts  zu  appelüren,  wenn  die  Prozedur 
ir^-end  einen  Betrug-  vermuthen  lässt^),  vorbelialtlicli  der  Kecbfe  der 
Gläubiger  oder  Syndikeo,  die  den  Falliten  gericLllich  verfolgt  Latten, 
und  selbst  der  Appellation  des  General-Procurators, 


IJrittes  CapiteL 

Vom  •  betriig-lichen    Bankerott. 

1309.  Der  betrübliche  Bankerott  ist  ein  Verbrechen,  das 
zu  Leibes-  und  entehrenden  Strafen  Anlass  giebt,  worüber  der 
Assisenhof  zu   sprechen   hat^). 

Wird  der  Angeklaete  coiidemnirt,  so  zieht  diess  alle  die  Folgten 
nach  sieb,  welche  die  Verurtheilungen  der  übrigen  Verbrechen  haben, 
die  gegen  das  Eigenthum  Anderer  begangen  worden.  Ausserdem 
sind  .iein  Bankeroltirer  alle  Vortheile  des  Concordats ,  der  Wieder- 
einsetzung* in  die  biirgerlicheu  Rechte  und  der  Guterabtretung'  ent- 
zogen. 

1310.  Man  unterscheidet  die  Fälle,  in  welchen  der  Fallit 
als  betrüglicher  Bankerottirer  verfolgt  werden  kann  oder  verfolgt 
werden    muss^). 

Als  ein  solclier  mnss  er  in  folgetjden  Fällen  verfolgt  werden: 
Wenn  er  Ausgaben  oder  Verluste  angegeben  hat,  die  in  der  Wirk- 
lichkeit nicht  Statt  halten ,  oder  wenn  er  die  Verwendung*  aller  sei- 
ner Einnahmen  rticht  nachweiset ,  oder  Ausgaben ,  die  er  nicht  ge- 
macht, in  seine  Bücher  eingeschrieben  hat;  wenn  er  Geld,  Activschul- 
den ,  Waaren  ,  Lebensmittel,  Mobiüarelfecten  bei  Seite  geschafft  hat; 
w^enn  er  Scheinverkäufe ,  erdichtete  Geschäfte  oder  Schenkung-en  zum 
Scheine  gemacht  hat;  wenn  er  falsche,  mit  erdichteten  Gläubigern 
verabredete  Passivscbulden  angibt,  oder  sich  in  öffentlichen  Urkunden 
oder  durch  Privatunterschrift,  ohne  Becbtsgrund  und  ohne  den  W^erth 
dafür  empfangen  zu  haben,  als  Schuldner  bekannt  hat;  wenn  er  einen 
specielien  Auftrag"  Latte,  oder  während  ihm  als  Depositar  Geld,  Hanr 
delseffecten  ,  Lebensmittel  oder  Waaren  in  Verwahrung'  gegeben  wa- 
ren ,  dem  Voihnarlits  -  oder  dem  Hinterlegungs -Vertrag"  zuwider,  die 
Fonds  oder  den  Werth  d^tr  Sachen,  welche  den  Gegenstand  der  Voll- 
macht oder  des  Depositums  ausmachten,  zu  seinem  Nutzen  verwendet 
hat;  wenn  er  Immobilien  oder  Mobiliar -Effecten  angekauft  und  ein 
Anderer  den  Namen  dazu  herg-eg-eben  hat;  wenn  er  seine  BücLer  ver- 
borgen hat.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Wechselagenten  oder 
Mäkler,  der  fallirt  hat,  oder  mit  dem  verheiralheten  Handelsmann, 
der  sich  unter  dem  Verhaltniss  <^^r  Gütertrennung  verheiratliet ,  diess 
aber    nicht    durch  Anschlagzettel    veröffentlicht    hat.      Diese  Verfüg^ung" 


1).H.   G.  B.  591.    —    2)   P.   G.  B.   403.     —      3)  H.    G.    B.  593,  594.   — 
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lasst  sich  aber  nicbt  auf  den   Eheg^atten  aasdehnen^  gegen  welcLen  die 
Gütertrennung  ansji;^esproclien  ^vurde*). 

Als  belriig-liclier  l>ankerottirer  kann  verfolgt  und  bezeichnet  wer- 
den der  Fallit,  der  keine  Bücher  g-efiihrt ,  oder  dessen  Bücher  nicht 
seinen  vahren  Activ-  und  Passiv-Stand  darstellen;  wenn  er  ein  siche- 
res Geleit  erhalten  ,  sich  aber  nicht  vor  Gericht  gestellt  ^) ;  %venn  er 
Handels-Engag-ements  in  den  zehn  Tagen  vor  Eröffnung"  des  Falliments 
ausgestellt  hat. 

Wird  in  dem  einen  oder  andern  dieser  Falle  der  Fallit  vor  die 
Assisen  gestellt,  so  steht  den  Gesclnvornen  und  nicht  den  Bichterii 
zu ,  über  den  Charakter  und  die  Absicht  der  iucriminirteu  Falle  zu 
entscheiden^). 

1311*  Wer  des  betrüg^lichen  Bankerotts  überführt  ist,  wird  zur 
Zwang-sarbeit  auf  Zeit  coudeinnirt  *).  Die  Aussprüche  des  Arsslsen- 
Lofes  g"egen  solche  Bonkerottirer  und  deren  Mitschuldige  werden  öffent- 
lich angeschlag^en  und  in  die  Öffentlichen  Bliitter  eingerückt,  wie  diess 
der    Fall   beim   einfachen   Bankerott   ist^). 

Die  Freisi)rechung  von  der  Anklage  auf  betrüglichen  Bankerott 
Lindert  nicht,  dass  der  Fallit  als  einficher  Bankerottirer  verfolgt  wer- 
den kann,  wenn  constatirt  wird,  dass  der  vermeintliche  Betrug-  nur 
IVachliissigkeit  oder   Unklngheit  war  ^j, 

131 2.  Der  IMitschuldig-e  am  betrüglichen  Bankerott  ist  nicht 
minder  strafbar,    als   der   Hauptverbrecher. 

Für  Älllschuldlge  der  betrüglichen  Bankerottirer  sollen  erklärt 
und  zu  denselben  Strafen  ^\\e  der  Angeklagte  diejenigen  Individuen 
verurtheilt  werden  ,  welche  überwiesen  werden ,  dass  sie  sich  mit 
dem  Bankerottirer  einverstanden  habn,  um  seine  beweglichen  und  un- 
beweglichen Güter  ganz  oder  zum  Theil  zu  verheimlichen  oder  zu  «n- 
terschlagen ;  ferner  diejenigen,  welche  überführt  werden,  falsche 
Schnlclfordernnjren  auf  ihn  erworben  zu  haben  und  bei  der  V^erification 
und  Bekräftigung-  ihrer  Forderungen  darauf  bestanden,  sie  als  auf- 
richtig* und  wahrhaft  geltend  zu  maclien.  In  dem  nämlichen  Urtheil, 
welches  die  Strafen  gegen  die  Theilnelimer  an  betrüglichen  Bankerot- 
ten ausspricht,  missen  sie  zngleicli  vernrlheilt  werden:  Ij  Die  Masse 
der  Gläubiger  in  den  Besitz  der  betrügerischer  Weise  unterschlagenen 
Güter,  l^echte  und  Forderungen  wieder  einzusetzen;  2)  derselben 
Schadenersatz  zu  zahlen,  welcher  der  Summe  gjf^iclikomnit .  um  >velche 
sie  dieselben  zu  betrügen  gesucht  haben  ').  Diese  Verliiguuiit  ii  wür- 
den auch  auf  einen  Sjndik  angewendet  ,  der  sich  zum  iNachtheil 
der  Masse,  durch  Waaren,  die  er  sicfi  ausliefern  liess  ,  {gedeckt 
hätte«). 

Die  Frau  des  Falliten  ist  nicht  vor  den  Verfolgungen  der  Justiz 
gesichert,  wenn  sie  im  EinversländnisM  mit  ihrem  Manne,  um  (il.iu- 
biger  zu  betrügen^),  irgend  einen  Iheil  des  Artiv -Vermögens  auf 
die  Seile  geschallt  oder  ihren  l\»imen  und  ihren  Beitritt  zu  Arten  her- 
gegeben hat,  die  ihr  Mann^  um  seine  (iläubiger  zu  betrügen,  ge- 
macht hat'«). 


1)  Crm.  9.  Sppf.  1813.  —  2)  H.  (;.  n.  TM.  —  .1)  IT.  G.  B.  44,-1.  C.im. 
1.3  Mni  !H2ft;  .3.  Nov.  182«;  2(i.  Jan.  1827;  It).  Felir.  1827.  —  4)  H.  <..  B. 
ÖlKi.  I».  (i.  n.  402.  —  5)  n.  ii.  n.  .'!)<).  ~  (i)  Al.w.  Irfh.  13.  Kw^.  iv2r>  — 
7)  H.  G.  H.  5!)7,  5!)8.  —  8)  Cass.  21».  April  1825  —  ü)  Cdss.  2ü.  Jao.  1827. 
II»)  H.  G.  ß.  555,  550,  557. 
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Da  clas  Verbrechen  der  Mitschuld  nur  beim  Bankerott  vorhanden 
sein  kann,  so  muss  dieses  letztere  Factum  zuvor  coustatirt  sein*); 
daraus  fol^t  aber  nicht ,  dass ,  "wenn  der  Bankerottirer  ,  aus  welchem 
Grunde  es  auch  sein  mag,  nicht  verfolgt  oder  von  der  Anklag-e  los- 
gesprochen Avürde,  diejenigen,  welche  als  Mitschuldige  bezeichnet 
werden ,  von  der  Verfolgung  enthoben  waren  ^), 


Drittes  Mauptstiiek. 

Von  der  R  ehabilitiriing  oder   der  Wie;dereinset  zung 
des  Falliten  in  die  vorigen  Rechte  (^rehahllitaiion). 


1313.  Der  Fallit  ist  gesetzlich  von  der  Ausübung  der  po- 
litischen   Rechte   ausgeschlossen. 

Er  kann  kein  öffentliches  Amt  bekleiden  ^) ,  der  Fallimentszustand 
suspendirt  die  Ausübiiiig"  der  bürgerlichen  Rechte  *).  Rein  Fallit ,  selbst 
derjenige,  w^elcher  entschuldbar  ist,  darf  die  Börse  besuchen*).  Die 
Verordnungen  haben  dieses  Verbot  noch  auf  andere  Rechte  ausge- 
dehnt. 

So  kann  ein  Fallit ,  der  nicht  rehabilitirt  ist,  weder  Wechselagent 
noch  Mäkler  werden^);  er  kann  keiner  Versammlung  von  Gewerbsver- 
sla'ndlgen  beiwohnen,  noch  zu  diesem  Amte  ernannt  werden');  es  wird 
ihm  bei  der  französischen  Bank  nicht  discontirt  *) ,  er  kann  nicht  De- 
putirter  der  Nation  in  fremden  Landen  werden^) ;  er  kann  kein  Schau- 
spielhaus eröffnen  ^®) ,  er  ist  aber  desshalb  nicht  seiner  bürgerlichen 
Rechte  beraubt,  wie  z.  B.  des  Befugnisses,  Zeuge  bei  einem  Te- 
stament   zu  sein**),  oder  in   ähnlichen  Fällen. 

1314.  Durch  die  Rehabilitirung  erhält  der  Fallit  wieder 
alle  ihm  durch  das  Urthel,  das  ihn  in  Fallimentszustand  erklärte, 
entzogenen  Vortheile, 

Die  Zurücknahme  oder  die  Verbesserung  dieses  ürthels  hatte 
ausser  den  in  No.  1110  u.  f.  erklärten  Fallen  keine  Wirkung  *2)^ 
selbst  wenn  die  Einrede  dagegen  von  Gläubigern  ausginge,  gegen 
w^elche  es  nicht  rech(skräf(ig  war.  Diese  Einrede  könnte ,  wenn  sie 
zugelassen  würde,  nur  zu  Gunsten  des  Opponenten  Wirkung  haben 
und  würde  nichts  am  Schiksal  des  Schuldners  andern  ,  gegen  den  die- 
ser Zustand  einer  rechtskräftig  geurthelten  Sache  bestehen  würde. 

1315.  Stellionaläre ,     betrügliche    Bankerottirer,    Personen,     die 
wegen  Diebstahls  oder  Prellerei  verurtheilt  waren ,  reclmungspflichtige 


1)  Cass.  14.  Juni  1820.  —  2)  Cass.  14.  Prairial  XII.  —  3)  Ges,  v.  12.  Oct, 
1794.  (21.  Vendemiaire  III.)  —  4)  Ges.  v.  13.  Dec.  1799.  (22.  Frimaire  VIII.) 
5)  H.  G.  B.  614.  —  ö)  H.  G.  B.  83.  —  7)  Verordn.  v.  11.  Juni  1809.  — 
8)  Verordn.  v.  16.  Jan.  1808.  —  9)  Ordonn.  "v.  3.  März  1781.  -—  10;  Verordn. 
V.  8.  Juni  1806.  —  11)  Abw.  Urth.  10.  Juni  1824  5  10.  März  1829.  —  12)  Cass. 
28.  Nov.  1827. 
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Personen,  als:  Vormünder,  Verwalter  oder  Depositare,  die  ibro 
Kechnungen  nicht  abg:elegt  oder  nicht  g:ehÖrig^  beleg^t  haben,  geniessen 
die  Wohlthat  der  Rehabilitirnn*  nicht*)«  Diese  Streng^e  dehnt  sich 
aber  niclit  anf  die  einfachen  Bankerottirer  aus;  haben  sie  die  g-egen 
sie  ausgesprochene  Strafe  überstanden ,  so  können  sie  rehabilitirt 
werden  '^). 

Iiil6.  Wer  rehabilitirt  sein  will,  kann  dless  nur  verlan- 
gen, wenn  er  alle  seine  Schulden,  die  er  bei  Ausbruch  des  Fal- 
liments   hatte ,   inte^aliter    an   Capital  und    Zinsen   bezahlt  hat. 

Die  Zinsen  werden  sogar  von  der  Verfallzeit  an  gerechnet,  selbst 
wenn  der  Glaubiji-er  keine  Klage  des  Zinsenlaufes  wegen  an«;-estelU 
hatte,  denn  das  Falliment  setzte  hinlänglich   den   Gh'iubiger  in  Verzug. 

In  diesem  Fall  aber  ist  wohl  zu  merken,  dass  die  über  ein  Ca- 
pital ohne  Vorbehalt  der  Zinsen  gegebene  Quittung*  vermuthen  lässt^ 
dass  sie  der  Fallit   bezahlt  habe  '). 

1317.  Wie  die  Falliten,  welche  rehabilitirt  sein  ^vollen,  nnter 
sich  abzurechnen  haben  ,  mag"  folgendes  Beispiel  zeigen ,  das  in  vielen 
ähnlichen  Falleu  angewendet  werden  kann. 

Z.    ist   Inhaber  eines  Wechsels  von 3000  Frs. 

dessen  Aussteller   A.   und    die  Indosseuten  B.    und 

C.   bei  Verfall  fallit  waren. 
A.,  Aussteller,  bezahlt  50  Procent,  welche  der  Inhaber 

Z.  mit 1500     - 

erhebt. 
B.,  erster  Indossent,  bezahlt  40    Procent,   diese  erhebt 

Z.  mit 1200     - 

C,  zweiter  Indossent ,  bezahlt  20  Proceut ,  die  von  Z. 

mit 300     - 

erhoben  werden, 
per  Saldo   seiner  Forderung. 
Z.    hat  demnach  den  Betrag  des  Wechsels  mit         ,     .  3000 

empfangen  und   ist  vollkommen  befriedigt. 

Angenommen  ,  er  habe  sein  Document  dem  Syndik  der  Älasse 
des  C.  gelassen,  welche  also  ihren  Kegress  gegen  die"  Vorgiinger  im 
W^echsel  zn  nehmen  hat ,  so  fragt  sich  nun ,  wie  die  fallirten  Aus- 
steller und  Indosseuten  im  Fall  der  Hehabilitirung*  verfahren  müssen, 
um  sich  gegenseitig"  zu  bezahlen  ? 

Hier  ist  der  Aussteller  A.  der  Hauptschuldner,  die  auf  ihn  folg«Mi- 
den  B.  und  C.  sind  nur  in  dem  Fall  Schuldner,  wo  dieser  Aussteller 
und  successive  soine  Nachiniümer  im  Wechsel  ganz  insolvent  sind  ,  so 
dass  der  letzte  Indossent  nur  in  so  fern  Schuldner  wird  ,  als  dexKcn 
Vormaimer  nicht  bezahlen. 

Angenommen,   B. ,    erster  Indossent,  will    sich    reliabilitiren ,    lo 
muss   er  an  C,  zweiten  Indosseuten,  die    300  Fm.'* 
bezahlen  ,  die  dieser   ausgelegt   hat ,  und 

ausserdem  noch  die  Zinsen  und  Kosten,  \      1500    Frs. 

wenn  deren  gemacht  wurden.     Er  selbst 
bezalilte  eine  Dividende  von        .      .      .   1200 


1)  H.  G.  D.  612.  —    2)   U.   G.  B.  613.  -    3)  C.  G.  B.   100^. 
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Transp.     1500  Frs. 
B.  wird  also  Gläiibig-er  des  Ausstellers  A.  fiir  diese 
1500  Frs,,  die  er  zur  Zeit,  wo  dieser  sich   rehabilitireu 
will ,  empfängt ,  und  da  voraiisg-esetzt  wird  ,    dass  A.  diese     1 500     - 


I       1500    Frs. 


bezahlt  habe,  so  wird  die  Schuld  von 3000  Frs, 

getilgt.  '  A  A 

ßehabilifirt  sich  der  Aussteller  A.  zuerst ,  so  inuss  er  uebst  Ziu- 
seu  und  Kosten  au  ß.  die  tod  diesem  ausgelegte  Summe 

von  1200  Frs. 
und  an  C.   diejenige      •     •     •      •     •        von     300 
bezahlen  und  mittelst  der    bereits  bezahlten        ....      1500 

hat  er  den  Wechsel  mit  .     .     .     .     •  zusammen     3000   Frs. 

saldirt. 

Würde  C.  den  Anfang  zur  Rehabilitirung  machen ,  so  bat  er  an 
B.  weder  die  von  diesem  ausgelegten  1200  Frs.,  noch  die  Zinsen 
und  Rosten  zu  bezahlen,  weil.  Alles,  ^vas  dieser  bezablt  hat,  zur 
Entlastung'  von  C.  geschah,  dem  er  haftete;  ebenso  bat  er  auch  nichts 
dem  Aussteller  A.  zu  erstatten,  weil  dieser  ihm  ebenfalls  verhaf- 
tet ist. 

Bei  der  Rehahilitiriing  ist  immerzu  merken,  dass  der  Fallit, 
er  mag  Bürge  oder  Mitschiildner  sein,  erweisen  muss,  dass  er 
seine  eingegangenen  Verbindlichkeiten  auf  die  nämliche  Weise  ein- 
gelöset  hat ,  als  wäre  ihm  niemals  die  Verwaltung  seiner  Güter 
entzogen  gewesen. 


Viertes    Hauptstück. 

Von       der       Zahlungssuspensioni 


1318.  Wird  die  blosse  Zahlungssuspension  (jsuspensioii  de 
paiemens)  nicht  mit  der  gänzlichen  Zahlungs-Einstelhing  begleitet, 
so  kann  sie  nicht  die  nämlichen  Resultate  hervorbringen,  wie 
diese. 

Es  wäre  ungerecht ,  wenn  man  einen  Handelsmann ,  der  nur 
augenblicklich  suspendirte ,  nachher  aber  wieder  seine  Zahlung'  beginnt, 
als  Fallit  betrachten  würde. 

Es  kann  sogar  geschehen,  dass  sich  ein  Schuldner  für  fallit 
erklärt,  die  Gläubiger  aher,  bevor  das  Urthel  darüber  erlassen 
wird,  nach  iVo.  1111,  vorziehen,  ihm  Termine  zu  gestatten,  und 
deshalb  einen  Vertrag  mit  ihm  schliessen ,  den  man  Fristungs- 
Vertrag,    Gestundiingsvertrag   (atermolemcnt)   nennt. 

Ein  solcher  Vertrag  kann  nur  in  deu  Fällen,  wo  der  Schuldner 
seine  Verbindlichkeiten  nicht  erfüllt,  von  den  Gläubigern  widerrufen 
werden ;  sie  könnten  die  resolutorische  Clausel  ,  die  nach  No.  239, 
ausdriickh'ch  oder  stillschweigend  darin  entbalten  ist ,  anrufen  oder 
die  collective  Verträge  betreffenden  Vorschriften  anwenden ,  wenn  die- 
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Jeni^en,  welcLe  ilire  Einwillig-iin^  der)enig:en  der  librig-en  Gläabio-er 
(s.  No.  143.).  so  wie  auch  Allein,  was  die  Giltig-keit  oder  den  Be- 
weis der  Obligationen  im  Allg-eineinen  batrifft,   unterg-eordnet  liaben. 

In  diesen  verschiedenen  Fällen  könnten  weder  der  Öffentliche 
Anwalt,  noch  die  Glä'nbig-er  nicht  verfallener  Summen,  die  diesem 
Accord  fremd  sind  ,  mit  Grund  beha^ipten  ,  dass  der  Schuldner  in  Fal- 
liinentszustahd  war  und  darin  geblieben  ist.  Ein  Accord  dieser  Art 
ist  den  zum  Concordat  erforderlichen  i'ormalitafen  nicht  unfer^vorfen, 
noch  kann  er  von  einem  der  beilret»^ndcn  Glaubig-er  unter  dem  Vor- 
geben ,  dass  der  Schnidiier  grössere  \  ortheile  einem  andern  eing-eräumt 
hat ,  angegrifi'en  werden.  Weder  die  allgemeine  lixigibilität  der  For- 
derungen,  welche  Folge  des  Fallimentsznstandes  ist,  noch  die  Noth- 
wendigkeit  einer  Hehabilitirung  möchten  die  Folge  einer  augenblickli- 
chen Hemmung  sein ,  die  der  Schuldner  in  seinen  Geschäften  erlit- 
ten hat. 

1319.  Würden  sich  aber  unter  den  Gläubigern  verfallener 
Summen  einige  befinden,  die  nicht  in  diesen  gütlichen  Accord  ein- 
willigen wollten,  so  wäre  die  Minorität  nicht  dem  Willen  der 
Majorität,    wie    in    ^o,  1237.   unterworfen. 

Diejenigen ,  welche  sich  weigern  ,  hätten  das  Recht ,  anf  gesetz- 
lichem Wege  Zahlung  zu  verlangen ,  jedoch  könnte  das  Gericht  In 
den  Fällen,  wo  es  üim  nicht  untersagt  ist,  dem  Schuldi>er  Fristen 
g-estatten.  Diese  Gläubiger  könnten  so«:ar,  weil  sie  vom  Schuldner  nicht 
bezalilt  v\'erden  und  er  mit  andern  Gläubigern  accordirte,  auf  seine 
Fallimentserk lärmig  antragen;  dann  wäre  es  an  dem  Gericht,  nach 
den  in  No.   1100  u.  f.  g-egebenen  Vorschriften  zu  verfahren. 

Würde  ein  Kaufmann  aus  Mangel  an  baarem  Fonds  seine 
Engagements  nicht  einlösen  können,  obgleich  er  an  unbeweglichen 
Gütern  und  Waaren  mthr  besitzt,  als  er  zur  Befriedigung  seiner 
Gläubiger  bedarf,  so  Aväre  er  nicht  berechtigt,  diess  gegen  dieje- 
nigen Gläubiger,  welche  ihn  in  Falliments-Zustand  erklärt  haben 
wollen ,  geltend  zu  machen ,  wenn  er  aus  Mangel  an  Fonds  seine 
Zahlungen  suspendiren    müsste. 

Die  französische  Legislation  lässt  das  Moratorium  ,  welches  die 
Ordonnanz  von   1669   gestattete,  nicht  mehr  zu. 


Fünftem  Ilaupt^füek. 


Erstes    Caplfel. 

Von    der    Zahlung'sunvermögenheit     und     ihren 

Merkmalen. 

1320  u.  1321.      Unter  Z  a  h  1  u  n  g  s  u  n  v  e  r  m  ö  g  e  n  h  e  i  t  (rA»- 
confiiure)   versteht  man   diejenige  Lage ,   in  welcher  sich  ein  Mcht- 

47» 
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handelsmann  befindet,  der  in  Folge  angehäufter  ürtheile  oder 
gerichtlicher  Klagen  ausser  Stande  ist,  seine  Schulden  zu  be- 
zahlen. 

Wäre  ein  solcher  früher  Handelsmann  gewesen  und  hätte 
sein  Geschält  aufgegeben ,  oder  auch  noch  dann  und  wann  mo- 
mentane Geschäfte  gemacht,  so  wäre  diess  kein  Grund,  um  auf 
seine  Insolvenz  die  Regeln  über  das  Falliment  anzuwenden  ')• 
Ebenso  verhielte  es  sich,  wenn  Jemand,  der  nicht  als  Handels- 
mann gelten  kann,  kaufmännische  Engagements  eingegangen  hätte, 
deren  Nichterfüllung    seine    Insolvenz    constatiren    würde  ^). 

Nicht  nur  ist  das  Falliment  von  der  Zahliuigsunvermögenheit  in 
Betreff  der  Personen  verschieden,  sondern  beide  unterscheiden  sich 
noch  wesentlicli  von  einander. 

Das  Falliment  geht  ans  der  Zahlnng-seinstellung'  hervor ,  ohne 
•dass  man  unterscheidet,  ob  es  Folge  einer  reellen,  absoluten  oder  bloss 
momentanen  Stockung-  ist.  Wie  stark  auch  das  Activum  eines  Han- 
delsmannes sein  mag' ,  wenn  es  zehnmal  dessen  Passivum  übersteigen 
würde,  so  ist  er  fallit,  wenn  er  zu  zahlen  aufhört.  Leistet  er  im 
Geg-entheil  seine  Zahlungen  pünktlich,  erfüllt  er  durch  Unterstützung 
von  Credit  seine  Verbindlichkeiten,  so  könnte  er  zehnmal  mehr  schul- 
den ,  als  er  besitzt,  ohne  desshalb  im  Fallimentszustand  sich  zu  be- 
finden. 

Würde  aber  eine  blosse  Privatperson,  ^veil  sie  nicht  bezahlt, 
verurlheilt  werden,  obgleich  sie  bewegliche  und  unbewegliche  Güter 
besitzt,  so  wird  sie  nicht  im  Zustande  der  Zahlung^sunvermögenheit 
sein  ,  w  eil  ihre  Gläubiger  Arrest  anlegen  und  auf  Versteigerung-  an- 
tragen köjinen.  Nur  dann  ist  dieser  Zustand  vorhanden ,  wenn  in 
Folge  der  Ausklagung  aller  Güter  der  Erlös  zur  Zahlung  der  Schul- 
den nicht  ausreicht. 


Zweites  Capitel. 

Von    den    Folgen    der  Zahl  ungSHnvermögenheit. 

1322.  Die  Zahlungsunvermögenheit  raubt  dem  Schuldner 
die  Verwaltung  seiner  Güter  nicht ,  Anlehen ,  Verkäufe ,  die  er 
gemacht,  Hypotheken,  die  er  gegeben,  und  andere  Verfügungen, 
zu  welcher  Zeit  diess  auch  geschehen  sein  mag,  werden  mit  kei- 
ner   legalen    Präsumtion  von    Nullität    belegt^). 

Denjenigen ,  die  mit  dem  Schuldner  associirt  waren ,  gibt  sie 
das  Recht  zur  Auflösung  der  Societät;  sie  hebt  das  Mandat  auf, 
benimmt    dem      zahlungsunvermogenden    Schuldner     die    Befugniss, 


1)  Cass.   tl,  Floreal  XI;  16,  März  1818.  —  2)  Abw.  ürth.  21.  Nov.  1812.    — 
3)  Abw.   ürth.  2.  Sept.  1812;  9.  oder  11,  Febr.  1812. 
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den  Termin  anzurufen ,  und  macht  selbst  das  Capital  einer  con- 
fltituirten  Rente  klagbar.  Sie  entzieht  dem  Käufer  das  Hecht,  die 
Auslieferung  des  Gekauften  zu  fordern,  wenn  er  nicht  Bürgschaft 
leistet;  sie  betagt  die  Forderungen  der  in  Gütergemeinschaft  leben- 
den Frau;  sie  berechtigt  den,  Bürgen  des  Scliuldners,  bevor  er 
bezahlt  hat,  gegen  ihn  aufzutreten;  der  Gläubiger,  der  eine  De- 
legation auf  eine  zahlungsunvermögende  Person  angenommen  hat  und 
der,  da  er  die  Zahlungsunvermögenheit  des  delegirten  Schuldners 
nicht  kennt,  in  der  Folge  den  Deleganten  entlastet,  kann  unge- 
acfitet  dieser  Entlastung,  in  die  er  eingewilligt,  seinen  Ilegrcss 
gegen  den  erstem  nehmen  ^).  Diess  Alles  ist  auch  auf  das  Fal- 
liment   anwendbar. 

Aber  die  andern  Grnndsäfze  des  gemeinen  Rechts  sind  nichf  durch 
die  Lag-e  des  zabUingsnnvenuö;ienden  Schuldnors  niodificirt,  seine  Glh'ii- 
big^er  können  ihn  nur  seiner  Freiheit  berauben,  wenn  Persoiialarrest 
gf^gen  ihn  ansge.«;procI»en  worden  wäre;  sie  können  ilio  nicht  weg^ea 
Unorilnujig-  iu  seinen  Gescluiflen,  unklug-en  I>etrage::s ,  iüjertriebener 
Ausgaben  oder  VerscliAvendung  verfolgen,  sondern  nur  dann,  wenn 
er  ihnen  durch  Betrugt  Schaden  zugefügt  hatte,  auf  üntersucbnn»  an- 
tragfen ;  sie  sind  nicht  bereciitigt ,  eine  Vereinigung-  zu  schliessL'n,  um 
«eine  Güler  zu  verwaUeu  oder  sie  zu  verkaufen  und  das  geineinscliaft- 
liche  Pfand  unter  sich  zu  theilen ,  wenn  niciit  der  Schuldner  seine 
Einwilligung"  dazu  g-egeben;  es  bleibt  ihnen  nichts  übrig",  als  sie  mit 
Arrest  belegen  zu  lassen  und  sie  zu  expropriiren,  und  selbst  weiui  sie 
eine  Vereinigung"  g-eschlossen  haben,  können  die  Vorschriften  des  Han- 
delsrechts,  nach  welchen  in  g-leichen  Umstand;.Mi  die  IMajoriliit  der 
Minorität  das  Gesetz  macht,  nicht  befolgt  werden.  Alle  Gläubiger 
müssen  einstimmig-  sein,  was  jedoch  nicht  hindert,  dass ,  wenn  sie 
sich  in  Uebereinstimmung  mit  dem  Schuldner  vereinige»,  die  IMajorität 
der  anwesenden  Gläubiger  nach  den  Vorschriften  ihres  Vereinig niigs- 
V^ertrags   Beschlüsse   fassen   kann. 

Bei  der  Zahlungsun\erm()genheit  ist  es  überflüssig,  die  Zeit 
ihres  Anfangs  zu  erforschen  und  zu  bestimmen ,  weil  jeder  Gläu- 
biger seine  Rechte  in  Folge  der  gegen  ihn  eingegangenen  Verbind- 
lichkeiten ausübt,  falls  nicht  nach  den  Vorschriften  des  gemeinen 
Rechts    ihre    Mchtigkeit    erklärt   wird. 

Um.).  Zwar  können  die  Gläubiger  in  solchen  Umständen  Ver- 
äussernngen  oder  andere  Acte  tadeln,  die  der  durch  Zwangs- lüxi)ro- 
priatioik  verfolgte*  Schuldner  eingegangen  hätte'),  statt  ober  die  legalen 
Pi-äsnmtion("n  an/u  wenden,  welche  diese  Nullität  von  Rechtswegen 
und  diirrh  die  alleinig«?  Thalsarhe ,  dass  die  Acte  dem  Tage,  wo  sich 
diese  Zahlungsunvermögenheit  kund  gethau ,  nahe  wären,  müsste  der 
Betrug;  desjenigen ,  mit  d«"Ui  diese  Acte  geschlossen  wurden  ,  darge- 
(han  werden.  ISlau  könnte  nur  die  in  No.  12 -7  u.  f.  angt'flihrtei» 
Vorschriften  des  Civilredils  anwenden.  Die  legalen  PraMumlionen. 
die  das  Handelsrecht    zulässt^    waren    wirkungslos,    inuu   köunic    sich 


I)  C.  G.  B.  127(i,  1440,  1613,  ISÜS,  1913,  200;J,  2032.    -     2^  C.  Ü.  n.   llfiT. 
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derjenig^en  nicht  bedienen ,  die  den  Einsicijten  und  der  Klugheit  des 
Richters  überlassen  nnd  die,  wenn  sie  in  dieser  Materie  zu lifssig- sind  *), 
wenigstens  wichtige  bestimmt,  übereinstimmend  und  'NvaLrscheinlich 
sein  müssen. 


Von      der     Guterabtretung, 


1324.  Die  G  ü  t  e  r  a  b  t  r  e  t  u  n  g  (cession  de  hiens)  besteht  im 
Allgemeinen  darin,  dass  ein  Schuldner,  wenn  er  ausser  Stande  ist, 
seine  Schulden  zu  bezahlen,  alle  seine  Güter  seinen  Gläubigern 
iiberlässt^).  Das  Civilrecht  hat  dieses  Mittel  zu  Gunsten  aller 
Schuldner  eingeführt,  welches  aucli  ihr  Gewerbe  sein  mag,  und 
das    Handelsrecht  hat   es    ohne    Abänderung    angenommen  ^). 

Die   Güterabtretung   ist   entweder   freiwillig  oder  gerichtlich*). 


Erstes  Capitel. 

Von    der    freiwilligen  Guterabtretung". 

1323.  Die  freiwillige  Güterabtretung  ist  diejenige,  welche 
von  den  Gläubigern  freiwillig  angenommen  wird ")  und  die  keine 
andere  Wirkung  hat,  als  die,  welche  aus  den  Stipulationen  des 
zwischen  ihnen  und  dem  Schuldner  geschlossenen  Vertrags  ent- 
springt^). 

So  kann  z.  B.  durch  eine  Clausel  im  Concordat  yerabredet 
werden,  dass  der  Fallit  seine  Güter  abtrete,  welche  Clausel  nichts  an 
den  Inhalt  dieses  Acts  ändert.  In  diesem  Fall  wird  die  Abtretung  als 
freiwillig-  geschehen  betrachtet,  weil  sie  einerseits  der  Schuldner  an- 
geboten hat,  und  andererseits  die  Gläubiger,  deren  legale  Majorität 
dem  Falliten  alle  seine  Güter  hätte  lassen  können,  gegen  den  Wil- 
len der  Minorität  einen  Nachlass ,  der  selbst  in  Fristen  bezahlt  wer- 
den konnte,    eing-ehen  können. 

Die  freiwillige  Güterabtretung  eines  Handelsmannes  kehrt  also 
in  die  Classe  des  güllicLen  Accords  zurück  ,  der  nicht  untersagt  ist, 
zu  dem  aber  auch  Niemand  gezwungen  werden  kann ,  es  sei  denn, 
dass  nicht  alle  zum  Concordat  und  zur  g^erichtlichen  Bestätigung  vor- 
geschriebenen Formalitäten  erfüllt  wurden.  Sind  im  Gegentheil  alle 
über  die  Annahme  der  Guterabtretung  einig ,  so  ist  keine  dieser  Be- 
dingungen erforderlich. 


1)  C.  G.  B.  1353.  —  2)  C.  G.  B.  1265.  —  3)  C.  G.  B.  1266.  —  4)  H.  G.  B. 
566.  —  5)  C.  G.  B,  1267.  —  6)  H.  G.  B.  567. 
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Entstellen  Streitigkeiten  über  die  Anslegim^  eiat-T  Clansel  im 
Act  der  Abtretung  ,  so  niiiss  das  Urtbeil  nach  den  allg:emeinea  Kegeln 
erlassen  ^verden  und  bei  JNicIitvolIziebnng-  des  Vertrag  vsürden  die 
inleressirCen  Parteien  in  die  Hechte,  deren  sie  sich  nur  im  Glanben 
8nf  die  voIlstandin:e  Vollziebung-  begeben,  zurückkehren.  Wenn  also 
Gläubiger  er\Yeiseii  "VM'irden,  dass  der  Fallit  etwas,  das  in  der  Ces- 
sion  be<;:ri(fen  sein  sollte,  znriickbehalten  hat,  so  konnten  sie  dieselbe 
annnllirrn   lassen. 

1326.  Obgleich  diese  Abtretung:  freiwilli»  ist,  so  hat  sie 
doch  niclit  die  Wirkung  eines  Verkaufs,  T?enn  nicht  förmlich  dar- 
aus liervorgeht,  dass  der  Schuldner  die  Absieht  hatte,  ihn  zu 
machen,  und  die  Gläubige'*  bezweckten,  einen  Erlass  an  Zahltmgs- 
statt  anzunehmen.  Ausser  diesem  Fall  entzieht  sie  dem  Schuld- 
ner sein  Eigenthum  nicht;  nur  darf  er  ohne  ihren  Willen  nicht 
darüber  verfügen  und  die  Redlichkeil  desjenigen,  dem  er  seit  die- 
sem Ereigniss  verkauft  hat ,  würde  den  A  erkauf  nicht  validiren  *). 
Da  das  Eigentlium  ihm  immer  verbleibt,  so  würden  bei  seinem 
Ableben  seine  Erben  von  Rechtswegen  eintreten'),  vorbehaltlich 
der  Klage  der  Gläubiger  auf  Erfüllung  der  Engagements  des  Schuld- 
ners. Für  alle  Folgen  und  Kosten  dieser  Transmission  würden  sie 
als    Eigenthümer    dieser    Güter    angesehen '). 

Daraus  fol^t ,  dass,  ^venn  der  Schuldner  vor  bejjoBneneni  Ver- 
kauf Mittel  und  Weiie  Gnden  würde,  alle  seine  ('laubiger  inte:xraliter 
zu  bezahlen  ,  er  dadurch  allein  in  die  freie  Verfügunii-  seiner  Güter 
zurücktreten  MÜ'rde,  und  wenn  zufalli^r  der  Erlös  aus  den  verkauften 
Gütern  seine  Schulden  überstiegfe ,  ihm  der  Kest  ausschliesslich  ang-e- 
Lören  ■v>'ürde.  Die  GKüibi^er  sind  nur  berechtigt,  sie  verkaufen  zu 
lassen  und  bis  dahin  die  Früchte,  die  sich  nicht  wie  bei  dem  Arrest- 
schlag*  unbeweglicher  Güter  iminobilisiren ,  zn  erheben  und  sie  auf 
ihre   Forderjuigen   anzurechnen  *). 

Uebrigens  ist  der  Verkauf  dieser  Güter  nur  zwischen  dem  Schuld» 
ner  und  den  Glanbi;rern  den  bediuiientn  Formen  unterworfen ,  und 
hat  er  durch  Zuschlag-  Statt  g^ehabt,  so  ist  sie  dem  besondern  Ueber- 
g^ebot  nicht  unterworfen,  wovon  in  ^io.   12G5.  die  Hede  war. 


Zweites  Capilel. 

Vo  n   der  gerichtlichen   Guterabtretung'. 

1327.  ^  Häufig  geschieht  es,  dass  der  Fallit,  der  kein  Con- 
cordat  erhalten  konnte,  seine  Zulluclit  zur  gerichtlichen  Guterab- 
tretung nehmen  muss.  Sie  ist  eine  Rechtswohllhat ,  die  das  Gesetz 
dem  redlichen,  aber  ungliicklichen  Scliuldner  gestattet,  wodurch 
ihm    SU    Erhaltung   seiner    personlichen    Freiheit    erlaubt  wird ,    s<'i- 


t)  Ca««.    8.    Oct.    1St)6;     28.    Juni    1810.     —    2^    C.     G.    B.    72t.    HÄ     — 
3)    Ca«.    IT.   Juni  ISO».    —    i)  Abw.   Lrlh.  17.  Mai  1807. 
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Den  Gläubigern,  ungeachtet  jeder  gegentli eiligen  Stipulation,  ohne 
irgend  einen  andern  Vorbehalt ,  als  einen  von  denjenigen ,  deren 
in  No,    1258.    erwähnt  ist,   alle    seine    Güter    zu   überlassen^). 

Jedem  Schuldner  ,  er  mag;  nun  Handelsmann  sein  oder  nicht,  steht 
diese  Befngniss  ungeachtet  jeder  entgeg-engesetzfen  Convention  zu.  Aber 
die  Begünstigung,  welche  g-ewisse  Forderungen  geniessen ,  oder  die 
besondere  Beschaffenheit  der  Ursachen,  die  sie  veranlasst  haben,  be- 
wirkt manchmal ,  dass  die  RechtsAvohlthat  der  Güterabtretung;  keine 
Wirkung"  g-egen  den  Gläubiger  hervorbringt,  der  in  diese  Classe  ver- 
setzt wurde, 

1328.  Derjenige,  welcher  diese  Wohlthat  anruft,  muss  sein 
Unglück  und  seine  Redlichkeit  beweisen ,  denn  hier  wird  die  Red- 
lichkeit des   Schuldners    nicht    vermuthet  -). 

Diese  Wohlthat  geniesst  also  nicht  der  betrügliche  Bankerottirer ; 
auch  nicht  der  fallit  gewordene  Wechselag-ent. 

Was  den  Falliten  betrifft ,  der  sich  des  einfachen  Bankerotts 
strafbar  g'emacht  hat,  so  ist  ihm  von  Rechtswegen  diese  Befngniss  nicht 
entzogen^);  er  kann  zwar  unklug*,  aber  doch  redlich  gewiesen  sein; 
das  Gericht  hat  daher  die  Thatsachen  zu  untersuchen,  auf  welche 
seine  Verurtheilung'  geg-ründet  wurde.  Gewagte  Speculationen  können 
allerdings  Anlass  geben,  einen  Schuldner  für  einen  einfachen  Banke- 
rottirer zu  erklären,  ohne  dass  er  der  Unredlichkeit  beschuldiget  wer- 
den kann.  Aber  Verluste  im  Spiel ,  durch  Agiotage ,  durch  übertrie- 
benen Aufwand,  obgleich  sie  auch  nur  Anlass  g-eben,  ihn  als  einfa- 
chen Bankerottirer  zu  bezeichnen,  scheinen  die  Redlichkeit  aus- 
zuschliessen ,  und  schw^erlich  dürfte  er  Holfiuing-  haben ,  sie  zu  be- 
weisen. 

Fremde  werden  nicht  zur  Rechtswohlthat  der  Güterabtretung 
zugelassen"^),  ihre  Redlichkeit  mag  noch  so  sehr  am  Tage  lie- 
gen; darunter  ist  aber  nicht  der  Fremde  begriffen,  der  mit  Er- 
laubniss  des  Königs  ein  Etablissement  in  Frankreich  gegrün- 
det  hat. 

Diese  Ausnahme  zieht  keine  Reciprocität  nach  sich  «nd  ein  Fran- 
zose wird  zur  Guterabtretung-  g-egen  einen  Fremden  zugelassen,  nur 
muss  sie  vor  den  französischen  Gerichten  g-eschehen  ^).  Denn  dieje- 
nig-e,  welche  ein  fremdes  Gericht,  obgleich  zu  Gunsten  eines  Franzo- 
sen zug-elassen  hafte  ,  w  ürde  in  Frankreich  nicht  in  Betracht  gezogen, 
so  lange  sie  nicht  executorisch  gemacht  ist^). 

1329.  Ausser  diesem  allgemeinen  Fall,  in  welchem  das 
Betragen  des  Schuldners  gegen  seine  Gläubiger  in  Betracht  gezo- 
gen wird,  könnte  sich  ereignen,  dass  ein  Gläubiger,  was  ihn 
betrifft,  der  Zulassung  zur  Abtretung  der  Güter  sich  opponirte, 
ohne  dass  die  nämlichen  Motive  zu  Gunsten  der  andern  streiten 
würden. 

So  z.  B.  kann  ein  Rechnungsbeamter  wegen  schuldig  gebliebener 
Gelder,    ein  Depositar   wegen  Restitution    des    Depositums    nicht    zur 


1)  C.  G.  B.  1268.  —    2)  C.  G.  B.  1270.  —    3)  H.  G.  B.  575.   —    4)  G.  O. 
905.  H.  G.  B,  575.  —    5)  Abw.  Urth.  19.  Febr.  1806.  —    6)  G.  O.  546. 
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Recbtswolilthat  der  Guterabtretung-  g^eg-en  den  Glä'ubig-er  oder  Depo- 
nenten zugelassen  werden  '). 

Dieser  Grundsatz  lässt  sieb  sogar  auf  den  Fall  ausdebnen  ,  wo 
eine  Verurtheibing  wegen  einfacben  Diebstabls  oder  Prellerei  gegen 
eine  einzige  Person  ausgesprocben  wäre ,  wenn  dieses  Delict  nicbt 
den  Anscbein  bätte,  den  Hest  der  Operationen  des  Scliuldners  damit 
bebaftet  zu  baben ;  wie  z.B.  bei  Stellionafaren  ^}  oder  bei  demjenigen, 
welcber  Sacben  assecurirt  bat  oder  assecuriren  liess ,  deren  Ankunft 
oder  Verhist  er  kannte  ^), 

Diese  Exceptionen  besteben  aber  einzig  und  allein  im  Interesse 
der  Personen,  gegen  welcbe  der  Scliuldner  durcb  Acte  dieser  Art 
verbindlicb  ist.  Würde  er  IMitlel  und  Wege  finden ,  sie  zu  befriedi- 
g-en,  oder  würden  sie  scbweigen  .  so  könnten  andere  Gläubiger  nicbt 
inebr  diese  lixception  gegen  ibn  anrufen.  Hätten  sogar  diese  specielien 
Glaubiger  diese  Exceplion  nicbt  opponirt,  wenn  die  Klage  auf  Güter- 
trennung instruirt  und  abgeurtbelt  worden  ,  so  konnten  sie  nicbt  mebr 
zugelassen  werden,  gegen  den  Scbuldnet  den  Personalarrest  aus- 
zuüben*). 

1330.  Der  Fallit,  der  die  Recbtswobllbat  der  Güterabtretung 
erbalten  will  und  erbalten  kann,  niuss  zu  diesem  Endz^veck  sein  Aii- 
sucben  beim  Civilgericbt  seines  Domicils  anbringen,  selbst  wenn  alle 
Beine  Scbulden  kaufmanniscber  Art  wären  ^).  Dieses  Gesucb  Avird 
dem  königlicben  Procurator  mitgetbeilt  und  in  die  Öffentlichen  Blätter 
eingerückt,  in  der  nämlicben  Form  wie  das  Urtbeil ,  wodurcb  das  Fal- 
liment erklärt  wird ^).  Sie  wird  nicbt  durcb  Citation  an  die  Gläubiger 
eingeleitet.  Keine  gericbllicbe  Verfolgung  wird  durcb  dieses  Gesucb 
in  ibrer  Wirkung  gebemmt ') ,  selbst  nicbt  der  Personalarrest,  vorbe- 
bältlicb  jedocb  der  Befuguiss  des  Gericbts  ,  nacb  vorgängiger  Vorlanung 
der  Parteien  zu  verordnen,  dass  vorläufig  damit  inne  gebalten  wird. 
Demnacb  kann  ein  Fallit,  wemi  er  im  Arrestbause  ist,  seine  Freiheit 
provisorisch  nicbt  erlangen,  unter  dein  Vorgeben,  dass  er  auf  Guter- 
abtretung angetragen,  und  dieser  Antrag  bei  dem  Gericht,  wo  er  ver- 
folgt ist  ,  anhängig  sei.  Um  so  weniger  könnte  er  seine  Freiheit  auf 
ein  Ansuchen  erlangen  ,  das  bei  einem  andern  Gericht ,  als  demjcnl- 
g-en  seines  Domicils  angebracht  ist  ^)  ,  noch  eine  Exception  gegen  den 
Personal-Arrest  daraus  ableiton. 

1331.  Hätte  ein  falHt  gewordener  Handelsmann  die  in 
No.  1096.  angeführten  Bedingungen  zur  Fallimentserklärung  nicht 
erfüllt,   so    würde   dress    die    Güterabtretung  nicht  hindern. 

Der  Schuldner  muss  aber,  wenn  die  gerichtliche  Erklärung  d^'S 
Falliments  noch  nicht  Statt  gehabt  hat,  seine  Bilanz,  Bücher  und  ac- 
tiven  Bechtstitcl  auf  der  Gerichtsschreiberci  dwponiren  '^^  ;  hatle  er 
keine  Bücher    geführt,     «o    >%äre    dieMs    kein    peremtorisdier     Grund, 


1)  G.  O.  !Kr,.  II.  G.  H.  575. 

2)  Stellionat  ist  vorhanden,  wenn  ninn  ein  unhewrKÜrhM  Gnt  verkmifl  oi\ot 
auf  Hypothek  einsetzt,  ^on  dem  nmn  «issrullieh  nicht  Ki^enthnmer  ist.  oder  \»ciin 
man  auf  Hypothek  ein;;esel/le  (iiiter  als  frei  aus<;iht.  o<ler  geringere  H>p«>thekeu 
an>;iht ,  als  diejeni;;en  ,  uoniit  diese   (iiiter  helnstet   sind.  (('.  H.   B    '2r»."»!t.> 

3)  II.  (i.  W.  :M\H.  —  4)  Al)\v.  Urlh.  15.  Vpril  ISIS;  'Z:\.  Jnn.  ISii.  —  5)  G.  (>. 
Sns.  H.  G.  n.  5tJ!»,  au.  —  «)  (i.  ().  9(K),  IH«.  —  7)  H.  G.  B.  67t».  -  8)  (aas, 
Zk  Febr.   1807.  —  9)  G.  O.  898. 
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ihm  die  Reclitswoliltliat  cler  Cession  zu  Terweig-ern  *).  Bedient  «ich 
der  Schuldner  dieses  Hilfsmittels  im  Lauf  des  Fallimeuts ,  so  ipuss 
das  Civilgericht  die  dieuliclien  Mittel  ergreifeu  ,  um  sich  die  uöthigen 
Belege  zu  verschaffen  ~). 

1332.  Wird  das  Gesucli  des  Schuldnef*s  zugelassen,  so  muss  er 
iu  Person  die  Guterabtretung  nach  vorgangiger  Vorladung-  seiner  Gläu- 
biger vor  dem  Civilgericht,  das  sie  zugelassen,  machen.  Ist  ein 
Handelsgericht  im  Bezirk,  so  muss  er  es  da  wiederholen,  oder  M^emi 
keines  da  ist ,  vor  dem  Maire  auf  dem  Gemeindehause  an  einem  Ses- 
Bionstag-e').  Im  letztern  Fall  ist  die  Erklärung-  des  Schuldners  durch 
das  vom  Maire  zu  unlerzeichnende  Protokoll  des  Gerichtsboten  zu 
constatiren.  Ist  der  Schuldner  in  g-efänglicher  Haft,  so  verordnet  -las 
Urthel,  welches  ihm  die  Wohltbat  der  Güterabtretung'  verstattet, 
dass  er  aus  dem  Arreslhause  gebracht  werde,  um  seine  ErklaVuu» 
abzugeben*).  In  allen  diesen  Fällen  wird  der  Name,  der  Vorname, 
das  Gewerbe  und  der  Wohnort  des  Schuldners  in  die  zu  diesem  Be- 
huf bestinunten  Tabellen  eing-etragen ,  die  im  Audienzsaale  des  Han- 
delsgerichtes seines  Wohnortes  oder  des  Civilg-ericlites ,  das  dessen 
Stelle  vertritt,  in  dem  Sitzungssaale  des  Gemeiudebauses  und  auf  der 
Börse  angeschlagen  werden  ^). 

1333.  Die  Wirkungen  der  gerichtlichen  Abtretung  sind  in 
Bezug  auf  das  Eigenthiim  die  nämlichen,  wie  diejenigen  der  frei- 
willigen Guterabtretung.  Was  die  Rechte  der  Gläubiger  gegen  den 
Schuldner  betrifft,  so  können  diese  dessen  Gi'iter  in  den  im  Fal- 
liment üblichen  Formen  verkaufen  lassen^),  und  obgleich  sie  ge- 
gen ihren  Willen  gemacht  wird,  so  bewirkt  sie  die  Befreiung 
des  Schuldners  vom  Personal-Arrest  für  alle  Schulden,  die  dieser 
Abtretung  vorausgehen"). 

Sie  befreit  ihn  aber  nur  bis  zum  Belanf  des  Werthes  der 
abgetretenen  Güter.  Fallen  ihm  noch  andere  zu,  so  muss  er 
sie   wieder   abtreten   bis    zur   völligen    Zahlung. 

lc>t>4.  Die  Gerichte  haben  die  Fristen  zu  bestimmen,  die  einem 
Schuldner  zu  gestalten  sind,  der  zur  Subsistenz  seiner  Familie  den 
Handel  wieder^  anfangen  wollte.  In  einem  solchen  Fall  muss,  wenn 
das  Gesetz  schweigt,  der  Richter  nach  Billigkeit  entscheiden^).  Man 
würde  darin,  wie  iu  dem  ]\o.  1268.  angeführten  Fall  verfahren; 
auch  muss  besonders  das,  was  No.  1117.  g-esagt  wurde,  nicht 
übersehen  werden,  dass  nämlicJi  die  Gläubig-er,  indem  sie  ihre  Rechte 
auf  die  neuen  Güter  des  Schuldners  ausüben,  gehalten  sind,  die  Aus- 
übung der  Rechte  und  die  Ablösung  der  Lasten  zu  gestatten ,  unter 
deren  Bedingung*  diese  Güter  letztern  zugekommen  sind. 


1)  Abw.  Urth.  15.  Mai  1815.  —  2)  H.  G.  B.  569.  —  3)  G.  O.  901,  902. 
H.  G.  ß.  571.  —  4)  H.  G.  B.  573.  —  5)  G,  O.  903.  H.  G.  B.  573.  -^ 
ö)  H.  G.  B.  574.  G.  O.  904.  —    7)  H.  G.  B.  568.   —    8)  C.  G.  ß.  4. 


(Anhang.) 

üeeb^te  AHitlieiliiiig. 

Von   der    Jurisdiction   und    der   Procedur. 


13!^D.  JTie  IVotlnvendi^keit ,  über  Strei'tig^keiten  in  IlandelssacLen 
durch  Richter,  die  in  diesem  Fache  bewandert  sind,  aburtheln  zu  las- 
sen, ist  von  jeher  erkannt  worden  und  g-ab  zur  Gründung-  von  Gerichten 
Anlass,  die  mau  zuletzt  flaudelsg^erichte  {tribunaiuc  de  commerce)^) 


1)  Die  Jurisdiction    der    Gewerbe  und   folglich   diejenige    der  Handelsleute    ist 
schon  sehr  alt.     Athen  und  Rom  hatten  Richter  für  die  Corporationen  der  Künste 
und  Gewerbe      In  Griechenland  gab  es  Schiedsrichter  für  Streittalle  ,  welche  die 
Schitl'fahrt  veranlasste,      unter    den    römischen    Kaisern   waren    specielle    Richter 
eingesetzt,  um  in  Streitsachen  zwischen  Handwerkern  oder  Handelsleuten  zu   ent- 
scheiden.    Der  Kaiser  Anastasius  verbot  beiden  Gewerbsciassen  ,  sich  keiner   an- 
dern,   als  der  für  sie  eiii^iPsetzten  Jurisdiction  zu  bedienen.      Ungeachtet  des  Ver- 
falls des  römischen  Reiches  durch  die    Einfälle    der  Barbaren  ,    erhielt   sicti  den- 
noch   diese    Institution.     Die    Westgothen     beschützten     so;;ar    durch     eine    spe- 
cielle  Magistratur    die    nach   dem    Auslande  reisenden  Handelsleute.     Kine   Insti- 
tution, welche  der  Industrie  und  dem  Handel  zum  Schutz  diente,    konnte  nicht 
untergehen;  daher  man  sie  wieder  in  den  Zeilen   auKindet  ,    in  welchen  sich  die 
italienischen   Städte  verband«'n  ,  um  sich  von   der  Herrschaft   der  römischen  Kai- 
ser zu  befreien.     In    jenen    Zeiten    entstanden    im    Handel    Gebräuche,    die    von 
Italien  auf  andere  Länder  übergingen,    und  die  Kautleute,    welchem    Lande    sie 
auch  angehörten  ,  bildeten  unter  sich  gleichsam   ein   ^  olk  ,    das  sich  in    Handels- 
sachen nach  seinen  eigenen  (iesetzen  regierte.     Eine  Urkunde    von   Pistoja  vom 
Jahre   \Urt  erwähnt  schon  den   Handelsrichter,  und  Roger  L,  König  von  Snilicn, 
setzte  deren   in   Messina  im  Jahre  \\'?H  ein.     Die  Statuten  der  italienischen  Städte 
erwähnen  der  Consuln,  die  nach  ihren  Amtsverrichlungen  consufcs  mercatonimf 
vc((ocinlnruni,  minfnaiioiuTH,ion.sulcs  majores   etc.  genannt   wurden.    Montpellier, 
Marseille,    Barcelona   hatten    schon    im     13.    Jahrhnndert    ronsulaigenchte.      Die 
Handelsgebräuche  wurden   durch   die   Italiener    auf    die    ('han>pa^nerMes>en   ver- 
pl'.anzt.      Hier  «urden    für    die   Handelsleute  ,    welche    diese     Messen    besuchten, 
eigene  Messrichter  ernannt,   die  nicht   pur  die  Aufsicht   und  die  Polizei   während 
der   Messe  zu   führen   bitten  ,    sondern  auch    «lie  derichtsbarkeit    ausübten.     Ur- 
sprün;:;lich   wurden  diese  Messrichter  ,,:,»•/») f/»«"   genannt  ,  später  aber  erhielten  sie 
den    Titel   ,si>H'irrvat*.uis  des  piiti''^^^vs  <l<  s  foircs*\      Zwei   dieser  frarHcx  bildeten 
das    M«'ssgcrit  ht    und    die    auf    diesen     Messen    geschlossenen    Contr.icte    wurden 
durch   einen   Kanzler  besiegelt.      Die   (Jeri«  htsdiener  ,    .«cr^m.«  genannt,    waren   in 
so  grosser  Anzahl  ,    diiss  durch   Edict     von    Phillipp    >on  Valois      im    Jahre    134'.) 
ihre  Zahl  auf  KK)  re«lucirt    wurde.     Ausserdem  waren    40  Notare  «ngestellt ,  und 
die  ß^artlai  jjnd  der   Kanzler  sollten   \ier    jiute    Schreiber    und    genügende   N«»tare 
wählen,  um   in   französis«her  und   lateini-cher  Sprache    zu    schreiben   und  zu   dir- 
liren.      Ein  ^laxlc  k<Minte   nicht    ohne  den   andern   (iericht   halten,    und   war  einer 
von  ihnen  abwesend,    so  wurde  er  dur«h  den   Kanzler  ersetzt;    war  dieser  «bwe 
send,    so   sollte    eine    andere    gute,    genügende    und    un\erilächtige    pers<»n    (Mnr 
autrt   honnc  ptrsonne   suffiiinvto   €t   nou   nuaptctc)     seine  Stelle  einnetimen;    «'t* 
(iericht    selbst   hicss  entinftvation.     >Vas    aber  die    Magistratur    auf    Mensen     y^'ff 
derjenigen  der  Handcis-Consuln  unterschied»  war  der  Umstand ,  d«»s  erster«  \oü 
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nannte  *)  ;  eine  f nslif ution ,  deren  einfaclie  Formen  die  Entscheidungen 
ebenso  sckneil  fördern  als  erleichtern,  und  wobei  ancli  ein  eigenes  Pro- 
zess- Verfahren  eing-efiilirt  ist. 

Diese  Abtheilung-  zerfällt  in  folgende  acht  Hauptstiicke:  1)  in  die 
Errichtnno-  und  Organisation  der  Handelsgerichte,  2)  in  ihre  Competenz, 
3)  in  die  Handelsgerichtsprocednr,  4)  in  das  Schiedsgericht,  5)  in  die 
besondern  Jiirisdiclionen,  die  im  Interesse  des  Handels  gestiftet  sind, 
6)  in  die  Gerichtsbarkeit  der  Cousuln  in  fremden  Ländern ,  7)  in  die 
Anwendung  fremder  Gesetze,  Acte  oder  ürtheile  dnrch  die  französischen 
Gerichte,  8)  iu  den  Personalarrest. 


Von  der  Errichtung  und   Organisation  der  Han- 
delsgerichte. 


UJb.      Dieses    Hanptstiick    zerfällt    in    drei    Capitel:     1)   in    die 
Vorschriften  der  Errichtung,    Anlegung   und    des  Umfaugs  der  Handels- 


der  Regierung  eingesetzt  wurde ,  letztere  aber  aus  Handelsleuten  bestand ,  die 
von  ihres  Gleichen  erwählt. wurden.  Der  conservateur  war  also  ein  königlicher 
Commissar  und  kein  Zunftgenosse.  Als  Grund  davon  gab  man  an ,  dass,  weil  die 
IVJ essfremden  nur  zufälliger  Weise  anwesend  sind,  sie  keinen  conservateur  wäh- 
len könnten.  Die  consarvation  von  Lyon,  wo  sich  viele  italienische  Kaufieute 
niederliessen,  wurde  im  Jahre  1419  ebenfalls  durch  Verordnung  von  Carl  VII,, 
damals  Dauphin,  gleich  den  Champagner-Messen  privilegirt.  Im  Jahre  1563  gab 
Carl  IX.  eine  Handels-Jurisdiction  für  Paris,  und  zwar,  wie  darin  gesagt  ist, 
zum  Besten  der  öffentlichen  Wohlfahrt  urid  zur  Abkürzung  aller  Processe  und 
Streitigkeiten  zwischen  Handelsleuten  ,  die  redlich  mit  einander  negociren  sollen, 
ohne  an  die  Subtilitäten  der  Gesetze  und  Verordnungen  gehalten  zu  sein.  Nach 
diesem  Edict  war  den  Vorstehern  der  Kaufmannsinnung  und  den  Schoppen  von 
Paris  geboten,  100  notable  Kaufleute  von  Paris  zusammen  zu  berufen,  und  fünf 
unter  ihnen  auszuwählen ,  wovon  der  erste  ihr  Richter,  die  vier  andern  aber 
ihre  Consuln  genannt  werden  sollen.  Auch  sollte  die  Procedur  ohne  Beistand 
eines  Advocaten  oder  Procurators  Statt  haben.  So  entstanden  nach  und  nach 
die  Consular-Jurisdictionen  und  verbreiteten  sich  immer  mehr.  Endlich  erschien 
unter  Ludwig  XIV.  die  Ordonnanz  von  1673,  code  des  marcharids  genannt,  die 
dem  Handel  die  nöthigen  Vorschriften  gab  und  die  Jurisdiction  der  juges-con- 
suls  genau  festsetzte.  Im  Jahre  WS\  kam  noch  die  ordonnance  de  la  marine 
hinzu,  die  ein  Meisterstück  von  Gesetzgebung  war  und  die  Admiralitäts-Ge- 
richte gründete.  Endlich  wurde  durch  Gesetz  der  National -Versammlung  vom 
24.  Aug.  1790  die  Gerichtsordnung  im  Allgemeinen  auf  neue  und  gleichförmige 
Grundlagen  gestellt,  und  so  gingen  zuletzt  die  Consular-Gerichte  in  Handels- 
geri  ch  te  über,  die  nun  über  alle  Handelsstreitigkeiten,  welche  sowohl  im 
Land  -  als  im  Seehandel  vorkommen  ,  ohne  Unterschied  entscheiden.  Nach  die- 
sem Gesetze,  so  wie  nach  dem  Handelsgesetzbuche ,  das  mit  dem  1.  Jan.  1808 
in  Kraft  getreten  ist,  werden  die  Handelsrichter  von  ihren  Handelsgenossen  ge- 
wählt. (Histoire  du  commerce  cntre  te  Levant  et  PEuropc,  par  Depping;  etudes  de 
droit  commcrcial  pnr  Fremery ;  Savanjy  dictionnaire  univ.  du  commerce ;  Vincens, 
legislation  commerciale.)  A.  d.  H. 

1)  H.  G.  B.  615. 
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gei'iclife,  2)  über  die  Wahl  nntl  die  Ins(itiition  der   Richter,  welcLen  die 
Gerichte  aug^ehö'ren ,  3)  über  deren  iimere  Disciplin. 


Erstes  Capitel. 

Von    der    Errichtung,   Anlegung-  und  dem  Umfange    der 

Handelsg-erichte.  » 

1337.  Die  Errichtuu»  der  Handelsgerichte  ist  nur  in  den  Orten 
iiölhig^  ,  die  derselben  Aveg-en  des  Uinfangs  ilires  Handels  und  ilirer  In- 
dustrie bedürfen').  Das  Recht,  diese  Gerichte  zu  g-riinden  ,  so  wie  die 
Zahl  der  Richter  und  der  Ergiinzungsrichter ,  aus  welchen  ein  Handels- 
gericht besteht,  zu  bestimmen,  steht  dem  Könige  zu;  jedoch  kann  diese 
Zahl  nicbt  unter  zwei  und  nicht  über  aciit  sein ,  den  Präsidenten  nicht 
inbeg-rifTen  ^). 

Jedes  Handelsgericht  hat  im  Allgemeinen  mit  dem  Civilgericht  ,  in 
dessen  Gerichtssprengel  (rcssovi)  es  seinen  Sitz  hat,  gleichen  Gericlits- 
bezirk  (^arrondissemeni)  ^).  Befinden  sich  aber  mehrere  Handelsgerichto 
in  dem  Gerichtssprengel  eines  einzigen  Civilgericbfs ,  so  werden  ihnen 
besondere  Bezirke  angewiesen.  In  denjenigen,  wo  kein  Handelsgericht 
ist,  übt  das  Civilgericht  dessen  Functionen  aus  und  richtet  sicii  nach 
den  Vorschriften  der  Uandelsgesetzg^ebung;*), 


Zweites  Capitel. 

Von   der  Wahl    der    Handelsrichter. 

lijJo.       Die  Mitglieder  der  Handelsgerichte  Averden  von   Kanfleu- 
ten  gewählt,     die   desshalb   zusammenberufen  werden ,    und   da   die  Justiz 
im   Namen  des  Königs  ertheilt  wird  ,    so    setzt   er    die    gewühlten  Rich- 
^ter  ein*). 

Uc>9,  Um  die  Wahl  der  Richter  vornehmen  zu  körmen,  fer- 
tigt der  PrJifect  eine  Liste  notabler  Handelsleute  des  Bezirks  oder  des 
Territoriums  aus,  für  welches  ein  Handelsgericht  errichtet  wird.  Kr 
nimmt  darin  die  INamen  der  Chefs  der  iillesten  und  wegen  ihrer  Ord- 
nungsliebe und  ihres  soliden  Geistes  nm  meisten  empt'ehluiigsNMirdigen 
Hiiuser  auf  und  I^gt  diese  Liste  zur  Genehmigung-  dem  Minister  de» 
Innern   vor*"'). 

Die  Zahl  dieser  IVotab«'In  kann  in  den  .Städten,  deren  Bevölkerung 
15,000  Seelen  nicht  übersteigt,  nicht  unter  25  sein,  in  andern  Städten 
niuss  sie  für  jedes  iOOO  Seelen  der  Bevölkerung  um  einen  Wähler  ver- 
mehrt werden.  Fremde,  weim  sie  auch  ermächtigt  sind,  ihr  Domiril 
in   I^ rankreich   zu   nehmen,    köiineu   nicht    darin     be;:riffeu   a\ erden.      t\ur 


1)  TT.  fJ.  T^.  61."».  —  2)  TT.  G.    n.    017.  —    3)  Tl.  G.  B.  f.lß.  —    4)  H.   (..  D. 
G4ü,  Ü41j  Abw.  Urth.   lü.  Juli   1817.  —   5)  H.  G.  B.  blS.  —    ü)  11.  G.  B.  ülU. 
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ein  emg-eborener  oder  natiiralisirter  Franzose,  der  nicht  seiner  politi- 
scken  Rechte  durcli  Veriirtheilun^  oder  als  nicht  rehabilitirter  Fallit 
beraubt  ist,  kann  Handelsrichter  werden. 

1340.  Um  Richter  oder  Ergänzung-srichter  zu  werden,  muss  ein 
Handelsmann  dreissig*  Jahre  alt  sein  und  seit  fünf  Jahren  mit  Ehre  und 
Auszeichnung"  Handel  treiben*);  jedoch  ist  nicht  nölhig,  dass  er  im 
Augenblick  der  Wahl  noch  Handel  treibe ,  er  kann  sich  von  den  Ge- 
schäften zurückgezogen  haben,  nur  darf  er  kein  anderes  GeAverbe  trei- 
ben. Um  zum  Präsidenten  ernannt  zu  werden,  muss  mau  (ausser  diesen 
Bedingungen)  vierzig  Jahre  alt  sein  nnd  schon  Richter  bei  einem  Han- 
delsgerichte gewesen  sein ;  ^velche  letztere  Bedingung  jedoch  nicht  bei 
einem  Handelsgericht  angewendet  wird  ,     das   erst  erric'itet  werden  soll. 

Die  Wahl  gescliieht  mittelst  individuellen  Scrutiniums  nach  der  ab- 
soluten Mehrheit.  Bei  der  Wahl  eines  Präsidenten  wird,  ehe  man  zur 
Stimmensammlung'  schreitet,  der  besondere  Zweck  dieser  Wahl  bekannt 
g-emacht  2),  Die  Protokolle  der  Wahl  Averden  dem  Justizminister  einge- 
sendet,  der  dem  König-  die   Einsetzung  der  Erwählten  vorschlägt. 

Bevor  die  Richter  ihre  Amlsverrichtuugen  antreten ,  w^erden  sie  in 
der  Audienz  des  konigl.  Gerichtshofes  (iVppellalionsgerichtshofes)  vereidet. 
Hat  aber  derselbe  nicht  in  dem  Bezirk,  in  welchem  das  Handelsgericht 
errichtet  ist,  seineu  Sitz,  so  kö'inen  sie  vom  köuigl.  Gerichtshofe  verlan- 
g-en  ,  dass  ihnen  der  Eid  vor  dem  Civilgericht  ihres  Bezirks  abgenom- 
men werde.  In  diesem  Fall  nimmt  das  Gericht  ein  Protokoll  auf  und 
übersendet  dasselbe  dem  Appellationsgerichtshofe ,  welclier  die  Eintragung; 
desselben  in  seine  Register  verordnet.  Alle  diese  Formalitäten  werden 
auf  den  Antrag'  des  öffentlichen  Ministeriums  kostenfrei   vollzogen  *), 

1341.  Bei  der  ersten  Wahl  wird  der  Präsident,  so  y^ie  die 
Hälfte  der  Richter  und  der  Ergänzungsrichter,  aus  denen  das  Gericht 
besteht,  für  zwei  Jahre  ernannt,  die  andere  Hälfte  der  Richter  und  der 
ErgänzungsrJchter  w^ird  auf  ein  Jahr  ernannt ,  bei  den  nachherigen  Wah- 
len geschehen  alle  Ernennungen  auf  zwei  Jahre  *). 

Der  Präsident  und  die  Richter  können  nicht  eher  als  nach  dem 
Zwischenräume  eines  Jahres  w^ieder  gewählt  werden*).  E«*  scheint 
nicht  im  Gebrauch  zu  sein,  diese  Vorschrift  auf  die  Ergänzungsrichter 
anzuwenden.  Sie  können  nach  zwei  Jahren  zu  Riciiteru  ernannt  wer- 
den ,  was  dem  Text  des  Gesetzes  gemäss  scheint.  Ebenso  ist  diess  der 
Fall,  \^'enn  der  Präsident  und  der  Richter  nach  Verlauf  von  zwei  Jah- 
ren zu  Ergänzungsriclitern  ernannt  würden.  Man  wollte  bloss  die  Fort- 
dauer der  nämlichen  Stelle  verhindern. 


Drittes  Capitel. 

Von  der    innern  Disciplin  des  Hundeisgerichts. 

*34ä.      Die    Stellen    der    Handelsrichter    sind     ledig^lich    Ehren- 
ämter*^). 


1)  H.  G.  B.  620.  —  2)  H.  G.  B.  621.  —    3)  H.  G.  B.  629.  —  4)  H.  G.  B. 
622.  —  5)  H.  G.  B.  623.  —  6)  H.  G,  B.  628. 
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Die  Riclifer  stehen  unter  der  AufsicLt  des  Jiistizministers.  Ihr  Co- 
stüin  bei  Ausübiin«;^  ihres  Amtes  und  bei  öffentlichen  Cereinouieu  ist  durch 
eine  Verordnung-  bestimmt  '). 

Die  Gerichtsschreiber    werden    vom  Könige    ernannt;    sie    und    ihre 

.beeidig^ten  Gerichtsbotea    sind    weg;en    der    zu    leistenden    Bürgschaft,    so 

wie  wegen   der  Protokolle,  Repertorien  ^)  etc.  den  nämlichen   VerpHich- 

tnng-en  unterworfen,    wie    die    bei    den  Civilgericbten    angestellten;    ihre 

Gebühren  werden  durch  eine  Hegiernngs -Verordnung  bestimmt. 

Der  Dienst  bei  den  öffentlichen  Sitzungen  wird  in  Paris  von  vier 
Gerichtsbolen  (huissiers) ,  in  andern  Städten  von  zweien  besorgt,  die  so 
viel  als  möglich  aus  den  gewöhnlichen  Gerichtsboten  gewählt  werden. 
1343*  Die  Handelsgerichte  sind  ermächtigt ,  wegen  ihrer  Sitzun- 
gen die  nöthigen  Verfügungen  zu  treffen  ;  sie  haben  keine  Ferien.  Ihre 
Urtheilssprüche  müssen  Avenigstens  von  drei  Richtern  erlassen  werden. 
Nur  um  diese  Zahl  vollständig  zu  machen ,  darf  ein  Erganzungsrichter 
berufen  werden*).  Waren  die  Richter  oder  Erganzungsrichter  nicht  in 
gehöriger  Anzahl  vorhanden,  so  vervollständigt  sich  das  Gericht  durch 
diejenigen  Handelsleute,  die  auf  der  in  i\o,  l.i39.  erwähnten  Liste 
stehen  ,  indem  es  sie  der  Ordnung  nach  nimmt ,  wie  sie  darauf  geschrie- 
ben stehen,  nur  müssen  sie  die  nöthigen  Qualitäten  haben,  um  Richter 
zu  sein.  Im  Urthel  inuss  aber  die  iNothwendigkeit  dieses  Aufrufs  an- 
geführt werden,  ohne  dass  es  nöthig  ist,  der  Abhaltung  derjenigen 
zn  erwähnen ,  die  der  gerufenen  Person  auf  dem  Verzeichniss  voran- 
gehen *). 

Bei  der  Procedur  vor  dem  Handelsgericht  finden  die  Amtsverrichtun- 
gen der  Anwälte  nicht  Statt  *).  Die  Parteien  müssen  in  Person  oder  durch 
einen  Bevollmächtigten  erscheinen''),  Personen,  die  man  ^^reV*  nennt, 
und  die  ihr  Gewerbe  daraus  machen,  die  Vertheidigungen  in  Handels- 
sachen zu  übernehmen,  könnten  keinen  Rechtsstreit  führen,  wenn  sie 
bloss  die  Prozess-Acten  in  Händen  halten;  sie  müssen  schriftliche  oder 
durch  ein  Urtlieil   bestätigte  Vollmacht  dazu    haben. 

Die  Procedur  mit  diesen  Bevollmächtigten  wird  als  contradictorisch 
angesehen,  so  dass,  wenn  sie  bei  einer  Sitzung  erschienen  sind,  nach- 
her aber  nicht  mehr  erscheinen  würden,  die  Urthel,  die  in  Abwesen- 
heit der  Mandatare  erlassen  wurden  ,  nicht  als  Contannacial-Urthel  ange- 
sehen würden,  weil  INieniand  erschienen  ist.  In  ^o.  l.iÖl.  soll  die 
Wichtigkeit  dieses   Unterschieds  angjegeben  werden. 


SKiteitei^    IlaiiptNtiirk. 

Von     der     ("ompetenz      der     llandelsgericlite 


1344.  Die  Competenz  eines  Hand»'ls->rii  hi.s  kann  unter  drei 
Gesichtspunkten  in'Betracht  gezogen  wrdeu  :  I)  in  BftrefPder  M  a  t  e  r  ie  , 
d.  h.  des  Rechts  ,   welches  dem  Gericht    zusteht ,    über    diese    oder    jene 

1)  H.  G.  n.  030.  —    2)  IT.  (..  D.  O'IX.  —    3)  II.  G.  H.  (5:0.  —   4)  Abw.  Urth. 
18.  Aug.  1835.    —    6)  G.  ü.  414.    —     0)  H.  ü.  ü.  6i7. 
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Art  von  Streitfällen  zn  sprechen;  2)  in  Betreff  der  Personen ,  d.  li. 
des  Rechts ,  den  Beklag-ten  yorzug-sweise  vor  dieses  oder  jenes  Handels- 
gericht weg-en  eines  Streitfalles  y  der  seiner  Natur  nach  von  kaufmanni- 
scher Couipetenz  ist,  zu  citiren  ;  3)  in  Betreff  der  Anzahl  der  Ver- 
urt  h  ei  lung-en,  d.  h.  des  RecLts  des  Gerichts,  das  mit  der  Sache 
zn  thun  hat,    in  erster  oder  in  letzter  Instanz  abzuurthelu« 


Erstes   Capitel. 

Von     der     Gerichtszustandig'keif 
(^coinpetence   d'attribution), 

1<>45.  Nach  No.  5  u.  f.  können  g-ewisse  Verhandlungen  die 
Merkmale  von  Handelsg-eschäfteu  an  sich  trag-en ,  was  auch  das  Gewerbe 
der  Personen  sei  ,  die  sie  gemacht  haben ,  andere  hing-egen  können  im 
Gegen theil  dieses  Merkmal  nur  aus  einer  Präsumtion  erhalten  haben, 
die  aus   diesem  Gewerbe  abgeleitet  wird. 

Die  Competenz  der  Handelsgerichte  dehnt  sich  auf  die  hier  ang^e- 
gebeuen  Falle  aus ,  sie  ist  daher  manchmal  reell ,  manchmal  persönlich  *). 
Unter  den  Geschäften,  die  zur  reellen  Competenz  Anlass  g-eben, 
inuss  aber  ein  wichtiger  Unterschied  gemacht  werden.  Es  gibt  deren, 
die  so  absolut  kaufmännisch  sind,  dass  der  Zweck,  den  der  Schuldner 
dabei  gehabt  haben  mag- ,  nicht  untersucht  wird ;  es  ist  schon  g-enug",  dass 
er  die  Art  Geschäfte  g-emacht  hat,  die  das  Gesetz  namentlich  vor  das 
Handelsg-ericlit  verweiset ;  hierzu  gehören  die  Wechsel^eschäfte  und  einigte 
Acte,  die  im  Seehandel  vorkommen  (s.  No.   28.  47.  und  79.). 

So  w^iirde  also  der  Aussteller,  die  ludossenten ,  der  Acceptant 
etc.  eines  Wechsels  der  Handelsgerichtsbarkeit  unterworfen  sein ,  es 
mögen  nun  persönliche  oder  Familien- Bedürfnisse,  oder  die  Absicht 
zu  handeln  und  Gewinn  zn  haben  die  Veranlassung^  dazu  sein. 
Eben  so  verhielte  es  sich  mit  demjenigen,  der  seine  Effecten  verschifft 
oder  sie  assecuriren  liess  etc. 

Die  anderen  Acte  hingeg-en,  die  nur  in  sofern  als  Handelsacte  an- 
gesehen werden,  als  ihnen  eine  Speculation  zu  Gewinn  dabei  zum 
Grunde  lag",  sind  nur  in  Betreff  desjenigen,  der  diesen  Zweck  dabei 
vorhatte ,   der  Competenz  der  Handelsgerichte  unterworfen. 

Hierzu  gehört  der  Rauf,  der  des  Wiederverkaufs  weg-en  gemacht 
wurde,  und  fast  alle  in  No,  7  u.  f.  angegebene  Acte.  Der  Einkauf 
von  Getreide  auf  Speculation ,  das  man  gegen  Wein  eing'etauscht,  den 
'ein  Anderer  in  der  nämlichen  Absicht  g-ekauft  hat,  würde  beide  Par- 
teien der  Handelsg-erichtsbarkeit  unterwerfen.  Ist  aber  die  Convention 
nur  von  Seiten  des  Käufers  kaufmännischer  Art,  wie  in  den  in  No. 
11.  angeg-ebenen  Fallen,  z.  B.  wenn  ein  Autor,  ein  Erfinder,  die 
Producte  seines  Talents  einem  Verleg-er  verkauft ;  wenn  ein  Ackers- 
mann die  Erzengnisse  seines  Bodens  verkauft ,  und  der  Käufer  sie 
wieder  verkauft  oder  sie  verwendet ,  um  Producte  zum  Verkauf  daraus 
verfertigen  zu  lassen ,  so  ist  das  Geschäft  nur  von  der  Seite  des 
Räufers  ein  Handelsgeschäft^),    dieser   ist    allein    der   Jurisdiction    des 


1)  H.  G.  B.  631.  Cass.  3.  Juni  1817.  —    2)  H.  G.  B.  638. 
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Haudelsg-erichts  unterworfen  ,    falls    die  VolIzieLiing-    des  Vertrags   zu 
Streitig^keiteu  Anlass  gäbe  ^). 

Ob  nun  derjenige,  welcher  das  Product  seiner  Ernte  verkauft, 
Handelsmann  von  Profession  ist  und  der  Räufer,  der  in  der  Absicht, 
mit  Gewinn  wieder  zu  verkaufen  ,  ein  Gewerbe  treibt,  das  dem  Han- 
del fremd  ist,  darauf  kommt  wenig-  an;  die  Präsumtionen,  die  aus 
den  Qualitäten  der  Parteien  hervorgehen,  müssen  der  Evidenz  der 
Thatsache  weichen. 

1346.  Die  hier  angefiifirten  beideo  Beisj)iele  sind  aus  den  Ver- 
handlungen geschöpft,  deren  Zweck  ist,  etwas  zu  liefern;  es  lassen 
»ich  auch  deren  in  den  Verträgen ,   etwas  zu  thun ,    anfhnden. 

So  kaiui  der  Handelsmann  seinen  Factor ,  Commis  oder  Diener 
für  das,  was  seinen  Handel  betrifft,  vor  das  Handelsgericht  citiren, 
oder  dieser  den  Handelsmann,  weil  beide  Parteien  nach  No.  38.  einen 
Vertrag  abgeschlossen  haben,  der  der  kaufmännischen  Competenz  an- 
gehört ^). 

Die  Verliandlung  kann  aber  nur  Seiten  des  einen  der  Contrahenteii 
kaufmännischer  Art  sein. 

Wie  z.  B.  beim  Lehr -Vertrag  zwischen  einem  Vater  und  einem 
Arbeiter ,  der  dessen  Sohn  in  die  Lehre  nimmt.  Wird  der  Vertrag 
nicht  erfüllt,  so  gehört  dtT  Arbeiter  vor  das  Handelsgericht,  der  Va- 
ter aber  nicht  ^vegen  des  versj)rochenen  Lehrgeldes.  Hat  ein  Nicht- 
handelsmann  bei  einem  Unternehmer  eine  Arbeit  beste/lt  und  dieser 
führt  die  Bestellung  aus,  es  sei  nun,  dnss  er  sie  selbst  verfertigt 
oder  durch  Arbeiter,  die  er  anstellt,  verfertigen  lässt,  so  kanu  nach 
Wo.  35.  die.  Klage  gegen  diesen  Unternehmer  für  Alles ,  was  die 
Bestellung  betrifft ,  vor  das  HaudelsgericLt  gebracht  werden.  So  ist 
ein  IXichthandelsmann ,  der  einem  Fuhrmann,  einem  Güterbpstatcr, 
einem  Angestellten  bei  Eilfuhren  Mobiliar- Effecten  anvertraut  hat,  be- 
rechtigt, diese  Personen  vor  das  Handelsgericht  zu  citiren,  hätten  sie 
aber  eine  Klage  gegen  ihn  anzubringen  ,  so  können  sie  ihn  nur  vor 
dem    Civilgericht  belangen. 

I<i47.  In  allen  Fällen,  wo  der  Act  nur  von  Seiten  der  einen 
Partei  kaufmännisch  ist,  steht  es  der  andern  frei,  ihren  Gegner  vor  «las 
Handelsgericht  oder  das  Civilgericht  zu  citiren.  Würde  aber  die  erstere 
Partei  vor  das  Civilgericht  citirl ,  so  könnte  die  Sache,  nachdem  ihr 
GruDid  gerechtfertigt  worden,  nicht  mehr  vor  das  Handelsgericht  gebracht 
werden,  weil  dem  Civil-Hichter  die  volle  Gewalt  der  Jurisdiction  zu- 
steht und  die  Verleihung  derselben  an  diejenige  des  Handesgerichts  mir 
eine   AuKuahme   vom   gemeinen   Hecht  ist  ^). 

l'J'i'O»  Die  Handelsgerichte  haben  niemals  über  Streitfille  zu 
erkennen,  die  auf  Acte  Bezug  haben,  welche  uuch  Wo.  4  u.  f.  nicht 
kaufmännischer   Art   wären. 

Vor  das  HandelKgericht  gehört  also  nicht  die  Klage  auf  Ge\>ähr 
gegen  einen  (ierirlitsbulen  .  der  einen  uugiltigen  l'rolest  erhoben  hätte*), 
auch  nicht  die  Klag«?  eines  Geschitltsngenti'U  ,  Consulenicn  oder  Advo- 
caten  wegen  seiner  Auslagen^),  eben  so  nicht  die  liechlssaclieu ,  die 
das  Eigentlium  oder  einen   Verkauf  von  Immobilien  betreffen^'),    >>enn 


1)  H.  G.  n.  r,8l,  .»VSa.    —     2)  H.    G.  B.    Oai.    —    .l)Ca«j.  10.  Jnli  ISK».     — 

4)  So  ist   mehrmals  Tom  Cassafionshof  eutächicdcn  wordott.  —  5)  Cas>.  •»    Sc|>t. 
18 U.   —    G)  Cüss.  24.  Nov.   Iö2."». 
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diesre  Fälle  auch  Incideut-Pnokte  von  Saclien  sind,    clie   vor  das  Hatn- 
delsgericlit  gebracht  wurden.. 

Die  Handelsgerichte  können  nicht  einmal  in  einer  Saeh«  erkennen, 
die  das  Eigenthuin  von  Waareu  betrifft,  sich  aber  nicht  an  ein  Handels- 
geschäft anschliesst. 

Z.  B.  wenn  ein  Pferdehändler  einem  Handelsmann  ein  Pferd  zu 
dessen  Gebrauch  g-eliehen  oder  vermielhet  hatte  und  ein  Mobiliararrest, 
der  bei  diesem  durch  einen  Gläubiger  angelegt  wurde,  dieses  Pferd 
begTÜle,  so  würde  die  Vindication  des  Pferdehändlers  nicht  zur  Cora- 
pelenz  des  Handelsgerichts  gehören  *) ;  dasselbe  wäre  aber  competent, 
nm  wber  eine  Klage  auf  Restitution  unbeweglicher  Sachen  abzunrtheln, 
die  a!s  Pfand  gegen  einen  Wechsel  gegeben  wurden  ^).  Die  Handels- 
gerichte können  sogar  nicht  nebenbei  in  Sachen  urthelo ,  die  sich  auf 
den  Stand  der  Personen  beziehen^). 

Z.  B.  eine  Person  ist  zur  Erfüllung'  eines  Actes,  den  man  nach 
No.  48  u.  f.  als  kaufmännischen  ausgibt',  vor  das  Hantielsgericht  ci- 
tirt,  weil  man  ihr  die  Qualität  eines  Handelsmannes  beilegt,  die  sie 
aber  abläugnet.  Kann  diese  Person  aus  eigenem  Willen  Handelsacte 
schliessen,  so  ist  das  Handelsgericht  compelent ,  um  zu  beurtheilen, 
ob  sie  nach  No.  79.  als  Handelsmann  angesehen  werden  kann;  dar- 
über, wie  der  Beweis  desshalb  geführt  werden  muss ,  s.  Hl.  Haupt- 
stück. Ein  Minderjähriger  aber,  den  man  als  Handelsmann  ausgibt, 
oder  eine  Frauensperson ,  von  der  man  behauptet ,  dass  sie  nicht  unter 
der  Gewalt  ihres  Mannes  stehe,  muss  in  solchen  Fallen  vor  das  Ci- 
vilgericht  gewiesen  werden.  Wenn  jedoch  eine  Frau,  die  als  Han- 
delsfraü  citirt  ist,  nicht  von  ihrem  Manne  assistirt  oder  nicht  ermäch- 
tigt ist ,  vor  Gericht  zu  erscheinen  *) ,  so  wäre  das  Handelsgericht 
compelent,  ihr  diese  Ermächtigung  zu  ertheilen,  da 'sie  einzig  und 
allein  bezweckt,  die  schnelle  und  geregelte  Entscheidung  des  Prozes- 
ses zu  sichern  und  nichl  über  den  Stand  der  Frau  abzunrtheln  *)  ;  es 
wäre  aber  nicht  competent ,  ihr  die  nöthige  Ermächtigung  zur  Einlei- 
tung der  Klage  zu  ertheilen, 

1349«  Obgleich  im  Allgemeinen  nach  den  hier  aufgestellten 
Grundsätzen  das  Handelsgericht  nur  in  dem  Fall  competent  ist,  wo  das 
Engagement  desjenigen,  der  vorgeladen  ist,  es  sei  nun  seiner  Natur  nach, 
oder  in  Folge  gesetzlicher  Präsumtion,  kaufmäjjrJsch  ist,  so  ist  diess 
in  gewissen  Fällen  ,  die  hier  angegeben  werden  sollen,  modificirt.  Der 
erste  dieser  Fälle  betrifft  die  Solidarität.  Ist  eine  Schuld  von  Seiten 
des  einen  Mitschuldners  Handelsschuld,  so  ist  allerdings  die  Solidarität 
nicht  hinreichend ,  um  sie  in  Betreff  des  andern  zur  Handelsschuld  zu 
machen,  weil  nach  No.  182.  zwei  solidarische  Mitschuldner  für  die 
gemeinschaftliche -Schuld  auf  verschiedene  Art  haften  köiuien®),  allein 
sie  macht  das  Handelsgericht  competent ,  um  in  Betreff  des  Engagements 
Aller  zu  erkennen^).  Diese  Competenz  geht  aus  der  alleinigen  Ursache 
hervor,  dass  sich  unter  diesen  Mitschuldnern  ein  Handelsmann  befindet^}; 
sie  gründet  sich  auf  die  Schwierigkeit,  die  Klagen  zu  theilen. 


1)  Cass.  13.  Oct.  1806.  —  2)  Gass.  4.  PrairJal  XL  —  3)  Cass.  23.  Messi- 
dor  IX.  —  4)  C.  G.  B.  215.  —  5)  Cass.  17.  Aug.  1813.  —  6)  C.  G.  B. 
1201.  —  7)  H.  G.  B.  637.  Cass.  13.  Vendemiaire  XIII.  —  8)  Abw.  Urth.  26. 
Mai  1826. 
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Eine  Niclitliandelsfraii  also ,  die  sich  mit  ihrem  Manne  fiir  dessen 
Handelsschulden  verbindlich  gemacht  -hat,  wird  g^illig-er  Weise  vor 
das  Handelsgericht  citirl').  Diess  hindert  aber  nicht,  dass  die  Obli- 
gation derjenigen,  in  deren  Betreff  das  Engagement  kein  HandeUact 
ist,  zu  den  nämlichen  Verurtheilniigen  Aniass  gebe  und  auf  dem  näm- 
lichen Wege  verhandelt  werde ,  wie  wenn  die  Klage  durch  ein  Ci- 
vilg'ericht  abgenrthelt  würde  ~). 

Die  unvollkomm'nen  Wechsel ,  die  Billets  an  Ordre,  bieten  Laa- 
fig-  Gelegenheit  zur  Anwendung-  dieser  Vorschrift  dar;  nach  der  ihnen 
eigenthiiuilichen  ßeschuH'enheit  (s.  No.  464  und  479«)  sind  sie  nur 
Hundelsacte,  wenn  sie  von  einem  Handelsmanne  ausgehen,  oder  wenn 
sie  von  einem  ^ichthaiidelsmann  unterzeichnet  sind,  ihnen  aber  nach 
I\o.  4  u.  f.  ein  Handelsgeschäft  zum  Grunde  liegt,  in  allen  librig-eu 
Fällen  können  die  liandelsgerichte  nicht  darüber  erkennen.  Wenn 
jedoch  in  Folge  von  Hegebungen  ein  Handelsmann  Indossent  und  folg- 
lich Mitschuldner  geworden  wäre,  so  können  die. übrigen  darin  vor- 
kommenden JXichdiandelsleute  vor  das  Handelsgericht  gezogen  "v^erden; 
in  diesem  Fall  wäre  es  competent,  trotz  der  Iixce|)tion ,  die  sie  vor- 
bringen würden^),  selbst  wenn  sie  durch  diese  Einreden  die  radicale 
^'ullität  ihres  Engagements  bezwecken  Avollten  *).  Da  aber  die  Qua- 
lität des  einen  der  Jnferessenten  der  Competenz  zur  Grundlage  dient. 
So  kann  der  Aichthandelsmann ,  der  vor  d  «s  Handelsgericht  gezogen 
wird,  den  BeAveis  führen,  dass  derjenige ,  von  welchem  man  behaup- 
tet,  dass  er  Handelsmann  sei,  es   in   der  Wirklichkeit  nicht   ist*). 

Darauf  lässt  sich  noch  Einiges  folgern.  Nach  No.  335.  hat  der 
Indossent  eines  unregehnässigen  Indossaments  eine  Klage  gegen  den- 
jenigen, dem  er  auf  diese  Weise  einen  ^V'echsel  Übermacht  hätte,  um 
sich  für  dessen  Werth  Rechnung  ablegen  zu  lassen.  Seinerseits  stand 
diesem  eine  Exception  zu ,  um  den  Preis  Zfiriickziilialten .  oder  sich 
das,  was  er  bezahlt,  zurückgeben  zu  lassen.  Z.  B.  wenn  er  selbst, 
oder  derjenige,  an  den  er  den  Wechsel  verkauft  hat,  in  Folge  des 
Widerrufs  des  Indossenlen  oder  einer  Compensation  und  anderer  Ein- 
reden von  Seiten  dieses  Indossenten  die  Zulilung  nicht  hatte  erhalten 
können.  Anfordeniiigen  dieser  Art  werden  nicht  angesehen,  als  hin- 
gen sie  vom  \V\cbselcontract  ab  oder  wären  Folg-e  davon ,  denn  er 
hat  nie  zwischen  dem  Indossenten  eines  unregelmässigen  Indossaments 
lind  dem  Indossaten  Slatt.  Es  sind  nur  gewöhnliche  Klagen  ,  die  sich 
auf  die  alleinigen  Bcgeln  des  genieinen  iiechts  gründen  und  ihrer  [Sa- 
tur  nach  von  der  C'ompetenz  der  Handelsgerichte  ausgeschlossen  sind. 
Wird  aber  die  Klage  gegen  einen  Handelsmann  erhoben  o(l»r  bei 
einer  bereits  anhängigen  Klage  nebenbei  geführt,  so  ist  das  («ericht 
competent. 

Die  Bürgschaft  bringt,   was  die   Competenz    betrifft,    die    nämlicheu 
Wirkungen  hervor ,  wie  die  Solidaritäl. 

So  ki.nn  ein  Aiclithnndeismann  ,  der  sich  Tir  eine  Sclinld  rerburirt 
hat,  die  von  Seiten  des  Haupt.srluildners  kauimiinfiisrher  Art  ist,  zur 
Erfüllung    seines   Engagements    vor    das    Handelsgericht    citirt    werden« 


t)  Ahw.  Urtli.  18.  Frimniro  Xlli.  —  2)  CnsH.  2fl.  Jan.  ISU.  Al.u  l  nh.  33. 
März  1827.  —  .3)  Abw.  Urlh.  21.  Oct.  IS'Z^.  —  4)  Abw.  UrÜi.  Z^.  Aprii  IMIJ».  — 
C)  Abw.  Urtli.  2'i.  April  t82H. 
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Er  wird  alxir  nach  den,  der  von  ihm  geleisteten  Bürg-schaft  eigenen 
Grundsätzen  beurtheilt,  ohne  dass  die  Qualilat  des  Terbürgten  Schnld- 
iiers  in  Betreff  seiner  in  Betracht  gezogen  werden  kann.  Obgleich 
der  Aval,  der  auf  einem  vollkommenen  Wechsel  gegeben,  ein  Han- 
delsact  zwischen  allen  Personen  ist,  so  kann  er  anf  einem  unvollkom- 
menen Wechsel  nnr  zu  einer  kaiifmannisclien  Obligation  werden,  wenn 
die  Ursache^  die  ihm  zum  Grunde  lag,  oder  die  Qualität  des  einen 
Schuldners,  in  Beziehung  auf  ihn  ,  kaufmännischer  Art  ist,  wahrend 
der  Aval  oder  jede  andere  Verbürgung  der  Zahlung,  von  Seiten  der- 
jenigen gegeben,  die  ihn  nicht  selbst  aus  einem  kaufmännischen  Grunde 
nnterschrieben ,  nur  eine  Civil-Obligation  bewirken  würde. 

Eine  andere  Ausnahme  bezieht  sich  auf  die  W^ittwen ,  die  in 
Gütergemeinschaft  sind,  und  auf  die  Erben  einer  Person,  die  der  Han- 
dclsgerichtsbarkeit  unterworfen  war.  Sie  können,  wenn  sie  auch  nicht 
Handelsleute  sind ,  vor  dem  Handelsgerichte  auf  Wieder  -  Aufnahme 
(Reassumtion)  des  Prozesses  bei  dem  Gericht,  wo  er  schon  anhängig 
war,  oder  mittels  einer  Hauptklage  vor  demjenigen,  das  competent  ist, 
belangt  werden  *)  (s.  HI.  Hauptstiick).  Aber  vom  Augenblick  an, 
wo  sie  behaupten,  nicht  Erben  zu  sein,  oder  wenn  unter  irgend  einem 
Vorwand  Streit  über  die  Qualität  entsteht,  nach  welcher  der  Kläger 
behauptet,  dass  sie  zur  Zahlung  der  Handelsschuld  des  Erblassers  an- 
gehalten werden  sollen,     gehört  die  Streitfrage  vor  das   Civilgericht^). 

Jedoch  darf  die  Anwendung  dieser  Principien  zu  keinem  Miss- 
brauch Anlass  geben;  so  könnte  z.  B.  der  Sohn,  der  seine  Verzicht- 
leistung auf  die  Succession  seines  Vaters  nicht  einwendet,  nicht  läug- 
nen ,  dass  er  Erbe  sei ;  seine  Qualität  gibt  gegen  ihn  eine  legale  Ver- 
mnthung,  die  er  dadurch  zunichte  machen  muss,  dass  er  beweiset, 
durch  regelmässigen  Act  darauf  verzichtet  zu  haben  ^). 

Ausser  der  angegebenen  Exception  könnte  man ,  unter  welchem  Vor- 
geben es  auch  sei ,  zu  Gunsten  der  Handelsgerichte  das  Recht  verlangen, 
über  Streitfälle  zu  erkennen,  die  ihnen  nicht  speciell  und  ausdrücklich 
zustehen.  Der  Umstand,  dass  diese  Fälle  sich  bei  einem  Falliment  er- 
eignen können  ,  würde  diese  Ausnahme  nicht  begründen.  Das  Handels- 
gericht kaim  nur  in  so  fern  in  Streitfällen  ,  die  im  Falliment  vorkommen, 
erkennen,  als  sie  seiner  Competenz  angehören '*)  ,  und  um  diese  Compe- 
tenz  zu  bestimmen,  muss  man  auf  das  zurückgehen,  was  Statt  gehabt 
Latte,  wenn  das  Falliment  nicht  ausgebrochen  wäre,  (S.  J\o.  1185. 
1186  und  53.) 

la5U.  Manchmal  können  bei  der  Vertheidigung  der  Parteien 
Ausflüchte  vorkonnnen ,  die  Anlass  zur  Erörterung  von  Fragen  geben 
können ,  die  dem  Handelsrecht  fremd  sind.  Man  könnte  nicht  behaupten, 
dass  das  Gericht,  vor  welchem  diese  Incidentpunkte  angebracht  werden, 
ohne  Unterschied  incompetent  sei,  um  darüber  zu  erkennen,  unter  dem 
Vorgeben,  dass  die  Thatsache ,  w^orauf  die  Einrede  gegründet  ist,  keine 
Handelssache  sei,  wie  z.  B.  die  Wichtigkeit  der  Verrichtung  eines  Ge- 
richtsdieners. Das  Gericht  kann  kein  Urthel  fällen,  wenn  keine  Vor- 
ladung vor  dasselbe  gegeben  wurde,  und  ist  die  gegebene  Vorladung 
ungiltig,  so  hat  auch  keine  Statt  gehabt;  es  muss  also  über  diese  Un- 
giltigkeit  aburtheln.     Eben  so  verhielte  es  sich  mit  einer  Mahnung ,  wo- 


1)  G.  O.  426.  —  2)  Cass.  6.  Messidor  XlII. ;  13.  Juni  1808.  —  3)  Abw.  Urth. 
18.  Juli  1829.  —  4)  H.  G.  B.  458,  635. 
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dorcli  ein  Schuldner  in  Verzug-  <^eaetzt  wird ,  mit  einem  Protest  etc. 
Was  die  Einreden  betrlUt ,  die  den  Grund  der  Sache  betreffen,  d.  h. 
diejenigen  ,  wodurch  die  Obligation  vernichtet  oder  als  erloschen  aoge- 
selien  werden  soll ,  so  gehören  sie  niclit  alle  wesentlich  vor  das  Han- 
delsgericht,  selbst  wenn -durch  sie  eine  Klage  entkräftet  werden  soll, 
iiber  die  es  zu  erkennen  berechtigt  ist.  Allerdings  muss  es  in  der 
Form  über  die  Einrede  der  Nullität  des  Reclitstitels ,  der  der  Klage 
zum  Grunde  liegt,  erkennen,  selbst  wenn  derselbe  vor  Notar  gemacht 
wurde'),  oder  die  Einrede  sich  anf  Verstellung  2) ,  Irrthum  ,  Betrug, 
Zwang,  auf  Mangel  einer  wahren  oder  legitimen  Ursache,  oder  anf 
ünterscjiiebung  von  Personen  oder  Orten  in  Wechseln  gründet.  In  sol- 
clien  Fällen  müssen  die  Richter  die  in  No.  147  u.  f.  angegebenen  Vor- 
«chrifJen  anwenden,  dabei  aber  nicht  übersehen,  dass  diese  Arten  von 
Einreden  nur  Seiten  desjenigen  zulässig  sind,  der,  nachdem  der  Act  so 
angefochten  worden  ,  weder  ausdrücklich,  noch  stillschweigend  verzichtet 
hat ,  sie  gellend  zu  machen  sucht ;  die  Verziclitleistung  darauf,  diese 
Mittel  anzurufen ,  selbst  wenn  sie  im  Act  gemacht  Avurde  ,  hatte  keine 
Kraft  ,  weil  sie  der  Mornlität  entgeg-enliefe.  Würde  aber  die  Verthei- 
digung  zur  Untersuchung  einer  Frage  über  Giltlgkeit,  Verminderung, 
Widerruf  einer  Schenkung  Anlass  geben,  so  wäre  das  Handelsgericht 
nicht  mehr  competent.  A'N'ürde  übrigens  der  Rechtstitel  der  einen  Partei 
als  falsch  angefochten ,  so  könnte  das  Gericht  nicht  darüber  erkennen, 
weil  nach  J\o.  2G5.  Simulation  und  Fälschung  nicht  das  Näihliche  sind, 
In  folgendem  Hauplstück  soll  der  Weg  angegeben  werden ,  der  in  dem 
Fall  eingeschlagen  werden  muss,  wo  aus  einer  Fälschung  geklagt  Avürde. 
Alles  dieses  bezieht  sich  jedoch  nur  auf  den  Fall,  wo  die  erwähnten 
Mittel  ausnahmsweise  ange^vendet  "werden.  Man  könnte  ihn  nicht  auf 
eine  unbesimmte  Weise  und  ohne  Einschränkung  auf  Hauptklagen  an- 
wenden. 

Daraus  ersielit  man,  wie  das  Gericht  competent  sein  kann,  wenn 
Einreden  vorhanden  sind,  wodurch  man  beabsichtigt,  die  Schuld  als  er- 
loschen darzustellen.  Es  kann  über  die  Einrede  der  Verjährung,  die 
vom  Reklagtcn  einer  Klage,  ^velche  aus  einer  kaufmännischen  Verhand- 
lung hervorgeht,  o])j)onirt  wird,  erkennen,  was  aber  nicht  iu  allen 
Fällen  sein  könnte,  die  sich  auf  die  Compensation  beziehen.  Diejenige 
Einrede,  welche  der  Beklagte  opponiren  würde,  indem  er  sie  auf  eine 
jiicht  kaufmännische  Forderung  begründet,  wäre  nur  zulässig,  wenn  die 
Schuld  und  deren  Licpiidität  und  Exigibilität  eingestanden  v>urden;  dann 
Lalle  das  Gericht,  in  Folge  des  Eingeständnisses  des  Klägers  ,  bloss  zii 
erklären,  dass  die  Schuld,  deren  Zahlung  verlangt  wird,  durch  Com- 
pensation  erloschen   ist. 

Würde  aber  das  Dasein  der  Schuld  ,  di»'  als  Comprusation  opponirt 
wird  ,  conteslirt .  und  diese  Schuld  wäre  eine  civilc,  so  müsste  sie  an 
den  competenten  Richter  \er\viesen  \v»'rden*).  Aber  wenn  di»»se  Ver- 
"Weisung  auch  Stall  hat ,  so  Kann  da»  («erichl  nach  INnsläuden  über  die 
ongebrarht«'  Klage  eheu  so  enlMrlirideu  .  als  wt'un  <lie  Auslincht  nicht 
vorgeschülzt  wäre  und  oIuih  Pr.ijuiii/,  ,  indem  sonsJ  »'iu«ni  unredlichen 
Schuldner  zu  viele  Mitlei  zu  Gebole  stüjideu ,  die  legitime  Klage  seines 
Gläubigers   zu   entkrähen.  • 


1)  Abw.   IJrth.  23.  ÄUrz  IftJJ.    —    3;  Abw.  Urlh.  3.  Aug.  IS21.  —    3)  Cua, 
26.  Mai  1811. 
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Der  nämlicbe  Unterscbied  könnte  g-emacht  werden ,  Aveon  man  die 
Erlassun^,  die  Novation ,  Confnsion  nach  Bescliafienlieit  der  zum  Grunde 
liegenden  Rechtstitel  anrufen  würde. 

1331«  Die  Handelsg-erichte  Laben  über  die  Vollstreckung-  ihrer 
Urthel  und  die  Contesfaliou  darüber  nicbt  zu  erkennen  »)  ,  unter  w^elcber 
Form  auch  die  darauf  Bezug"  Labenden  Incidenzfälle  und  ScLwierigkeiten 
vorg-ebracLt  werden,  wie  diess  mit  der  Entsiegelung-  nacL  Auflösung! 
einer  Societät  der  Fall  ^väre  ,  mit  AnsnaLme  dessen ,  was  beim  Falli- 
ment gesagt  wurde.  ObgleicL  das  HaudelsgericLt  nacL  dem,  was  Lier' 
oben  gesagt  wurde ,  competent  wäre  ,  um  gegen  die  Erben  eines  Han- 
delsmanns zu  erkennen,  so  wäre  dies«  nicht  der  Fall,  wenn  die  Voll- 
ziehung eines   ürthels, gegen   die   Erben  verlangt  würde  2), 

Nach  No.  1265.  erkennen  sie  nicLt  über  den  Zwangs-Verkauf  von 
Immobilien  *'  *)  eines  Falliten  ,  auch  stände  es  ihnen  nicbt  zu  ,  einen  Notar 
zum  Verkauf  oder  zur  Licitation  von  Immobilien  ,  die  einer  Handels-So- 
cietät  ang-ehören  ,  anzustellen  *). 

Diese  Interdiction  erstreckt  sich  aber  nicht  auf  Oppositionen ,  die 
selbst  von  Dritten  g-eg-en  ihren  Spruch  eingelegt  werden  ,  noch  auf  das 
Recht,  über  die  Regelmässigkeit  von  BesicLtiguugen  ,  RecLnungen  ,  Ve- 
rificationen ,  die  in  Folge  von  ZwiscLensprücLen  gemacLt  wMirden ,  noch 
auch  auf  dasjenig-e  über  Irrthümer,  Auslassungen,  falsche  oder  doppelte 
Anrechnungen  in  Rechnungen ,  worüber  sie  RicLter  waren ,  zu  erken- 
nen^). Eben  so  verLielte  es  sich  mit  jeder  Erörterung  über  die  Solvenz 
einer  Bürgschaft ,  die  das  Gericht  zur  Fällung  eines  Urlheils  verlangt 
hätte.  Z.  B.  beim  Verlust  eines  Wecbsels ,  in  welcLem  Fall  der  Eig-en- 
tLümer  nach  No.  408  11.  f.  die  Zahlung-  erLält,  wenn  er  Bürgscliaft 
leistet. 

Die  HandelsgericLte  können  nicbt  über  Arrest  erkennen,  die  in 
Tolge  von  Acten ,  "svelcLe  Handelsgescliäfte  betreffen,  ausg-ebracbt  wur- 
den. Wenn  aber  ein  Gläubiger ,  der  keinen  RecLtstifel  in  geböriger 
Form  Latte,  eine  Erlanbniss  verlangte,  auf  die  Gelder,  die  sein  ScLuld- 
ner  zu  fordern  hat,  BescLlag  legen  zu  lassen,  so  kann  ihm  diese  Er- 
mächtigung vom  Präsidenten  des  Handelsgerichts  ,  narn*^nJlicli  \m  Fall  von 
No.  415.  und  in  demjenigen,  wovon  noch  im  folgenden  Hanptstück  die 
Rede  sein  soll,  gegeben  ^verden').  In  keinem  Fall  aber  wäre  das  Ge- 
ricLt  competent ,  um  über  Riagen  auf  bejahende  Erklärung  und  Giltig- 
\^e\i  ^  welcbe  die  Folg-e  davon  wären,  zu  erkennen,  selbst  wenn  die 
Fordernno^  ans  einer  von  ihm  ausgesprochenen  Verurtbeilung  hervor- 
ginge. 

1332.  Encllich  ist  noch  zu  merken,  dass  es  Fälle  g'ibt ,  wo 
Handelsg-eschäfte  nicht  vor  das  Forum  des  Handelsgerichts  gebracht  wer- 
ben können.  Diess  sind  die  Streitigkeiten  zwischen  Assocics  ,  die  durch 
Schiedsrichter  zu  entscLeiden  sind  ^)  (s.  No.  1001.)  Diese  Incompetenz 
greift  aber  nicht  so  in  die  öffentliche  Ordnung  ein^  dass  die  Partei,  die 
sie  nicht  vor  dem  Appellationsgericht  eingewendet,  sich  ein  Mittel  zur 
Cassation  dadurch  verscLaffen  könnte^). 


1)  G.  O,  442,  553.  --  2)  Abw.  ürth.  3.  Brumaire  XU.  —  3)  Cass.  30.  Oct, 
1810.  ~  4)  Noch  von  Schiften.  (Cass.  6.  April  1809.)  —  5)  Cass.  24.  Nov. 
1825.  —  6)  Abw.  Urth.  28.  März  1825.  —  7)  G.  O.  417.  —  8)  H.  G.  B.  öl.  — 
0)  Abw.  Urth.  9.  April  1827, 
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Das  HanJelsg-ericht  darf  aber  in  keinem  Fall  in  einer  Sache  erken- 
nen ,  wo  Jemand  in  der  Ausübung'  seiner  I^eclile,  die  aus  einem  Erfin- 
dungspatent liervorg-eLen  .  von  einem  Andern  «esförl  \'\wrde.  Diears  g-eLört 
vor  den  Friedensrichter,  und   durch  Appeilalion  vor  die   Civilgerichte. 

Was  aber  die  Rechlsflille  über  Cig-enthum  oder  Priorität  im  Be- 
sitz der  Fabrikzeichen,  oder  Zeichnungen  von  Stoffen  betrifft,  darüber 
entscheidet  das  Handelsgericht,  nachdem  es  nach  A'o.  110.  das  Gutach- 
'  ten  des  Raths  der  Oewerbverständigen  eing^eholt  hat.  Klag-en  über  Nach- 
ahmung- solcher  Zeichen ,  Zeichnungen ,  und  Nachstich  oder  Nachdruck 
g-ehören   vor  die  zuchtj)olizeilichen   Gerichte. 

Die  administrative  Jurisdiction  hat  auch  ihre  Rechte,  welche  von 
dem  Handelsgerichte  respectirt  werden  müssen.  Der  Administration  der 
Marine  steht  die  Polizei  der  Hafen-  und  der  Schiffsmannschaft  zu.  Die 
competenten  Minister  oder  auch,  nach  Umständen,  der  Prafecturraih  ha- 
ben ,  vorbehaltlich  des  Regresses  an  den  Staatsrath  ,  über  die  Klagen  zn 
entscheiden  ,  Avelche  gegen  Regieruugsbeamte  weg-eu  gemachter  Lieferuu- 
g'en   oder   Arbeiten   gefülirt   \viirden. 

Man  darf  aber  nicht  mit  den  von  der  Reg-ierung*  ernannten  und  an- 
g'estellten  Ag^euten  die  Lieferanten  oder  Unternehmer  vei-wechseln ,  die 
nach  No.  21.  mit  der  Regierung*  unterhandelt  und  einen  öffentlichen 
Dienst  oder  eine  Lieferung-  zu  einem  gewissen  Preis  unternommen  und 
ihren  Bedarf  von  Particularen  gekauft  haben  oder  verfertigen  liessen,  oder 
mit  Unterag-enten  zur  Erfüllung  ihrer  Engagements  unterhandelt  haben  ; 
sie  treiben  Handelsgescliäfle ,  wofür  sie  von  diesen  Particularen  vor  dem 
Handelsgerichte  verfolgt  werden  können.  An  den  Richtern  ist  es  ,  nach 
den  vorgelegten  Acten  zu  erklären,  ob  derjenig-e ,  welcher  vor  sie  citirt 
wurde ,  Unterhändler  der  Regierung  oder  bloss  Lieferant  in  einer  Unter- 
nehmung  war*). 

Noch  ist  zu  merken,  dass  nicht  jede  Klage  von  Privatpersonen  ge- 
gen den  Staat  durch  die  blosse  Eigenschaft  des  Beklag-ten  der  administra- 
tiven Jurisdiction  unterworfen  ist,  Z.  B.  Avenn  ein  Kauffahrteischiff  durch 
Anstosscn  von  Seiten  eines  Staats-Schiffes  Schaden  gelitten  hätte,  so 
könnte  der  Staat  in  den  g^ewöhnlicheu  Formen  direct  au^egriifeu  werden. 


Zweites  Capitel. 

Von    dem     G  e  r  i  c  h  t  s  z  u  s  t  a  n  d  ,      dem     13  e  /  i  r  k  e     nach 
(c o tnp diene c    territoriale), 

lobo.  ^Ver  eine  Klage  vor  Gericht  anbringen  will,  es  sei  nun, 
dass  er  als  Contrahent  im  Vertragt" ,  worauf  er  seine  Reclite  begründet, 
oder  als  (.-'essionar  ,  oder  Rechtsinhab("r  dieses  ContiHhenten  ')  auftritt, 
niuss  in  der  Regel  den  l5«kliiu<»Mi  vor  das  (ierichl  >orl:ul(Mi,  wo  dieser 
sein  gev>öhnliches  DomiciT  hat  ■*).  Woran  dieses  Domicil  zu  erkennen 
ist,  s.  No.  180.  Nur  ist  zu  merken,  dass,  wenn  <ler  Beklagte  seil 
dem  Vertrage,  der  zum  E^roztss  Anlass  gibt,  sriu  Duniiril  vorändrrl 
hat,  die  Zweifel   im  Allgemeinen   zu  Gunsten  des  Kläger:»  ausgelegt  wer- 


1)  Cass.  6.  Sept.  ISOS.  Abw.  rrtb.  12.  J.jn.  1830.    —     2^  U.    do  j.  30.  Juni 
18U7.  —  3)  ü.  O.  51).  R.  de  j.  20.  Jun.  1818. 
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den  müssen*).     Der  Analog^ie  nach   lassen  sich  die  in   IVo.  1094.  g'Cgc- 
benen  Vorschriften  anwenden. 

Die  Wahl  des  Domicils  g-ibt  aber  dem  Rläg-er  die  Beftig-niss,  die 
Klag-e  vor  dem  erwählten  Gericht  vorznbring-en ,  ^'^enn  er  diess  vor- 
zieht*). Diese  Wahl  ist  manchmal  ausdrücklich  ,  entweder  weil  sie  im 
Vertrag;,  oder  später  ausbedungen  wnrde ,  manchmal  ist  sie  stillschwei- 
gend, nnd  geht  aus  den  Umständen  hervor.  Sie  ist  ausdrücklich,  wenn 
eine  der  Parteien  oder  beide  schriftlich  erklärt  haben  ,  dass  sie  ihr  Do- 
micil  in  diesem  oder  jenem  Orte  zur  Vollziehung-  dieses  oder  jenes  Acts 
erwählt  haben. 

Da  im  Handel  im  Allgemeinen  (s.  No.  186.)  der  Zahlungsort 
eines  begebungsfähigen  Wechsels  das  zur  Klage ,  die  daraus  entstehen 
kann ,  erwählte  Zahlungs-Domicil  ist  ^) ,  so  ist  also  der  Inhaber  eines 
Wechsels  nicht  nur  berechtigt ,  alle  darin  vorkommenden  Unterzeich- 
ner im  Wohnort  des  Bezogenen  vorzuladen  ,  selbst  wenn  dieser  nicht 
acceptirt  hätte,  sondern  der  Bezogene,  der  ohne  Deckung'  für  den 
Aussteller  acceptirt  hatte,  könnte  auch  diesen  g-iltiger  Weise  vor  dem 
Richter  am  Zahlungsorte  znr  Wiedererstattung-  vorladen  *), 

Manchmal  ist  die  Wahl  des  Wohnsitzes  durch  die  Beschaffenheit 
des  Vertrag-s  vorausgesetzt. 

So  ist  z.  B.  das  Darlehen  auf  Bodmerei  zu  erstatten ,  v^^o  das 
Risico  sich  ändert.  Die  Klagen  auf  Contribnirung"  zur  Haferei  wer- 
den vor  dem  Richter  des  Ortes  aug-ebracht ,  wo  Rechnung-  darüber 
anfg^estellt  wird  etc. 

Wer  beauftragt  wurde ,  Tratten  zu  acceptiren ,  könnte ,  wenn  er 
den  Bezog'enen  nicht  am  Orte  der  Zahlung  vorladen  will,  entweder 
nach  geleisteter  Zahlung  oder  schon  vorher  ,  wenn  die  Deckung  vor- 
läufig bei  Verfall  gemacht  werden  sollte,  ihn  vor  das  Gericht  seines 
eigenen  Wohnsitzes  vorladen ,  weil  die  Deckung-  bei  ihm  gemacht 
werden  sollte. 

u54»  Der  Rauf -Vertrag  kann  .  zu  verschiedenen  Schw^ierig- 
keiten  Anlass  geben,  es  sei  nun  rücksichtlich  des  Daseins  der  von 
der  einen  Partei  angeführten  und  von  der  andern  geläugneten  Con- 
vention; oder  in  Hinsicht  auf  die  Lieferung,  die  der  Käufer  vom 
Verkäufer  verlangt ;  oder  in  Betreff  der  Klage  des  Verkäufers ,  um  den 
Räufer  zu  zwingen,  die  gekaufte  Sache  zu  beziehen;  oder  w^egen  der 
Klage  anf  Zahlung.  Um  nun  zu  wissen ,  welches  Gericht  darüber  er- 
kennen muss ,  ist  Folgendes  zu  merken :  Entsteht  Streit  über  den  Bestand 
des  Kaufs  vor  der  Lieferung,  so  ist  die  Klage  bei  dem  Gericht  anzu- 
bringen, w^o  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  hat;  denn  da  es  sich  um 
den  Verkauf  selbst  handelt,  so  könnte  die  besondere  Competenz  ,  wo- 
von noch  die  Rede  sein  soll,  und  die  nur  das  Resultat  davon  ist,  nicht 
angerufen  werden. 

Die  respectiven  Klagen  zwischen  Käufer  und  Verkäufer,  Lieferung 
odpr  Beziehung  betreffend,  müssen  im  Allgemeinen  und  vorbehaltlich 
der  Ausnahmen,  deren  noch  erwähnt  w^erden  soll,  vor  das  Gericht  ge- 
bracht werden,  wo  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz  hat,     oder   vor    das- 


1)  R.  de  j.  22.  Febr.  1827.     -^      2)   C.  G.  B.  111.    —    3)    Cass.  17.  April 
1811.  —  4)  Abvv.  Urth.  11.  Febr.  1829.  R.  de  j.  17.  März  1812. 
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jenige,  das  zor  Vollzielinng^  des  Vertra.irs  erwählt  wurde»).  Sind  aber 
VersprecLen  und  Ablieferung^  an  einem  und  demselben  Orte  g^sclielieo, 
selbst  wenn  es  nicht  derjenige  ist,  wo  der  Beklagte  seinen  Wohnsitz 
hat,  so  wird  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  dieser  Ort  liegt,  competent  ^), 
wenn  der  Klager  da  seine  Klage  anbringen  ^viil,  statt  dafür  den  Ort 
seines  Gegners  zu  wählen.  Daim  ist  es  wichtig,  den  Ort  wohl  zu  be- 
stimmen, "WO  das  Versprechen  geleistet  wurde;  geht  es  aus  einem  Act 
hervor,  der  zwischen  Gegen^vartigen  geschlossen  wurde,  so  ist  dieser 
Ort  leicht  zu  kennen.  Hat  die  Verhandlung  durch  Correspondenz  Statt 
gehabt,  so  kann  man  nach  No.  250.  entscheiden,  dass  der  Handel  ge- 
schlossen worden,  und  dass  folglich  das  Versprechen  im  Orte  desjenigen, 
der  die  Vorschläge  seines  Correspondenten  angenommen  hat ,  geleistet 
wurde. 

Hat  ein  Handelsmann  mit  einem  Reisediener  einen  Vertrag  abge- 
sclilossen,  den  man  nach  No.  5G1.  als  einen  von  diesem  gemachten  Ver- 
kauf ansehen  kann,  so  wird  der  Ort,  wo  er  Statt  hatte,  als  derjenige 
des  Versprechens  angenommen  *)•  Wenn  hingegen  der  Vertrag  nach 
seinem  Inhalt,  oder  nach  Umständen,  nur  als  eine  Bestellung  fiir  das 
Haus  des  Jxeisenden  angesehen  \verden  muss,  so  wäre  der  Ort  des  Ver- 
trags derjenige,  wo  dieses  Haus,  indem  es  ihn  erfüllt  oder  zu  erfülleu 
verspricht ,   die   Commission  acceptirt  hätte  *). 

Was  die  Bestimmung  des  Ortes  betrifft ,  wo  die  Waare  als  gelie- 
fert angenommen  wird,  darüber  sind  die  in  No.  278.  gegebenen  Vor- 
schriften über  das  Risico  der  verkauften  Sache  hinreichend.  Bei  einem 
bestimmten  Körper  ist  der  Ort  der  Ablieferung,  wenn  nichts  Entgegen- 
gesetztes bestimmt  ist,  derjenige,  wo  dieser  Körper  im  Augenblick,  als 
der  Handel  abgeschlossen  wurde,  lag*);  sind  es  unbestimmte  Sachen, 
so  ist  es  das  Dumicil  des  Verkäufers,  weil  von  da  die  Waaren  aus  sei- 
nen Äla^-azinen  ansire^-anc-en  sind ,  um  auf  Gefahr  des  Käufers  zu  rei- 
sen*).  Nur  in  dem  Fall  würde  diess  modificirt ,  wenn  aus  dem  Vertrag 
hervorginge,  dass  die  Lieferung  durch  den  Verkäufer  im  Domicil  des 
Räufers  oder  in  jedem  andern  von  ihm  angegebenen  Ort  geniacht  werden 
musste;  hier  gilt   keine  Vern)nthung   mehr,    wenn   die  Thatsnche   spricht. 

Diese  Nothwendigkeit ,  die  beiden  Umstände  zu  vereinigen,  dass  der 
Ort  des  Vers|)recliens  auch  derjenige  der  Ablieferung  sei'),  darf  nicht 
übersehen  ^^<•rden;  da  einer  derselben  allein  keine  NVirkung  halle. 
Treffen  sie  aber  zusnmnien ,  so  ist  das  Gericht  competent ,  Avns  auch 
nachher  entstehen  ma<!-. 

Auch  ist  zu  merken,  dass  diese  Vorschrift  sich  nur  auf  »»inen  Waa- 
renverkauf  bezieht  und  die  dem  ^VechselconIract  eigenen  (Mtiridsätzo 
(«.  No.  -t28.)  nicht  modificirt.  D«'r  Ort  also,  wo  ein  VA'echsel  indonsirt 
würde,  awch  wenn  man  ihn  als  drnj'nigen  ansehen  könnte,  wo  der  In- 
dossant den  dadurch  cedirteu  AVerhsel  contrahirl  und  geliefert  hätte  .  ist 
nicht  (hrjinii^e,  wo  mon  dm  fndossenten  vorladen  urul  in  Folge  der 
Solidarität  die  übrigen  Werhsel-Inleressenten  «luliin  /ielun  könnte;  ent- 
weder muss  die  Vorladimg  auf  den  Ort  der  Zahlung  oder  im  Douiicü 
des  einen  der  Interessenten  geschehen  *). 


1)  R.  de  j.  20.  Jan.  18!S.  —  2)  G.  O.  420.  —  S)  Cnns.  14.  Jimi  l«I3  -  U. 
Nov.  1821.  —  4)  Abw.  l'rtli.  ID  Dec.  1K2I.  ~  .">)(*.  ii.  W.  1JI7.  lli<H>.  lIvM. — 
0)  H.  Tr  B.  KM).  _  7)  K.  de  j.  l.l.  Nov.  l,Sll  ;  20.  Juni  ISIS;  21.  Mär» 
182<J.     —     8)  R.  de  j.  4.  Oct.    180S. 
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Die  Klag-«  kanii  aiicb  vor  dem  Geridbt  des  Ortes ,  wo  die  Zaliliiog 
geleistet  werden  sollte,  aiigebraclit  werden'),  nur  muss  man,  um  diess 
zu  können ,  unterscheiden ,  ob  sich  die  Klage  auf  die  Existenz  des  vom 
Kläger  angeführten  Verkaufs  selbst,  oder  auf  die  Vollziehung-  bezieht. 
In  der  ersten  Hypothese  möchte  das  Gericht  des  Ortes ,  >a^o  die  Zah- 
lung' gemacht  werden  sollte,  vorausgesetzt,  dass  der  Verkauf  erwiesen 
ist,  nicht  competent  sein,  denn  vor  Allem  muss  erwiesen  Averden ,  dass 
ein  Verkauf  Statt  g-ehabt  hat.  Ist  die  Thalsache  des  Vertrag-s  constant, 
so  bezieht  sich  die  Klage  auf  die  vom  Räufer  geforderte  oder  vom  Ver- 
käufer angebotene  Auslieferung,  oder  endlich  auf  einige  Schwierigkeiten 
über  die  Qualität  od«r  Ouanlilät  der  verkauften  Sachen ;  dann  ist  das 
Gericht  des  Zahlungsortes  competent. 

Fordert  der  Käufer  die  Auslieferung*  der  verkauften  Sache,  oder 
bietet  sie  der  Verkäufer  an ,  so  muss  unterschieden  w^erden  ,  ob  diese 
Sache  ein  gewisser  und  bestimmter  Körper  ist,  was  sich  nach  No.  156. 
leicht  erkennen  lässt ;  dann  ist  der  Ort  der  Zahlung,  d.  h,  der  Aus- 
lieferung, derjenige,  wo  die  Sache  geliefert  werden  sollte,  nämlich  (s.  No. 
186.)  der  Ort,  wo  sie  sieh  im  Augenblick  des  Verkaufs  befand*).  Ist 
die  verkaufte  Sache  ihrer  Gattung  nach,  unbestimmt ,  so  ist  es  der  Ott 
des  Verkäufers,  wo  die  Zahlung,  d.  h.  die  Auslieferung,  geschehen 
inuss^).  Wird  auf  Zahlung  gegen  den  Käufer  geklagt,  so  muss  unter- 
schieden werdea,  ob  er  einen  Termin  erhalten  hat  oder  nicht.  Hat  er 
keinen  erhalten ,  so  ist  der  Ort  der  Zahlung  da  ,  wo  die  Sache  gelie- 
fert und  auf  Gefahr  des  Käufers  gestellt  wurde,  welcher  Ort  nach  No, 
2 78  u.  f.  bald  derjenige  der  Versendung  ist  ,  w  enn  die  Waaren  auf 
Gefahr  des  Käufers  reisen,  bald  derjenige  ihrer  Ankunft,  wenn  der 
Verkäufer  ihre  Einsendung  übernommen  hat ,  oder  wenn  man  übereinge- 
kommen ,  dass  sie  erst  nach  Untersuchung  bei  Ankunft  bezahlt  wür- 
den *).  Hat  der  Käufer  einen  Termin  zur  Zahjyng  erhalten,  so  ist  sein 
Domicil  der  Zahlungsort ,  falls  nichts  Anderes  bestimmt  wurde*).  Hat  er 
also  begebimgsfähige  Wechsel  ausgestellt  od/r  indossirt,  so  kann  er 
nicht  mehr  im  Orte ,  wo  der  Verkaufpreis  nach  obigen  Grundsätzen 
zahlbar  gewesen  wäre,  gerichtlich  belaugt  werden®).  Man  wird  dess- 
halb  die  in  No.  412  u.  f.  gegebenen  Vorschriften  befolgen,  die  sich  auf 
die  Nichtzahlung  dieser  Arten  von  Wechseln  beziehen.  Im  dritten  Fall 
ist  das  Gericht  des  Ortes ,  wo  die  Lieferung  gemacht  wird ,  compe- 
tent,  um  über  die  Streitigkeiten  abzuurtheln,  die  über  die  Qualität 
oder  die  Quantität  der  Sachen,  die  Gegenstand  des  Contracts  waren, 
entstehen''). 

1355,  Mittels  dieser  Grundsätze  ist  der  Ort,  wo  die  Vorladung- 
in  Betreff  einer  Verbindlichkeit ,  etwas  zu  thun  ,  geschehen  muss,  leicht 
zu  bestimmen.  Die  häufigsten  Beispiele,  die  sich  auffinden  lassen,  be- 
ziehen sich  auf  den  Commissions  -Vertrag  und  auf  Dienstmietl:e  beim 
Waarentransport.  Der  Commissionär  im  Ein  -  oder  Verkauf  ist  nach 
allgemeiner  Regel  nur  der  Gerichtsbarkeit  seines  Domicils  unterworfen; 
denn  da  hat  er  sein  Mandat  erhalten,  das  er  angenommen  hat,  indem  er 
es  vollzog;  es  ist  also  der  Ort  des  Vertrags*);    auch    ist    es  derjenige, 


1)  G.  O.  420.  —  2)  C.  G.  B.  1247,  inOQ.    —    3)  R.  de  j.  30.  Juni  1807.  — 
4)  R.dej.  13.  Nov.  1811.  —   5)  Abw.  Urth.  16.  Dec.  1812;  14.  Juni  1813;  5.  Mai        " 
1824.  C.  G.  B.  1247.  —  6)  R.  de  j.  29.  Jan.  1811.    —   7)  Abw.  Urth.  5.  April 
1834.    —  8)  Cas3.  24.  Vendemiaire  V.;  R.  de  j.  22.  Jan.  1818. 
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WO  die  Waare,  die  er  zn  kai.fen  beanfiragl  war,  geliefert  wurde,  Aveil 
nacli  IVo.  ^78.  diese  Waare  vom  Anj:enblicke  hii ,  als  sie  aus  dein  Mag-a- 
zin    des  Verkiiufers  aiisg-egangen  ,  auf  Gc^fnlir  des   Coininittenteii  reisele  *). 

Der  Coinmissionär,  der  mit  einem  Verkauf  beauftragt  ist,  um  auf 
iLn  g-ezog-ene  Wecbsel  einzulösen  ,  oder  die  Gelder  davon  zur  Verfügung' 
geiues  Coromittenten  zu  halten ,  muss  nach  iNo.  559.  diese  Zahlungen  in 
seinem  Domicil  machen.  Ist  der  Erlös  der  Waaren  nicht  hinreichend, 
so  ist  der  Ort  seines  Domicils ,  wo  ihn  sein  Coinmittent  zum  Verkauf 
ermachtig^t  hat,  um  sich  bezahlt  zu  machen,  natürlicherweise  derjenij^e, 
wo  letzterer  vermnthet  wird,  als  liabe  er  die  Verbindlichkeit  iibern;^m- 
men,  den  fehlenden  Rest  zu  bezahlen.  Der  Commissionar  hat  dadurch, 
dass  er  nur  Vorschüsse  auf  Waaren  machte ,  die  ihm  zum  Verkauf 
gesandt  wurden,  bewiesen,  dass  er  nicht  verslanden  hat,  sich  der  alU 
gemeinen  Vorschrift  zu  unterAverfen  ,  nach  welcher  ein  Gläubig^er  der  Ju- 
risdiclion  des   Schuldners  folgen  muss  ^).  ^ 

Bei  dem  Waarentransport  können  drei  Hauplfälle  Anlass  zu  Strei- 
tigkeiten {j^eben :  1)  die  Weig-erung*  des  Unternehmers,  Waaren  anzo- 
nehmen  ,  die  er  zu  transportiren  versprochen  hat;  2)  der  Verlust  oder 
die  Avarie ,  -welchen  die  W  aaren  unterweg-s  erleiden ;  3)  die  Zahlung' 
der  Fracht.  Im  erstem  Falle  kann  die  Klage  nur  vor  das  Gericht  des- 
jenigen g-ebracht  ■xverden  ,  von  dem  man  vorg^ibt ,  d?ss  er  sich  dazu  ver- 
bindlich gemacht  habe;  denn  hier  ist  die  Existenz  der  eing^egangenen 
Verbindlichkeit  zu  beurtheilen.  Im  ZAveiten  Falle  kann  der  Destinatar 
vor  das  Gericht  des  Orts  vorladen,  wo  die  Waaren  nach  Vertrag-  gelie- 
fert Averden  sollten,  und  wo  der  Fuhrmann  berechtigt  war,  seine  Fracht 
zu  fordern^).  Dentnach  kann  der  Frachtführer,  d«r  die  Waaren  ver- 
führt hat  und  bezahlt  sein  will,  vor  das  Gericht  des  Orts,  wo  er  ab- 
g"eliefert  hat,  vorladen*),  es  sei  denn,  dass  nicht  aus  der  Convention 
der  Parteien  hervorg-ehe  ,  dass  die  Zahlung-  in  einem  andern  Orte  gemacht 
werden  sollte*). 

1«j5o.  Diese  Vorschriften  1<.önnen  sich  nicht  über  die  angegebe- 
nen Fidle  ausdehnen.  \Venn  also  eine  der  angeführten  Verhandlung-en 
zu  einer  Klage  über  eine  Summe  Anlass  gibt,  die  über  die  verlrag-s- 
massige  Schuld  bezahlt  wurde  ,  so  könnte  diese  Klage  nur  vor  das  Ge- 
richt des   Domicils  des   fJeklaglen  gebracht  -werden. 

Daratis  liesse  sich  also  nicht  schliessen,  dass  ein  Handelsmiuin 
einen  andern,  mit  dem  er  in  Conto-Corrent  Aviire ,  vor  das  (Bericht  seines 
eigenen  Domicils  vorladen  lassen  könnte  ,  unter  dem  Vorgeben  .  dnss 
dieser  da  die  Werlhschaflen  erhoben  habe,  "wodurch  er  Gläubiger  g-e- 
worden  ist.  Stehen  llandelNleute  mit  einander  in  Conio-('orrent ,  so 
muss  di  •  Zahlung;  des  Saldo,  \>  ie  jede  andere  Art  von  Forderung-,  im 
Domicil  des  Schuldners  geschehe»,  wenn  nicht  besondere  Conventionen 
oder  Umsliinde  vorhiindeu  sind;  loIgÜcli  müssen  alle  Klagen  vor  d.is  (ir» 
rieht  dieses  Orts  gebracht  werden.  Eben  so  ist  in  ISo.  1354.  7.11  er- 
sehen, dass  der  Ort  der  Anssleilung  eines  Wechsels  oder  eines  Indos- 
saments nicht  als  derjenig-e  angesehen  würde,  wo  die  Klage  angt-bracht 
werden  niüsste ,  falls  en  niehl  «ler  Ort  einer  P«'rMon  ist,  die  sieh  darin 
verbindlich  gemacht   hat'').      Die.s«'   Grundsat/.e    sind    aber   durch    dio    Vor- 


1VH.  G.  n.  KK).  AbM.  Trth.  21.  Juli  ist»».  —  2)  Cr.m.  10.  J«n  ISH.  — 
3)  U.  de  j.  7.  Juli  1H14.  _  J)  H.  G.  Ik  llMi.  —  5)  R.  de  j.  U.  Mar«  182t}.  — 
6)  U.  de  j.  4.  Od.  1806. 
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sciirfften  über  die  Prozedur  modificirt,  wodurch  die  verscliiedenen  Ter- 
pflichteteu  Personen  dem  Gericht  des  Domicils  des  einen  von  ihnen/  den 
d;er  Kläger  gewählt  hat,   unterworfen  sind. 

Wer  also  einen  Credit  verbürget  hat,  kann  mit  dem  Hauptschuldner 
vor  das  competente  Gericht  vorgeladen  werden,  das  über  die  gegen  die- 
sen erhobene  Klage  zu  sprechen  hat^),  und  als  nölhige  Folge  von  iVo, 
1349.  muss  dieses  Gericht  über  die  Einrede  erkennen ,  die  derjenige 
vorbringen  würde ,  welcher  als  Bürge  oder  solidarischer  Schuldner  vor- 
geladen ist  und  behaupten  würde,    es  nicht  zu  sein. 

So  hat  also  der  Inhaber  eines  Wechsels  das  Recht ,  alle  diejenigen, 
die  durch  ihre  Unterschrift  dessen  Zahlung  verbürgt  haben ,  nach  seinem 
Belieben  vor  das  Gericht  des  Domicils  des  Acceptanten  ,  Ausstellers  oder 
Indossenlen  zu  belangen.  Mit  Hilfe  dieser  Litispendenz  kann  jeder  Un- 
terzeichner seinen  Garanten  vor  dieses  nämliche  Gericht  citiren ,  und 
gegen  ihn  ürtheil  erhalten.  Der  Acceptant,  der  ^vegen  der  Zahlung 
eingeklagt  wird  ,  und  der  keine  Deckung  vom  Aussteller  erhalten  bat, 
könnte  giltiger  Weise  letztem  vor  das  Gericht  citiren,  wo  die  Haupt- 
klage gegen  ihn  angebracht  ist ,  damit  er  ihm  die  nöthigen  Fonds  zur 
verlangten  Zahlung  anschaffe  und  ihm  Gewahr  leiste^).  Der  Aussteller, 
der  kommissionsweise  gezogen  hat,  könnte  den  Committenten  vor  das  Ge- 
richt, das  mit  dem  Wechsel«-  Streit  befasst'  ist,  zur  Gewährleistung  ziehen. 
Wenn  nach  erhobenem  Protest  eines  Wechsels ,  dessen  Inhaber  eine  Ri- 
tratte auf  einen  der  Indos&enten  macht ,  nud  dem  zufolge  dieser  Indos- 
sent  entweder  vor  das  Gericht  seines  Domicils,  oder  vor  dasjenige  des 
einen  der  Unterzeichner  der  Ritratte  gezogen  wird ,  so  kann  der  Tras- 
sent  oder  Accepfant  des  proleslirten  Wechsels ,  der  zur  Ritratte  Anlass 
gab ,  vor  dieses  Gericht  cilirt  werden. 

Wenn  aber  derjenige,  welcher  einen  Wechsel  verloren  hat,  sich 
an  einen  Indossenten  wendet,  um  die  Zahlung  auf  ein  zweites  Exem- 
plar zu  verlangen ,  so  Itönnte  er  ihn  nur  vor  das  Gericht  seines  Domicils 
ciliren.  Ebenso  kann  auch  nicht  der  Bezogene,  der  nicht  acceptirt  hat, 
vor  ein  anderes  Gericht  als  dasjenige  seines  Domicils  gezogen  werden, 
selbst  wenn  er  Schuldner  des  Ausstellers  wäre*);  es  sei  denn,  dass  er 
schriftlich  den  Auftrag  zur  Tratte  auf  ihn  gegeben  habe*),  oder  dass  an- 
dere Ursachen,  die  mit  seiner  Schuld  zusammenhängen,  Veranlassung 
geben ,  ihn  nach  den  hier  oben  ertheilten  Vorschriften  vor  ein  anderes 
Gericht  zu  ziehen. 

In  Folge  der  nämlichen  Vorschrift  würden  die  allgemeinen  Grund- 
sätze über  die  Competenz  durch  denjenigen  modificirt,  der  will,  dass 
der  adcitirte  Gewährsmann  vor  dem  Gericht,  wo  die  Hauptklage  an- 
hängig ist,  die  zu  dieser  Gewähr  Anlass  gibt,  sich  einlasse^),  es  sei 
denn ,  dass  das  Tribunal  erkenne ,  dass  man  ein  betrügliches  Mittel  an- 
gewendet hat ,  diese  Person   von    ihren  natürlichen  Richtern    abzuziehen, 

Z.  B.  A.  von  Paris  hat  an  B.  in  Bayonne  Waaren  verkauft,  und 
sie  an  P. ,  Commissionär  in  Bordeaux ,  adressirt ,  damit  er  sie  an 
den  Käufer  befördere.  Die  Nichtankunft  oder  die  verspätete  Ankunft 
der  Waare  veranlasst  einen  Prozess  zwischen  B.  und  P.  Dieser  gibt 
zn  seiner  Entschuldigung  vor,    dass  der  Versender  A.    ihm    ungenaue 


1)  Äbw.  ürth.  26.  Juli  1801).  —  2)  Abw.  Urth.  17.  März  1813.  —  3)  R.  dej. 
2t.  Thermidor  VIII;  23.  Frimaire  IX;  13.  Febr.  1811.  Cass.  17.  Juni  1817; 
21.  März  1825.  —    4)  Abw.  Urth.  12.   Juli  18U.    —    5)  G.  O.  181. 
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Angaben  s:egehen  habe,  welcbe  die  erste  Ursacbe  des  Nachtbeils,  über 
den  sicli  B.  beklag:t,  ^rewesen,  und  adcitirt  A.  als  Gewährsmann  vor 
das  Gericht,  avo  die  Klage  anhängig;  ist.  Dieser,  der  in  der  Regfei, 
und  ^vare  es  direct  der  Lieferniig-  wegen,  unr  in  Paris  konnte  vorg^e- 
laden  werden,  kann  sich  nicht  eutbrechen,  sich  wegen  der  Gewähr 
vordem  Gericht,  wohin  er  vorg-eladen  ist,  einzulassen').  Ebenso  ver- 
hielte es  sich  in  dem  Falle,  wo  der  Inhaber  eines  unvollkommenen 
Wechsels,  der  die  Zahlung"  nach  Ko.  4G7,  verhnigen  sollte,  weg-en 
des  Aachtheils,  den  er  durch  seiue  IVachlässigkeil  verursacht  hat,  zur 
Gewähr  vor  ein  Gericht  citirt  würde,  bei  welchem  die  Klage  auf 
Zahlung'  dieses   Wechsels  angebracht  ist. 

Man  würde  auch  die  allg;enieinen  Grundsätze,  die  in  diesem  Capi- 
tel  ang-eg;eben  wurden ,  durch  die  Regeln  der  Prozedur  über  lucidenz- 
punkte  ,  die  im  Lauf  eines  Streites  vorkommen ,  modificiren;  diess  wären 
die  Einrede  der  Com|)ensation,  die  Widerklage,  die  Deposition  bei  Ge- 
richt. Allerding-s  müsste  derjenige,  welcher  geg-en  seinen  Geg-ner,  mic 
dem  er  nicht  in  Litispendenz  vor  einem  Gericht  "sväre,  auftreten  wollte, 
ihn  vor  seinen  natürlichen  Richter  citiren.  Wenn  er  aber  auf  dieses 
Recht  eine  Vertheidigunir  g"«^gen  die  wider  ihn  selbst  ang-ebrachte  Klage 
gerundet,  so  kann  das  Gericht,  bei  welchem  die  Klage  ang-ebracht  ist, 
über  den  Grund  (Werth)  dieser  Einrede  erkennen,  es  sei  denn,  dass 
es  in  Betracht  der  Materie   (s.   No.    1350.)   incompetent  wäre*), 

1357.  Was  in  No.  1103.  g-esag-t  wurde,  gibt  zu  erkennen,  dass 
es  specielie  Vorschriften  über  die  Compettnz  in  Fallimentssachen  gibt. 
Im  Allgemeinen  muss  jede  Riag-e  eines  Gläubigers  gegen  ein  Falliment 
vor  das  Gericht  gebracht  werden ,  das  dessen  Eröffnung-  ausgesprochen 
hat  ^)  ,  oder  vor  das  Civilgericht  ,  wenn  die  Klage  so  beschaffen  ist,  dass 
sie  ausser  der  Ilandels-Jurisdiction  liegt. 

Dieser  Grundsatz  muss  aber  mit  denjenlg;en,  die  in  No.  1354  n.  f. 
in  Betreif  der  Lieferungs -Verträge  entwickelt  wurden  ,  (ombinirt  wer- 
den. Z.  B.  wenn  ein  Handelsmann  von  IJordeaux  A^'aaren  unter 
Bedingungen  verkauft  hätte  ,  welche  den  Rechtsstreit  dem  Gericht  iu 
Paris  zu\% eisen,  so  würde  das  Falliment  dieses  Verkäufc'rs  nichts  an 
der  Competenz  ändern  und  der  Käufer  könnte  die  Masse  von  Paris 
vorladen. 

Was  die  Vindication  betrifft,  so  muss  derjenige,  welcher  dieses 
Recht  g-egeii  die  IMasse  ausübt,  vor  dem  Gericht  des  Orles  auftreten, 
wo  das  Falliment  eröffnet  ist.  Der  Streit  ,  zu  welchem  diese  Klage  An- 
lasg  gibt,  rührt  eig<'utlirli  nicht  von  der  Verhandlung-  zwischen  dem  Vin- 
dicanlcn  inul  dem  Falliten  her,  sondern  vom  Cie»»MZP  ,  das  sie  g:estat- 
tet  ,  demnacJi  ist  sie  den  Vorschriften  aller  persönlichen  Klagen  unter- 
worfen. 

Daraus  folgt,  dass,  wenn  die  Masse  jr**gMi  Jeu)anden,  den  sie  als 
ihren  Schuldner  ausgibt,  als  Jlau|»tkliig»'r  auftreten  würde,  die  Vorla- 
dung- vor  das  Gericht,  wo  der  Beklagte  sein  Domicit  hat,  gebracht 
"werden  muss,  odei*  vor  dasjenige,  das  nach  No.  1354.  competent  wäre. 
Doraus   lässt  sich  schliisseu,  dass,  wenn  die  Fallitmasse  Acte,    die    mit 


1)  Abw.  Urth.  8.  Mäni  1827.  —  2)  \bvr.    ürüi.  7.  AprU  IS^^O.  —  3)    1^  dt  j. 
19.  Aj.ril  1820. 
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dem  Falliten  g-eschlogsen  wiif  Jen ,  annnllirt  haben  ■will ,  sie  den  Beklag- 
ten in  seinem  Domicil  vorladen  lassen  muss;  dennoch  ist  ein  UnterscLied 
ang-enommen  worden.  Wenn  nämlich  Acte  annnllirt  w^erden  sollen,  die 
seit  der  Entziehun«^  der  VennÖg-ens -Verwaltnn^  g-eschlossen  ^vorden, 
oder  für  deren  Nnllität  nach  No.  1115.  eine  legale  Präsumtion  spricht, 
so  sind  die  Sjndiken  berechtigt,  vor  das  Gericht  laden  zu  lassen,  wo 
die  Eröffnung"  des  Falliments  Statt  hatte  ,  weil  der  Fallit  nicht  mehr  zu 
contrahiren  befähigt  war  und  weil  die  Würdigung*  der  Thatsachen ,  auf 
welche  sich  die  Klage  g-ründet,  den  Elementen  anhängt,  die  auf  den 
Zeitpunct  des  Falliments  gefolgt  sind,  oder  zu  dessen  Bestimmung  noch 
dienen  können*).  Will  hingeg-en  die  Masse  eine  Klage  anbringen,  die 
sich  auf  Acte  bezieht,  welche  den  zehn  Tagen  vor  Eröffnung'  des  Falli- 
ments vorangehen  ,  so  existiren  die  nämlichen  Motive  nicht  mehr  und  es 
ist  kein  Grund  vorhanden ,  um  die  Vorschriften  der  Competenz  umzu- 
kehren ^).  Um  so  w  eniger  könnte  das  eing-etretene  Falliment  einem 
Gericht  einen  bei  ihm  anhängigen  Prozess  mit  dem  Falliten  aus  den 
Händen  nehmen*).  Würde  ein  ItecJitsstreit  zwischen  Gläubigern  entsteheu, 
an  dem  die  Concursmasse  nicht  Theil  nähme ,  so  gilt  die  Hegel ,  dass 
der  Beklagte  in  seinem   Domicil  vorgeladen  werden   muss*). 

üebrigens  ist  wohl  zu  verstehen,  dass  die  in  No.  1349.  erklärten 
Grundsätze  immer  respeclirt  werden  müssen,  und  dass,  wenn  der  Ge- 
g'enstand  des  Rechtsstreites  nicht  kaufmännischer  Art  ist ,  er  vor  ern 
Civilgericht  gehört. 

Die  Klag-en  gegen  eine  Societat  müssen ,  wenn  nicht  andere  Um- 
stände oder  andere  Vorschriften  deren  Gerichtszuständigkeit  bestimmen, 
nach  No.  976.  vor  das  Gericht  gebracht  werden ,  wo  das  Hauptetablis- 
sement ist*),  und  diess  bis  zur  Liquidation  dieser  Societat,  ohne  dass 
deren  Falliment  oder  das  Ableben  des  geschäftsführendeii  Associe  Ver- 
änderungen herbeiführen^). 

Bei  mehrern  Neben-Etablissements  kann  es  geschehen,  dass  jeder 
Ort  ^  w^o  sie  liegen  ,  wegen  der  von  ihren  Geschäftsführern  eingegange- 
nen Verbindlichkeiten  als  ein  Domicil  angesehen  Averden  kann ,  so  wie 
auch  wegen  derjenigen,  die  in  diesem  Domicil  zahlbar  ausgestellt  sind. 
Dennoch  gibt  es  aber  Klagen,  die  nur  vor  das  Gericht  des  wahren  So- 
cietäts-Domicils  gebracht  werden  müssen ,  wie  z.  B.  diejenige  auf  Falli- 
ments-Erklärnng  etc.  Hier  verhält  es  sich  mit  einer  Societat  wie  mit 
einer  Person  ,'  die  mehrere  Wohnsitze  haben  kann ,  aber  nur  ein  einziges 
Domicil  hat ,  wo  der  Haupisifz  seines  Etablissements  ist.  Wpnn  also 
eine  Mannfactur  in  Socielät  errichtet  wurde ,  und  die  Veckaufs-Magazine, 
die  Casse  und  die  Wohnung  sich  in  einem  andern  Orte ,  als  demjenigen 
der  Mannfactur  befinden  ,  so  muss  dieser  Ort  als  derjenige  des  Haupt- 
Etablissements  angesehen  werden^).  Hat  eine  Socielät  licjuidirt,  so  kön- 
nen diejenigen,  w^elche  Rechte,  selbst  für  Geschäfte,  die  zur  Zeit,  wo 
sie  existirte ,  entstanden ,  auszuüben  haben  ,  keine  moralische  Person  mehr 
finden,  an  die  sie  sich  wenden  dürften;  die  Associes,  die  gegen  sie  in 
gewissen  Fällen  solidarisch  verbunden  sind ,  können  nur  vor  das  Gericht 
ihres  eigenen  Domicils  oder  vor  dasjenige  des  einen  von  ihnen  nach  den 


1)  R.  de  j.  26.  Juni  1817;  14.  April  1823;  19.  Juli  1828.  —  2)  R.  de  j.  22. 
März  1821  ;  25,  März  1823.  —  3)  R.  de  j.  27.  Aug.  1807.  —  4)  Abw.  Urth. 
4.  April  1821.  —  5)  R.  de  j.  18.  Pluviose  XII.  —  6)  R.  de  j.  16.  Nov.  1815.  — 
7)  R.  de  j.  30.  April  1821 ;  Abw.  Urth.    14.  Jan.  1829. 
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Vorscliriften  des  g^emeinen  Heclits  vorg-eladen  werden,  Diess  \v»irde  nnr 
in  dem  Fall  modificirt,  \venn  durch  den  Act,  der  die  Socielät  anfliebf, 
oder  durcli  einen  spätem,  der  nach  No.  1006.  nnd  1088.  veröffentlicht 
wnrde,  die  Associes  nach  No.  1073.  einen  Liqnidator  ernannt  hatten^ 
iu  "welchem  Fall  die  VorJadnng-  in  dessen  Domicil  giltig-  sein  würde. 

Darans  folg-t  nicht,  dass  ein  Associe,  der  in  dieser  Qnalität  vor 
einem  Gericht  des  Orts,  wo  das  Societäts-Etablissement  seinen  Sitz  hat, 
verfolo^t  wird  nnd  behauptete  ,  dass  die  Socielät  in  Betreff  seiner  Person 
anfgelöset  worden,  verlangten  kö'inüe,  dass  man  ihn  vor  den  Richter 
seines  Domicils  verweise,  wenn  diese  Anilösnn;,'-  conteslirt  würde.  Diess 
wäre  von  ihm  nur  eine  Ausihicht,  worüber  das  Gericht,  vor  welchem 
die  K-Iage  anhängig*  ist  ^),  zu  entscheiden  hiitte ,  jedoch  kann  er  die  Knt- 
scheidung-  reformiren  lassen,  wenn  erwiesen  würde,  dass  die  Ivlag-sache 
vom  Gericht  zurückbehalten  wurde  ,  als  es  sich  davon  hätte  entledigen 
sollen. 

Diese  Grundsätze  lassen  sich  aber  nicht  auf  die  Associationen  in 
Participation  auAvendenj  da  diese  nicht  veröffentlicht  werden,  so  ist  ihr 
Sücietäts-Domicil  nicht  bekannt  geworden,  Haben  sich  alle  Associea 
g'eg-en  den  Gläubiger  verbindlich  g-emacht,  so  kann  er  sie  nach  seiner 
Wahl  vor  das  Gericht  des  Domicils  des  Einen  von  ihnen  laden-);  hat 
er  nur  mit  dem  Einen  der  Participanten  das  Geschäft  gemacht,  so  kann 
er  vor  das  Gericht  des  Domicils  dieses  Individuums  diejenigen  laden, 
die  er  als  solidarisch  mit  demselben  verbunden  glaubt ,  jedoch  können 
sie  nacJi  den  in  ^o.  104  5  u.  f.  g^eg-ebenen  Vorschriften  die  Existenz  der 
Participation  oder  der  Solidarität,  die  mau  ihnen  aufbürde»  will,  con« 
tesliren. 


Drittes  Capitel. 

Von    der    Competenz     in    Betracht    de  r  Verurthei  lun  j  en, 

UJo.  Die  Handelsg-erichte  entscheiden  über  die  ihnen  vorgel*»g^ 
ten  Streitsachen  in  gewissen  Fällen  iu  letzter  Instanz,  in  andern  jedoch 
so,   dass  noch  die   Appellation   offen  steht. 

Das  Hecht,   welches  diesen    Gerichten    zusteht,    in  letzter    Instanz 

zu   entscheiden,  existirt ,  wenn  sie   über   die   Appellation  jr^'g^en    ein   vom 

Math  der  Gewerbverständig^en   erlassenes  Urtheil  sprechen.  (S.   V,  H.»u|H- 
stnck.) 

Sie  entscheiden  auch  in  letzter  Iu5<tauz  über  diejenigen  Streit-^nc heu, 
die  iu  erster  Instanz  ihnen  nuter>vurlVu  wurden,  worüber  Mb««r  die  Par- 
teien unter  Verzicht  auf  Aj)[)ellation  auf  ein  End-L'rtheil  autragen.  End- 
lich entscheiden  sie  über  alle  Klag:en,  deren  C'apilal  den  >>'erth  von 
1000  Francs  nicht  übersteigt*);  es  muss  sich  aber  um  »«iucu  A>'erth 
handeln,  denn  würde  eine  Competeu/frnge  iu  eiurr  Iiileresüevache  ,  die 
weniger  als  1000  F'rancs  betrüge,  erhoben,  so  wäre  das  Urlh#»l  nicht 
in  letzter  Instanz,   selbst  wenn   die   l'orteicn   das  Gericht  ermächtig^t    hiit- 


1)  R.  de  j.  10.  Dec.  IStKJ;    7.  Jnni    1831.    Ahw.  ürth.  0.  Mai  1826.  —    2)  K. 
de  j.  28.   Mai  1828.  —     a)  H.  G.  D.  Ü3»,  Cä«s,  «.  TluvioÄt  Di.'. 
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ten,  so  abzuiirtlieln ,  und  derjenigen  Partei,  welche  verurtLeilt  würde, 
VQrbliebe  ihr  Recht,  dag^eg-en  zu  appelliren ,  oder  die  lucompetenz -Mittel 
nach  den  Unterscheidungeu ,  die  in  folgendem  Hauptstück  erklärt  werden 
sollen,  geltend  zu  machen*). 

Wenn  aber  ein  Beklagter,  der  'zur  Zahlung  einer  Summe  nebst 
Zinsen  und  Rosten  verurtheilt  ist,  gegen  seinen  Gewährsmann  eine 
Hauptklage  anstellt,  um  für  den  Betrag  dieser  Verurtheilung  bezahlt  zu 
w^erden  so  machen  Capital,  Zinsen  und  Kosten  nur  ein  Capital  aus^ 
nach  welchem  die  erste  oder  letzte  Instanz  bestimmt  wird  ^), 

Was  die  Schadloshaltung  betrifft,  auf  welche  der  Kläger  bei  An- 
brino-uno-  der  Klage  angetragen  oder  erst  im  Lauf  des  Prozesses  antragt, 
so  wird  sie  in  Masse  in  die  Berechnung  der  Verurtheilnng  gebracht, 
lim  die  erste  oder  letzte  Instanz  zu  bestimmen,  so  dass  das  Urtheil  von 
der  letzten  Instanz  zu  sprechen  ist,  wenn  sie  nicht  1000  Francs  über- 
schreitet^). 

1359.  Wenn  die  vom  Beklagten  angestellten  Gegenklagen  (s.  No.- 
135G.)  auf  eine  natürliche  Weise  aus  der  Hanpiklage  abgeleitet  werden 
und  sich  hauptsächlich  auf  den  Rechtstitel  gründen,  kraft  dessen  der 
Beklagte  verfolgt  wird ,  so  Averden  sie  mit  dieser  Klage  vereint,  um 
die  Berechnung  auszumachen ,  nach  welcher  die  Competenz  bestimmt 
wird. 

Z.  B.  A.  hat  an  B.  10  Fass  Wein  zu  150  Francs  per  Fass 
verkauft  und  davon  5  geliefert;  jer  verlangt  die  Zahlung  des  Preises 
mit  750  Francs;  der  Beklagte  trägt  durch  Gegenklage  auf  die  Liefe- 
rung der  übrigen  5  Fass  an;  da  der  Preis  derselben  mit  den  vom 
Kläger  verlangten  750  Francs  die  Summe  von  1000  Francs  übersleigt^ 
Hier  kann  , das  Gericht  nicht  anders  aburtheln,  als  unter  Gestattung 
der  Appellation*). 

Setzt  der  Beklagte  einer  Klage  über  1000  Francs  oder  weniger 
eine  Compeusalicn  entgegen,  worüber  das  Gericht  nach  Nö.  1550.  zu 
erkennen  berechtigt  Aväre  ,  so  muss  unterschieden  werden ,  ob  er  be- 
hauptet, Gläubiger  des  Klägers  für  eine  grössere  Summe,  als  von  1000 
Francs  zu  sein  ;  dann  kann  das  Gericht  nur  unter  Gestattung  der  Appel- 
"  lation  aburtheln  *).  Beträgt  die  in  Compensation  entgegengesetzte  Summe 
weniger  als  1000  Francs,  so  ist  das  Urlheil  in  letzter  Instanz  gefällt^) 
und  die  nämliche  Vorschrift  würde  auch  auf  eine  Zahlungs- Ausflucht 
angewendet  ^). 

Was  aber  hier  oben  von  der  Schadloshaltung  gesagt  W">*de,  die 
vom  Kläger  verlaugt  wurde,  wäre  nicht  auf  diejenigen  anwendbar,  auf 
w^elche  der  Kläger  nebenbei  antragen  würde;  denn  dadurch  stände  es 
ihin  immer  frei,  die  letzte  Instanz  zu  vermeiden  und  die  weise  Vor- 
sicht des  Gesetzgebers  zu  umgehen,  der  die  Dauer  gewisser  Streitfälle 
abkürzen  wollte*). 

1360.  Die  Competenz  in  letzter  Instanz  hat  in  den  Fällen  Statt, 
wo  der  directe  Gegenstand  der  Verurtheilung  eine  Summe  betrifft,  die 
nicht  1000  Francs  übersteigt,  selbst  wenn  die  Klage  sich  auf  eine  That- 


1)  G.  O.  425.  —  2)  Cass.  1.  Ventose  XIII. ;  18.  Nov.  1807.  —  3)  Cass.  13. 
Frimaire  XIV.;  9.  Sept.  ISOö.  —  4)  Cass.  2.  Dec.  1807.  —  5)  Cass.  28.  Ven- 
tose VIII. ;  Abw.  Urth.  26.  Pluviose  XI.  —  6)  Cr.ss.  25.  Febr.  1818.  —  7)  Cass. 
14.  Germ.  XII.  —  8)  Abw.  Ürth.SO.  Juni  1807;  23.  Oct.  1807. 
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Sache  ocler  eine  Qualilät  gründet,  deren  Folgen  an  und  für  sich  selbst 
nicht  abj^eschätzt  werden  können.  Z.  B.  eine  Klajie  über  eine  Summe, 
die  weniger  als  1000  Francs  beträgt,  wird  gegen  eine  Person  angebracht, 
die  man  als  Mitglied  einer  Socielät  einklagt;  dieser  Beklagte  conteslirt 
aber  die  ibm  beigelegte  Qualität ;  hier  niuss  das  Geriebt  in  letzter  In- 
stanz über  die  Klage  und  die  Einrede  entscheiden.  Daran  ist  kein  An- 
stoss  zu  nehmen,  weil  das  Urthel  (s.  ]\o.  2G4.)  die  Wirkung  der  ab- 
geurtlielteu  Sache  nur  zwischen  den  Parteien  and  für  den  abgeurthelten 
Gegenstand  bestimmt  0» 


DrUtc'^  Haupt^tüek. 

Von    der  Prozedur    oder    dem    rechtlichen   Verfahren 
vor    den  Handelsgerichten. 


1361*  Die  Vorschriften  über  da»  handelsgerichtliche  Verfahren 
sind  im  XXV.  Titel  des  II.  Buches  der  Civil -Gerichtsordnung  vorge- 
schrieben 2);  jedoch  schliessen  sie  die  Anwendung  der  andern  Verfügun- 
gen dieses  Codex  nicht  aus,  die  mit  den  Übrigengenerellen  nnd  speciel- 
len  Prozessformen  ii her  die  Klagen,  die  der  Handelsjurisdiction  beigelegt 
sind  ,   nicht  unvereinbar  sind  *). 

Dieses  Hauptstück,  das  in  vier  Capitel  abgetheilt  worden,  handelt 
1)  von  der  Art,  wie  die  Klage  angebracht  werden  muss;  2)  Ton  der 
Form,  in  welcher  sie  instruirt  und  entschieden  werden  muss»  3)  von 
der  Vollstreckung  des   ürtheils;  4)  von  der  Appellation. 


Erstes   Capitel« 

*Wie     die    Klage     angebracht    wird. 

I«>ö2*  Da  die  Hundelsleutc  angesehen  werden,  als  macheu  sie 
in  den  verschiedenen  Staaten  nur  eine  und  dieselbe  Familie  aus,  so  sind 
Ausliindcr ,  die  als  Klüger  in  Handelssachen  vor  frairzösischtn  Gerichtni 
auftreten  ,   der  in  Civilsarhen   geforderten   Bürgschaft   enthoben  *). 

Die  Klage  wird  auf  Ansueh(>n  desjenigen  eingeleitet ,  den  sie  per- 
sönlich inferessirt ,  oder  der  eine  h«gnle  (^)uail(.'it  hat,  sie  einzuleiten, 
wie  z.  I>.  ein  Vormund  für  seinen  Pupillen,  die  Agenten  oder  Svndlkeu 
eines  Falliments  ,  oder  selbst  ein  Gläubiger,  der  die  Reciit«'  seines  Schuld- 
ners ausübt,  in  den  in  Mo.  190.  angegebtnen  und  nndern  .Hhulirlien 
Füllen.  In  der  Ih'gel  und  nach  dem  gemeinen  Hecht  knun  also  Niemand 
in  der  blossen  Figcnschaft  als  Mandatar  eines  Dritten  in  seinem  eigenen 
Namen  im  Interesse  des  Mandanten  auftreteu:  er  muss  die  Klace  im 
INamen  dieses  letztern     anbringen,    und    dessen  Qualität    angeben.      Dicss 


1)  Cnss.  7.  nrumairo  III.    Abw.  Urtb.   1.  Nivose  IX.  —  2   G.  <>.  414.  H.  G.  ß. 
042.  —  3)  Abw.  Urth.  29.  Juni  ISl«.  —  4)  C.  ii.  D.  IG.  ii.  O.   432. 
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ist  fedocli  nach  No,  448  und  561.  modificirt;  der  Couini!ss!onSr ,  der, 
obgleich  fiir  Kechnung*  des  Commiltenten ,  in  seinem  Namen  handelt,  hat 
nicht  nÖtliig" ,  dessen  Qnalitäten  in  der  Gitation  anzuführen,  und  selbst 
letzterer  kann  in  seinem  Interesse  interveniren  und  in  seinem  Namen  den 
Prozess  fuhren  *).  Eben  so  verhält  es  sich  (s.  No.  38.)  in  mehrerq 
Umständen ,  die  der  Gebrauch  angibt ,  mit  den  Factoren  von  Handelsleu- 
ten ,  den  Seeschiffern  in  Betreff  des  ihnen  anvertrauten  Interesses  und  der 
Wfchselagenten  fiir  die  in  Auftrags  ihrer  Clienten  gekauften  Effecten. 
In  Folge  dieser  Grundsätze  und  umgekehrt,  werden  die  Rlag-en  g'egen 
einen  Comraissionär ,  einen  Factor ,  einen  SeeschifTer ,  wegen  dessen, 
was  sie  gethan,  eing-eleitet ,  vorbehaltlich  ihrer  Rechte,  den  Committenten 
oder  Rheder ,  der  ihnen  Gewahr  schuldig*  ist,  in  den  Prozess  zu  ziehen^ 
oder  wenn  sie  es  zu  thuu  vernachlässigt  haben,  ihren  Regress  g^egea 
diese  zu  nehmen. 

Um  giltiger  Weise  vorzuladen,  muss  man  fäbig"  sein,  vor  Gericht 
zn  erscheinen.  Diese  Fähigkeit  steht  im  Allgemeinen  allen  Handelsleu- 
ten, selbst  Minorennen  zu  (s.  No»  59.);  eine  specielle  Verfiig-ung-  der 
Gesetze  mnsste  denn  verlangen ,  dass  sie  wie  die  Handel  treibende  Ehe- 
frau ermächtigt  werden  ,  oder  dass  sie  ihnen  nicht  verbiete  ,  anders  als 
durch  Beistand  vor  Gericht  zu  erscheinen 2)  ,  wie  diess  der  Fall  mit 
denjenigen  ist,  die  zu  gewissen  Strafen  oder  in  contumaciatn  verurtheill 
sind,  oder  mit  denjenigen,  welche  civiliter  todt  sind. 

1363.  Was  den  Inhalt  der  Vorladung  betrifft,  diesen  gibt  die 
Civil-Gerichtsordnung  Art.  61.  u.  415.  an.  Die  Handelsgeschäfte  sind 
von  der  vorläufigen  Giitepflegung  {preliminaire  de  la  conciliaiioti)  be- 
freit, und  in  den  Bezirken,  wo  in  Ermangelung  \ori  Handelsberichten 
die  Civilgerichte  deren  Functipnen  versehen ,  ist  es  nicht  nöthig ,  dass 
die  Vorladmig  die  Bestellung  eines  Anwalts  enthalte  ^). 

Eine  Copie  der  Urkunden,  oder  eines  Theils  derselben,  auf  welche 
die  Klage  gegründet  ist ,  muss  dem  Beklagten  zugefertigt  werden.  Ge- 
schieht diess  nach  geschehener  Vorladung,  so  werden  dafür  keine  Ro- 
sten angesetzt  *). 

Würde  dem  Beklagten  die  Vorladung  nicht  insinuirt,  so  würde 
diess  nach  No.  431  u.  f.  in  gewissen  Fällen  der  Klage  alle  Vortheile 
benehmen. 

>  1364.  Keine  Vorladung  darf  ohne  Genehmigung  des  Gerichts- 
j>räsidenten  an  einem  gesetzlich  anerkannten  Festtage  gegeben  werden, 
Sie  muss,  vom  1.  Oct.  bis  zum  31.  März  nach  6  Uhr  Morgens  und  vor 
6  Uhr  Abends,  und  vom  1.  April  bis  zum  30.  Sept.;  nach  4  Uhr 
Morgens  und  vor  9  Uhr  Abends  insinuirt  werden  s).  Sie  kann  dem 
Beklagten  auch  ausserhalb  des  Ortes  seines  Domicils  vor  Gericht  znge- 
fertigt  werden,  nur  muss  sie  seiner  Person  insinuirt  werden,  was  aber 
nicht  überall  geschehen  könnte,  z.  B.  könnte  er  nicht  in  einer  Kirche, 
im  Sitzungssaal  eines  Gerichts,  in  einer  Verwaltung,  im  Auditorium 
einer  Öffentlichen  Schule  etc.    vorgeladen  werden. 

f  Sind  mehrere  Personen,  sogar  solidarisch  haftende,  vorzuladen,  so 
muss  die  Vorladung  an  jede  besonders  erlassen  werden,  es  sei  denn, 
dass  sie  eine  Societät  beträfe. 

''■•;>;/  *:'.  Or  '  ')\'^'^'*    '■- '  »^    **■ 
"T »  ■■>>    ■^- 


i 


i)  Abw.  Wh.  24.  Febr.   1806.    ,—    2)  C.  G.  B.  215.  2^.^  rj    3),  G.  O.   40, 
414.  —  4)  G.  O.  m.  —  5>  G.  O.  1036,  1037. 
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1363«  Ist  die  Vorladim»  iilclit  der  Person  des  Beklagten  insinnirt 
-worden,  so  tnntts  diess  in  dessen  Domicil,  das  nach  den  Grundsälzen  des 
g-emeinen  Rechts  erkannt  würde  (s.  I\o.  J86  nnd  1353.),  geschehen*); 
nnr  ist  zn  merken,  das»  eine  Vorladung-,  die  in  einem  scheinbaren  Do- 
micil  g-egeben  wird  ,  giltig  ist.  Trifft  der  Gerichlsbote  die  Partei  nicht^ 
so  inuss  er  die  Copie  einem  der  Ver-wandten ,  oder  einem  Dienstboten 
hinterlassen,  oder  dem  InJiaber  oder  Pförtner  eines  garnirten  Hotels^  "wenn 
der  Beklairte  da  "svohnt.  Trifft  der  Gerichtsbote  keine  dieser  Personen  an. 
so  stellt  er  die  Vorladung  einem  Nachbar  zn ,  der  das  Original  unterzeich- 
uet,  nnd  kann  oder  Avill  dieser  es  nicht,  so  "wird  sie  dem  Maire  der  Ge- 
meinde oder  dessen  Adjuiict  übergeben,  der  das  Original  kostenfrei  visirt  ^), 
Ob  nun  die  vorgeladene  Person  ein  Ausländer  oder  ein  Franzose  ist,  darin 
•vrird  kein  Unterschied  g-emacht.  Hütte  der  Beklagte  eigentlich  kein  Do- 
micil ,  wie  z.  F5.  ein  Hausirer,  eine  wandernde  Coinö/lianfen-Truppe  etc., 
so  wäre  die  am  Orte  seines  angeblichen  Aufenthalts  "p^vbcne  Vorladnnir 
ebenfalls  gütig.  Ist  das  Doinicil  oder  der  Aufenthaltsort  unbekannt,  so 
mnss  der  Vorhidungs-Act  an  der  Ilaiiptthüre  des  Auditoriums  des  Ge- 
richts ,  yvo  die  Klage  angebracht  wirrf ,  angeschlagen  und  eine  zweite 
Copie   dem    köni!4licl)**n   Prorurator   iib'^rgeben   \^erden  ^). 

Kin  Abwesender  muss  in  dem  Domicil  vorgeladen  werden ,  dw  er 
znletzt  gehabt*),  so  lange  keine  Ab^vesrnlieits-Ilrklarnng  und  Besitx- 
setznng  nusgesprocheu  ist.  Personen  ,  die  in  Besitz  gesetzt  Avordea  sind  *), 
müssen  im  Don)irII  des  Abwesenden  vorgeladen  werden,  no  lange  sie 
nicht  zur  Theilung  geschritten  sind,  und  nacJidem  diess  g^schfehen ,  mxias 
jede  in  ihrem    Domicil  vorgeladen   ^Verden. 

Wolnit  der  Beklagte  ansserhalb  Frankreich,  so  Avird  er  vor  dem 
königlichen  Procurator  d«s  Gerichtsbezirks,  wo  die  Klage  angebracht 
wird,    vorgelnd^n  ^). 

Nach  No.  97G  «nd  1357.  kann  die  VorI;)dung  einer  Societat  am 
Orte  ihres  Etablissements  gegeben  werden ,  ohne  dass  die  Pei*sonen,  die 
sie  bilden,  darin  angeführt  werden;  denn  es  ist  der  Körper,  der  ihren 
Verein  bildet  ,  -welcher  eingeklagt  ist.  Eine  Vorladung  also  .  die  den 
Administratoren  einer  gewissen  Societat  nnd  im  Soriciats-Domicil  gege- 
ben wird,  ist  giltig.  ist  eine  Con^ursmasse  vorzuladen,  so  mnss  die 
Vorladung  an  die  Person,  oder  im  Domicil  des  einen  der  Curatoren  ge- 
geben  "werden  '). 

IJOO.  Die  Vorladung  kann  ,  wenn  es  der  Beklagte  vorzieht, 
in  dem  durch  die  Convention  erwählten  Domicil  insinnirt  werden*); 
überhaupt  ist  zu  merken  ,  dass  man  im  Handel  unter  Erwiihlnng  des  Do- 
micils ,  sowohl  'svegrn  der  Verleihung  der  Jurisdiction  als  auch  Avegen 
der  Giltigkeit  der  Vorladung,  die  in  einem  ^^^•chs.•l  g*»u»arhte  An;;.ibt» 
eines  andern  Zahlnngsort^'S,  als  das  Domicil  de«  Unterzeichners  oder 
Hauptschulduf'rM  annimmt  **;.  Daraus  folgt  nbt' r  nicht  .  das»  »lle  Mit- 
verpllichtete  in  Folg»-  der  solidarischen  Bürgschan  ,  wovon  No.  585. 
die  Bede  war,  am  Orte,  den  der  Hauptscluildner  zur  Zahlung  angeg*«- 
ben ,   vorg»*laden   werden    können. 

Die   Vorladung   kann   auch   in   dem   in  einem  Act   erwählten   Domicil, 


1)  (J.  O.  as.  ~  2)  G.  O.  CiS.  —  3)  G.  O.  fiO.  —  4)  Abw.  Urth.  W  Friicti- 
dor  XI.  —  5)  C.  G.  ».  1:U.  —  G)  G  ().  ft«.  —  7)  (i.  ().  09.  —  S)  C.  G.  H. 
111.  G.  f>.  «9.  Abw.  Urth.  23.  Nentose  \.  —  ü)  Abw.  Lrlh.  4.  Fvbr.  I8lW. 
Ca«.  29.   Oct.   1810.  Abw.  Urth.  12.  Jan.   1820. 
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Wie  z.  B.  iD  einem  gericlitliclien  BefeLl ,  in  eJnem  g-erichtliclien  Be- 
schlag g-eg-eben  werden.  Dem  Kläger  steht  es  aber  immer  frei,  den 
Beklagten  in  seinem  \virklichen  Domicil  vorzuladen  *) ;  in  jedem  Fall 
^  muss  dieses  Domicil  in  der  Citation  angegeben  werden,  selbst  wenn  sie 
im  erwählten  Domicil  gegeben  würde. 

Wäre  eine  Person  Torzuladen,  die  auf  dem  Puncte  wäre,  mit 
einem  ScliifFe  abzureisen,  das  bereit  ist,  uilter  Segel  zu  gehen,  so  ist 
die  am  Bord  gegebene  Citation  eben  so  giltig ,  als  wenn  sie  im  Do- 
micil dieser  Person  gegeben  ^väre^).  Eben  so  verhielte  es  sicli  mit 
einem  Fraclitfiilirer ;  eine  Vorladung ,  die  an  seinem  Schiffe ,  oder  im 
Wirthshause ,  wo  er  logirt ,  insinuirt  wird ,  wäre  giltig, 

ioo7.  Dem  Beklagten  muss  in  der  Citation  wenigstens  eine 
Frist  von  einem  Tage  verstattet  werden  ^).  Diese  Frist  wird  für  jede 
drei  Myriämeter  Entfernung  von  dem  Orte ,  wo  die  Vorladung  gege- 
ben wird ,  und  demjenigen  des  Gerichts ,  vor  welches  citirt  wird  ,  um 
einen  Tag  vermehrt*). 

Wird  die  Vorladung  im  erwählten  Domicil  gegeben ,  so  berechnet 
man  diese  Frist  uacli  der  Distanz  des  Orts,  wo  das  Gericht  seinen  Sitz 
tat,  uud  demjenigen  des  wirklichen  Domicils,  Diese  Begünstigung  würde 
iedoch  nur  dem  Beklagten  gestattet,  wenn  es  gewölinliclie  kaufmänni- 
sche Verträge  nndl  keine  Wechsel ,  oder  andere  begebungslahige  Effec- 
ten betrifft.  Der  Grund  dieses  Unterschieds  ist  merklich.  Im  erstem 
Fall  wird  der  Vertrag  zwischen  zwei  Personen  geschlossen ,  die  sich 
kennen  und  ungeachtet  der  Erwählung  <les  Domicils  ihren  wirklichen 
Aufenthaltsort  wissen.  Im  zweiten  Fall  ist  dieses  Domicil  Dritten  am 
häufigsten  unbekannt;  sie  kennen,  so  zu  sagen,  nur  den  angegebe- 
nen Ort. 

Diese  Vorschriften  beziehen  sich  nur  auf  die  in  Frankreich  woh- 
nenden Personen;  was  diejenigen  Personen  betrifft,  die  ausser  dem  Cou- 
tinentalgebiete   Frankreichs  wohnen  ,  darüber  s.  man  G.  O.  Art.  73. 

Es  ist  nicht  nöthig,  dass  die  Vorladung  den  Tag  bestimmt  bezeichne, 
an  welchem  der  Beklagte  erscheiuen  soll.  Wenn  sie  also  lautet:  „in 
den  gesetzlichen  Fristen  für  die  nächste  Audienz ,  zu  einem  Tag  Frist,'^ 
»o  ist  diess  hinreichend. 

Ist  die  Sache  dringend,  so  kann  der  Handelsgerichtspräsident  oder 
der  Richter ,  der  ihn  vertritt ,  gestatten  ,  dass  man  auf  den  folg'enden 
Tag ,  selbst  vom  Morgen  auf  den  Abend ,  und  auf  die  nächste  Stunde 
vorlade  ^).  In  diesem  Fall  ist  man  nur  gehalten ,  einen  Tag  für  jede 
drei  Mjriamefer  Distanz  hinzuzufügen ,  wenn  die  Vorladung  nicht  an 
die  Person  des  Beklagten  gegeben,  oder  wenn  er  in  einem  andern  Orte, 
als  demjenigen ,  %vo  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  gefunden  wurde.  Der 
Präsident  kann  auch  den  Kläger  ermächtigen,  dass  er,  v/enn  er  Bürg- 
schaft leistet,  oder  seine  Zahlungsfähigkeit  darthut,  zum  Voraus  das 
Mobiliar -Vermögen  der  Beklagten  mit  Arrest  belege.  Die  desshalb  er- 
lassenen Verordnungen  sind ,  ohne  Rücksicht  auf  Opposition  oder  Appel- 
lation, vollstreckbar. 

In  Seehandelsangelegenheiten ,  wo  Unentschlüssigkeit  eine  Reise,  die 
begonnen  werden  soll,  aufschieben  kann,  in  Sachen,  wo  von  Ausrüstung, 
Verproviantirung ,  Ausbesserung  segelfertiger  Schiffe  die  Rede  ist,  kann 
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die  Vorladung"  oLne  vorherg^ebeiide  Erlaiibiiiss  des  Präsidenten  anf  den 
näclisten  Tag-,  anf  die  uäclisle  Stunde  erfol^ien  0«  Ebenso  verbalt  es  sich 
bei  jeder  andern  dring-encLen  Klage,  die  niclit  anf  das  Seewesen  Uezug 
bat  und  einer  sclileunigen  Entscbeidung-  bedarf.  Der  Beklagte  kann 
dann  diese  Dringlicbkeit  contestiren,  und,  Avenn  er  erscheint,  den  Pro^ 
zess  aufschieben  lassen,  oder  die  Nullität  des  Contuniacial-Urtbels  be- 
haupten ,  Avenn  er  nicht  erschienen  ist.  Das  Gericht  hat  die  Gründe 
des  Klägers  zu  erwägen. 


Zweites  Capitel. 

Wie  die  Klage    iustruirt    nud    abgenrthelt  wird. 

1368.  Die  Klagsache  inuss  im  Allgemeinen  in  der  ersten  Audienz, 
die  anf  die  Vorladung  folgt,  abgeurthelt  werden.  Bfancberlei  Hinder- 
nisse können  jedoch  eintreten.  Jetle  Partei ,  die  nicbt  im  Orte,  wo  das 
Gericht  seinen  Sitz  hat,  A>ohnt,  hat  erfonlerlicben  Falls  da  ihr  Domi- 
cil  zu  wäblen  ,  wo  alle  Vorladungen  zugefertigt  werden  sollen  -) ,  obne 
dass  es  nöthig  ist,  den  also  Vorgeladeneu  Fristen  zu  gestatten,  die  nach 
der  Distanz  seines  wirklichen  Domicils  berechnet  sind  ^). 

Die  Wirkung  tlieser  Erwählung  hört  nach  dem  Urthel  auf,  so  dass 
di^  Appellation  da   nicbt  notificirt  werden  kann. 

^^  Da  die  Instruction  summarisch  ist,  so  muss  die  Erw ähUing  des  Do- 
micils auf  Antrag  der  Parteien  im  Protocoll  des  Gerichts- Actuars  erwähnt 
w  erden.  Gescbieht  diess  aber  nicht  von  der  einen  Partei ,  so  siud  die 
Vorladungen  auf  der  Gerichtsschreiberei  eben  so  giltig,  als  wären  sie  ao 
die  Person  oder  im  Domicil  gemacht  worden,  üebrigens  beschränkt 
sich  dieses  er\Nählte  Domicil  einzig  und  allein  auf  die  Verhältnisse  zwi- 
schen Kläger  und  Beklagtem ,  und  die  Intervention  eines  Dritten  wiire 
nicbt  giltiger  Weise  notificirt. 

1369.  Obgleich  die  vor  dem  Handelsgericht  zu  beobacbtentlen  Formen 
sehr  einfach  sind,  so  können  oft  in  gewöhidicben  Klagen  j\ebenfälle  vorkom- 
men, liiezu  gehören  zuvörderst  die  Ausiliichte;  diese  siiui  entweder  perem- 
torischy  oder  dilatorisch.  Die  peremptorischen  sind  doppelter  Art.  Die 
einen  betreffen  die  Form,  die  andern  den  Grund  der  Klage.  Erstere 
geben  aus  i\(dliläten  hervor  und  müssen  vor  je\ler  andern  Einrede  oder 
Ausduclkt,  diejenige  der  Incom|)eteuz  des  Gi-ricbts  ausgenommen,  g**»"iigt 
werden*),  Hiezu  gebort  jede  INullität  der  Zuferligung  tler  Klage.  Das 
Gericht  kann  diese  Nullität  oft  verwerfen  ,  a> cuu  die  Parteien  ,  die  sie 
anrufen ,  in  Person  ersrbeineu.  Die  zweite  Art  peremtorischer  Aus- 
iiiicbte  hat  ibren  Grund  in  dem  Umstände,  dass  der  Kläger  mit  sei- 
ner Beclamation  nicbt  zugelassen  wird  ,  es  sei  nun  I^Iangol  an  (^)ualitäl 
oder  an  Interesse,  otler  wegen  Actuiisiliv-Verjäbrung  eines  eingetretenen 
Vergleichs,  einer  recbtskräfligen  Frlutstbeidung  ,  »'ines  ^  (*rfulls  der  H«'chte, 
eines  unregelmässigeu  Protests ,  o<ler  weil  die  Klage  nicht  zu  gehöriger 
Zeit  angebracbt  A>urtle  ele.  Zuerst  muss  man  sich  mit  tlicsen  Ausflmb- 
ten  beschäftigen^    tleun    wenn     sie  zugelassen  werden ,     au  ist   man    der 
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Untersiicliinig'  des  Grundes  der  Rlag-e  entlioben.  Hat  man  jedotU  ver- 
gessen, sie  urspriinglicli  vorzuschützen,  so  kann  man  sie  bis  znm  ürtlieil 
geltend  maclieu  ,  es  sei  denn ,  dass  sich  aus  der  Art ,  wie  man  sich 
vertheidig-te ,  ergäbe,  dass  man  darauf  verzichtet*).  Im  Allgemeinen 
darf  die  Verzichtleistung-  darauf  nur  in  sofern  vermuthet  werden ,  als  die 
Vertheidigung-  mit  der  Ausflucht  unverträg-lich  war.  Wer  also  die  In- 
competeuz  des  Gerichts  anruft'^),  oder  behauptet,  nichts  schuldig  zu 
sein,  verzichtet  niclit  auf  die  Ausflucht  der  Verjährung,  nachdem  im 
ürthel  ausgesprochen  worden,  dass  der  gegen  ihn  angezogene  Titel  ihn 
als  Schuldner  constituire  ^).  Behauptet  er  aber  weniger  zu  schulden, 
als  man  von  ihm  verlangt,  so  erkennt  er  sich  als  Schuldner  an  und 
kann  die  Verjährung  nicht  mehr  opponiren. 

Die  Compensation  ist  auch  noch  eine  Exception ,  die  der  Beklagte  in 
jeder  Lage  des  Prozesses,  in  jeder  Instanz  geltend  machen  kann*),  "Nvenu 
man  nnr  nicht  von  den  in  No,  1350.  ertheiitea  Vorschriften,  die  Com- 
petenz  betreffwid,  abweicht. 

la/O.  Es  gibt  zwei  Arten  dilatorischer  Exceptionen,  die  eine 
bezweckt _,  dass  die  Parteien  auf  eine  andere  Zeit  vorgeladen  werden, 
Z.  B,  wenn  ein  Beklagter,  der  als  Erbe  vorgeladen  ist,  Fristen  ver- 
langt, «m  Bedenkzeit  zu  haben*),  oder  diejenigen,  die  man  hat,  um 
die  Person  zu  citiren ,  gegen  weiche  man  ein  Recht  zu  haben  behauptet, 
Gewähr  zu  fordern.  Die  zweite  Art  bewirkt,  dass  die  Klagsache  an 
ein  anderes  Gericht  verwiesen  wird,  was  man  Ausflucht  der  Com- 
petenz  {decUnatoire)  nennt.  Diese  Verweisung  kann  nicht  nur  voin 
Beklagten  verlaugt  w^erden ,  der  vor  das  Gericht  vorgeladen  ist ,  das 
nach  seiner  Behauptung  nicht  corapetent  ist ,  sondern  er  kann  auch ,  selbst 
wenn  er  nach  No.  1356.  einen  Gewährsmann  mit  in  den  Streit  gezogen 
h^iie^  die  Ausflucht  der  Competenz  geltend  machen,  die  der  Ver- 
bürgte nicht  anrufen  würde  ^). 

Sie  kann  wegen  Zusammenhang ,  wegen  Litispendenz  ,  oder  wegen 
der  Incompetenz  des  Gerichts  verlangt  werden.  Zusammenhang  ist 
vorhanden  ,  wenn  der  Gegenstand  der  Rlagsache  mit  einer  andern  bei 
einem  andern  Gerichte  anhängig  in  Verbindung  steht '') ,  dass  das  Urtheil 
«her  die  eine  auf  die  andere  Einfluss  hätte  Und  die  nämliche  Instruction 
für  beide  hinreicht.  Rechtshängigkeit  (Litispendenz)  ist  vorhan- 
den, wenn  die  Klagsache  selbst  schon  bei  einem  andern  Gericht  an- 
hängig ist. 

Die  in  No.  1345  n.  f.  erklärte  Incompetenz  gehört  dem  öffentli- 
chen Recht  an,  weil  sie  die  Ordnung  der  Jurisdiction  interessirt.  Da 
die  Handelsgerichte  nur  Ausnahmsgerichte  sind  und  ihre  Jurisdiction  von 
der  allgemeinen  Jurisdiction ,  welche  den  Civil-Richtern  zusteht ,  getrennt 
ist ,  so  müssen  sie  die  Klagsachen ,  die  nicht  vor  ihren  Gerichtsstand 
gehören,  ablehnen»),  und  es  würde  nicht  hinreichend  sein,  wenn  die 
Parteien  sich  freiwillig  ihrem  Spruche  unterwerfe«  wollten. 

Würde  von  einer  Partei  die  Incompetenz  angeführt ,  und  das  Han- 
delsgericht sie  verwerfen ,  so  muss  das  Erkeuntniss  im  nämlichen  Urthel 
in  zwei  Abschnitte  abgetheilt  sein^). 
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Selbst  wenn  unvollkominene  Wechsel  iinJ  nillefs  an  Or.lre  nicht 
im  Handel  ihren  Grund  halten,  oder  wenn  nnter  den  ßeklaj^len  kein 
Handelsmann  ist,  ist  das  Gericlit  nicht  gehalten,  von  AInt8^ve»en  nn  das 
Civilg-ericht  zu  verweisen,  wenn  es  nicht  vom  Beklagten  dazu  aufgefor- 
dert wird  •). 

Ist  die  vorg:eIadene  Person  der  Coinpeten?  de«  Handelsgerichts  we- 
g-en  ihres  Domicils  oder  aus  sonst  einer  Ursache,  die  Anlass  gibt,  sie 
ihren  Territorial -Richtern  zu  entziehen,  niclit  unterworfen,  so  muss  das 
Ablehnungsgesnch  (die  Ausflucht  der  Incompetenz)  jeder  Einrede  ,  welche 
die  Hauptsache  betrifft,  vorausgehen.  Dennoch  ist  das  Gericht,  selbst 
wenn  keine  der  Parteien  seine  Incompetenz  einwendet,  berechtigt,  sein 
Urthel  zu  verweigern  ^j ;  daraus  folgt  bloss ,  das»  die  ermangelnde  Ab- 
weisung kein   Grund   zur  Appellation  wäre. 

Man  muss  also  den  Unterschied  zwischen  den  zwei  Arten  von  In- 
cojnpetenz  wohl  merken ;  flenn  da  der  erst**ren  ^vede^  durch  das  Still- 
scliAveigen  noch  durch  die  Einwilligung  der  Parteien  nachgeholfen  wer- 
den kann  ,  so  würde  die  Vertheidigung  in  der  Hauptsache,  so  lange  die 
Appellationsfrist  nicht  abgelaufen  ist,  nicht  verhindern^  die  Ap|)ellation 
einzuwerfen,  selbst  wenn  das  Urthel  in  letzter  Instanz  gefiillt  Aviire^); 
sie  ist  sogar  ein  CasScitionsmittel  ,  das  von  demjenigen  artgerufen  "werden 
kann,  der  es  vor  dem  incompetenten  Gericht  anhangig  gemacht  hat,  A>iih- 
rend  die  zweite  Art  Competenz  nicht  mehr  weder  bei  der  App^-llation, 
noch  selbst  in  erster  Instanz  von  demjenigen  angerufen  werd»'n  kann, 
welcher  sie  nicht  eingeAvendet  hat,  bevor  er  sicli  in  der  Hauptsache  ver- 
Uieidig-te. 

U/1*  Es  gibt  noch  andere  Exceptionen ,  die  von  den  GerIcLten 
Borgfältig'  zu  er^vägen  sind,  obgleich  sie  nicht  die  Competenz  berühren; 
'Wie  z.  B.  bei  Frauenspersonen  oder  emancipirten  Minderjährigen  (s.  No. 
3 IG.)  ;  Personen  aber,  die  diese  Begünstigung  nicht  geniessen  und,  unter 
w^elcliem  Titel  es  auch  sei ,  Wechsel ,  die  von  Unfähigen  oder  ▼on 
Frauenspersonen  gezogen  wurden  ,  acceptirt  oder  indossirt  oder  sich  sonst 
verbürgt  haben,  können  sich  dieser  Exceplionen  nicht  beilienen  ,  sie  haf- 
ten für  iille  Obligationen,  die  aus  «lem  Wechselcontract  hervorgehen, 
weil  es  ihrer  Seits  eine  solidarische  Bürgschaft  für  eine  Obligation  int, 
die  durch  eine"  dem  Schultiner  persönliche  Ursache  amuillirt  oder  be- 
schränkt werden  kann*),  wovon  die  Bürgen  oder  die  Mitverpflichteten 
keinen   Vortheil  haben. 

M.<Sim»  Können  die  Ausflüchte  durcli  Zeugen  oder  dnrch  andere 
Kchriflliche  Beweise,  als  diejenigen,  die  in  den  Prozessacten  liegen,  er» 
wiesen  wenlen,  so  muss  sie  der  Beklagt*»  auf  tier  Stelle  erweisen; 
wollte  er  erst  in  einem  langen  Zeilraum  die  Bewt-isnüliel  srhaifen,  so 
kann  sein  Anerbieten  als  ein  Mittel,  der  Verurtheilung  zu  entgehen  nnd 
Frist  zu  verlangen  ,  verworfen  werden ;  wenigstens  könnte  das  (lericht 
«len  Beklagten  zwingen  ,  entweder  den  Betrag  der  verlangten  Verurlhei- 
lung  zu  deponiren,  oder  ihn  an  i\vu  Kläger  zu  bezahlen,  der  aber  Ge- 
währ zu  leisten  hatte,  ihn  wie<ler  herbeizuschaffen,  wenn  e»  erfonlerl 
wird  ^j.  Es  kann  auch  in  der  Hauptsache  aburthelu  ,  indeiu  es  die  Aia- 
flucht  verwirft. 
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Mitfels  dieser  Grnnclsäfze  lässt  sich  das,  was  in  IVo.  1350  und 
1359.  über  die  verschiedeiien  Exceptionen  in  einer  Klage  und  über  die 
Widerklag;e,  die  in  einer  Instanz  Tor  den  Handelsg-ericbten  anhängige  ist, 
gesagt  wurde  ,  anwenden. 

1373.  Wird  eine  Urkunde  abgelängnet  oder  fiir  falsch  erklärt, 
so  sind  diess  Nebenpnucte ,  die  der  Beklagte  gehend  machen  kann  *). 
Erkennt  das  Gericht,  dass  das  angeführte  Falsum,  selbst  wenn  es  er- 
wiesen würde  ,  nicht  auf  die  Hauptklage  Einünss  hat ,  so  ist  es  berecli* 
tigt,  weiter  zu  verfahren^).  Scheint  es  ihm  aber  nöthig,  über  dieses 
Falsum  zu  instruiren  ,  oder  sogar  die  Schrift  nntersuchen  zu  lassen,  selbst 
wenn  diess  die  Partei,  gegen  die  mau  die  Urkunde  inducirt,  nicht  ver- 
langt und  sich  darauf  beschränkt  hätte,  Zweifel  über  die  Aechtheit  deS 
Acts  auszudrücken^),  so  kann  es  dessen  Hinterlegung  auf  der  Gerichts- 
Bchreiberei  verordnen,  damit  der  königliche  Procurator  in  den  Stand  gesetzt 
wird,  die  Criminal  -  Untersuchung  anzustellen ,  die  er  fiir  dienlich  hält*); 
das  Gericht  muss  dann  das  Urthel  aufschieben  und  vor  -  das  Civilgericht 
Terweisen ,  das  dann  ebenso  entscheidet ,  als  w^enn  der  Incidentpunct 
in  einer  Civilsache  entstanden  wäre,  und  denjenigen,  der  seine  Unter- 
schrift abgelängnet  hat  oder  sie ,  ohne  Anlass  zu  haben ,  als  falsch  aus- 
gibt, in  die  gewöhnlichen  Strafen  verurtheilte.  Wenn  aber  die  Rlage 
aus  mehrern  Puncten  bestände  und  der  Act  sich  nur  auf  einen  derselben 
bezöge ,  so  könnte  das  Handelsgericht  zum  Urthel  über  die  andern 
schreiten. 

Eben  so  verhielte  es  sich  mit  demjenigen ,  der  einen  Act  für  falsch 
erklärte  und  nur  als  Gew^ährsmann  aufgerufen  wurde ,  wie  z,  B.  ein 
Avalgeber ;  seine  Fälsrhungsklage  würde  die  Verurtheilung  des  Haupt- 
schuldners und  der  Indossenten  nicht  verhindern. 

•'Ist  die  Rlage  vor  einem  Civilgericht  anhängig,  das  in  einem  Or.te, 
wo  kein  Handelsgericht  exislirt,  die  Functionen  desselben  verriclitet,  so 
müssen  die  erforderlichen  Formalitäten  für  solche  Incident- Fälle  auf  die 
nämliche  Weise  erfüllt  werden ,  wie  wenn  ein  Civilgericht  damit  he- 
fasst  wäre. 

'Ist  eine  Untersuchung  oder  Abschätzung  von  Werken  oder  Waaren 
vorznnehmen  ,  so  ernennt  man  einen  oder  drei  Schiedsrichter*).  Die 
Vorschriften  über  die  Ernennung ,  die  Ablehnung ,  den  Eid  und  die  Art, 
wie  die  Schiedsrichter  bei  einer  summarischen  Klage  zu  verfahren  haben, 
müssen  beobachtet  werden®).  In  diesen  und  allen  andern  Fällen  ist  das 
Gericht  nicht  genöthigt ,  sich  nach  der  Meinung  der  Schiedsrichter  zu 
richten ;  es  kann  sie  ganz  verwerfen ,  oder  den  Beklagten  zu  einer  star- 
kem oder  schw^ächern  Summe  verurtheilen^). 

Das  Handelsgericht  kann  auch  in  Fällen ,  w^o  ein  Wechsel ,  der  mit 
Indossamenten  in  fremden  Sprachen  oder  mit  fremden  Schriftgügen  ver- 
sehen ist,  einen  Sachverständigen  ernennen  und  sogar  die  Uebersetzuug 
davon  verordnen  und   darüber  erkennen. 

Diess  hat  nichts  mit  der  Untersuchung  von  Scripturen  und  Unter- 
schriften gemein,  wovon  so  eben  die  Rede  war. 

Das  Handelsgericht  kann  auch  in  gewissen  Fällen  ,  wie  z.  B.  bei 
einer  Liquidation  von  Rechnungen,  oder    um  Aufschlüsse    über    gewisse 


.t;k;O.Vi 


1)  G.  O.  427.  —  2)  Abw.  Urth.  18,  Aug.  1806$  8.  Mai  182T ;  2.5.  Juli  1827. 
ß)  Cass.  10.  Juli  1816.  —  4)  Abw.  Urth.  1.  April  1829.  —  5)  G,  O,  439, 
6)  G.  O,  302^  430,  431.  —  7)  Abw.  Urth,  22.  Mär»  1813. 
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TTiatsacben  2n  erlialteri ,  Coramissarien  ernennen ,  welclie  die  Parteien 
abzuhören  Laben*);  derg-leiclien  Personen  sind  Prüfer  und  keine  Kxper- 
ten ,  sie  suchen  Wo  möglich  die  Parteien  zu  vergleichen  und  geben 
nach  vergeblich  versuchter  Güte  ihr  Gutachten ,  damit  die  Entsclieidnng^ 
dem  Gericht  erleichtert  wird  2). 

Diese  Commissarc,  die  mqn  uneigentlicher  Weise  Schiedsrich- 
fer  nennt ^  aber  nicht  mit  den  eigentlichen  Schiedsrichtern  verwech- 
seln darf,  sind  nicht,  wie  die  Experten,  dem  Eide  unterworfen,  da 
ilire  AmtsverricLtungen  nicht  die  nämlichen  sind;  beide  liaben  aber  das 
mit  einander  gemein,  dass  sie  bloss  ihre  Meinung*  abgeben,  aber  die 
Meinung  dieser  Scliiedsrichter  beruht  auf  Schlüssen,  oder  auf  vorge- 
legten Acten.  Die  Ansicht  der  Experten  hingegen  gründet  sich  auf 
Thatsacheu,  die  sie  attestiren  und  welche  die  Richter  nicht  veriücireu 
können. 

Diess  legt  den  Experten  bis  auf  einen  gewissen  Punct  den  Charak- 
ter eines  Zeugen  bei,  dessen  Treue  durch  den  Eid  geheiligt  wer- 
den muss. 

1374.  Das  Handelsgericht  kann  ebenfalls,  sogar  von  Amtswe- 
gen ,  verordnen ,  dass  die  Parteien  im  öffentlichen  Verhör  oder  im  An- 
dienzsaal  in  Person  abgehört  werden  sollen*),  und  sind  sie  legitim  zu 
erscheinen  verhindert,  so  kann  es  eines  seiner  Mitglieder  oder  einen  Frie- 
densrichter abordnen  ,  damit  dieser  ihre  Erklärungen  zu  Protokoll  bringe. 
Würde  eine  Partei  ohne  legitime  Entschuldigung  nicht  erscheinen ,  so 
könnte  diess  als  ein  Gestiindniss  der  vom  Gegner  angeführten  Thatsa- 
chen,  über  welche  das  Gericht  den  Nichterscheinenden  abhören  wollte, 
angesehen  werden, 

Ist  eine  der  Parteien,  welche  verhört  werden  soll,  wegen  Schul- 
den verhaftet,  so  müsste  ihr  ein  sicheres  Geleite  gegeben  werden, 
S.  No.   1515. 

Hat  das  Gericht  die  Vorlegung  der  Bücher  verlangt  nnd  diese  be- 
finden sich  an  einem  von  dem  Gerichtshofe ,  vor  welchem  die  Sache 
aniiängig  ist,  entfernten  Orte,  so  kann  es  desshalb  au  das  Uandi'lsge- 
richt  dieses  Ortes  das  Ersuchen  ergehen  lassen  *)  oder  einen  Friedeiis- 
richter  bestellen  ,  um  Einsicht  davon  zu  nehmen  ,  den  Inhalt  zu  Protokoll 
zu  bringen  und  dasselbe  an  das  betrelTende  Gericht  einzusenden.  Diese 
Verification  ist  hiebt  den  Formen  unterworfen,  die  mau  in  ('ivilsachou 
Vo  rze  i  gu  n  g  s  b  c;  feil  1  e  [compuhoires)  nennt;  sie  köant«^  also  nicht 
unter  dem  Vorgeben  annullirt  werden,  dass  die  andere  Partei  nirht 
gegenwärtig  oder  nicht  vorgeladen  war,  selbst  wenn  das  Ürlhel  erklärt 
hätte,    dass  sie   auf  diese  Weise  Statt   haben   solle. 

Das  Gericht  kann  auch  verordnen  ,  dass  ausser  der  Verification  der 
ßüchec  der  Parteien  auch  die  Bücher  Dritter  vorgelegt  werden  ,  wie  z.  U, 
diejenigen  eines  Wechselagenteu ,  eines  Mäklers,  C'ommissionärs ,  Spe- 
diteurs  etc. 

U/5.  Der  Zeugenbeweis  ist  unter  mehrern  Umitänden  zulässig 
(s.  No.  2r>2  u.  f.).  Die  Befuguiss ,  ihn  zu  verordnen,  ist  bloM  dem 
Gutdünken  überlassen  ,  falls  das  Gesetz  nicht  dagegen  ist.  Würde  das 
Gericht  den  Beweis  znlassen  ,  «»Iine  «la/.u  durch  die  Qualität  und  den 
guten  oder   schlechten  Kuf  der  Personen  oder    souil    veranlasst    zu    stiu, 


I)   G.   O.   420.    ~    8)    Abw.   Urth,   23.   Flareal  IX.     -    3)  G.  ().  4».   — 
1)  II.  G.  D.  1(5. 
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SO  könnte  es  falsch  erkennen ,  ^vas  dann ,  wenn  es  nicht  in  letzler  Instanz 
.spricht,  zur  Reformation  des  ürthels  Anlass  geben  würde.  Diese  schieds- 
richterliche Gewalt  kann  aber  niemals  zur  Cassation  der  ürthel  An- 
lass geben ,  weil  sie  nichts  enthalten ,  was  das  Gesetz  verletzt  *). 
Würde  aber  der  Zengenbeweis  zugelassen,  wenn  das  Gesetz  einen 
ßchriftlichen  Beweis  fordert  2),  so  konnte  das  Urthel  annullirt  werden, 
es  sei  denn  ,  das?  schon  ein  Beweisanfan^  vorhanden  M'äre ,  dass  man 
List  oder  Betrug*  anführte,  oder  dass  der  Verlust  von  Acten,  die  durch 
erwiesene  unwiderstehliche  Göwalt  untergingen,  gut  gemacht  wer- 
den soll. 

Rann  der  Zeugenbeweis  wegen  der  Entscheidung'  des  Prozesses 
zui»"elassen  werden,  so  darf  das  Gericht  nur  zweckdienliche  Thatsacheu 
zulassen^),  d.  h.  solche,  die,  wenn  sie  erwiesen  sind,  a«f  da»  Urthel 
Einiluss  haben. 

Die  ünfersuchung  kann  durch  die  eine  oder  andere  Partei ,  je  nach- 
dem sich  die  Nothwendigkeit,  einen  Bew^eis  zu  führen,  an  die  Verthei- 
digung  der  Klagsache  anschliesst,  verlang-t  werden.  Das  Gericht  kann 
auch  von  Amtsweg-en  anf  einen  Zeugenbeweis  der  Thatsacheu  erkennen, 
die  es  für  beweisdienlich  halt  *). 

Der  Gegner  desjenigen,  welcher  Thatsachen  anführt,  zn  deren  Be- 
weis er  sich  erbietet ,  muss  aufgefordert  werden ,  sie  einzugestehen  oder 
zn  läugnen^).  Gesteht  er  sie  ein,  so  ist  keine  Untersuchung  mehr 
nödiig,  im  entgegengesetzten  Fall  kann  er  behaupten,  dass  sie  nicht 
gihig-  sind ,  d.  h.  dass  ,  wenn  man  sie  als  erwiesen  snpponirt,  sie  lega- 
liter  keinen  Einfluss  auf  die  Klage  haben  können,  dass  das  Gesetz 
deren  Beweis  verbietet ,  dass  die  Unwahrheit  durch  Docuraente  öder 
durch  entscheidende  Umstände  erwiesen  ist  ®).  Erreicht  er  damit  nicht 
«ud  verordnet  das  Gericht  den  Beweis  ,  so  bestimmt  es  genau  im  Urthel 
die  Thatsachen  ,  über  Avelche  dieser  Beweis  zugelassen  wird ,  oder  wenn 
es  sich  darum  handelt,  eine  Qualität  zu  beweisen,  die  aus  einer  Keihe 
verchiedener  Acte  hervorgeht,  so  gibt  es  den  Beweissatz  an^).  Die  Zeu- 
gen werden  an  dem  im  Urthel  angeführten  Tag  und  Stunde  abgehört, 
nachdem  sie  w^cnigstens  einen  Tag  vor  der  Abhörung  vorgeladen  wur- 
den*); die  Parteien  könnten  sogar  einwilligen,  dass  die  Zeugen  sich 
ohne  Citation,  auf  blosse  Benachrichtigung  einfinden,  da  die  gewöhn- 
lichen Vorschriften  der  Zeugenverhöre,  selbst  in  summarischer  Klage, 
in  diesem  Fall  nicht  anwendbar  sind^). 

Wer  übrigens  einen  Zeugen  vorladet,  muss  ihm  Abschrift  des 
schriftlichen  Bescheids,  der  das  Zeugenverhör  verordnet,  zustellen  nnd 
der  Gegenpartei  Abschrift  des  Namenverzeichnisses  der  Zeugen  mit- 
ttieilen  *®).  , 

Ueber  das  Zeugenverhör  wird  ein  Protokoll  entworfen ,  in  welchem 
die  Zeugen,  w^enn  sie  sich  zu  einer  Keligion  bekennen,  die  in  Betreff 
der  Eidesleistung  besondere  Formen  hat,  aufgefordert  werden  können, 
den  Eid  nach  diesen  Formen  zu  leisten  ^').  Kann  gegen  das  Urthel  ap- 
pellirt  werden,  so  müssen  darin  die  Eide,  die  Erklärungen  über  Ver- 
wandtschaft in  gerader  Linie  oder  Schwägerschaft  und  die  Verwerfungs- 
gründe   angegeben  werden.      Der    Gerichtsschreiber    fasst   jede    Aussage 


1)  G.  O.  253.  —  2)  H.  G.  B.  109.  —  .3)  G.  O.  253.  —  4)  G.  O.  254.  — 
B)  G.  O.  252.  —  6)  G.  O.  253.  —  7)  G.  O.  432.  Abw.  Urth.  9.  Febr.  1813.  — 
8)  G.  O.  407,  408.  —  9)  Abw.  ürth.  9.  März  1819.  —  10)  G.  O.  413.  — 
11)  Abw.   Ürth.  28.  Mai  ISIO;  12.  Juli  ISlü. 
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ab,  liest  8?e  iiud  lässt  sie  durch  den  Zeugen  tinferschreiben ;  weigert 
Bicli  dieser  der  Unterschrift,  so  wird  diess  angeführt').  Kann  nicht 
Bppellirt  werden ,  so  wird  im  Urtbel  das  Resultat  der  Aussag-en  mit 
den  Nauien  der  Zeugen  angeführt  ^}  ,  und  selbst  die  x\ngabe  dieser  Na- 
men ist  keine  substantielle  Form,  deren  Auslassmi^  das  Zeugen  verhör 
annulliren  könnte. 

Halte  die  eine  der  Parteien  nicht  alle  ihre  Zeugen  berufc^n  können, 
oder  würden  sie  nirVt  erscheinen,  oder  hätte  sie  neue  Torztifüliren  ,  so 
könnte  sie  um  Fristg^estattun^  bitten '),  und  es  wird  auf  der  Stelle  über 
diesen  Nebenpunct  erkannt. 

Sind  die  Zeugen  entfernt  oder  verhindert,  so  kann  das  Gericht  ein 
benachbartes  Gericht,  oder  den  Richter,  den  dieses  letztere  bezeichnet, 
oder  endlich  den  Friedensrichter  des  Orts  bestellen ,  die  alsdann ,  wie 
wichtig  auch  die  Klage  sei ,  ein   AbhÖrungs-ProtokoIl  entwerfen*). 

Alle  Vorschriften  des  Civilrechts  ,  die  sich  auf  Personen,  die  nur 
als  Zeug-en  vorg-eladen  oder  verworfen  werden  könuen,  und  auf  die  ver- 
schiedenen Arten  von  Einwendungen  (wider  die  Glaubwürdigkeit  der 
Zeugen)  beziehen,  welche  vorgebracht  werden  können,  müssen  uueing-e- 
Bchrönkt  beobachtet  werden  *), 

1376.  Das  Verhör  der  Parteien  über  sachdienliche  Umstände 
nnd  Artikel  ist  auch  noch  ein  Mittel ,  die  Wahrheit  zu  erfahren ,  aber 
nur  dann ,  wenn  die  angeführten  Thatsachen  den  Gegenstand  betreffen  *'), 
ohne  dass  dadurch  die  Instruction  und  der  Bescheid  aufgehalten  wer- 
den ').  Dieses  Verhör  hat  also  auf  den  blosen  Antrag-  der  einen  Partei 
nicht  Statt  *).  Wird  es  in  Betreif  einer  Societät  verordnet ,  so  fragt  es 
sich,  ob  alle  Mitglieder  verhört  werden  sollen  oder  nur  eines  dersel- 
ben. Bei  einer  anonymen  Societät  oder  einer  Commaudite  waren  die 
Administratoren  oder  die  verantwortlichen  Assocics  allein  abzuhören;  bei 
einer  namentlich  vereinten  Societät  wäre  Folgendes  zu  merken: 

Haben  alle  Associes  den  SocietÜts-Geschäften  vorgestanden  ,  so  müssten 
alle  der  Auskunft  weg:en  .  die  sie  geben  können,  verhört  werden.  Stand 
aber  der  Societät  ein  GeschäfCsführer  vor,  so  hat  dieser  allein  im  Ver- 
hör zu  antworten  ,  da  durch  diese  Formalität  die  Gerichte  bloss  die 
Wahrheit  erfahren  wollen.  Uebiigens  ist  dieses  Verhör  ein  Aufruf  an 
das  Gewissen  ,  wie  diess  beim  Eide  der  Fall  ist,  und  die  Gerichte  sind 
nicht   an   die   Antworten   des  V(  ihörten   gel)unden. 

.  Wenn  ,  was  hiüilig-  geschieht  ,  bloss  die  «ine  der  Piu  (firn  dem 
Gegner  den  Eid  zuschiebt,  so  kann  das  Gericht  nach  BeschadVnluMt  de» 
Streites  und  nach,  IMaasgabe  des  Einflusses  der  Thatsache  ,  wegen  wel- 
cher der  Eid  Behufs  der  Beurtheihing  der  Sache  zngrschob^'n  ^vird, 
dieses  Begehren  gestatten  oder  verweigern'^).  Di'^.ser  Eid  kann  nur  der 
Partei ,  von  der  er  gefordert  wird  ,  über  eine  persönliche  Thatsache  zu- 
geschoben werden ,  und  wenn  es  sich  nicht  um  eine  Thatsache  handi-lt, 
die  zu  einer  peinlichen  Verurlheilung  Anlass  g-eben  ^^^irde ,  ^^enu  sie 
geg;en    denjenigen,   der  sicli    dagegen    vertherdigt,     erwiesen    würde. 

Derjenige,  dem  sein  Gegner  den  Eid  zug-eschoben  hat,  kann  ihn 
verweigern ,  wenn  die  hier  oben  erklärten  Bedingungen  zusammentref- 
fen.     Die   Partei  ,   welche   den   Eid   dem    Gegner    auferlegt  oder    7urück- 


1)  G.  O.  273,  274.  —  2)  G.  O.  410.  —  .3)  G.  O.  40»).  _  i)  (..  O.  412, 
H)85.  —  ß)  -G.  O.  413.  —  6)  G.  O.  324.  —  7)  Abw.  l  rtli.  2.  Febr.  1S19.  — 
8)  Abw.  Urth.  2.  Febr.  181Ü.  —  9)  Abw.  Urth.  23.  April  1829. 
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^esclioben  Iiat ,  kann  iliren  Antrag-  uiclit  zurück  nehmen,  wenn  tier  Geg^- 
uer  erklärt  liat ,  dass  er  bereit  sei ,  diesen  Eid  zu  leisten  *),  Leg-t  das 
Gericht  der  einen  Partei  von  Amtsweg-en  den  Eid  anf,  so  ist  dann  diese 
nicht  berechlig-t,  ihn  ihrem  Gegner  zurückzuschieben;  die  sicherste  Vor- 
schrift, die  in  diesem  Fall  die  Richter  zu  befolgen  haben,  ist  diejenig-e, 
dass  ,  wenn  ihnen  die  Klage  oder  die  Ausflucht  niclit  vollständig'  erwie- 
sen scheinen  ,  der  Eid  dann  überflüssig"  wird ,  und  dass  docli  ziemlich 
starke  Präsumtionen  vorhanden  sind,  um  zu  glauben,  dass  sie  nicht  von 
allem  Grunde  entblösst  ist;  ihnen  steht  es  zu,  diese  Präsumtionen  nach 
«Jen  Elementen  der  Prozedur  zu  eAvägen  ^)» 

Ist  im  Ijrthel  auf  einen  Eid  erkannt ,  so  müssen  allemal  die  That- 
sachen ,  über  welclie  er  geleistet  werden  soll ,  darin  ang-eg-eben  sein ; 
der  Eid  wird  von  der  Partei  in  Person  und  im  Audienzsaal  abgelegt. 
Auf  den  Fall  einer  rechtmässigen  und  gehörig'  bescheinigten  Verhinde- 
rung kann  der  Eid  vor  einem  vom  Gerichte  dazu  abg-eordneten  Richter 
geleistet  w^erden  ,  der  sich  in  Begleitung  des  Gerichtssclireibers  zu  der 
Partei  begibt.  Ist  die  Partei ,  welcher  der  Eid  auferlegt  ist,  zu  w^eil 
entfernt,  so  kann  das  Gericht  anordnen,  dass  sie  den  Eid  vor  dem  Ge- 
richte ihres  Wohnortes  leiste.  Auf  alle  Falle  muss  er  in  Geg-enwart 
der  Gegenpartei  oder  doch  wenigstens  erst  dann  geleistet  w^erden,  wenn 
diese  dabei  zu  erscheinen  gehörig"  aufgefordert  worden  ist  ^) ,  ohne  dass 
deren  Ableben  die  Vollstreckung-  des  ürthels  verhindert ;  der  Eid  kann 
bIso  niemals  durch  einen  Bevollmächtigten  g-eleistet  werden.  Die  Partei, 
welche  ihn  verweig-ert ,  ist  ihrer  Klage  oder  Ausflucht  verlustig*). 

In/ diesen  verschiedenen  Fallen  sind  Ausländer,  die  sicli  nicht  in 
französischer  Sprache  ausdrücken  können ,  verbunden ,  sich  der  Dolmet- 
scher, von  denen  in  No«  13.3.  die  Rede  war,  zu  bedienen,  und  in  den 
Orten  ,  wo  keiner  ist  oder  wo  er  auf  legitime  Weise  verhindert  ist, 
kann  und  muss  das  Gericht  einen  bestellen.  Der  DolmetscLer  muss 
schwören  ,  die  Aussagen  und  Antworten  der  Part'ei  getreu  wieder  zu 
geben. 

l^it»  Sind  die  Gerichte  genöthigt,  ein  Parere  einzuholen,  um 
zu  wissen,  was  Gebrauch  ist,  so  muss  die  Person,  von  der  es  verlangt 
wird,  in  Betreff  ihrer  Redlichkeit  und  Einsichten,  hinlängliche  Bürg- 
ischaft  darbieten.  Liegen  mehrere  Gutachten  vor,  in  w^elchen  die  Mei- 
nungen über  einige  Puncte  verschieden  sind,  so  sind  sie  deswegen  nicht 
alle  zu  verwerfen.  Hätte  ein  Gericht  den  Parteien  auferlegt,  sich  Pa- 
rere's  zu  verschaffen  und  nur  die  eine  Partei  dergleichen  vorgelegt,  ohne 
dass  darin  Facta  oder  Umstände  deren  Autorität  bestritten,  so  hat  das 
Gericht  das,  was  das  Parere  attestirt,  als  Gewissheit  anzunehmen,  selbst 
das  tJrtheil ,  welches  das  Gegentheil  ausgesprochen,  könnte  durch  Ap- 
pellation entkräftet  werden.  Da  Gutachten,  die  von  mehrern  Raufleuten 
gegebe«  werden  ,  besonders  wenn  sie  von  einer  Handelskammer  aus- 
geheu,  in  den  Augen  des  Gesetzes  einen  öfl'entlichen  Charakter  anneh- 
men ,  so  geniessen-  sie  eine  grössere   Autorität. 

Manchmal  werden  den  Gerichten  Certificate  vorgelegt ,  die  einen 
Ptmct  einer  fremden  Gesetzgebung  von  Rechtsgelehrten  oder  Magistrats- 
persouen  im  Auslande  constatiren ,  und  wornach  sich  dasselbe  richten 
kann.    Dergleichen  Certificate,  die  man  IVotorietätsacte  (actes  de  nO' 


1)  C.  G.  B.  1361.  —  2)  Abw.  ürth.  23.  Jan.  1828.  —   3)  G.  O.  120,  121.   — 
4)  C.  G.  B.  1361. 
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torUt^)   nennt,  sind  dem  Parcre  g^leich  zu  ncliten;  g-elien  sie  von  Loral« 
beliörden  aus  ,    so  sind  sie  \\\n  so  zuverliissiger. 

Das  Gericht  kann  sicli  aucli  direct  an  erfalirene  Kauflente  oder  an 
Handelskaininern  ^vellden ,  um  sich  durdi  solche  Certificate  Auiklarun'* 
cu  verscJiaffeu. 

1378.  Es  g-ibt  Prozesse ,  worin  so  schTrierige  und  wichtige  Fra- 
gen vorkommen,  oder  die  so  complicirt  sind  ^  dass  die  Dnrchlesung-  der 
Acten  von  den  Richtern  selbst  nÖthig  wird  und  diese  niclit  auf  das  blosse 
rechtliclie  Verfahren  hin  erkennen.  Im  erstem  Fall  verordnen  sie  eine 
Berathschlagnng^,  und  begeben  sich  zur  üufersuchnng-  der  Sache  in  das 
Berathschlagungszimmer ;  sie  füllen  ihr  Urtheil  in  der  niünlichen  oder  in 
einer  von  ihnen  zu  bestimmenden  Sitzung"),  und  diess  ohne  weitere  In- 
sinuation^), so,  dass  die  Klagsaclie  abgeurlheilt  werden  kann,  selbst 
wenn  die  eine  der  Parteien  iJire  Docnmente  nicht  eingereicht  hat.  Im 
andern  Fall  beauftragen  sie  einen  von  ihnen  ,  einen  Bericht  zu  erstatten, 
(so  können  nacli  N,o.  1142.  die  KlagsacJien  in  einem  Falliment  nur  auf 
den  Bericlit  des  Commissars  entschieden  werden).  Dieser  kurz  ire/nsste 
Bericht  wird  bei  öffentlicher  Sitzung  erstattet  und  der  Referent  gibt  da- 
bei seine  IMeiuung-  nicht  zu  erkennen  ^).  • 

13  i 9*  Jedes  Urtheil  wird  nach  der  Stimmenmelirheit  geg-eben'*), 
derjenige,  welcher  zuletzt  Richter  ge^vorden ,  stimmt  zuerst.  Sind  die 
Richter  in  mehr  als  zwei  Meinungen  gelheilt,  so  ist  die  «chwiichere 
Anzahl  gehalten,  einer  der  beiden  Meinungen  beizutreten,  welche  die 
meisten  Stimmen  für  sicJi  haben  ^).  Bei  gleichen  Stimmen  Avird  noch 
ein  RicJiter  oder  ein  Ergiinzung.si  ichter  dazu  g;ezogen  '')  ;  in  Ermaug^tluug" 
des  letztern  vertritt  ein  Handelüuiann,  der  auf  der  iu  Wo.  133y»  erwidm- 
len  Liste  steht ,  dessen   Stelle. 

Was  die  Abfassung-  des  Urtheils  betrifft ,  und  das ,  was  dabei  eil 
beobachten  ist,  darüber  sehe  man  G.  O.   141   u.   143. 

Ist  den  Richtern  vom  Gesetze  nicht  untersagt,  dem  Schuldner 
inassig-e  Zidilungsfristen  zu  gestatten  0  (s*  ^^'  1S3.)  und  die  (!)xecution 
aufzuhalten,  so  dass  xVIIes  im  bisherigen  Stande  bleibt,  so  können  sie 
von  dieser  Befug:uiss  nur  im  Urthel ,  in  welchem  in  der  Hauptsache  de» 
Rechtsstreites  entschieden  wird,  Ciebrauch  machen  ^),  sonst  ^^ü^de  nach 
diesem  Urthel  ein  neuer  Prozess  entstehen,  um  zu  wissen,  ob  eine  neuo 
Frist  gestattet  werden  kann  oder  nicht.  Ilüufig;  le^en  sie  dem  Schul ilner 
die  Pflicht  auf,  Gewiihr  zu   leisten.    (S.   No.    1383.) 

Die  Partei,  die  dt^n  Prozess  verliert,  A%ird  in  die  Ko>l(  »i  Ntim- 
iheill  ^) ,  es  sei  denn,  dass  die  Oualit.it  d»,'r  i*iw  t«:ien  oder  der  L  uUland, 
dass  jede  in  irgend  einem  Puncte  unterleg-en,  das  Gericht  veranlHssen. 
sie  ganz  oder  thcilweise  zu  couipensirm  '").  l.st  das  Urtluil  nur  prjpa- 
ratorisch  ,  so  müssen  die  Kostni  vorbehalten  werden.  tbi*n  so  verhiiit 
es  sich,  wenn  es  ein  Zwischenurtheil  ist,  es  sei  denn,  dass  dta 
eine  der  Parteien  den  Punct  nicht  conlestirt  li.ibe ,  über  \>  eichen  da» 
Interlocul  gosprocIifMi  hat.  Das  (ifriiht  k.uni  auch  in  Srliailloshultun;;; 
verurthcilcn  ,  injuriöse  Schriften  oder  injuriösc  Ausdrücke  duriu.  >\t'lch« 
bei  Veranlassung-  des    Prozesses    publicirt    oder    verbreitet   worden    sind. 


1)  G.  O.  110.  —  2)  G.  (\  94.  —  3)  G.  O.  11 1.  —  4)  G.  O.  IH»  — 
6)  G.  O.  117.  —  6)  G.  ü.  IIS.  ~  7)  C.  G.  U.  1^14.  —  Ö)  G.  <).  IW,  127.  — 
0)  G.  ().  130.  —  10)  G.  O.  131. 
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iinterclHicken ,  und,  scliiene  ibm  diese  Maassregel  niclit  hinreichend,  den 
Anschlag-  seines  Urthels  auf  Kosten  der  verurtUeilten  Partei  ver- 
ordnen *).  ' 

1380»  Findet  sicli  der  Beklagte  an  dem  zum  Verhör  bestimm- 
ten Tage  nicht  ein,  so  erfolgt  die  üngehorsamserklärung  (rfJ/aM/,  jw^«* 
ment  par  defaui).  Sind  aber  wegen  eines  und  desselben  Gegenstandes 
mehrere  Parteien  citirt,  so  wird  die  üngehorsamserklärung  nur  nach  der 
längsten  Frist  ausgesprochen  und  Alle  sind  darin  begriffen^)«  Es  ist 
nicht  nöthig,  diese  Erklärung  pm  nämlichen  Tage  auszusprechen,  deu 
die  Vorladung  angibt. 

Da  der  Kläger  nur  das ,  was  er  fordert ,  erhalten  soll ,  wenn  sein 
angebrachtes  Gesuch  als  gerecht  \\nA  gegründet  befunden  wird,  ,so 
steht  es  dem  Gericht  frei ,  beim  Aufruf  der  Klagsache  zu  verlangen,  dass 
die  Beweisurkunden  vorgelegt  werden  ^).  Hier  ist  nicht  die  namlk^he 
Verbindlichkeit,  das  Gesuch  des  Beklagten  zu  verificiren,  um  ihm  deu 
Nutzen  der  Üngehorsamserklärung  zuzuerkennen.  Da  der  Kläger  Zeit 
hatte,  seine  Klage  zu  überlegen  und  seine  Recistslitel  und  Rechtsmittel 
vorzubereiten,  so  muss  dadurch  schon  allein,  dass  der  Kläger  nicht  be- 
w^eiset ,  dass  ec  selbst  Recht  habe ,  seine  Abwesenheit  ungünstigere  Vor- 
«rtheile  örwecken,  als  diejenige  des  Beklagten;  aber  selbst  in  diesem 
Falle  kann  das  Gericht  die  Acte  untersuchen  und  in  der  einen  oder  an- 
dern Hypothese  kann  es  sein  Urtheil  nur  in  einer  andern  Sitzung 
fällen*). 

Wenn  von  mehrern  vorgeladenen  Parteien  bloss  einige  erscbeineii, 
60  ist  das  Gericht  befugt,  das  Erkenntniss  über  die  Wirkung  des  Un- 
gehorsams mit  dem  Haupterkenntniss  zu  verbinden ,  um  durch  ein  einziges 
Urlheil  zu  erkennen*).  Diese  Maassregel,  die  für  das  Prozessverfahren 
vor  den  Civilgerichten  vorgeschrieben  ist ,  gründet  sich  auf  den  Nutzen 
des  abgekürzten  Prozessverfahrens  und  auf  den  Umstand ,  dass  das  Inler- 
esse  der  Aussengebliebenen  von  gleicher  Art  ist ,  wie  dasjenige  der 
Gegenwärtigen,  woraus  natürlicher  Weise  geschlossen  wird,  dass  sie 
mit  diesen  den  Prozess  gewinnen  können.  Da  diese  Maassregeln  jedoch 
in  Betreff  der  Gegenwärtigen  den  Prozess  verzögern  können ,  was  in 
Handelssachen  gefährlich  sein  kann  ,  so  sind  die  Richter  nicht  genödiigt, 
sich  streng  darnach  zn  richten^),  sie  können  sie  jedoch  ergreifen,  ohne 
das  Gesetz  zn  verletzen ').  Das  Conlumazial-Urtheil  muss  unter  Bei- 
fiig'ung  der  Folg'^n  des  Ungehorsams,  jeder  ausbleibenden  Partei  (partie 
defaillante)  durch  den  dazu  abgeordneten  Gerichtsboten  angezeigt  Aver- 
den.  Diese  Anzeige  enthalt  zugleich  die  Vorladung  auf  den  Tag,  an. 
welchem  die  Klage  aufgerufen  wird. 

Bei  einigen  Gerichten  ist  es  gebräuchlich  ,  sogar  ausser  diesem  Falle 
die  nachmalige  Vorladung  der  erscheinenden  Beklagten  zu  verordnen, 
was  aber  nicht  nöchig-  ist ,  und  wäre  -eine  solche  nochmalige  Vorladung 
null ,  so  \vürde  die  Giltigkeit  der  Hauptklage  hinreichend  sein ,  um  ein 
regelmässiges   Conlum-azial-Urtheil  zn  erlangen*). 

lool«      Die  Contumazial-Urthel  {jugemens pur  defaut)  sind  einen 
Tag  nach  der   Zufertigung    und    bis    zur    Opposition    executorisch.     Die 


1)  G.  O.  1036.  —  2)  G.  O.  149,  151.  —  3)  G.  O.  150,  4.34.  —  4^  G.  O.  434.  — 
5)  G.  O.  153.  —  fi)  Abw.  Urth.  26.  Mai  1839.  —  7)  Abw.  Urth.  39.  Jan.  1819.  — 
8}  Abw.  ürth.  4.  Febr.  1808. 
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Fristen  zn  dieser  Opposition  verändern  sich.  Ist  die  Partei  io  Person 
oder  durch  einen  Bevollinächlig-Ien  (s.  No.  1343.)  erschienen  und  hat 
Bie  sich  geweigert,  ihre  Reclitssacbe  zu  plaidireu,  hat  sie,  nachdem  sie 
ober  eine  Ausflucht  plaidirt  hat  ,  in  BetrelF  der  Hanplkla^e  einen  Feh- 
ler beg-ang-en,  so  kann  die  Zufertigiiug^  durch  jeden  competeuten  Gericbts- 
boten  g-escheben.  Ist  die  Partei  -weder  in  Person,  noch  durch  einen  Be- 
▼oUinächtig^ten  erschienen ,  so  kann  das  ürlhel  nur  durch  einen  vom 
Gericht  oder  von  den  dazu  beauftragien  RicJitern  des  Wohnorts  der  ans- 
sengebliebenen  Partei  dazu  bestellten  Gerichlsboten  zug-efer(ig-t  Averden'). 
Wohnt  der  Riiig-er  nicht  in  der  Gemeinde,  avo  die  Znfertigung-  g-emacht 
wird^},  so  rauss  bei  Strafe  der  ^juliitat  die  Erklärung"  darin  enthalten 
sein,  welches  Domicil  sich  der  Kläger  in  dieser  Gemeinde,  wo  die  Zn- 
fertig-ung-  erfolgt,. g-ewählt  hat 'j ;  die  Nullifat  ist  aber  nur  anwendbar 
auf  Insinuation  von  Contumazial-Urlhelu ;  sie  dehnt  sich  niclit  auf  die- 
jenige der  Urthel  aus,  die  das  Aussenbleiben  mit  der  Hauj)(klag-e  ver- 
binden und   die   nochmalig-e   Vorladung-  verordnen  *). 

Im  erstem  Fall  wird  die  Op|)osi(iou  nur  während  acht  Tag-eu  von 
der  Zuferligung-  an  zug-elassen  *) ,  im  andern  Fall  ist  die  Opposition  zu- 
lässig", so  lang-e  das   Urtliel  nicht  vollzogen  wird^^. 

Das  Urthel  wird  nur  als  vollzogen  angenommen,  -wenn  irgend  ein 
Act  nicht  zweifeln  lässt,  dass  der  Verurlheilte  davon  in  Kenntniss  ge- 
setzt wurde.  Wenn  also  in  der  Zuferligung;  oder  dem  darauf  folgenden 
richterlichen  Befehl  der  Verurtheilte  eine  Proteslation  einlegt,  90  ist  es 
ausser  Z^veifel ,  dass  er  das  Contumazial-Urlhel  gekannt  habe,  und  die 
Oppositionsfrist  läuft  von  diesem  Tage  an.  So  dient  ein  Arrestscblag, 
der  in  Folg-e  eines  Contumazlal-Urlliels  Statt  halte  und  den»  Schuldner 
insinuirt  wurde,  als  Beweis  der  Vollstreckung  des  Urthels,  von  wel- 
chem die  Frist  ausgeht''').  Ebenso  verhielte  es  sich  mit  einem  Briefe, 
wodurch  der  Verurlheilte  versprochen  hätte,  das  Contuuiazial  -  Urthel  zu 
vollziehen. 

Diese  Art  Urthel  müssen  binnen  sechs  Monaten  nach  ihrem  Datum 
vollstreckt  werden,  %vidrigenfalls  sie  nicht  als  erlheilt  angpsphen  wer- 
den*). Die  in  No.  1S2  u.  240.  über  die  Solidarität  nufueslellteu  Grund- 
ßätze  sind  hinreichend,  um  zu  erkennen  zu  geben,  dass  die  Ungiltigkeit 
des  Urthels  in  sechs  Monaten  nicht  von  den  solidarischen  MilscIiuhhuTu 
angerufen  werden  kann,  weini  einer  von  ihnen  conlradictoiisch  verur- 
theilt  wurde. 

Diese  Percnition  ist  die  einzige,  welche  die  Bpschaffenlipit  dfr  Pro- 
zedur vor  den  Handelsgerichten  zulasst ,  weil  Anwalte  nach  .Xo.  I.>43. 
nicht   zugelassen   "werden*). 

Die  0|)pnKition  kann  entweder  im  Avirkliclifu  Domicil  des  Xlä;:ers 
oder  im  Domicil,  das  er  durch  die  Ziifcrdguiig  rrwählt  bat,  nofifirirt 
>verden  und  muss  di(>  Gründe  des  OppoiKiilen  enlliall«  11 '^).  Sie  knnii 
auch  sogar  beim  Vollstreckungsact  eingelegt  werden  und  d»'r  (verirhts- 
bote  kann  sich  nirht  weigern,  ihrer  zu  er\N.ilmen.  Der  Opponent  nius.s 
aber  seine  Opposition  durch  Zuferligungsurkundc  binnen  drei  Tngen  der 
Person  oder  im  Domicil  des  Kläger«  wied(>rholen ,  widrigvutafls  die 
Opposition  als  nicht  geschehen   augesehen  wird  "). 


1)  G.  O.  ISn.  —  2)  H.  G.  n.  t)43.  —  3)  G.  O.  43.-,.  —  4)  Abw.  l  rih.  20. 
Jan.  1819.  —  5)  G.  <).  4,3(i.  —  V))  (J.  ().  t.lS,  15?».  C.nfrc.  31.  Mni  l^iH.  ^ 
7)  Cass.  30.  Juni  IH12.  Abw.  Urtli.  1.  M.ii  1833.  —  8)  G.  Ü.  13!J.  —  9>  ü.  O. 
414.   —  10    G.  O.  437.  —  11)  G.  O.  4.38. 


,    .Der  Kläger,  der  sieb  gegen  ein  ürtliel   opponirt  hat  iind  sich  davon 
durcli   Conlninazial-Urt]iel    abweisen   lasst,    kann    uiclit  melir  Opponent 


Drittem  CapiteL 

Wie   ein  UrtHel   vollstreckt  werden  mass. 

1382.  Da  jedes  definitiv  entsclieidende  contradicforisclie  ürtliel 
oder  dasjenige,  welches  dafür  gehalten  wird,  als  die  Wahrheit  ange-; 
sehen  wird ,  so  kann  es  dnrch  die  Richter ,  die  es  erlassen ,  weder  mo- 
dificirt,  noch  reforinirt  werden,  selbst  wenn  es  aus  unfreiwilligem  Irr- 
thuBi^  Vergessenheit  oder  aus  einer  andern  Ursache  ertheilt  worden 
wäre,  ausser  in  den  aussergewöhnlichen  Fällen  vom  Einspruch  eines 
Dritten  oder  von  Wiedereinsetzung-  in  den  vorigen  Stand.  Jedoch  wird 
dieser  Grundsatz  uiclit  auf  absolute  Weise  auf  die  präparatorischen  ür- 
thel  angewendet,  die  immer  vom  Gericht,  das  sie  erlassen,  widerrufen 
werden  können ,  selbst  nicht  auf  die  Zwischenurthel ;  sie  können ,  wie 
man  zu  S9gen  pflegt,  zuletzt  wieder  g-ut  gemacht  werden,  d.  h.  der 
Richter  kann  in  der  Folge  einen  dem  erstem  ürthel  entg;eg«ngesetzten 
Bescheid  g-eben,  -J 

Das  Ürtliel  gibt  General  -  Hypothek  auf  alle  Güter  Aes  Verurtheil- 
len^)  und  der  Kläger  hat  die  Inscription  zu  nehmen;  sie  erzeugt  durcli 
eine  Art  Novation  (s.  No.  221.)  ein  Recht,  das  nur  in  dreissig  Jahren 
erlischt,  wenn  auch  der  Gegenstand  der  Klage  einer  kürzern  Verjährung 
unterworfen  war. 

1383«  Die  Ürtheile  des  Handelsgerichts  sind  von  Rechts  we^ejp 
ungeachtet  der  Appellation  gegen  Bürgschaftsleistung  execntoriscK^^).''^*'* 
^;  Der  Bürge  muss  die  Fäbigkeit  haben,  sich  civiliter  verbiiidlicli  zu 
machen.  Das  Befugniss,  Handel  zu  treiben,  wäre  nicht  hinreichend. 
(S.  No.  62.)  Er  muss  innerhalb  des  Gerichtsbezirks  des  Appellations- 
hofes wohnen,  wo  die  Bürgschaft  geleistet  werden  soll  ,  und  Personal- 
Arrest  gegen  ihn  genommen  werden  kann"*).  Die  Bürgschaft  ist  es 
nicht ,  die  von  Rechts  wegen  diesen  Arrest  nach  sich  zieht ,  da  sie  nicht 
an  sich  selbst  Handelsact  ist,  sondern  da  diese  Bürgschaft  gerichtlich  ist, 
so  ist  der  Gläubiger  berechtigt,  tu  fordern,  dass  sich  der  Bürge  ihr  unter- 
werfe,  oder  sie  verv\'^erfe ,    wenn  sie  sich  weigert.  •    '  *•  - 

Der  Bürge  muss  durch  einen  Act  dargeboten  werden,  der  dem 
Appellanten,  sofern  er  da  wohnt,  wo  das  Gericht  seinen  Sitz  hat,  in 
seinem  Doniicil,  ausserdem  aber,  nach  No.  13G8,  in  dem  von  ihm  er- 
wählten Domicil  notificirt  wird.  Der  Appellant  wird  darin  aufgefordert, 
dass  er  an  einem  bestimmten  Tage  und  zur  gesetzten  Stunde  auf  der 
Gerichtsschreiberei  sich  einfinde,  um  sich  dort  die  Bürgschaftsurkunde, 
wenn  auf  deren  Beibringung  erkannt  ist,  vorlegen  zu  lassen,  ohne  sie 
jedoch  mit  sich  nehmen  zu  dürfen,  und  in  der  Audienz  erscheine,  da- 
mit er  gegenwärtig  sei,  wenn  über  die  Zulässigkeit  der  Bürgschaft, 
wenn  sie  angefochten  worden  ist,  erkannt  wird ^).     Erscheint  der  Appel- 


1)  G.  O.  165.  —  2)  C.  G.  B.  2123.  —  3)  Q.  O.  439.  Cass.  2,  April  1817.  ^ 
4)  C.  G.  B.  2017,  2018.  —  5)  G.  O.  440.     * ' ' 
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lant  nicht,  oder  macht  er  keine  Elnwendongen  gegen  die  Bürgschaft, 
80  gjht  der  Bürg-e  auf  der  Gerichlsschreiberei  seine  Erklaning*  ab,  dass 
er  die  Verbür^ung  übernehmen  will;  will  aber  der  Appellant  die  Bürg- 
schaft nicht  annehmen ,  oder  contestirt  er  die  Bürgschaft  nicht ,  so  mnss 
der  Bürg-e  seine  Unterwerfung*  anf  der  Gerlchtsschreiberei  abgeben ;  con- 
testirt er  sie,  so  wird  an  dem  in  der  Aufforderung  bestimmten  Tag^ 
darüber  erkannt  *).  In  jedem  Fall  ist  der  darüber  ^rtheilte  Bescheid 
ohne  ^Rücksicht  auf  eing;ewandte  Opposition  oder  Appellation  voll- 
streckbar. 

Bei  Beurtheilun^  der  ZahTung-sfahig-keit  eines  Bürgen  nimmt  man  in 
Handelssachen  keine  Bücksicht  anf  dessen  Immobiliar-VermögLn,  sondern 
auf  den  Credit,  den  er  g;eniesst^).  Diese  Art  Zahlungsfähigkeit  bedarf 
nicht ,  wie  die  erstere ,  eines  positiven  Beweises. 

Die  nämlichen  Grundsätze  werden  befolgt ,  wenn  eine  Partei  vom 
Gericlit  entweder  die  Befiigniss ,  ein  Recht  auszuüben,  oder  eine  Frist 
erhalten  hat ,  um  sich  unter  Bürgschaftsleistung-  zu  befreien.  Im  letztern 
Falle  haftet  der  Bürge  solidarisch  mit  dem  Schuldner  für  die  Vollziehung 
dessen  ,  wa«  dieser  in  Folge  des  Urthels  thun    oder  bezahlen  muss. 

Die  provisorische  Vollstreckung"  kann  manchmal  obne  Bürgschaft 
Statt  haben  ^) ,  nur  mnss  sie  das  Gericht  durch  das  nämliche  Urlheil 
verordnen  und  nicht  durch  ein  späteres*);  die  Verurtheilung  muss  aber 
aus  einem  nicbt  angogrilfi-nen  Rechtslitel  hervorg-ehen ,  d.  h.  aus  einem 
Act,  der  eine  Obligalion,  et^vas  zu  thun,  oder  ge\visse  Sachen  zu  lie- 
fehi  ^:  Consta  tirt,  oder  ans  einer  anerkannten  Qualität,  die  zur  Folge  hatte, 
dass  derjenig-e,  welcher  damit  bekleidet  ist,  notliwendiger  Weise  Scbuld- 
uer  desjenigen  g-eworden,  der  gegen  ihn  eine  Verurtbeilung  erhalten 
hat.  Die  Richter  konnten  also  die  provisorische  Vollstreckung  eines  Ur- 
thels aussprechen,  das  dein  bei  einer  Concursmasse  gerichtlich  ernannten 
Cassirer  auferlegt,  an  die  Syndiken  die  für  Rechnung-  dieser  Masse  em- 
pfangenen  Gelder  zu  bezahlen^). 

Die  Nothwendigkeit  einer  provisorischen  Vollstreckung"  ist  so^  dass 
der  Appellutionshof  und  um  so  mehr  ein  Civilgericht,  das  mit  irgend 
einer  Incidenzklage  über  diese  Vollstreckung"  befasst  wäre,  sie  nicht 
suspendiren  könnte^). 

Hier  muss  aber  vorausgesetzt  werden ,  dass  nur  vom  Grunde  der 
Klage  die  Rede  ist.  Würde  weg-en  der  Cornpetenz  des  Handelsgerichts 
appellirty  so  konnte  das  Urthel,  das  von  ihm  über  die  Hauptklnge  er- 
theilt  wurde,  nachdem  es  die  Ausiincht  der  Incompi'lenz  verworfen,  seine 
provisorische  Vollstreckun«^  zum   INachtheil  der  A|>pellation  nicht  erhalten. 


Von     den     Rechtsmitteln,     um    die    f^rth'^ile    der     Handell 
"crichte    reformiren     cu     liissr.i. 


laö-i.       Sind   die   von   Hauil   '  i     conti. 


h     I  »  I  t  ..-11 


Urthel  oder  solche,   div-   so  angescli   ii  ,   in   h  i   i' i    »..-5i.<ii.    _,     .  i  j- 

l)  G.  (>.  441.     —     2)  C.  G.  B.  »Mf).     —    4)    Abw.    lirtb.    «.  K«br.  1S33.  ^ 
4)  G.  O.   135,  186.  4,39.   —  *5)  Ahw.  UrUl-  1«    l"!«  IH17.  ü)  »'    '      «»    ♦»*▼ 

G.  (),  442.  —  7)  U    G    B.  64C. 
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iil.^_[  ';      ^-  '    .  >^^^;,;^■_-v■>i, 


dien 9  Bo,^anii  Jeren  Cassation  nacK  dfiri  Tori^cbriften  (^^^ 

aiig:enifeB  werden.     Wurden  sie  in  erstei;  Instao^  g-ef^m j|  po  köuuen  ^^i^^ 

durch  Appellation  reformirt  werden'.  ,      '      '  ^       ..  / '  ,''     r.i.jv,. 

Die  Appellation  wird  nur  zug'elassen,  Wenn  d^fj.  yencnt  iiber  einen 
Streit  abgeurtlieilt  hat,  der  nach  No, J,35^  u.  f.  iijctt  von  der  Art  war> 
ilin  in  letzter  Instanz  abzuurtlxeln  ^).  jQj^,  inan  d^s,UrtLei,  als  iu  letzter 
Instanz  gelallt,  qualificirt ,  daran  ist  wenig  gelegen jj  uud  ebenso  koniite 
die  Appellation  nicht  giltiger  Weise  eingeworfen  werden,  .^ob^I^icn  es 
als  in  erster  Instanz  ertheilt,  qjialificirt  würde  ^) ,.  wenn  d^r  G^^enstand 
der  Streitsache  so  bescliaffen  wäre  ,  daijai  er.  olme  Appellatrou  äbgeur- 
tlielt  werden  kann.  .      ^    ,    .  i 

Die  Appellation  geht  an  den  AppellationsgericIitsLof  ^)V  TÖfe' F^^ 
^  .zur  Eiulegung  derselben  ist  in  Betreff  der  contradictorischen  Urtliel  ^rei 
Monate  vom  Tage  der  Zufertigung  des  Ürtliels  angerechnet,  und  ih^ße- 
Ireif  der  Contmnacial-Urtliel  vom  Tage  des  Ablaufs  der  Öppositionsfrist 
an.  Diese  Frist  wird  zu  Gunsten  der  Personen ,  die  ausserhalb  des 
Continentalgebiets  Frankreichs  wolinen,  nach  No.  iBo7.'  in  BetrefF  der 
Distanzen  vermehrt ;  sie  wird  dnrcli  den  Tod  der  verürtheilten  Partei 
unterbrochen,  und  hat  sich  die  Gegenpartei  ein^r  falsclieu  Urkunde  be- 
dient, oder  eine  entscheidende  Beweisurkunde  vorerit^alHn  ^  So  wiirdeii 
die  Fristen  der  Appellation  nur  vom  Tage  an  laufen,  da  dßs  raktiin 
erkannt,  oder  die   Urkunde  wieder  erlangt  wurde*;. 

Die  Vollstreckung,  die  der  Veruitheilte  dem   ürttel  ge^el)4n,  ver- 

liindert    die  Appellation.     Wenn    also    ein    ÜrtJiel  ^  die   AiifliTsfung-    eiiicr 

Societät  verordnet  hat  und  Liquidatoren    eiTi^nnt   iWirdenj    s6    kann    die 

Partei,  die  zu  dieser  Ernennung  beigetragen ,  nicht  mehr  zur  A|]>pellation 

'^zugelasseu  werden^.     Jedoch  gibt  es  gewisse  Ürlihel^' dea^tt'i'VVlfe^^ 

tuhg   die  Appellation    nicht    hindert,     und    sogar    gibt  es  solche,    deren 

Appellation  vor  dem  DejCnitiv-UrtLel  nicht  Statt  haben  kann.      Diess  sind 

die    bloss    vorbereitenden    Urthel.      Z.  B.    wenn   ein  Handelsgericht,    um 

die  Rechte  des  Inhabers  eines  Wechsels  zu  untersuchen ,  ifeei  ({lein,  man 

e    Unterschiebung  vorgeben  würde,    für  dienlich  hält,   zu   ^verordnen ,   dass 

"der  ursprüngliche  IXehmer,  der  nach  der  Behauptung  des  Ausstellers  nur 

»einen  Namen  hergegeben  hat,    in  den  Prozess  gezogen  ^vorden. 

Es  verhält  sich  aber  nicht  so  mit  den  ürtheln,  die  vorliiiifig  über 
den  Grund  der  Klage  so  erkennen ,  dass  das  Kesultat  wahrscheinlich 
.\\\  Folgen  für  das  Endnrtheil  nach  sich  zieht.  Wenn  also  ein  Handelsge- 
richt eine  Zuziehung  zum  Prozess  verordnet  hat,  die  der  Prozedur  eine 
dem  Interesse  der  einen  Partei  evident  entgegengesetzte  Richtung  gibt, 
so  kann  dieses  Yorbe^^|ten<^^^^  ^*'f^?^  -  durch  die  Appellation  augegrif- 
fen werden.  !,,,  /^«  .      w     r\  a     .r 

In  allen  Fällen  kann  die  Appellation  am  läge  des  Urtliels  einge- 
legt werden,  und  ist  es  wegen  Aussenbleiben  erlassen,  so  kann  diess 
geschehen,  bevor  der  Weg  der  Opposition  erschöpft  ist^).  Pie  kauf- 
männischen Operationen  erfordern  diese  Exception').  ,  ,...,:.\^^ 

Die  Zufertigung  der  Appellation  muss  bei  Strafe,  der  Nullität  der 
(Gegenpartei  in  Person  oder  in  deren  Domicil  gemacht  werden^)  uud  die 
Erwählung  des  Domicils  y  die  für  die  Hauptklage  gemacht  wurde ,  wäre 


^V^  Ht  G^Bh6I«.  —  2)  «pO..  433.  «=*-/3)  li.  CrBi  644,  645.  -*^J^  G.  O.  443, 
446^  ^7,i44j8./>-  5)  Abw.  Urth.  3U.  NoY.  1825.  ^  6)  H.  G.  B.  645.  —  7)  Cass. 
24.  Juni  1816^  r-  8)  G.  O.  456. 
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für  idiese  Znfertignng  nicht  hinreicLend,  weil  ihre  Wirkung-  vom  Aiigen- 
bUci^  ,  an  anlliort,  wo  da^  Urthel  in  erster  Jnsfanz  fieHjUt  Avurdte*). 
Ebenso  terhiilt  es  sich  mit  dein  wei;en  der  Zalilimj,'-  einer  Schuld  er- 
wälilten  Douiicil.  Daraus,  dass  man  da  vorladen  köinite ,  um  eine  Ver- 
'^  urlheilun«;^  zu  erhalten,  muss  nicht  geschlossen  werden,  dass  man  daselbst 
'^iicb  einen  ÄppeTlaiionsact  noiificiren  kann  ;  aber  das  in  einer  Afifforde- 
'^un"'  auf  Entscheidung'  erwählte  Doinrcil  macht  die'  Zufertig-nn«:^  der 
Appellation,  die  da  f»emacht  wUrde,  g^ihig- ;  diess  ist  eine  Ausnahme^ 
di^'man  nicht  auf  andere 'Falle  ausdelinen  dürfte*). 

Man  kann  vor  dem  Appellatioiishof  die  nämlichen  Mittel  geltend 
machen,  Avje  vor  dem  Gericht  erster  Instanz.  Die  Nullitäten,  die  Ex- 
ceplionen  der  Incompctenz  und  alle  andern  ,  wovon  No.  1369.  die  Rede 
war,  sind,  Ayewn  das  Gericht  sie  verworfen  hat,  eben  so  viel  Mittel  zur 
AppelJation  für  denjenigeji  ,  der  sie  ang-erufeu  hiitte.  Wer  behauptet, 
da^ss  man  sie  ungerechter  Weise  zugelassen  hat ,  kann  sicli  ans  dieser 
Zulassung  MiHel  zur  Appellation  schaffen;  er  kann,  aber  nicht  bei  der 
Ap|»ellaiion  die  Klage  äinlern,  die  vor  dem  ersten  itichter  Statt  hatte. 
y^,  lj.  derjenige,  welch('r  in  erster  Instanz  im  ßesitz  eines  Erfindungs- 
Patenls  gestört  wurde,  das  er  im  Jahre  1822  erlialten,  konnte  sich 
l^ein  Miltel  zur  Aj)p''lfafIon  verschalfnu  ,  wenn  er  die  Störung  Tn  eftiem 
Patent  von  1822,  obgleich  dasselbe  auf  die  nämliche  Industrie  Bezug 
hat,   gellend   macht n   wollte'). 

Es  gibt  eine  grosse  Zahl  von  Exceptionen,  die  nicht  loehr  zugelas- 
sen werden  können  ^  wenn  man  sich  in  der  Hauptsache  vertheidigt  hat. 
((S.  J\o.  1370.)  Die  einzige,  die  man  noch  in  Appellation  enlgegen- 
:setzen  kann ,  ist  die  Exceplion  der  Incompetenz  in  Betracht  der  Materie 
und. diejenige  der  Verjährung,  und  selbst,  was  letztere  betrifft,  muss 
^cjinis  der  Vertheidigung  vor  dem  ersten  Gericht  nicht  vermuthet  werden, 
dass  via n  darauf  verzichtet  habe*).    (S.   i\o.   13ß9.)  . 

D^r  A|>pellationshof  muss  auf  die  schnellste  Art  zum  Urthel  schrei- 
ten. Da  die  Kiagsache  wie  die  Appellation  der  (Jriheile  in  snmmBri- 
^"^'iitheii  Solchen  »bgeurtbcilt  Werden  solP),  so  wird  sie  auf  Einreichniig 
'^'erii'e^i' eriiffichen  Acts  in  die  Audienz  gezogen^),  fiir  keine  andere  Pro- 
zedur wird  eine  Gebühr  gefordert'').  Der  (lerichtKliof  kann  weder,  wie 
in  fVo.  1383.  gesagt  vnrde,  die  Vollstreckung  des  in  erster  Instanz 
■^fcfitllten  Urfbel«  suspendiren ,  wenn  eft  execiitdrhcb  eHLlürC  -  wurde, 
Mocf>  k^ntl  er  dieire  Vollstreckung  aos^Tpreclien ,  die'tuiolil  itom  Gericht 
Verordnet  wurde  *)l-     -...   .  ■  ^ui.iI-jimi\        i,   ni  n 

,' ^  •'^  "bereits  ist '^Sä^'t  worden ,  d<..,s  ili  r  Apj>eliy?iof1s^liof  flbW^'Jie'"Cfem- 
petenz  sprechen  muss,    wenn   ihm  die   Rla;isaohe  vorgebracht  Wird;    er- 

^Leiint.er  aber  die   Jnpmpetenz  des  llandel.sgerichls  au .  so '  fragt  es  sich, 

OD   er  die   Sache    ans  dem    (»runde    r.nrü'rkhal^en    k;ii\n ,    dhss    er    nur   b«-- 

rechtigt   ist,   in   rivifsachen   alt/uurthein.      Dagegen    las^t   sich   eJnw'Midpii, 

dass    dieses    Hecht    <lem   jAppellnlionshof   |mr  'inkvfcrn    ttist^ht,     als    die 

Klngsarl^e  eiliiMi   ersten  Gnid  von  Jurisdiction  '  etMtt^  fJrHrlit 

erlan^^t  hat,    nml   dass  man   in  diesem   Kall    u.' m     -..-.  ü    könnte, *  sie    sei 

in  Stand    gestützt,    weil   sie   oicmals    In    cr\i(^r   Inittnifz '  vor  de«f'wal/ren 

.»U  t.'d\^  ^«1  ' 

1)  Cnss.  25.  Vendemiaire  \\\\  28.  Oct.  ISIl.  —  2)  Ca.vs.  10.  Juli  1*^M.  — 
3)  Ahw.  Llrth.  8.  Vebr.  1827.  —  4)  C.  G.«  U.  2%e4.  —  M  H.  O.  B.  f>t»<.  — 
6)  ü.  ().  463.  —  7)  Cass.  9.  Febr.  1813;  14.  Jan.  «88.  —  8)  K.  G.  ».  (>M:  — 
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ßicliter  gebracht  wurde').  Da  aber  das  Gesetz,  das  dem  Appellations- 
hof  zu  citiren  ji^estattet,  ^sveun  er,  aus  welcliem  Grunde  es  auch  seia 
mag',  reformirt ^) ,  die  Incompetenz  nicht  ausschliesst ,  so  möchte  keine 
ünterscheiduug"  zugelassen  werden  dürfen^). 

1385.  Ein  Dritter  kann  wider  die  Rechtskraft  eines  ürthels 
Einsprucli,  thun*).  Dieses  Mittel,  das  sich  auf  den  .Grundsatz  stützt, 
dass  Niemand  verurtheilt  werden  kann ,  ohne  abgehört  worden  zu  sein, 
ist  auf  alle  Jurisdictionen  anwendbar^)  und  steht  Jedermann  zu,  der  sich. 
durch  ein  Urthel  beeinträchtigt  glaubt,  zu  dem  er,  oder  diejenigen,  die 
er  Torstellt,  nicht  gerufen  worden,  Diess  und  dasjenige,  was  No.  190. 
über  die  Rechte  der  Gläubiger  gesagt  wurde,  beweist  hinlänglich,  dass 
sie  nach  allgemeiner  Regel  kein  Urthel  angreifen  können,  das  gegen 
ihren  Schuldner  gefällt  wurde  ^),  oder  es  miisste  sich  aus  den  Umstän- 
den ergeben ,  dass  dieses  Urthel  die  Frucht  betrüglicher  üebereinstim- 
mung  zwischen  dem  Kläger  und  dem  verurtheilten  Schuldner  gewesen 
ist.  Dann  aber  wäre  die  Klage  der  Gläubiger  nach.  No.  1227  u.  f, 
begründet. 

Der  Einspruch  eines  Dritten  ist  entweder  eine  Haupt-  oder  Neben- 
klage.  Die  erstere  ist  bei  dem  Gericht  anzubringen ,  vor  welchem  das 
angefochtene  Erkenntniss  ausgesprochen  wurde.  Der  Nebenpunkt  wird, 
abgerechnet  einige  Exceptionen,  wovon  in  No.  1112.  ein  Beispiel  ange- 
führt wurde,  bei  dem  Gericht  angebracht,  vor  welchem  der  Streit  an- 
hängig ist,  wenn  dasselbe  demjenigen,  welches  das  angefochtene  Urthel 
gesprochen  hat,  gleich  ist  oder  höher  steht;  steht  es  aber  niedriger,  so 
kann  nur  letzteres  erkennen''').  Das  Urthel  ist  nicht  mit  vollem  Recht 
durch  den  Einspruch  eines  Dritten  suspeudirt,  die  Richter  können  bloss 
nach  Maassgabe  der  Umstände  die  Hauptsache  fortsetzen  oder  damit 
anstehen. 

Der  Weg  zur  Aufhebung  eines  Bescheids  steht  auch  den  Erkennt- 
nissen der  Handelsgerichte  offen  ^).  Denn  wie  diejenigen  der  Civilg^» 
richte  können  sie  das  Resultat  von  List  oder  Betrug  sein ,  die  vorge- 
schriebenen Formen  verletzen,  bei  Strafe  von  Nullität  über  nicht  eingeklagt^i^ 
nicht  verlangte  Sachen  sprechen,  mehr  gestatten,  als  verlangt  wurde. 

,In  allen  Fallen  würde  die  Klage  vor  das  Gericht  gebracht,  voa 
dem  das  Urthel  ausgegangen  ist,  und  würde  sie  bei  «iuem  Streit,  der 
bei  einem  andern  Gericht  anhängig,  incidenter  Weise  angebracht,  so 
haben  die  Richter  wie  im  Fall  des  Einspruchs  eines  Dritten  zu  entschei- 
den ,  ob  die  Vollstreckung  des  ersten  Urthels  suspendirt  werden  soll 
oder  nicht.  Kurz  man  würde  alle  Regeln  der  Civilprozedur  befolgen, 
mit  Ausnahme  der  Mittheilung  an  das  öffentliche  Ministerium  nnd  eini- 
ger anderer  Formalitäten^  welche  die  besondere  Organisation  der  Han- 
delsgerichte zu  beobachten  nicht  gestatten  würde  ^). 


1)  Cass.  12.  Juli  1809.  —  2)  G.  O.  473.  —  3)  Abw.  ürth.  14.  Dec.  1825; 
7.  Febr.  1826,-  26.  Dec.  1827.  —  4)  G.  O.  474.  —  5)  Abw.  Urth.  23.  Juni 
1806.  —  6)  Cass.  12.  Fructidor  IX;  15.  Febr.  1808.  —  7)  G.  O.  475,  476, 
477.  —  8)  G.  O.  480.  —  9)  Cass.  24.  Aug.  1S19. 
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ITfierteis    llaiipti^tiiek. 


Vom     Schiedsgericht. 


1386.  Das  ScLieJsf^ferlcLt  ist  eine  Art  Jurisdiction,  "welclie  blosse 
Privat-Personen  in  Folge  der  Vollmacbt  ausüben ,  die  sie  von  dita  Parteien 
erhalten^  deren  Streitigkeiten  sie  zu  sclilicliten  liaben^ 

Im  Allgemeinen  steht  es  den  streitenden -Parteien  frei,  in  allen  Fäl- 
len, in  Tselchen  das  Gesetz  keine  Ausnalwne  niacLt')^  ihre  (streitigen) 
Rechte  entweder  von  den  von  der  Regierung  eingesetzten  Richtern  oder 
von  solchen,  die  sich  selbst  unter  dem  Namen  Schiedsrichter 
(arhitres)  Avahlen  ,  entscheiden  zu  lassen  ^);  Streitigkeiten  zwischen  As- 
socies  müssen  aber  notliwendiger  Weise  durch  Scliiedsrichter  abgeiirthelf 
werden  (s.  No.  1001.);  daher  gibt  es  auch  zwei  Arten  von  Scliiedfl- 
gericliten  : 

1)  das  freiwillige  {Varhllrngc  volontnirc) , 

2)  das  gezwungene  {larhitrage  forge). 


Erstes    Capitel. 

Vom   f reiwillig^en    Schiedsgericht. 

1387.  Jeder  Handelsstreit  kann  vor  Schiedsrichter  «r^hracht  wer- 
den.  Manchulal  bevollmächtigen  di*  Parteien  gewisse,  von  iiinen  er- 
wählte Personen  5  einten  Vergleich  für  sie  einzugehen,  und  willigen  zum 
Voraus  ein,  dass  ihr  Streit  auf  diese  Weise  geschlichtet  werde.  Dieses 
Mittel,  einen  Streit  zu  beendigen,  ist  aber  kein  Schiedsspruch;  es  ist 
ein  durch  Vermittrlung  RevollniiiVhtigter  eingi'gangener  ^  ergleich.  In 
diesem  Retrachl  müssen  die  Vorschriften  des  (ivilrechts  über  diese  xVrten 
Ton  Conventionen  und  die  Wirkungen  der  Vollmachten  befolgt  werden. 
Diese  Vorschriften  gehören  nicht  hierlier. 

Erster    Abschnitt. 

Von    der  Bildung    des    Schiedsgerichts. 

I  .ihH,  l\nr  Personen,  denen  die  freie  Ansübung  ihrer  Rechte 
zusteht,   können  in  ein  frei>"\illige«  Schiedsgericht  willig^*n^). 

Wrnn  also  ein  verstoihencr  Kaufniann  einen  iniiiderj.ihrig^Mi  oder 
interJicirt<>n  Krben  liiiit(*rliisHt ,  ^^ellll  die  Successiun  Rechnungen  oder 
andere  gemeinschallliche  InteresNCKachen  zu  reguliren  hat,  so  könneo 
weder  diese  Minorennen  oder  Interdicirte,    noch  ihre  Vonniiudcr  eiu- 


1)  Diese  Ausnahme   betrifft   Schenkungen    im»!    \  crniächtni^se    von    Alimmim. 
Wolinunn    oder   Kleidimg,    'rrrnniin;;iMi  der    liheleuto ,    Kln*s«lnMdiingcn .    Krurio 
run;;(>n  des  rociuliciun  /iist.indos  und  nlle  Slrcili;;'  rileu ,    die    <lenj    ».l»<-iitli.  Iion 
Winisteriuni  vorgolegl  wrrdon  miisxon ;  diese  dürfen  der  scllicd«rit:blcrlicbi'n  Kil- 
eclieidung  «itlii  unterworiVn  weril.ii.     ü.  O.   1004, 

2)  G.  ().  1003.   —  8)  G.  O.   1(M)3. 
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willig^en^  ^asi|  die,  entstebenden  Streitig^keiten  ^'ircli  ScliiedsrfcLter  ent- 
scliieden  werde«;  sie  geliöVeii  nach  No.  1350.  vor  das  Handelsgericht, 
was  sog-ar  der  Fall  wäre ,  \\:eim  d^r  Verstorbene  Z!|m  Scl^iedsgericht 
seine  Eiowilligung-  gegeben  bätte  *)• 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  denjenigen ,  die  provisorisch  in  den 
Besitz  des  VQrmö'geqs  eines  Abwesenden  eingesetzt  wordej^  waren, 
mit  Personen ,  denen  ein  Beistand  gegqbeu  wurde ,  wenn  dieser  ihneii 
nicht  beisteht,  mit  Contumacial-Verurtheilten  während  der  jFiinf  Jahre, 
^le  auf  ihre  Executlon  r/t  effigie  folgen  und  überhaupt  mit  all^n  den- 
jenigen, die  ihrer  bürgerlichen  Rechte  beraubt  sind, 

,  Mandatare  ,  selbst  wenn  sie  ermäcLtigt  sind ,  können  sich  keinem 
Scliedsspruch  unterwerfen,  ohne  in  ihrer  Vollmacht  oder  durch  beson- 
dere lustruct^ionen  ausdrücklich  dazu  ermächtigt  zu  sein  2).  Wie  diese 
Grundsätze  mit  Modificationen  auf  Administratoren  oder  Liquidatoren 
einer  Societ^t  und  auf  Masse-Curatoren  anwendbar  siud^  darüber  sehe 
man  No.   1014,  1075,  No.  1181  und   i:>57. 

.5  Da  der  handeltreibende  Minderjährige  (s.  No.  57.)  als  volljährig  an- 
gesehen wird*),  so  kann  er  die  Streitigkeiten,  die^  seinen  Flandel  be- 
treiffen,  dem  Ausspruch  von  Schiedsrichtern  unterwerfen.  Ein  Gleiches 
kann  eine  Handelsfrau  ,  sie  muss  aber  von  ihrem  M£^uue  ermächtigt  &ei%. 
eben  so  als  w^enn  sie  vor  uericht  erschiene*),      ■      .9      }^  ^^j       ^,,...^t, 

1389«  Frauenspersonen,  Minderjährige,  Interdicirte,  für  bür- 
gerlich todt  Erklärte  können  nicht  Schiedsrichter  sein ,  auch  nicht  die- 
jenigen, welche  ihrer  bürgerlichen  Rechte  beraubt  wurden.  Was  den 
Ausländer  betrifft ,  so  könnte  dieser  allenfalls  zu  einem  freiwilligen  Schieds- 
gericht gewählt  werden ,  ohne  dass  desshalb  die  Entscheidung  von  eincr^ 
der  Parteien  angegriffen  werden  könnte ,  w^eil  bei  dieser  Art  Schiedsge^ 
r|cht  die  Ernennung  der  Schiedsrichter  von  Allen  ausgegangen  ist. 

,j.  Richter  können  individualiter  auch  das  Schiedsrichter- A"^t  ähneli- 
meii;  Parteien  aber,  die  vor  einem  Qericht  plaidiren ,  dürften  diesem 
nicht  das  Recht  ertheilen,  schiedsrichterlich  gegen  sie  zu  verfahren*), 
selbst  wenn  sie  nach  No.  1358.  einwilligen  konnten-,  dass  in  letztjer  In^ 
st^nz  entschieden  werde.  '  ..''  <     n(,  , 

'  '  .    n . 

1390.  Die  Ernennung  von  Schiedsrichtern  geschieht  durch  Com^ 
pj'Winis's  (coinpromh).  Dieser  Act  muss  alle  die  verschiedenen  Be- 
dingungien  enthalten,  die  zur  Giltigkeit  eines  Vertrags  uÖthig  sind,  und 
könnte  aus  den  nämlichen  Ursachen  annullirt  Averden,  wenn  er  fehler- 
iiaft  Wäre.  Das  Compromiss  kann  entweder  von  den  Schiedsrichtern 
selbst  zu  Protokoll  genommen  w^erden ,  in  welchem  Fall  es  von  den 
Parteien  unterzeichnet  sein  muss ,  oder  es  kann  in  einem  Urthel  ange- 
führt sfein,  das  in  diesem  Fall  der  Unterschrift  der  Parteien  nicht  be- 
darf^ oder  esl  kaihi  durch  Notariats-  oder  Privatact  entworfen  sein^)» 
Oanh*Tst''ey  dfeii  ih  No.  243  uv  f^'  angegebenen  Vorschriften  unterwor- 
tenJ'  WaVe  ^^  nicht  ih  eben  1^0' vi'öl  Originalen  ausgefertigt,  als  Parteien 
darin  vorkommen,  oder  wäre  diess  im  Act  nicht  angeführt,  so  würde 
cfiesie  Nullität 'durch  die  Vollstreckung*  gehoben^). 

1)  G.  O.  1013.  —  2)  C.  G.  B.  1989.  Abw.  Urtli.  15.  Febr.  1808.  —  3)  C.  G.  B. 
487.  —  4)  C.  G.  B.  215.  —  5)  Abw.  Urth.  30-  Aug.  1813.  —  6)  G.  O,  1005. 
Abw.  Urth.  11.  Febr.  1824.  —  7)  Abw.  Urth.  7.  Febr.  1826;  1.  Mära  1830, 
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1391*  Ei^  ist  ntcLt  niHimg-äng^licli  nötliig-,  dass  im  Compromlss 
die  Streitpunkte,  ang-eftibrl  Werden;  die  Partelen  könueii  die  Sciiiedsricli- 
ter  beanflrag-eu,  die  zwischen  ihnen  enfslandene  Slreilsache  .  oder  dieje« 
uigeii,  Avelclie  noch  weg-en  der  Vollziehung"  gewisser  Acte,  oder  weg^n 
der  im  Comprouiiss  angegebenen  Gegenstände  entstehe«  können ,  ab- 
znnrtheln. 

Die  Bezeichnung  der  Schiedsrichter  ihrer  Qualität  nach  -wäre  bia- 
reicLeud,   virenn  diese  Qualität  die  Person  auf  eine  gewisse  Weise  angübe. 

Z.,  B..  "weun  die  Parteien  den  Präsidenten  einer  Handelskammer 
oder  jede  andere  durch  ihre  Arotsverrichtnng  bezeichnete  Person  er- 
uaiuit  hatten. 

•  >!    ..II    'yl         •      • 

;r  Die  Parte iea  könneu  nach  Belieben  über  die  Anzahl  der  Schieds- 
ricJiter  übereinkommen,  jedoch  ist  es  der  Klugheit  aijgemessen^  sie  in 
ungerader  Zahl  zu  nehmen,  damit  die  Schwierigkeiten  und  der  ZeitTer- 
liwl ,   den  die  Wahl  eines  Obnianus  Lerbeiführt ,  vermieden  w  erden. 

Da  im  Handel  viele  Geschäfte  vorfallen ,  wo  die  Billigkeit  das 
Recht  überwiegen  muss ,  so  können  die  Parteien  den  SchiedsricLteni 
die  Gewalt  einräumen,  ihr  Urfliel  zu  fällen,  ohne  jrenöthigt  zn  sein, 
sich  an  das  strenüe  Recht  zu  halten  ').  Dergleichen  Schiedsrichter  nennt 
man  gütliche  Vermittler  (amiahles  composiunirs).  Diese  geg'^bene 
Macht  lässt  sich  nicht  vermuthen ,  sie  muss  ausgedrückt  w  erden  nnd 
daraus^  dass  die  Schiedsrichter  ermächtigt  sind,  in  letzter  Instanz  zn 
sprechen,  würde  sich  nicht  ergeben,  dass  sie  als  gütliche  Yermittler 
angesehen  werden  können.  ,     I    r 

'.  lis  können  Fälle  vorkommen,  wo  die  Parteien,  ohne  gesetzllcn  ge- 
nö'thigt  zu  sein  ,  sich  einem  Schiedsgericht  zu  untert\  ei  fen  ,  die  Ueber- 
eiikkuaft  getroffen  haben,  auf  diese  ^V«•i8e  die  Streitigkeiten  beizulegen, 
die.  ib  Folge  ihre«  Vertrags  entstehen   könnten. 

Desshalb,  dass  die  ILuidelsgerichte  genöthigt  sind,  die  Parteien  vor 
Schiedsricliter  zu  vc^rweisen,  die  ungeachtet  dieser  Uebereinkunft  in  ein 
geregeltes  Prozcss\ erfahren  einwilligen  ,  kann  man  eigentlich  nicht  sagen, 
diiaif  ,,ejn  solches  Schiedsgericht  ein  Zwanj;sschiedsg*»riclit  sei ;  ihr  gegeö-' 
Seitiger  AVille  kann  einen  Vertrag  anflicben ,  zu  welchem  das  Gesetz 
ermächtigte,  ihnen  aber  nicht  gebot.  Dieser  W^ille  ist  sogar  desshalb 
allein  schon  vorauszusetzen,  dass  eine  Partei  die  andere  vor  dem  Han- 
delsgericht belangt  und  diese  die  Vollziehung  des  ('omproiniaHe«  in  den 
nämlichen  Fällen,  wo  sie  di»;  Verweisung  wegen  persönliclipr  Incompe- 
lenz  hafte  vorlangen  knunen,  ni<'lil  verlangt  hat.  Dicj^eh  ScJiiedsgericl^t 
iMt  jedoch  in  sofera  ein  Zwangsschiedsgericht ,  als  die  ein^  ^gk  Parteien, 
BO  lange  ein  b(>idcrs«itip(><«  lirftch*'.inen  vor  den  gewöhnlirh«  n  Richtern 
keine  Abweinung  der  Klage  herbeigelüln4  hat ,  dio  andere  zwingen 
ktltltt ,  dur  Uel>ereinkunit  narJiznkomnirn ;  d^nn  würde  Alle«,  was  iiM 
folgenden  (Jnpilel  über  die  lirnennung  von  Aintswegen  gesagt  wird,  sein« 
vollständige  Anwendung  finden.  Dif  Folge  dieser  (irundnälzi*  nmss  notli- 
"Wendiger  \Vei.se  zur  l^nlNcheMung  fulirrn.  dass,  w«'un  ein  Mitud»*lsn).«MU 
4urch  rerhtsgiltigrn  Vertrag  eingtf\>iU»gt  häil«,  die  daraus  eulsO'Jiende« 
Streitigkeilen  .Sehirdsrielitern  /.u  nnterwerfeu  ,  s«'iue  (ü.uiLiger  nach  h«'i- 
iier  Fallinientserkhirung  gn'lulteu  \>tir«.'U,  diese  \erbindlichkcit  :tn  halli'«i 
weil  ihnen  nach  INo.  117(i.  nicht  mehr  Rechte,  als  dem  Schuldner,  den 


I)  G.  O.  l()00. 
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Sie  vorstellen,  zustellen  und  sie  actire  und  passive  in  seine  Rechte  ein- 
g:esetzt  sind.  In  Betreff  Minderjähriger  oder  In(erdicirt«r  würden  mehr 
Schwierigkeiten  entstellen ,  sie  wären  eben  so  wenig  verbunden ,  in  ein 
eingegangenes  freiwilliges  Schiedsgericht  einzugehen ,  als  sie  verbunden 
wären ,  ein  angefangenes  ähnliches  Gericht  forlznsetzen.  In  ihrem  In- 
teresse gilt  die  Ausnahme  von  der  Regel,  dass,  Wer  .sich.- v^cbiödlici 
^lacji^,  dadurch  auch  seine  Erben  verbindet i).  .f,'  nn-iK    •»»'«'!? 'ufif»^!.: 

tll'  ^enn  auch  noch  so  schwierige  Streitpunkte  zu  lösen  sind ,  so  wäre 
diess  kein  hinreichendes  Mittel,  die  Vollziehung  eines  Gompromisses  zn 
verhindern ;  denn  bei  der  Unterzeichnung  dieses  Gompromisses  hatten  die  • 
Parteien  diese  verschiedenen  Ums(äi>de  berücksichiligen  und  die  Fähigkeit 
der  erwählten  Schiedsrichter  kennen  sollen.  Würden  aber  in  Folsre 
des  Unterschieds  zwischen  dem  gesetzlich  verordneten  Schiedsg-ericht 
und  dem  freiwillig  eingegangenen  die  durch  letzteres  ernannten  Schieds- 
richter sich  weigern,  oder  wären  sie  gestorben,  oder  würde  sich  auf 
irgend  eine  Weise  ,  selbst  durch  Verwerfung  eines  Schiedsrichters ,  der 
für  gütig"  erklärt  wurde,  das  Schiedsgericht  auflösen,  so  würden  die 
Parteien  wieder  frei  2),  die  eine  derselben  könnte  die  andere  nicht  zwin- 
gen, sich  an  neue  Schiedsrichter  zu  halten,  und  es  würde ,  Avie  No.  1388. 
g-esagt  wurde,  der  Tod  des  einen  der  Contrahenten  aucjh  d^j^,jS^i^4?ge- 
richt  auflösen,  wenn  seine  Erben  minorenn  wären,  .,   i'^ nO        .  »rro 

;j[»7i(  loud.  Jedem  erwählten  Schiedsrichter  steht  es  frei ,'  dieseiS  Amt 
anzunehmen  oder  abzulehnen;  hat  er  es  aber  einmal  angenommen,  oder 
haben  die  Operationen,  nachdem  das  erste  Protokoll  eröffnet  wurde,  be- 
g-onnen ,  so  ist  er  gehalten ,  seine  Entscheidung  zn  geben  und  kann  sein 
Amt  nicht  mehr  niederlegen  ') ,  ohne  zur  Vernrlheilung  in  ScLadloshal- 
tung-  Anlass  zu  geben ,  es  müsste  denn  ein  legitimer  Grwnd  vorhanden 
sein  ,  ihn  seiner  Obligation  zu  entbinden. 

Diess  ist  der  Fall,  1)  wenn  das  Compromiss  fehlerhaft  und  nichtig 
ist ,  2)  wenn  der  ablehnende  Schiedsrichter  von  einer  der  Parteien  be- 
schimpft oder  geschmäht  wurde  und  zwischen  ihm  und  ihr  eine  Haupt- 
feindschaft entstanden  wäre,  3)  wenn  der  Schiedsrichter  durch  Krank- 
heit oder  starkes  Unwohlsein  ausser  Stand  gesetzt  wurde,  sich  mit  dem 
Schiedsrichleramt  zn  befassen,  4)  wenn  ein  öffentliches  Amt,  das  er 
seit  dem  Compromiss  angenommen,  oder  seine  eigenen  Geschäfte  seine 
gan^e  Zeit  in  Anspruch  nähmen.  ^^jv    .^»Y/        OOJ^f 

lailc>.  Die  Schiedsrichter  können  bis  znm  Ablauf  der  znr  schieds- 
richterlichen Erörterung  von  den  Parteien  durch  Compromiss  oder  vom 
Gesetze  bestimmten  Frist  nicht  wieder  entlassen  werden ,  es  müsste  denn 
mit  gegenseitiger  Einwilligung  der  Contrahenten  geschehen*) ,  sonst  wäre 
dWs'  Compromiss  kein  Vertrag  mehr,  wenn  eine  der  Parteien  ohne  die 
Einwilligung"  der  andern  davon  abgehen  könnte.     ^"  ^  • 

^j^^^,  Uy*.  Uebrigens  können  die  Schiedsrichter  wie  gewöhnliche 
Richter  verworfen:  werden  j  die  nämlichen  gesetzlichen  Gründe  gelten 
auch  hier  *).  AUpin  zwischen  der  gewöhnlichen  Jurisdiction ,  die  man 
eine  gezAvungene  nennt,  und  derjenigen,  welche  aus  einem  Compro- 
miss hervorgeht  ,  welche  eine  freiwillige  g^enannt  werden  kann,  ist 
ein  Unterschied  5     den  mau   sich   merken   muss.     In    der   ersten  hat   die 

1)  G.  O.  1013.  —  2)  G.  O.  6.  Nov.  1809.  —  3)  G.  O.  1014.  —  4)  G.  O. 
1007,  1008.  Cass.  12.  Juli  1809.  —  &)  G.  O.  lOU.  Cass.  16.  Brumaire  VI. 
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Verwerfnn^  einen  leghimen  Grund,  weim  «Icr  Riclifer  mil  der  dnen 
Partei  bi«  und  iwit  Inbegri/f  des  Grades  eines  GescLwislf-r-Rilirdesver- 
Tvandt  ist,  selbst  ^venn  die  VerwandtscLaft  schon  ror  Anbrino-tinic  d^r 
Rlag-e  bestand.  In  der  zweiten  -wäre  diese  Verwerfung*  nur  in  fsöfern 
znlässig*,  als  die  Verwandtschaft  seit  dem  Compromiss  entstanden  ist. 
Im  Allg-emeinen  waren  die  vorherg-eg-an'renen  Thatsaclien  niclit  zn  be- 
riicksichtig-en ;  denn  da  die  Wahl  der  Schiedsrichter  durch  alle  Parteierl 
g-emeinschafilich  geschieht,  so  wird  ang-enommen ,  als  habe  jede  alle 
Scliiedsrichter  gfewählt  und  auf  das  Recht  verzichtet,  irgend  eiifeit^n 
Terwerfen. 

Die  Mittel  zur  Verwerfung  werden  vor  dem  Gericht  des  Ortes 
augebracht,  wo  die  Klage  hatte  anhangig  gjeinacht  werden  müssen,  wenn 
kein  Schiedsgericht  Statt  gehabt  hätte*).  Wenn  die  Verwerfung  nn- 
nützer  AVeise  gemacht  wurde,  «o  kan»  sie  zu  Scliadloshaltui^- Aä^ 
lass  ceben.  tiMii-.,,t,'^      hi>  n'^M^vr  •%  •    i**u\  .ii 

1393.  Iii  keinem  dieser  Fälle  ist  die  Partei,  deren  Schiedsrich- 
ter sich  des  Geschäfts  entschlagen  hat ,  verworfen  wurde  oder  gestorben 
ist,'  gehalten,  einen  andern  zu  wählen,  oder  einen  von  Amts  wegen 
wählen  zu  lassen.  Ebenso  kann  sie  nicht,  wenn  sie  einen  neuen  Schieds- 
richter wählt,  gegen  den  Willen  ihres  Gegners  verlangen,  dass  die  be- 
gonnenen Operationen  fortgesetzt  werden  ,  weil  das  Zutrauen  in  die  Per- 
son des  fehlenden  Schiedsrichters  auf  die  Bestiminun^  aller  derjenigen 
Kiulluss  haben  kann,  die  Theil  am  Coiupromiss  genommen;  das  Sdiieds- 
ffericht  endigt  also  mit  vollem  Hecht.  Die  Parteien  können*  aber  ein- 
willigen ,  dass  der  fehlende  Schiedsrichter  ersetzt  werde  ;  dann  müsaen 
die  Zwischen  -  und  vorbereitenden  ürthel  und  die  verscJiiedeneu  Pro- 
zeSs-Acte  vollstreckt  werden.  Die  neuen  Schiedsrichter  nehmen  dann 
das  Geschäft  in  dem  Zustande  vor,  wie  es  sich  befindet,  wenn  dies« 
nicltiidem.  Willen  der  Parteien  entgegen  ist. 

Z^yeiter    Absclinitt. 

Wie    vor   den    Schiedsrichtern    ins truirt  wird« 

139o.  Wer  über  eine  Streitsache  zu  entscheiden  hat,  muss 
AJles  k-eniieu,  was  ihn  diiriiber  aufklären  kann.  Oft  beslimineii  die 
Parteien  im  Compfpuilss  den  Stand  der  Sache,  die  darauC  Bezug  haben,'* 
den  Papier^ ,  die  .^e^yeismi(tel  und  Arten  von  Beweisen,  die  gefuhrt 
w<*rdeu  Süllen,  die  Frist,  in  welcher  sie  beizubringon  Aind ;  ist  dit'»u 
abgelaufen,  sosii^d  die  ScbiodsricJiter  güJialtcu  ,  über  das,  ^"^as  ihnen 
vorgelegt  wurde,  abzuurthelil* 

In  Krmangelung  einer  besondern  Ueberejnknnft  oder  einer  solchen, 
die  sich  aus  der  (^ualificirnng  von  gütlichen  Vemuttlem  ,  die  den  Scliieds,- 
richtern  beigelegt  ist,  wird  angeiionunen ,  diiss  die  Parteien','  diQ  Ttit' 
Üfen'  Ilandelsgerlchteii  übliche  Prozedur  befolgen  und  ihr  ürthel  hi 
de'ti  drei  Monaten  litllen  wollten;  dann  müssen  die  Papiere  und  Be- 
weismittel wenigstens  vierzehn  läge  >or  Ablauf  der  im  loinpromiss  fest- 
gesetzten Frist  eingeliefert  worden  •").  Wach  No.  1391.  würde  die  V«^- 
zichtleistung  auf  dit;  Appellation  nicht  vcrumtheu  lassen,  dass  die  Schied»- 

1)  Coas.  27.  Vcntosc  VII.  —  2)  G.  O.  1007,  1009,  1016. 
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ricliter  von  der  ßeoljacLding'  der  Formen  enllioben  sind.  Da  übrig-eus 
dip  Scli,ied§ricliter  "vv  irkliclie  Ricliter  sind ,  so  können  sie  in  den  nainli- 
cUen  fallen  -wie  diese  wegen  pHicLtwidrii;en  Verfahrens  eiogeklag-t 
werden  *).  Sie  richten  anch  über  die  Schwierigkeiten,  die  Ausdehnung;' 
ihrer  Vollmachten  betreffend  2) ,  jedoch  bleibt  es  derjenig-en  Partei ,  die 
sich  durch  ihre  Entscheidung*  verletzt  glaubt,  unbenommen ^  von  dem 
Recht  ^ATOvon  in  No.  1408.  die  Rede  sein  soll,  Gebrauch  zvt  machen, 
aber  nicht  von  der  Giltigkeit  des  Compromisses. 

Glauben  die  Schiedsrichter,  zu  ihrer  Aufklärung  ihre  Zufluc|it  zu 
einer  Untersucbung-,  zu  einem  Verhör,  zu  einer  Besicbtig-ung*  durch  Sach- 
Terstiindige  nehmen  zu  müssen,  so  geschieht  diess  g'emeinschaftlich,  wenn 
d^s  C'ompromiss  sie  nicht  ermächtigt,  eiuen  unter  ibiien  dazu  zu  bestel- 
len *),  Sie  können  sogar  Friedensrichter  oder  andere  Magistra^perso^neu. 
beauftrag-en ,  um  eine»  Zeugen  abzubö'ren ,  dessen  Domicil  zu  enllernt 
wäre,  ohne  dass  sie  der  Ermächtigung-  der  Parteien  dazu  benöthigt  wä- 
ren. Das  Urthel,  ^velches  die  Schiedsrichter  desshalb  fällen ,  mu8S, 
wie  jedes  andere  vorbereitende  oder  Zwischennrthel,  in  der  hiernach 
angegebenen  Form  executorisch  erklärt  werden.  Weigern  sich  die  Zeu- 
gen, zu  erscheinen,  so  müsste  man  sich  gleicbfalls  an  das  Gericht  wen- 
den,   damit  es  die  in  ähnlichem  Fall  bestimmten  Strafen  ausl^preche. 

,  /  XpU7»  Da  die  Vollmacht  der  Schiedsrichter  sich  nicht  über  das 
Civilinteresse  der  Parteien  erstreckt ,  so  müssen  sie ,  so  oft  sich  wahrend 
der  schiedsricbterlicben  Verhandlung  Jemand  zum  BeAveis  der  Unächt- 
heit  einer  Urkunde  erbietet,  oder  wenn  irgend  ein  anderer  Incideutpnnkt 
eintritt,  dessen  Beurtheilung  ihnen  nicht  zusteht,  die  Parteieh  dessfalls 
zum  gericbtlichen  Anbringen  vor  das  competente  Gericht  verweisen  *), 
das  nach  den  Rechts -Vorschriften  spricht,  aber  nicht  ermächtigt  wäre, 
in  letzter  Instanz  aus  dem  einzigen  Grunde  abzuurtheln,  dass  die  Schieds- 
richter ermächtigt  wären,  ohne  Appellation  zu  sprechen  *).  Das  Com- 
promiss  bleibt  desshalb  nicht  weniger  in  Kraft  und  verbindet  immer  die 
Parteien.  Die  Fristen  des  Schiedsgerichts  sind  bloss  während  der  Ver* 
folg-urtg*  des  Incidentpunktes  suspendirt  und  neuerdings  nur  Tom  Tage 
an,  wo  er  dehnitiv  entschieden  wird.  <;  aj  .  ..|.>:Uo/    ini  »di   s. 

Glaubt  man,  dass  die  den  Schiedsrichterii  cingferäni^te  thf^^Oßat- 
lichö  Frist  nicht  hinreichend  sei,  so  kann  man  ihnen  die  Macjit:  seheOf 
sie^  nach  Gutdünkeq  zu  verlängern.  'Hvy^r  briii    ^aJa-iurr  idiaats^  ?r,yr 

'^  ^  Die  Parteien  können  auch  während  'dies^  Sdhited^feHcKfs  «ifd  vor 
Ablauf  der  Zeit,  innerhalb  Avelcher  die  Schiedsrichter  im  entscheide^ 
bereclitigt  sind,  durch  Privatact  oder  durch  Erklärung  vor.  .diesen 
Schiedsrichtern  über  eine  Frist  -Verlängerung  übereinkommen  ^).  Der 
Beweis  dieser  Frist -Verlängerung  kann  sog-ar  aus  ihrer  Erscheinung  vor 
ihnen  nach  der  abgelaufenen  Frist  hervorgehen  ^;  ;  cjber  ,e\n  Mandatar, 
und  wäre  es  derjenige,  welcher  das  Co'^P''*^'"'^^  unterzeichnet  hätte, 
könnte  es  nicht  ohne  neue  Ermächtiguug  seines  Mandanten,  noch  .,^ip 
einziger  dabei  ßetheiligter  für  die  übrigen*). 

-^'  l^9ö.  Das  -  ^tlrthel  jnttss  >  in  der  im  Compromiss  angegebenen 
Frist,  oder  in  der  verlängerten  Frist  gefällt  werden^  wenn  die  Parteiep 


Vyet.  O.  505.  Cass.  7.  Mai  1817.  —  2)  Abw.  Urth.  28.  Juli  1818.  —  3)  Abw. 
Urth.  1.^.  Mai  1S26.  ~  4)  G.  O.  1015.  -^  5)  Cass.  23.  Fructidor  XIII.  ;  15. 
auli  1^18.  ~  6)  Abw.  Urth.  13.  Mai  1828.  —  7)  Abw.  Urth.  17.  Jan.  1826.  — 
8}  Abw.  Urth.  18.  Ai^.  1819.       '  ^-^^ 
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in  diese  Verlüng-eniog  gewilllg:!  oder  die  dazn  erina'cLtifrten  Scliledsricliler 
sie  verordnet  Iiaben.  Es  l<.ariii  nur  diircli  die  Scliiedsricliter  erlassen  wen- 
den ;  diese  küiiucn  sirli  zwar  bei  scIiAvieri^en  ReclilsfVa^en  bei  Sacbi-er- 
Kfa'ndigen  K«i(bs  erliole» ,  dürfen  ;»ber  niclit  bei  der  Ijera(IistJilaj,Miii^  des 
Urtbels  inleryenirt'n.  Dieses  Urlliel  kann  an  einem  Feierlage  ^eHilft 
■werden');  um  g^llli;;-  z»  sein,  inubs  es  von  allen  Scliiedsrirjjtern  ji^^Hilll 
sein'),  oder  das  Couipromiss  miisste  die  Majorität  der  Scbiedsrichler 
erniacbtigeu,  in  Abvveseulieit  der  übrigen  zu  entsclieiden.  Hiitte  aber 
die  Majorität  coiistafirt ,  dass  diejenigen,  welcbe  anderer  Meinung-  sind, 
nachdem  sie  zur  Entscheidung*  beigetragen  ,  das  Urthel  zu  unterzeicbnen 
verweig-ert  haben  ,  so  konnte  man  nicht  sagen  ,  dass  es  in  Abwesenbeit 
einig-er  Schiedsrichter  g-eiallt  wurde  ^).  Diesen  Fall  ausgenommen,  -ivä'ro 
die  Entsclieidung',  die  nicbt  von  allen  Schiedsrichtern  uuterscbriebeji  ht^ 
nichtige  *). 

Was  auch  die  Schiedsrichter  entscheiden  ,  so  ist  ibre  Entscbeidun^ 
ein  wahres  UrtJiel ,  sie  müssen  also  die  in  I\o.  1379.  angeg-ebeneh  For- 
men beobachten.  Dieses  l/rlbel  besteht  nur  legaliltr,  ^venn  es  datirl 
und  unterzeicjniet  ist;  sein  Datum  zeuget  aber,  chne  dass  ein  entgegen- 
gesetzter Beweis  zugelassen  werden  kann*). 

Hätten  sich  die-Schiedsricliter  bei  der  Abfassung;  des  Urthels  einer 
im  Lande  gebräuchlicben  Mundart  bedient,  so  würde  diess  keine  INuIli- 
tät  bewirken,  nur  öHentlicbe  Beamte,  welcbe  Acte  anders,  als  iu  fraü^ 
EÖsischer  Sj)raclie  entwerfen,  würden   bestraft '^).  -iljuh«    i'th 

1399.  Mit  dem  Urthel  hört  das  Schiedsg-ericht  g:änzlich  auf. 
Entstehen  weitere  Schwierigkeiten  über  die  Auslegung"  des  Urthels  oder 
über  die  AusdeJjnuug;  der  Vollmacht ,  welcJie  den  Schiedsrirbtern  ertbeilt 
war,  so  haben  die  gewobnlichen  Richter  darüber  zu  spr«chey. 

Das*  Schiedsgericbt  kann  aufliö'ren ,  bevor  die  Scbi»*dsri<jhter  ,^\r 
schieden  hatten  (s.  INo.  1301  u.  f.),  wie  z.  B.  beim  Ableben  der  einyn 
Partei,  welche  minderj.ibrige  Erben  zurückliesse.  ^^'as  die  A  olljäbri'- 
gen  betrifft,  so  müssen  sie  die  eingegangene  Verbindlii;bkeil  des,  \  er- 
storbeu(Mi  vollstrecken')  und  die  Prozedur  wird  mit  ihnen  wie  vor  einem 
gewohnliclien  Gericht  wäbrend  der  Frist  der  schiedsrirbterlicben  A'erliand- 
Inng"  fortgesetzt.  DaH  Ende  des  Schiedsgerichts  verniriitet  nicht  Alles, 
was  gemarbt  wurde  ,  und  wenn  irg»'nd  ein  vürbereileudes  Urtbel  oder 
ein  Zwiscb(*n-Urlbel  Gestiindnisse  oder  irgend  eine  Ajierkeni^uuj^f,  einer 
Pnrtei  ru  i'mvsten  der  atidem  entbielte;  wenn  eine  Btikicliiigung:  durch 
SacliVerstsindigT  V  ('wie  Unlersurluing  Sijitt  g»'babt  halte,  so  könnten  diese 
AWe  mit  (iriind  vor  einem  g-e>vi>lin lieben  (iericJit  angerufen  \>erden,  dos 
über  die   Klrrpfsnrlie  iu   erkeniifii   liiitte'^j. 

Dife  TLrloscIiuMg  der  S^rb** ,  die  Gegenstand  der  srbirdNricUttMlii  iien 
Verband liifig'  ist  ,  die  Confiision  der  enlg-'g»'ng»setrten  ll«'cl»te  und  die 
vcrscbiodeuen  anden»  Mittel  ,  um  zur  Beendigung-  ein«*  .Sireiles  r.u  ;;f  Iau- 
fl^en  ,  können  auch  dem  Schiedsgericht  ein  Ei>^e  nisdi^n.  Es  i%l  mh- 
nötbig,  darüber  noch  (>l\vaN  v.u  sagten,  da  die  iu  No^,,(|l>3  .iM:i»  |B»g('j;e- 
bcneu    Grundsut/e   hinreicbend  sind.  . 

I)  Abw.  llrth.  22.  Not.  1S27.  —  2)  Cm.  O.  lOlO.  Casv  1«.  Frimairn  Ml; 
a  FruelidorVlI.  ~  3)  Cnun.  ^  Vondemiaire  VIfl  ;  Mw.  Urtli.  X  Jan.  I^Jt»,  — 
4)  Abw.  Urlh.  4.  Mal  IHOO.  —  f»)  \H\*.  IVtli.  15.  Thermidnr  XI.;  M,  Mki 
tmm.  —  <»)  n.'crct  v.  20.  Juni  IVM.  Abw.  Urlh.  1.  Wiiri  lKi<».  —  t)  ü.  O. 
1012.  —  H)  Abw.  Urlh.  ö.  Nov.  1815. 
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•r«»(n'»8  ir»»£lr>  D  r  i  1 1  er    Abschnitt. 

V  o  m     O  b  in  a  a  u. 

1400.  Sind  die  Snliiedsricliter  iu  ihren  Meinung-en  g-etlieilt ,'  so 
müssen  sie  entweder  in  dem  nämlichen  Protokoll,  oder  in  getrennten 
Protokollen  ihre  Meiniin*,  mit  Gründen  beleget,  abfassen.  Wer  von  ihneu 
diess  uuterh'esse,  verdiente,  dass  man  das,  was  in  No.  1392.  über  die- 
jenigen^ die  si eil  ohne  G-und  der  VoUzieliung  eines  angeüommenen  Auf- 
trags entheben,   anwende.  '-  ' 

Diese  Meimingsverschiedenheit  bringt,  je  ttWch'  deti  "Klauseln  des 
Compromisses ,  verschiedenartige  Wirknngen  hervor.  Haben  die  Parteien 
für  den  Fall  der  Stimjnen-Üugleichlieit  keine  Verfügnng"  g-etroffen ,  so 
bebt  diess  die  Vollmacht  der  Schiedsrichter  und  das  Compromiss  anf. 
Die  Parteien  können  zwar  dnrcli  eine  nene  Convention  einen  Obmann 
{tiers-arbiirc)  wählen  oder  die  Schiedsrichter  zu  seiner  Wahl  berecliti- 
g-en,  was  aber  gewissennaassen  ein  neues  Compromiss  ist.  Haben  die 
Parteien  den  Fall  vorausgesehen,  dass  die  Schiedsricht/jr  in  ihren  Mei- 
nungen g-etbeilt  sein  können,  so  muss  in  diesem  Betracht  die  Ueberein- 
kuuft,  wie  sie  auch  sein  mag,  vollzogen  werden.  In  diesem  Fall  hebt 
die  Stimmengleiclibeit  die  Vollmacht  der  getheilten  Schiedsrichter  nicht 
auf;  es  folgt  daraus,  dass  sie  verworfen  werden  können,  wenn  sie  durch 
irgend  eine  Thatsache  Anlass  dazu  geben  ^). 

Meistens  sind  die  Schiedsrichter  zur  Ernennung  eines  Obmanns  er- 
mächtigt. Sind  sie  über  dessen  Walil  einig ,  so  wird  dieses  in  der 
Sentenz,,  worin  sie  der  stattgehabten  Stimmengleichlieit  erwähnen,  an- 
geführt. Rönnen  sie  sich  nicht  über  die  Wahl  des  Obmanns  vereinigen, 
so  geben  sie  dieses  zu  Protokoll,  und  dann  wird  der  Obmann  auf  Au- 
sucben  der  Partei,  welche  die  Saclie  am  eifrigsten  betreibt,  vom  Präsi- 
denten des  Handelsgerichts  ernannt,  der  die  scbiedsrichterliche  Entscliei- 
dung  zu  verordnen  bat  2). 

14ul,  Die  Vorscliriften  über  die  erforderlichen  Qualitäten  eines 
Schiedsrichters,  dessen  Verwerfung,  das  Recht,  davon  abzustehen,  die 
Verpilichtnng,  zu  entscheiden,  werden  auf  den  Obmann  angewendet. 
Die  Parteien  müssen  dann  an  seiner  Stelle  einen  andern  ernennen,  oder 
es  muss  einer  von  Amtswegen  ernannt  werden ,  weuu  sie  sich  nicht  ver- 
einigen können  *);'''•  /  i^-nnfi,  ,5>>-^  f)iu;     , 

Der  Obmann  hat  in  Monatsfrist  seine  Entscheidung  zu  geben,  wenn 
nicht  im  Act  der  Ernennung  eine  andere  Frist  bestimmt  wurde'*).  Diese 
Frist  läuft  vom  Tage  an ,  an  welchem  er  das  Amt  angenommen  hat, 
selbst  w^enn,  bei  Ablauf  dieser  zweiten  Frist,  die  im  Compromiss  be- 
stimmte noch  nicht  abgelaufen  wäre. 

Der  Obmann  kann  nicht  entscheiden,  bevor  er  sich  nicht  mit  den 
in  ihren  Meinungen  getheilten  Schiedsrichtern  besprochen  hat  ^) ;  so  wie 
aber  diese  Besprechung  Siatt  hatte,  so  würde  der  Umstand,  dass  die 
Parteien  bereits  vor  dem  Obmann  erschienen  sind,  eine  neue  Conferenz 
zwischen  ihm  und  den  in  ihren  Meinungen  getheilten  Schiedsrichtern  nicht 
unumgänglicli  nötliig  maclien  ;  diess  ist  seinem  Gewissen  aulieimgestellt  ^). 
Es  ist  niclit  nötljig,  dass  die  Conferenz  des  Obmannes  mit  diesen  Schieds- 
richtern gemeinschaftlich  Statt-habe  ,  er  kann  jeden  einzeln  abhören.    Noch 

1)  Cass.  Ifi.  Dec.  1828.  —  2)  G.  O.  1017.  Abw.  Urth.  14.  Febr.  182©.  — 
3)  Cass.  16.  Dec.  1828.  ^  4)  G.  O.  1018.  —  5)  Ca«s.  21.  Floreal  XI.  — 
6)  Cass.  11.  Febr.  1824. 


■797 

melir,  er  kann  allein  entsclieiden,  wenn  allenfalls  die  Schledsricbfer  seiner 
Auffordernu^,  sicli  zu  versammeln,  nicht  Folge  leisten;  diess  kann  er 
um  so  mehr,  ^venn  diese,  nachdem  er  sie  abg^rhört ,  in  iljrer  Meiiuing' 
beliarren.  Vf^reinigen  sich  alle  Schiedsrichter  mit  dem  Obniann,  so  crlas- 
sea  sie  alle  ein  einziges  ürlhel  nach  der  IMebrheit  der  »Slimmen.  Dieses 
Urtbel  kann  entweder  der  einen  oder  andern  der  verscbiedenen  IMeiniin- 
gen  der  Schiedsriciiter  beitreten,  selbst  Avenn  es  nicht  einsliinung  goiaUt 
wurde.  Wenn  aber  die  ersten  Schiedsrichter  der  an  sie  gericiiteteii 
Aufforderung",  mit  dem  Obmaim  vereint  zu  entscheiden,  gebordien,  so 
entscheidet,  dieser  letztere  und  ist  dann  geliallen,  sich  einer  der  IMei- 
nungen  der  getheillen  Schiedsrichter  anzuscbliesscn  ^).  Ebenso  verhÜlt 
es  sich,  wenn  bloss  einige  Schiedsrichter  sicli  zum  Obmaua  verfügen 
«nd  die  andern  sich  "sveigern.  Das  Urthel  liegt  immer  in  einer  difser 
Meinungen,  und  die  Anitsverrichtung  des  Obmanns  besteht  nur  darin, 
dass  er  erklärt,  welcher  IMeinung  er  den  Vorzug  gibt.  Jedoch  jnuss 
diese  Vei*bindlichkeit ,  die  dem  Obmann  auferlegt  ist,  richtig  verstanden 
werden,  betrifft  der  Gegenstand  des  Streits  eine  Liqtn'dation  oder  eine 
Rechnung,  so  könnte  der  Obmann  über  einen  Punkt  der  IMeinung  de» 
einen  ,  und  über  einen  andern  Punkt  der  Meiming  des  andern  Scbieds- 
richters  beitreten^).  Es  gibt  sogar  einen  Fall,  b^'i  welchem  er  >veder 
das  Eine  noch  das  Andere  annehmen  kann.  Z.  ß.  Aveim  der  Obmatin, 
indem  er  in  einer  Rechnungss  iche  entscheidet  ,  über  einige  Punkte  der 
Meinung  des  einen  und  über  andere  der  Aleinnng  des  andern  JSchi^ds- 
richlers  beitritt;  dann  ist  evident,  dass  das  Ganze,  an  das  er  sieb  hal- 
ten wird  ,  weder  die  Meinung  des  einen  Schiedsrichters ,  noch  diejenig-e 
des  aiideru  sein  wird'). 

Vierter    Abschnitt. 

Von  der  Vollstreckung  und  den  Wirkungeu    des  Schieds- 
spruchs. 

l"*"-«  Die  Vollmacht  der  Schiedsrichter,  wie  illimilirt  auch  das 
Compromiss  ist ,  erstreckt  sich  nicht  so  weit  ,  dass  man  ihrer  Kiilsth»  i- 
dung  eine  execulorische  Kraft  einräume.  Man  niuss  vom  Prü-sidenten  de^ 
Civilgerichts  erster  Instanz,  in  dessen  Sprengel  di»vse  Eiitstheidung  {gege- 
ben wurde,  eine  Genehmigung  (Ordonnanz)  zur  Vollslrerkung^  (orr/pj»^ 
nnnce  d^i^.recuiion)  erhallen*),  selbst  wenn  es  einen  slreiii^en  |landeis- 
fall  betrifft*).  Betraf  die  schiedsrichterliche  Verhnmliung  die  Aj»peIIatioa 
gegen  das  Urthel  eines  Ilandelsgericlils,  so  wird  diese  Ordonnanr.  \^n\\ 
Präsidenten  des  Ap|>el!atIoiishofes ,  der  darüber  /u  euisrheideti  hat,  er- 
theilt.  Ebenso  verhiilt  es  sich,  »fun  dir  Gegenstand  «les  ScTii.iUgerlchts 
die  Aufliebung  eines  Rescheids  {une  demande  cn  rcfjnr/r  vhn'/r)  gc^vn 
diesen   nämlichen   (Gerichtshof  beträfe. 

Die  überrichterliche  Restätignng  gibt  dem  Sciiii  (Innjihk  ü  keirje  neue 
Kraft,  die  dadurch  allein  besieht,  dass  die  Srhiedsriehler  ilin  erlassen 
haben;  allein  sie  sichert  diesem  Urthel  die  Execulionskraft  zu,  die  jCs 
nur   von  der  öffentlichen  Macht  erhallen  kann. 


1)  Abw.  Urth.  20.  Mai  182f).  —  2)  Abw.  l  rth.  IS.  Juni  IW?;  11.  bi..,.  IS'Jli 
Cass.  1.  AuR.  1825.  —  3)  (nas.  1.  Awg.  IbZö,  —  4)  ü.  U.  lt»20.  •-  6)  Abw. 
Urtb.  18.  Mai  1824.    Cass.  4.  Mai  183ü. 
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Ki^»'.f  1403.  Um  diese  Ordoniiaii«  zU  erhalten,  hat  der  eine  der  Schieds- 
rfcliter  das  Original  des  Sciiiedsspruelis  auf  der  Gericfitsslube  in  den 
drei  Tagen  vom  Dalnm  an  z«  hinterleg;en  *).  Gescliähe  diess  aber  uiclit, 
so  würde  dessiialb  nicht  angenommen ,  als  sei  der  Sprtfcii  niciit  erlasseih 
worden«  Dann  ist  ancli  zuvor  die  Einregistrirnug  zn  besorgen  ^  da  :clie 
Ordonnanz  erst  nach  BezaLlnng*  dieser  Gebühr  erlassen  wird. 
tvi  i'Der  Präsident  setzt  nnler  das  Ürtbel  öder  an  dessen  Rand  die  Ge- 
nehmigung zur  Vollstreckung,  ohne  dass  es  nötliig  ist,  sie  dem  öffent- 
lichen Ministerium  mitzullieilen  ^),  und  von  diesem  Augenblick  an  tritt 
der  Schiedsspruch  in  Kraft.  Er  kann  diese  Genehmigung  weder  anf 
den  Grund  einer  Opposition  der  einen  der  Parteien  ,  noch  nnter  den»  Vor- 
geben,  dass  falsch  genrtheilt  sei,  verweigern;  auch  kann  nicht  gegen  sie 
appellirt  werden^),  doch  bleibt  es  den  Parteien  vorbehalten,  die  Mittel 
und   Wege  einzuschlagen,  die  noch  angegeben  werden  sollen. 

Diese  Genehmigung  ^kann  zu  jeder  Zeit  eingeholt  werden  ;  sie  hat 
im  Grunde  genommen  keinen  Einlluss  auf  die  Giltigkeit  des  Schieds* 
Spruchs.  Wenn  also  dieser  Spruch  keine  Verurlheiltnig  aus^spräche, 
aber  irgend  eine  Exceplion  lieferte,  wie  z.^i0,|^ine  Abweisung^  der 
Klage  oder  ein  anderes  ähnliches  Mittel ,  so  wäre  es  hinreichend ,  die 
Genehmigung  im  Augenblick  zn  erliallen,  wo  man  sich  des  Schieds- 
spruchs bedienen  will ,  um  ihn  dem   Gegner  zu  oppouiren, 

1404.  Der  Schiedsspruch  hat  in  Betreif  der  Parfeiell,  4iö  init 
einander  ein  Compromiss  eingegangen  haben,  die  nän»liche  Kraft,  als 
wäre  er  von  gewöhnlichen  Gerichten  ausgegangen.  Die  Erklärung  der 
Schiedsrichter,  dass  die  Parteien  dieses  oder  jenes  Gesrändniss  gemacht 
haben,  oder  nnter  ihnen  auf  diese  oder  jene  Art  ein  Vergleich  einge- 
gangen worden  ,  würde  also  auch  ohne  ihre  Unterschrift  beweisen.  Allein 
dieses   Urtheil  kann  in  keinem   Fall   Dritten  enfgeg'Migesetzt  werden*). 

Uebrigens  ist  es  in  allen  den  Fallen  j)rovisorisch  ,  execu  torisch,. -in 
welchen  die  ürthel  der  lland**lsgerich(e  diese  Begünsjigung  geniessen  ^). 
Es  v'^rschalft  die  gerichtliche  Hypothek,  erwirbt  sie  ;al|6^.uui:^ durch  die 
Genehmigung  zur   Vollstreckung  des   Urthels.  jV  ^^        «^i;  | 

^  I  Ob  freiwillig  gewählte  Schiedsrichter  den  Personalarrest  anssj^re- 
cnen  können,  möchte  zu  bezweifeln  sein,  da  dieses  Befugniss  nur  Rich- 
tern zustehen  soll,    die  ihre  Gewalt  vom   Gesetze  erhalten  haben®). 

Die  Schiedsrichter  entscheiden  nach  Billigkeit  über  die  Kosten,  w^nli 
sie  dazu  ermächtigt  sind;  sonst  müssen  sie  denjenigen  dazu  verurtKeilen, 
der  unterliegt,  es  sei  denn,  dass  es,  der  Fall  wUre»  sie  nach  ^d*.  1379. 
zu  compensiren.     \  s  ^  j    , 

Fünfter    Abschnitt.  ^»S 

Van    de«  Mitteln    und  W^egen    zur  R^fof«  i  rtfl4|*  ^tttei 

S  c  h  i  e  d  sü  p  r.y^cii  s .  ;r 

i    tov^  nr  fi-2ßl/i   •f^ob   biTfvi«» 

140d.  Gegen  den  Schiedsspruch  ist  keine  Oj>position  unter  dem 
Vorgeben  zulässig^),    dass    man  vernrtheilt  wurde,    ohne    Seine  Verfhei- 


ib 


1)  G.  O.  1021.  —  2)  G.  O.  1031.  —  3)  Abw.  Ucth.  26.  Vcndeniiaire  XII.  R. 
de  J^.l.  Fr;imaire  XII.  —  4)  G.  O.  1022.  —  5)  G.  O.  102i.  Cass.  2.  April 
1817.  —    6)  Abw.  Urth.  1.  Juli  1823  scheint  entgegen  zu  sein.  —  7)  G.  O.  lÜlO. 
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di^m^miüel  prcxfncfrt  zu  Iiabeti.  Wurde  ^^s  Urlliel  nach  cleii  Lierrii 
bestimmten  Fristen  gefallt,  so  kann  keine  Klage  dag^egen  erhoben  wer- 
den; wurde  es  aber  vor  Ablauf  dieser  Fristen  erlassen,  so  wäre  diess 
eine  Nullität ,  die  beantragt  werden  kann ,  ohne  dass  mau  den  Weg  der 
Opposition  einschlägt. 

Gegen  einen  Schiedsspruch  kann  man  einkoranien  :  1)  durch  Ap- 
pellation, selbst  wenn  die  SchiedsricJiter  ihren  Spruch,  als  in  letzter 
Instanz  gefällt,  unregelmässiger  Weise  qualificiren  würden;  2)  durch 
Wiedereinsetzung  in  den  Torigen  Stand;  3)  durch  eine 
Hauptklage  auf  Nullität, 

Die  Gassation  ist  eigentlich  kein  Weg,  um  gegen  den  Schiedssprncli 
an  sich  selbst  einzwkommen*),  aber  die  Beschlüsse  oder  Urthel,  die  in 
letztet*  Instanz  über  die  Appellation,  die  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand  oder  die  Klage  auf  Nullität  gefällt  wurden,  können  auf  dem 
Wege  der  Cassation  angegriffen  werden. 

140u.  Haben  die  Parteien  nicht  im  Compromiss  oder  nachher 
auf  die  Appellation  verzichtet,  so  kann  sie  eingelegt  werden  2).  So 
Jange  die  schiedsrichterliche  Verhandlung  besteht ,  kann  diese  Verzicht- 
leistunjr  nicht  mehr  durch  die  eine  der  Parteien  ohne  die  Einwillis-imir 
der  andern  widerrufen  werden^);  beträfe  jedoch  das  schiedsrichterliche 
Verfahren  die  Appellation ,  oder  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen 
Stand,  so  kann  gegen  die  Entscheidung  nicht  cippellirt  werden,  selbst 
wenn  sich  die  Parteien  die  Befugniss  dazu   vorbehalten  hätten.. 

Die  Appellation  gegen  ein  schiedsrichterliches  lirkenntniss  wird  ge- 
richtet:  1)  an  das  Handelsgericht  in  Sachen,  die,  ^venn  sie  nicht  an 
Schiedsrichter  gediehen  ^^ären,  enl weder  in  erster  oder  in  letzter  Instanz 
zur  Competenz  des  Kaths  der  Gewerb -Verständigen  gehorten,  und  2)  an 
den  Appellationshof  in  Sachen ,  die  entweder  iiv  erster  oder  in  letzter 
Instanz  zur  Competenz  der  Handelsgerichte  gehörten  *). 

Wird  die  Appellation  verworfen,  so  \Vird  der  Appellant  zu  einer 
Cieldbusse  verurtheilt  *). 

140  !•  DieAViedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  ist  der  zweite 
W^eg ,  um  einen  Schiedsspruch  zu  reformiren.  Die  Arten  der  Beschwer- 
den sind,  mit  A«isnahme  zweier,  die  nämlichen,  wie  die  Urthel  der  ge- 
wöhnlichen Gerichte^):  1)  wenn  die  Formen  des  gerichtlichen  Verfah- 
rens verletzt  wurden;  ?)  wenn  die  Schiedsrichter  über  Gegenstände 
erkannt  haben,  über  die  nicht  geklagt  war.  Diese  beiden  Fälle  gtbi-n 
nur  das  Recht,  die  Nullität  des  Acts  zu  verlangen,  den  man  schieds- 
richterliches Urthel  (jui(emcn/  avbilrnl)  nennt').  Die  Wiedereinsetzung 
in  den  vorigen  Stand  ist  vor  d<Mn  Gerichte  anzubringen  ,  das  conip^'tent 
gewesen  wäre,  über  die  Appellation  zu  erkennen,  wenn  die  Parteien 
nicht  darauf  verzichtet  hätten. 

1408.  Die  Klage  auf  Nullität  ist  das  dritte  Mittel.  Sie  wird 
durch  eine  Opposition  gegen  die  Vollslreckuiiiis  -  Ordoimanz  ange- 
bracht, und  ist  Gegenstand  fincr  Klage  in  erster  Instaii/  vor  dem  Ge- 
richt, dessen  PruHident  sie  gegeben  hat").  Man  unterscheidet  siebe» 
llauptoppositionsf^tlle  : 


1)  G.  O.  10-28.  Ahw.  Urth.  18.  Dec.  ISIO.  —  2)  G.  O.  1010.  -  3)  Tass. 
t4.  Oct.  1800.  —  4)  G.  ().  1020.  —  5)  G.  O.  1(J25.  —  «)  G.  C).  1020,  ltl27.  — 
7)  G.  O.  1028.  —  8)  Cas5.  12.  Prairial  X. 
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1)  Wenn  clas  scliieJsricIiferliclie  Erkenntniss  oline  ein  Compromiss 
ertlieilt  ^vurde ,  die  ang-ebliclieu  SchiedsricLter  also ,  da  sie  keine  Voll- 
macht erbalten,  in  der  Streitsaclie  nicht  entsclieideu  konnten;  oder  wenn 
die  Beschaffenheit  der  Saclie  das  ScliiedsgericLt  nicht  zuliesse,  was 
allerdings  im  Handel  selten  ist. 

2)  Wenn  das  Urthel  ausser  den  Granzen  des  Compromisses  er- 
theilt  wurde  ^). 

Z.  B.  'wenn  die  Schiedsrichter  ermäclitigt  wurden ,  über  eine 
Assecuranz- Police  zu  entscheiden,  aber  über  das  Eii»-en(hnm  der  ver- 
sicherten Sachen  entschieden,  oder  wenn  sie  über  die  Ver^verfung 
oder  über  die  Ablehnung"  des  einen  von  ihnen  entschieden  liätten. 

3)  Wenn  das  ürthel  auf  ein  ungiltiges  Compromiss  hin  g-efällt  wor- 
den ist  2). 

Z.  B.  wenn  das  Compromiss  ,  nnter  Privatsctrift  verfasst ,  nicht 
erwähnte,  dass  es  in  Duplo  ist.  Hier  könnte  das,  w-as  in  Wo.  245. 
gesagt  Avnrde,  nicht  angcAvendet  werden,  da  ein  Compromiss  kein 
Handelsact  ist.  Jedoch  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  diese  Nul- 
lität wegfiele,  wenn  die  Parteien  vor  dem  Schiedsrichtern  erscheinen 
würden, 

4)  Wenn  die  für  das  Compromiss  festgesetzte  Frist,  oder  diejenige 
von  drei  Blonaten  ,  fails  die  Parteien  sie  niciit  bestimmt  hatten,  vor  dem 
Urthel  abgelaufen  wäre,  das  jedoch  nach  JXo,  139S.,  obgleich  nicht  ein- 
registrirt,  sein  Datum  bezeugte.  Um  den  Anfällig  dieser  Frist  zu  be- 
stimmen ,  ist  Folgendes  zu  merken :  Haben  die  Parteien  ihre  Schieds- 
richter bei  Entstehung-  ihres  Streits  ernannt ,  so  lauft  die  Frist  vom  Tage 
des  Compromisses  an  *).  Ist  aber  die  Verbindlichkeit ,  sich  einem  Schieds- 
gericht zu  nnlerwerfen,  zum  Voraus  in  einem  Vertrag*  stipulirt  worden, 
so  ist  ein  Unterschied  zu  machen ;  sind  die  Schiedsrichter  durch  Vertrag 
ernannt  worden,  so  mnss  die  Frist  vom  Tage  an  laufen ,  wo  die  eine 
der  Parteien  die  andere  vor  die  Schiedsrichter  citirt  hat.  Hat  der  Ver- 
trag- ein  Schiedsgericht  bestimmt,  so  Avürde  die  Frist  nur  vom  Tage  an 
laufen,  wo,  bei  gegenseitiger  Ernennung  der  Schiedsrichter,  die  eine  der 
Parteien  die  andere  vor  sie  citirt  hatie.  Was  die  Frist  für  den  Obmauu 
betrifft ,  so  fängt  sie  vom  Tage  der  Annahme  des  Geschäfts   an  *). 

5)  Wenn  das  ürthel  nur  von  einigen  Schiedsrichtern  ertheilt  wurde, 
denen  nicht  gestattet  war,    in  Abwesenheit  der  übrigen  zu  entscheiden. 

6)  Wenn  der  Obmann  in  der  Sache  erkannt  hat ,  ohne  vorher  mit 
den  in  Ansehung  der  Entscheidung  getheilten  Schiedsrichtern  eine  Be- 
ralhsclilagung  gepliogen  zu  haben,  oder  wenigsteas  ohne  sie  dazu  aufge- 
fordert zu  haben,  nnd  auch,  wenn  er  in  Abwesenheit  der  aufgeforderten 
Schiedsrichter  einen  Bescheid  gegeben  hätte,  wodurch  er  keiner  der  bei- 
den entgegengesetzten  Meinungen  beitritt. 

7)  Wenn  die  Schiedsrichter  über  nicht  untergelegte  Sacheu  ent- 
schieden haben. 

Z.  B.  wenn  sie  die  Zinsen  einer  Summe  zugestanden  hatten, 
^ereu  Capital  blos  verlangt  wurde.  In  diesem  letzten  Fall  wäre  nur 
der  Theii ,  der  den  nicht  verlangten  Gegenstand  betrifft ,  ungiltig.  lu 
den  meisten  übrigen  Fällen  wäre   das  ürtheil  über  das  Ganze  ungiltig. 


1)  Abw.  ürth.  23.  Juni  1819.  —  2)  Cass.  4.  Febr.  1807.  —  3)  G.  0. 1007.  — 
4)  G.  O.  1018. 
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Die  Oppossition  kann  vor  der  Vollstreckung-  eingeleg-t  werdet! ,  um 
deren  Wirkung  zuvorzukommen,  weil  ihrer  Natur  nach  die  Vollstreckung^ 
suspendirt  werden  kann.  Es  giebt  keine  Praclusiv-Frist ,  man  kann  also 
die  Opposition  bei  der  Vollstreckung-  durch  Erklärung  über  die  gericht- 
lichen Befehle ,  die  Arrest-Protokolle  oder  jeden  andern  Act  einlegen  *), 
wie  diess  in  No.  1381.  bei  Oppositionen  gegen  Contumacial-Ürthel  zu 
ersehen  ist. 

Dem  Gericht ,  das  den  Vollstreckungs-Befehl  gegeben  ,  steht  es  za, 
über  diese  Opposition  zu  entscheiden.  Würden  melirere  durch  Scliieds- 
spruch  verurtheihe  Personen ,  wegen  einer  der  bler  oben  angeführten  Ur- 
sachen,  dessen  Nullität  beantragen,  aber  eine  der  Parteien,  in  Folge 
der  Clausein  des  Compromisses,  oder  durch  Beistinimung  im  Laufe  der 
Prozedur,  oder  nach  dem  Urthel  nicht  berechtigt  sein,  die  Nullität  anzu- 
rufen, so  dürfte  der  Schiedsspruch  ,  was  sie  betrifft)  nicht  annullirt -wer» 
den,  es  sei  denn,  dass  die  Verurtheilung  nur  aus  einer  unlüeilburen 
Obligation  hervorginge^),  und  der  Gegenstand  selbst  nicht  aus  einer  un- 
theilbaren  Sache  bestände.  Wirft  man  der  Entscheidcmg  irgend  ein^n 
andern  Fehler  vor,  so  muss ,  je  nachdem  die  Parteien  sich  die  Aj^pella- 
tion  vorbehalten  haben  oder  nicht,  ein  Unterschied  gemacht  werden, 
Haben  sie  sich  die  Appellation  vorbehalten,  so  kann  die  Verletzung  der 
Formen  ,  die  Nichtbeobachtung  der  verscliiedenen  Regeln  der  Prozediir, 
oder  das  imrichtig  gelullte  Urtbel  angerufen  werden ,  selbst  wenn  das 
Gesetz  keine  Nullität  ausspricht.  Wurde  die  Appellation  nicht  vorlje- 
lialten ,  so  kaiui  nur  die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  Statt  1«- 
ben  und  die  Aufhebung  kann  nur  in  den  vom  Gesetze  vorgesehenen  Fäl- 
len ausgesprochen  ^Verden, 

Hätten  die  Parteien  im  Compronn'ss  auf  das  l^echt,  die  Nullität 
anzurufen,  verzichtet,  so  inuchte  dicss  nicht  obligatorisch  sein,  Avenl^-- 
stcns  nicht  in  Bezug  auf  die  erste,  vierte,  fünfte  und  sechste  Ursache 
der  Nullität.  Da  die  speciellen  Motive,  für  welche  dif»ser  Weg  offf^n 
steht ,  ge^vissermaassen  dem  Wesen  der  Urthel  angehört ,  so  scheinen 
sie  diese  Meinung  zu  rechtfertigen. 


Äweitcs  CapiteL 

Vo ni  Zwangsschiedsgericht    in    Ilandclssocietatssachcn. 

1409.  Jede  Streitigkeit  zwischen  Assorlos ,  die  über  Gegen- 
stände ihres  gesellschaftlichen  Verhältnisses  cutstehl  ,  muss,  wenn  nicht 
Dritte  dabei  Partei  sind,  nothwendiger  Weise  nach  No.  1001.  durch 
Schiciisrichtcr  geschlichtet  w<M"den.  Diese  sind  für  diesen  ersten  Urad 
von  Jurisdiction  dem  Handelsgerichte  subslituirt.  Es  ist  eiue  Z.^^all^s- 
Jurisdiction,  welche  die  Parteien  nicht  ablehnen  und  dvv  nach  No,  1002« 
selbst   MinoreiHK;   und   die   ('onrursmnssc  nicht  auHWcichou   können. 

Diese  Schiodsricht^'r  sind  aber  nach  No.  lOOl.  nur  in  Societals- 
Streitigkeiten  competent  ,  aber  nicht  zur  Entscheidung  über  die  Existui/ 
einer  Societät ,  die  abgeläugnct  wird^).     Duraus    muss    auch  gesclilos^eu 


t)  G.  O.  UVi.    ~  2)  Chss    18.  Au«.  ISl».  —    3)  Abw.  ürth.  25.  >ov,  IS^Ji 
30.  Nov.   1825;   6.  Juli  I82!l. 
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werden,  dass,  wenn  bei  aufgelösefer  Societät,  weg^en  der  Vollzieliung 
der  getroffenen  Anordnungen  und  Regnlirnngeu ,  Streitigkeiten  entstehen^ 
diess  nicht  mehr  vor  Scliiedsricliter  gebort.  Beträfe  es  aber  Anfor- 
derungen oder  Rechnungen ,  die  von  Scliiedsriclitern ,  welche  die  So^ 
cietäts-Liquidation  regnlirten,  redressirt  wurden,  so  miissten  die  dess- 
halb  gemachten  Reclamationen  ebenfalls  durch  Schiedsrichter  entschieden 
werden  *). 

l'»10«  Die  meisten  Vorschriften  über  das  freiwillige  Schiedsge- 
richt werden  auch  auf  das  Zwangsschiedsgericht  angewendet ,  jedoch  mit 
einigen  Modificationen ,  wenn  sie  die  Beschaffenheit  der  Sache  erheischt. 
Die  Angabe  des  Streitpunktes  in  Socielatssachen  ist  also  nicht  nölhig, 
weil  das  Schiedsgericht  von  Rechtswegen  ohne  vorläufiges  Compromiss 
Statt  hat.  Durch  die  Conclusionen  der  Parteien  wird  der  streitige  Punkt 
festgestellt ,  wie  vor  einem   gewöhnlichen   Gericht. 

Es  ist  zweckmässig ,  dass  die  Parteien ,  wenn  sie  ihre  Schiedsrich- 
ter erst  nach  der  Abfassung  des  Societäts- Vertrags  wählen,  und  bereits 
unter  ihnen  ein  Streit  entstanden  ist ,  die  s(rei(igen  Punkte  angeben ,  da- 
mit die   Schiedsrichter  nicht  unnütze  Operationen  vornehmen. 

1411«  Man  kann  hier  das,  was  No.  1388  u,  1389.  über  die 
erforderlichen  Eigenschaften  eines  Schiedsrichters  gesagt  worden ,  anwen- 
den ,  jedoch  dürfte ,  nach  dem  eigenlhiimlrchen  Charakter  des  Zwangs- 
Schiedsgerichts ,  eine  Partei  ohne  die  Einwilligung  der  andern  und  um 
so  "sveijiger  das  Gericht,  wenn  es  von  Amtswegen  ernennt,  diese  Qua- 
lität keinem  Individuum   ertheilen  ,   das  nicht  Franzose  wäre. 

Die  Ernennung  kann  durch  den  Societäts- Vertrag' ,  oder  durch  einen 
spätem  Zusatz- Act ,  wie  für  das  freiwillige  Schiedsgericht  (s.  No.  1390), 
geschehen^),  und  da  sie  Dritte  betrifft,  so  ist  es  -weder  nöthig-,  sie  ein- 
tragen zu  lassen,  noch  sie  bekannt  zu  machen.  Die  Parteien  sind  auch 
befugt,  die  Schiedsrichter  durch  aussergerichtliche  Acte  zu  bezeichnen^), 
was  nicht  bei  dem  gewöhnlichen  Schiedsgericht  gestattet  ist,  weil  es 
nur  durch  üebereinkunft  Statt  haben  kann.  Da  aber  das  Schiedsgericht 
in  Societätssachen  ein  gezwungenes  ist ,  so  hat  jede  Partei  das  Recht, 
die  andere  zur  Ernennung  ihrer  Schiedsrichter  zu  zwingen.  Sie  können 
auch,  wie  im  freiwilligen  Schiedsgericht,  ilire  Schiedsrichter  im  Proto- 
koll der  ersten  Sitzung  ernennen  ;  mir  muss  dieses  von  ihnen;  unterzeich- 
net werden, 

14i<^.  Weigert  sich  eine  Partei,  Schiedsrichter  überhaupt  oder 
in  gehöriger  Anzahl  zu  ernennen ,  wählt  sie  die  Schiedsrichter  nicht  ans 
der  Classe  der  Personen ,  w^elche  die  Convention  bezeichnet  hatte  (s.  No. 
1001),  oder  Avurde  sie  eine  zu  diesem  Amte  gänzlich  unfähige  Person 
wählen ,  so  hätte  man  sich  an  das  Handelsgericht  zu  wenden ,  das  für 
denjenigen ,  der  sich  w^eigert ,  wählt  *), 

Der  Associe,  der  auf  ein  Schiedsgericht  dringt,  muss  also  den  an- 
dern die  von  ihn  getroffene  Wahl  notificiren  und  sie  auffordern,  auch 
ihre  Wahl  zu  treffen  ,  und  sie  ihm  in  einer  von  ihm  angegebenen  Frist 
zu  notificiren.  Entsprechen  die  andern  Associes  dieser  Aufforderung, 
und  ernennt  jeder  ebenso  viele  Schiedsrichter,  als  derjenige,  der  sie 
dazu  aufgefordert  hat,  so  könnte  sich  eine  bedeutende  Schwierigkeit  dar- 
bieten. 


1)  Cass.  28.  März  1815.  —  2)  G.  O.  1003.   —  3)  H,  G.  B.  53.   —    4)  Cass. 
5.  Juni  1815  j  9.  April  1810. 


803 

Manchmal  sind  die  Associes  zahlreich;  jeder  kann  g^lauben,  «ein 
Interesse  und  seine  Anforderung^en  seien  so  verschieden  und  entirefrenire- 
setzt,  dass  er  einen  oder  mehrere  Scliiedsrichter  ernennt.  Der  Provocant, 
oder  jeder  andere  Associe  kann  das  Gegentheil  behaupten  und  verlan- 
g-en  ,  dass  sich  diese  oder  jene  vereinig-en  müssen,  um  nur  eine  gemein- 
schaftliclie  Ernennung"  zn  machen.  Hier  ist  es  am  Gericlit ,  zu  verord- 
nen ,  \velche  Parteien  ein  entgegengesetztes ,  luid  Avelche  ein  gemein- 
schaftliches Interesse  haben  ,  und  darnach  die  Anzahl  der  Schiedsrichter 
für  jede  zu  bestimmen,  flaben  aber  die  ParJeien  von  diesem  liechte 
keinen  Gebranch  gemacht  und  hat  jede  ihren  Schiedsrichter  ernannt,  so 
hat  das  so  bestellte  Gericlit  das  Recht,  nach  der  Mehrzahl  zu  entschei- 
den, ohne  dass  man  "weiter  unter  dem  Vorgeben  der  Identität  im  Inter- 
esse zwischen  mehrern  Associes  behaupten  kann  ^  dass  ilire  SchiedsricJiter 
nur  für  eine   Stimme  zahlen  sollen  *), 

Wenn  mm  die  ernannten  Schiedsrichter  dieses  Amt  ablehnen,  oder 
Associes,  deren  Interesse  als  gemeinschaftlich  angesehen  -wurde,  sich 
nicht  in  Betreff  der  lirnennung  vereinigen  können,  so  ist  es  dann  am  Ge- 
richt ,  für  sie,  nach  einer  Frist,  die  es  ihnen  gewiihren  kann,  zu  ernen- 
nen. Ist  das  Urlheil  ein  Contnmacial-Urthel ,  so  kann  es  durch  Opnosilion 
angegriffen  und  nicht  provisorisch  vollstreckt  werden,  ^Vird  dagegen 
a|)pellirt,     so    können  die  Schiedsrichter   In    der    Sache   niclits  vornehmen. 

So  lange  das  Gericlit  nicht  gesprochen  hat,  und  selbst  nach  gi^nill- 
lem  ürtheil ,  jed'och  vor  Antritt  des  Amts  der  von  x\mtswegen  ernannten 
Schiedsrichter,  könnten  die  Associes,  die  in  Verzug  sind,  ihre  ^^'uhl 
nolißciren  ,  welche   dann  den   Vorzug-  erhalten   würde. 

1413*  Da  bei  dem  frei\villig:en  Schiedsgericht  die  Parteien  die 
Schiedsrichter  ernennen,  so  können  sie  dieselben  nur  aus  Ursachen  ver- 
werfen, die  seit  der  Ernennung  entstanden  sind.  Wenn  aber  dert  u 
Ernennung  beim  Zwangsschiedsgi-richt  nicht  gegensfilig  übereinstimmend 
ist,  wenn  die  Gründe  zur  Verwerfuüg- ,  die  der  iLrnennung  voruiigeh^'n, 
beseitigt  würden,  so  waren  die  Schwierigkeiten  sehr  bedenklich.  iVatli 
AnaIo;^ie  der  VorschriftJMi  über  die  llxperten  dürfte  diese  Verw«  rfung- 
in  den  drei  Tngen  ,  nachdem  die  Erneimung  demjenigen  ,  der  das  Scliieds- 
richter-Amt  abgM'h'hnt,  uotificirt  oder  legaliter  ihm  bekannt  ist,  vorg:e- 
schlagen  w  erden  -). 

So  lange  die  Schiedsriclitf'r  uiclit  von  allen  P;irtrien  ang-enommen 
sind  ,  kaim  selbst  im  Zwangsschiedsgericht  jede  Partei  sie  widerrufen. 
Es  ist  gleichviel  ,  in  welcher  Form  dieser  Widerruf  geschieht,  wenn  er 
nur  schriftlich  erw  lesen  ist  ^)  ;  denn  nach  dieser  Annahme  kann  er  nicht 
mehr  ohne    die    Einwilligung  Alh-r   .SliMt    habe.»  * j. 

Der  absolute  NN'iderruf,  um  die  Klage  vor  das  Handelsgericht  rii 
bringen,  wäre  aber,  selbst  mit  Einverstiindniss  aller  Associrs ,  nicht 
erlaubt.  Ebenso  k()nut''n  die  Parteien  ,  wenn  sie  die  Uebercinkuuft  ge- 
troffen halten,  dass  in  letzter  Insfan/.  über  sie  entschieden  werden  soll, 
dfese  Convention  gemeinschafllich  ^viderrufen  ,  weil  sie  nicht  zum  NVescii 
eines  Schiedsgerichte  gehört. 

14m«  Die  Frist,  in  welcher  das  Urlheil  gefüllt  werden  mus<<, 
wird   von  den   Partei)  ii   bei   Ernennung  der  Schiedsrichter  bestimmt;   kri- 


1)  AI»\r.  lirtli.  2:V  Nov.   IS-Jl.  —  2)  G.  O.  30!».  —  :\)  Cass.  23.   l'lufione  XII. 
\)    (  ass.    \:\.    Kruitiilor   VIU. 
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ueii  sie  sich  aber  darüber  nicht  Tereinigen ,  eo  muss  sie  Tom  Gericlit  be- 
stimmt werden  *). 

Da  es  aber  den  Parteien  nicht  frei  steht,  durch  Schiedsrichter  ge- 
richtet zu  Averden  oder  nicht ,  so  würde  der  Ablauf  dieser  Frist  kein 
Recht  geben,  die  Sache  vor  das  Handelsgericht  zu  bringen,  falls  sie 
über  die  Verlängernug  nicht  einig  wären.  Sie  müssten  entweder  über 
eine  zweite  Frist  übereinkommen  oder  neue  Schiedsrichter  ernennen. 
Wären  die  Parteien  seit  Ablauf  der  Frist  vor  den  Schiedsrichtern  erschie- 
nen ,  so  würde  dadurch  die  Verlängerung  der  Frist  vermuthet  ^).  Das 
Gericht  wäre  auch  berechtigt,  auf  Verlangen  der  einen  Partei,  vor  die- 
sem Ablauf  eine  Frist  -Verlängerung ,  die  es  im  Interesse  Aller  als  vor- 
theilhaft  betrachtet,  zu  gestatten^).  Ebenso  verhielte  es  sich,  wenn  ein 
Schiedsrichter  gestorben  wäre  ,  oder  wenn  dessen  Verwerfung  oder  Ab- 
lehnung zugelassen  würde.  In  allen  diesen  Fällen  wäre  die  Partei ,  die 
nicht  mehr  die  besondere  Clausel  des  Compromisses  vollziehen  wollte, 
wodurch  die  Schiedsrichter  der  gewöhnlichen  Formen  enthoben ,  oder  in 
letzter  Instanz  zu  entscheiden  ermäclitigt  wurden  ,  dazu  begründet  ,  weil 
sie  die  abgelaufene  Frist  von  dieser  Uebereinkunft  befreit  und  nur  nach 
der  legalen  Verbindlichkeit  besteht,  durch  Schiedsrichter  gerichtet  zn 
werden:  eine  Verbindlichkeit,  die  sich  niclit  auf  die  Verzichtleistung 
der  Appellation  ausdehnt,  nocli  die  Schiedsrichter  enthebt,  nach  den  vor- 
gescliriebeneu  Formen  zu  entscheiden. 

Würden  die  Schiedsrichter  nach  abgelaufener  Frist,  bevor  eine  der 
Parteien  zu  einer  neuen  Ernemuing  geschritten ,  und  oltne  dass  eine  Frist- 
Verlängerung  ausdrücklicli  bestimmt  wurde,  entsclieiden,  so  wäre  ihr  , 
ürthel  nngiltig  und  müsste  angesehen  werden  ,  als  wäre  es  von  Scliieds- 
richtern  ertheilt  worden ,  die  keine  Vollmaclit  hatten.  Nach  abgelaufe- 
nem Termine  können  sie  nur  durch  Ermäclitigung  des  Gerichtes ,  oder 
durcli  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Einwilligung  der  Parteien  eine  *! 
Vollmaclit  erlialten*).  * 

14 15«     Es  darf  keine    prozessualische    Förmlichkeit   vor   Schieds- 
richtern Statt  haben;   jede  Partei  übergibt  ilmen    ihre  Beweisstücke    und 
wenn  sie  es  für  nötliig  erachtet,  eine  Denkschrift,  worin  isie  ilire  Ver-      g 
tlieidigungsmittel   anfiilirt  ^).     Es  ist    nicht    nötliig,    eine  Copie  der  Acten       '♦ 
mitzntlieilen,  nocli  die  Denksclirift  zu  notificiren,  jede  Partei   kann  davon     ^ 
bei  den  ScJiiedsriclitern  Einsicht  nehmen. 

Haben  die  Parteien  keinen  Termin  zur  Uebergabe  der  Acten  bestimmt, 
so  müssen  es  die  Schiedsrichter  tliun.  Der  Associe,  der  damit  in  Ver- 
zug- ist ,  wird  aufgefordert,  seine  Beweisstücke  binnen  zehn  Tagen  beizu- 
bringen ®). 

Nur  nach  Ablauf  dieser  Zeit  können  die  Schiedsrichter  entscheiden. 
Sie  können  aucli  nacJi  den  Umständen ,  und  sogar  von  Amtswegen,  eine 
Fristverlängerung  gestatten^),  was  aber  nur  einmal  sein  darf;  nach  de- 
ren Ablauf  müssen  sie  entsfcheiden  ^). 

14l0.  Sind  die  Meinungen  getheilt ,  und  ist  kein  Obmann  er- 
nannt ,  so  können  die  Scliiedsrichter  einen  ernennen^),  ohne  darüber  die 
Parteien  zu  befragen,  uocli  ihnen  eine  Frist  gestalten,  um  darüber  über- 
einzukommen;   wüssten  diese  jedocli    um  diese   Meinungsverschiedenheit, 

1)  H.  G.  B.  54.  —  2)  Abw.  Urth.  3.  Aug.  1825;  13.  Mai  1828.  —  3)  Abw.  ^ 
Urth.  28.  März  1827,-  14.  Juni  1830.  —  4)  Cass.  22.  April  1823;  2.  Mai  1827.  —  * 
S)  H.  G.  B.  5ö.  ~  6)  H.  G.  B.  57.  —  7)  H.  G.  B.  58.  —  8)  H.  G.  B.  59.  — 
9)  H.  G.  B.  60.  ^ 
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lind  würdeu  sie  einen  ernennen,  bevor  die  Schiedsrichter  ilire  Walil 
g-etroli'en  Iiätten ,  so  wii'ren  diese  gezwnngenj  sicli  der  Wahl  der  Par- 
teien zu  unterwerfen. 

Sind  die  Schiedsricbter  nicht  über  die  Ernennung'  des  Obmanns 
einig-,  so  müssen  sie  die  Parteien  vor  das  Handelsgericht  verweisen ,  das 
dann  einen  Obmann  ernennt. 

Es  ist  nicht,  "wie  beim  freiwilligen  Scbiedsgericht ,  unumganglicli 
nÖtbig",  dass  die  in  ihren  ]Meinuiigen  getheilten  Scbiedsricbter  separalim 
ein  Protokoll  darüber  abfassen,  wenn  nur  das  Factum  der  Meinungsver- 
schiedenheit constant  ist  ^).  Sie  geben  dem  Obmann  die  Punkte  an, 
über  welche  sie  nicht  einig  sind ,  damit  er  die  Slimmenlheilung  aufjiebe, 
Uebrigens  muss  das,  was  in  No.  1401  über  das  freiwillige  Schiedsge- 
richt g-esagt  wurde ,  befolgt  werden ,  um  die  Art  und  Weise  zu  reguli- 
ren,  wie  der  Obmann  mit  allen  Schiedsrichtern  operiren  und  in  wel- 
cher Frist  er  entscheiden  muss.  Hat  er  nach  Ablauf  derselben  nicht 
entschieden ,  so  kann  die  eine  der  Parteien  eine  andere  W  ahl  provoci- 
ren.  Hatten  die  Parteien  geschwiegen,  so  wiire ,  nach  J\o.  1414,  der 
uach  dieser  Frist   erlassene  Bescheid  ungillig-. 

Die  Zwangsschiedsrichter  können  den  Personalarrest  aussprechen, 
weil  sie  kraft  des  Gesetzes  und  nicht  durch  blose  Uebercinkunft ,  deu 
Richtern  substituirt  sind,  die  berechligt  waren  , 'diesen  Arrest  auszuspre- 
chen^). Uebrigens  muss  das,  was  in  INo.  1403  u,  f.  über  die  Form, 
die  Unterschrift ,  das  Datum  und  die  Hinterlegung-  in  der  Gerichtsschrei- 
berei gesagt  wurde ,  beobachtet  werden. 

Der  Präsident,  der  die  Ordonnanz  zur  Vollstreckung  zu  ertheileii 
hat,  ist  derjenige  des  Handelsgerichts  des  Orts,  wo  die  Schiedsrichter 
operiren^),  oder  des  Civilgerichts,  das  dessen  Funktion  versieht  (s.  ?io, 
1337).  Zweifelhafter  ist  es  über  diesen  Punkt,  wenn  die  Schiedsrichter, 
obg-leich  in  Societätssache»  das  Schiedsgericht  ein  gezwungenes  ist ,  durch 
die  Parteien  mit  der  Onalitat  und  den  Rechten  güllicher  Vermittler  be- 
kleidet worden;  die  Jurisprudenz  ist  darüber  noch  ungewiss.  Aur  ist 
zu  merken,  dass  das  Schiedsurthel ,  das  auf  der  Gerichtsschreiberei  de- 
ponirt  ist,  in  die  Gerichtsregister  eingetragen  werden  muss. 

l-i-17.  INach  allgemeinen  Grundsätzen  können  die  Zwangsschieds- 
richter  nicht  ohne  Appellation ,  als  in  den  nitmlichen  Fällen  entscheiden, 
wo  das  Handelsgericht,  das  sie  ersetzen,  auf  diese  Weise  nach  INo.  135S 
u.  f.  hätte  entscheiden  können,  und  auch  in  diesem  Falle  konnte  gegen 
ihr  Urtheil  der  Cassationsweg  eingeschlagen  werden.  Die  Parteien  kön- 
nen aber  entweder  durch  eine  C'lausel  imSocietätsvertrag,  oder  durch  spätere 
Convenlionen  ,  auf  die  Appellation  und  sogar  auf  die  Cassation  verzichten. 
Ist  die  Verzichtleistung-  durch  den  Societätsvertrag- gesclieheu  ,  so  kann  sie 
nur  in  sofern  als  obligatorisch  an;;esehen  werden,  als  dieser  Act  gütig  ist, 
wäre  er  ungiltig,  so  würde  diess  zur  Folg-e  haben,  dass  die  Societät  in 
ein  Participationsgeschäfl  für  die  ganze  Dauir  der  gemeinschaftlichen  Mit- 
wirkung- ausarten  würde ,  um!  da  die  .Schiedsrichter  nicht  mehr  ihre  Voll- 
macht durch  diesen  Act,  sondern  vom  Gesetz  erhalten  haben,  so  kön- 
nen sie  nie  anders    als    unter    iXachlassiuig;    der  App^'Hation    entscheideu. 

Hat  die  A|)peilatioii  .Statt  ,  so  wird  sii*  vor  den  Appellationsliof 
{gebracht,  in  dessen  Dezirk  das  Handelsgericht  liegt,  das  über  das  Schiedji- 
gericht  erkannt  hat. 


I)  Cnss.^.-i.  Deo.  ISlt».  —  •.»>  Ca^s.  5.  Nov.  lJ>ll.  —    3,  (  .i>c,    Uö    Jan.   lS24j 
U.  Febr.  lö'M. 
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Es  ist  keine  Veranlassung'  vorLanden ,  eine  Hauptklage  auf  Nnllität 
des  scliiedsrichterl'ichen  Urtliels  anzubVing-en,  Avie  diess  beim  freiwillig'eii 
Schiedsgericht  der  Fall  ist*).  Da  die  Schiedsrichter  ihre  Jurisdictionen 
vom  Gesetz  erhallen  liaben,  so  sind  sie  mit  dem  Rang"  und  den  Rechten 
des  Handelsgerichts  bekleidet ,  das  über  die  Klagsache  zu  erkennen 
hätte ,  wenn  das  Schiedsgericht  ilim  niclit  substiluirt  worden  ^väre.  Ohne 
Zweifel  ist  diess  der  Grund,  warum  der  Schiedsspruch  in  die  Register 
dieses  Gerichts  eingetragen  Avird  ^).  So  wenig  ein  Gericht,  dessen  Spruch 
in  erster  Instanz  gefallt,  mit  Irgend  einer  Nullität  belegt  wurde,  darüber 
nicht  erkennen  konnte  und  die  Appellation  der  einzige  Weg  "vs^äre ,  wenn 
die  Parteien  nicht  darauf  veiziclitet  liälten ,  ebenso  wenig  kann  dem 
Handelsgericht  die  Untersuchung  der  Nullitäten  unterworfen  werden,  die 
g-egen  ein  von  Zwangsschiedsrichtern  erlassenes  ürthel  angeführt  sind, 
welche  nach  dem  Willen  des  Gesetzes,  dessen  ^vahre  lirsatzmanner 
sind.  Häiten  aber  die  Parteien  die  Schiedsrichter  als  gütliche  Vermitt- 
ler bevollmächtigt  3)  ,  oder  sie  ermächtigt,  von  den  Formen  und  der 
Strenge  des  Rechts  abzuweichen ,  so  würde  diese  Klage  auf  Nullität 
ihnen  offen  stehen ,  Aveil  aus  diesen  Umständen  eine  Modification  der 
Grundsätze  über  das  Zwangsschiedsgericht  hervorginge,  \^'elche  die  An- 
wendung; der  ge^TÖlinlichen  Maassregeln  erheischen  würde  *),  und  da  der 
Streit  kaufmännischer  Art  wäre,  so  müsste  die  Klage  auf  Nullität  vor 
das  Handelsgericht  gebracht  werden*).  Diese  Vermuthung,  dass  die 
Schiedsrichter  als  gütliche  Vermittler  conslituirt  wurden,  würde  nicht 
aus  der  blossen  Verzichtleistung'  der  Appellation  von  Seiten  der  Parteien 
hervorgehen^),  sondern  sie  müssten  auch  noch  auf  die  Cassation  verzich- 
tet haben. 

Diese  Schiedssprüche  können  auch  durch  Einspruch  Dritter  von 
Seiten  derjenigen,  denen  sie  opponirt  werden,  angegriffen  werden,  und 
dieser  Einspruch  muss,  wenn  er  in  Form  einer  Hauptklage  vorgetra- 
g-en  wird ,  bei  dem  Gericht ,  dem  die  Schiedsrichter  substituirt  sind, 
angebracht  werden ;  und  ist  der  Einspruch  incident,  so  ist  er  bei 
dem  Gericht ,  vor  welchem  der  Rechtsstreit  anhängig  ist ,  wenn  es 
gleich  oder  höher  steht,  anzubringen').  Dieses  Recht  des  Einspruch» 
Dritter  würde  evidenlerweise  demjenigen  zustehen,  der  vorg-eben  würde, 
weder  persönliche  Partei  gewesen  zu  sein,  noch  gehörig"  im  Act,  der 
die  Schiedsrichter  ernennt  und  die  Gränzen  ihrer  Vollmacht  bestimmt, 
repräsentirt  zu  sein.  Wenn  aber  unter  mehreren  Interessenten  einige  in 
diesem  Act  bezeichnet  wären,  so  könnte  die  Nullität  des  Urthels  nicht 
zu  ihrem  Gunsten  ausg-esjjrochen  w^erden  ,  und  der  Schiedsspruch  wäre 
eine  mit  ihnen  abgeurthelte  Sache«).     (S.  No.  1408.) 

1418.  In  No.  1002.  ist  der  einzige  Fall  ang-egeben,  in  welchem 
die  Verzichtleistung'  auf  die  Appellation  nicht  Statt  haben  kann ;  diess 
ist,  wenn  Miuderjährig-e  und  andere,  die  nicht  befähig  sind,  ein  Compro- 
miss  einzug^ehen,  in  die  Rechte  eines  ursprünglichen  Associe  eingesetzt 
sind^).  Diese  Vorschrift  wäre  aber  nicht  auf  einen  minderjährig-en  Han- 
delsmann anwendbar,  er  wird  in  Ansehung-  aller  Geschäfte,  welche 
«eine  Handlung;  betreffen ,  als  volljährig  angesehen  **) ,  und  die  Verzicht- 


1)  Abw.  Uith.  26.  Mai  1813;  6.  Dec.  1821 ;  7.  Mai  1828.  —  2)  H.  G.  B.  61,  — 
8)  Cass.  15.  Juli  1818.  —  4)  Cass.  16.  Juli  1817.  Abw.  Urth.  6.  April  1818  ;  1.  Mai 
1822;  8.  Aug.  1825;  20.  Mai  1826.  —  5)  Abw.  Urth.  1).  März  1826.  ~  6)  Abw. 
Urth.  26.  Mai  1823.  —  7)  G.  O.  475.  —  8)  Cass.  8;  Aug.  1825.  —  9)  H.  G.  ß. 
m,  —  10)  C,  G.  B.  487. 
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leistiiii^  auf  die  Woliltliat  eines  Scbieclsspnichs  ist  die  Verfügung:  eines 
Hechts,  das  sich  absolute  auf  den  Handel  bezieht;  denn  dieser  IMinder- 
jälirig-e  konnte  einwilligen,  in  letzter  Instanz  durch  das  Handelsg-ericht 
gerichtet  zu  werden,  selbst  fiir  eine  Summe,  die  mehr  als  1000  Frs. 
beträg-t,  oder  er  könnte  sich  vergleichen,  ohne  die  Verpllichtung'  zu 
erfüllen,  welche  den  Vormündern  auferlegt  sind. 

Die  nämliche  Vorschrift  würde  anch  auf  die  Syndike  eines  Falli- 
ments angewendet;  sie  könnten  nach  No.  1181  nicht  ohne  Ermächtigung 
des  Gerichts  auf  die  Ai)|)ellation  verzichten ,  oder  deu  Schiedsrichteru 
die  Qualität  gütlicher  Vermittler  einräumen  ^), 


Fünftel^  Hauptistiick. 

Von    verschiedenen     Jurisdictionen,     die    ausnahm^i* 
weise    im    Interesse    des     Handels     gegründet    sind. 


1419*  Ausser  den  Handelsgerichten  und  den  freiwilligen  und 
Zvraiigsschiedsrichtern  kann  es  auch  noch  andere  Jurisdictionen  geben, 
die  über  Streitfälle  in  Handelssachen  zu  entscheiden  haben,  ^ach  No.  37 
kann  es  deren  z^vi8chen  Manufa^turisten  oder  FabrikanJen,  und  den  von 
ihnen  angestellten  Arbeitern  geben ,  daher  fiir  diese  Falle  den  Gewerbs- 
verständigen  (s.  No.  lOS.)  das  Kecht  beigelegt  wurde,  nicht  nur  pecu- 
niäre  Klagen  ,   sondern   auch   auf  polizeilichem   Wege   ubzuurtheln. 

In  Folge  dessen,  was  in  I\o.  110,  111  u.  163  über  die  Hechte  der 
Erfinder  und  Autoren  von  Geistesproilwcten  gesagt  wurde,  soll  in  nach- 
folgenden Capiteln  nur  das  abgehandelt  werden,  was  die  Jurisdiction  der 
Gewerbversliindigeii ,  diejenige  der  Friedens-  und  Civilgerichte  in  Betreff 
der  Erfin(lungs|)alenle  und  diejenigen  der  Zuchlpolizei-Gerichte  in  Sachen 
die  iNachmachung  gedruckter ,  gehtocheiier  und  liildhauer- Arbeiten  betriÜt. 


Krstes   Capitel. 

Von      den      G  e  w   e   r  b    v  e   r  s  t   ä   n  d  i   g  e   n . 

1420.  Nach  No.  108  gibt  es  zwei  Arten  von  Gewerbverstlindi- 
gen  :  1)  solche,  die  an  deu  Orten  eingrsetzt  sind,  wo  MaMut.ieturen 
und  Werkstätten  errichtet  sind  ,  welche  einer  bestämligen  Aufsicht  be- 
dürfen und  eine  Jurisdiction  erfordern  ,  wodurch  die  Streitigkeiten  »wi- 
schen Meister  und  (»eselleii  schnell  uini  ohne  Kosten  ent.schied^n  -»v.jt-^^^  * 
2)  solche,  die  in  Seesläd'r.i  wegen  der  Fischerei  eingesetzt  sind,  und 
die  uämlichen  Amtsverrichtungen  haben. 


1)  Abw.  Urtli.  C.  April   18 IR. 
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Erster   Abschnitt. 

Von  der    Jurisdiction    gewerbverst ändiger    Fabrikanten, 

1421«  Die  Gewerbversta'nclig'en  sind  als  GericLtsstand  bald  Ver- 
mittler, bald  Richter  ;  auf  welclie  Weise  sie  aber  eing^reifen ,  so  erstreckt 
sich,  ihre  Jurisdiction  nur  auf  Fabrikanten,  Werkmeister ,  Fabrikaufseher, 
Gesellen  oder  Lehrlinge ,  die  für  Fabriken  arbeiten ,  welche  iu  dem  der 
Gewerbsjurisdition  ang-ehö'rig'en  Territorium  liegen  *) ;  und  selbst  bei  die- 
sen Personen  können  sie  nur  über  Streilig-keiten  erkennen ,  die  sich  auf 
deren  Industrieg-eschäfte  und  auf  Convenlionen  in  Betreff  dieser  Industrie 
beziehen.  In  andern  Fällen  muss  man  sich  an  den  g-ewöhnlichen  Rich- 
ter wenden. 

Nicht  nur  muss  das  Geschäft  commerzieller  Art  sein  und  die  Strei- 
tigkeit sich,  zwischen  Fabrikanten  oder  zwischen  diesen  und  ihren  Ar- 
beitern erheben,  sondern  sie  muss  auch  noch  aus  den  besondern  Ver- 
hältnissen entstehen;  welche  die  Industrie  des  Einen  und  der  Gebrauch, 
"welchen  der  Andere  für  seinen  Handel  macht  j  eingeführt  haben. 

So  könnte  also  ein  Tuchfabrikaut  nicht  vor  den  Gewerbverständigen 
auf  Zahlung  der  von  ihm  gekauften  Wolle  verklagt  werden*),  auch 
können  die  Gewerbverständigen  über  eine  Lieferung ,  die  er  zu  ma- 
chen versprochen  hat ,  nicht  erkennen.  Hatte  ein  Manufactnrist  einem 
Schlosser  oder  einem  andern  Handwerker  Reparaturen ,  oder  Construc- 
tionen  in  seiner  Manufactur  aufgetragen ,  so  würden  die  darüber  ent- 
stehenden Streitigkeiten  nicht  vor  die  Gewerbverständigen  gehören. 
Daraus  lässt  sich  schliessen ,  dass ,  ^venn  ein  Meister  einen  Arbeiter 
angenommen  hat,  der  kein  Abgangszeugniss  hat,  er  ihn  nicht  zur 
Schadloshaltung  vor  die  Gewerbverständigen  citiren  kann ,  bei  welchen 
die  Klage  des  Meisters  gegen  den  Arbeiter,  der  ihn  verlassen  hat, 
angebracht  ist. 

Dieser  Abschnitt  lässt  sich  in  nachfolgende  vier  §§.  abtheilen,  iu 
welchen  alle  darin  vorkommenden  Vorschriften  aus  dem  Decret  vom  11, 
Juni  1809  entnommen  sind. 


§    1 


Von    der  Organisation  des  Raths  der  Gewerb- 
verständigen, 

1422«  Dieser  Rath  wird  durch  Ordonnanz  in  Folge  eine«  Ansu- 
chens der  Handelskammer  oder  der  Berathungskammer  der  Manufacturen 
eingesetzt.  Als  Gewerbverständige  können  nur  Fabrikanten,  Werk- 
meister, Fabrikaufseher,  Färber  oder  patentirte  Handwerker  ernannt  wer- 
den. Sie  müssen  das  dreissigste  Jahr  zurückgelegt  haben.  Fabrikan- 
ten müssen  schon  sechs  Jahre  ihr  Gewerbe  getrieben  haben ,  der  Werk- 
meister und  die  Uebrigen  müssen  lesen  und  schreiben  können.  Fallit 
Gewordene  und  Individuen ,  über  welche  ausgesprochen  worden ,  dass 
jsie  fremde  Gegenstände  zurückbehalten  ,    können  nicht  gewählt    werden. 


1)  R.  d.  J,  5.  Juli  1831,  —  2)  Cass.  2.  Febr.  1823, 
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Die  Anzahl  nnd  Qualität  der  Milg-lJecler  verändert  skK  nach  der 
Grösse  und  Anzahl  der  Fabriken  und  der  Orte;  da  aber  die  Polizei 
der  Manufacluren  und  die  Subordination  der  Arbeiter  g^ej^^en  ihre  Meister, 
einer  der  Hauptpunkte  dieser  Institution  ist,  so  muss  in  allen  Füllen  die 
Zahl  der  letztern  diejenige  der  Werkmeister,  Fabrikaufseher,  Färber 
und  Arbeiter  übersteig-en. 

Jedem  Rathe  müssen  zwei  Suppleanten  beig-eg-eben  sein  ,  um ,  im 
Falle  des  Ablebens  und  Abgangs  eines  Gewerbverstandig^en,  als  Ersatz- 
männer zu  dienen.  Der  eine  wird  aus  den  Fabrikanten ,  der  andere 
uns  den  Werkmeistern  etc.  g^ewählt. 

Ein  Secretair  ist  diesem  Rathe  beig-egeben.  Er  wird  durch  Stim- 
menmehrheit erwählt  ,  kann  nach  Belieben  abgesetzt  ^Verden  ,  aber  nur 
durch  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  aller   Gewerbverständig^en. 

Das  zur  Haltung-  der  Sitzun«^  nothige  Local  wird  von  der  StadI 
berg-eg-eben ,  wo  ein  solcher  Rath  eingesetzt  ist ;  auch  werden  von  ihr 
die  ersten  Kosten  der  Einrichtung-,  Heizung-,  Beleuchtung- etc.  bestritten. 
14a«)«  Die  W^ahl  der  Gewerbverständigen  g-eschiebt  in  einer 
Generalversammlung-  der  in  No.  1422«  erwälinten  Ge\verbsleute ;  sie 
wird  durch  den  Präfecten  zusammenbernfen.  Er  führt  dabei  das  Prä- 
sidium ,  oder  bezeichnet  dazu  einen  Beamten   des  Bezirks. 

Das  Protokoll  über  die  Wahl  wird  auf  der  IMairie  hinterlegt.  Die 
erwählten  Gewerbverständigen  und  die  Suppleanten  leisten  den  Eid  in 
die  Hände   des   Präsidenten. 

Der  Rath,  der  aus  fünf,  sieben,  neun  oder  fünfzehn  IMitglicdern 
besteht ,  wird  zu  Anfang-  jedes  Jahres  theiKveise  im  Verhältniss  zur 
Anzahl  der  Mitglieder  erneuert.  Austretende  können  wieder  gewählt 
werden. 


§.  2. 


Von      den    Amtsverrichtungen     der    Gewerbverständigen 

als  Vermittler. 

14J4.  Das  besondere  Bureau  der  Gewcrbverständig:en ,  die  zu 
Vermittlern  dienen  sollen,  besteht  aus  z^vei  Mitgliedern,  ^vovon  der  eine 
Fabrikant,  der  andere  Werkmeister,  Fabrikaufseher,  Färber  oiler  pa- 
lentirter  Handwerker  ist.  In  Städten ,  wo  der  j^nth  aus  ftiiif  oder  sieben 
Mitgliedern  besteht,  versammelt  sich  das  Bureau  alle  zwei  Tage;  be- 
steht der  Rath  aus  neun  oder  funfzelni  Mitgliedern,  so  versammeln 
sich  die  ernannten   zwei   Vermittler   läglicb. 

Um  die  Vermittelung-  anzusprechen  ,  müssen  die  Parti-icn  eine  schrift- 
liche Erklärung-  t-inreiclien.  Können  sie  ihren  iNamen  nirlit  srhreibt-u,  so 
wird  dies«  im  Protokoll  ang-eführt.  Ersrlwinen  sie  nicht  freiNvillig- .  so 
wird   auf  Ansuchen    «jes   Klägers    der   Beklagte   citirt. 

Die  Parteien  haben  sich  mit  Gelassi-nbeit  zu  erklären  und  sich  ehr- 
erbietig- geg-en  das  Bureau  zu  betragen,  widrigt-nf.dls  sie  zuerst  durch 
den  Sachverständigen  aus  dem  Fabrikantenstaude  dazu  verwiesen  wer- 
den; begehen  sie  neuerdings  ticnselben  Fehler,  so  können  sie  in  eine 
Strafe  von  liöchstenH  lO  Frs.  und  /.u  den  Kosten  des  Anschlags  in  iler 
Stadt,  wo  das  (lericht  seinen  Sitz  hat,  vcrurlheilt  wenlen.  Würden  «lie 
Vermittler  gar  insullirt,  oder  ^^ürde  «lie  Ehrerbietung:  gegen  sie  stark 
verletzt,  so  wiril  ein  l*rolükoll  darüber  aufgenommen  un»!  «ier  Schuldig 
mit  Einsperrung:  bestruft,    dio  höchstens  drei  Togo  dauern  darf. 
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Ist  der  Streit  zwisclieii  den  Partelen  nicht  zu  ermitteln ,  so  verwei- 
set sie  das  Bureau  vor  das  General  -  Bureau ,  welches  sofort  entscheidet. 

§.  3. 

Von    den    Amts  v  errichtung-en    der    Gewer  bverstäudig-en 

als   Richter. 

14m5.  Alle  Streitig:keiten ,  die  nicht  gütlich  beig-eleg-t  werden 
kö'iiuen,  gehören  unter  die  Competenz  des  General-Biireaus ,  wie  hoch 
sich  auch  die  Summe  des  Rechtsstreites  belaufen  mag*. 

Der  Präsident  und  Vice  -  Präsident  werden  auf  ein  Jahr  erwählt. 
Die  Austretenden  können  jedesmal  wieder  erwäblt  werden.  Der  Rath 
versammelt  sich  wöchentlich  wenigstens  einmal  und  kann  nur  berath- 
ßchlagen ,  wenn  wenigstens  die  zwei  Drittel  seiner  Mitglieder  anwesend 
sind.  Die  Beschlüsse  werden  nach  der  Mehrheit  der  anwesenden  Mit- 
glieder gefasst. 

Im  Urlhel  über  die  Riagen ,  worüber  die  Gewerbversta'ndigen  zu 
entscheiden  haben,  müssen  sie,  wie  die  andern  Gericbte ,  die  nämlichen 
Grundsätze  bei  Er^^'ägung  der  Tbatsacben  und  in  der  Anwendung  der 
Gesetze  und  der  Regeln  der  Billigkeit  befolgen. 

Das  General -Bureau  erkennt  auch  über  Delicte ,  wodurch  die  öfTent- 
licLe  Ordnung  und  die  Disciplin  der  Werkstätten  gestört  werden  kann^ 
so  wie  über  schwere  Vergeben  der  Lehrlinge  gegen  ihre  Meister;  es 
kann  bis  zn  dreitägiger  Einsperrung  verurtheilen.  Das  ausgefertigte 
ürlliel  kann  durch  jeden  Polizeiagenten  und  die  dazu  requirirte  Öffent- 
licbe  Macht  volizoo-en  werden. 


§.4. 

Von  der  Prozedur  yor  dem  Rath  der  GewerbTer»tändigen. 

14.iO.  Jeder,  der  dem  GerichtszAvang  der  Gewerbverständi- 
gen  unterworfen  ist  und  durch  blossen  Brief  des  Secretairs  vor  das 
besondere  oder  General- Bureau  gerufen  wird,  ist  gehalten,  sich  in 
Person  an  dem  ihm  bestimmten  Tage  und  zur  festgesetzten  Stunde  ein- 
zufinden. Ist  er  abwesend  oder  krank  ,  so  kann  er  sich  nur  durch  einen 
Verwandten,  der  ein  Handelsgewerbe  treibt  und  mit  Vollmacht  versehen 
ist ,  vertreten  lassen,  Erscbeint  er  nicht ,  so  wird  er  durch  den  dem 
Ratbe  beigegebenen  Gericbtsboten  citirt. 

I4ä7.  Die  Parteien  können  keine  Vertheidiffunji:  notificiren  ;  die 
rozednr  ist  bÖchst  summarisch.  Man  kann  einen  oder  mehrere  Gewerb- 
verständige  verwerfen:  1)  wenn  sie  persönlich  beim  Streit  interessirt 
sind  ;  2)  wenn  sie  verwandt  oder  einschliesslich  bis  zum  Grade  eine» 
Geschwisterkindes  verscbwägert  sind  ;  3)  wenn  im  Jabve  ,  das  der  Ver- 
werfung vorausging,  ein  Criminal-Prozess  zwischen  ihnen  und  der  einen 
i]er  Parteien,  seinem  Ebegatten,  Verwandten  oder  Verschwägerten  io 
directer  Linie  Statt  hatte;  4)  wenn  ein  Civil-Prozess  zwischen  ihm  und 
der  einen  der  Partei  oder  seinem  Eliegatten  schwebt;  5)  wenn  sie  ein 
scbrifiliches  Gutacbten  in  der  Sache  gegeben  haben. 
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Die  Partei  ,  welche  einen  Ge^verbversfanfUg'en  vervrerfen  will, 
inuss  darüber  dem  Secrefair  durch  den  Gericlitsboteii  einen  Act  überrei- 
chen und  darin  ihre  Gründe  anjipben.  Dieser  Act  ^vird  dem  verworfe- 
nen Gewerbversländig^en  milj;^etheill.  Innerlialb  zweier  Tag-e  miiss  dieser 
sich  unten  am  Act  schriftlich  erklären,  ob  er  sich  bei  der  Ablehnung 
heruhigen  will  oder  nicht.  Im  letzteren  Fall  muss  er  die  Gründe  anhe- 
ben. iXach  Verlauf  von  drei  Tagen  ,  oder  \venn  er  gar  nicht  an(^vortet, 
wird  eine  Ausfertigung-  des  Acts  und  der  Krklä'rung-  des  Gev>erbver- 
standigen,  wenn  er' geantwortet  Jiat,  an  den  Präsidenten  des  Haiuleisge- 
richts^  zu  dessen  Bezirk  der  Rath  gehört,  eingesandt,  Avelches  Gericht 
über  die  Verwerfung  in  letzter  Instanz  innerhalb  acht  Tagen,  ohne  Bei- 
sein  der  Parteien,  aburthelt. 

14äo.  Erscheint  die  eine  Partei  nicht  an  dem  in  der  Citation 
ang-eg-ebenen  Tag-e,  so  wird  ein  Contumacial-Ürthel  abgefasst.  Die  ^\e- 
g-en  Ausbleibens  verurtheilte  Partei  kann  sich,  innerhalb  dreier  Tag-e 
opponiren. 

Der  Opponent,  der  zum  z^veiten  Male  durch  Contiimacial-Urthel 
condemnirt   ist,  kann  nach  INo.    1381    nicht  iiiehr  liinsprucJi   einlegten '^. 

1429.  Im  Allg-emeiuen  sind  die  Verhöre  und  andere  Arten  von 
Beweisen,  oder  bei  Abläugiiung-  einer  Schrift  die  Vorschriften  zu  befol- 
g;en ,    die  von  den  Handelsgerichten   beobachtet  werden.      (S.  ]\o.    1375.) 

Wenn  ein  vorbereitendes  Urthel  eine  Operation  verordnet,  welcher 
die  Parteien  beiwohnen  müssen  ,  so  gibt  es  Ort  und  Zeit  dazu  an  ;  diess 
gilt  als  Citation.  Nur  dann  wird  ein  solches  Urthel  notificirt  ,  wenn 
der  Beklagte  nicht  erscheint.  Ist  es  nöthig,  dass  sich  ein  Sachverstäu- 
dig;er  oder  mehrere  in  eine  Manufaclur  oder  in  eine  Werkstäite  verfü- 
gen ,  um  sich  von  den  angeführten  Thatsachen  zu  überzeugen,  so  wer- 
den sie  vom  Secretair  des  Baths  begleitet ,  der  das  Protokoll  des  |)rä- 
paratorischen  Urthels ,  welches  den  Augenschein  verordnet  hat,  bei 
sich  führt. 

1430.  Alle  Urthel  der  Ge^verbverstiindigen  Averden  zu  Protokoll 
gebracht  und  dieselben  von  i\eu  Anwesrndiu  und  tiem  Secretair  unter- 
schrieben. Die  Ausfertigungen  werden  vom  Piasidenten  oiler  A  ice- Prä- 
sidenten unterzeichnet ,  und  auch  vom  Secretair  contrasignirt.  Die  Aoli- 
ficirung  an  die  verurtheilte  Partei  geschieht  durch  i\on  Gerichtsboten  des 
Balhs.  Vier  und  zwanzig  Stunden  nach  dieser  JVotificirung  ist  das  Ur- 
theil  provisorisch  und  oline  Caution ,  rngeaclitet  der  Appellation,  execu- 
toriscli  ,  wenn  der  Gegenstand  nicht  300  Frs.  übersteigt  ;  in  den  andern 
Fällen  bat  die  provisorische  Execution  nur  Statt  unter  der  Bedingung, 
Caution   /.u   stellen. 

1431.  Die  A|)|)ellalion  wird  vor  das  Handelsgericht  gebracht, 
dessen  IJezirk  <ler  Bulli  der  Ge\verbverstiindigen  angehört;  in  Krniange- 
lung  eines  H.uuielsgericlites  wird  an  «las  Civilgericht  nppelürt.  Diese 
Appellation  ist  mir  zulässig,  wenn  «lie  Verurtlieilung  100  l"'rs.  über- 
schreitet ,  und  sie  innerhalb  dreier  Monate  von  der  Nolilicirung  an  er- 
gangci»  ist. 

14«32.  Alle  Amtsverrichtnngen  der  Gewerhverständigen  sind 
gänzlich  uuenlgeldlicli.  ^^  as  die  Kosten  (ks  Secretariats  und  diejenigen 
der  Nolilicirung  bctrilft,  so  Bind  sie  durch  die  Vcrorduuuj;^  vom  11.  Juni 
1809  bestimmt, 

1)  G.  O.  ItKX, 
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Zweiter   Abschnitt. 

Von  der  Jurisdiction   der   Fischerei  -  Verständigen. 

1433.  Bereits  ist  dieser  Gericlitsbarkeit  in  Betreff  der  Fischerei 
zur  See  in  No.  108.  erAväbnt  ^'orden.  Die  Fischerei -Verständigen  ent- 
scheiden ohne  Appellation  die  Klagen,  die  ihrer  Competenz  angehören. 
Die  Parteien  erscheinen  in  Person,  ohne  dass  eine  vorlänfige  Prozedur 
Stalt  hat ;  ihr  ürthel  \s  ird  numittelbar  vollstreckt.  Leistet  ihm  die  ver- 
nrlheilte  Partei  nicht  Genüge,  so  werden  deren  Fischnetze  und  Barken 
in  Beschlag  genommen. 


Zweites  Capitel. 

Von  der  Jurisdiction    des  Friedensrichters  in  Betreff  der 

Er  fiudnngs  patente. 

1434«  Wer  in  der  Ausübung  seines  Erfindungspatentes  gestört 
wird,  kann  den  Urheber  vor  den  Friedensrichter  citiren  ,  und  wenn  ge- 
gen das  ürthel,  das  in  solchen  Sachen  nicht  in  letzter  Instanz  gefallt 
werden  kann,  appellirt  wird,  so  kann  die  Appellation  nur  beim  Civil- 
gericht  des  Bezirks  angebracht  werden. 

Der  Nachraacher  w^ird  gegen  den  Kläger  zur  Schadloshaltung  und 
zu  einer  Geldbusse ,  die  dem  Ouart  dieser  Schadloshaltung  gleich  ist, 
verurlheilt ;  diese  Geldbusse  darf  aber  nicht  über  3000  Frs.  und  im 
Wiederbetretungsfalle  nicht  mehr  als  das  Doppelte  betragen.  Die  nach- 
gemachten Gegenstände  werden  ausserdem  confiscirt,  welche  Confiscation 
sich  nicht  nur  auf  die  Instrumente  erstreckt,  mittelst  welcher  die  Nach- 
macliung  Stalt  geliabt  hat,  sondern  auch  noch  auf  die  fabricirten  Gegen- 
stände und  auf  die  für  diese  Nachmachung  präparirten  oder  vervollkomm- 
neten Gegenstände  ^). 

Ist  dem  Kläger  das  Patent  zur  Vervollkommnung  einer  bereits  ver- 
öffentlichten Erfindung  zugestanden  ^vorden,  so  kann  sich  die  Confiscation 
gegen  den  Nachmacher  sogar  auf  die  nach  dem  bekannten  Verfahren 
fabricirten  Theile  erstrecken  _,  wenn  sie  mit  den  nachgemachten  Theilen 
unzertrennlich  sind^). 

Ist  die  Anklage  grundlos  befunden  ^vorden ,  so  wird  der  Denun- 
ciant  zu  Schadenersatz  an  den  Gegner  und  zu  einer  ähnlichen  Geld- 
busse verurlheilt,  die  dieser  hätte  bezahlen  müssen,  wenn  er  schuldig 
befunden  worden  wäre;  jedoch  können  die  Richter  seine  Redlichkeit  in 
Betracht  ziehen  und  gegen  ihn  weder  eine  Schadloshaltung  noch  eine 
Geldbusse  verfügen. 

1435  n.  1436.  Behauptet  der  Beklagte,  dass  er  ein  anderes 
Verfahren ,  als  dasjenige^  wofür  er  patentirt  wurde ,  angewendet  hat, 
oder  dass  zwischen  seinen  Producten  und  denjenigen  seines  Anklägers 
keine  Aehnlichkeit  sei ,  so  wird  ein  Augenschein  oder  ein  Zeugenverhör 
verordnet^  wobei  die  im  gemeinen  Recht    angegebenen  Vorschriften  und 


1)  Abw.  Urtb.  31.  Dec.  1833.  —  2)  Abw.  Urth.  3.  Mai  1833. 
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Formen  heohachiet  werden  *).  Er  kann  auch  nacli  IVo.  1 1 0.  den  Verlust 
der  Rechte  seines  Gegners  einwenden,  lieber  diese  und  andere  Ein- 
reden ist  der  Friedensrichter  zu  entsclieiden  berechtigt,  nnr  nicht  über 
diejenige,  dass  die  Erfindung*  der  Moralität ,  oder  der  Öffentlicheti 
Sicherlieit  zuwiderlauft.  Ein  solcher  Fall ,  der  zur  Klage  von  Seiten 
des  offentliclien  Ministeriums  Anlass  gibt,  gehört  vor  die  gewöhnlichen 
Gerichte. 


Drittem  Capitel. 

Von    der    Jurisdiction     der     znchtpolizeilich  en    G'erichte 
wegen    nachgeiuacJiter  Sachen, 

(1437.)  1438.  Die  Klage  wegen  Nachdruck  ,  IVachstich  ,  Nach- 
ahmung von  Lithographien  oder  von  BildJiauprarbeiten  mittels  Formen 
gegen  den  Urheber,  dessen  Erben  oder  Rechtsinliaber  ,  gehören  laut  Ver- 
ordnung vom  5.  Febr.  1810  vor  die  zuchtpolizeilichen  Gerichte').  In 
No.  1G4  u.  f.  ist  angegeben,  wie  sich  die  IJicbter  dabei  zu  verhalten  lia» 
ben.  Ausser  der  Geldbusse,  in  welche  der  INachmacher  und  der  Ver- 
käufer solcher  Sachen  verfallen,  werden  auch  noch  bei  dem  einen  und 
andern  die  Exemplare  confiscirt.  Der  Ertrag  dieser  Confiscation  wird 
dem  Kläger  auf  Rechnung  der  Schadloshaltuug ,  welche  das  Gericht 
bestimmt ,  zugestellt. 


I§echste$^  Ilaiipt^tiiek. 

Von    (Ion    Consuln^). 


1439.  Man  nennt  Consuln  (consuJs)  ^  die  Abgeordneten,  wel- 
che ein  Landesherr  in  Handelsplätzen  und  hauptsächlich  in  Seeplätzen 
eines  andern  Landesherrn  unterhält,  um  seine  da  wolinenden  oder  da 
reisenden  IJnterthanen  zu  beschützen,  über  die  Erhaltung  ibrer  R»'clito 
lind  Privilegien  zu  wachen  ,  und  sogar  in  Betreff  ilirer  Person  eine  ge- 
wisse Verwaltung  und  Jurisdiction  auszuüben.  Die  Consuln  sind  vom 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  abhängig;  sie  stehen  mit  den 
übrigen  Ministem  in  Verbindung,  namentlich  mit  dem  Handels-  und 
Marin<Mninister,  Avas  das  Interesse  des  Handels  und  der  Schilllalirt  betriiri. 
In  nachfolgenden  vier  ('a|)iteln  sollen  nnr  dit*  allgemeinsten  IJi'griffe 
über  die  Consuln,  ihren  politischen  (  harakter ,  ilire  Jurisdiction,  ihre 
udministrative  und  vermischte  Gewalt,  über  die  Rechte,  die  ihnen  in 
einigen  Landern  zur  Unteidrückung  von  Missbräuchen  gegen  Individiiea 
ihrer  Nation   zustehen,  angeführt   worden*). 

1)  Abw.  Urth    5.  IMIirz  1ft22. 

2)  Der  Nachstiih  o(l«r  die  Naclunnchimg  von  Zeichen  gehört  vor  »Icn  A'-M-on- 
hof,  weil  CS  eine  Kalsihun;;  ist.  (.S.   \o.   IftM.) 

3)  Ueber  den  Ursprung  der  ('on,«>uln  s.  ftonl ^  ds  tnii:r,n9  et  fiat  fonrtiont  r/rs 
eonsufs^  Lcipsir  IS.'it),  u.  Dcppini:; ,  liistoin;  du  commerce  cntre  U  l.mifit  >t  /'/••'m- 
rcpc.    Patis  IHM).  A     <l.   M. 

4)  Dieses  Ilnuptstück  ist  grösstonthi-ljs  aus  den  Ordonnanzen  \om  \»ii..  tO*>t, 
vom  Aug.  I7SI.  Tom  Dec.  1.SI3,  nun  einem  Kdict  vom  Juni  ITJH  und  einer  In- 
struction vom  Aug.  1814  entnommen.  Pnrd. 
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Erstes   Capiftel. 

Von    den    Cons^iln    im    Allg-e meinen      wud     ihrem    politi- 
schen   Charakter. 

1440.  Die  persönlichen  Verhältnisse  der  Consnlii  beziehen  sich 
auf  ihre  Niederlassung' ,  ihre  Ernennung"  und  Installirnng- ,  die  unter  ihnen 
stehenden  Beamten,  den  politischen  Charakter  und  die  Privilegien,  deren 
sie  da,  wohin  sie  versetzt  sind,  »"eniessen. 

Obgleich  ibretwegen  Gesetze  und  Verordnung-en  vorhanden  sind,  so 
hangt  dennoch  ein  grosser  Theil  specieller  oder  Amtvorschriften  von  den 
Tractaten ,  Conventionen  und  Privatinstructionen  ab ,  so  dass  über  diese 
Materie  nur  die  allgemeinen  Grundsatze  des  gemeinen  Hechts  angeführt 
werden  können. 

E  r  s  t  e  r    A  I)  s  c  h  11  i  1 1. 

Von  der  Niederlassung*  der  Consuln. 

1441f  Jeder  Landesherr,  der  in  einem  fremden  Lande  einen 
Consul  einsetzen  will,  muss  sich  das  Recht  dazu  durch  Privat-  und  spe- 
cielie  Convention  mit  der  liegiernng'  dieses  Landes  verschaffen  ;  denn 
ein  Handelsvertrag  zwischen  zwei  Machten  würde  an  und  für  sich  keine 
derselben  berechtigen ,    bei   der  andern  Consuln  einzusetzen. 

Je  nachdem  die  See  -  oder  Handelsplätze  eines  Staates  mehr  oder 
minder  wichtig"  sind,  theilt  man  die  Consulate  in  General-Consulate,  Con- 
sulate,  und  Vice-Consulate  ab.  üng-eachtet  dieser  Unterscheidung',  müssen 
dennoch  alle  mit  den  Ministern  des  Königs  correspondiren.  Jeder  im  Depar- 
tement eines  Consuls  angestellte  Vice-Consul  ist  ihm  aber  untergeordnet, 
und  muss  ihm  ausser  den  Berichten ,  die  er  dem  coujpetenten  Minister  zn 
erstatten  hat,  Rechenschaft  von  den  Geschäften  seines  Consulats  ertheilen. 
144«^.  Da  zu  Consuln  nur  solche  Personen  g-ewahlt  werden  sol- 
len ,  die  durch  ihre  Erziehung"  zu  diesem  Amte  geeignet  sind,  so  ist 
ein  Corps  von  Vice-Consul- Eleven  {eleves  vice-consuh)  errichtet  worden. 
Diese  sind  der  Autorität  der  Consuln,  bei  welchen  sie  angestellt  ^Ner- 
den ,  unterworfen  und  haben  Kost  und  Wohnung"  bei  ihnen.  Dag-egen 
sind  die  Consuln  verpliichtet ,  sie  mit  den  Grundsätzen  der  Religion, 
der  Moral  und  den  Pflichten  eines  Consuls  hinlänglich  bekannt  zu  ma- 
chen ,   damit  sie  einst  ihrem   Amte  gehörig-  vorstehen  können« 

Diesen  Eleven  ist  auferlegt,  sich  besonders  wegen  ihrer  Verhält- 
nisse zu  den  fremden  Mächten  ,  wie  zu  den  Nationalen,  mit  den  Verord- 
nungen und  Instructionen,  die  sich  auf  die  Consulate  beziehen,  bekannt 
zu  machen.  Sie  müssen  die  Sprache  des  Landes  ,  wo  sie  sich  nieder- 
lassen,  erlernen,  besonders  müssen  es  diejenigen  Eleven  thnn,  welche 
in  der  Levante  angestellt  sind  ;  auch  müssen  sie  sich  statistische  und 
Localkenntnisse  erwerben.  Sie  wohnen  jeder  Verhandlui^g*  bei ,  zu  der 
sie  der  Consul  ruft;  sie  bringen  die  Correspondenz  zu  Protokoll,  und 
sind  gehalten,  jährlich  eine  Abhandlung  über  einen  (Gegenstand,  die 
Consulate  betreffend,  wozu  ihnen  der  Minister  der  auswärtig-en  Angele- 
genheiten das  Thema  angibt,  zu   bearbeiten. 

Erst  wenn  ein  solcher  Eleve  zwei  Jahre  in  Thätigkelt  gewesen  ist, 
kann  er  zur  Stelle  eines  Vice-Consuls  gelangen, 

1443,  Der  Consul,  welcher  in  den  in  No.  1441.  angegebenen  Fal- 
len angestellt  ist,  kann,  wenn  es  der  Gebrauch,  oder  die  erhalteneu  In- 
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Btractionen  zulassen  und  es  der  Dienst  erfordert ,  in  seinem  Departe- 
ment, wo  weder  Vice-Consuln  ,  noch  andere  Toin  König-  ernannte  Coiisii- 
lar-Ag^enten  sind,  Handels-Ag-enten  ernennen.  Diese  erwiililt  er  gewöhn- 
lich unter  den  Kanflenten  des  Orts,  und  vorzugsweise  unter  den  Fran- 
zosen ;  seine  g-etrolfeue  Wahl  macht  er  dem  Minister  der  auswiirtigen 
Angeleg-enheiten  bekannt.  Die  Amtsverrichtnngen  dieser  Ag;(iiten  beste- 
hen darin,  dass  sie  den  Franzosen  alle  von  ihnen  abhäng-ende  Dienste 
leisten,  mit  den  Consnln  correspoi'uliren  und  deren  Befehle  in  Allem. 
was   ihre  Mission  betrifft ,   vollziehen  lassen. 

1444.  Die  Consnln,  Vi^e-Consnln  und  deren  Eleven  dürfen  sich 
nicht ,  bei  Strafe  abgerufen  zu  -werden  ,  verheirathen  ;  sie  dürfen  auch 
nicht  von  einer  fremden  Macht  Auftrage,  noch  Gehalt  annehmen;  sin 
können  aber  den  Unterthanen  einer  fremden  Macht,  die  keinen  Coiisnl 
eng-estellt  hatte,  Dienste  leisten,  nur  müssen  sie  sich  hüten,  sich  einer 
Verantwortlichkeit  auszusetzen;  auch  muss  diese  Dienstleistung  unent- 
geldlich  sein;  sie  müssen  aber  davon  den  Gesandten  und  i\eu  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  unterrichten,  und  sich  nach  deren  lii- 
structiouen  richten.  In  der  Levante  ist  es  sogar  ein  Vorrecht  Frank- 
reichs, dass  Fremde  durch  französische  Consnln  in  Schutz  gfenoniinen 
werden  können.  Für  dergleichen  Individuen  muss  aber  die  Körperschaft 
der  französischen  Nation  (corps  de  Ja  nation),  wie  man  es  da  nemil,  oder 
ein  französischer  Kaufmann  haften. 

Da  die  Consnln  eingesetzt  sind ,  um  den  Kanflenten  Gerechtigkeit 
und  Schutz  ang-edeihen  zu  lassen  ,  den  Handel  der  iNationalen  zu  unter- 
stützen und  auszudehnen,  Habsuclit  und  Unredliciikeit  fern  zu  halten,  so 
können  sie  nicht  ans  der  Classe  derjenigen  genommen  werden,  die  unter 
ilirer  Aufsicht  stehen;  sie  dürfen  daher  für  sich  keinen  Handel  treib^-n. 
Der  König;  kann  aber  einen  Kaufmann  ,  den  er  zu  seinem  Consul  ernennt, 
die  Fortsetzung;  seines   Handels  erlauben. 

Damit  die  Consnln  in  der  Levante  und  der  Berberei  unabhängii» 
bleiben,  ist  ihnen  anempfohlen,  keine  Gelder  zu  entlehnen;  diess  ist 
ihnen  in  Betreff  der  Juden,  Griechen,  Mauren  und  andern  üuterthaneu 
des   Grosshetrn   und   der  Fürsten   in   der   Berbcrei    förmlich   unlersagt. 

In  Ab\>esenheit  eines  Consnls  vertritt  ein  Vice-Consul  seines  De- 
partements dessen  Stelle  ,  und  dieser  wird  seinerseits  im  Dienste  von 
einem  Fleven  ersetzt.  Ist  kein  Vice-Consul  da ,  so  vertritt  ein  lileve 
den  Consul.  Verlasst  ein  Consul  seine  Stelle,  so  wird  ein  Inventiwimn 
über  seine  Papiere  aufgenommen;  davon  werden  drei  Copien  geniarht, 
eine  derselben  wird  dem  Minister  der  answiirtigen  Ang:elegenhriten  ein- 
g-esandt  ,  eine  andere  behalt  der  abgehende  Beuntte ,  nm  ihm  als  I^nllns- 
sung"  zu  dienen,  und  die  dritte  >vird  in  den  Archiven  de»  Consnlnts  dcpo- 
nirl.  Stirbt  eiu  Consul,  so  werden  ebenfallH  die  Consiilat-Papiere  inven- 
tirt    und  demjenigen  zugestellt ,    der  ihn   in  seinem   Amte   ersetzt. 

Zweiter     A  !)  s  e  li  ii  i  1  l . 

Von    der  Ernennung;  und    I  us  t  .i  1 1  a  t  i  nn   der  Consnln. 

1445.  Die  Consnln  werden  vom  König  ernannt.  Die  G»-ncraI- 
Consnln  werden  ans  den  Consnln,  die  Consnln  aim  i\e\%  Vice-(  «»nsulu 
und   ans  den   Eleven  genomnuMi. 

Die  Ernennung-  eines  Consnls  wird  d«'ni  Landesherrn  uiilg'Mlieilt. 
bei  dem  er    residiren    soll  ,    und    die    Anerkennung    desselben    j^esduelil 


816 

cliirch  ein  Exequatur,  das  man  In  der  Levante  Barat  nennt.  Nach 
erfolgter  Ernennung*  und  Anerkennung"  muss  dessen  Vorg-anger  die  im 
Ort  etablirten  französiscLen  Notabelu ,  welche  da  eine  Association  bilden, 
die  man  asscmhlee  de  la  natioii  nennt,  zusammenberiifen  und  die  Bestal- 
lung des  Gonsuls  ankündig-en ,  damit  die  Autorität  des  neuen  Consuls 
anerkannt  wird. 

1446«  Jedem  Consulat  ist  ein  vom  König'  ernannter  Kanzler 
(cJiancelier)  beigeg-eben ,  der  in  politi^jcher  und  administrativer  Hinsiclit 
das  Amt  eines  Secretairs  versieht,  die  Archive,  Gesetze,  Ordonnanzen 
und  andere  Acte  verwahrt.  Tritt  der  Consnl  als  Gerichts-Person  auf, 
so  versieht  dieser  Kanzler  das  Amt  eines  Actuars  und  selbst  dasjenige 
eines  Gerichtsboten ,  wenn  Jemand  vorzuladen  ist.  Dann  vertritt  er  auch 
die  Stelle  eines  Notars  in  den  Acten,  die  für  Individuen  seiner  Nation 
eu  machen  sind. 

Alle  Acte ,  die  er  in  der  einen  oder  andern  Amtsverrichtung*  macht, 
haben  gleiche  Kraft  und  Wirkung* ,  wie  diejenigen  der  Notare  und  Ge- 
richlsschreiber  in  Frankreich  ;  sie   müssen  aber  vom  Coiisnl  legalisirt  sein. 

In  der  Kanzlei  werden  aucli  die  Geburts-  und  Todesscheine,  oder 
die  Testamente,  die  während  der  Ueberfalirt  abgefasst  w^urden  ,  deponirt» 
Der  Kanzler  liält  sich  ein  Register,  w^orin  er  die  ßerathschlagungen  und 
Consulatacte  eiutragt,  und  nach  dem  Datum  die  Bodmerei-Verträg-e, 
Assecnranz-Policen,  die  Connossamente  und  alle  andere  bei  ihm  deponirte 
Acte  einschreibt.  Er  nimmt  auch  die  im  Consulat  hinterlegten  Effecten, 
Werthschaften  und  Papiere  in  Empfang*  und  verwahrt  sie.  Der  Consnl 
fertigt  darüber  jährlich  eine  Note  aus,  und  übersendet  sie  dem  Minister 
der  auswärtigen  Angelegenheiten.  Der  Kanzler  wohnt  dem  Ausladen 
französischer  Waaren  bei,  sie  mög^en  nun  auf  National-  oder  fremden 
Schiffen  ankommen ;  er  fertigt  auch  die  den  Schiffscapitainen  nöthigen 
Papiere  aus. 

1447.  Den  Consulaten  sind  auch  beeidigte  Dolmetscher  beige- 
geben, besonders  bei  denjenigen  in  der  Levante;  da  nennt  man  sie  Drago- 
inan  {droginan).  Sie  stehen  unter  den  Befehlen  der  Consuln  oder  Vi- 
ce-Consuln  nnd  müssen  ihre  Uebersetzungen  aufs  Genaueste  machen.  Ohne 
Erlaubniss  des  Consuls  dürfen  sie  für  Niemanden  etwas  verrichten,  und 
w  eder  direct  noch  indirect  Handel  treiben  ;  auch  ist  ihnen  verboten ,  Gel- 
der bei  Juden,  Mauren  oder  andern  ünterthanen  in  der  Levante  oder 
der  Berberei  zu  entlehnen ,  noch  sich  ohne  Erlaubniss  des  Königs  zu 
verheirathen. 

Dritter    Abscliiiit  t . 

Vom    politischen    Charakter    und    den    Privilegien 

der    Consuln. 

1448.  Für  jeden  Consnl  ist  es  gebieterische  Pflicht,  für  seine 
Regierung  alle  Rechte,  Prärogative,  Ehren  und  Privilegien,  die  ihm  nach 
den  Tractaten  oder  nach  dem  Völkerrecht ,  nach  Gebrauch  und  Recipro- 
cität  zugesichert  sind,  zu  verlangen. 

Die  Consuln  sind  ziemlich  allgemein  berechtigt,  an  ihrem  Wohn- 
hause, über  der  Hausthüre  ein  Wappen  oder  eine  Tafel  anzubringen, 
w^orauf  ihre  Qualität  angegeben  ist,  was  sie  aber  nicht  berechtigt,  Indi- 
viduen, die  darin  wohnen,  oder  die  sich  hineinilüchteu  ,  der  Local-Ju- 
stiz  zu  entziehen. 
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Die  Privilegien  der  Consnlu  sind  nicht  so  ausgedehnt  in  den  Staa- 
ten der  CLristcnlieit,  ^vie  in  den  malioinedanisclien  Liiiidern.  Hier  zahlen 
sie  weder  eine  Taxe  noch  eine  Aufiag^e,  können  nicht  eingesperrt  wer- 
den ,  ans  welchem  Grunde  es  auch  sei  ;  doch  kann  man  gegen  sie  bei 
der  Pforte   Gerechtigkeit  verlangen. 

Hat  ein  Franzose  einen  Consul  oder  Vlc^-Consul  seiner  Nation  an- 
zuklagen ,  so  kann  er  diess  in  der  Regel  nur  in  Frankreich  thun  ,  und 
haben  Privatpersonen  Protestationen  g'egen  Handlungen  des  Consuls  ein- 
zulegen ,  so  niuss  sie  der  Kanzler  aufnehmen  und  dem  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten   eine  Ausfertigung*  darüber  einsenden. 


Zweites  Capitel. 

Von     der    Jurisdiction    der    Consuln. 

144f)«  Die  Autoriliit  der  Consuln  ist  von  zwri  Gcsirhlspuuklen 
aus  zu  betrachten:  1)  in  Ufzug"  auf  die  IJechte  d«*r  r<'rri(oriai-Iu'ui<'ning-, 
2)  in  Bezug-  auf  diejenigen  des  Cuusuls,  die  Untertiiaut-n  seines  ijandes- 
lierrii   betreffend. 

Erster    Abschnitt. 

V.0  D  d  er  Juri  sd  ict  ion    des  Consuls    in    s  e  i  neu  Vcrhül  (  ni  s- 
8 e n    zum    fremden  Staate,    wo  er  r  e s i d i  r t . 

14j(I.  Kein  Landesherr  ist  berechtigt,  aus  Figenmacht  in  einem 
fremden  Lande  einen  Michter  oder  ein  Gericht  einzusetzen  ,  um  über  die 
Streitigkeiten  seiner  (Jntet  (hancn  durch  iJrilieisspriiciie  zu  entsdieiden, 
die  an   sich   selbst  eine   execulorische   Gewalt  in   diesem  Lande  hiitten. 

1451.  Dieser  allgemeine  Grundsalz  kann  jedoch  durch  Conven- 
tion zwischen  ^iiw  Landesherren  niudi/irirt  Averden ,  und  diess  nicht  nur 
für  das,  was  die  VolI.Htreckung  der  ihrem  Territorium  fremden  Acte  und 
Urlhel  betrifft,  sondern  auch  noch  in  l>ezng  auf  die  Jurisdiction  d<'r 
Consuln  und  der  AVirkung-  ihrer   ürthel. 

Die  (ie^alt  der  Consuln  ist  im  Allgemeinen  sehr  ausged»'hiit  in 
den  nicht  zur  Christenheit  gehörenden  Liindern.  Hier  stehen  den  Con- 
suln über  alle  Individuen  der  französischen  Nation  ,  was  die  Polizei,  die 
Destrafung-  der  Delicte  und  die  Verfolgung  der  \  erbrechen  betrifft  ,  bei- 
nahe die  niimlicher)  l?e(  h(e  zu,  \>  eiche  der  ge>>ö'hnliche  liichtrr  in  ihrem 
Vaterlaude  über  sie  hat.  Diese  Hechte  gehen  aus  <\*'\\  Capitulalioaen  von 
1535,   1G04,   1G43,   1740  hervor. 

Die  l^echte  der  Consuln  bei  ein isl liehen  LVhti<»iien  sind  um  Vieles 
beschränkter;  es  gibt  wenig  Liinder  ,  wo  ihren  LJrlhelssprüchrn  parale 
Fxecution,  wie  denjenigen  der  LncHlrichler,  eingeräumt  '\>ird;  jedorh  int 
es  gemeinrechllich  in  diesen  niiuili«  hen  Liindern,  dasa  auch  ohne  Privnt- 
Tractate  alle  Streitigkeiten  ,  «He  sith  auf  die  Annahme  und  di«>  H«  nrr  der 
Matresen,  und  andere  «lie  St  hiflsujanusehaft  briirffende  Slreitl»  lle  .  oder 
auf  diejenigen  zwischen  ihnen  und  ihren  Capituinen,  oder  zwiscli*»« 
Capilainen  der  nämlichen  IWition  bezit'hen,  durch  die  Consnlu  Im  enili:,'! 
werden.     Fs   wird  sogar  kein   Unterschied  gemacht  ,    «b  die  Scltifhniaan- 
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scliaft  der  Nation  des  Cousiils  oder  einer  andern  Nation  ang-eLört;  da 
veriniUhet  wird,  dass,  da  sie  Dienste  auf  einem  Schiffe  g-enominen,  sie 
dem  Capitain  nnterAvürfig«  ist,  und  folg^lich  den  Consul  seiner  Nation  iu 
Allem,  was  die  unternommene  Reise  betrifft,  als  Richter  anerkennen 
müssen. 

Zweiter    Abscluiitt. 

Von   der  Jurisdiction  der  Consnin    in  Bezug"    auf  die   ' 

Franzosen. 

1492*  Den  französischen  Consnin  steht  das  Reclit  zu,  in  allen 
Streitigkeiten,  Ton  welcher  Art  sie  se[n  mögf^n,  die  zwischen  französi- 
ßclken  Raisflenten  ,  Schiffern  und  Andern,  so  weit  sich  der  Consnlalsbe- 
zirk  erstreckt,  zu  entscheiden.  Diesen  ist  es  sogar  bei  Strafe  von  1500 
Frs.  verboten,  ihre  Klage  bei  einer  fremden  Bcliörde  anzubringen.  Die 
Consnin  sind  beauftragt,  diejenigen,  weldie  den  Rechten  ihrer  Juris- 
diction zuwider  handeln,  vorzuladen,  über  die  Untersuchung"  ein  Proto- 
koll aufzunehmen,  und  die  Acte  dem  Minister  der  6'lfeutlichen  Angele- 
g-enheiten  einzusenden,  der  dann  das  Weitere  verfügt.  Diess  bezieht  sich 
jedoch  nur  auf  JusHzklagen  und  hindert  nicht,  dass  ein  Franzose,  wel- 
cher Inhaber  eines  in  Frankreich  executorischen  Rechlstitels  ist,  sich  an 
den  fremden  Terrilorial- Richter  wendet,  um  die  na'mliche  Vollstreckung 
in  seinem  Gerichtsbezirk  zu  erlangen  •). 

1-153  u.  1454«  Diess  ist  Folge  des  allgemeinen  Grundsatzes, 
dass  ein  Landesherr  Seine  Rechte  über  seine,  sogar  im  Auslande  woh- 
nenden Unterthanen  behalt ,  so  lange  sie  nämlich  vorgeben  ,  dass  sie  diese 
Qualität  in  der  Absicht,  einst  zurückzukehren,  was  man  esprii de  retour 
nennt '^),  nicht  aufgeben.  Unter  dieser  Bedingung  wird  der  Franzose 
angesehen,  als  habe  er  die  Erlaubniss  erhalten,  sich  im  Auslande  nie- 
derzulassen ,  ohne  desshalb  seine  Qualität  zu  verlieren  ,  und  unter  dieser 
Bedingung'  geniesst  er  auch  das  Recht ,  das  Zugesländnfss  und  die  Pro- 
trction  des  Königs  in  dem  Orte,  den  er  be^^ohnt,  anzurufen.  Jedem 
Franzosen  ist  auferlegt ,  seine  Klage  geg-en  einen  Landsmann  nUr  beim 
Consul  anzubring-en ;  diess  muss  aber  gehörig*  verstanden  werden.  Hat 
der  König'  bei  der  fremden  Macht  Maassrpgeln  g-etroffen ,  dass  seine  Con- 
snin in  ihrem  Territorium  die  Jurisdiction  über  seine  Unterthanen  unge- 
sJört  ausüben  können,  und  dass  ihre  Urthel  executorisch  sind,  so  können 
diejenigen,  welche  ihre  Mitbürger  vor  fremde  Richter  citiren  würden, 
in  Strafe  verfallen.  Ein  solches  fremdes  Urthel  wäre  dann  in  Frank- 
reich nicht  executorisch ,  da  der  fremde  Richter  incompetent  ist  ^),  Hat 
aber  der  König*  dieses  Recht  für  seine  Consuln  nicbt  ausbedungen,  dann 
kann  der  Franzose ,  der  sich  an  fremde  Richter  gewendet  hat ,  um  von 
ihnen  ein  Urthel  zu  erhalten ,  das  in  dem  Lande ,  wo  sie  ihre  Jurisdic- 
tion ausüben,  vollstreckt  werden  kann,  nicht  bestraft  werden;  will  aber 
dieser  Franzose  seineu  Landsmann  in  Frankreich  gerichtlich  verfolgen, 
so  wird  er  so  lange  mit  seiner  Klage  abgewiesen ,  bis  dieses  ang-eb- 
Jiche  Recht  durch  Urthel  des  ConSuls  anerkannt  ist. 

Wenn  aber  die  Regierung*  des  Landes ,    wo  der    Consul    angestellt 
ist ,  diesem  keine  richterliche  Gewalt  über    seine  Landsleute    einräumte^ 


1)  Abw.  Urth.  IL  Dec.  1809.  --  2)  C.  G.  B.  17.  —  3)  Cass.  T.  Fructidor.  IV. 
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selbst  wenn  die  Unliel  nur  in  Frankreich  vollzogen  werden  können,  lo 
hat  sich  der  Consiil  dessen  sn  enthalten ,  «nd  die  frauzosisclie  Reg-ie- 
ning;    übt    dann  Heciprocität  gre»en  die  Consnln  dieser  Keg^ierniigf  aus. 

Die  Consnhi  müssen  sich  in  der  Ausübung*  ilirer  Jurisdiction  nach 
den  französischen  Gesetzen  ricliten,  und  besonders  nach  denjenigen^  "welche 
die   Consular-Jurisdiction   betrefFen. 

Würden  sich  die  Parteien  weder  an  den  Consul,  noch  an  die  frem- 
den Gerichte  wenden,  sondern  an  Schiedsrichter,  so  inüsste  derjenige, 
zu  dessen  Gunsten  der  Schiedsspruch  ausfiele  ,  ihn  durch  den  Cou- 
sul  gerichtlich  bestätigen  lassen,  wenn  er  in  Frankreich  dessen  Voll- 
Btreckung:  erlangen  will. 


Dritter      A  I)  s  c  h  ii  i  1 1. 

Von  der  Prozednr  vor  den    frinzösisch  e«  Consnln. 

1453.  Wird  eine  Streitsache  vor  den  Consul  geljrncht ,  so  ent- 
scheidet er,  oder  derjenige,  der  ihn  ersetzt,  im  iJeisein  zweier  Franzo- 
sen,  die  als  Assisteulen  deui  Gericht  beiwohnen,  ans  den  Aofabeln 
des  Consulatsbezirks  g'ewählt  sind  und  wpni^stf'us  fünf  und  zwun/i««* 
Jfthre  alt  sein  müssen.  Diese  Notabein  haben  beratheude  Stimme  und 
bei  Antritt  ihres  Amts  werden  sie  für  inuner  beeidigt.  Kann  sich 
aber  ein  Consul  keine  Notabein  versfhnffen,  so  entscheidet  er  allein  ^  muss 
aber  im  Bescheid  davon   Erwiihnnng  tliun. 

i430.  Die  Formaliliiten  zur  Finleilung  der  Prozedur  vor  den 
französischen  Consuln  sind  schon  durch  Kdict   vom  Juni  1778  festg-esetzt  '). 

1437«  Die  Parteien  müssen  in  Person  erscheinen;  sind  sie  daran 
verhindert,  so  können  sie  eine  Denkschrift  einreichen,  >>orin  sie  ihre 
Klage  und  ihre  Vertheidigung  , entwickeln ;  sie  können  auch  Mandalnre 
für  sich  aufstellen.  Ist  der  Consul  von  der  Sache  gehörig  instruirt ,  so 
fallt  er  sogleich  sein  I^ndnrthel.  Er  kann  bei  legitimer  xVbhaltnng  einer 
Partei  einen  seiner  lieamti'U  oder  einen  der  IVof.ibeln  anstellen  ,  um  diese 
ab/nliören  und  darüber  ein  Protokoll  nnfzunehnien.  Er  kann,  wenn  es 
nöthig  ist,  einen  Angensrhein  vornehmen  oder  vornehmen  lassen,  Exper- 
ten ernennen,  falls  der  Zustand  oder  der  ^Verth  von  Waaren  und  Ef- 
fecten zu   ronslaliren  oder  abzuschätzen   ist. 

X  1458.  Werden  F'ranzosen  als  Zeugen  vorgeladen  ,  so  müssen 
sie  erscheinen,  widriiicnfalls  sie,  we;ren  des  ersten  Aussenbicibens  ,  in 
50  Frs,  und  wegen  des  /.N"Neiten  in  J UO  Fr.  Gelilbusse  verfallen,  falls 
sie  keine  legitime  Entsclnildignng'  vorbringen  können.  Die  Geldbussen 
fallen  der  Armen-('H«H<»  zu.  Im  AVi«  derbegplinngslrtll  wird  die  Geld- 
busse  jedesmal  verdo|)pelt  ,  selbst  wenn  die  Vorbulnng  andere  Kla^^n 
betrifft;  ja  der  Consul  kann  den  fran/ösisi  hen  Zeugen  sogar  durch  be- 
waffnete  Macht  der  Ortsregiennig  zum  Erscheinen   zwingen   lassen. 

Hat  er  Fremde  als  Zeniten  vorzuladen ,  so  muss  er  sich  an  dereii 
Consuln  wenden  und  bei  diesen  den  ISefehl  auswirken  ,  dnss  sie  vor 
ihm   erscheinen.      In    Hetreff  der   l'nlerthauen  der   Miirhte ,    wo   Consnlrtte 


1)  Sie  sind  hier  übergnngcn  ,  da  sie  kein  Interes.ic  darhieten.       A.  d.   II. 
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erricLtet  sind ,  bat  sich  cler  Consiil  nacli  den  Capidilati^^en  und  Gebrau- 
clien  zu  richten,  wenn  sie  als  Zeng^en  erscl»«"««»,  oder  wenig^stens  eine 
Eikläriiug  abg-eben  sollen.  Ist  ei»  Zeuge  mit  der  französischen  S])rache 
nicht  bekannt ,  so  bedient  man  sich  eines  beeidigten  Dolmetschers. 
Alles ,  was  über  das  Zeugeuverhör  vou  den  Handelsg-erichteu  g-esagt 
wurde ,  ist  auch  hier  anwendbar. 

^  i'n  1459«  Die  ürthelssprü'che  der  Consnln  ziehen  in  den  nämlichen 
Fällen  den  Personalarrest  nach  sich^  in  welchen  er  vor  den  Handelsgerichten 
in  Frankreich  verfügt  Averden  kann ;  jedoch  kann  man  sich  g'Cg'eu  ein  Con- 
timiacial-ür^hel  opponiren. 

Die  Urthelsspriiche  der  Consnln  sind  in  Frankreich  execntorisclu 
Die  Appellation  gegen  diejenigen  ,  welche  in  den  Platzen  der  Levanle, 
an  den  Küsten  von  Afrika  und  dtirch  die  Consnlar-Commission  in  Con- 
stantinopel  erlassen  wurden,  gehört  vor  das  Appellationsgericht  in  Aix; 
g'egen  die  Urthel  anderer  Consulate  wird  bei  demjenigen  Appellationsgericht 
appellirt ,  das  dem  Orte,  wo  der  Spruch  geffillt  wurde,  am  nächsten  liegt. 
1460«  Die  Consnln  können  die  provisorische  Vollstreckung  ihrer  Ur- 
lliel  i«  Wechselsachen,  Rechnungsabschlüssen  oder  anderen  schriftlich  ein- 
g-eg-angenen  Verbindlichkeiten  verordnen,  ungeachtet  der  Opposition  oder 
Appellation,  und  ohne  dass  Bürgschaft  geleistet  werden  mnss.  Was  aber 
diejenig'en  Urthel  betrifft,  die  sich  auf  mündliche  Conventioneu  oder  auf 
Conto-Corrente  beziehen ,  so  kann  der  Consul  verordnen  ,  dass  sie  unge- 
achtet der  Appellation  executorisch  sind,  jedoch  unter  Bürgschaftsleistung'. 
Was  die  Vollstreckung  der  (Jrthel  in  den  Ländern  betrifft,  die 
nicht  der  Herrschaft  Frankreichs ,  sondern  fremden  Mächten  angehören, 
so  häng-t  sie  von  diplomatischen  Relationen  und  von  den  Grundsätzen 
des  gemeinen  Rechts  über  die  executorische  Kraft  ab  ,  welche  die  Juris- 
dictionsacte  eines  Landes  in  einem  andern  Laude  geniesseu. 


Drittes  Capitel. 

Von    den  verschiedenen    A m ts verrichtuDgen j    die    den 
Consuln  verliehen  sind.        1   ■ 

14ol*  Den  Consuln  stehen  mancherlei  Amtsverrichtung-en  zu, 
die  in  die  Rechfe  und  das  Interesse  der  Regierung-  einschlag-en ,  die  sie 
eingesetzt  hat  und  sie  manchmal  den  diplomatischen  Agenten  nehert ,  be- 
sonders wenn  es  sich  um  Rechte  und  Privilegien  ihrer  Mitbürger  handelt, 
und  sie  die  Pflicht  der  Protection ,  die  ihnen  hauptsächlich  obliegt  zu 
erfüllen  haben.  Damit  aber  der  im  Auslande  etablirte  Franzose  diese 
Protection  g-eniesse,  muss  er  sich  in  der  Consular-Kanzlei  immatriculiren. 
Da  jedoch  die  Protection ,  welche  die  Consuln  ihren  IN'ationalen  schuldig* 
sind,  lediglich  politischer  Art  ist,  so  wäre  es  gegen  die  Würde  eines 
Consuls ,  wemi  er  die  Vertheidiguug-  eines  Individuums  vor  einem  Ge- 
richt übernehmen  würde. 

Der  Consul  ist  Chef  der  Nation,  d.  h.  seiuer  Laudsleute,  die  sich 
an  seinem  Orte  niedergelassen  haben ;  sie  geniesseu  das  Vorrecht ,  den 
Versammlungen  beizuwohnen,  die  im  gemeinschaftlichen  Interesse  unter- 
nommen   werden  *).     Bei    diesen  Versammlungen    führt     er   den  Vorsitz 


1)  Man  nennt  sie  ffüssemblecs  de  la  nathn". 
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nnci  hat  das  Recbt,  die  g-eiioininciien  Bescliliisse  zn  vollziehen;  auch 
steht  ihm  die  öll{»'eineine  Leitung"  der  Geschiifte  zu,  welclie  deu  Handel 
und   das   I*este   der   INationaleii   betreffen. 

Alle   Ansfertig^ungen  von  Acten ,   die  der  Kanzler  aufg-enominen  haf, 
werden   vom   Consul  oder  demjenigen,   der  ihn  ersetzt,  legalisirt. 

14u2.  Jeder  Consul  ist  berechtigt,  die  Geburt,  Heiralh  oder 
das  Ableben  der  Individuen  seiner  IXalion,  die  im  Lande  ^  Avo  er  sein 
Amt  verrichtet,  wohnen,  zu  constatircn.  Wenn  der  darüber  ausg-efer- 
lig-te  Act  nach  den  gesetzlicJien  Vorschriften  abg'efasst  ist,  so  ist  er 
eben  so  zulässig',  wie  die  Acte,  die  in  dem  nämlichen  Lande  von  frem- 
den Beamten ,  nach  deu  daselbst  g^ebräuchücheu  Formen ,  abg^efasst 
wurden  ^}. 

14o«>.  Die  Consuln  sind  auch  an  manchen  Orten  berechtig-t  und 
verplllchlet,  in  Sterbefällen  die  Siegel  anzuleg-en,  und  über  die  Verlas- 
senschaft ein  Inveiilarliim  aufzunehmen.  In  dem  ersten  Fall  versehen 
sie  das  Amt  eines  Friedensrichters,  im  andern  dasjenige  eines  ISotars, 
und  was  die  Depositen  und  die  g-erichdiche  IJeschlagnahme  betrifft,  so 
vertreten  sie  darin  die  Civiigerichte.  Alle  diese  Iiecht<'  sind  ihuea  von 
der  Pforte  zuerkannt.  In  andern  Landern  wird  die  Anlegung^  der  Sie- 
g-el  und  die  Invenfur  durch  einen  Notar,  der  von  einer  IVLigistratsperson 
begleitet  ist  ,  in  Gegenwart  des  C'ousuls  und  zweier  glaubwürdigen  Per- 
sonen vorgenounnen. 

1'4q4.  In  den  Ländern  ,  wo  der  Consul  die  Jurij^dirtion  vollstän- 
dig* ausübt,  kann  er,  wie  ein  französisches  Gericht,  die  Vollstreckfni* 
eines  eigenhändig  geschriebeneu  Testaments  verordnen,  den  Uiiivv»rsal- 
Erbnehmer  in  Desitz  setzen ,  und  wenn  \Negen  der  (»iltigkeit  de»  Testa- 
ments und  der  Hechtsansprüche  der  lirben  Streit  entsteht,  kaiui  er,  wie 
ein  gewöhnliches  Gericht  in  Frankreich,  entscheiden.  Da  aber,  wo  den 
Eutscheiclungen  der  Consuln  keine  parate  Executiou  zugestanden  ist^  mussi 
man  sich  an  die  Ortsgerichte  wenden. 

14üJ«  In  mancherlei  Verhältnissen  stehen  den  Consuln  in  Bezug- 
auf  die  Hheder  und  Capitaine  französischer  Schiffe  die  nänilichen  Amts- 
verrichtungen zn,  wie  den  Administratoren  in  den  Seehäfen.  Sie  em- 
pfangen auch  die  Berichte  der  Schiffs  -  Capitaine  ihrer  iXalion  in  den  im 
Hand.  Ges.  Burli  ,  Art.  '24'2,  angegebenen  Fällen.  Sie  stellen  über  die 
Zeit  der  Ankunft  und  Abfahrt  eines  Capitains  und  dessen  Ladung-  die 
nölhig-rn  Dedarationen  aus.  Bei  Schiffbruch  müssen  sie  die  nöthigeit 
Verfügungen  zur  B«'rgung:  der  Güter  etc.  treffen  ,  wenn  die  dabei  inter- 
essirten  Parteien  sich  nicht  melden;  sie  müssen  diese  Güter  in  sichere 
Verwahrung-  bringen  lassen.  Der  Consul  niumit  darüber  zur  ErliAllun«; 
der  Bechle  der  luteressctuten  ein  Inventariuin  und  ein  Protokoll  anf. 
]Melden  sich  die  Interessenten  im  Laufu  der  Operation,  »o  hat  er  ftick 
zurück/u/.ieheu    und    ihnen    das    NVeilere    zu    überlaKS«n. 

i4G().  Der  Consul  oder  eine  dazu  verordnete  Person,  muss  auch 
beim  Löschen  und  Wiegen  von  ^^aareu,  auf  deren  Einfuhr  in  eüieii 
fremden  Hafen  eine  Prämie  bewilligt  ist,  zug-eg-en  si'in;  er  «teilt  die 
nöjhigen  Certificate  darüber  «uh.  Kr  fertigt  <lic  Crsprung^'-Zenguisse 
über  W  aaren  aus,  so  »ie  auch  die  (•esundheilspässe .  corresptirulirl 
mit  den  Suniläli>behärden  und    richtet    sich    in    solchen  Sacheu  n^ch  den 


I)  c.  0.  li.  18,  na 
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Instructionen  des  Mariiieministers.  Endlich  Laben  die  Consuln  noch 
manche  die  Schiffahrt,  die  Fischerei ,«, die  Zollhäuser  etc.  betreffende 
Forinalifälen  zu  beobacliten. 

Am  Schlüsse  jedes  Jahres  müssen  sie  ein  Verzeichniss  der  im  Hafen 
ihres  Consulats  angekommeneu  und  abg-egang-enen  französischen  und  frem- 
den Schiffe  entwerfen  und  eine  Verg-leichungütabelle  zum  vorhergehenden 
Jahre  beifügen.  In  ihren  jährlichen  Berichten  liaben  sie  auch  ihre  An- 
sichten milzulheilen ,  wie  der  Handel  der  Nationalen  ausg-edehnt  und 
aufgemuntert  werden  kann  etc.  Ueberhaupt  haben  sie  in  allen  Fällen 
den  erhcilteneu  Instructionen  nachzukommen« 


Viertes    CapiteL 

Von    der   Macht,    die    den    Consuln    fiber    die    Individuen 

ihrer   Nation   zur  Bestrafung^    von    Delicten 

g-egeben    ist. 

14o7.  Der  Grundsatz,  dass  die  Polizei-  und  Sicherheitsg'esetze 
Jeden,  der  das  Gebiet  bewohnt,  verbinden,  ist  allg-emein*).  Der  Un- 
terschied in  der  Religion,  in  der  Civilisation  ,  in  Gewohnheiten  und  in 
den  Regierung-en  hat  verschiedenartige  Grundsätze  in  den  mahomedani- 
schen  und  ähnlichen  Ländern  eing-efiihrt ;  daher  also  die  Consuln ,  die  in 
den  Ländern  der  Christenheit  angestellt  sind ,  von  denjenig-eu  unterschie- 
den werden  müssen  ^  die  sich  in  denjenig^en  ausserhalb  der  Christenheit 
befinden. 

Erster    Abschnitt. 

Von    der    Macht,    die    den    Consuln    in    den    Ländern    der 

Christenheit  zusteht. 

14d8.  Wie  ausg«edehnt  auch  die  richterliche  Gewalt  ist ,  die  ein 
Consnl  in  Folge  von  Tractalen  erhalten  hat  ,  so  würde  sie  sich  doch 
nicht  auf  eine  Criminal-Jurisdiclion  ausdehnen ,  wenn  diess  nicht  aus- 
drücklich stipulirt  ist,  worüber  aber  bei  christlichen  Nationen  kein  Bei- 
Bpiel  anzuführen  ist.  Der  Consul  muss  also  den  Ortsbehörden  die  Aus- 
übung- dieser  Jurisdiction  überlassen ,  nur  kann  er ,  wenn  es  die  Ehre 
oder  das  Interesse  seiner  Reg-ierung*  erheischt ,  den  Kläg-er  mit  seiner 
Empfehlung*  unterstützen ,  wenn  dieser  in  der  Ausübung-  seiner  Rechte 
auf  Hindernisse  stossen  würde;  oder  er  kann  sich  auch  für  den  Ang-e- 
klag-ten  verwenden ;  er  kann  sogar  directe  einklagen ,  w^enn  ihm  ein 
Gesetz  oder  der  Act  seiner  Einsetzung-  diese  Pflicht  auflegt. 

14oif.  Nach  allgemeinem  Gebrauch  übt  der  Consul  über  die  Schiffe 
seiner  Nation  eine  richterliclie  Gewalt  aus. 

In  Frankreich  2)  ist  ein    fremdes  Schiff  von  Recbtsweg-en   den    poH» 
zeilichen  Gesetzen  des  Orts,  wo  es  vor  Anker  lieg-t,  unterworfen. 

Die  Mannschaft  des  Schiffes  wird  weg-en  der    selbst    am    Bord  ge-» 
g-en  Fremde  beg^ang-enen  Delicte ,  so  wie  wegen  der  mit  diesen  eingeg-au" 


1)  C.  G.  B,  3.  —  2)  Gutachten  des  Staatsraths,  am  20.  Nov.  1806  gen€hmigt. 
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g-cneu  Civilvertriig^e  vor  die  Landesg^ericlile  gezogen ;  in  Delicle  aber,  die 
unter  der  hlaniigcliaft  selbst  beganj;:e»  wurden,  wenn  sie  nnr  die  iiniete 
Disciplin  betreifen  ,  liat  sich  die  Locfilbehörde  nicht  zn  niiscben  ,  so  oft 
nicht  ilire  Hülfe  ang^eriifen  oder  die  Ruhe  des  Hafens  nicht  gelahrdet 
wird;  ilire  Bestrafiinj;;'  steht  dem  Consnl  derjenig-en  INation  zn ,  zu  wel- 
cher das  Schilf  f»eh6'rt.  In  diesem  Fall  aber  kann  er  dennoch  nicht 
immer  ohne  die  Mit  ^irknng-  der  Localbehorde  handehi,  und  mnss  sich 
an  diese  wenden,  wenu  ein  Ang^ekia^ter  aufg^esuclit  oder  iu  Arrest 
g:ebracLt  werde«  soll. 


Zweiter    Abschnitt. 

Von  der  Macht,    die  einem  Consnl    in    Staaten    ausserhalb 
der  Christenheit  zusteht. 

14  iO,  In  Folg-e  der  Cnpifnlalionen  zwischen  Frankreich  und  der 
Pforte  haben  die  Consiiln  das  Hecht ,  in  ifirem  Amtsbezirk  die  Polizei 
unter  den  Franzosen  auszuüben  ,  welchem  Stande  sie  auch  angehören  j 
dieses  ilecht  köinien  sie  sowohl  zu  Lande,  als  in  den  Iliifen  ,  auf  den 
Ajikerplatzen  und  i\pu  lUieden ,  wo  die  Handelsschiffe  ein-  und  ausla- 
den, ausüben.  Sie  bestrafen  die  Uebertretnng^en  oder  Delicte;  sie  \r\tpu 
g^eg-en  Verbrecher  die  Untersuchung-  ein,  und  haben  alle  erfiMderlichen 
Mittel  zur  Vollstreckung-  ilirer  Urthel  anzuwenden,  oder  die  Schuldigen 
den  französischen  Gerichten  zu  überliefern.  Geji'en  anerkaimt  gefahrliche 
Individuen  üben  sie  manclimal  eine  höhere  polizeiliciie  Gewall  aus,  um 
sie  uach  Frankreich  zurückzuschicken. 

§   I 

Vom   Urthel  geg^en  Uebertretung-en  und  Delicte. 

14  il.  Der  Consnl  hat  hinläng-Iiche  l^Tncht  ,  die  von  Franzosen 
begaifrgenen  ü«bertretMiio.#Hi  und  EK'licte  z«  bestrafen  ;  allein  die  Strafen 
können  nur  in  einer  Geidbusse  bestehen,  und  er  darf  keine  iliusinMiung- 
Terfügen,  wie  kurz  sie  auch  sein  möchte. 

§.  2. 

Von    der    Cri  mina  1- Unlersnchu  »n^. 

14  iJ.  Jede  Crintiualsache  i*e^en  einen  Franzoseu  inuss,  weiH> 
es  die  Ca|»iliilalion  zuliisst,  vom  Consnl  auf  die  bei  ihm  nn^ebrachle 
Klag-e  oder  von  Anil.sN^ cgen  eingeleitet  v>  erden.  So  >>  i»«  »r  Ki  unlniss 
von  einem  begangen«'!!  Verbrechen  erhalt,  hat  er  sich  sogleich  an  Oit 
und  .Stelle  zu  verfüu;^en  und  ein  IVutokoll  darüber  abriifassen  xmA  d», 
wo  möglich  ,  zugleich  <lie  Zeugeu  z«i  vernehnuM»  ;  er  h;tl  den  Aii;;eklng- 
ten  festnehmen,  und  in  sichere  Verv>uhrnng  bringen  /n  l.isseii  und  die 
Untei-sucimi»^  einzuleiten. 

1473.  Der  Angeklagte  wird  dann  auf  das  rr»te  nbg»»hftnd«» 
ini'anzösische  SrJiiff  gebracht  .  das  Udch  Fraukreirh  ruriirkkebri «  um  da 
vor  den   cwnpctcntcn    Gerichtshuf    geAlellt    zu   >verd(n.       Dk«    gego«    ihn 
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zeiig^enden  Papiere  werden  in    einer   versclilossenen ,    zugesclin arten    «nd 
versiegelten  Kiste  dem  Capilain^  der,  ihn  zu  überliefern  hat,  übergeben, 

§  3. 

Von  der  höhern  Polizei,  welche  die  Consuln  ansähen. 

1474.  Die  Consuln  müssen  an  den  Minister  der  auswärtigen  An- 
g-elegeulieiten  über  diejenigen  Franzosen  Bericht  erstatten,  welche  die 
Kühe  stören  und  der  Achtung  ,  in  welcher  der  französische  Handel  steht, 
schaden  können,  damit  diesem  üebelstande  so  schnell  als  möglich  ein 
Ende  gemacht  werde.  Sie  können  sogar  denjenigen,  welcher  durch 
schlechte  AufFübrung' ,  Intriguen  oder  auf  eine  andere  ahnliche  Weise 
dem  allgemeinen  Wohl  schädlich  ist,  festnehmen  und  ihn'  mit 
erstem  französischen  Schiffe  nach  Frankreich  transportiren  lassen.  In 
diesem  Fall  haben  sie  dem  Minister  einen  umständlichen  Bericht  darüber 
zu  erstatten  und  die  Motive  dieser  Maassregel  anzugeben.  Gewöhnlich 
g-eht  eine  Untersuchung  voraus ,  und  es  erfolgt  dann  ein  Bescheid  des 
Consuls  und  zweier  Deputirten  ,  wodurch  die  Rücksendung  des  Franzosen, 
dessen  Betragen  scandalÖs  war,  ausgesprochen  wird.  Dem  Capitain  wird 
eine  Copie  des  ürthels  und  des  Protokolls  der  üebergabe  des  Verbann- 
ten eingehändigt  und  der  Musterrolle  eine  Note  über  das  Ganze  ange- 
fügt. Der  Verbannte  wird  von  Capitain  bei  Ankunft  in  einem  Hafen 
Frankreichs  der  competenten  Behörde  überliefert.  Jeder  Capitain  muss, 
bei  Strafe  der  Interdiction  ,  und  sogar  von  500  Frs.  Geldbusse,  die  Be- 
fehle des  Consuls  pünktlich  befolgen. 


Von  den  Wirkungen,  welche  fremde  Gesetze,  Acte   und 
ürthel  vor  den   französischen   Gerichten  haben. 


1475«  Es  gibt  keinen  Staat,  wo  nicht  die  Gerichte  über  irgend 
eine  Streitsache  zu  entscheiden  haben  ,  die  sich  auf  einen  im  Auslände 
geschlossenen  Vertrag ,  gefassten  Act  oder  auf  ein  erlassenes  ürthel 
bezieht ,  vs^as  dann  die  Anwendung  fremder  Gesetze  nothwendig  macht. 
Es  sollen  hiernach  die  allgemeinen  Vorschriften  ertheilt  werden, 
nach  Mielchen  unter  diesen  Umständen  die  bei  den  französischen  Gerichten 
angebrachten  Klagen  und  Exceptionen  abgeurthelt  werden  müssen. 


Erstes    €apitcL 

Fälle^  in  welchen  die  französischen  Gerichte  nach  fremden 
Gesetzen,  Acten   oder  Urtheln  zu  entscheiden  haben. 

147d.      Eiu    Handelsgericht    in   Frankreich   kann   entweder    über 
einen  Rechtssti'eit  zwischen  einem  Franzosen  und  einem  Ausländer,  oder 
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über  einen  RecLfssIreit  zwisclien  zwei  Franzosen ,  die  im  Auslände  nach 
fremden  Geselzen  confraliirten  ,   z«  entsclieiden  haben. 

In  diesen  Fällen  muss  man  ,  was  die  Anwendunj;^  der  Vorschriften 
betrifft,  die  hiernach  ertheilt  werden  sollen,  denjenij^en  Franzosen  als 
Ausländer  betrachten,  der  seine  Qualität  als  Franzose  durcli  einen  der 
im  Gesetze  bezeichneten  Fälle  verloren  hat  ') ,  und  umg-ekehrt  muss  der 
Ausländer j  welchem  legaliter  erlaubt  ist,  seinen  Wohnsitz  in  Frank- 
reich aufzuschlag-en  ,  als  Franzose  angesehen  werden  *) ;  iroch  melir.  wenn 
der  Ausländer  als  Schuldner  oder  Gläubiger  verstorben  ist ,  so  sind  die 
Grundsätze,  die  auf  ihn  anwendbar  gewesen  wären,  auch  auf  seine  Er- 
ben  anwendbar  *). 

Dieses  Capitel  zerfällt  in  nachfolgende  drei  Abschnitte. 

Erster    A  I)  s  c  h  n  i  1 1 . 

Von    den  Streitigkeiten  zwischen    zwei  Ausländern. 

14/7.  Wenn  in  Frankreich  zwischen  zwei  Ausländern  ein 
Rechtsstreit  in  Betreff  beweglicher  oder  lutercsse-Sachen  «  nlstcht ,  s«lbbt 
in  Folge  einer  da  geschlossenen  Convention  ,  über  deren  Ueschaffeuheit 
oder  ausdrückliche  Clausein  die  französischen  Gerichte  nicht  zu  erkeimeu 
hätten,  so  steht  diesen  Gerichten  im  Ailgeuieinen  nur  in  so  fern  die 
Jurisdiction  zu,  als  der  vor  sie  citirte  Ausländer  nach  No.  1356.  in  Fol^c 
einer  bei  den  französischen  Gerichten  gesetzlich  angebrachten  llnuplklage 
nebenbei  vorg^eladen  ist  *). 

Ausnahmsweise  von  diesem  Grundsatz  erkennen  jedoch  die  Han- 
delsgerichte nach  den  Vorschriften  der  Competenz*)  (s.  IVo.  1353  u,  f.) 
über  alle  J^echtsstreitigkeiten  in  Handelssachen  zwischen  allen  Personen, 
die  aus  Acten  oder  Thatsachen  ,  welche  in  Frankreich  vorgegangen, 
entstanden  sind.  Diess  ist  gewissi  rmaassen  ein  Tolizeigesetz  ,  und  der 
Ausländer,  der  durch  einen  andern  Ausländer  vor  ein  fiiujzösisrlies  Han- 
delsgericht, dessen  Competenz  in  Folge  dieser  Vorschriften  «jesicherl  ist, 
vorgeladen  wird  ,  könnte  nicht  dieienigc  eines"  französischen  Gerichts, 
vor  welches  er  geladen  würde,  ablehnen,  es  sei  denn,  dass  er  in  F*olge 
diplomatischer  Uebereinkunft  als  Gesandter  oder  accreditirter  IMinister  sei- 
nes Landesherrn   von   jeder  Jurisdielion   befreit   ist. 

Ausser  diesen  Fällen  haben  die  Handelsgerichte  über  Herfitsstreilig- 
keiten  zwischen  Fremden  nicht  zu  erkennen,  selbst  wenn  es  Handi-ls- 
geschäfte  beträfe^).  Nur  ist  z«i  merken,  dass,  da  in  diesem  Falle  die 
Handelsgerichte  mir  rücksichtlich  der  Personen  und  nicht  rürksichtlirh 
der  Sache  incompetenl  sind  ,  der  Ausländer,  welcher  in  Frankreich  von 
einem  andern  Ausländer  vorgeladen  \a  ird,  der  vor  dem  frfluzö'.sisrhen  (Be- 
richt in  der  Hauptklag-c  sich  vertheidigte ,  beim  Cnssotionshof  wegen 
Hestimmung  des  Richters  nicht  einkouunen  könnte  ,  wenn  srine  Ablfh- 
iMiiigs-Frklärung  verworfen  würde,  \>eil  di«ser  Gerichtsbuf  vermöge 
Keiner  Verfassung'  nur  über  diese  Restimmung  zwischen  französischen 
Gerichten  entscheiden  darl'^).  lis  blielje  iliui  nur  die  Appillation  übrig, 
und  wenn   er,   statt  sich   aus  der    Inconipeten/,   ein  Mittel     zur  Klage    zu 


1)  C.  (».  n.  17.  —  2)  C.  G.  n.  13.  -  3)  Alnv.  Trlh.  3t).  Nov.  ISH.  — 
4)  Ahw.  Urth.  2'i.  Jnn.  \HiH\.  ~  r>)  Ahw.  l'rili.  24.  \\n\\  IKM.  (hm.  2ti.  Nov 
1828.  —  {\)  Abw.  Urlü.  28.  Juni  1820.    —  7)  Abw.  Urlh.  25.  Jan.  I82Ö. 
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verschaffen,  auf  den  Grund  der  Klag-e  sicli  vertlieidigte,  so  könnte  er  dess- 
Lalb  nicht  auf  Cassation  antragen,  dass  seine  Ausflucht,  die  er  zu  spät 
opponirt  hat,  verworfen  worden  wäre*),  was  dein  Rechte  der  franzö- 
sischen Gerichte ,  sicli  in  jeder  Lage  der  Klagsache  des  Rechtsstreites 
zu   begeben  -),   keinen  Eintrag*  thun  würde. 

Man  muss  jedoch  eine  Ausnahme  für  den  Fall  machen ^  wo,  was 
sich  aber  selten  ereignen  möchte  ,  zwischen  dem  König-  und  einer  frem- 
den Macht  die  (Jebereinkunft  g-etroffen  wäre  ,  dass  die  französischen 
Gerichte  nicht  einnial  in  streitigen  Handelssachen  zwischen  zwei  Unter- 
thanen  dieser  Macht  zu  erkennen  haben.  Die  Incompetenz  wurde  eine» 
Charakter  annehmen,  der  den  Beklagten  ermachlig-en  würde,  sie  sogar 
anzurufen  ,  nachdem  er  sicli  auf  die  Klag-e  eingelassen  hat,  weil  die 
öffentliche  Ordnung-  bei  der  Aufrechthaltung'  der  Tractate  interessirt  ist. 
Es  ist  aber  evident,  dass,  wenn  ein  Ausländer  verurlheilt  worden,  ohne 
dieses  Mittel  angerufen  zu  haben,  was  auch  die  Lage  der  Sache  gewe- 
sen sein  mag^,  die  Entscheidung,  welche  die  Rechtskraft  beschritten, 
onwiderruflicli  ^väre;  keine  Behörde  könnte  deren  Vollstreckung  in 
Frankreich  hindern. 

Im  Grunde  genommen  würde  sich  eine  ziemlich  ernsthafte  Schwie- 
rigkeit darbieten.  Die  vernrtheilte  Partei  könnte  die  Klag-e  bei  den  Ge- 
richten ihres  Landes  angebracht^  und  da  eine  den  Gerichten  iu 
Frankreich  schnurstracks  entgegengesetzte  Entscheidung  erhalten  haben, 
Iu  dieser  Lag-e  müssle  nothwendiger  Weise  ein  Unterschied  g^emacht 
werden. 

Ist  das  im  Auslande  g^effillte  Urthel  in  Folge  einer  diplomatischen 
Convention  in  Frankreich  nicht  executorisch ,  so  muss  die  Vollstreckung', 
gerade  weil  Alles  durch  die  französischen  Gerichte  abgenrthelt  ist,  ver- 
weigert werden.  Wenn,  was  sich  schwerlich  voraussetzen  lä'sst,  ein 
Rechtsspruch  zu  dieser  Vollstreckung-  ermächtigte,  so  müsste  er  cassirl 
werden,  weil  er  das  Ansehen  der  Rechtskraft  verl'»fzt  Jiat,  und  wenn, 
endlich ,  was  noch  wenig-er  vorauszusetzen  ist ,  der  Beklagte  bei  diesem 
Gesuch  um  Execntion  ,  seine  Rechte  so  wenig  kennte,  dass  er  die  Ent- 
scheidung- in  Rechtskraft  treten  liesse  ,  ^vodurcll  das  fremde  Urthel,  das 
demjenigen,  welches  er  in  Frankreich  erhalten,  entgegenläuft,  executorisch 
würde,  so  würde  nach  dem  Gesetz  vom  27.  Ventose  VIII  (18.  März  1800) 
angenommen,  als  habe  er  auf  seine  Rechte  durch  einen  Vergleich  ver- 
zichtet ,  unbeschadet  des  Rechts ,  das  dem  General-Procurator  am  Cassa- 
tionshof  zustände,  die  Aufhebung  im  Interesse  des  Gesetzes  zu  verlangen. 
Die  Schwierigkeit  ist  um  so  grösser,  wenn  das  fremde  Urthel,  das  dem 
in  Frankreich  gerade  entgegengesetzt  ist,  daselbst  in  Folge  einer  diplo- 
matischen Convention  executorisch  ist ;  denn  es  würde  sich  beim  näinli- 
clien  Vorfall  ereignen,  dass  der  einen  Partei  Rechte,  der  andern  keine 
zugesprochen  w  ürden.  Da  aber  die  positive  Gesetzgebung  schweigt ,  so 
lässt  sie  sich  mittels  der  allgemeinen  Grundsätz3  ergänzen.  Unter  sol- 
chen Verhältnissen  ist  evident,  dass  derjenige,  welcher  durch  das  fran- 
zösische Urthel  condeninirt  wurde,  der  Execntion  dieses  Urthels  die  Ex- 
ception  opponiren  "Nvird ,  die  sich  auf  seine  Losspreclning  durch  das 
fremde  stützt.  Das  Gericht,  bei  welchem  diese  Opposition  angebracht 
wird,  muss  entscheiden  und  verordnen,  dass  dasjenige  von  den  einander 
Stracks  entgegenlaufenden    Urtheln,  das    zuerst   die    der  Rechtskraft    an- 


I)  Hierüber  si»d  mehrere  Abw.  Urth.  vorhanden.   —    2)   Abw.  Urth.  30.  Juoi 
1823. 
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liang-cncle  Unwidemiflicbkeit  erlangt  Lal,  vollzog-en  werde ;  denn  allerdings 
Mt  es  das  zweite  Urlhel ,  welches  die  Rechtskraft  verletzt  hat,  und  würde 
das  Gericht  diess  nicht  verordnen ,  so  miisste  das  Urtheil  fiir  nngiltig 
erklärt  werden;  wäre  es  in  letzter  Instanz  gesprochen,  so  inü.sste  es 
cassirt  ^Yerden• 

Was  hier  gesagt  wnrde ,  ist  übrigens  nicht  auf  den  verklagten  Aus« 
la'nder  anwendbar,  der,  wenn  er  seinen  Wohnsitz  in  Frankreich  auf- 
schlagen darf,  auch  da  der  bürgerlichen  Hechte  geniessen  würde;  denn 
dadurch  allein  ,  dass  ihm  diese  Hechte  in  Frankreich  zustehen  ,  kann  er 
nach  den  hiernach  angeführten  Grundsätzen  das  Hecht  ansprechen  ,  durch 
französische  Gerichte  gerichtet  zu  werden ,  und  ist  er  von  ihnen  vorge- 
laden, so  muss  er  sich  ihrer  Jurisdiction  unterwerfen,  obgleich  er  als 
blosser  Ausländer    ermächtigt  gewesen  wäre,  sie  abzuleliuen. 

Diese  Exceplion  kann  sogar  nach  Umstanden  ausgedehnt  werden. 
So  kaim  z.  B.  der  Ausländer,  welcher  faclisch  ein  IJandels-Elabtisse- 
ment  in  Frankreich  hat,  ohne  bestimmt  die  Aulorisation  erhallen  zu 
haben  ,  sich  da  niederzulassen ,  vor  die  französischen  Gerichte  durch 
einen  Ausländer  citirt  "werden,  der  ihm  Waaren  verkauft  oder  in  Com- 
inission  gesandt  oder  mit  ihm  ein  Parliripations-Geschäft  unternommen 
hätte. 

Diese  Vorladung  kann  um  so  mehr  Statt  haben,  wenn  er  schon  in 
Geschäften  gleicher  Art  die  Competenz  der  französischen  Gerichte  an- 
erkannt hätte;  der  Ausländer,  der  diesen  Wohnsitz  oder  dieses  Etablis- 
sement nicht  in  Frankreich  hat,  aber  nur  vor  ein  französisches  Gericht 
vorgeladen  würde,  um  das  in  seinem  Lande  gegen  ihn  erlassene  Urlhel 
vollstrecken  zu  lassen  (s.  das  folg.  Cap.),  könnte  diese  Jurisdiction  nicht 
ablehnen. 

Zweiter    Abschnitt. 

Von    den    Rechtsstreiligkeiten    zAvischen    einem    Franzo- 
sen   und    einem    Ausländer. 

1478.  Jeder  Franzose,  der  Rechte  gegen  einen  Ausländer  aus- 
zuüben hätte,  es  sei  in  Folge  ausdrücklicher  oder  slillscliweigender  ('oii- 
venlionen  oder  Quasiconlracle  ,  oder  wegen  Geldstrafen,  wegen  eines 
begoiuienen  Delicts  oder  Quasidelicls  ,  kann  vor  ein  französisches  (vericht 
gezogen  werden*),  ohne  dass  die  Ausflucht  der  Litispendenz  vor  einem 
fremden  Gerichte  in  der  nämlichen  Sache  zugelassen  ^■^  erden  könnte '). 
Ob  nun  die  Verhandlung  contrahirt  ■wurde,  oder  ob  das  Factum  iu 
Frankreich  od'er  im  Auslande  mit  oder  ohne  E^rwählung  des  Domicils 
vorgegangen  ist ,  oder  ob  Tractale  vorhanden  sind  oder  nicht  ,  Avelche  die 
sofortige  Üixecution  der  Urlheilssprüclie  der  Gerichte  des  Landes,  dem 
der  lieklogte  als  Unterlhan  angehört,  gestalten,  so  ixt  die  Qualität  als 
Franzose  allein  hinreichend.  Schwieriger  wäre  ei  in  dem  Fall  ,  wo  ein 
nicht  in  Frankreich  zahlbares  Fngwgeuient.  das  ein  Ausländer  gegen  einen 
andern  Ausländer  eingegangen,  wofür  die  französischer  (icrichlc  nach 
ISo.  1477.  nicht  compelent  sind,  an  einen  Franzosen  cedirt  worden  wäre. 
Wenn  es  aber  nach  den  Umständen  schiene,  dass  diese  Cesaion  beirügeriscli 


1)  C,  G,  B.  14.  —  2)  Abw.  Urlb.  7.  Sept.  1808. 
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sei  iiiicl  einzig'  und  allein  bezweckte,  den  Scliuldner  seinen  natürlichen 
HicJitern  zu  entziehen ,  so  könnte  die  Coinpetenz  der  französischen  Ge- 
richte niclit  ang-efochten  werden  '), 

Ebenso  verhalt  es  sich  nach  No.  1477.  mit  dem  Ansländer,  der 
legaliter  ermächtigt  ist,  seinen  Wohnsitz  im  Königreich  anfznschlagen, 
"wenn  nur  das  Recht,  -worauf  er  sein  Begehreu  gründet,  entstanden  ist, 
seitdem  er  diese  Ermächtigung  erhalten  2),  Aber  diese  Befug^niss,  die 
einem  Franzosen  zusteht,  einen  Ausländer  in  Frankreich  vorzuladen,  ist 
in  den  Fällen  modificirt,  in  welchen  gesetzlich  getroffene  diplomatische 
Conventionen  den  Ausländern,  die  mit  Franzosen  contrahirt  haben,  und 
reciproc  den  Franzosen  in  der  nämlichen  Lage,  das  Recht  zusichern, 
nur  vor  ihrem  natürlichen  Richter  Recht  zu  leiden ;  in  diesem  Fall  gilt 
der  Tractat  als  Gesetz. 

Diese  Abweichung  vom  Vertrag-  kann  jedoch  nur  die  Hanptklagen 
betreffen,  und  nicht  diejenig-en,  welche  aus  der  Garantie  oder  der  Soli- 
darität hervorgehen ,  und  der  Ausländer,  der  in  Frankreich  mit  andern, 
die  dem  französischen  Gerichtszwang  unterworfen  sind ,  zur  Zahlung 
eines  Wechsels  vorgeladen  wurde,  könnte  die  französische  Jurisdiction 
nicht  ablehnen. 

Um  zu  bestimmen,  welches  französische  Gericht  über  die  Klage 
zu  erkennen  hat,  die  ein  Franzose  gegen  einen  Ausländer  anbringt,  den 
er  in  Frankreich  vorzuladen  berechtigt  ist,  müssen  die  in  No*  13Gt  11.  f. 
gegebenen  Vorschriften  befolgt  werden. 

Bei  einer  Hauptklage  kann  es  geschehen ,  dass  die  Mittel  fehlen, 
um  zu  bestimmen,  welches  französische  Gericht  competent  ist,  und  dass, 
wenn  die  Klagsache  nicht  von  der  Art  ist,  um  anderswo,  als  bei  dem 
Gericht  des  Beklagten  angebracht  zu  werden,  man  untersuchen  muss, 
welches  französische  Gericht  in  Betreff  dieses  Ausländers  niuthmaassli- 
cherweise  dasjenige  seines  Domicils  ist.  Hat  er  irgend  einen  Aufent- 
haltsort in  Frankreich ,  so  muss  er  vor  das  Gericht  gezogen  werden, 
dessen  Bezirk  er  angehört^),  und  der  nach  No.  13G5.  eine  Art  Juris- 
dictions-Doinicil  wird*).  Fehlt  auch  dieses  Mittel  ,  was  selten  der  Fall 
sein  mag  ,  so  könnte  der  Kläger  die  Sache  vor  das  Gericht  bringen,  dem 
er  selbst  unterworfen  ist  und  vor  welches  ihn  sein  Gegner  vorladen 
könnte,  wenn  er  gegen  ihn   eine  Klage  anzubringen  hatte''). 

In  Betreff  der  Klagen ,  welche  ein  Ausländer  gegen  einen  Franzo- 
sen führen  würde ,  ist  nichts  Besonderes  zu  sagen.  Citirt  er  ihn  vor 
die  französischen  Gerichte,  so  muss  er  die  nämlichen  Vorschriften  beob- 
achten und  die  nämliche  Aufnahme  erhalten  ,  wie  ein  Franzose ,  ohne 
zu  einer  Bürgschaftsleistung  genöthigt  zu  sein,  wie  diess  nach  No.  1362 
in  Civilsachen  der  Fall  ist  ^).  Diese  letztere  Begünstigung  könnte  aber 
nicht  von  einem  Ausländer  in  Anspruch  genommen  werden,  der  eine  In- 
cidentklage  auf  Verification  von  Scripturen,  oder  auf  ein  Incident-Falswni 
anstellen  würde,  was  nach  No.  1373,  vor  das  Civilgericht  verwiesen 
würde,  und  da  solche  Incldentklagen  Anlass  zu  einer  bedeutenden  Schad- 
loshaltung geben  können  ,  so  muss  sie  vorläufig  durch  Bürgschaft  gesi- 
chert sein. 

Uebrigens  kann  das ,  was  hier  gesägt  wurde ,  modificirt  werden, 
wenn  der  Franzose  iien  Ausländer  vor  dessen   Gericht   im  Auslande  be- 


1)  Abw.  Urlh.  25.  Sept.  182».  —  2)  Abw.  Urth.  28.  .Tiiiii  1820.  —  S)  G.  O.  60.  — - 
4)  Abw.  Urth.  27.  Juni  18üi>.  ~  5)  Abw.  Urth,  7.  Sept.  1808.  —  6)  C.  G.ß.'lö. 
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lan^t  Läüe;  er  könnte  ihn  dann  niclit  neuerdings  in  Frankreic)i  belan- 
g-en').  Wäre  er  im  Auslände  iinlerlegen ,  so  bliebe  ibin  nirbls  Anderes 
übrige  (s.  No.  1448.)'  «'s  auf  Revision  des  fremden  Uitbels  an7.nlrn;,'^en, 
weuit  dessen  Vollstreckung-  g'C'jen  ibn  vor  den  französischen  Gerichten 
verlang-t  Avird. 

1479.  In  allen  diesen  Fallen  ist  der  Ansiander  beiechn^it,  fiir 
sich  wegen  des  Erfolg^s  seiner  Klage  und  seiner  Ausflucht  alle  Civil- 
rechte  anzusprechen ,  die  ein  Traclat  den  Franzosen  in  seinem  Lande 
ZH^esleht.  Lehnen  die  Gesetze  dieses  Landes  die  Rechte,  die  er  unter 
g-Ieichen  Umsländen  ausüben  will ,  ab ,  so  kann  seine  Abweisunjj  ^e- 
wissermaassen  als  Repressalie  erfolgen.  Er  kaiui  auch  in  allen  Füllen 
das  gemeine  Recht  anrufen.  Die  Ausübung  der  Rechte,  die  nach  dem- 
selben dem  Auslander  zustehen ,  ist  den  Hcdingungen  unterNvorH-n, 
welche  die  französischen  Gesetze  den  Franzosen  aiiferlegen ,  denen  sich 
anch  ein  Ausliinder  unterwerfen  muss ,  selbst  w  euii  in  seiueni  Lande 
ein  Franzose  nicht  dazu  verbunden  wäre. 

Dritter    Abschnitt. 

Von    Aew  Rechtsstreitig  keiten    zwischen  Franzosen,    die 
im  A  n  s I a  n  d  e    c  o  n  t  r  a  h  i  r  t    haben. 

14oU.  Wenn  in  Frankreich  ein  Rechtsstreit  über  eine  (Onven- 
lion  zu  entscheiden  ist  ,  welche  im  Auslande  zwischen  zwei  Franzosen, 
oder  zwischen  einem  Franzosen  und  einem  Ausländer,  der  in  Frankreich 
legaliter  seinen  Wohnsitz  hat,  oder  zwischen  zwei  auf  gleiche  Weise 
zugelassenen  Ausländern  geschlossen  worden*),  so  kann  keine  der 
Schwierigkeiten  entstehen ,  wovon  in  den  vorigen  zwei  Abschnitten  die 
Rede  war.  Es  werden  dünn  alle  in  No.  1363  u.  f.  angegebenen  Vor- 
schriften über  die   Competcnz   befolgt. 


Zweite!^  C'apifel. 

G  r  11  n  d  s  ä  t  z  e ,    nach    welchen     die    französischen    Gerichte 
über  Acte,  die  im  Auslände  gemacht  ^\urden^   eulschcidcn 

k  ö  n  n  e  n  . 

1481.  Jedes  Gericht,  bei  welchem  ein  nechtsstnit  angebrnchl 
ist,  muss  darüber  entscheiden,  es  sei  denn,  das»  es  sich  für  incompe- 
lent  erklärt;  es  kann,  ohne  sicli  einer  Verweigerung  der  Justiz  schul- 
dig zu  machen,  diese  EnlS(  lMM<luiig  nicht  unter  dem  Vorgeben  versagen, 
das   Gesetz  sei   dunkol   oder  un/nlänglich  ^). 

Haben  ilie  Riehler  übet  Couventionen  oder  Facta,  die  im  Auslande 
geschehen  und  sieh  auf  Verfügungen  fremder  Gesetze  bezleht-n,  zu  ent- 
scheiden ,  so  können  sie.  ohne  ihre  l*liichlen  zu  verlet/en,  bei  ihren 
Entscheidungen  nur  die  fran/ösischen  (ieselze  befolgen.  Jedoch  pibi  es 
in  der  Anwendung  IModilicationen ,  welche  die  Reschairenluil  der  Sache 
tjebielel   und   die  fran/.ösisrhe   (iesel/gcbung  geheiligt    li.if. 

I)  Abw.  Urtb.  15.  Nov.  H27.  —  2)  C.  G.  B.  15.  —  3)  C    Ü.  ü.  4. 
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Die  Haiipt-Modificationen    sind   in   ftachfoIg;enden   drei    Absctinitteu 

angeg^eben. 

Erster    Abschnitt. 

Vou   der  Anwendung:    der   fremden  Gesetze    in  Bezug:   »"f 

die  Fäiiig-keit  der  ContraLenten« 

1482.  Bei  den  civilisirteu  Nationen  ist  allg'einein  ang'enoinmen^ 
dass  die  Fälligkeit  eines  Iiidividnuins ,  zu  contraLiren ,  sich  nach  den 
Gesetzen  des  Landes  richtet,  dem  es  ang^ehört*).  Eine  Person,  die 
vom  Gesetze  des  Landes,  dessen  Unterthan  sie  ist,  für  unfähig*  erklart 
ist,  kann  von  dieser  Ünfahig-keit  nur  durch  das  Gesetz  dieses  Landes 
Avieder  losgesprochen  werden  '^),  und  diess  sogar  nur  dann,  wenn  sie  die 
Bediug:iingen  erfüllt,  welche  ihr  dieses  Gesetz  vorschreibt. 

So  könnten  minderjährige  Franzosen,  die  unfähig'  sind^  Handels» 
Eng-ag-ements  einzugehen ,  wenn  sie  nicht  emancipirt  und  autorisirt 
sind  ,  sich  nicht  für  Handelsg-eschafce  verbindlich  machen ,  selbst  wenn 
die  Gesetze  dieses  Landes  diese  Beding-ung-en  nicht  erforderten.  So 
kann  eine  verheirathele  Französin,  die  nicht  öffentlich  Handel  treibt^ 
nicht  gilt iger  Weise  Engagemenls  eingehen,  selbst  nicht  für  den  Han- 
del ,  wenn  sie  nicht  von  ihrem  Manne  dazu  ermächtigt  ist.  Die  Un- 
fähigkeit  dieser  Personen,  zu  contrahiren ,    folget    ihnen  überall    nach« 

Aus  dem  nämlichen  Grunde  können  die  französischen  Gerichte 
die  Handels- Eng'ag-ements  nicht  als  giltig:  anerkennen  ,  welche  fremde 
Minderjährige  und  Frauenspersonen  ,  die  nach  ihrjen  Laudesgesetzen 
unfähig  sind,  in  Frankreich  ausgestellt  haben;  selbst  v^'enn  die  Gesetze, 
denen  diese  Individuen  unter^vorfen  sind  ^  andere  Bedingungen  als  die 
französischen  Gesetze  vorschreiben. 

1483.  Es  gibt  jedoch  noch  besondere  Verbote,  wie  z.  B,  solche 
in  Bezug  auf  Adelige ,  Würdenträger,  welche  Wechsel  ausstellen  oder 
andere  Engagements  eingehen.  Diese  Verbote ,  den  Stand  der  Personen 
beireffend  (s.  No.  72.)  ,  sind  willkührücher  \u\d  von  geringerem  Nutzen, 
wie  diejenigen  in  Bezug  auf  Minderjährige  und  Frauenspersonen, 

14r84.  Die  verschiedenen  Personen,  A'^'^elche  sich  für  eine  und 
dieselbe  Schuld  verbindlich  gf^macht  haben,  können,  was  die  Fähigkeit 
zu  contrahiren  betrifft ,  verschiedenen  Gesetzgebungen  unterworfen  sein, 
was  jedesmal  einen  Conflict  erzeugen  muss ,  ^venn  die  Wirkungen  dieser 
Acte  entweder  unter  iiinen  oder  zwischen  Gläubiger  und  Schuldner  in 
Betracht  zu  ziehen  sind.  Hier  gilt  dann  die  Kegel,  dass,  wenn  mehrere 
Personen  für  die  nämliche  Obligation  haften  ,  die  Exceptionen ,  welche 
eine  von  ihnen  iur  sich  legaliter  anruft,  nur  zu  ihren  Gunsten  zu  berück- 
sichtigen ist  und  nicht  auf  ihre  JMitschnldner  ausgedehnt  werden  darf, 
die  keinem  Gesetze  ähnlicher  Art  unterworfen  sind.  (S.  No.  182)^). 
Ebenso  verhielte  es  sich  beiniRegress,  welchen  die  verschiedenen  Mitschuld- 
ner gegen  einander  ausüben  können ;  sie  wären  berechtigt ,  d're  ihnen 
nach  ihren  Landesgesetzen  persönlich  zustehenden  Exceptionen  geltend 
zu  machen. 


1)  C.  G.  B.  3.  —  3)  Cass.  1.  Febr.  1813.  —  3)  C.  G.  B.  2013. 
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Zweiter  Abscliiiitt. 

Von  der   AnwenJuii»    der    fremden    Gesetze    in   Bezugs    auf 
die    Form     und    den    executorischeo    Cliarakter 

der    Acte. 

1485.  Selbst  wenn  die  Contrahenten  be(ÜLig-t  sind,  Verbiiidlicli- 
keiten  einzujjelieU ,  so  kann  der  Act,  der  ilire  Convenlionen  cousta- 
lirt,  nur  nacli  g-ewissen  inneren  und  äusseren  Formen  abgefiissl  und 
natiirliclierweise  daraus  gefolgert  werden,  dass  bei  der  Abfassung  die 
Coii(raben(en  nur  die  gesetzlicbe  Form  üires  Anfenlbaltsorles  im  Auge 
liatten.  Weicht  diese  aucli  von  der  in  Frankreich  üblichen  ab,  so  kön- 
nen solche  Acte  dennoch  nicht  von  den  französischen  Gerichten  fiir  unre- 
g-elmässig  erklart  werden;  da  allgemein  ang-enoinmi'n  ist,  dass  sich  die 
Form  jedes  Vertrags  ^nacli  den  Gesetzen  des  Orts  riclitet,  wo  er  vollzo- 
gen ward').  Diess  gilt  auch  für  die  Nebenverlräge  im  Wechsel,  wie 
z.  B.   fiir  die  Acception,    das   Indossament  etc. 

i486.  Ist  ein  bri  Gericht  producirter  Act  ein  öffentlicher,  so 
kann  niemals  über  den  Ort,  wo  er  abgefasst  wurde,  ein  Zweifel  ent- 
stehen ;  ist  es  aber  ein  Privatact ,  so  muss  mail  natürlicherweise  glauben, 
dass  die  Parteien  die  ^'or^lefl  des  Orts  der  Ausstellung  befolgen  wollten; 
demi  da  jeder  der  Contrahenlen  um  das  im  üomicil  des  andern  in  Kraft 
stehende  Gesetz  nicht  wissen  kann,  so  wird  angenommen,  als  haben  sie 
dasjenige  des  Landes  befolgen  wollen  ,  wo  sie  mit  einander  contrahirt 
haben.  AViire  jedoch  der  Art  dem  Gesetze  d^s  Domicils  desjenigt-n  ge- 
mäss, der  sich  verbindlicii  gemacht  hat  ,  so  könnte  dieser  den  Mangel  au 
Uebereinstimmung  mit  dem  Gesetze  des  Orts  der  Aussteliung  nicht  anrufen. 

Fehlt  dem  Act  die  Angabe  des  Orts,  so  können  das  Gestanduiss 
der  Parteien,  die  iiussern  Beweise,  die  Umstünde  Auskunft  darüber  ge- 
ben. Ist  es  aber  absolnl  unmöglich,  sich  Gewissheit  über  den  Ort  zu 
verschaffen)  so  wird  angenonunen,  der  Act  sei  im  üomicil  desjenigen, 
der  sich    v»'ibindlich   gfmachl    hat,   ausgestellt. 

In  Hrtrcff  der  iuissern  NN'ahrheil  eines  Acts  Wird  ein  Unterschied 
zwischen  öflV'nilichen  und  Privatacten  gemacht;  bei  ersteren  gebraucht 
man  die  Vorsicht ,  sie  iegalisiren  zu  lassen,  bei  letztern  ist  diess  minder 
nül/iich  ,  weil  derjenige,  '^^g^n  welchen  man  vom  Privatact  («ebranch 
macht,  ihn  abiängnen  kann,  wenn  man  ihn  als  dessen  Verfasser  ans- 
gibt  ,  oder  ihn  nicht  anerkennen  kann  ,  wenn  er  als  von  einem  Anderu 
unterzeichnet   priisentirt  w  ird  '). 

14o/.  ^^'ill  man  von  einem  Act  Gehrauch  machen,  um  en(we- 
der  dessen  K^pcnlion  auszuüben,  d.  h.  einen  gi'richliit  heu  Heft  hl  zu  voll- 
ziehen, einen  ArresischUg  auszubringen  oder  um  Ilv|M>ihek  zu  erhalfeu, 
so    muss    vorher   geklagt    werden   und   ein    Urlhel     erfolgt    sein. 

IManchmal  wird  durch  J  r.iclate  zwisdirn  zwei  Machten  bestimmt  ,  das» 
die  Acte,  dit*  bei  der  einen  e\e(  ulorisch  sind  ,  es  au(  h  bei  der  and(>rn  sein 
sollen.  V^'ird  dann  ein  snlchf>r  Art  durch  einen  Justizbenuiten  im  andern 
vollstreckt,  so  gehorcht  er  dabei  nur  seinem  I.audesherrn  und  nicht 
dem    fremden,     der   ausser   seinem    Lande    keine   Autorität    für    ihn   hat. 

1488.       Nach    allen    Gesetzgebungen    stehen    die   Urthelssprüche 


1)  C.  G.  B.  1317.   -  2)  C.  (;.  n.  l.Vil. 
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im  Rang  cler  6'ffenlliclien  Acte;  fremde  Urtliel  können  aber  in  Frankreich 
nicht  vollstreckt  werden ,  es  wäre  denn ,  dass  ihnen  durch  eine  diploma- 
tische üebereinkunft  die  parate  Execution  zng-esichert  würde;  sie  können 
nur  einer  Klage  vor  französische«  Gerichten  zur  Grundlage  dienen.  Bei 
einem  solchen  ürthel  kann  unterschieden  werden,  ob  es  g'egen  einen 
Auslander ,  der  dem  Gerichte  ,  das  es  'erlassen ,  unterworfen  ist ,  oder 
ob  es  gegen  einen  Franzosen  erlassen  wurde.  Im  ersten  Fall  kann  das 
französische  Gericht  die  verlangte  Vollstreckung  mit  Fug  und  Recht  ver- 
langen^), und  woUle  es  sich  dieser  Untersuchung  nicht  unterziehen,  so 
könnte  sein  ürthel  nicht  auf  dem  Wege  der  Cassation  angegriffen  wer- 
den ,  weil  diese  Revision ,  die  im  freien  Willen  des  Gerichts  steht, 
wenn  es  sich,  bevor  es  die  Vollstreckung  verordnet,  aufklären  will, 
nicht  im  Privatinteresse  des  Fremden  eingeführt  ist ,  der  von  einem  Ge- 
richte,  dem  er  unterworfen  war,  verurtheilt  ist,  sondern  im  Interesse 
der  Territorial-Souverainetät. 

Im  zweiten  Fall  muss  das  im  Auslande  gegen  den  Franzosen  er- 
lassene ürthel  nothwendiger  Weise  der  Revision  der  Richter  in  Frank- 
reich unterworfen  werden^).  Selbst  Avenn  es  auf  Verlangen  dieses 
Franzosen  erlassen  worden  wäre  und  als  Einrede  gegen  seine  neue 
Klage  gebraucht  würde ,  so  muss  dennoch  die  Streitfrage  neuerdipgs  ver- 
handelt werden  ,  als  wäre  nichts  abgeurthelt  worden.  Diese  Verweige- 
rung der  Vollstreckung,  die  das  politische  Gesetz  ausspricht,  welches 
nicht  erlaubt,  dass  fremde  ürthel  als  in  Frankreich  erlassen  angesehen 
werden ,  darf  nicht  mit  der  Befugniss  verwechselt  werden ,  die  einem 
französischen  Gerichte  zusteht,  ein  fremdes  ürthel  als  Auskunftsmittel 
oder  als  Präsumtion  zur  Aufklärung  der  Umstände  anzusehen,  worüber 
es  zu  richten  hätte  ^). 

Ist  aber  ein  Tractat  vorhanden,  der  den  fremden  Urtheln  die  gleiche 
Autorität  eiiuäumt  wie  den  französischen  ,  so  hat  diese  Nothwendigkeit 
einer  neuen  gerichtlichen  Verhandlung  nicht  Statt.  Wie  bestimmt  aber 
die  Clauscln  dieser  Arten  Verträge  sein  mögen ,  sogar  wenn  darin  be- 
dungen wäre,  dass  die  Vollstreckung  bei  erster  Aufforderung  und  ohne 
Erörterung  verordnet  werden  müsse,  so  möchten  dennoch  die  französi- 
schen Gerichte  nicht  so  gebunden  sein ,  dass  sie  nothwendiger  Weise 
in  Frankreich  die  Vollstreckung  eines  fremden  Urthels  zusicherten, 
welches  die  Grundsätze  des  Öffentlichen  Rechts  verletzen  würde ;  sie 
könnten  sie  also  aus  den  angeführten  Gründen  verweigern.  Würden  sie 
von  der  Macht,  die  ihnen  zusteht ,  Gebrauch  machen ,  fremden  Urtheln, 
welche  die  Grundsätze  des  öffentlichen  Rechts  verletzen,  ihr  Amt  zu  ver- 
weigern und  als  Grund  dieser  Weigerung  angeben,  dass  falsch  geurthelt 
sei,  so  könnte  ein  solcher  Bescheid  cassirt  werden  (s.  ]\o.  1494.);  würden 
hingegen  das  öffentliche  Interesse  und  die  Öffentliche  Ordnung  ihre 
Weigerung  rechtfertigen,    so  müsste  der  Bescheid  beibehalten  werden*). 

Folgendes  Beispiel  mag  diess  näher  beleuchten:  Ein  Fremder 
lässt  Waaren  in  Frankreich  assecuriren,  sie  aber  nachher  boshafter 
W^eise  zu  Grunde  gehen,  oder  begeht  Unterschiebungen ,  die  das  Merk- 
mal eines  Falsums  au  sich  tragen  *;,     Die  französische  Regierung  ver- 


1)  Abw.  Urth.  19.  April  1819.  --  2)  Cass.  18.  Pluviose  XII.  —  3)  Abw.  Urth. 
1.  Juli  1833.  —  4)  Abw.  Urth.   14.  Juli   1825. 

5)  Z.  B.  er  gibt  ein  Schiff  als  einer  andern  Nation,  als  der  wirklichen  aoge- 
hörig,  an,  und  lässt  in  die  Schitfspapiere  falsche  Angaben  bringen. 
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klaget  iliii  wegen  dieses  Verbrechens  bei  den  GericlUen  seines  Landes, 
nnd  libertrag-t  ihnen  sog^ar  die  in  Frankreich  eingeleitete  Procednr; 
dennoch  wird  der  Anj^ekla^le  freig^esprocheu.  Er  leitet  eine  Klag-e 
in  Frankreich  gegen  den  Versiclierer  in  Folge  Abstands  oder  liaverei 
ein.  Dieser  opponirt  ihm,  dass  Verhist  nnd  Schaden,  die  dnrch  die 
TJiatsache  des  Versicherten  entstanden  sind,  ihm  (dem  Versicherer) 
nicht  znr  Last  fallen.  Vergebens  würde  sich  der  Versicherte  daranf 
berufen,  dass  ihn  die  Gerichte  seines  Landes  als  unschuldig-  befunden  Iia- 
ben.  Die  französischen  Gerichte  müssen  desshalb  nicht  weniger  die  vom 
Versicijerer  angerufene  Kxce|)tion  berücksichtigen  nnd  dies«  einerseits, 
weil  die  zwischen  dem  ölfeniliclien  IMinisterium  nnd  dem  Ang'-klagten 
abgenrtlielte  Sache  nicht  mit  dem  Versicherer  abgenrtheJt  ist,  der  die 
Thalsaclie  des  Versicherten  nicht  als  Verbrechen,  sondern  als  mate- 
rielles Factum,  das  zu  seiner  flntlastung"  dient,  einwendet,-  ander- 
seits, weil  das  fremde  Lrlhel  in  Frankreich  keine  obligatorische  \Vir- 
kung-  hat. 

Wäre  das  ürthel,  dessen  Vollstreckung"  so  verlangt  wird,  von 
Schiedsriclitern  erlassen,  so  müsste  ein  Unterschied  g-emnrht  an  erden. 
Entweder  ist  das  Urlhel  durch  Spruch  eines  französischen  C'onsnis  ge- 
richtlich bcställgt,  nnd  für  executorisch  erklärt  worden,  dann  bedarf  es 
keiner  neuen  Saacfion  (s.  No.  1451.);  oder  es  ist  durch  die  Local-lüchter 
gericbtlich  bestätigt  worden,  in  welchem  Fall  dann  in  Frankreich  nrn 
eine  Ordonnanz  zur  Vollstreckung-  nachgesucht  werden  müsste  (s.  i\u.  140'J). 
Ist  es  aber  einmal  mit  dem  Execpiatur  bekleidet,  so  könnte  diese  Ent- 
scheidung- niclit  zur  Mevision  vorgelegt  werden,  weil  die  Schiedsrlcliter 
eigentlich  keine  Gerichtsbehörde  sind  ,  sondern  bloss  ihre  Rechte  dnrch 
den   \VilI(>n    oder  die   ^Va!ll  der   Parteien   erhalten  haben. 

1489.  Was  die  Vorladungen  nnd  andere  anssergerichtliche  Acte 
betrifft,  so  ist  zu  merken,  dass  in  Ermangelung- eines  positiven  (•esi't/.ej«, 
die  Klage  und  die  A\'elg(.'rnng  durch  einen  Gerichtsbeamten,  odor  wenn 
keiner  da   ist,   durch   Zeugten  constatirt  werden   mnss. 

Die  Form  dieser  Acte  ricJitet  sich  nach  dem  Gesetze  des  Orts,  wo 
die  Aulforderung-  g-eschieht ,  Aveil  in  Formalilätssachen  das  Gesetz  und 
der  St^  l  des  Ortes,   wo  der  Act  aufgenommen  Avird ,  befolgt  werden. 

In  Folge  der  naniliclkeu  Grundsatze  wird  vor  französischen  Gerich- 
ten den  im  Auslände  Statt  g^ehabten  Zengcnverhören,  den  lierichten  SacU^r 
verstandiger  und  andern  Protokollen  in  Üntersuchung-ssachen  Glanben  bei- 
g-emessen ;  nur  müssen  sie  in  den  von  den  Landesges»'tzen  vorg;es(hriebe- 
nen  Tornien  und  durch  die  competente  Behörde  abgcfasst  sein ,  und  keine 
Veranlassung-  z»  ihrer  Verwerfung- an  sich   tragen. 

14*Ml.  AV«ini  aber  weder  ein  öjfentlirfier  noch  Privnfnrt  vorhan- 
den ist ,  um  (•onv*»jilionen  oder  rhntsachf*n  erw  eisen  zu  können ,  so  ist 
Folgendes  zn  merken:  Ist  <lie  IJede  von  ('onvriilionen ,  die  in  I'rankreii'K 
eingegangen  wurden,  gleichviel  ob  die  Contrahenten  Auslander  sind  od'-r 
nicht,  so  sind  einzig  und  allein  diejenigen  üeweis.irten  zuhissi^,  weh  he 
von  den  IVanzösi^cheu  Gesetzen  uulurisirt  sind ;  ii»t  hingegen  diu  Kede 
von  Convontionen  ,  die  im  Anshuidc  geschlossen  wurden ,  so  g^ilt  der 
Cirundsatz ,  da8s  mir  die  üewcise  zugelassen  werden  dürfen,  die  tun 
Orte  ^   N>o  das  Engagement  eingegangen  w urde ,  g;esel/itch  g^estallet  sind'). 


1)  Abw.  Urth.  l.H.  Nov.  1SIG. 
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Diese  Vorsclirift  w3re  jedocli  nicbt  immer  auf  zwei  Franzosen  an- 
wendbar, die  im  Auslände  mit  einander  conlraliirt  haben;  die  französi- 
schen Gerichte  könuten  nach  Beschaffenheit  oder  nach  dem  Geg-enstaiide 
der  Convention  vermutben,  dass  »ie  die  in  Frankreich  zugelassenen  Vor- 
schriften befolgen  wollten. 

Dritter    Abschnitt. 

Anwendung"  der  fremden  Gesetze    auf  die  Bestimmungen 

der  Ac  te. 

1491.  Die  Schwierigkeiten ,  die  sich  in  Frankreich  in  Rechts- 
slreiligkeilen  erheben  können  ,  in  welchen  mau  sich  auf  Ac(e  bezieht, 
die  im  Auslande  abgefasst  wurden,  sind  zahlreich,  da  die  ge- 
schicktesten Kechtsgelehrten  in  ihren  Meinungen  darüber  getheilt  sind. 
Es  soll  hiernach  nur  versuchsweise  eine  aligemeine  Uebersiclit  der  Haupt- 
fragen,  welclie  die  Auslegung  der  Acte  oder  ihre  Vollziehung  belrelfea 
können ,  gegeben  werden. 


§- 


1. 


Von  der  Auslegung  der  Acte,  die  im  Auslände  abgefasst 

wurden, 

1492»  Worin  auch  die  Convention  der  Parteien  hestehen  mag, 
selbst  wenn  sie  unendlich  von  den  Gesetzen  und  Gebräuchen  des  Ortes, 
wo  der  Contraci  geschlossen  w^urde,  abweicht,  so  müssen  sie  in  allen 
ihren  Clausein,  die  nicht  durch  Gesetze  über  die  öffentliche  Ordnung  in 
Frankreich  verboten  waren,  vollzogen  werden. 

Z.  B.  wenn  ein  Wechsel  auf  ein  Land  gezogen  ist,  wo  das 
Gesetz  den  Acceptanten  von  seiner  Acceptation  befreit,  wenn  sie  zu 
einer  Zeit  gegeben  wurde  ,  in  welcher  der  Aussteller  in  Concurs  ge- 
rathen  ist,  oder  wenn  dessen  Unterschrift  falsch  ist,  so  kann  der 
Acceptant  diese  Exception  vor  den  französischen  Gerichten  geltend  ma- 
chen ,  weil  die  Wirkungen  eines  Acts  nach  der  Gesetzgebung  des 
Landes,  'wo  er  ausgestellt  ist,  bestimmt  werden;  denn  die  Accepta- 
tion ist  ein  unabhängiger  Act,  den  diese  Gesetzgebung  nicht  beurtheilen 
kann.     (S.  IVo.  1485.) 

Die  Vorschriften,  welche  in  No.  191.  über  die  Auslegung  der  Acte 
frtheilt  wurden,  können  von  grosser  Hilfe  sein.  Ist  der  Wille  der 
Parteien  nicht  klar  genug  ausgedrückt,  so  muss  man  zum  Gesetz  des 
Landes  seine  Zuflucht  nehmen,  wo  der  Vertrag  geschlossen  worden, 
weil  in  Ermangelung  einer  ausdrücklichen  Stipulation  vermutliet  wird, 
dass  die  Parteien  kein  anderes  annehmen  wollten. 

Man  könnte  vielleicht  die  Frage  aufstellen,  ob  Franzosen,  die  im 
Auslande  einen  Vertrag  abgeschlossen  haben,  der  dem  Gesetze  dieses 
Landes  zuwider  liefe  ,  die  Vollziehung  desselben  vor  den  französischen 
Gerichten  verlangen  könnten.  Wie  z,  B.  wegen  eines  Contrebandge- 
schäfts;  diess  möchte  wohl  zu  bejahen  sein,  da  die  Contrebande  nur 
von  Seiten  der  Unterthanen  ein  Delict  ist,  weil  sie  die  Staatsgesetze 
verletzt. 
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1493.  Drückt  sich  das  Geselz  nicht  bestimmt  g«nnj^  aus,  um 
alle  Sclnvierig^keilen,  die  aus  einem  Vertrag"  entstellen  können,  zu  lösen, 
80  muss  bei  der  Entscheidung'  der  Gebrauch  zu  Hilfe  genommen  ^ve^- 
den*)  (s.  No.  191);  die  Gerichte  haben  dann  die  No,  1377.  gegebenen 
Vorschriften  zu  befolgen. 

Diese  Vorschriften  könnten  aber  modificirt  "werden ,  wenn  der  Act, 
der  im  Auslände  ausg-esteilt,  von  Franzosen  herrührte,  denen  man  die 
Absicht  unterlegen  könnte,  dass  sie  sich,  Aväre  es  auch  nur  ihrer  Ge- 
wohnheit wegen ,  in  die  Gesetze  oder  Gebrauche  ihres  Vaterlandes 
versetzen  wollten. 

Findet  man ,  dass  durch  diese  Vorscliriften  die  Gefahr  nicht  rer- 
mieden  wird,  dass  die  französischen  Richter  fremde  Gesetze,  die  sie 
vielleicht  niemals  studirt  haben  ,  und  deren  Sinn  oder  wahren  Geist  sie 
durch  eine  Uebersetzung  nicht  richtig-  kennen  lernten,  falsch  auslegten, 
so  niuss  unter  den  SchAvierigkeiten  die  kleinste  g-ewahlt  werden;  g:e- 
scha'he  es ,  dass  die  Richter  sich  über  den  Sinn  einiger  Ausdrücke  täusch- 
ten ,  so  hiesse  es  von  den  Auslandern  das  Unmögliche  fordern,  ^venn 
man  diejenigen,  welche  einen  Act  unterzeichnet  haben,  der  in  Frank- 
reich vollzogen ,  oder  der  vor  Gericht  prodncirt  werden  soll  ,  zwin- 
gen wollte,  sich  mit  dem  Studium  der  französischen  Gesetze  bekann, 
zu  machen  und  sich  Instructionen  zu  verschallen,  die  schwer  zu  erlan- 
g'eu  sind. 

1494.  Eine  falsche  Anwendung*  oder  selbst  die  Verletzung-  frem- 
der Gesetze  durch  französisclie  Gerichte  wäre  nur  ein  fehlerhaftes  ür- 
thel,  und  würde  nicht  ermächtigen,  dagegen  beim  Cassatioushof  einzu- 
kommen '). 

Dieser  Hof  ist  eingesetzt,  um  die  französischen  Gesetze  aufrecht  zu 
erhalten;  seine  Existenz  ist  ganz  politischer  Art,  und  seine  Intervention 
ist  ganz  im  Öffentlichen  Interesse.  Die  Uebertretung-  fremder  Gesetze 
verletzt  dieses  Interesse  nicht  ,  und  da  diese  Gesetze  bei  der  Entschei- 
duns:  des  Rechtsstreites  zwischen  den  Parteien  nur  als  Text  oder  als 
ihre  Willensergänzung-  angewandt  "Nverden,  so  kann  der  Cassationshof, 
der  über  das,  was  man  Uebertretung  des  Gesetzes,  Avelches  dem  Contract 
zum  Grunde  liegt,  nennt,  nicht  zu  erkennen  hat,  ein  Urthel  nicht  un- 
gillig-  machen,  das  diesen   Willen  verkannt  hätte. 

AYenn  aber  fremde  Gesetze  durch  diplomatische  Conventionen  olfi- 
ciell  bekannt  gemacht  oder  durch  Staatsgesetze  in  Frankreich  für  obliga- 
torisch erklärt  wurden,  so  könnte  der  Cassatioushof  untersuchen ,  ob  sie 
übertreten  wurden  ,  weil  danu  das  französische  Gesetz  indirecte  verletzt 
worden  wäre*). 

§.2. 

Von    der    Vollziehung:    der   Acte,    die    im    Auslande 

gemacht    wurden. 

1495.  IVach  No.  18G.  muss  di#  Znhlun«^  in  dem  vom  Cftselzet 
oder  durch  den  Vertrug  angegebenen  Doniirii  g»*Iei»tct  und  daselbst  Rucü 
gefordirl  werden.      Ddn    Gesetz    des   Ortes,    auf    wclchcD    ein  Wechsel 


1)  C.  G.  B.  lir,9,  tlC().    --     2)   Abxr.  Urth.  2o.  Sept.  18^20.    —    3)    C«5S.  T. 
Fiuctidor  IV  ;  18.  Febr.  1807;  15.  Juli  1811. 
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gezogen  ist ,  bestimmt  die  Fristen ,  innerlialb  welchen  die  Accepf atioii 
vom  Inliaber  verlangt  werden  nmss,  weil  sie  einen  Theil  der  Vollziehung 
der  Verbindliclikeiten  des  Ausstellers  und  der  Indossenten  ausmacht. 
Nacli  dem  Gesetze  des  Zahlungsortes  eines  Wechsels  richten  sich  die 
Verfallzeit*)  und  die  Respec(tage_,  wenn  dergleichen  da  eingeführt  sind, 
die  entweder  dem  Schuldner  zu  Gunsten  kommen,  oder  im  ßelieben  des 
Inhabers  stehen. 

Der  Umstand,  ob  derjenige,  welcher  die  Zahlung'  verlangt,  der 
Nehmer  des  Wechsels  oder  dessen  Cessionar  ist,  ändert  nichts  am 
Schicksal  des  Schuldners  ,  und  anderseits  kann  der  Cessionar  die  Zali- 
lung-  nicht  anders  verlangen ,  als  sie  vom  urspriingliclien  Gläubiger  ge- 
fordert werden  konnte. 

Das  Gesetz  am  Orte,  wo  die  Zalilting-  eines  Wechsels  zu  leisten 
ist,  dient  auch  als  Vorschrift  beim  Anerbieten  der  Zahlung-  und  bei  der 
Zahlung'  durch  Deposition.  Die  hier  angeführten  Grundsatze  können 
auch  noch,  was  die  Vollziehung*  betrifft,  auf  ^eden  andern  Contract, 
als  den  Wechselcontract  angewendet  Averden. 

So  dient  die  Gesetzgebung'  des  Ortes,  wo  ein  Societatsvertrag*  ab- 
gescLlossen  worden  ,  nicht  nur  dazu ,  die  Wirkungen  der  zwischen  As- 
socies  eingegangenen  Verbindliclikeiten  zu  bestimmen ,  sondern  auch  dazu, 
die  Rechte,  welche  Dritte  g:eg'en  diese  Associes  w^egen  der  von  einem 
von  ihnen  unter  der  Societatsfirma  oder  ohne  dieselbe  unterzeichneten 
Engagements  eingegangen  haben ,  anzugeben.  Opponirt  ein  Schuldner 
die  Verjährung',  so  wird  das  Recht,  sich  ihrer  zu  bedienen,  und  deren 
Dauer,  nach  dem  Ortsgesetze ,  wo  er  die  Zahlung'  versprochen  hat,  be- 
stimmt, und  hat  er  keinen  Ort  bestimmt,  so  wird  der  Wohnsitz,  den 
er  zur  Zeit  der  eing-egang-enen  Verbindlichkeit  hatte,  angenommen; 
denn  da  die  Verjährung-  eine  Exception  ist,  die  er  der  Klage  seines 
Gläubigers  entgegensetzen  kann,  so  muss  er  natürlicher  Weise  in  sei- 
ner eigenen  Gesetzgebung*  dieses  Hilfsmittel  aufsuchen.  Um  so  mehr 
niuss  der  Schuldner  aus  der  Gesetzgebung-  des  Landes,  dessen  Untertlian 
er  ist,  die  Exceptionen  entnehmen ,  die  sich  nach  ]\o.  1482  u.  f.  auf  seine 
Unlähigkeit  stützen. 

Diese  Vorschriften  lassen  sich  sogar  auf  die  Fälle  anwenden,  wo 
mehrere  Bürgen  in  Orten  wohnen  würden,  deren  Gesetze  über  die  Ver- 
jährung" von  einander  abwichen;  denn  indem  sich  jeder  von  ihnen 'ver- 
bürgte, hat  er  auch  alle  reellen  Exceptionen  geniessen  wollen,  welche 
der  Hauptschuldner  hatte,  mit  dem  Vorbehalt  jedoch,  die  besondere 
Verjährung'  anzurufen,  welche  die  Bürg^schaft  tilgten  würde,  und  die 
sich  nach  dem  Gesetze  seines  Domicils  und  der  Zeit ,  wann  er  sie  gege- 
ben j  richten  würde  ^). 

14yo.  Die  Zahlung"  kann  verweig-ert  werden ,  was  aus  mancher- 
lei Ursachen  zu  einer  Klage  vor  einem  französischen  Gericht  Anlass  geben 
kann.  Diese  Klage  wird  allerdings  in  den  vor  diesem  Gericht  üblichen 
Prozessformen  instruiret,  und  nach  den  bereits  angegebenen  Grundsätzen 
öbgeurthelt ;  ausserdem  aber  zieht  die  Verurtheilung'  den  Personalarrest 
nach  sich,  wenn  ihn  das  französische  Gericht  ermächtig-t,  selbst  wenn 
ihn  der  Ort  der  Convention  nicht  erlaubt. 

Die  Verhaftung^  eines  Schuldners  ist  eine  Maassregel,  die  dem  Gläu- 
biger gestallct  ist,    um  diesen  Schuldner  zur   Erfüllung^    seiner  Verbiud- 


t)  Abvv.  Urlh.  18.  Brumaire  XL  —  2)  Abw.  Urth.  33.  Jan.  1822. 
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Kcliketten  wi  zwing-en ,  imd  (Me  Vollziebiing  eine«  Acts  richtet  ßicli  nach 
dein  Gesefzc  dts  OHs,  wo  8ie  Slatt  hat*). 

1497.  Diese  Zahlung^sweigeniog'  kann  andere  Hesiihafe  haben, 
und  zur  Ausübung"  des  Reg;resses  gegen  ]>Iitschulduer  nud  Garanten  Au- 
lass  geben ,  welchem  Regress  Acte  vorausgehen  müssen ,  wodurch  die 
Wichtzahhing  constalirt  wird.  Diese  Acte  werden  im  Allgemeinen  von 
Beamten  ausgefertigt ,  welche  nur  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  For- 
men befolgen  dürfen ,  und  selbst  dann ,  wenn  das  Localgesetz  eine  Art 
Aufforderung  eingeführt  hiitte,  welche  die  Mitwirkung  eines  Beamten 
iiölhig  macht,  wie  diess  in  Frankreich  der  Fall  ist,  iniisste  dieses 
fremde  Gesetz  allein  befolgt  werden. 

Sind  aber  diese  Acte  nothwendig,  um  einen  Regress  gegen  diejeni- 
gen zu  nehmen,  \velche  eine  Zahlung  verbürgt  haben,  so  muss  dem 
Gesetze  Folge  geleistet  werden ,  unter  dessen  Gewalt  die  Convention, 
welche  zu  dieser  Garantie  Anlass    gibt,    geschlossen  wurde. 

Z.  ß.  nach  No.  424.  muss  in  Frankreich  ein  Wechsel  protestirt 
werden ,  selbst  wenn  die  Zahlim^siinfuhigkeit  des  Bezojrenen  notorisch 
Oller  sein  Falliment  erklärt  ist.  Wiire  ein  AVechsel  von  Frankreich 
aus  auf  das  Ausland  gezogen,  und  der  Bezogene  fallirte,  so  müsste 
dennoch  proteslirt  werde»,  selbst  "svenn  der  Inhaber  am  Orte  des 
Schuldners  von  der  Protestation  gesetzlich  befreit  wäre ;  sonst  -sväre 
der  Regress  an  die  Indossentcn  und  sogar  an  den  Aussteller  verloren, 
w^enn  dieser  die  Deckung  gemacht  hätte.  Ebenso  geht  dieser  Regress 
verloren ,  wenn  der  Inhaber  die  Zahlung  oder  die  Acceptatiou  nicht 
in  der  in  No.   358.  angegebenen  Frist  gefordert  hat. 

1498.  Ist  die  Nichtzahlung  gehörigermaassen  constatirt ,  so  kann 
es  geschehen  ,  dass  bei  Auhübung  des  Jiegresses  ein  französisches  Gericht 
über  die  Giltigkeit  der  Nolificirung  des  Protestes,  die  jeder  Indosseut 
Keinen  Ge\vuhrsuii«iuiern  machen,  und  über  die  Vorladuniren ,  die  er 
ihnen  geben  muss,  zu  entscheiden  hat,  Fs  ist  also  wichtig,  zu  wissen, 
■welche  Gesetze  zur  Beurtheilung  dienen,  ob  diese  Notilicirungen  und 
Vorladungen  zu  gehöriger  Zeit  geschehen  sind  und  ob  die  Klage  atif 
Gewähr   zulässig  ist. 

1499.  Ist  die  Gewährleistung  einer  Cession  stipulirt  "worden, 
BO  kann  sie  Alles  umfassen,  was  die  daraus  hervorgehenden  respectiveii 
Rechte  und  Pllichten  betrifft  ;  sie  kann  sich  sowohl  auf  die  Verbindlirli- 
keiten ,  die  sich  der  Cedent  auferlogt  als,  auf  die  Bedingungen,  unter 
welchen  er  sich  verbindlich  macht,  ausdehnen');  sie  kann  sich  sop;ar 
auf  die  Fristen  ausdehnen  ,  innerhalb  welcher  der  Cessionar  gehalten 
ist,  auf/utrelen ;  denn  obgleich  man  durch  Uebereinkunft  auf  das  Recht 
ver/.ichten  kann,  die  Verjährung  zu  opponiren*),  so  kaiui  der  Ccdent 
einer  r'ordcnmg  ausmachen,  diiss  na(  h  einer  gewisstii  Zeit,  die  er  be- 
filimmt  ,  die  Verjährung  der  Khige  auf  Gewähr  zu  «einen  («uusten  erwor- 
ben ist,  obgleich  das  (ies«'tz  ,  n.ich  welchem  die  IJebereinkunfi  benrthelt 
wird,  eine  längere  Vrhi  festsetzt.  In  tliisen  verschiedenen  Fällen  luüs- 
sen  die  (oiiventionen  f^elreulich  vollzogen  werden,  weil  der  Cedent  keitui 
andere  Gewähr  versprechen  konnte. 

Ist  im    Cessiousact    nichts    in    Betreff   einer    («ewäbr    bestimmt  ,    so 


I)  Abw.  Villi.  1.   April  ISI7;   I'J.    Juni    1^17.   -     2)  C\  (i     IJ.    tliiT,   K.lM    — 
3)  ('.  (.'.  ».  2'IZU. 
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muss  Jas  Gesetz,  nach  welchem  dieser  Contract  in  seinen  Wirkungen  «ncl 
in  seiuer  Ausleg-ung"  beurtlielt  wird ,  befolgt  Averden,  Hier  wird  ang-e- 
iiominen^  dass  die  Parteien  dieses  Gesetz  als  Erg-änzung'  iiirer  Convention 
angeselien  liaben«  Alles,  was  es  über  die  Garantie  der  Cessionen  ent- 
scheidet, die  von  der  Art,  wie  diejenige,  wovon  die  Rede  ist,  sind, 
wird  als  Clausel  ihres  Contracts  angesehen. 

Da  jedes  Indossament  nacli  ]\o.  1485,  wenn  nicht  das  Gegentheil 
bestimmt  wurde,  dem  Gesetze  des  Ortes  unterworfen  ist,  wo  es  unter- 
zeichnet wurde,  so  Avird  der  Inhaber  gegen  jeden  Indosseuten  nur  zu- 
gelassen, wenn  er  ihm  den  Protest  notificirt  hat  und  ilm  in  der  vom 
Gesetze  dieses  Ortes  bestimmten  Frist  vorladet. 

loOO.  Schliesslich,  ist  noch  der  Schadloshaltung  beim  Regress 
in  Ermangelung  der  Zahlung  eines  Wechsels  zu  erwähnen.  Der  Inha- 
ber kann  ihn  mittels  einer  Ritratte  nehmen,  worin  der  Riickwechsel 
begriffen  ist ;  der  Bezogene  dieser  Ritrafte  kann  eine  neue  Ritratte 
auf  seinen  Garanten  ausstellen  u.  s.  w.  Nacli  No.  445  können  in  Frank- 
reich die  Riickwechsel  nicht  vervielfältigt  werden  *) ;  jeder  Indossent  trägt 
bloss  denjenigen ,  den  er  veranlasst  hat.  In  manchen  andern  Landern  ist 
es  erlaubt,  die  Rückwechsel  zu  vervielfiiltigen.  Ist  nun  ein  Wechsel 
ans  einem  Lande  gezogen ,  wo  die  Vervielfältigung  der  Rückwechsel 
gestattet  ist,  so  entstellt  die  Frage,  ob  das  Gericht  in  Frankreich,  wo 
diese  Vervielfältigung  nicht  erlaubt  ist,  den  Aussteller  und  die  Indos- 
senten ,  die  vor  dasselbe  als  Gewährsmänner  citirt  sind ,  verurtheilen 
kann,  die  vervielfältigten  Rück  Wechsel  zu  rimborsiren? 

Hier  rauss  das  Gesetz  des  Ortes ,  wo  der  Vertrag  geschlossen  ^vor- 
den ,  zur  Richtschnur  dienen.  Der  Rückwechsel  ist  allerdings  die  Strafe 
der  Nichtvollziehung  des  vom  Aussteller  und  den  Indossenten  solidarisch 
eingegangenen  Engagements,  die  Zahlung  des  Wechsels  leisten  zu  las- 
sen. Die  Parteien  konnten  über  eine  Straf-Clausel  übereinkommen  und 
folglicli  konnten  sie  durch  das  Gesetz  des  Ortes,  wo  sie  contrahirten, 
die  Convention  ergänzen^).  Diese  Vervielfältigung  der  Rückwechsel  ist 
Folge  der  erlaubten  Ermächtigung,  die  der  Aussteller  gegeben  hat,  den- 
Wechsel  auf  seine  Gefahr  riud  Rosten  überall ,  wo.  man  will ,  zu  nego- 
ciren.  Diese  Ermächtigung  wird  da  vorausgesetzt,  wo  das  Gesetz  die 
Vervielfältigung  der  Rückweclisel  znlässt ,  weil  die  Conventionen  nicht 
nur  zu  dem  verbindlich  machen ,  was  darin  ausgedrückt  ist ,  sondern 
auch  noch  zu  dem,  was  nach  Gebrauch  des  Ortes,  wo  sie  Statt  Laben, 
liinzugedacht  werden  kann  3). 

Wendet  man  dieses  Princip  auf  die  Indossenten  an,  so  ist  Folgen- 
des zu  merken :  Die  Verpflichtung  zu  Schadloshallung  gehört  zur  Con- 
vention zwischen  dem  Aussteller  und  dem  Nehmer,  und  jeder  Indossent 
hat  sich  verbürgt,  das  Engagement  des  Nehmers  zu  vollziehen.  Da 
die  Vollmacht,  den  Wechsel  überall,  wo  man  will,  zu  negociren,  einen 
Theil  dieses  Wechsels,  und  folglich  aucli  einen  Theil  der  Hauptobliga- 
tion ausmacht,  so  ist  anzunehmen,  dass  sie  das  Werk  jedes  Indossenten 
ist,  der  seine  Forderung  mit  dieser  Clausel  cedirt;  jeder  hat  sich  für 
alle  Verbindlicljkeiten  des  Ausstellers  verbürgt;  jeder  von  ihnen  kann 
also  im  vorgelegten  Fall  zur  Zahlung  sämmtlicher  SchadloshallJingen,  zu 
welchen  die  nicht  erfolgte  Einlösung  der  Schuld  Anlass  geben  kann, 
gezwungen  werden. 


1)  TT.  G.  n.  183.  —  2)  C.  G.  B.  1152,  1229.  —  3)  C.  G.  B.  1160. 
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Achtes  Ilauptstück. 

Vom      Personal   -Arrest. 

1501.  Das  Reclit  eines  Gläubig^ers,  seinen  Schnldner  in  Ver- 
baft  nehmen  zu  lassen,  bis  er  seine  Eng-agemenls  erfüllt  bat,  Avelcben 
Verbaft  man  Personal-Arrest  {contrainie  par  corps)  nennt,  ist 
fast  in  allen  Gesefzgebnng'en  als  ein  Mittel  eing-efiibrt,  das  den  Handels- 
g-escbiiften  die  nöthig-e  Sicberbeit  geben  soll.  Die  jetzige  französische 
Gesetzjrebnnfr  ist  über  diesen  Punkt  sehr  nnvollkommen.  Das  Handels- 
Gesetzbuch  enthalt  keine  speciellen  Titel  über  diese  Materie ;  in  einigen 
Heiner  Artikel  ist  zwar  der  Personal-Arrest  Terfiigt ;  andere  setzen  ihn 
Toraus*);  aber  ausser  diesen  speciellen  Fallen  hat  das  Gesetz  vom  4. 
April  1798  (15.  Germinal  VI)  diejenigen  bestimmt,  in  welcben  der 
Personal-Arrest  in  Handelssachen  verfügt  wird'). 

Diese»  Hauptstück  zerfällt  in  nacLfolgeude  iiiuf  Capitel. 


Erstes  Capitel. 

Fälle,    in   welcben  der  Persoual-Arrest  Statt  hat. 

150««.  Der  Personal- Arrest  möchte  wohl  nicbt  bei  jeder  Ver- 
iirtheilung  in  Plandelssachen  unumgänglich  nöthig  sein ;  denn  einerseits 
kann  er  nur  kraft  eines  Gesetzes  ausgesi)rocheu  -werden'),  und  ander- 
seits erklärt  das  Gesetz  vom  4.  A|jril  1798,  so  wie  die  folgenden  nicht, 
dass  er  für  jede  Verurtheilung  ,  die  aus  einem  kaufmännischen  Engage- 
ment hervorgeht,  Statt  hat,  so  dass  man  glauben  mnss,  dass  der  Gesetz- 
geber nur  die  Absicht  hatte,  die  Falle  zu  bestimmen,  in  welchen  der 
Personal- Arrest  verfügt  -werden  kann,  und  verstanden  liat,  die  nicht  an- 
gegebenen davon  auszuschliessen. 

In  nachfolgenden  zwei  Abschnitten  soll  nun  durch  Annäherung  And 
Zusammenstellung  dieser  verschiedenen  Gesetze  angegeben  werden: 
1)  wenn  der  Personal- Arrest  gegen  ^iciithaudclsleute  und  2)  wenn  er 
gegen  Handelsleute  Statt  hat« 

Erster    Abschnitt. 

Fälle,    ia    welchen    der    Personal-Arrest    gegen    Nicht- 

bandclslente    Statt   hat« 

130.5,      D«'r  Personal-Arrest   wird   gegen  Kichtliandelsleute  in   Sce- 
verträgen    und  allen  sich  auf  den  Seehandcl  und  die  Seeilscherei  beziehen- 


1)  IT.  (;.  w.  20!),  or>,  CkW. 

2)  Diese«  (Josi'tz,  wrlclu'.s  zn  einer  Zeit  pcgehen  wurde,  in  welcher  mM\  noch 
keine  rirhtigen    ne;»rille  \o\\   in(li\  idiiollcr  Krrilieit  halle,    ist  im  Aii-^emriiuMi   im 
vollständi;; ,    und  steht  sijgar  wini<;   in   llarnionic  mit    dem    ganzen    Sv.sttm    der 
(.icaclz{;el)unj{.  l*«rd. 

a    (\  Ci.  IJ.  20*53.  G.  <>.  ta-« 
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clen  Engageitienfs ,  sogar  weg'6ii  gericblliclien  Znsclilags  eines  ScLifTes 
verfügt  0*  wenn  sie  wegen  Erfüllung'  ihrer  Verbiiitlliclikeiten  eingeklagt 
werden;  alle  Eng-age^nents  im  Seeliandel  sind  aJso  dem  Personal-Arrest 
ausg-esetzt.  Ob  nun  derjenige,  welcher  dergleiclien  Geschäfte  treibt, 
sein  gewöhnliches  Geschäft  daraus  macht,  oder  nur  ein  einziges  vor- 
überg'eliendes  unternimmt,  darin  wird  nicht  nur  kein  Unterschied  gemacht, 
sondern  man  zielit  dabei  nicht  einmal  in  Betracht  (s.  l\o.  1345),  ob 
er  die  Absicht  hatte  oder  nicht,  für  seine  persönliclien  Bedürfnisse  zu 
contrahiren.  Ein  Nichthandeismann  also ,  der  sich  eiiiscliilft  und  seine 
Kleidungsstücke,  sein  Leben,  seine  Freiheit  gegen  Seegefahren  assecu- 
riren  lässt ,  ist  weg'cn  der  Erfüllung'  seines  Engagements  dem  Personal- 
Arrest  unterworfen;  um  so  mehr  dann,  wenn  er  auf  Gross- Aventur 
entlehnen  oder  darleihen  würde ,  oder  assecurirte ,  geschähe  es  auch  nur 
ein  eiuziges  Mal« 

Der  Personal- Arrest  hat  noch  Statt  beim  Wechselcontract  (s.  No.  316 
u.  f.),  wegen  jeder  Promesse  Wechsel  zu  liefern,  oder  für  jedes  Enga- 
g-ement  den  Preis  gelieferter  oder  noch  zu  liefernder  Wechsel  zu  bezahlen ; 
ferner  gegen  den  Aussteller,  Indossenten  ,  Acceptanten,  oder  Avalgeber 
eines  Wechsels,  in  welchem  Fall  der  Zweck  des  Engagements  nicht  ein- 
mal untersucht  würde,  noch  ob  ein  Prolest,  der  nicht  in  gehöriger  Zeit 
erhoben  worden,  den  Inhaber  dahin  reducirt  hat,  nur  eine  Klage  gegen 
den  Aussteller  oder  den  Acceptanten  anstellen  zu  können  2). 

Er  hat  ferner  Statt  gegen  den  Aussteller,  Acceptanten,  Indossen- 
ten oder  Avalgeber  solcher  Wechsel,  die  in  den  Füllen  ]\o.  457  auf  die 
Eigenschaft  blosser  Promessen  reducirt  wurden ,  jedoch  nur,  wenn  ihren 
Engagements  Operationen  zum  Grunde  liegen ,  die  man  nach  ]\o.  5  u.  f. 
für  Handelsgeschäfte  ansehen  kann^).  Dann  hat  auch  noch  der  Perso- 
nal-Arrest Statt  gegen  Aussteller,  Indossenten  oder  Avalgeber  bei 
eigenen  Wechseln  an  Ordre ,  wenn  diese  Personen  sich  wegen  Handels- 
operationen verbindlich  gemacht  haben*). 

In  diesen  beiden  Fallen  ist  es  nicht  der  Act  an  sich  selbst ,  der  den 
Personal- Arrest  nach  sich  zieht,  sondern  das  Zusammentreffen  zweier 
Umstände,  1)  weil  man  zur  Coustatirung  des  Engagements  einen  Act  in 
beg^bungsfäliiger  Form  gewählt  hat ;  2)  weil  die  Ursache  des  Engage- 
ments selbst  ein  Handelsgeschäft  ist  ^) ;  folglich  würden  die  Indossamente 
und  andere  Negociationen,  die  sich  auf  unvollkommene  Wechsel,  oder 
auf  diese  eigenen  Wechsel  an  Ordre  beziehen,  welche  von  Nicht- 
handelsleuten  ausgestellt  und  selbst  nicht  wegen  Handelsgeschäften  ver- 
anlasst wurden  ,  den  Personal-Arrest  gegen  sie  nicht  nach  sich  ziehen  ^), 
Um  so  mehr  verhält  es  sich  ebenso  mit  blossen  Bürgschaften,  die  von 
JXichthandelsleuteu  für  Handelsleute  geleistet  w^urden '")  ;  weil  nach  ]\o, 
1383   diese  Engagements    nicht  kaufmännisch  sind, 

1504.  Ausser  diesen  Fällen  kann  der  Personal-Arrest,  wie  in 
Civilsachen ,  gegen  alle  Personen  ausgeübt  werden  ,  die  sich  ihm  frei- 
willig im  Act  unterworfen  haben,  worin  sie  sich  gerichtlich  ver- 
bürgt, oder  sich  für  eine  andere  Person  verbürgten,  die  diesem  Ar- 
rest ausgesetzt  ist®). 


I)  H.  G.  B.  200.  —  2)  Cass.  25.  Mai  1824.  -  3)  H.  G.  B.  G37/-  4)  H.  G.  B. 
f)36,  (i37.  —  5)  Cass.  8.  Jan.  1812.  —  (i)  Cass.  20.  Floreal  XI ;  11.  Febr.  1807; 
5.  März  ISll.  —  7)  Cass.  28.  April  1813.  —  8)  C.  G.  B.  2060. 
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Auch  können  die  Ilandels^ericLfe,  iudem  sie  über  RecLtsstreitigkei- 
ten  ihrer  (Jonipelenz  enlsclieiden,  die  nicht  den  Personal-Arrest  nach 
sicli  ziehen,  nacli  den  hier  oben  angeführten  Vorscliriften  ihn  in  den 
namlirlien  Füllen  anssprechen,  in  Avelchen  dieses  Recht  den  Civilgerichteu 
anj^ehort,  z.  B.  -svegen  Schndloshaltung-,  die  300  Frs.  übersteigt»),  jedoch 
nicht  iür  eine  g^eriiig-ere  Summe  ^).  Sie  können  ihn  ^veg-en  des  Saldos 
einer  Rechmnig-  verfüg-en ,  die  eine  Administration,  ^velche  g-ericlitlicli 
eingesetzt  wurde,  wie  z.  B.  Masse-Curatoren,  schuldet^).  Im  letztern 
Fall  ist  er  aber  dem  Willen  der  Richter  anheim  gestellt*),  wahrend 
sie  ihn  in  allen  iibrig^en  Fallen  uothwendiger  Weise  aussprechen  müssen. 


Zweiter    Abschnitt, 

Fälle,    in  welchen   der  Personal-Arrest    gegen  Handels. 

leute   Statt    bat. 

Io03.  In  No.  77  II.  f.  ist  angegeben  worden,  was  man  nnter 
dem  Ausdruck  ,,  Handelsleute '' -versteht,  nnd  in  No.  54  sind  die  Perso- 
nen bezcicbnet ,  die  ihnen  gleich  gestellt  sind.  Der  Personal-Arrest  hat 
niciit  dadurch  allein  gegen  sie  Statt,  dass  sie  wegen  eines  Handelsge- 
schäfts verurtheilt  wurden,  sondern  er  muss  sich  aus  dem  Gesetze  ablei- 
ten.   (S.   Wo.  1502.) 

Fr  nniss  gegen  die  Ilandclaleute  in  den  nämlichen  Fällen  und  we- 
gen der  nämlichen  Ursachen,  nach  weltlien  er  nach  dem  vorigen  §  gegen 
Kichthaiidelsleute  angewendet  wird,   verfügt  werden. 

Der  Personal-Arrest  hat  auch  noch  gegen  Handelsleute  Statt  bei 
allen  selbst  nicht  schriftlichen  Engagements,  die  sie  mit  andern  Handels- 
leuten wegen  ihrer  respectiven  Hundelsgeschäfle  eingegangen  haben. 
Diese  Ausdrücke,  buchstäblich  verstanden,  scheinen  sogar  anzudeuten, 
dass,  wenn  der  eine  oder  andere  nicht  den  nämlichen  Handel  treibt,  der 
Personal-Arrest  nicht  Statt  haben  wird;  allein  diese  Auslegung  möchte 
nicht  genau  sein,  nnd  es  mag  hinreichen,  wenn  von  Seiten  desjt'ni- 
gen  ,  der  sich  verbindlich  gemacht  hat,  nach  No.  b  u.  f.  das  Geschäft 
ein  Handelsgeschäft  ist  ^), 

Daraus  folgt,  dass,  wenn  ein  Handelsmann  AVcine  von  einem  Figen- 
thüiner  kauft,  ohne  dafür  einen  ^Vechsel  auszustellen,  und  er  dann 
den  Betrag  des  Finkaufs  nicht  bezahlt ,  diess  den  I'ersonal- Ar- 
rest nicht  nach  sieh  zieht  ;  denn  W(Miii  der  Käufer  die  (Qualität 
eines  Handelsmannes  hat,  so  hat  sie  der  Verkäufer  nicht;  die  münd- 
liche Verhandlung  hat  also  nicIit  ZNvischen  zwei  Hand'>lsleuten  Statt 
g(  habt.  AVendet  man  diese  Grundsätze  nn,  so  ergibt  sich,  dass  ein 
JMamifaclurist  ,  der  sich  g^geu  einen  Handrismnnn  verbindlich  geujacht 
hat,  ihm  für  sein  (jieschäft  eine  ge\>isse  (^iiancil.it  fabririrter  Gegen- 
slände  zu  lirfern,  dem  Personul-Ancst  unterworfen  v>äre,  wenn  er 
s<;iiie  Verbiiidli(  hkeil  nidit  ei  füllte,  und  dass  dieser  Arrest  gegen  ihn 
nicht    zu     Giin:3(en     eines    Nichthandelsmanncs    ausgesprochen    werden 


1;  ü.  ().  120.  —  2)  Cnsi^.  30.  Dcc.  IR28;  Ah«.  Urth.  2.  Au;;.  1*^*^T.  — 
;>)  Abw.  litli.  IS.  Jan.  1814;  I!).  J.ni  IS',!).  _  n  \h\s .  litli  'J  Tli.  rini.lor  IX.  — 
5)  Abw.  Urth.  'ZU.  Mai  \i<lU. 
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könnle,  clera  er  einen  mtindlich  emg'eg-ang-enen  Verkauf  anszuflfiliren 
verweig-eru  würde.  Hatle  der  näinlicL&  IManufachirist  Ursloffe  von 
einem  Handeismanne  g-ekauft,  so  wäre  der  Personal- Arrest  auf  ihn 
anwendbar;  wären  sie  ihm  aber  von  einem  Ackersraanne  verkauft  wor- 
den, so  hätte  der  Arrest  nur  Statt,  wenn  dieser  über  den  Verkauf 
etwas  Schriftliclies  von  ilim  aufweisen  könnte.  So  können  Arbeiter 
nicht  durch  Personal- Arrest  zur  Vollzieliung-  ihrer  Verbindlichkeiten 
geg-en  einen  Manufacturisten ,  dem  sie  ihre  Dienste  vermiethet  haben, 
ang^ehalten  werden,  vorbehaltlicli  der  im  Gesetz  vom  12.  April  1803 
(22.  Germinal  XI)  anferleg-ten  Strafen.  Seinerseits  wird  der  von 
ihnen  eing-eklag-te  Meister  nicht  zum  Personal- Arrest  verurfiieilt;  denn 
da  diese  Arbeiter  nicht  Handelsleute  sind ,  so  ist  auch  das  eingeg-ang-ene 
Eng-a^ement  nicht  unter  Handelsleuten  ahg-eschlossen  worden.  Ebenso 
verhält  es  sieb  mit  Commis  oder  andern  von  Handelsleuten  angestellten 
Personen  *). 

Der  Personal-Arrest  hat  auch  Statt  bei  eig-enen  Wechseln  an  Ordre, 
(Seren  Form  in  No.  478.  angegeben  wurde,  ferner  bei  eigenen  Wechseln 
an  den  Inhaber  und  solchen  ,  die  nicht  an  Ordre  und  nur  auf  den  Namen 
des  Gläubigers  lauten ,  wenn  der  Werth  dieser  Engagements  als  baar  *) 
oder  in  Waareu  empfangen  ausgedrückt  ist ,  und  die  von  Handelsleuten 
en  Gunsten  Anderer,  sie  mögen  nun  Handelsleute  sein  oder  nicht,  aus- 
gestellt sind.  Vergleicht  man  diese  gesetzlichen  Verfügungen  mit  den  in 
Dfo.  52.  erklärten  Grundsätzen,  so  möchten  wohl  eigene,  von  einem  Han- 
delsmanne  wegen  eines  empfangenen  Darlehns  ausgestellte  Wechsel  gegen 
den  Aussteller  zum  Personal- Arrest  Anlass  geben*),  es  sei  denn,  dass 
aus  den  Umständen  hervorginge,  dass  der  von  ihm  empfangene  Werlh 
seinem  Handelsgeschäft  fremd  war*). 

Wer  also  als  Nichthandeismann  mit  einem  Handelsmann  ein  Ge- 
,  sehäft  macht ,  muss  ,  w^enn  er  Personal-Arrest  ausüben  will,  sich  vom 
Schuldner  ein  schriftliches  Geständniss  geben  lassen ;  vernachlässigt  er 
diess ,  so  kann  er  zwar  seine  Forderung  durch  die  in  No.  262  u.  f. 
angegebenen  Beweise  begründen ,  allein  er  wird  nur  eine  Verurthei- 
Inng  ohne  Personal  -  Arrest  erlangen,  es  sei  denn,  dass  es  ein  Ge- 
schäft betrifft ,  das  aus  irgend  einer  andern  in  diesem  Hauptstück  an- 
geführten  Ursache  zu  diesem  Arrest  berechtigt. 

Was  in  No.  54.  gesagt  wurde,  ist  hinreichend,  um  in  Bezug  auf 
öffentliche  Rechnungsbeamte  zu  zeigen ,  dass  der  Personal- Arrest  nur  bei 
eigenen  Wechseln ,  die  ihrer  Geschäftsführung  wegen  ausgestellt  wurden, 
verfügt  werden  kann^). 

Der  Personal-Arrest  hat  ebenfalls  gegen  Wechsel- Agenten ,  Mäkler 
und  Commissionäre  Statt ,  unter  w^elchen  letztern  auch  die  Unternehmer 
von  Agenturen,  Geschäftsbureaux ®) ,  öffentlichen  Versteigerungen  und 
alle  andern  begriffen  sind,  die  es  sich  zum  Gewerbe  machen,  Waaren 
einzukaufen  oder  zu  verkaufen  ;  Forderungen  zur  Restitution  von  Sachen 
oder  Papieren,  die  ihnen  anvertraut  wurden,  oder  den  erhobenen  Preis 
einzuziehen.     Zu  diesen    gehören   auch,    was    die   Restitution   der    ihnen 


1)  Cass.  5.  Sept.  1810;  1.5.  April  1829.  —  2)  Abw.  Urth.  15.  Nov.  1813.  — 
.3)  Cass.  15.  Jan.  1806  scheint  entgegen<;esetzter  Meinung  zu  sein.  —  4)  Cass. 
28.  Juli  1813.    —    5)   Abw.  Urth.  15.  Juli  1817.    —    0)  Abw.   ürth.    32.  März 

1837. 
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anvertranlen  Sachen  betrifft,  Factoren*),  Arbeiter,  Niederla^s-Commissio- 
na're  ,  WirlLe,  Transport  -  ünterneliraer  oder  FracLifalirer  (s.  No.  516, 
523  und  537).  Die  diesen  Individuen  zur  Verwahrung-  iibergebenea 
Sachen  werden  im  Handel  als  ein  im  Nothfall  niedergesetztes  Depositum 
angesehen ,  das  nur  durch  Vermittler  Statt  haben  kann  ^)  und  das  Civil- 
recht  gestattet  den  Personal-Arrest  gegen  diejenigen,  bei  welchen  ein 
Depositum  im  Nothfall  niedergelegt  wurde*). 

Endlich  hat  der  Personal- Arrest  gegen  Bankiers  Statt,  wer  auch  die 
Personen  sein  mögen  ,  gegen  die  sie  sich  ihrer  nan<lelsgeschäfte  wegen 
verbindlich  machen."  In  i\o»  29.  ist  angegebeu  worden,  was  man  unter 
Bank-Engagements  versteht. 


Zweites  Capitel. 

Fälle,   in   welclien   der  Personal-Arrest   niclit 

Statt  hat. 

IdOo.  Da  nach  No.  1502  nicht  jede  Verurtheilung'  im  Handel 
den  Personal-Arrest  nach  sich  zieht,  so  sollen  in  nachfolgenden  drei  Ab- 
sclinitlen  die  Fälle  angegeben  werden:  1)  in  welchen  er  nicht  antori- 
sirt  ist ;  2)  ob  die  im  vorigen  Capitel  erwähnten  Fälle  eine  Ausnahme 
erleiden  können,   und  3)  wenn  er  ungebiihrlicli  ausgesprochen  wird. 

Erster   Abschnitt. 

Fälle,     in    welclien   der    Personal-Arrest    nicht 

zulässige  ist. 

Io07«  Der  Nichthandeismann,  der  ein  Handelsgeschäft  gemarlit 
hat  y  ist  wegen  der  Erfüllung  der  daraus  hervorgehenden  Verbindlich- 
keiten dem  Personal-Arrest  nicht  unterworfen. 

Wer  also  Lebensmittel  gekauft  hätte,  um  sie  wieder  zu  verknn- 
fen ,  was  nach  den  gegebenen  vorhergehenden  Begriffen  nnd  nach  No. 
G  u.  f.  ein  Handelsgeschäft  ist,  könnte  nur  dann  wegen  der  Zahlung 
des  Ankaufspreises  mit  Personal- Arrest  beli'gt  werden ,  wenn  er  d;>fiir 
einen  unvollkommenen  Wechsel  oder  einen  eig  'uen  W^echscl  an  Ordre 
ausgestellt  halte  *)  ;  jedoch  w  ird  dieser  Hechtspunkt  bestrilfen. 

Aus  dem  nämlichen  Grunde,  dass  der  Personal-Arrest  streng  in  den 
geset/.lirhcn  Srhr.inkni  bleiben  soll,  ist  schon  No,  1505  gesasjl  worden, 
d.iss  dii'StT  Arr«'st  für  icd^'H  H.indels^esdiiift  ohne  l'ntersrhi»*«! ,  s»'H)>t 
nicht  gi'g'M)  einen  ll.indrlsniann  Stall  haben  soll  ^  wenn  dos  Gesetz  es 
nicht  ausdrücklich  beslinimt. 

Auch  diese  iMcinung  wird  bestritten. 


1)  Ahw.  IJrlh.  3.  Jan.  1828.     —     2)    C.  (J.    W    17X2,  I^Ki?.     —    3)  C.  G.  B. 
CtMMK  —  4)  H.  (;.  IJ.  ii:m,  mi. 
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Zweiter  Abschnitt. 

Von    einig-en    Aiisnalimeu     in    Füllen,     in     welchen     der 
Personal -Ar  res  t  ausg-esprochen  werden  luiiss. 

läOo.  Das  Civilreclit  g-esfattet  mebrere  AnsuaLmen  vom  Perso- 
nal-Arrest. Geschlecht,  Alter  und  andere  Rücksichten  geben  zu  diesen 
Ausnahmen  Anlass.  Es  soll  hiernach  angegeben  werden,  wie  sie  sich 
auf  das  Handelsrecht  anwenden  Hessen ,  und  ob  man  deren  zulassen 
kann,  die  sich  auf  Verwandtschafts- Verhältnisse  zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner  gründen. 


§    1. 

Von  den  Ausnahmen,  die  aus  dem  Geschlecht,    de 
Alter  etc.  hervorgehen. 


m 


ö 


1509.  Verheiralhete  und  ledige  Frauenspersonen,  die  nicht  Handel 
treiben,  sind  wegen  Handels-Engagements  dem  Personal- Arrest  nicht  unter- 
worfen *) ,  selbst  wenn  die  Engagements  diesen  Arrest  gegen  andere 
Mitschuldner  nach  sich  ziehen  2).  Ebenso  verhält  es  sich  mit  minderjäh- 
rigen Nichthandelsleuten^),  Sind  aber  diese  Personen  nach  No.  5G  u.  f. 
Handelsleute,  so  können  sie  diese  Ausnahmen  nicht  anrufen,  der  Per- 
ßoual-Arrest  ist  dann  nach  JNo.   1505  anwendbar*). 

Was  in  No.  49  u.  f.  gesagt  wurde,  dient  zur  Entscheidung,  dass 
der  Personal-Arrest  gegen  eine  Person  verfügt  werden  kann,  die  im 
Augenblick,  wo  sie  die  Verbindlicbkeit  unterschrieben  hat,  ihm  unter- 
worfen w^ar ,  es  aber  nicht  mehr  im  Augenblick  ist ,  wo  man  gegen  sie 
dessen  Vollziehung*  betreibt. 

Der  Militairdienst  enthebt  nicht  vom  Personal- Arrest^),  und  Jede  im 
Activdienst  stebende  Militairperson ,  die  zur  Zahlung  einer  Schuld  verur- 
theilt  wurde ,  und  sie  nicht  innerhalb  zwei  Monaten  nach  erlassenem  Ur- 
thel  abträgt,  wird  nach  diesem  Termin  als  Demissionär  angesehen. 

Was  die  öffentlichen  Beamten  betrifft ,  so  gibt  es  keinen ,  der  vom 
Personal-Arrest  befreit  wäre.  Die  Würde  eines  Pairs  schützt  ihn  nicht 
davor,  nur  muss  der  Gläubiger,  um  den  Personal-Arrest  auszuüben,  die 
Ermächtigung  dazu  von  der  Pairs-Kammer  einholen  ^).  Diese  ist  nicht 
berechtigt,  das  ürthel ,  das  ibn  ausgesprochen,  zu  revidiren,  sie  hat  bloss 
ihre  Ermächtigung  zur  Verhaftung  zu  geben,  die  sie  zwar  im  öffentli- 
chen Interesse  ,  aber  niemals  unter  dem  Vorgeben ,  dass  falsch  geurthelt 
sei,  verweigern  kann. 

Gegen  die  Mitglieder  der  Deputirten-Kammer  kann  kein  Personal- 
Arrest  sechs  Wochen  vor  und  nach  ihren  Sitzungen ,  noch  während  der 
Dduer  derselben  g-enommen  werden'). 


1)  C.  G.  B.  2066.  —  2)  H.  G.  B.  113.  —  3)  C.  G.  B.  2064.  —  4)  Abw. 
Urth.  15.  Nov.  1813.  —  5)  Decret  vom  24.  Messidor  11  (2.  Juni  1791).  Ver- 
ordnung vom  36.  Juli  1800.  —  G)  Charte  Art.  31.  —  7)  Charte  Art.  51. 
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§.  2. 

Von  den  Ausnahmen,  die  sieb  an f  die  Verliältnlsse 
z  w  i  s  c  li  e  n  G  1  ä  u  b  i  g-  e  r  n  n  d  Schuldner  §■  r  ii  ii  d  e  n . 

IjIO.  Die  Bande  des  Bhites  g-eslaKen  niclit,  dass  der  Personal- 
Arrest  7Avischen  dem  Vater  und  den  Rindern,  zwischen  Brüdern,  zwi- 
schen Eheleuten  Sfatt  habe.  Kein  positives  Gesetz  enthält  diese  Aus- 
nahme'),   was  aber  auch  nicht  nolhii;*  sein  mag*. 

Die  Verhältnisse ,  ^velche  Associes  verbinden,  sind  kein  Linlimgli- 
clier  Grund,  um  denjenigen  von  ihnen  vom  Personal- Arrest  zu  befreien, 
der,  in  Folge  von  Socielalsgeschäften,  entweder  gegen  die  Socieliit  ^vah- 
rend  ihrer  Daner ,  oder  gegen  einen  seiner  ehen)aligen  Associes  nach 
ihrer  Anllosung-,  dazu  verurtheilt  würde.  In  der  Societiit  unter  verei- 
nigtem Namen  ist  jeder  Associe  Handelsmann ;  jede  Rechtsstreiligkeit 
unter  ihnen  ist  folglich  ein  Rechtsstreit  zwischen  llaiidelsleuJcn  in  Han- 
delssachen, ^vorein  sie  sich  respective  mischen^).  Bei  der  Commandite 
ist  der  Commanditär  dadurch  nicht  Handelsmann,  da.ss  er  sich  in  der 
Societiit  interessiret  hat.  Wenn  also  der  verautworllirhe  Associe 
g-egen  den  Commanditär  auftreten  ■würde,  um  ihn  zur  Zahlung  seiner 
liinlag^e  zu  zwingen ,  so  könnte  die  Verurtheilung  nicht  durch  Personal- 
Arrest  vollstreckt  -werden.  Würde  aber  der  Commanditär  bei  Auflösung: 
der  Societiit  ein  Urlhel  gegen  den  verantwortlichen  Associe  zur  J^estitu- 
tion  seiner  Einlage,  oder  zur  Zahlung*  seines  Antheils  am  Gewinn  er- 
halten, so  hiitle  der  Personal  -  Arrest  Statt,  ^veil  der  verantwortliche 
Associe  Factor  der  Societiit  "war. 

Ans  dem  niinilichen  Grunde  sind  in  der  anonymen  SocielKt  die 
Administratoren  ebenfalls  dem  Personal-Arrest  zu  Gunsten  der  Actionüra 
unterworfen,  die  ein  ürlheil  g'egen  sie  erhalten  Jiaben;  ^venn  aber  ein 
Actioniir  den  Betrag  der  eingezeichneten  Actie  nicht  einliefert,  so  kann 
kein  l*ersonal-Arrest  gegen    ihn  genonunen   -sverden. 

Die  Association  in  Participation  für  ein  einzelnes  Gescliiift  g^ibt  nicht 
Anlass  zum  Personal-Arrest  zwischen  den  Parlicipanteu ,  wenn  sie  nicht 
alle  Handelsleute  sind« 


Dritter    Abschnitt. 

Vom  nngesctzlich  ausg-esprochenen  Personal-Arrest. 

IjH*  Wenn  eine  und  dieselbe  Vorladung  Punkte  enthielte,  de- 
ren einer  den  Personal-Arrest  nach  sich  ziehen  Avürde  ,  die  andern  aber 
keine  Veranlassung  dazu  gäben ,  so  müsste  die  Verurchcilung;  g^ttheilt 
A> erden;  denn  so  oft  der  Personal-Arrest  in  einem  Fall  nnügpsprorheu 
ist,  den  das  (irselz  nicht  ermächtig-t ,  so  gibt  d«is  Anlass  zu  Scliiidlos- 
haltung-').  Hütte  der  Schuldner  sein(>  Exception  nicht  in  erster  Instanz 
geltend     gemacht^    so    wäre    desshalb    die  A])pcllaliou    nicht    unzulässig  ; 


1)  Durch  Ge«flz  vom  17.  April  1S32  ist  liestimmt  worden,  d«ss  er  nioht 
};e^cn  \er\w»ndte  in  Hulstoi;;riuliT  un<l  jil»stoi;;rn(ier  Linie,  »winelnn  Hnuleru 
und    Sihwotoin,    oder    Ncr^.indlon     im    uiiniliclicn    lirade    Statt    Ii.«Im*u    k.mn. 

A.  d.   II. 

2)  Al.u.   Lrth.   17.   Febr.  ISK).  —  3;  C.  G.  D.  20'-» 
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cÜess   ist   Folgte   cles   Grundsatzes,    der    nicht  gestattet,    dass   mau   sich 
vertragmässig"  dem  Personal-Arrest  unterwerfe. 

Wäre  dieser  Arrest  in  Folge  einer  Klage,  worin  die  Handelsge- 
riclite  in  letzter  Instanz  zu  erkennen  haben,  verfügt  worden,  so  wäre 
die  Appellation  des  ürthels  über  diesen  Punkt  zulässig,  da  die  Freiheit 
unschätzbar  ist.  Diese  Frage  wird  jedoch  bestritten ,  weil  man  sagen 
kann ,  dass  der  Personal-Arrest  nur  ein  accessorischer ,  der  letzten  In- 
stanz unterworfener  Theil  ist,  wie  diess  die  Schuld  selbst  ist^).  Uebri- 
gens  würde  die  Nothwendigkeit ,  die  Rechtskraft  eines  ürthels  im  ölfent- 
'  lieben  Interesse  zu  erlialten,  nicht  gestatten,  dass ,  nachdem  ungebühren- 
der Weise  der  Personal-Arrest  ausgesprochen  wurde,  derjenige,  der  es 
wicht  in  den  gesetzlichen  Fristen  durcb  Appellation  oder  durch  Regress 
an  den  Cassationshof  angegriffen  hat,  sich  der  Vollstreckung  opponiren 
kann ,  unter  dem  Vorgeben ,  dass  dieser  Arrest  nicht  hätte  ausgesprochen 
werden  sollen  2);  ihm  bliebe  nichts  als  das  gewagte  Hilfsmittel  übrig, 
die  Richter  zu  belangen ,  die  auf  diese  Weise  das  Gesetz  verletzt  haben. 

151 2.  Wenn  die  Gerichte  den  Personal- Arrest  in  andern  als 
den  angegebenen  Fällen  nicht  aussprechen  sollen ,  so  dürfen  sie  sich 
auch  nicht  weigern,  ihn  in  denjenigen,  wo  das  Gesetz  ihn  zulässig 
erklärt,  zu  verfügen,  es  sei  denn,  dass  eine  ausdrückliche  oder  eine  nach 
den  gewohnlichen  Vorschriften  zur  Auslegung  der  Conveutioneu  muth- 
maassliche  Clausel  ihn  nicht  ausgesclilossen  habe ;  denn  wenn  es  nicht 
erlaubt  ist,  den  Personal-Arrest  selbst  im  Auslande  in  Fällen,  wo  ihn 
das  französische  Gesetz  untersagt,  zu  stipuliren ,  so  ist  es  doch  erlaubt, 
ihn  auszuschliessen  ^). 

Ausser  diesen  Fällen  müssen  die  Gerichte  den  Personal- Arrest  aus- 
Bprechen;  sie  können  sich  nur  davor  weigern,  Avenn  sie  vom  Gesetze 
dazu  befugt  sind.  Daraus  muss  wan  aber  nicht  schliessen ,  dass,  wenD 
ein  Gericht  über  diesen  Rlagpunkt  zu  entscheiden  vergessen  hätte,  es 
diess  durch  ein  späteres  ürthel  nachholen  könnte;  dem  Gläubiger 
bliebe  nichts  Anderes  übrig,  als  gegen  das  Urthel  zu  appelliren  ,  oder 
wenn  diess  nicht  sein  könnte,  um  Cassation  einzukommen.  Um 
so  weniger  könnte  man  durch  eine  neue  Klage  auf  Verurtheilung  zu- 
rückkommen, wenn  das  Gesuch  um  Personal- Arrest  nicht  angebracht 
worden  wäre,  und  das  Gericht  über  die  Hauptverurtheilung  entschieden 
Latte.  Das  Urthel  hat  dem  Gericht  die  Sache  aus  den  Händen  genom- 
men, und  da  der  Personal- Arrest  nur  Folge  der  Hauptverurtheilung  war, 
so  kann  er  nicht  mehr  Gegenstand  eines  neuen  Gesuchs  werden,  selbst 
nicht  vor  dem  Civilgericht,  das  über  die  Vollstreckung  erkennt  (s.  No. 
1351),  aber  nicht  berechtigt  ist,  zur  Verurtheilung,  deren  Wirkung  es 
blos  sichern  soll,  ihn  noch  anzufügen. 

Der  Personal-Arrest  darf  nur  für  die  Haupfsummen ,  deren  Zinsen, 
und  andere  Verurtheilungen  dieser  Art  ausgesprochen  werden  (s.  No.  1504); 
niemals  aber  für  die  blossen  Kosten  *). 


1)  Cass.  5.  Nov.  1811.     ~    2)  Abw.  Urth.  1817.     —    3)  C.  G.  B.  20G3. 
4)  G.  O.  136.  Cass.  mehrmals,  zuletzt  30.  Dec.  1828. 
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Drittes  Capitcl. 

Von    der  Vollstreckung"   des  Personal- Arrestes. 

13 13.  Der  Personal- Arrest  kann  nnr,  "Nvie  jede  andere  Zwang^s- 
Kxecution ,  kraft  eines  üriLels  Statt  finden  ^).  Erfolgt  diess  nicht  in 
erster  Instanz,  so  Lindert  diess  nicht,  dass  der  Appellalionshof ,  indem 
er  die  ersten  Richter  reforinirt,  diese  Vernrtheilnn^  ausspreche*),  folj^ 
lieh  könnte  der  Personal-Arrest  nicht  in  Foljje  eines  Vertrags ,  -worin 
er  stipulirt  \ynrde ,  und  sogar  in  den  Fallen,  \no  das  Geselz  ihn  nicht 
untersagt,  stipnlirt  werden,  weil  die  Shpulirung  bedingungsweise  ge- 
scliaeht  und  für  den  Fall  der  Nichterfüllung  von  Seiten  Desjenigen,  der 
sich  verbindlich  geuiaclit  hat,  gegeben  ist,  der  nur  durcli  richterlich« 
Verordnung  angehalten  werden  kann. 

Endlich  niuss  die  Verurtheilung  eine  liquide  Summe  bestimmen '). 
So  können  also  die  ürthel,  welche  den  Personal-Arrest  wegen  Lieferun- 
gen von  Lebensmitleln,  Waaren ,  oder  andern  Gegenstanden  aussprechen, 
nur  vollstreckt  werden,  nachdem  der  Geldbetrag  durch  Liqtiidiruii» 
ausgemillelt  ist  *).  Wie  gross  auch  der  Betrag  der  Verurtheilung 
sein  mag,  so  wird  nicht  im  Handel  die  Vorschrift  des  Civilrechts  befolgt, 
den  Personal  -  Arrest  wegeu  einer  Summe  unter  300  Frs.  auszu- 
sprechen *). 

Diese  Vollstreckung  kann  ungeaclitet  der  Appellation,  welche  ^9 
rerurlheihe  Partei  einlegen  würde,  in  dem  in  No.  1383  angegebenen 
Füll  und  auf  die  dabei  bezeichnete  Weise  Statt  Laben. 

Das  Urlhel  musg  diese  Verurtheilung*  directe  gegen  die  Person  aus- 
sprechen ,  in  deren  Betreff  man  es  vollstrecken  will.  Wenn  eine  llan- 
delsfrau  ,  die  in  Gütergemeinschaft  lebt ,  zur  Zahlung  einer  Handelsschuld 
wiire  vorgeladen  worden ,  so  halte  der  Personal-Arrest  gegen  ihren  Mann 
deshalb  nicht  Statt ,  selbst  wenn  dieser  sie  ermächtigt  oder  ihr  in  der 
Instanz,  in  welcher  sie  condenniirt  wurde,  assistirt. 

Derjenige,  welcher  ein  ürthel ,  das  er  gpgen  die  Fran  nimmt,  auch 
g'pgen  den  Mann  will  vollstrecken  lassen,  niüsste  ihn  directe  als  ihren 
Mitschuldner  vorladen  ,  um  gegen  Beide   Personal- Arrest  zu  erhalten. 

Es  ist  aber  zweifelhaft,  ob  das  Gericht  das  Hecht  hat,  diesen  Arrest 
gegen  den  Mann  auszusprechen.  Rein  Gesetz  entscheidet,  dass  der 
Mann  einer  Handelsfrau,  selbst  derjenige,  der  in  Gütergemeinschaft  lebt, 
für  deren  Engagements  hafte.  Dass  er  zur  Zahlung  verurtheik  werden 
kann,  ist  der  Gerechtigkeit  angemessen,  weil  der  Handel  der  Frau  der 
Gütergemeinschaft,  deren  Chef  er  ist,  nützt  *^).  Sobald  er  aber  niclil 
Handelsmann  ist,  und  diejenigen,  welche  mit  der  Fran  g^ehandelt,  darum 
gewusst  haben,  so  ist  es  zu  bezweifln,  dass  sie  gegen  ihn  Personal- 
Arrest  erhalten  könnten,  da  nach  dem  Gesetze  nur  die  llandeUleul« 
ihm   unterworfen   sind. 

Die  Ansübnng  des  Personal- Arrestes  hindert  den  Glaubig'»r  nicht, 
sich  anderer  legaler  Mittel  zu  bedienen,  um  sich  b.  zahlt  ru  machen-). 
Er  kann  also  }i:e<^tin  seinen  Schuldner,  der  nämlichen  Forderung  wegen, 
den  Personal-Arrest,  die  Auspfündun"^ ,  die  Zahlungs-Einsprüche  und  diu 


1)  C.  G.  R.  20r,7.     —    2)  Al.\r.  Urlh.  U.  Juli  1S27.     —     H)    C.  O.   551.     — 
4)  (..  ().  5.Vi.  —  ß;  c.  G.  13.  20rr,,   2070.  —  ö)  C.  (i.  D.  1421.  —  7)  C  O*.  H. 
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BescIilagnaLme  seiner  Immobilien  vereini«T-en ;   er  kann  tliess  Alles  zug^leicb 
oder  siiccesive  und  in  der  ilim   beliebigen  Ordnung-  Yornelimen, 

1514.  Mit  Ausnahme  des  in  No.  1145  erwälmlen  besondern 
Falles,  kann  mit  dem  Personal-Arrest  nur  den  Tag"  nach  erfolgter  Zn- 
fertignng-  des  Urthels  und  einem  Zahlung-sgebole  verfahren  werden^). 
Der  Gerichtsbote  muss  dazu  mit  einer  speciellen  Vollmacht  versehen 
sein.  Da  jedoch  der  Beweis  dieser  letzten  Bedingung-  nicht  g-esetzlicli 
bestimmt  ist,  und,  hauptsächlich  der  Sicherstellung  des  Gericlitsboten  we- 
gen, erforderlich  zu  sein  scheint,  so  ist  nicht  nölhig,  dass  die  Vollmaclit 
dem  Schuldner  notificirt  werde  ,  und  hauplsächlicli  ist  es  nicht  nöthig-, 
dass  sie  durch  eine  Scliriff,  die  ein  gewisses  Datum  hat*)  erwiesen  werde. 
Ware  aus  irgend  einem  Grunde  der  Vollstreckungsact  ungillig;',  so  wäre 
eine  neue  Bestellung-,  oder  eine  neue  Vollmacht  nicht  nöthig^). 

Dieser  Act  muss,  wie  jeder  andere  aussergerichtliche  Act,  im  Do- 
micil  des  Schuldners,  oder  wenigstens  seiner  Person  notificirt  werden, 
wnd  ist  der  Schuldner  kein  Franzose ,  so  muss  diess  am  Orte ,  w^o  er 
isicli  aufhält,  geschehen*).  Eine  Nofificirung- ,  die  im  Domicil  eines  Man- 
datars gemacht  würde,  w^äre  nicht  hinreichend,  es  sei  denn^  dass  er 
ausdrücklich  ermächtigt  würde ,  sie,  zu  empfangen. 

Er  mnss  die  Erwählung-    des    Domicils   in    der  Gemeinde,    wo    das 
Gericht  seinen    Sitz  hat,    welches   das   Urthel    erliess,    enthalten,   wenn 
der  Gläubiger  in  einem  andern  Bezirk  wohnt,  damit    der  Schuldner  ihn 
nöthig-en  Falls  da  vorladen  kann,    und  dieses  Domicil  wird  während  des 
Kechlsstreites  beibehalten ,  sogar  für  die  Notificirung-  einer  Vorladung-  ajif 
ein  Ansuchen    auf  Cassation*).      Der    Act    darf    nicht   älter    als    ein  Jahr 
sein,    widrigenfalls    er  wiederholt    werden    muss^).     Ist   das    Zahlungs- 
gebot wegen  irgend  eines  Fehlers  in  der  Form  des  Acts,   oder  in  derje- 
nig-en ,    die    zur  Gilligkeit    der    Amtsverrichtungen    vorgeschrieben    sind, 
img-iltig-,  so  läuft  wegen  dieser  Ung-iltlg-keit  die  Kiag-e  nicht  wenig-er  fort. 
Ein   Schuldner  kann  nicht  an  einem  gesetzlichen  Feiertage    verhaftet 
werden,    auch  nicht  an  den  übrigen  Tagen  vor  Sonnenaufgang'  und  nach 
Sonnenuntergang-^),    wären    es     auch    nur     einige    Minuten    früher    oder' 
später.     Die    allgemeinen  Verfügungen   über  die  Stunde,    vor    oder   nach 
welcher  die  Amisverrichlungen   des   Gerichtsboten  nicht  Statt  haben  kön- 
nen, sind  nicht  auf  diese  Art  Execntion  anwendbar. 

Er  kann  auch  nicht  in  den  zum  Gottesdienst  gewidmeten  Gebäuden 
-während  desselben  verhaftet  werden,  noch  im  Auditorium  und  während 
der  Sitzungen  der  Öffentlichen  Behörden.  Die  Verhaftung,  die  aber  in 
deren  Hof,  oder  in  andern  Umgebungs-Orten  vorgenommen  wird,  wäre 
jedoch  regelmässig.  Mau  könnte  sogar  daraus  scliliessen,  dass  sie  gilti- 
ger Weise  in  den  Bureaux  geschehen  könnte,  indem  man  sich  nach  dem 
richtet,  was  über  die  Verhaftung  eines  Schuldners  in  dem  Hause  eines 
Andern  gesagt  werden  soll ,  und  sogar  könnte  sie  am  Orte  der  Sitzung 
geschehen,  wenn  diese  aufgehoben  ist,  oder  bevor  sie  begonnen  hat; 
denn  das  Verbot  ist  lediglich  aus  dem  Grunde  erlassen,  damit  die  Be- 
hörde in   ihren  Amtsverriclitungen  nicht  gestört  werde. 

Ein  Schuldner  kann  ferner  nicht  in  Verhafl  genonnnen  werden,  w  enn 
er  auswärts  eine  Amtspflicht  ausübt,    Avie  z.  ß.  ein  Offizier,    der    einen 


1)  G.  O.  780.  —  2)  Abw.  Urth.  24-.  Jan.  183  4.  ~  3)  Cass.  2«.  Nov.  1810.  — 
4)  Abw.  Urth.  3.  Juli  18>3.  —  5)  Cass.Ml.  März  IS-il.  —  0)  G.  O.  784.  — 
7)  G.  O.  781. 
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Posten ,  ein  Peloton  commandirt ,  oder  wenn  er  Bicb  in  irg-cnd  einem 
Hause  befindet,  selbst  nicht  in  seinem  eigenen  Domicil,  es  sei  denn, 
dass  der  Friedensrichter  seine  Geneliniig'nng-  dazn  {?ibt,  in  "welcliem  Fall 
er  sich  mit  dein  Gerichtsboten ,  der  mit  der  Verhaftuehinnng;  beauftragt 
ist,  in  das  Domicil  verfügen  muss. 

IDIO.  Ein  Schuldner,  der  ein  sicheres  Geleite  erhalten  hat,  darf 
nicht  in  Verhaft  genommen  ^verdtn.  *).  Dieses  Geleit  hat  ljaui)t.süchlicli 
zn  Gunsten  eines  Schuldners  Statt,  der  Zeug-iiiss  vor  Gericht  abzuleg-en 
hat.  Das  sichere  Geleit  muss  immer  die  Zeit  ang-eben ,  "wie  lang-e  es  in 
Wirkung-  ist,  sonst  ^väre  es  ungütig;.  Wegen  des  sichern  Geleits  dea 
Falliten  betreifend  s.  Ko.   1149. 

1516.  Keine  der  Formalitäten,  welche  zur  Giltigkeit  amtlicher 
Urkunden  nöthig'  sind,  darf  im  Protokoll  der  Verhaflnehmnng'  ansg-elas- 
sen  werden^).  Der  Gerichtsbote  muss  in  Begleitung-  z^reier  Zeugen, 
Recors  genannt,  erscheinen.  Will  der  Schuldner  im  Augenblick,  wo 
die  Verhaflnehmung  vorgenommen  'werden  soll ,  bezahlen ,  so  kann  der 
Gerichtsbole  das   Geld  in   Empfang  nehmen    und  dafür  cjuittiren. 

1517,  151  o,  1519.  (Diese  Nummern  beziehen  sich  meistens 
iauf  die  bei  der  Verhaftnehniung  und  Einsperrung  zn  beobachtenden  For- 
malitäten und  die  zu  ergreifenden  Muassregeln ,  was  in  den  Art.  785, 
78G,  788,  789,  790  und  1031  der  Civilgerichtsordnnng,  worauf  ver- 
wiesen wird,    angegeben  ist). 

IDmi),  Ein  Schuldner,  der  bereits  verhaftet  ist,  kann  auch  von 
jedem  seiner  Gläubiger,  der  ihn  selbst  hätte  verhaften  lassen  können^ 
zur  fernem  gelänglichen  A  erwahrung  empfohlen  werden^).  Diese  Em- 
pfehlung hat  die  nämliche  Wirkung,  wie  die  Verhaftung,  sie  mag  nun 
wegen  Schulden,  oder  wegen  eines  Delicts  vorgenommen  worden  sein, 
und  es  sind  boi  ihr  die  nämlichen  Formalitäten  zn  beobachten ,  die  fiir 
diese  vorgeschrieben  sind  '*). 

Würde  der  Schuldner  seinen  Gläubiger,  der  ihn  verhaften  liess, 
Saldiren;  würde  er  wegen  des  Delicts,  das  zu  seiner  Einspernmg  An- 
lass  gegeben,  freigesprochen,  oder  wäre  die  Strafzeit  abgelaufen,  so 
konnte  er  nur  freigelassen  werden,  Avenn  er  alle  Gliüibiger,  die  ihn 
empfohlen  haben,  befriedigt  hat.  Hätte  die  Verhaftnehmung  in  Folge 
eines  Delicts  Slatt  gehabt,  so  koiwite  der  Richter  kein  sicheres  Geleit 
gestatten,   ohne   die  em|)fehlendeu  Gläubiger  abgehört   zu  haben. 

So  wie  elnniül  der  ^cU»ia,i(.r  mehrcru  Gläubigern  haftet  ,  so  muss 
auch  jeder  von  ihnen  zu  dessen  Unterhalt*)  bcitrHgen.  Derjenige  Gläu- 
higer  also,  der  zuerst  den  Personal-Arrest  ausgeübt  hat,  kann  die  zum 
tmerftalt  hinterlegte  Summe  nicht  ohne  die  Einwilligung  des  Empfehlen- 
den zurückziehen«).  Das  Gericht  des  Ortes,  wo  der  Schuldner  inhaftirl 
ist,  entscheidet  über  die  Streitigkeiten  ,  die  unter  den  verschiedene« 
Gläubigern,  wegen  Feststellung  ihres  lieitrags  zum  Unterhalt,  entstehen 
können ''). 

Werdeu  die  Formalitäten    über   die  Verhuftnehmu«»-    oder    die  Em- 


rx  il  L  '^  —  2)  G.  O.  7S3.  —  .1)  G.  O.  7!)2.  ~  4)  G.  O.  7'»3.  — 
ö)  Die  Kostendes  \i^,,,.rl,.,|(s  hefm^jen  für  .'^nT.,;;,.  i,,  P;,ri^  'M  Fr.  .und  in  un- 
Oern  .NIadlen    '..,    I.m.    airs.  y.  |7.   April    IKVZ) ;    ni.lir    ist   der    (.l.ulüger    nielit 

r!'>''/0"^uf '"'"''  '""'^  '^•^'  liedürfniwe  des  iJchuldncrs  sein  niügen.    A.  d.  U. 
0)  iß.  O.  71)1.  —  7)  U.  O.  7Ü3. 

54 


850 

pfelilnng^  des  Scliuldners  nicLt  beobachtet,    so  Ist  beides  iing-iltlg- *) ,    der 
Scliiildlner  muss  aber  bis  zur  Entscheidung  in  Verhaft  bleiber., 

1521«  Für  Paris  sind  eig^ens  gardes  du  cojnmerce  ernannt,  die 
das  ausschliessliche  RecLt  haben,  den  Personal- Arrest  zu  vollstrecken; 
auch  können  sie  zur  Bewachung-  eines  Falliten  in  den  in  No.  1145.  au- 
führteu  Füllen  augestellt  werden. 


Viertes    CapiÄel. 

Wie    die  Verhaftung  des  Schuldners  aufhört. 

15^ii.  Mit  Ausnahme  des  in  No.  1149  angegebenen  besondern 
(Falles  kann  der  legaliter  in  Verhaft  genommene  Schuldner  seine  Frei- 
.jlieit  nur  in  folgenden  vier  Fällen  wieder  erlangen  2) :  i)  Auf  Bewil- 
ligung des  Gläubigers,  der  ihn  verhaften  liess  und  derer,  die  ihn  zu 
fernerer  Enthaltung  empfohlen  hatten ,  wenn  diess  der  Fall  war. 

Diese  Bewilligung  in  die  Entlassung  des  Schuldners  kann ,  wenn 
sie  nicht  vor  einem  Notar  erklärt  ist ,  in  das  Register  ,  welches  die 
Gefänguissliste  enthält,  eingetragen  werden^). 

2)  Gegen  Bezahlung  oder  Kiederlegung  der  Summen,  die  der 
Schuldner  dem  Gläubiger,  der  ihn  gefangen  nehmen  liess,  nnd  denjeni- 
gen, die  ihn  zur  fernem  Enthaltung  empfohlen  haben,  schuldig  ist. 

Den  Gläubigern  müssen  auch,  ausser  dem  Capital,  die  verfalle- 
nen Zinsen  bezahlt  w^erden  ;  auch  müssen  ihm  die  gerichtlich  festge- 
setzten Kosten,  diejenigen  der  Verhaftnehmung,  und  die  deponirten 
ünterbahungskosten  erstattet  werden.       (Siehe  G.  O.  798  u.   802.) 

3)  Wenn  die  Uugiltigkeit  der  Verhaftung  ausgesprochen  wurde. 

Darüber  haben  nur  die  Civilgerichte  zu  entscheiden  und  zw^ar 
dasjenige  des  Bezirks  ,  welchem  das  Handelsgericht  ,  das  den  Perso- 
nal-Arrest verfügt  hat,  angehört,  wenn  die  Mittel  zur  Nullität  aus  dem 
Grunde  der  Klage  gezogen  werden ,  öder  das  Clvilgericbt  des  Orts, 
wo  der  Schuldner  verhaftet  ist ,  wenn  in  der  Form  der  Verhaftung 
gefehlt  wurde.  Die  Klage  kann  auf  jeden  Fall  ii^^*  E-i  ...L^iss  des 
Richters  unter  Verstattung  einer  kurzen  Frist  angebracht ,  und  die 
Vorladung  von  dem  hierzu  beauftragten  Gerichtsboten  in  dem  (vom 
Gläubiger)  bei  der  Eintragung  des  Gefangenen  in  die  Gefäugnissli'«^/^ 
angegebenen  Domicil  insinuirt  werden.  Die  Sache  wird  summarisch 
entschieden,  wenn  zuvor  das  ÖfTentliche  Ministerium  mit  seinem  Au- 
trage gehört  worden  ist. 

Aus  welchem  Grunde  auch  immer  auf  Nullität  der  Verhaftneh- 
mung erkannt  worden  sein  mag,  so  muss  der  Schuldner  sogleich  m 
Freiheit  gesetzt  werden,  wenn  er  nicht  von  andern  Gläubigern  em- 
pfohlen ist. 

Dem  Gläubiger  kann  auferlegt  werden,  den  Schuldner  zu  ent- 
schädigen,    (Siehe  G.  O.  794,  795,  79G,  797,  799.) 


1)  G.  O.  794.  —  3)  G.  O.  800.  —  3)  G.  O.  801. 
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4)  Wenn  der  Gläiibig-er  die  Unterlialtnngskosten  nicht  znin  Vorans 
depoiiirt  hat. 

Diese  müssen  wenig-stens  für  dreissig^  Taj^e  Innterleg-t  werden,  und 
so  ranss  auch  zum  Voraus  bei  jeder  neuen  Periode  forfgefaliren  wer- 
den *).  Gescliielit  diess  nicht,  so  wird  der  Schuldner  in  Freiheit  ge- 
setzt 2). 

Hat  ein  Schnldner  dadurch,  dass  der  Gläubig^er  die  Deposilion 
der  ünterlialtung^skosten  Ternachlässig"te ,  seine  Freiheit  erhalten,  so 
kann  ihn  dieser  nicht  mehr  weg;en  der  nÜinlichen  Schuld  verhaften 
lassen^*'*). 

1323«  Ans  Gefühlen  Ton  Menscliliclikeit  glaubte  man,  dass  man 
die  Verhaftnehmung-  von  Mann  und  Frau  zugleich  nicht  ermächtigen  sollte, 
die  Gerichte  dürfen  aber  ohne  Genelimigung-  des  Gläubigers,  der  beide 
verhaften  Hess,  keine  Rücksicht  darauf  nehmen,  und  dem  einen  von 
ihnen  die  Freilieit  geben  5). 

Nach  Verlauf  von  fünf  Jahren  erhalt  der  Schuldner  seine  Freiheit 
wieder^),  und  kann  nicht  mehr  wegen  der  nämlichen  Schuld  verhaftet, 
noch  empfohlen  werden. 


Fünftes  Capitel. 

Vom  Personal -Arrest  gegen  Ausländer. 

13ä4.  Nach  dem  Gesetz  vom  10.  Se|)t.  1807  zieht  jede  Ver- 
nrtheilung,  die  ein  Franzose  gegen  einen  nicht  in  Frankreich  domicilirten 
Ausländer  erhalt,   di>n   Personal-Arrest  nach  sich. 

Der   Ausländer   kann  sein   Domicil   in  Frankreich  nur  mit   förmlicher 
Genehmigung  des  £kö'nigs  aufschlagen ,  und  dann  geniesst  er^  so  lange  er 


1)  AI)W.  Urth.  11.  Juni  1822.  —  2)  Abw.  Urth.  2.  April  1S22. 

3)  Auch  bestimnU  das  Gesetz  vom  17.  April  18.32,  dass  ein  Schuldner,  der 
von  Rechtswegen  seine  Freilassung  vom  Arrest  erlangt  hat  ,  nicht  mehr  lür  die 
Schulden  ,  die  er  vor  seiner  Verhärtung  conirahlrle  und  die  im  Angonhlick  der 
Freilassung  verfallen  sind,  verhaftet  werden  kann  ,  es  sei  denn,  dass  diese  Schul- 
den ihrer  Heschatlenheit  und  Summe  nach,  einen  längern  Arrest  als  den  bereits 
erstandenen  nach  sich  ziehen  ,  in  welchem  Fall  letzterer  für  die  Dauer  des  neuen 
Verhalts  angerechnet  wird.  A.  d.  H. 

4)  Cass.  Ü.  Febr.  1825. 

5)  Durch  (jlesetz  vom  17.  A|>ril  18.S2  kann  der  Personal-Arrest  nicht  zugleich 
gegen   Mann  und  Frau  ausgesprochen  werden.  A.   d.    II. 

{})  In  Hetretr  des  Personal -Arrestes  in  Handelssachen  ist  durch  das  Cieseta 
vom  17.  April  ls.'}2  für  Finheiiiüschc  folgende  Abänderung  getrollen  worden! 
er  kann  nicht  mehr  gegen  einen  Schuldner  ausgesprochen  werden,  der  das  ?^ie- 
benzigstc  Lebensjahr  erreicht  hat,  so  bestimmt  es  auch  dns  Civ.  -  des.-  Ihn  li 
Art.  2(MiG,'  allein  in  Handelssachen  war  diese  Xertfigung  früher  nicht  nnw endbar. 
Die  Dauer  der  Hüft  richtet  sich  nach  der  Summe  der  lluuplverurtheiiui)^ 
und  zwar: 

ein  Jahr,  wenn  sie  nicht  über  500  Fr.  beträgt, 

zwei  Jahre,  wonn  sie  nicht  über  1000  Fr.  beträgt, 


drei  Jahre,  wenn  sie  nicht  über  'MhH)  Fr.  beträgt, 
vier  Jahre,  wenn  sie  nicht  über  5iMM)  Fr.  beträ-^t, 
fünf  Jahre,  wenn  sie  nicht  über  5(MK)  Fr,  un<l  darü 


7   -■-  ...»..»  w.,v.  „w,,vr  11,  iiiiw  »larüher  betragt. 

Die  Haft   hört  gleichfalls   auf,   wie   der  Schuldoer  da«    »iebcnaii^stc    L«- 
bensjulir  antritt. 
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da  wolmt ,  der  bürgerlichen  Reclite  *) ;  folglich  ist  er  niclit  unhestimmt 
dem  Personal- Arrest  unterworfen  2),  weil  das  Gesetz  die  Franzosen  nur 
in  gewissen  Fällen  ihm  unterwirft,  und  niclit  gestattet,  dass  er  auf  an- 
dere Falle,  selbst   wenn   er  stipulirt  wird ,  ausgedehnt  werde. 

Der  Ausländer  aber^  der  kein  Domicil  hat  und  gerichtlicli  verfolgt 
oder  sogar  vernrtheilt  wird ,  könnte  mit  seinen  Engagements  und  der 
Justiz  sein  Spiel  treiben,  wenn  der  Personal-Arrest  nur  durch  Urtliel- 
spruch  über  ihn  verhängt  werden  könnte.  Daher  dem  Präsidenten  des 
Civilgerichts  erster  Instanz ,  im  Orte,  wo  der  Ausländer  sich  aufhält, 
das  Recht  ztigestanden  ist ,  dessen  provisorische  Verhaftung'  zu  verordnen, 
wenn  die  Schuld  verfallen  oder  exigibel  ist,  und  diess  gelbst  dann,  wena 
sie  im   Auslande  conlrahirt  wurde  ^). 

Dieser  Präsident  ist  der  Einzige,  dem  diese  Macht  zustellt,  und  ob 
gleich  nach  No.  412  nach  erhobenem  Protest,  der  Präsident  des  Handelsge- 
richts die  beweglichen  Güter  des  Schuldners  mit  Beschlag  kann  belegen 
lassen*),  so  erstreckt  sich  dessen  Macht  nicht  so  weit,  dass  er  die  pro- 
visorische Verhaftung  eines  Ausländers  verordnen  kann  ,  selbst  wenn  die 
Rlagsaclie  von  der  Art  wäre,  dass  sie  vor  das  Handelsgericht  gebracht 
werden  kann,  um  eine  Verurtheilung  zu  erhalten. 

Diese  Verfügung  ist  nur  facnltativ^) ,  und  der  Richter  darf  nur  in 
sofern  die  Erlaubniss  zur  Verhaftnehmung  ertheilen,  als  er  hinreichende 
Gründe  dazu  auffindet.  Seine  Genehmigung  muss  auf  blosses  Gesuch  hin, 
und  ohne  vorhergegangene  Untersuchung  ertheilt  werden,  was  eine  Art 
polizeilicher  Maassregel  ist,  die  nie  an  alle  Vorschriften  der  gerichtlichen 
Verurtheilungen  gebunden  ist  '')• 

1525.  Der  Schuldner  kann  im  Augenblick  seiner  Verhaftung 
verlangen,  dass  man  ihn  vor  den  Präsidenten  führe.  (S.  No.  1518.)  Er 
hat  auch  das  Recht ,  in  den  gesetzlichen  Fristen  ^egen  die  Ordonnanz, 
wodurch  seine  Verhaftung  autorisirt  wurde,  zu  appelliren ^) ,  die  aber 
nichts  desto  weniger  provisorisch  vollzogen  wird. 

Die  Art,  >vie  bei  dieser  Verhaftung  verfahren  wird,  ist  ganz  dieselbe, 
wie  diejenige  der  gewöhnlichen  Verhaftungen  ;  auch  ist  man  berechtigt, 
den  bereits  inhaftirten  Schuldner  zu  empfehlen^);  allein  die  in  No.  1513 


1)  C  G  B.  13.  —  2^  Abw.  Urth.  6.  Febr.  1826.  —  3)  Äbw.  Urth.  13.  Juni 
1^17.  _  4)  H.  G.  B.  172.  —  5)  Abw.  Urth.  25.  Sept.  1829.  —  6)  Abw.  Urth. 
28.  Öct.  1809.  —  7)   Cass.  22.  April  1818.  . 

8)  Vor  dem  Gesetze  vom  17.  April  1832  wurde  die  Rechtsbegunstigung,  die  dem 
französischen  Schuldner  zustand,  dass  nach  fünf  Jahren  der  Personal -Arrest  tue 
ihn  aufhörte,  dem  Ausländer  nicht  gestattet;  denn  in  Bezug  aut  ihn  handelte 
es  sich  um  eine  provisorische  Maassregel,  die  zur  Sicherstellung  des  Gläubigers 
unumgänglich  nöthig  schien.  Seit  diesem  Gesetze  aber  ist  der  Personal-Arrest 
ge^en  den  Ausländer  ebenfalls  gemildert  worden.  Die  Schuld  mag  nun  Civil- 
de?  Handelsschuld  sein,  so  ist  Folgendes  verfügt:  Der  Ausländer  kann  nur  mit 
Personal-Arrest  belegt  werden,  wenn  die  Schuld  ISU  Fr.  und  mehr  betragt. 

Die  Haft  hört  auf:  .  .  .      -  x         e  sna  T?r 

nach  zwei  Jahren,  wenn  die  Summe   der  Verurtheilung  sich  nicht  aut  5Ul>  tr. 

belauft, 
nach  vier  Jahren  ,  wenn  sie  sich  nicht  auf  1000  Fr.  beläuft, 
nach  sechs  Jahren,  wenn  sie  nicht  oO^O  Fr.  ausmacht, 
nach  acht  Jahren,  wenn  sie  sich  nicht  auf  .5000  Fr.  beläuft, 
liach  zehn  Jahren  ,  wenn  sie  .5000  Fr.  und  mehr  beträgt.  •  Uf  , « 

Bei  einer  gewöhnlichen  Civilschuld  kann  das  Minimum  der  Strate  nicnt  un- 
ter einem  Jahre  und  das  Maximum  nicht  über  zehn  Jahre  betragen.  Die  Uauer 
wird  vom  Gericht  bestimmt.  Hat  ein  Ausländer  das  siebenzigste  LebensjaHr  er- 
reicht,  so  kann  er,  den  Fall  des  Stellionats  ausgenommen,  nicht  mehr  mit  ii-er- 
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n.  f.  angegebenen  Praliinmar-Fonnen  können  niclit  beobachtet  werden  *), 
und  es  scheint  sog^ar,  dass  niclit  einmal  yerlangt  wird,  dass  der  Ge- 
richtsbote einer  speciellen  Vollmacht  bedarf^). 

Entstehen  Streitigkeiten  über  die  Giltigkeit  dieser  Verhaftungen  oder 
Empfehlungen,  so  mnss  darüber,  wie  über  Alles,  w^as  die  Verliaftnch- 
inungen  von  Franzosen  betrifft,  nachdem  das  öffentliche  Miuisterium  dar- 
über gehört  worden,  abgeurtlieilt  werden^), 

1526»  Rann  der  Ausländer  darthun ,  dass  er  auf  dem  französi- 
schen Gebiete  Immobilien  besitzt,  deren  Werth  hinreichend  ist,  um  die 
Zahlung  der  Schuld  zu  sichern  ,  so  kann  er  dieser  provisorischen  Verhaf- 
tung entgehen  oder  sie  gar  aufhören   machen. 

Das  Eigenthum  darf  nicht  mit  Hypotheken  belastet  sein,  oder  we- 
nigstens mnss  es  einen  Ueberscliuss  an  Werth  darbieten,  der  für  die 
Schuld  haften  kann.  Bei  einem  solchen  Umstände,  wo  die  Untersuchung 
über  den  Befund  zu  langwierig  und  zu  kostspielig  ^väre,  können  die 
Grnndlagen  zur  Abschätzung  durch  zehn  oder  fnnfzehnfacLen  Ertrag, 
die  in   andern  Fällen   im   Civilrecht   bestimmt  sind  ^   beobachtet   werden*). 

Ein  Niessbraucli  könnte  diesen  Zweck  nicht  erfüllen,  weil  er  ein 
Eigenthum  von  ungewisser  Dauer  ist ,  womit  der J^Glänbiger  sich  zu  be- 
gnügen nicht  verbnnden  ist. 

1527%  In  Ermangelung  von  Immobilien  kann  der  Ausländer  er- 
weisen, dass  er  auf  dem  französischen  Gebiet  ein  Handels-Etablissement 
hat.  Dann  haben  die  Gerichte  die  Umstände  zu  erwägen  ,  .und  Etablis- 
sements nicht  zu  berücksichtigen,  die  weder  eine  muthmassliche  Dauer 
noch  reelle  Solididät  darbieten,  auch  solche  Unternehmungen  nicht,  die 
mau  eben  so  leicht  aufgeben  kann ,  als  man  sie  gegründet  hat ,  kurz  die 
weder  einen  reellen  Credit  im  Handel ,  noch  solide  Relationen ,  noch 
einen  positiven  und  unabhängigen  Werth  haben. 

Der  Schuldner  kann  Jemand  ^  der  in  Frankreich  ^vohnt,  als  Bürgen 
Stellen,  selbst  wenn  dieser  nicht  Franzose  w^äre  ;  allein  dieser  Bürge 
muss  als  solvent  anerkannt  sein*),  und  der  Präsident  ist  in  diesem  Falle 
nothwendiger  Weise  berechtigt,  die  in  No.  585  und  1383  angegebe- 
nen Vorschriften  anzuwenden. 

15<^8«  Ein  Ausländer,  dem  der  König  verstattet  hat,  sein  Dd- 
inicil  in  Frankreich  aufzuschlagen ,  könnte  die  hier  angeführten  Hechte 
gegen  einen  andern  Ausländer  anrufen,  der  die  nämliche  Begünstigung^ 
nicht  erhalten  hat;    denn  es  stehen  ihm  die  Civilrechte  völlig  zu. 

sonal-Arrest  belegt  werden ,  und  ist  er  bereits  verhaftet,  so  hört  mit  Antritt 
dieses  Alters  der  Personal-Arrest  auf  A.  d.  H. 

1)  Al)w.  Urth.  28.  Oct.   18()<).  —  2)  Abw.  Urth.  20.  Fcl)r.  1827.    —    3)  Cass. 
22.  März  1809.  —  4)  C.  G.  ü.  21G5.  —  5)  Ges.  v.  10.  Sept.  1807. 


Grimma,  gedruckt  in  der  nuclidruckcrci   des  Verlags  Conn>loirs. 


Werke  des  Verfassers. 


Im  Verlag   von  J.  M.  Gebhardt  in  Grimma» 

Kaufmännische  Briefe,  mit  einer  franzoslsclien,  eng- 
li seilen  und  italienischen  Uebersetzung  der  üblichsten,  in 
den  Briefen  vorkommenden  "Wörter   und    Wendungen.     3te  Auflage. 

Die  ContOrwisSenScliaft,  mit  Ausnahme  des  Briefwechsels  und 
der  Buclihaltung.     2  Theile  in  1  Bande.     2te  Auflage. 

Die  Lehre  der  Buchhaltung.  1838. 

Diese  drei  Werke  machen  ein  Ganzes  der  Contorwissenschaft  aus. 

Die  Lehre  der  Wechselbriefe,    2te  Auflage. 
Auswahl  deutscher  Handelsbriefe,  mit  einer  franzosischen 

Uebersetzung    der  üblichsten,      in    der    kaufmännischen    Correspon- 
deuz  vor konijii enden   Wörter  und  Wendungen. 


lii  ande m  Verlag  shan  diu ngen  t 

Universal -Lexicon  der  Handelswissenschaften,  im 

Verein  mit  melirern,  auf  dem  TiteJ  Genannten,  lier'ausgegeben.  (Da- 
von sind  bereits  12  Hefte  erschienen.  Verlag  von  Friedrich  Flei- 
sclier  in  Leipzig  und  Gebrüder  Schumann  in  Zwickau. 

Correspondance  commerciale ,  Veriag  von  j.  Ambr.  Barth  in 

Leipzig. 

Auswahl  französischer  Handelsbriefe,  Verlag  bei  eben- 

demsell)en. 

Lehrbuch  der  kaufmännischen  Arithmetik,    2  Bände. 

Leipzig,   bei  J.  Fr.  Leich. 

Kleines  Rechenbuch  für  Handelslehi'linge ,  Leipzig,  bei 

ebendemsell)en. 

KaufmännisclieS  Handwörterbuch ,  Verlag  bei  Fried.  Flei- 
scher in  Leij)zig. 

Traite  des  lettres  de  change  et  autres  eflfets  de  com- 
merce,   Strasburg  und  Paris,  bei  Treuttel  et.Würtz^  und  Levrault. 


Berichtigungen. 

Seite  168    in  der  Ueberschrift  muss  es  heissen:  „Drittes  Capitel"  statt   „zwei- 
tes Capitel ".  .,     X,     . 

-  263    Zeile  4  v.  oben    nach  dem  Komma   ist   das  Wort   „erleidet"   emzu- 

schalten,  dasselbeaber  in  der  5.  Zeile  auszustreichen. 

-  268    Zeile  18  v.  oben  ,  statt  „geht  —  ,  dann  geht"  muss  es  heissen  „durch 

Zufall  zu  Grunde  geht,  so  ist". 
'      272    In  der  zweiten  Zeile  des  §.  284  lese  man   „verwechselt*   statt  „ver- 
meno't " 
"    -      301    Zeile  8* V.  unten    lese   man     „Ungiltigkeit    der   Negociatiun"    statt 
„Unschicklichkeit  der  Ts'ogociation".  .     ^^ 

-     3m  Zeile  8  v.  unten  lese  man  „contestirt"  statt  „  constatirt    . 

-  376    Zeile  1.3  muss  es  heissen  „im  geeigneten  Fall"  statt   „  wenn  es btatt 

findet".  .    ,    ., 

-  635    Zeile  1  v.  oben  lese  man  „vermengt"  statt  „vermiscüt  . 
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